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Die Generallinie

Einleitung

von Hermann Weber

Der XII Parteitag der Kommunistischen Partei Deutschlands (16.-19. Juni 1929), 
der letzte in der Yi'eimarer Republik, bestätigte und verschärfte jene politische 
Konzeption der KPD, die als „ultralinks^' umschrieben werden kann Diese Lime, 
die in Libereinstimmung und nach Weisungen der Kommunistischen Internationale 
im Februar 1928 vorsichtig eingeleitet^ und nach der Affäre" nn Oktober
19‘^8 forciert wurde.^ führte die KPD bis zum Machtantritt Hitlers mehr oder

•h der Zerschlagung ihrer Organisation
1934/35 zur

weniger konsequent durch, ja sie galt auch 
1933, bis die Partei entsprechend der Kursänderung der Komintern 
„Volksfront'^-Politik umscliwenkte.*^

na(

Die ultralinke Generallinie von 1929 bis 1933 wurde von der Forschung m ihren 
Grundzügen und unter verschiedenen Aspekten bereits aufgearbeitet, auch sind 
inzwischen wichtige Dokumente dieser Politik veröffentlicht. Doch erst die hiei

1 Solche Positionen vertrat die KPD bereits in ihrer Friilizeit und m der Phase 192-t/2.5. sie bedeuteten 
eine abstrakt-radikale Tendenz, die vorrangig die „Revolution-' propagierte, IThergaug.sf.irderuiig - 
ahleluite und die Machtübernahme vorbereitete. Daraus ergab sich eine Ablebiiiing der Eiubeitslroiit 
mit der SPD und anderen Organisationen und allgemeine Obslruktionspobuk. V gl. Bahne. Kl U b. 1- 
Weber I S. 18 f. und S. 239 ff. Weingartner S. 10 f. \t ieszt S. .582 ineiiit allerdings, die u trabuke 
Politik der Periode nach 1929 sei „ihrem M eseu nach- eine „rechte- (kottiimiuistische) Politik 
gewesen.

2 Vgl. dazu: Hermann Weber, Zu den Bezielmugeii zw u r o c on- ff
Internationale. Dokumentation. Vierteljahreshefte für Zeitgeschichte If). Jg. 1 168. Heft 2. S. 20.) 11.

eil

ischeii der KPD und der Kommunistischen

3 Vgl. Weherl S. 199 ff.
4 VH Barbara Timmermann, Die Faschismus-Diskussion in der Kommumstischen Inlernationale 

11920-1935). Diss. phil. Köln 1977. S. 4Ü2 ff. Vom DDR-Standpiiuki aus: Siegfried \ letzke. Die
Brüsseler Konferenz. Berlin (Ost) 1960 sowie: Die Brüsseler Konferenz der

Klaus .Mammach. Berlin (Ost) 1975.
KPD auf dem Weg zur
KPD (3.-15. Oktober 1935). Hrsg, und eingeleitet von 

5 Hier sei vor allem hingewiesen auf die Werke von Bahne. Weingartner und Wieszt Vgl. außerdem 
Peer H. Lange. Staliiiisraus versus .Sozialfaschismus- und .Nationalfaschismus-. Goppiiigeii 1 16 1 
sowie die bei Flechtheiin S. 5 ff. und bei Enzo Collotti. Die Kotniminislische Partei Deutschlands 
1918-1933. Ein bibliographischer Beitrag. Mailand 1966. angegebene Literatur. .\n Dokumenten
sammlungen seien eiwühut: Antifaschistische Aktion. Dokumente
mente. Vgl. auch die Dokumente zur Komintern, u. a. Degras. \ ol. 111. 1929-1943 Theo Pirkei 
(Hrsg.). Komintern und Faschismus 1920-1940. Stuttgart 1965. Weber. Kommumstische Internatio-

Auch die Literatur über die Komintern dieser Phase geht aul die KPD •
Kommunistische Internationale und der Faschismus. Offenbach 1973. Nikos Poulantzas^ Fa« hismus 
und Diktatur. Die Kommunistische Internationale und der Faschismus. München I Ld. 1 tnimer-
mann. a. a. O. (.4nm. 4j. • i
Schließlich sei auf die Literatur verwiesen, die verschiedene Aspekte der KPD-Pohttk iider regionale 
Fragen untersucht, beispielsweise Rose-Marie Huber-Koller. Die konimiinistische Lrwerbsloseiipohlik 
in der Endphase der Weimarer Republik, in: Gesellschaft. Beiträge zur Marxschen Theorie 10^ 
Frankfurt/M. 197’:'. S. 89 ff.: Hartmaun Wunderer. Materialien zur Soziologie der Mitglieds! halt mid 
Wählerschaft der KPD zur Zeit der W eimarer Republik, in: Ebd. 5. Fraukfurt/.M. 197,). S. ‘-o. II.;

Gert Schäfer. Dieein. .so
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Einleitung

^gedruckten „Rundschreiben“ des Zentralkomitees (ZK), insbesondere seines 
Sekretariats, an die Bezirksleitungen der Partei, lassen diese Linie bis ins Detail 
erkennen und ermöglichen eine umfassende Einschätzung. Zugleich werden Konti
nuität und Wandel der kommunistischen Politik von 1929 bis 1933 gegenüber 
vorherigen und späteren Perioden deutlich.^’
Die KPD, an der Jahreswende 1918/19 gegründet, verstand sich als Fortsetzung des 
radikalen Flügels der deutschen Arbeiterbewegung. Die Zusammensetzung der 
neuen Partei war jedoch heterogen: einige bedeutende Marxisten standen an der 
Spitze aber es gab nur wenige geschulte Kader, der Zulauf anarchistischer und 
abstrakt-radikaler Kreise führte zu putschistischen Tendenzen." Die KPD mußte 
ihren politisch-ideologischen Standort zwischen Sozialdemokratie und Syndikalis
mus noch finden, wobei die ultralinken Vorstellungen in der Partei bis 1933 
weiterwirkten. Eine Massenpartei wurde die KPD erst 1920.
Die Radikalisierung der deutschen Arbeiterschaft hatte zur Stärkung der USPD 
geführt, deren linker Flügel sich dem Kommunismus näherte. Im Oktober 1920 
spaltete sich die USPD und im Dezember 1920 schloß sich die linke USPD mit über 
350000 Mitgliedern, einem funktionierenden Parteiapparat und zahlreichen Tages
zeitungen mit der knapp 80000 Mitglieder zählenden schwachen Parteiorganisation 
der KPD zusammen. Die Vereinigte Kommunistische Partei Deutschlands bekannte 
^ch zur Kommunistischen Internationale und zu Sowjetrußland. Sie erstrebte die 
Diktatur des Proletariats und das Rätesystem, und sie wollte ihre Organisation nach 
den Prinzipien des demokratischen Zentralismus aufbauen.Im Parteienspektrum 
der Weimarer Republik bildete die KPD die äußerste Linke.'«
Nach vergeblichen Aufstandsversuchen in der Krise bis 1923 blieb die KPD auch in 
der Stabilisierungsphase der Weimarer Republik 1924 bis 1928 ein politischer 
Faktor mit etwa 100000 Mitgliedern und 3,2 Millionen Wählern (1928). Die Partei 
war jedoch in dieser Periode vor allem mit inneren Auseinandersetzungen beschäf
tigt, es kam zur Stahnisierung der KPD, d.h. zur völligen Abhängigkeit von der 
Komintern und der UdSSR, zur Zentralisierung und der Herrschaft des Parteiappa-

Freya Eisner, Das Verhältnis der KPD zu den Gewerkschaften in der Weimarer Republik. Frankfurt/ 
M. 1977: Steffen Lehndorff, V'ie kam es zur RGO? FrankfurtAl. 1975; Beatrix Herlemann 
Kommunalpolitik der KPD im Ruhrgebiet 1924-1933, Wuppertal 1977; Siegfried Bahne. Die KPD mi 
Ruhrgebiet m der Weimarer Republik, in: Jürgen Reulecke (Hrsg.), Arbeiterbewegung an Rhein und 
Ruhr. Wuppertal 1974, S. 315 ff.; LuitwinBies, Klassenkampfan der Saar 1919-1935. Frankfurt/.M. 
1978. Auf die umfangreiche DDR-Literatur sei hier nur pauschal verwiesen.

6 Zur Periode 1924 bis 1929 vgl. Weber 1 und II. zur Phase nach 1933 Horst Duhnke. Die KPD 1933 bis 
1945. Köln 1972.

7 Vgl. dazu Hermann Weber (Hrsg.), Der Gründungsparteitag der KPD. Protokoll und .Materialien. 
Frankfurt/M. 1969.

8 Zur USPD vgl. Robert F. Wheeler, USPD und Internationale. Frankfurt/.M-Berliii (West) 1975- 
Hartfrid Krause, USPD. Frankfurt/.M. 1975.

9 Zur KPD in dieser Phase vgl. Werner Angress, Die Kampfzeit der KPD 1921-1923. Düsseldorf 1973.
10 Die Versuche links von der KPD stehender Gruppen zur Parteienbildung scheiterten praktisch. Vgl.

ff«"® Geschichte des „linken Radikalismus“ in Deutschland. Ein Versuch. Frankfurt/
M. 19.6; Rüdiger Zunmermann, Der Lenüibund. Linke Kommunisten in der Weimarer Republik 
Düsseldorf 1978.

11 Vgl. dazu Weber I und II.
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Die Konzeption der KPD 1929-1933

Strategie fest, auch wenn es zwischen 1929 und 1933 zu taktischen Veränderungen
der Generallinie kam.
Zum Verständnis der „Rundschreiben“ soll zunächst auf einige Aspekte dieser 
Konzeption der KPD 1929 bis 1933 eingegangen werden. Es folgt eine Skizzierung 
der innerparteilichen Auseinandersetzungen und schließlich eine knappe Beschiei- 
bung der KPD-Organisationsstrukturen.

I. Die Konzeption der KPD 1929-1933

der Gewerkschaften usw. hn Gegensatz zur Periode der Realpolitik 1926/2 . betrieb 
die KPD nunmehr reine Obstruktion, bekämpfte von hnksradikalen Positionen aus 
alle politischen Kräfte als „faschistische“ Feinde. Im Rahmen dieser Gesamtkonzep
tion gab es jedoch Nuancen. Schwankungen. So griff die KPD z.B^zeitweise nicht 
nur die SPD als Partei, sondern auch deren untere Funktionäre und Mitglieder an. 
Dann wiederum versuchte sie bei gleichzeitigem Angriff auf die Sozialdemokratische 
Partei, deren untere Funktionäre und Mitglieder für die „Einheitsfront von unten 
zu gewinnen. Der Kampf gegen die Gewerkschaften wurde einmal mit dem Aufruf 
zum „Austritt“ aus dem Verband der „sozialfasclnstischen Verräter gekoppelt, 
dann wieder rief die Führung zu Aktivitäten innerhalb der Gewerkschaft auf.
In der Geschichtsschreibung der DDR werden nun bestimmte taktische Varianten 
überpointiert hervorgehoben, um ein falsches, ins SED-Geschichtskonzep passendes 
Bild der Generallinie zu vermitteln (angeblicher Kampf der KPD um die Emheits 
front und gegen den Faschismus).'^ Da auch in der mchtkommumstischen Fiteratur 
die Unterscheidung zwischen den grundsätzlichen Aussagen, der Generallinie und 
den verschiedenen taktischen Wendungen nicht immer klar beschrieben und e 
jeweilige Stellenwert nicht verdeutlicht wird, erscheint es sinnvoll, die Kontanten 
der Politik 1929 bis 1933 herauszuarbeiten und die Varianten nachzuweisen Dies ist 

der KP selbst benutzten Terminologie am einfachsten durchzufuhren.

Strategie und Taktik
Stalin hatte bereits 1924 die militärischen Begriffe „Strategie und Taktik auf Je 
Politik kommunistischer Parteien übertragen. Er definierte die Strjegie als ,die 

des Hauptstoßes des Proletariats auf der Grundlage der gegebenen

mit der von

Festlegung

12 Bahne, KPD. S. 12. imi M R
13 Vgl Rote Wacht. Organ der kommunistischen Seeleute und Hafenarbeiter, 2. Jg. 1 . 1, - r. .
14 So neuerdings wieder m: Geschichte der SED. Abriß. Vorbereitet von emem Autorenkollektiv beim 

Institut für Marxismus-Leninismus beim ZK der SED. Berlin (Ost) 1978^ ^ fl! 1978 
Dazu Hermann Weber. Parteigeschichte als parteiliche Geschichte. Deutschland-Archiv 11. Jg. 19.8,
Nr. 12, S. 1291 ff.
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Einleitung

Etappe der Revolution“ und die Taktik als ..Festlegung der Linie des Verhaltens des 
Proletariats für die verhältnismäßig kurze Periode von Flut oder Ebbe der 
Bewegung"*,
In der Folgezeit wurden diese Formeln von den Kommumsten immer wieder benutzt, 
sie galten selbstverständlich auch für die KPD. So erklärte der KPD-Ideologe Lenz- 
Hinternitz 1931 unter Berufung auf Stalin, es sei ..die Aufgabe der Strategie, den 
Kampfplan für eine bestimmte Situation auszuarbeiten, die Aufgabe der Taktik 
hingegen, die Kampfmethoden und Kampfformen für eine bestimmte Situation 
auszuarbeiten Solche Aussagen und Definitionen sind alles andere als konkret. 
Doch obwohl siele fast Leerformeln sind, können die Begriffe hilfreich sein, da 
hierdurch die Unterschiede zwischen der kommunistischen Generallinie der gesam
ten Periode 1929 bis 1933 (Strategie) und den einzelnen Schwankungen dieser 
Generallinie (Taktik) begrifflich eingeordnet werden können, und zwar entspre
chend der lernnnologie der Kommunisten selbst. Denn für diese ist klar: ..Die 
Taktik ist der Strategie untergeordnet. Der höhere Stellenwert der Strategie der 
ultralinken Generallinie, gegenüber jeweiligen taktischen Varianten ist damit belegt 
und kann Fehldeutungeii verhindern.
Bisher hat die Geschichtsschreibung über die KPD diese kommunistischen Termini 
für die Einschätzung der Politik der Partei am Ende der W eimarer Republik nicht 
korrekt benutzt. Selbst Arbeiten aus der DDR. die ausdrücklich die ..Strategie und 
Taktik der KPD behandeln.'® verwischen die Begriffe und kommen zu keinen 
klaren Aussagen. In der nichtkommunistischen Literatur wurde die gesamte 
ultralinke Generallinie der KPD 1929 bis 1933 als ..ultralinke Taktik“ apostro
phiert, oder nur zwischen linker und rechter .Taktik“ unterschieden.-'’ sowie

15 J. Slalin, Fragen des Leninisinus. Moskau 1038. S. 73 ff. {auch enthalten in: J. \V. Stalin. Werke 
Bd. 6, Berlin (Ost) 1052. S. 134 ff.),

16 .[nseph Lenz (d. i. Winternitz). Proletarische Politik iin Zeitalter des Imperialismus und der 
proletarischen Revolution. I. Teil: Grundhegriffe der marxistisch-leninistischen Strategie und Taktik. 
Berlin^ 1031. S. 42. Zur Kritik der Führung an bestimmten Teilen dieses Lehrbuches vgl 
Dok. 57. Diese Kritik richtete sich nicht gegen die Definitionen von Strategie und Taktik.

17 Ebd. S. 42. Ähnliche Definitionen gab es auch später. Vgl, z. B. Leninismus, Lesehefte für Schulen 
und Selbstunterricht. Heft 7: Die Strategie und Taktik der proletarischen Revolution. Moskau 1935. 
Grundlagen des .\larxismtis-Leninismus. Lehrbuch. Berlin (Ost) 1060. S. 402 ff. Die SED bezeichnet 
heule die Strategie ähnlich wie Stalin als ..Festlegung der Haiiplstoßrichtting des revolutionären 
Kampfes der Arbeiterklasse und ihres \ erhältnisses zu den verschiedenen sozialen Kräften in einer 
bestimmten Periode“. Die Taktik dient danach ..der Verwirklichung der Strategie, sie ist die 
Gesamtheit der Formen. Mittel und Methoden des Kampfes für das jeweilige strategische Ziel“. 
Kleines Politisches M'ürterbuch. 3. überarb. Aufl. Berlin (Ost) 1978. S. 888 f. Ähnlich definiert der 
sowjetische Band: \X issenschaftlicher Komniunismus. Berlin (Ost) 1972. S. 204 ff. Ein von einem 
pDR-.Autorenteam verfaßter Band: XX'issenschafllicher Kommunismus, Lehrbuch für das marxistisch- 
leninistische Grundlagenstudiiim. Berlin (Ost) 1974. gebt atisfülmlicher auf die beiden Begriffe ein. 
U. a. heißt es auch: ..Die Strategie ist also die [ . . . 1 Generallinie- der Partei. (S. 96). In der 
sechsbändigen ..Geschichte der KPclSL^- wurden zeitlich lange ..strategische Hauptetappen“ unter
schieden. Xgl. Sowjetwissenschafi, Gesellschaftswissenschaftliche Beiträge. 1073. S. 697.

18 \ gl. Siegfried Ittershagen. Heinz Karl. A'alter Wi 
KPD von der .Novemberrevolution bis 
Heft 2. S. 228 ff.

10 Bahne. KPD. S. 12.
20 IX'eingartner S, 10.

. unten.

immer. Zur Entwäckbmg der Strategie und Taktik der 
zur Brüsseler Konferenz. BzG 5. Jg. 1963, Heft 1. S. 32 ff. und

X



Die Konzeption der KPD 1929-1933

vielfach die Politik der ganzen Periode unter dem Begriff „Taktik" subsumiert.^'

Allerdings hat auch die KPD selbst 1929 bis 1933 die Begriffe Strategie und Taktik 
keineswegs immer eindeutig (und im Sinne derSTa/mschen Definition) gebraucht. So 
erklärte der XII. Parteitag der KPD 1929, die „vom 9. Plenum des EKKl. . . und dem 
6. Weltkongreß der Kl" veränderte Politik aufgrund einer ..neuen revolutionären 
Welle" lediglich als ..taktische Wende ',^’ obwohl es sich nach kommunistischem 
Sprachgebrauch um eine ,,strategische Wende " handeln inußte. Der Xll. Parteitag 
nahm auch eine Resolution ..Unsere Strategie und Taktik m den W irtschaftskamplen 
und in der Gewerkschaftsbewegung“ an. ohne dann eine klare Eingreiizuiig beidei 
Begriffe vorzunehmen. X^ iederum war nur von der ..taktischen \X endung'" m der 
Gewerkschaftsarbeit die Rede, allerdings auch von der „großen Wendung m der 
Politik [!] und Taktik“.'^'*
Umgekehrt sprach die KPD Ende 1930 von ihrer ..strategischen XX ende"" (vgl. unten. 
Dok. 34), obwohl es sich hierbei nach der eigenen Terminologie 
taktische Wende handeln konnte.
Trotz solcher Ungereimtheiten sollen hier die Begriffe Strategie und Taktik auf die 
KPD-Politik 1929 bis 1933 angewendet werden. Das ..strategische Zieh" (das erst 
1935 oreändert wurde).war die ..sozialistische Revolution ", der Umsturz des 
bestehenden politischen und wirtschaftlichen Systems, und die Errichtung der 

Diktatur des Proletariats"", des Rätesvstems. Die Strategie der ..dritten Periode"" des 
..Kampfes Klasse gegen Klasse"" blieb die generelle Politik der Jahre 1929 bis 1933, 
in der nun freilich zahlreiche ..taktische " Ausforinuiigen dieser Generallinie vorge
nommen wurden. Diese Problematik wird hier etwas ausführlicher dargelegt, um zu 
zeigen, daß die ultralinke Generallinie von 1929 bis 1933 bzw. 193o eine 
„strategische“ Periode der KPD bildete, mit entsprechenden Konstanten ihrer 
Politik. Im Rahmen dieser Strategie kam es natürlich auch zu verschiedenen 
taktischen Varianten. Die verschiedenen Wendungen m der KPD-Pohtik 1929 bis 

gewissermaßen der Zick-Zack-Kurs der Partei, sind daher begnfllich als
der ..strategischen"" Gesamtkonzeption abzuheben.

nur um eine

1933, ,
„taktische"" Änderungen klar von

Programmatik und ultralinke Strategie
Die KPD als Sektion der Komintern war nach den Statuten verpnichtet, deren 
politische Strategie zu übernehmen.^" Naih der Stalinisierung der KPD (1924 bis 
1929) wurde diese statutarische Verpflichtung ab 1929 praktiziert. Dabei waren die 
Rahmenbedingungen der KPD-Politik (Einie tier Komintern und Situation in 
Deutschland) offenbar für die Generallinie der Partei gravierender als ihre Ideo ogie 
und Programmatik. Dennoch spielten Ideologie und Programmatik eine wesentliche 
Rdlle. Sie <lienten sowohl der Gewinnung von Aiihängern als auch der Stabilisierung

21 Laiijif. a.a. O. (.\nm. 5) S. 2t) und 71. venvendel beide Begriffe für die gleidie puliüsehe Linie. 
\Lieszt (S. 12 und 1.5) sprirln allerdings auch vom „stralegisclien Ziel"" und ..Etappenziel"'.

22 Protokoll 12. Parteitag S. 9.
23 Ebd. S. 28.

(Anin. 18) S. 242. Ferner: Die Kommunistische Internationale. Kurzer24 Ittershagen u. a.. a. a, O. 
historischer .Abriß. Berlin (Ost) 1970. S. 423 und 488.

25 Das wurde bereits 1920 in den ..21 Bedingungen" zur Aufnahme in die Komintern gelordert. \gl. 
Weber. Kommunistische Internationale S. 61.
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Einleitung

der Partei. Im Selbstverständnis der Kommunisten hatten überdies Strategie und 
Taktik die Aufgabe, die programmatischen Ziele zu vei-wirkliehen. die Prog 
tik war in der Sicht der Partei der Strategie und Taktik übergeordnet.
Schließlich ist für das Programmdenken der Kommunisten immer zweierlei wichtig: 
die große ideelle Kraft, die der Gedanke an das Endziel, die klassenlose Gesellschaft, 
auf die Anhängerschaft ausübt - obgleich die Vorstellungen von dieser Gesellschaft 
alles andere als konkret und anschaulich sind sowie die Aktualität und 
unmittelbar praktische V erbindlichkeit der Ideologie, die immer wieder zur Begrün
dung der Politik herangezogen wird. Die ideologische Grundvorstellung, die in 
diesem Sinne der Strategie und Taktik vorgeschaltet war. lautete 1929 bis 1933 
ungefähr so:^^

ramma-

konsequente Vertreterin der Arbeiterklasse, sie steht in der 
Traditionshme der deutschen und internationalen Arbeiterbewegung. Die Ideologie 
der KPD ist der Marxismus-Leninismus. In der Philosophie vertritt die Partei folglich 
den dialektischen Materialismus, der in der Praxis zum .4theismus verpflichtet. Die 
Geschichtsphilosophie ist der historische .Materialismus, daraus ist abzuleiten: Die 
Geschichte ist eine Geschichte '■on Klassenkämpfen. Im Weltmaßstab stehen sich 
Proletariat und Kapitalismus gegenüber. Ziel der KPD ist die klassenlose Gesell
schaft durch Ubemmdung des Kapitalismus. Die Politische Ökonomie des Marxis
mus-Leninismus definiert die kapitalistische Produktionsweise mit ihren drei 
Merkmalen (Warenproduktion. .Monopolisierung der Produktionsmittel durch die 
Kapitahstenklasse und auf Verkauf der Arbeitskraft beruhende Lohnarbeit) als 
bystem der Ausbeutung der .Arbeiter, das zu wirtschaftlichen und politischen Krisen 
fuhrt. Im 20. Jahrhundert hat sich der Kapitalismus zum Imperialismus entwickelt. 
Die Epoche des Imperialismus (Lenin charakterisierte ihn seiner inneren Struktur 
nach als .Monopolkapitalismus, seiner außenpolitischen Wirksamkeit nach als 
Imperialismus und seiner historischen Bedeutung nach als verfaulenden, sterbenden 
Kapitalismus, als ..Vorboten der nahenden Weltrevolution“) ist die Periode des 
Krieges und der Revolution, die im Programm der Kommunistischen Internationale 
ausführlich dargestellt wurde.
Aus diesen philosophischen und politökononhschen Theorien resultieren die poli- 
tisch-ideologischen Vorstellungen (später ..wissenschaftlicher Kommunismus“

Darstellung der Theorie der KPD für die .Mitglieder gab es nicht. Flechtheim 
dZH l.) hat die 6 wesentlichen Punkte zusaminengefaßt. Vgl. auch Weherl S. .57 ff. Das 

theoretische Organ Die Internationale sollte die Umsetzung der Theorie für die Funktionäre 
bewalt,gen, allerdings erschien das Monatsorgan m der zweiten Hälfte 1932 nur noch in größeren 
Abstanden Heft 6. Jum, Heft 7/8. August, Heft 9/10. September-Oktober war die letzte .Nummer) 
Lrsprunghch war das Standardwerk. In dem dte Crundzüge ,1er kommunistischen hleologie 

waren: Das ABC des Kommunismus. Von N. Bucharin und E. Preobrashenskv 
v 1 • G erschien: Das politische Grundwissen des jungen Küninumislen (Wien 1927). Eine 
Verbindung der Ideologie mit der Strategie enthielt auch: Programm der Kommunistischen 
huenraltonale .Angenotnmen vom VI. Weltkongreß am 1. September 1928 in Moskau. Hamburg- 

Berhri 1928 (abgedruckt in Weber. Kommunistische Internationale S. 165 ff.!. Die KPD »ab auch 
mehrere Schriftenredien heraus tnit W erken der ..Klassiker“ (Elementarbücher des Kommunismus), 
die Marxistische Bibliothek - Werke des .Marxismus-Leninismus“, die ..Lehrbücher für den 
prolemnschen KlassenkampP- (Band 1: Leitfaden zur Geschichte der Arbeiterbewegung von Alexan
der Emel)^ Eine populäre Zusammenfassung der Parteitheorie enthält auch die Broschüre von 
”riebet wud™*^ *^ Kommunismus die einzige Rettung. Berlin o. J.. die in 100 000 E.xemplaren
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ihrer Sicht amgenannt) der deutschen Kommunisten. Deutschland stand m 
Vorabend einer Revolution. Diese sollte sowohl die bisherige V irtschaftsordnung wie 
die Staatsordnung vernichten und auch die „bürgerliche Demokratie als 
Herrschaftsform des Kapitalismus übei-winden;
Die proletarische Revolution zerstört diesen Staat und ersetzt ihn durch die Diktatur 
des Proletariats, deren adäquate Form das Rätesystein ist. Wegen des Widerstandes 
der Herrschenden ist ein Bürgerkrieg unausweichlich. Die Kommunistische Partei ist 
bei diesen Kämpfen die Vorhut der Arbeiterklasse, die im Sinne der marxistischen 
Theorie die Arbeiter und deren Bündnisgenossen (Bauern, Angestellte) fuhit. Die 
Spaltung der sozialistischen Bewegung war notwendig, weil die Sozialdemokratie 
Vertreterin der Arbeiteraristokratie, der vom Kapital bestochenen Oberschicht der 
Arbeiterklasse, geworden ist. Im Weltmaßstab fallt nun die Entscheidung für den 
weiteren WVg der Revolution. Die Sowjetunion als Vorposten dieser Revolution spielt 
dabei eine überragende Rolle. Die Komintern, die straffe Zusammenlassung aller 
Kommunistischen Parteien, die disziplinierte Weltpartei der Revolution, hat in dieser 
weltweiten Auseinandersetzung die Führungsrolle.
Die programmatischen Grundvorstellungen der deutschen Kommunisten waren 
identisch mit der Programmatik der Komintern und wurden letztlich von dieser 
bestimmt. Auf der Grundlage dieser Ideologie und Programmatik hatte die Komin
tern bis 1928 (entsprechend dem Kampf der KPdSU unter Stalin gegen den linken 
Trotzkismus) eine eher gemäßigte Politik durchgeführt und versucht, mit den 
Sozialdemokraten, vor allem den linken Sozialisten, zu einer Zusammenarbeit zu 
kommen (Einheitsfront). Typisch dafür war 1926 die Zusammenarbeit der KPD mit 
der SPD im Volksentscheid gegen die Fürstenabfindung m Deutschland odCT die 
versuchte Kooperation der sowjetischen mit den englischen Gewerkschaften. Seit 
dem IX. Plenum des Exekutivkomitees der Komintern (EKKI) irn Februar 1928 
zeichnete sich deutlich eine Einkswendung ab. Die neue ultrahnke Strategie^wurde 
dann vom VI. Weltkongreß der Komintern (Juli/August 1928) und d^ X. Tagung 
des EKKI (Juli 1929) festgelegt und von den beiden folgenden EKKI-1 agungen 
(März/April 1931 und August/September 1932) bestätigt.-^ Kurz zusammengefaßt 
kam die Komintern zu folgender Eagebeurteilung und entwickelte daraus die neue

eine

zur

Strategie;
Die kapitalistische Gesellschaft ist in eine neue, die „dritte Periode“ emgetreten, 
nach der revolutionären Krise bis 1923 und der relativen Stabdisierung ab 1924. 
Diese „dritte Periode“ ist gekennzeichnet durch wirtschaftliHie und politische 
Erschütterungen der kapitalistischen Eänder Europas und der Kolonien sowie eine

Kommunistische Internationale, a. a. 0. (.\iim. 24), S. 284.
28 Val dazu Protokoll des 6. Weltkongresses der Kommunistischen Internationale. 1928_ Band 1-4. 

Hamburg-Berlin 1928. Protokoll. 10. Plenum des Exekutivkomitees der Kommunistischen Interna
tionale. Jul. 1929. Hamburg-Berlm o. J. (1929); D. S. Manuilski, Die Kominunmischen Parteien und 
die Krise des Kapitalismus. Bericht vor dem XI. Plenum des EKKI. Hamburg 1131; 0. Kuusmen, le 
Internationale Lage und die Aufgaben der Sektionen der Kommunistischen Internationale. (Bericht 
auf dem XII. Plenum des EKKI.) .Moskau 1933.

29 Mit Recht weist Bahne darauf hin, daß die Wendung „in keinem ursächlichen Zusammenhang mit der 
einsetzenden Wirtschaftskrise“ stand. Balme, KPD S. 12.erst spater
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wachsende Kriegsgefahr, vor^ - allem der Gefahr eines Angriffs kapitalistischer Länder
auf die UdSSR. Aus dieser ..objektiven“ Lage erwartete die Komintern eine 
Radikalisierung der Arbeiterschaft und damit eine revolutionäre Situation. Gleich
zeitig prognostizierte die Komintern eine ..Faschisierung“ der Sozialdemokratie und 

.Mineinwachsen“ des bürgerlichen Staates in den Faschismus.
In dieser Situation sollte mit der Parole ..Klasse gegen Klasse“ einmal signalisiert 
weiden, daß allein die Kommunisten die Arbeiterschaft vertreten würden und gegen 
alle übrigen politischen Kräfte kämpfen müßten. Andererseits sollte die Hauptauf
gabe der Kommunistischen Parteien in wichtigen Ländern (vor allem in Deutsch
land) in der Vorbereitung der Revolution, dem Kampf um das Sowjetregime und die 
„Diktatur des Proletariats“ hegen. Strategisches Hauptziel mußte daher die Gewin
nung der Mehrheit der Arbeiter für die Kommunisten sein. Das bedeutete vor allem 
Kampf gegen die ..faschisierte“ Sozialdemokratie (..Sozialfaschismus“), da diese die 
Arbeiter davon abhielt.
Sozialisten waren

ein .

Kommunismus überzugehen. Insbesondere die linken 
daher als Hauptfeind zu bekämpfen. .Ansetzen wollte die Komin

tern bei wirtschaftlichen Kämpfen, um dann zu politischen .Auseinandersetzungen 
uberzugehen, was auch verstärkter Kampf gegen die Gewerkschaftsführungen 
bedeutete (notfalls bis zur Spaltung der Gewerkschaften).
Aus dieser neuen Strategie der Komintern lassen sich für die KPD von 1929 bis 1933 
folgende verbindliche Konstanten ihrer Politik ablesen:

ZU in

1. Die Kl D mußte ihre ganze Kraft einsetzen, um ihr V orbild Sowjetunion vor einem 
angeblich drohenden Überfall zu schützen. Schließlich erklärte die KPD: „Alle 
Anzeichen weisen mit zwingender Kraft darauf hin. daß auf der Tagesordnung der 
Geschichte vor allem ein Krieg steht: der Krieg der imperialistischen Großmächte 
gegen die Sowjetunion.“*"
2. Die KPD mußte den Kampf gegen die bestehende Regierung bzw'. den Staatsappa
rat in den Mittelpunkt stellen, erwartete sie doch, daß mit dem ..Heranreifen - der 
Revolution in Deutschland die „Frage des bewaffneten Aufstandes unvermeidlich auf 
die Tagesordnung treten wird“.^' Allerdings ist zu bemerken, daß die KPD trotz 
verbaler Thesen dieser Art in der Periode 1929 bis 1933 keine direkten Vorbereitun
gen zum bewaffneten Aufstand traf. Doch wurden im Zuge dieser Einschätzung 
grundsätzliche Unterschiede zwischen bürgerlicher Demokratie und Faschismus 
geleugnet, da angeblich beides Staatsformen der ..Diktatur der Bourgeoisie“ 
und sich die Demokratie „faschisierte“. *-

„revolutionären Welle“ erhob die KPD den Anspruch, allein die 
Arbeiterklasse zu vertreten. Alle übrigen Parteien w aren danach als konterrevolutio- 

ja ..faschistisch“ zu bekämpfen. Dillerenzen im Parteiensvstem erklärte die 
KPD als unwesentlich, da sie in allen anderen Parteien Organe des Kapitalismus sah,

waren

3. ln der neuen

nar,

30 Protokoll 12. Parteitag S. 301.

31 h alfen für den Klassenkampf. Beschlüsse des XII. Parteitages der KPD. Berlin o. J. (1929), S. 25.
32 So wurde in einem Beschluß des ZK Ende 1931 eine ..liberale Gegenüberstellung von Demokratie und 

baschismus, von Sozialfaschistnus und ///t/er-Faschismus“ als ..Hauptfehler^' bezeichnet (Innrekorn 
Nr. 1 vom o. Januar 1932. S. 28). Auf der 3. Parteikonferenz im Oktober 1932 erklärte Thälmann die 
..bürgerliche Demokratie” sei ..Diktatur der Bourgeoisie in ihrer verschleierten Form ", der Faschis
mus (he „offene, unverhiillte Diktatur” (Beschliis.se im Zitat. S. 18).
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verhindern suchten. Auch die NSDAP
unter

die den objektiv möglichen Sieg der KPD zu ■ , n •
(„Nationalfaschismus-^) war in dieser Sicht nur eine gegnerische Partei 
anderen, auch wenn sie nach ihrem rapiden Wachstum die besondere Autmerksam-

Da auch die NSDAP als ..Agenf des Kapitals beurteiltkeit der KPD ei-iv'eckte. 
wurde, konnte ihr die KPD keine besondere Eigenständigkeit zugestelien.

■ l'iir die KPD die Sozialdemokratie4. Ilauptfeiiid innerhalb der Arbeiterklasse , • • .
( Sozialfaschisten“), die es zu zerschlagen galt. Da die Sozialdemokratie m der 
dritten Periode - sich ..faschisierte ". mit dem Staat verschmolzen war und die 

Arbeiter abhielt, zur KPD zu kommen, wurde jede Einheitsfront (..Eiiiheitsfront von 
oben“) abgelehnt.'^'* Durch die sogenannte „Einheitsfront von unteif sollte die SPD 
zersetzt sowie ihre Anhänger für die KPD gewonnen werden. Die linken Sozialdemo
kraten galten als ..Hauptfemd [...]. weil ihre .Methoden zur Unterstützung der 
imperialistischen Politik die geschmeidigsten und wirksamsten - ^e*en. Gerade sie 
hielten bei der wachsenden Radikalisierung die Arbeiter (die in der KPD-\ orstellung 
sonst fast zwangsläufig zum Kommunismus stoßen wurden) bei tler Sozialdemo-

kratie.

wai

5. Auch die Freien Gewerkschaften wurden von der KPD als ..faschisiert und mit
■hsen bezeichnet. Daher mußte die KPD nichtdem bürgerlichen Staatsapparat 

nur die Gewerkschaftsführuiig bekämpfen, sondern auch eigene Organe zur 1- iihrung 
von Wirtschaftskämpfen bilden. Solche ökonomischen Kampfe. Streiks usw. waren 
nach der Ansicht der KPD die beste Möglichkeit zur Erreichung der Arbeiter, wobei 
es vor allem unorganisierte Arbeiter zu gewinnen galt.
Diese strategische Konzeption der KPD blieb zwischen 1929 und 1934 konstant. Da 
die KPD an ihrer Einschätzung der „revolutionären Situation - festhielt. blieb für sie 
die Sozialdemokratie der ..Hauptfeind-\ ein prinzipieller Unterschied zwischen S1 D 
und NSDAP (..Zwillinpbrüder-)^" wurde ebenso geleugnet wie ein geiierellei 
Gegensatz zwischen W eimarer Republik und Faschismus.
Im folgenden soll nun skizzenhaft und schematisiert (d.h. entsprechend den fünf 
Aspekten: Sowjetunion, Regierung. Parteien. SPD. Gewerkschaften) dargestellt 
werden, wie die taktischen Veränderungen dieser strategischen Konstanten der 
Politik aussahen. Um die Konzeption, in deren Rahmen die „Rundschreiben zu 
sehen sind, zu verdeutlichen, werden andere Materialien zur Analyse herangezogen, 
vor allem die in KPD-Zeitschriften und -Zeitungen veröffentlichte o fizielle 1 artei- 
meinung dokumentiert, und auch die bisherige Literatur zum Thema berücksichtigt. 
Um die Authentizität zu unterstreichen, werden vergleichsweise viele Zitate aufge-

verwac

nommen.

33 Zum Unterschied der ..Einheitsfront von oben-, des tatsaclilichen \ ersuchs <ter Zusammenarbeit mi 
anderen .Arbeiterorganisationen, und der ..Einheitsfront von unten ' vgl. .\ngress. a. a. O. (Anrn. 9)
S. 2.58 ff.; Bahne, KPD S. 22; A^ ieszt S. 47 ff.

34 Waffen für den Klassenkampf, a. a. O. (Anm. 31) S. 19.
35 Die KPD berief sich dabei auf These von 1924. Faschismus und Sozialdemokratie «eien kerne

.\ntipoden. sondern Zwillingsbriider - (Stalin. \t erke. Bd. b. Berlin-Ost 19.o2. S. 2a2 f.,. S ah, hatte 
die These von Sinowjeiv übernomineii. Zur Entwicklung des Begriffs „Sozialfaschisimis tgl. Sieg ne 
Bahne, „Sozialfascliismus" in Deutschland. Zur Geschichte eines politischen Begriffs, in; hiteinational
Review of Social Histort- 10. Jg. 1965, Part 2, S. 211 ff.
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Taktische Varianten der Generallinie
Trotz der durchgängigen Strategie zeigt die Politik der KPD zwischen 1929 und 
1933 Schwankungen, Brüche und auch Ungereimtheiten. Da nicht nur die Program-. 
matik der Komintern, sondern auch deren strategische Konzeption viele Leerformeln 
enthielt, mußte sie in der praktischen Politik näher definiert werden, um der 
Organisation Anweisungen für die jeweiligen Aktionen geben zu können. Diese 
,,Umsetzung der Strategie in Taktik und wiederum in organisatorische Anweisun
gen (wofür die ,,Rundschreiben'‘ beispielhaft sind, da ja genau darin ihre Aufgabe 
lag), wurde von verschiedenen Faktoren beeinflußt. Dadurch mußte in der 
konkreten Politik bei grundsätzlich einheitlicher Strategie das Bild eines Zick-Zack- 
Kurses entstehen. Natürlich bedeutete die Festlegung auf die Strategie, daß die 
Grundzuge der Politik nicht veränderlich waren (z.B. daß keine „Einheitsfront von 
oben“, also keine wirkliche Zusammenarbeit mit Sozialdemokratie und Gewerk
schaften gegen die NSDAP durchgeführt werden konnte). Aber selbstverständlich 
konnte in der taktischen Umsetzung der Strategie die politische Linie entweder bis 
zum Exzeß getrieben oder aber flexibler und realistischer angewandt werden.
Auf die Motive dieser Politik, der Strategie wie der taktischen V eränderungen, sei 
hier nur pauschal verwiesen. Da die KPD Sektion der Komintern war, wurde ihre 
Politik mehreren Faktoren bestimmt, und zwar sowohl von den außen- wie 
innenpolitischen Interessen der Sowjetunion als auch natürlich von der deutschen 
Situation. Entscheidungen Stalins, der KPdSU oder der Kominternführung wirkten 
ebenso auf die Haltung der KPD ein wie unterschiedliche Vorstellungen in der 
Berliner Parteiführung oder die Möglichkeit der eigenen Organisation. Die Lageb 
teilung der Komintern- und KPD-Führung wurde von sowjetischen (oft 
vermeintlichen) Interessen, aber auch ideologischen Vorstellungen oder auch von der 
deutschen Situation beeinflußt. So z.B. von den Folgen der Wirtschaftskrise, 
Erfolgen und Mißerfolgen der Partei bei V ahlen und Mitgliederw'erbung, der realen 
Entwicklung in Deutschland unter den Regierungen Hermann Müller, Brüning, 
Papen und Schleicher, dem Aufstieg der NSDAP
Im Rahmen der strategischen Generallinie wurden taktische Wendungen vollzogen, 
die als Reaktionen sowohl auf eine veränderte Taktik der Komintern, als auch auf die 
aktuelle Lage in Deutschland oder innerhalb der KPD zurückzuführen waren. Um 
diese taktischen Wendungen zu charakterisieren, wird hier versucht, die Strategie in 
verschiedene taktische Perioden zu unterteilen. Eine Reihe von deutlichen Einschnit
ten in dieser Zeit macht das möglich: die Beendigung des radikal überspitzten Kurses 
durch die Absetzung Paul Merkers im April 1930, das ..Programm zur nationalen 
Befreiung“ im August 1930, die Veränderung der Linie durch das Konzept der 
„Volksrevolution“ Ende 1930, die Verschärfung des Kurses gegen die SPD nach dem
XI. EKKI-Plenum im April 1931 mit dem folgenden Volksbegehren gegen die 
Preußische Regierung, die Abschwächung dieser Taktik im Oktober 1931, der 
veränderte Kurs mit der „Antifaschistischen Aktion“ vom April-Mai 1932 und 
schließlich der Anpassung der Politik an die Komintern im Oktober 1932 nach dem
XII, EKKI-Plenum.

von

eur-
nur

usw.

Allerdings ist zu berücksichtigen, daß diese taktischen Wendungen nicht alle (oben 
aufgeführten) fünf strategischen Aspekte gleichzeitig betrafen, die taktische Wen
dung also nicht immer synchron lief: eine „realistischere“ Haltung gegenüber der
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SPD konnte durchaus mit einer verschärften Konzeption gegenüber den Gewerk
schaften gekoppelt sein. Gerade diese Ungleichzeitigkeit der ‘attischen Konzepte im 
Rahmen der Strategie bringt Ungereimtheiten m die Politik der KPD. Das be egt 
iedoch auch die Tatsache, daß die kommunistische Politik eben nicht so einheitlich 

d geschlossen und schon gar nicht so zielgerichtet ist, wie olt angenommen.

Die Taktik bis Frühjahr 1930: Gegen den
Bereits im Februar 1928 beschlossen die Führungen der KPdSU und der KPD durch 
ein Geheimabkommen die Änderung der bisherigen gemäßigten kommunistischen 
Politik in Deutschland. Nach dem VI. Weltkongreß der Komintern zeichnete sich die 
neue ultralinke Wendung noch deutlicher ab. Nun versuchten die in der KPD- 
Führung tätigen „Versöhnler“, diese Wende durch eine Palastrevolution zu verhin
dern. Bei der „IFÜto/f-Affäre“, einem Unterschlagungsskandal, zwangen sie liial- 
mann, den Repräsentanten des linken Flügels der KPD, zum Rücktritt. Doch Stalin 
verhinderte den Coup, Thälmann wurde wieder als Parteivorsitzender eingesetzt 
statt dessen wurden die „rechten“ Kommunisten aus KPD ausgeschlossen und 
die „Versöhnler“ ihrer Funktionen enthoben. Damit wai- Ende 1928 der Weg für die 
ultralinke Strategie der KPD frei.^
In der ersten Phase forcierte die KPD die neue Generallinie, vor allem nach den 
blutigen Ereignissen des 1. Mai 1929 in Berlin,'^» erheblich. In a en fünf Bereichen 
der Strategie radikalisierte die KPD ihre Politik nach dem XII. Parteitag vom Juni 
1929 zunehmend, es kam zu einer exzessiven taktischen Auslegung der Generallinie. 
Die von der KPD (auch zur inneren Disziplinierung)’^'’ seit 1927 immer wieder 
beschworene angebliche Bedrohung der Sowjetunion durch einen Angriflskrieg des 
Kapitalismus“ wurde nun als akute Gefahr an die Wand gemalt. Angeblich war „das 
Stadium der unmittelbaren Vorbereitung des konterrevolutionären Intei-ventions- 
krieges“ erreicht.-’« Die KPD behauptete, es gebe eine beschleunigte Vorbereitung 
dieses „Interventionskrieges“ und verlangte daher von ihren Anhängern sogar le 
„Unterordnung“ des Kampfes |egen den Fmmg-Plan unter den „Kampt für die 
Verteidigung der Sowjetunion“.

un
Sozialfaschismus•> ">

36 Die SED-Geschichtsschreibung benutzt sowohl diese Ungereimtheiten als auch die 
( Faschismus“) um das Bild einer KPD zu konstruieren, die eine generell richtige. antifdschisUsche
d. h. gegen Hitler gerichtete) Politik betrieb, die lediglich durch Fehler (meist 

NeuJnn reduziert) verzerrt wurde. Vgl. z. B. als neueste Darstellung
Untersuchung: Autorenkollektiv unter Leitung von Gunter Hortzschansky, Emst Thalmann. Eine 
Biographie. Berhn (Ost) 1979.

37 Zu den Einzelheiten vgl. Weber I S. 186 ff.
38 Ebd. S. 244 f. ..
39 Auf dem X. EKKI-Plenum im Jul. 1929 zog Ihälmann eine Vmbindung seiner These dm 

„revolutionäre Disziplin“ der KP „muß eine feste, militärische sein' mit
Verteidigung der Sowjetunion“. Protokoll 10. Plenum, a. a. O. (Anm. 28) S. o60. In einer Broschüre 

hieß es: Die„opportunistischen Hanswürste sind jetzt zur Hauptgelahr 
Haupthindernis darstelle... das sich der Neuorientierung der kom-un-uschen Parteien ai^f^ 
aktiven Kampf gegen die Kriegsgefahr“ entgegenstellt. N. Lenzner, Uber die Rechte Gefahr m der 
Komintern. Hamburg-Berlin 1929, S. 9 f.

40 Waffen für den Klassenkampf, a. a. O. (Anm. 31) S. 46.
41 Inprekorr Nr. 102 vom 1. November 1929, S. 2421.
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Von den Bezirken forderte die Parteileitung einen ..Ruck-, damit der . Kampf“ 
gegen den Krieg und für die Verteidigung der UdSSR in den ..Mittelpunkt der 

gestellt und zu diesem Zweck ..Antikriegskomitees“ geschaffen

Die KPD bezichtigte die sozialdemokratisch geführte Regierung Hermann Müller. 
einen Angriffskrieg vorzubereiten, was aufgrund der Fakten absurd erscheint. Auf 
dem All. Parteitag 1929 behauptete Hermann Remmele. die ..Sozialdemokratie“ 
stehe „heute an der Spitze der Organisierung, an der Spitze der ideologischen 
Vorbereitung des Krieges gegen die Sowjetunion“.« Entsprechend hieß es in einer 
Entschließung des Parteitages, die Sozialdemokratie sei die ..führende Kraft bei der 
Vorbereitung des Krieges gegen die Sowjetunion“.« Auch im März 1930 blieb es bei 
solchen .Anschuldigungen, so sagte Thälmann, die ..neue Kriegsvorbereitung“ werde 
von der Sozialdemokratie .,am heftigsten unterstützt -.Mit der These, der Krietr 
gegen die UdSSR sei eine akute Gefahi-. und die ..\Trteidigung der sozialistischen 
Sowjetunion mit allen Mitteln“ sei Aufgabe der Partei, verband die KPD in dieser 
taktischen Periode daher den ..Hauptstoß " gegen die Sozialdemokratie.-*'’
Da die SPD Regierungspartei war. richteten sich die Angriffe der KPD bei der 
Auseinandersetzung mit der Republik vornehmlicb gegen die Sozialdemokratie. Die 
KPD konstatierte eine rasche ..Faschisierung " des Staatsapparates und sah diese 
wahrend der Phase bis Frühjahr 1930 durch die SPD organisiert.« In dieser Periode 
der exzessiven Taktik gebrauchte die KPD den Begriff Faschismus ohnehin so. daß 

inchtkommumstischen Kräfte erfaßt wurden. Im September 1929 gab die 
KFD z. B. folgende Definition des Faschismus:
.,Der baschismus in allen seinen Formen - als mit dem bürgerlichen Staat 
vei^achsener Sozialfaschismus. als gelegentlich unter radikaler Maske auftretendes 
Hakenkreuzlertum - ist eines der wichtigsten Mittel des Finanzkapitals 
V orbereitung eines neuen imperalistischen Krieges.“-***
hn gleichen Monat bezeichnete das ZK der KPD den „//«g-enherg-E/h/cr-Block“ als 
baschismus betonte aber gleichzeitig: ..Die kommunistische Partei steht beiden 
Lagern der bürgerlichen Reaktion mit gleicher Todfeindschaft gegenüber. Sie ficht 
den unerbittlichen Kampf sowohl gegen den faschistischen Rechtsblock, wie gegen

zur

42 Der Parteiarbeiter 7. Jg., Nr. 8, August 1929, S. 25.5.
4.3 Protokoll 12. Parteitag S. 308.
44 U affen für den Klassenkampf, a. a. O. (Anm. 31) S, 53 f.
45 KI Heft 9-10 vom 12. März 1930. S. 533. Im gleichen Monat wurde vom ZK der KPD eine

Nr2lvnt'23. Intervenlionskrieges- prognostizier,. Vgl. Inprekorr

46 Im Manifest des XII. Parteitages der KPD hieß es: ..Es lehe die Sowjetunion, das t'aierland aller
Ausgebeuteten und Lnterdrurkten! Es lebe die revolutionäre Verteidigung der Sozialistischen- 
Sowjetunion mit allen Mitteln!'- In der Resolution des Parteitages über den Krieg hieß es. ohne die 
„Verschärfung des Kamples gegen den Reformismus“ küriiie es „der Partei nicht gelingen den 
(.Aiim'31"' S*^ 6 "s^f umzuwandeln"'. Waffen für den Klassenkarnpf. a. a. O.

47 . Die Sozialdemokratie bereitet unter der Maske der .Wirtschaftsdemokratie" u - 
dens die faschistische Kriegsdiktatur der Bourgeoisie [. . .] vor."' Ebd. S. 18.
Se^l^Xet^lO^T "*“* 'Ftteilungsblatt des Bezirks Niederrhein der KPD. Jg. 6, Nr. 6,
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gleichzeitigeden sozialfaschistischen Koalitionsblock.“^'’ Entsprechend wurde
ialfaschistischen und nationallasclnstischen Ueg-

eine

„systematische Entlarvung d

Trotzigster Erfolge der Nationalsozialisten bei Konnnnnal- und Landtagswahlen 
1929 unterschätzte die KFD in der Phase bis Erühjahr 1930 die NSDAP völlig. 
Zunächst gab die Parteiführung die Parole aus: ..Schlagt die fasclnsten wo ihr sie 
trefft!“"' Im Dezember 1929 schränkte man dahingehend ein. daß die 1 arole zwar 
richtig sei. aber ..zu einseitig ausgelegt" werde, es gehe ..nicht nur um die php'sche 
Abwehr“ Der Kampf gegen den Faschismus" war in dieser Periode tur che KPU 
in erster Linie nicht gegen die NSDAP gerichtet."' sondern gegen den (im Reich und 
in Preußen von der SPD geführten) Staat und den ..Soziallasclnsnuis \ on seiten 
der SPD fürchtete die Partei sogar die ..drohende Diktatur des Soziallaschismus

(vgl. Dok. 1).
Die Sozialdemokraten waren 1929 für die KPD nicht nur ..Schrittmacher" und

auch unlogisch - gleichzeitig die ..Organisatoren der
„offenen Faschismus“ im

er SOZI

„Agenten“, sondern -
faschistischenDiktatur“(vgl.Dok. 2).Zwarwarauch
Unterschied zum ..Sozialfaschismiis“ die Rede, zugleich wurde aber unter ..Faschis
mus“ auch die SPD und das Reichsbanner subsumiert (vgl. Dok. 9). Die Kommtein 
(X Plenum des EKKI im .liili 1929) nannte damals den ..Sozialfasclnsmus eine 
„besondere Form des Faschismus"."^ Schließlich warnten Kominterntuhrer einen 
„Unterschied zwischen dem Sozialfaschismus und dem FaHchisnius_ zu suchen, da 
dies nur ..zu opportunistischen Schlußlolgerungen" tühren könne.
Trotz aller Verworrenheit der Faschismus-Definitionen der KPD war der Kampfbe
griff in dieser Phase eher gegen die SPD als gegen die NSDAP gerichtet. Die Folge 
war das Abgehen von der (in der Strategie festgelegten) ..Emheitslront von unten 
das heißt dem Versuch, die sozialdemokratische Basis diir. li kameradschalthche 
Diskussion zu gewinnen, sie gegen ihre eigene Führung aiifziiwiege n und so die SP 
zu zersetzen. Ende 1929 und Anfang 1930 richtete sich (lie laktik der KPD gegen 
die gesamte Sozialdemokratische Partei und ihre Mitglieder. So hieß es am 9. 
Februar 1930: ..Kommunist sein heißt Todfeind des Soziallaschismus sein. Am

wenn
vom

1. November 1929. S. 2421.49 Inprekorr Nt. 102 vom
50 Der PartoaräeUer 7. Jg.. Nr. 12. Dezember 1929. S. 361. . „
51 Val. zu dieser Losung Margarete Buber-Neumann. Kriegssehauplätze der Vi eltrevolution. Ein Bericht 

der Praxis der Koiniiilern 1919-1943. Stuttgart 1967. S. 268 If.aus
52 Der Parteiarbeiter, a. a. O. (Anin. 50) S. .361.
53 Vgl. dazu Wieszt. der zahlreiche Belege bringt, u. a. S. 205 und 211. Die Koniin.eni erklärte im 

Februar 1930 selbst, da der Kampf gegen die Sozialdemokratie konzentriert wurde. J
Kampf gegen den ..Nationalfuscliisimis“ ..etwas vernaclilassigf . KI He t 8 vom 26. Februar 19.
S 427 Das gleiche Organ hatte in einem Leitartikel tm April 1929 erklärt, der Kampf gegen d 
„nationalsozialistisclie Haunein ‘ diene nur „als Ausrede" df '
„Teilnahme an einem Regime der Diktatur mit faschistischeti MethodeiC dranglen. A/Heft 15 vom
10. April 1929, S. 873 f. „ ■ ■ .

54 „Eine besondere Form des Faschismus in Ländern mit starken sozialdemokratischen Parteien ist der 
Sozialfaschismiis". Protokoll 10. Plenum, a. a. O. (Anm. 28) S. 891.

55 Losowskv in: A. Losowsky un.l Paul Merker. Lehren und Aussichten der Wirtschaftskampfe. Berlin 
1930. S. 60.

56 RP Nr, 34 vom 9. Februar 1930.
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22. Februar wurde erläutert: „Unser Trommelfeuer auf die großen Zörgiebels hat 
darum nur dann Erfolg, wenn es gleichzeitig mit einem Sturmangriff auf die 
verbürgerlichten unteren Funktionäre verbunden ist. Wer noch zur SPD gehört, ist 
verfault und muß [aus Betrieb und Gewerkschaft] fliegen - auch wenn er noch so 
radikal tut.“^ Selbstkritisch tadelte Thälmann etwas später folgendes Zitat aus der

1930: ,,Es ist klar, daß unsere Auseinandersetzung mit dem 
Sozialfaschismus [...] nicht an irgendeinem Verhandlungstische, sondern nur auf 
den Schlachtfeldern der Entscheidungskämpfe und vor den Revolutionstribunalen 
der deutschen Räterepublik enden kann. Und das gilt natürlicb vom kleinen 
sozialfaschistischen Betriebsrat [...] ganz genau so wie für seine großen Brüder 
Sevenng, Zörgiebel usw.“'^^
In der KPD-Presse wurden die „sozialfaschistischen Betriebsräte“ als „ebensolche 
Bluthunde wie Noske, Sevenng und Zörgiebel“ bezeichnet und die Kommunisten 
aufgefordert, in den ,,ehrlichen Reformisten“ nicht Kameraden, sondern die 
„Hauptfeinde“ zu sehen.
Die gesamte Taktik der KPD

KPD-Presse von

.. bis Frühjahr 1930 immer extensiver auf die
Bekämpfung der SPD gerichtet. Mit dieser Auslegung ihrer Strategie geriet die KPD 
m Isolierung, insbesondere, da diese Taktik mit einer schrittweisen Spaltung der 
Gewerkschaften verbunden war.

war

Wahrend die Rote Gewerkschaftsinternationale (RGI) mit der ultralinken Strategie 
1929 auch sofort die Schaffung eigener kommunistischer Gewerkschaften und die 
Spaltung der Freien Gewerkschaften verband, lehnte die KPD, aus entsprechenden 
Erfahrungen früherer Spaltungsversuche gewarnt, diese Politik zunächst noch ab. 
Thalmann erklärte auf dem X. Plenum des EKKI im Juli 1929, Stalins Gedanke, daß 

keine prinzipiellen Gegner der Organisierung neuer Gewerkschaften sind“, 
bleibe voll gültig, „trotzdem können und dürfen wir nicht zur Gründung von neuen 
Gewerkschaften schreiten. Wir dürfen bei einer solch ernsten Frage in der 
revolutionären Gewerkschaftsarbeit keine Etappe überspringen“.“
Dennoch radikalisierte sich die Taktik der KPD auch in dieser Beziehung sehr rasch. 
Am 30. November und 1. Dezember 1929 tagte in Berlin der 1. Reichskongreß der 
Revolutionären Gewerkschaftsopposition, der RGO. Auf dem Kongreß wurde 
gefoidert (ohne Rücksicht auf die Statuten der Freien Gewerkschaften), verstärkt 
eigene Listen bei den Betriebsratswablen aufzustellen und Wiitschaftskämpfe zu 
führen. Die „Organisierung von Streikkämpfen“ wurde zur wichtigsten Aufgabe der 
RGO erklärt, allerdings zugleich auch die „Verstärkung“ der Aktivität ..innerhalb 
des ADGB“ gefordert."'

„wir

57 Rf' Nr. 45 vom 22, Februar 1930.
58 Zit. in: Emst Thälmann, Die Eroberung der -Mehrheit der Arbeiterklasse (Rede vor dem ZK am 20. 3. 

1930). Berlin 1930, S. 30. Thalmann erklärte dazu, ,,so einfach ist die Frage für uns doch nicht, wie 
steh das mancher Genosse in seinem Flirii ausmalt.“

59 Ebd., zitiert und kritisiert, S. 31 f.
60 Protokoll 10. Plenmn a. a. O. (Anm. 28) S, 866.
61 Protokoll des 1. Reichskongresses der revolutionären Gewerkschaftsopposition Deutschlands. Abge

halten am 30. November und 1. Dezember 1929 in Berlin. Berlin 1930. S. 99.
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Der Kongreß bedeutete „einen weiteren Schritt auf dem Wege
gewerkschaftlichen Organisation der KPD“.^^ Von Januar bis Marz 1930 fanden 20 
Bezirkskongresse der RGO statt, um deren Konsolidierung zu ermichein Im F ebruar 
1930 verlangte die Sitzung des „Ei-weiterten EKKl", d.h. der EKKl-Fulwung mit 
Funktionären verschiedener Kommunistischer Parteien, von der KPD die .Festigung 
der RGO“, und entsprechend beschloß das ZK der Partei irn Marz 1930 eine 

Erweiterung“ der RGO durch den ..kollektiven Beitritt der Roten Betriebsräte und 
der hinter ihnen stehenden Belegschaften sowie der Vertrauensmaimerkorper und 
der Erwerbslosenausschüsse“ zur RGO.’
Auch in den Betrieben verschärfte sich die Haltung der KPD gegenüber Sozialdemo
kraten und Anhängern der Freien Gewerkschaften. Die Parteduhrung verlangte von 
den Kommunisten, bei den Betriebsratswahlen 1930 dürfe es ..kein gemeinsames 
Vorgehen, keine gemeinsamen Listen mit den Verrätern“ geben. Gegen Ende 
dieser taktischen Phase zeichnete sich also ein Kurs der Gewerkschaltsspaltung ab.
Die Gründe für die sich ständig verschärfende Taktik von 1929 bis 
dürften in mehreren Faktoren zu suchen sein. In der Sowjetunion steuerte die KPdbU 
bis Februar 1930 einen immer aggressiveren Linkskurs. Er war zunächst gekenn
zeichnet durch die Ausschaltung Bucharins und der ..rechten" Kommunisten dann 
durch die forcierte Industrialisierung und schließlich durch die überstürzte Kollekti
vierung der Landwirtschaft. Diese innenpolitische Konzeption ^^'urde aut die 
Komintern übertragen, die zudem die akute Gefahr eines kriegerischen ..Ebertalls 
auf die UdSSR beschwor.
Bei der angeblich raschen „Faschisierung“ von Staat und Sozialdemokratie einerseits 
und der neuen „revolutionären Welle“ andererseits befürchtete die Komintern 1929 

Zurückbleiben“ der Kommunisten hinter den ..revolutionären Möglichkeiten
exzessiven Auslegung derein

und Erfordernissen und trieb die Komintern-Parteien £• tt • j
Strategie. Da die KPD den „Weg des revolutionären Klassenkamples m der 
Steigerung vom „betrieblichen Lohnkampf zum politischen Massenstreik" sah, 
also „Wirtschaftskämpfe"- in den Mittelpunkt stellte,'’'’ mußte sie auch zur direkten 
Gewerkschaftsspaltung schreiten, /ferngarmer konstatiert für diese Phase außerdem 
einen Funktionswandel der Komintern von einem innen- zu einem außenpolitischen 
Instrument der Sowjetunion.“" Das führte auch zum verschärften Kampf gegen die 
SPD: da die UdSSR vor allem eine Annäheiamg zwischen Deutschland und 
Frankreich befürchtete, mußten SPD und die Regierung Hermann Müller, die diesen 
Weg beschritten, zum „Hauptfeind" erklärt werden.
Wie im einzelnen die Faktoren auch gewichtet werden, sie e'^^lären die immer 
schroffere taktische Auslegung der ultralinken Strategie zwischen 1929 und Früh-

zur

62 Wieszt S. 398. Dort wird die Entwicklung der RGO genau dokumentiert.
63 Plenum des ZK im März 1930. Inprekorr Nr. 28
64 Der Parteiarbeiter 8. Jg., Nr. 2, Februar 1930. S. 34 (von
65 PF Nr. 244 vom 30. November 1929.
66 Vgl. dazu im einzelnen Wieszt, der darin einen Hauptgrund für die verfehlte KPD-Politik sieht;

s. S. 13.

25. .März 1930, S. 687 f.vom
Paul Merker verfaßter Artikel).

67 Weingartner S. 26, Neuerdings hat v. Boetticher in einer sehr guten Studie diese -Idtese kritisiert, kann 
aber in diesem Punkt nicht überzeugen. Vgl. Manfred von Boetticher, Industnahsierungsprozeß und 
Verteidigungskonzeption der UdSSR 1926-1930. Düsseldorf 1979.

XXI



Einlei(iiiig

jahr 1930. In der Praxis führte diese Taktik allerdings zur Isolierung der KPD und 
damit zum Mißerfolg ihrer strategischen Linie. Es gelang der Partei trotz der 
verschärften Wirtschaftskrise (.lanuar 1930: 3.2 Milk Arbeitslose) nicht, ihren 
Einfluß zu vergrößern. Die .Mitgliedschaft stagnierte: so zählte die KPD Ende 1928 
130000 Mitglieder. Ende 1929 135000. in den folgenden Monaten ging die 
Milgliedscliaft sogar (April 1930) auf 120000 zurück. Auch bei den Landtagswahlen 
m Baden und den Kommunal wählen in Preußen. Hessen usw. Ende 1929 konnte die 
KPD kaum Stimmen hinzugewinnen, gegenüber den Reichstagswahlen von 1928 
mußte sie überall Einbußen hinnehmen. Von ihrer strategischen Zielsetzung, die 

.Mehrheit der Arbeiterklasse” zu erobern, war die KPD im Erühjahr 1930 - gerade 
durch ihre exzessive Taktik — weiter entfernt als zuvor.
Diese .Mißerfolge sowie eine Reihe weiterer Eaktoren im Eebruar und März 1930 
führten zu einer taktischen VX ende. Stalin bremste vorübergehend den harten Kurs 
der Kollektivierung und der ultralinken Innenpolitik. Eingeleitet wurde die Schwen- 

.Artikel ..Aon Erfolgen vom Schwindel befallen'^ vom 2. März
1930. ^
Bereits die Tagung des Erweiterten Präsidiums des EKKI (18.-28. Eebruar 1930) 
lenkte zu einer taktischen Schwenkung um und veitv ies auf die ..Einheitsfront 
unten“, die nur möglich war. wenn die Beschimpfung und frontale Bekämpfung der 
.Mitglieder und unteren Eunktionäre der SPD aufgegeben werde. Das am 20. und 21. 
März 1930 tagende ZK der KPD begann diese Berichtigung der bisherigen Linie 
ideologisch vorzubereiten. .Nach dem Sturz der Regierung Hermann Müller (27. 
Marz) und der Ausschaltung der Sozialdemokraten von der .Macht durch die Bildung 
der Regierung Brüning (30. März) veränderte sich die Situation in Deutschland 
erheblich. Die Ahsetziing Paul Merkers durch das Polbüro am 5. April 1930"" und 
die Begründung hierfür waren das Signal für die neue Taktik.

April 1930 bis zum Sommer 1930: Ein-

von

Von der Wendung im 
h e i t s f r o n t von unten
Die neue Taktik, in der Resolution des Polbüros. , , „. vom 5. April 1930 ausführlich
dargelegt betraf m erster Luhe das Verhältnis zu den Sozialdemokraten und damit 
die „Einheitsfront von unten“. Die Sozialdemokratie wurde in der (mit allen 
Stimmen gegen die Merkers angenommenen) Resolution nun als . Lakai“ der 
„bin-gerhchen Staatsgewalt“ und nicht mehr als deren ..Herrscher“ bezeichnet '' 
und entsprechend ihrer Eunktion,, neu eingeschätzt. ..Linke” Abweichungen wurden
vor allem irn Verhältnis zur sozialdemokratischen Basis konstatiert und eine XX’ende 
m dieser Frage gefordert.
Unverändert blieb die Behauptung vom drohenden Krieg gegen die Sowjetunion. Das 
Erweiterte Präsidium des EKKI im Februar 1930 hatte die ..Gefahr eines Kriegs-

68 Das Polburo stellte sieh, wie rhälmann berichtet, die Frage, ■«arum die KPD 1926 ..trotz objektiv 
günstiger Situation'- und ..richtiger Politik'‘ nicht die Erfolge von 1928 hatte. KI Heft 9-10 vom 
12. März 19;10. S. .536.

69 J. W. Stalin. Mi erke. Bd. 12. Berlin (Ost) 19.54. S. 168 f.
70 Eine .Analyse der .Absetzung Merkers bei \t5eszt. S. 233 ff.
71 Inprekorr i\r. .33 11. .April 1930. S. 763.vom
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Überfalls auf die Sowjetunion“ nochmals an die Wand gemalt und erneut behauptet, 
..die Sozialdemokratie bereitet den Krieg vor.“- Daraus zog Tluilmann auf dem 
Reichsjugendtag des KJVD in Leipzig im .\pril 1^30 den Schluß, erste Hauptaufgabe 
sei ..der Kampf gegen die Gefahr des imperialistischen Krieges, für die \ erteidigung 
unseres sozialistischen Vaterlandes, der Sowjetunion'-. * Im .luli 1930 erklärte die 
Kominunistisclie Internationale, es gebe vorerst eine ..nur zugespitzte ", also keine 
akute Kriegsgefahr"", und die KPD hielt sich in dieser Frage etwas zuruck, und 

nunmehr den ...\ufbau des Sozialismus " in der LhlSSR.propagierte
Auch nach der taktischen Wende verfocht die KPD die .Aiiliassung. der Staatsappa
rat werde ..faschisiert'-. Dafür wurden die Regierung ßru/u'ng^ und das Zentrum, aber 
auch nach wie vor die SPD verantwortlich gemacht. Der Regriff ..Faschismus“ blieb 
dabei weiterhin eine Leerformel. Im Sommer 1930 sprach die Partei von der 
..allmählichen Faschisierung"' des Staates, sie attackierte besonders die liüigeilichen 
Parteien; so wurde vom „fäschistischen Zentrum und der D\ P " gesprochen, ’ der 
,,schwarze Faschismus"' angegriffen 
Die KPD unterschätzte jedoch die .NSDAP weiterhin völlig. Erst am -t. Lim 1930 
nahm die oberste Parteiführung, das Polbüro, eine Resolution an. in der die .NSD.\1 
als faschistisch angegriffen und die Beteiligung dieser Partei an dei Fhüiingei 
Regierung (Frick) sowie die Terrormethoden der .Nazis angeprangert winden. 
Dennoch blieb die .Analyse des Fast hismus weiterhin vertvorren. hieß es doch m der

usw.

Resolution:
„Der Faschismus in Deutschland beschränkt sich keineswegs auf die fäschistischen 
Kampf- und Mordorganisationen, die Nationalisten, den Stahlhelm usw. Die 
Faschisierung Deutschlands erfolgt sowohl durch die fäschistischen Kampforganisa
tionen als auch durch den bürgerlichen Staatsapparat und seine sozialfascliistischen 
Agenten. Der Kampf gegen den Faschismus ist ein untrennbarer Bestandteil des 
Kampfes gegen den Kapitalismus, gegen die bürgerliche Klassenherrst halt. Der 
Kampf gegen den Faschismus ist daher undenkbar ohne den schärfsten Katnpf gegen 
die Sozialdemokratische Partei, ihre Führerschaft, die eine entscheidende Waffe der 
Faschisierung Deutschlands darstellt.
Mitte Juli gab das ZK erstmals organisatorische Anweisungen über den ideologischen 
Kampf gegen die NSDAP heraus (vgl. Dok. 25).

72 Die wichtigsten Beschlüsse S. 9.
73 RF^t. 9‘i vom 23. April 1930. abgedmckt in Ernst Thälmann. Kampfreclen und Außatze. Berlin o. J. 

(1932), S. 65.
74 A/Heft 26/27 vom 23. Jnli 1930. S. 1483. Ein ..Halbjalire.sarbeitsfilan 'de.-. KPD-Bezirks Niederrhem 

1. 6. bis 1. 12. 1930 erklärte unter Beridäng auf das EKKI die ..\'erteidigung der Sowjetunion 
.wichtigsten .Aufgabe ". Records 312, 811536 ff.

75 RF Nr. 165 vom 18. Juli 1930.
76 RF Nr. 178 vom 2. August 1930. W eitere Einzelheiten bei W ieszt S. 292 II.

In einem Brief des ZK an alle Betriebs- und Straßenzellen sowie Ortsgruppen von Anfang Juni 1930 
wurde geschrieben, der offene Faschismus werde immer ..frecher ". StA Bremen. 4. 6.3. IIA 12a. 
Bd. 26.

78 RI' Nr. 137 vom 15. Juni 1930. .Teilweise nachgedrtickl in: Zur Geschichte der KPD. S. 274 ff. hn 
Brief des ZK (siehe ebd.) hieß es. alle ..Feinde der Arbeiterklasse", das ..Trust- Finanz-. Agrarkapital 
und Nationalsozialisten, sowie sozialfaschistische Bürokratie"" hätten sich verbündet.

vom
zur .
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Trotz Einsichten in die Gefährlichkeit der NSDAP gerade für die Kommunisten blieb 
die Parteiführung ihrer These verhaftet, der „schärfste" Kampf müsse gegen die 
Sozialdemokratie gerichtet werden, die weiterhin als ,,Hauptfeind in der Arbeiter
klasse“ bezeichnet wurde. Damit behielt die Partei auch nach dem März 1930 nicht 
nur ihre Strategie, sondern auch wesentliche Teile der 1929 entwickelten Taktik bei.
Eine rigorose taktische W ende vollzog die KPD lediglich gegenüber den Anhängern, 
Mitgliedern und unteren Funktionären der SPD. Diese sollten nun nicht mehr als 
„kleine Zörgiebels“ zurückgestoßen und bekämpft, sondern durch eine „Einheits
front von unten“ für die KPD gewonnen werden. Selbstkritisch erklärte die KPD. den 
Kampf gegen eine „Gleichsetzung sozialfaschistischer Führer und sozialdemokrati
scher Arbeiter“ versäumt zu haben.Zwar war diese ..Einheitsfront von unten“, 
also die Zersetzung von SPD und Gewerkschaften und die Loslösung ihrer Anhänger, 
bereits in der strategischen Generallinie vorgesehen (in der ja eine wirkliche 
Einheitsfront, die Zusammenarbeit mit SPD und Gewerkschaften als „Einheitsfront 
von oben“ strikt verboten war), in der Taktik bis März 1930 war dieses Ziel jedoch
untergegangen.
Nunmehr versuchte die KPD, die Gunst der Wähler und Mitglieder der SPD durch 
eine differenziertere Politik zu erringen. Das Ziel der neuen Taktik definierte bereits 
die ZK-Tagung vom März 1930 recht unverblümt:
„Die zentrale Aufgabe der KPD bleibt [...] die Eroberung der Mehrheit der 
Arbeiterklasse [...] Dieser Kurs bedeutet eine erhebliche Verschärfung des Kampfes 
gegen den Sozialfaschismus. Das Plenum des ZK konstatiert die Notwendigkeit, viel 
stärker als bisher für die Herstellung der revolutionären Einheitsfront von unten, für 
die Isolierung der sozialfaschistischen Führerschaft und die weitgehende Einbezie
hung der sozialdemokratischen Arbeiter in die revolutionäre Klassenfront zu 
wirken. Das Ziel der taktischen Wende war also die ..Ausmerzung von sektiereri
schen Tendenzen“, um die ,,breite Loslösung von SPD- und christlichen Arbeitern 
von ihrer reaktionären Führerschaft zu erreichen.“®’
Neben dem ,,Opportunismus“ wurde nun die „Sektiererei“ bekämpft, da sie 
„Versuche hemmte“, an die Arbeiter heranzukommen.®" Die Partei sollte Schluß 
machen mit der Auffassung, daß ,,die sozialdemokratischen Arbeiter nicht in die 
revolutionäre Kampffront“ einzureihen seien.®®
,,Rücksichtsloser Kampf“ wurde nun dem ,.linken Sektierertum“ und der .„revolu
tionären Phrase“ angedroht.®"*
Doch alle diese selbstkritischen Äußerungen konnten den Zwiespalt der KPD-Taktik 
nicht aus der Welt schaffen, den die Losung beinhaltete, „mit den SPD-Arbeitern 
gegen den Sozialfaschismus.“®'’ Wie es der KPD gelingen sollte, die SPD-Anhänger

79 Der Funke. Organ für .Vliiglieder der KPD. Bezirk Berlin-Brandenburg-Lausitz-Grenzmark. Sonder
nummer Bezirksparteitag, Mai 1930, S. 5.

80 Beschlüsse im Zitat S. 21 f,
81 Der Parteiarbeiter 8. Jg., Nr. 4, .\pril 1930. S. 97.
82 Die KPD im Kampf an zwei Fronten. Kl Heft 18/19 vom 21. Mai 1930, S. 983.
83 Arbeitsplan Niederrhein, a. a. O. (Anm. 74).
84 Pjatnizki in Kl Heft 2,5 vom 9. Juli 1930, S. 1392.
85 Thälmann. Die Eroberung, a. a. O. (.Anm. 58) S. 32.

XXIV



Die Konzeption der KPD 1929-1933

ausgerechnet für eine „Einheitsfront-^ gegen ihre eigene Partei zu gewinnen, blieb 
weiterhin Geheimnis der Führung.
Für die KPD war ja die SPD auch „ohne Ministersessel“ ein Teil „des faschistischen 
Staatsapparats.““ Die taktische Wendung änderte auch nichts daran, daß die linken 
Sozialdemokraten weiterhin als ,,Hauptfeind“ bekämpft wurden. So fordeite 
Thälmann im Juli 1930 die „Steigerung“ des „schonungslosen Kampfes gegen den 
Sozialfaschismus, insbesondere den linken Sozialfaschismus.•• Remmele wiederholte 
im Juli 1930, daß „der Faschismus nicht geschlagen und besiegt werden kann ohne 
den Sieg über den Sozialfaschismus.
Bei solchen Halbheiten der taktischen Wendung mußte auch rasch die veränderte 
Haltung gegenüber den unteren Funktionären ins Wanken geraten. Im Juli 1930 
erklärte der KPD-Führer Fritz Meckert, daß die sozialdemokratischen „Funktionäre 
keine Bundesgenossen in dem Kampf ,Klasse gegen Klasse‘ für uns sein können, das 
versteht sich von selbst.““ Die taktische Wende gegenüber der SPD-Basis war also 
keineswegs eindeutig, sondern eher widerspruchsvoll.
ln der Gewerkschaftsfrage setzte die KPD in den Monaten April bis August 1930 den 
Kurs auf die Schaffung eigener Gewerkschaften fort. Bei den Betriebsratswahlen 
1930 stellte die Partei in 1200 Betrieben wieder eigene Listen der RGO auf, 
allerdings erlitt sie in einer Reihe von Großbetrieben eine „ernste“ Niederlage^' und 
verlor gegenüber 1929 50 Prozent an Stimmen.
Bereits im März 1930 hatte das ZK gefordert, den „Weg der Herausbildung 
selbständiger Gewerkschaften als Massenorganisationen zu beschreiteii. Bei 
Streiks im Sommer und Herbst 1930 versuchte sich die RGO entsprechend zu 
stabilisieren und bemängelte nach dem Streik im Mansfelder Gebiet (Juni-Juh 1930) 
das Fehlen eines eigenen „Apparats“.“^-^ Auch in dieser Phase glaubte die KPD vor 
allem durch Wirtschaftskämpfe, die Auslösung wirtschaftlicher Streiks und ihre 
Überleitung in politische Streiks, eine wichtige Methode ihrer Arbeit gefunden zu 
haben. Der „kollektive Anschluß” der Betriebsräte, ja ..ganzer Belegschaften“ an die 
RGO blieb eine ständige Forderung, auch wenn gleichzeitig die Mitarbeit der 
Kommunisten in den Freien Gewerkschaften verlangt'-* und sogar eine ,,außeior
dentliche Verstärkung“ der Arbeit an der „innergewerkschaftlichen Front“ gefordert 
wurde (vgl. Dok. 22).
Das Signal für den Ausbau „konkurrierender Gewerkschaftsorganisationen“ durch 
die KPD (Wiesztf^ gab der V. Kongreß der RGl (15.-30. August 1930). Zwar wurde 

der KPD vorher erklärt, die Gründung „neuer Gewerkschaften“ stünde nicht aufvon

86 Arbeitsplan, a. a. O. (Anm. 74).
87 ÄFNr. 174 vom 29. Juli 1930. (Thälmann). Herrnami Remmele. Sowjetstern oder Hakenkreuz. Die

der Fonngsklaverei und Kapitalsknechtschaft. Berlin o. J. (1930), S. 9.Rettung Deutschlands aus 
88 KI Heft 26/27 vom 23. Juli 1930. S. 1442,

2. September 1930. S. 1825.89 Inprekorr Nr. 74 vom
90 KI Heft 24 vom 25. Juni 1930, S. 1338, dort gibt Pjatnizki auch Zahlen an.

91 Beschlüsse im Zitat S. 32.
92 Vgl. Wieszt S. 414.
93 Der Parteiarbeiter 8. Jg., Nr. 5, Mai 1930, S. 135.
94 Wieszt S. 404.
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dem Programm des Kongresses/'^ doch registrierte die Parteit'ührimg bereits 
Stimmungen in der Partei, nach denen jede Arbeit in den Freien Gewerkscliaften 
abgelehnt und auf ,,Befehl von oben’‘ gewartet wurde, um eigene Gewerkscliaften zu 
gründen.'"’

Insgesamt zeigt die politische Konzeption der KPD 
lediglich in der ..Einheitsfront 
eine
Mitglieder stiegen von .4pril bis August 1930 leicht an (von 120000 auf 127000). 
bei den sächsischen Landtagswablen im Juni verzeichnete die KPD leichte Gewinne 
und erhöhte die Zahl ihrer .Mandate von 12 auf 13.

von .4pril bis August 1930 
von unten" wesentlich neue taktische Züge, ansonsten 

Fortführung der Generallinie. Dabei konnte sich die KPD stabilisieren. Die
'r

War die taktische Wendung der Partei im April 1930 auf eine ganze Reihe von 
Faktoren zuruckzuführen gewesen, so lag die neue I aktik mi .4ngust im wesentlichen 
im weiteren Anwachsen der (NSD.4P sowie in der veränderten sowjetischen Haltung 
gegenüber Deutschland begründet. Seit den Landtagswablen in Sachsen (22. Juni), 
bei denen die .NSDAP die Zahl ihrer .Mandate \'on ö atif l4 erhöhen konnte, war die 
Gefahr des Nationalsozialismus auch fiir die KPD unübersehbar geworden. Mit der 
neuen taktischen \X ende VOM August 1930 sollte die bisherige LJnterscbätzung der 
Nationalsozialisten überwunden werden. X or allem aber war die neue taktische 
Wende von der sowjetischen Außenpolitik beeinnußi. XX’ie Ueingartner nachweist. 
kam es seit .Mitte 1930 wieder zu einer .Annäherung zwischen der UdSSR und 
Deutschland, zu einer ..deutsch-sowjetischen Zusammenarbeit".'"' Das Interesse der 

jetischen .Xiißenpolitik. die ..deutsch-franzcisische Entfremdung zu vertiefen'S'*'' 
wurde über den Komintern-Kanal auf die KPD übertragen, angesichts der Konkur
renzsituation gegenüber der NSD.4P bedeutete dies außerdem für die Partei, eine 
nationalistische Position einzunehmen.

sow

Von August bis Dezember 1930; ...Nationale Befreiung“
Am 24. .August 1930 veröffentlichte das ZK der KPD die ..Programmerklärung 
nationalen und sozialen Befreiung des deutschen X'olkes". Seit dem Gründungspro
gramm (Spartakusprogramm)’“'’ hatte sich die KPD - sieht man vom Komintern- 
Programm 1928 ab - kein Programm mehr gegeben, so daß dieser ..Programmerklä- 
rung-‘ grundsätzliche Bedeutung zugeinessen wurde.”" Gleichzeitig sollte die Erklä
rung ein Aufruf zu den bevorstehenden Reichstagswahlen vom September 1930 
darstellen. Damit begann eine neue Taktik, die sieb in erster Linie auf den 
Nationalsozialismus und die SPD bezog und eine X erlagerung der politischen 
.4gitation und Propaganda auf die ..Nationale Frage” bedeutete.

9.5 Der Parteiarbeiter &. Jg.. Nr. 6. Juni 1930. S. 194.
96 Der Parteiarbeiter 8. Jg.. Nr. 7. Juli 1930. S. 219.
97 \t'eber I S. 363.
98 Weingartner S. 33 ff.
99 Ebd. S. 42.

100 Das von Rosa Luxe/iibarti \i-rlable Prograinin ist abgednickl in: Dokiinicnle und Materialien 
Geschichte der deutschen .Arbeiterbewegung. Reilie II. Band 2. Berlin (Ost ; 19.57. S. 696 ff. \t eher. 
Dokumente S. 34 ff. Der Criindiingsparleilag der KPD. Protokoll und Materialien. Hrsg. H \t eber 
Frankfun/.M. 1969. S. 293 ff.

101 Vgl. dazu die .Auslegung der SED in: Lothar Berthold. Das Prograinin der KPD zur nationalen und 
sozialen Befreiung des deutschen Volkes vom August 1930. Berlin (Ost' 1956.
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Während die These von der Verteidigung der UdSSR gegen die drohende Kriegsge
fahr ebenso wie die Parole von der weiteren „Faschisierung“ des Staates und der 
ßrdtung-Regierung unverändert beibehalten wurde, schien die Propaininerklarung 
auf die veränderte Situation im Parteiensystem einztigehen. Da sich immer deutlicher 
zeigte, daß in der konkreten Politik die Nationalsozialisten die scliarfsten Gegner der 
Kommunisten waren, die Auseinandersetzungen zwischen lieiden Parteien sich zu 
Saalschlachten und Mordanschlägen steigerten.'- sollte die Prograimnerklanmg 
eine klare Position gegenüber der NSDAP bringen. Doch obwohl schon im ersten Satz 
die „deutschen Faschisten (Nationalsozialisten ) - angesproclien und deren nationale 
und soziale ..Demagogie" mit Recht zurückgewiesen wurde. war die Reaktion der 
KPD zweideutig. Zum einen verfiel die KPD in den gleichen nationalistischen Jargon, 
zum anderen griff sie weiterhin vor allem die Sozialdemokratie an. Da de NSDAl 
mit ihrer nationalen Demagogie Zulauf hatte, kopierte die KPD deren .Methoden. Die 
Kommunisten nahmen in der ..Programmerklärung" für sich in Aiispriich. . . 
allein kämpften „wirksam sowohl gegen den Jotmgidan als auch gegen den \ ersailler 
Raubfrieden“ und nur sie seien gegen „jede Leistung von Reparationszahlungen, 
gegen jede Rezahhmg internationaler Schulden“. Gleichzeitig grift die Kl D mi Stile 
der Nazis die ..korrupte Sozialdemokratie“ an und warf dieser ..fortgesetzten Hoch- 
und Landesverrat an den Lebensiiiteressen der arbeitenden Massen Deutschlands 
vor.
Obwolil es die KPD zu ihrer Aulgabe erklärte, den Nalionalsozialisten die .>laske"* 
der Kämpfer für nationale Unabhängigkeit und für soziale Befreiung ..vom Gesicht 
zu reißen“, gelangte die Partei zu keiner klaren Konzeption. Sie beurteilte nicht nur 
die NSDAP falsch - so hielt sie die Stra^ser-Gruppe für die ..gefaluhchste Gruppe' 
- sondern geriet mit ihren eigenen nationalistischen Parolen rasch wiedei in 
Frontstellung vor allem zur SPD. Diese blieb für die KPD-Führung nach wie vor der 
Hauptfeind, dessen Linlluß gebrochen werden sollte.
Die Faschismus-Definitionen der KPD wurden auch nach der ..Programmerklärung" 
keineswegs schlüssiger. Die Parteiführung erklärte. Kommumsmtis und baschismus 
müßten sich als klare Fronten formieren, und auf diesem \\ ep sei der Sozialla- 
schismus das stärkste Bollwerk, der gefährlichste Feind“.’" \X ahrend der W ahlkam
pagne 1930 gab die KPD-Führung ein typisches Beispiel ihrer verwirrenden 
Faschismus-Thesen. Sie proklamierte, die ..richtige politische Generallinie aUein 
genüge nicht, es komme auf deren Anwendung an. ln diesem Zusammenhang hie^^ 
es; „Die Hauptstoßkraft der Partei muß gerichtet sein gegen den k ascliismiis ...

nur sie

104

Personen und weitere 
schrlfl der RHD. Berlin o. J. (1931).

103 Rt' Nr. 197 vom 24. .\ugust 1930; Weber, Dokumente S. .58 f.
104 Ebd.
105 KI Heft 29/30 vom 13. .\ugust 1930. S. 1595.

Die kommunistische Opposition vemarf diese Taktik besonders scharf. \ gl, dazu 
.\rbeiten Trotzkis, wiederabgedruckl in: Leo Trotzki. Schrillen über Deutschland. Hrsg. Helmut
Dainner. Frankfurt/M. 1971. Bd. 1.

107 Der Parteiarbeiter 8. Jg.. Nr. 9. September 1930. S. 258.
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>R as in diesem Halbsatz jedoch wie eine klare Einsicht in die brennenden Probleme 
der Strategie und Taktik gegen die NSDAP anmutet (und etwa von der heutigen 
DDR-Geschichtsschreibung in diese Richtung interpretiert wird), bietet in Wirklich
keit durch die Auslegung des Begriffes „Faschismus“ ein Beispiel für die heillose 
Verwirrung der KPD-Position. Der ganze Satz lautete nämlich: „Die Hauptstoßkraft 
der Partei muß gerichtet sein gegen den Faschismus, sowohl National- als auch 
Sozialfaschismus, und insbesondere gegen das Zentrum, das den Faschisierungspro
zeß des Staatsapparats im Augenblick führt.“
Mit solchen „Theorien“ wurden weiterhin alle nichtkommunistischen Kräfte kurzer
hand als „faschistisch“ deklariert, aucli wenn die KPD im Oktober 1930 forderte, die 
„Fortführung der Stoßkampagne gegen den Hauptfeind des Proletariats, den 
Faschismus, besonders die Nationalsozialisten“ (vgl. Dok. 29). Ausdrücklich wurde 
dabei betont, neben dem Nazifaschismus und dem Stahlhelm. ..nicht den Regie
rungsfaschismus, die faschistische Gefahr in Gestalt der flrt/mVig-Regierung außer 
Acht“ zu lassen.
Im November 1930 erklärte die KPD-Führung (vgl. Dok. 31), der Faschismus bleibe 
„Hauptfeind der Partei im Klassenkampf", die Sozialdemokratie ,,Hauptfeind 
innerhalb des Proletariats“. Docb auch in diesem Rundschreiben ist wieder vom 
,,deutschen Faschismus [...] vor allem der nationalsozialistischen Bewegung“ die 
Rede, wird Faschismus also nicht allein als Nationalsozialismus verstanden.
Die vei-wirrenden Faschismus-Thesen wurden ergänzt durch eine völlige Verken
nung der realen Situation, wie vor allem die Finschätzung der Reichstagswahlen 
1930 verdeutlicht. Im Wahlsieg f/ft/erÄ vom 14. September 1930 sah die KPD bereits 
den „Keim kommender Zersetzung“, was nachher komme, könne „nur Niedergang 
und Abstieg sein“.*“** Selbst gegenüber der eigenen Partei erklärte die KPD den 
Wahlsieg der NSDAP als „zweitrangig“ und warnte vor „Panikmacherei“ (vgl. Dok.

von

27).
Im Wahlergebnis sah die KPD vor allem ,,den Kommunismus i Vormarsch“.
Thalmann erblickte in Hitlers Erfolgen „nur eine Art Umgruppierung innerhalb des 
bürgerlichen Fagers“.”' Der Vulgärmarxismus der KPD, ihre schematischen 
Ansichten von Politik und Klassenkräften geht aus ihrer \ orstellung heiwor. nach der 
„die“ Bourgeoisie „umgruppierte“ und es ..geschickt verstand“, jene NSDAP in den 
„Vordergrund zu schieben“, die radikale Phrasen

im

sich gab.”^von
Folgen dieser Einschätzung der .NSDAP als bloßem .Agenten des Kapitals, der mit 
Demagogie die Massen verwirrte, war der Versuch der KPD, auch gegenüber den 
Nazis eine Zersetzungspolitik zu betreiben, um ihnen Anhänger abspenstig zu 
machen - diese Taktik wurde allerdings nicht „Einheitsfront von unten“ genannt. 
Die Diskussionen führender Kommunisten mit Nationalsozialisten, so von Remmele

108 Der Parteiarbeiter 8. Jg., Nr. 8, August 1930, S. 226.
109 ÄENr. 216 vom 16. September 1930.
110 Inprekorr'Hi. 78 vom 16. September 1930, S. 1929.
111 KI Heft 36 vom 24. September 1930, S. 1945.
112 Der Parteiarbeiter 8. Jg., Nr. 10, Oktober 1930, S. 289.
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oder von Heinz Neumann im Oktober 1930, sind dafür113bereits im Juli 1930 
beispielhaft."“*
Zur gleichen Zeit verschärfte die KPD ihre Taktik der Gewerkschaftsspaltung. 
Entsprechend den Forderungen des V. RGI-Kongresses baute die KPD ab Spätherbst 
1930 die RGO immer deutlicher zu einer kommunistischen Gewerkschaft aus. Nun 
sollten rasch ..RGO-Betriebsgruppen" geschaffen werden. Mitglied der RGO konnten 
nicht nur Gewerkschaftsmitglieder, sondern auch Unorganisierte werden.'" Die neue 
Gewerkschaftstaktik wurde vor allem ab Dezember 1930 forciert, als freilich schon 
wieder eine neue taktische Wendung einsetzte.
In den wenigen Monaten zwischen August und Dezember 1930, in denen die KPD 

allem eine W''endung zur ,,nationalen“ Politik durchführte, konnte die Partei 
erstmals in der Krisensituation größere Erfolge erreichen. Die Mitgliederzahl stieg 
von 127000 auf 176000, vor allem brachten die Reichstagswahlen vom September 
1930 der KPD einen Gewinn (gegenüber 1928) von 1,3 Millionen Stimmen und 
einen Anstieg von 10,6 auf 13,1 Prozent. Inwieweit diese Erfolge von der taktischen 
Wendung und inwieweit von der verschärften Wirtschaftskrise abhingen (im 
November 1930 3.7 Millionen Arbeitslose), ist freilich schwer zu beurteilen. Die 
Parteiführung verbuchte jedenfalls den Aufstieg als einen Erfolg ihrer Taktik.
Die Wendung im Dezember 1930 ging daher weder von einer selbstkritischen

Direktiven der Komintern aus. sondern von einer

vor

Beurteilung der Politik noch von
Lagebeurteilung. In der Notverordnung der ßri/nmg'-Regierung vom 1. 

Dezember sah die KPD-Führung überraschenderweise eine völlige Umgestaltung des 
W eimarer Systems, sie riß daher das Ruder herum und bezeichnete die Brüning- 
Regierung als „Hauptfeind Faschismus“.

neuen

Vom Dezember 1930 bis Frühjahr 1931: Der Faschismus ist da 
Nach der Notverordnung der Üränmg-Regierung im Dezember 1930 schrieb Die 
Rote Fahne: „Wir haben eine faschistische Republik“.'"’ Die KPD sah den ..größten 
Wendepunkt seit 1918“ in Deutschland. Um die Fehleinschätzung der Lage zu

2. Dezember 1930: ..Der Hauptfeind ist
nun

vervollständigen, schrieb Die Rote Fahne am
jetzt die faschistische Diktatur [.. .1 Die faschistische Diktatur stürzen heißt von 
ab, den Kapitalismus stürzen. Niemand, keine Kraft, kann die faschistische Diktatur 

und ablösen außer der proletarischen Diktatur, außer Sowjetdeutschland“. 
Entsprechend den Beschlüssen des Polbüros vom 5. Dezember erklärte Walter 
Ulbricht vor der Bezirksleitung Berlin-Brandenburg, die 5rü/n“ng-Regierung sei seit 
dem 1. Dezember 1930 „zur 1. Regierung der faschistischen Diktatur geworden“, 
auch ein Rundtelefonat des ZK (vgl. Dok. 33) vom 3. Dezember enthielt diese These. 
Entsprechend der Lagebeurteilung erschien als neue Losung die ,,V olksrevolution ,

Sturzen

113 Vgl. seine Rede, die von der KPD gedruckt wurde: Hermann Rernrncle, Sowjetstern oder 
Hakenkreuz. Die Rettung Deutschlands aus der Youngsklaverei und Kapitalsknechtschaft. Berlin 
o.J. (1930).

114 Vgl. die Rede Neumanns in Inprekorr Nr. 92
115 Der Parteiarbeiter 8. Jg., Nr. 11, November 1930, S. 324.
116 ÄFNr. 281 vom 2. Dezember 1930.
117 /ff Nr. 287 vom 9. Dezember 1930; InprekorrNr. 107 vom 12. Dezember 1930. S. 2624 f. Vgl. auch 

unten Dok. 34, Anm. 2.

30. Oktober 1930, S. 2241 f.vom
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die sich gegen die „faschistische Diktatur Brüning und ihre sozialfaschistischen 
Spießgesellen” richten sollte.*'**
In diesem Sinne wurde in einem Rundschreiben des Sekretariats des ZK am 19. 
Dezember (vgl. Dok. 34) die „große strategisclie Wende" verkündet. Anstelle des 
Kampfes zur Verhinderung der faschistischen Diktatur trete jetzt der Kampf 
Sturz der „bestehenden faschistischen Diktatur“. Die ..strategische Aufgabe“ sei die 
„Durchführung der siegreichen Volksrevolulion“. Auch wenn solche Einschätzungen 
und Konzeptionen zunächst wie eine ..strategische Wende" - nämlich eine völlig 
veränderte Lage und generell neue .Aufgabenstellung - erscheinen, zeigte sich rasch, 
daß lediglich eine neue taktische Variante in der weiter gültigen Gesamtstrategie 
praktiziert wurde.
Die KPD-Führung mußte nämlich ihre These von der ..faschistischen Diktatur“ 
Brünings rasch wieder relativieren: Die Losung der ..Volksrevolution" sollte nicht als 
konkrete Aufstandsvorbereitung verstanden werden, sondern lediglich als Synonytn 
der bisherigen Zielsetzung „proletarische Revolution“."'* Anfang Dezember 1930 
hatte nämlich das EKKI gegen die Lagebeurteilung interveniert und erklärt, die 
„Einschätzung, die faschistische Diktatur bestehe bereits, ist politisch falsch“.*“** 
Notverordnungen seien ein Schritt, aber noch nicht der entscheidende Schritt ., 
Errichtung der faschistischen Diktatur". I\euniann und Thälmann fuhren nach 
Moskau, wobei vor allem Neumann die Position zu halten versuchte.**^* Schließlich 
beugte sich die KPD wie üblich dem EKKI.
Die Komintern verw’arf die ursprüngliche Einschätzung der KPD. die ja eine 
Vorbereitung des Aulstandes beinhaltet hätte, sowohl aus Gründen der sowjetischen 
Außenpolitik (der solche Abenteuer schaden mußten) wie aus einer realistischeren 
Beurteilung der Situation in Deutschland.*^“
Die ZK-Tagung vom 15. bis 17. Januar 1931 schwächte die grobe Fehleinschätzung 

erklärte die Regierung Brüning „zur Regierung der Durchführung der 
faschistischen Diktatur“, die sich „sowohl auf die sozialdemokratische Führer
schaft“ als auch auf die ..nationalsozialistischen Terrorbanden“ stütze, 
sagte auf der Tagung: ,.\\ ir haben in Deutschland den Zustand einer ausreifenden, 
wenn auch noch nicht ausgereiften faschistischen Diktatur."*“"*

zum

Die
zur

ab. sie

I2:i Thälmann

118 Inprekorr Nr. 106 vom 9. Dezember 19.30. S. 2911 ff.
119 Dies bestätigte Manuilski auf dem .\I. EKKI-Plenuni. Vgl. D. S. Mamiilski. Die Kommunistischen 

Parteien und die Krise des Kapitalismus. Bericht vor dem .XI. Plenum des EKKI. Hamburg 1931, 
S. 128. Auch Der Propagandist Jg. 2, Heft 2, Februar 1931, S. 1.5 schrieb: „Proletarische Revolution 
ist kein l^ iderspruch und kein Gegensatz zur Volksrevolutioii. sie ist ihr Synonym."

120 Dies bestätigte Pjatnizki auf dem XII. EKKI-Plenttm. t gl. O. Pjatttizki. Die .Xrbeit der Kommunisti
schen Parteien Frankreichs und Deutschlands und die .Xtifgaben der Koniinunisten in der 
Gewerkschaftsbewegung. .Moskau 1932. S. 18.

121 Ebd. S. 18. Vgl. auch die Version der SED. nach der Thälmann die These der ,,faschistischen 
Diktatur" für falsch gehalten habe, aber krank gewesen sei. Autorenkollektiv unter Leitung 
Günter Hortzschansky. Ernst Thälmann. Eine Biographie. Berlin (Ost) 1979, S. 492 ff.

122 Vgl. die ausführliche Darstellung bei Weingartner S. .53 ff.
123 RFNr. 17

von

21. Januar 1931. Vgl. auch Inprekorr Nr. 5 vom 20. Januar 1931, S. 144.
124 Emst Thälmann, Volksrevolution über Deutschland. Rede auf tlern Plenum des ZK der KPD 

15.-17. Januar 1931. Berlin 1931. S. 30.
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Um das „Ausreifen“ zu verhindern, wurde die .,Volksrevolutinn" zur ..sDategischen 
Hauptlosung“ proklamiert. Vorsichtig empfahl die Führung auch, ..nicht mecha
nisch“ die Parole ..Sturz der faschistischen Regierung“ zu ühernehmen.
Zwar sollte Thälmanns Aussage ..Wir müssen die revolutionüre Situation organUie- 

im Mittelpunkt der Arbeit stehen, doch war das nur der bereits übliche 
\’erbalradikahsmus. Die KPD hatte damit keine strategische, wohl aber 
taktische \X'ende ihrer Politik vollzogen.
Nach wie vor sah die KPD die UdSSR bedroht, ln ihren Augen war die ..Kriegspolitik 
gegen die Sowjetumon" eine Zielsetzung der ..faschistischen Diktatur . .Alleidings 
erklärte die Partei sich zur ..einzigen Friedenspartei“ vor allem, weil sie gegen jeden 
Eroberungskrieg war und die Solidarität mit den Iranzösischen und polnischen 
Arbeitern propagierte.'-® Neben dieser realistischeren Beurteilung verlagerte sich die 
KPD-Agitation stärker auf die Propagierung der ..Erfolge des Sozialismus" m der 
UdSSR."'‘' da nach kommunistischer Vorstellung mit dem Fünfjahrplan der „Eintritt 
der Sowjetunion in die Periode des Sozialismus“ erfolgt sei (vgl. Dok. 35). Der 
Prozeß gegen das sogenannte Unionsbüro der Menschewiki in Moskau (März 1931) 
rückte dann wieder stärker die ..X’erteidigung gegen die Interventions\ orbereitun- 
gen“ in den Mittelpunkt (vgl. Dok. 39).
Auf die taktische W ende in der Frage der ..Faschisierung" des Staatsapparats und 
des Parteiensystems wurde bereits ver^^ iesen. Im Januar 1931 verkündete das ZK 
erneut, der ..Faschismus" spiele keine ..selbständige Rolle“, sondern stelle ..lediglich 
eine besondere Form der Diktatur des Kapitals dar".
Die widersprüchliche Definition des Faschismus blieb. So zählte Thälmann zum 
Faschismus sowohl das Zentrum als auch ..die eigentliche faschistische Massenpar
tei, die Nationalsozialisten und Hugenberg“.

.cl2ören
eine neue

131

wir antworten“ erklärte dieln einer Agitationsbroschüre .,SPD-Arbeiter fragt —
KPD: „der Faschismus ist nicht die NSDAP, sondern eine bestimmte politische 
Herrschaftsmethode des Kapitals“. W eiter hieß es: ^.Hitler ist doch kein selbständi-

Finanzkapital“. Und selbst auf dieger politischer Faktor — er ist aufgepäppelt 
dem SPD-Arbeiter zugeschriebene Frage: ..aber ihr werdet nicht leugnen können, 
daß eine Hitler- oder Hugenbergregverung den Krieg bedeutet", antwortete die KPD 
leichtfertig, der Krieg sei eben für jeden „Imperialismus eine objektive Notwendig
keit, gleichgültig, wie seine Regierung heißt.“
Der (auch durch die hürgerkriegsähnlichen Zustände hervorgerufene)')''' weitere 
Abbau demokratischer Rechte durch die 5rü'nt/tg-Regierung. etwa die Einschrän-

vom

125 Der Parteiarbeiter 9. Jg.. Nr. 2. Februar 1931. S. 3.
126 Thälmann. Volksrevolution, a. a. O. (Anm. 124) S. 23.
127 PP Nr. 281 vom 2. Dezember 1930.
128 Beschlüsse im Zitat S. 9.
129 Ebd. S. 5.
130 Ebd. S. 16.
131 Thälmann. Volksrevolution, a. a. O. (Anm. 124) S. 56.
132 SPD-.-Arbeiter fragt - wir antworten. Berlin 1931. S. 9. 11.
133 Allein 1930 fielen 300 .Menschen in Deutschland politischen Moriltateii 

1931. S. 99.

Opfer. Vgl. Horkenbachzum

XXXI



Einleitung

kungen des Versammlungsrechtes und der Pressefreiheit im März 1931 - deren 
Auswirkungen in der Praxis fast immer die KPD trafen —, lassen freilich die 
Schwierigkeit für die KPD-Führung erkennen, zu einer differenzierteren und 
realistischeren Einschätzung zu gelangen. Der Dogmatismus der KPD wurde noch 
verstärkt durch den Immobilismus der SPD, die ja ebenfalls zu keiner klaren 
Einschätzung und Konzeption fähig war.'^'*
Gegenüber der SPD hielt die KPD an der Taktik von 1930 fest. Sie erwartete freilich 
eine Radikalisierung und ,.Empörung“ der sozialdemokratischen Arbeiter und 
erklärte, daß es Hauptaufgabe der KPD sei, die ,,Liquidierung des Masseneinflusses 
der SPD“ durch die Einheitsfront von unten zu erreichen.'*"’ Bei den Betriebsrats
wahlen sollte nun sogar „jeder klassenbewußte Arbeiter, auch wenn er noch zur SPD 
gehört“ auf den roten Listen der RGO willkommen sein (vgl. Dok. 35). Allerdings 
ließ die Partei durchblicken, daß sie aus der Einheitsfronttaktik von unten eine 
Massenbewegung schaffen wollte, die „planmäßig organisierte legale und illegale 
politische Zersetzungs- und Vernichtungsarbeit in den gegnerischen Parteien und 
Organisationen“ einschloß. Schärfster Kampf wurde wiederum gegen die ,,linke 
SPD als den gefährlichsten Feind innerhalb der Sozialdemokratie“ gefordert.'*^
Wie in früheren taktischen Phasen forcierte die KPD jedotdi ihre Angriffe gegen die 
SPD rasch wieder. Im Februar 1931 bezeichnete die Parteiführung die SPD einerseits 
als „Hilfspolizei des Faschismus“, andererseits sogar als wichtigste parlamentarische 
und außerparlamentarische Stütze der ,,ausreifenden, wenn auch noch nicht 
ausgereiften faschistischen Diktatur“ (vgl. Dok. 36).
Im März 1931 schrieb Die Rote Fahne, die .,Sozialfaschisten" wüßten, daß es für die 
KPD kein „gemeinsames Zusammengehen“, sondern 
tung“ geben würde, 
französische Annäherung und erwartete daher eine stärkere Heranziehung der SPD 

die Regierung bei einer ..teilw’eisen Zurückdrängung des Nationalsozialismus“ 
(vgl. Dok. 36). Die SPD stehe ,.ideologisch bereits fest im faschistischen Lager“. 
Indirekt widerspiegeln solche Äußerungen die Eunktion der KPD als außenpolitische 
Hilfstruppe der UdSSR.
Allerdings merkte die Parteiführung, daß ihre Gleichsetzung aller Gegner als 
,,faschistisch“ auch Gefahren in sich barg. Aus Anlaß des Stahlhehn-Volksbegehrens 

Auflösung des preußischen Landtags (4. 2. 1931) schrieb das Sekretariat des 
ZK, man müßte vermeiden, in eine ,,indirekte ITilfestellung. sei es gegenüber dem 
Faschismus oder der Sozialdemokratie“ zu geraten. Noch wurde erklärt, eine 
Beteiligung am Volksbegehren sei ,,selbstverständlich ausgeschlossen“ (vgl. Dok. 
36).
Die Verschärfung des NS-Terrors gegen die KPD (z.B. die Ermordung des

I.H Zur Politik der SPD in dieser Phase vgl. Erich .Matthias. Die SPD, in: E. Matthias - R. Morsey 
(Hrsg.), Das Ende der Parteien 1933. Düsseldorf 1960 (Neuauflage 1979), S. 101 ff.

135 RF Nr. 17 vom 21. Januar 1931.
136 Der Parteiarbeiter 9. Jg., Nr. 1, Januar 1931, S. 3.
137 Beschlüsse im Zitat S. 22.
138 Rt Nr. 69 vom 22, März 1931. Es hieß dort auch: ,,Es gibt in der Kommunistischen Partei keinen 

-Menschen mit solchen Illusionen, daß im Bunde mit dem Sozialfaschisrnus der Faschismus bekämpft 
werden kann.“

nur ..Kampf bis zur Vernich- 
Die KPD vermutete im Februar 1931 eine deutsch-138

an

zur
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Hamburger KPD-BürgersHiaftsabgeordneten Hennig iin März 1931) lorderte die 
differenziertere Betraciitung des Gegners.'’'’ Erstmals wurde gesagt. daE es ini 
Rahmen der Einheitsfront von unten keineswegs ..unzulässig ist mit örtlichen 
proletarischen Organisationen, die unter reformistischer Eeitmig stehen zu verhan- 
deln-‘ wenn dadurch der Gegensatz zwischen Eiihrung und Mitghedsdialt ..gestei
gert“ werden känne (vgl. Dok. 39). .Ansätze zu einer Eniheitslront wie in 
Braunschweig wurden allerdings aus der besonderen Lage erklärt und teilweise

kritisiert. 140

Dezember 1930 bis Erühjahr 1931 insgesamt 
der SPD und hin zum „Faschismus“- (Regierung

eine
Immerhin zeigt die Phase von 
Verlagerung der Angriffe weg 
und NSDAP).
ln der Gewerkschaftsfrage setzte die KPD ihre Spaltungspolitik fort. Die ZK-ragmng 
im Januar 1931 proklamierte die ..Stärkung und .Misweitung dei RGÜ als 

wichtigste zentrale Tagesaufgabe“.'^’ Allerdings wurde gleichzeitig die Fraktions
arbeit in den reformistischen Gewerkschaften'- als ..unbedingt notwendig- erklärt^ 
Doch auch diese Forderung konnte nicht verwischen, daß es der Kl D coi allem ‘tut 
eigene Gewerkschaften ankani. Nach dem Metallarbeitei-\ erband hatte die RGÜ am 
11 Januar 1931 auch einen Roten Bergarbeiterverband gegründet.^ weitere folgten. 
„Fier zu uns. hinein in die RGO” lautete die kommunistische Parole. ' ..V erbeaktio- 
nen“ folgten, um „Hunderttausende von Mitgliedern zu gewinnen - - was treiiich 
gründlich mißlang. \X ie üblich glaubten RGO und KPD vor allem duu h ( le 
Auslösung von Streiks voranzukommen. Zwar konnte nach dem Bergarbeiterstreik 
vom Januar 1931 ein eigener Verband gegründet werten, doch blieb diese 
Konzeption in der Krise weiterhin ohne nennenswerten Erfolg.

Dezember 1930 bis Frühjahr 1931 läßt insgesamt erkennen: auf 
UdSSR oder zur SPD) gab es nur \ eranderungen in 

scbroffe taktische W endung (die 
sowie in der

von

Die Taktik von 
einigen Gebieten (Haltung zur
Nuancen. Gegenüber der Regierung erfolgte eine vcnxp
freilich von der Komintern korrigiert wurde), der Kurs pgen die NSO.\l 
Gewerk„ hafclrage verad.ä. fK ..d, erl.eblid,. Dura . <l.e ...1. r u.udende \\ •
Schaftskrise (im März 1931 gab es fast 5 Millionen Arbeitslose) und durch die Kiise 
des Staates und des Parteiensvsteins konnte die KPD ihren Einlliiß verstärken. Der 
Partei gelang es, die Zahl ihrer Mitglieder auf 205000 (I-ebruar 1931) zu s eigerm 
Bei den W aLn in Braunschweig am 1. März 1931 konnte die KPD den
Reichstagswahlen von 1930 den größten Stimmengewinn verbuchen Fast dOOO

Stimmen, die NSDAP 1600 Stimmen).

139 Das ZK aab eine Erklärung heran, (vgl. W Nr. 6.5 von, 18. März 19.31). ,n .1er v.n. ,,101

140 Vgl^DokVgh a!.eh vorn 26. März 1931. wo ,lie Wahl ,„n Soz.al.le.nokra.eri

dulch Konnnnnislen nn Sla.llparla.nenl ans den ..bes.mderen poH'-h-
..offenen faschimsrhen Regierung der Naz,.- und der ..Sehen,oppo..l.on der bl D . .kla„ «ur .

141 Beschlüsse in, Zitat S. 32.
142 Der Arbeilerwerrat der Geweiksehaflsbonzen. Berlin o. J. (1931). S. 24.
143 ln ,ier Stadl Brann.<hwe.g war da. Ergebnis für ,lie KPD „o<-h besser. gewan,, 

dazu die NSD4P GOO. die SPD verlor 4000 Sinninen. \ gl. Horkenbad, 1 131 b. 81. .\lkr 
erre.ehte die KPD nur 12 000. die NSD.\P 2-000 Stimmen.

.3400 Stimmen
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Die Krise der NSDAP (Absetzung von Stennes und am 1. April der Sturz von Frick in 
Thüringen) sowie der SPD (im März trotz Fraktionsbeschlusses sozialdemokratische 
Gegenstimmen bei der Abstimmung über den Panzerkreuzerbau) ließen für die KPD 
bei Fortführung der Taktik eine weitere günstige Entwicklung erwarten.
\^enn dennoch im April 1931 wieder eine neue taktische Schwenkung erfolgte, so 
war dies nicht auf die deutsche Situation, sondern auf Weisungen der Komintern 
zuruckzufuhren. Der Prozeß gegen das sogenannte Unionsbüro der Menschewiki im 
Marz 1931 m Moskau diente vor allem als Vorbereitung für verschärfte Angriffe 
gegen die Sozialdemokratie. Das hing eng mit der sowjetischen Außenpolitik 
zusammen: „Der allgemeine Argwohn der Sowjetunion richtete sich gegen die 
verstärkte außenpolitische Westorientierung der deutschen Regierung, die durch die 
^- Februar-März (1931) gewichtiger gewordene sozialdemokratische Rolle im 
Parlament neuen
im

Auftrieb erhalten würde.“ (Weingartner)'^^ Auf diesem Hinter
grund ist die neue Taktik zu verstehen, die das XI. Plenum des EKKI für die 
Komintern verbindlich machte.
April 1931 bis Oktober 1931: Kampf gegen die SPD 
Das XI. Plenum des EKKI im März/April 1931 veranlaßte die KPD zu einer 
verschärften Taktik gegenüber der SPD. Das EKKI konstatierte eine „revolutionäre 
^ise sowie die akute Gefahr des Interventionskrieges gegen die UdSSR. Die 
Sozialdemokratie wurde bezichtigt, das „wichtigste Werkzeug“ bei der Vorbereitung 
des „konterrevolutionären Krieges gegen die Sowjetunion“ zu sein.’'**’ Das EKKI hob

sei die ..soziale Hauptstütze der Diktatur der Bourgeoi
sie Die KPD stellte sich sofort uneingeschränkt hinter die Beschlüsse des EKKI 
und versuchte, diese m ihrer Politik umzusetzen. Da das EKKI von einer forcierten 
Kriegsvorbereitung gegen die UdSSR gesprochen hatte, von der Intervention, die 
„unmittelbar drohe“,mußte die KPD diese angebliche Gefahr stärker in den 
Mittelpunkt ihrer Politik stellen. Nun behauptete auch die KPD, die Interventionsge- 
tahr sei nicht eine „Sache der fernen Zukunft, sondern eine Tatsache der 
unmittelbaren Gegenwart“.’"'' Auf der Tagung des ZK der KPD im Mai 1931 
erklärte Hermann Remmele, die Kriegsgefahr für die Sowjetunion sei „viel näher, als 
die meisten Arbeiter und Bauern in Deutschland annehmen“.
Einschätzung wurde die Verteidigung der Sowjetunion ,,als 
zentralen Aufgaben“ Schwerpunkt der Parteiarbeit.
144 Vgl. Vleingartner S. 81, dort auch Einzelheiten.
145 Beschlüsse im Zitat S. 5.
146 Ebd. S. 10.
147 Ebd. S. 22.

150 Entsprechend dieser 
eine der wichtigsten 

Die Kommunisten sprachen15!

148 .vianuilski, a. a. O. (Anm. 119) S. 24.
149 Der Propagandist 2. Jg.. Heft 7, Juli 1931, S. 11.
150 Hermann Remmele. Kapitalistiscber Zusammenbruch in Deutschland - Sozialistischer Aufbau in der 

Sowjetunion. Rede auf dem Plenum des ZK der KPD am 14. und 15. Mai 1931. Berlin 1931, S. 27.
151 In der Resolution des ZK der KPD zum XI. EKKI-Plenurn hieß es: „Der Kampf des Proletariats

ann zwar die drohende Geftdir des Krieges nicht abwenden,
Sturz des kapitalistischen Systems führt, wohl aber die Atempause für den 

Iriedhchen sozialistischen Aufbau der Sowjetunion verlängern und günstigere Voraussetzungen für
D? V künftigen imperialistischen Krieges in die proletarische Revolution schaffen “
Kt !\r. 108 vom 24. .Mai 1931.

gegen die imperialistische Kriegshetze k 
solange er nicht zum
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der Friedenspolitik der UdSSR und fjaben die Losung aus, den erwarteten Krieg 
gegen die Sowjetunion in ..einen Krieg gegen die eigene Bourgeoisie zu verwan-

Zugleich sollte aber die ..Popularisierung der sozialistiseben Erbdge der Sowjet
union“ forciert werden. Damit wurde die UdSSR als .Modell der KPD-Zielsetzuiig 
wichtiges Mittel der Agitation und Propaganda der Partei.
Die ßrd/img-Regierung blieb für die KPD weiterhin die Regierung der Durchiuhrtuig 
der fasclusLchen Diktatur. Allerdings sah die Parteiführung in der 4. Notverord
nung eine ..höhere Stufe der Faschisierung " (vgl. Dok. 45).
Mehrere Kouiinternführer hatten auf dem XL Plenum indirekt die KPD angegriffen 
und erklärt, einige Kommunisten seien der Gefahr erlegen, zwischen bui"gerhcher 
Demokratie und Faschismus einen ..prinzipiellen Gegensatz zu konstruieren das sei 
die ..Hauptgefahr- in der Komintern.'"* Die KPD-Führiing ihrerseits wollte nun 
beweisen, daß sie keinen ..prmzipiellen Unterschied " zwischen I-aschismus und 
bürgerlicher Demokratie sah.'
Wieder einmal zeigte sich, daß die Komintern- wie die KPD-Führer glaubten, die 
objektive Lage sei revolutionär, und es bestehe die Gefahr, die Partei könne hinter 
dem revolutionären Aufschwung Zurückbleiben.'^"' Durch e.xtensive Auslegung der 
Strategie wollte die KPD-Führung mit der neuen Taktik dieser tatsächlich überhaupt 
nicht vorhandenen ..Gefahr“ Vorbeugen. Die ..strategische Hauptlosung \ olksrevo- 
hition für ein sozialistisches Sowjetdeutschland war bei den politischen Starkever
hältnissen in Deutschland zwar utopisch.' entsprach aber dieser Grundvorstellung. 
Der Übertritt Richard Scheringers von der NSDAP zur KPD veranlaßte die 
Parteiführung, die ..nationale"" Politik weiter zu propagieren, wohl aucli m der 
Hoffnung, daß ..noch mancher Sc//cn/ig"er den Weg von der Reichswehr über Hitler
zu Thälmann'' finden werde.'’
Ansätze einer differenzierten

von

Betrachtung des Parteiensystems wurden wieder 
zurückgenommen, nun waren für die KPD die ..SPD und Nazis " nur zwei Eisen im 
Feuer der Bourgeoisie, deren sich das herrschende Finanzkapital wechselseitig 
bedient“ (vgl Dok. 45). Der Hauptstoß richtete sich wieder deutlich gegen die bt'U. 
Der Kominternführer Pjatnizki kritisierte 1932 die KPD deswegen: ..Als man die

152 Beschlüsse im Zitat S. 11.
1.53 Manuilski. a. a. O. (.\nm. 119) B. 121.
154 ln der Resolution des ZK hieß es: ..ln Deutschland versucht die SPD als soziale Hauptslutze der 

Bourgeoisie die Regierung der Diirchfiiliriing der faschistischen Diktatur das Kahinett ßru/tmg. als 
das .kleinere Übel" gegenüber einer Naziregiertiiig hinzustellen, um dadiirch deii faschistischen 
Charakter der Herrschaflsmethoden der ß/immgregieriiiig zu i erttischeii. Hier wurde jede Tendenz 
einer liberalen Cegeuüberstelliing von Faschismus und bürgerlicher Demokratie als pniiziptell 
ge<-ensätzlicher Svsteme in besoiiderem Maße eine Unterstützung des sozialdemokralisHien Betrugs 
dev Arbeitermusseir und eine .Ahschwächung des Massenkampfes gegen die Diirchfiihrting der 
faschistischen Diktatur bedeuten.- RI' .\r. 108 vom 24. Mai 1931.

155 Die ..Grundfrage ist das Zurückbleiben der internationalen kommunistischen Bewegnng hinter der 
außerordentlich günstigen objektiven Situation“. Manuilski. a. a. O. (.Anm. 111) B. 1

156 AVilhelm Pieck schrieb später, der ..strategische Fehler " habe ..in der unniittelbaren Zielsetzung t er 
sozialistischen Revolution und der proletarischen DAtalur" bestaiHen. AAilhelm Piec^ Z 
Geschichte der Kommunistischen Partei Deutschlands. 30 .lahre Kampi. Berlin 1 41. S. 2 .

157 Der Prupagandist Jg. 2. Heft 4. April 1931, S. 17.
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Kampagne gegen die Faschisten durchführte (Ende 1930) vergaß man ganz, daß 
auch noch die Sozialdemokratie existierte. Und nach dem XI. Plenum wurde die 
Sozialdemokratie in den Dokumenten der KPD richtig als die soziale Hauptstütze der 
Bourgeoisie charakterisiert, doch vergaß man nun wieder die Faschisten.
Pjatnizki verschwieg freilich, daß die Komintern die KPD zu diesem Kurs gedrängt 
\ia.ne. Manuilski hatte auf dem XI. Plenum des EKKI bestritten, daß ..der 
Faschismus Hitlerscher Färbung der Hauptfeind" sei (wie es die Sozialdemokratie 

Begründung ihrer Politik des ..kleineren Übels” behaupte); vielmehr sei für die 
Komintern ,.die von der Sozialdemokratie unterstützte ßnün/tg--Regierung" der 
Hauptfeind.'"’^ In diesem Sinne wandte sich die KPD besonders scharf gegen den 
SPD-Parteitag in Leipzig, wobei in diesem Zusammenhang sogar von den „Banditen 
des Sozialfaschismus“ die Rede war."’"

i.j«

zur

Die neue Taktik bedeutete jedoch nicht nur wüste Schimpferei gegen die Sozialdemo
kratie, die ,4ngriffe liefen in der Praxis sogar auf eine Zusammenarbeit mit Xazis und 
Deutschnationalen gegen die SPD hinaus, und zwar beim Volksentscheid in Preußen 
im August 1931.
Ursprünglich hatte die KPD jede Beteiligung am Volksbegehren des Stahlhelms 
gegen die sozialdemokratisch geführte preußische Regierung abgelehnt. In einem 
Aufruf des ZK vom Februar 1931 wurde das Volksbegehren als ..demagogische” Tat 
von Goebbels und Frick charakterisiert und als ..Volksbegehren der Reaktion“ 
bezeichnet. "" Am lü. April 1931 schrieb Dm Äote Ta/me: ..Kein Werktätiger darf 
sich verleiten lassen, gemeinsam mit den Mord- und Streikbrecherbanden der Nazis 
und des Stahlhelms, gemeinsam mit den Börsenfürsten, .lunkern und Inllationsge- 
winnlern für deren Volksbegelu-en aufzumarschieren." Ähnlich äußerte sich Fhäl- 
mann-, „IX ir können selbstverständlich nicht mit den Faschisten gegen die Preußen
regierung ein gemeinsames Volksbegehren durchführen.
Nachdem das von der NSD.\P und der DN VP unterstützte \'olksbegehren Ende April 
erfolgreich war. blieb die KPD zunächst auch gegenüber dem kommenden Volksent
scheid ablehnend. Ereilich kritisierte das ZK in einem Rundschreiben (vgl. Dok. 44), 
daß die Rolle der Preußenregierung als „Hauptstütze” Brünings von der Partei zu 
wenig herausgestellt werde, und forderte eine „äußerste Steigerung“ des Kampfes 
gegen die ßrann-Secermg-Regierung in Preußen. Die neue Taktik zeigte so erste 
Wirkung. Dennoch bheb die KPD-Eührung (nach SED-Darstelhmg mit .4usnahme 
Heinz Neumanns)bis Mitte Juli bei ihrer ablehnenden Haltung. Doch wenige Tage 
vor dem Volksentscheid griff die Komintern ein und drängte die KPD zur Teilnahme 
am Volksentscheid.
Der konkrete Verlauf der sowjetischen Einflußnahme ist schwer zu rekonstruieren, 
doch geben die heutigen SED-Darstellungen folgendes Bild: Das Polbüro der KPD

158 Pjatnizki. a. a. O. (,4nrn. 120j S. 19.
159 Manuilski. a. a. O. (.4nni. 119) S. 123.
160 /y Nr. 141 2. Juni 1931. Die gleiche Nuininer der Zeitung meldete den Übertritt des früheren 

linken SPD-Reichstagsahgeordneten Jacobshagen zur KPD.
161 /f/'Nr. 40 vom 17. Februar 1931.

vom

162 Thälmann. Volksrevolution, a. a. O. (Anin. 124) S. 57.
163 Vgl. GdA S. 302 f. Thälmann-Biographie, a. a. O. (Anm. 121) S. 529.
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war einstimmig gegen die Teilnahme. Doch in der Politkommission des EKKI traten 
vor allem Stalin und Molotow für die Beteiligung am \'olksentscheid ein woraullun 
das EKKI Einspruch gegen den Beschluß des KPD-Polbüros erhob. ..Das Sekretariat, 
das Politbüro und das ZK“ traten daraulliin ..am 22. Juli nacheinander zusammen 
und revidierten die Haltung der KPD zum Volksentscheid.
Die KPD-Eührung wurde also von Moskau zu diesem Schritt veranlaßt. Die 
.Vbhäiiffigkeit der KPD von der Komintern und von Stalin war inzwischen so groß, 
daß sie sich den Anordnungen ohne nennenswerten \)i iderstand untera arl und 
proklamierte: ..Heraus zum Volksentscheid! -'"^ Viele KPD-Wühler versagten frei
lich ihre Zustimmung, so daß beim Volksentscheid am 9. August 1931 ^
Hochburgen weniger Stimmen für den Volksentscheid abgegeben wurden, als die ihn 
tragenden Parteien 1930 erhalten hatten."’" Bei der KPD-Mitgliedschaft selbst stieß 
der Beschluß über die Beteiligung am Volksentscheid kaum auf V iderspruch. Die 
Partei war inzwischen so zentralisiert und disziplmieit. daß jede W endung akzeptiert

10"wurde.
Über die Gründe für das Zusammengehen von KPD mit und DNV P hat
Weingartner einleuchtende Thesen veröffentlicht, die den Emnuß der au^'^npohti- 
schen Interessen der Sowjetunion auf die KPD-Politik beweisen. Es kam der UdSSR 
auf die Störung der gerade laufenden deutsch-französischen Gespräche 
starke Beteiligung am nationalistischen Volksentscheid sollte m Frankreich Miß
trauen wecken und der iJrü/zmgr-Regierung die Hände binden. In diesem Sinne 
erfüllten der Volksentscheid und die KPD als ..funktionierendes außenpolitisches 
Instrument" ihre Rolle: ..Über die KPD hatte die Komintern niitgehollen, eine 
deutsch-französische Annäherung unmöglich zu machen. ' ”

an, eine

Die Beteiligung der KPD am Volksentscheid war darüber hinaus Höhepunkt der 
These vom ..Hauptfeind“ Sozialdemokratie und der verschallten Taktik seit April 
1931. Die Komintern forderte: ...Mle Kräfte der Partei müssen m den Kampf gegen 
die Sozialdemokratie geworfen werden.“"’" Thälmann wollte -uni jeden Preis die 
Krise in der SPD zur höchsten Entfaltung- bringen, und mi offiziellen Relerenten- 
material des ZK zum Volksentscheid hieß es:

Wir machen keine Einheitsfront mit den Todfeinden der Arbeiterklasse, so wenig 
wie mit Hugenberg oder Hitler, mit Seldte oder Diiesterberg. ebensowenig mit 
Severing und Braun, mit Leipart und Tarnow. Die einen wie die anderen sind

164 GdA S. 302 f. In der 7/ai/m«nn-Biügraphie heißt es. die Sekretariatssilznng habe bereits am 21. Juli 
stattgefunden. ln dieser Biographie wird die Sitzung etwas ausftthrheher dmgestellt, aber die 
Legende aufrechterhalten, die KPD habe „ihren Hauptfeind um erandert tu den Faschisten gesehen 
(ehd. S. 530 f.).

165 Haupischlagzeile der Roten Fahne Nr. 146 vom 23. Juli 1931. Noch am Vortage hatte das 
ostpreußische KPD-Blatt geschrieben: ..Keiner beteiligt sich an der Abstimmung, denn aut h jede 
.Nein-Stimme- zälilt für die Volksbetrüger.- Zit. in: Feind im Rucken. Bilder aus der Geschichte der 
Kommunistischen Intemalioiiale. Wien 1932. S. 81.

166 In der Berliner KPD-H.ichburg W edding gingen 41 Prozent weniger W ähler zur Unie als KPD, 
NSD.AP und DNAP 1930 Stimmen erhallen hatten. Arbeiterpolitik vom 2.1. August lUJi.

begrüßte die Leitung des Unterbezirks Bochum die Wendung „mit Begeisterung 
Düsseldorf, 17 149.

FIStA
167 So

S. 87 ff., 91 ff.168 Weingartner S. 93. Weitere Einzelheiten bei W eingartner
169 A/Heft 25/26 vom 7. Juli 1931, S. 1155.
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Todfeinde der Arbeiterklasse.“’"" Zwar wurde weiterhin von ..Einheitsfront von 
unten“, mit den ..Arbeitern‘- gesprochen, aber mit dieser Gleichsetzimg von D.WT- 
und NSDAP-Führern mit den Führern der SPD und der Gewerkschaften ein \^ eg 
emgeschlagen. der in der faktischen ..Finheitsfront" imt Hugenberg und Hitler 
Braun und Seuering beim V olksentscheid endete.
Freilich mußte diese übersteigerte Konsequenz der Taktik, dieses ,,Abenteurertum“ 
(Trotzki) nicht nur Verwirrung innerhalb der eigenen Partei hervorrufen. sondern 
auch in der Arbeiterschaft den Graben zwischen Kommunisten und Sozialdemokra
ten bzw. Gewerkschaftern weiter vertiefen, die KPD mußte eine ...Vlaiiei - zwischen 
Kommunisten und Sozialdemokraten erkennen.'"^ ..Die Beteiligung der Kommuni
sten am \ olksentscheid wurde von den sozialdemokratischen Massen als ein 
Zusammengehen der Kommunisten mit den Nazis aufgefaßt •. iiuifüe seihst Pieck 
spater bestätigen.’ ’ Das versuchte die KPD zunächst durch Phrasen zu überspielen 
(„Die Kommunisten, die einzigen Sieger“),das Ergebnis wollte sie beschönigen 
(vgl. Dok. 49, wo freilich auch das ..Zurückbleihen hinter kommunistischen 
Stimmenergebnissen in proletarischen Bezirken“- registriert wird). Die KPD entfernte 
sich durch die Beteiligung 
sozialdemokratischen Arbeiter

am Volksentscheid gerade von ihrem Hauptziel, die 
zu gewinnen.

Allerdings verhinderte auch die Politik der Straßenschlachten, die die KPD in jenen 
Monaten praktizierte, solche Erfolge. Der Vorwärts hatte beispielsweise besonders 
scharf reagiert, als ein sozialdemokratischer Polizeibeamter---------- von Kommunisten
erschossen wurde. Während des Volksentscheides wurden in Berlin nicht nur die 
beiden Polizeihauptleute LencA'und .dn/aw/'von Kommunisten erschossen, sondern in 
Feipzig such der sozialdemokratische Jugendliche Markus von zwei Kommunisten 
erstochen. Dennoch hlieb die KPD auch nach dem Volksentscheid bei ihrer 
Taktik. Thälmann verkündete im September 19-31 als ..Generallinie 
Politik“, gegen die Sozialdemokratie, die

unserer
iale Hauptstütze der Bourgeoisie, dassoz

1.0 Ernst Thalinann. Uber den roten \ olksentsrheid am 9.-4ugust 19.31. in: Emst Thälmann 
Kampfreden und .Aufsätze. Berlin o. J. (1932). S. 53, - Referenlenmalerial zum Roten \-olksent- 
scheid am 9. August. Rotes Preußen für ein freies sozialistisehes Deutschland. Hrs<^ vom 
Zentralkomitee der KPD. .Als .Manuskript gedruckt, in: HStA Düsseldorf. Reg. Düsseldorf. 30 649 f.

ni ^Auf die Straße gehen mit der Lostmg: .Nieder mit der ßrfmmg-ß,a«n-Regier,ing!-. wenn - auf 
Orund des Kraftet erhaltmsses - diese Regiertmg nur durch eine Regierung Hitler - Hugenberg 
ersetzt werden kann, ist reines .Abenteurertum. - Trotzki. Gegen den Nationalkommunismus (1931) 
m: Irmzki, Schriften über Deutschland, a. a. O. (Anm. lOö) S. 117. Nicht einsichtig ist die These 
1931 sbh? VlTes" logi.sche Konsequenz der KPD-Politik sogar schon ah Januar

172 Rt Nr. 214 vom 24. November 1931.
173 Pieck, a. a. ü. (.Anm. 1.56) S. 27.
174 Der .Igitotor September 1931. S. 5.
17o \g\. lorwarts Nr. 302-304 vom 1. und 2. Juli und Nr. 307 vom 4. Juli 19.31. Die KPD lehnte freilich 

die Verantwortung für den .Mord ab und behauptete, die Polizei habe gescho,ssen.
176 Vgb ebd. und Vorwärts Nr. 385 vom 19, August 19.31. Daraiifltin wurde der Sitz des ZK. das Aar/- 

Ate6A-nec/i/-Haus, von Polizei besetzt. Vgl. dazu die Erklärung des ZK in Inprekorr Nr. 79 
T August 1931. S. 1779. Den Mord an den Polizeihauptleuten Anlaufund Lenck führte der illegale

t durch. Beteiligt war auch der heutige Minister für Staatssicherlieit
der DDR, Mtelke. V'gl. auch Weber II. S. 200 f.
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Haupthindernis der proletarischen Revolution in Deutschland“, den „Hauptstoß“ zu 
führen.’^
Die KPD gelangte sogar zu dem verwegenen Schluß, die „Dialektik erlordere--, zu 
sehen, eine sozialdemokratische Koalitionsregierung, der ein „kamplunlahiges, 

plittertes Proletariat gegenüberstände, wäre ein tausendmal poßeres Übel als 
offen faschistische Diktatur, der ein klassenbewußtes, kampfentschlossenes m 

seiner Masse geeintes Proletariat gegenübertritt“.' ** Folgerichtig m der Feh analyse 
erklärte Remmele im Reichstag: „Die faschistischen Herrschaften schrecken pns 
nicht. Sie werden rascher abgewirtschaftet haben als jede andere Regieiung.
Die RGO-Politik wurde nach dem XI. EKKI-Plemim ebenfalls weitergetrieben hatte 
das Plenum doch die „Festigung der selbständigen revolutionären Gewerkschaften in 
wirkliche Massenorganisationen“ gefordert.’**“ In dieser Phase kam es zunachst^sogar 
zu Aufrufen, die Freien Gewerkschaften zu verlassen und zur RGO zu gehep die 
Freien Gewerkschaften zu „zerschlagen“.*«^ Die RGO blieb allerdings weiterhin eine 
Sekte, die kaum die KPD-Mitgliederzahlen erreichte.’«* Auch die Versuche, durch 
,Wirtschaftskämpfe-^ den kommunistischen Einfluß in den Betrieben zu steigern, 

blieben praktisch ohne Erfolg. Die RGl-Führung hatte bereits Ende Juni der RGO 
vorgeworfen, sie vernachlässige die innergewerkschaftliche .Arbeit und müsse .,neben 
der Organisierung einer selbständigen revolutionären Gewerksclmltsbewegung- die 
..Arbeit innerhalb der reaktionären Verbände“ vorantreiben. Diese Doppelaut- 
gabe überstieg aber offenbar die Kräfte der KPD.
Die taktische Phase von April bis Oktober 1931 zeigt so m viel«' HmsicEt einen 
Rückfall in die e.xzessive Auslegung der Strategie vor dem April 1930. 
konnte die KPD kleinere Erfolge erringen. Die Zabl der .Mitglieder stieg bis Oktobei 
auf 233000 Vor dem ,.Volksentscheid“ hatte sie im Mai 1931 Stimmengewinne m 
Oldenburg zu verbuchen, doch auch nach dem Volksentscheid erzielte sie bei den 
Hamburger Bürgersebaftswählen im September große Erfolge. ^ Doch innerhalb der 
Arbeiterbewegung zeigte sich die KPD isoliert. Sie bemühte sich vor allem in der

zers
eine

30. September 1931. abgedruckt in Thälmann,177 Thälmann, in der Hamburger Volkszeitung 
Kampfredeu, a. a. O. (Anm. 170) S. 60.

178 Der Artikel ..Die Theorie des .kleineren LTels-. die Theorie des Opportunismus“ (Der Propagandist 
Jg. 2, Heft 9. September 1931. S. 4). ist mit Kr. gezeichnet, [kraus AasLenz-ll intern,^) Zitaw 
daraus sind abgedruckt in: W. Conze. Der Nationalsozialismus. TI. I. 6. AnO. Stuttgart 19.2. S. 4 .. 
Die seltene Nummer des Parteiarbeiter ist in der Universitätsbibliothek Bremen erhalten. It.r eine 
Kopie bin ich Herrn Dr. Gebhardt zu Dank lerpflichtet.

20. Oktober 1931, S, 22.Ö1.

vom

179 Inprekorr Nr. 100 vom
180 Beschlüsse im Zitat S. 26.
181 ..Heraus aus dem Gesamtverband der sozialfaschistischen t erräler- forderte die ^

Organ der kommunistischen Seeleute und Halenarbeiter, Jg.. 1 i. ® „
Dl! rote Gemerkschaftsiiiternationale (12. Jg.. Nr. 17/18. Dezember 1932 S. 1001), im Sommer 
1931 sei in ..einigen" BCO-Zeitungen die Losung ..zerstört die Gewerkschaften ausgegeben
worden.

182 So das Ruhr-Echo im August 1931, zit. in Vorwärts Nr. 402 vom 28. August 1931.

183 Vgl. dazu Weber 1 S. 366.
184 /ff Nr. 184 vom 2.5. Juni 1931.
185 Gegenüber der Reichstagswahl 1930 ge 

60000. Vgl. Horkenbach 1931, S. 315.
die KPD 30 000 Stimmen, die NSDAP freilich fastwann
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Gewerkschaf'tsfrage. durch eine taktische \X ende einen Durchbruch zu erreichen. So 
kam es iin Oktober-November 1931 zu einer neuen taktischen Pliase, wodurch 
allerdings die bisherige Politik nicht sehr erheblich variiert wurde.

Oktober 1931 bis Frühjahr 1932: SPD und NSDAP ..Zwillings
brüder“
Eine Sitzung des Polbüros am 24. September 1931 hatte nach einem Referat von 
Hermann Remmele eine Resolution beschlossen (vgl. Dok. 53. Anm. 9). in der eine 
Konzentrierung der Parteiarbeit auf die Betriebe und innergewerkschaftliche Aktivi- 
täteUs^efordert wurden. Damit sollten die ..brennendsten Aufgaben“ gelöst wer
den. Vi'ar die KPD zunächst auch nach dem Volksentscheid noch völlig auf die 
Auseinandersetzung mit der SPD fixiert, so rückte ab Oktober 1931 auch die NSD AP 
wieder stärker in den Mittelpunkt der KPD-Angriffe. Die Umbildung der Regierung 
Brüning (9. Oktober) wurde als ..neuer Abschnitt in der Durchführung der 
faschistischen Diktatur“ kommentiert, nun wurde eine ,.veränderte Situation“ mit 

Aufgaben für die Partei konstatiert (vgl. Dok. 53).
Die Schaffung der Harzburger Front am 11. Oktober 1931 sowie die aggressiven 
.Angriffe und Überfälle der SA und NSDAP auf organisierte .Arbeiter bestimmten die 
neue Taktik. Mit dem Ruf nach ..proletarischer Einheitsfront“, differenzierter 
Behandlung der Sozialdemokraten und Aktivitäten in den Freien Gewerkschaften 
schwächte die KPD die im A'olksentscheid kulminierende Taktik ab. Amr allem das 
Beispiel Braunschweig schien Ansätze einer flexibleren 1 laltung bei der ..Einheits
front von unten“ zu signalisieren, wandte sich die Führung doch dagegen, sie 
„parteibuchmäßig und engherzig“ anzuwenden (vgl. Dok. 55). Jedoch schon im 
November zeigte sich erneut, daß wirkliche Einheitsfrontangebote von Sozialdemo
kraten (etwa von Breitscheid) als Manöver zurückgewiesen wurden.'*’"
Auch gegenüber der NSDAP blieb die Haltung der KPD schwankend. Die dauernde 
Floffnung der KPD auf eine rückläufige Entwicklung der Nazis erfüllte sich nicht, bei 
den Wahlen in Hamburg hatte die NSDAP die KPD klar überrundet. Am 1. No
vember 1931 veröffentlichte die BL Berlin-Brandenburg der KPD einen ..Offenen 
Brief an die werktätigen Wähler der NSDAP und die Mitglieder der SA“, 
versuchte die KPD die Anhänger von der Führung zu trennen, indem sie sowohl auf 
die Zusammenarbeit Hitlers mit den ..großkapitalistischen Schiebern“ in Harzburg 
als auch auf die „proletarischen Anhänger der NSDAP“, die sich in die ..Einheits
front“ eingereiht hatten, vei-wies.

neuen

188 Auch hier

Ani sJO- November nahm das ZK einen Beschluß gegen den individuellen Terror 
an. Damit sollte einerseits die Losung ,,Schlagt die Faschisten, wo ihr sie trefft“ 
endgültig überwunden und die Auseinandersetzung mit der NSDAP politisch geführt 
werden, andererseits aber ebenfalls durch die nationalen Parolen der ..V'olksrevolu-

186 Vgl. dazu den Artikel Walter Ulbrichts „Der revuhitionäre Aui'sehwimg und die Taktik der 
Einheitsfront“, in: Die Internationale 1-t. Jg.. Heft 10. Oktober 1931. S. 433 ff.

187 Vgl. Bahne. KPD S. 22.
188 Der Brief erschien in der Roten Fahne Nr. 196 

^^'eber. Dokumente S. 157 f.
189 Abgedruckt in Äf Nr. 206 vom 13. November 1931.

1. November 1931. Er ist wiederabgedruckt invorn
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tion“ Anhänger aus den Reihen der Nazis gewonnen und deren Siegeszug gestoppt 
w'erden. _ ..
Die Landtagswahlen in Hessen am 15. November 1931 zeigten indes, daß die 
NSDAP weiter auf dem Vormarsch war, auch wenn die KPD ebeidalls erhebliche 
Stimrneiisewiniie zu verbuchen hatte.’^'“ In einem ..Appell" an die ..Arbeiter der 
Sozialdemokratie, des Reichsbanners und der Gewerkschalten- versuchte das ZK 
der KPD Ende November angesichts der katastrophalen materiellen Lage der 
Arbeiter und der Arbeitslosen auch die Taktik der Einheitsfront von unten, die „rote 
Einheitsfront" zu aktivieren.''” ln „ehrlicher und bräderhcher Absicht" wollten die 
Kommunisten den Kampf gegen Kapitalismus und Faschismus. Allerdings wurde 
f^esagt; „Eure Einheitsfront kann nur im schärfsten Kainpi gepn die «rtmmg- 
Braun-Sevenng-D'iktaitur den Faschismus überwinden und die nationalsozialistische 
Partei des Arbeitermordes zerschlagen." Schon solche Worte zeigen, dals sich trotz 
Ansätzen einer neuen Taktik an der Strategie nichts geändert hatte.
Das bewies auch ein Artikel Thälmanns über „Einige Fehler in unserer theoretischen 
und praktischen Arbeit und der Weg zu ihrer Überwindung", der nn theoretischen 
Organ der KPD, Die Internationale, erschien''’- und zur Grundlage der Parteischu- 
lun<^ in dieser Phase gemacht wurde.''’" Thälmann kritisierte, daß sich ..Tendenzen 
einer liberalen Gegenüberstellung von Faschismus und bürgerlicher Demokratie, von 
f/ü/er-Partei und Sozialfaschismus, in unseren Reihen gezeigt haben. Er 
konstatierte „mindestens unterbewußte Stimmungen“, als ob „die Braun-Severing- 
Regierung vielleicht doch ein .kleineres Übel' gegenüber einer Hitler-Goebbels- 
Regierung" in Preußen wäre - was Thälmann strikt lur falsch erklärte. Auch 
„Einheitsfrontangebote von oben an bezirkliche [!] ADGB-Fuhrunpi“ wie im 
Ruhrgebiet erregten seinen Zorn. Er betonte, die KPD habe weiterhin „den 
Hauptstoß gegen die Sozialdemokratie als die soziale Hauptstütze der Bourgeoisie zu 
richten“.''’" Auch die These: „Ohne im Kampf gegen die Sozialdemokratie zu siegen 
können wir nicht den Faschismus schlagen", erschien bei Thalmann wieder und 
ebenso die Forderung nach „Einheitsfront von unten". Er setzte sich mit Verzerrun
gen des Begriffs Volksrevolution auseinander, wandte sich aber auch gegen 
Fatalismus gegenüber dem Nationalsozialismus und kritisierte ausdrücklich die m 
Der Propagandist erschienene These, eine sozialdemokratische Regierung sei unter 
Umständen ein größeres Übel als eine ..offen faschistische Diktatur“. Zugleich

100 Die KPD erhieh 1.56 Oüü Stimmen (gegenüber 41 000 bei den Laiidtagswalilen 192? und 84 000 bei 
den Reichstag-swahlen 1930), die NSDAP 291 000 Summen (gegenüber 13^ 000 bei den Reichstags- 
wahlen 1930). Horkeiibach 1931 S. 351.

191 R}' Nr. 219 vom 29. November 1931,
192 Thälmann, m: Die laternaüonale 14, Jg.. Heft 11/12. November-Dezember 481 ff. Der

1. Dezember 1931, S. 2561 ff. und AJ HeitArtikel wurde auch abgedruckt mlnprekorri^v. 113 
41 vom 10. Dezember 1931, S, 1897 ff.

193 Das Thema tvurde im ..Pohuschen Sch,dungstag“ der KPD abgehandelt. Vgl. Der Propagandist 
2. Jg., Heft 12. Dezember 1931. S. 26. f.

194 Die Internationate. a. a. O. (Anm. 192) S. 487.
195 Ebd. S. 489.
196 Ebd. S. 492.
197 Ebd. S. 499. Das Zitat aus dem Propagandist ist oben angeführt, \ gl. auch Anm. 1 . .

vom
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verlangte Thälmann „größtmöglichste Verschärfung unseres ideologischen Massen
kampfes gegen den Faschismus“ (und meinte in diesem Falle die NSDAP).
Der Artikel Thälmanns, der in den folgenden Monaten die Parteipolitik bestimmte, 
läßt so den ganzen Zwiespalt der KPD-Generallinie erkennen. Die Taktik ging einher 
mit innerparteilichen Auseinandersetzungen, und diese wiederum wurden überschat
tet durch Stalins Artikel über ..Fragen der Geschichte des Bolschewismus“ (vgl. Dok. 
52), der vor allem politische Ziele hatte und die sektiererische Flaltung der KPD 
stärkte.'^**
So zeigt die taktische Periode von Oktober 1931 bis April 1932 besonders drastisch 
die verworrene Position der KPD. Nach Ansätzen einer neuen Flaltung gegenüber 
SPD, Gewerkschaften und NSDAP fiel die Linie rasch wieder zurück auf die radikale 
Haltung des Sommers 1930. Die „Verteidigung der UdSSR“ blieb unangefochten 
Bestandteil der Politik, wie eh und je wurde die SPD der ideologischen Vorbereitung 
der Intervention bezichtigt. Illusionär wurde andererseits erw’artet. auch NS- 
Organisationen für die ..Solidarisierung" mit der UdSSR bewegen zu können (Dok. 
54). Im Februar 1932 konstatierte das ZK wieder einmal die ..drohende imperialisti
sche Kriegsgefahr für die Sowjetunion -. Die „Hauptlosung“ Verteidigung der 
UdSSR sollte in den ..Mittelpunkt“ von Agitation und Propaganda gestellt werden, 
im März 1932 galt diesem Problem auch das Schulungsthema der Partei.' *** Zum 14. 
Jahrestag der Roten Armee im Februar 1932 sandte das ZK ..brüderliche Kampfes
gruße“ und behauptete, jeder revolutionäre Arbeiter sei bereit. ..sein Leben für die 
Sowjetmacht einzusetzen".""'*
Die Definition des Faschismus blieb weiterhin zweideutig. So erklärte Thälmann i 
November 1931, ,,\^ir sagen den Arbeitern, der Faschismus beginnt nicht, wenn 
L/it/er kommt, er hat längst begonnen“.""' Heiner Hirsch versuchte zu unterscheiden 
zwischen Faschismus als Herrschaftsmethode (also auch die ßrümVig-Regierung) 
und der „militärisch-terroristischen Kampforganisation“, also der NSDAP.""" Aber 
auch er gelangte zu dem Schluß, Kommunisten sollten nicht „mit der blauen Brille 

Pseudo-Theorie nach irgendwelchen Unterschieden zwischen Demokratie und 
Faschismus-- suchen.Zur Gharakterisierung von SPD und NSDAP berief sich 
Hirsch auf Stalins These. Sozialdemokratie und Faschismus seien ..Zwillingsbrü- 
der“. Auch Thälmann griff diese Stalinsche These"""* auf der ZK-Tagung im Februar

198 Auf den Stalm-Bnel wird noch eingegangen. Er war abgednickl in Inprekorr Nr 110 
20. November 1931, S. 2485 ff. und A7 Heft 39 vorn 10, November 1931. S. 1780.

199 Der Propagandist 3. Jg., Heft 3, März 1932. S. 26 ff.
200 Zur Geschichte der KPD S. 319.
201 Emst Thälmann in RF Nr. 219 

a. a. O. (Anni. 170) S. 41.
202 Werner Hirsch, Faschismus und Hitlerpartei, in: Die Internationale 15. Jg.. Heft 1. Januar 1932, 

S. 2T.

203 Ebd. S. 31. Entsprechend warf die KPD der SPD vor: ..Um den Kampf Klasse gegen Klasse zu 
verhmdera. ist die Sozialdemokratie bestrebt, den Faschismus mit der ttV/erpartei zu identifizieren 
und jene Teile der faschistischen Front, die der Volkspartei, dem Zentrum, der Staatspartei und der 
SPD angehören, als Antifaschisten zu maskieren,“ AF Nr. 8 vom 10. Januar 1932.

204 Ursprünglich hatte Sinowjew den Begriff Sozialfaschismus entwickelt. Stalin folgte ihm und schrieb 
1924: „Die Sozialdemokratie ist objektiv der gemäßigte Flügel des Faschismus [...]. Diese 
Oiganisationen schließen einander nicht aus. sondern ergänzen einander. Das sind keine .Antipoden.

im

einer

vom

29. November 1931, abgedruckt in: Thälmann, Kampfreden,vom
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2031932 auf, blieb allerdings dabei, der „Hauptstoß“ sei gegen die SPD zu richten. 
Gegen die linken Sozialdemokraten sollte das ..Hauptfeuer“ pichtet ^erden vor 
allem gegen die „gefährlichsten Vertreter des Soziallaschismus , SAP. KPU, 
Trotzkisten und andere kleine Gruppen.“**'’
Die Taktik ab Oktober 1931 reduzierte sich so rasch wieder auf Versuche der 
Einheitsfront von unten (jetzt rote Einheitsfront genannt), blieb also nn Rahmen der 
Generallinie auf die Zersetzung der SPD gerichtet. Sie sollte sich nach Ihalmafvi

ialdemokratische Fuhrerschalt richten .gleichzeitig ..gegen //d/erpartei und 
Wenn untere Organe der KPD sich über diese Linie hinwegsetzten, gemeinsam mit 
der SPD gegen den Nationalsozialismus auftraten, wurden sie von der Führung 
gerügt Ini Januar 1932 wandte sich die BL Ruhr in einem Rundschreiben gegen 
Liehe „falsche“ Einheitsfrontpolitik. Die Leitung drohte ihren Mitgliedern, jeder 
Versuch, mit Sozialdemokraten (..diesen konterrevolutionären Agenten ) ..auch 
zu verhandeln“, komme ..einem Verrat gleich und erfordert die scharlsten Maßnah- 

der Parteidisziplin gegen diejenigen, die sich solcher Handlungen schuldig
machen“.“'*®
Die taktische W ende vom Oktober 1931 hatte vor allem der Gewerkschaftspohtik 
gegolten. Nach den Mißerfolgen der RGO sollten die Kommunisten nun wieder in den 
Freien (und auch christlichen) Gewerkschaften arbeiten, vi'id d'e Ihese von der 
„Zerstörung“ der Gewerkschaften wurde ausdrücklich lur falsch erklärt^ Das 
Polbüro verpflichtete die Bezirke, über die ..Organisierung der Oppositionsarbeit in 
allen freien und christlichen \'erbänden‘- zu berichten.“
Vestärkt sollte auch die Arbeit unter den Erwerbslosen werden. Nachdem Streikyer- 
suche der RGO im Januar 1931 meist als Fiasko endeten, erklärte Franz Dahlem, 
damals Führer der RGO, daß SPD und .ADGB ..selbst ein Flügel des Faschismus
seien, daher gebe es mit deren Führern keine „Finheitsfroiit gegen den Faschismus . 
Vielmehr müsse die ..Einheitsfront von unten“ gegen ..die Brunung. Severing, 
Leipart, Hitler und ihresgleichen“ gerichtet sein. Dahlem vertrat die uto^isdie 
Meinung, die RGO könne ..im Jahr 1931 eine .Milhonenorpnisation werden . Da 
die KPD aber auf die Betriebsarbeiter fixiert blieb (freilicli ohne bei diesen einen

SOZI

nur

men

sondern Zwülingsbnider.- J. ^V. Stalin. XVerke. Bd. 6. Berlin (Ost) 19,52. S. 2.53. Vgl. dazu Siegfried
Bahne. ..Sozialfaschisinns -in Deutschland, a. a. O. (.Wn. .io;.

205 \t ie steht es nun mit dem Verhältnis zwischen der Politik der //iV/cr-Partei und der Siizia denn) ra-
[ . klarsten hat Genosse Slaän schon im Jahre 1924 die Rolle dieser beiden Fluge

gekennzeichnet, indem er von ihnen als von .Zwillingeii' s,yach. .die einandin^ ergänzen h ^ . D e 
nraklische Anwendung dieser Strategie in Dentsclilaiid erfordert den Hauptstoß ^egen d 
Lzialdemokratie. Sie ist mit ihren .linken' Filialen die gefährlichste Stütze der
aktive Faktor der Faschisierung. - Ems. Thälmann. Der myolutmnare Ausweg und die KPD. Rede 
auf der Plenartagung der KPD am 19. Februar l')32 in Berlin. Berlin o. J. i 1 13^) S. _o. 3 ..

206 Der Funke. Organ für die Mitglieder der KPD Bezirk Berlin-Brandenburg-Laiisitz-Grenzinark,
Januar 1932. in: Records 356. 856048.

207 Thälmann, a. a. O. (Amn. 192). S. 490.
208 HStA Düsseldorf 306579.
209 Inprekorr Nr. 95 vom 2. Oktober 1931. S. 2144 ff.
210 Betrieb und Gewerkschaft. Organ des Reichskomi.ees der RGO 4. Jg Heft 1. Januar 1*532 = '

Dahlem schrieb auch: „SPD und ADGB stehen in der faschistischen Klassenfront, die ton Brumn^, 
Serering, Leipart. Imbusch bis zu Hitler und Stöhr geht. (S. 3).

Nr. 1,
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Durchbruch zu erzielen)“'', hielt sie an der taktischen Vi’endung in der Gewerk
schaftsfrage fest, die Losowsky so umriß: ..Die Arbeit innerhalb der reaktionären 
Gewerkschaften, in denen sich noch Millionen .Arbeiter befinden, ist die wichtigste 
Aufgabe der revolutionären Gewerkschaftsbewegung ‘.-'-
Sonst blieb in der Zeit von Oktober 1931 bis April 1932 
flexibleren Taktik ka

von den Anfängen einer 
ßt'vas übrig. In der Phase ..seit dein XI, EKKTPlenum vor 

allem bekämpfte die KPD in erster Linie die Sozialdemokratie und neben ihr auch 
noch die Nazis, bzw. sie bekämpfte die//ü/erbewegung nur im Zusammenbbng ihres 
Kampfes gegen die Sozialdemokratie“, meint H'iesztr^'-^ Das Motiv für die radikale 
Taktik nach dem XI. EKKI-Plenum, die sowjetische .Außenpolitik, galt auch für die 
Periode bis zum April 1932. Erst danach kam es - teilweise wiederum unter dem 
Einfluß der Komintern - zu einer stark veränderten KPD-Taktik. Das hing freilich 
eng zusammen mit den Mißerfolgen der KPD bei den Wahlen im Frühjahr 1932 und 
mit dem gleichzeitigen weiteren A'ormarsch der .NSDAP und deren Aggressivität.
Zwar war es der KPD gelungen, die Zahl ihrer .Mitglieder von 233000 im Oktober 
1931 auf 287000 im .März 1932 zu erhöhen, aber ihr .Masseneinfluß ging trotz der 
immer katastrophaleren Wirtschaftskrise (Ende .März 1932: 6 .Millionen .Arbeitslose) 
erheblich zurück. Hatte die KPD-Führung im Juni 1931 für die (für .Mai 1932 
erwarteten) Preußenwahlen ..besonders glänzende A'oraussetzungen“ gesehen (vgl. 
Dok. 45), so waren die Ergebnisse

um

um so niederschmetternder. Beim 1. Wahlgang 
Reichspräsidentenwahl am 13. .März 1932 erhielt Thälmann mit knapp 5 

Millionen Stimmen fast 400000 mehr als die KPD bei den Reichstagswahlen 1930, 
aber immerhin mußte er bereits Stimmenverluste in den KPD-Hochburgen Berlin, 
Halle-Merseburg und Düsseldorf-Ost hiimelunen. Beim zweiten W ahlgang am 10. 
.April verlor Thälmann knapp 1.3 Xlillionen Stimmen. Doch viel gewichtig 
die Landtagswahlen in Preußen. Bayern. Württemberg und .Anhalt sowie die 
erneuten Bürgmrschaftswahlen in Hamburg am 24. April, ln Preußen fiel die KPD 
hinter das Reichstagswahlergebnis von 1930 (von 3.1 auf 2.8 Millionen Stimmen!)

zur

er waren

211 Im April 1932 waren 85 Prozent der KPD-Mitglieder Erwerbslose. V gl. \V eher 1. S. 24.8.
212 A. Losowsky. Vorwärts zur Gegenoffensive des Proletariats. Referat und Schlußwort gehalten auf der 

VIII. Session des Zentralrates der RGO am 8. und 17. Dezember 1931. Berlin o. J. (1932), S. 89.
213 Vfieszt S. 323. Eine Liste mit „Beispielen rechtsopportunistischer und .linker’ .Abweichungen und 

Fehler , die dem „Plenum des ZK‘‘ im Februar i932 vorgelegt wurde, zeigt ebenfalls, daß die 
Führung vor allem ..Opportunismus in der Einheitsfrontpolitik’- befürchtete. So wurde als 
..Einheitsfront von oben [,'j- kritisiert: ..Verhandlungen und Briefwechsel von Führung zu Führung 
fanden statt, vor allem in einer ganzen Reihe von Fällen im Bezirk Württemberg. Wie dies im 
Anschluß an die wimtembergischen Gemeindewahlen kritisiert wurde. Einzelne ähnliche Fälle gab 
es m Oberhausen (Bezirk Ruhrgebiet), Mittweida. Brockwitz. VValdbeim (Bezirk Sachsen), Sonders
hausen (Bezirk Thüringen). Harburg-Wilhelmsburg (Bezirk Wasserkante). Norderney, Vegesack 
(Bezirk Nordwest), Ilfeld, Glausthal (Bezirk .Niedersachsen). Einheitsfront mit Brandieristen und 
S.AP: In Emheitsfrontkartelle und Ausschüsse mit S.AP- und KPO-Vertretern gingen unsere Genossen 
in Nümherg (Nordbayern), in Lübau (Schlesien). Ichtershausen (Thüringen): hier wurde eme 
gemeinsame Demonstration veranstaltet, wobei es dem Redner der KPD untersagt war, gegen die 
Politik der SAP und KPO Stellung zu nehmen. "
Außerdem wurden ..sozialfaschistische Einheitsfrontmanöver“, ..Op[)ortunismtis in den Betrieben“, 
der Erwerbslosenarbeit, Bauernarbeit usw. kritisiert. Die V'orlage (123/38/3) findet sich im Nachlaß 
des Komintern-Funktionärs Jules Humbert-Droz und wurde freundlicherweise von Herrn Prof. Dr. 
Siegfried Bahne zur Verfügung gestellt, der den Nachlaß Hunihert-Droz herausgibt.\on
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Stimmen der Kommunisten eiliielt.zurück, während die NSDAP das Dreifache an 
Auch in Württemberg erzielte die KPD weniger Stimmen als 193Ü. Besonders 
verheerend war das Wahlergebnis in Hamburg. Dort hatte die KPD bei den 
Bürgerschaftswahlen von September 1931 168000 Stimmen erhalten, die Wahl 
mußte wiederholt werden, und nun fiel sie ein halbes .lahr spater auf 119000 zurück, 
womit sie fast beim Ergebnis des Jahres 1928 wieder angelangt war. Sieger 
überall die NSDAP.
Schon nach dem 1. Wahlgang zur Reichspräsidentenwahl hatte die KPD mit 
Erschrecken registriert: ..Der Erfolg der Nazis erfordert eine Verschärfung unseres 
Kampfes gegen die NSDAP", freilich wie üblich hinzugefügt: „ohne daß wir nur im 
geringsten den Kampf gegen die SPD abschwächen“. Die „faschistischen Fraktio- 

“ SPD und NSDAP sollten nicht ..gleichgestellt“ werden, auch wurde vor 
Hoffnungen gewarnt, ein Machtantritt Hitlers könne die „Revolution beschleunigen“ 
(vgl. Dok. 60). Ein Umdenkungsprozeß führte zu einer neuen taktischen Vi'ende, die 
freilich durch die Komintern bereits vor den Wahlen angegangen wurde.

war
214

nen

April/Mai 1932 bis Oktober 1932: Antifaschistische Aktion 
Einen Tag nach den Landtagswahlen, am 2-5. April 1932 wandten sich das ZK der 
KPD und das Reichskomitee der RGO an alle sozialdemokratisch und gewerkschaft
lich organisierten .Arbeiter und forderten sie zur Einheitsfront auf. Entgegen der 
bisherigen Taktik erklärte die KPD: ..Wir sind bereit, mit jeder Organisation, in der 
Arbeiter vereinigt sind, und die wirklich den Kampf gegen Lohn- und Elnterstut- 
zungsabbau führen will, gemeinsam zu kämpfen."“' ’ Mit solchen .Äußerungen ging 
die Parteiführung bis an die Grenze der Strategie, die ja jede „Einheitsfront 
oben“ ausschloß. Um diese Grenze nicht zu überschreiten, hatte das Zentralkomitee 
den Aufruf nicht an die SPD oder die Gewerkschaften gerichtet, sondern an deren

der Komintern zusammen mit \ ertretern der KPD

von

Mitglieder.^'*’ Der Aufruf war von
ausgearbeitet worden. Die Komintern wollte - so jedenfalls später Pjatnizki — den
Aufruf noch vor den Wahlen veröffentlichen, die KPD-Führung verschob jedoch die
Publizierung.'" ■ Ob dies auf interne Differenzen zurückzuführen war. ist nicht zu

■ ^ ‘^18 rekonstruieren.“
Immerhin wurde die Taktik der KPD nun flexibler. So kam es am 1. Mai 1932 
beispielsweise in Bernau zu einer einheitlichen, vom ADGB einberufenen Maikundge
bung. Das ZK kritisierte, daß „aus Furcht vor Fehlern, vor opportunistischen

214 Die KPD zog den Schluß, das XAahlergehiiis lehre die Partei, den ..ideologischen Massenkampf“ und 
die ..Kampfpolitik gegen die Nazis bedeutend zu verbessern“. Rt' Nr. 89 vom 26

27. .4pril 1932. S. 1040. Zu den Vi ahlergehtnssen vgl. Horkenbach 1931.Inprekorr Nr. 34 vom 
S. 315, Horkenbach 1932, S. 122 ff.

215 lU' Nr. 83 vom 26. .April 1932. Wiederabgedruckt in: Antifaschistische .Aktion. S. 3 ff.
916 Dieser Appell richlel sich nicht an die SPD oder die Gewerkschaften insgesamt, sondern nur an ihre 

unteren Organisationen [, . .1. Entscheidender ist aber, «laß dieser Aufruf nicht vorrangig zum 
Kampf gegen die Nazis auffordert. Der Kampf gegen den .Terror der faschistischen Banden steht 
gleichrangig neben dem gegen die .Unlernehmerangriffe' und gegen die .arbeiterfeindliche Politik 
der Brüning-Hindenburg-Severing-Regierungen‘ " ('S leszt S. 329).

, 0. (.Anm. 120) S. 19. Vgl. auch Weingartner S. 132 f.217 Vgl. Pjatnizki, a. a
218 Bahne schreibt, die ...Mehrheit des Politbüros“ habe die Erklärung zurückgehalten (Buhne. KPD

S. 23).
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Entgleisungen oft auf die Anwendung der Einheitsfront verzichtet worden sei, 
damit müsse nun in „radikaler Weise gebrochen werden“ (vgl. Dok. 63). Freilich 
veituschte das ZK, daß es seihst diese Politik der ..Angst vor opportunistischen 
Entgleisunpn“ gefördert hatte, und auch jetzt wurde wieder erklärt, für die 
,,Führung der Einheitsfront kämen nur die Kommunisten in Betracht.
Den Durchbruch der neuen Taktik brachte die ..Antifaschistische .\ktion“ .4uf einer 
Tagung des ZK der KPD am 24. Mai 1932 forderte rhälmann das „Herumreißen 
der Partei zu einer wirklichen Einheitsfront von unten“ und schlug eine ..große 
antifaschistische .4ktion in Deutschland“ vor."’'’ Ulbricht forderte auf der Tagung 
,,weniger Phrasen und eine konkrete Einheitsfrontpolitik“.Thälmann wandte sich 
^gen eine ..bestimmte“ Gleichstellung von ..Faschismus und Sozialfaschismus. 
Hit/erpartei und Sozialdemokratie“,^^' doch ist aus seiner Kritik nicht abzulesen, 
daß er sich gegen die Strategie der Partei, die beiden die gleiche Funktion zuschrieb, 
überhaupt wandte.
Emen Tag nach der ZK-Sitzung überfiel die NSD.4P-Fraktion im Preußiscben 
Landtag die Kommunisten und deren Redner Pieck. Das war für die KPD das 
auslosende .Moment, die geplante „Antifaschistische Aktion“ zu proklamieren und 
die Taktik vorrangig gegen die NSDAP zu richten. Im Aufruf zur Antifaschistischen 
Aktion forderte das ZK

223 25. Mai klar, ,.dem //it/erfaschismus den Weg zur .Macht 
In einem Rundtelefonat (vgl. Dok. 64) gab die Zentrale der Partei 

Richtlinien für die neue, flexiblere Taktik.

am
zu verlegen“.

NSDAP und SPD wurden insofern differenzierter betrachtet, als es in den Aussagen 
der KPD zwar weiterhin keinen ..klassenmäßigen Eüiterschied oder Gegensatz‘‘ 
zwischen ihnen gab. aber ..heftige Konflikte dieser beiden Flügel ' als möglich 
angesehen wurden (vgl. Dok. 65). Zwar sollte die .Antifaschistische Aktion „unter 

u nung der KPD stehen, doch Ziel sollte sein. ..dem //iV/ci-fäschismus den \^'eg zur 
Regierungsmacht zu verlegen, die aufsteigende 'Welle des /yü/cHäschismus zum 
Stehen zu bringen und zurückzuschlagen“. Damit gab die KPD erstmals eine 
reahstischei^ Einschätzung der Stärke der NSDAP zu erkennen und unternahm 
ebenso Ansätze, den ..Hauptstoß“ gegen diese Gefahr zu richten.
Wieder versuchte Thälmann in einem Artikel des theoretischen Organs Die 
Internationale die neue Taktik darzulegen. Er zeigte zunächst die .Motive der

219 Antifaschistische .Aktion, S. 23.
220 Ebd. S. 30.
221 Ebd. S. 22.

222 So schreibt Weingartner S. 1.59, Thülmann habe Stalins These der ..Zwillingshrüder“ abgelehnt 
Vgl. auch Bahne Sozialfaschismus, a. a. O. (.Anm. 35) S. 238. Das ist eine nicht haltbare 
nterpretation. \ gl. dazu die in. E. richtige Einschätzung bei Barbara Timmermann. Die Faschis

mus-Diskussion 111 der Kommunistischen Internationale. Phil. Diss. Köln 1977 S 328 ff Schließlich 
ist zu berücksichtigen, daß Thälmanns Rede in ...Antifaschistische .Aktion", nur auszugsweise 
veroflenthcht wurde. Ausgerechnet hinter dem entscheidenden Satz kommen durch drei Punkte 
gekennzeichnete Auslassimgen (vgl. S. 22). Bei der Tendenz der Auswahl dieses Band 
unten. Anm. 241) laßt dies darauf schließen, daß Thälmann sich inhaltlich 
bekannte, dies aber

223 RFNt. 113 vom 26. .Mai 1932.
224 Emst Thälmann, Zu unserer Strategie und Taktik i 

Internationale 15. Jg.. Heft 6, Juni 1932. S. 261 ff.

es (vgl. dazu 
zu Stalins These

den Herausgebern politischen Grütiden weggelassen wurde.von aus

Kampf gegen den Faschistntis, in: Dieim
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Wendung, indem er fragte, warum es nicht gelang, die nationalsozialistische Welle 
aufzuhalten. Zwar betonte er, die Sozialdemokratie als ganzes" und nicht nur deren 
„Führerschaft-^ bleibe ..Hauptstütze der Bourgeoisie'—k weshalb er jede Blockbi - 
düng“ ablehne.--'' Gleichzeitig sprach er aber davon, daß der ..Hauptleind das 
„kapitalistische System“ sei.'^'^ Die „Strategie des Hauptstoßes gegen die ^Ide- 
mokratie innerhalb der Arbeiterklasse“ legte er so aus, daß die Führer von S1 D und 
ADGB isoliert und ihre Anhänger für die KPD gewonnen werden sollten.“ 
Ülierraschend war Thälmanns These. „Einheitsfront von unten“ schließe „m 
bestimmten Fällen [. . .] die Anwendung der Einheitsfronttaktik von unten und 
oben nicht aus“.^^‘^ Zwar machte er „Spitzenangebote an die luhrenden Instanzen 
der SPD des ADGB“ von Voraussetzungen wie ..Mobilisierung" und ..VVidertiaü

Vorstellung eigentlich derden Arbeitern eibhängig, dennoch widersprach seineunter
Strategie der Komintern in jener Periode.
Bei allen Halbheiten seiner Ausführungen war , • , ir • ,
vor allem ,.den //ü/erfaschismus Zurückschlagen“ wollte und sogar schrieb: ,.Es ist 
völlig unzulässig, irgendeine Vernachlässigung des Kampfes gegen die Hd/erpartei 
etwa mit der strategischen Orientierung des Hauptstoßes gegen die Sozialdemokrarte 
zu beschönigen oder entschuldigen zu wollen.“ Olfensichthch veisuchte die K 
Führung, mit der neuen Taktik der Antifaschistischen Aktion die Strategie die 
Generallinie der KPD. so flexibel wie möglich auszulegeii und nun den Kampf vor 
allem gegen die NSDAP zu richten.
Die neue Taktik kam bei den KPD-Funktionären gut an, so
Partei gesteigert werden konnten und innerhalb der Arbeiterschaft die KPD ihre 
Isolierung wenigstens m Ansätzen zu durchbrechen vermochte. In Berichten an das 
Sekretariat meldete die BL Großthüringen positive Erfolge. Der wichtige Beznk 
Halle berichtete: „Die Proklamierung der Antifaschistischen Aktion wirkt direkt 
belebend auf die Aktivität der Parteimitghedschaft-‘, Baden-Pfalz konnte eine 
„solide Kampfstimmung“ und Mittelrhein ..treffliche Stimmung melden. Aller
dings bemerkte der Bezirk Oberschlesien ..ziemliche Unklarheiten bei den Ge-

® 232nossen. , i r c
Die Elastizität der KPD führte zu ersten Erfolgen bei den Gewerkschaften. So 
meldete die Partei, das Ortskartell Zella-Mehlis habe einstimmig einen Appell an alle

doch bemerkenswert, daß Thälmann

daß die .Aktivitäten der

8. Juni ge.srhrieben hatte.225 Ebd. S. 274. Damit wandte sich 7’/iä/mami gegen ßtefa/ine, die
die „Führerschaft der Sozialdemokratie“ sei die „soziale Hauptstütze“. Diese Modilizierung war ur 
Thälmann eine ..opportunistische Entgleisung“.

226 Thälmann wandte sich gegen entsprechende Vorschläge des Eormdrt.-Chefredakteurs Stampfer, 
attackierte aber vor allem die ..S.\P-Fülirer und Brandleristen“ und insbesondere Herrn T^rotzk, 
ebd. S. 282 ff. Zu Trotzkis Haltung 1932 vgl. Trotzki, Schriften, a. a, O. (Anm. 106) Bd. 1, 
S. 180 ff.

am

227 Thälmann, a. a. O. S. 268.
228 Ebd. S. 281.
229 Ebd. S. 284. Zur Interpretation vgl. Timmermann,
230 Thälmann, a. a. 0. S. 285.
231 Records 350. 859334 ff.
232 Ebd. 350, 859346.

O. (.Anm. 222) S. 334 f.a. a.
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Thüringer Arbeiterorganisationen zur EinheitslVont beschlossen.Die SPD wies 
allerdings ihre Organisationen an. nicht auf diese Form der Einheitsfront einzu- 
gehen.
Untere Einheiten der KPD wollten die Einlieitslront forcieren. In Württemberg z.B. 
traten die Leitungen von Heilbronn und Göppingen mit Vorschlägen an SPD und 
ADGB heran, in Ebingen und Tübingen bot die KPD einen ..Burgfrieden“ an und 
nahm selbst mit der KPO Kontakte auf. In Ebersbach wurde ..Einheitsfront ohne die 
Führer“ gefördert. Auch in anderen Teilen Deutschlands, so in Dessau, kam 
solchen Angeboten.“'*'*
V egen einer verbotenen Demonstration schrieb die KPD-BL Berlin am 16. Juni 1932 
sogar_direkt an den Bezirksvorstand der SPD. an den ADGB und das Reichsban
ner. Nach dem Sturm der SA auf den sozialdemokratischen Vorwärts wandte sich 
die KPD am 26. Juni

es zu

an die Gewerkschaftsmitglieder und förderte erneut die Aktion 
Mit solchen Aktivitäten konnte die KPD - seit Jahren ohnehin 

m Saalschlachten und Straßenkämpfe mit der NSDAP verwickelt - bei vielen“*' den 
Eindruck der aktiven Hauptkraft im Kampf gegen den Nationalsozialismus er
wecken.

23hgegen die NSD.4P.

Auf einem Kongreß der Antifaschistischen Aktion in Darnistadt am 12. Juni hatte 
Thälmann ..mit heiligem Ernst unser Einheitsfrontangebot an die SPD- und an die 
ADGB-Arbeiter. an die christlichen Arbeiter und deren untere Organisationen“ [!] 
erneuert. Allerdings wies er Stampfers Überlegungen zur Einheitsfront schroff 
zuruck und sagte: ..Mit Severing. Zörgiebel und Hilferding kann niemals eine 
Einheitsfront zustande kommen."^'*** Das mag inkonsequent und eine ..nicht 
widerspruchsfreie Haltung““ *'* gewesen sein, es steckte aber den Rahmen der neuen 
Taktik innerhalb der Gesaintstrategie ab.
Doch die einsichtige Politik war nur von kurzer Dauer. Das Rundschreiben des ZK 
vom 14. Juli 1932 (vgl. Dok. 68) mutet

23:i Inprekorr Nr. 50 vom 17. Juni 1932. S. 1.583 ff., dort wettere Beispiele. .4m 11..Mai 1932 
verschickte das Sekretariat des ZK der KPD ein Rundschreiben der ..Reichsfraktionsleitung der 
Kommunisten m der RGO ' vom gleichen Tag. in dem die ..Herstellung der praktischen Einheits- 
ront“ gelordert wurde. Gewarnt wurde vor der Gefahr. ..daß Parteileitungen und Funktionäre aus 

lauter .Angst, daß unsere Genossen in den Betrieben, Stempelsteilen und Gewerkschaften opportuni
stische Schritte uiiternehmen konnten, überhaupt auf die Einheitsfronttaktik ' verzichten würden. In 
dem Rundschreiben sind zahlreiche Beispiele kominunistischer Aktivitäten zur Einheitsfront in den 
Betrieben wiedergegeben. Vgl. BA, R 45/IV, 45.

234 A'gl. Mitteilungsblatt für alle Mitglieder der KPD. Bezirk W ürttemberg. 7. Jg„ Nr. 5. .Anfang Au<^ti.st 
1932, in: Records 3.58. 808288.

.-35 .ALbgedruckt in Antifaschistische Aktion, S. 114 f. Die angesprocheneii Organisationen gaben eine 
ablehnende Erklärung ab,

236 ÄE Nr. 140 vom 26. Juni 1932.

Das Bild der KPD als der einzigen aktiven Kraft w irkte vor allem auf zahlreiche Intellektuelle und 
Knnstler anziehend, die damals 
Stuttgart 1967. S. 232 ff.

238 Inprekorr .Nr. 49
239 W’eüigartner S. 159.
240 Am 4. Juni hatten die führenden Abgeordneten Torgier und Kasf 

die Frage eitler Tolerierungspolitik 
Bahne. KPD S. 23 f.

24ü

wie .4ngst vor der eigenen Courage: nachan

237
KPD stießen. \ gl. dazu Babette Gross. W illi Münzenberg.zur

14. Juni 1932, S. 1553. wiederabgedruckl in Weber. Dokumente S. 194 f.vom

ier mit Staatssekretär z46egg über 
preußischen Landtag verhandelt. A’gl. W eingarmer S. 166;im
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weniger als zwei Monaten der neuen Taktik sah die KPD vor allem Fehler in der 
Einheitsfrontpolitik und blies zum Rückzug. Dieses Rundsclireiben spricht eine 
deutliche Sprache.“'*’
Die KPD wollte die Erfolge, die sie mit der Antifaschistischen Aktion erreicht hatte, 
nicht aufs Spiel setzen, deshalb kam es auch zu keiner durchgreifenden Änderung 
der Taktik. Aber die Parteiführung hatte Angst vor einetn Zitsatnmetigehen imt 
sozialdetnokratischen Organisationen gegen die .NSDAP. Untere Organe hatten dte 

Takttk ja so weit ausgelegt, daß die Cetierallinie in Gelahr geriet, zu 
verwässern. So hatte z.B. die Ortsgruppe Vi'eil.senfels der KPD verlangt den 
„gei^enseitigen persönlichen Bruderkatiipf ' eitizustellen. .Meimiiigsverschiedenheiten 
in kameradschaftlicher Eorm auszutragen und alle ..Kamplkrah pgen den einzigen 
Feind“, die NSDAP zu konzentrieren. Das widersprach der gültigen Strategie, den 
.Hauptstoß" gegen die SPD zu richten, und ..zum Gluck" konnte die BE Halle 

■ ■ der SPD verhindern.“'*“

neue

Merseburg V ereinbarungen mit
Auch die erwühnten .Vktivitüten in V^'ürttemberg wurden mißbilligt. Die 
KPD-Organisationen hatten, so die Führung, vergessen, daß die Einheitsfront nur 

die sozialdemokratischen Eührer. aber zugleich nur ..unter der politischen
Auch die V erhandlungen m Dessau wurden

unteren

gegen
Führung der KPD" erfolgen durfte, 
nun ausdrücklich verworfen (vgl. Dok. 68). Entsprechend dem Rundschreiben vom 
14 Juli-"^ wurden alle (offenbar recht zahlreichen) Einheitsfrontverhandlungen mit 
unteren Organen von ADGB und SPD unter der Parole ..keine Spitzenverhandlun- 

verboten. Die Schlagzeilen lauteten nun wieder: ..Vlassenkampt gegen 
Hälem&rxtu Sozialdemokratie und Zentrum."“"'* Der Partei wurde ins Gedächtnis 
gerufen, daß ..trotz .Vnwachsens der Nazis die SPD soziale Hauptstütze der 
Bourgeoisie“ bleibe und entsprechend bekämpft werden müsse.“'*
Die Verhärtung der Taktik ist aus der Angst der KPD-Führung zu erklären, eine zu 
flexible .Auslegung der Einheitsfront gegen die NSDAP könne zu Abweichttngen von 
der Strategie führen. Diese Befürchtung war aber bei der Komtntern noch großer, 
und es war daher in erster Linie der Einfluß der Komintern, der dte KPD auf die

243

4,240gen

241 Einzelheiten brauchen hier nicht zitiert werden, das ganze Dukinnenl helegt den Rückzug, wt.hl auch
...Vntfifaschistische ■VkUitn ' nicht ahgeilruckt: es widerlegt die 1 hesenaus diesem Grunde ist es in 

der Ostberliner Herausgeber.
242 Der hoUchewUtische Kurs. Organ der KPD. Bezirk Halle-Mersehurg. -\r. T .Itdi 1932^ Kritisiert 

wurde beispielsweise auch die ..falsche Einheitsfriintpolitik ■ tler KPD in \ acha (Rhon). Dort waren 
KPD iiiul SPD am 1. Mai ohne Losungen demonstriert, was m den .\ugen der KPD einen .\ erzieht 
der notwendigen ..Führung - der KPD in der Einheitsfront betleutete. Der Vl.ttedungs-
und Diskussionsblatt der KPD GroR-Thüringen. Nr. 4. Mat 1932. Records 3.3b. 86.3808.

243 Mitteilungsblatt, a. a, O. (.\nm. 234).
244 Das Rundschreiben witrtle beispielsweise fast würtlich abgedriickt 1 

Funke Nr. 4. Juli 1932.
245 Roter Xordwest. Mitteilungsblatt der KPD. Bezirk Nordwest (Bremen). Juli 1932.
246 So in Lenins Weg, Informations- tinil Diskussionsblatt der Mitgliedschaft der KPD nn Bezirk 

Niedersachsen. Hrsg, von der BL. Juli 1932.
247 Vgl. auch Der Organisator der Revolution. .Mitteilungs- und Diskiissioiishlatt der KPD. Bezirk

Ostpreußen. Nr. 8/9. August-September 19.32. ..noi
D,e Schmiede. Mitteilungsblatt der KPD. Bezirk Schlesien. 3, Jg.. Nt. 2.
Ähnlich im Arbeitsplan des Bezirks Wasserkante (Hamburg). V gl. Records .Kob. 86o983.
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Linie zurückdrängte, die SPD sei ,,Hauptstütze der Bourgeoisie^" und daher nicht 
bündnisfähig.
Ernst Thalrnann war vor der Ausrufung der Antifäschistiscfien Aktion am 7. Mai 
1932 zusammen mit Hermann Rernmele, Heinz Neumann und Walter Ulbricht zu 
einer Pras.diumstagung des EKKl nacli Moskau gefahren. Er sagte dort, die KPD 

,,zu einer wirklich überzeugenden Einheitsfrontpolitik“ finden, um die 
„Mauer, die zwischen kommunistischen und sozialdemokratischen Mbeitern sehr 
stark da war. niederzureißen"'."''^

müsse

Wichtige Kominternführer, die mit dieser Einie einverstanden waren, äußerten sich 
kritisch über die bisherige Politik der KPD.^^“' Auf der gleichen Sitzung wurden die 

erparteilichen Auseinandersetzungen in der KPD-Spitze beendet: Die Komintern 
„empfahl“ der KPD.^ das Sekretariat des ZK neu zu organisieren und Heinz 
Neumann abzusetzen.-"’® Thälmann versuchte nun offensichtlich, sich durch die neue 
Taktik noch stärker zu profilieren, wobei er vor allem die Unterstützung Wilhelm 
Piecks fand, der für Parlamentsarbeit verantwortlich wurde. Dabei ging die KPD- 
Fühiung in der flexiblen Auslegung der neuen Taktik offenbar viel weiter, als die 
Komintern erwartet hatte.

inn

Noch im Juni 1932 schickte Knorin im Auftrag des EKKI ein Telegramm an die KPD. 
m dem^^egen ..opportunistische Auswüchse“ in der Einheitsfronttaktik protestiert 
wurde. ’ Vor allem die neue Haltung der KPD in den Parlamenten schien der 
Komintern nicht in den Rahmen der Generallinie zu passen. Im Preußischen Landtag 
hatte Pieck am 22. Juni SPD und Zentrum die Unterstützung der KPD-Fraktion 
angeboten um zu verhindern, daß ein NSDAP-Abgeordneter Präsident des Landta
ges wurde.
In einem Brief an den Vertreter der KPD beim EKKI, Florin. mußte sich Pieck 
deswegen spater verteidigen, da dieses Vorgehen ..nicht ganz den Vereinbarungen 
mit unseren Freunden" (also der Komintern) entsprochen hatte.Immerhin konnte 
er darauf verweisen, daß die gesamte Parteiführung sein Verhalten gebilligt hatte. 
Die nur spärlich zugänglichen Quellen lassen erkennen,-’" daß die Komintern die 
KPD drängte, sowohl die Angebote in den Parlamenten als auch die „opportumsti-

248 Zitate aus der Rede finden sich in: Thälmann-Biographie, a. a. O. (Anin ftl) S 585
249 Ebd. S. 567.
250 Ebd. S. 568 und Chronik S. 300. Dem Sekretariat gehörten mm 

als Kandidaten Pieck und Ulbricht.
Thiilniann. Schehr und Renimele,an

251 Herbert Wehner, Notizen. 
H'ehner

o. O. 1946 (Manuskript). S. 17. .Mündliche Mitteilung von Herbert 
den Herausgeber am 16. Januar 1979.

252 Vgl. Piecks Rede in GdA S. 577 f.
an

253 Antifaschistische Aktion S. 215,
254 Näheres stehe bei Weingartner S. 162 f. Da Weingartner aber das Rundschreiben (vgl. Dok. 68) mit 

der bchwenkung nicht kannte, glaubte er entsprechend von Hinweisen Piecks auf der Brüsseler 
Konferenz (vgl. X^ilhelm Pieck. Gesammelte Reden und Schriften. Bd. V. Berlin-Ost 19^“^» S 189) 
und von Gutmann auf dem XII. EKKI-Pleniim. das Rundschreiben sei bereits im Juni verMü. Die 
nundsrhreiben zeigen indes, daß dies, ... Juli geschah. Die vorherigen Rundschieiben vorn
Juni lassen noch keine Wendung erkennen. Ldierdies sind die von Cutmann zitierten Stellen (vgl 
InprekorrNv 11 vom 26. Januar 1933. S. 386. ebenfalls bei Weingartner S. 163) weitgehend mit 
dem Rundschreiben (Dok. 68) identisch.
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aufzugebeii und die Taktik restriktiver durchzufuhren,
' ^ zurüt kzufallen.

t.255sehe Brief’schreiberei
ohne allerdings in die alte Taktik der Zeit vor April Ibdi 
Die KPD schwenkte wie üblich sofort um. das Rundschreiben des Sekretariats vom 
14. Juli 1932 (vgl. Dok. b8) ist dafür typisch. Allerdings spielte bei der \ erbartung 
der Taktik wobl auch die Konkurrenzsituation gegenüber der SPD eine Rolle, die 
durch die bevorstehenden Reichstagswahlen im Juli akut wurde.
Das ZK richtete am 26. Juli ein ..Telegramm-' an alle Kommumsten. um 
Wahlkampf zu forcieren.-"'’ Die Antifaschistische Aktion vei-xvandelte sich m eine 
parteipolitische Veranstaltung. Indessen brachte sie der KPD weitere Erlolge.
Die Aktivitäten zahlten sich aus. wie die Wahlen am 31. Juli 1932 zeigten. Bei den 
Reichstagwahlen gewann die KPD zwar gegenüber 1930 nur 800000 Stimmen dazu 
(die NSDAP gewann 7.4 Millionen neu), aber sie hatte das 1 lel der Landtagswahlen 
vom April über^vunden. Bei den Landtagswahlen in Oldenburg im .Mai und vor allem 
der wiederholten Landtagswahl in Hessen (19. 6.) hatte die KPD noch erhebliche 
Stimmeinbußen hinnehmen müssen (in Hessen verlor sie gegemiber den Landtags
wahlen von 1931 - die V^'ahl war angefochten worden und mußte nn Juni 1932 
wiederholt werden - fast die Hälfte ihrer Wähler!). Auch vor und nach dem 
Wahlkampf blieb die KPD bei den Sebwerpunkten ihrer Konzeption der seit Aprd/

Die angebliche Gefahr eines Überfalls auf die UdSSR 
allem das ..sozialistische VAirbild"' Sowjet-

den

Mai gültigen Taktik üeu. 
wurde weniger hochgespielt, dafür 
Union herausgestellt.
In den Augen der KPD ..faschisierte - sich die Weimarer Republik weiter. Im Sturz 
Brünings erblickte die KPD den ..verschärften faschistischen Kurs der deutschen 
Bourgeoisie"’.^"" Die Regierung Papen praktizierte nach Ansicht der KPD „gestei
gerte faschistische Methoden".-’^
Papens Staatsstreich in Preußen war für die Kommunisten ein 
Umsturz”.-"'^ Die Rote Sturmfahne, das Ersatzorgan für die verbotene Rote tahne 
schrieb: „Mit dem Staatsstreich vom 20. |uli hat die deutsche Bourgeoisie die 
faschistische Militärdiktatur aufgerichtet.
Entgegen ihrer strategischen Einie trat die KPD nun mit der Aufforderung zum 
Generalstreik an SPD und ADGB heran. Hatte das ZK die Bezirke am l4. Juli noch 

jegliche Einheitsfrontangebote zu unterlassen, so seblug die Parteifuh- 
selbst diesen Weg ein. Freilich mogelte sich die KPD-Führung um ein

SPD und ADGB herum: sie richtete einen

vor

..faschistischer

angewiesen, 
rung nun i
offizielles .Angebot an die Führungen . . ,
„Appell“ an ..die deutsche Arbeiterschaft, in den Generalstreik " emzutreten und

von

2.55 Gutmann in Inprekorr Nr. 11 vom 26. Januar 1933. S. 38b.
256 jy" Nr. 161 vom 28. Juli 1932. Ebenso in Freiheit Nr. 172, Düsseldorf vom 27. Gh 1*^32.
257 /y" Nr 117 vom 31. Mai 1932. wiederabgedruckt in: Zur Geschichte der KPD S. 329 ff.
258 Etwas vorsichtiger formulierte .lie von der .4RSO herausgegebene Zeitschrift Proletansche Sozialpo

litik. die Panen-Regierung betreibe ..die Vorbereilung der offenen faschistischen Diktatur m 
Deutschland"-. Vgl. Proletarische Sozialpolitik 5. Jg.. Heft 7. Juli 1932. b. 114,

259 ..Papen hat mit Hilfe der Reichswehr einen fascliistischen Umsturz in Preußen durchgeführt. Im 
Deutschland die faschistische Diktatur erklürt. " knonn m Inprekorr Nr. 61 vomGrunde ist in 

26. Juli 1932, S. 1955.
260 Rote Sturmfahne, o. O. und Datumsangabe. Vermerk: Preis 5 Pf, offenbar vom 

Schlagzeile: Generalstreik gegen faschistische Generaldiktatur.
20. Juli 19.32.
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erklärte; „Die Kommunistische Partei richtet vor der proletarischen Öfl'entlichkeit 
die Frage an die Sozialdemokratische Partei Deutschlands, an den ADGB. an den 
AlA-Bund, ob sie bereit sind, gemeinsam mit der Kommunistischen Partei den 
Generalstreik“ durchzuführen.-'’' Trotz der Verschleierung 
„Spitzenangebot“, auch wenn SPD und ADGB darauf nicht eingingen.-' - 
Solche Episoden änderten dennocdi nichts an der Generallinie. Im September 1932 
war Thälmann wieder bei der alten Weisheit angelangt: „Im jetzigen Stadium der 
fortschreitenden Faschisierung wird jede Abschwächting unseres prinzipiellen 
Kampfes gegen die Sozialdemokratie ein schwerer Fehler.' -'’' Dennoch blieb 
zunächst noch die Taktik der Einheitsfront 
gegen die NSDAP ungebrochen.
Clara Zetkin erklärte bei der Eröffnung des Reichstages als Alterspräsidentin 
30. August 1932, das Gebot der Stunde sei die Einheitsfront aller Werktätigen, 
„den Faschismus zurückzuwerfen“, womit sie vor allem die NSDAP meinte.
Die KPD-Führung hatte aber aucb 1932 mit Stimmungen zu kämpfen, die in einer 
Machtübernahme Hitlers den besten W eg zum Sieg sahen. Im Juni 1932 kritisierte 
das ZK, im 2. Vt ahlgang hätten Jhälmann-'^ ahler Hitler ihre Stimme gegeben, um 
ihn abwirtschaften zu lassen. Übrigens prophezeite das ZK in diesem Zusatnmen- 
hang, ..auch wenn Hitler an der Macht" sei. bleibe ..unser schwieriger Kampf gegen 
den Hauptfeind im Lager der Arbeiterklasse, den Sozialfäschismus“.’
Im August 1932 kritisierte die BL Württemberg, das KPD-Organ Der Rote Zoller in 
Hechingen habe geschrieben, Hitler werde ohnehin rasch abwirtschaften, 
zur Macht komme. Die BL erklärte, das sei falsch, „ein Ranlassen Hitlers bedeutete 
auf jeden Fall Ströme von Blut und ungezählte Opfer für die Arbeiterschaft“.^'’^ 
Solche Einsichten der Fülunng konnten indes die Strategie und Taktik der Partei 
nicht ändern.
In der Gewerkschaftsfrage sollte die Arbeit innerhalb der Freien Gewerkschaften 
endhch vorankommen, obwohl die Kommunisten kaum noch Funktionen in den

jedoch ein
202

war es

maßgebend und der Kampfvon unten

26-1 am
um

20.J

260

wenn er

261 Ebd.’ unter der Liberschrift ..Organisiert den Generalstreik". Die DDR-Historiker versuchen den 
Aufruf dadurch als offizielles Einheitsfroiitangebot aufzuwerten, daß sie es im Band ..Antifaschisti- 
sehe Akiion" unter der LTerschrift ..Appell des ZK der KPD vorn 20. Juli 1932 an die SPD. den 
.4DGB. den AfA-Bund und alle deutschen Arbeiter“ veröffentlichten (S. 193f.). In der Gd4 hieß es 
dann, das ZK ..wandte sich“ an SPD usw. (GdA S. 3.56). ähnlich in der Biographie Thälmanns 
a. a. O. (Anm. 121) S. .590.

262 Zur Haltung der SPD gegenüber dein Staatsstreich vgl. Matthias, a. a. O. i .knm. 134) S. 129 ff. Ein
Zusammengehen mit den Kommunisten, die ja im August 1931 die gleiche Regierung Braun durch 
einen Volksentscheid mit den Rechten stürzen wollten, schien der Sozialdemokratie unmöglich Vgl 
auch Flechtheim S. 280 f. r p

263 rhälmann, Schlußwort auf dem XII. EKKl-Plenum, September 1932, KI Heft 17/18 vom 15. 12. 
1932, S. 1327 (abgedruckt in: Thälmann, Reden und Aufsätze, 1930-1933, II. Köln 1975, S. 265).

264 Allerdings hatte Clara Zetkin die ultralinke Politik ni, . gebilligt. V gl. dazu: Hermann Weber,
Zwischen kritischem und bürokratischem Kommunismus. Unbekannte Briefe von Clara Zetkin. 
Archiv für Sozialgesehichte XI. Jg. 1971, S. 417 ff.

265 Zur Geschichte der KPD S. 342.
266 „Partei mobil gemacht" in Records 358. 868009.
267 Mitteilungsblatt für alle Mitglieder der KPD. Bezirk \S üritemberg. 7. Jg.. Nr, 6. Anfang September 

193,2.
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Freien Gewerkschaften ausübten. Der RGO-Führer tritz Schulte verurteilte das
• ..fest davon 

den Gewerkschaften
„Herauslaufen“ der Kommunisten aus den Gewerkschaften, er war 
überzeugt, daß Zehntausende unserer Anhänger freiwillig aus 
herausgelaufen sind". Schulte forderte die Kommunisten auf. ,.nic!it den Karnplpo- 
sten zu verlassen“, innerhalb und außerhalb der Freien Gewerkschaften für die RGO 
zu kämpfen.Auch Franz Dahlem verlangte. Schluß zu machen mit dem 
„Herauslaufen". Die „wiclitigste Aufgabe" sei es. ..inuerlialli der reformistischen 
Gewerkschaften zu arbeiten", freilich forderte er gleichzeitig den ..Ausbau der
RGO-.20'^
Solche Aussagen zeigen, daß es die Politik der KPD war (und nicht die relativ geringe 
Zahl der Ausschlüsse von Kommunisten aus Gewerkscliaften). die die KPD- 
Mitglieder veranlaßt hatte, die Freien Gewerkschaften zu verlassen. Zugleich war 
dies eine Bankrott-Erklärung der ganzen RGO-Politik. Wenn mm eine ..Wendung 
um 180 Grad“ gefordert,-'" die RGO aber gleichzeitig weitergeführt werden sollte, 
blieb die zwiespältige Position weiterhin gültig. Durch ihre Isolierung konnte die 
KPD das Ziel. ..Wirtschaftskämpfe“ der Arbeiterschaft zu organisieren, kaum 
erreichen. Nur im Juni/Juli gelang ihr die Organisierung einiger Streiks gegen die 
Notverordnung.
Die taktische Wende vom April/Mai 1932 bedeutete die grüßte Veränderung der 
KPD-Politik seit 1929. Die Haltung gegenüber der NSDAP wurde harter und 
konsequenter, gegenüber SPD und Gewerkschaften fle.xibler. .Aul Diuck der 
Komintern mußten im Juli 1932 die Ansätze, durch großzügige Auslegung der 
Taktik auch die strategische Linie zu modifizieren (Bereitschaft zur Einheitsfront mit 
Organisationen, Parlamentsarbeit) wieder revidiert werden. Dennoch brachte in 
dieser Phase die Antifaschistische Aktion eine etwas wendigere Taktik, die auch 
Erfolge zeigte. War diese Taktik vor allem in der W ahlniederlage vom April 1932 
und dem Anschwellen der NSDAP begründet, so ging die KPD nach ihren 
Wahlerfolgen im Juli 1932 wieder auf stärkere Distanz zur Konkurrenzpartei SPD. 
Eine neue taktische Wende und damit wieder eine völlige Gleichsetzung von NSDAP 
und Sozialdemokratie verursachte allerdings erst der Druck der Komintern, die auf 
ihrem XII. Plenum im August/September 1932 diese Linie vorschrieb.

Oktober 1932 bis 1933: Hauptschlag gegen die SPD 
Das XII. Plenum des EKKI (27. August bis 15. September 1932) proklamierte das 
Ende der relativen Stabilisierung und den Übergang ..zu einem neuen Turnus der 
Revolutionen und Kriege“. Daraus leitete die Komintern die ..Grundaufgabe der 
Kommunisten ab: die „Vorbereitung der Arbeiterkfasse zum Kampf um ^le

als Ziel die „Aibeiter- und Bauerii-Republik, d. h.Macht“.^'' Für die KPD galt nun 
die Losung des sozialistischen Sowjetdeutschland .

268 Fritz Schulte. RGO im Angriff. Berlin 1932. S. 17.
269 Der Parteiarbeiter 10. Jg., Nr. 7, Juli 19,12. S. 197 f.
270 Ebd. S. 215.

Die Beschlüsse des Xll. EKKl-Plenums. die Reichsparteikonferenz und
1932/33. Hrsg. Agitprop des ZK der KPD. November 1932. m Records 300. . ),424. 

272 Ebd.; vgl. auch Beschlüsse im Zitat S. 28.

Vi'interschulungsarbeitunsere271
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Das bedeutete keine Änderung der Strategie, wohl aber eine taktische Vi ende. eine 
Revision (der ohnehin bereits abgeschwächten) iin April/Mai 1932 eingeführten 
flexiblen Taktik gegenüber der Sozialdemokratie. Die 3. Reichsparteikonferenz der 
KPD (15. bis 18. Oktober 1932) nahm die These des XII. Plenum des EKKI auf: 
„Nur wenn der Hauptschlag gegen die Sozialdemokratie, diese soziale Hauptstütze 
der Bourgeoisie, gerichtet wird, kann man den Hauptklassenfeind des Proletariats, 
die Bourgeoisie, mit Erfolg schlagen und zerschlagen."" *
Die KPD übernahm m den Schwerpunkten ihrer politischen Konzeption die ^ om XII. 
EKKI-Plenum entwickelten Forderungen. In der ..Verschärfung aller Formen der 
bürgerlichen Diktatur‘“ sah das EKKI vor allem die ..Vorbereitung des Hinterlandes 
[. . .] zur bewaffneten Intervention gegen die Sowjetunion".""’* Daraus zog die 3. 
Reichsparteikonferenz der KPD den Schluß, die ..faschistische Fapen-Sckleicher- 
Regierung" steigere „die aktive Rolle des deutschen Imperialismus bei der Vorberei
tung des konterrevolutionären Krieges gegen die Sowjetunion". ^
Mit solchen Thesen rückte die ..Verteidigung"' der UdSSR wieder stärker in den 
Vordergrund der KPD-Politik.

2-’.3

Auf der 3. 
sich nicht

Parteikonferenz referierte H iUielrn Florin über die UdSSR. Er überschlug 
der Darstellung ..sozialistischer" Erfolge, sondern erwähnte 

ebenfalls die Kriegsgefahr und forderte deshalb die KPD auf. mit aller Kraft für ..die 
Verteidigung des Vaterlandes aller '«'erktätigen" zu rüsten.""" Florin verwües nicht 

auf die .Notwendigkeit, den Weg des russischen Proletariats zu gehen, er berief 
sich auch auf den ..Genossen Stalin", den ..unumstrittenen Führer des V'eltproleta- 
riats in der heutigen Epoche".^""

nur m

nur

Das XII. Plenum des EKKI hatte den Kampl gegen Nationalismus und C.'hauvinismus 
zentralen Aufgabe erklärt. Die KPD blieb jedoch dabei, neben die 

„chauvinistische Hetze und nationale Demagogie der .Nazis" auch die ..Kriegs- und 
Erfüllungspolitik der Sozialdemokratie" zu stellen (vgl. Dok. 79). Dennoch ver
suchte auch die KPD im Oktober 1932 nochmals stärker die nationalistische 
Klaviatur zu spielen, den ..Freiheitskampf" gegen \'ersailles besonders aus Anlaß der 
77iä/ma/m-Reise nach Paris her\orzulieben."""
Allerdings sagte 1 hälmann auf der 3. Parteikonferenz auch, gegen die chauvinisti
sche Stimmung in Deutschland gewandt, daß der ..angebliche Kampf gegen den

Tu-f ******™*™"- Kampf gegen die faschistische Diktatur. Rede und Scitlußwort des Genossen E. 
Thalmann auf der Parteikonferenz der KPD. Die politische Resohition der Parteikonferenz Oktober 
1932. Hrsg, von der KPD. Berlin o. ,1. (1932). S. 17.

274 Beschlüsse im Zitat S. 12.
275 Resolution der Parteikonferenz, in: Thälmann, a. a. O. (.4nin. 273; S. 43. ,4ueh ahgedruckt in: 

.Mitteilungen der Kommunistischen Partei Deutschlands, Oktober 19.32. Records 312. 812007 ff.
276 ,,Trotz der aufrichtigen und konsequenten Friedenspolitik der .Sowjetunion wächst die Gefahr eines 

neuen imperialistischen Abenteuers gegen sie. Die Entscheidung der Frage .Wer wen" im Weltmaß
stäbe ruckt geschichtlich näher. Rüsten wir ttns für diese entscheidenden Kämpfe in Deutschland und 
für die Eroberung der politischen Macht, rüsten wir mit allen Kräften für die Verteidigtmg des 
Vaterlandes aller Werktätigen, der Sowjetunion." Wilhelm Floriti, Ergebnisse tmd .Aussichten des 
soziahsttschen .Aufstiegs in der Sowjetunion. .Auszug aus der Rede auf der Reichsparteikonfereiiz der 
KPD, 15. bis 18. Oktober 1932. Hrsg, von der KPD. Berlin o. J. (1932). S. 22.

277 Ebd. S. 11.
278 Näheres über die gegensätzliche Politik bei Weingartner S. 171 f.
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äußeren Feind“ durch die Nationalsozialisten Ablenkung und daß .,Aulrüstun| und 
Militarismus keine Befreiung bedeuten“, sondern ..noch mehr Unterjochung“.- 
Zur weiteren ..Faschisierung“ des Staates erklärte das .\11. EkKl-Plenum, in 
Deutschland sei durch die ..Regierung Papen-Schleicher [. . .] mit Hilfe der 
Reichswehr, des Stahlhelm und der Nationalsozialisten eine der Formen der 
faschistischen Diktatur errichtet“, der die ..Sozialdemokraten und das Zentrum den 
Weg geebnet“ hätten.“**“ Die Reichsparteikonferenz übernahm diese These fast 
würtlich.-**' Solche Aussagen schlossen zwar eine schärfere ..Faschisierung“ nicht 

damit wurde aber der ,,Nationalfaschismus ' Hitlers als nur ..eine" der Formenaus. - -
des ..Faschismus“ weiterhin verharmlost, ln der SV/t/efc/ter-Regierung vom Dezem
ber 1932 sah die KPD eine ..weitere Entfaltung'^ des Faschismus^**--, was erst recht
eine Unterschätzung der Nazis bedeutete.
Nach wie vor leugnete die KPD einen Gegensatz zwischen bürgerlicher Demokratie 
und f/ü/erfaschismus. Thälmann wies allerdings darauf hin, daß der ..Hauptstoß“ 
gegen die SPD auch den ..heftigen Kampf gegen den f/üfer-Faschismus mit dem Ziel, 
seine Massenbasis zu zerschlagen, in sich schließt"."**** Ohne Einbruch in die NS- 
Front. ohne Gewinnung ihrer Anhänger, sah Thälmann keine Ghancen für die Partei. 
Zwar glaubte die KPD an eine „rückläufige Entwicklung“ der NSDAP," ■* verlangte 
aber, daß mit den ..werktätigen Anhängern“ der Nazis ..gemeinsame Aktionen gegen 
Lohn-. Unterstützungsabbau und /’apcn-Diktatur " geführt würden." ’ Offensicht
lich versuchte die KPD also auch eine Art ..Einheitsfront von unten" zur Zersetzung 
der NSDAP.
Die KPD hielt es für ihre Aufgabe (und das erinnerte 
1930)*^^-. „die faschistische Diktatur zu stürzen und die Diktatur des Proletariats 
aufzurichten". Der Sieg der deutschen Revolution bringe den ..Sieg der Revolution m 
ganz Europa, die größte revolutionäre Unterstützung für die Beschleunigung des 
sozialistischen Autbaus auch der Sowjetunion“, und das sollte -.unter I'uhrung der 
Komintern mit dem Genossen Stalin an der Spitze“ erfolgen." Diese radikalen 
Parolen bedeuteten allerdings auch Ende 1932 keine konkrete Vorbereitung eines

28()

die Parolen von Endean

279 Thälmann, a. a. O. (Anm. 273) S. 10.
280 Beschlüsse im Zitat S. 17.
281 Resolution in: Thälmann, a. a. O. (.4nm. 273) S. 43 inicl Records 312. 812008.
282 Inprekorr’Hv. 102 vorn
283 Thälmann, a. a. O. (Anm. 273) S. 35.
284 Resolution, ebd. S. 45 und Records 312, 812009.
285 Ebd. S. 47. Records 312. 812010,
286 Thälmann sagte dazu auf der 3. Parleikonl'erenz: ..Die ///f/erbewegung hat heute bereits einen 

solchen .Massencharakter, daß olme den Einbruch in ihre Front ein Sieg der (iroletanschen 
Revolution undenkbar ist. Die Frage der Gewinnung von Nazianhäiigerii ist in slarkem Maße eine 
Frage der Gewinnung der .Massen der Angestellten. Beamten, der kleinbäuerlichen und .Miltelschich- 
ten [. . .] wir dürfen auch die Nazibewegtiiig nicht nur von außen hereniien, sondern müssen auch

gesiclits des wachsenden Übertritts aus deti Kreisen der SA zu uns für eine gewisse Zeit bestimmte 
Kaders in der Nazibeweguiig lassen." Thälmann, a. a, O. S. .35.

287 Obwohl auf der Parteikoiiferetiz Thälmann für die ..ülierspitzte These' 
i die faschistische Diktatur. Heinz Seumann verantwortlich tnachte. Thal-

6. Dezember 1932. S. 324.3,

an

Dezember 1930, dievom
ßrünüig'-Regierimg set 
mann, a. a, 0. S. 27. 

288 Ebd. S. 32.
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Aufstandes“”‘', vielmehr war nur die Rede davon, die .Massen 
karnpf " heranzuführen.
Die neue Taktik war vor

den Entscheidungs-..an
240

allem wieder schärfer gegen die SPD gerichtet. Zwar 
davon die Rede, die Partei solle ..nicht alle gegnerischen Parteien in einen TopP“ 
werfen, eine ..einfache schematische Gleichsetzung von Hitler und Severing [ . . . ] 
von Sozialdemokratie und Nationalsozialismus" sei falsch.■'*' Auf der 3. Parteikonfe- 

sagte Thälmann jedoch auch: ..Jede Tendenz einer Abschwächung 
prinzipiellen Kampfes gegen die SPD-Führer oder einer liberalen Gegenüberstellung 
von Faschismus und Sozialfaschismus ist deshalb t öllig unzulässig.“’''- So blieb die 
Forderung nach ,,kühner und offensiver Anwendung der Fmheitsfronttaktik von 
unten“, nach Unterscheidung zwischen sozialdemokratischen Arbeitern und ..den 
sozialfaschistischen Führern der SPD und des ADGB" verbunden mit der Fosung: 
„Deshalb der schärfste Kampf gegen die .linkeif Filialen des Sozialfaschismus 
(SAPD und Brandleristen I und den konterrevolutionären Trotzkismus 
alle opportunistischen V ersuche, unseren 
abzuschwächen.

war

renz unseres

. sowie gegen 
prinzipiellen Kampf gegen die SPD

..2'):i

In der Resolution der 3. Parteikonferenz verstieg sich die KPD zu der Behauptung, 
„die SPD hat in Deutschland den Faschismus an die Macht gebracht“.-''^ Diese 
Aussage datiert ein Vierteljahr vor Hitlers Machtantritt!
Auf der Parteikonferenz wiederholte Thälmann, die „Richtigkeit der 5ta/mschen 
These , wonach ,,Faschismus und Sozialfasclnsmus nicht W idersacher, sondern 
Zwillinge sind“, habe sich bestätigt." Er forderte den ..schärfsten Kampf“ gegen die 
SPD, ohne den es ..keine Einreihung der SPD-Arbeiter in die antifaschistische 
Kampffront und damit auch keinen erfolgreichen Kampf gegen die faschistische 
Diktatur [also Fapen] und ihre Terror-Organisation, den //ü/er-Faschismus“ 
gebe.’’^’ Wieszt interpretiert das so. daß die KPD zunächst den Masseneinffuß der 
SPD in der Arbeiterschaft zerschlagen wollte, bevor sie den Kampf gegen die 
Bourgeoisie und die Nazis fuhren konnte.^""
Obwohl Thälmann eine gewisse „sektiererische“' Verhaltensweise der geschlag 
A'eutnann-Gruppe zuschrieb (und die DDR-Fiteratur das ständig wiederholt), 
brachte die 3. Parteikonferenz, auf der ja diese Gruppe endgültig ausgeschaltet 
wurde, wiederum eine dogmatische und stan-e Auslegung der Strategie, wie sie vom

enen
248

289 Vgl. dazu Horst Duhnke. Die KPD von 1933 bis 1945. Köln 1972, S. 14.
290 Thälmann, a. a. O. (Arnn. 273) S. 32.
291 Ebd. S. 17.
292 Ebd. S. 17.
293 Resolution der Parteikonferenz, ebd. S. 47.
294 Ebd. S. 44.
295 Ebd. S. 16.
296 Ebd. S. 17.
297 Wieszt S. 534.
298 Das gilt offenbar für die gesamte kommunistisehe Geschielusschreibung. So wird diese These 

französischen Kommunistenführer Georges Cogniot vertreten. \'gl. dazu Fernando Claudin, Die 
Krise der kommunistischen Bewegung. Von der Komiruern zur Koniinforin. Bd. 1. Berlin 
(West) 1977, S. 183.
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ungefähr erläuterte Llbnclit imXII. EKKI-Plenum konzipiert wurde. Xicht 
Dezember 1932. ..der Sinn des 5ta/m-Brieles [über den Bolschewismus, vgl. Dok.
„. j war der konsequente Kampf gegen die Sozialdemokratie . Noch wenige 
Wochen vor dem Machtantritt Hitlers blieb die Partei bei dieser Haltung. .4ul dem 
Berliner Bezirksparteitag der KPD im November wandte sich Thälmatin gegen alle 
Einheitsfrontangebote von Sozialdemokraten, gegen das „Löüesche Emheitslront- 
Gerede- als Betrugsmanüver und meinte. SPD und KPD könnten sich als Parteien 
nicht einigen.
Im Dezember 1932 konstatierte die KPD eine ..verbrecherische Politik" von SPD 
und .\DGB (vgl. Dok. 85). In einem Rundschreiben des Sekretariats vom 28. Januar 
1933, also zwei Tage vor Hitlers Ernennung zum Reichskanzler, verlangte die KPD- 
Führung zwar die ,.Verbreiterung und Verstärkung unserer Einheitsfront-Aktion", 
blieb aber nicht nur bei der These. ..die SPD ist die soziale Hauptstütze der 
Kapitalherrschaft", sondern sprach vom ..weiteren Faschisierungsprozeß" der SPD 
(vgl. Dok. 87).'^“'
Die gleiche Haltung nahm die KPD in der Gewerkschaftsfrage ein 
Plenum die Wiitschaftskämpfe zum ..Hauptkettenglied zur Heranluhrung dw 
Massen an die bevorstehenden revolutionären Kämpfe" erklärte, versuchten KPD 
und RGO weiterhin, wirtschaftliche Streiks zu organisieren. Zwar kam es im Herbst 
und Winter zu einer Serie von Streiks gegen Lohnabbau usw., doch waren RGO und 
KPD nicht in der Lage, diese oft spontanen Kämpfe zu koordinieren oder gar - 
das Ziel blieb - sie in politische Streiks umzuwandeln.'^'’*
Da die Komintern kritisierte, daß die Arbeit in den reformistischen Gewerkschaften 
„in einer geradezu skandalösen Weise vernachlässigt worden sef. wurde weiter
hin die „innergewerkschaftliche Arbeit" proklamiert, sogar ..Kampf um jeden 
Posten" in den Gewerkschaften verlangt (vgl. Dok. 80).
Die Praxis des Berliner Verkehrsarbeiterstreiks vom November 1932 zeigte Ireilich 
ein anderes Bild. Bei der Abstimmung über den Streik hatten dort nicht die 
satzungsrnäßig notwendigen 75 Prozent der Mitglieder für den Streik gestimmt.' 
Die RGO bildete eine Streikleitung, in die nach offizieller Darstellung „auch

von

57]

:ioo

. Da das XII. EKKI-

was

2.5. November 19.32. S. .3184.299 Inprekorr Nr. 99 vom
300 Ebd. S. 3182.
301 Die in Dok. 85 wiedergegebene Grundlinie isl bereits zu finden in einem in dieser Edition nielu 

aufgenommenen) Rundschreiben der ..Abteilung gegen Faschismus und Sozialfaschismus" des ZK 
..an alle Bezirksleitungen- vom 6. Januar 1933 ..Massenoffensive unter den sozialdemokrat.^hen 
Arbeitern zum Parteitag der SPD am 12. Miiiz in Frankfurt a. M.". das un Original mi BA (R 4-o/I\ . 
39) vorliegt. Auch dort wurde gefordert, die SPD-.Arbeiter „von dem faschistisdien Kurs [. | der 
SPD-Politik zu überzeugen und für den revolutionären Kampf zu gewinnen“. Die ..schnellere 
Annäherung der SPD und ihrer Politik an den Faschismus“ wurde aus der ..Stellungnahme/.ei^arf« 
für die Sc/i/eic/ier-Regierung“ abgeleitet.

302 Beschlüsse ün Zitat S. 33.
303 Einzelheiten hierzu bei \Aieszt S. 550 ff. IVieszt weist auch nach, wie die KPD selbst ihren Einfluß bei 

den Slreikkämpfen überschätzte: vgl. S. 554 ff.
304 Pjatnizki, a. a. O. (.Anra. 120) S. 20.
305 Zwar stimmten 79 Prozent der Ahstimmenden für den Streik, doch das waren nicht die erlorderh-

kommunistischer Seite verschwiegen wird. Vgl.( heil 75 Prozent aller Stimmberechtigten. 
Inprekorr Nr. 92 vorn

was von
4. November 19.32. S. 2952: Chronik S. .301.
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nationalsozialistische BV^G-Arbeiter” aufgenommen wurden.
„Einheitsfront von unten“ mit den Nazis, die sich an den Streik nur anhängten, 
dennoch in die zentrale Streikleitung aufgenommen wurden. Da sich die RGO nicht

306 Es kam zu einer Art

scheute, zusammen mit der NSBO gegen die Freien Gewerkschaften zu agitieren, 
kam es zu einer neuen \ envirrung der KPD-Anhänger und zur Vertiefung der 
Spaltung der Arbeiterschaft. Die KPD zog aus dem Verkehrsarbeiterstreik die 
,,Eehre", die ..Hauptgefahr“ sei ein Zurückweichen vor der ..reformistischen 
Gewerkschaftsbürokratie“.'^’’
Die .,von der soziallaschistischen Politik beherrschten Gewerkschaften“ wurden 
Ende 1932 wieder als größtes Hemmnis der Kämpfe bezeichnet.
November 1932 forderte Die Rote Fahne wieder eine „planmäßige Massenwerbung 
für die RGO und die roten V^erbände".

308 Am 20.

Die taktische IS ende vom Oktober 1932 war eine Folge der Politik des EKKI. die vor 
allem innerparteiliche Auswirkungen hatte (Verurteilung der A'emuau/i-Gruppe). In 
der politischen Konzeption führte die Taktik zu einer schärferen Haltung gegenüber 
der SPD. Die Erfolge der KPD bei der Reichstagswalil vom 6. November (fast 6 
Millionen Stimmen) und die Stabilisierung der Parteiorganisation (360000 einge
schriebene Mitglieder, davon freilich nur 252000 abgerechneteließen der KPD- 
führung die Generallinie richtig erscheinen, erst recht, da die NSDAP bei den 
Novemberwahlen Verluste erlitt. Zu einer realen Einschätzung der Gefahr der 
//tf/erbewegung konnte die KPD durch diese Strategie nicht kommen. Schrieb doch 
Die Kommunistische Internationale noch am 10. Januar 1933: ..Das XII. Plenum hat 
[ . . . J aufgezeigt, daß es einen sogenannten .klassischen' Faschismus nicht gibt und 
geben kann und daß alle [ . . . ] Theorien von der Notwendigkeit der vorherigen 
Niederschlagung der Arbeiterklasse blutleere Abstraktionen sind.“*'“
Die Zerschlagung der KPD 1933 zeigte, wie real die „blutleeren“ ,4bstraktionen 
waren. Die KPD selbst hielt bis zum Schluß an ihrer falschen Frontstellung fest. 
Zwar wandte sich Ihälmann am 30. Januar 1933 mit einem Aufruf zur Einheitsfront 
direkt an die SPD, doch ein Appell antifascliistischer Intellektueller {Heinrich Mann, 
Käthe KoUwitz u.a.) 
wurde im Februar 1933

Zusammenarbeit aller Arbeiterorganisationen gegen Hitler 
der KPD als .,V erwirrungsmanöver“ vei-worfen. 

es nicht erstaunlich, daß die Führung ihrer Mitgliedschaft nur schwer 
verständlich machen konnte, warum sich mit Hitler ..eine grundlegende V erände- 
rung der Situation ergeben hat“ (vgl. Dok. 89). Gerade die KPD hatte ja die 
bestehenden Verhältnisse in Deutschland bereits seit Jahren als ..faschistische 
Diktatur“ bezeichnet und damit die Gefahi- 
licht.

zur
311von

So war

Hitlers Machtergreifung vernied-von

Obwohl die KPD einige verbale Einheitsfrontangebote an die SPD machte, behielt si^ 
die ultralinke Generallinie bei. Damit wurde jede Aufforderung zum gemeinsamen

306 Inprekorr Nr. 04 vom 11. November 1932. S. 3020.
307 Rf'Nr. 220 vom 20. Dezember 1932.
30^ Vgl. die Einzelheiten bei Wieszt S. 451 f.
309 Vgl. Weber 1 S. 364: Chronik S. 304.
310 KI Heft 1 vom 10. .lannar 1933. S. 19.
311 Echo des If 'estens Nr. 8. 3. Februarn-oehe 1933 (HSl4 Düsseldorf. 30 658 g).

LVIII



Die Konzeption der KPD 1929-1933

Kampf unglaubwürdig. Im Mai 1933 erklärte das ZK der KPD iui alten .largom 
..Die völlige .4uss(-haltung der Sozialfäschisten aus dem Staatsapparat, die brutale 
Unterdrückung auch der sozialdemokratischen Organisation und ihrer Presse andern 

der Tatsache, daß sie nach wie vor die soziale Hauptstütze dernichts an
Kapitalsdiktatur darstellen.
Noch Ende 1933 schrieb der KPD-Führer Fritz Meckert-, ..Für die .Mbeiterklasse gibt 
es wirklich einen Feind-das ist die faschistische Bourgeoisie und die Sozialdemokra
tie, ihre soziale Hauptstütze. Gegen diesen Feind muß ein entschiedener revolutionä
rer Einheitsfrontkampf der breitesten Massen des Proletariats geführt werden, aber 
nicht gemeinsam mit der Sozialdemokratischen Partei, sondern gegen sie. Die 
Sozialdemokratie war die soziale Hauptstütze der Bourgeoisie nicht nur. solange es 
ihr im bürgerlichen Staat gut ging, sie ist es auch heute noch [.^.^ .]. Und sie wird es 
bleiben, bis wir sie isoliert und als Partei zertrümmert haben.-
Zertrümmert hatten Staat und NSD.\P jedoch nach dem Reichstagsbrand die KPD. 
Allein im Rhein-Ruhrgebiet wurden bis Anfang April 1933 7300 KPD-b unktionare 
verhaftet.^’-* Die Kommunisten bekamen als erste den von ihnen immer geleugneten 
Unterschied zwischen bürgerlicher Demokratie und Faschismus zu spuren. Das 
EKKl behauptete allerdings, der Sieg Hitlers bedeute keine Niederlage der Arbeiter
bewegung- die Moskauer Führung besHieinigte der KPD sogar, daß „die politische 
Fmie und die organisatorische Politik, die das ZK der KPD mit dem Genossen

//ü/crschen Umsturz und im .Augenblick dieses 
.. 315

Thälmann an der Spitze bis zum 
Umsturzes befolgte, vollständig richtig 
Solche Beschönigungen konnten die Niederlage nicht ungeschehen machen. Trotz 
großer Opfer im Kampf gegen FUtler^'" ging die alte KPD 1933 und den folgenden

Jahren unter.

war .

Die Generallinie 
Die politische Konzeption der KPD - und nur diese sollte und konnte hier skizziert 
werden zeigt in der Periode von 1929 bis 1933 auf den ersten Blick ein recht 
verxv-irrendes Bild. Besonders die Schwerpunkte der Parteipolitik, das Verhältnis 
UdSSR, zum Staat und zum Parteiensystem in Deutschland, zur SPD und zu den

zur

2. Juni 1933. S. 543. 
iule Hauptstütze der Bourgeoisie'' Basel 1933,

312 Rundschau über Politik. Ilirlschajl Arbeiterbewegung. Basel. Nr. 17
313 Fritz Heckert. Ist die Sozialdemokratie noch die 

S. 15.

vom
soz

314 StA Münster. Keg. Minden. 1 P 601.
Rundschau über PoUtik. Wirtschaft. Arbeiterbewegung Nr. 9. 1934. S. 229. Die illegale Rote Fahne 
(.4usgabe .Milte ,4pril 1933) hatte die Linie als ..vollkommen richtig und durch die Lreigmsse 
bestätigt" bezeichnet.

316 Nach .4ngaben der SED waren von ca. 300 000 KPD-Mitgliedern 1^ 000 bzw. ISO OOtrtnWtierc 
Vgl. Neues Deutschland Nr. 214 vom 11. September 1957 und Nr. 100 vorn 28. 4pril 1 ). .5 Xü eitere 
4ngaben bei Duhnke. a. a. O. (4nm. 289) S. 525. Vgl. auch Hermann W eber. Die deiuschen 
Kommunisten lO-lS in der SBZ. 4us Politik und Zeitgeschichte (Beilage Das Parlament) Nr. 31. 
5. 4ugust Drt8. S. 27.

317 Vusgeklaminerl blieben rlic Rahmenbediiigungen dieser Politik, sowohl ilie Haltung der Komimern 
wie die Lage in Deutschland, die Ideologie der Partei, aber auch der illegale Geheimappai at der KI D

Vgl. Izu unten und Duluike. a. a. O. (.4nm. 289) S. 14 If.i Flechiheini S. 248 K.i Bahne. KPD

315

usw.
S. 12 ff.
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Gewerkschaften, erscheinen in den (absichtlich mit vielen wörtlichen Zitaten und 
Wendungen wiedergegeben, um die Authentizität zu zeigen) Dokumenten der KPD 
sprunghaft, unbeständig und wankelmütig. Aber obwohl diese KPD-Politik 
Ungereimtheiten und Gegensätzen wimmelt, wie ein Zick-Zack-Kurs anmutet und 
keineswegs widerspruchsfrei war, stand dahinter doch eine klar formulierte Strate
gie, handelte es sich im Rahmen der Komintern um eine kalkulierte Generallinie. 
Freilich ist diese rückblickend für die kommunistischen Interessen in Deutschland als 
verfehlt und unrealistisch zu erkennen. Offensichtlich war die der Strategie zugrunde 
liegende Analyse der Vi eltsituation, der deutschen Verhältnisse, der Sozialdemokra
tie und insbesondere der //tV/erbewegung falsch.
Die Strategie, die nicht in Deutschland, sondern von der Komintern eiitv\ickelt 
wurde, entsprach den Vorstellungen der Sowjetführer unter Ato/m. Daher wurde sie 
auch geprägt von 
Union und von

von

den Interessen (oder den vermeintlichen Interessen) der Sowjet- 
den ideologischen Vorstellungen der Sowjetfiihrer. wieder in erster 

Linie Stalins. Ihre wesentlichen Grundzüge für die KPD sind bereits oben beschrie
ben worden. Zusammengefaßt waren es die Thesen vom drohenden LTerfall auf die 
UdSSR, von der „Faschisierung" des Staatsapparates, der .NSDAP als ..Agentirr’ und 
Terrororganisation des Kapitals, der SPD und der Gewerkschaftsführung als 
,.Flauptfeind" innerhalb der .Vrbeiterbewegung.
Der Vidersjiruch zwischen diesen Grundkomponenten der Strategie der ,,dritten 
Periode“ und der deutschen Realität führte zu immer neuen Schwüerigkeiten beim 
Versuch, die Generallinie in die Praxis umzusetzen und Erfolge zu erringen. Die 
ständige Änderung der 1 aktik, die freilich nur im Rahmen dieser Strategie erfolgen 
konnte, zeigt die vergeblichen Bemühungen, die Generallinie mit der Wirklichkeit in 
Ufbereinstimmung zu bringen.
Hier kann nicht näher eingegangen werden auf die Folgen der Funktionalisierung 
der KPD als außenpolitische Hilfstruppe der UdSSR*'** oder auf die grundsätzliche 
Auffassung der Partei, durch Wirtschaftskämpfe ihre Ziele zu erreichen, 
wirkten diese funktionalen wüe ideologischen Momente erheblich auf die taktischen 
Varianten der Generallinie ein.
Systematisch gesehen, änderte die KPD zwüschen 1929 und 1933 ihre Taktik 
siebenmal. Doch bei den fünf Schwerpunkten der Politik war die Haltung zur UdSSR 
(Verteidigung gegen angebliche Intervention) so eindeutig, daß hier kein Anlaß zu 
einer taktischen Schwenkung gegeben war. Veränderungen im Staatsapparat, also 
der Politik der Regierung, boten für die KPD nur Ende 1930 Grund für eine taktische 
Neuorientierung. Auch das Parteiensystem und speziell die NSDAP w'ar nur im 
August 1930 direkter Anlaß zur .Vnderung der Taktik (..nationales Programm"). 
Demgegenüber stand einmal, im Oktober 1931 die Gewerkschaftspolitik im .Mittel
punkt der neuen Taktik, sonst blieb diese immer auf die SPD fi.xiert. bestand das 
Problem darin, wie die ..Einheitsfront von unten" zu erreichen

319 Doch

war.
Daher ist es nicht erstaunlich, daß von den sieben taktischen Wendungen allein vier 
(April 1930, April 1931, .4pril/Mai 1932 und Oktober 1932) hauptsächlich eine

318 Hierzu ist vor allem auf die Arbeit von \X eiiigartuer zu
319 Diese Aulfassung ist bis ins Detail bei \^ieszt nachgezeichnet.
320 Die taktische Änderung von 1930 sah zunächst wie eine 

der KPD auch so formuliert. Vgl. dazu oben, S. XXX.

verweisen.

strategische Änderung aus und wurde von
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DieVeränderung der generellen Haltung gegenüber der Sozialdemokratie brachten, 
tiefsten Zäsuren in der Generallinie bedeutete die neue Taktik vom .\pril 1930 und 
dann vor allem vom April/Mai 1932. Beides waren Versuche, die Strategie des 

Hauptstoßes" gegen die Sozialdemokratie so tle.xibel zu lassen oder abzuniildern. 
daß der Kampf gegen den wirklichen Hauptfeind der KPD. die .NSDAP, mit einigei 
Aussicht auf Erfolg geführt werden konnte.
Ein Blick auf die Hauptfaktoren, die zur jeweiligen taktischen .Änderung der 
Strategie führten, ist ebenfalls aufschlußreich. Die erste taktische Schwenkung 
April 1930 wurde nicht nur durch die .Mißerfolge der KPD. sondern auch durch die 
Weisungen der Komintern (Sitzung des EKKl-Präsidiums im .März 1930) bestimmt. 
Die taktischen Wendungen vom April 1931 und vom Oktober 1932 waren sogar 
ausschließlich eine .Anpassung an die Kominternlinie. die das XI. bzw. XII. EKKI- 
Plenum festgelegt hatte (und in beiden Eällen bedeutete dies eine erhebliche 
Verschärfung des Kurses gegen die SPD). Die Wendung vom August 1930 (nationale 
Politik) war nicht nur eine Eolge des Anstiegs der NSD.AP. sondern ebenso der 
veränderten sowjetischen Außenpolitik. \ ier der sieben taktischen W endungen »ind 
also eindeutig auf die Komintern bzw. die Sowjetunion zurückzutühren.
Waren die taktischen Veränderungen vom Dezember 1930 und vorn Oktober 1931 

Einie durch die deutsche Situation bestimmt worden, so erfolgte doch die 
Abschwächung der Wendung vom Dezember 1930 wiederum durch einen Kornin
terneingriff. und schließlich wurden sowohl die Einleitung des neuen Kurses vorn 
April/Mai 1932 wie dessen Abscliwächung im Juli weitgehend von der Komintern 
veranlaßt.
Hiermit wird deutlich, daß nicht nur die Generallinie der KPD eine V iderspiegelung 
der Kornintern-Strategie war. sondern auch die Taktik der deutschen Konnnunisten 
vorrangig von .Moskau bestimmt wurde. Die Einbindung der KPD in die Komintern 
war mehr als nur eine organisatorische Frage, sie war auch für die politische 
Konzeption entscheidend.
Diese politische Konzeption zeigt in ihren Schwerpunkten indes die gesamte 
Problematik der Partei. Die (oben skizzierte) Ideologie und Programmatik der Partei 
verengte sich nach 1929. Die Sowjetunion, das ..Vaterland" der Kommunisten. ' 
blieb nicht nur Vorbild für die Revolutionserw artungen der Partei (Fi.xieruiig auf die 
inssische Oktoberrevolution und schematische Gleichsetzung der eigenen .Aufgaben 
mit der russischen Entwicklung), auch das Ziel, die koinmunistische Zukuultsgesell- 
schaft. reduzierte sich auf die sowjetische V irklichkeit der Stalinsvhen Industrialisie
rung und Parteidiktatur. *- Schließlich verkündete rhälmann 1931. die Sow jetunion

vom

in erster

321 Dieser .4u5dnuk lauelit in den offiziellen Sehnften der KPD immer wieder auf. So schrieb schon 
Ende 1924 eine KPD-Zeiumg. Kommunisten hätten ..nur ein Vaterland-, das sei die L dSSlt 
(Sozialistische Republik. Köln, t om 10. Dezember 1924). Und ai.clt 1932 sprach Rlorin auf der 
Reichsparteikonferenz der KPD. von der Sowjetunion als dem ..Vaterland aller Werktätigen 
(Florin. a. a. O. - Anm. 276 - S. 22;.

322 Florin (ebd. S. 14) sah 1932 die UdSSR ..auf dem W ege zur klassenlosen Gesellschaft-. Die KPD 
popularisierte nicht mir in ihrer Presse die Industrialisierung der l dSSR als •Aiifliati des 
Sozialismus-, sie gab dazu auch Broschüren heraus; vgl. z. B. die Agitationsbroschuren; 
Fünfjahrplan? Berlin 1930; Die Arbeiter in der Sowjetunion und der P unfjahrplan. Berlin 1 ^31; Das 
Fand ohne Arbeitslose. Berlin 1930; Ernst Putz. Der Bauer mit dem Traktor. Berlin o. J. (1931); 
Ural-Kusbass. Das neue Zentrum der sozialistischen Schwerindustrie. Berlin 19.11.
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sei „in die Periode des Sozialismus eingetreten. Selbst die propagierten Maßnah
men. die nach Ansicht der KPD ..mit oder bald nach der .Vlachtübernahme" in 
Deutschland verwirklicht werden sollten, blieben Abklatsch der L'dSSR und 
daher nur teilweise und nur für eine Minderheit der deutschen .4rbeiterschaft 
attraktiv. So verkündete Remmele 19d() auf die selbstgestellte Frage. ..was wollen die 
Kommunisten“, als ersten Punkt: ..Brüderliches Bündnis und Vi irtschaftsgemein- 
schaft mit der UdSSR". Annullierung des V ersailler V ertrages und .Selbstbestim- 

gsrecht aller Völker als außenpolitische Forderungen. Die entschädigungslose 
Enteignung und .Nationalisierung der Croßindnstrie. der Banken und von Grund und 
Boden stand neben einer Beschreibung des .Vulbaus eines deutschen Rätesvstems. 
Außer der geforderten .VibeitspRicht, kürzerer Arbeitszeit und sozialen .Maßnahmen 
wollten die deutschen Kommunisten eine ..Rote .Vrmee" und eine ..Arbeiter- und 
Bauernmiliz“ schallen. Auch bei diesen Forderungen blieb ausdrücklich die Sowjet
union das anzustrebende .Modell.

waren

mun

Damit rückte die Sowjetunion als Schwerpunkt von Strategie und Taktik auch aus 
ideologischen Gründen noch deutlicher in den Mittelpunkt der KPD-Politik. Die 
Rußlandgläubigkeit der KPD-.Mitgliedschaft. vor allem ihrer Funktionäre und 
Führer, war bereits bei der Stalinisiernng der KPD ein wichtiger .Mechanismus 

Seither war das bedingungslose Bekenntnis32.5gewiesen. zum V orbild Sowjetunion 
erste Pflicht eines jeden treuen Kommunisten. Die Sowjetunion und die Politik ihrer 
Führer, seit 1929 vor allem Stalins, waren nicht nur für die KPD-Führung. sondern 
auch die Mitglieder und Anhänger unfehlbar geworden. Das immer eindeutigere 
Bekenntnis zur Sowjetunion und zu Stalin hatte in der KPD spätestens ab 1929 dazu 
geführt, daß nur noch diejenigen in der Partei blieben oder solche Personen zur KPD 
stießen, die bereit waren, ein Bekenntnis zur LMSSR und zu Stalin abzulegen und das 
Axiom der KPD-Politik. die Sowjetunion sei unantastbares Vorbild, zti bejahen. 
Jede Kritik an der KPdSLk an ihrer Politik oder gar an Stalin waren von 1929 bis 
1933 als antikommunistisch oder konterrevolutionär verfemt. Dahei wurde die 
UdSSR mit der .Vutorität der Oktoberrevolution identifiziert und selbstverständlich 
jegliche W andlung des Sow jetsystems bestritten. Der Glaube der deutschen Kommu
nisten, die Entw icklung in der Sowjetunion habe zum Sozialismus geführt, dort seien 
Arbeiter und Bauern nicht mehr ausgebeutet und es entstehe eine Gesellschaft der 
Gleichheit und Freiheit, förderte die Aktivitäten der KPD und steigerte bei 
Mitgliedern und vor allem bei den Funktionären den revolutionären Elan.
Die Wandlung des revolutionären Sowjetstaates der Lenin-Ara. zur 
Willkürherrschaft Stalins, die sich bereits abzeichnete, wurde nur von einigen 
oppositionellen Kommunisten registriert, *^'’ dagegen nahm die .Masse der rußland-

despotischen

323 Irn.Mai 1931 sagte Thälmann, es sei ..historische Tatsache-. ..wie der Cenosse Stalin auf dem letzten 
Parteitag der KPdSU sagte, daß wir in der Sowjetunion in die Periode des Sozialismus eingetreten 
sind-, Emst Thälmann. Vorwärts unter dem Banner der Komintern, Rede auf der Tagung des ZK 
der KPD am 14, .Mat 1931. Berlin o. J.; ahgedruckt in: Ernst Thälmann. Reden und Aufsätze 
19.30-1933. Bd. 1. Köln 1975. S. 217.

324 Hermann Remmele. Kommunismus, die einzige Rettung. Berlin o. J. (1930). S. 49 ff. und 53.
325 Zu den Einzelheiten vgl. Weber I S. 312 ff.
326 Vgl. dazu Rüdiger Zimmermann. Der Leninbund. Linke Kommunisten in der \Leimarer Republik 

Düsseldorf 1978. S. 131 ff.; Karl Korsch. Politische Te.xte. Hrsg. E. Cerlach und J. Seifert 
Frankfurt/M. 1974. S. 180 ff.
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gläubigen deutschen Kommunisten sie nicht zur Kenntnis. Doch diese H andlung 
veränderte die Grundlage des ehkommumsmus und damit auch der KPD. Die 
Abhängigkeit der KPD von Stalin ließ die ursprüngliche revolutionäre Zielsetzung 
zur bloßen Ideologie erstarren, die Funktion der Partei änderte sich.
Die revolutionäre Ideologie der KPD spielte zwar 
den Zielen der sowjetischen Innen- und Außenpolitik untergeordnet. Bereits drf/mr 
Äosenüerg-konstatierte: ..Seit 1928 entschloß sich Stalin zum Fntscheidungskampf 

das reaktionäre Großbauerntum in Rußland, und nun sollte auch die

weiterhin eine Rolle, sie wurde aber

gegen
Kommunistische Internationale wieder radikal werden. Plätte die KPD nach 1928 in 
Deutschland eine wirklich revolutionäre Politik getrieben, zur Sammlung der Massen 
auf breiter Grundlage, um dann zum Sturm vorzugeben, dann hätte die Partei in 
Deutschland Großes erreichen können. Indessen hat die 5/a/msche Bürokratie in 
Deutschland niemals ernsthaft an eine Revolution geglaubt. Die Partei hatte keinen 
Plan zur Gewinnung der Massen und keinen \^'eg für die Zukunft.“ "
Doch nicht nur die innenpolitischen, auch die (vermeintlichen) außenpolitischen 
Interessen der UdSSR Stalins wirkten m die gleiche Richtung. Da die Sowjetunion 
sich in einer „feindlichen Umwelt“ fühlte und eine Einkreisung vermeiden wollte, 
zeigte sie natürlich an Differenzen zwischen Deutschland und Frankreich größeres 
Interesse als an der innenpolitischen Situation der KPD.’^^^ In der Strategie und 
Taktik der KPD mußte diese Funktion der Partei als einer außenpolitischen 
Hilfsti-uppe des Sowjetstaates immer durcbschlagen.
Unter diesem Gesichtspunkt ist der Schwerpunkt ..Sowjetunion “ der KPD-Strategie 
und -Taktik von 1929 bis 1933 von zentraler Bedeutung nicht nur für die politische 
Konzeption, sondern auch für die Disziplinierung der Organisation. In allen 
taktischen Phasen wmrde die drohende Intervention gegen die Sowjetunion, die 
„Hauptgefahr eines neuen Krieges 
„unmittelbare“ Gefahr (1931) beschworen, die immer „aktuellere Fomen“ 
annehme (1932).'^'‘^ Da diese Kriegsgefahr kaum bestand, diente die ständige 
Warnung der Aktivierung und Disziplinierung der KPD. Verlangt wurde von den 
Kommunisten unter Berufung auf die Kriegsgefahr ..eine revolutionäre Disziplin , ja 
eine „feste, militärische“ Disziplin.

(1928), als ,,immer eindeutiger'‘ (1930), als

den Interessen der Sto/mschen SowjetunionDie Abhängigkeit der KPD-Politik von 
ist jedoch nicht so zu verstehen, als ob diese Interessen eindeutig, gewissermaßen 
„rein“ in die Strategie und Taktik eingebracht werden konnten. Andere Faktoren 
wirkten vor allem auf die V'ersuche ein, Strategie und Taktik in praktische Politik

von Kurt Kersten.327 Arthur Rosenberg. Entstehung und Geschichte der Weimarer Republik. Hrsg.
Frankfurt/M. 19.55. S. 467.

328 Offenbar war die UdSSR schon unter der Regierung Schleicher bereit.
Widerspruch als „natürlich“ zu akzeptieren. Vgl. Weingartner S. 196.

329 S. Daszvnski und Jan Radopolski. Imperialistischer Kreuzzug gegen den Koinintmismus. Hamburg- 
Berlin 1929. S. 6; Oktober (illegale militärpolitische Zeitschrift der KPD). Jg. 5. Nr. 3. 1930. S. 1; 
D. S. Manuilski, Die Kommunistischen Parteien und die Krise des Kapitalismus. Bericht vor dem 
XI. Plenum des EKKI. Hambtirg 1931. S. 24: Ernst Thälmann, Der revolutionäre Ausweg und die 
KPD. Rede auf der Plenartagung des ZK der KPD am 19. Februar 1932. Berlin o. J. (1932), S. 6.

330 Protokoll 10. Plenum, a. a. O. ( Anin. 28) S. 560. Schon Ende 1928 erklärte der KPD-Ideologe Lenz- 
WinternUz, eine „militärische Disziplin'“ sei für die KPD notwendig. iW. Nr. 306 vom 30. Dezember 
1928). Vgl. auch Anm. 39.

\“erbot der KPD ohneein
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umzusetzen. Das gilt insbesondere für die deutsche Situation, die ja das Rekrutie
rungsfeld der KPD für Mitglieder und Anhänger bildete. Diese konnten nicht nur mit 
Versprechungen auf das gelobte Land Sowjetunion gewonnen werden. Schließlich 
wurden sie ja auch mit den Argumenten der Nichtkommunisten konfrontiert, die die 
profane Wirklichkeit des Sowjetstaates und seine ungeheuren Schwierigkeiten 
bekannt machten,sowie mit der Agitation der Antikommunisten, die Rußland in 
noch schwärzeren Farben malte, als die Realität ohnehin war. Der Gefühlsradikalis
mus der potentiellen Anhänger und Mitglieder der KPD erwuchs aus der deutschen 
Situation, in erster Linie natürlich der W irtschaftskrise und ihrer Auswirkungen. 
Auch hier hat bereits Arthur Rosenberg das Kernproblem der KPD gesehen:
,,Die KPD betrieb seit 1928 eine lärmende Agitation, die ganz auf die Bedürfnisse 
utopisch-radikaler Enverbsloser eingerichtet war. Den Arbeitern im Betrieb, die doch 
immerhin auch noch existierten, den Angestellten, den Intellektuellen und Mittel
schichten bot die Partei nichts. Mit wachsender Arbeitslosigkeit gewann die KPD 
einen gewissen Anhang unter Erwerbslosen, die vor allem wünschten, daß ihr Elend 
laut in die W eit hinausgeschrien wurde. .Aber das ist keine Grundlage, auf der eine 
Revolution durchgekämpft und ein sozialistisches Gemeinwesen errichtet werden 
kann.“'«'^
Geht man davon aus. daß selbst auf dem Llöbepunkt der W'irtschaftkrise auf einen 
Arbeitslosen zwei ei-werbstätige Arbeiter oder Angestelle kamen.
Problematik deutlich, die Rosenberg ansprach. Ereilich war diese noch komplexer. 
Der strategisch-taktische Schwerpunkt „Kampf gegen Staat und Regierung in 
Deutschland“ bedeutete zwischen 1929 und 1933 keine akute Vorbereitung des 
kommunistischen Aufstandes, sondern trotz verbaler Aufrufe zur Revolution die 
Sammlung von Kräften, in erster Linie sogar die Konzentrierung auf Wahlkämpfe. 
Dieses \ erhalten schien für eine antiparlamentarische Bewegung seltsam, und bereits 
1932 stellte Sigmund Neumann die kommunistische Vorstellung in Erage, ständig 
steigende W ahlziffern als Zeichen eigener Kraft anzusehen. Neumann sah einen 
inneren Zwiespalt der KPD: ..Sie will einmal die .Organisation der Revolution' sein 
und erlebt als solche in revolutionären Epochen ihren .Aufschwung. Aber da eine 
Institutionalisierung der Revolution ein Widersinn ist — wenigstens für eine

:i:i4 SO wird die

331 Die SPD verbreitete eine Reihe von Broschüren über die russisclie Realität, vgl. z. B. Das 
kapitalistische Sowjet-RuRland Berlin o. J.; Die politischen Gefangenen in der Sowjetunion, Berlin 
o. J.; Dr. P. Garwy. Sowjeldeutschland'f Berlin o. J. (1032;. Konservative Kreise utid 
NSD.4P grilfen besonders auf Berichte russischer Rechts-Etnigranten zurück, wobei die verschiede- 

antikoinmtinistischen Vereinigungen auch Greuel- und antisemitische Propaganda verbreiteten.
332 Vgl. dazu auch Flechtheim S. 289 ff.
333 Rosenberg. a. a. O. (Anm. 327) S. 467 f.

vor allein die

nen

334 In der Literatur finden sich allerdings widersprüchliche .Angaben über die Höhe des Arbeitslosenan
teils. So behauptet kuczynsh. 1932 seien 44 Prozent arbeitslos und nur -33 Prozent vollbeschäftigt 
gewesen (22 Prozent Kurzarbeiter). R.-M. Huber-Koller schreibt, dafs jetler dritte .Arbeiter und 
Angestellte arbeitslos war. In der Tat waren nach der Statistik 21 Millionen in Industrie. Handel und 
Dienstleistungen erwerbstätig und davon 6 Millionen registrierte Erwerbslose. A'gl. Jürgen Kuc- 
zynski. Die Geschichte der Lage der .Arbeiter in Deutschland von 1800 bis in die Gegenwart. Bd. 1. 
Berlin 1947, S. 322 If.: Huber-Koller, a. a. O. (.Antii. .3) S. 127; Statistisches Jahrbuch für das 
Deutsche Reich. 53. Jg. 1934. S. 19. Vgl. auch Wolfgang .Michalka und Gottfried Niedhardt. Die 
ungehebte Republik. Dokumente zur Innen- und .Außenpolitik VVeiinars 1918-1933. .München 
1980, S.412.

LXIV



Die Konzeption der KPD 1929-1933

Massenorganisation - muß sie fernerhin vor allem in Notzeiten reale Aufgaben 
erfüllen, d.h. praktische Tagespolitik".”’
Neben dem Widerspruch, als deutsche Arbeiterpartei sowjetische Interessen vertreten 
zu wollen und zu müssen, zeigt sich so ein zweiter Grundwiderspruch: als

verbalradikal Revolutionsideologie vertre-Massenpartei konnte die KPD nicht nur
ten, sie mußte auch praktische Tagespolitik betreiben. Diese beiden unmanenten 
Grundgegensätze waren zwar vor 1929 noeh gravierender. sie besliinmten aber 
auch die Situation der KPD von 1929 bis 19..T3.
Der kämpferische Einsatz der KPD für eine „bessere W eit", ihre Opposition gegen 
überholte Strukturen der Gesellschaft zeigten sie als eine fortschntthche Partei. Die 
Kritik am bestehenden wirtschaftlichen und politischen System war die „Starke des 
deutschen Konimunismus‘- f'A'enmann;. Doch dieses progressive Potential wurde 
durch die kommunistische Strategie verspielt. Der Massenanhang, die kraftnieieri- 
sche Sprache der Parteiführung und der Kampfgeist der Funktionäre und Mitglieder 
schufen ein falsches Bild. Die KPD war untauglich, das vorhandene Potential zu einer 
konstruktiven Alternative zu gestalten. Trotz erheblichen Zulauls 
Wählern (ihr hüchster Stimmenanteil waren 17 Prozent im November 1932) blieb 
die KPD letztlich isoliert.
Da der Staatsapparat gegenüber den linksradikalen Kreisen sehr viel härter reagierte 
als gegenüber den Rechtsradikalen, wurde die KPD erst recht ms Getto getrieben, 
gelang im Gegensatz zu England. Frankreich oder Skandinavien auch keine 
ansatzweise Integration der Kommunisten in die Gesellschaft. Die \ eifolgimg der 
KPD durch den Weimarer Staat war keineswegs die Ursache der verhangisvollen 
Gleichsetzung von Demokratie und Faschismus durch die Kommunisten, erleichterte 
aber der Parteiführung die Durchsetzung dieser Finie. Polizeiaktionen gegen die 
KPD (allein 1932 über tausend) waren ebenso typisch wie das Verbot kommunisti
scher Zeitungen, und in den letzten drei Jahren der Republik kamen bei Zusammen
stößen mit der Polizei 170 Kommunisten ums Leben.*” Unter solchen Umstanden 
wurde die unsinnige und verheerende These der KPD-Fühning. ..Brüning hat eine 
absolute Diktatur eingerichtet, wie sie die Nationalsozialisten nicht absoluter 
schaffen können". **^ von der Partei kritiklos übernommen und von den Funktiona-

Mitgliederii undan

ren wohl auch geglaubt.
Bereits eine solche Skizzierung verdeutlicht, daß die strategischen Schwerpunkte 
Sowjetunion und Situation in Deutschland auch die übrigen Probleme wie Parteien- 
svstem (Faschismus), SPD und Gewerkschaften beeinflußten. Ini Parteiensystem der

• die KPD eine Partei, die breite Schichten der ArbeiterWeimarer Republik war
mobilisierte, dabei ungelernten Arbeitern ein politisches Betätigungsfeld bot und vor 
allem d i e Partei der Arbeitslosen war. Auf die Soziologie der Partei kann hier nicht

W esen und W andel narli dem Kriege. Berlin 1932.335 Sigrnnnd Neumunn. Die deutschen Parteien.
S. 91 f.

336 Vgl. zu den Einzelheiten Weber I S. 8 ff.
337 Neumann. a. a. O. (.Vnm. 335) S. 97.
338 Vgl. Gd.\ S. 370.
339 Hungerdiktatur in Brüning-Deutschland. Zur I\ . Notvernrdnung, Hrsg. 

J, (Berlin Ende 1931), S. 14.

ZK der KPD. O. O. u.\om
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eingegangen werden.^'*“ Doch scheint es gesichert, in der KPD nicht nur ein 
Sammelbecken der Unzufriedenen zu sehen, sondern - wie einst die Sozialdemokra
tie 1111 Kaiserreich - auch eine Organisation selbstbewußter und verbitterter Arbeiter, 
die mit Gewalt eine Veränderung jener Verhältnisse erzwingen wollten, die die 
kapitalistische Wirtschaft und die Folgen der Halbheiten der Revolution von 1918 
mit sich gebracht hatten.
Die KPD erschien am Ende der Republik noch immer als die revolutionäre Partei, die 
sie einmal war, eine Bewegung, die ..für das Morgen existiert ' (Neumann). 
das vergrößerte ihre Anhängerzahl, da das Heute in der Krise für viele eine einzige 
Misere war. Opponierende Jugendliche und kämpferische Geister, die nicht resignie
ren wollten, glaubten in der KPD eine politische Heimstätte zu finden. Klassenbe
wußte Arbeuer, die nicht nur eine materielle Besserstellung, sondern mehr noch 
gesellschaftliche Gleichberechtigung und Anerkennung ihrer Menschenwürde forder
ten, wurden durch das radikale Auftreten und die programmatischen Ziele der Partei 
angezogen. Freilich ist nicht zu übersehen, daß die KPD in der Krise auch 
lumpenproletarische Elemente in ihren Bann zog.'^^
Durch die Bekämpfung nicht nur der übrigen Parteien, sondern auch der nichtkom- 
mumstischen Arbeiterbewegung, blieb die Partei ohne realpolitisches Gewicht und 
veiharrte im Negativen. Da die Strategie alle nichtkommunistischen politischen 
Kräfte kurzerhand mit dem Etikett ..Faschismus"- belegte, konnte die Partei auch 
nicht zu differenzierter Politik gelangen. Die Analyse des deutschen Parteiensvstems 
bheb 111 der Strategie und Taktik der KPD so an der Oberfläche. Erst recht konnte die 
Partei mit ihren Faschismus-Thesen die NSD.AP nicht realistisch einordnen und 
bekämpfen. Bei den verworrenen Faschismus-Thesen der KPD (.Nationalfaschismus, 
Sozialfaschismus. Zentrumsfaschismus. Hugenberg-¥a.sc\\ism\is usw.) war die Partei 

allgemeinen nicht in der Tage, in der NSD.VP eine besondere politische Kraft zu 
sehen, für sie blieb die NSDAP eine von vielen gegnerischen Parteien. Daher gelang 
es der KPD nicht, die Gefahr dieser Bewegung gerade für den deutschen Kornmunis- 

realistisch einzuschätzen. Zwar führten die heftigen und oft blutigen Auseinan
dersetzungen zwischen Kommunisten und Nationalsozialisten hin und wieder zu 
bemerkenswerten theoretischen Reflexionen,'^-*'* in der Gesamtkonzeption der Partei 
konnten sich solche Einsichten jedoch nicht durchsetzen. Das hing wohl nicht zuletzt 
damit zusammen, daß es sich bei den Easchismus-.Analvsen der KPD nicht

341 .Auch

im

mus

um

340 Vgl. dazu Flechtheim S. 311 ff.; Weber I S. 280 ff.; .Neurnaim. a. a. O. (Anin. 33,5) S. 89 ff. Vgl. 
auch Robert Wheeler, Zur sozialen Struktur der Arbeiterbewegung am Anfang der Weimarer 
Republik. Einige methodologische Bemerkungen, in: Hans .Mommsen, D. Petzina, B. Weisbrod 
(Hrsg.), Industrielles System und politische Entwicklung in der Weimarer Republik. Dü.sseldorf 
1974. S. 179 ff.

341 Neumann, a. a. O. (Anm. 335) S. 89.
342 Mit Recht bemerkt Neumann (ebd. S. 96). daß die KPD ..keineswegs mit dem sogenannten 

Lumpenproletariat gleichzusetzen“ sei, daß aber die KPD ..gleichsam eine lumpenproletarische 
Peripherie aufzuweisen hat“.

343 Als Beispiel sei die Artikelserie von Hans Zöger in der/n/ire/corr genannt (hmrekorr'Hr. 44 vom 27 5 
1932, S. 1355 ff. bis Nr. 49 vom 14.6. 1932. S. 1555 ff.) und teilweise nachgedruckt in: Theo 
Ptrker. Komintern und Faschismus 1920-1940. Stuttgart 1965. S, 158 ff. Siehe auch den Artikel 
von S. Erkner, NSDAP und die Klassen. (Die Internationale 14. Jg.. Heft 7, Juli 1931. S. 323 ff.) Vgl. 
auch Thälmanns Einsicht von 1932 (unten .4nm. 354).
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die unkritischeeigenständige Aussagen der deutschen Partei handelte, sondern um 
Übernahme der Faschismus-Vorstellungen der Komintern. Die Generallinie war ja 

der Komintern-These geprägt. Faschismus und Demokratie seien .,wesens- 
“ also auch alle nichtkommunistischen Parteien als faschistisch zu bekam|3-

der KPD nicht verändert werden.
zu nuancieren.

von
gleich“,
fen. Diese Konstante der Strategie konnte
auch wenn in der Taktik hin und wieder der Versuch gemacht wurde.

aus dem selbstgestdiaffenen Teufelskreis auszubrechen. Die Generaihme beinhal
tete so eine ständige Unterschätzung der NSD.AP (nicht unbedingt des ..Fastdiis- 
mus“, doch damit war ja die Gesamtheit der kommunistischen Gegner gemeint). Die

.B. 1931: ..Wir dürfen uns von dieser

von

um

Führung versicherte ihren .Anhäng 
Massenbewegung nicht beunruhigen lassen".
War die kommunistische Strategie von 1929 bis 1933 für die Komintern und 
insbesondere für die Sowjetunion durch die Interessen der sowjetischen Außenpolitik 
rational und klar kalkuliert, so mußte sie allein wegen dieser katastrophalen 
Fehleinschätzung der NSDAP für die KPD verheerend werden. Rückblickend kann 
man sagen, vermutlich hätte selbst noch eine längere diktatorische Herrschaft 
Schleichers das //ü/cnegime. und damit den 2. Veitkrieg und oO Millionen lote, 
verhindert. Die KPD wäre unter einem solchen System wohl auch verboten, aber 
nicht zerschlagen und ihre Führer und Funktionäre nicht physisch vernichtet 
worden.
Freilich kann man nicht erwarten, daß die KPD-Führung damals eine solche Politik 
des ..kleineren Übels“ erkennen oder gar praktizieren wollte und konnte (auch alle 
übrigen Parteien schätzten ja die NSD.\P falsch ein). Dabei spielte jedoch nicht 
die Tatsache eine Rolle, daß die Zeitgenossen natürlich nicht unser heutiges '^en 
hatten und daher die fürchterlichen Folgen der Machtergreifung durch die NSD.4P 
für ganz Europa kaum voll erkennen konnten. Denn auch aus ihrer damaligen 
Kenntnis heraus hätte die KPD-Führung wissen müssen, daß Hitler der Hauptlemd 
der kommunistischen Bewegung war und daß er diese blutig unterdrücken wollte. 
Doch die Komintern-Strategie hemmte jeglichen Ansatz zu der Einsicht, daß der 
Kampf gegen Hitlers Machtergreifung daher praktisch um jeden Preis geführt 
werden mußte.^-*' Die Strategie der KPD verhinderte - trotz ihres täglichen Kampfes

ern z

nur

344 So Barbara Timmennaim, a. a. Ü. (.\iim. 4) S, 464. Sie unlerBoheidet eine .. iiAe und eine ..rechte 
Faschismus-Theorie der Komintern, für die Periode 1929 bis 1933 war allem die ..linke Theorie 
SÜltig. Ihr ist zuztistimmen. wenn sie schreibt: ..Nicht ein fortschreitender Lrkeimtnisprozeß. 
sondern eher ein hin und her zwischen zwei Polen bestimmte die .4nseinandersetzung der Kommtem 
mit dem Faschismus. Der eine Pol war die .rechte Faschismus-Theorie-: die den Faschismus als eine 
Massenbewegung verstand [. . .1. Dabei wurde der Faschismus sowohl abgegrenzt gegen reaktionäre 
Diktaturen als auch gegenüber der bürgerlichen Demokratie und ihren Parteien. Die linke 
Faschismus-Theorie- dagegen ging davon aus. daß Faschismus und burgerhche Demokratie 
wesensgleich seien und die bürgerliche Herrschaft sich insgesamt fasclnsiere [. . .J (b. 46.j).

345 Insofern ist die Äußerung von Barbara Tnnmermann (ebd. S. 484). die KPD habe sich im Sommer 
1932 ..offensichtlich in einem Gegensatz zur Cenerallmie“ der Komintern beiunden. kaum 
aufrechtziierhalten. Auch die Taktik von Mat-Juni 1932 und erst recht ihre Modifizierung im Juli 
1932 blieben im Ralmien der Generallinie.

346 Emst Thälmann, Vorwärts unter dem Banner der Komintern. Rede auf der Tagu^ des ZK der KPD 
Emst Thälmann. Reden und Aufsatze 1930-1933. Bd. 1. Köln 19.3. S. 22-3.

der Komintern mit der
am 14. Mai 1931, in:

347 Diese veränderte Strategie wurde erst lange nach Hitlers Sieg von 
„Volksfrontpolitik“ eingeleilet, die der VH. Weltkongreß 1935 bestätigte.
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gegen die NSDAP — ein Konzept zur erfolgreichen Bekämpfung Hitlers. Diese 
katastrophale Fehleinschätzung ist keineswegs zwangsläufig aus der kommunisti
schen Ideologie entstanden, wofür die weit realistischere Beurteilung des Faschismus 
durch die verschiedenen kommunistischen Oppositionsgruppen ein Indiz darstellt.
Es war vielmehr die Abhängigkeit der KPD von der Komintern, die eine der 
deutschen Situation

S-(8

angemessene Politik der KPD erschwerte: die Gleichsetzung 
aller politischen Gegner als „faschistisch-- und die generelle Unterschätzung der 
NSDAP waren ja immanente Teile der für die KPD verbindlichen Komintern- 
Strategie. Die KPD-Politik war daher in ihrer (theoretisch müglichen) Bandbreite 
eingeengt, sie fand durch ihre Einbindung in die von Stalin beherrschte Komintern 
keine Alternative, ja sie konnte die Strategie noch nicht einmal entsprechend ihren 
eigenen Interessen auf Dauer modifizieren. Es war also ein strukturelles Problem der 
KPD, das letztlich verantwortlich war für eine Politik, die für die Partei selbst 
verhängnisvoll wurde. Die Komintern hielt auch nach Hitlers .Machtaiitritt zunächst 

ihrer Generallinie fest. Der gleiche Komintern-Führer Manuilski. der 1929 die 
„tausende sozialdemokratischer Beamter" mit der Behauptung diffamierte, „das ist 
der faschistische Staatsapparat".'*’*'' philosophierte nach der Errichtung des faschisti
schen Staatsapparates durch Hitler immer noch darüber, dies sei eine ..Vertiefung" 
der revolutionären Krise, die ..Weltrevolutioir- bleibe ..nahes Ziel ', wer die KPD 
„zerbrechen" wolle, werde „sich selbst die Zähne ausbrechen". *'"" Solche Phrasen 
wurden zur selben Zeit ausgesprochen, während die KPD zerschlagen wurde.
Durch die verfehlte .\nalyse des Faschismus blieb die KPD in der ..dritten Periode" 
1929 bis 1933 auf ihren Hauptkonkurrenteii in der .4rbeiterschaft. die Sozialdemo
kratie, als auf ihren ,,Flauptfeind" fixiert. Die Analyse wurde bestimmt durch das 
Interesse der sowjetischen Außenpolitik: die Westorientierung der SPD lief auf die 
von Moskau befürchtete deutsch-französische .4nnäheruiig hinaus (die antifranzösi
sche Haltung der .NSDAP ließ diese andererseits als möglichen ..Bundesgenossen-^ 
erscheinen).

an

Für die Sowjetführung ergab sich aus dieser Situation die These vom Hauptfeind 
Sozialdemokratie. Auf dem XVI. Parteitag der KPdSU im ,Iuli 1930 iiinriß T/o/otom 
die Linie der Komintern mit den V orten: ..Unversöhnlicher Kampf an der ganzen 
Front gegen den Sozialfaschismus und in 4Trbindung damit Kampf um die 
Gewinnung der Mehrheit der Arbeiterklasse für den Kommunismus, das ist die 
entscheidende Linie der Kommunistischen Internationale.“*^’
Die ideologische Sicht verstärkte diese Haltung. Die strategische Fehleinschätzung 

der „aufsteigenden Welle“ der Revolution bedeutete den vorrangigen Kampf dervon

348 Vgl. dazu vor allem die Schriften Trotzkis. a. a. (). (.4nm. 1061 und die KaM hismus-Theorie 
Thatheimers und der KPO (Der Faschismus in Deutschland. .Analysen der KPD-Opnosilion aus den 
Jahren 1928-1933. Frankfurt/M. 1973).

349 Protokoll 10. Plenum, a. ä. O. (.4nm. 28) S. 586.
350 D. S. Manuilski, Der Mar.vismus als Lehre von der proletarischen Diktatur. Referat des Genossen

^®‘*‘*'*"* ***** 14. März 1933 im Großen Theater zu Moskau, in der der 
50. U lederkehr des Todeslages von Karl Marx gewidmeten Versammlung. Moskau-Leningrad 1935. 
S. 31 f. ^

351 . .Molotow. Das Anwachsen der Weltkrise des Kapitalismus, der revolutionäre Aufschwung utnl die 
Aufgaben der Komintern. Tätigkeitsbericht der EKKI-Delegation <ler KPdSU an den 16. Parteitag 
der KPdSU. 5. Juli 1930. Hamburg-lJerlin 1930. S. 56.
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Kommunisten gegen die Sozialdemokraten, um durch ,,Einheitsfront von unten‘‘ die 
deren Anhänger (und Mitglieder) für den Kommunismus und dieSPD zu zersetzen, 

erwartete Revolution zu gewinnen.
Aus dieser Haltung heraus entstanden die schlimmsten Fehler und Versäumnisse vor 
1933 Fast in jeder taktischen Phase der Generallinie kam es zu einer Steigerung des 
Kampfes gegen den ..Sozialfaschismus-. Die Folge war meist eine Isolierung von den 
sozialdemokratischen Arheitermassen. die man erobern wollte. Darauthm änderte 
die KPD selbstkritisch die Taktik, um die „Einheitsfront von unten" wenigstens 
ansatzweise zu erreichen. Doch mehr oder weniger rasch fiel die Partei wieder m die 
verbale Bekämpfung der Sozialdemokratie zurück, wollte den „Hauptstoß" gegen 
die Sozialdemokratie forcieren.

:i.32 und auchEs gelang der KPD von 1929 bis 1932, Wähler der SPD zu erobern
ialdemokratische Arbeiter, vor allem Arbeitslose, als Mitglieder zu gewinnen (die 

allerdings durch die Fluktuation der Partei vielfach wieder verlorengmgen.) Die 
Radikalisierung der .Arbeiterschaft durch die katastrophale Wirtscliahseiinvickhmg 
brachte der KPD also nicht nur Zulauf von bisher unorganisierten Arbeitern, sondern 
in geringem Maße auch von der SPD. Doch an die sozialdemokratischen Massen kam 
die KPD mit ihrer Strategie und Taktik nicht heran, das eigentliche Ziel ihrer 
Generallinie wurde so nicht erreicht.
ln der KPD wurde das Dilemma wohl hin und wieder erkannt: mit der gültigen

die Sozialdemokraten heranzukommen

soz

Strategie des ..Hauptstoßes" war nicht an r i
und konnte schon gar nicht ein gemeinsamer Kampf gegen die NSDAP geführt 
werdeti.-^^^ Auf dem Höhepunkt der Antifaschistischen Aktion Anfang Juli 1932 sagte 
Thälmann in einer „Antwort auf 21 Fragen von SPD-Arbeitern-% ob die KPD die 
Einheitsfront ehrlich meine: ..Das //ü/ersche Offiziers- und Prmzenpack hat erklärt, 
daß es die kommunistische Bewegung, das sind viele Millionen revolutionärer 
Männer und Frauen, ausrotten, hängen, köpfen und rädern will. Und angesicits 
dieser Tatsache, angesichts der drohenden Gefahr, daß aus Deutschland ein Fand 
des Galgens und des Scheiterhaufens wird, sollten wir Kommunisten die antifaschi
stische, proletarische Einheitsfront nicht ehrlich meinen?“'
Hier ist eines der wenigen Beispiele, in denen die KPD in lichten Augenblicken 
deutlicher als viele andere die drohende Gefahr sah. die mit der 
heraufzog. Doch solche Ausnahmen bestätigen nur, daß die KPD generell die NSDAP 
ebenso unterschätzte wie deren Zielsetzung. So machte Thalmann im weiteren 
Verlauf seiner „Antworten“ klar, was er unter „ehrlicher Emheitsfrontpohtik 
verstand. Er sagte, mit den SPD-Führern, die ..den Faschismus fordern, kann man

3.2 .Millionen 1928 auf knapp 6 Millionen 
9,1 .Millionen auf 7.2 Millionen 

KPD über.

352 Die Zahl der KPD-Wäliler bei Reichstagswahlen stieg 
im November 1932. die SPD-Wähler gingen in der gleichen Zeit
zurück. Vermutlich ging ein großer Teil der knapp 2 Millionen früherer bPD-Vi ahler

353 Im August 1932 kritisierte Thälmann ..einzelne Stimmungen - in der KPD. die ..unsere strategische 
Orientierung des Hautilstoßes innerhalb der Arbeiterklasse gegen die Sozialdemokratie zu koriigie- 
ren" versuchten. Solche ..Tendenzen des Nachgebeiis • gegenüber ..den Betriigsinanovern der 
Sozialdemokratie, der SAP. der Brandleristen und Trotzhs wies 1 haimann als opportnnistisch 
zurück. Die Internationale 15. Jg., Heft 7/8, August 1932, S. 313.

SPD-Arbeitern, in: Ernst Thälmann. Reden und

von
von

zur

354 Ernst Thälmanns Antwort auf 21 Fragen
Aufsätze 1930-1933, Bd. II. Köln 1975, S. 168.

von
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nicht über .Kampf gegen den Faschismus^ verhandelnIn diesem Zusammen
hang zeigte Thälmann auch, daß er eben unter Faschismus nicht nur die NSDAP 
verstand: denn er warf der SPD vor, sie sehe im Pope/t-Kabinett ein kleineres Übel 
„gegenüber einem reinen Nazikabinett“ - für Thälmann war es dies also nicht.
Auf diesen verworrenen Positionen (die natürlich auch Auslluß der Diskriminierung 
der KPD in der Republik waren, wie aus Thälmanns Thesen heiworgeht) konnte 
keine klare Konzeption en^achsen. Die kommunistische Opposition fragt 
sarkastisch: „Mit Recht fragen nun die Mitglieder [der KPD], wie sollen 
Einheitsfront mit Sozialfaschisten gegen Faschisten machen? Wie kann man viel von 
faschistischer Gefahr sprechen, wo wir doch schon eine faschistische Diktatur haben? 
Wo doch die SPD der Hauptfeind bleibt?“
In der Tat führten die Thesen über den Sozialfaschismus vor allem zur ^Trwirrung 
der eigenen Anhänger und Mitglieder, die ohnehin der SPD feindlich gegenüberstan
den und nun noch schärfer von den sozialdemokratischen Arbeitern 
wurden, jenen Arbeitern, die die Partei doch eigentlich erobern wollte. *"’^

fünften Schwerpunkt der KPD-Strategie und -Taktik, der 
Gewerkschaftsfrage. Die KPD hatte auch vor 1929 ein ambivalentes \Trhältnis zu 
den freien Gewerkschalten, ihre Gewerkschaftspolitik schwankte immer zwischen 
SfMltungsversuchen und .Mitarbeit.^"*" Mit der RGO-Politik traten die Gründe dieser 
widersprüchlichen Haltung klar zutage. Die ideologische Konzeption der KPD wurde 
bestimmt von der leninistischen These, die kommunistische Partei sei die Avantgarde 
der Arbeiterklasse. Dieser Anspruch wurde nach 1929 noch verschärft durch die 
These, die KPD sei die ,,einzige Arbeiterpartei“'.
Gegenüber den Gewerkschaften als ..Massenorganisationen“ wurde daraus ein 
Führungsanspruch abgeleitet, diese sollten .. rransmissionsriemen'" der Parteipolitik 
zu den .Massen sein. Das Verhältnis der Kommunisten zu den anderen Teilen der 
.\ibeiterbewegung. also auch zu den Gewerkschaften, war bestimmt von diesem 
Monopol- und ideologischen Absolutheitsanspruch.Sie behaupteten, durch ihre 
„wissenschaftliche W eltanschauung“ im Besitze der Wahrheit zu sein und daher 
allem die ,.historischen Interessen“ der Arbeiter vertreten zu können. Die Freien 
Gewerkschaften als die größte und wichtigste Massenorganisation der Arbeiter-

e so
Wir

getrennt

Das wird auch sichtbar am

33.5 Ebd. S. 175.

Permanente Revolution. Zeitschrift der linken Opposition der KPD (Bolschewiki-Lenin.sten) 2 Jg 
Nr. 10. .Mitte .Mai 1932, S. 1. '

357 Vgl. auch die Hinweise Rosenbergs, wie sich die .Auseinandersetzung zwischen .Sozialdeniokralen und 
Korninuntsten auf die Formel ..Demokratie gegen Diktatur ' verengte. .Arthur Rosenherg. Demokratie 
und Sozialismus. Zur politischen Geschichte der letzten 150 Jahre. Frankfurt/M. 1962. S. 291.

Geva Eisiier. Das Verliiiltnis der 
KPD ztt den Gewerkschaften in der Weimarer Republik. Köln-Frankfurt/M. 19':':' leider ohne 
Eingehen auf die Literatur zum Thema) sowie diese Politik rechtfertigend: Steffen Lelnidorff \tie 
kam es zur RGO? Frankfurt/M. 1975.

359 -rhälmann, a. a. O. (Anin. 354) S. 184: „Folgend atis allen diesen Tatsachen erklären wir eindeutig, 
daB es nur eme Arbeiterpartei gibt, nämlich die Kommunistische Partei.“

360 Daran hat sich bis heute nichts geändert. \ gl. Hermann Weber. Komimmisten mul Gewerkschaften 
m Deutschland. Zu einigen historischen Aspekten kommunistischer Gewerkschaftspolitik. Gewerk- 
schafthche .Monatshefte 30. Jg.. Heft 8. August 1979. S. 509 ff.

356

358 \ gl. zur
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Schaft^*’’ wurde so zürn Exerzierfeld der Koininunisten, die versuchten, die Gewerk
schaftsfunktionäre und -mitglieder für ihre eigenen Ziele zu gewinnen. Da dies nicht 
gelang, scheuten sie selbst vor der Spaltung nicht zurück. Dies war der ideologische 
Hintergrund, auf dem unter dem Druck der Komintern die RGO als kommunistische 
Sondergewerkschaft gebildet wurde. Mit der These, die RGO müsse vor allem die 
Unorganisierten als revolutionäre Kraft pwinnen. entfernte sich die KPD freilich 

ihrer früheren leninistischen Linie.sogar von
ln der Praxis blieben RGO und koniniuiiistische Industrieverbände 
gruppen, die gerade den Mitghederstand der KPD eri eichten,
Politik bedeutete eine weitere Schwächung der Gewerkschaften. Das hatte verhäng
nisvolle .\uswirktmgen. wurde doch die .\rbeiterbewegung durch ihre weitere 
Zersplitterung im Abwehrkampf gegen Hitler behindert.
Die Gewerkschaftspolitik der KPD von 1929 bis 1933 läßt aber erkennen, wie das 
strategische Ziel, die Mehrheit der Arbeiterschaft zu gewinnen, zu durc-liaus 
gegensätzlicher Taktik führen konnte. Sowohl die Gewerkschaltsspaltung, die Ende 
1930 und 1931 mit Aufrufen zur ..Zerstörung" der Ereieri Gewerkschaften betrieben 

als auch die taktischen \Trsuche. verstärkt innerhalb der Freien Gewerk-

zwar Splitter- 
aber die RGO-

wurde,
schäften zu arbeiten, waren mit der Generallinie vereinbai.
Die Grundkonzeption der koniniunistischen Gewerkschaftspolitik blieb dabei unver
ändert. Für die KPD blieb beispielsweise auch 1932 Axiom, daß die ..Einheitsfront- 
politik von unten" sowohl gegen Hitler wie gegen den Gewerkschaftsftdirer Leipar^ 
crerichtet sein müsse. Die Gewerkschaftsführer waren für die KPD ebenfalls nur ..ein 
Flügel des Faschismus, des Faschismus, der ja nichts anderes ist als die jetzige Form 
der kapitalistischen Diktatur-.-’'”^ Insofern blieben die Gewerkschaften für die KPD 
eine gegnerische Organisation, deren .Mitgliedschaft man freilich für die eigene, 
revolutionäre Politik zu gewinnen suchte.

Der .4DGB hatte auch auf dem Höliepunkt der U'irtschaftsknse uuch untner mehr als 4 .Millionen

362 Außerdem stagnierte die RGO: ..In Deutschland, wo die Koimministische ‘l!
seit dem .XI. Plenum (April 1931; verdoppelt hat. hlieh die Mitghederzahl der RGO und ^'>1^ 
\'erbimde so gut wie konstant.- Die Rote Gewerkschafts-Internationale. Organ des \ ollzugshuros der
RGl. Nr. 17/18. Dezember 1932. S. 1004.

363 Vgl. oben. Anm. 181. Immerhin verwies die Partei noch im August 1932 auf einen ZK-Besc i u :
„Jedes Mitglied der KPD hat in der RGO zu sein und dort zu arbeiten.- /.emnWl eg. Info.inat.ons 
und Diskussionslilatt der Mitgliedschaft der Komintinisttschen Partei nn Bezirk ‘
von der BL August 1932 (Records 360. 870-94 ff.j. Lud noch atil dem Bez.rksparteitag Be.lin- 
Brandenbtirg im November 1932 forderte Thälmann, die RGO müßte ..zu einer Milliotieiihewegting
gemacht werden". RF Nr. 212 r, i

364 V-1 Anm. 209 und 210. Das Zitat Da/t/emOatitet: ..Die Reformisten, die den eletiienlaren Drang der
Massen nach einer Einheitsfront des Kampfes durch demagogische linke' Manöver durch •‘“fikales 
Geschwätz, tlurch den Schwindel einer .eisernen Front' auf ein falsches Geleise schieben mo. h u 
heucheln von der Herstellung einer .Einheitsfront gegen den Faschismus'. Sie sind ja selbst 
tles Faschismus, der nichts anderes ist. als die jetzige Herrschaftsform der kap.tahstischen Diktatur 
Die RGO-Anhänger .missen überall die Initiative zur Herstellung der wirkhcheti revohi.toiiare i 
Einheitsfront von unten liaheii. aber einer Einheitsfront die gegen die ßcmimg, ^ ^
Hitler und ihresgleichen gerichtet sein muß.“ Betrieb und Gewerkschaft 4. Jg.. Heit 1. Januar 1 J32.

361

24. .November 1932.vom

S. 4.
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Die Generallinie - Konzeption oder Reaktion auf die Politik 
Ob die KPD freilich eine revolutionäre Politik betrieb, ist umstritten. Die SPD 
bezweifelte den revolutionären Charakter der KPD in jener Phase.
Kommunisten vor. nur der ..X^ eltreaktion’^ den Weg zu bereiten.
Auch Arthur Rosenberg war dieser Meinung. Er sah jedoch in beiden Großorgauisa- 
tionen der .Arbeiterbewepng Hemmnisse, die einer Einheitsfront im Wege standen: 
„Aber eine solche kämpfende Einheitsfront des Proletariats kam nicht zustande, weil 
die KPD-Führung gar nicht die Revolution wollte, sondern nur die bequeme 
Propaganda gegen die SPD - und weil die rechtssozialistische Führung an den 
Kräften des Proletariats verzweifelte und wiederum das .kleinere Übel‘ suchte. Die 
linken Sozialisten jedoch waren wie 1923 eingeklemmt zwischen der eigenen 
Parteimehrheit und der offiziellen KPD und deshalb aktionsunfähig. ' "
Rosenberg machte diese Aussage für das .fahr 1930. sie blieb aber für die ganze Phase 
1929 bis 1933 gültig. Im Bild der Öffentlichkeit und im Selbstverständnis der 
jeweiligen Partei war die SPD die reformistische und die KPD die revolutionäre 
marxistische Partei. Da die beiden großen Parteien dogmatisch an Schablonen und 

ihrer jeweiligen Politik lesthielten. konnten sie zu keiner gemeinsamen Aktion 
gelangen. Die weit einsichtigeren \ orstellungen der S|)littergruppen. die sich von 
beiden Parteien abgespalten hatten (KPO. SAP, Trotzkisten. Leninbund. ISK usw.) 
bheben wirkungslos, sie waren den Großorganisationen hoffnungslos unterlegen. Es 
kam zu keinem Lernprozeß der beiden Parteien, bis sie 1933 zerschlagen wurden. 
Es wäre nun allerdings völlig verfehlt, die Haltung der KPD nur als Reaktion auf die 
Politik der SPD zu sehen (im umgekehrten Falle trifft dies schon eher zu). Gerade ein 
Blick auf die Generallinie und die taktischen \ arianten hat ja gezeigt, daß diese 
in Ausnahmefällen von der deutschen Situation bestimmt wurden. Sie 
hauptsächlich von 
von

sie warf den
3ö(>

. .36’’

an

nur
waren

der Komintern beeinflußt. Die Konstanten der Strategie wurden 
der Komintern und der UdSSR festgelegt - unabhängig von der Haltung der 

Sozialdemokratie und den V eränderungen im deutschen Parteiensvstem.
In der neueren Literatur wird aber nicht selten der Eindruck ert^eckt. daß die 
ultralinke Politik der Sozialdemokratie provoziert worden sei.
Die Legenden der DDR-Literatur sind bekannt. Für sie führte nur die KPD den 
„antifaschistischeiE' Kampf. Schuld an der Niederlage der Arbeiterbewegung war die 
SPD-Fuhrung. Typisch für solche verzerrten Darstellungen ist etwa die Aussage eines 
renommierten DDR-Historikers in einer Rezension der SED-offiziellen Thälmann- 
Biographie: „Die KPD und vor allem ihr Vorsitzender warnten frühzeitig vor der 
faschistischen Gefahr, traten energisch für wirksame und einheitliche Aktionen der 
.Arbeiter und der anderen Werktätigen gegen die Faschisierung ein. Und wenn es 
rtotz aller Bemühungen der KPD nicht gelang, die Errichtung der faschistischen 
Diktatur zu verhindern, dann lag die Ursache dafür, wie in dem Buch [der

von

365 ..Die KPD ist keine revolutionäre Partei '. SPD oder KPD Die W 
O. O. u. J. (19.32).

366 „Die Kommunisten glauhen. mit lier ihnen 
vorzubereiten, sie ebnen aber 
SPD. Berlin o. J.. S. 30.

367 Rosenberg, a. a. O. (Anm. 327) S. 478.

ege zur Einheitsfront. Hrsg. SPD.

Moskau vorgescliriebenen Taktik die Weltrevolution 
der Weltreaktion den Weg.“ P. Garsvy, Sowjetdeutschland? Hrsg.

von
nur
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Thälmann-Biographie] anhand der liistorischen Fakten konkret nachgewiesen wird, 
in der antikonnnunistischen Verhlendung der rechten Führer der SPD. die die 
einheitliche Kampffront der Arbeiterklasse verhinderten. -
Die Dokumente und die Rundschreiben widerlegen solche Behauptungen als 
historische Fälschung.
Der Kunstgriff besteht vor allem darin, die Begrilte ..haschismus--, ,.f a«:hisierung 
oder Einheitsfront ganz anders zu verwenden, als dies die KPD vor 1933 tat. Doch 
gerade damit gerät die DDR-Historiographie in eine schwierige Situation, sie muE 
bei der Beschreibung der KPD-Geschichte ständig zwischen verfälschender ..Partei
lichkeit- und faktentreuem ..Historismus - schwanken.*'’ Zu einer realistischen
Einschätzung der KPD-Politik ist sie nicht imstande.
Es gibt jedoch auch eine Eiteratur in der Bundesrepublik (sieht 
einfachen Übernahme der DDR-Positionen durch einzelne Historiker ab) die 
irreführende Vorstellungen über den Hintergrund der ultrahnken Generallinie 
verbreitet.
Tvpisch scheint mir die Aussage, die These vom ..Sozialfaschisnius-\ vom Hauptstoß 
gegen die SPD oder der Gleichsetzung von Demokratie und Faschismus, diese 
. Fehleinschätzungen- dürften ..nicht allem der KPD angelastet-’ werden;

Zum Verständnis der Vi irksanikeit der .SoziaHäschismus--These ist es unerläßlich, 
sie auch auf die Politik der SPD-Oliganäiie zu beziehen. Auswirkungen der 
,Sozialfaschismus--These - wie insbesondere die Beteiligung der KPD (neben der 
sogenannten .Nationalen Opposition-, die sich vor allem aus NSD.4P. Stahlhehn un 
DNVP zusammensetzt) 1931 am \ olksentscheid gegen die preußisHie Koalitionsre
gierung von SPD, DDP und Zentrum unter Führung des Sozialdemokraten Otto 
Braun - werden nur dann voll verständlich, wenn sie als Reaktion auf sozialdemo
kratische Politik seit dem 1. Mai 1929. dem Berliner .Blutmai'. begriffen werden." 
Ganz offensichtlich werden hier zwei Dinge vermischt, nämlich einmal die Frage 
nach den Efrsachen und Bedingungen für die Generallinie und zum anderen die

man von der

368 Günter Hortzschanskv. Emst Thälmann - unser t urhilfl. in; Neuer Weg. Organ des ZK der SED, 
.35. Jg.. Nr. 2. 1980. S. 72.
\'gl dazu Hermann Weber. Parteigesehichte als parteiliche Geschichte. Deutschland .4r(;hiv. Köln, 
11. Jg.. Nr. 12. Dezember 1978. S. 1291 ff.

,370 Eike Mennig. Nachbemerkungen zu einem .\spekl des kommunistischen Tageskampfo gegen die 
Sozialdemokratie, in: Gesellschaft. Beiträge zur Mar.xschen Theorie 6. Frankfurt/M. IT 6.
Mennig wendet sich mit seinen Thesen zu Unrecht gegen die im gleichen Band veroflenthchte .\rheil

369

Mm Karl-Egon Lönne äher Die Rote Fahne. „ „ i
Mennig schreibt weiter: ..Sicherlich, .die' Fehler .der' sozialdemokratischen Politik m Preußen und 
im Reii h werden unter dem Stichwort .Sozialfaschismus' bzw. aus der Perspektive. Faschismus und 
SPD seien .Zwdllingsbrüder' (Stalin. 1924 - W erke. Bd. 6. Stuttgart 19;)2. S. 2d.3) falsch 
verarbeitet: aber ohne Hinweis auf die .Schande der SPD' (E. neinert) können diese Fehler nicht 
erklärt werden. Eine isolierte Kritik nur der KPD wird der Situation nicht gerecht: vtehnehr muß die 
Kritik der KPD die Totalität politischen \ erhaltens und .Meinens im Spektrum der gesamten 
Arheiterbewegung und aller politischen, sozialen und ükoiiomischen Prozesse gegen Ende der
W eimarer Republik berücksichtigen. ■ -t i
Für die Endphase der W eimarer Republik kann die kommunislische Sozialdemokratie-Kritik ohne

loialitarismustlieuretische kleiiiifizienuig von .Rol unddie von der SPD massenhaft vertretene „ ■ ■ j-
Braun- nicht entwickelt werden (so wie ohne diese, auch vom Zentrum vertretene. Position die 
herrschende Meinung der hiindesrepuhlikanischen Zeitgeschichte unverständlich bleibt.)"
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Gründe für die Durchsetzung di Konzeption in der KPD.'^"’ In der Tat ist die 
„^Wirksamkeit“ der Sozialfaschismusthese auf Funktionäre, Mitglieder und auch 
>W ahler der Partei - also die Bereitschaft der KPD-.4nhänger, die Linie der Führung 
zu akzeptieren - nicht ohne die traditionelle Feindschaft zwischen SPD und KPD seit 
1919 oder auch nicht ohne solche Ereignisse wie den 1. Mai 1929 zu verstehen. 
Doch die Ausarbeitung der Generallinie und das Festhalten an den entscheidenden 
Konstanten der Strategie 1929 bis 1933 (Verteidigung des Vorbildes Sowjetunion. 
Gleichsetzung von Demokratie und Faschismus. Bezeichnung aller Nichtkommuni
sten als kaschisten und dadurch Unterschätzung der NSDAP, Sozialfaschismusthese 
und Gewerkschaltsspaltung) erfolgte durch die Komintern, und für sie war die 
Haltung der SPD nur von peripherer Bedeutung. Die von der Komintern entwickelte 
und durchgesetzte Generallinie orientierte sich vor allem an den venneintlichen 
Interessen der Sowjetunion und dem vermuteten neuen revolutionären Aufsch 
Die deutsche Situation

leser

372

wung.
war wohl Exerzierfeld für diese Strategie, aber nicht 

Ausgangspunkt ihrer Entstehung. Auch eine völlig andere Haltung der SPD etrv'a zur 
Einheitsfront'^ hätte daher an der Generallinie nichts geändert.
Lediglich die taktischen .Änderungen (oder genauer: einige taktische .Ändenmgen) 
können auf die deutsche Umwelt und die Haltung der SPD zurückgeführt werden. 
Das Beispiel der Antifaschistischen Aktion vom Sommer 1932 macht allerdings 
deutlich, welche engen Grenzen diesen Veränderungen gesetzt waren: die strategi
schen Grundlagen konnte die KPD nicht antasten.Unter diesen Umständen zu 
behaupten, die Feilnahme der KPD am Volksentscheid der Rechten 1931 sei als 
Reaktion auf die Politik der SPD zu verstehen, stellt die Pakten auf den Kopf. Gerade 
die Beteiligung der KPD am Volksentscheid zeigt, wie wenig die KPD dann auf die 
deutschen Verhältnisse Rücksicht nehmen konnte, als die Komintern — die ja die

371 Eike Hennig vertritt die Tliese von der ...4mbivalenz kominunistiseher Politik ' auch an anderen 
Stellen; vgl. seine Einleitung zu Huber-Koller, a. a. O. (Anm. 5) S. 90 f. Diese Sicht findet sich 
selbstverständlich auch hei anderen Autoren: so etwa in abgewandelter Form bei \'olker \Fiinderich, 
Arbetterbewegung und Selbstverwaltung. KPD und Kommunalpolitik in der Weimarer Republik. .Mit 
dem Beispiel Solingen. V\ u[)pertal 1980, S. 57f. .ähnlich in der undifferenzierten Darstellung bei 
Detlef Peukert, Ruhrarbeiter gegen den Faschismus. Frankfurt/M. 1976, S. 16f. Peukert hat 
allerdings in seiner neuesten, ausgezeichneten Arbeit: Die KPD im VC iderstand. Verfolgung und 
Untergrundarbeit an Rhein und Ruhr 1933 bis 1945. Wuppertal 1980, die Generallinie der KPD und 
das Verhältnis zur SPD faktenreich und differenziert dargestellt.
DDRddistoriker versuchen allerdings neuerlich, die Ursache und W irkung umzudrehen. X^ ährend 
z. B. in der sowjetischen Darstellung: Die Kommunistische Internationale. Kurzer historischer Abriß. 
(Berlin-Ost 1970, S. 377) nur von einer .,gewissen Berechtigung'k die ..rechten Sozialdemokraten“ 
des ..Sozialfasclusinus zu beschuldigen'/ gesprochen wmrde. heißt es hei Horst Schuhmacher. Die 
Kommunistische Internationale, Berlin 1979: ..Festzuhalten gilt es jedoch, daß diese These ihre 
Ursache [!] vor allem in der antisowjetischen Politik rechter sozialdemokratischer Führer hatte.“ 
(S. 101). Die gleiche These (..nicht die Ursache, sondern die Reaktion auf die sozialdemokratische 
Politik seit dem August 1914 und seit der Novemberrevolution 1918 "1 vertritt neuerdings: Joseph 
Schleifstein. Die ..Sozialfaschismus' -These. Zu iluem geschichtlichen Hintergrund. Frankfurt/.M. 
1980. S. 88 f. Der DKP-Ideologe kann freilich nicht erklären, warum die These dami nicht schon ab 
1919 von der KPD verwendet w urde, sondern erst ab 1929.

372

373 Vgl. dazu Reiner Tosstorff. ..Einheitsfront'' und/oder ...Nichtangriffspakt " mit der KPD. in: 
Wolfgang Luthardt (Hrsg.). Sozialdemokratische Arbeiterbewegung und Weimarer Republik. 
Materialien zur gesellschaftlichen Entwicklung 1927-1933. 2. Bd. Frankfuit/M. 1978. S. 206 ff.

374 Insofern sind die Angaben bei Tosstorff. ebd. S. 210. etwas zu relativieren.
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Wende der KPD in dieser Frage erzwang - auf der von ihr konzipierten Strategie 
beharrte.

der Komintern entw'ickelt wurde, ist ebenDer Stellenwert der Strategie, die von 
entschieden höher anzusetzen als der Stellenwert der Taktik, die auch als Antwort 
etwa auf die Politik der SPD erklärt werden kann. Die Generallinie ist insolern nicht 
als Reaktion der KPD auf die deutsche Situation zu verstehen, sondern als 
Konzeption der Kominternpolitik. Die Erfolge der KPD (vor allem bei Wahlen) sind 
wohl nicht allein auf die wirtschaftliche und politische Krise vor 1933 ztiruckzufuh- 

sondern — ebenso wie etwa die praktische Politik der Auseinandersetzung
Staat. Parteien und auch der

mitren
der NSDAP vor Ort - Reaktion auf das Verhalten 
SPD. Doch das sollte weder mit der Konzeption der Generallinie noch mit der 
Motivation für die Strategie vei-v.'echselt werden. Aus dieser Sicht ergibt sich nicht 
nur ein völlig anderes Bild für die Begründung der KPD-Generallinie. als es die SED- 
Legende zu suggerieren versucht.*'’ sondern auch als es die oben erwahnte These 
malt, die der SPD eine „.Mitverantwortung” für die KPD-Strategie anlastet.
Die Rundschreiben der KPD-Führung an ihre Bezirke, also der authentische 
Nachweis der damaligen Generallinie, belegen die hier skizzierten Ansichten.

von

Mb

II. Innerparteiliche Auseinandersetzungen

Die Generallinie konnte in der KPD keineswegs immer reibungslos durchgesetzt 
werden. Die Partei besaß eine Traditionslinie innerparteilicher Demokratie, die trotz 
der Stalinisierung nachwirkte. Die bührung hatte (anders als die Staatspartei 
KPdSU) * ' außer relativ geringen materiellen .Mitteln kaum eine Handhabe der 
Repression gegenüber dem .Apparat und besonders den ehrenamtlichen Funktionä
ren und den Mitgliedern, sie mußte diese also vor allem ideologisch überzeugem 
Schon von daher konnte die Führung oppositionelle Stimmungen nicht so einfach 
ausschalten und es bestand die Gefahr, daß diese in organisatorische Formen
unischlugen.
Freilich hatte die KPD durch den Prozeß der Stalinisierung erreicht, daß innere

nicht mehr zu ihren Wesenszügen gehörten. DurchAuseinandersetzungen nun

1932 (Antifaschistische Aktion) in375 Die SED-Geschichtsschreibung versucht, die taktisclie Vt ende
eine Generallinie der ..Einheitsfront“ uinzudeuten. Um das zn belegen, wurden zunächst nur 
bruchstiickhafte Veröffentlichungen beispielsweise aus dem Rundschreiben Nr. 11 vom 4. .Inin IV-t- 
publiziert (vgl. BzG. 5. Jg.. Heft 5/b. 1963. S. 8-5). ln dem Band .Antifaschismsche Aktion (196o, 

das Rundschreiben abgedriickt. aber der entscheidende Teil t (vgb tmten. Dok. 6o)
ird verschleiert, daß die Taktik vom 

Oktober 1932 wieder durch eine

von

wurde dann
weggelassen (Antifaschistische Aktion, S. 65 If.). V'or allem w 
April-Mai zunächst im Juli abgeschwächl und schließlich 
verschär fte, gegen die SPD gerichtele Taktik abgelösl wurde

376 Es ist keine Rechtfertigung des damaligen politischen Verhaltens der SPD wenn klargestellt wird, 
daß die KPD-Generalhihe in ihren Grundzügen von dieser Politik unberührt blieb, auch die 
Cleichsetzung von ..Kozis“ und „Nazis“ durch die SPD än.lert daran nichts. \t ie wenig die 
Beurteilung der KPD durch die SPD auf deren Haltung ziii ückwirkte. zeigt die These der KPD. 
gerade die ..linken Sozialdemokraten“ (die ja für die Einheitslront emtraten 1 seien ..soziallaschisti- 
scher“ Hauptfeind.

377 Vgl. zu der Heraiisarbeilung des stalinistischen Inslrurnentariums m der l'dSSR: Michal Reiman, Die 
Geburt des Stalinisraus. Frankfurt/M. 1979.

im
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verschiedene Mechanismen und Faktoren war die KPD bis 1929 aus einer Partei mit 
einem hohen Maß innerer Demokratie zu einer straff zentralisierten und hierarchisch 
aulgebauten disziplinierten Organisation umgeformt worden.*'** Die Zeiten waren 
vorbei, m denen etwa im September 1926 700 Parteifunktionäre einen - auch noch 
gegen Stalin gerichteten - oppositionellen ..Brief" unterschreiben konnten, oder in 
denen 10 verschiedene fraktionelle Gruppen in der KPD gezählt wurden. Nachdem 
die Fuhi-ung 1926/27 die Linken und die Ultralinken und 1928/29 die „Rechten“ 
aus der Partei entlernt hatte und die „Versöhnler“ kapitulierten, gab es in der KPD 
keine oppositionellen Gruppen mehr. Die Mitte der zwanziger .lahre entwickelten 
Mechanismen, vor allem der „ideologische Terror“, w urden nun angewandt, um jede 
oppositionelle Strömung zu eliminieren.
Der ideologische Terror“ (den Begriff prägten 1926 Karl Korscli und Amadea 
oordiga) lag m der Behauptung der Parteispitze, jede Opposition gegen die 
buhrung sei „parteifeindlich^', „gegenrevolutionär“ und „sowjetfeindlich“. Jede 
Opposition, jede Schwächung der Organisation durch innerparteiliche Kämpfe galt 
als indirekte Hilfe für den Imperalismus bei seiner angeblich geplanten Aggression 
gegen die Sowjetunion. Die Forderung, die KPD müsse eine monolithische Organisa
tion sein, beruhte vor allem siui Stalins Postulat, es gebe ..angesichts der Kriegsge
fahr“ nur „zwei Positionen: die Position des bedingungslosen Schutzes der UdSSR 
und die Position des Kampfes gegen die UdSSR [ . . . ] Eine dritte Position gibt es 
kl- u es nicht geben.“'*®' Mit der These, es gebe keine ..dritte Position“,
bheb für Kommunisten nur die Unterordnung unter die Parteiführung, oder sie 
mußten mit ihrer Verketzerung als ..Antikommimisten " oder Helfershelfer des 
Krieges gegen die UdSSR rechnen. Entweder hundertprozentige Anpassung an die 
Parteilmie oder Ausschluß aus der Partei war die Alternative. Damit war bereits 
wahrend der Stalinisierung der KPD der Opposition der ideologische Boden 
innerhalb der rußlandglaubigen KPD-Mitgliedschaft weitgehend entzogen wmrden.

uch von 1929 bis 1933 blieb dieser ..ideologische Terror“ ein Mechanismus, der 
neben der materiellen und personellen .Abhängigkeit der KPD von der Komintern die 
Opposition ausschalten und die deutsche Partei der KPdSU unterordnen sollte. 
Allerdings zeigte sich bis 1933. daß die KPD keineswegs jene ..monolithische“ 
Organisation war, die der Stalinisierungsprozeß schaffen sollte: es gab in der Partei 
noch immer Auseinandersetzungen. Im Gegensatz zur Zeit vor 1930 handelte es sich 
jedoch nicht mehr um politische Richtungskämpfe verschiedener Gruppen und 
braktionen, die offen ausgetragen w urden, sondern um Querelen in der Eührungs- 
spitze oder um kleinere Absplitterungen von der Partei. Immerhin behinderten sie die 
buhrung bei der Durchsetzung der Generallinie und waren so für diese 
Bedeutung. von

Dabei sind Auseinandersetzungen innerhalb der Führung (wie die Krisen um Paul 
Merker und vor allem um Heinz Keurnann) zu unterscheiden von Nachklängen

378 Auf Einzelheiten kann hier nicht einjtegungen werden. \ gl, eher I
379 Ehd. S. 120 ff.
380 Kommunistische Politik. Diskussionsblatt der Linken. 1, Jg.. Nr. 4 und Nr. .5. .Mai 1926.
381 Sta/in sagte dies itn August 1927 irn Zusammenhang mit seiner neuen Definition des Kommunisten, 

danach konnte nur derjenige Kommunist sein, der bedingungslos die t'erleidigung der UdSSR 
bejahte. J. M/. Stalin. Werke. Bd, 10. Berlin (Ost) 1953. S. 45 ff.
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ehemaliger Gruppen-Opposit.oii (Opposition der 60) und ..Abweichungen” mittlerer 
und unterer Kader, die am häufigsten registriert wurden. Doch zu allen diesen 
Auseinandersetzungen kam es bei der Umsetzung der Generallinie m Taktik und 
allem bei taktischen Wendungen. Dabei zeigten sich 1030 noch die alten Tonnen der 
Opposition, nämlich der Versuch. Gruppen zu organisieren.
Typisch dafür ist die Opposition von Paul Merke/^’ und seiner (wenigen) .Anhänger. 
Merker wnr Mitglied des Polbüros und des Sekretariats, Leiter der Gewerkschaftsab
teilung und faktiscb Begründer und Führer der RGO. Er vertrat die ultrahtike 1 aktik 
bis März 1930 besonders lautstark, doch er bewegte sich durchaus im Rahmen dieser 
Taktik, die ja von der gesamten Führung getragen wurde.
Als die Führung jedoch in Übereinstimmung mit der Komintern nn April 1930 eine 
taktische Wendung durchführte und im Rahmen der ..Einheitsfront von unteiTj die 
verbale Bekämpfung der sozialdemokratischen Mitglieder und Anhänger als ultra- 
linke Abweichung verurteilte, wandte sich Merker gegen diese Änderung der Politik, 
ln einem Telegramm an das EKKI beschuldigte Merker die KPDM uhrung, sie 
verhülle ..die sozialfaschistische Rolle der SPD und der Gewerkschaltsburokratie 
und schaffe alle Voraussetzungen für eine ..Einheitsfronttaktik zwischen dem ZK der 
Partei und dem Parteivorstand der SPD”.*«^ Das Polbüro wies diese Behauptungen 
sofort als ..parteifeindliche Verleumdung^ zurück, in der Tat hatte die KPD eine so 
weitgehende Veränderung der Generallinie ja auch gar nicht vor. Merker versuchte, 
eine Fraktion gegen die Polbiüomehrheit zu schaffen. Er fand jedoch nur vorüberge
hend im Bezirk Ostpreußen und im LInterbezirk Zentrum m Berlin eine Mehrbein 
Dort hielt der Polleiter H'erner Peuke die oppositionelle Gruppe um Mer/cer auch 
zusammen, als dieser im Mai 1930 offiziell „kapituliert“ hatte. ’«^ T«.Jt
nunmehr vom Polbüro aus dem Sekretariat abberufen und mußte ain 2. Mai 1130

Fritz Einrich abtreten. Die Abteilung 
verloren ihre wichtigen

vor

die Leitung der Gewerkschaftsabteihmg an 
\\mrde ..reorganisieit”, .Anhänger Merkers wie Paul Hertz 
Positionen. Das Politsekretariat des EKKI billigte die Maßnahmen gegen die Gruppe 
um Merker:'^^ Die Opposition Merkers konnte also von der Führung relativ leicht 
überwamden werden, er mußte nun als Sündenbock für die ultrahnken Uberspitzun- 

herhalten. In der Praxis zeigte sich freilicln^daß die gesamte Parteiführung 
wieder in die verfemte Taktik zurückfiel.

it der Auseinandersetzung in der Spitzenführung trat in Berlin

.'iSö

gen 
immer 
Fast gleichzeitig mit

382 Zu Paul Merker (1894-1969) vgl. Weber II S. 219 f.
383 Zu den Einzelheiten der Merker-AiCMe vgl. IX ieszt S. 233 ff.
384 RF Nr. 82 vom 6. .April 1930.
38.5 Zu Werner Peuke (190.5-1949) vgl. 'X eber II S. 244.
386 Zu Paul Bertz (1886-1950) und zu Fritz Emrich (1894-1947) vgl. tX eher II S. 73 f. und 107 f.
387 Vgl. Tbiiltnann-Biograpbie. a. a. O. (Anin. 121) S. 461.
388 Einzelheiten bei Weszt. S. 281 ff. Typisch war es, daß Walter Stoecker am 4. Dezember 1930 über 

die SPD ganz im Sinne der Merker unterstellten Thesen im Reichstag sagte, die SPD sei ..Mittrager , 
nicht nur ..Vorbereiter der faschistischen Diktatur-. Verhandlungen des Reichstages. \ . Wahlperi

Vgl auch Hedwig Glasneck. Die Kommunistische Partei Deutschlands nn Reichstag - em Beitrag zur 
Strategie und Taktik der KPD an der Schwelle der Weltwirtschaftskrise. Phil. Diss. Halle-\V Ittenberg 
1978, S. 227 f., die darauf verweist, daß Ende 1930 der „Sozialfaschismus als Fraktion des
Gesamtfaschismus“ bezeichnet wurde.
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Oppositionsgruppe mittlerer Funktionäre auf. die die gesamte ultralinke 
Generallinie vei-warf. Sechzig Parteifunktionäre, die vorher zumeist keiner Opposi- 
tionsgi-uppe angehärt hatten, protestierten unter Führung des preußischen Land
tagsabgeordneten Erich Raddatz^^'^ gegen die Spaltungspolitik der KPD-Führung. 
Die ..Opposition der 60“ verbreitete sogar ein eigenes .Mitteilungsblatt. Die Funktio
näre wurden aus der KPD ausgeschlossen, hatten aber im Sommer 1930 noch 
Anhänger in Berliner Betrieben und traten gegen den BGO-Kurs auf. Die unabhängi
gen Kommunisten waren voi-wiegend Praktiker, die sich gegen „theoretische 
Haarspaltereien“ der Führung wandten. Die meisten traten noch 1930 zur SPD 
über.'^

Mit der ..Opposition der 60“ endete jede Form organisatorischer Zusammenfassung 
oppositioneller Gruppen in der KPD. Zwar existierten in Berlin und Hamburg noch 
Überreste der Versöhnlergruppe, doch diese konnten nur illegal in der KPD 
wirken.' Oppositionelles Auftreten war in der KPD nicht mehr möglich. Die 
Parteistruktur war erstarrt. .Lbweichungen wurden durch Einzelausschlüsse oder 
-austntte oder zumindest .Maßregelung der Funktionäre geahndet. Unter der 
Heiischalt des Apparates gab es keine politischen Grundsatzdiskussionen mehr, 
dadurch war auch keine Fraktionsbildung möglich, sondern höchstens eine ..stille 
Sammlung von Kräften, Gespräche zwischen den Abweichlern“.^''“
Die „Abweichungen“ hatten jedoch einen unterschiedlichen politischen Stellenwert 
und waren recht verschiedener Art. Unter diesen Begriff fielen sowohl Stimmungen 
und Handlungen an der Basis, die nicht der Generallinie entsprachen, als auch 
praktische oder theoretische Aussagen von Funktionären, die von den Vorstellungen 
der Führung abwichen, und schließlich auch .Auseinandersetzungen innerhalb der 
kuhrung selbst, bei der die unterlegenen Führer als .Abweichler gebrandmarkt 
wurden.

eine

T\-pisch für eine von der Führung ab November 1931 bekämpfte Abweichung an der 
Basis war die in der KPD verbreitete Tendenz zum ..individuellen Terror“'. Damit 
waren Überfälle von Kommunisten auf politische Gegner (der NSD.AP. aber auch der 
Polizei und selbst der SPD)'*''* gemeint, die bis zum politischen .Mord reichten und in 
emem Beschluß des ZK ausdrücklich verurteilt wurden. Diesen Beschluß mußte die 
KPD öfter in Erinnerung rufen. SIS .Ausschreitungen zu vermeiden und dieum

.'389 Zu Erich Kaddatz (1886-1964) vgl. Weber II S. 251.
390 l^uibhängiger Kommunisten Deutschlands (60 .4usgeseliIossene)

391 Die Berliner ..Versöhnlers-Gruppe um Karl Volk. .\Ia.x Frenzel und Georg Krousz bildete die 
..Berliner Opposition“, die unter Volk und Krausz bis 1938 in der Emigration die Zeitschrift Funke 
herausgah. \ gl. W eber I S. 237 sowie die Biographien in Weber II S. 125. 195 und 332 f.

392 Margarete Bubet-.Neumanii. Von Potsdam nach .Moskau. Stuttgart 1957. S. 288.
393 Vgl. die schon envälmlen .Morde am sozialdemokratischen .Arbeiter .Max Harkus oder dem 

sozialdemokratischen Schupobeamten Kuhfeldt. Vorwärts .Nr. 301-304 vom 1. und 2 Juli 1931 und 
Nr. 385 vom 19. .Vugust 1931. Vgl. auch .4nm. 175 und 176.

394 Der Beschluß vom 10. November 1931 ist abgedruckt in ÄENr. 206 vom 13. November 19.31 mid 
wieder abgedruckt in GdA S. 558 f. Auf der Tagung des ZK im Februar 1932 sagte Thälmann, daß 
es trotz des Beschlusses gegen den individuellen Terror noch immer ..entgegengesetzte Stimmungen“ 
m der Partei gebe, die bekürnpft werden miißten. Thalmann, Der revohnionäre Ausweg, a a 0 
(.Anm. 329) S. 76 f.
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3')5ZU beschränken.Auseinandersetzungen auf den politischen Kampf 
Noch stärker mußte sich die KPD-Führung bis 1933 ständig mit „rechten“ oder 
..linkssektiererischen“ Abweichungen beschäftigen, wobei allerdings meist nicht 
konkret die ..Abweichler“ benannt wurden, sondern Stimmungen die '-etahr 
signalisierten. Typisch sind Ausführungen Thälmanns vor dem ZK im Mai 1931: 
„Die Hauptgefaiir ist heute der rechte Opportunismus, der Opportunismus m 
Praxis, die Passivität, das Zurückbleiben hinter den objektiven Bedingungen: 
Erscheinungen, die die Keime des Opportunismus in sich tragen. \\ ir haben heute 
keine Gruppierungen und Fraktionen mehr in der Partei. ’Vi ir haben keine 
ausgereiften politischen Abweichungen oder falschen Auflassungen, wir haben auch 
keine Gruppe von Genossen, die der politischen Lime der Partei eine andere 
politische Linie gegenüberzustellen versucht. Aber wir haben einen rechten Opportu
nismus. der sich vielfach in versteckter oder verschleierter Form m unserer Politik 
und .Massenarbeit noch verbirgt und hier und da offener m Erscheinung tritt. Wir 
haben auch linkssektiererische Auffassungen [..
Etwas konkreter kritisierte Thälmann auf der 3. Parteikonferenz im Oktober 1932: 
..Die Tendenzen des rechten Opfioitunismus treten verstärkt m Erscheinung. Kote 
Betriebsräte weigern sich gelegentlich, offen gegen die Notverordnung aufzutreten, 
sind oft legalistisch eingestellt, indem sie die Schiedssprüche anerkennen oder 
machen statt einer Entlaiwung der Reformisten, um den .hrieden nicht zu stören , 
Blockpolitik mit den Reformisten.
Solche Abweichungen hingen also mit der Konkretisierung der Politik zusammen: 
der Basis wurde die starre, dogmatische Politik (vor allem gegenüber der SPD) oft 
unterlaufen, die Funktionäre paßten sich den realen Gegebenheiten an. statt den 
weltfremden Thesen des ZK immer bedingungslos zu folgen oder sie vei-weigerten 
umgekehrt ..sektiererisch-- jede Massenarbeit und isolierten sich. Thalmann mußte 
auch ..doppelte Buchführung“ konstatieren: die unteren Orpne erkannten die 
Beschlüsse ..mit Worten“ an, führten sie aber nicht durch. Mit der Anpranprung 
dieser Abweichungen sollte erreicht werden, daß auch die unteren hunktionare bei 
der ..Konkretisierung der Generallinie nach ürtlichen, bezirklichen und allgemeinen 
Vorgängen“- (Thälmann^" die Strategie und Taktik nur im Sinne des ZK auslegten. 
Die Führung glaubte durch straffe Anleitung und Schulung der Funktionäre

der

an

395 Der Geheimannarat der KPD halte in Einzelfällen vor dem Bes. hluß, etwa bei der Ermordung der 
P W P. A,„„„ 1«. d... ,,,,di..d,„ll„. Te,,o,
SED-Ceschichtssehreibung bezeichnet die Ermordung der beiden Pobze.o f.ziere '
und versucht, sie Heinz Xeumann anzulastem vgl. GtlA. S 308. Bekpntl.cb war aber der heutige 
Chef des DDR-Staatssicherheitsdienstes. Mielke. in den Fall verwickelt: vgl. oben. Anm. 1.0.

396 Thälmann, Reden und Aufsätze, Bd. 1, a. a. O. (Anm. 3‘23) S. 246.
397 Thälmann. Im Kampf gegen die faschistische Diktatur, a. a. O. (Anm. 273) S. 23.
398 Thälmann. Der revolutionäre Ausweg, a. a. O. (Anm. 329) S. 63. Thälmann sagte ^

des ZK im Februar 1932 auch: ..Die Tatsache, daß auf Grund dieser Emheit ichkeit der Paitp neue 
ernsthafte Gruppierungen nicht mehr möglich waren, wie es der Fall Merker
einer Unterschätzung der Notwendigkeit eines dauernden
Zweifrontenkampfes innerhalb der Partei gegen die rechte Hauptgefahr und .linke Tendenzen.
Ebd. S. 64.

399 Thälmann. Reden und Aufsätze. Bd. I. a. a. O. (Anm. 323) S. 247.
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einerseits und durch Auswechslung des Funktionärskaders andererseits die Probleme 
bewältigen zu könneiiA"" Entsprechend der ultralinken Strategie blieben dabei in der 
ganzen Phase die ..rechten” .Abweichungen ..die Hauptgefahi-‘ (XII. EKKI- 
Plenuin). '
Bei konkreten ..Abweichungen” unterer Organisationen wurde sogar versucht diese 
aus theoretischen Fehlern zu erklären. So wurden Vorstellungen von einem 
„Burgfrieden-‘ zwischen KPD und SPD vor den Gemeindewalilen 1932 in Württem 
berg als aus dein ..Geist fehlerhafter Ansichten Rosa Luxemburgs'^ abgeleitet. 
Freilich gab es auch konkrete ..sektiererische“ Abweit hungen von Parteigliederun
gen. mit denen sich die Führung auseinandersetzeii mußte. So brachte die 
kommunistische Gruppe im badischen Landtag im April 1932 - also zur gleichen 
Zeit, zu der die KPD eine taktische Wendung zu einer gemäßigteren Haltung 
pgenuber der SPD einschlug - das Kunststück fertig, in einem Antrag an den 
Landtag gleichzeitig das V erbot der S.4 und die .^unüsung des Beichsbanners und 
der Eisernen Front zu fordern.■"’* Die Führung kritisierte diese .4bweichung. weil sie 
eine .mechanische, vüllig iindialektische Auffassung des Verhältnisses zwischen 
Faschismus und Sozialfaschismus" beweise, und zeige. ..daß unsere strategische 
Aufgabenstellung, den Hauptstoß gegen die Sozialdemokratie zu führen, sehr oft 
noch völlig falsch verstanden wird“.-*"-" Der Führer der Landtagsgruppe, Lechleiter, 
wurde setner Funktion enthoben.-*'’^ Auch hier hatten die Landtagsabgeordneten 
offensichtlich die taktische Vi ende nicht rechtzeitig genug bemerkt und 
Kollision mit der Parteilinie gekommen.
Solche Formen

402

waren so m

-rechten“ oder ..linken” .Abweichungen, mit denen sich die 
Führung befassen mußte, kamen offenbar ständig und auf allen Ebenen vor. Im 
-April 1932 mußte Ulbricht konstatieren, daß „in einigen Zellen“ in Berlin 
Beschlüsse des ZK verhindert werden sollten. Konkret berichtete er. daß in 
Beimckendorf-Üst ein Parteimitglied auftrat, das „ein Gemisch von rechtsopportuni
stischen und trotzkistischen Schwankungen als Plattform“ vortrug und von einer 
Genossin unterstützt wurde. Unter anderem habe dieser „Genosse PrügeV^ die These 
abgelehnt, „daß der Hauptstoß gegen die Sozialdemokratie geführt werden muß“, 
auch forderte dieser eine Beschränkung der .Agitation über die Sowjetunion. Ulbricht 
sagte dazu: ..Ich führe diese Stellungnahme eines Parteimitgliedes an, weil sie den 
Druck des Klassenfeindes auf Teile der Arbeiterschaft widerspiegelt und für 
ernste Warnung ist.“"*'”’
Die Beispiele zeigen, daß politische Abweichungen von der Generallinie auf den

von

uns eine

400 Ebd. S. 246.
401 Beschlüsse iin Zitat, S. 37. Thälmann. . . ^ Februar 1932: „Die Partei hat in der Vergangenheit

[.^.J den Kampf gegen den rechten Opportunismus als die Hauptgefahr und gegen linkssektiereri
sche Tendenzen vernachlässigt und unterschätzt." Thälmann. Der revolutionäre .kusweg 
(Anm. 329) S. 63.

402 A7Heft 4 vom 2.5. Februar 1932. S. 290.

a. a. O.

403 Vgl. Der Abend. Spätausgahe des Vorwärts Nr. 183 (B92) 
abgedruckt.

404 Die Internationale Heft 5. .Vlai 1932. S. 247.
405 Zu Georg Lechleiter (1885-1942) vgl. Weber II S. 204 f.
406 flENr. 77 vom 10. April 1932.

19. April 1932. dort ist der .Antragvom
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verschiedenen Parteiebenen wohl weniger den ..Druck des Klassenfeindes“, als 
vielmehr die Massenstiinmungen reflektierten, denen sich die Kommunisten kaum 
entziehen konnten. Daher kam es immer wieder einerseits zu Versuchen der echten 
Zusammenarbeit mit Sozialdemokraten und andererseits zu Abkapselungen und 
Sektierertum, für die Führung also rechte oder linke ■Vbweichungen.
Neben diesen ausgesprochenen politischen Differenzen, bei denen die Parteispitze 
sich durchsetzte, gab es auch ideologische .Abweichungen. Beim Stellenweit der 
Ideologie in der Partei und bei der dogmatischen Form der Auseinandersetzungen 
spielten diese vor allem im Parteiapparat eine Rolle. Typisch dafür war die Kritik 
Thälmanns Ende 1931 am Leiter der Agitprop-Abteilung. Lcnz-lVinternitz. Thäl
mann warf ihm eine falsche Auslegung des Begriffs ..Volksrevolution“ und 
Fehleinschätzung des Faschismus vor.^“ Der stellvertretende .Abteilungsleiter T/eor- 
ander Emel hatte nach Thälmanns Ansicht die Revolution von 1918 fehlinterpretiert 
und damit ..verfälschten Leninismus in unsere Reihen einzuschmuggeln ver
sucht“."*''^
beschuldigt wurden, Stalins Brief zur 
zu haben, wurden sie abgesetzt.^"''
Die Selbstkritik, das Ahschwören und schließlich das Verschweigen der eigenen 
.Meinung.'*“' waren inzwischen im Apparat üblich geworden. Auf der Tagung des ZK 
im Lebruar 1932 kritisierte Thälmann ein Buch von Paul Langner über den 
Massenstreik'*" wegen ideologischer Fehler. Er fügte hinzu: ..Der Genässt Langner 
hat bereits in einer Erklärung an das Sekretariat seine Eehler anerkannt.“"*" Bei den 
ideologischen Auseinandersetzungen im Apparat konnte die Führung ihren Stand
punkt wegen der .Abhängigkeit dieser Funktionäre also offensichtlich ohne Sc hwie- 
rigkeiten durchsetzen.
Auf der gleichen Tagung des ZK setzte sich Thälmann auch mit den Theorien Rosa 
Luxemburgs auseinander. Der Parteivorsitzende trat damit nicht nur als Schiedsrich
ter über aktuelle theoretische Aussagen auf. er wurde - ähnlich dem \'orbild Stalin- 
damit auch zum Theoretiker hochstilisiert, obwohl ihm dazu nun wirklich alle 
Voraussetzungen fehlten."*" Der Kampf gegen den ..Luxemburgismus“, den Thal-

eine

Beide übten Selbstkritik, doch das half ihnen wenig. Da sie auch
Geschichte des Bolschewismus falsch ausgelegt

407 Die Internationale Hefl 11/12, November-Dezember 10,31. S. 494 ft.
408 Ebd. S. 497.
409 Vgl. den Beschluß des ZK ..Gegen die Duldung falscher Auffassungen an der theoretischen hronf 

vom 31. Dezember 1931. abgedruckt in Inprekorr Nr. 1 vom 5. Januar 19.12. S. 18 sowie den 
Hinweis auf die „Rüge“ und Absetztmg von Emel und Kraus (d. i. Lenz-llmternitz) m A7Heit 4 vom 
25. Februar 1932. S. 277.

410 Auf dem Plenum des EKKI hatte sich Eugen larga noch gegen solche Methoden gewandt: . Der 
größte Opportunismus ist. seine Überzeugung zu verschweigen aus hurclit, nicht mit der herrschen
den Linie in Einklang zu sein. Das ist die gefiilirlicliste. eines Kommunisten unwürdige Art des 
Opportunismus.“ Protokoll 10. Plenum, a. a. O. ( Aiim. 28) S. 334.

411 Es handelte sich um die Broschüre: P. Langner. Der Massenstreik im Kampf des Proletariats. Berlm 
1931. Zu Langner vgl. Weber II S. 203.

412 Thälmann, Der revolutionäre Ausweg, a. a. O. (Anm. 329) S. 69.
413 Vgl. als neuesten Versuch dieser Art die Ostberliner Thälmami-Biographi

Äußerungen zu dieser Biographie wurde nicht nur behauptet. Thälmann sei der „größte I 
Deutschlands „zwischen den beiden Weltkriegen“ gewesen, sondern gerade seine angeblichen 
„theoretischen Leistungen“ herausgestricheii. Iiiteressantenveise wird dabei Thalmanns verhangnis-
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mann aufnahm, war nach dem 5ta/irt-Brief zur Geschichte des Bolschewismus-"-* in 
der KPD in Mode gekommen,-** ’ weil Stalin sich darin vor allem gegen die deutsche 
Vorkriegssozialdemokratie und Rosa Luxemburg gewandt hatte. Die KPD mußte 
nun^ihre eigene Tradition bekämpfen und die Ansichten Rosa Luxemburgs schmä
hen. Freilich zeigte sich gerade hier, daß ideologische Auseinandersetzungen kein 
Selbstzweck waren. Aus dem Brief wurden auch politische Schlußfolgerungen
gezogen, vor allem erneut die These vom ..Hauptstoß gegen die Sozialdemokratie“ 
abgeleitet und insbesondere die linken Sozialdemokraten,'die SAP und die KPü 
Zielscheibe von

zur
Angriffen gemacht.-**’

Zeigt so em Blick auf die verschiedenen Formen von Abweichungen zwischen 1930 
und 1932, wie unterschiedlich die Differenzen in der KPD waren, so fand die 
entscheidende Auseinandersetzung jener Periode in der Führung selbst statt. Es war 
das Auseinanderbrechen des nach der .. Wi'wo^-Affäre” 1928 zustande gekommenen 
Fuhrungs-..Triumvirats” Heinz Neumann. Hermann Remmele und Ernst Thälmann. 
Der Kampf zwischen den Spitzenführern, die 1929. 1930 und weitgehend auch 1931 
gemeinsam die von Stalin bestimmte Politik der KPD leiteten, war die wichtigste 
innerparteiliche Auseinandersetzung zwischen 1930 und 1933. Da die DDR- 
Geschichtsschreibung heute versucht, alle von ihr als ..falsch“ eingeschätzten Teile 
der ultralinken Generallinie Heinz Neumann anzulasten,-**** um die Politik „der 
Partei“ als ,.immer richtig“ verklären zu können, sei auf einige Probleme 
Heinz Neumann galt laime Zeit als der ausgesprochene Parteigänger und Vertreter 
Stalins 111 Deutschland.■**‘* Der junge Intellektuelle hatte keine Bindungen an die

verwiesen.

volle These wieder gerechtfertigt, der „antifaschistische Kampf“ dürfe nicht ..allein gegen die 
Nazibewegung“ gerichtet werden, da der ..Faschismus“ auch ..innerhalb des imperialistischen 
Staatsapparates“ an ..Boden gewann". Vgl. Ein echtes \'olksbuch ülier Ernst Thälmann, in: Neues 
Deutschland. .Nr. 46 vom 23./24. Februar 1980. S. 9. Das sieht wie der Beginn einer Rehaliilitierung 
der KPD-haschismus-Theorien 1929 bis 1933 aus. die bisher auch von der SED kritisiert worden 
waren.

414 Der Brief wurde mehrfach abgedruckt. \ e\. Inurekorr'Sr. 110 vom 20. November 1931. S 248.5 ff • 
K/Heft 39 ------10. November 1931. S. 1780 ff. Zur Entstehung des Briefes vgl. jetzt Rosa Meyer- 
Levine, ltn inneren Kreis. Köln 1979. S. 305 f.

vom

415 Vgl. vor allem Kurt Sauerland. Der dialektische Materialismus. l.Buch: .Schöpferischer oder 
dogmatischer Marxismus. Berlin 1932. Der ..Luxemburgismus“ wurde darin als die ..theoretische 
Plattform konterrevolutionärer Richtungen“ bezeichnet (S. 1.33). Thälmann verlangte ..schärfsten 
Kampf gegen die Überreste des Luxemburgismus" in der KPD (Der revolutionäre .Vusweg. a. a. O. - 
.Vnm. 329 - S. 71.) Vgl. auch Die Internalionale Heft 3. .März 1932. S. 134 ff. und N. Popow in 
Inprekorr Nr. 117 vom 15. 12. 1931. S. 2677 ff. (..Die Idealisierung des Lnxemburgismus ist die 
Fahne unserer Feinde“).

416 Einzelheiten bei Peter Nettl. Rosa Luxemburg. Köln 1967. S. 780 ff.
417 Aus dem .SVa/hi-Brief wurde z. B. abgeleitet, die SAP sei der ..gefährlicbste Feind in der 

Arbeiterschaft“ (itf’Nr. 6 vom 8. Januar 1932).
418 Vgl. z. B. CdA S. 283. 301 ff., 326 .Antifaschistische .Aktion. S. 10 f.; Hans-Dieter Hasclike. Der 

Kampf der KPD gegen Chauvinismus und Revanchismus in den letzten Jahren der Weimarer 
Republik (Herbst 1930 bis Januar 1933). Phil. Diss. Halle-Wittenberg 1965. S. 163. 188 ff., 191 ff.; 
Glasneck. a. a. O. (Anm. 388); Helmut Schwarzbach. Über den Kampf der KPD gegen die Gefahr 
des Faschismus und lür die \ erteidigung der Lebensrechte des deutschen l’oLkes in Oslsachsen in der 
Zeh von 1929-1933. Phil. Diss. Berlin (Ost) 1969.

419 Zu Heinz Aeumann (1902—1937) vgl. Weber II S. 233 ff.; Biographisches Lexikon - Geschichte der 
deutschen Arbeiterbewegung. Berlin (Ost) 1970, S. 345 f.; Vlargarete Buber-Neurnann, Kriegs-
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420 Neumann war derArbeiterbewegung, er wird oft als prinzipienlos geschildert, 
einzige, der sich bei der H ätorf-Miare sofort hinter Thälmann stellte. ' Er kam 
noch''l929 auf dem XU. Parteitag in das Sekretariat (Politsekretariat). und damit 
wurde der gerade 27iährige neben Thälmann und Rernmele zum entscheidenden 
Führer der'kPD, er galt als deren Theoretiker.'*^“ Gegenüber dem unbeholfenen 
Thälmann und dem zurückhaltenden Rernmele wurde der wendige Neumann zur 
treibenden Kraft der Partei. Nicht von ungefähr sprach der Vorwärts im August 1931 
von Neumann als dem ..eigentlichen Führer ' der KPD.'*“
Zu dieser Zeit verschärften sich die persönlichen Rivalitäten zwischen lhälmann 
und Neumann bereits erheblich und gewannen [lolitische Relevanz. Thälmann 
ab Oktober 1930 einige Monate wegen Krankheit nicht an der Parteiführung 
beteiligt, er befand sich in Hamburg.*-'* In Berlin leiteten zu dieser Zeit neben 
Neumann und Rernmele vor allem Leo Flieg. Franz Dahlem und wohl auch Haller 
Ulbricht die Parteiarbeit.*^* Sie trieben die Schaffung der RGO zu einer kommunisti
schen Sondergewerkschaft voran und proklamierten im Dezember 19;iü die These 
vom Sieg des Faschismus. Fs gibt aber keinerlei ernstzunehniende Hinweise auf eine 
abweichende Haltung Thälmanns, er vertrat die Taktik der KPD (und selbster- 
ständlich die Generallinie) ebenso wie Neumann und Rernmele. Vor allem die 
taktische Schwenkung vom April 1931. eine Folge des .XI. EKKl-Plenums der 
Komintern, wurde von Thälmann forciert. Zur Stärkung seiner Position war ihm 
bereits am 20. März Herner Hirsch als persönlicher Mitarbeiter beigegeben 
worden.
Wie wohl das ganze Polbüro war Thälmann zunächst gegen die Beteiligung am 
Volksbegehren bzw. Volksentscheid der Rechten gegen die preußische Regierung 
(wieweit Neumann bereits vorher eine andere Auffassung hatte, ist schwer zu 
rekonstruieren).*-" Die von der Komintern erzwungene Wendung in dieser Frage und

war

426

der Praxis der Kominlem 1919—1P4,?. StuttgartSchauplätze der ^'eltrevolutiüii. Ein Bericht 
1967. S. :io ff.
Zu den folgenden genannten
phien von allen {Rernmele, Flieg, Dahlem. Heckert 
Biographischen Lexikon.

420 Vgl. dazu Herbert Weimer, Notizen, a. a.
Lebensgefährtin Margarete Buber-Neumann beurteilt; \gl. ebd. S. .10 11.

421 Thälmann-Biographie, a. a. O. (.\nm. 121) S. 399.
422 Mitglieder des Sekretariats (Politsekretariats) wurden Thälmann. Dahlem. Flieg. Meckert. Merker, 

Rernmele tnid Ulbricht. (Zu den Personen vgl. Anm. 419.) Reumann wurde außerdem Kandtdat des 
Polbüro (Politbüro) und Chefredakteur der Roten Fahne.

18. August 1931. Der Vonrärts nannte .Xeiimann im gleichen Atemzug

aus

Parteiführern werden keine Personenhinweise gegeben. Kurzbiogra-
) findeii sich bei IX eher II oder iintisw.

O. (Aimi. 2.511. Positiv wird Neiimann hitigegen von seiner

423 Vorwärts Nr. 383 vom 
..gefügiges Werkzeug der russischen Tscheka".

424 Thälmann, der sich offenbar vom Partenorsitz öfter überfordert sah. llüchtete dann meist m seine 
Vaterstadt Hamburg, diese seine „politischen Krankheiten“ waren liekannt. Schon Ernst Meyer, der 
zusammen mit Thälmann die KPD 1927 geleitet hatte, ging auf das Fehlen Thalmanns bei wichtigen 
Beschlüssen ein und sagte „manchmal haben ttur Glück, nicht anwesend gewesen zu sem . Vgl. 
Weber I S. 187.

425 Thälmann-Biographie, a. a. O. (Anm. 121) S. 488 f.
426 Ebd. S. 504. Zu Werner Hirsch (1899-1937) vgl. Weber II S. 164.
427 Die entsprechenden Behauptungen der SED-Geschichtsschreibung sind 

übernehmen. Vgl. GdA S. 301 f. und Thähnaim-Biographie. ebd. S. 529.
mit Vorsicht zunur
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die überspitzje ultralinke Taktik verschärften den politischen Gegensatz zwischen 
Aeurnann und Thälmann und politisierten ihn. Ein kürzlich erstmals veröffentlichter 
Brief Thälmanns an 
erkennen.

Leo Flieg vom 19. August 1931 läßt die gespannte Situation 
aher noch war Thälmann an Kooperation gelegen, während Neumann 

offenhar den „Zauderer " Thälmann

428

aus der Führung verdrängen wollte. 
Im Oktober 1931 fuhren Thälmann und Neumann nach Moskau, wo sie zusammen
mit Wilhelm Pieck (dem KPD-Vertreter heim EKKI) am 31. Oktober eine Ausspra
che bei Stalin hatten.'*“ ’ Offenbar gelang es Neumann nicht, Stalin für seine Pläne zu 
gewinnen, hn Gegenteil: Stalin entschied sich vermutlich bereits zu diesem 
Zeitpunkt für Thälmann. Der Beschluß des ZK der KPD über die Ablehnung des 
individuellen Terrors vom 10. Nov’emher 1931**" könnte insofern bereits als 
Warnung an die Adresse Neumanns gedeutet werden.
Doch .Anfang 1932 konnten sich Neumann. Remmele und die ..graue Eminenz"" der 
KPD, Leo HiegN''^ die sich im Kampf gegen Thälmann immer enger zusammen
schlossen. mit ihren radikaleren Vmrstelhmgen der Taktik erneut durchsetzen. 
Offenhar beeinflußten sie Franz Dahlem und Fritz Meckert immer stärker, so daß 
Thälmann im Sekretariat (diesem gehörte außerdem nur noch Ulbricht an) und im 
Polbüro isoliert wurde.'**"
Indessen blieben die Kontroversen auf diesen kleinen Führungskreis beschränkt und 
änderten nichts an der Taktik in der Periode von Oktober 1931 bis April 1932 (vgl. 
oben). Selbst auf der ZK-Tagung im Februar 1932 wurden die Differenzen in der 
Spitzenfuhrung v'ertuscht.*** Der These Neumanns, die entscheidende Frage sei nicht 
der Kampf gegen den //h/erfaschismus. sondern gegen die Sozialdemokratie,'*^'* 
wurde auch v’on Thälmann nicht widersprochen, 
dieser Tagung kann nicht die Rede sein.

4:3.5 Von einer taktischen Wende auf
430

428 Ttmlmann schrieb an Hteg. er wolle „eine wirkliche Annäherung unlereinander“ suchen, eine 
„kurze, überzeugende Aussprache mit Heinz und Euch herbeifähren. um untergeordnete aufge
tauchte -Meimingsverschiedenheiten zu beseitigen ". Thälmann schrieb. ..Aerslimmuiigen in der 
engeren Führung " seien zu begreifen, er wandte sich aber dagegen, daß ihm Neumann persönliche 
Vorurteile unterstelle. Ebd. S. 531 f.

429 Ebd. S. 537.
430 Vgl. oben, .4nni. 394.
431 Flieg war seit vielen Jahren Sekretär des Polbüro.
432 Dem Polburo gehörten seit 1929 an: Thälmann. Dahlem. Flieg. Florin. Meckert (bis 1930: Merker) 

Pieck. Remmele. Schulte und Winterich (gestorben Juni 1931) als -Mitglieder sowie Hein Kasper 
Neumann und Overlach als Kandidaten.
Auch die DDR-Geschichtsschreibung konstatiert, auf der Februar-Tagung 1932 des ZK ..wurden in 
der Auseinandersetzung [...] Fleinz A'eomarm und 
(GdA S. 327).

434 Aus dem Protokoll zitiert bei Haschke, a. a. O. ( Anm. 418) S. 189.
43a Thälmann lobte in seinem Schlußwort .Neumann sogar: ..Das war die große Tatsache (in Stalins 

Brief) auf die Genosse Neumann hingewiesen hat. daß der Leninismus der .\lar-\ismus in der Epoche 
des Imperialismus und der ^ eltrevolution ist."" Thälmann. Der revolutionäre Ausweg 
(Anm. 329) S. 95.

436 So behauptet die SED-Geschichtsschreibung. es seien ..Vorschläge für eine elastischere Gestaltung 
der Einheitsfrontpolitik gemacht"‘ worden (GdA. S. 326. vgl. auch Chronik. S. 283). Die erwähnten 
Personen (Thesen. Selbmann) wurden von Thälmann im Schlußwort aber gerade angegriffen! 
Thälmann, ebd. S. 92.

433
Anhänger noch nicht namentlich genannt“seine

a. a. O.
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Seinen Höhep.nikt erreichte der Kottflikt zwischen yVenmann und Thälmann imch 
den Reichspräsidentenwahlen. Neumann und seine Freunde, in.sbesondere Leo t lieg, 
benutzten die Wahlniederlage Thälmanns, um ..vorn EKKl die Ablösung trnst 
Thälmanns als Parteivorsitzenden zu fordern". Gleichzeitig ..verbreiteten sie 
Gerüchte in der Partei, daß Thälmann politisch stdion .ein toter Mann' sei“. Wie 
weit Neumann versuchte, eine Fraktion in allen Spitzengreinien (neben Sekretariat,

. und inwieweit er lur seinePolbüro und Jugendführung auch iin ZK ) zu organisieren 
Pläne bereits eine feste .Mehrheit in der Führung gewonnen hatte, ist aulgrund der 
dürftigen Materiallage nicht lestzustellen.
Am 7. Mai 1932 verließen Thälmann. Neumann. Rernmele und blbncht Berlin, um 

- Ta<^un<r des EKKl-Präsidiums nach .Moskau zu fahren.-' Dort wurde in 
mehreren Beratungen vom 14. bis 1^. Mai die Eage in der KPD-Euhruiig erörtert. 
Das EKKI unter Stalin entschied sich endgültig für Thalmann: Neumann wurde 
nach Moskau „verbannt", er mußte im Apparat des EKKl^ arbeiten. Das EKKl 
„ pfähl dem ZK der KPD. das Sekretariat neu zu formieren.
Am 24. Mai ..billigten" Polbüro und ZK die .Maßiiahnien gegen Neumann und Flieg. 
die aus dem Sekretariat entfernt wurden. Das Sekretariat setzte sich nun aus 
Thälmann. Rernmele. John Schehr sowie den Kandidaten Pieck und blbncht 
zusammen.Damit war der Konflikt zwar entschieden, aber noch nicht beendet. Da 
die Personalentscheidungen einhergingen mit der taktischen Wende zur ..Antifaschi
stischen Aktion", konnte Neumann sowohl im Kommterii-Apparat als auch m der 
KPD-Führung Anhänger gewinnen.'*'" Unter Hermann Remmeles Einfluß 'verwei
gerte die Führung des Kommunistischen Jugendverbandes Anfang August 1932 
Thälmann die Gefolgschaft, als dieser personelle und politische \ eranderungen 
verlangte.'*^-
Daraulhin ..beschloß das Politische Sekretariat des Präsidiums des f U
August, Heinz Neumann seiner Funktion als Kandidat des Politbüro des ZK d« Jkl U 
für verlustig zu erklären".*^* Eine größere Anzahl tatsächlicher oder angeblicher

ihren Funktionen verdrängt. Auch Rernmele mußte

zur

eni

Neumann-AnhÄng^er wurde aus

437 Zitiert aus 
Thälmann-Biographie, a. a.
nach der \t ahl nicht teil, er war wieder einmal m Hamhurg.

438 Die XI EKKl-Tagung haue Rernmele und Thälmann so« le Pieck und Clara Zrtim (die im M«'
in Moskau residieren) zu Mitgliedern. Neumann. Florin und Kurt Haller (ebenfalls bummer 1431 m 
.Moskau) zu Kandidaten des EKKl gewählt (Chronik S. 258).

439 Thälmann-Biographie, a. a. O. (Anm. 121) S. 564. 568.
440 Chronik S. 288.
441 Im November 1932 sagte Thälmann vor dem ZK des KJV'D Neumann. Kurt Müller

gelungen, „eine ganze Anzahl von Mitgliedern der deutschen Jugemhlelegan 
deutschen Schüler auf der Lcim-Schule für ihre Parte.-. Komintern- und tü'l>c Politik zu
gewinnen". Ernst Thälmann. Fiir ein freies sozialistisches Deutschland. Aiistvahl de. Reden und 
Schriften 1930-1933. 111. Stuttgart 1977. S. 527. Vgl. auch Thahnann-B.ographie, a. a. O. 
(.4nm. 121) S. 600.

442 Ebd. S. 600. Thälmann machte dafür nicht nur Neumann und Knn Müller sondern “«‘ü den 
K.IVD-Vorsitzenden Alfred Miller, Hermann Remmeles Sohn Hellmuth und andere KH D-

u. a. sei es 
bei der KJI und deron

damaligen
Führer verantwortlich. Vgl. Für ein freies . . . S. 526.

443 Thälmann-Biographie, a. a. O. S. 600.
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schließlich am 15. Oktober aus dem Sekretariat ausscheiden.“*'*'' Die ,.\eurnann- 
Gruppe war entmachtet.Doch die Parteibasis erfuhr von den tiefgreifenden 
personalpolitischen Veränderungen, die sich im Sommer 1932 an der KPD-Spitze 
abspielten, offiziell nichts.'*^ Dabei hatten sich die Querelen in der Führung über 
mehrere Monate hingezogen und wohl auch die .\ktivitäten der Partei beeinträchtigt. 
Entschieden wurden die Konflikte nicht von Mehrheiten oder Minderheiten der 
deutschen Parteiführung und schon gar nicht der Gesamtpartei, sondern von Stalin 
und vorn^EKKI. Zum zweiten Male hatte Stalin Thälmann als Parteivorsitzenden 
gehalten.^'*!* Daß Stalin gegen den wendigen Neumann entschied, hatte wt)hl nicht 
nur mit seiner .4version gegen Intellektuelle und Juden zu tun, sondern auch mit 
Kritik an manchen yVeuwa/m-TlieseiE'*'' und vor allem dessen früherer 
Freundschaft zu Lominadse. den Stalin Ende 1930 abgesetzt hatte.
Die politischen Vorwäirfe gegen Neumann, die vor allem auf der 3. Parteikonferenz 
der KPD und dem XII. EKKI-Plenum vorgetragen wurden, waren recht diffus, da 
ihm einerseits ..Unterschätzung des Faschismus'“.'*'^'

engen
-1.50

andererseits aber auch

44-t Chronik S. .300, .Mitglieder des Sekretariats waren nun Thälmann, Schehr und Ulbricht. Kandidaten 
Pieck und Florin.

44.5 Diese Bezeichnung der DDR-Ceschichtsschreihiing ist dubios, da es in der stalinisierten KPD keine 
organisierten ..Gruppen“' gab. aber auch weil ihr atißer .Xeumann. Remmele und Flieg nur noch 
Kurt Müller zur ..Gruppe " gezählt werden und Xeumann außerdem auf Willi .Mimzenberg 
gewissen Eindruck“ machte (Thälmann-Biographie S. .531). In Gd.4. S. 372 f. iverden sogar 
Xeumann-.\n\mnger wie Kuntz. Schulte und Dahlem zu den 7yid7/n«/m-\ ertrauteti gezählt. Zur 
.'N'eomann-.,Gruppe“ zu rechnen sind die ZK-.Mitglieder Karl/Vsc/icr. Lu.r. Schlaffer sowie n ichtige 
Funktionäre Xm Abusch. Norden. Olbiysch. Zu den Biographien vgl. Weher II:'vgl. auch Records

von
..einen

446 /femme/e wiu-de allerdings erst im Dezember 1033 von seinen Funktionen entbunden, t gl. Hasclike, 
a. a. O. (-knm. 418) S. 265. Der Bezirksparteitag Württemberg forderte übrigens schon Ende 1932 
den .4ttsschluß von Xeumann und Schlaffer (bis Anfang 1932 Polleiter des Bezirks) aus der Partei.

447 Noch am 22. .August 1932 erschien Die Rote Fahne (Nr. 195) mit der Schlagzeile auf der Titelseite: 
„Die Kandidaten des roten Berlin“; neben den Köfifen von Thälmann. Pieck und Ulbricht waren 
auch die von Xeumann und Remmele abgebildet. .Auch sie waren ..in begeisterter Einstimmigkeit“ 
(wie es im Begleitte.xt hieß) von der Bezirksleitung Berlin zur Reichstagswahl für Notember 
nominiert worden - also olfenbar am 21. .August, dem gleichen Tug. an dem Xeumann in .Moskau 
auch seine letzten Funktionen verlor. A'or der Partei wurde die wirkliche Lage noch bis Oktober 
geheimgehalten. Erst im Schlußwort Thälmanns auf der XII. EKKl-Tagung. das in der KI Heft 17/ 
18 vom 15. Dezember 1932 veröffentlicht wurde, iialirn Thälmann zum Konflikt Stelhuig und 
berichtete von der Absetzitng Xeumanns (S. 1336). Einzelheiten brachte erstmals die 3. Parteikonfe
renz im Oktober.

448 Zum ersten Mal bei der ffätor/'-.Affäre, bei der das ZK Thälmann bereits suspendiert hatte Vgl 
Weberl S. 199 ff.

449 Vgl. auch die Version Buber-Neumanns. a. a. O. (.Amn. 419) S. 332. nach der Stalin schon 1931 
Xeumanns .Methoden im Kampf gegen die Nationalsozialisten kritisierte.

450 Besso Lominadse ( 1898-1934) war Ende 1930 zusammen mit S. D. Syrzou- abgesetzt worden, und 
wegen ..geheimer Fraktionsarbeit - gegeti Stalin. A'gl. Inprekorr .\r. 103 vom 2. Dezember

1930. S. 2545 f.

451 ln der Tat hauen Xeumann und Remmele besonders drastische Beisfiiele der Unterschätzting des 
Nationalsozialismus gegeben (allerdings war dieser für die KPD ja nicht identisch mit dem 
„Faschismus“). So prophezeite Xeumann im November 1930: ..Vi enn Hitlers .Drittes Reich' jemals 
kommen sollte, dann nur 1 'h Meter unter der Erde“ I Klassenkampf vom 27. November 1930. zitiert 
bei Haschke. a. a. O. - ,Anm. 418 - S. 78). Remmele sagte ein .lahr später im Reichstag: ..Die
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„Abschwächung“ des Kampfes gegen die SPD angelastet wurden: „Das Bestreben 
des Genossen Heinz Neumann und seiner Gruppe war darauf gerichtet, die Linie des 
11. Plenums des EKKI zu entstellen in der Richtung einer Unterschätzimg des 
Faschismus und einer Abschwächuiig des prinzipiellen Kampfes gegen die Sozialde
mokratie [...] Darüber hinaus versuchte die Gruppe Neumann mit den Mitteln eines 
verwerflichen Gruppenkampfes Parteigenossen gegen die Parteiführung einzustellen, 
diese zu diskreditieren und die Führung des Jugendverbandes in Gegensatz 
Partei zu bringen.
Neumann wurde für „sektiererisches“ Verhalten in der Fiiiheitsfront- und Gewerk
schaftsfrage verantwortlich gemacht, ebenso wurde ihm die Fosung ,,Schlagt die

und die These vom Dezember 1930, der haschisrnus 
habe gesiegt, als Fehler vorgeworfen. Neben dieser eher konkreten Kritik standen 
verbale Anschuldigungen. Danach hatte Neumann ..Schonlarberei oder ..Kampf 
gegen die bolschewistische Selbstkritik“ betrieben.'*'’’' Unsinnig war es vollends, wenn 
Neumann gegen die ..Parteiführung“ intrigiert haben sollte, der er ja angehörte. Hier 
wurde wie üblich Parteiführung mit der siegreichen Gruppe, m diesem Falle 
Thälmann, gleichgesetzt.
Die Widersprüche und die geringe Substanz der politischen Vorwürfe gegen 
Neumann machen deutlich, daß ihm keineswegs der Versuch einer Änderung der 
Generallinie unterstellt werden konnte.'*'’’ diese hatte er ebenso wie Thälmann immer 

. Doch selbst die taktischen \'erfehhingen. die man Neumann im Herbst

zur

Faschisten, wo ihr sie trefft

mitgetragen
1932 vorhielt, waren in früheren taktischen Phasen die offizielle Parteihme gewesen, 
die Thälmann fast identisch verteidigt hatte.^’*’ Trotz politischer Nuancen zwischen 
Neumann und Thälmann ab 1931 ist daher die Auseinandersetzung insgesamt als 
ein Gliquenkampf in der Fülnamg zu charakterisieren. Viel weniger ging es dabei um 
politische Differenzen, um die Taktik (und schon gar nicht um die Strategie). Wenn 
Neumann nun ..Schwächen und das Zurückbleiben der Partei“"’ angelastet wurden, 
so mußte er ganz einfach als Sündeiibock herhalten.
Thälmann wie Neumann vertraten seit 1929 die Generallinie der KPD. die Finie des 
FKKI. War bei ihren Auseinandersetzungen auch die Frage mitentscheidend. Wie

faschistischen Herrschaften sctirecken uns nicfit. Sie werden rascher al)ge« irtsciiallet liahen als jede 
andere Regierung. ' Inprekorr Nr. 100 vnm 20. Oktober 1931. S. 22.51. Freilich findet sich die 
gleiche Unterschätzung ja auch bei Thälnuinn und anderen Führern; vgl. z. B. oben. .\nin. 111. 

452 Resolution der Parteikonferenz der KPD. in: Thälmann. Im Kampf gegen die faschistische Diktatur.
a. a. O. (Anm. 273) S. 48.

453 Vgl. dazu die Hinweise und Belege bei Btiber-Netnnann. 
dieser von Seumann geprägte Slogan ganz der damaligen KPD-Linie entsprach.

454 Neumann wurde auch ein „geradezu lämilienhaftes Spießertum" vorgeworfen, weil 
Anhänger, etwa Paul Langner. vor Kritik geschützt habe. Thalmann aitl der 3. Parteikonferenz. V gl. 
Thälmann, Ini Kampf gegen die faschistische Diktatur, a. a. O. (Anm. 273) S. 27.
Dies behauptete allerdings die Resolution des XII. EKKI-Plenums. Vgl. Die Internationale 15. Jg., 
Heft 9/10. September/Oktober 1932. S. 386.

456 Um noch klarer heratisztistellen. daß es sich sowohl bei der ultralinken Strategie wie bei den 
taktischen Phasen nicht - wie von der DDR-Geschichlswissenschaft behauptet - um „Abweichun
gen“ Neumanm handelt, wurden daher oben bei der Beschreibung der Konzeption neben offiziellen 
Parteibeschlüssen auch hauptsächlich .Aussagen von 7 hnlniann lierangezogen.

457 So Thälmann auf der 3. Parteikonferenz, A’gl. Thälmann. Im Kampf, a.

. O. (Anm. 419) S. 269 f.. daß aucha. a

er seine

455

O. (Anm. 273) S. 25.a.

LXXXVII



Einleitung

diese Generallinie in praktische Politik umzusetzen war. so spielten doch die i 
stärker werdenden menschlichen Gegensätze und persönlichen Querelen eine größere 
Rolle.'*"® Diese wurden natürlich politisch drapiert.'*’'* 1932 schlugen sie dann in der 
Tat in politische Gegensätze um, wobei aber gerade Aeurnann und Remmele einen 
Lernprozeß durchmachten.'**’*'
Für die Einschätzung der Differenzen und ihre Austragung sind vor allem 
Momente wichtig. Einmal zeigt es den Grad der Hierarchisierung der KPD an, daß 
die Parteimitgliedschaft und der Großteil der Funktionäre bis zuletzt vom Zwist in 
der Führungsspitze keine Ahnung hatten, 
renz unterrichtet, als die Kämpfe längst abgeschlossen waren. Es ist typisch für die 
fortgeschrittene Stalinisierung der KPD. daß diese Methode auf keinen W iderstand 
stieß.'**’-
,.Führerpartei'‘ waren. Zum anderen sind die heutigen Versuche 
Geschichtsschreibung, allein der ..Neumann-Criippe-- die ultralinke Politik atizula-

immer

zwei

4D1 sie wurden erst auf der 3. Parteikonfe-

für die Funktionäre war es bereits selbstverständlich, daß sie in einer
4(>3 der DDR-

458 Diese enlzüiuieteii sich beispielsweise daran, daß Thälmanns persönliche Miiarheiler Hirsch und 
Birkenhauer itniner größere Machtbefugnis bekamen, andererseits Neumann Üie Rote Fahne 
beherrschte tisw. \ gl. auch oben. Anin. 428.

4o9 Das tat vor allem 1 hälmann: er sagte im November 1932: ..Ich will vorweg bemerken, daß es sich bei 
diesen Differenzen um sehr ernste politische Meinungsverschiedenheiten handelt. Es ist bezeichnend, 
daß die .\eumann-Müller-Leme bewußt \ or allem im Jugendverband die Meinung verbreiteten, als 
handele es sich bei diesen Fragen um persönliche Differenzen zwischen den Genossen Thälmann und 
NeumannN Thälmann. Für ein freies sozialisti.sche.s Deutschland, a. a. O. l.4nm. 44l ) S. 529.

460 Der Vorwärts (Nr. 499 vom 22. Oktober 1932) sah schon damals in der Absetzung Neumanns einen 
verstärkten ..Ultralinkskurs'' der KPD, dieser sei ..als Ketzer verbrannt worden, weil er gegenüber 
dem Vordringen der Reaktion und des F’aschismus einige lichte Augenblicke" gehabt habe. Agl. zu 
den neuen Thesen über den Faschismus, die Neumann und Remmele danach entwickelten 
Weingartner H. 230.

461 Allerdings hatte die trotzkistische Permanente Revolution (Nr. 12. Mitte Juni 19,'12) bereits im Juni 
1932 sehr genau über die personellen Veränderungen berichtet. Im .Vrtikel ..Von Flieg zu Pieck" 
wurde gemeldet, daß Neumann nach Moskau abgeschoben und Leo Flieg geflogen sei (..Die 
-Mitglieder kennen diesen Namen kanin. aber jeder Funktionär weiß, daß Flieg seit zehn Jahren als 
ruhender Pol in der Erscheinungen Flucht die apparatmäßige .Vrbeit im .Sekretariat des ZK geleitet 
hat.-') Der gut informierte Artikel berichtete aitch von der Degradierung Dahlems und der Absetzung 
Abuschs (Reinhard) sowie der Rückkeltr Piecks titid des ..aus .Niedersachsen herbeigeholten -XY" 
(d. h. John Schehrs).

462 Thälmann gab allerdings zu, daß ..mancher Genosse" die Frage stellte, warum ..nicht schon frfther 
innerhalb der Partei". ..der gesamten Mitgliedschaft" die Diskussion begonnen w urde. Er tneime, 
es habe nach außen ..die Einheit der führung unter allen Lrnständen gewahrt" werdeti 
Thälmann. Für ein freies sozialistisches Deittschland. a. a, (). (Anm. 441) S. 35.

463 Diese Versuche sind allerdings älteren Datums. Bereits im November 1932 behattptete Thälmann. 
die Absetzitng der .Veumann-Grttppe sei ..ein bieg der bolschewistischen Parteiführttng über die 
-Abweichungen und Fehler einer von der Generallinie <ler Partei abweichenden Gruppe " gewesen. (RF 
-Nr. 212 vom 24. November 1932i. ln: Die Kommunistische Internationale vor dem VII. W eltkon
greß. -Materialien. .Moskau-Leningrad 1935. S. 118 wurde von ..Sabotage" der angeblichen 
Bemühungen Thälmanns zur Gewinnung sozialdemokratischer .Arbeiter gesprochen. .Auf der 
..Brüsseler K.mferenz" der KPD 1935 behauptete Pieck, der ..strategische Fehler kam eben dadurch 
zustande, daß in der Partei infolge der besonders von Neumann betriebenen sektiererischen Politik 
eine Unterschätzung der faschistischen Gefahr bestand ". W ilhelm Pieck. Gesammelte Reden und 
Schriften. Bd. V. Berlin (Ost) 1972, S. 186.

vor
inussen.
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einfach absurd. Die Generallinie und ihre Prinzipien blieben unangetastet, 
gleichviel, ob in der Führung Thälmann oder Neumann größere Bedeutung hatte. 
Doch auch die taktischen Varianten wurden in Ühereinstiiinnung mit der Komintern 
von der gesamten Führung getragen.
Ob in dem einen oder anderen Rundschreiben oder in der Roten Fahne der Einfluß 
von Neumann oder von Thälmann stärker durchschlug, ist für die Gesamtlinie 
unwichtig und änderte die Politik bestenfalls in .Nuancen. Jedenfalls war 
Partei^\ nämlich die gesamte Führung, für die ultralinke Generallinie und die 
taktische Auslegung verantwortlich, nicht irgendwelche „Abweichungen”. Nichts 
könnte dies deutlicher unterstreichen als die 1 atsache, daß nach der Ausschaltung 
Neumanns, im Oktober 19.32. wieder eine taktische Wendung zur exzessiven 
Auslegung der Strategie erfolgte, imd zwar vor allem gegenüber der SPD. Diese 
„sektiererische” Haltung ist nicht Neumann anzulasten, freilich ist für sie letztlich 
auch nicht Thälmann verantwortlich, sondern das EKKL das auf seiner XIF Tagung 
die Weichen entsprechend gestellt hatte.

-tö-lsten,

..die

III. Zur Organisationsstrukfur der KPD

Die Kommunistische Partei Deutschlands war als Sektion der Komintern nicht nur 
die Beschlüsse des EKKI gebunden, auch die Organisationsform der Partei

einem ..Musterstatut” der
an
entsprach den Richtlinien der Komintern. Entsprechend ei 
Komintern hatte der X. Parteitag der KPD 192.5 ein Statut beschlossen, das bis 1933 
galt.'*'” Das Statut stellt in § 1 fest: ..Die KPD ist eine Sektion der Kommunistischen 
Internationale." .Mitglied der Partei konnte nur sein (§2). ..wer das Programm und 
die Statuten der Kommunistischen Internationale und der Kommunistischen Partei 
anerkennt und Mitglied einer grundlegenden unteren Organisation der Partei ist, 
sich in dieser aktiv betätigt, sich allen Beschlüssen der Komintern und der Partei 
unterordnet und regelmäßig die .Mitgliedsbeiträge entrichtet -. Nach dem Statut war 
die KPD. ..wie alle Sektionen der Komintern -, auf der Basis des demokratischen 
Zentralismus aufgebaut. §6 definierte dessen grundlegende Prinzipien:
..a) Wahl sowohl der unteren wie der oberen Parteiorgane in Vollversammlungen der 
Parteimitglieder, auf Konferenzen und Parteitagen.
b) Periodische Rechenschaftsablegung der Parteiorgane
c) Bindende Anerkennung der Beschlüsse höherer Parteiorgane durch die unteren, 

Parteidisziplin und schnelle und genaue Durchführung der Beschlüsse des

wer

vor ihren Wählern.

strenge
EKKI und der leitenden Parteiorgane.“

(). (.4mn. 418). Er464 Vgl. .4iim. 418. Besonders drastisch ist die Legendenhilduiig bei Haschke.
stellt die Fakten auf den Kopf und schreibt: ..Emst Thälmann und seine Kampfgefährten traten der 
abenteuerlichen Politik Seumanns ständig entgegen tmd orientierten auf den Kampf gegen die 
//U/erbewegung als Hauptaufgabe der Partei . .J” (S. 188).

46.^ Das Statut ist ahgedruckt in: Bericht über die Verhandlungen des .X. Parteitages der Kommunisti
schen Partei Deutschlands (Sektion der Kommunistisclieii Internationale i. Berlin vom l'i. Ins 17. .hih 
192.5. Berlin 1926, S. 232 ff. (Entwurf) und S. 490 ff. (Veränderungen). Ebenso in: Reorganisation 
der KPD - Der demokratische Zentralismus. Das Statut der KPD (Sektion der Kommumstischen 
Internationale). Berlin 1925. S. 21 ff. Längere .Vtiszüge des Statuts bei Weber. Dokumente S. 254 ff.

a. a.
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Ausdrücklich bestimmte § 6. Diskussionen über Parteifragen durch die Mitglied
schaft dürften nur bis zur Entscheidung durch die entsprechenden Parteiorgane 
geführt werden: „Nach Fassung eines Beschlusses auf dem Kongreß der Komintern, 
auf dem Parteitage oder durch die leitenden Parteiorgane, muß dieser unbedingt 
durchgeführt werden, auch dann, wenn ein Teil der .Mitglieder oder der lokalen 
Organisationen mit einem solchen Beschluß nicht einverstanden ist.“ Das Statut sah 
auch (,,unter außergewöhnlichen Verhältnissen“, §7) die Einsetzung d 
Parteiorgane durch höhere sowie Selbstergänzung der Leitungen 
Grundlage der Partei („ihr Fundament“) sollten die Betriebszeilen sein. Ausführlich 
legte das Statut Rolle und Aufgaben der Ortsgruppen. Unterbezirke und Bezirke fest. 
Aufgabe der Bezirksleitung (BL) war vor allem, „die Beschlüsse des ZK durchzufüh
ren“ (§27). Die Wahl der BL bedurfte der Bestätigung durch das ZK.
Höchste Instanz der KPD war

er unteren
vor.

nach dem Statut der Parteitag, der ..in der Regel 
emmal jährlich im Einverständnis mit dem E.vekutivkomitee der Komintern“ 
einzuberufen war. Höchstes Organ zwischen den Parteitagen war das ZK, 
Parteitag ..aus gleichberechtigten .Mitgliedern“ gewählt.
Das ZK mußte die gesamte organisatorische und politische Arbeit leisten 
die Redaktion des Zentralorgans. ..das unter seiner Führung und Kontrolle 
arbeitete“, und es mußte die zentrale Kasse führen. Lin aus der Mitte des ZK 
gewähltes politisches Büro (Polbüro oder Politbüro genannt) und ein Sekretariat 
dirigierten sämtliche laufenden Arbeiten. Wie die Bezirksleitungen, mußte auch das 
ZK für bestimmte Zweip seiner Arbeit (Organisation. .Vgitation. Gewerkschaften 
usw.) Ressorts und Abteilungen bilden.
Als „höchste Pflicht aller Parteimitglieder und aller Parteiorganisationen“ nannte 
§41 „strengste Parteidisziplin“. Alle Beschlüsse der Komintern, des ZK und der 
höhergestellteii Parteiinstanzen waren ..schnell und genau“ durchzuführen.

vom

. es ernannte

Zentralismus
ln der Praxis hatte sich die KPD bis 1929 durch die Stalinisierung der Partei zu einer 
völlig zentralistischen Organisation enrtvickelt. nur noch die entsprechenden Para
graphen des Statuts waren von Bedeutung. Die Wandlung der KPD durch die 
Stalinisierung'*'’*’ kann hier nur konstatiert werden; sie bedeutete die Veränderung 
der inneren Parteistruktur, die Entstehung einer monolithischen, straff disziplinier
ten und zentralisierten Organisation, in der die Führung mit Hilfe des hierarchisch 
aufgebauteii Parteiapparats (d.h. der hauptamtlichen, von der Partei bezahlten 
bunktionäre) die .Mitglieder beherrschte und die Politik i 
den W eisungen der Stalinschen KPdSU praktizierte.
Generell sind vier wesentliche Faktoren der Stalinisierung der KPD zu nennen: Eine 
Entstehungsbedingung war

Sinne und entsprechendnn

die -Vpparatherrschaft als Zeiterscheimmg. die blerr- 
scfiaft der Bürokratie über die Organisation war auch in anderen Bewegungen als 
1 endenz vorhanden. Der 1 rend zur Stalinisierung wurde weiter gefördert durcli die 
strukturellen Probleme der KPD. die ihren ideologisch-politischen Standort zwischen 
Sozialdemokratie und Syndikalismus suchte, wobei der Apparat Träger der V erein- 
heitlichung war. Die dritte V oraussetzung für die Stalinisierung lag In der damaligen

466 Einzelheilen bei Weber I und 11.
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Diskrepanz zwischen den revolutionären Zielsetzungen der Partei und dei nichtievo
lutionären Situation, der daraus folgenden Passivität der Mitglieder und dem 
Machtzuwachs des Apparats in der schwungloser werdenden Partei.
Die augenfälligste und wichtigste Voraussetzung der Stalinisierung der KPD

der Komintern und damit der KPdSU sowie die
war

freilich ihre .4bhängigkeit von 
Übernahme der Organisationsprinzipiell der KPdSU.
Annie Kriegei verweist darauf, daß dies für alle Kommunistischen Parteien drei neue 
Tatbestände implizierte: Erstens den ..demokratischen ZentralisimisA der den 
Entscheidungsprozeß ins Zentrum verlagerte und so ..das in den alten sozialistischen 
Parteien traditionell bestehende Primat der Autonomie unterer Organisationen

aus Beriifsrevolutionä-aufhob'‘. zweitens die Bildung eines permanenten Apparates 
und drittens die Einrichtung von Betriebszellen.'*'’

Voraussetzung des straffen Zentralismus der KPD. der 
..demokratischer Zentralismus" praktiziert wurde.
Unterordnung von .Mitgliedern und Funktionären unter die Parteispitze. Diese 
Parteidisziplin umfaßte auch die Aiierkeiiiiuiig der sowjetischen Hegemonie.
Die Abhängigkeit der KPD von der Sowjetunion zeigte sich nicht nur im Nachahnien 
der sowjetischen Partei und ihrer Politik, sondern auch in der materiellen Unterstüt
zung durch die KPdSU. Die Einanzhilfe lief über die Komintern. Audi wenn das 
Ausmaß nicht exakt zu beziffern ist, steht doch fest, daß sie etwa ein Drittel der 
Gesamteimiahmeii der KPD überhaupt betrug.'"’*' Nur dank dieser Hilfe konnte die 
KPD einen umfangreichen und schlagkräftigen Parteiapparat unterhalten und ihre 
Parteipresse und Propaganda finanzieren. Diese Unterstiitzung (ergänzt durch 
technischen Beistand verschiedenster Art) ging aber selbstverständlich nur einer 
Parteileitung zu. die die offizielle Eiiiie der KPdSU bzw. Komintern eiiihielt.
Die Veränderung der Organisationsstriiktur der KPD bis 1929 brachte vor allem die 
Zentralisierung der Partei: eine entsprechend vergrößerte .Machtbefugnis der Zen
trale: eine straffere Anleitung des Apparats von oben: eine einheitliche Meinungsbil
dung durch Presse und Schulung: nicht zuletzt aber die Zerschlagung der Fraktionen 
und das Verbot jeder legalen Opposition.
In den letzten Jahren der Weimarer Republik galt für die KPD der demokratische 
Zentralismus zwar weiterhin als das Organisationsprinzip, doch waren die demokra
tischen Komponenten eindeutig verdrängt. Die „Wahlen von unten nach oben'^ 
waren im allgemeinen auf eine Bestätigung der Personalpolitik reduzieit. die 
Führung und Apparat initiierten. Die ..regelmäßige Berichterstattung’' der Fettun
gen an die unteren Organe verkümmerte zu einem Ritual, das die ,,immer richtige 
Einie der Führung (\ind vor allem der KPdSU Stalins) beweisen sollte, die

ren
nun unter der Bezeichnung 

die freiwillige Ein- undwar

467 Annie Kriegel, Die Driue Internationale, in: Jacques Droz (Hrsg.), Geschichte des Sozialismus, Bd. X, 
Frankfurt/M. - Berlin (West) 1977, S. 105.

468 Einzelheiten der Finanzierung bei Weberl S. 308 II. ,4tich die DDR-Literulur 
Kommunisten hätten sieh der finanziellen Unterstützung durch Sowjetrußland nicht geschämt. 
„Wiederholt hatte die KPD ihre Dankbarkeit für die materielle Hilfe üffenilich bekundet." ,4rnold 
Reisberg. Die Hilfe der Kommunistischen Internationale bei der ideologischen und organisatorischen 
Festigung der kommunistischen Parteien m der Zeit der revolutionären Nachkriegskrise 1919-1923. 
ln: Studien zur Geschichte der Kommunistischen Internationale. Sammelband. Berlin (Ost ; 19:^4. 
S. 242.

schreibt heute, die
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„Unterordnung: der Minderheit unter die Mehrheit'^ wurde durch die Ausschaltung 
jeglicher Opposition, ja jeder ..Abweichung", gegenstandslos. Die demokratische 
Komponente des Organisationsprinzips spielte so gut wie keine Rolle mehr. Das 
schon immer stärker henorgehohene Moment des Zentralismus (..fast militärische 
Disziplin" !)■*'’'* hatte sich durchgesetzt: Die unteren Organe mußten die Beschlüsse 
der übergeordneten Leitungen durchführen. ..straffe Farteidisziplin" und Unterord
nung unter die Leitung galten als oberster Grundsatz des Parteiverhahens. Frak
tionsbildungen wurden unnachsichtig verfolgt. Die KPD behielt - wie die übrigen 
Kommunistischen Parteien, die den gleichen Prozeß inneiparteilicher Wandlung 
durchmachten - den Begriff ..demokratischer Zentralismus“ fiü- ihren Parteiaufbau 
bei. doch war am Ende der Weimarer Republik darunter offensichtlich eine völlig 
zentralistische Parteistruktur zu verstehen.

Die zentralen F ü h r u n g s o r g a n e
Das nach dem Statut höchste Organ der KPD war (sieht man von der Komintern- 
Spitze ab) der Parteitag. Der letzte (Xll.) Parteitag trat im Juni 1929 zusammen und 
legte die Aufgaben der ultralinken Strategie fest. Auf dem Parteitag wurde auch das 
Zentralkomitee (ZK) gewählt, das bis 1933 tätig war-. Dieses fonnal höchste 
Parteiorgan 1929 bis 193.3 zählte 38 Mitglieder und 25 Kandidaten.'* ** Das ZK setzte 
sich aus 37 hauptamtlichen Funktionären zusammen, die im zentralen Apparat der 
Partei oder der ..Massenorganisationen“ arbeiteten. 20 der Mitglieder und Kandida
ten waren auf Bezirksebene tätig, außerdem gehörten dem ZK 6 ehrenamtliche 
Funktionäre an. die im Betrieb arbeiteten. Bis 1933 gab es einige Veränderungen 
und Personalverschiebungen, doch blieb das Verhältnis ungefähr gleich: fast Vs der 
ZK-Mitglieder waren im zentralen, knapp ’A im bezirklichen Apparat und nur 10 
Prozent waren ehrenamtlich tätig.
Die faktische Bedeutung des ZK ging jedoch nach 1929 zurück und war minimal. 
Das ZK tagte immer seltener: während 1929 noch zweimonatlich Sitzungen 
stattlanden, trat das ZK 1930 nur noch im März und im Juli, 1931 im Januar, im Mai 
und im Juli und 1932 im Februar, im Mai und im Oktober (vor der Parteikonferenz) 
zusammen.'*"’ Schon die geringe Zahl der Sitzungen läßt erkennen, daß das ZK 
weder ein Leitungs- noch ein Machtorgan war. Die (meist zweitägigen) ZK- 
Sitzungen boten der Führung vielmehr .Vnlaß. ihre taktischen Vorstellungen nach 
außen zu tragen, das ZK diente lediglich als Akklamations- und bestenfalls als 
Diskussionsorgan.
\X eit wichtiger als die vom Parteitag gewählte Institution ZK wai-en dadurch die 
zentralen, der Komintern verantwortlichen ZK-Organe: vor allem das Politische 
Büro (Polbüro oder später Politbüro genannt) und der ständige (in Ressort- 
Abteilungen gegliederte) Apparat des ZK in Berlin, sowie schließlich das kleine 
Sekretariat (bis 1929 Politsekretariat).
Das nach dem Parteitag 1929 vom ZK gewählte Polbüro setzte sich aus 11

469 Vgl. oben, Aiim. ,3.30.
470 Die Namen der Mitglieder und Kandidaten in Chronik S. 242 und Weber II S. 13 f.; dort auch die 

Biographien fast aller Mitglieder und Kandidaten.
471 Vgl. Chronik S. 236 ff.
472 Zur Entwicklung der Organe vgl. Weber 1 S. 261 ff.
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(Franz Dahlem. Leo Flieg. H ilhelrn Florin.Mitgliedern und 4 Kandidaten zusammen 
Fritz Heckert. Paul Merker. 11 ilhelrn Pieck. Hermann Remmele. Fritz Schulte. Ernst 
Thälmann. Walter Elbricht und Jean Winterieh so^ 'w H ilhelrn Hein. H ilhelrn

Dieses Polbüro blieb als Fi'ih-Kasper. Heinz Neumann und LIelene ürerlach).
rungsorgan bis 1933 im wesentlichen konstant, Merker sidiied im April 1930 
Winterich starb im Juni 1931. Neumann verlor seinen Sitz im August 1932. Flieg 
wurde in den Kandidatenstand zurückversetzt. Neu aulgenommeu wurden 1931 
Fiermann SchuberP^^ und im Mai WNlJahn Scliehr: außerdem wutxie der jeweilige 
Vorsitzende des KJVD kooptiert (im September 1929 Kurt Müller^ ' und nahm an 
den Sitzungen teil. Nach den .Anweisungen der KominteriV sollte das Polbüro 
mindestens einmal wöchentlich zusammeiitreten und alle politischen Fragen ent
scheiden. ln der Praxis geschah das keineswegs. Im November 1931 beschloß das 
Polbüro beispielsweise, seine Arbeit kontinuierlicher zu gestalten und wenigstens alle 
vierzehn Tage zusammenzutreten.'*” Es verlagerten sich die politisclien Kompeten
zen vom Polbüro auf ein anderes Führungsorgan. Bereits seit .Mitte der zwanziger 
Jahre stiegen die Befugnisse eines Gremiums, das formal nur als ...Arbeilsoigan des 
Polbüros fimgieren sollte: des Sekretariats. Das zahlenmäßig kleine Sekretariat 
mußte den Apparat des ZK. d.h. die Ressort-Abteilungen, anleiten. Durch die 
Koordinierung der Arbeit aller Abteilungen und die \ erbindung mit den Bezirken 
sollte das Sekretariat die Beschlüsse des Polbüros in die Praxis umsetzeii. Tatsächlich 
dirigierte das Sekretariat nach 1929 weitgehend die Politik der Partei. Die gesamte 
Korrespondenz mit den Bezirken, d.h. faktisch die .Anleitung der l^artei (das zeigen 
auch die Rundschreiben), erfolgte nur über das Sekretariat. Damit hatte das 
Sekretariat in der Parteihierarchie eine Schlüsselposition inne. Da alle Sekretäre 
auch dem Polbüro angehörten, waren sie die eigeiitlichen Fi'ihrer der Partei.
Das Sekretariat setzte sich nach dem Parteitag von 1929 aus 8 Personen zusammen; 
Thälmann. Dahlem. Flieg. Heckert. Merker. Neumann. Remmele und i Ibricht. 
Merker schied 1930 aus. Ini Mai 1932. nach der Ausschaltung Seumanns. wurde das 
Sekretariat neu gebildet, mm gehörten nur noch der Parteivorsitzende Thälmann. 
Remmele und Schehr als Mitglieder sowie Pieck tmd Elbricht als Kandidaten dem 

Die letzte Reorganisation des Sekretariats vor der Zerschlagung der 
KPD erfolgte atif der ZK-Tagung vor der 3. Parteikonferenz im Clktidier 1932: nun 
verlor a.\ic\i Remmele seine Funktion, das Sekretariat bestand aus I hälrnann. Schehr 
und Elbricht als Mitgliedern sowie Florin und Pieck als Kandidaten.

aus.

-i'')Sekretariat an.

47;t Chronik S. 2-t2. Die Biogrut)hien aller Personen bei Weher II.
474 Nach SED-Angal)en war Schubert nur Kandidat des Polbüro, danach gehürten nn Januar 1933 dem 

Polbüro als Mitglieder an: Dahlem. Florin. Heckert. Merker (was wohl falsch ist). Pieck. Remmele. 
Schehr, Schulte. Thälmann und l lbricht. Kandidaten waren danach Flieg. Hein (fälschlich: 
Wolfgang Hein).Kasper. Overlach und Schubert. Margot Pikarski. Umstellung der KPD auf die 
Illegalität. BzC 20. Jg,. Heft 5. 1978, S. -"221.

47-5 Mündl. Miti. von Kurt Müller \om 6. .4ugust 197'!'.
476 Die 2. Organisationskonferenz. Beschlüsse und Resolutionen. Harnburg-Berlin 1926. S. 10.3. Diese 

Beschlüsse galten auch in der Phase nach 1929.
477 Thälmann-Biographie, a. a. O. (.4nin. 121) S. 537.
478 Chronik S. 242: zu den Personen vgl. \Aeber II
479 Chronik S. 288; Thälmann-Biographie, a. a.
480 Chronik S. 300; Thälmann-Biographie, ebd. S. 611.

sowie Biographisches Lexikon, a. a. O. (Anm. 419).
O. (.Anm. 121) S. .568.
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Über Kompetenzen und Arbeitsteilung dieses letzten Sekretariats enthält die SED- 
offizielle 77tä/ffia/i/t-Biograplne einige Hinweise, 
wörtlich für Antikriegsarbeit (also den geheimen Apparat), für RFB und KJVD. 
„John Schehr ah Stellvertreter des Parteivorsitzenden zeichnete für die Kontrolle der 
Abteilungen des Apparats des Zentralkomitees verantwortlich und übernahm einiges 
aus dem bisherigen Arbeitsbereich Ernst Thälmanns^\ Ulbricht erhielt die wichtige 
Aufgabe, die Verbindung zu den Parteiorganisationen (also den Bezirken) zu 
überwachen sowie die Kontrolle der ..Beschlußdurchfübrung im Sekretariat“ und 
Polbüro, außerdem leitete er die RGO an. Pieck unterstanden die anderen 
Massenorganisationen und Parlamentsfraktionen. ..er zeichnete auch für die 
Geschäftsführung und Finanzpolitik verantwortlicdf. Pressedienst und Rote Fahne 
wurden von Thälmann und Schehr angeleitet und kontrolliert.
Diese Aufgabenverteihmg zeigt sowohl die Zentralisierung der Partei als auch die 
umfassende Kompetenz der Sekretäre für die Anleitung der KPD. Dabei stand ihnen 

purchführung der Aufgaben vor allem der zentrale Apparat des ZK zur 
Verfügung. Bereits vor 1929 hatte die Komintern Vorschriften erlassen, nach denen 
beim ZK ein Ressort-Apparat mit mindestens folgenden Abteilungen eingerichtet 

mußte: Organisation. Gewerkschaften. Agitprop, Frauen, Fand 
Geschäftsabteilung (mit Buchhaltung und Kasse), ln den einzelnen .Abteilungen, die 
Arbeitsstäbe des Sekretariats waren, gab es wiederum Unterabteilungen. 
Zuständigkeit eines Sekretärs erstreckte sich auf mehrere Abteilungen. Allein der 
Sekretär konnte bestimmen, ..in welchen beschließenden Körperschaften des ZK die 

den Abteilungen gestellten und vorbereiteten Fragen entschieden“ wurden. ,.Die 
Erörterung der von der Abteilung gestellten und vom

481 Danach war Thälmann verant-

zur

sein sowie

482 Die

von
Sekretariat geprüften Fragen 

und deren Entscbeidungen durch die leitenden Organe des ZK“ konnten nicht ohne 
den verantw ortlichen Sekretär stattfinden.
Die Abteilungen wurden von einem .Abteilungsleiter geführt, ihm waren politische 
und technische .Mitarbeiter sowie Instrukteure und Hilfskräfte unterstellt.'**®'* Die 
Einzehnaßnahmen der .Vnleitung. .Vrbeitsteihmg zwischen den .Vbteilungen. Ressort
verantwortungen usw'. änderten sich allerdings öfter. So erklärte der damalige Feiter 
der Orgabteilung, August CreutzburgP^'^ auf einer Konferenz über die Organisations
arbeit im März 1931 über VOränderungen, die Ende 1929 vorgenommen worden 
waren: ,,Zunächst beschloß das ZK, daß die Orgabteilung kein selbständiger 
Apparat ist, sondern ein Teil des Sekretariats des ZK und dem Sekretariat direkt 
unterstellt und verantwortlich. Wir organisierten die Orgabteilung um und zw'ar in 
folgender Form: [Lfnter]-Abteilungen wurden geschaffen unter der verantwortlichen 
Feitung eines Genossen für Betriebsarbeit, für die Massenarbeit, für die Gegnerarbeit 
und für die Feitung der Werbearbeit, außerdem für die Statistik. Vor 
.Vlonaten [also Anfang 1931] wurde im zentralen .Vpparat erneut eine Verstärkung 
dadurch herbeigeführt, daß spezielle verantwortliche Feitungen eingesetzt wurden

etw a zwei

481 Thälmann-Biographie, ebd. S. 611.
482 HSt.4 Düsseldorf 19 927.
483 Die 2. Organisationskonferenz, a. a. O. (Anm. 476) S. 208.
484 Ein genauer Ülierblick über die Struktur der Orgabteilung vor 1929 bei Weber I S. 264.
485 August Creutzburg (1892-1938); vgl. lÄ'eber II S. 90 f.; Biographisches Lexikon. 

(Anm. 419) S. 75 f. a. a. 0.
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für die Arbeit zur Gewinnung der sozialdemokratischen Arbeiter und für den Kampf 
gegen den Faschismus.“-***'’ Im Januar lü.id gliederte sich der Apparat des ZK nur 
noch in vier Abteilungen: Organisation. Agitprop. Kasse und Geschältsabteilung.
Die ständigen Umstellungen der Struktur der Abteilungen-***** änderten nichts am 
Prinzip der zentralistischen Anleitung. Auch zeigten die zentralen Führungsorgane in 
ilu-er Verteilung der Zuständigkeiten, dem .4rbeitsablaul. der Kontrolle usw. die 
üblichen bürokratischen Organisationsprinzipien, wobei die allgemeinen .4rbeitsme- 
thoden jeder ..Behürde“ mit der speziellen Arbeitsweise verbunden waren, die die 
sowjetischen Kommunisten entwickelt hatten. Die Abteilungen als Arbeitsstäbe 
bereiteten entscheidimgsreife Beschlüsse vor, etwa die Agitpropabteilung zur Füh
rung von Kampagnen (vgl. Dok. 93 und 94 im Anhang), die das Sekretariat 
genehmigte, änderte oder vei"iv'arf. .4tich der personelle .4ufbau und die \ erantwor- 
tungen innerhalb der Abteilungen (vgl. als Beispiel Aufbau und Zusammensetzung 
der Agitpropabteihmg im Juni 1932. Dok. 100 im .4nhang) zeigen ebenso den 
formalisierten Institutionencharakter wie die festgelegten .4bteilungsbesprechungen. 
Arbeitsbesprechungen usw. Kommissionen wie die Geschäfts- und Finanzkommis
sion (vgl. Dok. 99 und 101 im Anhang) hatten darüber hinaus persoiialpolitische und 
finanzielle Probleme zu regeln, die letztlich vom Sekretariat zu entscheiden waren. 
So lag die gesamte bürokratische .Macht beim Sekretariat.
Formal war das Sekretariat dem Polbüro, faktisch aber nur dem EKKI untergeord
net. Da die KPD Sektion der Komintern war, wurden letzte Entscheidungen nicht 
nur politischer, sondern auch organisatorischer, personalpolitischer oder finanzieller 
Art in Moskau getroffen. Das Sekretariat, das sich verselbständigt hatte, war die 
eigentliche „Eiliale” der Komintern. Die Anweisungen liefen über dieses Gremium, 
dis andererseits dem EKKI Bericht erstatten mußte. Neben den politischen 
Entscheidungssträiigen gab es auf der Ebene Komintern—KPD auch Arbeitsverbin
dungen zwischen den jeweiligen .4bteilungen (vgl. Dok. 95-98 im .4nhang), die 
ebenfalls zeigen, daß die Arbeitsstäbe vor allem mit der Durchführung von

also mit der Umsetzung der politischen Eimepraktischen Tätigkeiten befaßt waren, 
und nicht mit der Ausarbeitung dieser Lime.

Die Bezirke
Die KPD war territorial gegliedert, die wichtigste Verbindung zwischen der zentralen 
Parteiführung und den unteren Organisationen bildeten die Bezirke. 1929 zähbe die 
KPD 27 Bezirke. 1931 24 Bezirke.-***'* die im Zuge der 4brbereiturig auf die Illegalität 
im Dezember 1932 in acht Oberbezirke zusammenpfaßt wurden. Das bedeutete 
eine weitere Straffung der Organisation: ..Die Anleitung eines Oberbezirks oblag 
jeweils einem dem Sekretariat persönlich verantwortlichen Instrukteur: 1. Berlin

486 A. Creul2burg. Die Organisationsarbeit der KPD (Biiclierei des Parteiarbeiters. Bd. 4), Hamburg- 
Berlin 1931, S. 9.

487 Pikarski, a. a. ü. (Anm. 474) S. 723.
488 Auf dem XIII. Plenum des EKKI im Dezember 1933 sagte Pieck, die KPD habe nach dem Januar 

1933 die ..bisherigen Abteilungen im Zentralkomitee und in den Bezirksleitungen“ aufgehoben. 
W. Pieck. Uir kämpfen für ein Räte-Deutschland. Moskau-Leningrad 1934. S. 53. (Diese wichtige 
Rede fehlt bezeichnendenveise in der Ausgabe W. Pieck. Gesammelte Reden und bchriften, Bd. V, 
Februar 1933-August 1939. Berlin-Ost 1972).

489 Zu den Einzelheiten vgl. ^'eber I S. 367 ff.
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-Brandenburg-Lausitz. Pommern — August Creutzburg; 2. Wasserkante, Nordwest, 
Niedersaclisen. Mecklenburg-d/aW/t/oÄ Thesen: 3. Sachsen, Halle-Merseburg-Thü- 
ringen, Magdeburg — Fritz Emmerich: 4. Rubrgebiet. Niederrhein. Mittelrhein — 
Hans Pfeiffer: 5. Hessen-Frankfurt. Baden. Hessen-Waldeck. Saargebiet - Genosse 
Blum bzw. Heinrich Hau: 6. Württemberg. .Nordbayern. Südbavern -/ranz Ntenzer; 
7. Ostpreußen, Danzig — Anton Jacklasch: 8. Überschlesien. Schlesien — Genosse

Parteiführung und den Bezirken keine Zwischeninstanz.
Da die regionale Stärke der KPD nicht gleichmäßig war. kam den verschiedenen 
Bezirken unterschiedliches Gewicht zu. .\nfang 1931 zählten die sechs stärksten 
Bezirke Berlin-Brandenburg (15.7%), Sachsen (13,8%). Ruhr (9%). Wasserkante 
(8.9%). Halle-Merseburg (7%) und Niederrhein (6.3%) sechzig Prozent aller KPD- 
Mitglieder. die restlichen 18 Bezirke nur vierzig Prozent.'*'"
Die Bezirksorganisation sollte über die Unterbezirke (UB). Stadtteile und Ortsgrup
pen, vor allem die Betriebszellen und die Straßeiizellen aiileiten. Die Bezirkspartei
tage (deren Zusammentritt zwischen 1930 und 1932 mehrfach verschoben wurde, 
vgl. die Rundschreiben) wählten die BL. diese bestimmte eine engere BL und das 
Sekretariat.
Auf Einzelheiten der Struktur der BL. ihrer .4bteilungen. Instrukteure, der UBL und 
der unteren Organe braucht hier nicht eingegaiigen zu werden, das Rundschreiben 
der Orgabteihmg vom 5. Dezember 1932 (vgl. Dok. 81) gibt hierzu genügend 
Einblicke.

Bis zur Schaffung dieser Oberbezirke gab es zwischen der zentralen

Aut Bezirksebene hatte sich bereits in den zwanziger .lahren eine ähnliche Zentra
lisierung und Machtkonzentration eingespielt wie auf der zentralen Ebene.■*‘''^ 
Entscheidendes Organ der Bezirke war in der Phase 1929 bis 1933 nicht mehr die 
umfangreiche Bezirksleitung (BE).
Mitglieder umfaßte und ebenfalls einen ...Apparat" als .Arbeitsstab besaß (wie auf 
zentraler Ebene wurde der Apparat der Bezirke im Herbst 1932 auf vier Abteilungen 
eingeschränkt) .■*'*■*

■rt.i sondern deren Sekretariat, das drei bis fünf

Die BL und vor allem das Sekretariat waren politisch wie personell völlig von der 
zentralen Eührung abhängig. Entsprechend der .Aufgabenstellung der Zentrale, 
„neue, frische Kräfte in die Bezirksleitungen zu bringen“, wurden nach 1929 ..acht 
Bezirksleitungen vollständig geändert“,'*''*
Bezirke die Funktionäre völlig ausgewechselt.
Die zentrale Führung betrachtete die Bezirksleitungen als entscheidendes Instrument 
zur

also immerhin in einem Drittel aller

Anleitung der Partei, die politische Halttmg wie die personelle Zusammensetzung

490 Pikarski. a. a. 0. (Amn. 474) S. 720. Sie spricht von 28 Bezirken, nennt alter nnr die hestclienden 
24 Bezirke. Zu den genainiten Oberheratern: .Mit Vvilz Emmerich ist Frilz Emrich ‘temeint 
Biographie und der von Creutzburg. The-ien. Pfeiffer. Hau. Stenzer iim\ Jad(la.i( h \ gl. W eiter II. Zu 
Blum und Eigas ließen sich keine Daten linden. Bei Eigas handelt es sich t ennutlich 
Druckfehler, es dürfte gemeint sein der KPD-Ftmktionär Paul Elias (1902-1960).

491 Vgl. Weber I S. 368.
492 Einzelheiten ebd. S. 278 ff.
493 Daneben gab es noch eine ..engere BL“; vgl. ebd. S. 266.
494 Pikarski, a. a. O. (Anm. 474) S. 723.
49,5 Creutzburg, a. a. O. (.\nin. 486) S. 8.

. zu seiner
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schien ihr daher besonders wichlio. Die Bezirksleitungen waren aber auch Spntng- 
brett für Parteikarrieren. Die Politischen Leiter (Polleiter) der Bezirke hatten 
Reichstags- oder Landtagsinandate inne:'*'"' die Sekretäre der wichtigsten Bezirke 
gehörten in Personalunion dem ZK. einige sogar dem Polbüro an. Doch die BL 
hatte die schwierige .Aufgabe, sowohl die politische Linie der Zentrale uneinge
schränkt zu vertreten, als auch diese Politik nach unten dtirchzusetzen. selbständige 
politistäte Lntscheidungen konnten sie nitdit treffen, auch sie waren insotein 
Arbeitsstäbe der zentralen Führung, des Sekretariats. Signalisierten die Bezirksfüh
rungen Stimmungen nach oben, die dort als ...Abweichungen angesehen wuiden. so 
konnte das für die BL ..gefährlich" werden.'*'”*

Andererseits war die zentrale Führung
diese Organe konnten in der hierarchisch aufgebauten Partei die 

L'msetztmg der Generallinie in praktische Politik bewirken.

Probleme der zentralistischen Pai tei

Funktionieren der Bezirke abhängig,vom
denn nur

Die KPD besaß zwar einen relativ starken hauptamtlichen Parteiapparat (ca. 1000 
politische Funktionäre wurden direkt von der Partei bezahltaber sie war vor 
allem auf die Aktivitäten der ehrenamtlichen Funktionäre angewiesen. Die sprich
wörtliche Linsatzbereitschaft dieser Funktionäre tmd der aktiven .Mttgheder war die 
Voraussetzung für die Schlagkraft der Partei. Von 1929 bis 1932 stieg die Zahl der 
Mitglieder erheblich an (März 1929: 110000. März 1930: 13.3000. Marz 19.31: 
19.5000. März 1932: 287000). stagnierte aber im Jahr 1932: Lnde 1932 wurden
252000 zahlende Mitglieder registriert.*""
Das Bild des stetig steigenden Mitgliederbestandes ^ erdeckte freilich ein schwieriges 
Problem der Partei: die Fhiktuation. Die KPD nahtn zwischen 1929 und D)32 
erheblich mehr Mitglieder atif. als sie zu irgendeinem Termin jener Jahre Mitglieder 
zählte 19 >9 registrierte die Partei 50000 Neuaufnahmen, die last alle wieder 
verlorengiiigen.*"* Von Oktober 1930 bis Mai 1931 wurden im ..Antifaschistenaufge- 
bot ‘ 73000 Neuaufnahmen getätigt.*"' die .Mitgliederzahl stieg aber nur um -toOOO.

496 Ende 1932 waren die Pi,Heiler/'/orm-Berlin und .SV/6m«mi-Saelisen Alifjeurdiiete des Reielistags. 
Su/ir-Halle. Durfrfi'nä-Thüriiigen. .SV/iu6ert-Wasserkante. 0/«ts-Rnlir und Wuni-Niederrliein . liiglie 
der des Preußischen Landtags. .Aber auch von den Polleitem der übrigen (kleineren) . Bezirke

4 -MdR. 7 MdL Preußen sowie 2 MdL Bayern.
497 t76m/a-Berlin. /Vordi-Ruhr und 5c/iu/tc-Niederrhein kamen 1929 als Polleiter ilirer Bezirke ins 

Polbüro. 1930 auch 5</io6er/-Wasserkante.
498 So griff Thälmann im Februar 1932 auf der ZK-Tagiing die Pollei.er Selbmann und Duddms an. 

Vgl. Thälmann. Der revolulionäre Ausweg, a. a. O. (Anin. 329; S. 92 L
499 Vgl. Weber II S. 5 f. Mit dem Wachstum der Partei nach 1929 war atn li die Zahl der Parteiangestell-

waren

teil gestiegen.
500 Die Kommunistische liiternationale vor dem \ II. Vi eltkoiigreß. .Materialien. Moskau-Leiiingrad 

1935. S. 141. Chronik S. 284 und 304. .Allerdings wurden Ende 1932 360 000 registrierte Mitglieder 
.rezählt Die offiziellen Aiigahen über den Mitgliederbestand differieren jedoch. \gl. zu den 
Einzelheiten Bahne. JvPD S. 15: Weber I S. 364 (dort sind weitere Quellen angegeben;
Pikarski. a. a. O. (.Anm. 4^4) S. -22 behauiitet. im Januar 1933 habe ,he KPD 28. 180 (zaldende 
Mitglieder gehabt, diese Angabe ist mit Skepsis zu betrachten, denn genau die gleiche Zahl (28. 1801 

(lein VIT eltkoiigref,'! (vgl. oben : lür März 19.i2 an.gibt der Bericht: Die Kl vor
501 Creutzburg, a. a. O. (Anm. 486) S. 10.
502 Damit wurde das Ziel, Verdoppelung der Mitgliedschaft, allerdings nicht erreicht. Vgl. Der 

Parteiarbeiter 9. Jg.. Nr. 6. Juni 1931, S. 166 ff.
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Einleitung

..Bei 210000 Neuaufnahmen 1931 hatte die Partei Ende des Jahres nur 259000 
Mitglieder [...] In den Grenzhezirken Danzig. Ostpreußen und Schlesien verlor die 
KPD 1931 absolut mehrere hundert Mitglieder, selbst in Oberschlesien und im 
Saargebiet wuchs die Mitgliederzahl nur minimal, hn industriellen Bezirk Halle- 
Merseburg stagnierte sie Ende 1931 völlig.'
In den Jahren 1931 und 1932 soll die KPD 400000 
haben, 
beschloß,
1931 und im ersten Halbjahr 1932 weit mehr Personen der Partei beigetreten, als sie 
zu dieser Zeit überhaupt Mitglieder zählte. Tatsächlich registrierte die KPD 1931 38 
Prozent und 1932 sogar 54 Prozent Eluktuation.
Die bduktuation bedeutete wohl weniger eine Lünschichtung der Mitgliedschaft, als 
vor allem den raschen Verlust neugewonnener Mitglieder, die nur ein kurzes 
Gastspiel in der KPD gaben. Es waren meist neue Parteimitglieder, die mit 
revolutionärem Enthusiasmus und in der Hoffnung auf eine gut funktionierende 
Parteiorganisation in die KPD kamen, ihr aber bald wieder enttäuscht den Rücken 
drehten. Sie liefen weg. weil sie etwas anderes erwartet hatten, -w'xe Pjatnizki der KPD 
vorwarf.Selbstkritisch stellte die KPD fest, der neue Genosse fühle sich fremd. ..er 
findet nicht jenen Geist der Kameradschaftlichkeit, der notwendig ist. um mit Freude 
mitwärken zu können."'’'’*^ Die Parteiführung sah als Grund der katastrophalen 
Fluktuation vermutlich mit Recht die Tatsache an. daß die Partei es ..nicht 
verstand", die neugewonnenen Genossen ..politisch an sie zu binden".(\ gl. auch 
Dok. 27). Die eigentliche Ursache der Fluktuation lag nach .4nsicht der BL 
Oberschlesien im ..Fehlen einer Bearbeitung der .Mitglieder und vor allem der 
neuaufgenommenen Mitglieder und in der schlechten Arbeit der Zellen und 
Ortsgruppen".'’”' Ständige .Aufrufe. Artikel und Hinweise ..Kampf gegen Fluktua
tion" waren so an der Tagesordnung.^’' änderten aber ebensowenig an der 
Fluktuation wie die \'erstiche. durch ..Kontrollen" von oben zu prüfen, ob und wie 
die neuen .Mitglieder integriert wurden.

..so.'!

neue Mitglieder gewonnen 
Da das Sekretariat des ZK am 25. Juli 1932 eine .\ufnahmesperre 

um besser auf die Illegalität vorbereitet zu sein, sind sonach im Jahre

504
.3(1.3

503 Hasclike. a. a . O. (.\nin. 418) S. 156 (er konnte die offizielle Organisation-sstatistik answerten). In 
Halle-Merseburg standen im Januar 1931 739 Neuaufnahmen 478 Abgänge gegenüber (Records 
286, 781 110 f.). Im .Mai 1932 gab es in diesem wichtigen Bezirk mehr .Austritte als Eintritte 
(Volkswille. Reichsorgan des Leninbundes. vom 26. .August 1932).

504 Pieck, Bd. V, a. a. O, (Anm. 463) S. 174.
505 Pikarski, a. a. O. (Anm. 474) S. 721.
506 Der Revolutionär. Organ für die .Mitglieder der KPD. Bezirk iNiederrhein. Sondemnmmer Bezirkspar

teitag 1932.
507 In: Creutzburg. a. a. 0. (.Anm. 486) S. 55.
508 Der Parteiarbeiter 8. ig.. Nr. 10. Oktober 1930. S. 306.
509 Ebd. S. 306.
510 Records 356, 825 857.
511 Vgl. Der Parteiarbeiter 8. Jg.. Nr. 7. Juli 1930. S. 219 f.; Lenins Heg. Informations- und 

Diskussionsblatt der Mitgliedschaft der KPD im Bezirk Niedersachsen. Hrsg, von der BL, Juli 1932. 
Roter Nordwest. Bremen, Juli 1932 (in: Records 360. 870 524).

512 So wurde ..feierliche Einführung" neuer .Mitglieder gefordert (Der Parteiarbeiter 7. Jg.. Nr. 12, 
Dezember 1929, S. 375 f.). Im November 1932 richlele die BL Sachsen einen Brief an alle 
Neuaulgenommcnen (mit einem Freiumschlag für Rückantwort; und ersuchte um .Auskunft darüber.
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Gleichzeitig ging der Einfluß der KPD in den Betrieben fast völlig zurück. Zwar hatte 
die Partei 1932 2210 Betriebszeilen (neben 6000 Straßenzellen), doch während 
Oktober 1930 noch jedes 3. Mitglied iin Betrieb arbeitete, war es iin März 1931 nur 
noch jedes 4. Mitglied und Ende 1932 nur noch jedes 9. Mitglied. Der Anteil der 
Betriebsarbeiter an der .Mitgliedschaft verringeite sich von 20 Prozent 1931 auf 11 
Prozent 1932."*^ Dabei schwand vor allein der Einfluß in den Großbetrieben: nur in 
jedem fünften Betrieb mit über 500 Arbeitern hatte die KPD eine Betriebszelle. In 
vielen Riesenbetrieben war die KPD äußerst schwach verankert, so z.B. hatte die 
KPD bei Krupp (22000 Arbeiter) 220 Mitglieder, irn Bochumer Verein (10 900 
Ai'beiler) 60 Mitglieder, bei Hoeseh-Dorlniund (5500 Arbeiter) 8 Mitghedei.
Diese Realität widersprach völlig der seit 1929 immer wieder verkündeten Aufgaben
stellung. die Kommunisten müßten ..alle ihre Kräfte auf dip Betriebe weifen und 
diese zu kommunistischen Hochburgen machen". ’' ’
Der ständig wiederholte Ruf ..Jeder Betrieb eine rote Burg“’"’ war verbunden mit der 
Aufforderung der Parteiführung, die ..Belriebsarbeit zu verbessern -, keinen Betrieb 
ohne Betriebszelle zu dulden, eine ..W ende - der Betriebsarbeit vorzunehmen; auch 
die Rundschreiben des ZK enthalten diesen Tenor. Doch auch Ende 1932 wai

Gustl Sandtner. Polleiter von Schlesien, auf dem 
Arbeit besteht darin, daß noch

nn

noch immer typisch, was 
Bezirksparteitag sagte; ..Die Hauptschwäche 
nicht der Betrieb das Zentrum der Parteiarbeit ist. Wir haben in Schlesien 2000 
Betriebe und nur 35 Betriebszellen.- 
Die Pra.xis der Parteiarbeit zeigt so. daß die entscheidenden Aufgabenstellungen der 
Generallinie für die Organisation überhaupt nicht realisiert werden konnten: Du- 
KPD war kaum in Betrieben verankert, ihr Einfluß ging dort sogar zurück, und die 
Parteiorganisation konnte wegen der Huktuation bei weitem nicht so gestärkt 
werden, wie es die objektive Situation, der .Mitgliederzustrom, zu ermöglichen schien. 
Diese Probleme wirkten auf die Arbeit und die Haltung der Parteiaktivisten, der 
Funktionäre, zurück. Nach offiziellen .Angaben waren etwa ein Drittel der .Mitglieder

unsei-er

..‘ilK

Zellenkassierer regelmäßig aufgesncluob das neue Mitglied im Besitz des Mitgliedsbuches sei. „ , , ven t d
werde, ob er in einer Zellen\ersammlung war tmd wie ihm diese gefallen habe usw. 
Hauptarchiv. Hoover-lnstitiition. Reel 14. Folder 26,3.)

513 GdA. S. 271; Die KI vor dem VII. \t eltkongreß, a. a.
(Anm. 463) S. 174.

vom

O. (Anm. 500) S. 141; Pieck. Bd. V, a. a. O.

. 0. (.Anm. 121) S. 548; Balme, in; Reulecke, a. a. O. (Anm. 5) S. 335.
23. .August 1929. S. 1915.

514 Thälmann-Biographie, u. a
515 Aufruf des ZK im August 1929. in: Inprekorr Nr. 81
516 Der Parteiarbeiter 9. Jg.. Nr. 7. Juli 1931. S. 205.

Vgl. den Arbeitsplan der BL .Niederrliein. Sommerhalbjabr 1932 (Records 3o6. 82.3 830). oder den
alle Polleiter der Zellen (Records 358. 868 004).

vom

517
Brief der gleichen BL an

518 Zitiert in: Hans Jürgen Friederici. Zur Entwicklung de ,, , ■
ilire führende Rolle im antifasclüstischen Widerstandskampf. Dargestellt am Kampf der oberschlest- 
schen Parteiorganisation und deutscher tnul polnischer Werktätiger gegen den Faschismus in den 
Jahren 1933-1938/39. Phil. Habil. Leipzig 1905. Anhang. S. 8.
Schlesien war ztt ar ein schwacher KPD-Bezirk. aber auch im zweitstärksten Bezirk, m Sachsen, ging 
der Anteil der Betriebsarbeiter überdurchschnittlich zurück: April 1932 iioi b 7.1 Prozent und 
Oktober 1932 nur noch 6.7 Prozent. Berit ht der BL Sachsen an den 3. Bezirksparteitag. 3. und 
4. Dezember 1932. Als .Manuskript gedruckt. S. 56.

Strategie und Taktik der KPD tmdr neutMi
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Einleitung

als Funktionäre aktiv.^'‘^ also 1929 bis 1932 zwischen 40000 und 90000 Personen. 
Bei der \ ielzahl der Aufgaben und Funktionen mußte die Parteiführung trotz der 
imposanten Zahl ..Überlastung aller aktiven Funktionäre mit Parteiarbeit'' konsta
tieren, die ..den willigen Genossen keine Zeit zur Scludungsarbeit lassen".Die 
dauernde Aktivität drohte so im Selbstzweck zu ersticken. Doch die Fluktuation 
wirkte sich auch auf die Situation der Funktionäre aus. Von 970 Delegierten des 
Bezirksparteitags Berlin 1932 waren 700 nicht länger als drei Jahre in der KPD 
organisiert, davon 400 kürzer als ein Jahr."“'
Das ehrenamtliche Funktionärskorps war also ebenso von der Fluktuation betroffen 
wie die Mitgliedschaft.’“" Die Führung förderte diesen Prozeß noch, weil sie ständig 
..neue frische Kräfte in die Leitungen und in die Partei " holen wollte.'"“" 1929 
verlangte die Führung die ..Ausmerzung derjenigen Elemente ". die ..dem Tempo der 
revolutionären Entwicklung nicht mehr gewachsen " waren. ’"■* 1930 wurden mittlere
Funktionäre ..durch neue frische Kräfte"
In der Tat war das ehrenamtliche Funktionärskorps leicht auswechselbar, es fanden 
sich immer wieder neue .Mitglieder, die von der Ideologie oder den Tagesförderungen 
der KPD überzeugt und zur Parteiarbeit bereit waren. Die .Mehrheit der ehrenamtli
chen Funktionäre waren entweder Betriebsarbeiter oder Erwerbslose, sie bildeten das 
Rückgrat der Partei. Die Fluktuation der ehrenamtlichen Funktionäre ermöglichte es 
dem hauptamtlichen Apparat und der Führung noch leichter, alle wichtigen 
Schalthebel der Partei in der Hand zu halten. Sie bestimmten in den Bezirks- und 
Unterbezirksleitungen (beispielsweise waren in Sachsen von insgesamt etwa 25 
Unterbezirksleiter 15 hauptamtliche Funktionäre)."""
Kam der hührung die Hiiktuation der ehrenamtlichen Funktionäre also durchaus 
nicht ungelegen, so mußte sie doch andererseits ein zumindest ideologisch gefestigtes

.32.“)ersetzt iisw.

519 Im Dezember 1931 waren offiziell 32 Prozent der .Mitglieder Funktionäre. \ gl. Die KI vor dem 
V II. U eltkongreß. a. a. O. (.4nra. 500) S. 143. Als Funktionäre wurden alle gewählten Funktionsträ
ger (Polleiter. Orgleiter. Kassierer usw.) von der Betriebszelle bis zur Führung gezählt, außerdem 
Megierte zur Konferenz, aber auch .Mandatsträger oder .kktivisteii in .Massenorganisationen (RGÜ,

520 Der Parteiiirheiter 8. Jg.. Nr. 10. Oktober 1930. S. 30?.
521 BA, Reiehsbicherheitshaufitamt, R 58-390 (Parteitage der KPD).
o22 Das gilt auch für die Repräsentanten der KPD in ahlgremien; vgl. etwa zu den Kommunalvertre- 

lem B. Herlemann. a. a. 0. (Anm. 5) S. 200 ff.
523 Richtlinien für die 3. Reichskontrolle, Der Parteiarbeiter 7. .lg.. Nr. 12. Dezember 1929. Sonderbei

lage, S. 1.
524 RF Nr. 217 vom 29. Oktober 1929.
52d -A. Bewer, Das ABC der Orgarbeit. Leitfaden iür den Parteiarbeiter. 1 Bücherei des Parteiarbeiters 

Bd. 3). o. O. und 0. J. (1930). S. 23.
526 Records 313. 8122 080. Die hauptamtlichen Funktionäre bestiminlen in den Leitungen. \1 enn sie 

freilich allzu deutlich dtmiinienen. wandte sich die Führung dagegen. In einer \'orlage an das ZK- 
Plenum im Februar 1932 wird z. B. kritisiert, daß ..auf der Sitzung der engeren BL ' von Halle- 
.Vlerseburg am 9. 2. 1932 kaum Betriebsarbeiter waren: ...4nwesend waren 27 Genossen, davon 18 
Parteiangestellte, einige .Angestellte vom \ erlag und aus anderen Organisationen, aber nur 
2 Betriehsarbeiter und 4 Erwerbslose. \ on einem Genossen Belriehsarbeiter w urde bestätigt, daß 
schon seit längerem die Sitzungen der engeren BL eine ähnliche Zusammensetzung, wenn auch nicht 
in dieser schrolfen Form, aufzuweisen haben." (V'orlag 
Amn. 213.)

dem Nachlaß Humbert-Droz, vgl.e aus
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Zur ürgaiiisationsstruktur der KPD

kön-Fuiiktionärskorps heranziehen. um die anstehenden Aidgaben bewältigen zu
Um die Funktionäre ideologisch zu motivieren und zu aktivieren, setzte die 

Farteifiihrung vor allem auf die Schulung. Im Frühjahr 1929 wurden 5 Prozent der 
Mitglieder durch die Schulung erlälst. 1930/31 führte die KPD 150 Lehrgänp mit 
450^0 Funktionären an Reichs- und Bezirksparteiscdiulen durch.’" Noch größeren 
W ert legte die Partei auf die Schulung von Nachwuchs für Spitzenfunktionen oder 
die W'eherbildung wichtiger Funktionäre. ’"^ Auf der zentralen Parteischule Fifdtten- 

bei Berlin wurden von Februar 1929 bis 19.33 etwa 1000 Funktionäre geschult. ’ ‘ 
Die ideologische und politische Ausrichtung der Funktionäre und Mitglieder sollte 
natürlich auch über die Medien der Partei erfolgen. Für die Rolle der 37

bezeichnend, daß diese nur so viel Abonnenten 
Die Presse war ab 1929 völlig zentralisiert

neu.

au

Tageszeitungen der KPD ist es 
hatten, als die Partei Mitglieder zählte.
und verbreitete lediglich die Meinung der Parteiführung, wobei der Pressedienst, die 
Inprekorr und auch die Rundschreiben den Retlaktionen Richtlinien gaben. Durch 
häufige Verbote der Parteiorgane (1932 wurde das Zentralorgan. Die Rote Fahne, 

307 Erscheinungstagen 124 läge, die KPD-Presse insgesamt an 307 Erschei- 
verbüten) \erlor dieses Mittel der Meinungsbildung jedoch an W-är- 

Die Zeitschriften für die Funktionäre (Die Internationale. Der Parteiarbei-

530

von
nungstagen 
kung.'’*‘L.
ter. Der Propagandist. Der Agitator) ^ ''- erschienen in geringerer Auflage und wurden 

wenigen Funktionären gelesen.nur von
Die Skizzierung verschiedener Probleme der zentralistischen Partei, gerade auch 
ihrer Meinungsbildung.’** macht deutlich, wie wichtig für die Führung das 
Funktionieren der Mechanismen der Machtausübung war.

Mechanismen der Anleitung der Bezirke
Von den vielfältigen .Methoden, mit denen die Parteiführung die Organisation 
anleitete, sollen zum Verständnis der Rolle und des Stellenwerts der Rundschreiben 
des ZK lediglich einige .Mechanismen der Anleitung der Bezirke skizziert werden. Die

e waren in der KPD nach dem Prinzip desAnweisungen der übergeordneten Organ 
demokratischen Zentralismus unbedingt und ohne Diskussion durchzuführen. Damit

oben nach unten in der Partei unbestritten.die generelle W'illensbildung vonw’ar

527 Horst Laschitza. Die Sehulungsarbeit der KPD zur .4neigmmg des Leninismus. \4 issenschaftliche 
Beiträge der Parteihoi hschule ..Karl Marx" beim ZK der SiLD. 23. Jg.. Heft 1. 1474. S. 1 .5 t.

528 In Kicbtenau bei Berlin fand von Januar bis ,4[)ril 1431) die 5. Reiebspartciscbule statt, aitf der 
.Nacbwucbskader ausgebildel wurden IRecords 312. SH ^38). .Milte 1932 gab es dort einen Kurs für 
15 Landtagsabgeordnete (St.4 Bremen. 13 i. Bd. 14;.

529 .Neues Deutscbland Nr. 46 vom 23./24, Februar 1980, Dagegen ist 
Scbitlern die Rede, die die Scbitlc Fitditenau besucbten; vgl. unten. Dok. 15 a. .4nm. 1. Aber auch 
diese Zahl zeigt die Bedeutung der Scbtilung.

O. (.4nm. 463) S. 175. Pjatnizki spracb auf detn .X. Plenum des LKKl 
1929 ( Protokoll. S. 251) von 280 000 Exemplaren Auflage der KPD-Presse. an anderer Stelle ist von 
2.54 000 die Rede, und für 1931 von .330 000. wegen der Krise sei dann die Auflage gefallen. Die Kl 
vor dem \’I1. 'S cltkongrelS. a. a. ü. (.\nm. 500) S. 142.

531 Kurt Koszvk. Deutsebe Presse 1914-1945. Gescbicbtc der dettlscben Presse. Teil 111. Berlin 
(West) 1973. S. 328.

532 Parteiarbeiter. Propagandist und Agitator
533 Über Einzelbeiten der .Mcinungs- und Willensbildtmg in der KPD vgl. \Feber 1 S. 272 ff. Die dort für 

die Periode bis 1929 gegebene Darstellung gilt aucb für die spätere Zeit.

anderer Stelle von 680an

530 Pieck. Bd. V. a. a.

noch interne Organe, vgl. Dok. 4l.waren nur
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Um den Bezirken die Vorstellungen der Parteiführung, taktische Wendungen der 
Politik, organisatorische Anweisungen usw. bekannt zu machen, gab es verschiedene 
Wege. Die vom Polbüro gefaßten Beschlüsse wurden als verbindlich veröffentlicht 
(intern oder in der Parteipresse). Die ZK-Tagungen dienten ebenfalls der Instruktion 
der Bezirke: da viele Polleiter und andere wichtige Funktionäre der Bezirke Mitglied 
des ZK waren, konnten sie so unmittelbar mit der politischen und organisatorischen 
Aufgabenstellung vertraut gemacht werden. In besonderen Fällen wurden alle Pol
leiter der Bezirke in Berlin zusammengerufen, um Instruktionen entgegenzunebmen. 
So fand z.B. einen Tag nach den Wahlen vom 31. Juli 1932 eine ..Reichskonferenz“ 
statt, an der neben den Polleitern auch die Abteilungsleiter des ZK teilnahrnen und 
außer der Analyse der \X ahlen auch das ..Versagen ' der Partei beim Staatsstreich in 
Preußen (20. Juli) diskutiert wurde. Schließlich waren viele leitende Bezirksfunk
tionäre Abgeordnete des Reichstags oder des Preußischen Landtags und daher häufig 
in Berlin und für die zentrale Führung direkt erreichbar. Auch einzelne Abteilungen 
(Org-, Agitprop- usw.) luden die entsprechenden Bezirksfimktionäre zu Tagungen 
nach Berlin ein. um die Aufgaben abzustimmen.
Die unmittelbare Anleitung der piaktistllen Arbeit der Bezirke erfolgte auch 
dadurch, daß Mitglieder des Polbüros für bestimmte wichtige Bezirke direkt 
verantwortlich waren; sie nahmen an wesentlichen Tagungen der Bezirksleitungen 
teil, übermittelten die Vorstellungen der Zentrale, übten Kontrolle über die 
Durchlührung der Beschlüsse aus und tmterrichteten sich gegenseitig in der Führung 
über die jeweiligen Aktivitäten, die Lage und Stimmung der Bezirke. Außerdem 
wurden Mitarbeiter der Abteilungen des ZK eingesetzt, tnn die Bezirke anzuleiten. 
Auch die Instrukteure (vgl. zu den Einzelheiten Dok. 49) spielten bei der Anleitung 
der Bezirke eine Rolle. Das ZK hatte im Mai 1931 beschlossen, einen ..liistrukteur- 
stab“ zu schaffen.'" * ’ Die Instrukteure wurden vom Sekretariat des ZK mit konkreten 
Aufgaben betraut. Beispielhaft ist ein Bericht \on Heinrich Rau. der im Juni 1932 in 
den Bezirk Nordwest (Bremen) entsandt wurde. Er hielt vor der BL einen ..Bericht 
entsprechend der Instruktion“ des ZK. erst anschließend sprach der Polleiter des 
Bezirks. Robert Stamm, danach wurde der Arbeitsplan des Bezirks ..vervollstän
digt“.'" Die Instrukteure wurden aucb zur Kontrolle in die Bezirke geschickt, ließen 
sich dort vom Sekretariat der BL berichten und führten anschließend 
Funktionärsversammhmgen durch.
ln besonderen Fällen übermittelten auch Kuriere ..Richtlinien 
tionen im Reich ".

meist
.1.1

an die Parteiorgauisa- 
Natürlich hatten die Rundschreiben als schriftliche Anleitung 

eine wesentliche Funktion, wie noch zu zeigen sein wird.
.4ufgrund der von der zentralen Führung vermittelten politischen und organisatori
schen V orstellungen hatten die Bezirke .Vrbeitspläne für die nächsten Monate zu 
erstellen. m denen alle Aufgabenbereiche (Agitprop. Frauen usw.) konzipiert 
wurden. Entsprechend der Struktur des Bezirkes gab es dabei Schwerpunkte

534 Vgl. Thälmann, Reden und Aufsätze II. a. a. O. (,4nm. 354) S. 254.
535 Der Parteiarbeiter 9. ,Ig., Nr. 6. Juni 1931, S. 163.
536 Records .360, 870 513.

In den Records finden sich zahlreiche Relege; vgl. z. B. 360. 870 616 ff. 
538 Thälmann-Biographie, a. a. O. (.4nm. 121) S. 590.
537
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(Landarbeit, RGO-Arbeit usw.). Die Arbeitspläne der Bezirke ähnelten sich, da sie 
nach einem bestimmten Schema aufftebaut waren. Nach einer mehr oder weniger 
umlangreichen politischen Analyse folgten organisatorische Aulgabenstelhmg, kon
krete Terminplammg (für Kampagnen. Tagungen. Demonstrationen) und die 
Planung der einzelnen Abteilungen. Der .4rbeitsplan war so ein Konzept der BL und 
zugleich Mittel der Kontrolle der Arbeit für das ZK. Die Arbeitspläne

prechend den Anweisungen der Führung (auch hier dienten ii.a. die Rundschrei
ben als Vorlage) vom Sekretariat der BL ausgearbeitet. von der BL angenommen und 
verantwortet.
Auf Bezirksebene kam es zwischen 1929 und 1932 zu Uinstrukturierungen der 
Abteilungen, doch war im Prinzip die Arbeitsweise ähnlich wie der zentialen 
Ebene. Aus einem Bericht der wichtigen BL Ruhr an das ZK vom Frühjahr 193 
ergibt sich die generelle Arbeitsweise. Die BL hatte drei Abteilungen: ürgabteilung 
mit den Unterabteilungen Koinmunalpolitik (Kotnpol), Land sowie Kasse; Uewerk- 
schaftsabteihmg mit den Unterabteilungen ARSO. Genossenscliaft und Erwerbslose 
und die Agitpropabteihmg mit den Uiiterabteihmgen Kultur. 11 A und Frauen. Alle 
Aufgaben wurden im Sekretariat besprochen, festgelegt und den einzelnen Abteilun
gen zugeteih. Das Sekretariat überwachte die Arbeit und übte ..scharle- Kontrolle 
mis Die Orgabteilung trat mindestens zweimal monatlich zusammen und plante die 
nächsten Aufgaben. Im letzten Drittel des Monats fand innner eine Sitztmg mit den

Statt, in denen auch der Bezirksarbeitsplan testgelegt

wurden

ents

wurde'^ Die Unterabteilungen traten monatlich zusammen. Das Schema der Arbeit 
der zentralen Führung galt also auch für die Bezirke (die ihrerseits genauso die 
Unterbezirke anleiteten).
Die Sekretariate der Bezirksleitungen beschäftigten sich mit allen fragen der 
Organisation, der Personalpohtik. aber auch der ...Massenorganisationen- So legte
beispielsweise eine Sekretariatssitzung der BL Mecklenburg am 20. Mai 1932 eine 
Bezirkskonferenz der RGO genau fest. In diesem Fall nahm 
,,außer den Sekretariats-.Mitgliedern der Genosse Neddermeyer 
der RGO -.

der Sitzung noch teil 
Reichskomitee

an
vom

541)

Die Sekretariatssitzungen behandelten die Vorbereitungen von Kampagnen insbe
sondere Wahlkämpfen. Ausschlußverfahren von Funktionären, aber auch Vor
schläge an das Sekretariat, wer z.B. als Kandidat bei Landtagswahlen aufgestellt

werden sollte.^’*'
Die BL führte häufig Sitzungen gemeinsam mit den Polleitern der Unterbezirke 
durch, wobei das Hauptreferat von Abgesandten des ZK gehalten wurde. So sprach 
auf einer Sitzung der engeren BL des wichtigen Bezirks Halle-Merseburg am 21. 
März 1932 ein Referent des ZK über die Wahlen zum Reichspräsidenten, wobei er 
die allgemeine Lime der Partei wiedergab. Der Orgleiter des Bezirks referierte ^er 
organisatorische Fragen des Bezirks, danach diskutierten vor allem UB-Leiter über

.539 Vgl. HSt.4 Düsseldorf. Best. Reg, Düss. Nr. 3()657e. Ähnliche Berichte von
finden sich in den Records, so z. B. von der BL Danzig iin .Mai 1930 (Records 312. 810 882 und
810917).

.540 Records 285, 779 879. Zu Robert Neddermeyer (1887-1965) vgl. Weber 11 S. 231.
541 Vgl. die Listen von Bayern und Oldenburg, die vom Sekretariat bestätigt werden sollten, in 

336. 841 617 f. Sogar Ortsgruppen mußten solche Bestätigungen einholen; vgl. Uok. .
: Records

GUI



Einleitung

ihre Probleme. Das Schlußwort hielt wieder der \ ertreter des ZK. der auf die 
angesprochenen Fragen im Sinne der Strategie und Taktik der Partei einging.^-*“ 
Selbst auf .4bteihmgskonferenzen der Bezirke wurden die Referate oft von zentralen 
Funktionären gelialten. beispielsweise aul einer .\gitpropkonferenz des Bezirks 
V^'asserkante arn 16. September 1932.^^^
Aus allen Unterlagen ergibt sich, daß die Bezirke keinerlei politische Eigenständig
keit besaßen und auch organisatorisch lediglich Arbeitsstälie der zentralen Führung 
waren, von dieser in allen Fragen direkt angeleitet und kontrolliert wurden. Wie weit 
diese .4bhängigkeit ging, soll ein Beispiel zeigen. Vor dem Bezirksparteitag Nordwest 
schickte das Bezirkssekretariat am 22. Novemher 1932 einen Eilbrief an das 
Sekretariat des ZK in Berlin, in dem es hieß: ..In der Anlage übermitteln wir Euch die 
Resolution zum Bezirksparteitag Nordwest in zwei E.xemplaren. Ihr wollt dieselben 
bitte sofort überprüfen und etwaige -4bänderungen uns durch Eilboten oder 
telephonisch übermitteln. Bis Ereitag müssen wir Eure Stellungnahme oder .4bände- 
rungsvorschläge wissen, da wir die Resolution noch abziehen müssen.Obwohl die 
BL die geplante Re.sohition des Bezirksparteitages ja entsprechend den vorliegenden 
Materialien des ZK (auch der Rundschreiben) abgeläßt hatte, mußte sie sich 
ruckversichern. Die spätere ..Annahme" einer solchen Resolution durch die Delegier
ten des Bezirksparteitages war dann nur noch Farce, die den hierarchischen 
Zentralismus überdecken sollte.
Im gleichen Eilbrief wurde auch die Frage des Referenten für den Bezirksparteitag 
angesprochen: ..Wir haben bereits verschiedentlich bei Euch angefragt, ob das ZK 
füi den Bezirksparteitag Nordwest einen Genossen Referenten stellt, oder ob der 
Referent von der BL gestellt werden muß. Gebt uns bitte auch hier sofort, 
angeht, telephonisch Bescheid, ob ein Genosse Referent vermittelt wird und wenn es 
angeht, teilt uns den Namen des Genossen mit." .4uch hier wurde ein Referent des 
Polbüro (Schubert) entsandt. In eiligen Eälleii war also durchaus auch telefonische 
Verbindung zwischen dem ZK und den Bezirken für die .4nleitung möglich.
Die Referentenvennitthmg war im übrigen eine wichtige Aufgabe der Zentrale, die 
entsprechende Abteilung R. hatte einen umfanpeichen Schriftverkehr und versuchte 
vor allem bei Wahlen, bekannte Redner für \ ersammlungswünsche der Bezirke zu 
stellen, Termine auszuarbeiten usw.'^'**’

wenn es

Selbstverständlich blieben in der zentralisierten Partei vor allem die personalpoliti
schen Entsdieidungen der Zentrale Vorbehalten. Das galt nicht nur für die schon 
erwähnte Kandidateiiaufstellung bei Landtagswahlen, sondern noch mehr für die 
f unktionsbesetzungen innerhalb der Partei. .■)4’

Der schon zitierte Eilbrief des BL-

542 Records 2Ü8. 780 461.

o43 Die Leitung hatte ranz Jacob. Redner der .Lgitpropuhteiliing iles 7.K war W alter Däumig. Dieser 
verglich die ..drei revohitioimren Zentren" in Deutschland und Rutsland: ..Berlin gleich .Moskau, 
Hamburg gleich Leningrad. Ruhrgebiet gleich Donezbecken." StA Bremen. 4.65. HA 12a. Bd. 34.

544 St.4 Bremen. 4.65. IL4 12b. Bd. 16 (KPD Bremen. 1. Satnmelbaiid Bezirksparteitag am 16.-17. 11. 
1932).

545 So handschriftlich auf dem Brief (Anm. 544) eingefügt.
546 Records 350. 888 384; vgl. auch Records 285. 770 300 ff,
547 Wie danach ..Wahlen" in der Partei einzuschätzen sind, zeigen auch die Dok. 10 und 20. in denen 

genau vorgeschriebeii war. welche Delegierten zu wählen viaren.
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Sekretariats Nordwest ist auch hierfür tyj)iscfi: ..Betr. Vorschlag der Sekretäre. Die 
BL schlägt folgende Genossen als Sekretäre für den Bezirk Nordwest vor und bittet 
um Eure Bestätigung: 1. Polleiter Robert Stamm. 2. Orgleiter Egon Nickel. 3. 
Agitpropleiter.4d. Häusler. Alle drei Genossen haben bis jetzt diese Funktion bereits 
durchgeführt.In diesem Falle dürfte die Zustimmung des ZK-Sekretariats 
einfach gewesen sein. Doch behielt sich die Zentrale immer die Entscheidung vor, die 
auch ablehnend sein konnte. So schrieb das Sekretariat des ZK am 13. Mai 1932 an 
die BL Halle-.VIerseburg: ..Das Sekretariat hat zu Eurem Antrag, den Genossen Aant 
als Agitpropsekretär zu bestimmen. Stellung genommen. Teilt uns mit. ob es möglich 
ist daß Ihr einen anderen (ienossen aus Eurem Bezirk benennen könnt, andernfalls 
ein geeigneter Vorschlag durch uns gemacht wird."^""" Die personalpolitische 
Zuständigkeit der Zentrale schien so selbstverständlich, daß das Sekretariat nicht 
einmal die Gründe für die .Ablehnung bekanntgab und eigene Kandidaten Vorschlä
gen konnte.
Selbstverständlich war auch der personalpolitische Zentralismus nicht problemlos. 
Von oben angeordnete A'ersetzungen konnten zu Engpässen lühren. hier versuchten 
die Polleiter der Bezirke durch Rücksprachen beim ZK mitziiwirken.^" Sogar untere 
Einheiten versuchten Einfluß auf die Kaderpolitik zu nehmen. So verlangte

einem Brief an das ZK
.351beispielsweise die Ortsgruppe Schöppstedt am 8. Juni 1932 in

die Abberufung des UB-Sekretärs Kleine und seine Ersetzung durch Arthur Dorf. 
Nur in Ausnahmefallen ging die Eührung auf solche Wünsche ein.
Die Organisationsstruktur der KPD war eine politische Einbahnstraße von oben nach 
unten. Das schloß allerdings eine Rückkoppelung bei der organisatorischen Durch
führung der Beschlüsse nicht aus. Typisch für eine solche Kritik (und entsprechende 
Selbstkritik der Zentrale) ist ein Schriftwechsel zwischen der BE Schlesien und dem 
Sekretariat. Das Sekretariat der BL Schlesien beschäftigte sich in seiner Sitzung vom 
17. April 1932 mit der zti späten Elugblatt-Belieferung durch die Agitpropabtedung 
des ZK bei den Präsidentschaftswahlen und richtete deswegen „eine Beschwerde an 
das Sekretariat des ZK '. Dabei wurde darauf verwiesen, daß durch die zu späte 
Auslieferung ..uns dadurch ungeheure Schwierigkeiten erwachsen und die Mißstim
mung in den Ortsgruppen erzeugt wird". Das Sekretariat erkannte die Beschwerde m 
einem Brief vom 6. Mai 1932 als ..leider“ richtig an und versprach. „Vors_orge‘- zu 
treffen, „daß bei künftigen Kampagnen sich derartiges nicht wiederholt“.“ 
Ähnliche Beispiele der notwendigen Kritik von unten gab es immer wieder. So

548 Vgl. Amn. 544.
549 Records 313. 812 238. Im gleichen Brief hieß es auch: ..Es be.stehl nach wie vor der Besclduß, daß 

der Genosse Biering als Nachfolger des Genossen Koenen das Reichstagsmandat erhalt. Genösse 
Koenen hat uns allerdings mitgeteilt, daß Ihr Euch in einem Schreiben an uns über die Qualität des 
Genossen B. dahingehend geäußert habt, daß er nicht für die Übernahme eines Reichstagsmandats m 
Betracht käme. Bei uns ist ein solches Schreiben nicht eingegangeii. Vi ir ersuchen Euch daher um 
Rückäußerung. Über den Termin des Nachrückens von B. im Reichstag hekommt Ihr noch 
Bescheid.“

550 So sollte der politische Redakteur
S. 158) zur Landahteihmg des ZK versetzt
beim ZK, um eine Verschiebung der Versetzung zu erreichen. Records ,5h0. 8.0 .o41 I.

in Bremen. Heinkc Heinks (189.5-1968. Biographie vgl. Weber II 
werden, Polleiter Stamm nahm deswegen Rucksprache

551 Records 284, 779143. 
5.52 Records 313. 812 2,56 f.
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verwählte sich die BL Sachsen (Org) gegen einen x\itikel ini Der Parteiarbeiter, in 
dem die Parteisekretäre aufgefordert wurden. ..mit ihrem Hintern von den Amts
schemeln“ herunterzukommen. Die BL protestierte in einem Brief vom 12. August 
1932 an das Sekretariat gegen solche Formulierungen, die unnötige Diskussionen 
hervorriefen. Die BL warf nun der Orgabteilung vor, durch Bürokratismus Schreib
tischarbeit notwendig zu machen: ..\^enn wir alle Fragen, die die Orgabteilung des 
ZK an uns richtet, beantworten wollen, dann müssen wir einen ganzen Stab 
Genossen beschäftigen, der nur

von
dieses Material zusammeiistellt. Eine Anweisung 

überholt die andere, so daß wir meist schon bei Eingang einer solchen abwarten, bis 
der persönliche Kurier kommt und es wieder richtigstellt. Nur ein Beispiel. Der 
Vertreter der Orgabteilung kommt nach hier und holt die Fragebogen aller 
Bezirksleitungsmitglieder. Wir holen dieselben aus dem Archiv, händigen sie aus und 
nach 10 Tagen kommt ein Brief aus Berlin, in dem man verlangt, daß wir nochmals 

allen Bezirksleitungsmitgliedern einen solchen Fragebogen anfordern und 
denselben nach Berlin schicken. Wir haben das nicht getan, weil wir nicht Gefahr 
laufen wollen, daß die Bezirksleitungsmitglieder der Auffassung sind, Unterlagen 

. Flaussuchung der Polizei in die Hände gefallen. Vorgestern kommt ein
Brief, in dem verlangt wird, daß wir 10 Delegierte für den .4ntikriegskongreß stellen, 
ein Bezirkskomitee zu diesem Zweck bauen usw. Einen Tag später kommt der 
Vertreter des Sekretariats und macht ganz andere Angaben. Wir könnten diese 
Litanei fortsetzen [ . . .
Dieses ausführliche Zitat ist nicht nur für die Methode der zentralistischen Anleitung 
interessant, es zeigt auch deren bürokratische Handhabung und die Beschwernisse, 
die der Organisation dadurch entstanden. Die zu bewältigende Papierflut, die 
Vielfalt der Aufgaben, die Multifunktionäre erforderten, hielten die Parteiarbeiter in 
ständiger Aktion. Da die KPD in dieser Zeit trotz ihres .4ntiparlamentarismus die 
Wahlkampfe ernst nahm, war sie auch hier laufend beschäftigt. Die Überschätzung 
der eigenen .Möglichkeiten - die gerade auch aus den Rundschreiben spricht - 
täuschten oft intensive .4ktivitäten vor. die den oberen Instanzen - ZK oder EKKl - 
als Selbstbestätigung dienten.
Außerdem gab es auf der zentralen Ebene Desorganisation, die wieder zu Lasten der 
Bezirke ging. Zwar war

von

waren

die Anleitung der Bezirke beim Sekretariat konzentriert, 
doch kam es wegen des Kompetenzgerangels in der Führung durchaus zu Reibungs
verlusten. 1932 schaltete sich Thälmann mit seinen Mitarbeitern Hirsch und 
Birkenhauer direkt in die Anleitung der Bezirke ein. Selbst die offizielle Thälmann- 
Biographie der DDR berichtet, daß Thälmann mit seinen Sekretären nach dem 20. 
Juli 1932 Aufrufe formulierte sowie Entwürfe. .4rtikel und ..Rundschreiben an die 
Bezirke“ ergänzte.'^'"*
Auch zwischen dem Sekretariat und den Abteilungen gab es Differenzen und 
Leerlauf. .4m 30. Juli 1932 schrieb Dahlem als Leiter der Orgabteilung an das 
Sekretariat, er könne keinen Bericht über die antifaschistische Kampfwoche geben, 
da ihm keine schriftlichen Berichte vorlägen. Die vom Sekretariat ausgesandten 
Instrukteure hatten Anweisung, nur mündlich dem Sekretariat zu berichten. Dahlem 
wollte nun unabhängig vom Instrukteursystem wieder eine kontinuierliche Berichter-

553 Records 284, 779 250.
554 Thälmann-Biographie, a. a. O. (Anrn. 121) S. 590.
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stattung für die Orgabteilung einführen. Er forderte außerdem, daß die Instrukteure 
aufgrund festumrissener Fragen ihre Instruktion und kontrolle und ihre Berichter-

durihzuführen haben. Vor allem aber sollten die Instrukteure ..vor der
i!. 55osiattung . ,

Abfahrt unbedingt in Wrbindung mit der Org- und Agitpropabtedung stehen". 
Das war also vorher nicht geschehen, und für diesen Mangel machte Dahlem indirekt 
den neuen Sekretär. John Schehr. verantwortlich.
Das Sekretariat war offensichtlich überlastet, da es für alle Fragen zuständig war und 
entscheiden mußte.’"'’ Da die zentrale Führung gleichzeitig dem EKKI rechen
schaftspflichtig war. lief aturh die Berichterstatttmg nach Moskau über das Sekreta
riat.’’" Die Folge der Überlastung war mangelhafte Koordination, die operative 
Arbeit erstickte im Bürokratismus.

• der Zentralismus bereits so selbstverständlich, daß selbstFür die Parteiführung wai 
bei Versuchen, den Sachverstand der .Mitarbeiter für die politische Konzeption zu 
nutzen, meist an den Bezirksleitungen vorbeigegangen wurde. So wandte sich 
Thälmann in einem Brief vom 28. .Mai 1932 an alle ZK-Mitglieder, an das ZK des 
KJVD und auch an die Abteilungsleiter im ZK mit 18 Fragen und der Bitte 
Vorschläge für die Ausgestaltung der Antifaschistischen .Aktion.”* die Bezirke 
wurden übergangen. Ebenso war es für die Führung ganz selbstverständlich, daß sie 
nicht den „Instanzenweg“ einzuhalten brauchte. Mehrfach wandte sich das ZK in 
wichtigen Fragen mit ..Zellenbriefen“ direkt an die unteren Parteiorgane.” Auch

um

.5.5.5 Records 350. 859 373.
556 Beispielsweise mußte es sich mit dem .4iitrag der Ableihmg Parlamente (imterschriehen W. K. d. i. 

Wilhelm Koenen, 1886-1963. Biographie vgl. eher 11 S. 187 f.) helassen. Helene Overlach solle 
das ihr zufallende .Mandat im Preußischen Staatsrat niederlegen (Records 356. 86.5 605,. Im Januar 
1932 mußte sich das Sekretariat mit einer Beschwerde des damaligen Chefredakteurs der Roten 
Fahne beschäftigen, die BL Vfasserkante habe ihn. Reinhardt (d. i. Abusch) verleumdet (Records 
360. 870 501). Im August 1932 wollte die BL Nordwest wissen, ob es stimme, daß Spitzenfunktio-

der UdSSR ihren Urlaub verbringen könnten. (Records 360. 870 .:)-t8) usw. (Zu den 
Biographien vgl. ^ eher 11.)

557 Vor allem der Orgleiter des EKKI. üssip PjatnizkL benutzte diese Berichte auch 
KPD-Politik, vgl. z. B. seine Ausführungen in Creutzburg. a. a. O. (Amn. 486) S. 54 ff. le Orgleiter 
Pjatnizki waren übrigens auch andere wichtige Funktionäre im EKKI von der KPdSU gestellt, so dei 
Leiter der Abteilung Parteiaufltau. B. If assileiv. und der Leiter der Kaderabteilung, krajewski. Vgl. 
BzG 16. Jg.. Heft 5. 1974. S. 840.

558 Der Brief ist abgedruckt in .Antifaschistische .Aktion. S. 44 ff.

nare in

zur Kritik an der

5.59 Hier einige Beispiele: Anfang Juni 1930 verschickte das ZK (Sekretariat einen gedruckten, 
fünfseitigen Brief an „alle Betriebs- und Straßenzellen sowie Ortsgruppenleilungen" mit dem 
Hinweis: ..ln jeder Zelle vorzulesen und zu diskutieren k unterschrieben von Ernst Thdlmann. (StA 
Bremen. 4. 65. IIA 12a. Bd. 26). Einen ähnlichen ..Zellenbrief- richtete das Sekretariat aus .Anlaß 
des ..Roten A'olksentscheids- am 27. Juli 1931 an ..alle Betriebs- und Straßenzellen- (Vgl. Dok. 48). 
Ende September 1931 versandte das ZK einen ..Rundbrief- an ..alle Parteimitglieder-. Der 
zwölfseitige, gedruckte Rundbrief enthielt Beschlüsse des Polbüros (vom 24. 9. 19.11) und die 
„Kampfaufgaben-. Ein „Rundschreiben- zur Unterstützung des K.IVD richtete das ZK iin Oktober 
1931 ..an alle Zellen und Ortsgruppen" (Records 359. 915 912 If.l. .Am 12. Februar 1932 
verschickte das Sekretariat einen achtseitigen gedruckten ..Bnel des ZK der KPD an ..alle 
Betriebszellen, an alle Straßenzellen, an alle Ortsgruppen, an alle Fraktionen in den .Massenorgmnsa- 
tionen: - zu den bevorstehenden AA ahlen. Ein „Rundschreiben des Zentralkomitees der KPD .An alle 
Leitungen der Ortsgruppen und Straßenzellen“ verschickte das ..Zentralkomitee der KPD, Oig- 
Abteilung- am 17. März 1932. In dem zweiseitigen, gedruckten Schreiben wurde gefordert, mit 
„offener, kühner Selbstkritik zu prüfen, worauf es zurückzulühren ist. daß die Zahl der für unsere
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Referentenmaterialien zu wichtigen Themen gingen direkt von der Zentrale an die 
Funktionäre, um eine einheitliche politische Lime durchzusetzen, 
schließlich auch finanziell ganz von der Zentrale abhingen.blieb für sie 
Spielraum für eigenständige Aktionen, der Zentralismus war umfassend.

5(j0 Da die Bezirke 
wenig

Die Rolle der Rundschreiben
Die angeführten Tendenzen und Probleme der zentralistischen Partei sind alle . 
den Rundschreiben abzulesen. Diese Rundschreiben des ZK waren zugleich selbst ein 
wichtiger Faktor der Parteipolitik, da sie der Anleitung der Bezirke durch das 
Sekretariat dienten. Schon in ihrer Form sind sie Beispiel für den Zentralismus der 
Partei, sie trugen den Charakter 
Sekretariats“), ja vielfach 
in Dok. 34).
Ob die Rundschreiben die eigentliche und sogar wichtigste Form der politischen und 
organisatorischen Anleitung der Partei waren, scheint zunächst nicht leicht zu 
beurteilen. Bei Abwägung aller Hinweise aber ist es gerechtfertigt, die Rundschreiben 
als die wesentliche Methode der Führung zur Anleitung der Bezirke zu bezeichnen. 
Zweifellos spielten sie neben den bereits ei-wähnten Instrumenten (Instrukteure usw.)

ganz entscheidende Rolle. Gegenüber der persönlichen Anleitung war durch 
diese schriftlichen Anweisungen eine für alle Bezirke einheitliche Festlegung der 
Aufgaben möglich.

aus

von strikten Anweisungen (..Anweisungen des 
von Befehlen der Führung (vgl. den Begriff ..Parteibefehl“

5b2

eine

Außerdem war die schriftliche Fixiemmg sowohl für die Durchführung als auch für 
die Kontrolle prägnanter und objektiver, weniger durch subjektive Auslegung 
verzerrt wie mündliche Übermittlung. Die Verbindung von politischer Analvse, 
organisatorischer .Aufgabenstellung und Anweisungen der einzelnen Fachabteilun
gen brachte optimale Möglichkeiten der Ausrichtung, wie sie mit anderen Mitteln

Partei abgegebenen Stinnnen hinter den objektiven .Mögliihkeilen zurückgeblieben ist”. (Beide 
Schreiben im BA R 45/IV. .38.) Am 12. .April 1932 schickte das ZK ein gedrucktes, zweiseitiges 
..Rmidschreiben" an ..alle .VIitglieder-‘ (StA Bremen, 4. 65. IIA 12 a. Bd. 33). ähnlich am 31 Oktober 
1931.

560 Vgl. z. B. das ..Referentenmaterial zum Roten Volksentscheid am 9. August. Rotes Preußen für ein 
freies, sozialistisches Deutschland.“ Hrsg. ZK der KPD. als .Manuskript gedruckt. HStA Düsseldorf. 
Reg. Düsseldorf, 30 649 f.

561 Vor allem kleinere Bezirke erhielten oft höhere Zuschüsse als Mitgliederbeiträge. so Mecklenburg im 
Juli 1932 1397 Mark bei nur 800 .Mark Beiträgen (Records 360. 870 400). Das Sekretariat entschied 
auch über die Finanzen der ...Massenorganisationen“, so lehnte es im Juli 1932 die Finanzierung 
einer Reichskonferenz des KJVD ab, ..empfahl“ aber der Finanzkommission einen Zuschuß von 
250 .Mark für vier Cebietskonferenzen zu gewähren. (Records 361. 871 885. )

562 Herbert Hehner. 19.12 in der Orgabteilung des ZK tätig, nannte die Rnndschreiben die wichtigste 
Form der .Anleitung (.Mündl. .Mitt. vom 16. Januar 19:'9:, Herbert Müller. .Mitglied der BL Bad'en- 
Pfalz und zeitweise Orgleiter. war der gleichen .Meinung (.Mündl. .Mitt. vom 11. Juli 19:'8j. Kurt 
Müller. 1931 \ ersitzender des KJA D. verwies demgegenüber vor allem auf die anderen Instrumente 
(Schriftl. .Mitt. vom 24. Februar 1979).
Ein nochmaliges Gespräch mit Herbert Wehner{\9. Mai 1980) ergab, daß die Rundschreiben in der 
Tat die wichtigste Anleitung der Bezirke war. die hier gegebene Darstellung wurde von ihm als 
korrekt bezeichnet. Ein weiteres Gespräch mit Kurt Müller (31. .Mai 1980) zeigte, daß offensichtlich 
im KJA"D, dessen Arbeit weit stärker illegale Züge trug, die (auch dort versandlen) Rundschreiben 
gegenüber der mündlichen Anleitung weniger wichtig waren. Für die Partei selbst konnte aber auch 
er bestattgen, daß die Rimdscbreiben das zentrale Instrtiment iler Anleitung der Bezirke war.
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Zur ürganisalionssrruktur der KPD

neue Aufgaben waren durchkaum zu erreichen waren. Taktische Wendungen und 
die Rundschreiben (in ganz eiligen Fällen durch Rundtelefonate) rasch den Bezirken 
zu vermitteln. Bei der Vielfalt der Aufgabenstellung durch die einzelnen Abteilung 
waren die vom Sekretariat koordinierten (und wohl auch gefilterten) Rundschreiben 
eine ideale und sparsame Form zentralistischer Anleitung, sie erübrigten es. von den 
einzelnen Abteilungen jeweils fachlich kompetente Instrukteure oder Kuriere in die 
24 Bezirke zu schicken.
Da alle Bezirke gleichzeitig und in derselben Form angesprochen wurden, konnten 
die Bezirksleitungen ihre Probleme mit denen anderer Bezirke vergleichen und 
Lehren daraus ziehen. Zugleich iiahmen die Bezirksleitungen die Rundschreiben des 
Sekretariats des ZK als \ orbild für die Anleitung der Unterbezirke, auch die BL 
verfaßten entsprechende Rundschreiben zur Anleitung der untergeordneten Instan
zen. Die Mitteilungsblütter der Bezirke griffen bei der politischen Analyse ebenfalls 
auf die Rundschreiben des ZK zurück.
Die Führung selbst sah in den Rundschreiben wichtige Instrumente der Anleitung. 
Das geht z.B. daraus hervor, daß bei den Kontrollen der Bezirke auch die 
Auswertung der Rundschreiben durch die BL überprüft wurde. So mußte bei der 
Kontrolle der Bezirke im Februar 1931 als 3. Frage die „Auswertung des 
Rundschreibens vom 12. Februar 1931- (vgl. Dok. 36) von den Instrukteuren 
geprüft werden.
Offensichtlich wurden die Rundschreiben meist mit der Post an die Bezirke gesandt

für die BL und die

en

5d3

(vgl. Dok. 24)."'”’ sie waren parteiinternes politisches Material, nur 
Redaktionen bestimmt, aber keine Geheimdokumente.
Die Rundschreiben wurden zunächst im Bezirks-Sekretariat und dann in der 
Bezirksleitung diskutiert, ausgewertet und die entsprechenden Teile den zuständigen 
Abteilungen übermittelt. Die Aufgaben wurden von der BL für die unteren Organe 
..umgesetzt", je nach Art des Rundschreibens auch weitergegeben oder teilweise 
veröffentlicht."'’" Die Redaktionen erhielten durch die Rundschreiben einen Über
blick über die Einschätzung der Lage und Aufgabenstellung durch die Führung und 
hatten diese in den Zeitungen zu verarbeiten.
Zusammenfassend kann daher gesagt werden, daß die straffe Reglementierung der 
Partei nicht zuletzt mit Hilfe der Rundschreiben des ZK als Anweisungen an die 
Bezirke erreicht wurde, da diese von der BL unbedingt akzeptiert und als

zwei Gründen vonRichtschnur verstanden wurden. Die Rundschreiben sind so aus 
besonderer Bedeutung: Erstens geben sie ein authentisches Bild der Generallinie, da 
diese nicht für die Öffentlichkeit verklausuliert wurde, sondern den Bezirken die

563 Daneben .spielten Rundbriefe und Anweisungen eine Rulle, so wurde selbst der Besueh fascbistischer 
Versammlungen durch Anweisungen geregelt (HSt-4 Düsseldorl. Reg. Düsseldorf. 306.)?b).

564 So druckte Der Funke. Organ für Mitglieder der KPD. Bezirk Berlin-Brandenburg-Lausitz- 
Crenzmark. Nr. 4. .luli 1932. fast wörtlich das Rundsclireiben vom 14. Juli 1932 (vgl. Dok. 68; nach 
(Records 3.50. 8.59 214).

565 Vgl. die Kontrollberichte über die Bezirke Magdeburg und Thüringen. Records 360. 871 148 und 
360. 871 252.

566 So übereinstimmend die Auskünfte von Herbert Helmer. Herbert Müller und Kurt Müller. \gl. 
Anin. 562.

567 -Mitt. ton Herbert Müller, ebd. Vgl. auch .4nm. 564.
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Lime klar offenlegen sollte, zweitens sind sie ein Beispiel für die konkrete Form der 
Anleitung der zentralistischen Partei.
In dieser Eigenschaft hatten die Rundschreiben eminente Bedeutung, da die KPD- 
Führung und die Komintern davon überzeugt waren, daß ihre politische Linie 
richtig, aber die Realisierung ungenügend sei. So sagte Thälmann im Februar 1932, 
daß sich die Koiiiiiitern die Frage vorlege. ..wieso bei einer richtigen Generallinie, bei 
richtigen Beschlüssen und der großen Autorität, die die Partei hat. es trotzdem in der 
Durchführung mangelt und liapeif '. Nach seiner .Meinung kam es in erster Linie 
darauf an. ..die Schere zwischen den Beschlüssen und ihrer Anwendung und 
Durchführung zu schließen.Im Frühjahr 1932 wiederholte Thälmann-. ..Über
einstimmung herrscht in der ganzen deutschen Partei, daß die Generallinie der Partei 
absolut richtig ist. Es herrscht auch Übereinstimmung darin, daß in der Durchfüh
rung der Generallinie, nicht nur in ihrer Konkretisierung, sondern in ihrer 
faktischen, praktischen Durchführung, sehr große Schwächen sind, die schon im ZK 
in den verschiedensten Punkten analysiert und festgestellt wurden.
Dies war eine generelle Eehleinschätzung der KPD-Eührimg. denn die Generallinie 
entsprach eben keineswegs der deutschen Situatilon. war also nicht ..absolut richtig". 
Indessen verdeutlicht diese Denkweise, welche Rolle tlen Rundschreiben als Instru
ment der ..Umsetzung" der Linie, der ..praktischen Durchführung” zugeschrieben
wurde.
Neben vielen anderen politischen Problemen lassen die Rundschreiben auch die 
ständige ..Vorbereitung" der KPD auf die Illegalität erkennen, auch hier dienten sie 
dazu, die Linie in unmittelbare Politik umzusetzen. Schon 1929 (vgl. z.B. Dok. 1 
oder Dok. 16) erwartete die Führung das ..drohende Verbot der KPD",^"“
..immer näher rückende N'erbot der Partei".’"' Vor allem 1932 stellte sich die KPD 
verstärkt auf die Illegalität ein. Eine Kommission aus Dahlem. Schehr und Ulbricht 
aibeitete Vorschläge aus. fünf illegale Druckereien wurden eingerichtet. 
Mitglieder wurden entsprechend instruiert, selbst Verhaltensmaßregeln bei Verhaf
tungen gegeben.’’'
Die Schaffung der Oberbezirke’"'' führte zu einem noch strafferen Zentralismus. 
Freilich wurde bei diesen Vorbereitungen auch klar, daß illegale Arbeit nur möglich 
war, wenn die unteren Organisationen selbständig .4ktivitäten entwickelten. Daher 
wurde im Juni 1932 im Zu^e der Reorganisation sogar eine Verkleinerung des 
zentralen Apparats erwogen.’ ’ Im Rahmen dieser Überlegungen gelangte das XII.

das

5’2 Die

568 Thälmann. Der revolutionäre Ausweg, a. a. O. (Anm. 329) 8. 85.
•^69 Thälmann. Reden und Aufsätze II. a. a. O. (Anm. 354) S. 41.
570 Inprekorr Nr. 28 vom 27. .März 1929. S. 615.
571 Der Parteiarbeiter 7. Jg., Nr. 6. Juni 1929, S. 188 f.
572 Pilcarski. a. a. O. (Anm. 474) S. 720 f.
573 So ein Rundschreiben der BL Wasserkante vom 9. November 1932 (..Dieses Rundschreiben muß in 

der nächsten Zellen- oder -Mitgliederversammlung verlesen und dann vernichtet werden“). StA 
Bremen. 4. 65, IIA 12 a, J (Rechtsschutz KPD).

574 V'gl. oben, -Anm. 490.
575 Thälmann-Biographie, a. a. O. (Anm. 121) S. 593. Pikarski. a. a. O. (.Anm. 474) S. 720 f.
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Plenum des EKKI im Au^mst/September 1932 zu der «-staunlichen und umwälzen
den Forderung: „Abstellung des Ultrazentralismus“.^
Für die KPD kam diese Finsicht zu spät, die Partei wurde nacdi dem Reichstagsbrand 
zerschlagen. Der KPD, die so lange „Illegalität” geübt batte, war es im entscheiden
den Augenblick unmöglich, organisierten \X iderstand gegen Hitlers Machtergreitung 
zu leisten. Doch nach dem ersten Schock der kampllosen Niederlage entstanden 
illegale Widerstandsgruppen. Freilich ei-unes sich der KPD-W iderstand zui Überwin
dung des NS-Regimes ebensowenig fällig wie der der übrigen deutschen 1 arteien. Die 
KPD hatte wie üblich noch im März 1933 behauptet: .,Die Generallinie unserer
Partei war und ist richtig.
Fntsprechend dieser Generallinie hatte die KPD in einer 
vom 5. März 1933 selbst nach dem Reichstagsbrand 
festeehalten daß der ..Prozeß der Faschisierung der sozialdemokratischen Führung 
mit Riesenschritten- weitergehe und diese „gekaufte Agenten des Faschismus 
seien."""* Die KPD blieb bis zum Schluß in den ideologischen Aussagen bei ihren
verwirrenden Faschismus-dheorien.
Die Parteiführung hatte aus den praktischen Frgebnissen dieser Politik keine Feinen 
<;ezo<Jen. Fs sei daran erinnert, daß das einzige Volksbegehren m der Vleimaier 
Lpublik, „das alle Stufen erfolgreich durchlief und im Referendum die erforderliche 
MeL-heit für die Auflösung des Parlaments erreichte-, das Volksbegehren 
Auflösung des Fandtags von Oldenburg im April 1932 war das gemeinsam von der 
NSDAP und der KPD getragen wurde. Das Ergebnis dieser Art „Faschismus -Politik 
der KPD- Die Neuwahlen führten dann zu einer rem nationalsozialistischen 
Remeruiig.“""^' Die Führung hatte die Stirn, trotz dieser Politik und selbst nach der 
Zerschlagung der KPD 1933 zu sagen, die politische Finie und die organisatorische 
Politik seien „vollständig richtig- gewesen.""*" Die Rundschreiben beweisen wie 
falsch diese Selbsteinschätzung war. sie lassen erkennen, wie wenig die Generallinie 
der KPD 1929 bis 1933 mit der politischen Realität uberemstimmte.

...57-’

Anlayse der Wahlergebnisse 
ihrer alten Thesean

zur

576 Kl Heft 15/16 vom 15. November 1932. S. 1085.
577 Records 301, 799 245. .
578 So eine Resolution vernmtlieh der BL W asserkante (Hamburg)^ zitiert m Holger Christier, 

Sozialdemokratie und Kommunismus. Die Politik der SPD und der KPD in Hamburg 1945 1949. 
Hamburg 1975, S. 25.

579 Vgl. dazu Reinhard Schiffers, Elemente direkter Demokratie im 
Düsseldorf 1971. S. 218.

580 Vgl. oben, Anm. 315.

Weimarer Regierungssystern.
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Zur Edition

Die Rundschreiben, voi-uiegend „Anweisungen des Sekretariats", wurden in imre- 
gelmäßipn Abständen (meist mehrere im Monat) vom ZK der KPD (Sekretariat) an 
alle Bezirksleitungen und Redaktionen gesandt. Die Rundschreiben waren jährlich 
fortlaufend durchnumeriert, dazwischen wurden zahlreiche Sondernmdschreiben 
verschickt, vereinzelt gaben auch -Abteilung 
heraus.

des ZK selbständig Rundschreibenen

Alle Rundschreiben sind vermutlicb im Zentralen Parteiarchiv des Instituts für 
Marxismus-Leninismus beim ZK der SED gesammelt, es gibt aber keinerlei 
Anzeichen dafür, daß dort eine Edition der Dokumente geplant ist. Bisher wurden in 
der DDR nur wenige Rundschreiben veröffentlicht, und diese meist auch nur gekürzt 
wiedergegeben. Offensichtlich fürchtet die SED-Geschichtsschreibiing die politische 
Brisanz der Dokumente, die die offizielle Geschichtslegende widerlegen.
Daher wurde schon vor längerer Zeit erwogen, alle zugänglichen, d.h. in westlichen 
Archiven erhaltenen Rundschreiben zu sammeln und zu [mblizieren. Den Grundbe
stand bildeten die Rundschreiben, die in den ..National Archives“ der USA, 
Washington, verfilmt wurden in der umfangreichen Sammlung ..Records of the 
Reich Leader of the SS and Ghief of the German Police (Reichsleiter SS und Ghef der 
deutschen Polizei)". Nr. T-175. Zahlreiche vom Reichskommissar zur Überwachung 
der öffentlichen Ordnung bzw. der Nachrichtensammelstelle im Reichsministerium 
des Innern aufbewahrten Rundschreiben der KPD gehörten zu dieser Sammlung. Sie 
lagen m Pohzeiabschriften. einige aber auch im Original vor. Inzwischen sind diese in 
den US.4 verfilmten Bestände i Bundesarchiv Koblenz gelangt und werden dort 
gesammelt (diese Fundstelle wird, soweit möglich, angegeben).

ms

Es handelt sich dabei um 2ü Rundschreiben, die allerdings einen zu schmalen 
Bestand für eine Edition bildeten. Diese Auswahl konnte durch Erschließung aller
Übligen in Archiven der Bundesrepublik lagernden Rundschreiben vervollständigt 
werden.
In erster Linie fanden sich Rundschreiben im Staatsarchiv Bremen (Bestand 4.65. 
Pohzeidirektion Nachrichtenstelle), im Hauptstaatsarchiv Düsseldorf (Bestand 
Regierung Düsseldorf), im Staatsarchiv Oldenburg (Bestand 136). aber auch weitere 
iin Bundesarchiv Koblenz (Bestand R 58. Reichssicherheitshauptamt). Vereinzelte 
Stucke fanden sich schließlich im Hauptstaatsarchiv Hannover, im Staatsarchiv 
Detmold und irn Staatsarchiv Ludwigsburg (bzw. jetzt: Sigmaringen). Ein Rund
schreiben war irn Ausland, im Internationalen Institut für Sozialgeschichte Am
sterdam.
So konnten insgesamt 92 Rundsclneiben gesainmell und für die Edition zusammen
gestellt werden. \ on diesen sind 56 numerierte Rundschreiben (von vermutlich 77 
numerierten Rundschreiben, die das Sekretariat in der Zeit von Frühjahr 1929 bis 
Marz 1933 an die Bezirke verschickte). Die große .Mehrzahl dieser entscheidenden 
Rundschreiben - die ja deswegen durchnunieriert waren, weil sie die generelle und 
kontinuierliche Anleitung sichern sollten - konnte also erfaßt werden (selbstver
ständlich wurden alle erreichbaren numerierten Rundschreiben in diese Ausgabe 
aufgenommen). Bei den Sonderrundschreiben und sonstigen nichtnumerierten 
Rundschreiben des ZK wurden diejenigen als nützliche Ergänzung ausgewählt, die
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entweder zeitliche Lücken scliließen konnten oder aber besonders plastische 
Einblicke in die Generallinie bzw. die Anlgabenstelliing zu bieten vermochten und 
deren Echtheit ebenfalls keinem Zweifel unterlag.
Neben den 56 numerierten konnten so 19 Sonderrundschreiben bzw. sonstige 
Rundschreiben aufgenomnien werden, außerdem die Niederscliriften von zwei 
Rundtelefonaten und neun wichtige Rtmdschreiben von Abteilungen des ZK. die 
gesondert an die Bezirke gingen. Soweit Rundschreiben von Abteilungen des ZK nur 
als Anhang der Sekretariats-Anweisungen verschickt wurden, sind diese nur unter 
dem Elaupt-Dokument aufgenommen worden.
Ergänzt wurden diese 86 Dokumente durch einen , . , .
Straßenzellen der Partei vom August 1981 (da für die Zeit des Volksentscheids m 
Preußen kein Rundschreiben des ZK an die Bezirke aufzufinden war) sowie zwei 
wichtige Verlautbarungen der Roten Fahne. ..Vom Sekretariat“ (Dok. 49) und 
..Vom ZK“ (Dok. 57). .Vus dem in Ostberlin erschienenen Band .Antifaschistische 
Aktion wurde ein Dokument (leider nur ein .Auszug des Rundschreibens vom 22. 
Aimust 1932. vgl. Dok. 70) übernommen, schließlich wurden zwei kurze Auszüge 
aus Rundschreiben abgedruckt, die die Ostberliner Zeitschrift Beiträge zur 
Geschichte der Arbeiterbewegung (BzG) verolfenllicht hatte (Dok. 88 und 89). 
Diese insgesamt 92 Rundschreiben verteilen sich auf die einzelnen Jahre folgender
maßen- 13 Rundschreiben sind von 1929. 21 von 1930. 22 von 1931. 29 von 1932 
und sieben von Januar bis März 1933. Eür jeden Monat des Zeitraumes hegt 
mindestens ein Rundschreiben vor (Ausnahmen: Dezember 1929. April und August 
1930, November 1931 und .März 1932). Obwohl nicht alle numerierten Rundschrei
ben zu erfassen waren, ist die vorgelegte Edition doch so umfassend, daß die

1929 bis 1933 damit authentisch dokumentiert ist. Die 
März 1929. daraus ist ersichtlich, daß

1. .Mai 1929

Brief des ZK an die Betriebs- und

Generallinie der KPD von 
Sammlung beginnt mit Rundschreiben vom
der ultralinke Kurs bereits vor den blutigen Auseinandersetzungen 
und vor dem XII. Parteitag begann.
Wie schon erxv'ähnt. hat die DDR bisher keine Rundschreiben verüffentlicht. die über 
die vorliegende Edition hinatisgehen (abgesehen 
Auszilf^en). Zwar gibt es einige Hinweise auf weitere Rundschreiben, doch hegen 
keine Hngeren Zitate daraus vor. So wird in der 1979 erschienenen Ostberliner 
77m/ma/m-Biographie (vgl. oben. Anni. 121) auf das Rundschreiben Nr. 8 vom 29_ 
April 1932 veiwiesen. außerdem auf Rundsclireiben vom 28. November 1931 und 

28. Dezember 1932 (S. 538. 563. 633). diese waren aber in westlichen ^Archiven
nicht zugänglich, eine Anfrage

vom

den drei hier aufgenommenenvon

vom
nicht aufzufinden (die Ostberliner Bestände 
wurde nicht beantwortet).
In DDR-Dissertationen gibt es ebenfalls Hinweise auf Rundschreiben, die meisten 
davon sind in diesem Band abgedruckt (auf diese wird noch verwiesen). Einige 
konnten jedoch nicht gefunden werden. So zitiert Hedwig Glasneck m ihrer .Arbeit: 
Die KPD im Reichstag (vgl. oben. .Anm. 388) ein Rundschreiben vom 19. Januar 
1931 (vermutlich Nr. 1. von ihr fälschlich als ..Nr. 19“ angeführt). Hans Dieter 
Haschke veiweist in seiner Arbeit: Der Kampf der KPD gegen Ghauvmismus urid 
Revanchismus in den letzten Jahren der Weimarer Republik (vgl. oben. Anm. 418) 

Rundschreiben vom 7. Januar 1931, ein Sonderrundschreiben vom 26.
2. Januar 1933.

waren

auf ein
Januar 1931 und ein Rundschreiben der Orgabteilung vom
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Allerdings unterlaufen dabei auch Fehler, so zitiert Haschke einen Satz 
angeblichen Rundschreiben Nr. 5 vom 11. Februar 1931, tatsächlich steht dieser 
Satz aber im Rundschreiben Nr. 3

aus einem

vom 12. Februar 1931 (vgl. Dok. 36).
Von den hier abgedruckten 92 Dokumenten lagen 20 im Original vor. d.h. als 
hektographierte Rundschreiben. Vorgedruckt war darauf Rundschreiben Nr.“, 
„Berlin, den“ und ,,Anweisungen“ sowie ,,Inhaltsverzeichnis“. Eingefügt wurden 
dann mit Schreibmaschine die Nummer, das Datum und zu ..Anweisungen“ die 
Worte „des Sekretariats“ sowie ein Inhaltsverzeichnis. In Rundschreiben von 1929 
war eingedruckt: ..Zentralkomitee der KPD. Rundschreiben Nr. . . . An alle Bezirks
leitungen und Redaktionen.“ Auf diese Weise ist die Echtheit von 20 Dokumenten, 
die im Original vorliegen, zweifelsfrei (Dok. 9. 11. 12. 15. 17. 19. 20. 22. 23. 24. 25. 
48, 50. 65. 67, 69, 74. 77. 78. 85). Dok. 63 und 72 sind vermutlich ebenfalls 
Originale, aber ohne den eingedruckten Kopf (mit Maschine eingesetzt: Zentralko
mitee der KPD. Sekretariat, Berlin, den . . .). Andere Dokumente sind durch 
Veröffentlichung in der zeitgenössischen Literatur ausgewiesen. So sind die Doku
mente 49 und 57 sowie Teile von Dok. 39 bereits in der Roten Fahne publiziert 
gewesen, die Dokumente 5. 6 und 7 im Parteiarbeiter, Teile aus Dokument 68 waren 
im Berliner KP-Organ Der Funke abgedruckt.
Schwieriger ist die Frage der Echtheit bei den Rundschreiben zu beurteilen, die 
damals von nichtkommunistischer Seite veröffentlicht wurden. Als Der Abend, die 
Spätausgabe des sozialdemokratischen Vorwärts, in Nr. 50 vom 30. Januar 1930 
Auszüge aus einem Rundschreiben der KPD wiedergab (vgl. Dok. 15. dessen Original 
vorlag), bestätigte Die Rote Fahne Nr. 26 vom 31. Januar 1930 selbst die Echtheit 
unter der Überschrift „Stampfer als Agitator für die KPD'-. Bei anderen Veröffent
lichungen aus Rundschreiben der KPD durch den Vorwärts, z.B. in Der Abend Nr. 
145 vom 22. Juni 1932 (vgl. Dok. 65) bewahrte die KPD Stillschweigen 
Anerkennung der Echtheit gleichkam (es ist auch im Band Antifaschistische Aktion 
in der DDR nachgedruckt).
Es gab aber auch Proteste der KPD. Als der Vorwärts {Der Abend Nr. 191 vom 24. 
April 1930) aus einem Rundschreiben des ZK an die Bezirke zitierte (die KPD wollte 
danach die Maifeiern stören), nannte Die Rote Fahne dies ..frei erfunden'' (Nr. 98 
vom 27. .4pril 1930). eine ,.plumpe Fälschung ". da weder vom ZK der KPD noch 
vom ZK des KJV D ..ein solches oder ähnliches Rundschreiben verfaßt oder 
versendet“ worden sei (Nr. 96 vom 25. April 1930). In diesem Fall wurde 
selbstverständlich darauf verzichtet, das Rundschreiben abzudrucken, da seine 
Echtheit zumindest nicht zweifelsfrei ist. Es konnte sich auch nicht

, was einer

um ein
numeriertes Rundschreiben handeln, da Nr. 4 (vgl. Dok. 17) am 29. März und Nr. 5 
(vgl. Dok. 18) am 6. Mai 1930 erschienen sind.
Erst recht wurden keine Dokumente aulgenommen, die von anderen Zeitungen, etwa 
der NSDAP. als angebliche Rundschreiben der KPD publiziert wurden und die meist 
schon von der .\ufmachung her als Fälschungen zu erkennen sind.
Die Dokumente, die nicht im Original voilagen. waren (soweit sie nicht zeitgenössi
schen- oder DDR-Quellen entstammen) nur als Abschriften der Polizei in Archiven 
zugänglich. Dabei handelte es sich einmal um Abschriften, die der Reichskommissar 
für Überw^achnng der öffentlichen Ordnung in den Lageberichten und Meldung 
die Polizeistellen weiterleitete, zum anderen um entsprechende Abschriften, die die

en an
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Nachrichtensainmelstelle iin Reichsininisterium des Innern anfertigte. Diese 
Absehriften waren 1929 mit RKo gekennzeichnet, dann ab Ende 1929 durchgehend 
mit I AN . . . und entsprechenden Nummern. Soweit die Polizei-Abschriften diese 
Kennzeichnung tragen, sind diese in der Kopfleiste angegeben. Hinweise auf die 
Institutionen finden sich jetzt im Ernst Ritter (Hrsg.): Reicfiskonimissar für 
Überwachung der öffentlichen Ordnung und Nachrichtensanunelstelle iin Reichsmi- 
nisteriuni des Innern. Lageberichte (1920-1929) und .Vleldtiugeu (1929-1933). 
Bestand R 134 des Bundesarchivs Koblenz, veröffentlicht als Mikrofilm-Ausgabe. 
(Dort sind 34 der 92 hier abgedruckten Dokumente zu finden). Was die Echtheit 
solcher Abschriften angeht, so ist diese durch die schon erwähnten DDR-Dissertatio- 
uen oder DDR-Publikationen iiachzuweisen. ln dem vom Institut für Marxismus- 
Leninismus beim ZK der SED herausgegebenen Werk Dokumente und Materialien 
abgedruckt ist Dok. 8. Im Ostberliiier Band Antifaschistische Aktion sind leile 
Dokumenten abgedruckt bzw. finden sich Hinweise auf die Dokumente 04. 65. 66, 
69. 70 und 83. In der Ostberliner 7’/tü7ma/!u-Biographie gibt es \ erweise auf die 
Dok. 64. 66. 69. 78 und 89. ln der Dissertation von Hedwig Glasneck (vgl. oben, 
Anm. 388) gibt es Hinweise, die die Echtheit der hier abgedruckten Dokomente 29, 
31. 35 und^36 bestätigen, in der Dissertation von Schwarzbach (vgl. oben. Anm. 
418) entsprechend für die Dokumente 34 und 69. Haschke verweist m seiner 
Dissertation (vgl. oben. Anm. 418) auf die in dieser Edition abgedruckten 
Dokumente 31. 34. 36. 67. 68. 69. 73. 74. 79 und 84. lii der Ostberliiier Zeitschrift 
Beiträge zur Geschichte der Arbeiterbewegung (Heft 3. 1980. S. 413) wird 
aus dem hier wiedergegebenen Dokument 76 zitiert. In der Zeitschrift der Universität 
Halle-W'ittenberg (Sektion Marxismus-Leninismus) Arbeiterbewegung und Parla- 

(Heft 4. 1979, S. 81) wird schließlich auf das in dieser Edition

von

mentansmus 
abgedruckte Dokument 27 eingegangen.

den 92 in diese Edition aufgetiommenen
neun weitere

Insgesamt ergibt sich damit, daß
Rundschreiben 20 nach den Originalvorlagen abgedruckt wurden.
Dokumente bereits vor 1933 ganz oder teilweise veröffentlicht waren «nd die 
Echtheit von weiteren 17 Polizeiabschriften durch N'eröffeiithchungen m der DDR 
belegt ist. Damit ist für die Hälfte der Rundscfireiben die Authentizität direkt 
bewiesen. Vergleiche der übrigen Rundschreiben mit diesen Dokumenten, mit der m 
Parteizeitungen und -Zeitschriften wiedergegebenen KPD-Lime machen deutlich, 
daß auch diese Polizeiabschriften keinerlei Eälschungeri enthalten. Da von den 
Dokumenten 65. 72 und 77 sowohl das Original als auch eine polizeiliche Abschrift 
vorlag konnten diese verglichen werden, auch dabei zeigte sich, daß die Polizei- 
Abschriften korrekt waren. Die Echtheit aller hier abgedruckten Rundschreiben 
kann daher als verbürgt gelten.
Als Anhang zu dieser Edition wurden zum \ erständms der Struktur der KPD noch 
10 Dokumente aufgenommen, die als Ergänzung der Rundschreiben dienen konnem 
Es handelt sich um zwei Schreiben der Abteilung Agitprop an das Sekretariat des ZK 

Oktober 1929. die die Aufgabenstellung einer Abteilung des ZK ebenso wie die 
Unterordnung unter das Sekretariat verdeutlichen. Ein Schriftwechsel (vier Briete) 
zwischen der Agitpropabteihmg des ZK der KPD und der gleichen Abteilung des 
EKKI vom Mai 1930 ist zwar inhaltlich nicht von großer Bedeutung, da aber gerade 
über die Verbindungen zwischen EKKI und KPD-Führung kaum Dokumente

von

vom
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veröffentlicht sind, kann hier ein Einblick in die Beziehungen wenigstens auf 
Abteilungsebene gegeben werden. Ein Brief der Agitpropabteilung des ZK an das 
Sekretariat vom Juni 1932 ist sehr aufschlußreich, weil daraus die personelle 
Zusammensetzung und Aufgaberiverteilung dieser Abteilung des ZK hervorgeht. 
Besonders bedeutsam sind zwei Protokolle der Geschäfts- und Finanzkommission 
des ZK sowie ein Schreiben der Geschäftsabteilung, weil daraus der interne Ablauf 

Aufgabenverteilung, personelle und finanzielle Entscheidungen, aber auch 
Strukturen (etwa der Redaktion der Roten Fahne] abzulesen sind.
von

Alle Dokumente wurden unverändert wiedergegeben, auch um den oft schw erfälligen 
bürokratischen Stil der Rundschreiben zu zeigen. .Nur offensichtliche Schreibfehler 
(meist bei Abschriften entstanden) wanden stillschweigend verbessert. Zusätze 
erfolgen in eckigen Klammern. Anmerkungen dort, wo der Sinn zweifelhaft oder 
entstellt erscheint. Unterstreichungen und Sperrungen im Original sind (soweit dies 
nicht für den Text zu vei-wirreiid war) gesperrt gesetzt, alle Personennamen sowie 
Titel von Zeitungen und Zeitschriften werden kursiv gedruckt, ln den Anmerkungen 
werden lediglich Personennamen, die in einem Zusammenhang erscheinen, der über 
einen Literaturhmweis hmausgeht. und zeitgenössische Zeitschriften kursiv gesetzt. 
.41s selbständig numerierte Dokumente wurden alle Rundschreiben des Sekretariats 
oder des ZK aufgenommen, auch solche Rundschreiben der Abteilungen (Org. usw .), 
die entweder selbständig von der jeweiligen .Abteilung verschickt oder in den 
Archiven ohne Begleitschreiben gefunden wurden. Abteiluiigs-Rundschreiben, die 

mit den Sekretariats-Anweisungen versandt w urden, sind dem Hauptdo- 
kumeiit zugeordnet und mit a. b. c. usw. gekennzeichnet. Zählt man diese mit den 
Haupt-Dokumenten, denen sie zugeordnet sind, zusammen, so erhöht sich die Zahl 
der abgedruckten Dokumente auf 13-t.

zusammen

Alle Dokumente werden ungekürzt veröffentlicht, wo in den .Archiven Teile fehlen 
(z.B. Dok. 17. Teil 1). wurde dies vermerkt. .Nur Teil 2 von Dokument 17 (fast 
ausschließlich lange Zitate aus SPD-Zeitungen) wurde aus Platzgnmden weggelas- 

In den Kopfleisten sind die Fundorte und Vorlagen angegeben, bei den 
Originalen steht ..hektographiertes Rundschreiben ^ bei Polizeiabschriften ist auch 
die Signatur genannt (meist wie schon erwähnt 1 .AN. also Nacfirichtensammelstelle 
im Reichsministerium des Innern), wo diese Signatur fehlt, war bei der Abschrift 
keinerlei Hinweis auf die Herkunft zu finden. Es kann aber davon

sen.

ausgegangen
w erden, daß unabhängig vom Fundort alle Abschriften von der Nachrichtensammel- 

vom Reichskonmiissar für Überwachung der öffentlichen Ord
nung) stammen, es ließen sich keine Hinweise finden, daß andere Behörden solche 
Abschriften anfertigten. Schließlich wird in der Kopfleiste die Originalüberschrift des 
Rundschreibens und gegebenenfalls die Nummer des Rundschreibens genannt. Da 
alle Rundschreiben vom ZK in Berlin abgingen, wurden Ort und Datum in den 
Rundschreiben nicht wiederholt. Die Anrede lautete meist W.G.. also Werte 
Genossen. .Alle Inhaltsverzeichnisse, die aufgenommen wurden, stammen aus den 
Vorlagen.

stelle (bzw. 1929

Um das V erständnis der Rundschreiben zu erleichtern, wurden sie durch zahlreiche 
Anmerkungen ergänzt. Werr Johann ff achtler stellte dazu den ersten Entwurf her. er 

auch bei der .Auswahl der Rundschreiben beteiligt, f'ür die .Mitarbeit an den 
Anmerkungen und Vorarbeiten ist Frau Dr. Ursula Hojfmann und Herrn Peter
w^ar
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Ditschuleit sowie Herrn Günter Braun zu danken, für die Hilfe bei der Anfertigung 
des Registers Herrn Bernd Gehler. Dank für wichtige Auskünfte schulde ich den Herren 
Herbert Müller. Ludwigshaferi. Kurl .Müller. Konstanz-Dingelsdorf und tierbert 
H ebner. MdB. Bonn. Zu danken ist schließlich den Archi^•en und deren .Vlitarheitern, 
die das Vi erk gefördert haben. Dieser Dank gilt dem Bundesarchiv Koblenz, dem 
Staatsarchiv Bremen, dem Hauptstaatsarchiv Düsseldorf, dem xNiedersüchsischen 
Staatsarchiv Oldenburg, dem Niedersüchsischen Hauptstaatsarchiv Hannover, dem 
Nordrhein-'Vhestfälischen Staatsarchiv Detmold, dem Staatsarchiv Sigmarmgen und 
dem Institut für Sozialgeschichte Amsterdam.
Besonderen Dank schulde ich der Deutschen Forschungsgemeinschaft und hier 
besonders Herrn Dr. IVolfgang Treue für die Fürderung der Arbeit in der 
Anfangsphase. Vor allem aber danke ich herzlich dem Mitherausgeber, meinem 
Freund und Kollegen Prof. Dr. Erich Matthias, für die vielfültige Unterstützung und 
Beratung. Ohne seine Mitwirkung hätte die Edition nicht erscheinen können.
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Verzeichnis der abgekürzt zitierten Literatur

Antifaschistische
Aktion

Die Antifaschistische .Aktion. Dokuitientuiion und Clironik Mai 1932 his 
Januar 1933. Hrsp. und eingcleitet von Heinz Karl und Erika A'ück/t'cA 
unter .Mitarbeit von Elfriede Fölster und Kiillie Haferkorn. Berlin (Ost)

Siegfried Bahne: Die KPD und das Ende von Vi einiar. Das Scheitern einer 
Politik 1932-1935. Frankfurt/Main. New York 1976.
Die wichtigsten Beschlüsse der Koinnuuiistischen Internationale und der 
Kommunistischen Partei Deutschlands nach dem \ I. \t eltkongreß im Zitat. 
Hrsg, von der Kommunistischen Partei Deutschlands. Berlin o.J. (1932). 
Beiträge zur Geschichte der .Yrheilerhewegung. Hrsg, vom Institut für 
.Mar.xismus-Leninisraus beim ZK der SED. Berlin (Ost) 1959 ff. 
(1959—1968: Beiträge
Geschichte der deutschen .Arheiterlieweguiig. Chronik. Teil II: Von 1917 his 
1945. Hrsg. Institut für Marxismus-Leninismus heim ZK der SED. Berlin 
(Ost) 1966.
The Communist International 1919-1943. Documents. Selected and edited 
hy JaneDegras. Volume III: 1929-194.3. Eoudon. New York, Toronto 
1965.
Dokumente und .Materialien zur Geschichte der deutschen 
Arheiterhewegung. Band \'III: Januar 1924-Oklober 1929. Hrsg. Institut 
für -Marxismus-Leninismus beim ZK der SED. Berlin (Ost) 1975.
Ossi[) K. /lechtheim: Die KPD in der 'S eimarer Republik. Mit 
Einleitung von Hermann Heber. Frankfiirt/.Main 1969.
Geschichte der deutschen .Arheiterhewegung in acht Bänden. Hrsg. Institut 
für Mar.xismus-Leninisraus. Band 4: \ on 1924 his Januar 1933 Berlin 
(Ost) 1966.
Cuno Horkenbach: Das deutsche Reich von 1918 bis heute. Berlin 1930. 
Dass. Jalirgang 1931. Berlin (1931)
Dass. 1932. Berlin 1933.
Internationale Presse-Korrespojidenz. Deutsche .Yusgabe (nur als 
Manuskript gedruckt). Berlin 9. .lg, 1929 his 13. .lg. 1933,
Die Koimmmistische Internationale. Zeitschrift des Exekutivkomitees der 
Kommunistischen Internationale. Erscheint gleichzeitig in russischer, 
Iranzosischer. englischer, spanischer, chinesischer und deutscher Sprache. 
Deutsche Ausgabe. Hamburg-Berlin. X. .lg. 1929 his XIV. Jg. 1933.
Franz Osterroth/Mielev Schuster: Chronik der deutschen Sozialdemokratie. 
Band II: Vom Beginn der W eimarer Reptihlik his zum Ende des Zweiten 
W eltkrieges. Band III. Nach dem II. Weltkrieg. 2. neu bearb. und erw, Aufl. 
Bonn-Bad Godesberg 19:'.5/1978.
Protokoll der X'erhandlungen des 12. Parteitags der Kommunistischen 
Partei Deutschlands (Sektion der Kommunistischen Internationale). Berlin- 
W edditig 9. bis 16. Juni 1929. Hrsg, vom Zentralkomitee der 
Kommunistischen Partei Deutschlands. Berlin o.J. (1929).
Records of the Reich Leader of the SS and Chief of the German Police 
(Reichsführer SS und Chef der deutschen Polizei), .National .Archives 
.Microcopy No. T-175.
Die Rote F'ahne. Zentralorgan der Kommunistischen Partei Deutschlands 
(Sektion der Kommunistischen Internalionale). 12. Jg. 1929 bis 16. Jg.
1933.

Bahne, KPD
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l'lrich Thürauf.Schulthess' Europäischer Geschichlskalender. Hrsg.
Neue Folge. Fünfundvierzigster .lahrgaiig 1Ü2‘). (Der ganzen Reihe 70. 
Band). .München 1930.

vonSchulthess 1929

Dass. Sechsundvierzigsler .lahrgang. 1930. München 1931 
Dass. Siebenundvierzigster Jahrgang. 1931. München 1932 
Dass. .Achlundvierzigster Jahrgang. 1932. .München 19.13 
Hermann Heber: Die Vi andlung des deutschen Kommunismus. Die 
Stalinisierung der KPD in der W eimarer Republik. Band 1 und II. 
Frankfurt/.Main 1969.
Der deutsche Kommunismus. Dokumente 191.3-194.5. Hrsg, und 
eingeleitet von Hermann Heber. Köln. 3. .\ufl. 1973.
Hermann Heber: Die Kitminunistische huernationale. Eine 
Dokumentation. Hannover 1966.
Thomas Heingarlner: Stalin und der Aufstieg Hitlers. Die 
Deutschlandpolitik der Sowjetunion und der Kommunistischen 
Internationale 1929-1934 (Beiträge zur auswärtigen und internationalen 
Politik. Hrsg, von Richard Lüirenthal und Gilbert Zieburu. Band 4). Berlin 
iViest; 1970.
Jüsef H ieszt: KPD-Politik in der Krise 1928-1932. Zur Geschichte tmd 
Problematik des Versuchs, den Kampf gegen den Faschismus mittels 
Sozialfaschisnutsthese und RGO-Politik zu führen. Frankfiirt/Main 1976. 
Zur Geschichte der Kommunistischen Partei Deutschlands. Eine Auswahl 

.Materialien und Dokumenten aus den Jahren 1914-1946. Hrsg. Marx- 
Engels-Lenin-Stalin-lnstitut heim ZK der SED. 2. durchges. Aufl. Berlin 
(0s4; 1955.
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AA Amifaschistische Aktion
Allgemeiner Deutscher Beatntenbtintl
Allgemeiner Deutscher Cewerkschaftsbund
Allgemeine Elektrizitäts-Gesellschaft
Allgemeiner freier Angestelltenbund
Aktien-Gesellschaft
Agitation und Propaganda
Arbeiter Illustrierte Zeitung
Arbeiter-Korresponden t
Kampfliund gegen den Faschisintts
Arbeitsgemeinschaft Sozialpolitischer Organisationen
Arbeiter-Samariterbund
Arbeiter Theaterbund Deutschlands
Arbeiter Tum- und Sport-Bund

Bezirksleitung 
Bundesarchiv Koblenz 
Berliner X'erkehrsgesellschaft 
Bayerische Volkspartei 
Betriebszeitung 
Betriebszelle
Betriebszellen-Organisation
Betriebszeitungs-Redakteur

Deutsche Allgemeine Zeitung 
Deutsche Demokratische Partei 
Deutscher Handlungsgehilfen \’erband 
Deutscher Landarbeiter-\’erband 
Deutscher Metallarbeiter-Wrband 
Deutschnationale \'olkspartei 
Deutsche ^’olkspartei

ADB
ADGB
AEG
AfA
AG
Agitprop
AIZ
AK
Antifa
ARSÜ
ASB
ATBD
ATSB

BL
BA
B\'G
B\'P
BZ
BZ
BZO
BZR

DAZ
DDP
DHV
DLV
DMV
DN\P
D\'P

EF Eiserne Front 
Exekutivkomitee
Exekutivkomitee der Kommunistischen Inteniationale 
Einheitsverband der Bergarbeiter Deutschlands 
Einheitsverband für das Baugewerbe 
Einheitsverband der Hafenarbeiter Deutschlands 
Einheitsverband der Land- und Forstarbeiler 
Einheitsverband der Metallarbeiter Berlins

EK
EKKI
EVBD
E\TdB
EVHD
EVLF
EVMB

GdA Geschichte der Arbeiterbewegung 
Gewerkschaftsbund der Angestellten 
Geschäftsabteilung
Gossudarstwennoje Polititscheskoje Lfprawlenije = Staatliche Politische Verwal
tung Name der sowjetischen Geheimpolizei 1*)22 bis 1<);54)

GdA
Gescha
GPU
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Hauplstaalsarchiv 
„Hinein in die Betriebe“

HSiA
Hiß-Aktion

Internationale Arbeiterliilfe 
Internationaler Arbeiten erlag 
Instrukteur-Bezirk
Inteniationaler Bund der Opfer des Krieges und iler Arbeit

IAH
lAV
IB
IB

Interessengemeinschaft für Arbeiterkultur 
Internationaler Gewerkschaftsbund 
Internationale Kuidenvoche 
Internationale Presse-Korrespondenz 
Internationaler Sozialistischer Kanipfltund

IFA
IGB
IKT
Inprekorr

ISK

Jung-Spartaktisbund 
Jungdeutscher Orden

Konnnunistische Arbeit erftart ei 
Koinintinistische Arbeiterpartei Deutschlands 
Kaniftlgeineinschaft für Rote Sporteinheit 
Konnnutiistische Internationale 
Kommunistische Jugend-Internationale 
Kommunistischer Jugendverband 
Kommunistischer Jugendverhand Deutschlands 
Kommunistische Internationale 
Kommunalpolitisch 
Kommunistische Partei Deutschlands 
Kommunistische Partei der Sow-jetunion 
Kotmntmistische Partei Frankreichs 
Kommunistische Partei-Oftposition 
Kommunistische Partei Österreichs 
Kinderwoche

JSB
Jtmgdo

KAP
KAPD
KG
Kl
KJI
KJ^■

KJ^■D
Komintern
Kompol
KPD
KPdSU
KPF
KPO
KPÖ

KW

Literatur-Vertrieb
Lenin - Liebknecht - Luxemburg

Litvertrieb

LLL

Marxistische Arbeiterschule 
Mitglied des Landtags 
Mitglied des Reichstags

Niedersächsische Arbeiter-Zeitung 
Nationalsozialismus
Nationalsozialistische Betriebsorganisation 
Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei

MASCH
MdL

MdR

NAZ
NS
NSBO
NSDAP

Onhiungstlienst
Organisation
Organisations-Abteilung/Massenorganisation

Parteiarbeiter

OD
Org
Org/M

PA
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Polbüro
Politbüro
Polleiter

Politisches Büro 
Politisches Büro 
Politischer Leiter

RB Rtüchsbanner
Reichs-Bauernbund

Reichsbahn-Direktion
Die Rote Fuhne

Roter Frontkäinpferbund
Roter b'ratien- und Mädchenbund
Reichsgesetzblatt

Rote Gewerkschafts-Internationale 
Revolutionäre Cewerkschaftsopposition 
Rote Hilfe

Rote Hilfe Deutschlands
Rote .lungfront

Rote Sport-biternationale

RBB
RBD
RF
RFB
RFMB
RGBL
RGI
RGÜ
RH
RHD
R.I
RSI

SA Sturm-Abteilung 
Sozialistische Arbeiterjugend 
Sozialistische Arbeiter-Ititernationale 
Sozialistische Arbeiterpartei 
Sozialistische Arbeiterpartei Deutschlands 
Sozialistische Jugend-Internationale 
Sozialistischer Jugendverband 
Sozialdemokratische Partei Deutschlands 
Sozialistische Partei Österreichs 
Sturm-Staffel 
Staatsarchtv 
Sowjetunion

SAJ
SAI
SAP
SAPD
SJl
SJ\'
SPD
SPÖ

SS

StA
SU

Teno Techthsche Nothilfe

Tschreswt tschainaja Komissija po borbje s kontrrewohtzijej i ssabotashera = 
Außerordentliche Kotmnission zur Bekämpfung von Gegenrevolution und Sabotage 
(Im Dezetnber Dl? gegründete sowjetische Geheimpolizei)

Unterbezirk
Ltiterbezirks-Leituttg

Union der Sozialistiscbeti Sowjetrepubliken 
Unabhängige Sozialdemokratische Partei Deutschlands

Verwalt tmgs - Bezirk 
Verwaltungs-Bezirks-Leitung 
Verband Proletarischer Freidenker

Tscheka

UB

UBL
UdSSR
USPD

VB
VBL
VPF

WG Vi erte Genossen

ZdA Zentralrat der Angestellten 
Zenlralverbattd der Angestellten 
Zentralkomitee

ZdA
ZK
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Lfd. SeiteCbersehrifl und QuelleDatum
Nr.

Rundstdireiben an alle Bezirksleitungen und Redaktionen
HSlA Düsseldorf.........................................................................
Anweisungen des Sekretariats an die Bezirksleitungen
HSlA Hannover............................................................................
.4nweistingen der Orgabteilung zu den 1. -\Iai-Komitees
Anlage zu Nr. 2............................................................................
Anweisungen der .Abteilung Sozial-Politik
HSlA Hannover............................................................................
Anweisungen der Reichsfraktion der Kriegs- und Arbeits
opfer
HStA Hannover............................................................................
Stellungnahme des ZK zu den „opportunistischen Abwei
chungen bei den Betriebsrätewahlen“
HStA Düsseldorf..............
Stellungnahme des ZK zur
HSlA Düsseldorf...............
Stellungnahme des ZK über die „Lehren der Reichskon
trolle“
HStA Düsseldorf.........................................................................
.Anweisungen des Sekretariats über die Arbeiterschutzorga
nisationen
Std Sigmaringen........................................................................
Rundschreiben an alle Bezirksleitungen und Redaktionen

25. 3. 19291 1
28. 3. 19292 5
30. 3. 19292a 10
12. 4.19293 12
18. 4. 19294

16
April 19295

21
Cewerkschaftstaktik.Mai 19296

27

Mai 19297

32

26. 7. 19298

36

24. 8. 19299
37BA

.Anweisungen der Gewerkschaftsabteilung 
Anlage zu .Nr. 9 
Mitteilungen an 
len Jugendtag 
.Anlage zu Nr, 9 
Anweisungen der Agitpropabteilung über die Gründung der 
Interessengemeinschaft für Arbeiterkultur (IF.A)
Records ..........................................................................................
Anweisungen des Sekretariats über die Aufgaben im Herbst

Anweisungen der Frauenabteilung über die Aufgaben im IV. 
Quartal 1929
.Anlage zu Nr. 11........................................................................
Anweisungen der Agitpropabteilung
Anlage zu .Nr. 11..............................................................
Anweisungen der Gewerkschaftsabteilung
Anlage zu Nr. 11........................................................................
Mitteilungen des Sekretariats zur Kommunalwahlkampagne
Records ..........................................................................................
Aus einem Rundschreiben über Schwächen und .Mängel der 
Parteiarbeit
StA Bremen...................................................................................
Anweisungen des Sekretariats zur Reichskonferenz revolu
tionärer Eisenbahner

24. 8. 19299a
49

die Bezirksleitungen zum 15. Intemationa-24. 8. 19299b
50

31. 8. 192910
52

20. 9. 192911 54BA
21. 9. 192911a

67
21. 9. 192911b 70
20. 9. 192911c 71
15. 10. 192912 77
2. 11. 192913

77
18. 1. 193014

78BA
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15 25. 1. 1930 Anweisungen des Sekretariats an die Bezirksleitungen 
BA und StA Bremen...........................................................
Anweisungen der Agitpropabteilung des ZK 
Anlage zu Nr. 15..............................................................
.4nweisungen der ZK-Landabteilung
Anlage zu Nr. 15..............................................................
Anweisungen zur Komraunalarbeit
Anlage zu Nr. 15..............................................................
Anweisungen des Sekretariats an die Bezirksleitungen 
BA und StA Bremen...........................................................
Anweisungen des Sekretariats an die Bezirksleitungen

80
15a 24. 1. 1930

97
15b 25. 1. 1930

104
15c 24. 1. 1930

107
16 21. 2. 1930

110
17 29. 3. 1930

BA 120
17a 26. 3. 1930 Anweisungen des Sekretariats zur Vorbereitung der Bezirks

parteitage
.Anlage zu Nr. 17.........................................................................
.Arbeitsplan für die Frauenarbeit
Anlage zu Nr. 17.........................................................................
Anweisungen des Sekretariats zum Reichs] ugendtag 
Anlage zu Nr. 17.........................................................................
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25.3.1929 1.Rundschreiben an alle Bezirksleitungen und Redaktionen

1.

25. 3. 1929: Rundschreiben an alle Bezirkslehunffen und Redaktionen

HSlA Düsseldorf, Reg. üüss. Nr. 30642a, S, 1,38—140: Polizeiliche Abschrift, R. Ko. 1637/29. II. 
Lberschrift: ..Zeniral-Koinitee der KPD. Ruiidschreihen Nr. 15. An alle Bezirksleitungen und 
Redaktionen.“

Zur \’ e r b o t s d r o li u n g des preußischen I ii n e n in i n i s l e r s 
In Ergänzung der Anweisungen des Zentral-Koinitees. veröffentlicht in der Roten 
Fahne vom 24. März 1929.- sind sofort die nachfolgenden Direktiven in allen 
Parteizeitungen, in allen Mitgliederversainmlnngen der Betriebszellen. Straßenzellen 
und Ortsgruppen zu besprechen und ihre Durchführung zu sichern.

1

I.
Breiteste Mobilisierung der Arbeiter gegen das drohende Verbot 
Außer den öffentlichen Versammlungen und Demonstrationen, die verstärkt nach 
den Osterfeiertagen einsetzen müssen, sind sofort aul der Linie der obengenannten 
Anweisungen der ZK spezielle Direktiven an die Betriebszeilen, an die Straßenzellen, 
an die Fraktionen* in den Kommunen. Gewerkschaften. Genossenschaften. Sportor
ganisationen. Freidenkerorganisationen usw. 
außerdem sofort eine mündliche Aussprache mit jeder Fraktionsleitung stattlindet. 
Es ist selbstverständlich, daß mit den Fraktionen des RFB. der RH, der IAH, des

herauszugeben. Am besten ist es, wenn

24. 3. 1929. ..Eine letzte1 In einem öffentlichen .\nfruf vuin 23. .März 1929 (vgl. Vorwärts Nr. 141 vom
Waniung“) kündigte der preußische Iimeninniister Grzestnskt (SPD; an. daß er wegen des 
zunehmenden ..Treibens radikaler Organisationen“ utid der ...Ausschreitungen bedatterlichster .Art" in 
Zukunft ..gegen die radikalen Organisationen mit allen zu Gebote stehenden Mitteln rücksichtslos 
einschreiten“ werde. Dabei werde er aitch ..vor der .Auflösutig solcher Verbände tmd Vereinigungen 
nicht zurückschrecken, die gleichzeitig die Form politischer Parteien haben“. In einem ebenfalls 
bekanntgegebenen Erlaß an die nachgeordneten Behörilen forderte er iliese attf. ..radikale Organisa
tionen. die [. . . ihr gefährliches Treiben fortsetzen“, aufzulösen und ..öffentliche Versammlungen 
unter freiem Himmel und Umzüge, die eine unmittelbare Gefahr für die öffenthche Sicherheit 
darstellen [. . .]. vorbeugend polizeilich zu verbieten und zu verhindeni ".

24. 3. 1929. Das ZK bezeichnete in den ...Anweisungen“ an tlie Partei den Erlaß2 Vgl. W .Nr.
Grzesinskis als ..offene .Ankündigutig des Verbots der KPD. des RFB tmd aller revolutionärer 
Organisationen“, als ..Signal zur gewaltsamen Unterdrückung iler proletarischen Karnpforganisatio- 
nen in ganz Deutschland“. Das ZK forderte tlaher zti ..öllenthchen Massenversatntnitmgen tmd enter 
..die breitesten Massen utnlässenden Protestaktion“ aul. V gl. auch Dokumente ttnd .Vlaterialien 
S. 792 f. Inprekorr Nr. 27

3 Gemeint sind mit Fraktionen die Parteigruppen der KPD in den überparteilichen Orgatiisationen wie 
Gewerkschaften. Genossenschaften usw.. aber auch in den kommunistischen sogenannten Massenor
ganisationen wie RFB. Rote Hilfe usw. Zu den Fraktionen hatte der 6. 'Seitkongreß der Komintern 
beschlossen:
..In allen außerparlamentarischen Massetiorganisationen der Arbeiter und Bauern ttnd in deren 
Organen [. . .] sowie auch in den Gemeinde- und Uandesparlamenten tmd deren .Atisschüssen 
den Parlamenten usw. müssen, wenn auch nttr zwei Parteimitglieder dort vorhanden sind, zwecks 
Festigung des Parteieinflusses titid Durchführung der Parteipolitik in diesen Organisationen kommu
nistische Fraktionen gebildet werden.“ Protokoll. Sechster Weltkongreß der Komtnunistischen 
Internationale. Moskau! 17. Juli bis 1. September 1928. Bd. 4. Hamburg 1929, S. 1Ü2.

vom

22. 3. 1929. S. 615 f.votn

usw.. m
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1. 25.3.1929 Kiindschreiben an alle Bczirks^leituiigen luid Redaktionen

RI"MB und des IB ebenfalls die politische und oi'<ianisatorische Linie der Protest
bewegung in diesen Organisationen bis ins einzelne durcbgesprochen wird.
Die Presse muß diese Massenkainpagne agitatoiiscb aufs lebendigste unterstützen, 

entscbiedene. kräftige Spracbe führen, ohne jene Forniulierung zu gebrauchen, 
die der Reaktion einen zu leichten Anlaß zu \ erbotinaßnahmen geben.
Es muß uns dadurch — in viel höherem Maße als seinerzeit bei dem drohenden 
Verbot des RFB^ diesmal gelingen, durch eine Flut von Protestresolutionen aus den 
Belegschaftsversammlungen. Gewerkschaftsversammlungen 
Sammlungen aller in Frage kommenden Arbeiterorganisationen

eine

. aus den Mitgliederver
eine breite Sym

pathie- und Solidaritätsaktion für die KPD. den RFB und die gefährdeten Organisa
tionen zu entfesseln. Die .Vrbeiterkorrespondenien’ sind dementsprechend zu instru
ieren.
Wo Versammlungen irgend welcher proletarischen N'ereine stattfinden (wir denken 

sozialpolitische oder kulturelle, unter reformistischer Führung stehende 
V^ereme wie Reichsbund der Kriegsbeschädigten. Zeiitralverband der .Vrbeitsinvali- 
den. Arbeitersänger iisw. usw.). wo die SPD in der Öffentlichkeit aiiftritt. da müssen 
alle V ersuche unternommen werden, um mit Hilfe

z.B. an

von .Vnträgen. von Diskussions
rednern die V ersammlungen zu einer Stellungnahme gegen das drohende V erbot zu 
bringen.
Wo irgendwie die Möglichkeit besteht, mit Handzetteln oder selbst hergestelltem 
Vlaterial an die SPD-Zahlstellen oder Mitgliederversammlungen heranzukommen, 
muß das ausgenutzt werden, ln geschickter kameradschaftlicher Form muß den 
SPD-Arbeitern aufgezeigt werden, wohin die Politik der gesamten Sozialdemokratie 
und insbesondere die Täuschungsmanöver der ..Linken- fuhren, müssen die SPD- 
.Vrbeiter offen aufgefordert werden. Schulter an Scluilter mit der KPD den Kampf 
gegen die drohende Diktatur, den Sozialfäschismiis.*’ aufztinehmen.

II.
Verbesserung und Verstärkung des P a r t e i a p p a r a t e s 

Abgesehen von den sofort einzuleitenden Sicherheitsmaßnahmen, die auf die 
vollständige W'eiterführung der Parteiarbeit im Falle eines Verbotes einzustellen

eine durchgreifende ideologische 
Aufklärung, sind entsprechende organisatorische Beschlüsse zu folgenden Fragen 
durchzu führen.

sind, ist in jeder Parteizelle und Ortsgruppe

4 Gemeint ist der Verbotsantrag des Reichsinnenministers Keudell 
Widerstand der Länder und am

vom 14. April 1928. der am 
Urteil des Reiehsgerielites scheiterte. Vgl. zum RFB Kurt G. P. 

Schuster, Der Rote Frontkämpferbund 1924-1929. Düsseldorf 1975. Zum Grzosi,uki-Er\a& gab der 
RFB einen ..Bundesbefehl- heraus, in dem ebenfalls ..öffctitliche Protestversantmlungen [. . .J 
Verteidigung des RFB und der KPD ' gefordert wurden [Die Rute Front. Orgati ties RFB. Nr. 3. Vlärz 
1929).

zur

5 Arbeiterkorrespondenten waren ehrenamtliche Vlitarbeiter der KPD-Presse, Nach dem Vorbild der 
Bolschewiki baute die KPD vor allem für Die Rote Fahne ein breites Netz von .V. auf. V gl. z. B. Die 
Linkskurve Nr, 2. Februar 1930. S. 21 If. Vgl. auch unten. Dok. 1.5a. .Anweisungen der Agitprop- 
Abteilung.

6 Vgl. Entstehungsgeschichte der Sozialfaschismus-These Siegfried Bahne. .Sozialfaschismus" in 
Deutschland. Zur Geschichte eines politischen Begriffes, in: International Review of Social Hislorv. X, 
pari 2. 1965. S. 211-245.

zur
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1.25. 3.1929Kundschreiben an alle Bezirksleitungen und Redaktionen

a) .Jeder in einem Betrieb beschäftigte Kommunist muß sich seiner Betriebszelle 
anschließen, bzw. aus eigeiter Initiative alles unternehmen.^ um durch Gewinnung 
neuer Paiteirnitglieder in seinem Betrieb eine Zelle zu bilden. Die Straßenzellen sind 
in dieser Beziehung genau auf ihre Zusammenstetzung hin zu prüfen, in den 
Straßenzellen müssen die Genossen nach ihrer Beschäftigung befragt werden, mit 
jedem Genossen, der im Betrieb beschäftigt ist. muß die Straßeuzellenleitung eine 
Aussprache durchführen.
b) Jede Betriebszelle, jede Straßenzelle muß regelmäßig eine Betriebszeitung bzw. 
Straßen- oder Ortszeitung herausgeben und zu diesem Zweck einen eigenen 
Vervielfältigungsapparat ansebaffen. Die Parteileitung muß mit der Zelle die 
Möglichkeit der Anschaffung besprechen und evtl, hellen.
c) Die Straßenzellen, die auf Grund der Ei-werbslosigkeit eines Teils der Parteimit
gliedschaft und auf Grund der Tatsache, daß eine Reihe von Betriebsgenossen sich in 
den Straßenzellen versteckt haben, ungewöhnlich groß geworden sind, müssen so 
verkleinert werden, daß in der Regel nicht mehr als 20 Mitglieder erfaßt werden. Wo 
im Straßenzellengebiet Betriebe ohne Zellen sind, muß eine besondere Bearbeitung 
derselben durch die Straßenzellenleitung organisiert werden.
d) Den Betriebszellen und Slraßenzellen ist die Aiitgabe zu stellen, in .Ausnutzung 
ihrer Arbeit bei den Betriebsbewegungen, bei den Betriebsrätewahlen usw. durch 
Werbung neuer Parteimitglieder den Bestand der Zelle um die Hällte zu vermehren. 
Auch hier muß von Seiten der Parteileitung konkret mit der Zellenleitung 
gesprochen werden, wie dieses Ziel erreicht werden kann.
e) Auf Grund des Ergebnisses der Generalkontrolle** ist die Registrierung und straffe 
Erfassung aller in den einzelnen xMassenorganisationen befiiidlicheii Kommunisten m 
den entsprechenden Eraktionen durchzuführen. Die Bezirksleitung muß speziell 
Kontrollen durchführen, ob die Stadtteil- und Ortsgruppenleitungen die Generalkon
trolle nach dieser Richtung wirklich ausgewertet haben.
Jeder Kommunist hat die Plhcht. einer oder mehrerer jener Massenorganisationen 

gehören, die heute noch unter reformistischer Führung stehen (Gewerkschaften, 
Genossenschaften. Arbeitersport. Freidenker. Kriegsopfer. Invalidenorgamsationen 
usw.). Die Generalkontrolle hat erwiesen, daß trotz Überlastung der aktiven Kaders 
der Funktionäre ein relativ hoher Prozentsatz der Mitgliedschaft nicht nur in 
geringem Maße in diesen Organisationen organisiert ist (in jenen Gebieten, in denen 
die christlichen und Hirscb-Dunckerschen Gewerkschaften größere Arbeitermassen 
erfassen, soll der Eintritt in diese Organisationen und die .Aufziehung einer 
Opposition mit ihrer Hilfe organisiert werden).

anzu

7 Zur Einschätzung der Zellen, inshesondere der Betriebszellen als Grundfrage der Organisationsstruk
tur der KPD in Ideologie und Realität vgl. Weber I S. 268 ff.; Hans-Dieter Heilnianii/Bernd Rabehl, 
Die Legende von der ,Bolschewisieruiig‘ der KPD. 11. in: Soziali.stiscbe Politik. Berlin (West), 3. Jg., 
Februar 1971, S. 22 ff.

8 Die KPD führte 1927 und 1929 sog. Reichskontrollen (Generalkotitrolleii) durch, mit denen die 
Parteiführung anhand konkreter Fragen an alle Parteimitglieder einen statistischen Cherbhek über die 
Organisation erhielt. Vgl. den Bericht über die Ergebnisse der ersten Reichskoiitrolle von («lenand 
Kaasch. Die soziale Struktur der KPD. in; Kl Jg. 1928. Heft 19. S. 1050-1067. Zur Reichskontrolle 
1929; Bericht des ZK der KPD an den 12. Parteitag. Berlin 1929. S. 252 ff. hn Juni 1929 versandte 
das ZK an alle Bezirke ein Rundschreiben „Lehren der Reichskontrolle". Der Partemrbeiter Jg. 7, 
Nr. 5. Mai 1929. S. 135-138, ahgedruckt unten Dok. 7. Vgl. auch Bahne, KPD S. 15.
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1. 25.3.1929 Rundschreiben an alle Bezirksleidingen und Redaktionen

III.
O r g a n i s i e f u n g der Opposition

Über den Kreis der kommunistischen Fraktionen hinaus müssen alle vorhandenen 
Möglichkeiten zur organisatorischen Zusammenfassung der Opposition in den 
Betrieben. Gewerkschaften und Massenorganisationen energisch ansgenutzt werden, 
a) Die Betriebszellen müssen das System der Sympathisierenden-X'ersammlungen 
weiter ausbauen, ebenso trifft das für die Fraktionen in den Gewerkschaften und 
einzelnen proletarischen Massenorganisationen zu. Auch hier ist eine Kontrolle 
durchzuführen, inwieweit die Zellen die Registrierung und Zusammenfassung der 
Sympathisierenden durchführen.
b) Im Znsainmenhang mit der Organisierung der Wirtschaftsbewegungen, der 
Betriebsrätewahlen, der Stellungnahme der Belegschaften gegen den diktatorisch
faschistischen Kurs und die Kriegsvorbereitungen der Regierang und der Sozialde
mokratie muß in jedem Betrieb ein politischer Vertrauensmännerkörper aufgebaut 
werden, dem außer Kommunisten zuverlässige, sympathisierende Oppositionelle 
angehören sollen.
c) Zur Vorbereitung und Führung der Kämpfe muß lon Fall zu Fall zur Schaffung 
eines breiten Delegiertensystems von in den Betriebs-Abteihmgs- und Werkstätten-

inhnigen gewälilten Vertretern der Belegschaft übergegangen werden, wobei 
neben den gewerkschaftlich-organisierten auch unorganisierte Delegierte sein 
müssen.

versatn

d) Ebenso müssen für die Vorbereitung und Führung des Kampfes breite vorberei
tete Kampfausschüsse aus den besten Proleten des Betriebes gebildet werden.
e) Vor Beginn des Streiks oder Aussperrungen sind Streikleitungen (Kainpfleitun- 
gen) von der Belegschaft zu wählen. Diese Streikleitungen müssen breite Körper
schaften sein, die eine direkte Verbindung mit jeder Werkstatt bzw. jeder Abteilung 
des Betriebes garantieren.
f) Alle Betriebszellen, insbesondere jene der Großbetriebe, müssen ernsthafte 
Anstrengungen zur Bildung eines betrieblichen Komitees der Organisation der 
„Freunde der Sowjetunion-" machen, das als Antikriegskomitee auch svnipathisie- 
rende Parteilose und SPD-Arbeiter zu erfassen haben soll.'^

müssen unsere Fraktionen trotz des saisonmäßigen 
Riickganges der Erwerbslosenzdfern zu einer strafferen Zusammenfassung und 
politischen Führung der erwerbslosen Massen übergehen. (Nähere Anweisungen auf 
Grund der bisher gemachten Erfahrungen folgen noch.)
In den Massenorganisationen ist die organisatorische Zusammenfassung der Opposi
tion besonders dort dringend notwendig, wo wir den Kampf um die Lokalorganisa
tion. um die Branche nsw. mit dem Reformismus führen. Also bestimmte Gewerk
schaften. Sportorganisationen. Freidenkerorganisationen, örtliche Gruppen des 
Zentralverbandes der Invaliden usw.

g) Bei den Erwerbslosen

9 Neben der 1923 gegründeten ..Gesellschaft der Freunde Rußlands-', einer Organisation vornehmlich 
Intellektueller, entstand 1928 als internationale Vereinigung der ..Bund der Freunde der Son^et- 
union ". Das deutsche Reichskornitee des Bundes wurde auf einer Tagung am 4. November 1928 i 
Leben gerufen.

ms
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2.28.3.1929Anweisungen des Sekretariats an die Bezirksleitungen

IV.
M a ß II a h men in den sympathisierenden O r g a n i s a 11 o n e n

a) Der RFB ist eine der am meisten bedroliten Organisationen. Auf Grund der
kontrollieren, ob die von ihr.Anweisungen der Reichsfraktionsleitung ist zu

Sicherheitsmaßnahmen durchgel'ührt werden.angewiesenen
b) Der RFB muß mit Hilfe der Partei sofort eine breite ideologische Kampagne zu 
Einzelnberfühnmgen seiner Mitglieder zur Partei und ztir kommunistischen .lugend 
einleiten. Ebenso ist eine besondere Kampagne zum Eintritt der REB-Kameraden m 
die Sportorganisationen zn lühren.
c) Dundi unsere Fraktionen muß elienfalls sofort eine planmäßige \X erbearbeil 
Überführung der besten Mitglieder der RH. der IAH. der RFB-Kameraden in 
Partei organisiert werden.
d) ln allen svmpathisierenden Organisationen ist aid die \X ichtigkeit der Organisie
rung der betreffenden Mitglieder in den großen proletarischen Massenorganisationen 
für den Fall der Illegalität tmd des Terrors der kapitalistischen Regierung gegen die 
radikale Arbeiterbewegung und für Organisierung des .Massenwiderstandes gegen 
Diktatur und Krieg hinzuweisen.
e) ln allen genannten svmpathisierenden Organisationen ist die Registrierung der 
.Mitglieder nach der Betriebszugehürigkeit. die Bildung von Betriebsgruppen zur

Betriebszellen energisch durchzuführen.

zur
die

Verstärkung der .\rbeit unserer

Diese organisatorischen xVIaßnahmen sind konkret mit jeder Fraktion zu besprechen 
und nach einem Plan durchzuführen.

.Mit kommtmistischern Gruß! 
Zentral-Komitee der KPD 
Sekretariat

2.

28. 3. 1929: Anweisungen des Sekretariats an die Bezirksleitungen

HStA Hannover. Hann. 80 Hiltlesheiin H. I Nr. .38,-» \ ol. V.: Polizeiliche Abschrift. U. Ko. 1831/29. 
11. Überschrift: ..Rundschreiben No. 16/29. .Anweisungen des Sekretariats.“

Inhaltsverzeichnis:
1. Zur propagandistischen Führung des Kampfes pgen die drohenden Verbote.
2. Demonstration am 1. Mai und Bildung von .Maikomitees.
3.
4. pp.
o.

W. G.
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2. 28.3.1929 Anweisungen des Sekretariats an die Bezirksleitungen

Zur propagandistischen Führung des Kampfes gegen die 
drohenden Verbote
\^'ir vertveisen auf das Rundschreiben des ZK vom 25. März ds. Js.,' in dem die 
allgemeinen Richtlinien unseres Kampfes gegen den verschärften Unterdrückungs
feldzug der Rourgeoisie und der SPD enthalten sind, sowie auch die in diesen Tagen 
erscheinende Nummer der Betriebspresse und AKdie die speziellen Aufgaben auf 
diesem Gebiet behandelt.
Für die richtige propagandistische Führung dieser Massenmobilisierung sind fol
gende Punkte zu beachten:
1. Die verschärften Unterdrückungsmaßnahmen sind nicht Ausdruck der Stärke der 
Bourpoisie. der Festigkeit der kapitalistischen Stabilisierung, sondern im Gegenteil: 
Anzeichen der verschärften Gegensätze und Widersprüche, der wachsenden Erschüt
terung der kapitalistischen Stabilisierung, Abwehrmaßnahmen der Bourgeoisie und 
der Sozialdemokratie gegen die steigende revolutionäre Welle. Unsere Propaganda 
muß daher einen kraftbewußten, stolzen, siegessicheren Ton haben, nicht Klagen 
über den Angriff der Bourgeoisie, sondern entschlossener Wille zur Abwehr und 
verschärftem Gegenangriff.
2. Jeder Schlag gegen KPD und RFB ist ein Schlag gegen die gesamte Arbeiterklasse. 
Zweck der Maßnahmen ist. den steigenden Kampfwillen der Massen, der in den 
Wirtschaftskämpfen und Betriebsrätewahlen zum Ausdruck kommt, zu brechen. 
Darum richten wir an die Massen den Appell: Schützt und stärkt Eure Kanipforgani- 
sationen!

1 .

3. Jedes Zurückweichen vor 
lockert unsere

den V erboten, jede Unterwerfung unter das Polizeidiktat 
Verbindung mit den kampfgewillten Massen. Eine Taktik des 

Rückzuges würde die LTnterdrückungsrnaßnahmen der Bourgeoisie erleichtern. 
Entschlossener \\ iderstand. kühne Durchbrechung des Demonstrationsverbotes * auf 
der Basis breitester Massenmobihsierung muß die Polizeimaßiiahmen unwirksam 
machen. Lhiser Ziel ist nicht, durch polizeifrommes Verlialten Verbote zu vermeiden, 
sondern durch revolutionäre Massenarbeit die Maßnahmen des Klassenfeindes 
möglichst zu erschweren und zu durchkreuzen. Der Grundton unserer Propaganda 
muß sein: Der revolutionäre Klassenkampf, der Kommunismus kann nicht verboten 
werden!
4. Der Kampf für die Rechte der Arbeiter gegen die drohende faschistische Diktatur 
wird geführt nicht im Zeichen der Verteidigung der Demokratie, der Weimarer 
Verfassung, sondern im Zeichen des revolutionären Klassenkampfes für die Diktatur 
des Proletariats.
Entsprechend diesem Grundgedanken empfehlen wir den Protestversammlungen 
und Demonstrationen folgende Losungen:

1 Siehe oben, Dok. 1.
2 Betriebspresse und Arbeiterkorrespondent, von der Agitprop-Abteiluiif: des ZK hrsg. Monatsorga____

Unterslutzung der Betriebszeitungen. Es wurde kostenlos an .4gilpropleiter von Betriebszeilen und 
Ortsgruppen verteilt. .Ab 1931 erschien das Organ unter dem Titel Der Belriebs-Zeitungs-Redakteur 
und Arbeiterkorrespondent (BZR-AK). Die hier erwähnte Nummer der Zeitschrift war nicht zu 
ermitteln.

n zur

3 Vgl. oben, Dok. 1, Anm. 1.
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28. 3.1929 2.Anweisungen des Sekretariats an die Bezirksleitungen

Arbeiter, verteidigt und stärkt Ettre Kainpforganisationen!
Hinein in die KPD! Hinein in den RFB!
Die SPD will den Klassenkanipl' verbieten, die KPD führt den Kampf der 
Arbeiterklasse!
\"olle Arbeitsruhe am 1. Mai — Am 1. .Mai Straße frei!
.Nieder mit dem neuen Sozialistengesetz!
Der Kommunismus kann nicht verboten werden!
Vi’as Bismarck und Seeckt nicbt vollbracbten. werden Hermann Müller und 
Grzeit/tAAfnicbt vollbringen!
Die Koalitionsp(»litik ist der eg zum Faschismus, die Diktatur des Proletariats ist 
der Vi eg zum Sozialismus!
Die \ erbote gegen die revolutionären Arbeiterorganisationen dienen der \'orberei- 
tung des imperialistischen Krieges!
Kämpft gegen die Kriegshetzer, für die \ erteidigung der Sowjetunion!
Im Aufträge des Ka|)itals hetzen SPD-.Minister die Polizei gegen die Arbeiter! 
Nieder mit dem Polizeisozialismus!'*
Heraus atis der SPD. der Partei des Arbeiterverrats!
Arbeiter im Reicbsbanner. laßt Euch nicht von den Koalitutnsgeuossen der Stahl
helmführer gegen die Arbeiter betzeu. kämpft in den Reiben des RFB gegen den 
Faschismus!
Die KPD kämpft für den Achtstundentag und Fohnerhöhung. darum soll die KPD 
verboten werden!
Nur die KPD vertritt die Interessen der Erwerbslosen, darum soll die KPD verboten 
werden!
Der RFB kämpft gegen den imperialistischen Krieg, darum soll der RFB verboten 
werden!
Es lebe die Kommunistische Partei!

Maikomitees2 . Demonstrationen am 1 . Mai - Bi 1 d u n g 
Die Kundgebungen zum 1. Mai müssen m diesem .lahre angesichts der zunehmenden 
Verschärfung des Klassenkampfes und der Zuspitzung der Situation einen besonde- 

ausgeprägten politiscben und revolutionären Charakter tragen. Der 1. .Mat ist 
eine Kraftprobe zwischen Proletariat und Bourgeoisie, zwischen Kommunisten und 
Sozialdemokraten!
Der Verbotserlaß Grzesinskis. der einen tatsächlichen Ausnahmezustand über mehr 
als die Hälfte Deutschlands verhängt und die Ankündigung der gewaltsamen 
polizeilichen Lüiterdrückimg der KPD. des RFB und aller revolutionären Massenor
ganisationen darstellt, kennzeichnet die gegenwärtige Situation. Die Einschätzung 
der Fage durch unsere Partei, wie sie in den Beschlüssen des .lanuar- und Mäiz- 
Plenums des ZK zum Ausdruck kommt. ’ hat sich als vollkommen richtig erwiesen.

V () n

ren

4 In der Vorlage heißt es fälschlich ..Polizeispezialisnius '.
5 Auf der Plenartagung am 24./2.5. Januar stellte das ZK eine \>rs( härlung der Lage in Deut.s( hland 

fest, die in ..kra.sser Form die \X iders|jrüche der Stalnlisierimg" .signalisiere. Dies zeige. ..daß die 
Voraussetzungen für einen neuen revolutionären Aulschwung der deutschen .-Vrheilerhew egtnig 
herattfwachsen: -. W .Nr. 23 vom 27. 1. 1929. Auf der Tagung vom 14. .März 1929 hehandelle das ZK 
..die Gewerkschaftsfrage und die innenpolitische Lage in \ erliindiing mit der Reparalionsfrage . HJ- 
Nr. 68 vom 21. 3. 1929. Vgl. auch hiprekorr Nr. 9 vorn 29. 1. 1929, S. 157 11.
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2. 28.3. 1929 Anweisungen des Sekretariats an die Bezirksleitungen

Die Bourgeoisie, bestürzt durch den mächtigen .Aufschwung der Arbeiterbewegung 
und den A'ormarsch der Kommunisten auf allen Fronten des politischen Kampfes, 
greift zu faschistisch-diktatorischen Methoden. um den Krieg vorzubereiten, die 
Unternehmeroffensive zu forcieren und den revolutionären A'ormarsch des Proleta
riats niederzuschlagen. Die bürgerliche Demokratie erweist sich als unzureichend, als 
untauglich, um die kapitalistische Herrschaft zu sichern. Sie ist bankrott.
Die zentrale politische Losung der -Maikundgebungen muß der Kampf für die 
Diktatur des Proletariats sein. Die Liquidierung der bürgerlichen Demokratie wird 
entweder durch die Faschisten oder durch das Proletariat vollzogen. Faschismus oder 
proletarische Diktatur, das ist der objektiv-historische Inhalt der bevorstehenden 
Periode des Klassenkampfes in Deutschland. Die Sozialdemokraten sind der 
Schrittmacher, die Agenten, die Organisatoren der faschistischen Diktatur. Die 
Kommunisten sind die Propagandisten, die Vorkämpfer, die Organisatoren der 
proletarischen Diktatur.
Die wachsende revolutionäre Aktivität des Proletariats und die Zuspitzung der 
faschistischen Gefahr stehen in engem Zusammenhang mit allen Fragen der 
>Airtschaltskämpfe, der großen .Auseinandersetzungen in den Gewerkschaften und 
allen Formen der Massenbewegung. Die Lohnbewegungen der gegenwärtigen 
Monate (Berliner Metallarbeiter, Bergarbeiter, Landarbeiter usw.) müssen überall 
mit äußerster Energie vorwärts getrieben werden. Die neue Gewerkschaftstaktik des 
IV. RGI- und A^I. Weltkongresses'’ in ihrer .Anwendung auf die deutschen Verhält
nisse (Beschlüsse der letzten Plenarsitzung des ZK und der letzten Parteiarbeiterkon- 
ferenz)^ muß überall verwirklicht und fortgebildet werden. Die Maidemonstrationen 

mit Lohnbewegungen zusammenfallen, den Auftakt mächtigermüssen, wo sie 
Streikbewegungen bilden.
In den Orten, wo bereits Demonstrationsverbote ergangen sind, muß die Maidemon
stration unter Führung der Kommunisten unter allen Umständen entschlossen 
durchgeführt werden. Es darf keinesfalls auf die Straßendemonstrationen verzichtet 
werden, sondern sie sind trotz und gegen alle Verbote durchzuführen. Dazu ist

6 Die neue Taktik in der Gewerkschaftsfrage liestand zunächst im Beschluß zur ..selhsländigen 
Führung“ von \t irtschaftskäinplen durch die Kommunisten mit dem Hinweis. ..in aünstigen 
Situationen den Kampf auch gegen den \Tillen der reformistischen GewerkschaftsbüroWatie^zu 
führen . Vgl. Protokoll. Sechster VVeltkongreß der Kommunistischen Internationale. .Moskau. 17. Juli 
bis 1. September 1928. Hamburg o. J.. Bd. 4. S. 31. Vgl. auch Protokoll über den 4. Kongreß der 
l^tlTs «bgehalten in -Moskau vom 17. .März bis 3. April 1928. Moskau

Im Marz 1929 wurde die ..organisatorische Erfassung aller -Arbeiter“ in Kampfleitimgen gefordert 
(vgl. Ulbricht, Zehn Jahre Kampferfalirunpn der KPD. in: A7Heft 9-11 vom 13. .März 1929. S. 639). 
Das X. Plenum des EKKI im Juli 1929 ließ bereits die Spaltung der Gewerkschaften miter für die 
Kommunisten günstigen Umständen ..von Fall zu Fall ' zu (Protokoll. 10. Plenum des Exekutivkomi
tees der Kommunistischen Internationale. 3. bis 19. Juli 1929. Berlin 1929. S. 922 :. Zur Gesarntent- 
wickhmg vgl. IVieszt S. 341 ff.

7 Zur Plenarsitzung des ZK vom 14. .März 1929 vgl. oben .Anm. 5. Die Reichsparteiarbeiterkonferenz 
der KPD zur Gewerkschaftsfrage tagte am 26. und 27. Januar 1929 m Berlin. Sie forderte die 
Gewinnung der unorganisierten Arbeiter, ihre Erziehung ..zur Führung ihrer Kämpfe durch 
selbstgewählte Streikleitungen". ..siegreiche Durchführung der VVirtschaftskämpfe" und Herstellung 
der ..Einheit der Gewerkschaften auf der Klasseiikarnpfgrundlage“. Vgl. F. Meckert in Rh' Nr. 24 vom
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2.28.3.1929Anweisung;en des Sekretariats an die Bezirksleitungen

festeste Disziplin, äußerste Entschlossenheit, maximale organisatorische Sicherung 
Polizeiüberlälle und Provokationen notwendig.gegen

In der gegenwärtigen Situation ist auch besonders der internationale Charakter der 
.Maidemonstrationen zu betonen. Die Eundgehungen müssen mi Zeichen des 
Kampfes gegen den imperialistischen Krieg, der Verteidigung der Sowjetunion, des 
Internationalismus der kämpfenden .\rbeiter stehen. Dieser Inhalt der Maikundge- 
hungen muß in den Losungen und der agitatorisch-organisatorischen Durchführung 
klar, eindringlich und aulrüttehid zum .\usdruck kommen. In allen Grenzbezirken 
sind Grenzkundgebuiigen und Grenztreilen zu veranstalten. In den besetzten 
Gebieten ist auf die Bearbeitung der ausländischen ßesatzungstruppen besonders 
Wert zu legen. Die Besatzuiigssoldaten sollen beeinllußt werden, durch .4nlegung 

Armbinden und Abzeichen ihre Solidarität mit dem deutschen Proletariat zumroter
Ausdruck zu bringen.
Das Schwergewicht der .Massenmobilisationen liegt in 
Gewerkschaften und allen .Vlassenorganisationen. Ldierall müssen Resolutionen 
für A r b e i t s r u h e und Demonstration am 1 . -Mai eingebracht und 
beschlossen werden. Im Falle von Zusammenstößen am 1. .Mai haben die Orgaiiisa- 

Sicherheitsmaßnahmen gegen V erbot und \ erlolgung zu treffen. Die Frauen 
und .lungarbeiter müssen in stärkster Weise nicht nur zur Teilnahme an den 
Demonstrationen, sondern auch zur aktiven Arbeit in den .Maikomitees, bei der 
Vorbereitung und Leitung des .Aufmarsches herangezogen werden.

den Betrieben, in den

tionen

Bildung von .Maikomitees
Um den Kundgebungen am 1. .Mai einen breiten .Massencharakter zu sichern, ist 
fol gendes d u rc hzu führe 11;
In allen Großbetrieben sollen- möglichst in der allgemeinen Belegschafts
versammlung. in der die Arbeitsriihe am 1. .Mai und die Straßendemonstration 
beschlossen wird - breite .Maikomitees bestehen, die aus kommunistischen, opposi
tionellen SPD-Arbeitern und sympathisierenden parteilosen Arbeitern gebildet 
werden. Line besondere Rolle spielen dabei die neuen roten Betriebsräte.*^ die in ihren 
Betrieben die Initiative zur Bildung der betrieblichen Maikomitees ergreifen sollen. 
In jedem Ort. in jeder Stadt, in großen Stadtteilen muß unter Führung der Partei ein 
breites lokales .Maikomitee gebildet werden, dem Vertreter der proletari
schen Massenorganisationen und Vertreter der entscheidenden großen Betriebe (rote 
Betriebsräte) angehören müssen. Ebenso müssen die Lrwerbslosenausschüsse leiten
den Anteil an der Organisierung der Maikundgebungen nehmen und in den 
Maikomitees vertreten sein, 
pp. [Textvorlage bricht hier ab.]

8 Seit 1929 foiderle die KPD ihre .Anhänger auf. bei Betriebsratswahlen ..rote Betriebsräte- zu wählen, 
d. h.. eigene Xt ahlvorsehläge aufztistellen. was vielläeh zur Spaltung der Gewerkschaften nn Betrieb 
und zum .Ausschluß der Konnnunisten aus den freien Gewerkschaften luhrte. Wie ein Rundschreiben 
des ZK an die Bezirke zeigte, gab cs gegen diese nette Linie W iderstiinde zahlreicher koniinttinstischer 
Betriebsfunktionäre (das Rundschreiben ist als Dok. 5 unten abgedriickt. es war bereits veröffentlicht 
in: Der Parteiarbeiter ^r. 4. .April 1929. S. 97-103). Vgl. auch Paul Merker. Die Betriebsratewahlen 
in Deutschland, in: Inprekurr .\r. 31 vom 9. 4. 1929. S. -"OS sowie weitere .Artikel Merkers in: U 
10. Jg.. Heft 20 vom 15. 5. 1929. S. 1161-1172. und Heft 21 vom 22. 5. 1929. S. 120:)-1222.

9



2 a. 30.3.1929 Anweisungen der Orgabfeiliing zu den 1. Mai-Komitees

2a.

30. 3. 1929: Anweisungen der Orgabteilung zu den 1. Mai-Komitees

Anlage zu Nr. 2. Cberschrift: ..Rundschreiben No. 16/29. Anweisungen der Orgabteilung." 

Inhaltsverzeichnis : Anweisungen der Orgabteilung zu den 1. Mai-Komitees.

Die Androhung Grzesinskis ..Letzte Warnung“ des Verbots der KPD und des RFB 
und die gleichzeitige Anweisung an die Polizeidirektionen öffentliche Kundgebungen 
unter freiem Himmel. Demonstrationen iisw. generell zu verbieten, ja, selbst 
\ ersammlungeii in abgeschlossenen Räumen zu verbieten, gibt der diesjährigen 
Maikundgebung einen ganz besonderen Charakter. Die bisherigen .Anweisungen, auf 
den .Maikundgebungen überall selbständig und führend aufzutreten, bedürfen nach 
dieser .Ankündigung Grzesinskis einiger spezieller organisatorischer Maßnahmen, die 
die Maikundgebungen weit über den Rahmen der früheren Mas
sendemonstrationen hinaus zum wuchtigen Aufmarsch des 

müssen. Diese organisatorischen Maß
nahmen erfordern eine gründliche wochenlange \ orbereitung. um im gesamten 
Proletariat, in sämtlichen Belegschaften und Arheiterorganisationen die Entschei
dung über die Gefolgschaft hinter dem Sozialfaschismus oder hinter der Führung der 
KPD herbeizuführen.

gesamten Proletariats machen

Um die breiteste Basis für Massenkundgebungen zu erlangen, schlagen wir den 
Bezirken in Ergänzung der bisherigen .Anweisungen die Befolgung folgender 
organisatorischer Maßnahmen hei der Vorbereitung der Maidemonstratio
nen vor:

A. Entscheidungen in den Arbeiterorganisationen
1. In allen Massenorganisationen. Gewerkschaften. Gewerkschaftskartellen. Freiden
kerorganisationen. .Arbeitersport- und Gesangv^ereineii. Naturfreunde. Abstinenten- 
biind etc... in denen wir entscheideiien Einfluß in den Vorständen oder Eeitungen 
haben, sind sofort Versammlungen einzuberufen, und in diesen Organisationen 
Maikomitees von etwa 3-5 Personen zu wählen. In den betr. Versammlungen sind 
Resolutionen anzunehmen, die enthalten müssen:
a) Beschluß, daß der E .Mai durch vollkommene Arbeitsruhe begangen werden muß, 

eine Massenkundgebung des gesamten Proletariats stattfinden muß,
c) die übrigen Eosungen. wie sie in unseren seitherigen Rundschreiben und im 
Maiaufruf bekannt gegeben sind.

2. In proletarischen .Massenorganisationen, in denen die Einberufung von unserer 
Seite aus nicht geschehen kann, müssen unsere Genossen an den Vorstand 
herantreten mit der Aufforderung, zur Beratung über die Maikund
gebungen eine .Mitgliederversammlung einztiberufen. In dieser .Mitglie
derversammlung sind .Anträge wie unter Punkt 1. von unseren Genossen einzubrin
gen und dementsprechend die Maikundgebungen vorzubereiten.
3. Dort, wo die Vorstände den .Antrag auf Einberufung einer Versammlung 
ablehnen, müssen unsere Genossen m den üblichen Monatsversammlungen iin .April

b) daß
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30.3.1929 2 a.den 1. Mai-KomiteesAnweisungen der Orgabteilung zu

der Versaminlun^j ge s c h ii f t s o r d n u n g s m ä ß i g
fordern. In diesen

bei der Eröffnung 
den Antrag auf Beratung der Maikundgebungen 
Versannnlungen sind die Anträge zu Punkt 1. einzubringen.

B. \ orbereitung in den Betrieben 
ln den Belegschaftsversaminlungen sind Anträge und Resolutionen einzubnngen, 

in denen
a) gegen die Deinonstrationsverbote protestiert wird.
b) Beschluß gefaßt wird, am 1. Mai die Arbeit vollständig ruhen zu lassen.
c) beschlossen wird, daß sich die gesamte Belegschaft an der Maidemonstration 
beteiligt.
Es ist zweckmäßig, daß die Werkstatt- und Betriebs Vertrauensleute 
alsOrdnerbeider Maikundgebung verpflichtet werden, die zu
ren haben, ob alle Arbeiter der Belegschaft an der Kundgebung tei nehmen und für 
den ungestörten Verlauf der Kundgebung innerhalb der Belegschaft emtreten.

1.

kontrollie-

C. Zentrale Maikomitees
1. Nachdem die Maikomitees in den Betrieben und proletarischen Massenorgamsa-

diese einzelnen Maikomitees zu einer Konleienz 
Komitee für die Maikundgebung

gewählt sind, müssen 
zusammentreten und aus ihrer Mitte ein
tionen

19 2 9 wählen.
2. Überall dort, wo die Maikundgebungen durch die Polizei verboten sind, muß das 
zentrale Maikomitee eine Abordnung (möglichst unter Teilnahme von Sozialdemo
kraten und Parteilosen) an die Polizeibehörden senden und Mitteilung m^clmn. daß 
trotz Verbotes die Arbeiterschaft geschlossen die Maikundgebungen durchfuhren 
wird. Diese Ankündigung hat nicht in der Form einer Anmeldung oder Bitte das 
Verbot aufzuheben, zu geschehen, sondern lediglich in der Fomi dei Mittedung, 
wobei man die Verantwortung für eiM. entstehende Zusammenstöße der Pohzeitrup- 
pen mit Arbeitern der Polizeivei-waltung zuzuschieben hat.
3. Es ist zweckmäßig, in diese Maikomitees neben Kommunisten auch sozialdemo
kratische und unorganisierte .Arbeiter aufzunehmen.
4 Dort wo die Einberufung einer V o 11 v e r s a m m 1 u n g d e r B e t r i e b s r a t e die 
Erfassung aller Betriebe und Belegschaften ermöglicht, ist es zweckmäßig, eine 
solche Vollversammlung einzuberufen und aus dieser \ ersammlung das zentra e 
Maikomitee unter Heranziehung der von den Belegschaften gewählten Maikomitees 
und der der proletarischen Massenorganisationen zu bilden.
5 Dort, wo wir in den Ge we rk s c h af t skar t e 11 en bestiinmenden Einfluß 
haben, müssen die Gewerkschaftskartelle die vorbereitende Arbeit zur Bildung des 
Maikomitees übernehmen.

allen Maßnahmen des zentralen Maikomitees kommt es 
Einvernehmen mit den gesamten Belegschaften zu ..

Aktion zu einer Massenbewegung zu gestalten.

; darauf an, in 
handeln, um die6. Bei 

ständigem 
gesamte
7. Es ist unzulässig, Maikomitees
Die Hauptsache bei Bildung der Maikomitees ist. nnmei x... „ . • o i-
Arbeiterschichten in Anspruch zu nehmen und zu entfalten. Die Partei muß d

kleinen Körperschaften bestimmen zu lassen.
die Aktivität der breiten

von
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3. 12.4.1929 Anw eisungen der Abteilung Sozial-Politik

Maikomitees mit allen Mitteln unterstützen und gemeinsam mit den Maikomitees die 
Finanzierung und alle geschäftlichen und organisatorischen Maßnahmen gründlich 
mit ihnen besprechen und entscheiden.

3.

12. 4. 1929: Anweisungen der Ableihing Sozial-Politik

HStA Hannover. Han... 8(1 llildeshei... II. I Nr. 585 Vol. V.: Polizeiliche Abschrift. R. Ko. 2209/29 
Lberschrift: ..Rundschreiben Nr. 17/29.

Inhaltsverzeichnis:
1. Verstärkung und Systematisierung der sozialpolitischen Arbeit.
2. Arbeitsgemeinschaft Sozialpolitischer Organisationen (ARSO)'
3. Schaffung Sozialpolitischer Abteilungen in den Bezirken und Sozialpolitischer 
Ausschüsse in den Ortsgruppen.
4. Organisierung der Fraktionen in den sozialpolitischen Organisationen.

Anw-eisungen der .Allteilung Sozial-Politik.“

1. Der bisher auf sozialpolitischem Gebiet von der Partei geleisteten Arbeit fehlte jede 
Planmäßigkeit. Im Rahmen unserer Massenarbeit und unseres Kampfes gegen den 
Machtappaiat des kapitalistischen Staates, von dem der .4|i|)arat der \ ersicherungs- 
trägei und der ..\V ohlfahrtspllege“ mit seinen zahlreichen bürgerlich-konfessionellen 
und sozialdemokratischen VV ohlfahrtsorganisationen ein Teil ist. gew innt die sozial
politische Arbeit für die Partei die größte Bedeiilimg. Die kapitalistische Offensive 

Verschlechterung der proletarischen Lebenshaltung schließt den Abbau der 
sozialen Ausgaben im Reich. Staat und Gemeinden, die Verschlechterung^ der 
Sozialversicherung in sich. Die SPD ist ganz offen in die Front der sozialen Reaktion 
emgeschw-enkt und führt die Befehle der VV irtschafisführer durch. Der Kampf gegen 
die Sozialreaktion ist ein wichtiger Flebel unserer Kampfmethoden gegen die SPD. 
Aus diesem Grunde und im Hinblick auf die bevorstehenden Kommunalwahlen in 
Preußen und anderen Ländern" muß eine Zusammenfassung der auf sozialpoliti
schem Gebiet tätigen Genossen, wie der proletarischen sozialpolitischen Organisatio
nen und die Organisierung der Fraktionen in einer Anzahl sozialdemokratisch 
geführter sozialpolitischer Organisationen schnellstens erfolg
Mit Eifolg hat der kapitalistische Klassenstaat durch die Zersplitterung der 
Sozialgesetzgebung und die Übertragung vieler Aufgaben an liürgerlich-sozialdemo- 
kratisch-religiöse Organisationen die verschiedenen C,

zur

en.

der Bc\ iilkermignippen

I Die Arbeitsgeinemsehafl Sozialpolitischer Organisationen i.ARSO wurde 1929 als Dachorganisation 
der von der KPD gelenkten sozialpolitischen Organisationen geliildet. Organ der ARSO war die 
Zeitschrift Proletarische Sozialpolitik. \ gl. die Leitsätze der ARSO vom September 1929 in 
Dokumente und Materialien S. 884 ff.

2 Die Kommunal- und Provinziallandtagswahlen in Preußen wurden am 17. November 1929 dtirchge- 
luhrt. Außerdem fanden in den .Monaten Oktober und November 1929 noch Kommunal- oder 
L^dtagswahlen m Baden. Bayern. Hessen. Lübeck. Lippe. Mecklenburg. Saargebiel. Sachsen und 
1 hunngen statt.
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3.12. 4.1929Anweisungen der Abteilung Sozial-Politik

gegeneinander ausgespielt, die in ihrer Lebenshaltung von dieser abhängig oder 
berührt werden.
Ein weitverzweigtes Svstein der ..Privaten Wohlfährtspllege“, in 
ihrer Arbeiterw'ohll'ahrt eingegliedert ist. dient dazu, breite Schichten der arbeiten
den Bevölkerung als Stiininvieh für die bürgerlichen Parteien und die SPD zu 
ködern.

das die SPD mit

Die glei(;he Zersplitterung wie in der Sozialgesetzgebung zeigt sich in den sozialpoliti
schen Organisationen. Hierdurch wird unsere Arbeit erschwert und ihre planmäßige 
Organisierung erfordert die Schaflung eines Organisationsapparates, dei mit einem 
Minimum von Kräften die größtmöglichsten Erfolge zu erzielen in der Eage ist. Dies 
kann erreicht werden, w’enn die auf dem Boden des Klassenkamples stehenden

einheitlichen Arbeit unter Eührung der Partei 
den Reformisten beherrschten Organisatio-

sozialpolitischen Organisationen zur 
zusammengefaßt werden ttnd in den 
nen eine planmäßige Eraktionsarbeit geleistet wird. .Nttr itiiter dieser Voraussetzung 
ist auf sozialpolitischem Gebiet eine einheitliche proletarische Eront gegen die als 
Instrument zur Unterdrückung der Arbeiterklasse dienende Sozialgesetzgebung mit 
ihrem weitverzweigten Apparat und dem System der mit öffentlichen Mitteln 
arbeitenden ,.Privaten WoliHahrtsorgamsationen" zu schaffen.

von

Organisationen2. Arbeitsgemeinschaft Sozialpolitischer
(ARSO)
Der Kampf für eine proletarische Sozialpolitik, die .\ustiiitzttng der sozialen 
Gesetzgebung und der sonstigen sozialen Einricht ttiigeii zugunsten der proletari
schen Klasse wurde bisher ohne die genügende Verbindung von der Partei, dem 
KJ\'D. der RH. der IAH. des IB. des REMB und den Genossen in den sozialdemokra
tisch und bürgerlich geführten Organisationen der Kriegs- und .Arbeitsopfer, der 
.Mieter, der Krankenkassen etc. geführt. Die Zusammenfassurig aller proletarischen 
sozialpolitischen Organisationen und Kräfte zu Arbeitsgemeinschaften, sowohl 
bezirklich wie örtlich, ist unaufschiebbar. Nachdem ein Reichsausschuß der ARSO 
schon seit Monaten arbeitet und auch schon in einigen Bezirken Ausschüsse der 
ARSO gebildet sind, muß jetzt in allen Bezirken und Orten die Organtsierung der 
.ARSO erfolgen.
Die ARSO ist keine besondere Organisation mit einem eigenen festgefügten 
Organisatiorisapparat. Ihre Aufgabe ist. die proletarischen sozialpolitischen Organi
sationen und die auf sozialpolitischem Gebiete tätigen Genossen zu gemeinsamer 
.Arbeit zusammenzufässen. Die ARSO beschränkt sich in ihrer Tätigkeit darauf, 
einheitliche sozialpolitische .Aktionen durchzuführen, den Kampf gegen die bürgerli
chen und sozialdemokratischen Organisationen und dem mit diesen verwachsenen 
staatlichen Wohlfahrtsapparat zu organisieren. Material für die sozialpolitische 
Arbeit herauszugeben, eine Arbeitsteilung der proletarischen sozialpolitischen Orga
nisationen und eine enge Zusammenarbeit dieser mit den Parlainentsfraktionen 
durchzuführen.
Die gemeinsame .Arbeit erfordert die Ausschaltung jedes kleinlichen Konkurrenz
kampfes zwischen den firoletarischen Organisationen ttnd die gegenseitig Unterstut- 

bei Durchführung der Arbeit. Die Arbeitsteilung, was die sozialpolitischenzung
Fragen betrifft, soll in der folgenden Weise erfolgen:
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3. 12.4.1929 Anweisungen der Ableilung Sozial-Polilik

KPD Allgemeine
K r a n k e n k a s s e n w e s e n .

' o h 1 f a h r t s p f 1 e g e.
A i- b e i t s r e 0 h t.

U n 1 a 11 s (■ h u t z. G e w e r b e h y g i e n e. Gesundheitswesen. Mie
ter- und o h n u n gs f r a g e n .(Bei der Durchführung dieser Aufgaben 
w’ird die Partei neben den Arbeiten, die von ihren Zellen und Fraktionen 
durchzulühren sind. Heller aus den sozialpolitischen Organisationen heran
ziehen und den proletarischen sozialpolitischen Organisationen spezielle 
•Aufgaben überlassen bzw. übertragen. So können z.B. einer proletarisch 
geleiteten und der ARSO angeschlossenen .Mieterorganisation die Mieter
und W ohiiungsfragen übertragen w erden, ferner ist es zweckmäßig, daß die 
Gemeindefraktionen der Partei die für die allgemeine \\ ohlfahrtspflege der 
Gemeinden zu stellenden Helfer aus den der .•VRSO angeschlossenen 
Organisationen heranziehen.)

E r w e r b s I o s e n f r a g e n. 
.\rbeiterschutz,

K J V D .1 u g e n d p 11 e g e . .1 u g e n d f ü r s o r g e. Kinderarbeit. Der KJVD soll 
dui'ch diese Aufgaben nicht von seiner politischen .Arbeit abgelenkt werden 
und lediglich im Rahmen der ARSO mit den Organisationen 
ken. denen die sich aus

zusamrnenwir-
diesen Aufgabengebieten ergebenden praktischen 

Arbeiten übertragen werden, bzw'. die politische Kontrolle dieser Tätigkeit 
durchführen.

IAH Allgemeine o h 1 f a h r t. Aus dieser gehört in das Tätigkeitsfeld der

Anstaltsfürsorge. Arbeitshäuser, Heil- und Pflegeanstalten.
Jugend w'oh Ha hrt. die umfaßt: Schulkinderfürsorge. Kinderarbeit, 
Kinderverschickung. Kinderhorte. Kindergärten. Kinderwanderungen 
(unter Mitarbeit des KJVD).

Jugendfürsorge, proletarische (die z.Zt. noch unter dem .Namen ..Reichsver
band dissidentische Fürsorge“ besteht).
Jugendfürsorge, in die hineinfallen: Vormundschaftswesen, Pflegekin
derwesen. Jugendgerichtshilfe. Schutzaufsicht, Fürsorgeerziehung (unter 
-Mitarbeit des KJVD).
(Solange die dissidentische Fürsorge nicht im Reichsmaßstabe besteht, wird 
die Jugendfürsorge von der L4H übernommen.)
Soziale Gerichtshi 1 fe. Gefa ngenfürsorge. 
senenfürsorge 
K r i e g s o p f e r V e r s o r g u n g .
Sozialversicherung, zu der gehört: Invaliden-. Angestellten-, Unfall- 
und Knappschaftsversicherung.
Kleinrentner-. Armen-. Blinden- und K r ü p p e 1 f ü r s o r ge . 
Durchführung von Verfahren auf allen übertragenen Gebieten.

RF.MB Allgemeine .4 r b e i t e r i n n e n f r a ge n. .Mieterschutz, Wochen
hilfe, W o c h e n f ü r s o r g e .

3. a) Sozialpolitische .Abteilung der BL
Für die Leitung der gesamten sozialpolitischen .Arbeit im Bezirk ist unter der 
verantw'ortlichen Leitung eines Genossen des Bezirkssekretariats eine Sozialpoliti
sche Abteilung einzusetzen, der je ein \ ertreter der Gewerkschafts-, Agitprop-,

LAH:

RH Strafen tlas-

IB
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12.4.1929 3.Anweisungen der Abteilung Sozial-Polilik

Kommunal- und Frauenabteihmg. ein Vertreter der BL. des KJ\ D. die Leiter der 
Bezirksfraktion der IAH. RFMB. Kriegis- und Arheitsopfer. Mieter. Krankenkassen. 
Dissidentisciie Fürsorge und evtl, noch einige aul' dem Gebiete der Sozialpolitik 
erfahrene und tätige Genossen angeboren. Die Aufgabe der Sozialpolitisdien 
Abteilung der BL ist. die erforderlichen .Mafsiialimen des ZK im Bezirk durclizufüh- 
ren. die Durchführung dieser Arbeit zu kontrollieren und laufend der BL und dem 
ZK darüber zu berichten. Sofern ein Bezirksausschuß der ARSO noch nicht besteht, 
soll möglichst bald eine größere sozialpolitische Konferenz des Bezirks vorbereitet 
werden, um einen solchen wählen zu lassen. Die Sozialpolitische Abteilung des 
Bezirks soll gleichzeitig die Fraktion im Bezirksaussclmß der ARSO sein. Bei den 

der Partei für den Bezirksausschuß der ARSO müssen deshalb dieN'orschlägen . .
Mitglieder der Sozialpolitischen Abteilung berücksichtigt werden, damit durch eine
Personalunion unsere Arbeit veremlacbt wird.

.3. b) Sozialpolitische Ausschüsse in den Ortsgruppen 
In Gemeinschaft mit der BL und den Ortsgruiipen der Partei muß die Sozialpoliti
sche Abteilung Sozialpolitische Ausschüsse in den Ortsgruppen schallen. Die 
Sozialpolitischen Ausschüsse in den Orten sind die Organe der Partei zur Leitung der 
sozialpolitischen Arbeit in den Orten. Sie sollen gleichzeitig die Fraktion der örtlichen 
ARSO sein. Ihre Zusammensetzung soll unter Berücksichtigung der besonderen 
örtlichen \'erhältnisse analog der Zusammensetzung der Sozialpolitischen Abteilung 
der Bezirke erfolgen.

4. Fraktionen in den s o z i a 1 p o 111 i s c b e n Organisationen 
Für die Leitung der Arbeit in den sozialpolitischen Organisationen muß die 
Bezirksabteilung Bezirksfraktioneil und örtliche Fraktionen organisieren. Außer für 
die IAH und RH und den RFMB. der Dissidentischen Fürsorge sind Bezirks- und 
Ortsfraktionen zu bilden:
a) für die Organisationen der Kriegs- 
Genossen des IB. des Zentralverbaiides der Arbeitsinvalideii. des Reichsbundes der 
Kriegsbeschädigten und der Blindenorganisationen. Die Heranziehung von Genossen 
aus den unter reformistischer Führung stehenden Organisationen ist besonders 
wichtig, um eine einheitliche Linie in allen diesen \ erbanden durchlühien zu 
können.
b) Für die Mieter aus Genossen des Bundes Deutscher .Mietervereine (Sitz 
Dresden), des Bundes Deutscher Mieter (Sitz Berlin) und evtl, bestehender lokaler

d Arbeitsopfer ausu n

Mieterorganisatioiien.
c) Für die Krankenkassen aus Genossen der Vorstände und .Ausschüsse der 
Ortskrankenkassen, größere Betriebs- und Innungskrankenkassen, der Spruchaus
schüsse bei den Versicherungen und Oherversicherungsämtern.
Sobald wie möglich wird die Information der Fraktionen in den Sozialpolitischen

den Reichsfraktionsleitungen erfolgen.Organisationen direkt von 
Die Sozialpolitischen .Abteilungen der Bezirke müssen möglichst bald die Adressen a) 
des verantwortlichen Leiters der Sozialpolitischen Abteilung, b) der Bezirkslrak- 
tionsleitungen der sozialpolitischen Organisationen im ZK angeben.
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4. 18.4.1929 Anweisungen der Keiehsfraktion der Kriegs- und Arbeitsopfer

4.

18. 4. 1929: Anweisungen der Reichsfraktion der Kriegs- und Arbeitsopfer

HS(A Hannover, Hann. 80 Hildesheim II, Nr. 585 Vol. V: Polizeiliche Abschrift. K. Ko. 2210/ 
29 II. Überschrift: ..Rundschreiben Nr. 18/29. Anweisiinfren der ReichsIVaklion der Krieffs- 
Arbeitsopfer.“

Inhaltsverzeichnis;

und

Anweisungen für die Fraktionsarbeit in den Organisationen der Kriegs- und 
Arbeitsopfer.'
1. Vereinheitlichung und Ziel der Fraktionsarbeit in den Organisationen der Kriegs
und Arbeitsopfer.
2. Aufbau und Arbeit der Fraktionen in den Bezirken und Orten.
3. Zusammenarbeit der Bezirksfraktionen i 
Opferorganisationen.
4. Enge Verbindung der Fraktion mit Parteileitung, sozialpolitischen Organisationen 
und ARSO.
5. a) Die nächsten allgemeinen Aufgaben.
b) Die besonderen Aufgaben im IB. Reichsbund und Reichsverband der Kriegsbe
schädigten und Zentralverband der Arbeitsinvaliden und Witwen Deutschlands.

Caumaßstab der Kriegs- und Arbeits-nn

1 . Vereinheitlichung und Ziel der Arbeit
Mit den wachsenden Widersprüchen der kapitalistischen Wirtschaft verschärft sich 
nicht nur die politische wirtschaftliche Reaktion, sondern auch die soziale Reaktion, 
die ebenfalls ihren Teil zu der Verschärfung der Klassengegensätze beiträgt und für 
uns große .Möglichkeiten schafft, vor der Arbeiterschaft und insbesondere vor den 
Kriegs- und Arbeitsopfern die reaktionäre Rolle der SPD auf sozialpolitischem Gebiet 
aufzuzeigen. Das zwingt die Partei zu einer \ ersi härfimg der .Arbeit auf sozialpoliti
schem Gebiet, die eine planmäßige Fraktionsarbeit in allen Organisationen der 
Kriegs- und .Arbeitsopfer in sich schließen muß.
Die einheitliche Arbeit der Partei in allen Organisationen der Kriegs- und .Arbeitsop
fer erfordert die Zusammenfassung aller Genossen dieser Organisationen in einheitli
chen Fraktionen. .Nur die Zusammenfassung aller Genossen des Internationalen 
Bundes der Opfer des Krieges und der Arbeit (IB). des Reichsbundes und des 
Reichsverbandes der Arbeitsinvaliden und V itwen Deutschlands, der Blindenorgani
sationen etc. zu einer gemeinsamen Fraktion ermöglicht die Durchführung einer 
einheitlichen Arbeit im Rahmen der allgemeinen Arbeit der Partei.
Der IB hat auf seinem letzten Bundestag eine Taktik gegenüber den gegnerischen 
Organisationen beschlossen, die übereinstimmt mit der Taktik der Partei zur

1 Zu den Fraktionen siehe oben Dok. 1, .\nin. 3. In ihrer .Arbeil unterstanden die Fraktionen der 
zugehörigen Parteiorganisation, die sie anleitete und kontrollierte. Die Fraktionen waren an die 
Direktiven der Parteiorganisation, die Fraktionsmitglieder an die Besc hlüsse der Fraktion gebunden. 
Diese .Arbeitsweise ermöglichte den kommunistischen Fraktionen in den .Massenorganisationen die 
Kontrolle zahlenmäßig überlegener Gruppen.

16



18.4.1929 4.Anweisungen der Keichsl'raktion der Kriegs- und Arbeilsopfer

Aufrollung einer breiten Opposition in den reformistiseh und bürgerlich geführten 
Organisationen und die Mobilisierung breiter Schichten dieser Organisationen für 
den Kampf um ihre Interessen mit den Methoden des Klasseiikamples. die 
Herstellung einer einheitlichen Kampffront zwischen den oppositionellen Kräften 
dieser Verbände mit dem IB. die Pro[)agierimg und schließlich Schaffung einer 
einheitlichen Klassenorganisation der Kriegs- tnid Arbeitsopler.
Mit der \ erstärkung unserer oppositionellen Arbeit m den Kriegs- und Arbeitsopfer- 
orgauisationen werden sich auch in diesen die reformistischen Spaltungsmaßnahmen 
verschärfen. Die reformistische Bürokratie im Zentralverband der Arbeitsinvahden 
hat bereits die Ortsgruppenleitungen im Kreise Sangerhausen und die Kreisleitung 
Sangerhausen ihrer Funktionen enthoben und dadurch die gesamte Organisation i___ 
Kreise Sangerhausen abgespalten. Sofern Einzelatisschlüsse oder auch Ausschlüsse 
ganzer Ortsgruppen und Kriegs[opfer]organisationen erfolgen, muß der Kampf um 
die Wiederaufnahme znm Zwecke der Mobilisierung der anderen Organisationen 
erfolgen. Die Überführung von 
den IB darf nur dann erfolgen, w enn 
die Unterstützung unserer Fraktionsarbeit in ihrer früheren Organisation mehr 
besteht. In allen Fällen darf die Überführung ausgescfilossener Organisationen nur

nn

ausgeschlossenen Mitgliedern und Organisationen in 
für diese Organisationen keine Mögichkeit für

mit dem Einverständnis der Reichsfraktion erfolgen.
Gegenüber dem ..Allgemeinen \ erband" {7ic(//-\ erbändchen)“ kommt diese Taktik 
nicht zur Anwendung. Dieser Organisation müssen wir überall, wo sie noch besteht, 
jede Basis zu entziehen versuchen. Die hierbei einzuschlagende Taktik muß unter 
Berücksichtigung der örtlichen \ erhältnisse festgelegt werden. Dabei wird die 
Zusamtnenlässung der noch m dieser Organisation befindlichen Genossen und 
Svmpathisierenden in der Regel notwendig sein, tun den Kampf innerhalb der 
Ortsgruppe für die W iedervereiuigung mit dem IB auszulösen. Das Ziel muß sein, bei 
der ersten sich bietenden Gelegenheit die Ortsgruppe geschlossen oder teilweise 
w'ieder dem IB zuzuführen.
Die heule noch im ..Allgemeinen Wrband" belindlichen Genossen sind nur dann zu 
der gemeinsamen Fraktion der Kriegs- und Arbeitsopler heranzuziehen 
sich gegenüber der Parteileitung verpflichtet haben, unsere Taktik im ..Allgemeinen 
Verband” durchzuführen.

2. Aufbau und Arbeit der Fraktionen
Bei jeder Bezirksleitung ist unbedingt eine Bezirksfraktioii für die Kriegs- und 
Arbeitsopfer zu bilden. Der für die sozialpolitische Arbeit im Bezirksbüro verant
wortliche Sekretär ist für die Fraktionsarbeit mit verantwortlich. Für die Bildung der 
Fraktion gelten die allgemeinen Orgariisationsgrundsätze der Partei, nach denen die 
Fraktionsleitung aus Funktionären der Organisation des Bezirksvorortes zusammen-

, wenn sie

2 Karl Tiedt leitete von 1919 bis 1927 den von ihm ins lieben aerufenen ..Internationalen Btmd der 
Kriegsbesehädigten und Körperbehinderten-, des linken Gegenstücks zum ..Reichsbimd der Kriegsbe
schädigten-, Am 19, Aiigttst 1926 wurde Tiedl wegen linker Abweichungen aus der KPD ausgeschlos
sen. Darauf spaltete sich 1927 der IB itnd Tiedl gründete mit einer .Minderheit den bedeutungslosen 
..Allgemeinen Verband der Kriegsbeschädigten^. Der IB wurde nach der Spaltung umbenannt m 

Internationaler Bund der Opfer des Krieges und der .Arbeit". Sein t orsitzemler war von 192’’ bis 
1 GVÜ/vgl. W eher II S. 141 f.. 323 f.1933 Hitgo Graf. Zu Tiedt UlK
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gesetzt werden soll. Sofern iin Bezirksvorort geeignete Genossen nicht vorhanden 
sind, müssen Genossen aus anderen Orten hinzugezogen werden. Nur in Ausnahme
fällen soll die Bezirksfraktion an einem 
(Uber Aufbau und \ erhältnis der Fraktionen zur 
Bei der Zusammensetzung der Bezirksfraktiou ist darauf zu achten, daß. soweit wie 
möglich, die Genossen des Internationalen Bundes in dieser entscheidenden Einfluß 
haben.

anderen Orte des Bezirks gebildet werden.
Parteileitung siehe Parteistatut.)'^

Die gesamte Arbeit in den Organisationen der Kriegs- und Arbeitsopfer des Bezirks
•h den W eisungen der Reichsfraktion geleitet. Sie hat 

die Durchführung der Arbeit zu kontrollieren tmd der BL und dem ZK regelmäßig 
über diese zu berichten. Die Bezirksfraktion verkehrt mit den Organisationen 
unmittelbar, alle .Anweisungen au die Ortsfraktioueu sind mit Einverständnis der 
Sozialpolitischen Abteilung der BL zu erlassen.

wird von der Bezirksfraktion iiai

Mit Unterstützung der Parteileitung hat die Bezirksfraktion die örtlichen Eraktionen 
der Kriegs- und .Arbeitsopfer zu organisieren. Auch in den Leitungen der örtlichen 
Eraktionen sollen die Genosen vom IB nach Möglichkeit entscheidenden Einfluß 
haben. Die allgemeine .Arbeit in den Kriegs- tmd .Arbeitsopferorganisationen und die 
bei dieser anzuwendende Taktik ist in gemeinsamen Fraktionsversammlungen 
besprechen. Für die Vorbereitung unseres .Auftretens in den einzelnen Organisatio- 

Stellungnahme zu Vorgängen in diesen werden zeitweise Sonderbespre- 
den einzelnen Organisationen erforderlich werden, die

zu

nen wie zur
chungen der Genossen aus 
von der gemeinsamen Fraktionsleitung einzuberufen und zu leiten sind.
Intime .Angelegenheiten des IB sind stets unter den Genossen des IB zu besprechen 
und nicht in gemeinsamen Sitzungen.

3. Die Arbeit im Ga um aß stabe
Die Gaugrenzen der verschiedenen Kriegs- und Arbeitsopferorganisationen schnei
den sicli untereinander, wie auch mit den Grenzen unserer Parteibezirke. Für die 
Organisierung der .Arbeit in den Gauen der verschiedenen Organisationen lassen sich 
infolge der vielseitigen Grenzschneidungen keine einheitlichen Gaufraktionen für alle 
Organisationen bilden. Die Organisierung im Gaumaßstabe der einzelnen Organisa
tionen macht deshalb eine enge Zusammenarbeit der Bezirksfraktionen erforderlich, 
die im Gebiete der Gaue bestehen. Zwischen den in den Gaugebieten bestehenden 
Bezirkslraktionen muß festgelegt werden, welche der Bezirksfraktionen der Gau des 
IB. den Gau des Reichshundes der Kriegsbeschädigten, den Gau des Reichsverbandes 
der Kriegsbeschädigten, den Gau des Zentralverbandes der .Arbeitsinvaliden etc. zu 
bearbeiten hat. Es wird zweckmäßig sein, soweit wie möglich der Bezirksfraktion die 
Arbeit für den Gau der Organisation zu übertragen, in deren Bereich die Gauleitung 
dieser Organisation ihren Sitz hat. Die .Arbeit in den Gauen der verschiedenen 
Organisationen wird sich im allgemeinen auf die Information der Fraktionen über 
besondere \ orgänge im Gau und auf die Vorbereitungen der Gautagungen beschrän
ken. Die Bezirksfraktion, die für die .Arbeit im Gau einer bestimmten Organisation

3 Statut der Kommunistischen Partei Deutschlands, beschlossen vom .X. Parteitag. 12. bis 17. .Fuli 192.5 
in Berlin. Abschnitt 14. §§ 49-.5-*. Rf'Nr. 167 vom 24. 6. 1925. W esentliche Teile des Statuts sind 
abgedruckt bei Weber. Dokumente S. 254 ff.
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der Kriegs- und Arbeitsopfer veraiitwortlu ii ist. verkehrt mit den Fraktionen in 
anderen Partei bezirken nur über die betr. Bezirksfraktion.

4. Enge Verbindung der Fraktion mit Parteileitung, sozialpoli
tischen Organisationen und A R S 0 ■*
Ein enges Zusarnmenwürken unserer Fraktionsarbeit in den Kriegs- und Arbeits
opferorganisationen mit der Partei wird dadurch gewährleistet, daß die Fraktionslei
ter Mitglieder der Sozialpolitischen Abteilungen der Bezirke bzw. der Sozialpoliti
schen Ausschüsse der Ortsgruppen sind.
Die Sozialpolitischen Abteilungen der Bezirksleitungen, wie auch die Sozialpoliti
schen Ausschüsse der Ortsgruppen sind gleichzeitig die Fraktionen der Bezirksaus
schüsse bzw. der Ortsausschüsse der ARSO. Durch diese Funktionsverbindung, wie 
auch durch die Zugehürigkeit der unter proletarischer Eeitung stehenden Kriegs
und Arbeitsopferorganisationen zur ARSO ist eine enge personelle \ erbindung der 
Fraktionen zur ARSO vorhanden, die ein gemeinsames Zusammenarbeiten auf allen 
Gebieten erleichtert.
Es ist ferner zweckmäßig, wenn die in Kriegs- und Ai-beitsopferorganisationen 
angestellten Genossen zu den BE-Silzungen eingeladen bzw. ihre Fragen m 
gemeinsamer Aussprache mit dem Sekretariat der Partei behandelt werden.

5. a) Die nächsten allgemeinen Aufgaben
b) Die besonderen Atd'gaben iiii IB. Reichsbund und Reichsverband der Kriegsbe
schädigten und Zentralverband der Arbeitsinvaliden und \i itwen Deutschlands 
1. M a i. Die Zeit bis zum 1. Mai muß von den Fraktionen dazu benutzt werden, um 
die Organisation der Kriegs- und Arbeitsopfer, oder auch große Teile der Mitglieder 
noch unter reformistischer Leitung stehender Organisationen, zur Teilnahme an den 
von der Partei veranstalteten Demonstrationen zu veranlassen, ln allen Mitglieder
versammlungen der Organisationen müssen unsere Genossen zu dem Demoiistra- 
tionsverbot sozialdemokratischer Polizeipräsidenten Stellung nehmen. Bei den 
Maidemonstrationen sind Transparente mit den Forderungen der Kriegs- und 
Arbeitsopfer und gegen die soziale Reaktion der Koalitionsregierung mitzufubren. 
Kampf gegen die Kriegsgefahr. Der Bundestag des IB hat auf seinem 
Kongreß eine Resolution gegen die Kriegsgefahr beschlossen, die konkretes ratsa
chenmaterial für unseren Kampf gegen die Kriegsgefahr m den Organisationen der 
Kriegs- und Arbeitsopfer enthält. Es darf keine Versammlung vergehen, in der nicht 
unsere Genossen, ausgehend von dem sozialdemokratischen Kurs der Koalitionsre
gierung und der neuen imperialistischen Kriegspolitik, die Verschärfung der 
imperialistischen Gegensätze und die Kriegsvorbereitungen gegen Sowjetrußland 
behandeln. Die Kriegsopferorganisationen sind lür uns von besonderer Bedeutung, 

den Widerstand in der Arbeiterschaft gegen neue imperialistische Kriege und lur 
die Verteidigung der Sowjetunion zu steigern.
F o r d e r 1111 g e n d e r K r i e g s - 
Im Rahmen der allgemeinen Reaktion vesiicht die Bourgeoisie die Ausgaben für die 
Versorgung der Kriegs- und Arbeitsopfer zu vermindern, wobei sie von der SPD

um

d Arbeitsopferu n

4 Zur .\Risü siehe oben Dok. 3.
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unterstützt wird. Die V erschlechterung für die Unfall- und Knappschaftsinvaliden, 
die iNichtdurchführung des Ausbaues der hivaliden\ersicherung. die vollständig 
ungenügende Versorgung der Kriegsverletzten und Hinterbliebenen und die Stellung 
der SPD. hierzu ist in allen Versammlungen von uns ein Antrag zu stellen.
Um die Koalition zu retten, hat die SPD sich mit der weiteren Streichung von 75 
Millionen für soziale Ausgaben einverstanden erklärt.
Gleichzeitig sind hierbei die Forderungen der Partei und des IB für eine bessere 
Versorgung der Kriegs- und Arbeitsopfer zu popularisieren und die Massen 
außeiparlamentanschen Kampf für die Durchsetzung dieser Forderungen zu mobili- 

. Dabei muß den Kriegs- und Arbeitsopfern zum Bewußtsein gebracht werden, 
daß eine Besserung ihrer Lage nur 7 
klassenbewußten .Arbeiterschaft erreicht werden kann.
5. b) Die besonderen .Aufgaben im IB ergeben sich aus den Beschlüssen des letzten 
Bundestages. Entsprechend den besonderen örtlichen Verhältnissen ist die Konkreti
sierung der Taktik gegenüber den gegnerischen Organisationen besonders wichtig. 
Die richtige Anwendung dieser Taktik wird unsere Fraktionsarbeit in den reformi
stisch und bürgerlich geführten Organisationen der Kriegs- und Arbeitsopfer 
wirksam unterstützen.
Zur Herstellung einer eigenen Verbindung mit den Gemeindefraktionen der Partei 
und zum Zweck einer stärkeren Interessierung der Kriegs- und Arbeitsopfer für 
unsere sozialpolitische Arbeit in der Gemeinde sollten in Alitghedeiwersammlungen 
des IB Genossen Gemeindevertreter über die Tätigkeit unserer Fraktionen im 
Interesse der Kriegs- und Arbeitsopfer referieren. In Preußen und anderen Ländern, 
wo wir vor den Gemeindewahlen stehen. ^ ist dieses besonders wichtig.
Im Reichsbund und Reichsverband der Kriegsbeschädigten und im Zentralverband 
der Arbeitsinvahden und VA iiwen Deutschlands, den Blindenorganisationen und den 
zahlreichen lokalen Organisationen der Kriegs- und .Arheitsopfer muß die Haltung 
der SPD zu den Forderungen der Kriegs- und .Arbeitsopfer zur .Aufrollung einer 
breiten Oppositionsfront benutzt werden. Das Flugblatt ..Opfer der Arbeit erkämpft 
Euer Recht" wird die Eraktionsarbeit unterstützen, und muß die Verteilung 
desselben bei der Rentenzahlung am 30. .April oder 1. Mai gut vorbereitet werden. 
Der auch in den Kriegs- und Arbeitsopferorganisationen einsetzende Spaltuiigskurs 
der Reformisten muß als Ausgangspunkt für den schärfsten Kampf um das 
Selbstbestimrmmgsrecht und die Einheit der Organisationen dienen. Ein Zurückwei-

. wo .Ausschlüsse erfolgen, ist, 
die Einheit der Organisation und die 

um auch dadurch die oppositio
nelle Front zu verhreitern und über die unteren Organisationen hinaus in breitestem 
Maße aufzurollen.

zum

sieren
durch den Kampf in Gemeinschaft mit dei

chen vor den Spaltungsmethoden darf es nicht geben 
wie unter 1. angeführt, der Kampf um 7 
Beseitigung der relörnüstisidien Leitung zu fuhren.

.5 Siehe Dok. .3. Anin. 2.
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5.

April 1929: Stellungnahme des ZK zu den „opportunislisehen Abweichungen
bei den Betriebsrätewahlen“

HSIA Düsseldorf, Reg. Diiss. Nr. ;i(t642a. S. 206-210: Polizeiliche Abschrift. Überschrift; 
.,Zcntral-Koniitee der KPD. .4n alle Bezirke."'

Die opportunistischen Abweichungen bei den Betriebsrätewahlen - ein Signal für die
Partei!

W. G.!
Schon vor dem VI. Weltkongreß- zeigten sich in unserer Partei in den verschieden- 

Schichten der Funktiotiäre und der Mitgliedschaft Schwankungen, die beson
ders zum Ausdruck kamen, als die Sozialdemokratie dazu überging, in den 
Gewerkschaften und in anderen proletarischen Massenorganisationen eine ver
schärfte Spaltungsoffensive durchzuliihren. Schon damals gab es eine Reihe von 
Genossen, die zur Braiullcr-Gruppe^ gehörten, die diese verschäfte Offensive d^es 
Reformismus mit einer Kapitulationsiiolitik unsererseits beantworten wollten. Sie 
weigerten sich, den Kampf gegen diese Spaltiingsmaßiiahmen in breitester Front 
gegen die Sozialdemokraten zu organisieren, ja sie versuchten auch aus dem 
politischen Rückzug gegenüber dem Relormismtis die Notwendigkeit der Einschrän
kung und Liquidierung der Fraktioiisarbeit als Konsequenz zu ziehen. Ihre 
Gegnerschaft gegen die Betriebszeilen der Partei kam verschärft zum Ausdruck.
Als dann die Partei nach den Parlamentswahlen im Mai 1929 dazu überging, ihren 
verstärkten Einfluß besonders in den hidiistriezeiitren auszunützen zu einem aktiven 
Kampf gegen das Schlichtungswesen, zeigten sich noch größere Widerstände. Die 
Versuche, die Losung Kampf trotz Verbindhchkeitserklärimg der Schiedssprüche 
praktisch zu verwirklichen und dadurch bei den W irtschaltskämplen den Refoinii- 
sten die Führung aus den Händen zu nehmen, stießen nicht nur bei den Genossen um 
Brandler. sondern auch bei anderen Parteischichten auf Gegnerschaft, auf Schwie
rigkeiten. Dasselbe wiederholte sicli nach dem \ L \X eltkongreß bei der Riihiaussper- 

■' als die neue Taktik der Partei das erstemal praktisch angewandt wurde.

steil

rung

1 Das Rundschreiben war bereits abfiedruckt in; Der Parteiarbeiter 7. Nr. 4. April 1929. S. 97-103. 
dort allerdings mit einigen stillslischen .Änderungen.

2 Zum VI. X^ ekkongreb der Kominlern. der die für die Politik der KPD in den Jahren 1929-1933 
grundlegenden Beschlüsse falite. vgl. Prolokoll des VI. \X eltkongresses der Kommnnistischen Interna
tionale. Juli-September 1923. Bd. 1—4, Hamburg 1928. Nd. Mailand 19()7.

3 Ende 1928 wurden die oppositionellen ..rechten" Kommunisten 
Thalheimer aus der KPD ausge.schlossen. Die Ausgeschlossenen gründeten i 
Kommunistische Partei-Opposition (KPO). Zur KPO vgl. Karl-Hermann Tjaden. btruktur und 
Funktion der .KPD-Opposition (KPO)-. Eine organisations-soziologische LImersuchung zur .Rechts - 
Opposition im deutschen Kommtmi.siiuis zur Zeit der Weimarer Republik. .Marbtirger .Mihandhmgen 
zur politischen W issenschaft. Bd. 4. .Meisenheim am Glan 1964. Zum Au.sscliluB der ..Rechten" und 
den inneren Fraktlonskämplen In der KPD vgl. W eber 1 S. 219 ff.. Gd.4 S. 182 1.

4 Beim Streik der .Metallarbeiter im Ruhrgebiet vom 1. November bis 4. Dezember 1928 wurden 
213 000 .Arbeiter ausgesperrt. KPD und RGO versuchten bei diesem Streik erstmals durch die W ahl 
..überparteilicher" Streikausschüsse die Leitung des Streiks an sich zu bringen. GdA S. 189 f.;

Heiiiiich IJrutidler und August 
Dezember 1928 die

um
iin
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Die wesentlichen Erfahrungen bei allen Betriebsrats wählen 
Trotz der ziemlich gründlich durchgeführten Parteidiskussion auf Grund der 
Beschlüsse des VI. Weh- und IV. RGI-Kongresses^ zeigte sich immer mehr, daß 
das Gros der Parteiarbeiter und der Mitgliedschaft die Beschlüsse anerkennt, ebenso 
die Linie des ZK in den \\ inschaltskämplen. bei den Betiiebsrätewahlen und in der 
Gesamtpohtik billigt, daß aber bei der praktischen Durchführung dieser Beschlüsse 
sich außerordentlich starke Schwankungen in der Gesamtmitgiiedschaft bemerkbar 
machen. Das beweisen wiederum die Vorbereitungen für die diesjährigen Betriebsrä
tewahlen.

zwar

Man muß bei einer Nachprüfung unserer Arbeit bei den verschiedenen Wirtschafts
kämpfen und bei den Vorbereitungsmaßnahmen für die Ortsverwaltungs- und 
Betriebsrätewahlen ganz offen der Partei zurufen. daß es nicht getan ist mit einer 
halben Wendung, mit einer nur teilweisen Durchführung der taktischen Linie des VI. 
\^elt- und IV. RGI-Kongresses. sondern daß unsere Partei entsprechend der 
Kompliziertheit der Lage alle .\nstrengungen machen muß. die ganze Wendung bei 
der praktischen Arbeit durchzuführen.
Die Kontrolle des ZK bei der Vorbereitung der Betriebsrätewahlen'’ in den eiiizehieii 
Bezirken hat ergeben, daß
1. die rechten und versöhnlerischen Genossen der Durchführung der politischen und 
taktischen Linie des ZK die großen Widerstände entgegensetzten,
2. daß ganz bedeutende Peile derjenigen Parteifunktionäre und Mitglieder die auf 
der Lime der Parteimehrheit stehen, und bei der Diskussion durch Abstimmung sich 
offen für diese Linie ausgesprochen haben, bei der praktischen Durchführung der 
Vorbereitungsarbeiten zu den Betriebsrätewahlen in ihrem Betrieb zu allerhand 
Manövern griffen. um den Schwierigkeiten auszuweicheii.
3. Die Hauptargumente, die gegen die praktische Durchführung unserer Linie bei 
den Betriebsrätewahlen vorgebracht werden, basieren auf der Lurcht vor dem 
Ausschluß durch die Gewerkschaftsbürokratie. Hauptschwächen sind die Ablehnung 
der Aufstellung von unorganisierten klassenbewußteii Arbeitern auf 
Betriebslisten, ungenügende Anstrengungen unserer Betriebszellen bei der Organisie
rung von Belegschaftsversammlungen, um den politischen Kampf mit dem Reformis
mus vor der Gesamtbelegschaft durchzuführen, die Scheu, den Kampf gegen die 
Spaltungsmaßnahmen der Bürokratie auch durch .4ulstellen von Arbeitern, die aus 
der Gewerkschaft ausgeschlossen sind, mit Hille der dadurch hervorgerufenen 
Massenmobilisierung auf breitester Front weiterzuführen.

unseren

Chronik S. 230 1.: Siegfried Baline. Die KPD i Riihrgehiet in der Vi eiinarer Republik, in: Jürgen 
Reulecke (Hrsg). Arbeiterbewegung an Rhein und Ruhr. \t uppertal 1974. S. 33.5 f.

5 Der im .Vlärz und .4pril 1928 tagende 4. Kongreß der Roten Cewerksehaflsintemationale (RGI) nahm 
dte später vom \l. W eltkongreß beschlossene ..taktische- U enilttng hinsichtlich der Gewerkschafts- 
poltttk der Kotnmuntsttschen Parteien bereits vorweg. Bei dett Betriebsrätewahlen im Frühjahr 1929 
zetgten sich die Auswirkuttgen dieser ttetten Taktik erstmals daritt, daß die kotnmttnistisch gelenkte 
RGO von deti früherett Gemeitischaftslisten mit dett freien Gewerkschaftett abging tittd eigene Listen 
mtt ..roten Kandidaten“ aufstellte. Zu den Beschlüssen des 4. RGI-Kongresses vgl. Protokoll über den 
4. Kongreß der RGI. Moskait 17. März bis 3. April 1928. Moskau 1928.

6 Vgl. Paul Merker, ..Die Ergebnisse und die Lehren der Betriehsrätewahlett in Deittschland '. AL 10 Jg 
Heft 20 vorn 15. 5. 1929, S. llöl-l 172 und Heft 21 votn 22, 5. 1929. S, 120.5-1222.

irn
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4. Diese S(4twä(4ien kommen zum Ausdruck in dem politischen Unverständnis für 
die Notwendifikeit der Bildung von Ausschüssen zur Vorbereitung der Belnebsrate- 
wahlen. um die Belegschaft einheitlich für die revohitionäre Opposition zu rnobilisie- 

und andererseits in der Ftncbt. dtirch Bildtmg solcher Ausschüsse dem I errorreu. _______ .....
des Unternehiners und den organisatoriselien Malsnalnnen der Burokiatie ausgelie-
feit zu werden.
5. Auch haben unsere Genossen die Belriebsrütewahlen zum grüßten Teil nicht 
ausgenulzt. tim die Betriehshelegschaft gegen die Kriegspolitik der Bourgeoisie und 
der Reformisten zu mobilisieren. Dies, trotzdem die verstärkt einsetzende Spaltungs- 
offensive der Bürokraten und die strategische Bedeuttmg der taktischen endung 
der Partei (Verstärkung des Einlhisses der Opposition in den wichtigen Betrieben, 
Bildung der Einheitsfront von unten her. Hebung des Kraftbewußtseins der 
Arbeiterschaft) die Möglichkeit gab. die Frage des Kampfes gegen den imperialisti-

•h praktisch vor den Belegschaften zuagitatorisch, sondern amsehen Krieg nit'ht nur 
stellen.
Diese aufgezeigten Schwächen haben sich mehr oder weniger in allen Parteibezirken 
gezeigt. Demgegenüber konnte man aber zu gleicher Zeit feststellen, daß dort, wo 

^ Zellen und Parteileitungen selbstbewußt und kühn die Linie der Partei durch 
eine breite Massenmobihsierung im scharfen Kampf gegen den Reformismus 
durchführten. wir überraschende Erfolge erzielten.
.Nicht nur in Berlin bei den \ erkehrsarbeitern. sondern auch im Ruhrgebiet, in 
Mitteldeutschland, in Sachsen, in Hamburg, überall war das gdeiche festzustellen. Es 
selang unserer Partei, die Front zu durchbrechen und wirklich in engster bühhmg 
mit den Belegschaftsmassen die Reformisten in einer großen Anzahl der wichtigsten 
Betriebe staiE zurückzudrängen. Die Gewerkschafisbürokratie ging deshalb auch 

ie befürchtete, daß unsere Zellen die Linie der Partei in der 
Dtircbführung bringen, dazu über, dtirch V erhand- 

der .Aufstellung eigener Listen abzubringen.

unsere

hätifig dort, wo sie ------
praktischen .Arbeit wirklich zur 
lungen mit der Opposition diese von 
indem man den Genossen und der revohitionären Arlieiterschaft \ ersprechungen 
machte, ihre Kandidaten auf den Gewerkschaftshsten stark zu berücksichtigen. W o 
unsere Genossen auf diese Sclieinmanover der Bürokratie hereinfielen, wurden kurz 
vor Abschluß der Termine noch einmal die gewerkschaftheben Betriebstunktionäre 
zusammenberufen tiiid eine neue Gewerkschaftsliste aufgestellt, auf die dann 
meistens die opiiositionellen Kollegen nicht mehr genommen wurden. Wo diese 
Manöver nichts fruchteten, wußte man dtirch .Ausschluß lührender Genossen die 
Belegschaften einzuscliüchtern. Leider muß festgestellt werden, daß in einer ganzen 

Bezirken unsere Genossen attf diese Scheinmanöver der BürokratieReihe von
hereingefallen sind und sich düpieren ließen.

Einige Ergebnisse der Kontrolle
Wir halten es für zweckmäßig, eine Reihe praktischer Beispiele hier anzufuhren, um 
der Parteimitgliedschaft die großen Schwächen eines Teiles unserer Parteiorganisa
tion aufzuzeigen:
ln der A G . \V e s e r in B r e m e n . in der ca. 8000 Arbeiter beschäftigt sind und 
wir eine Zelle von ungefähr 120 Genossen lialien. beschloß unsere Zelle, eine 
oppositionelle Liste aufzustellen. ln der von den Reformisten emberutenen Beleg-
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Schaftsversammlung führten unsere Genossen diesen Beschluß jedoch nicht durch, 
da angehlich keine klassenbewufken Arbeiter ini Betrieb vorhanden sind, die als 
Kandidaten auf einer Oppositionsliste in Frage kämen. Wir glauben, ohne Schärfe 
sagen zu können, daß diese Haltung 
offene Bankrotterklärung darstellt.
Bei Schäl fer + Budenberg in M a g d e b u rg haben wir eine Parteizelle 
21 Genossen. Die Belegschaft ist 200 Manir stark und zu 96% gewerkschaftlich 
organisiert. Unsere Zellenleitung lehnte es ab. Vorschläge von klassenbewußten 
Arbeitern zu Betriebskandidaten zu machen, und zwar deshalb, weil eine Reihe von 

l.sgebenden Zellenmitgliedern Funktionäre in proletarischen Massenorganisatio
nen sind und fürchten, durch eine oppositionelle Haltung im Betrieb gegen die 
Kandidaten der Bürokratie ihre führenden Funktionen in diesen Massenorganisatio
nen zu verlieren.

120 Genossen starken Zellen [eine]unserer

von

ma

Ein anderer sehr krasser Fall: Im Kaliwerk Staßfurt 
Betriebsratsvorsitzende ein Parteigenosse. Er

war der bisherige 
war vom LTnternehmer gemaßregelt 

worden. Das Gericht hatte aber seine Wiedereinstellung entschieden. Der Lüiterneh- 
dern \X ege. indem er diesem Genossen schon seit einem halbennier ging dem aus

Jahr das Gehalt zahlt, ohne seine Arbeitskraft in Anspruch zu nehmen. LTnsere 
Genossen haben auf Anweisung der Eabrikarbeiterbürokratie es abgelehnt, diesen 
gemaßregelten 1. Betriebsratsvorsitzenden, der noi h dazu Parteigenosse ist, an erster 
Stelle wieder aufzustellen. Er ist jetzt mit Ach und Krach Ersatzmann.
Bei der Eirma Villoy -f B1 o ch . D res d e n . die ca. 1500 Arbeiter beschäftigt, 
war unsere Zelle und auch unser 1. Betriebsratsvorsitzender gegen unsere neue
Taktik und wollte nicht eine eigene Eiste aufstellen. Nachdem aber durch Heraus- 
pbe eines Elugblattes eine Belegschaftsversamnihmg einberufen wurde, an der ca. 
500 Arbeiter teilnahmen. zeigte es sich, daß die Belegschaft fast restlos für 
Liste war und es ablehnte, über die freigewerkschaftliche Liste abzustimmen, so daß

waren über diesen Erfolg

unsere

nur unsere Liste im Betrieb vorhanden ist. Unsere Genossen 
sehr erstaunt.
In dei Schokoladenfabrik von Hartwig -I- Vogel hatten wir ebenfalls ein 
Flugblatt herausgegeben, um die Belegschaft zu mobilisieren. Einige Exemplare 
dieses Elugblattes kamen in die Hände der Belegschaft von Petzold + Aulhom, einer 
anderen Schokoladenfabrik. Die Folge davon war. daß am anderen Tag eine 
Abordnung dieses Betriebes auf unserem Parteibüro vorstellig wurde, um zu 
veranlassen, auch dozt eine Belegschaftsversammlung einzuberufeii und eine opposi
tionelle Liste aufzustellen. Lüisere Genossen in diesem Betriebe 
vollständig passiv.

dagegenwaren

Die wichtigsten Lehren
Das sind einige Beispiele, die wir jederzeit aus anderen Bezirken erweitern können. 
Sie zeigen außerordentlich stark die Schwäche in unserer Partei und die opportuni
stischen Gefahren. die noch vorhanden sind. Wir müssen unserer Auffassung nach 
bei der Stellungnahme gegen diese Schwächen und Mängel zweierlei unterscheiden: 
1. Ein Teil unserer Parteimitgliedschaft hat die politische Bedeutung der Schwen-

7 Im Parteiurbeiter (vgl. Anm. 1): 2000 Mann.
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kuiig des VI. Weltkongresses nicht ganz begriflen. Die Genossen sind deshalb auch 
niclu imstande, in der Praxis diese Linie vollständig durchzuführen. 2. Haben wir 
einen anderen Teil von Parteigenossen, die mehr oder weniger offen gegen die 
Beschlüsse des \T. V eltkongresses eingestellt sind. bzw. die mit allerhand Diplomatie 
versuchen, die Beschlüsse in der praktischen .Anwendung außer Kraft zu setzen. Hier 
zeigen sich die starken Überreste der schlechten sozialdemokratischen Tradition. Die 
immer schärfere Zuspitzung der Klassengegensätze erfordert von unseren Partei
funktionären und von der .Mitgliedschaft nicht mir ein \N issen und ein bestnnmtes 
Selbstbewußtsein, sondern auch Kühnheit, um die uns entgegenstehenden Schwie
rigkeiten mit Kraft und Lnergie zu überwinden, um dadurch das Vertrauen der 
breitesten Massen der erktätigen für uns zu gewinnen, und um die Zersetzung iin 
reformistischen Lager, die vor allen Dingen durch die Koalitionspohtik. durch das 
Abwürgen der großen Wirtschaftskämpfe - wie wir es durch Severing bei der 
Rtihraussperrung gesehen haben - und durch die Kriegspohtik hervorgerufen und 
verstärkt wird, für die Stärkung der revolutionären front auszunutzen. Unsere 
Zersetzungsarbeit innerhalb der Reihen der Sozialdemokratie zur Gewinnung der 
besten klassenbewußten Elemente muß von unten durch unsere Betriebsaibeit, 
durch unser entschiedenes, kühnes Auftreten bei den Vl irtschaftskämpfeii. gegen die 
Schlichtungsordntnig bei den .Auseinandersetzungen zu den Betriebsratewahlen 
durchgeführt werden. Ls ist notwendig, in diesem Schreiben vor allem darauf 
hinzuweisen, daß fast im ganzen Reiche unsere Betriebszellen keine Anstrengungen 
gemacht haben, zur Vorbereitung der Betriebsrätewahlen Betriebskomitees zu 
bilden, um durch diese Linheitsfronttaktik von unten die besten Teile der Belegschaft 
gegen den Reformismus zu mobilisieren, zusammenzuschließen und ihr Selbstbe
wußtsein zu heben und uns neue Stützpunkte für unsere Kämpfe zu schaffen. Wir 
betonten schon, daß zum Teil politisches Lüiverständnis und zum anderen leil aber 
auch die Angst vor den Schwierigkeiten die Llauptrolle dabei spielen.

Die Betriebsrätewahlen zeigen noch etwas anderes. Die immer großer werdenden 
Aufgaben, die vor der Partei stehen, erfordern eine größere Geschlossenheit und die 
Ausnutzung aller Kräfte zur Organisierung und Führung der revolutionären 
Klassenfront. Es muß deshalb entschieden mit dem bisherigen Zustand innerhalb

Parteifunktionäre in den meisten Fällender Partei gebrochen werden, daß unsere
immer noch die alleinigen Träger der aktiven Parteiarbeit sind. Auch das ist ein 
Überrest aus der Zeit der Sozialdemokratie. Auch dort ist heute noch die Mitglied
schaft gespalten in eine dünne Schicht aktiver Funktionäre und in das Gros einer 
absolut passiven .Mitgliedschaft.

die vorhergehenden Wirtschafts-Die Betriebsrätewahlen haben aber genau 
kämpfe eine gewisse Bürokratisierung des Parteiapparates m Frschemung treten 
lassen. Vi ir haben eine ganze Reihe von Bezirken und Gebieten, wo unsere 
Parteileitnngen nicht aktiv und energisch die engste \ erbmdimg mit den wichtigsten 
Großbetriebszellen aufrechterhalten haben, wo sie den Genossen in den Großbetrie
ben in ihrem schweren Kampf gegen die Bürokratie, bei der Mobilisierung der 
Belegschaft nicht die notwendige Unterstützung zukommen ließen und nicht 
hilfreich zur Seite standen, sondern sich damit begnügten, durch Organisierung von 
Parteiarbeiterkonferenzen der .Mitgliedschaft die neue Parteihme zur Kenntnis zu 
bringen, eine breite Diskussion liervorzurufen. zur praktischen Durchlühiung di-----

so wie

leser
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neuen Linie aber sehr wenig taten. Man muß diese Tatsache auch feststellen bei der 
Durchsicht unserer Tagespresse. Eine ganze Anzahl unserer Zeitungen haben 
außerordentlich schlecht auf die Betriebsrätewalilen reagiert. Es zeigt sich, daß diese 
Leitungen infolge ihrer Bürokratisierung eine ungenügende Verbindung mit den 
breiten Massen der Betriebsbelegschaften haben und infolgedessen nicht imstande 
sind, unseren Betriebszellen und Parteikörperschaften die notwendigen .4nweistmgen 
zu geben und sie in ihrem Kampfe zu unterstützen.

Einige Konsequenzen
Es ist deshalb notwendig, daß nach den Betriebsrätewalilen. besonders in den 
Parteiorganisationen, wo sich Schwankungen zeigten oder eine Bürokratisierung der 
Leitung festzustellen war, die politische Diskussion unter Ausweitung der Erfahrun
gen bei den Betriebswahlen noch gründlicher durchgeführt werden muß. Eventuell 
unter Zuhilfenahme von Kursen. Im Verlaufe dieser politischen Durcharbeitung 
müssen die bisherigen schwankenden Parteileitungen durch frische Kräfte aus den 
Großbetrieben ersetzt werden. Die Aufgaben, die vor der Partei stehen, werden 
immer größer und schwieriger, auch die vor uns stehende Illegalität zwingt die 
Partei, hier rücksichtslos durchztigreifen. Die organisatorischen Maßnahmen sind 

größter politischer Bedeutung, um die Partei zu befähigen, in Zukunft ihre 
revolutionären Aufgaben wirklich energisch durchführen zu können.
Außerdem hat sich auch eine

von

andere alte Schwäche der Partei bemerkbar gemacht, 
indem wir die Massenmobilisierung aus Anlaß der Betriebsrätewahlen nicht zu 
gleicher Zeit benutzten, eine gute Verbung zur Stärkung unserer Betriebszeilen 
vorzunehnien. V ir haben in einer ganzen Reihe wichtiger Betriebe fast gar keine 
Anstrengungen gemacht, unsere Taktik durchzuführen und durch die Mobilisierung 
der großen Masse der unorganisierten Arbeiter gerade in diesen wichtigen Großbe
trieben neue Stützpunkte zu schaffen und die revolutionäre Opposition zu stärken, 
klassenbewußte Betriebsräte zu bekommen und durch eine planmäßige Werbung 
unsere Zellen auch zahlenmäßig zu stärken.
Unsere Parteileitungen haben zum Teil die große strategische Bedeutung der 
taktischen Wendung nicht politisch begriffen. Es ist deshalb notwendig, das 
nachzuholen und eine viel bessere Verbindung und Verankerung der Partei in diesen 
Großbetrieben zu schaffen und die Reorganisation restlos zu vollenden.
Es gilt nun. die gesammelten Erfahrungen auszuwerten und die 
Positionen zu benutzen, um weiter vorzustoßen.

gewonnenen

Der Aufruf des preußischen Innenministers Grzesinsk^ muß unseren Parteiorganisa- 
ernste Warnung sein. Vor uns steht erstens die .Aufgabe, eine breite 

Massenmobilisierung gegen diese .Maßnahmen der Bourgeoisie und der Regierung zu 
organisieren. Massenversammlungen. Demonstrationen. Resolutionen aus allen 
Betrieben und proletarischen Massenorganisationen vorzubereiten und durchzufüh
ren. zweitens aber unsere Partei in den Betrieben fest zu verankern, damit wir bei 
einem Verbot nicht von den Massen isoliert werden. Ausbau der Druckmöglichkei
ten. Schaffung von Vervielfältigungsapparaten. Organisierung guter Verbindungen 
mit den unteren Organisationen, eine systematiscb durcbgefülirte Dezentralisierung

tionen eine

8 Vgl. Dok. 1, Anin. 1.
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organisatorischen Maßnahmen bei straffer politischer Zentralisie-unserer ganzen 
rung ist das Gebot der Stunde.
Genossen, sorgt dafür, den Einfluß der Partei in den Massen zu verankern, die 
Belegschaften zu mobilisieren und den Kampf gegen die Unterdrückungsbestrebun
gen der Bourgeoisie zu organisieren. Nun Genossen an die Arbeit!’

Mit kommunistischem Gruß!
Das Zentralkomitee der KPD

9 In: Der Parteiarbeiter (vgl. .4nin. 1 j lautet der Schlußsatz anders: ..Benutzt überall dort, wo noch die 
.Möglichkeit besteht, die Betriebsratswahlen zu einem Sieg der revolutionären Opposition. Sorgt dafür, 
daß auch die Mai-Kundgebungen dazu dienen, den Einfluß der Partei in den Massen zu verankern, die 
Belegschaften zu mobilisieren und den Kampf gegen die Unterdrückungsbestrebungen der Bourgeoisie 
durch Riesenaufmarsch zu organisieren.“

6.

Mai 1929: Stellungnahme des ZK zur Gewerkschaftstaktik

HSt.4 Düsseldorf. Reg. Düss. Nr. ;iü642a. S. 202-205: Polizeiliche .4bschrift. Überschrift: „KPD- 
Zentral-Komifee. 4n alle Bezirke. .41

durchführen, nicht auf halbem 
Wege stecken bleiben

Strategische Wendung ganz

W. G.!

1. Die Gewerkschaftstaktik ist richtig und erfolgreich!
Die taktische Wendung der Partei, wie sie entsprechend den internationalen 
Kongreßbeschlüssen und den Direktiven des Zentralkomitees durchgeführt wurde,^ 
hat sich in ihrer praktischen Anwendung als richtig und erfolgreich erwiesen. Die 
kühne offensive Linie gegenüber dem Klassenfeind und dem Reformismus, wie sie 
am klarsten zum Ausdruck kam bei der selbständigen Führung der Bewegung der 
ausgesperrten Nordwest-Metallarbeiter^ und der Herausbildung einer neuen Arbei-

1 4uch dieses Rundschreiben war bereits abgedruckt in: Der Parteiarbeiter Jg. 7. Nr. 5. Mai 1929, 
S. 129-134. Dort war das Rundschreiben allerdings in Form eines 4rtikel.s veröffentlicht und von 
F. Dahlem imterschrieben.

2 Grundlage der ,,taktischen Wendung“ der KPD waren 
VI. Weltkongresses der Komintern. Diese Beschlüsse wurden von 
3./4. November 1928 in Berlin bestätigt. Vgl. Protokoll über den 4. Kongreß der Roten Gewerk
schafts-Internationale, Moskau 17. März bis 3. 4pril 1928. Mo.skau 1928. Protokoll des 6. l^eltkon- 
gresses der Kommunistischen Internationale. Moskau 17. Juli bis 1. September 1928. 4 Bde. Hamburg 
1928-1929. Zur 2. Parteikonferenz vgl. /ff Nr. 261 vom 4. 11. 1928, Nr. 262 vom 6. 11. 1928. LTber 
die Bedeutung dieser Wendung für die Politik der KPD vgl. Cd.4 S. 159 ff. und S. 167 ff.: Veber I 
S. 210 ff. Zum nicht korrekten Begriff ..taktische Wendung“ vgl. auch oben. Einleitung.

3 Gemeint ist entweder der Streik von 45 000 W erftarbeitern in Bremen (KPD-Bezirk Nordwest) vom 
1. Oktober 1928 bis 4. Januar 1929 (vgl. Cbronik S. 228 und Gd4 S. 179 ff.) oder der Ruhrstreik

1. November bis 4. Dezember 1928: vgl. Dok. 5. 4nm. 4.

die Beschlüsse des 4. RGI-Kongresses, und des 
der 2. Parteikonferenz der KPD am

vom
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terführung aus den Betrieben gegenüber dein sabotierenden Gewerkschaftsapparat- 
wie sie bei den Betriebsratswahlen durchgefülirt wurde — hat breiteste Schichten der 
Arbeiterklasse mobilisiert und mit Vertrauen und Moffnung in die Führung der KPD 
erlüllt. Der rücksichtslose Kampf gegen das Liquidatorentum und die versöhnleri
schen lendenzeiP hat sich als eine der Voraussetzungen erwiesen, um die Partei von 
den hemmenden Elementen zu säubern und ihr volle .Aktionskraft nach außen für 
ihre Massenpolitik zu geben.
Die Partei hat in den letzten .Monaten eine Reihe großer Erfolge gehabt, ihr Einfluß 
in den .Massen ist in raschem .\nwachsen. sie greift nicht nur den Reformismus auf 
der ganzen Front an. sondern kämpft an wichtigen Punkten - Betrieben und 
Massenorganisationen - um die Führung der .Arbeiterbewegung und die Ausschal
tung der Sozialdemokratie. Der Klassengegner geht in seiner Furcht vor der 
..kommunistischen Gefahr“ zu immer offeneren LInterdrückungs- und Terrormetho
den über.

2. Schwankungen in der Durchführung der Taktik 
Unsere .\ufgabe ist es. nüchtern und objektiv die Resultate der politischen .Arbeit zu 
prüfen und uns nicht von den Erfolgen darüber täuschen zu lassen, daß die 
Schwächen der Partei noch zahlreich sind. So ergibt eine Bilanz der bisherigen 
Resultate der Betriebsratswahlen.'’ daß die aufgezeichneten Erfolge nur zu einem 
Bruchteil dem entsprechen, was auf Grund der objektiven Eage. den Schwierigkeiten 
des Gegners, der wachsenden Kampfstimmung der Massen hätte erreicht werden 
können.
Es ist der Partei nicht in genügendem .Maße gelungen, bei den auf die Ruhraussper
rung'’ folgenden Wirtschaftskämpfen die neue Taktik der Kampfleitungen und der 
Erfassung der Lhiorganisierten in größerem .Maße durchzusetzen und weiter zu 
entwickeln. Daß die \ oraussetzungen dazu gegeben sind, beweisen die Delegierten
konferenzen der Opposition im Ruhrbergbau und in der Berliner Metallindustrie, 
beweist vor allem das heroische Beispiel des Kampfes der Belegschaft des V alzwer- 
kes Ileimigsdorl. Aber diese Erfabrungen sind noch nicht Omeingut der gesamten 
.Mitgliedschaft.
Bei den Betriebsrätewahlen haben die Parteileitungen \'on der BE bis zur Zelleulei- 
tung trotz großer Erfolge in vielen, vielen Fällen versagt. In jedem Bezirk gibt es 
Großbetriebe, bei denen es auf (irund der Selm ankungen. ja teilweise der 
Kapitulation der Eeitung vor dem Reformismus nicht zur .\nwendung der neuen 
Taktik kam. Es handelt sicli dabei oft um strategisch n ichtige Großbetriebe. wo ein

4 Eine Folge der ..Wendung" von 1928/29 war die .Anssclialuing der ..Rechlcn" (sielie oben Dok. .5, 
,4nin. 3) und ..Versöhnler" aus der KPD. .41s Versöhnler wurde eine Gruppe um Ernsl Meyer. .Arthur 
Ewert und Cerhart Eisler bezeichnet, denen die .Melirheit des ZK t orwarf. die ..richtige Parieilinie" 
mit den ..fal.schen" .Auffassungen der rechten Kommunisten ..versöhnen" zu wollen. \’gl. eher 1 
S. 186 ff. und Rosa Mever-Levine. Im inneren Kreis. Erinnerungen einer Kommunistin in Deutschland 
1920-1933. Köln 1979. S. 213 ff.

5 Zu den Betriebsrätewahlen im Jahr 1929 vgl. oben Dok. .5.
6 Vgl. Dok. .5. .Anm. 4.
7 Streik der Hennigsdorfer Stahl- und W'alzarbeiter ttegen Lohnkürzungen vom 23. .lanuar bis 30. .April 

1929. \ gl. Cd.A S, 193: Chronik S. 234.
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iH( lii mir Krlnlge. sondern oft die Führungkühnes energisches AuftreteiMIM 
des Betriebes gebracht liüite. Neben solclien Erlolgen wie bei AEG Siemens, 
\'erkehrs AG. war es sogar in Berlin nioglicli. daß aid Grund der Schwankungen der 
Zellen und ihrer Angst vor selbständigem Auftreten die Reformisten in solchen 
Betrieben, wie die des 0sram kon zerns . bei Borsig. Z wietu sch u.a. die 
Oberhand behielten. Es ist notwendig, daß jede Parteileitung, jede Zelle lur ihr 
Gebiet eine nüchterne selbstkritische Bilanz in dieser Beziehung zieht. Diese 
Selbstkritik muß eine öffentliche sein, damit die Arbeiterschaft erfahrt, daß die 
Partei die Fehler, die auf Grund des Ziirückweichens in den Betrieben gemacht 
wurden, verurteilt und korrigieren wird.
Die Partei ist also in ^ ielen Fällen bei der Durchführung der taktischen \X endung 
stecken geblieben. Die \X endung wurde nur halb gemacht, trotzdem die Zellen bei 
den Abstimmungen zum Parteitag" mit überwältigender Mehrheit für die Lime des 
VI Weltkongresses stimmten. Untersuchen wir. wo neben der mangelnden ideologi
schen Einsicht in die Bedeutung der neuen Taktik die Mängel liegen, welche Schuld 
an der nicht restlosen .Ausnutzung der günstigen objektiven Lage sind und welche 
nächsten Schritte wir machen müssen, um das \ ersäumte zu korrigieren.

2 [ a ] . Die überragende Rolle der Betriebe im K1 a s s e n k a m p f 
Das in großen Trusts monopolisierte Kapital greift die Arbeiterklasse immer mehr in 
breitester Front in den Formen der Einsetzung ganzer Industriegruppen in die

d llunderttausender Arbeiter an.Kämpfe, durch die Aussperrung Zehntausender , ■ i
Die sozialdemokratische Führerschaft der ..freien- Verbände und die christlichen 
Gewerkschaftsführer wandeln den Gewerkschaftsapparat m Instrumente ihrer 
Koalitionspolilik um..so daß er. solange die .Arbeiterbetrüger ihn in der Handhaben, 
für die Führung der Arbeiterkämpfe nicht in Frage kommt. Die revolutionäre

d darf sich nicht darauf bescluänken, durch ihre

un

Gewerkschaftsopposition'’ kann . i ■
richtige Politik und ihre Kleinarbeit bei der Vertretung der Interessen der Arbeiter 
die Massen der gewerkschaftlich organisierten Arbeiter dem reformistischen Einfluß 
zu entreißen und die Ausnutzung der Gewerkschaft zu einer Streikorganisation zu 
verhindern, sondern die revolutionäre Opposition muß unter Führung der zuständi
gen Parteileitung solche Kampfesmethoden aiiMenden und solche Kampforgane 
schaffen, die es ermöglichen, der einheitlichen Kampffront von Unternehmer. Staat 
und Reformismus eine organisierte, den neuen Bedingungen des Klassenkamples 
__ tsprechende Einheitsfront der Arbeiterklasse gegeiiüberzustellen.
Beim Nordwestkampf der Metallarbeiter und auf klassische Weise m Hennigsdorf ist 
es gelungen, die Massen der gewerkschaftlich Unorganisierten durch die Kampflei- 
tungen in die Einheitsfront einzugliedern. Die Kamplleitungen sind aber nur 
vorüberexehende Organe für die Vorbereitung und Diirchfübrung des Kampfes. Die

1111

en

8. bis 1.5. Juni 1920 in Berlin-8 Gemeint ist die Vorbereitung des XII. Parteitages der KPD 
Wedding.

9 Die vor der Wende in der Gewerkschaftsl'rage in oppositionellen Gruppen ztisaminengelaßten 
Kommunisten in den Gewerkschafteti und die in der revolutionären Gewerkscbaftsopp<.sition 
zusammetigefaßten ausgeschlossenen Kommunisten bildeten zu tlieser Zeit noch keine feste P''ft“'“sa- 
tion. die Umwandlung geschah auf detn 1. Kongreß der RGO am 30. November/1. Dezember 1929 m 
Berlin und vor allem mit Schaffung der ..Roten \ erbande ' Lude 19.10.

vom
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Partei muß als Voraussetzung zur selbständigen Führung der wirtschaftlichen und 
politischen Kämpfe feste, dauernde P o s i t i o n en in den Betrieben haben: - :r 
allem einen Apparat von Vertrauensleuten vom Betriebsrat bis zu den 
einzelnen Abteilungen. W erkstätten. Sälen des Betriebes, mit deren Hilfe sie dann bei 
Bewegungen in den .Vbteilimgs- und Belegschaftsversammhmgen die besten Arbei
terelemente als Delegierte zu Konferenzen vorschlagen und wählen, die Kampf- und 
Streikleitungen besetzen kann usw. Die Betriebsrätewahlen haben gezeigt, daß 
prade in den Großbetrieben der Einfluß der Partei stark gewachsen ist. Hier klafft 
jetzt breit eine Schere: ideologisch ist die Partei in den Großbetrie
ben stark verwurzelt, organisatorisch sind wir aber noch die 
Partei der Klein- und Mittelbetriebe. Die Reichskontrolle’" zeigt das 
ganz klar. Die Parteizellen der Großbetriebe haben sich zwar mehr oder weniger zu 
selbständigeren, mehr als früher auf eigene Initiative ihre Politik aufbauende 
Organisationen entwickelt, aber sind politisch zahlenmäßig noch schwach. Nur wenn 
es gelingt, diesen ideologischen Einfluß organisatorisch zu binden, wird die Partei im 
Betrieb politisch fundiert sein.

vor

3. Was ist die tiefere Ursache der Schwankungen und der 
Schwächen vieler Betriebszellen?
Eolgendes sind die Hauptwurzeln, daß die taktische Wendung der Partei nicht 
rascher und erfolgreich durchgeführt wird:
Die Bezirksleitungen und 
zwar

ordentlichen Parteileitungen haben 
das Gesicht mehr als früher den VX'irtschaftskämpfen der Arbeiter zugewandt, 

zu den großen Lohn- und Arbeitszeitbewegungen wird heute in den Leitungen mehr 
oder weniger Stellung genommen. Aber wie die Bilanz der Bewegung zeigt, ist diese 
Stellungnahme zu den Tariffragen noch zu allgemein, beschränkt sich sehr oft nur 
auf die Aufstellung der Eorderungen und auf papierene Anweisungen an die Zellen. 
Der innige politische und organisatorische Kontakt der Parteileitungen mit den 
Zellen, wie er zur Beeinflussung der Belegschaften und zur Führung der Wirtschafts
kämpfe unerläßlich ist. fehlt noch. Die Betriebszeilen werden noch immer stark 
vernachlässigt, sie werden nicht ideologisch durchgearbeitet, die Schulungsarbeit 
hegt im Schwergewicht noch nicht in den Betriebszellen. Die opportunistische 
Abweichung und das Zurückweichen so mancher Betriebsfunktionäre ist oft nur das 
Resultat mangelnder politischer Aufklärung und Erkenntnis der politischen Bedeu
tung der taktischen Maßnahmen der Partei. Auch organisatorisch, was die materielle 
Unterstützung der Betriebszellen bei ihrer Betriebsarbeit. Betriebszeitungen. Arbei
terkorrespondenzen. Flugblätter. Flandzettel usw. betrifft, hegt das Schwergewicht 
der Finanzpolitik der Parteileitungen noch fälsch. Ebenso muß festgestellt werden, 
daß die Partei bei ihrer Werbearbeit sich noch nicht in der Hauptsache auf die 
Großbetriebe konzentriert. Daher kommt es. daß in entscheidenen Augenblicken 
viele Betriebszellen sich zu schwach fühlen und eine schwankende und zögernde 
Politik durchführen.
Hier muß die ^ endung noch scharf durchgesetzt werden, wenn die Partei nicht nur 
stimmungsmäßig, sondern fest organisatorisch in den Betrieben verankert sein soll.

10 Zur Reichskonirolle siehe oben Dok. 1, Anm. 8 und unten Dok. 7.
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Die neue Zusammensetzung der Parteileitungen mit dem Übergewicht von Betriebs
genossen wird diese Aufgabe erleichtern.

4. Die KPD muß die Partei der Großbetriebe werden 
Die wichtigsten strategischen Punkte im Klassenkampf sind die 
Großbetriebe. Wir müssen und können dort durch Ausnutzung der günstigen 
objektiven Lage die Führung der Belegschaften erobern. Auch dort, wo die Zellen bei 
den Betriebsrätewahlen diesmal noch vor dem Reformismus kapitulierten oder 
zurückwichen und faule Kompromisse schlossen, ist die Stimmung der aktiven und 
kampflustigen Teile der Belegschaft für die KPD - trotz der Diskreditierung der 
betreffenden KPD-Betriebsfunktionäre auf Grund ihrer schwächlichen Haltung. 
Deshalb sind in den nächsten .Monaten alle verfügbaren Kräfte zur organisatorischen 
Fundierung unseres Einflusses in den Betrieben anzusetzen. Vom Betrieb aus, das 
ebenfalls lehrt das Resultat der Betriebsratswahlen, können wir eine große Wendung 

Beeinflussung und organisatorischen Erfassung der .Massen der werktätigen 
Frauen und .lungarbeiter machen (Delegiertensystem).
Keine Parteileitung, keine Abteilung darf es mehr geben, die nicht genau die 
Verhältnisse in den wichtigsten Betrieben ihres Gebietes kennt und ihre .\rbeit auf sie 
eingestellt hat. Eine Leitung, die das nicht fertigbringt, ist unfähig, kommunistische 
Politik zu machen.
Strikte Durchführung des Grundsatzes: jeder betriebstätige Kommunist gehört in 
seine Betriebszelle. Scharfe Kontrolle der Zusammensetzung der Straßenzellen und 
Überführung der Betriebsgenossen in ihre zuständigen Betriebszellen. Die meisten 
Paileileitungen haben, wie die Reichskontrolle beweist, es ruhig zugelassen, daß ein 
hoher Prozentsatz von Parteimitgliedern sich in die Wohnorganisation zurückge
flüchtet hat. ja. in manchen Bezirken ist die Zahl der Betriebszellen stark 

kgegangen. ln diesen Parteibezirken müssen die Betriebszellen dafür sorgen, 
daß die Zusammensetzung der Leitungen so geändert wird, daß der Betrieb führt 
und nicht die alte halbsozialdemokratische Wohngebietsideologie vorherrscht. Der 
katastrophale Zustand, daß in manchen Parteiorganisationen über die Hälfte.

sich in den Straßenzellen

zur

zuruc

manchmal sogar zwei Drittel der Betriebsgenossen 
versteckt, muß liquidiert werden.
Die neuen Betriebsräte sind überall sofort zu registrieren, regelmäßig zusammenzu
fassen. in Kursen zu schulen, für sie sind Sprechstunden einziirichten. damit sie 
gegenüber der Sabotage der Reformisten pwappnet sind und die Führung ihrer 
Belegschaft in den kleinen Tagesfragen wie bei den großen wirtscbafthchen und 
politischen Kämpfen erfolgreich übernehmen können.
Die bei den Betriebsratswahlen gewonnenen Positionen in den Betrieben sind 
unverzüglich auszubauen. Überall, wo der Reformismus ins Wanken geraten ist, 
muß nachgestoßen werden. Die Sozialdemokraten müssen ebenfalls aus ihren 
Positionen im gewerkschaftlichen Vertrauensmännerkörper der Abteilungen heraus
geworfen werden. Neben der systematischen Besetzung des gewerkschaftlichen 
Funktionskörpers im Betriebe muß an seine Ergänzung durch ein breites System von 
Vertrauensleuten weit über den Kreis des gewerkschaftlichen Funktionäiskörp 
geschritten werden, eines Apparates, der alle Teile des Betriebes umfaßt, und auf den 
die Zellen sich bei der Durchführung ihrer Politik im Betriebe stützen können.

ers
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Die Regislrierunj;. regelmäßige Zusammenfassung und Eingliederung der Sympathi
sierenden in die Parteiarbeit ist eine der wichtigsten Aufgaben der Zelle zur 
Fundierung ihrer Positionen. Über die SympathiesierendenVersammlungen hinaus 
muß jede Zelle auf die straffere organisatorische Zusammenfassung der Opposition 
ihres Betriebes hinarbeiten: die Kameraden des RFB. Mitglieder des RFMB, der 
Roten Hilfe. IAH sind planmäßig zusammenzunehmen, um unter Führung der 
Zellenleitung die revolutionäre Arbeit im Betriebe zu organisieren. Wo Vorausset
zungen dazu gegeben sind, sollen B e t r i e b sgr u p f) en dieser Organisationen 
geschaffen werden, die ihre Direktiven von
Bauen wir so unsere Betriehsfunktionen aus - und die Gelegenheit war noch nie so 
günstig als heute —. so wird die Partei auch imstande sein, die Wirtschaftsbeweg 
gen des Proletariats rechtzeitig vorzubereiten und zu führen, dann wird es auch 
gelingen, die Kampfmethoden und Kampforgane zu schaffen, mit denen das 
Unternehmertum und die reformistischen Gewerkschaftsführer erfolgreich bekämpft 
werden können.
Ist die Partei erst einmal fest in den Großbetrieben verankert, ist sie wirklich 
eme Partei der Betriebe, dann wird es leichter gelingen, vom Betrieb aus den 
Einfluß in den Gewerkschaften und Massenorganisationen zu ei-weitern und auch 
dort die Reformisten aus dem Felde zu schlagen. Nicht umsonst haben die 
Betriebsresultate alle Feinde der Partei alarmiert, die eigenen Reihen der Partei mit 
frischem Kampfesmut erfüllt und die Parteiarbeit auf allen Gebieten der Arbeiter
bewegung gefördert.
Der Reichsparteitag, dessen Delegierte in der überwältigenden Mehrheit Vertreter 
der Betriebe sind, wird die Lehren aus den Klassenkämpfen der Vergangenheit 
ziehen und bei der Festsetzung der Aufgaben der nächsten Zukunft den Großbetrieb 
und seine strategische Bedeutung in den Vordergrund rücken.

den Zellenleitungen erhalten.

un-

Mit kommunistischem Gruß! 
Das Zentralkomitee der KPD

7.

Mai 1929: Stellungnahme des ZK über die „Lehren der Reichskontrolle“

HStA Düsseldorf. Reg. Düss. Nr. 30642a. S. 199-201; Polizeiliche Abschrift. Überschrift: ..KPD- 
Zentral-Komitee. .An alle Bezirke."'

V . G.!

Lehren der Reichskontrolle^

1 Auch dieses Rundschreiben war bereits abgedruckt in: Der Parteiarbeiter 7. Jg., Nr. .5. Mai 1929, 
S. 13o-138. In der polizeilichen .Absclirift ist das Dokument fälschlich mit ...Iimi" datiert.

2 Vgl. oben Dok. 1, Anm. 8. Das vorliegende Rundschreiben bezieht sich auf die Kontrolle 
Fruhjalir 1929. Der Bericht über diese Kontrolle befindet sich in: Zwei Jalu'e .Arbeit und Kampf. 
Bericht des ZK der KPD an den 12. Parteitag. Berlin 1929. Zur Kontrolle vom Dezember 1929 vgl. 
unten Dok. 11, Punkt 11, ..Generalkontrolle".

vom
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1. Der letzte Genosse in die Betriebszelle
Die Betriebsrätewahlen’ haben den großen ideologischen Einlluß der Partei beson
ders in den Großbetrieben bewiesen. Nun gilt es. diesen Einfluß auch organisatorisch 
zu verankern.
Die Reich skoti trolle zeigt, daß die Mitgliederzahl der Betriebszellen, 
die Zahl der Betrieliszellen selbst, nicht gestiegen, sondern itn Gegenteil gesunken ist.

vorhanden, mit den in der Partei befindlichen

wie auch

Es sind jedoch alle \'orausselzungen 
Betriebsarbeitern eine .AulTüllung und .Vktivierung der Betriebszellen vorzunehtnen, 
ganz abgesehen von den Mäglichkeiten. die in der glänzenden Stimmung der 
Betriebsarbeiterschaft für tlie Komimmistische Partei zum Ausdruck kommt.

2. Die organisatorische Basis im Betriebe
Von der gesamten Parteimitgliedschaft sind 62.30% in Betrieben beschäftigt. Von 
diesen Be'triebsgenossen ist aber nicht einmal 'A in Betrieliszellen erfaßt. Das heißt 
also, daß noch Zehntausende von Genossen nicht dort ihre Parteiarbeit verrichten.

die Hauptbasis unseres Kampfes gegen die Bourgeoisie und gegen den drohenden 
imperialistischen Krieg liegt, sondern in Straßenzellen erfaßt sind, wo sie nur zuin 

Teil aktive .Arbeit leisten künnen. Dies trifft auch für Zeiten der Illegalität 
wir fast nur im Betriebe politische .Arbeit leisten können.

Diese Tatsache zeigt ganz deutlich, daß viele unserer Zellenleitungen noch nicht 
begriffen haben, daß wir die Partei der Großbetriebe sein nüissen und daß aus 
diesem Grunde die Stärkung. Vergrößerttng und A ermehrnng der Betriebszellen die 
wichtigste .Aufgabe ist. die politisch und organisatorisch vor uns steht. Diese 
sozialdemokratischen Tendenzen, die der W ohnorgauisation eine überwiegende 
Bedeutuim beiniessen. sind also noch nicht überwunden, und es muß eine intensive 
ideologist-he Aufklärung nnserer gesamten Mitglieder einsetzen. Andererseits jedoch 
finden wir bei einem Teil nnserer Betriebsgenossen, daß sie sich strauben, in den

da das immerhin bestimmte Schwierigkeiten und 
Entlassung ist hier gewiß ein wesentliches

z.B. eine

wo

geringen 
zu. wo

Betriebszellen zu arbeiten.
Gefahren mit sich bringt. Die Eurcht
.Moment. Wenn diese Genossen nun von den Straßeiizellenleitimgeii 
bestimmte Unterstntznng finden, um sieb vor der Betriebszellenarbeit zu drücken, so 
ist das ein doppelt unhaltbarer Ztistand. \'or allen Zellen steht die Aufgabe, dafür zu 
soi-f^en. daß nur solche Genosen an ihrer Sjiitze stehen, die auch in dieser frage 
wirklich bolschewistisch handeln und ohne Rücksicht auf eine momentane Schwa- 
chuim einer Straßenzelle z.B. jeden Genossen seiner zirständigen Betriebszelle 
übenveist. oder von ihm verlangt. dal.G-r alle Kraft dafür einsetzt, m seinem Betriebe 

Zelle zu bilden, falls das noch m^ht geschehen sein soll.

vor

eine

3 . Die Verankerung i m G r o l.s b e t r i e b e
Eine weitere Erfahrung der letzten Reicliskontrolle zeigt, daß der Einfluß der Paitei 
in den Betrieben über 1000 Mann Belegschaft seit der Kontrolle 1927 nicht 
.gewachsen ist. Wahrend die absolute Zahl der Betriebsbeschaftigten zugenommen 
hat hat sich das mir ausgedrückt in einer Erhöhung der Zahl der Mitglieder, die in

3 Siehe dazu oben Dok. 5.
4 \ gl. Dok. 1. Anm. 8.
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Betrieben mit unter 1000 Mann Belegschaft arbeiten. Dieses Mißverhältnis ist 
unhaltbar. Eingangs wurde schon darauf hingewiesen, wie groß unser ideologischer 
Einfluß in den Großbetrieben ist. Die Situation ist für eine stärkere Verwurzelung 
unserer Genossen gerade in diesen Betrieben äußerst günstig. Es sind breite 
Möglichkeiten vorhanden, neue Betriebszeilen zu bilden und die bestehenden durch 
Gewinnung von revolutionären Arbeitern aufzufüllen. Größte Beweglichkeit der 
Partei ist dazu natürlich notw endig.

4. Die Komin unisten im Betriebe
Noch krasser drückt sich unsere organisatorische Schwäche in den Betrieben darin 
aus, daß die Zahl der Betriebsarbeiterinnen in einem viel zu geringen 
Verhältnis zur Gesamtzahl der Betriebsarbeiterschaft steht. Zirka 16% der Gesamt- 
mitghedschaft der Partei sind Frauen. Das Verhältnis der Betriebsarbeiterinnen zu 
den Betriebsarbeitern ist jedoch ein viel geringeres, denn nur etwa der 3. Teil des 
genannten Prozentsatzes, also nicht ganz 6% der Gesamtbetriebsarbeiterschaft sind 
Betriebsarbeiterinnen. Wenn man bedenkt, was für eine Rolle die Frau im 
Produktionsprozeß und im Klassenkampf des Proletariats spielt, wenn man sich klar 
wird über die Rolle der Frau, insbesondere der Betriebsarbeiterin in einem 
kommenden imperialistischen Kriege, so muß das ein ernstes Signal für die 
Gesamtpartei sein, unseren Einlhiß bei dieser Schicht der Arbeiterklasse gewaltig zu 
verstärken. Eine besondere Aufgabe erwächst hier auch für den Kommunistischen 
Jugendverband, da in vielen Großbetrieben bei den weiblichen Arbeitern das 
jugendliche Element überwiegt.

5. Die Funktion im Betriebe 
Noch deutlicher wird das Bild. wenn man die Zahl der Funktionen betrachtet, die 
von unseren Genossen in den Betrieben bekleidet werden. Im Reichsdurchschnitt 
finden wir, daß nur 
Wenn man

14 der Betriebsbelegschaftsmitgheder Betriebsfunktionen haben, 
dabei noch berücksichtigt, daß viele Genossen zwei, drei und mehr 

Betriebsfunktionen bekleiden, so verschlechtert sich das Bild sogar noch. Auf der 
anderen Seite muß man feststellen, daß fast dreimal so viel Parteige 
in Massenorganisationen sind und zw'ar nur in jenen, über die durch die 
Reichskontrolle Auskunft eingeholt w'tirde. Auch hier bestehen für die Partei noch 
viele Möglichkeiten, den Einfluß im Betriebe zu vertiefen, indem 
Betriebsgenossen zur Aufgabe stellt. B e t r ieb sf unk t ion är zu werden. In 
eben Bezirken, m denen ausgesprochene Großbetriebe sind, ist das Verhältnis der 
Betriebsfunktionäre sogar noch unter dem Durchschnitt.
Welche Möglichkeiten jedoch vor uns liegen, die Betriebe zu erobern, zeigt die 
Tatsache, daß ca. der zwanzigste Teil der Gesamtparteimitgliedschaft oder ca. der 
zehnte Teil der B e t r i e b s a r b e i t e r Betriebsräte sind. Nimmt man dazu 
noch die Arbeiterräte, so verbessert sich das Bild gewaltig. Wenn alle diese Genossen 
wirklich aktiv in der Parteiarbeit stünden, wie das ihre wichtigste Funktion verlangt, 
dann wäre unser organisatorischer Enfluß heute schon viel größer. W as für groteskte 
Zustände aber vorhanden sein können, ersieht man aus folgendem Beispiel: Ein 
Bezirk mit nicht geringer Mitgliederzahl hatte zur Zeit der Reichskontrolle 3.67% der 
Gesamtmitgliedschaft in Betriebszellen erfaßt. 5,12% der Gesamtmitghedschaft

nossen

sie jeden 
man-
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dagegen waren Betriebs- und Arbeiterräte. Das Verhältnis inülke aber mindestens 
umgekehrt sein, wobei es immer noch schlecht zu nennen ist. Wenn dieses Beispiel 
auch sehr kraß ist. so muß doch betont werden, daß auch in den anderen Bezirken 
die Zahl der Betriebs- und .Arbeiterräte in einem besseren Verhältnis zur Zahl der 
erfaßten Betriebszellemnitglieder stehen müßte. Auch dieser Frage muß die ernsteste 
Aufmerksamkeit geschenkt werden. Eine gründliche Betriebsarbeit wird natürlich 
auch dazu beitragen, daß der Teil der Parteimitgliedschaft, der zwar gewerkschaft
lich organisationsfähig ist. sich aber noch nicht in den Gewerkschaften befindet, 
seiner Pflicht bewußt wird und sich in diese Organisation einreiht. Dabei soll aber 
festgestellt werden, daß sich von der Gesamtmitgliedschaft der Partei fast ebenso viel 
Genossen in den Gewerkschaften befinden, wie überhaupt in Betrieben beschäftigt
sind.

6. Heranandie.Aus Wertung i^.-i
Die Durchführung der Reichskontrolle war eine Kampagne, die die gesamte Kraft der 
Parteimitgliedschaft in Anspruch nahm. Die Schwierigkeiten, die bei der Durchfüh
rung der ersten Kontrolle von Seiten der Mitgliedschaft aufgetaucht waren und die 
sich darin ausdrückten, daß die Genossen Widerstand leisteten gegen die Durchfüh
rung dieser ..bürokratischen“ Maßnahme, sind dieses Alal mit ganz wenigen 
Ausnahmen nicht aufgetaucht. Die Parteigenossen haben sich uberzeugt, daß solche 
Arbeit im Interesse einer besseren Durchführung der Parteiarbeit notwendig ist. 
Doch muß festgestellt werden, daß in manchen Bezirken die Lehren aus der 
Reichskontrolle nicht oder nur schlecht gezogen wurden. Nur dann hat eine 
Generalregistrierung aller Parteigenossen einen Sinn, wenn daraus die politischen 
und organisatorischen Konsequenzen gezogen werden, so daß die Parteiarbeit 
dadurch in günstigem Sinne beeinflußt wird. Jeder Funktionär und jeder Genosse hat 
die A’erpflichtung. bei seiner Leitung darauf zu drängen, daß m diesem Sinne 
gehandelt wird.
Überall muß in den nächsten Wochen und .Monaten eine gründliche und unerbittli
che Säuberung der Straßenzellen von Betriebsarbeitern durchgeführt werden. Jede 
Straßenzelle muß ihren Stolz darein setzen, auch den letzten Betriebsgenossen der 
Köi’perschaft zuzuweisen, in die er gehört, nämlich der Betriebszelle.
Deshalb sofort an die Arbeit! Tue jeder seine Pflicht!"

Mit kommunistischem Gruß 
Zentralkomitee der KPD

5 Die beiden letzten Sätze fehlen im .\bdruck des Parteiarbeiter.
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8.

26. 7.1929: Anweisungen des Sekretariats über die 
Arbeitersehiitzorganisationen

SlA Sigmaringen. VVL 6.j/26 (F 193) Nr. 342.: Polizeiliehe Absehrifl. Übersehril't: ..Zentralkomitee 
der KPD, Sekretariat. Riindsehreiben Nr. 30. An alle Bezirksleitungen und Redaktionen."'

Anweisungen des S e k r e I a r i a t s
Inhaltsverzeichnis:
B e t r.: A r b e i t e r s c h u t z o r g a n i s a t i o n e n
In den letzten \Xochen sind durch Selbstinitiative revolutionärer Arbeiter in den 
verschiedensten Gebieten des Reicbes betrieblicbe. örtliche und gebiefliche Arbeiter
schutz- und .Abwehrorganisationeti gegen Faschisnuis und Kriegsgefahr entstanden.“ 

ie uns bekannt wird, plant eine dieser Organisationen in den nächsten Tagen einen 
Aulrul zu erlassen, in welchem die Vi'erktätigen in Stadt und Land aufgefordert 
werden, ihrem Beispiel zu folgen und gleichfalls in allen Betrieben und Orten solche 
Organisationen und \'ereine zu schaffen.
Diese Bewegung ist ein nettes Zeichen für die rasche Linksentwicklung der 
Arbeiterklasse und ein Kennzeichen dafttr. daß immer breitere .Arbeitermassen bereit 
sind, aktiv den Katnpl gegen die Gefahr des Faschismus und imperialistischen 
Krieges zu führen. Angesichts der verschärften iinperialistischen Offensive gegen die 
Sow^jetunion. der zunehmenden Aktivität von Stahlhelm und .Nationaksozialisten und 
der \ erschärfung der .Methoden der Sozialläschisten gegen die klassenbewaißten 
Arbeiter kann die Tatsache der Gründung solcher .4ntifaschistischen Organisationen 
von uns nur auf das Freudigste begrüßt werden.
Die Gesarntpartei wird desbalb diese Bewegtmg und Selbstinitiative der revolutionä
ren .\rbeiterschalt nach Kräften fördern und tatkräftig helfen, um die in dem Aufruf 
gemachten Vorschläge in die Fat umzusetzen. Die Bezirksleitungen sind verpflichtet, 
alle Bestrebungen auf diesem Gebiet zu unterstützen und insbesondere diesen 
Arbeitergruppen mit politischen und organisatorischen Ratschlägen zur Seite zu 
stehen. Selbstverständlich ist in allen diesen Organisationen ebenfalls sofort die 
kommunistische Fraktion atifzubauen und auf das strengste daraufzu achten, daß in 
die Führung nur zuverlässige, revolutionäre .Vrbeiter gewählt werden. Dieser Flinw eis 
ist notw endig, weil in einer ganzen Anzahl von 
versucht haben, in den Apparat einzudringen.
Das Zentralkomitee erwartet, daß sich die Bezirksleitungen von der Initiative der 
.Vrbeiter von unten nicht überraschen lassen und ihrerseits alles tun. um diese zu 
steigern, und die notwendigen Kräfte f r e i z u s t e 11 en . damit in kürzester

F'ällen Polizeiagenten bei der Bildung

1 Das Rundschreiben ist auch abgedruckt in Dokumente und .Materialien S. 876-877.
2 Entgegen den vorliegenden Äußerungen entstanden die ..Selhst.schutzorganisationen" nach dein 

Verbot des RFB (s. unten Anm. 4) nicht spontan, sondern wurden zentral vorbereitet und veranlaßt. 
Das geht z. B. aus dem Rundbrief .\r. 22 der Berliner Bezirksleitung vom 6. 7. 1929 hervor, der 
..Richtlinien für den proletarischen Selbstschtitz" enthüll (Records T-17.5. 315).
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GrolÄbetrieb und kein Ort des Reiches ohne eine solche

Mit kommunistischem Gruß 
Zentralkomitee der KFD 
Sekretariat

N. B. Vi ie uns vom ..verbotenen" RFB* rnitgetedt wird, sind alle Gerüchte über eine 
Auflüsung des RFB zu Gunsten solcher neuen Organisationen falsch. Der RFB fuhrt 
unter den neuen Formen, die er sich nach dem Verbot schuf, seine Aiheit als 
selbständige Wehrorganisation verstärkt fort und organisiert gerade m 
diesen Wochen einen energischen Kampf um die Aufhebung des Verbotes.'*

Frist kein einziger 
proletarische Abwehrorganisation ist.

1. Mai 1929 in Berlin wurde der RFB in Preußen am3 Auf Grund der blutigen Deinunstrationen 
3 Mai 1929 verboten. Das Verbot wurde am 10. Mai auf das ganze Reieh ausgedelmt. An 
zeitgenössischen Schriften zum 1. Mat 1929 siehe: .Anklage gegen Zörgiebel. Dokumente über den 
Blutmai. O. O. u. J. (Berlin 1929b Paul Frölich. Der Berliner Blutmai. Berlin o. .1. (19-9); \\erner 
Hirsch. Blutige .Maitage in Berlin. Berlin o. ,1. (1929). -Als Folge der Maiunruhen wurde D/effole/o/me 
am 3. Mai ftir 3 Wochen verboten. Vgl. ÄF Nr. 102 vom 3.5. 1929. Als sie am 24. .Mai wieder 
erschien, begann sie eine Artikelserie über die Hintergründe der Maiunruhen zu verofienthchen au 
Grund dessen das Zentralorgan der KPD am 26.5. erneut für 4 Mi ochen bis zum 2.3 Juni 1121 
verboten wurde. Vgl. FF Nr. 105 vom 26. 5. 1929. Die Thesen des ZK wurden daher m der Provmz- 
Parteipresse veröffentlicht. \'gl. Bergische Arheiterstimme. Sohngen. Nr. lOo voni 6 5. 19-1. Am
7. Mai hatte das ZK einen Aufruf ...An die Arbeiter und Arbeiterinnen Deutschlands. .An die Partei 
erlassen, in dem die Ereignisse des 1. Mai in Zusammenhang gestellt tvurden mit der 
Deutschlands ..zum Raubkrieg gegen die Sowjelunion Ö (Freiheit. Düsseldorf. Nr. 108 vom 10. .Mai 
1929).

4 Nach dem Verbot bestand der RFB in den verschiedenen Organisationsformell fort, die u 
Deckbezeiclmungen ..Einheit”. ..Rote AA ehrfront”. ..Sozialistische Freiheitsarmee” luhrten. Gegen das 
Verbot organisierte die Partei lokale ..Kamplkomitees gegen das RFB-A erbot”. Diese wurden als 
verbotene Nachfolgeorganisationen des RFB durch eine Verfügung des Polizeipräsidenten Berlins vorn
8. Mai 1930 aufgelöst.

am

. a. die

9.

24. 8. 1929: Rundschreiben an alle Bezirksleitungen und Redaktionen

B.A R 45/lA’ - 24. 235; Heklngraphicrtes Rundschreiben. Überschrift: ..Zentralkomitee der KPD. 
Rundschreiben Nr. 32. An alle Bezirksleitungen und Redaktionen.“

Inhaltsverzeichnis;
Sekretariat
1. Internationale Politik
2. Innenpolitik
3. Die Frwerbslosenbewegnng
4. Kommunalwahlen
5. Die Organisierung des Kampfes gegen den Faschismus
6. Grundlinie des zentralen Arbeitsfilanes
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7. Zum Internationalen Jugendtag
8. Verschiedenes 
Frauen-Abtl.
Arbeit unter den erwerbslosen Arbeiterinnen'
Gewerkschaft 
Anlage Fraktionsmaterial 
Jugend 
Anlage

Anweisungen des Sekretariats 
Inhajtsverzeichnis:
1. Internationale Politik
2. Innenpolitik
3. Die Erw erbslosenbewegung
4. Zur Vorbereitung der Kornmunalwahlen
5. Organisierung des Kampfes gegen den Faschismus
6. Zur Grundlinie des zentralen Arbeitsplanes
7. Zum Internationalen Jugendtag
8. Verschiedenes

1. Internationale Politik
Die letzten Wochen, insbesondere die Zeit seit dem X. Plenum des EKKI,^ sind durch 

Reihe außerordentlich wichtiger Vorgänge auf dem Gebiete der internatio
nalen Politik gekennzeichnet. Im Brennpunkt der Ereignisse steht nach wie vor der

Konflikt im Fernen Osten.
der gegenwärtig eine neue, äußerst starke Zuspitzung erfährt. Wähi'end es sich 
anfangs nur um den Raub der Ostchinesischen Eisenbahn, um die Verhaftung und 
Ausweisung von Sowjetstaatsangehörigen, um den Abbruch der diplomatischen 
Beziehungen und die Einstellung des sibirischen Transitverkehrs handelte, schreiten 
die chinesischen Militaristen jetzt zu direkten bewaffneten Aktionengegen 
die Sowjetunion. Gegen die verhafteten Sowjetbürger werden Foltermethoden 

gewandt, die bereits Todesopfer forderten. Die Naiikingregierung sendet 16000 
Soldaten in das Grenzgebiet. Besonders gefährlich ist die Aufstellung von Stoßtrupps 
und Formationen der russischen weißen Emigranten. Es haben eine Reihe 
Grenzüberschreitungen. - Überfällen und bewaffneten Operationen auf Sowjetterri
torium Stattpfunden. Die Sowjetregierung hat daher entschlossene Gegenmaßnah
men emgeleitet: Die Streitkräfte an der chinesischen Front wurden als Besondere 
Rote Armee des Fernen Ostens unter dem Kommando des Genossen 
Blücher- eines Metallarbeiters aus dem Ural, zusammengeläßt. Die Überfälle

1 Liegt nicht vor.

2 Die X. Plenartagung des E.xekutivkornitees der Kommunistischen Internationale fand vom .3. bis 
19. Juh 1929 m .Moskau statt. Vgl. Protokoll. X. Plenum des EKKI. Moskau 3. bis 19. Juli 1929. 
Hamburg-Berlin o. J. (1929).

3 Wassilij Konstanlinowitsch Blücher (1889-1938), Sow-jetmarschall. 1924-1927 arbeitete er unter 
dem Namen Ca/en als militärischer Berater der Kuomintang-Regierung in China. Nach deren Bruch 
mit der UdSSR führte Blücher seit 1927 die „Besondere Fernöstliche Armee“ der Sottnetunion. er 
wurde 1938 Opfer der vSVa/iVzschen Säuberung.

eine

an

von
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wurden bewaffnet abgewehrt. Es ist klar, daß im Falle eines Angriffs größerer 
Verbände sich die Rote Armee nicht mit ihrer Zurückweisung begnügen kann, 
sondern die Verfolgung bis zu ihrer Vernichtung fortsetzen wird. Auf derartige 
Provokationen ist offensichtlich die Politik der Nankinger und Mukdener Machtha
ber eingestellt. Dahinter stehen die Imperialisten, in erster Linie Amerika (nicht 
Japan, wie vielfach irrtümlich in unserer Presse angenommen wird), sowie Frank
reich und England.
Die Parteiorganisationen müssen angesichts dieser Lage die Mitgliedschaft und die 
gesamte Arbeiterschaft auf die gegenwärtige bedrohliche Zuspitzung der Situation 
im Fernen Osten hinweisen. Die Chinakampagne, die in den letzten V ochen 
nachgelassen hat, muß mit allen Kräften belebt werden. Es muß Alarm geschlagen 
und auf die drohende imperialistische Gefahr hingewiesen werden. Gegenüber der 
sozialdemokratischen Verleumdungskampagne (..Roter Imperialismus“)^ muß die 
Arbeiterschaft an Hand des veröffentlichten Materials (Pressedienst und Rote Fahne) 
aufgeklärt und zur restlosen Solidarität mit der Roten Armee aufgerufen 
werden. (Solidaritätstelegramme an die Sowjetregierung, Begrüßungstelegramme 
die Besondere Rote Armee des Fernen Ostens, an die Genossen Woroschilow und 
Blücher, Massenversammlungen, .Lntikriegskomitees, Vorbereitung des Antikriegs
kongresses.) ■

an

Die Haager Konferenz
steht vor dem Abbruch. Die Reparationsverhandlungen haben erneut bewiesen, daß 
der Young-VX&n nicht eine „Abschwächung der imperialistischen Gegensätze“ (wie 
die Sozialdemokraten und Varga'’ behaupten), sondern ihre stärkere Zuspitzung 
bedeutet. Der Vertreter der englischen Arbeiterregierung, der Sozialdemokrat 
Snowden, vertritt im Haag in brutalster und aggressivster Form die Interessen des 
englischen Imperialismus,'“ der gegen den Block der europäischen Mächte und gegen 
versteckte Sabotage der Vereinigten Staaten, die sich im Hintergrund halten, einen 
verzweifelten Kampf führt. Im Haag vollzieht sich eine der Episoden 
der unaufhaltsamen Verdrängung des englischen Imperial

Tschiang Kai-schek in Nanking

ismus

4 Gemeint ist die chinesische republikanische Nationalregierung 
sowie die Regierung der halbautonomen Mandschurei in Mukden.

5 Vgl. etwa den Artikel im Vorwärts Nr. 391 vom 22. 8. 1929, „Weder Krieg noch Frieden“, in dem 
Peter Garwy- die ..Kanonenpolitik der Sowjetregierung“ in China mit dem Imperialismus Japans 
verglich.

6 Kliment J. Woroschilow (1881-1969) war 1925 bis 1940 Volkskommissar für Verteidigung der 
UdSSR.

unter

7 Es erscheint unklar, welcher Kongreß gemeint ist.
8 I. Haager Konferenz vom 6.-31. August 1929. Vgl. dazu: Die Entstehung des Youngplans, dargestellt 

Reichsarchiv 1931-1933, durchgesehen und eingeleitet von Marlin Vogt. Schriften des
Bundesarchivs, Bd. 15. Boppard am Rhein 1970.

9 Eugen Varga (1879-1964). ungarischer kommunistischer Wirtschaftstheoretiker heim EKKI m 
Moskau. Varga veröffentlichte in der Inprekorr vierteljährlich (in Sondernummern) den Überblick 
„Wirtschaft und Wirtschaftspolitik“. Vgl. jetzt auch: E. S. Varga. Ausgewählte Schriften 1918-1964. 
Bd. 1-3. Berlin (Ost) 1979.

10 Der englische Schalzkanzler Philipp Snowdon setzte sich am 17. August in • j i
Haag in scharfer Weise mit den Reparationswünschen Frankreichs und Italiens ausemander. Vgl. 
Vorwärts Nr. 385 vom 18. 8. 1929.

vom

einer Pressekonferenz in
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aus allen seinen Positionen. Eine Niederlage Englands in der Erage des 
Verteilungsschlüssels der deutschen Zahlungen würde eine Niederlage Englands im 
Kampf um die internationale Reparationshank, eine weltpolitische Niederlage des 
englischen Imperialismus bedeuten.
Besonders notwendig m diesem Zusammenhang ist die .Vusnutzung der schroffen 
imperialistischen Gegensätze im Lager der 2. Internationale: Die 
englische Arbeiterpartei vertritt, noch skrupelloser als Chaniberlain. die 
Interessen des englischen Imperialismus, die belgischen und französischen Soziali
sten beschimpfen in einer öffentlichen Pressekampagne ihre englischen ..Parteige
nossen" und beschuldigen sie. daß sie ..die Beschlüsse der 2. Internationale 
verletzen“. Die österreichischen Sozialdemokraten unterstützen den englischen 
Imperialismus, weil sie an den Reparationszahlungen nicht unmittelbar interessiert 
sind. Die deutschen Sozialfaschisten verstichen. entsprechend der Politik der 
deutschen Bourgeoisie und ihrer Koalitionsregierung zwischen beiden Lag 
manövrieren. (Näheres Informationsmaterial hierüber im Leitartikel der Roten 
Fahne vom 23. August ..Der Zwiespalt im Haag, ein Kapital sozialimperialistischer 
Außenpolitik“).'*
Charakteristisch für die Gruppierting der imperialistischen Weltkräfte ist im Haag 
die Lockertmg und ernsthafte Gefährdung der englisch-französischen Entente, der 
versteckte, aber hartnäckige Kampf zwischen Amerika und England (Kampf um Sitz 
und Einfluß in der eltreparationsbank. Herabsetzung des amerikanischen Dis
kontsatzes. die den englischen Finanzmarkt bedroht), die wachsende Isolierung 
Englands, der Kampf zwischen Deutschland und Frankreich um die Räumung der 
dritten Rheinlandzone.

extremsten

ern zu

Die Austragung dieser Gegensätze beschleunigt die Vorberei
tung des Interventionskrieges gegen die So wj etuni on . Die Weltre
parationsbank dient der gewaltsamen ..Erschließung des russischen Marktes“. 
Außerordentlich bedeutungsvoll ist die aktive Rolle, die .Vmerika seit den letzten 
.Monaten mehr und mehr in der Herausbildung eines erweiterten Antisowjetblocks, 
der die ganze imperialistiscbe \X eit umfaßt, zu spielen beginnt. Amerika besitzt die 
hührung der sowjet-feindlichen Politik bereits an zwei Brennpunkten der internatio
nalen Verwicklungen: im Kampf um die Ostchinesische Eisenbahn und im Kampf 
um die Weltreparatiousbank.
Die Auswirkung der gescheiterten Reparationskonferenzen und des verschärften 
Kampfes um den lot/ug-Plan für die Entwicklung der innerpolitischen Verhältnisse 
in Detitschland wird eine Verschlechterung der Wirtschaftslage, eine gewaltige 
Mehrbelastung der Arbeiterschaft, eine brutale Offensive des Kapitals und der 
Staatsorgane, eine außerordentliche Zuspitzung des Klassenkampfes sein. In der 
Presse und Agitation muß unsere Stellungnahme zur Haager Konfe
renz von der grundsätzlichen Richtlinie des X. Plenums ztun ..deutschen Problem“ 
ausgehen:
„Die Reparationslasten führen innerhalb Deutschlands zur raschen Verstärkung 
des Klassenkampfes, der einerseits in der rücksichtslosen Offensive des Unterneh-

11 \gl. R} Nr. 160 vorn 2.3.8. 1929. Der .\rtikel kommt nacli Darstellung der hier emähnten 
Schwierigkeiten der Konferenz zum Schluß, daß ..das Ergebnis des Haager Konflikts [. . .] die 
unvermeidliche und rasche Verschärfung des Klassetikampfes in Deutschland sein " werde.
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inertuins. andererseits in großen Massenaktionen des Proletariats zuin 
Ausdruck kommt. Die doppelte Belastung des deutschen Proletariats durch 
die Reparationszahlungen und durch den Druck der eigenen Bourgeoisie beschleu
nigt das Heranreilen einer revolutionären Krise in Deutschland.
(§ 6 der Thesen des X. Plenums des EKKl. whrllich aufgenommen i----------
des August-Plenums des ZK der KPD)'"

in die Resolution

Internationaler Faschismus
In Verbindung mit der Verschärfung der imperialistischen Gegensätze ist besonders 
auf die wachsenden Vorstäße des internationalen Faschismus und auf die Zunahme

an den rumänischendes weißen Terrors hinzuweisen. Das blutige Gemetzel 
Arbeitern in den Bergwerken von L u p e n i.' ' ein Ereignis, das in der revolutionären 
Arbeiterbewegung dieses Landes dieselbe politische Bedeutung gewinnen wird, wie 
das zaristische Blutbad an der Lena 1912.'-' ist von uns bisher nicht m seiner vollen 
Bedeutung der deutschen Arbeiterklasse zum Bewußtsein gebracht worden. In 
solchen Fällen müssen die Bezirk ssekret ariate und die Redak
tionen schneller und selbständiger reagieren, d.h. sofort kurze 
Direktiven an die Zellen. Ortsgruppen. Referenten. Arbeiterkorrespondenten geben, 
damit außer in der Tagespresse in öffentlichen u n d B e t r i e b s v e r s a m m- 
lu Ilgen Resolutionen und Telegramme angenommen werden, die 
Betriebszeitung kurz berichtet usw. Natürlich kommt es dabei nicht auf eine 
schematische papierne Anweisung an. sondern die BL muß aufgrund ihrei Kenntnis 
der Lage in den Betrieben und .Massenorganisationen konkret feststellen, wo 
sofort solche Resolutionen und Telegramme in Betriebsversammlungen und in 
Organisationen angenommen werden können. Zur besonderen Führung einer 
Versammlungskampagne ist in dem Fall Lupeni sofort die RH - Fr aktio n zu 
mobilisieren, wenn das noch nicht geschehen sein sollte. Lfberall hatten vor und zu 
den rumänischen Konsulaten Protestkundgebungen. Delegationen stattlmden rnus- 

die Öffentlichkeit auf die blutigen .Arbeitermorde aufmerksam zu machen.
Von drohender Aktualität ist der faschistische \ ormarsch in 
reich. Es ist damit zu rechnen, daß es in den nächsten Tagen zu neuen blutigen 
Zusammenstößen zwischen den Heimwehrbanden und der Aibeiterschaft kommt, da 
selbst sozialdemokratische Schutzbündler sich nicht mehr an die defaitistischen

sen, um
Oster-

12 Vgl. Protokoll des X. Pleiuiins des E.xekulivkoinitees der Koinmimistischeii Internationale. .Moskau d 
bis 19. Juli 1929. Hamburg-Berlin o. J. (1929), S. 89.Ö f. Resolution iiber das X. Plenum «e* EKKl 
und die neuen Aufgaben der KPD. beschlossen vom Plenum des ZK der KPD am 1-t. August 1 )_ 1.
Nr. 1,54 vom 16. 8. 1929.

13 Bei einem Streik von Bergwerksarbeitern in Lupeni/Siebenbürgen am 5./6. August 1929 wurden 
16 Arbeiter getütet, als Polizei und .Militär das von den Arbeitern besetzte Elektrizitätswerk räumten. 
Vgl. ('orwärls Nr. 379 vom 15. 8. 1929; Rf' Nr. 144 vom 7. 8. 1929. Die Rote /'o/me benutzte den 
Vorgang zu einer heftigen Kampagne gegen die SPD-Fiihrung und den ADGB. \ gl. ÄL Nr. 156 x om 
18. K 1929.

14 Am 17. April 1912 streikten die .Arbeiter der Goldbergwerke an der Lena in
der erste größere Streik nach der russischen Rexoliition von 190.3. Gegen die Streikenden ging die 
zaristische Regierung gewaltsam unter Einsatz von bewaffnetem Militär vor. Die Folge war ein 
Blutbad unter den Streikenden, das rund 250 Tote und mehrere hmidert Verletzte kostete. Für die 
Arbeiterbewegung Rußlands erlangte dieser Streik historische Bedeutung.

Sibirien. Dieser Streik war
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Anweisungen ihrer Führer halten. Auf jeden Fall ist die Aufmerksamkeit der 
deutschen Arbeiter auf die Entwicklung in Österreich sehr 
scharf einzustellen, alles vorzubereiten, um sofort große Kund
gebungen gegen den eigenen Faschismus durchzuführen, wenn 
sich dort die Situation verschärft, Pressedienst und Rote Fahne veröffentlichen 
genügend Tatsachenmaterial über die Zusammenhänge zwischen deutschem und 
österreichischem Faschismus. Die Lehre ist, daß die Partei alle Versuche der 
Stahlhelmer, Nazis, Reichsbannerrollkommandos, die Ai’beiterschaft 
ren, bereits im Keime niederschlagen muß. ln Berlin haben die Reichsbannerroll
kommandos, nachdem ihnen die Arbeiter ihr Auftreten vor dem 11. August*’’ 
heimgezahlt haben, bisher nicht wieder riskiert, mit Stoßtrupps in den Straßen zu 
erscheinen. Je rascher und energischer auf faschistische Vorstöße reagiert wird, desto 
erfolgreicher ist die Abwehr. Da die Offensive der Heimwehren sicherlich eine 
erneute Aktivität der deutschen Faschisten bewirken wird, ist in den nächsten Tag __ 
und Wochen steigende Aktivität gegen den Faschismus, rascher Ausbau der 
antifaschistischen Organisationen, besonders in den Betrieben nötig. Resolutionen 
und Telegramme der Solidarität für die österreichische Partei und Arbeiterschaft 
sind an folgende Adresse zu richten: Rote Fahne, Wien IX. Pramer Gasse 6. Wir 
verweisen auf das Beispiel der russischen Arbeiter, die sofort in Betriebsversammlun
gen sowohl zu Lupeni als auch zu dem faschistischen Überfall in St. Lorenzen 
Stellung genommen haben. Bei allen wichtigen internationalen Ereignissen muß der 
internationale Charakter unserer Arbeit, die in dieser Beziehung noch 
zu sehr in nationalem Maßstabe verläuft, immer stärker zum Ausdruck gebracht 
werden.

zu terrorisie-

en

2. Innenpolitik
Die deutsche Innenpolitik steht im Zeichen einer wütenden Attacke der Bourgeoisie 
auf alle Lebensbedingungen der arbeitenden Bevölkerung, im Zeichen der ungeheu- 

Senkung der proletarischen Lebenshaltung als Konsequenz der Abwälzung der 
Reparationslasten und des verschärften deutschen Imperialismus, im Zeichen der 
beschleunigten Kriegsvorbereitung, der Reorganisation der Staatsmacht und des 
Vorstoßes aller schwarz-weiß-roten reaktionären Organisationen und des Sozialfa- 
sehismus zur Vorbereitung der faschistischen Diktatur.
Gleichzeitig ist eine erhöhte Aktivität der proletarischen Massen (1. und 11. 
August)* , die Häufung einer Reihe wirtschaftlicher Teilkämpfe und Lohnkonflikte 
im Betrieb, der erbitterte Kampf zwischen Sozialfaschisten und Kommunisten um die

ren

15 ln Österreich kam es im Sommer 1929 zunehmend zu Zusammenstößen zwischen Mitgliedern der 
nationalistischen Heimwehren und dem re[)ublikanischen Schutzbund sowie anderen .Arbeitern. Bei 
einem der schwersten Zwischenfälle am 18. August 1929 in St. Lorenzen bei Graz gab es 5 Tote und 
über 200 Verletzte. Vgl. Vorwärts Nr. 386 (DerAbend) vom 19. 8. 1929; /tf’Nr. 157 vom 20. 8. 1929.

16 Bei Kundgebungen und Gegenkundgebungen zum Verfassimgstag am 11. August kam es in Berlin zu 
zahlreichen Zusammenstößen und Prügeleien zwischen Reichsbanner-Angehörigen und Kommuni
sten. Vgl. Rf’Nr. 144 vom 7. 8. 1929. Nr. 146-148 vom 9.-11. 8. 1929.

17 Gemeint sind die Demonstrationen und Kundgebungen der KPD am internationalen Antikriegstag, 
dem 1. August und am Verfassungstag. Vgl. Rf' Nr. 140 vom 2. 8. 1929. Nr. 148 vom 11.8. 1929. 
Der Vorwärts (.Nr. 361 4. August 1939) hatte von einem Rundschreiben der KPD berichtet 
(vermutlich der Bezirksleitung Berlin), in dem zur Störung der \'erfassungsfeiern des Reichsbanner 
aufgerufen wurde.

vom
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Mehrheit des Proletariats zu verzeichnen. .411e diese Erscheinungen stehen im engsten 
Zusammenhang mit der Zuspitzung der internationalen Kriegsgefahr und der 
Reparationsfrage. In der Agitation und der praktischen Arbeit unserer Parteiorgani
sationen muß auf die Herausarbeitung dieses engen Zusammenhanges das Hauptau
genmerk gelegt werden.
Im Vordergrund der jetzigen Arbeit steht:
Die Erwerbslosenbewegung auf Grund der ungeheuren Verschlechterung 
der Eage der Erwerbslosen durch die sozialdemokratische Koalitionsregierung,

und W i r t s c h a f t s k ä m p f e . die von der revolutionären Gewerk-
das Unternehmertum und den

neue Eohn-
schaftsopposition und den Kommunisten gegen 
Reformismus geführt werden müssen, 
die Stärkung der proletarischen Wehrhaftigkeit gegen den Faschis
mus und Sozialfaschismus: Aufrechterhaltung der bestehenden Roten Schutz- 
u n d W e h r o r g a n i s a t i o n bis in die kleinsten Einheiten. V erstarkung der Arbeit 
und Erhöhung der Aktivität dieser bestehenden Roten \\ ehrorgamsationen, Aufbau 
des Selbstschutzes in den Betrieben und im Wohngebiet. Gründung und 
Erweiterung der legalen, parteilosen antifaschistischen Abwehrorgani
sationen unter Initiative der Partei (wobei ganz auslührlich in der Parteimitglied
schaft der Unterschied zwischen Selbstschutz. ..verbotenem“ RFB und legalen 
antifaschistischen Verbänden zu klären ist).
Von dringender Wichtigkeit ist die praktische Zusammenfassung der 
Betriebsräte (Auskunftsstellen. Beratungsstellen. .Ausstellung roter Betriebsrate
ausweise, Zusammenfassung. Einberufung von Betriebsrätekonferenzen, Aufbau 
örtlicher roter Betriebsrätezentralen) und die Schaffung des r e v o 1 u 11 oi n a r e n 
Vertrauensmännerkörpers. (Die Durchführung dieser Aufgabe die 
Weddinger Parteitag, vom X. Plenum des EKKl und vom .August-Plenum des ZK der 
KPD kategorisch gefordert wird.'" wird von den Parteiorganisationen viel zu 
langsam und nachlässig vorgenommen.)
Parallel mit diesen wichtigsten Aufgaben läuft die Vorbereitung

November-" und zu den Betriebsräte- und Gewerk

roten

vom

zu den Kommu
nal w a h 1 e n im 
s c h a f t s w a h 1 e n im Frühjahr.

3. Zur Erwerbslose 11 bewegung
In diesen Tagen erscheint ein Aufruf des Zentralkomitees an die Beleg
schaften und Erwerbslosen.'^' Er muß der Ausgangspunkt einer großen Initiative der

18 Siehe hierzu oben Dok. 8.
19 Zum Weddinger Parteitag vgl. Protokoll 12. Parteitag. affen für den Klassenkatnph Beschlüsse des 

Xll. Parteitages der KPD. Berlin o. J. (1929): Protokoll des X. Plenums des LKKI. Hmnhurg-Berhn 
o. J. (1929): Resolution über das X. Plenum des EKKl und die neuen .\ufgaben der KPD. beschlossen 
vom Plenum des ZK am 14. August 1929. W Nr. 1.54 vom 16. 8. 1929.

20 ln Preußen fanden am 17. November 1929 Kommunal- und Provinziallandtagswahlen statt.
21 Der Aufruf erschien in der Roten Fahne Nr. 169 vom 3. 9. 1929 unter der Überschrift. ..Kampffront 

gegen WUsels Raubzug! Rüstet zum politischen Massenstreik gegen den Anschlag auf die Erwerbslo- 
11- Zur kommunistischen Erwerbslosenbewegting vgl. Rose-Mane Huber-Kol er. Die kommunisti
sche Erwerbslosenbewegung in der Endphase der \t eimarer Republik, m: Gesellschaft. Beitrage zur 
Marxschen Theorie 10. Frankfurt/.Vl. 1977, S. 89 ff.
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ganzen Partei zur Mobilisierung der Betriebe und. Aufrüttelung. Zusammenfas
sung und buhrung der Massen der Erwerbslosen werden. Die in Vorbereitung 
befindlichen Verscblechterungen sind so ungeheuerlich und so einschneidend für die 
Existenz von Millionen, daß wachsende Erbitterung und revolutionärer Haß die 
Massen ergreifen wird, w’enn es uns gelingt, ihnen den sachlichen Inhalt und die 
katastrophalen Folgen des neuen Gesetzentwurfes zur Arbeitslosenversicherung zum 
Bewußtsein zu bringen. Die Stellung der Sozialdemokratie in dieser Frage gibt uns 
die Möglichkeit, einen neuen vernichtenden Schlag gegen den Sozialfaschismus zu 
führen und ihn immer mehr zu isolieren.

ZUl'

In jedem Sekretariat. jeder nächsten BE-Sitzung. injeder 
Redaktion muß der bezirkliche Stand der Erwerbslosenbewe
gung auf der Tagesordnung stehen. Maßnahmen beschlossen 
werden. Die BL ist verantwortlich, es darf nicht mehr so bleiben, daß diese 
Milhonenhewegung Ressortaiigelegenheit bleibt und einem Ausschuß überlassen 
bleibt.
Der Aufruf des ZK. die Beratung der Wi s s e 11 - V'or 1 age im Sozial
politischen Ausschuß des Reichstages^' müssen Veranlassung 
geben, sofort in allen Städten und auf dem Lande Versammlu:. 
gen und Demonstrationen der Erwerbslosen und Betriebsarbei 

veranstalten. Die Parteizeitungen sind anzuhalten, täg
lich Berichte über die Verhandlungen, sowie die Artikel des 
Pressedienstes abzudrucken. Außerdem sind örtliche Angelegenheiten, 
Vorgänge auf den Stempelstellen, den Arbeitsnachweisen. Zahlstellen, sowie der 
Verlauf der Versammlungen im Bezirk in der Presse zu bringen.
Aus einigen Organisationen kam der V orschlag 
einen .Marsch nach Berlin

u n-
1-

ter zu

. am Tage der Reichstagseröffnung 
zu organisieren. Wir sind der .Meinung, daß dazu die 

organisatorischen Vorarbeiten in den Bezirken nicht geleistet worden sind und nicht 
so rasch durchgeführt werden können. Wichtiger ist es zunächst, am Tage der 
Reichstaperöffnung einen Marsch nach den Landesarbeitsämtern in 
den Bezirken oder Elnterbezirken zu oi'ganisieren. Wir ersuchen 
Mitteilung, was sofortigeum

für Euer Gebiet das Zweckmäßigste ist.^*
Besondere Erwerbslosenzeitungen erscheinen z.Z. nur in fünf Bezirken 
(Berlin, Sachsen. Wasserkante. Rheinland. Westfalen). Um die Bewegung zu 
steigern, ist es unbedingt notwendig, daß auch die übrigen Bezirke sofort 
wieder dazu übergehen, selbständige Erwerbslosenzeitungen 
heraus zu bringen. Teilt uns umgehend mit. welche Voraussetzungen dazu 
gegeben sind. Der .Ausbau der E r w e r b s 1 o s e n a u s s c h ü s s e muß beschleunigt 
werden, ebenso die Berichterstattung. Wir haben bisher von den Bezirkserwerbs- 
losenausschussen keinerlei Berichte über vorbereitete Maßnahmen erhalten, so daß

22 Der Gesetzentwurf zur Refonn der .4rbeitslosen\ersicherimf; wurde \oin Reichskabinett am 
19. August 1929 gebilligt. Die Beratungen im sozialpolitischen Ausschul.^ begannen am 20. 4ugust 
1929, V'gl. Vorwärts ,\r, 288 (Der Abend) vom 20, 8, 1929, Die KPD reagierte auf die Verabschietlung 
des Entwurfs mit einer heftigen Pressekampagne, Vgl, ÄE ,\r, 1.57 und 158 vom 20./21. 8, 1929.

2.3 Am Tag der Reichstagseröffnung, dem 30, September 1929. kam es zu einer .Massenkundgebung im 
Berliner Lustgarten sowde Demonstrationen der KPD in Essen. Chemnitz. Halle. Hamburg, 
.Mannheim. Leipzig mid anderen Orten. Vgl. /ff Nr. 193 vom 1, 10. 1929.
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Gesamtüberblick fehlt. Die Bezirksleitungen sind verpllichtet. für Abhilfe zu 
sorgen und sofort das Nötige zu veranlassen.
A b r e c h n u n g d e r e r s c h e i n e n d e n Z e i t u n g e n ist seit Monaten nicht erfolgt. 
Wir erinnern an den Beschluß, daß für jedes verkaufte Exemplar '/i-Pfennig an den 
Reichsausschuß und abzuliefern ist. Die Materialbelieferung, die in letzter Zeit 
erfolgt ist. kann nur fortgesetzt werden, wenn die Mittel dazu durch die Bezirke 
aufgebracht w'erden. Es ist bekannt, daß der Reichsausschuß eigene Mittel nicht zur 
Verfügung hat.
Zur Steigerung der gesamte Erwerbslosenbewegung ist es notwendig, die h rage 
d e r E i n a n z i e r u n g nicht nur von dem Zeitungsverkauf abhängig zu machen. W ir

die Bewegung durch zweckentspre-

ein

halten es für notwendig, daß überall da. wo 
eilende Ergänzung der Erwerbslosenausschüsse bereits eine gewisse festigung 
erreicht hat. (einige Genossen, die dauernd die leitende Arbeit durchführen.

in den Ausschüssen sein) eine r e g e 1 m ä ß i g e B e i t r a g s e r h e h u n g v o n 
5 Pfg. pro Vi’oche durchgeführt wird.
müssen

ir höchstwahrscheinlich einen Re i chser w erbs 1 osen- 
Das ist natürlich nur unter der \Mraussetzung möglich,

Im Spätherbst werden wir 
kongreß organisieren."'* 
wenn die Bewegung in allen Bezirken in den nächsten Wochen sow^eit gesteigert und 
aktiviert wird, daß dieser Kongreß der Ausdruck einer starken Massenbewegung ist. 
Auch dazu müßte notwendigerweise die vorgeschlagene Beitragserhebung durchge
fühlt werden.

4. Zur Vorbereitung der K o m in u n a 1 w a h 1 e n 
Als erstes allgemeines Material gingen die gedruckten Anweisungen 
n a 1 w' a h 1 e n 1 9 2 9 '' (Serie ..Kampf um die Massen" Nr. 1)"’ den Bezirken zu. ln 
Kürze erscheint das Referat des Gen. Aoeue/t. auf der Reichskommunalkon
ferenz. zusammen mit allgemeinen organisatorischen und Agitpropanweisungen, 
ergänzt durch einige neue .Momente, die sich bei der Besprechung dieser Wahlen 
letzten Plenum des ZK ergaben.-** gedruckt in Massenauflage zur \*erteilung an 
die wichtigsten Parteiarbeiter.
Auf eine finanzielle Unterstützung der Bezirke seitens des 
Zentralkomitees ist bei den K o m m u n al w a h 1 e n niebt zu rechnen. 
Die Bezirke müssen sich von vornherein dementsprechend einstellen. Das ganze 
Sammelergebnis (bis auf einen kleinen Bruchteil zur Deckung der Unkosten und als 
Kontrollmittel) bleibt unten in den Organisationen. Entspreebend den Erfahrungen 
bei den letzten Gemeindewahlen, insbesondere den Bürgerschaftsw'ahlen in Ham
burg. muß das ganze Schwergewicht der ,Materia 1 herste 11 u ng und 
der Finanzierung der Wahlpropaganda auf den Betriebszellen,

24 Dieser Reichserft erbslosenkongrel.i wurde iin Jahre 1929 nicht _
Male Erwerhslosentag der KPD fand am 6. März 19.30 in Berlin statt. \'gl. lU Nr. o6 vom 7. 3. 1 130.
Siehe auch unten Dok. 15.

..Kommu-

im

hr durchgefiihrt. Der 1. Intematio-tne

25 Konnte nicht ermittelt werden.
26 Das Plenum des ZK tagte am 13. und 14. .4ugust 1929. Im Mittelpunkl standen die Beschlüsse der X. 

Tagung des EKKl (Referat Hermann Remmele). Diskutiert wurde über den .\ufl)au des .proletari
schen Selbstschutzes-^ (Referat Fritz Meckert) und über die bevorstehenden Cememdewahlen (Reterat

23. 8. 1929. S. 1914 f. Chronik. S. 244.W ilhelm Koenen). Vgl. Inprekorr Nr. 81 vom
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Straßenzellen und auf den Fraktionen der vielerlei einzelnen 
Arbeiterorganisationen liegen.
Die Kommunalwahlen sind durchzuführen im Zeichen der großen Wendung 
unserer ganzen Politik zu den Betrieben, zu den großen Massen der Fabrikarbeiterin
nen, zur Massenarbeit überhaupt, zur Heranbildung neuer Funktionär
kaders. zur Ausmerzung aller verkalkten und unzuverlässigen Elemente aus der 
Führung, wie es in der Orgresolution des Parteitages
Wir weisen deshalb erneut darauf hin. daß der Auswahl der Kandidaten die 
größte Sorgfalt zugewendet werden muß. Alle parlamentarischen Instinkte, alle 
persönlichen Ansprüche, alle Versuche der Aufrechterhaltung der ..Domänen“, 
.,Monopole“ bestimmter „Spezialisten“ usw. müssen rücksichtslos niedergeschlagen 
werden. Zuverlässige, erprobte, politische Genossen, vor allem Betriebsar
beiter und Fabrikarbeiterinnen müssen auf diese Posten.
Ein Drittel werktätiger Erauen als Kandidaten - das muß die 
Regel sein. Dann zuverlässige, erprobte Funktionäre, die auf bestimmten 
Gebieten der Massenarbeit das Vertrauen der Arbeiter haben. Heraus mit allen 
rechten und versöhnlerischen Elementen^" aus diesen Körperschaften. Andere 
Listenzusammensetzung dürfen die BL nicht bestätigen. Kandidatenlisten, die diesen 
Anforderungen nicht genügen und die voreilig bereits jetzt aufgestellt wurden, sind 
zu annullieren.

Umrissen ist.

Die Kandidaten sind in den Mitgliederversammlungen der Zellen und Ortsgruppen 
(nicht wie irrtümlicherweise in dem gedruckten Material angegeben wurde, in 
Funktionärversammlungen) vorzuschlagen und von der Parteileitung 
zu bestätigen. Den Bezirksleitungen wird in diesen Tagen eine Liste jener 

schlaggebenden Ortsgruppen zugehen, von denen die aufgestellten Kandidatenli
sten dem ZK zur Prüfung und Bestätigung einzureichen sind.
Die Kommunalwahlen selbst bilden nur ein Glied unserer gesamten Massenmo- 
bihsierungen gegen den imperialistischen Krieg, für die Verteidigung der Sowjet
union, gegen die Kapitaloffensive auf die Arbeitsbedingungen und politischen Rechte 
der Arbeiter, gegen schwarz-weiß-roten und schwarz-rot-goldenen Faschismus. 
Dementsprechend ist der spezielle bezirkliche Plan
aufzubauen. Es muß verhindert werden, daß eine einseitige Wahlkampagne nach 
alter sozialdemokratisch-parlamentarischer Methode zustande kommt. Die Haupt
kräfte sind, bei der planmäßigen und energischen Stellungnahme zu den Kommunal
fragen in den Betrieben und Massenorganisationen, auf die Organisierung 
Streiks, auf den Aufbau unseres organisatorischen Betriebssystems usw. (siehe 
Weddinger Beschlüsse und Resolution des ZK zum X. EKKI-Plenum)^® zu konzen
trieren.

aus

den Kommunalwahlenzu

von

Das muß möglichst scharf in allen Anweisungen an 
Eraktionen unterstrichen werden.

27 Eine Folge der politischen Wendung der KPD von 1928/29 war der .4uss( hluß der ..Rechten“ und die 
Ausschaltung der „Versöhnler“ aus der KPD. Vgl. dazu K.-H. Tjaden. Struktur und Funktion der 
„KPD-Opposition“ (KPO). Meisenheiin am Glan 1964. Weber IS. 186 ff., 219 ff.: GdA S. 182 f. Vgl. 
auch oben, Dok. 5, Anm. 3.

28 Waffen für den Klassenkampf. Beschlüsse des XII. Parteitages der KPD. Berlin o. J. (1929). S. 85. 
Inprekorr Nr. 82 vom 27. 8. 1929, S. 1944 ff.

die Zellen, Ortsgruppen und

46



24.8.1929 9.Rundschreiben an alle Bezirksleitungen und Redaktionen

Die Anlage des konkreten bezirklichen Planes für den Koinmunalwahl- 
kampf muß daher wie folgt geschehen:

Politische Grundlinie
Grundsätzlicher Kampf gegen kapitalistischen Staat und Wirtschaft, gegen offene 
(faschistische) oder verkappte (demokratische) Diktatur des Trustkapitals. Hauptlo
sung; ,.Wir kämpfen für die Diktatur des Proletariats - für die Räterepublik“. 
Teillösungen ergeben sich aus den einzelnen .Abschnitten des allgemeinen Arbeitspla- 

und den speziellen kommunalpolitischen Forderungen. Die revolutionäre bol
schewistische Grundlinie darf nicht untergehen in örtlichen .4ngelegenheiten und 
dem Wust örtlicher, kreismäßiger oder provinzieller kleiner praktischer, den 
Tagesfragen und Tagesnöten gewidmeten Anträgen. .Natürlich alles derartige 
Material in Versammlungen. Presse und Flugblättern, vor allem Betriebs- und 
Häuserblockzeitungen als Beweisführung für unsere Politik entsprechend auswerten.

Organisatorische Grundlinie
Die Vorbereitung der Kommunalwahlen geschieht in erster Linie durch die 
Betriebszellen in den Großbetrieben. Das Vi'ichtigste sind Belegschafts
versammlungen. die zu den Vt ahlen Stellung nehmen, der Partei das Vertrauen 
aussprechen, die besten Kommunisten im Betriebe der Partei als 
Kandidaten vorschlagen und Beschluß gegen faschistische, bürgerliche und 
sozialfaschistische Kandidaten und Listen fassen. Die wichtigste Waffe in unserem 
Kommunalwahlkampf sind die Betriebszeitungen.
In zweiter Linie werden die Wahlen vorbereitet durch die Fraktionen in den 
.Massenorganisationen. Wo wir Einfluß haben. Mitgliederversammlungen, 

nicht. Oppositionsversammhmgen einberufen. Fraktionen müssen bei allen 
\ eranstaltungen der Massenorganisationen werbend für die Partei, für die Listen der 
Partei und kämpferisch gegen alle arbeiterfeindlichen Listen auftreten, entspre
chende Resolutionen einbringen. Arbeiterkorrespondenzen für die Tagespresse 
schreiben usw.
In dritter Linie erst steht die Frage allgemeiner öffentlicher Wähler Ver
sammlungen. für deren Organisierung die Gesamtpartei am Orte, in erster Linie 
die Straßenzellen, verantwortlich sind. Die Hauptwaffen für die Mobilisierung der 
örtlichen Öffentlichkeit sind Häuserblock-. Straßen-. Dorf- und Wandzeitungen, 
kommunale W ahlerzeitungen. besondere selbst herzustellende Zeitungen für Haus
frauen, Erwerbslose, Sozialrentner und andere Schichten der Bevölkerung.
Der gesamte W ahlkampf wird - wir wiederholen - in engster Verbindung mit dem 
Kampf gegen Kriegsgefahr, Verteidigung der Sowjetunion, mit dem Kampf für 
höhere Löhne, kürzere Arbeitszeit und Einreihung der Erwerbslosen in den 
Produktionsprozeß geführt und mit der Kampagne zum 7. November^’ verbunden. 
Die Kommunalwahlen sind nur ein Teil unseres Kampfes für die Sowjetunion, 
ein Teil unserer Massenmobilisierung für die W'irtschaftskämpfe, gegen die 
Spaltungsoffensive der Reformisten in den gesamten Arbeiterorganisationen. Bei den

29 Am 7. .November 1929 feierte die kommunistische Bewegung den 12. Jahrestag der bolschewistischen 
Oktoberrevolution. Vgl. dazu unten, Dok. 11.

lies

wo
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Kominunalwahlen wird örtlich die Generallinie der Partei, der Kampf um die 
Mehrheit des Proletariats und um die Hegemonie des Proletariats gegenüber den 
Mittelschichten und der Bauernschaft besonders scharf ihren .4usdruck finden. 
(Genauer Plan mit konkreten Parolen, .\ngabe der .4gitations- und Propagandama
teriahen, der notwendigen Konferenzen muß sofort von 
BL vorgelegt werden.)

5. Organisierung des Kampfes gegen den Faschismus 
Das letzte Plenum des ZK beschloß in Durchführung der Parteitagsbeschlüsse eine 
tiefgehende, energische Kampagne gegen die faschistischen Kräfte zu führen, die sich 
im ganzen Reich, unterstützt von Schwerindustrie und Staatsgewalt wieder stärker 
herv'oiTvagen. Im Apparat des ZK selbst wird außer den bereits bestehenden Abwehr
und Erkundungsorganen eine Stelle geschaffen, die die ausscldießlicbe Aufgabe hat, 
die Entwicklung des offeneren Faschismus und des Sozialläschismus sorgfältig zu 
beobachten, das Material aus dem ganzen Reich zu sammeln, auszuwerten und die 
Erfahrungen den Bezirksleitungen und der Gesamtpartei zu übermitteln.
Den Bezirken ging bereits ein erstes Referentemnaterial ..Kampf dem F a s c h i s- 
mus’‘ zu.'*” Dieses Material hat noch den .Mangel, daß zu wenig konkrete 
Angaben in ihm enthalten sind. Das kann und muß dadurch geändert werden, daß 
von nun an jedes Beispiel des Auftretens der .Nationalsozialisten, 
des Stahlhelm, des Jungdo. anderer offen faschistischer Ver
bände. des Reichsbanners, der S P D - F u n k t i o n ä r e sofort an das 
Sekretariat des ZK gemeldet wird. Jede BL muß sich einen genauen 
Überblick über die faschistischen Kräfte und über deren Entwicklung. Parolen, 
Organisation. .Methoden in den Betrieben. Großstädten, mittleren Orten und auf dem 
Dorfe machen. Jeder Fall des S o z i a 1 f a s c h i s m u s ; Denunziation revolutio
närer .Arbeiter an die Fabrikdirektion oder an die Polizei. Zusammenarbeit von SPD- 
Betriebsfunktionären mit den W erksleitungen und der Staatsgewalt. .Niederzwingung 
von Lohnbewegungen. .Angriffen auf Streikleitungen. Streikposten usw. mit faschi
stischen .Methoden ist sofort mitzuteilen, damit die gesamte Arbeiteröffentlicbkeit 
alarmiert werden kann.
Die Schlappe, welche die Partei bei den K r a n k e n k a s s e n w a h 1 e n in der 
Berliner -Verkehrs-AG. erlitten hat. die [ilanmäßige. brutale und raffinierte 
Offensive des Sozialfaschismus in diesem Betriebe, beweisen die Gefahr des 
Sozialfaschismus im Betrieb und die .Notwendigkeit, unsere Gegenmaßnahmen 
dementsprechend einzustellen.
Es empfiehlt sich, für die Sammlung und \ erarbeitung des aus den Zellen und 
Ortsgruppen einlaulenden .Materials einen Gegnerobmann zu bestimmen, der das 
Sekretariat der BL, das natürlich die Verantwortung hat, laufend orientieren und die 
Berichtsmateriahen für das ZK fertigstellen kann.
Bis zum 15. September muß der erste bezirkliche Überblick über 
den Stand der faschistischen Bewegung und die Rolle des 
Sozialfaschismus beim Sekretariat des ZK einlaufen.

der Agitpropabteilung der

30 t^'ar nicht zu ermitteln.
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Unter Punkt 2 verw iesen wir bereits auf die große Bedeutung, die iin Kampf gegen 
den internationalen und nationalen Fasclnsmns. der A u 1 b a u des S e 1 b s t s c h u t-

d i e Organisierung der a n t i t as c h i s t i se he ii 
Schutzorganisationen, die Unterstützung des verbotenen RFB 
spielt. Es muß jeder Anlaß des Auftretens des Faschismus, jeder Angriff auf die 
Arbeiter, jede \ erwnndnng nnd Ermordung von Proletariern durch b aschisten 
unbedingt ausgenutzt werden, um [für] die Eegalitat des Rb B zu 
kämpfen, ln dieser Beziehung herrscht sowohl in der Parteipresse wie in unserer 
gesamten öffentlichen Agitation eine sträfliche Machlässigkeit. Diese rührt z.T. 
daher, daß diese Fragen innerparteilich nicht genügend geklärt sind und daß 
Stimmungen der Passivität nachgegeben wird. - In oben erwäbntem Bericht über 
den Stand des Faschismus muß ebenialls ein Überblick über die Entwick
lung der antifaschistischen S c h u t z o r g a n i s a t i o n.
Schutzkaders der Betriebs- und Straßenzellen gegeben werden.’

z e s der Partei.

der Selbst-

.31 Te.xtvorlage brichl hier ab.

9 a.

24. 8. 1929: Anweisungen der Gewerksehaftsabteilung

Nr. 9. Überschrift: ..Zentral-Komilee «ier KIM). Sekretariat (Gewerkschaften). Anwei-Anlage zu
sungen der Gewerksehaftsabteilung zum Rundschreiben Nr. :52/29.'‘

Inhalt:
1. Oppositionszeitung der revolutionären Holzarbeiter
2. Rundschreiben zur Schaffung eitler Oppositionszeitung der revolutionären Eeder-

^lrbeiter • r • i a
3. Dem Rundschreiben liegen Anweisungen an die Fraktionen nn Oememde- und
Staatsarbeiter-Verbaiid bei.

1. Industriegruppe Holz. Wir verpllichten die Bezirksleitung 
dafür zu sorgen, daß die Berliner Oppositionszeitung’ sofort abgerechnet wird. 
Anfang September soll aus Anlaß des Verbandstages eine neue Nummer erscheinen. 
Dazu werden unbedingt die Beträge für die bereits versandten Zeitungen benötigt. 
Postscheckkonto Berlin NW 7. Hermann Trenn. Nr. 98331. - Die Zeitung soll durch 
Bezirksberichte ausgestaltet werden. Dazu ist notwendig, daß seitens der Beziiks- 
fraktionen Arbeiterkorrespondenzen über Betriebsangelegenheiten an uns einge
schickt werden. Wir werden diese Berichte dann der Redaktionskommission der 
Berliner Fraktion übermitteln.
2. Industriegruppe Eeder. Wir versandten unterm 27. Juni d. Jhrs. an alle 
Bezirksleitungen eine Anzahl Rundschreiben- zur Verteilung an alle Fraktionen der

1 Das Organ der Indiistriegruppe Holz in der RGO war üer Holzarbeiter.
2 Die Rundschreiben konnten iiichl ermittelt werden.

nochmals.en
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drei Verbände der Industriegruppe Leder betreffs Schaffung einer eigenen oppositio
nellen Zeitung,^ Bestellung derselben und Namhaftmachung von Arbeiterkorrespon
denten. Bis heute haben nur einzelne Bezirke und auch diese sehr mangelhaft 
geantwortet. Wir bitten, in den Bezirken auf schnellste Beantwortung der Rund
schreiben zu dringen und die Fraktionen und Betriebszeilen, die die Fragen noch 
nicht beantwortet haben, zur sofortigen Stellungnahme zu veranlassen.
3. Gemeinde- und Staatsarbeiter. Die dem Rundschreiben beiliegenden 
Anweisungen an die Gemeinde- und Staatsarbeiter sind von 
schnellstens weiterzuleiten.

den Bezirksleitungen

Mit kommunistischem Gruß! 
Zentralkomitee der KPD 
Sekretariat (Gewerkschaften)

3 Die neugeschaffene Zeitung der Industriegruppe Leder in der RCO trug den Namen Der Lederarbei
ter.

9 b.

24. 8. 1929: Milfeilungen an die Bezirksleitungen zum 
15. Internationalen Jugendtag

Anlage zu Nr. 9. Überschrift: „.Anlage zum Sekretariatsrundsehreiben Nr. 32. An alle Bezirkslei
tungen der Partei, betr. 15. Internationaler Jugendtag.“

W.G.!
Wie alle Jahre findet auch dieses Jahr am 1. September der Internationale Jugendtag 
statt.' Dem diesjährigen x4ufmarsch kommt eine besondere Bedeutung zu. Er muß 
zeigen, inwieweit die KPD den Kampf um die proletarische Jugend führt und was für 
Resultate sich schon zeigen. In Anbetracht der verstärkten Kriegsrüstungen der 
Bourgeoisie und des gewaltigen und vielseitigen Kampfes um die Jugend seitens der 
Bourgeoisie und der Sozialdemokratie ist es von größter Wichtigkeit, am 1. 
September breite Massen der Jungarbeiter in unseren Reihen mustern zu können. Die 
Sozialdemokratie macht krampfhafte Anstrengungen und scheut keine Mühe, die 
Lücke in ihren Reihen, nämlich das Fehlen der jüngeren Jahrgänge, auszufüllen. 
Neben großer finanzieller Unterstützung, auch durch den Staat und die Kommunen, 
strengt die sozialdemokratische Partei selbst alle Kräfte an und es ist ihr möglich 
gewesen, einen bestimmten Aufschwung der SAJ zahlenmäßig zu erreichen. Unser 
Jugendverband zeigt dagegen zahlenmäßig eine völlig unbefriedigende Entwick
lung.^ Auf dem Weddinger Parteitag wurde der Partei zur Pflicht gemacht, der

1 Der 15. internationale Jugendtag der KPD fand am 1. September 1929 mit ei 
KJV'D in Berlin statt. Vgl. RF Nr. 169

einer Kundgebung des 
vom 3. 9. 1929. Entgegen den vorliegenden Anweisungen fand 

der Jugendtag jedoch nicht die gewünschte Beachtung in der kommunistischen Tagespresse. Die Rote 
Fahne ging nur am 30. August (Nr. 166) 1929 und 1. September 1929 auf den Jugendtag ein. als sie 
ein Geleitwort von Hermann Remmele abdruckte. Vgl. RF Nr. 168 vom 1. 9. 1929.

2 Der KJV zählte im Mai 1929 nur 21 479 .Mitglieder. Vgl. Weberl S. 365.
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Entwicklung des KJV erhöhte Aufmerksamkeit zu schenken, alle Kräfte anzustren
gen und alle Möglichkeiten auszunutzen, um eine Massenorganisation der Arbeiterju
gend aus dem KJV zu machen.
Der Parteitag beschloß einstimmig, die Woche vor dem Internationalen 
Jugendtag als ..Jugendwoche“ zu benutzen, wo die ganze Kraft der Partei 
zur Erfassung und Mobilisierung der Jugend verwandt werden 
solP. Diesen Beschluß gilt es jetzt in die Tat umzusetzen. Der 15. Internationale 
Jugendtag steht im Zeichen des Kampfes gegen den imperialistischen Krieg, gegen 
Faschismus, Sozialfaschismus. für die Wehrhaftigkeit des Jungproletariats, für die 
wirtschaftlichen Forderungen des KJV.
Was kann und muß die Partei in dieser Woche und natürlich auch nachdem zur 
Auswertung des Internationalen Jugendtages tun? Die wichtigste Aufgabe muß sein, 
während dieser Woche alles anzustrengen, um die Jugendorganisation im 
Betrieb zu verwurzeln. Den einzelnen Zellen der Partei in solchen Betrieben, 

bestimmte Zahl Jugendlicher arbeitet, muß die Aufgabe gestellt werden, demwo eine
KJV zu helfen, dort eine Zelle zu schaffen.
An die Betriebsräte sind Anweisungen zu geben, daß diese entweder gemeinsam mit 
dem KJV. oder wo solcher nicht besteht, von sich aus Jugendbelegschafts
versammlungen abzuhalten. Dort muß der Internationale Jugendtag und 
seine besondere Bedeutung behandelt werden und die Teilnahme der Jugendlichen 

Aufmarsch propagiert werden. Es muß mindestens erreicht werden, daß eine 
Delegation des Betriebes zürn Jugendaufmarsch geht. Ebenfalls ist die ^'ahl der 
Jugendvertrauensleute verstärkt zu stellen. (Erst aus Oberschlesien und Württem
berg ist uns bekannt, daß dort diese Frage genügend beachtet wurde.) 
ln dieser Zeit muß die Parole sein: In jedem Betrieb, zürn Internationa
len Jugendtag eine Jugend-Betriebszeitung! Wo nicht eine selbstän
dige erscheint, muß eine gemeinsam mit der Partei herausgebracht werden, doch 
auch da muß der Internationale Jugendtag und seine politischen Losungen im 
Vordergrund stehen. Auch in den Straßenzellen und Ortsgruppen muß alles auf die 
Gewinnung der Jugend eingestellt sein. Es gibt heute noch eine Menge großer und 
wichtiger Orte, wo zwar die Partei ganz gut verankert ist. aber keine Gruppe des KJV 
besteht. Keine Parteigruppe ohne Ortsgruppe des KJV muß die Parole sein. 
Öffentliche Jugendversammlungen sind in diesen Orten abzuhalten und die Grün
dung von Ortsgruppen vorzunehnien. Am .Aufmarsch selbst muß möglich sein, auch 
die Jugendmitglieder der Massenorganisationen zur Teilnahme zu gewinnen. An 

Sportfraktionen müssen sofort dementsprechende Informationen ergehen. 1. 
September spielfrei! Teilnahme am Internationalen Jugendtag muß unter den jungen 
Sportlern propagiert werden. Die Tagespresse ist stärkstens auf diese ganzen Dinge 
einzustellen. Es genügt nicht, einfach einige Tage vor dem 1. September eine 
Jugendbeilage zu bringen. Laufend müssen jetzt Betriebsjugendkorrespondenzen 
erscheinen, des weiteren Kästen und anderes, kurze Hinweise auf den 15. Internatio
nalen Jugendtag. Kurze Erinnerungen an vergangene Aufmärsche in Verbindung mit 
den aktuellen Fragen müssen in der Presse erscheinen. Die Redaktionen sind

am

unsere

3 Der Beschluß wurde - wie die meisten vom Parteitag; behandelten Anträge - nicht veröffentlicht. Vgl. 
Protokoll 12. Parteitag. S. 520 ff. Vgl. auch: Waffen für den Klassenkainpf. S. 91.
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besonders dazu zu verpflichten, da in einigen Zeitungen die Jugend völlig ungenü
gende Beachtung findet.
Bei einer Vorbereitung in dieser Form, daß die Gesaintpartei und ihre Arbeit auf den 
Internationalen Jugendtag eingestellt wird, werden wir einen Teil der Beschlüsse von 
Wedding in die Tat urnsetzen. werden wir wirklich an allen Fronten den Kampf um 
die Gewinnung der arbeitenden Jugend und um ihre Organisierung im KA' führen. 
Die Bezirksleitungen sollen nach dem 1. September berichten, was die Partei in 
dieser Frage getan hat. Wieviel Zellen des KJV konnten wir schaffen. Wieviel 
Ortsgruppen, wo und wieviel Betriebsvertrauensleute, wo und wieviel Betriebszeitun
gen. wo und wieviel Betriebsjugendversammlungen oder sonstige öffentliche Jugend
versammlungen. Wo beteiligten sich die Sportler am Aufmarsch. Auf dem Verbands
kongreß des KJV Ende September werden diese Fragen auch eine Rolle mitspielen. 
Die Kampagne zum 15. Internationalen Jugendtag ist nicht nur eine Arbeit der 
Jugend, sondern ebenfalls der Partei. Setzt sofort eine Besprechung mit 
der BL des KJ\'
Maßnahmen durch.

und sprecht mit ihr gemeinsam alle zu treffendenan

10.

31. 8.1929: Anweisungen der Agitpropabteilung über die Gründung der 
Interessengemeinschaft für .Arbeiterkultur (IFA)

Records...T-175, 377. 2892638-2892639: Polizeiliche .\l)sclirif(. Lherschrift: ..Rundschreiben Nr. 
33. Anweisungen .Agitprop."

Inhaltsverzeichnis:
Gründung der Interessengemeinschaft für .Arbeiterkultur (IFA)

Betr.; IFA
Wir weisen hin auf die Beschlüsse des Parteitages über ..Die wichtigsten Orgaufgaben 
der Partei“ unter V., Absatz e. Seite 93' und beziehen uns auf unsere Rundschreiben 
vom 26. Juni, 28. Juni und 19. Juli d. Js.^
Die Gründung der IFA ist inzwischen durch eine .Anzahl Berliner .Arbeiterkulturorga
nisationen erfolgt.' Die Statuten sind mit einigen unwesentlichen .Änderungen so 
beschlossen, wie sie Euch im Entw’urf zugegangen sind. Der Vorstand ist gewählt.

1 \ gl. Waffen für den Kla.ssenkainpf. Beschlüsse des XII. Parleilages der KPD. Berlin o. .1. 11929 . S. 93.
2 Diese Rundschreiben liegen nicht vor.
3 Das genaue Datum der Gründung der IF.A scheint unklar. Entgegen der t orliegenden .Angabe tt ird iin 

..Sachwörterbuch der Geschichte“ als Gründungstag der 13. Oktober angegeben. V'gl. Sachwürter- 
buch der Geschichte Deutschlands und der deutschen Arbeiterbewegung. Berlin (Ost) 1969. Bd. I. 
S. 837. Vgl. auch Ghronik S. 245. Die kommunistische Tagespresse berichtete nicht über die 
Gründung der IF.A. Eine wissenschaftliche Darstellung zur Geschichte der If'.A steht bisher noch aus.
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auf dem Papier stehen, so muß jetzt mitSollen die Parteitagsbeschlüsse nicht nur 
aller Energie in allen Bezirken an die Organisierung der Kampffront gegen die 
Kulturreaktion herangegangen werden.

kulturpolitischen Abteilung in jeder BL,
19. ,luli 1929).

1. Sofortige Schaffung einer
soweit dieses nicht schon geschehen (siehe Rundschreiben 
Adresse des verantwortlichen Genossen mitteilen.
2. Feststellung und Registrierung aller kulturpolitischen Arbeiterorganisationen in 
allen Orten.
ln Frage kommen: Arbeiter-Radio-Bund, Volksfilmverband. Arbeitermusikverein, 
Arbeitersänger, Arbeiterfotografen. Arbeiter-Theater-Bund. unsere Agitproptrup
pen, Volksbülmenopfiosition. Bund proletarischer Schriftsteller. Association revolu
tionärer bildender Künstler, oppositionelle Ortsgruppen des Verbandes für Freiden- 
kertum und Feuerbestattung- Opposition der Freien Schulgesellschalt. Natur
freunde. Abstinenten-Bund. Arbeiter-Schachbund. Jüdischer Arbeiter-Kultur-Ver- 
ein. Elternheiratsorganisationen. L'niversum Buchgemeinschaft. Esperanto. Ido, 
Arbeiter-Stenografenverein und andere vorliandene Arbeiterkulturvereine.
3. In allen größeren Orten Einberufung einer Sitzung u ti s e r e r F r a k 11 o n e n in 
obengenannten Organisationen und eingehende Besprechung über die .Möglichkeit 
der Zusaimnenfassung in örtlichen Kartellen und des Anschlusses an die IFA.
4. Soweit \'ereine dem sozialdemokratischen Kulturkartell (Reichsausschuß für 
sozialistische Bildungsarbeit) angeschlossen sind, sollen sie auf Grund von Mehr
heitsbeschlüssen der .Mitglieder von dieser Organisation losgelöst werden.
5. Soweit \'ereine den bereits bestehenden örtlichen ..-Arbeitersport '- und ..Kultur
kartellen' angehören, sollen sie vorläufig darin verbleiben. Mit den m diesen 
Kartellen nicht angeschlossenen .Arheiterkulturvereinen ist das örtliche IFA-Kartell 
zu schaffen, zu dem die Fraktionen bzw. Leitungen der dem bestehenden Arbeiter-

zu balten

vom

Sport- und Kulturkartell angehörigen A'ereine die engsten Beziehungen 
haben. Wie endgültig das Verhältnis Sportkartell und Kulturkartell geregelt wird, 
muß bestimmt werden entsprechend den örtlichen V erhältnissen. Tradition etc. in 
Vereinbarung mit der BL .Agitprop.
6. Für kleinere Orte, in denen ein Kartell nicht besteht, jedoch kulturpolitische 
Arbeiteiwereine vorhanden sind, muß versucht werden, diese in einem IFA-Kartell 
zusammenzuschließen oder sie einzeln an die IFA anzugliedern.

Zeitungen in den nächsten7. Ein Aufruf der IFA geht den Redaktionen imserer 
Tagen zu. Pnichtabdruck.-* Zweispaltig in Kastenform zu bringen. In dem Aufruf 
sind die politischen .Aufgaben der IT.A skizziert.
8. Über die Stellungnahme der BL zu vorstehenden Punkten ist von allen 
Bezirksleitungen bis zum 20. September 1929 Bericht zu erstatten. Eine Abschrift 
des Berichtes muß an die IFA geschickt werden.
9. In Aussicht genommen ist eine Reichskonferenz aller Arbeiterkultur-

4 Der .4ufrui' m atigedruckl in der Ruten Fahne .\r. vom 12. 9. 1929. Er fordert ..alle deutsch- 
proletarischen Kultur-. Kunst-. Bildungsorganisationeii und -iustiuitionen'' zur ..Solidarität iin 
proletarischen Kulttirkainpf ' und ztitn ..organisierten Widerstand gegen die Kulturreaktion- auf.
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vereine, verbunden mit einer Arbeiterkulturwoche in Berlin. Sie soll Ende des 
Jahres, evtl. 24. INovember. stattfinden.^ Nähere .\nweisungen hierzu folgen.
10. Uber die Finanzierung der IFA erfolgen noch besondere Anweisungen. Vorgese
hen ist ein minimaler Beitrag der angeschlossenen Organisationen.
11. Die Adresse der IFA ist: IFA. z.H. J. Miller. M.d.R.*’

Berlin NW. 48 
Friedrichstr. 235 
Telefon: Bergmann 8199

Mit kommunistischem Gruß 
Zentralkomitee der KPD 
Sekretariat (.\gitprop)

.5 Die erste Reiehskonferenz der IFA fand erst am 15./16. .März 19.50 in Berlin statt. Auf ihr waren 
129 Delegierte aus 20 Organisationen vertreten, die die 1. Reichsleitung der IFA wählten, der 
Johannes R. Becher. Hanns Eisler und Gustav uun Ifangenheim angehörten. Der erste Reichskultur- 
kongreß der IFA fand am 15. .März 1931 in Leipzig statt. Vgl. Sachwöiierhuch der Geschichte 
Deutschlands und der deutschen .Arbeiterbewegung. Bd. 1. S. 837; Chronik S. 251.

war später in der Roten Hilfe tätig. Vgl.

u. a.

6 Joseph .V/f/fer (1883-1964) 1928-1930 MdR. ..Versöhnler‘-. 
Weber II S. 223 f.

11.

20. 9. 1929: Anweisungen des Sekretariats über die Aufgaben im Herbst

BA R 45/1V - 24, 237; Ilektographiertes Rundschreiben. Überschrift: „Rundschreiben Nr. 34. 
Anweisungen des Sekretariats.“

Inhaltsverzeichnis:
Die Lage und unsere Aufgaben im Herbst

Die Unternehmeroffensive, die wachsende Gewaltpolitik der Regierung gegen die 
Arbeiter, der faschistische ,4ufmarsch. die Kriegsrüstungen und die Kriegsgefahr sind 
nach wie vor die charakteristischen Merkmale der gegenwärtigen Situation. Die 
gesamte Parteitätigkeit muß sich in allen ihren Teilen auf die offensive Bekämpfung 
dieser, das Proletariat und alle Werktätigen bedrohenden Gefahren einstellen. Dabei 
muß die Gesamtmitgliedschaft dessen eingedenk sein, daß auf der Kommunistischen 
Partei die gesamte Verantwortung für den Kampf liegt. Denn keine andere Kraft als 
die Partei kann Führerin und Leiterin in diesen Kämpfen sein. iNiir sie ist imstande, 
alle kampfwilligen und ehrlichen Flemeiite des Proletariats um sich zu sammeln.

Der Bürgerkrieg in Österreich
Wie groß die faschistische Gefahr ist. das leuchtet nicht nur hervor aus dem aktiven 
Auftreten der Nationalsozialisten, des Stahlhelms und der ganzen Hugenberg-Gurde 
in Deutschland. Das ist in den letzten Tagen noch viel klarer geworden durch die
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Vorgänge, die sich in Österreich entwickeln.' Die österreichische Heiinwehr droht 
offen mit dem Staatsumsturz. Die allgemeine ökonomische und politische Lage in 
Österreich ist eine solche, daß der von der Heimwehr angedrohte Putsch nicht nur 
die Drohung einer aktivistischen nationalistischen Clique ist. Hinter der Heimwehr 
steht die vereinigte österreichische Botirgeoisie. Die Heimwehr findet für ihre Ziele 
außerdem die Unterstützung einer Reihe imperialistischer und faschistisc-her Kräfte 
des Auslandes, darunter auch aus Deutschland. Es wäre töricht, anzunehmeii, daß 
die österreichische Sozialdemokratie und die Gewerkschaften der wachsenden 
faschistischen Bewegung ernsten \X iderstand leisten werden. Solchen IX iderstand 
können und werden nur die österreichischen Arbeiter gegen den illen der 
sozialfaschistischen Führer der österreichischen Arbeiterbewegung unter Führung 
der KPÖ leisten. Soz ial f asch is mu s (denn etwas anderes ist auch der Austro- 

nicht) und Faschismus sind nicht zwei Kräfte, die sichmarxismus
auf ,.Leben und Tod bekämpfende wie die ,,Wiener Arbeiterzei
tung“ schreibt, sie nähern sich vielmehr rasch und gleichen 
ihre noch vorhandenen Gegensätze aus. Sie w’er den eins im 
Kampfe gegen das revolutionäre Pro 1 etariat. Der Gegensatz zwischen 
Heimwehr und Sozialdemokratischer Partei in Österreich ist nur der Gegensatz 
zwischen zwei Gruppen desselben Lagers - der bürgerlich-kapitalistischen Welt und 
nicht der Gegensatz zwischen zwei sich auf Tod und Leben bekämpfenden Klassen. 
Nur unter diesem Gesichtswinkel können wir die Lage in Österreich richtig 
beurteilen und entsprechende taktische .Vlaßnahmen durchführen, (^ir 
auf die Berichte und die Beschlüsse der Konstanzer Konferenz, die dieser Tage in der 
Paiteipresse Abdruck fanden.)’
Die Kommunistische Internationale fordert von uns. daß wir die österreichischen 
Arbeiter und besonders unsere Partei, die KPÖ moralisch, politisch und 
materiell in ihrem Kampfe gegen den Faschismus unterstützen. 
Das geschieht am
Organisationen gegen den deutschen Faschismus und Sozialfaschismus. Alle 
Arbeiter müssen zu diesem Kampfe alarmiert und zur Bildung 
antifaschistischer ^'ehrorganisationen au 
den nächsten Wochen muß angesichts dieser faschistischen Bedrohung die Arbeiter
schaft wie durch einen Bergsturz aufgewühlt werden, um ini Reichsmaßstabe 
Hunderte und Tausende von neuen Abwehrorganisationen in den Betrieben, in den

vertveisen

besten durch die größte antifaschistische Tätigkeit unserer

fgefordert werden. In

1 In Österreich verschärfte sich die iinieti|)ulitisclie Lage iin Herbst 1929 zusehends durch .4ufmärsche 
und Zusammenstöße zwischen deti nationalistischen Heimwehren, dem repuhlikamschen Schutzbund 
und der KPÖ. Vgl. dazu oben Dok. 9.

2 Am 17./18. September 1929 tagte in Konstanz eine vom westeuropäischen Büro der Komintern 
einberufene Konferenz, an der insgesatnt 4? \ ertreter der kommunistischen Parteien Deutschlands, 
Österreichs, der Tscheclioslowakei. Italiens. .Itigoslawiens. Ungarns und der Schweiz teilnahmen. Die 
Konferenz befaßte sich mit der Lage in Österreich und beschloß in einem Aufrtif den ..gemeinsamen 
Kampf mit dem österreichischen Proletariat ' gegen ..die faschistische Diktatur '. Für die ..weitge
hendste ideelle und materielle Unterstützung der österreichischen .Arbeiterschaft" wurde ein 
..internationaler Fonds'" eingerichtet. Vgl. Rt' Nr. 184 vom 20.9. 1929. Vgl. H. Remmele, Der 
Bürgerkrieg in Österreich: Zur Konstanzer internationalen Konferenz der kommunistischen Parteien; 
Die Internationale Jg. 12. Heft 18 vom 15. 9. 1929. S. .56.5-572. Der Atifrttf ..Erkämpft den roten 
Oktober Österreichs!'" erschien in /f/’Nr. 186 vorn 22. 9. 1929. Vgl. au. h //i/ircA'orr Nr. 92 vom 27. 9. 
1929, S. 2225 ff.
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^ ohngebieteii und Orten zu schaffen. \^de Pilze müssen jetzt allerorts die antifaschi
stischen Organisationen emporwachsen. Der 2Q. September, der Tag. an dem die 
Heimwehren ihre großen Aufmärsche rings um \\’ien durchführen, ist ein sehr 
kritischer Moment. Wir müssett sofort die Parole des politischen Sympathiestreiks 
propagieren, in öffentlichen Betriebs- und Wohngebietsversainmiungen Svmpa- 
thieerklärungen und Kamplheschlüsse gegen den Faschismus beschließen, bei der 
Gelegenheit die antifaschistischen Wehrorganisationen gründen bzw. auffüllen. 
Sollte es in Wien, wie beim blutigen 15. Juli 1927* zum allgemeinen politischen 
Massenstreik der Arbeiterschaft kommen, so muß durch Solidaritätsstreiks 
den österreichischen Klassengenossen zu Hilfe geeilt, die faschistischen Kräfte in 
Deutschland gebunden und eine breite Mobilisierung gegen die eigene faschistische 
Gefahr durchgeführt werden. Wo es irgendwie möglich ist. sollen schon vor dem 29. 
September ö 11 e n 11 i c h e Versammlungen und Demonstrationen zur 
Lage in Österreich Stellung nehmen.'* Alle laufenden V ersammlungen und Demon
strationen gegen den .Angriff auf die Ei'w'ei-bslosenfürsorge sind dazu auszunutzen. 
Wir schlagen außerdem vor. daß den Großbetrieben vorgeschlagen w ird. kleine 
Delegationen zur Prüfung der Lage und zur Berichterstattung nach Österreich zu 
schicken, z. B. Delegationen des Ruhrgebiets nach Steiermark. Berliner Betriebe nach 
Wien, Graz etc. Auf jeden Fall soll sofort ein dementsprechender Briefwechsel 
der Betriebe untereinander organisiert, evtl, österreichische Betriebe zur Hersendung 
von Delegationen nach Deutschland aufgefordert werden.
Neben diesen politischen und organisatorischen Aufgaben gegen den faschistischen 
Vorstoß in Österreich müssen war in DeutstJiland auch durch G e 1 d s a m m I u n g e n 
die Kommunisten und die revolutionären Arbeiter in Österreich direkt unterstützen. 
Durch einen solchen Akt wahrer internationaler Solidarität wecken wir den Mut und 
das Kraftbew'ußtsein unter den österreichischen Arbeitern und geben eine ernste 
Warnung an die laschistischen Kräfte. Die deutsche Schw^erindustrie finanziert die 
faschistischen Banden in Österreich, die revolutionäre Arbeiterschaft Deutschlands 
gibt den österreichischen Arbeitern auch finanziell die Möglichkeit zum Kampf gegen 
die Heimwehren.
Betr. Sammlungen: Im Verein mit dem Betriebsrat im zentralen Betrieb und 
dem Betriebsrat der Friedrichstadtdruckerei hat das Sekretariat des ZK beschlossen, 
für den österreichischen antifaschistischen Solidaritätsfonds von 
allen in Paiteibetrieben und in den Betrieben svmpathisierender Organisationen 
Beschäftigten einen Beitrag zu erheben. Die politischen Angestellten sollen 3.- Mk.. 
die technischen 2.- Mk. und das Druckereipersonal tnindestens 1,- Mk. in diesen 
Fonds zahlen. Die Sammlung muß sofort durchgeführt werden. Die Beträge 
sind bis spätestens 3. Oktober der zentralen Parteikasse zur

.5 ln Wien kam es am 1.3. Juli 1927 zu Streiks und bliuitren Unruhen unter der .Arbeiterschaft, als 
mehrere .Angehörige der Heimwehren von einem Wiener Gericlit von der Anklage des .Mordes an einem 
Arbeiter freigesprochen wurden. Die KPD sali in den Unruhen den Beginn einer Erhebung der 
Arbeiter, die auch auf das Reich übergreifen könnte. A'gl. RJ-"Sr. 185 vom 16. 7. 1927.

4 Entgegen der vorliegenden Anweisung fand das Heimwehrtreffen in Wien nicht die gewünschte 
Beachtung in der KPD-Presse. Zwar erschien ein Streikaufruf zum 29. September in der Roten Fahne 
Nr. 188 vom 25. 9. 1929. Am 29. und.30. September jedoch befaßte sich D/e Jfotc/o/tne überwiegend 
mit den Demonstrationen zur Reichstagseröffnung am .30. September 1929. A'gl, Rf' Nr 19.3 
1. 10. 1929. Siehe oben Dok. 9. .Anm. 23.

vom

56



20.9.1929 11.Anweisungen des Sekretariats über die Aufgaben im Herbst

\X"ei ter 1 ei t ung zu übersenden. \X o es irgend niöglieli ist. soll die Sammlung 
sofort stattfinden und umgehend der gesammelte Betrag übermittelt werden, bür die 
rasche Ablieferung der Beiträge ist das Sekretariat der BL verantwortlich. Die 
Sammelergebnisse sollen in den einzelnen Parteizeitungen veröffentlicht und zum 
Aidaß genommen werden. Sammlungen für den gleichen Zweck in den Betrieben 
durchzufüliren. (Im Zusammenhang damit sollen in den Betrieben Referate über die 
Vorgänge in Österreich gehalten werden. Das .Material ist der Paiteipresse zu 
entnehmen. Die Partei wird laid'end unterrichtet wertlen. )

Regierungswechsel in Litauen
Der plötzliche Rücktritt der Regierung H'oldernaras in Litauen'^ kann nicht gewertet 
werden als eine Linderung der lasclnstischen Diktatur in diesem Lande und als erste 
Etappe zur Rückkehr zu demokratischen Methoden. Wahrscheinlich soll dieser 
Rücktritt der Verständigung mit Filsudski und der faschistischen Reaktion in Polen 
den W eg ebnen, was die Kriegsgefahr gegen die Sowjetunion wesentlich erhöhen 
würde. Der faschistische X'ormarsch in Österreich und die X'orgänge in Litauen 
stehen im engen Zusammenhang mit dem chinesisch-russischen Konflikt in Ost
asien.Der Imperialismus bereitet die Angriffsfroiit gegen die LSSR. wie im Osten so 
jetzt auch verstärkt im Westen vor. Der offene Antisowjetische Block wird 
vergrößert. Unter diesem Gesichtswinkel sind auch die verschärften Terrormaßnah- 

die Arbeiterschaft und die armen Bauern in den Balkanländern zumen gegen
betrachten, wie auch das rücksichtslose X'orgehen gegen die französischen Kommu
nisten. Auch der faschistische .Aktivismus in Deutschland, die Bombenattentate, das 
tatenlose Zusehen der Sozialdemokratischen Partei, ebenso wie in Österreich, die 
Absicht des Sozialfaschisten Severing. im Reichstag das neue Republikschutzgesetz 
und ein neues Vereinsgesetz durchzubringen, liegen in dieser Richtung.

Arbeitsplan:
1. Mobilisierung gegen die Verschlechterungen der Arbeitslo
se n f ü r s o r g e
Beim Zusammentritt des Reichstages (Tagung vorn 
Organisierung und Durchführung gemeinsamer Demonstrationen der 
Erwerbslosen und Betriebstätigen gegen den Raub an den Erwerbslosen. 
Wo es irgend möglich ist. muß am 30. September ein Proteststreik gegen diesen 
Raubzug organisiert werden. Dabei ist in der .Arbeitersidiaft die Frage des politischen 
Massenstreiks als eines der wichtigsten Kampfmittel gegen die sozialreaktionäre 
Bedrückung der Arbeiterklasse zu stellen.“

30. September bis 3. Oktober)

Parlpi. dein5 Ministerpräsident Uoldenmras wurde am 19. September 1929 von seiner eigenen 
nationalistisehen Sammelbund Tautinikai. wegen Differenzen in der Frage des Crenzkonflikts mit 
Polen gestürzt. Der Tautinikai stellte jedoeb weiterhin die Regierung unter .Ministerpräsident 7ubelis.

6 Siehe dazu oben Dok. 9.
7 Der Entwurf für das neue Republikseliutzgesetz stieß von .Vnläng an auf den heftigsten \t iderstand 

der KPD innerhalb und außerhalb des Reichstages. \ gl. dazu den Artikel in der Roten Fuhne Nr. 192
29. 9. 1929: ..Severings Gesetz zum \'erbot der KPD".

8 Am 30. September 1929 fanden wie hier gefordert Demonstrationen kommunistischer Arbeiter und
1. 10. 1929.

vom

Erwerbslosen in allen größeren Städten Dentschlands statt. \ gl. Rt' Nr. 19.3 vom
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2. Kongreß des Kommunistischen JugendverBandes
In den Tagen vom 26. bis 29. September findet der Kongreß des Jugendver
bandes statt. Eine hervorragende Gelegenheit, um der Partei und auch den 
revolutionären Arbeitermassen die politische Bedeutung der Wendung zum Bewußt
sein zu bringen, die der VT Weltkongreß und unser Weddinger Parteitag in der 
Behandlung der Jugendfragen beschlossen haben.*' Der Jugendverband muß eine 
Massenorganisation werden. Die politisch wieder sehr aktiv werdende Jugend ist an 
die Partei heranzubringen. Die Kluft zwischen den .41ten und den Jungen muß man 
endlich niederbrechen. Die Heranziehung der jugendlichen Arbeiter zu allen 
Arbeiten der Partei, aucb zur leitenden Arbeit, und die Verjüngung unseres 
Parteikaders kann viel zur Lösung dieser Aufgabe beitragen. Die Partei muß der 
Jugend helfen, die Bildung von Zellen der jugendlichen Arbeiter in den Betrieben 
rascb zu fördern. Insbesondere sind die Jugendlichen für die ökonomischen Kämpfe 
und die antifaschistischen Organisationen zu gewinnen. (Auf den Bezirksleitungen 
der Partei liegt die Hauptverantwortung für eine rasche und gesunde Entwicklung 
des Kommunistischen Jugendverbandes, sowie für die .Mobilisierung der jugendli
chen Arbeiter für den Klassenkampf überhaupt.)

3. Kongreß der Roten Hilfe
Vom 12. bis 14. Oktober findet der Reichskongreß der Roten Hilfe statt. Die 
Bedeutung dieser Tagung ist in die breiteste Öffentlichkeit zu rücken.*" In allen 
Versammlungen, die bis zum 14. Oktober stattfinden, muß nicht nur auf die Rote 
Hille und ihre bisherige .4rbeit aufmerksam gemacht werden, sondern muß die 
Notwendigkeit einer raschen und bedeutenden Vergrößerung dieser Organisation als 
eines Hilfsorganes im proletarischen Klassenkampf aufgezeigt w erden. Die Rote Hilfe 
muß das Massenorgan des Proletariats zum Kampf gegen Justiz und Terror w'erden. 
Eine neue Terronv'elle geht durch die ganze Welt. Es sei nur an die Vorgänge in 
Gastonia, Lupeni, in Jugoslawien, an den Prozeß in Meruth (Indien) etc. erinnert.*' 
Die Redaktionen müssen viel mehr Verständnis für die Fragen des internationalen

9 Vgl. dazu den Artikel in der Roten Fahne Nr. 190 vom 27. 9. 1929: ..Zum bolschewistischen Kongreß 
des KIV^D“. Darin wird betont, daß der KJVD ,,in beschleunigter \t eise die Wendung zur 
bolschewistischen .Massenarbeit durchführen“ müsse. „Zentrale .Aufgabe“ für den KJVD sei „der 
Kampf um die bolschewistische Parteilinie“, d. h. die Unterstützung der Partei ..in ihrem Kampf 
gegen die Rechten und Versöhnler sowie gegen die ultralinke Abweichung“. Über den Kongreß des 
KJA’D vgl. den Bericht in Inprekorr Nr. 9.3 vom 1. 10. 1929. S. 225.3 f. Vorsitzender des KJV wurde 
Kurt Müller. Clironik S. 245; Geschichte der deutschen Arbeilerjugendbewegung 1904—1945. Berlin 
(Ost) 1973. S. 405.

10 Vgl. das Crußwort des Vorsitzenden der Roten Hilfe. Wilhelm Pieck, in /y’Nr. 203 vom 12. 10. 1929. 
Darin bezeichnet Pieck als Hauptaufgaben der RH den ..Kampf gegen den wachsenden weißen 
Terror“, gegen die „Wrschärfung der bürgerlichen Klassenjustiz“ und gegen den ..Vormarsch des 
Faschismus“. Über den Verlauf des Kongresses siehe den Bericht in ßf’.Nr. 205 vom 15. 10. 1929. 
Vorsitzender der RH wurde wieder Wilhelm Pieck. Chronik S. 246.

11 Gemeint ist der gewaltsam unterdrückte Textilarbeiterstreik in Gastonia/N'orth Carolina. US.A. Vgl. 
RF Nr. 182 vom 18. 9. 1929. Zum Streik der Bergrn erksarbeiter in Lupeni in Rumänien vgl. oben 
Dok. 9. Anm. 13. ln Jugoslawien wurde die KP nach der Machtübernahme durch König Alexander 
von den staatlichen Organen offen verfolgt. Vgl. dazu ßü Nr. 179 vom 14. 9. 1929. In Meruth wurden 
in einem Prozeß Kommunisten und Gewerkschaftsführer wegen Unruhen in Bombay verantwortlich 
gemacht. Vgl. RF Nr. 182 vom 18. 9. 1929.
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Terrors und der Klassenjustiz als bisher aufbringen und alle Terrormaßnahinen in 
irgend einem Lande ausnutzen, um das internationale Solidaritätsgefühl zu wecken. 
Die Strafrechtsreform, die der Reichstag berät, die Klassenjustiz der Arbeitsgerichte 
gegen die revolutionären Arbeiter, das neue Repubhkschutzgesetz und das angekün
digte Vereinsgesetz zur Fesselung der Arbeiterbewegung bieten ausgezeichnetes 
Illustrationsmaterial für die Kampagne zum Kongreß der Roten Hilfe.

4. Reichskongreß der werktätigen Frauen
2 0 . Oktober in Berlin.’^ Die Agitation und PropagandaDieser Kongreß tagt am 

für diesen Kongreß darf nicbt allein den Frauen überlassen werden. Auch hier gilt es, 
über die Wendung bei den Jugendlichen gesagt wurde. Die Partei muß sich fest 

einprägen, daß 52% der Bevölkerung weiblichen Geschlechts sind und daß 37% der 
Arbeiterschaft aus Betriebsarbeiterinnen bestehen. Es gibt darum keinen ernsten 
Kampf des Proletariats weder gegen den Krieg, noch gepn das Unternehmertum, 
noch gegen den Faschismus, den Sozialfaschismus oder die Kulturreaktion ohne die 
Mobilisierung der breiten Massen der Arbeiterinnen. Nächst der Wendung zu 
den Unorganisierten ist die Wendung zu den Arbeiterinnen der 
bedeutendste taktische Beschluß, den die Kommunistische 
Internationale gefaßt hat. Deshalb fordert die Partei auch kategorisch, daß 
bei den Gemeindewahlen '/> aller aussichtsreichen Kandidaten Arbeiterinnen sein 

Der Kongreß der werktätigen Frauen gibt der Partei die Möglichkeit, unter
Delegationen zum

was

müssen.
Hinweis auf die konkrete Angelegenheit der Entsendung von 
Kongreß die Arbeiterinnen viel lebhafter als bisher an allen politischen und 
ökonomischen Fragen zu interessieren. Je besser es gelingt, durch Frauendelegierten
versammlungen Eeben m die Arbeiterinnenmassen zu tragen, um so besser werden 

auch das Verständnis der männlichen Arbeiter für das Arbeiterinnenproblem 
wecken: die Frau als Kamerad des Mannes in seinem Kampfe gegen die Reaktion, die 
Frau als Mitkämpferin an seiner Seite im Produktionsprozeß, im ökonomischen und 
politischen Kampf, das muß der Inhalt unserer Arbeit unter den Arbeiterinnenmas
sen und unter den Arbeitern sein.

wir

5. Kampf gegen die Teuerung
Die Popularisiei-ung des Kongresses der werktätigen Frauen gibt auch die beste 
Möglichkeit zur Mobilisierung gegen die Teuerung. Rasch steigen die Preise für die 
Massenverbrauchsartikel. Zur Durchführung des Fotmgplanes und zur Erfüllung der 
Interessen der Großindustrie und der Agrarier werden im kommenden Winter neue 
Zölle und Steuern beschlossen werden. (Wir werden zu diesem Zwecke eingehendes 
Material an die Mitgliedschaft bringen.) Mit der Annahme des Totmgplanes und der

Jahresabschluß sollen den Besitzenden Geschenke in 
der Höhe einer Milliarde zugeschanzt werden, während gleichzeitig ein neuer 
Steuerraubzug auf den Massenkonsum stattfinden wird. Diese Steuer- und Zollpoli-

Erneuerung der Zolltarife am

Helene Overlach in Rh' Nr. 180 vom12 Zum Reichskongreß werktätiger Frauen vgl. den Artikel von
15.9. 1929: „Was will der Reichskongreß werktätiger Frauen?^' Siehe auch unten Dok. 11a 
„Anweisungen der Frauenabteilung“. Pkt. I des vorliegenden Rundschreibens. Das vom T 
verabschiedete ..Kampfprogramm der werktätigen Frauen“ ist abgedruckt in Rt' Nr. 185 vom 21. 9. 
1929. Zum Kongreß vgl. Inprekorr Nr. 99 vom 22. 10. 1929, S. 2371 f.

Kongreß
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tik wird zu einem weiteren raschen Fallen der Reallöhne führen. Schon jetzt muß die 
Gewerkschaftsbürokratie zugeben, daß das Jahr 192b eine Senkung des Reallohnes 
gebracht hat. Die Teuerung wird diesen Prozeß rasch beschleunigen und die größte 
Beunruhigung in den Massen hervorrufen. (Die Redaktionen müssen konkrete 
Darstellungen über das Wachsen der Teuerung, detaillierte Angaben über die 
Verschlechterung des Lebensniveaus bringen, bildliche und graphische Darstellun
gen. die das gut veranschaulichen. .Nur durch eine eindrucksame Darstellung in der 
Parteipresse geben wir unseren Genossen .Möglichkeit für eine populäre, die .Massen 
aufruttelnde .Agitation. .Allgemeines Geschreibsel über Rationalisierung. Unterneh
merterror, Teuerung usw. ist wirkungslos. .Man muß Tag für Tag den Genossen 
konkrete und neue .Argumente geben.)

6. Gedenktag der bolschewistischen Revolution;
Am 7. November feiern wir den 12. Jahrestag der siegreichen Oktoberrevolution. Die 
Kampagne zu diesem Tag hat eine besondere Bedeutung, nicht nur deshalb, weil der 
siegreiche proletarische Staat nun schon 12 Jahre e.xistiert. was schon an und für sich 
ein unerhörtes geschichtliches Ereignis darstellt und zu A’ergleichen mit den 
,.Erfolgen der reformistischen Politik" herausfordert, sondern noch aus zwei anderen 
Umständen. Erstens wegen der ständig wachsenden Kriegsgefahr, dem .Aufrü
sten der kapitalistischen .Mächte, um die Sowjetunion zu erdrosseln, was natürlich 
das gesamte Proletariat auf den l^lan rufen muß. um die L^SSR zu verteidigen. 
Darum Steigerung unserer .Antikriegskampagne und Bildung und Festigung der 
Antikriegskomitees, zweitens wegen der Vollendung des ersten Jahres des Fünf
jahr e s p 1 a n e s . Dieses Jahr hat im weitesten Umfang bestätigt, daß das siegreiche 
Proletariat zu den gewaltigsten Leistungen fähig ist. die die menschliche Gesellschaft 
jemals erlebt hat. Gerade die A'ollbringung dieses Wunders macht die Kapitalisten 
aller Länder und ihre sozialfaschistischen Bundesgenossen so wild und kriegslüstern. 
Die Schilderung des Fü n fj ahresp 1 a nes und der glücklichen Durchfüh
rung seiner ersten Etappe ist ein mächtiges Element zur Revohitionierung breiter 
Massen und zur Zurückdrängung des reformistischen EinfJusses. (Die Partei gibt in 
den nächsten Wochen anschauhches .Material in Broschüren und Rededispositionen 
über den Fünfjahresplan und seine Durchführung heraus. Auch das .Material aus der 
Inprekorr muß in der Parteipresse gründhchst zur Massenaufklärung Vei-wendung 
finden.) Die Kampagne für die Entsendung einer neuen R u ß 1 a n d d e 1 ega t ion 
aus Betriebsdelegierten zum 7. November erleichtert uns die Entwicklung und 
Durchführung einer mächtigen revolutionären .Aulklärungs- und .Antikriegsarbeit, 
die in den Novemberfeiern einen Gipfelpunkt finden soll.'^

7. Kongreß der antifaschistischen und .A n t i k r i e gs o r ga n i s a- 
tionen:
Eine weitere Steigerung dieser .Arbeit, wie der Zusammenfassung der Arbeiter in 
einer geschlossenen antifaschistischen Front bringen uns die Tage vom 9. und 10.

13 V gl. die umfangreiche Beriehterstatumg in lU' und Inprekorr zum sutt jelischen Fünfjahrplan. Die 
Arbeiterdelegalionen hallen bereits 192,5/26 eine wichtige Rolle in der Konzeption der KPD gespielt. 
V'gl. Die .Arheiterdelegalionen in der Sowjetunion. Hamburg-Berlin 1926; Claus Reiner. Deutsche 
.Arbeiterdelegalion in der Sowjetunion. Berlin (Ost) 1963.
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November bzw. ihre Vorbereitung in den iVlassen. An diesen beiden lagen findet 
der Reichskongreß der antifaschistischen und Antikriegsorganisationen Deutsch
lands statt.''* Hier gilt es. eine feste, geschlossene, ideologisch einheitliche, wenn auch 
auf förderalistischeni Prinzip atifgehaute proletarische Wehrorganisation zu schaf
fen. Kriegsgefahr und faschistische Gefahr müssen alle aktiven 
proletarischen Elemente zu einer eisernen Phalanx zusammenschweißen. Schon sind 
viele solcher Abwehrorganisationen gebildet. Bis zum 9. November gilt es aber noch 
Hunderte und Hunderte ins Leben zu rufen. Wir machen darauf aufmerksam, daß

am besten wirken können, wenn sie eine
zur

die Abwehrorganisationen dann
Betriebsbasis haben. In einer solchen Form sind sie ein gewaltiger Faktor 
Organisierung eines geschlossenen Auftretens der Betriebe bei Demonstrationen, ein 
ausgezeichneter proletarischer Streikschulz, und vor allem Kampftruppen zur 
Liquidierung des Betriehsfaschismus. (Ungeachtet dessen, daß der Betrieb die beste 
Basis für die Antifaschistische Ahwehrorganisation ist. darf jetzt keine Zeit verloren 

keine Gelegenheit vorübergehen lassen, um auch örtlich und 
wohngebietsweise solche antifaschistischen Organisationen zu bilden.) Das aktive

die \ erzehnfachung unserer

werden und darf man

Auftreten des Faschismus fordert kategorisch von uns 
Kraft bei der Bildung dieser antifaschistischen Organisationen.

denen der Kongreß der ,\hwelirorganisationen in Berlin beratet, müssenDie Tage, an
ausgenutzt werden zu gewaltigen Aufmärscdien des Proletariats in allen Orten gegen 
Kriegsgefahr und Faschismus und gegen das RFB-\'erbot.

8. Gemein de wählen''’
Die Organisierung und Durchführung der vorgenannten Kampagnen durch die 
Gesamtpartei und der mit ihr svmpatlüsierenden Organisationen erleichtert uns 
nicht nur die Sammlung der proletarischen Massen für die kommunistischen Ziele im 
allgemeinen, sondern sie schafft uns geradezu eine ideale Basis für die Führung des 
Gemeindewahlkampfes. Es ist nicht zu viel gesagt, wenn wir behaupten: Ohne die 
breite Mobilisierung der Massen zu aktuellen Fragen der großen Politik, ohne das 
glückliche Zusammentreffen einer ganzen .Anzahl wichtiger Kampagnen und Kon
gresse würde der Gemeindewahlkampf eine gewöhnliche und oll sehr öde parlamen
tarische Schwatzerei werden. Erst die Durchführung der anderen großen politischen 
Aufgaben gibt der Partei die Möglichkeit, die Gemeindewahlen aus dem Gesichtsfeld 
des Kirchturmhorizontes zu einer großen politischen Auseinandersetzung mit allen 
Feinden der Arbeiterklasse in ganz Deutschland zu machen. Der 17. November 
wird uns zeigen, ob wir durch unsere andere .Arbeit es verstan
den haben, die werktätigen Massen aufzurütteln und mit uns zu

14 Dieser Konfneß fand offensichllich nicht statt. In der KPD-Presse sowie in der wissenschaftlichen 
Literatur wird der Kongreß nicht erwähnt. Die geforderten Demonstrationen blieben ans. Stattdessen 
befaßte sich Die Rote Fahne ausgiebig mit der Kampagne zu den preußischen Genieindewahlen 
17. November 1929. (Siehe unten Punkt 8 des vorliegemlen Rundschreibens).

15 Die KPD führte die Kampagne zu den Gemeinde- und Provinziallamltag.swahlen in Preußen mit einer 
heftigen Presse-Kampagne gegen die SPD. verbunden mit der Propaganda für den ..sozialistischen 
Aulbau- in der Sowjetunion. \ gl. R}' Nr. 226 vom 8. 11. 1929. Nr. 228 vom 10. 11.. .Nr. 230 vom 
13. 11.. Nr. 233 vom 16. 11. 1929, Anweisungen des Sekretariats des ZK zur Kandidatenaufstelltmg 
erfolgten am 19. Oktober 1929. \'gl. W Nr. 209 vom 19, 10. 1929 und Dokumente und Materialien 
S. OO"*! f.

am
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verbinden. Aber noch mehr, die Kommunisten müssen den 17. November zu 
einem politischen Tag ersten Ranges machen. Dazu gehört, daß wir bei unserer 
Massenarbeit auf allen Gebieten den Arbeitern, insbesondere in den Betrieben, auch 
die Bedeutung der diesjährigen Gemeindewahlen aufzeigen. Unsere Kandidaten 
müssen den Betriebsbelegschaften zur Stellungnahme vorgestellt werden. Die 
Betriebe und die Arbeiterorganisationen müssen zu den Wahlkomitees herangezogen 
werden. (Siehe Beispiel Berlin.) Die Frauen und die Jugend müssen gewonnen 
werden, indem wir die tüchtigsten Arbeiterinnen und die tüchtigsten Jugendgenossen 
in einer möglichst großen Zahl (mindestens 'A) auf die Kandidatenlisten nehmen. 
Müde Elemente oder solche, die in den letzten Kämpfen versagt haben, dürfen auf 
keinen Fall als Kandidaten zurückkehren.
Wir sind überzeugt, daß der 17. November der Partei die größten Erfolge bringen
wird. Die Wahlkampagne muß mit dem Geist größter Siegeszuversicht geführt 
werden.'^ Wir dürfen nirgends einen Zweifel aulkommen lassen, daß wir die
Sozialdemokraten gründlich schlagen. Nach dem Beispiel der Berliner Organisation 
muß der Wahlkampf durch großzügige Handlungen eröffnet werden. (Gemeinsame 
Versammlung aller Funktionäre aller Massenorganisationen. Stellungnahme aller 
Mitgliedschaften der Betriebs- und Straßenzellen an einem Tag. vorherige Zusam
menfassung und einheitliche Instruktion der Referenten, Organisierung des ersten 
Groß werbe- und Sammeltages, Demonstrationen usw.)

9. Reichskongreß der revolutionären Opposition 
Die revolutionäre Gewerkschaftsopposition hat aufgerufen, Delegierte zu einem am 
30. November und F Dezember d. J. in Berlin abzuhaltenden Gewerkschaftskongres
ses zu wählen.’^ Dieser Kongreß soll Stellung nehmen zu den Lehren der 
ökonomischen Kämpfe in der Vergangenheit und Gegenwart, zu der sozialfaschisti
schen Praxis, er wird Beschlüsse fassen über eine Reihe wichtigster Aufgaben, die vor 
der revolutionären Gewerkschaftsopposition, vor dem ganzen Proletariat stehen. Es 
handelt sich erstens um die Vorbereitung von Wirtschaftskämpfen, die 
mit der wachsenden Teuerung immer unvermeidlicher werden, zweitens um die 
Durchführung der V ah len zu den Gewerkschaftsfunktionärsposten, 
um die durch Ausschlüsse geschaffenen Lücken auszufüllen und neue Positionen zu 
erobern, drittens um die politische Plattform und die Taktik bei den kommenden 
Betriebsrätewahlen, viertens um die Verlebendigung und Festigung der 
selbständigen Betriebsrätebewegung, fünftens um die raschere Herausbil-

16 Obwohl die KPD besonders in einigen ilirer Hochburgen (Halle. -Merseburg) empfindliche Stimmen
verluste erlitt, feierte die KPD das Wahlergebnis vom 17. November als Erfolg ihrer neuen Politik. 
Vgl.fJENr. 235 vom 19. 11. 1929: ..Die Mehrheit der Berliner .\rbeiter steht zur KPD.” ln Berlin sank 
die Stimmenzahl der KPD gegenüber der Reichstagswahl von 1928 von 611 317 auf 565 595. Die SPD 
erreichte mit 651 735 Stimmen die höchste Stimmenzahl. Vgl. zu den Einzelergebnissen Vorwärts 
Nr. 543 vom 19. 11. 1929.Die Resolution des ZK zu den Kommunalwahlen in/npreAorr Nr. 112vom 
3. 12. 1929, S. 2640.

17 Dieser 1. Reichskongreß der RGO stand unter der Losung: ..Vom betrieblichen Lohnkampf zum 
politischen Massenstreik.“ Er wurde begleitet von mehreren Kundgebungen. Vgl. RF Nr. 244-245 
vom 30. 11. und 1. 12. 1929. Über den Kongreß siehe Protokoll des 1. Reichskongresses der 
revolutionären Gewerkschaftsopposition Deutschlands, abgehalten am 30. November und 1. Dezem
ber 1929 in Berlin, Berlin 1930.
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düng und Zusammenfassung des revolutionären Vertrauensmänner
körpers in den Betrieben, sechstens um eine festere Organisation und zielsicherere 
.4rbeit der Erwerbslosen und siebentens um die enge Verbindung der 
betriebstätigen und erwerbslosen Arbeiter zum gemeinsamen Auftre
tens in allen ökonomischen Kämpfen.
Der kommende Winter bringt nicht nur eine rasch wachsende Teuerung, er bringt 
den sozialpolitischen Raub durch die vereinten Kapitalisten utid Sozialfaschisten in 
Gestalt des Abbaues der Erwerbslosenversicherung und der Minderung der Kranken
versicherungsleistungen. Er bringt ferner eine starke Zunahme der Erwerbslosen in 
der Hauptsache als Eolge neuer Rationalisierungsmethoden und der verstärkten 
Ausplünderungsmöglichkeit, die durch den Abbau der Ei-werbslosenfursorge geför
dert wird. Die Kommunisten müssen, um den Kampf gegen dieses Übel führen zu 
können, der ein Kampf gegen den Dreibund Unternehmertum. Staatsgewalt und 
sozialfaschistische Bürokratie ist. die größte organisatorische und Aufklärungsarbeit 
leisten. .An der Spitze unserer Forderungen steht der Kampf um 
den Siebenstundentag, die Vorbereitung und Durchführung des 
Gewerkschaftskongresses. Beginn der Sammlung der Massen um die 
Kommunistische Partei und der Klärung der wichtigsten Probleme im Klassen
kampf, damit der Kampf mit größtem Erfolg aufgenommen werden kann. Je besser 
wir alle Kampagnen durchfuhren und je größer unser Erfolg bei den Gemeindewah
len sein wird, desto größer auch der Erfolg dieses Kongresses, der sozusagen die 
Krönung unserer Herbstarbeit bildet.

10. Werbearbeit:
In Verbindung mit diesen Kampagnen ist die intensivste Werbearbeit für die 
Vergrößerung unserer Partei, für die Bildung neuer Ortsgruppen und insbesondere 
neuer Betriebszeilen zu fuhren. Die unerhörten Aufgaben, die vor der Partei stehen, 
erlauben es nicht, daß die Partei bei ihrer gegenwärtigen Mitgliedsziffer beharrt. Die 
objektiven Bedingungen sind auch so außerordentlich günstige, daß es direkt ein 
Verbrechen wäre, wenn wir die Zeit nicht ausnützen für eine rasche V^ergrößerung 
unserer Partei. Alle Kampagnen und insbesondere die Gemeindewahlkampagne 
geben uns die Möglichkeit, zu Hunderttausenden von .Arbeitern zu sprechen. Die 
ungeheure Not, in der sich die .Arbeiter und andere werktätig Schichten befinden, 
und der rasche Übergang des Reformismus zum Sozialfaschismus haben Hundert
tausende von Arbeitern der kommunistischen Bewegung näher gebracht. Die 
einzelnen Parteiorganisationen. Bezirksleitungen. Unterbezirksleitungen. Arbeitsge
bietsleitungen. Leitungen der Ortsgruppen und Zellen müssen sich darum ganz 
konkrete Ziele für die Vergrößerung der Partei stellen.
Nach den Ge mein de wählen darf es in Deutschland keinen Ort 
mit über 5000 Einwohnern mehr geben, in dem die Kommunisti
sche Partei keine Ortsgruppe hat!
Jeder Großbetrieb mit über 500 Arbeitern muß gleichfalls eine 
arbeitsfähige Zelle besitzen!
Die neugew'onnenen Parteimitglieder, wie auch die alten Mitglieder der Partei 
müssen durch eine intensive S c h ti 1 u n g s a r b e i t auf ein höheres politisches 
Niveau gehoben werden, ihre organisatorischen und zur Kampfführung notwendigen
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Fähigkeiten sind bedeutend zu verbessern. Um die noch immer vorhandene große 
Fluktuation einzudämmen, muß der Aufbau des Schulungssystems parallel mit der 
Werbearbeit gehen.
Die größte Aufmerksamkeit verdient aber die systematische Ausbreitung 
unserer Parteiorgane. Die Leser-, d.h. die .\bonnementsziffern der Parteior
gane müssen gewaltig gesteigert werden. Wir brauchen eine solche Steigerung der 
Leser- und Abonnementsziffern nicht nur. um an größere Massen heranzukommen, 
sondern auch um die Unternehmungen der Partei finanziell zu sichern und die 
Parteiorgane durch die Schaffung einer besseren finanziellen Grundlage auszubauen. 
Die Werbearbeit muß sofort in Verbindung mit der Vorbereitung des Gewerk
schaftskongresses und der Kommunalwahlen beginnen. Sie darf nicht erst am Schluß 
unserer Kampagnen durchgeführt werden. Sie ist ein untrennbarer Bestandteil der 
richtigen und erfolgreichen Durchfühi-ung der laufenden Arbeit.

11. Generalkontrolle
Sofort nach Abschluß des Gewerkschaftskongresses findet die Generalkontrolle der 
Partei statt.** Für ihre Durchführung sind die Monate Dezember und Anfang Januar 
in Aussicht genommen. Die Generalkontrolle soll neue Kräfte in die Kaders einfügen, 
die Struktur der Organisation verbessern, die Bilanz über unsere Arbeit 
statistisch mederlegen, der Partei einen 
mensetzung, vor allem über die betriebliche Verankerung der Partei bringen. Sie soll 
es allen Parteiorganen ermöglichen, sich einen klaren Überblick über den Besitzstand 
an Parteikräften zu verschaffen, damit der Parteiapparat in Zukunft eine bessere 
Zusammensetzung erhalten, die .4rbeit zweckmäßiger verteilt werden kann, um die 
Aufgaben zu erfüllen, die der Parteitag gestellt hat: Stärkste Aktivisierung 
und Verjüngung der Parteikaders.

12. Bezirksparteitage
Sobald die Resultate der Generalkontrolle vorliegen, müssen die Bezirksparteitage 
durchgeführt werden. *‘’ Auf ihnen ist die politische und organisatorische Bilanz der 
geleisteten Arbeit des verflossenen Jahres zu ziehen, auf ihnen werden neue Aufgaben 
gestellt. Sie sollen zur Zusainmenschweißung der Partei dienen, um die ganze Kraft 
der Partei und der mit ihr sympathisierenden .Vlassen in den kommenden Wirt
schaftskämpfen und bei den Betriebsrätewahlen einsetzen zu können.

Schlußbemerkungen:
Die rote Linie, die durch alle unsere Kampagnen gehen muß, ist 
die Organisierung der Massen für die Wirtschaftskämpfe und 
die Fundierung der Partei in den Betrieben durch die Aufrich
tung des revolutionären Vertrauensniännerkörpers. Deswegen muß 
der Gewerkschaftskongreß Ende November im Mittelpunkt aller Parteiaufgaben

klaren Überblick über die soziale Zusam-

18 Nach der Reichskontrolle vom Frühjahr 1929 war dies die zweite Generalkontrolle der Partei im Jahre 
1929. Zur Reichskontrolle vgl. oben Dok. 1. Anm. 8 und Dok. 7.

19 Die einzelnen Bezirksparteitage der KPD fanden in den .Monaten .4pril und .Mai 1930 statt. Vgl. unten 
Dok. 17.
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stehen! ln diesem Zentrum müssen sich alle Kräfte vereinen, die wir durch alle 
Kampagnen auszulösen verstehen. Jede Kampagne ist ein Stein, der zu dem andeien 
gelegt wird für den ganzen Bau. Die Kampagnen fließen zusammen. Sie ergänzen 
und stützen sich gegenseitig. Sie erleichtern die Lösung der Hauptaufgabe, die 
der Partei konkret steht: die Eroberung der Mehrheit des Proletariats. 
Durch alle diese einzelnen ..Kampagnen" arbeiten wir uns nicht nur in immer 
breitere Schichten der werktätigen .Massen hinein, durch sie reißen wir die Peripherie 

die Partei heran. Deswegen ergibt sich in allen Kampagnen auch die
. Durch

vor

enger an
engste Zusammenarbeit mit allen Massenorganisationen 
die verstärkte Arbeit in und mit den Massenorganisationen, besonders auch auf den 
wichtigen Gebieten des Arbeitersports, der Kultur-, der sozialpolitischen Organisa
tionen geben wir der Partei neue Hebel m der Massenarbeit. Die revolutionaien 
Sportverbände, die Freidenkeropposition. die lk.\. die .Arso-Organisationen, die 
neugegrüiidete rote Wohlfahrt, das sind neue Gefäße, in denen sich die Massen 
sammeln, die von der Partei erfaßt werden und sie sind gleichzeitig die Greifarme, 
mit denen wir immer neue Massen. Hunderttausende und Millionen an die Partei
heranziehen.

V'erschiedenes:
a) Rundfrage über die Aktivität der Rechten und Versöhnler in 
den Bezirken:
Es macht sich notwendig, wieder einmal im Reichsmaßstabe eine Zusammenstellung 
über die Aktivität sowohl der Rechten wie der Versöhnler-“ zu machen. Teilt uns
deswegen in einem kurzen Sonderbericht mit. in welcher Form diese Kreise in Eurem 
Bezirk sich noch bemerkbar machen. W ir erw arten den Bericht bis zum 1. Oktober, 
b ) Betr. Veranstaltungen der Partei. Kongresse von Massenor
ganisationen usw.. die für 1929/30 im Bezirk vorgesehen sind: ■ 
Wir brauchen eine solche Übersicht, weil wir für das Jahr 19.30 den Versuch 
unternehmen wollen, eine Reihe von großen zentralen Veranstaltungen (Reichstref
fen antifaschistischer Organisationen. Sportfeste. Kulturtage im Reichsmaßstabe, 
evtl, einen allgemeinen .Arbeiterkongreß usw. i festzulegen, ohne dabei in die 
Dispositionen der Bezirke einzugreifen. Zu melden sind Veranstaltungen, die z.B. 
von den Gewerkschaften. Massenorganisationen, vom Gegner vorgesehen sind und 
die von den BL's und den sympathisierenden Organisationen vorgesehenen bezirkli
chen Kundgebungen.
c) Zur Frage der Sammlungen:
Auf dem Gebiete der Sammlungen ist durch das eigenmächtige .Vnsetzen 
zentralen und bezirklichen Sammlungen wieder ein gewisses Durcheinander einge
treten. Soweit es sich um zentrale Sammlungen handelt, werden 
Verhandlungen mit den Reichsfraktioneri für Abhilfe sorgen. Wir ersuchen, es ebenso 
im bezirklichen .Maßstabe zu tun.
d) Rundfrage betr. zentral auszu bilden der Funktionäre:
Es läßt sich jetzt schon voraussehen, daß wir in der nächsten Zeit neue große

von

wir durch

20 Zum Kampf gegen die ..Rechleii" und ..X eisiilmler- inneitiall) der KPD vgl. oben Dok. 9. Anm. 27.
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Anforderungen an die Bezirke betr. Zui-serfügungstellung von qualifizierten Arbei
tern und Arbeiterinnen richten werden. Bei der Linie des ZK auf Verjüngung des 
leitenden Apparates der Partei und der Massenorganisationen durch frisclie Kräfte 
ersuchen wir Euch schon jetzt, eine Liste derjenigen Genossen und Genossinnen 
aufzustellen, die für die Ausbildung als Sekretäre. Redakteure in der Partei und in 
Massenorganisationen in Frage kommen.
Wir brauchen sofort je einen Genossen und eine Genossin mit bezirklichen 
Erfahrungen in der Betriebs- und Massenarbeit, die als Praktikanten in die 
Orgabteilung des EKKl gehen sollen. Wir ersuchen um Meldung.
e) Hinzuziehung der Agitpropleiter zu den wichtigen Sekreta
riatssitzungen ;
Wir erfahren, daß einzelne Bezirksleitungen zu den wichtigen Sekretariatssitzungen 
nur die besoldeten Sekretäre einladen und davon absehen, z. B. den ehrenamtlichen 
Agitpropleiter hinzuzuziehen. Ein Agitpropleiter kann natürlich eine solche Funktion 
nur verantwortlich leiten, wenn er zum mindesten hei den wichtigen Sekretariatssit
zungen mit zu Rate gezogen wird. Wir ersuchen also, dementsprechend zu verfahren.
f) Betr. Umzug von Parteigenossen von einem Bezirk in den 
anderen:
Um urmötige Rückfragen bei den BL zu ersparen, schlagen wir vor, daß die 
Ummeldescheine derjenigen Genossen, die aus einem Bezirk in den anderen 
verziehen, über das Sekretariat des ZK an die in Frage kommende Bezirksleitung 
weitergeleitet werden. Auf diesen LImmeldescheinen soll der Vermerk enthalten sein, 
ob der Genosse im neuen Bezirk aufgenommen werden soll oder nicht und welche 
Funktion er ausgeübt hat.
g) Betr. Einsendung von konkretem Material über den Sozialfa
schismus und über das Auftreten des Sozialfaschismus:
Gelegentliche persönliche Rücksprachen mit Genossen aus den Bezirken haben 
ergeben, daß es fast überall zahlreiche Beispiele neuer unerhörter sozialfaschistischer 
Methoden der SPD in den Betrieben. Gewerkschaften. Kommunen usw. gibt, die es 
verdienten, im Reichsmaßstabe ausgewertet zu werden. Wir ersuchen Euch, 
derartige typische Beispiele immer sofort dem Sekretariat des ZK zuzusenden. 
Ebenso drängen wir darauf, daß der bereits für den 1.5. ds. Ms. fällige Bericht 
über den Stand des Faschismus im Bezirk von jenen BL’s eingeschickt wird, 
die das bisher noch nicht getan haben.

Mit kommunistischem Gruß 
Zentralkomitee der KPD 
Sekretariat
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11 a.

21. 9. 1929: Anweisunfien der Frauenabteilung über die Aufgaben
iin IV. Quartal 1929

Anlage zu Nr. 11. Überschrift: ..Zentralkomitee der KPlJ. Sekretariat (Abteilung Frauen). 
Anweisungen der Frauenabteilung.“

Inhaltsverzeichnis:
Aufgaben im 4. Quartal 1929

Eine Vorbedingung für die erfolgreiche Arbeit der Frauenabteilungen ist die genaue 
Information über die allgemeinen politischen Aufgaben der Partei, ln den allgemei- 

Arbeitsplänen der Partei muß bei allen gestellten Aufgaben besonders auch die 
Mobilisierung der Frauenmassen hervorgehoben werden. Es sind die Forderungen 
der Frauen einzugliedern. Es ist in jedem Referentenmaterial auch die Eage der 
Frauen zu behandeln.

I. Organisierung des Reichskongresses werktätiger Frauen, 
20. Oktober. Berlin.'
Hierzu sind am 31. August eingehende Anweisungen herausgekommen, auf die wir 
nochmals verweisen.^ Um die breitesten Arbeiterinnenschichten und darüber hinaus 
breitere Teile der Arbeiterschaft auf den Kongreß hinzuw eisen. um die Forderungen 
des weiblichen Proletariats zusammenzufassen und die .Arbeiterinnen und Arbeiter
frauen anzuregen, an der Aufstellung ihrer Forderungen selbst mitzuarbeiten, 
erscheint in der nächsten Woche ein ..Kampfruf der Frauen“;' der die Kampfesauf
gaben und -methoden umfaßt. Dieser Kamplruf soll 
gesandt werden mit der Aufforderung, ihn in den Belegschaltsversammlungen 
vorzulegen und zu besprechen. Für dieses Versammlungen sollen die Betriebsräte 
Referenten beim Bezirkskomitee w'erktätiger Frauen anfordern. .Mit der Kampagne 
ist die Werbung neuer

II. Arbeiterinnen-Delegation nach der Sowjetunion
Mit der großen Arbeiter-Delegation .Anfang .November sollen auch 20 Arbeiterinnen 
fahren.'’ Für sie gelten die gleichen Richtlinien wie für die übrigen Teilnehmer der 
Delegation. Es sollen möglichst parteilose Arbeiterinnen sein, die in den letzten 
Wirtschaftskämpfen aktiv im Kampf gestanden haben. Sie müssen 
Belegschaften gewählt werden. Die Finanzierung muß durch Sammlunpn erfolgen. 
In allen stattfindenden Versammlungen zum Reichskongreß muß die Frage der 
Delegation gestellt werden. Die Agitation und Propaganda muß durch die Bezirksko

nen

der BF an die Betriebsrätevon

Arbeiterinnen-Mitglieder für die Partei zu verbinden.

von den

1 Siehe oben Dok. 11, Anin. 12.
2 Konnte nicht ermittelt werden.
3 Vgl. „Kampfprogramm der werktätigen Frauen“. RF Nr. 18.5 vom 21. 9. 1929.
4 Hierbei handelt es sich um die Delegation zur Feier des 12. Jahrestages der Oktoberrevolution in 

.Moskau. Zur ideologischen Bedeutung siehe den .Artikel in Rt' Nr. 200 vom 9. 10. 1929: ,.Die neue 

.Arbeiterdelegation nach der Sowjetunion!“
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mitees werktätiger Frauen unterstützt werden. Es ist den Bezirken bereits eine 
Aufstellung zugegangen, ob für sie eine Arbeiterinnen-Delegierte in Frage kommt.

III. Verstärkte Arbeit unter den Erwerbslosen 
Trotz unserer eingehenden Anweisungen ist uns noch nichts bekannt 
systematischen Arbeit unter den erw'erbslosen Frauen und den Frauen der Erwerbs
losen im Bezirk. Es müssen unbedingt Frauen-Erwerbslosen-Versammlungen durch
geführt werden, trillt doch der Abbau der Unterstützungen und die Verschärfung 
aller Bestimmungen die Frauen besonders hart. Auf diesen Versammlungen soll auch 

Reichskongreß Stellung genommen werden und, soweit finanziell tragbar, eine 
Delegierte gewählt werden.

I\ . Kongreß der revolutionären Ge werkscbaft s - Opposi tion 
Ende November findet obiger Kongreß in Berlin statt (siebe Anweisungen der 
Gewerkschaftsabtedung). Auf diesen Kongreß muß schon jetzt in unseren Versamm
lungen hingewiesen werden. Die Delegieiamg von Aibeiterinnen in der von der 
Gewerkschaftsabteilung angegebenen Zahl ist vorzubereiten. Bei der politischen 
Vorbereitung des Kongresses sollen besonders die fragen der bisherigen Mängel in 
der Einbeziehung der Arbeiterinnen sowie die Methoden der Mobilisierung der 
Arbeiterinnen zu den Wirtschaftskämpfen diskutiert werden.

V. Einreihung der Arbeiterinnen in die W e h r o r g a n i s a t i o n des 
Proletariats
In die Arbeiterwehren und antifaschistischen Jungen Garden ’ sollen überall Arbeite- 

und Jungarbeiterinnen aufgenommen w'erden. die mit gleichen Rechten an 
allen Arbeiten. Übungen und Kampagnen der Organisationen teilnehmen. (Keine 
gesonderte Zusammenfassung der Frauen.) Es muß eine grundsätzliche Aufklä
rungsarbeit über die Notwendigkeit der Einreihung der proletarischen Frauen in die 
Abwehrorganisationen erfolgen. Es muß die V ehrhaftmachimg der Frauen überall 
praktisch durcligeführi werden. Es ist nicht
in seiner Arbeit gehemmt wird. Der Reichskongreß des RFMB" hat ausdrücklich 
diesen Schritt der Aulriahme von Arbeiterinnen in die Abwehrorganisationen 
begrüßt. Es wird einen w^esentlichen politisclien Fortschritt in der Massenmobilisa
tion der Arbeiterinnen für die revolutionären Kämpfe bedeuten und wird eine 
Bresche schlagen in die kleinbürgerlich-reaktionäre Einstellung gegenüber der Frau, 
die heute noch im Proletariat herrscht und leider auch noch in der Partei zu finden

von einer

zürn

rinnen

befürchten, daß dadurch der RFMBzu

ist.

VI. 7.-November-Kampagne
Die Frauen sind mit dem Fünfjahres-Plan. seinen gewaltigen Anfangserfolgen, der

5 Nach dem V erbot des RFB und der Roten .Iimgfront im ,\Iai 1929 gründete the KPD am 26. .luli 1929 
in Berlin die sog. ..Antifaschistische Junge Garde ', die als Nachfolgeorganisation der Roten .Iimgfront 
zu werten ist. V’gl. zur Gründung RF Nr. 135 vom 27. 7. 1929. Zur Entstehung der ..Arbeiterwehren“ 
siehe oben Dok. 8.

6 Gemeint ist der 3. Reichskongreß des Roten Frauen- und .Vlädchenhundes am 17. August 1929 in 
Erfurt. Vgl. Inprekorr Nr. 81 vom 23. 8. 1929, S. 1931 f.
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Rolle der Frauen in der Durchführung dieses Planes bekannt zu machen. Zu den 
7.-November-Feiern sind die Frauen weitgehend zu mobilisieren.

VII. K o rn m u n a 1 w a h 1 e n
ln der Kampagne zum Reichskongreß ist bereits mit der Wahlpropaganda zu 
beginnen. Dies ist um so leichter, als das Schwergewicht der Wahlarbeit m den 
Betrieben liegen soll. Alle Fragen der Kommunalpolitik interessieren die Frauen ganz 
besonders. Darum muß auch das allgemeine Wahhnaterial der Partei sich besonders 
stark an die Frauen wenden. Die Frauen, die prade in den Komnnmalfragen bisher 
noch stark hinter der SPD standen, werden bei den Kommunalwahlen den Ausschlag 
geben. Im weiteren Verlauf der Kampagne (Oktober-November) sind Arbeiterinnen- 
und öffentliche Frauenversannnlungen zu organisieren, die durch Lichtbild-, 
Filmvorträge und Theaterszenen ausgestaltet werden müssen. Die Frauen müssen 
mit besonderen Demonstrationen vor den Betrieben. Umzügen mit Transparenten, 
Sprechchören usw. stark hervortreten.

VIII. Organisationsko 11 trolle der Partei
Die im Dezember geplante Organisationskontrolle der Partei muß sich auch auf die 
Kontrolle des Apparats zur Arbeit unter den Frauen, wie auf die Kontrolle der Arbeit 
der Zellen unter den Arbeiterinnen erstrecken. Diese Kontrolle, die mit Besprechun
gen über die Verbesserung der Arbeit verbunden sein muß, dient gleichzeitig der 
Vorbereitung des internationalen Frauentages.

IX. Vorbereitung des internationalen Frauentages 1930' 
Aufstellung des Arbeitsplanes hierzu lin Dezember. Referate innerhalb der Parteior
ganisation über Bedeutung und Aufgaben des internationalen Frauentaps. Der 
kommende internationale Frauentag muß zu einer gewaltigen .Massenmobilisation 
der .Arbeiterinnen und werktätigen Frauen durch die Partei werden.

X. .Mitgliederwerbung
Im Verlaufe obiger Kampagnen muß eine systematische Mitgliederwerbung 
den Arbeiterinnen erfolgen, die gegenwärtig fast vollständig fehlt. Unterstützung 
durch die Presse. Registrierung der Erfolge.

unter

XI. Fraktionsarbeit im RF.Mß
ln allen Bezirks- und Ortsleitungen muß zu den Richtlinien des 3. Reichskongresses 
Stellung genommen werden zwecks wesentlicher Verbesserung der Arbeit der Partei 

RF.MB. Es muß jeweils ein Vertreter zur Überwachung der Fraktionsarbeit ip.
fassen über die nächsten notwendi-

imirn
RF.MB bestimmt werden. Es sind Beschlüsse zu 
gen Schritte zur Verbesserung der .\rbeit.
Nach den Anregungen dieses Arbeitsplans ist im Bezirk ein Arbeitsplan aufzustellen 
und an die Frauenabteilung des ZK einzureichen.

der KPD am 8. März 19.i0 mit Kimdfiehimgen und7 Der internationale Frauentag wurde
Konferenzen begangen. Vgl. Rt' Nr. 57-58 vom 8. und 9. März 1930.

von
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\X'ir erwarten laufend Bericht über die Mobilisierungsarbeiten 
werktätiger Frauen.

Reichskongreßzum

Mit kommunistischem Gruß 
Zentralkomitee der KPD 
Sekretariat 
(Abteilung Frauen)

11 b.

21. 9. 1929: Anweisungen der Agitpropabteilung

Anlage zur Nr. 11. Überschrift: ..Rundschreiben Nr. .34. Anweisungen der Agitpropabteilung.“

Die unten aufgeführten Materialien werden vom Zentralkomitee herausgegeben. 
Gemäß den bisherigen Anweisungen muß größtes Gewicht darauf gelegt werden, 
daß die Initiative und Selbständigkeit der unteren Organisationen durch Selbsther
stellung von Material geweckt wird. Außerdem liegen die Verhältnisse in den 
verschiedenen Ländern und Kommunen verschieden und es kommt gerade bei den 
Kommunalwahlen darauf an. konkretes bezirkliches und örtliches Material 
werten (siehe auch den Plan der Agitpropabteihmg des ZK).
1. Informationsmaterial über die Kommunalwahlen 1929 (bereits herausgegeben)
2. Politisch-organisatorische Anweisungen für Durchführung der Herbstwahlkämpfe
3. Rededisposition über die grundsätzlichen Fragen des V'ahlkampfes und der 
Kommunalpolitik.

auszu-

4. Referentenmaterial:
a) Über den Aufbau des Sozialismus in der Sowjetunion und die Bedeutung des 

Fünfjahresplanes für die Sowjetkommune;
b) Wohnungs- und Mieterpolitik;
c) Kleinbauern und Steuern (Broschüre);
d) Landarbeiter;
e) werktätige Frauen (Betriebsarbeiterinnen — Hausfrauen);
f) Arbeitslosenfragen und die Kommunen;
g) allgemeine Sozialpolitik und die Massenorganisationen; 
b) Gesundheitswesen und kommunale Hygiene;
i) Schulpolitik in der Gemeinde;

k) kommunale Steuern und Werkspolitik;
l) Gemeindearbeiter- und Gemeindebeamtenfragen;

m) Jugendfragen.
5. Zentrale Drucksachen:
a) zentrale Versammlungsplakate (mit freiem Raum für Ort und Zeit)
b) 6mal eine Million Klebestreifen mit den 6 wächtigsten Kommunalwahllosungen 
(noch nicht endgültig beschlossen)
c) Flugblattentwurf (zur V eiterleitung an die Bezirksleitungen und Ergänzung 
entsprechend den konkreten bezirklichen Verhältnissen) Quart. 2S
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d) 6-8 ganzseitige Zeitungsinatern über aktuelle Probleme der Kommunalpolitik.
6. Sonstige Wahlliteratur:
a) Illustrationsvorlage für Betriebs-, Häuserblock- und Dorfzeitungen;
b) zentrale Korrespondenz für Betriebszeitungen und Arbeiterkorrespondenten
c) Das Rote Sprachrohr für Agitprop-Truppen:
d) 2 Nummern des Roten Stern^
e) Werbetraktätchen für verschiedene Industriegruppen (Bau, Gemeinde- und 
Staatsarbeiter, Bergbau, Verkehr)
f) Werbetraktätchen für Frauen.
7. Material der Bezirksleitungen:
a) Bezirkliche und örtliche Rededispositionen;
b) Kommunalwahlzeitungen (durch Inserate und Verkauf finanzieren);
c) Flugblätter für Städte und Kreise und für entscheidende Berufsgruppen;
d) örtliche Bild- und Schriftplakate.

Zentrulorgan der KPD. der1 Der Rote Stern erschien unregelmäßig als illustrierte Sonderbeilage 
Roten Fahne.

zum

11 C.

20. 9. 1929: Anweisungen der Gewerkschaftsabteilung

Anlage zu Nr. 11. Cberschrift: ..Zentralkomitee der KPD, Sekretariat (Gewerkschaften). Anwei
sungen der Gewerkschaftsabteilung zum \\ ochenrundschreiben.“

Inhaltsverzeichnis:
1. Reichskonferenz der Betriebs- und Beamtenräte der Reichsbahn am 
Dezember 29 in Berlin.
2. Betrifft: Feststellungen Industriegruppe Bau.
3. Verschmelzungsverbandstag des \ erkebrsbundes und Gemeinde- und Staatsar
beiter-V erbandes.
4. Betriebsräte.
Dem Rundschreiben liegen ferner bei:
5. Anweisungen an die Fraktionen des Lederarbeiter-Verbandes.

1. Reichskonferenz der Betriebs- und Beamtenräte der Reichs
bahn am 14. und 15. Dezember in Berlin.
In der Nr. 36 Der deutsche Eisenbahner macht der Vorstand des Einheitsverbandes 
der Eisenbahner bekannt, daß am 14. und 15. Dezember d.Jhrs. in Berlin eine 
Reichskonferenz der Betriebs- und Beamtenräte stattfindet. Die Delegadon zu dieser 
Konferenz regelt sich nach § 11 der Rätesatzungen, welcher folgenden V ortlaut hat: 
„Teilnehmer der ordentlichen Reichskonferenzen sind:

14. und 15.
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1. Je ein Vertreter der Bezirksbetriebs- und Beanitenräte. dazu noch ein Vertreter der 
V erkstättenarbeiter aus den Bezirksbetriebsräten, die die Werkstättenarbeiter 
mehrerer RBD bei der W erksdirektion vertreten.
2. Die dem Einheitsverband angeliörigen Mitglieder des Hauptbetriebs- und 
Beamtenrats.
3. Die Mitglieder des Haupträteausschusses.
4. Die Reichsobleute des Einheitsverbandes für Betriebs- und Verbandskranken- und 
Pensionskassen, sowie ein Vertreter unseres Verbandes vom Vorstand der Reichs- 
bahnbeamten-Krankenversorgung.
5. Der Vorstand und je ein \ ertreter der Bezirksleitungen.
6. Die Sachbearbeiter des Hauptbüros für Betriebs- und Beamtenfragen, Tarifvertrag 
und Sozialpolitik.“
Außerdem haben noch folgende Richtlinien für die V ahlen Gültigkeit:
,,B. Die gemäß §11 Ziffer 1 der Rätesatzungen zu wählenden Vertreter der 
Bezirksbetriebs- und Beamtenräte zur Reichskonferenz werden von den Mitgliedern 
des Einheitsverbaiides in diesen Körperschaften im Benehmen mit der Bezirksleitung 
gewählt. Aus Zweckmäßigkeitsgründen empfiehlt es sich, diese Delegierten mög
lichst aus den Kreisen der freigestellten Mitglieder der Bezirksbetriebs- und 
Beamtenräte zu nehmen."
Die zu dieser Konferenz gestellten Anträge müssen bis spätestens 20. Oktober den 
Bezirksleitungen des Einheitsverbandes übermittelt und von diesen bis spätestens 1. 
November 1929 an den Hauptvorstand weitergeleitet werden.
Wir ersuchen die Bezirksleitungen, sofort mit den Bezirksfraktionsleitungen zu 
prüfen, ob es uns evtl, gelingt, Delegierte auf diese Konferenz zu schicken und ob es 
weiter möglich ist, entsprechend der Bekanntmachung des Vorstandes von den von 

beherrschten Ortsverwaltungen Gastdelegierte zu schicken. Die Verteilung der 
Gastdelegierten auf die einzelnen Bezirke ist von der Bezirksleitung des Einheitsver
bandes zu regeln. Die Ortsverwaltungen, die solche Delegierte entsenden wollen, 
müssen sich mit den zuständigen BL verständigen. Alle übrigen Einzelheiten geh 
ebenfalls aus der Bekanntmachung heiwor. Da es der Opposition auf Grund der 
Satzungen nicht so leicht möglich ist. einen Delegierten zu schicken, müssen unsere 
Eraktionen in den Gewerkschaftsversammlungen und in den Betrieben Stellung zu 
dieser Konferenz nehmen und dort Anträge einreichen. Die Bezirksfraktionsleitung 
muß sich also sofort mit dieser Konferenz beschäftigen und uns umgehend Nachricht 
Übermitteln, ob die Voraussetzungen dafür gegeben sind, einen Vertreter zu dieser 
Konferenz zu delegieren.'

2. Betrifft; Industriegruppe Bau
Zur Stärkung der revolutionären Gewerkschaftsarbeit innerhalb des Baugewerbes ist 

ndig, der Betriebsrätebewegung mehr als bisher Beachtung zu schenken. Der

1 Angaben darüber, ob es der KPD gelang, einen eigenen oppositionellen Vertreter zu dieser Konferenz 
zu schicken, ließen sich nicht ermitteln. Dies ist jedoch unwahrscheinlich, ein Erfolg wäre in der KPD- 
Presse erwähnt worden. Dort jedoch findet sich kein Hinweis auf die Eisenbahnerkonferenz, Dagegen 
hielt die KPD hn Februar 1930 eine Reichskonferenz der oppositionellen Eisenbahner ab. Vgl. dazu 
unten Dok. 14.

uns

en

es notwe
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besonderen Lage in der Bauindustrie entsprechend können wir nur an breitere 
Schichten des Bauproletariats herankommen durch die Baudelegiertenbewegung. 
Momentan ist es so. daß wir in Berlin eine Reihe der wichtigsten und größmn Firmen 
durch die oppositionellen Baudelegierten beherrschen, sie aber keine Verbindung mit 
den vielen großen Filialen und Niederlassungen im Reich haben. Fast überall sitzen 
Genossen in wichtigen Betriebsfunktionen und arbeiten dort ohne Verbindung mit 
der Reichsleitung und ihren eigenen Genossen in den verschiedenen Bezirken. Dieser 
Zustand muß beseitigt werden, um die kommenden Betriebsrätewahlen und die 
Organisierung der selbständigen Baudelegiertenbewegung im Reich ernsthaft zu 
beschleunigen, um bei Einsetzen der Konjunktur über einen Funktionärkader im 
Baugewerbe zu verfügen. Die Bezirksleitungen haben die Aufgabe, durch Hilfe der 
Bezirksfraktionsleitungen folgende Feststellungen bis zum 1. November an uns 
einzusenden:
1. Alle im Parteibezirk vorhandenen wichtigen Firmen und Aktiengesellschaf^n des 
Baugewerbes zu registrieren, wenn 
beiter.
2. Feststellen, wo im Betriebsausschuß, im Aufsichtsrat Genossen der Partei 
vorhanden sind. Ihre genauen Adressen an uns einsenden.
An Hand dieses Materials wird durch die Reichsleitung die V'erbindung aller KPD- 
Betriebsräte der einzelnen Firmen und Gesellschaften organisiert werden.

Betrifft: Gemeinde-. Staats-. Verkehrs- und Gärtnereiarbeiter
1. Reichsfraktionsleitung der KPD-Verbandstagsdelegierten.
2. Material über die >^ ahlschiebungen der Reformisten.
3. a) Auswertung des V'erbandstages.^
b) Forderungen der Gemeindebetriebe
c) Kamplkundgebungen der Berliner am
4. Mitteilungen.

möglich unter Angabe der beschäftigten Bauar-

an das Gemeindeparlament. 
8. Oktober 1929.

1. Reichsfraktionssitzung
Sämtliche Verbandstags-Delegierte zu den Tagungen des Gemeinde- und Staatsar
beiter-Verbandes des Deutschen Verkehrsbundes und des Gärtner-Verbandes, d[e 
Mitglieder der Partei sind, treten am 
Oktober 1929 zu einer

Vorabend der ersten Verbandssitzung am 7.

Reichs fraktionssitzung
zusammen.

Tagesordnung :
1. Unsere Anträge und unsere Stellung auf den \ erbandstagen.

2 Die Verbandstagung des Gemeinde- und Staatsarbeiterverbandes, des Gärtnerrerbandes und des 
Deutschen Verkehrsbundes fand am 8. und 9. Oktober 1929 in Berlin statt. Uber \ erlauf und 
Ergebnis der Verbandstagimg sowie die weiteren Aufgaben der kommunistischen Fraktionen 
orientierte ein Rundschreiben des Sekretariats (Gewerkschaften) vom 2. 11. 1929 an die Fraktionen 
der Gemeinde-. Staats- und V erkehrsarbeiter. Vgl. HStA Düsseldorf ,30-642 a. S. 288-299.
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2. Wahl der Reichsfraktionsleitung und Auswertung des Verschmelzungsverbands- 
tages.^

Die Delegierten haben sich spätestens am 7. Oktober 1929 bis 18 Uhr im Karl- 
Liebknecht-Waxis (Portier) Kl. Alexanderstr. 28 in Berlin zu melden, wo sie nähere 
Auskunft über Tagungslokal der Fraktion und evtl. Material erhalten. Die Delegier
ten müssen mit einem Ausweis der BL versehen und im Besitz des Parteimitgliedsbu
ches sein. Irgendwelche Finanzierungen durch das ZK erfolgen nicht. Die Bezirkslei
tungen sind verpflichtet, die Teilnahme eines jeden KPD-Delegierten an der 
Fraktionssitzung zu veranlassen. Name, genaue Adresse. Verbandszugehörigkeit und 
Betrieb des Delegierten ist von der BL dem ZK bis spätestens den 2. Oktober 
1 9 2 9 zu benennen.

2. Wahlschieb
Bei der Wahl der VTrbandstagsdelegierten sind in Berlin und Thüringen Schiebungen 
festgestellt worden, wonach die Reformisten die Stimmen der Opposition unterschla
gen und sie den reformistischen Kandidaten zugezählt haben. Die selben Feststellun
gen werden in anderen Orten bestimmt auch gemacht worden sein. Die Bezirkslei
tungen sind verpflichtet, von dort, wo Wahlschiebungen vorgekommen sind, dem ZK 
unverzüglich Material zu übersenden unter Angabe des Namens des Wahlschiebers, 
des Namens des durch die Schiebung gewälilten Kandidaten, des geschädigten 
oppositionellen Kandidaten, der Ortsgruppe des Verbandes und die Stimmenzahl, 
die mit der Wahlschiebung zusammenhängt. Dieses Material muß spätestens am 2. 
Oktober d.Jhrs. im Besitze des ZK sein, da es noch 
verarbeitet und dem Pressedienst übergeben werden muß.

u n g e n

dem Verbandstagvor

3. Auswertung des V'erbandstages
a) Es müssen jetzt schon die Betriebszeilen in den Gemeinde-. Staats- und Verkehrs- 
Betrieben in Sitzungen mit Sympathisierenden Vorbereitungen treffen, 
Belegschaftsversammlungen der Gemeindebetriebe nach dem Verbandstag über den 
Verbandstag und seine Beschlüsse sowie über unsere Stellungnahme zu berichten. 
Diese Kampagne muß unbedingt verbunden sein mit der Stärkung der Zelle (neue 
Mitglieder gewinnen), mit dem Aufbau der Fraktion in der neuen Großorganisation, 
wobei insbesondere darauf zu achten ist, daß die Grundlage für die Fraktion die 
Betriebszelle bildet. Gleichzeitig muß in dieser Auswertungskampagne die Bezirks- 
fraktionsleitung auch die Voraussetzungen dafür schaffen, daß demnächst die 
Fierausgabe eines oppositionellen Bezirksorgans für die Gemeinde-, Staats- und 
Verkehrs-Betriebe ermöglicht wird.
b) Die Belegschaftsversammlungen. auf die wir schon in unserem Sonderrundschrei
ben vom 8. 8. verwiesen haben, haben Beschlüsse zu fassen über unsere Forderun

das Gemeindeparlament zu stellen. Unbedingt
notwendig ist. daß die kommunistischen Gemeindeverordneten bzw. die kommuni
stischen Kandidaten zum

um in

gen. Diese Forderungen sind an

Gemeindeparlament in diesen Versammlungen über das

3 Auf dem V erbandstag wurde der Zusammenschluß des Gemeinde- und Staatsarbeiterverbandes, des 
Gärtnerverbandes und des Deutschen Verkehrsbundes zum Gesamtverband der Arbeitnehmer der 
öffentlichen Betriebe und des Personen- und Warenverkehrs beschlossen.
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kommunistische Kommunalprogramm sprechen und die Forderungen der Betriebe 
Einverständnis mit der verantwortlichen Parteileitung an das Kommunalparla- 

stellen. Die parlamentarische Aktion muß unbedingt noch im Oktober 
einsetzen und verbunden sein mit der außeiiparlamentarischen Aktion der 
Gemeinde- und Notstandsarbeiter. (Kundgebung. Demonstrationen vor. während 
und nach der Gemeindeverordneten-Versammlung.)'* Die revolutionäre Gewerk- 
schal'tsopposition hat die Belepchaftsversarnmlungen zu 
revolutionären Funktionären in den Betriebsabteilungen und. wenn die Forderungen 

der Belegschaft heschlossen sind.
Sollten im Bereiche eines Bezirkes mehrere Gemeindebetriebe für unsere Forderun
gen gewonnen werden, dann hat die revolutionäre Gewerkschaltsopposition bzw. die 
Bezirksfraktionsleitung für die Zusammenfassung der Kampfbewegung im Bezirks
maßstäbe durch eine Bezirks-Delegiertenkonferenz zu sorgen. Unsere Forderungen 
sind folgende:
Lohnerhöhung pro Stunde von 10 Pfennig.
Siebenstündiger Arbeitstag bzw. 40stündige Arbeitswoche.
Einbeziehung der Arbeiter und Angestellten in die Ruhegehaltsordnung der Be
amten.

im
ment

benutzen, um die Wahl von

Betriebskampfleitungen durchzusetzen.vonvon

4 Wochen unter 45 Jahren und von 5 Wochen über 45Alljährlicher Urlaub von 
Jahren.
Diesen Eorderungen können noch entsprechend den Betriebsverhältnissen im 
einzelnen Falle andere Forderungen beigefügt werden.
c) Die Berliner Gemeinde-, Staats-, Verkehrs- und Gärtnerei-Betriebe-Arbeiter 
führen gegenwärtig eine Vorbereitungskampagne für Belegschaftsversammlungen 
durch, um die Forderungen, die oben schon genannt, zu beschließen und einen 
Lohn- und Arbeitszeitkampf zu organisieren. Am 8. Oktober marschieren die 
Berliner Arbeiter anläßlich des Verbandstages zu einer Kundgebung auf, 
einheitlich und geschlossen ihren Kampfeswillen für die Durchsetzung ihrer Eorde
rungen zum Ausdruck zu bringen. Diese Bewegung in Berlin muß im Zusammen
hang stehen mit der Bewegung im Reiche in den Gemeindebetrieben. Es ist deshalb
__ den größten Gemeindebetrieben des Bezirks an die Berliner Arbeiter eine
Begrüßungs- und Solidaritätsadresse zu senden, in der die betreffende Belegschaft 
den Kampfeswillen für die Durchsetzung der Eorderungen und gegen die Konzentra
tion der sozialimperialistischen Kräfte (d.h. die Verschmelzung der drei Verbände 
im Interesse der Trustbourgeoisie und des kapitalistischen Staates) zum Ausdruck 
bringt. Solche Begrüßungs- und Solidaritätskundgebungen sind an größere Betriebe 
in Berlin, wie Gaswerke AG., Elektrizitätswerke A.G., Verkehrs-A.G. und an die 
revolutionäre Gew'erkschaftsopposition zu senden. Zuschriften an Betriebe sind an 
den Betriebsrat des Werkes und solche an die revolutionäre Opposition an die

um

aus

4 Wälirend der Verbaadstagung führte die KPD eine Parallel-.Kundgebung der revo uUonaren 
Opposition“ durch, an der über 800 .Arbeiter tednahmen. Die Opposition trug hier ilire unten 
genannten Forderungen vor. Vgl. den Bericht in RI' Nr. 200 vom 9. 10. 1929. Auf der Konferenz selbst 
Linen die Vertreter der Opposition nicht zu ort. Vgl. RF Nr. 201 vom 10.10. 1929. ..Die
,Vereinigungs'-Komödie been<let‘L
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Adresse des Genossen IVilly Kasper.^ Berlin KI. Alexanderstr. 28 zu senden. Von den 
Begrüßungsadressen an Betriebe sind in jedem Falle dem Genossen Willy Kasper 
Abschriften zu übermitteln.

4. Mitteilungen
Mit dem Rundschreiben vom 8. August'’ haben wir auch ein Berichtsbogen-Formular 
den Bezirken zugestellt, mit der Aufforderung, dieses ausgefüllt am 1. September 
dem ZK zu übersenden. Erst 7 Bezirke haben ihrer diesbezüglichen Pflicht genügt. 
Wir fordern alle säumigen Bezirksleitungen auf. 
bis spätestens den 1. Oktober zuzustellen.

diese Berichtsbogenformulareuns

Betrifft: Reichskonferenz der Textilarbeiter
Infolge der Einberufung des Reichsgewerkschaftskongresses der revolutionären 
Opposition findet die für Oktober vorgesehene Reichskonferenz der Textilarbeiter 
nicht statt. Da aber die Textilarbeiter zum Reichskongreß der Opposition ca. 80 
Delegierte entsenden sollen, bitten wir die Mobilisierungsarbeiten unter den Textilar
beitern weiter fortzusetzen. .4uf einer Sonderkonferenz der Industriegruppe Textil 
werden während der Tagung des Reichskongresses die w ichtigsten organisatorischen 
und politischen Aufgaben der Textilarbeiter-Opposition behandelt werden.

Betrifft: Material gegen S P D - B e t r i e b s r ä t e
In der letzten Zeit wurden sehr richtig in der Parteipresse eine Anzahl Eälle 
selbstkritisch aulgerollt. in denen unsere roten Betriebsräte grobe opportunistische 
Fehler gemacht haben. Eine solche Behandlung der Fälle ist absolut notwendig und 
bildet die Voraussetzung, uns das Vertrauen der Arbeitermassen zu bewahren Die 
SPD-Presse hat sich unserer Selbstkritik als eines fetten Happens bemächtigt. Wir 

deshalb die Bezirksleitungen und Redaktionen darauf hin. bei der Behand
lung der Fehler unserer Betriebsräte zu gleicher Zeit einzugehen auf die verräterische 
Haltung der SPD-Betriebsräte. Insbesondere ist es jetzt notwendig, daß .Material 
den Betrieben und Industrien veröffentlicht wird, über die Praxis der SPD- 
Betriebsräte. Im Hinblick auf die Kommunalwahlen ist besonders notw^endig, daß die 
Betriebsvertretungen der kommunalen Betriebe unter die Lupe genommen werden.

Zentralkomitee der KPD 
Sekretariat (Gewerkschaften)

weisen

aus

5 WUly Kasper (geb. 1892), .MdL Preußen, 1929-1933 Kandidat des PolbQro. Vgl. Weber II S. 176.
6 Das Rundschreiben war nicht zu ermitteln.
7 Vgl. oben, Dok. 11, Aura. 17.
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12.

15. 10. 1929: Mitteilungen des Sekretariats zur Kommunalwalilkampagne

Hecords...T-t75. 350. 2858389: Hektographiertes Rundschreiben. Überschrift: „KPD-Kommuni- 
stische Partei Deutschlands. An alle Bezirksleitungen!“

Werte Genossen!
Auf verschiedene Anfragen und Anforderungen, die in den letzten fagen von den 
Bezirken eingegangen sind, teilen wir mit, daß Anforderungen für die kommende 
Kommunalwalilkampagne der einzelnen Bezirke’ vorläulig nicht berücksichtigt 
[werden] können. Das Zentralkomitee wird nach Abschluß der badischen Wahlen“ 
sofort einen zentralen Referenten verteilungsplan ausarbeiten und wird derselbe dann
den Bezirken zugehen.
Wir weisen schon heute darauf hin, daß dadurch, daß in fast allen Bezirken Wahlen 
stattfinden, eine so weitgehende Unterstützung der Bezirke durch Referenten,
.einzelnen Bezirksleitungen bereits angefordert wurden, nicht möglich sein wird. 
Im wesentlichen werden die Bezirke die Wahlarbeit mit eigenen Kräften bestreiten 

und wird es nur möglich sein, für einzelne größere Kundgebungen und 
Versammlungen zentrale Referenten zu vermitteln.
Wir bitten die Bezirke, dies schon heute bei ihren Vorbereitungsarbeiten zu 
berücksichtigen.

wie sie
von

müssen

Mit kommunistischem Gruß 
Zentralkomitee der KPD 
Sekretariat

1 Am 17. November 1929 fanden Kommunal- und Provinziallandtagswahlen in Preußen. Hessen, Kiel, 
Lübeck und im Saargebiet statt. \ gl. auch Dok. 11. Anm. 16.

2 Landtagswahlen in Baden am 27. Oktober 1929. Die KPD erbielt 55 169 Stimmen gegenüber 66808 
bei der Reichstagswabl von 1928. Gegenüber der Landtagswabl von 1925 vermebrte sie die Zahl ihrer 
Mandate von 3 auf 5. Vgl. Vorwärts Nr. 506 (Der Abend) vom 28. 10. 1929.

13.

2.11.1929: Aus einem Rundschreiben über Schwächen und Mängel der
Parteiarbeit

StA Bremen 4, 65 - II A 12a, Bd. 25 und Bremen 4, 65 - IV, 13 i. Bd. 2: Polizeiliche Abschrift. 
Überschrift: [.Aus einem Rundschreiben des ZK].

Im ZK hat eine ausgiebige Ausspraclie über eine Reihe von Schwächen nnd Mängeln 
in der Arbeit und in den Methoden der Partei stattgefunden.’ Insbesondere handelt es 
sich um die mangelhafte Initiative der Gesamtpartei im Kampf gegen den Young-

1 Das ZK der KPD tagte am 24. und 25. Oktober 1929. Hauptrefereiiten waren Emst Thälmann (Unser 
Kampf gegen den Loung-Plan) und Heinz Neumann (Der Fünfjahrplan der Sowjetunion). Vgl.

1. November 1929, S. 2419 ff.Cbronik, S. 246; Inprekorr Nr. 102 vom
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Plan, um die nicht genügende Popularisierung des Fünfjahresplanes der Sowjet
union, um die an vielen Stellen sich zeigende Stagnation der revolutionären Arbeit in 
den Gewerkschaften und den nicht genügenden Kampf der Parteileitungen gegen 
auftretende Tendenzen der Zwecklosigkeit der revolutionären Oppositionsarbeit 
[sic!] bzw. der Illusionen auf Bildung neuer Verbände; um die Tatsache des 
fehlenden ideologischen Kampfes gegen die Nationalsozialisten und die nicht 
genügende Aggressivität in der Niederschlagung der faschistischen Gefahr [sic!] 
(siehe z.B. Versagen bei der Bildung der antifaschistischen [Wehren]), um die 
Widerstände bei der Wendung der Partei zu den Arbeitermassen
Die Stellungnahme zu diesen Dingen auf Grund einer scharfen Selbstkritik zeigte, 
daß ohne eine grundlegende Änderung des augenblicklichen Zustandes in vielen 
Parteileitungen, ohne eine radikale Umstellung der leitenden Funktionärkaders, die 
Partei ihre großen, aktuellen Aufgaben nur mit großen Hemmungen und Schwan
kungen durchführen kann. Die augenblickliche Situation erfordert aber die volle, 
ungehemmte Stoßkraft aller Parteiorganisationen, einen rücksichtslosen, leiden
schaftlichen Angriff auf den Klassengegner.
In der Partei gibt es z.Zt. bestimmte Schichten der Funktionäre, die auf Grund ihres 
Pessimismus und ihrer inneren Flernmungen die Entwicklung der Partei aufhalten, 
das Emporkommen frischer, lebendiger Kräfte aus der Mitgliedschaft in die leitende 
Arbeit hindern. Andererseits stehen große Massen svmpathisierender Parteiloser 
den Toren der Partei, Massen, die in vielen Fällen bereits offensiver in den 

irtschaftskämpfen. in den .Massenorganisationen und auf der Straße gegen den 
Klassenfeind auftreten und kämpfen als bestimmte Schichten von Parteifunktionä
ren. Vor der Gesamtpartei steht also das Problem, das gesamte Funktionärkader 
durch neue, offensive Kräfte aufzufrischen und zu ergänzen und durch 
zweckentsprechende Werbemethode die aktiven, mit der Partei sympathisierenden 
Parteilosen als Mitglieder zu gewinnen.
Das Polbüro wird in Auswertung der ZK-Sitzung in den nächsten Tagen eine Reihe 
von Maßnahmen beschließen, die zu 
außen führen sollen.

usw.

vor

eine

einer Mobilisierung der Partei nach innen und

14.

18.1. 1930: Anweisungen des Sekretariats zur Keichskonferenz 
revolutionärer Eisenbahner

BA R 26, Bd. 1403; Polizeiliche Abschrift. Überschrift: „Zentralkomitee der KPU, Sekretariat 
(Gewerkschaften). An die Bezirksleitungen! .An die Eisenbahnerfraktionen!“

Werte Genossen!
Betr.; Reichskonferenz der revolutionären Eisenbahner.
Wir haben den Bezirken bereits durch Rundschreiben mitgeteilt, daß die Reichskon
ferenz der revolutionären Eisenbahner am 22. und 23. Februar dieses Jahres in
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Dresden stattfindel.' Die Konferenz wird sich in erster Linie mit den nächsten 
Aufgaben der revolutionären Opposition ira Reichsbahnbetrieb beschäftigen. Außer 
den Fragen, die sich aus dem Fonngplan für die Eisenbahner ergeben, ist die des 
Manteltarifs akut geworden.
Wir schlagen aus diesem Grund folgende Tagesordnung vor:
1. Der Tonngplan und die Aufgaben der Eisenbahner
2. Die bevorstehenden Betriebsrätewahlen
3. Stellungnahme zum Manteltarif
4. Wahl der Reichsleitung
Viür ersuchen die Bezirksleitungen überall dort, wo das noch nicht geschehen ist, 
sofort zu der Konferenz Stellung zu nehmen und gleichzeitig eine diesbezügliche 
Aufforderung an alle Zellen zu geben.
Anträge an die Konferenz müssen bis spätestens zum 15. Februar an die Reichslei- 
tung abgeschickt werden.
Delegationsmodus.
Die Reichskonferenz soll, wie alle oppositionellen Tagungen der letzten Zeit, eine 
breite Basis haben. Daraus ergibt sich, daß die Wahl der Delegierten in den Betrieben 
vorgenommen werden muß und Sympathisierende, die allerdings das Vertrauen 
unserer Genossen besitzen müssen, gewählt werden können. Jeder Bezirk ist 
verpflichtet, mindestens 2 Delegierte zu schicken. Kommt jedoch eine stärkere 
Delegation, was in verschiedenen Bezirken durchaus der Fall sein wird, zustande, 
dann muß das der Reichsleitung bis spätestens 8. Februar 1930 mitgeteilt werden. 
Jeder Delegierte muß iin Besitz eines Mandats sein, das von der Bezirksgewerk
schaftsabteilung auszustellen ist.
Bis zum Sonnabend, den 15. Februar, müssen die Namen und Adressen aller 
Delegierten der Reichsleitung mitgeteilt werden.
Finanzierung.
Die Delegationskosten müssen durch Sammlungen, deren Form wir den Bezirken 
übei'lassen. von den Eisenbahnern aufgebracht werden. Es ist deshalb erforderlich, 
daß sich sofort jede Zelle mit der Konferenz beschäftigt und alles unternimmt, um 
die Reichskonferenz unter den Eisenbahnern bekannt zu machen.
Propaganda.
Jede Zelle muß spätestens Anfang Februar eine Zellenzeitung hersteilen, in welcher 
die Eisenbahnerfragen in Verbindung mit der Reichskonferenz gebracht werden. 
Von den Reichsfraktionsleitungen bzw. Bezirksgewerkschaftsabteilungen sind 
Genossen bzw. Sympathisierende zu beauftragen. Arbeiterkorrespondenzen für die

1 Wie in den anderen Gewerkschaften begann die KPD im Zuge der neuen Gewerksdiaftspolitik nach 
1928/29 auch im \'erband der Eisenbahner mit verstärkter Fraktionstätigkeit. Die hier einberufene

zur Reichskonferenz der Betriebs-Konferenz der revolutionären Eisenbahner fand als Gegenaktion 
und Beamtenräte der Reichsbahn, die am 14. und 15. Dezember 1929 abgehalten worden war, statt. 
Zu dieser Konferenz vgl. Dok. 11, Anweisungen der Gewerkschaftsabteilung. Nachdem es den 
oppositionellen Eisenbahnern offensichtlich nicht gelungen war. zur Reichskonferenz der Betriebs
und Beamtenräte eigene Delegierte zu entsenden, wurde für die kommunistischen Fraktionen die 
Reichskonferenz der revolutionären Eisenbahner einberufen.
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Partei- und oppositionellen Eisenbahnerzeitungen zu schreiben. Wo es möglich ist, 
muß in einem Flugblatt, welches zur Konferenz Stellung nimmt, die Belegschaft 
eines \^ erkes oder einer Betriebszelle von dem Stattfinden der Reichskonferenz 
unterrichtet werden. Überall dort, wo war Einfluß hesitzen. sind Betriebsversamm
lungen zu veranstalten, wo neben den speziellen Eisenbahnerfragen gleichzeitig auch 
die politischen Tagesfragen mit behandelt werden.
Weitere Anweisungen gehen den Bezii ken noch zu.‘

Zentralkomitee der KPD 
Sekretariat (Gewerkschaften)

2 Über den \ erlauf der Konferenz berichtete Die Rote Fahne ausführlich in einem Artikel von Paul Bertz 
(RfHi. 50 vom 28. 2. 1930). Danach wurde die Konferenz von 59 Delegienen aus dem ganzen Reich 
besucht. Im .Mittelpunkt der Referate stand der Kampf gegen ..Renegaten und Versöhnler“ 
gegen die ..soziallaschistischen Führer“ der Eiseiiliahnergewerkschaft. Die Konferenz habe 
„daß auch bei den revolutionären Eisenbahnern dort, 
vorhanden w ar, im

sowie 
gezeigt,

der Cewerkschaftslegalismus noch 
Laufe des yerRossenen Jalires damit aufgeräumt worden ist“. Die Delegierten 

hatten ,.die Konferenz mit der Überzeugung verlassen [...], daß im Reichsbahnbetrieh noch viel zu 
tun ist. um den Sozialfaschisten einen entscheidenden Schlag versetzen zu können, .-kber der ille ist 
vorhanden, dieses Ziel zu erreichen“. Vgl. /ff’Nr. 50 vom 28. 2. 1930: ..Die Eisenhahnerkonferenz in 
Dresden. Betriebsrätewahlen bei der Reichsbahn.“

WO

15.

25. 1. 1930: Anweisungen des Sekretarials die Bezirksleitungenan

BA R 134, Bd. 60. S. 54-85 und StA Bremen, 4. 65 - II A 12a, Bd. 26; Hektographiertes 
Rundschreiben. Überschrift: „Rundschreiben Nr. 1. Anweisungen des Sekretariats."'

Inhaltsverzeichnis :
1. Zur internationalen Lage und zur Lage in Deutschland.

Detnonstrationsverhot und gegen das drohende Partei-2. Einige Anweisungen zum 
verbot.
(In der Anlage einige Losungeti. die sich für Sprechchöre, Klebezettel usw. eignen).
3. Zum Halbjahresplan.
4. Sofort ganze Partei schärfer auf großzügig 
Wahlen zu den Betriebsräten einstellen, 
o. Stetgerung der Erwerbslosenbew egung, bis zum internationalen Erwerbslosentag.
6. Internationaler Frauetitag.
7. Verschiebung der Bezirksparteitage um 3—4 Wochen.
8. Mitteilungen:
a) Raschere Orientierung des ZK.
b) Schärfere Kontrolle des Gegners.

und politischere Führung derere

Uber dieses Rundschreiben berichtete der sozialdemokratische Vorwärts (Der Abend, Spätausgabe des 
forwärts. Nr. 50 vom 30. Januar 19.30. S. 1) ausführlich. Die Zeitung gab einen Überblick über das 
umfangreiche Rundschreiben und druckte aus 2.a. (Einige Anweisungen zum Demonstrationsverbot, 
. . ., Unmittelbare .Maßnahmen) die Absätze 3. und 4. wörtlich ab. ebenso den Punkt 2 unter „3. Zum 
Halbjahresplan“.

1
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c) Achtung auf antibolscliewistische Zentralen.
d) Brief an alle neuen Parteimitglieder.
e) Betr. verantwortliche Zeichnung von
f) Bei Berichterstattung und Korrespondenz zu beachten.

Betriebszeitungen.

1. Zur internationalen Lage und zur Lage in Deutschland
Die wichtigsten Erstdieinungen der internationalen Lage sind im gegenwärtigen 
Moment: die beschleunigte Durchführung des 5-Jahresplanes in der Sowjetunion, der 
Beginn der amerikanischen Wirtschaftskrise, die in eine Weltwirtschaftskrise

wie sie eben erst auf der zweitenumschlägt, die Durchführung des Loimg-Plans,
Haager-Konferenz- festgelegt wurde und der stürmische Aufschwung der internatio
nalen Arbeiterbewegung in einer Reihe von Ländern innerhalb und außerhalb 
Europas.
Die E a g e der S o w j e t u n i o n hat sich nach dem vollen Sieg über die chinesischen 
Weißgardisten* und der Annahme der erheblich über den Planentwurf gesteigerten 
Kontrollziffern für das zweite Jahr des 5-Jahresplans. nach den mächtigen Erfolgen 
des sozialistischen >\Lttbewerbs und dem Sieg über die Bucharin sehe Rechtsopposi
tion'* außerordentlich gefestigt. Die KPSU stellt sich bereits jetzt praktisch die 
Aufgabe, den 5-Jahresplan im wesentlichen in 4 Jahren, vom jetzigen Zeitpunkt an 
gerechnet also in 3 Jahren durchzuführen. Die \X iederaufnahme des Getreideexports 

ch Europa (zunächst Eettland und Norwegen), die Übei-windung der Lebensrnit
telschwierigkeiten in diesem \\ mter, die fortschreitende \ erwirklichung des Sieben
stundentages. die vollständige Einführung der ununterbrochenen 4-tagigen Arbeits
woche sind sichtbare Symptome dieses Aufstieges.
Die Wirtschaftskrise in .Amerika, deren Beginn von unserer Partei hinter 
dem äußeren Schein des Börsenkrachs sofort erkannt wurde, entwickelt sich mit 
großer Stärke. In den wichtigsten Produktionszweigen — Eisen. Stahl, Baumwolle, 
Kohle. Automobile - sind scharfe Rückgänge zu verzeichnen. Der Güterverkehr geht 
zurück, die Bankrotte häufen sich. Betriebseinschränkungen, offener und versteckter 
Eohnabbau, Vi'achstum der Erwerbslosigkeit kündigen die Einbeziehung .Amerikas 
in die Krisenerscheinungen der europäischen Eänder an. Die amerikanische Krise 
überschreitet schon jetzt den Rahmen der Vereinigten Staaten, erfaßt ganz Kanada 
und Südamerika und wird unvermeidlich nach Europa Zurückschlagen. Die ameri
kanische Krise ist die Einleitung einer Weltwirtschaftskrise von nicht dagewesenem

na

2 Zur Zweiten Haager Kuiiferenz und zur Geseliiehte des Joung'-Planes vgl. Hjahnar Schaehl, Das Ende 
der Reparationen. Oldenburg 1931. Ferner: Die Entstehung des Fou/igplans. dargestellt 
Reichsarchiv 1931-193.3. ilurchgesehen und eingeleitet von .Martin Vogt, Schriften des Bundesarchivs 
Bd. 15. Boppard am Rhein 1970.

3 Gemeint ist damit die Beilegung des chinesisch-rnssischen Konflikts um 
Protokoll voti Chabarowsk am 22. Dezember 1929. das die \t iederherstellung des Status quo vorsah. 
Atn 29. Dezember begann die Sowjettmion mit der Räumitng der besetzten chinesischen Gebiete. \ gl. 
Schuhhess 1929, S. 470 f. Zum chinesisch-russischen Konflikt siehe oben Dok. 9.

4 N.l. Bucharin {1888-1938). Mitglied des Politbüros der KPdSU und als Nachfolger SmouyemÄ Führer 
der Komintern, wurde vom .X. Plenum des EKKI (3.-19. .htli 1929) als ..rechter .Mtweichler“ aus dem 
Präsidium der Komintern ausgeschlossen, im .November 1929 auch aus dem Politbüro der KPdSU 
entfernt. \ gl. Rf' Nr. 190 vom 27. 9. 1929: ..Die Fehler und .Abweichungen des Genossen Bucharin'". 
Zu Buchurin siehe ,4.C. Löwy. Die Mi ehgeschichte ist das \A eltgericht. Vien 1969.

vom

die Ostchinabahn durch das
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Ausmaß. Sie wird besonders tiefgehende .Auswirkungen für Deutscldand tiaben, das 
durch hohe Milliardenzuschüsse, weitgehende Konzernverflechtung, durch stärkste 
Exportkonkurrenz auf allen Märkten, durch den ganzen Mechanismus des Yoimgpla- 

und der U eltreparationsbank eng an die wirtschaftliche Entwicklung Amerikas 
gekettet ist.
Besonders wichtig ist für unsere Massenarbeit die Gegenüberstell 
Entwicklung in Amerika und der Sowjetunion. Mit der Krise des 
amerikanischen Kapitalismus fällt eines der wichtigsten Mittel der reformistischen 
Massenbeeinflussung: die Legende vom amerikanischen Arbeiterparadies und dem 
kapitalistischen .Aufstieg in den Vereinigten Staaten. Die Entwicklung der Nach
kriegskrise des AA'eltkapitalismus. die seit 1918 durch ihren uneinheitlichen Charak
ter gekennzeichnet war, erfaßt zum ersten 
Hauptländer.
Im schroffsten Gegensatz dazu steht die Sowjetunion, die einen gigantischen 
Aufschwung der Wirtschaft, unerhörte Erfolge des sozialistischen Aufbaues aufzu
weisen hat. Damit werden alle opportunistischen Theorien, sowohl die trotzkistische 
Behauptung von der Unmöglichkeit des Aufbaues des Sozialismus in einem Lande, 
als auch die Bucharin'sehe Behauptung vom ..organisierten Kapitalismus"‘ und dem 
„Absterben der inneren Widersprüche“ schlagend widerlegt. Die kapitalistische 
AA eltwirtschaftskrise endet buchstäblich an den Grenzen der Sowjetunion. Bis zu den 
Grenzpfählen der proletarischen Diktatur herrscht die .Agrarkrise in ganz Osteuropa, 
die Industriekrise, die Erw^erbslosigkeit. die Lohnsenkung, das .Massenelend. Hinter 
den Grenzpfählen der Sowjetunion vollzieht sich der beispiellose .Aufstieg der 
Landwirtschaft, ihre Kollektivisierung. die sozialistische Industrialisierung des 
Landes, die Verminderung der Erwerbslosigkeit durch Siebenstundentag und 5- 
Tage-Woche der materielle Aufstieg der Arbeiterklasse.
Es ist eine grundlegende Aufgabe 
unaufhörlich an
zwischen Sozialismus und Kapitalismus, zwischen .Aufbau und Krise, zwischen 
Diktatur des Proletariats und Diktatur des Einanzkapitals mit ihren schroff 
entgegengesetzten Konsequenzen für die Lage der .Arbeiterschaft klar zu machen. 
Die V eltwirtschaftskrise gibt einen mächtigen .Anstoß zur Verschärfung des 
Klassenkampfes in allen kapitalistischen und kolonialen Ländern. Das Einanzkapital 
versucht den wachsenden Widerstand der ausgebeuteten und unterdrückten Volks
massen gegen seine Kriegs- und Hungerpolitik überall durch die reaktionärsten 
Maßnahmen, durch die Aufrichtung faschistischer Diktaturen niederzuschlagen. Die 
Sowjetunion ist das einzige Land der Welt, in dem es keinen Faschismus gibt. Überall 
sind die Sozialfaschisten die direkten .Agenten, die bewußten Helfer und Bahnbre
cher der faschistischen Diktatur. Das zeigt sich in Österreich. Polen und Deutsch
land. Ganz besonders die ..linke“' Sozialdemokratie, der ..linke“^ Sozialfaschismus 
erweist sich als besonders brauchbares Werkzeug für den Faschismus. Das ist die 
wichtigste internationale Lehre der österreichischen Ereignisse.'’

5 Vgl. zu den Ereignissen in Österreich oben Dok. 9 und 11. Dort war am 25. September die Regierung 
Streeruwitz vom Kabinett Schober abgelbsl worden, das sieh hauptsächlich auf die konsenativen 
Parteien und die ffeimwelirverbände stützte. Die Sozialistische Arbeiterpartei Österreichs verhielt sich 
zunächst abwartend gegenüber der neuen Regierung. Vgl. Schulthess 1929, S. 245 ff.

nes

g deru n

.Male gleichzeitig alle kapitalistischen

unserer gesamten Propaganda und Agitation, 
immer neuen Beispielen den .Arbeitermassen diesen Unterschied
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Das bedeutsamste Kennzeichen der gegenwärtigen Situation im internationalen 
Klassenkampf ist jedoch nicht der Vorstoß des Unternehmertums, sondern der 
Gegenangriff des Weltproletariats. Eine mächtige Streikwelle erhebt sich gleichzeitig 
in vielen Ländern, nicht nur in Europa, sondern auch in Amerika. Austrahen, Indien, 
China und in der ganzen kolonialen Welt. Immer mehr häufen sich kleinere und 
größere politische Massenstreiks. (Einnland. Lettland. Griechenland. Australien und 
Kolonien.) In Verbindung mit dem Triumph des sozialistischen .^ufltaues in der 
Sowjetunion, mit dem gewaltigen Anwachsen der kolonialen Revolution in allen 
Erdteilen beginnt eine Weltoffensive des Proletariats gegen die Herrschaft des 
Einanzkapitals, die an Tiefe. Größe und Breite seit den revolutionären Erhebungen 
nach dem Weltkrieg kein Gegenstück findet. Die Wehoffensive des Proletariats, im 
Moment der kapitalistischen Weltwirtschaftskrise, wird in ihrem weiteren Verlauf 
nicht nur in einem Land, sondern in mehreren Ländern revolutionäre Situationen 

welche die Arbeiterklasse und die Kommunistischen Parteien vor dieerzeugen,
praktische Aufgabe der Machtergreifung stellen. Unsere Parteiorganisationen haben 
die dringende Aufgabe, in der Presse, der Agitation, und ihrer gesamten Tätigkeit 
diesen revolutionären Charakter der gegenwärtigen Weltentwicklung - die dm 
Perspektiven des Weddinger Parteitages und des X. Plenums der EKKP’ vollständig 
bestätigt und uns vernichtende Waffen gegen die sozialdemokratische Ideologie m 
die Hand gibt - klar, überzeugend und populär zu erläutern.
Die Entwicklung in Deutschland steht unter dem Zeichen des Young- 
Planes; wie er auf der zweiten Haager-Konferenz endgültig beschlossen und m den 
darauffolgeirden Reichstagssitzungen ratifiziert wurde. Durch den x\usbruch der 
Krise in Amerika, den Beginn der Weltwirtschaftskrise, die beispiellose Zuspitzung 
des Kampfes um die Exportmärkte wird der reaktionäre, ausbeuterische Inhalt des 
Toungplanes noch gesteigert, seine katastrophalen Auswirkungen auf die Lebenshal
tung der Arbeiterklasse und aller werktätigen Schichten Deutschlands noch vergrö
ßert.
Die bisherige Depression der deutschen Wirtschaft schlägt in eine offene Wirtschafts
krise um. Die Krise ist von der Fertigindustrie bereits in die Produktionsmittel- und 
Rohstoffindustrien eingedrungen, was in dem. zunächst geringfügigen Rückgang der 
Produktionsziffern für Stahl und Eisen zum Ausdruck kommt. Der Außenhandel, 
auf dessen Steigerung die deutsche Bourgeoisie ihre Hoffnung setzte, ist zurückge
gangen und steht mit dem lächerlich geringen Jahresergebnis von 25 Millionen Mark 
Überschuß für 1929 an der Grenze des Defizits. Die Bankrotte und Zahlungseinstel
lungen nähern sich den riesenhaften Ziffern der ersten Denationsmonate, wobei 
diesmal nicht nur Inflationsschöpfungen, sondern ..alte, solide Firmen" zusammen
brechen. Die Kreditkrise, der Kapitalmangel wird immer drückender. Während die 
Reparationszahlungen des Z)ame.s'plans in dem .Tahrfünft von 1924—1929 in Höhe 

8 Milliarden .Mark mit Hilfe von 15-16 Milliarden Mark - also der doppelten 
Summe - ausländischer Kredite geleistet wurden, drosselt die W eltwirtschaftskrise 
und die Erschütterungen der deutschen W h'tschaft selbst den ausländischen 
Kreditzustrom nach Deutschland ab. Die internationale Agrarkrise reißt die deutsche

von

6 Zur Beurteilung der Weltlage auf dein Xll. Parteitag der KPD und dem .\. EKKl-Plenum siehe: 
Protokoll 12. Parteitag: Protokoll des .X. Plenums des EKKl. .Moskau 3.-19. Juli. Hamburg-Berhn o.J. 
(1929;.
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Landwirtschaft immer tiefer in den Niedergang. Der krasseste Ausdruck der 
deutschen irtschaltskrise sind die Stillegungen in allen Industriezw'eigen. die 
Massenentlassungen, die Riesenannee von bereits im Januar mehr als 3 Millionen 
Erwerbslosen, bei einem verhältnismäßig günstigem Winterklima.
Auf der Grundlage dieser schweren, sprunghaften Erschütterungen der kapitalisti
schen Wirtschaft vollzieht sich die scliärfste Zuspitzung des Klassenkampfes seit dem 
Herbst 1923. ln vollem Umfange bewahrheitet sich die Schlußfolgerung der Prawda 
aus dem Wahler|:ebnis vom 17. 11. 1929: ..Deutschland geht rasch einem neuen 
1923 entgegen". Die vereinigte Offensive des Unternehmertums, der Staatsanwalt
schaft, des Sozialfaschismus und des bewaffneten Faschismus gegen die Lebenshal
tung der Arbeiterschaft und der werktätigen Mittelschichten nimmt die ungeheuer
lichsten Formen an und überhäuft die arbeitende Bevölkerung nicht nur mit jeder 
neuen ^ oche. sondern geradezu mit jedem neuen Tage mit den schw ersten Lasten. 
Die Hermann Müller sehe Koalition wird durch die Stöße des Klassenkampfes 
erschüttert und befindet sich seit dem Auftreten Schachts und des Reichsverbandes 
der deutschen Industrie im Stadium der Regierungskrise. Der Sozialfaschisrnus sucht 
durch immer neue Brutalitäten, durch hemmungslose Plünderungsmaßnahmen, 
durch blutige Überfälle, durch die Einbringung des Verbotsgesetzes gegen die 
Kommunistische Partei^ seine Regierungsposition zu festigen. Gleichgültig, ob und 
wann die Sozialdemokraten aus den ^Iinistersesseln herausfliegen, gleichgültig in 
welchem Tempo sie ihren .Masseiieinlluß verlieren: der Sozia 1 fasc hismus 
bleibt das wichtigste Instrument des Finanzkapitals zur Nie
derschlagung der Arbeiterklasse, der wichtigste und gefähr
lichste Hebel zur Errichtung der faschistischen Diktatur. Unsere Partei muß 
vornherein jede Illusion zerstören, als sei die Sozialdemokratie, gleichgültig ob 
innerhalb oder außerhalb der Regierung, gleichgültig ob mit rechten oder ..linken“ 
.Methoden imstande, irgendeine (Jpposition gegen das Finanzkapital und gegen den 
Faschismus zu führen. Die Sozialdemokratie ist der Hauptagent des Finanzkapitals 
und des Faschismus. Ihre aktive und bewußte Heukerrolle ztir blutigen Unterdrük- 
kung der .Aj'beiterklasse mit allen .Mitteln der Polizeigewalt und des Staatsapparates 
wird in dem Maße wüe die revolutionären Kämpfe tmd Ereignisse heranreifen, nicht 
geringer, sondern nur noch größer. Je geringer die .Manövrierfähigkeit der Sozialde
mokratie unter dem Druck des zugespitzten Klassenkampfes wird, desto plumper, 
blutdürstiger, gewaltsamer tritt sie gegen das Proletariat auf.
Gleichzeitig, und im unmittelbaren Zusammenhang mit der bevorstehenden Ratifi
zierung des Foungplanes würd in der ersten Hälfte des Februar das Republikschutz
gesetz im Reichstag angenommen.'' Die SeccnVig sche \'erfolgungs- und Verbotsof-

von

7 Zum .Ausgang der preußischen Koinmunalwahlen am ]?. Novemher 1929 vgl. oben Dok. 11, Anm. 
16. Der Prau’(/a-Lcilartikel in; Inprekorr. .\r. 110 vom 26. 11. 1929. S. 2.397 f.

8 Die KPD bezeichnele das von Reiehsinnenminisler Sei’ering im Dezember 1929 im Reichstag 
eingebrachte 2. Republikscbulzgesetz von Anfang an als ..Gesetz vom t'erbot der KPD", t'gl. zum 
Kampf der KPD gegen das Gesetz RJ-' Nr. 192 vom 29. 9. 1929: ..Severings Gesetz zum Verbot der 
KPD”. ÄA’Nr. 245 vom 1. 12. 1929: ..Das Friedbofgesetz!”.

9 Die Annahme des Ibung-Plan-Gesetzes im Reiclistug erfolgte am 12. .März 1930. Die 2. und 3. Lesung 
des Republikscbutzgeselzes fand am 13. und 15. .März 1930 statt. Die eiulgiiltige .Annahme des 
Gesetzes erfolgte am 18. März mit 265 gegen 150 Siimmen. \ gl. .Schulthess 1930. S. 76 f., S. 68 ff.
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fensive gegen die Kommunistische Partei tritt in ihr entsclieidendes Stadium. Der 
Belagerungszustand in Hamlmrg. der Polizeiterror im Ruhrgebiet, der Zdrg/ebefsche 
Gewaltkurs in Berlin, die blutigen Ereignisse in Frankfurt, in orrns. m Hartmanns
dorf. das Demonstrationsverbot in Hamburg und in ganz Preußen, die wutende, 
provokatorische Hetze der SPD-Zeitungen zeigen den großangelegten Provokations
plan der Sozialfaschisten.'" Alle Vorkehrungen für überraschende Verbotsmaßnah

allen Organisationen der Arbeiterschaft, insbesondere von der 
Partei bis aufs letzte getroffen werden. Der Kampf gegen das Demonstrationsverbot, 
um die Legalität darf keinen Augenblick ruhen. Der strategische Plan der 
bürgerlich-sozialfaschistischen Regierung lauft offensichtlich darauf hinaus, die 
proletarischen Industriezentren Berlin. Wasserkante. Ruhrgebiet. Niederrbein. Mit
teldeutschland durch blutige Provokationen zu überrumpeln, um die Partei dort 
niederzuschlagen und zu verbieten. Parallel mit diesen Vorbereitungen führt die 
gesamte bürgerliche, sozialdemokratische und starker als alle anderen, die hiiksso- 
zialdemokratische Presse zusammen mit sämtlichen Renegatengru|)pen eine beispiel
lose. alles bisherige in den Schatten stellende Mordhetze gegen die Kommunistische 
Partei.
Das wichtigste Element der Entwicklung, den entscheidenden Faktor 
des weiteren Kampfes bilden gegenwärtig die Bewegungen in den 
Betrieben, die Eröffnung wirklicher und großer W'irtschafts- 
kämpfe für L oh n e r h öh u ii g. Siebenstundentag und die übrigen 
Arbeiterforderungen. Die Betriebsbewegungen. die W'irtschaftskämpfe sind 
unlöslich verbunden mit der Herstellung einer geschlossenen, festorganisierten 
Einheitsfront zwischen Betriebsarbeitern und Erwerbslosen. Zahlreiche Ereignisse 
der letzten Zeit, ganz besonders die Kämpfe in Eiartmannsdorf bei Chemnitz sind 
bedeutsame Svmptome dafür, daß diese Einlieitsfroni im W erden ist. Der weitere 
Ausgang des Kampfes, die Verteidigung unserer Partei gegen den konzentrierten 
Terror des Klassenfeindes, die Verwirklichung unserer kommunistischen Generalli
nie — alles das hängt jetzt zum größten Teil davon ab. ob es den Kommunisten 
überall gelingt, wuchtige Vi'irtschaftskämpfe zu entfesseln, nicht nur kleine Gruppen, 
sondern auch erdrückende Massen in diese Kämpfe einzubezielien und die anstei
gende W elle von Erwerbslosenkämpfen fest mit einer niächtigeii Welle von wirt
schaftlichen und politischen Massenstreiks zu versclunelzen. Die Organisierung 
dieser Kämpfe der Betriebsbelegschaften - das muß der Inhalt der Kampagne zu den 
Betriebsrätewahlen sein.

men müssen von

Massenarbeit steht jetzt der Kampf gegen dieIm Vordergrund unserer 
Teuerung. Der Kampf gegen die Teuerung umfaßt und vereinigt die ummttelba- 

Tagesinteressen ausnahmslos aller Teile der .Arbeiterklasse, sowohl der Betriebs-ren

Reii lisgebiet erheblich zu. Anlaß waren10 Iin Herbst 1929 spitzle sich die innenpolilisdie Lage iiii
häufig kommunistische Kundgebungen und Demonstrationen - so in den aufgezähllen Orten - die 
vielfach in Gewalttätigkeiten ausarteten. Der preußische Innenminister Grzesinski verbot daraufliin 

16. .lanuar 1930 durch einen Erlaß gemäß Art. 123 RV alle IJmzfige und Versammlungen unteram
freiem Himmel.

11 ln Harmiannsdorf bei Chemnitz streikten vom 21. November 1929 bis 7. Februar 1930 die .Arbeiter 
einer Te.xtilfabrik für eine Arbeitszeitverkürzung bei gleiclizeitigem Lohnau.sgleich. Bei einer von der 
URL Chemnitz am 15. .lanuar in Haitmannsdorf organisierten Denionslralion wurden von der Polizei 
5 .Arbeiter erschossen und ca. 20 verletzt. Vgl. GdA S. 225 1.
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arbeitet, als auch der Erwerbslosen und — darüber hinaus — die brennenden 
Lebensinteressen der nicht-proletarischen Mittelschichten. uin deren Gewinnung 
und Führung wir hundertmal tatkräftiger kämpfen müssen als bisher. Der Kampf 
gegen die Teuerung darf keinesfalls als ein rein ökonomischer Kampf aufgefaßt 
werden. Er muß oben und konsequent als politischer Kampf geführt werden. Der 
Kampf gegen die Teuerung ist ein Kampf gegen die faschistischen Terrorbanden, ein 
erbarmungsloser Kampf gegen die Sozialdemokratie in allen ihren Spielarten, ein 
bolschewistischer Kampf gegen die Regierung und die reaktionäre Staatsgewalt, ein 
revolutionärer Kampf für die proletarische Diktatur.
Der Kampf gegen die Teuerung ist ein politischer Massenkampf gegen den 
Toungplan, gegen die Kriegsgefahr, ein Kampf für die Verteidigung der Sowjetunion 
und für die Solidarität mit dem \^ eltproletariat. Diese politischen Elauptlosungen der 
Partei müssen klar und offen bei jeder Teuerungsdenionstration. in jeder Betriebs
versammlung, in jedem ^X'irtschaftskampl proklamiert werden. Der Schwerpunkt 
unseres Einflusses, das Schwergewicht unseres Ringens um die Millionenmassen muß 
praktisch in den Betrieben liegen. Wir bestrluänken uns nicht auf die Straße, 
deren Beherrschung wir gegen jede Drohung und \'erfolgung wie bisher offensiv den 
Kampf fuhren, sondern jedes Parteimitglied, jede Ortsgruppe und Zelle muß jetzt in 
der Praxis beweisen, daß die Kommunisten es verstehen, unter ihren bolschewisti
schen Massenforderungen die Belegschaften in den Kampf zu führen. Mit bolschewi
stischer flartnäckigkeit allen Schwierigkeiten von Massenentlassungen und Maßre
gelungen trotzen, muß die Parteileitung. Betrieb f ü r B e t r i e b in Angriff nehmen 
und koste was es wolle, die Partei dort fundieren. Nur wer diese Arbeit durchführt 
und sich trotz noch so harter Rückschläge nur immer wieder zu verdoppelter Arbeit 
anspornen läßt, ist ein kommunistischer Führer.

um

2. Einige Anweisungen zum D e m o n s t r a t i o n s v e r b o t und 
das drohende Parteiverbot. (Den Bezirksleitungen bereits 
gangen.)’ ^
a) Unmittelbare Maßnah

gegen 
z u ge

rn en :
1. Mächtige Massendemonstrationen in allen nichtpreußischen Gebieten. Was 
Preußen anbetrifft, so ist es klar, daß die Arbeiterschaft sich das teuer erkämpfte 
Recht auf die Straße nicht nehmen läßt. Dabei darf die Partei sich keinesfalls durch 
Polizeimaßnahmen provozieren lassen. V\ ir sind Bolschewiki und lassen uns Zeit und 
Ort unserer Handlungen nicht durch die Polizei vorschreiben. Kaltblütige Entschlos
senheit, furchtlose und nüchterne Energie, überlegene Kampfestaktik - das ist das 
Gebot der Stunde für alle Kommunisten.
2. Überall, besonders in ganz Preußen außerdem ständige Organisierung größter 
Massenversammlungen und Protestkundgebungen in geschlossenen Sälen. Enge 
Verbindung dieser Protestmaßnahmen mit unseren wirtschaftlichen Forderungen 
und mit den Propagandalosungen: Sowjetdeutschland und proletarische Diktatur.’^

12 Zum Dciiiuii.,(ralioii.sverbot siehe oben Anm. 10. Die erwähnten Anw’eisungen an die BL konnten nicht 
ermittelt werden.

13 Vgl. Propagandakampagne gegen das ..drohende Verbot" fU'Nr. 19 vom 23. 1. 1930: ..Wir sind 
nicht zu verbieten"; Nr. 20 vom 24. 1. 1930: ..Die Diktatur rückt näher"; Nr. 28 vom 2. 2. 1930; 
..Nicht zu verbieten und nicht zu unterdrücken“; Nr. 42 vom 19. 2. 1930: ..Der Liberfall auf die 
kommunistische Partei".

zur
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zur Losreißung der sozialdemokratischen Arbeiter 
der SPD — Hinein in die KPD!“ 

von sozialdemokratischen Arbeitern.

3. Besondere Katnphnaßnahmen 
von der SPD. Massenkampagne: ..Heraus aus 
Organisierung des gruppenweisen Übertritts

Austrittserklärungen sozialdemokratisclier .Arbeiter mit vollemVeröffentlichung von 
Namen und .Nummer des SPD-Mitgliedsbuches in unserer Presse. (Stärkste Hervor
hebung auch in der äußeren Form.)'"* Besonders wichtig in Gebieten mit „linker“ 
SPD! Austrittserklärungen müssen vor allem nammenden Protest gegen die Mord- 
und Verbotspolitik der sozialdemokratische Regierung enthalten, ln allen Betrieben, 
Gewerkschaftsversammlungen, in den großen Sport- und Freidenkerorganisationen 

die sozialdemokratischen Arbeiter herantreten, mit ihnen diskutieren, individuelle 
Bearbeitung, um sie zum .Austritt aus der Gummikniippel[)artei zu veranlassen.
4. ^W eitgehendste X'orbereitung auf das angedrohte Verbot und seine Konsequenzen. 
Wir haben vielleicht nur noch wenige Wochen Zeit für die Durchführung bestimmter 
.Maßnahmen. Sofortige Entsendung von Instrukteuren bis in die letzte Ortsgruppe, 
bis in die letzte Betriebs- und Straßenzelle. Sicherstellung des Erscheinens unserer 
Presse, unserer Betriebs-. Häuserblock- und Stempelstellenzeitungen unter allen 
Umständen und um jeden Preis. .Absolute Sicherstellung der Parteigenossen, der 
führenden Parteiarbeiter und der Mitglieder sowie des Parteieigentums gegen jeden 
überraschenden Zugriff. Sicherstellung unseres Eiteraturvertriebs und des Erschei-

der erforderlichen Flugblätter. Handzettel. Klebestreifen und Klebezettel unter 
allen Umständen und in jeder Situation. .Nähere .Anweisungen über diese Fragen 
erfolgen mündlich.
Den Kampf gegen die Polizeiverfolgungen sofort und überall ausnutzen zu einer 
neuen, mächtigen Entfaltung unserer Werbeaktion zur Gewinnung neuer Parteimit
glieder und neuer Zeitungsleser. „Schart Euch um die Kommunistische Partei!“' Auf 
allen .Arbeiterversammlungen. .Massenveranstaltungen. Bezirkskongressen und 
Tagungen der revolutionären Gewerkschaftsopposition im Sinne der obengenannten 
.Aufgaben aktiv auftreten.
5. Überall, wo .Arbeiter versammelt sind. Protestentschließungen und Protesttele
gramme gegen Demonstrationsverbot, gegen .Arbeitermord, gegen Vorbereitung des 
Parteiverbots, gegen Beschlagnahme der Roten Fahne unseres bolschewistischen 
Zentralorgane zur .Annahme bringen.
6. Entsprechendes aktives Auftreten der Kommunisten m allen revolutionären und 
svmpathisierenden .Massenorganisationen.

an

nens

7. Einsetzung aller Parteikräfte und .Mobilisierung der gesamten .Arbeiterschaft zum 
12. Jahrestag der Gründung der Roten .Armee.'’ zum Internationalen Frauentag am
8. .März, zum Reichsjugendtag Ostern 1930 in Eeipzig.

.Artikeln in der14 Diese organisierte .Abwerbungskampagne gegen die SPD liihrte zu einer lulle von
29. 1. 1930: ..Masseneintritl von SPD-,4rbeiterii in die KPD "; Nr. 28 

KPD über "; Nr. 29 vom 4. 2. 1930: ..Flucht aus
Roten Fahne. Vgl. .Nr. 24 vom

2. 2. 1930: ..Ganze SPD-Ortsgruppe tritt zur 
der SPD". ..SPD-Führer ruft zum Eintritt in die KPD auf"; Nr. 40 vom 16. 2. 1930: ..W arum er die 
SPD verließ". Bereits am 9. 11. 1929 war die SPD-Reichstagsabgeordnete .Maria Reese zur KPD

vom

übergetreten.
15 Den 12. .Jahrestag der Gründung der Roten .4rmee feierte die KPD am 2.3. lebruar 1930 mit 

Demonstrationen und Aufmärschen. Grußtelegrammen und Berichten über die Rote .Armee in der 
Presse. A'gl. RF Nr. 46-4? vom 
Abteilung.

23. und 2.5. 2. 1930. Siehe unten. Anweisungen der Agitprop-
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b) für die Agitproparbeit:
1. Fliegende Versammlungen. Solche Anlässe, bei denen größere Massen 
auf der Straße beisammen sind (Betriebsschluß, wichtige Verkehrsknotenpunkte 
Haltestellen. Marktplätze usw.) sind dazu auszunutzen, daß kurze Ansprachen 
gehalten werden. Eine größere Zahl von Genossen müssen als Straßen-, Hof- und 
Verkehrsagitatoren ausgebildet werden. Solche tliegenden Versammlungen müssen 
durch Spreehchöre. Massengesang usw. unterstützt werden.

d Hä tt s erb 1 ockz e i t u n ge n . Sofort müssen überall 
Betriebs-, Häuserblock- ttnd Stempelstellenzeittmgen zu den neuesten politischen 
Ereignissen in V erbindung mit Mieterhöhung. Tariferliöhungen. Zollwucher. Teue
rung usw. Stellung nehmen. Da die legale Presse schwer verfolgt wird, müssen diese 
Organe der Massenorganisationen eine desto schärfere, kühnere, offenere, revolutio
näre Sprache führen. Es ist streng verboten, diese Zeitungen durch Reichstag- oder 
Landtagsabgeordnete verantwortlich zeichnen zu lassen.'*’
3. K1 eb e z e 11 e 1. Häuser- und S t r a ß e n b e s c h r i f t u n g u s w . Die Straßen 
müssen das Bild unserer kommunistischen Gegenaktion deutlich zeigen. Überall 
müssen unsere Lostmgen sichtbar sein. ^Klebezettel. Transparente. Beschriftung des 
Straßenpflasters, der Häuser und Bauten durch 
tragung).)
In der Anlage einige Losungen, die sich für Sprechchöre. Klebezettel. Betriebszeitun
gen usw. eignen. Sie müssen nicht nur in den Straßen und Häusern, sondern 
allem innerhalb der Betriebe und Fabrikräume allenthalben sichtbar sein und 
ständig wieder erneuert werden.

3. Zum Halbjahresplan
Bei der gespannten Situation des Klassenkampfes kann es kein starres Festhalten 
dem Schema eines Arbeitsplanes geben. Dieser muß entsprechend den Ereignissen 
schon in der Anlage beweglich sein. Nachfolgend sei die taktische und organisatori
sche Linie für den Inhalt der bezirklichen Pläne aiigedeutet.
Bei der Aufstellung der Arbeitspläne muß entsprechend den Beschlüssen des VT. 
Kongresses. Xll. Parteitages. X. Plenums' und der Plenarzentralesitzungen die 
wachsende Zuspitzung der Klassengegensätze in Deutschland und die ständige 
Verschärfung der Methoden des Klassenkanipfes beachtet werden. (Siehe Punkt 1 
des heutigen Rundschreibens.)
Die konkreten politischen Aufgaben der Partei sind gegeben durch die Annahme des 
Fo«/igplanes, die neue Rationalisierungswelle. Finanzreform und Zollvorlagen, die 
Drosselung des Sozialetats in den Kommunen, die Miet- und Tariferhöhungen. In 
unmittelbarem Zusammenhang damit steht das Severiiig sehe Reptiblikschutzg 
Strafgesetzentwurf. Vereinsgesetz. Reichsschulgesetz. Filmnovelle und andere

an

2. Betriebs- u ti

Losungen (Schablonenüber-unsere

vor

an

esetz.

16 Siehe unten 8.e.
17 Vgl. Protokoll des VI. Weltkongresses der Komintern. .Moskau 17. .Iuli-1. September 1928. 4 Bde. 

Hamburg o.J. (1928-29). Protokoll des 12. Parteitags: Protokoll des .X. Plenums des EKKI Moskau 
3.-19. Juli 1929. Hamburg-Berlin o.J. (1929): Resolution über das X. Plenum des EKKI und die 
Aufgaben der KPD. beschlossen vom Plenum des ZK 
16. 8. 1929.

14. .August 1929. fif' Nr. 154am vom
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Reichs- und Ländergesetze in der Richtung der h'aschisierung und der Stärkung der 
politischen, sozialen und kultur|)olitischen Reaktion.
Die Kriegshetze gegen die Sowjetunion geht Hand in Hand mit der Verhotshetze 
gegen die Kommunistische Partei. Die zentrale Aufgabe der Partei besteht in der 
Organisierung der Gegenoffensive der Arbeiterklasse auf allen Gebieten des politi
schen und wirtschaftlichen Klassenkampfes. Die wichtigsten Fragen sind:

und G e w e r k s c h a f t s w a h 1 e n ,1. Durchführung der Retriebsräte- 
sowie der Rezirkskongresse der revolutionären Gewerkschaftsopposition. Durchbre
chung der Tariftreue, der Zwangsschiedssprüche. .Auslosung und Führung 
Streiks um Siebenstundentag und Lohnerhöhung bei Lohnausgleich, unbedingt 
bedeutende Verstärkung der Aibeit in den Großbetrieben und unter den Erwerbslo- 

Ausbau der Großbetriebszelleu. straffe Organisierung der Erwerbs
losenbewegung, Durchführung von Erwerbslosenkonferenzen, Demonstratio- 

und Bezirkserwerbslosenaufmärschen, sowie des Reichserwerbslosentages,

von

sen.

nen ___ , . o i
Ausbau der Betriebszeitungen. Erwerbslosenzeitungen, oppositionellen Gewerk-
Schaftszeitungen. Erauen-, Jugend- und Kinderzeitungeu der Partei.
2. Wie der wiitschaftliche Massenstreik unter revolutionärer Führung, so steht auch 
der politische .Massenstreik unter Führung der Partei nicht mehr rem 
propagandistisch, sondern als Aktionsaufgabe vor allen Parteiorganisationen, wobei 
keine mechanische Trennung zwischen den wirtschaftlichen und politischen Massen
streiks gemacht werden darf, da wirtschaftliche Streiks an sich nicht nur politische 
Bedeutung haben, sondern durch Einsatz der Staatsgewalt, Streikbrechertaktik der 
Sozial- und Natioiialfasclüsten und Unterdrückungsgesetze zu direkten, politischen 
Massenaktionen werden. .Andererseits werden rein politische .Massenstreiks 
mit den aktuellen ökoiiomischeu Lebeusfrageu des Proletariats verbunden und 
dadurch zur Steigerung der .Aktionsfähigkeit der .Massen und des Einflusses der 
Partei auf die .Massen beitragen.
3. Verstärkte Propaganda des 5-Jahresplanes, größte Entfaltung des 
internationalen revolutionären Vi ettbewerbes von Belegschaft zu Belegschaft und 
Massenorganisation zu Massenorganisation..Auswertung der Rußland-Delegation, 
verstärkte Verteidigung der Sowjetunion gegen alle Wrleumdimgen und Eügen der

.Aiitibolschewistenfront. Stärkung des Bundes der Freunde der Sow'jet-

von uns

vereinigten 
Union.
4. Verstärkter ideologischer u 11 
Sozialfaschismus im Betrieb. .Massenorganisationen und Staatsapparat. Syste
matische und konkrete Kampagne gegen den ..linken" Sozialfaschismus, einschließ
lich der i?/'anc//enaner^*' und gegen den Nationalfaschismus. Einheits
fronttaktik von unten in den Betrieben und .Aibeiterorganisationen zur Eoslösung der 
SPD- und christlichen Arbeiter von ihren Parteien und Gewinnung für die KPD.

d politischer Kampf gegen den

18 Dieser fand ersiinals am 6. März 1930 in Berlin stau. \ gl. Rt .Nr. .56 vom 7. .3. 1930: Chronik S. 2,51.
19 Unter dem Schlagwort ..Internationaler 'Ä ettbewerb" (auch: ..Soziali.stischer W ettbewerb ’) führte die

Schutz der Sowjetunion durch. HierzuKPD seit Herbst 1929 eine Propaganda-Kampagne zum 
wurden Patenschaften zwischen deutschen und russischen Betrieben gegründet. Erfahrungen ausge
tauscht und Rufsland-Delegationen entsandt.

20 Zum Kampf der KPD gegen die sog. ..Rechten" um Heinrich BranclLer vgl. oben Dok. 9, Anm. 27.
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(Über die politisch-organisatorischen Formen, in denen der Kampf um die Mehrheit 
der Arbeiterklasse gepn den Sozialfaschismus geführt werden soll, siehe Beschlüsse 
des XII. Parteitages, über die tonnen und Methoden des organisatorischen Kampfes 
gegen Nationalfaschismus erfolgen besondere Instruktionen.)-'
5. Endliche Durchführung der X^endung zu den Arbeiterinnen 
u n d J u n g a r b e i t e r n. wie sie erst wieder vom letzten ZK-Plenum verlangt wurde. 
Sorgfältige Vorbereitung des Internationalen Frauentages am 8. März.
6. Verstärkun g der .Arbeit auf dem Lande. .4usbau der Patenschaften. 
Aufbau des Vertrauensleutekörpers unter den Landarbeitern, Bauerndelegiertenkon
ferenzen in den kleinbäuerlichen Bezirken.
7. Wendung in unserer praktischen Arbeit auch zu den großen Massen der 
Anpsteilten und unteren Beamten und Einleitung von .Maßnahmen zur 
Beeinflussung des verelenden Mittelstandes (Kleingewerbetreibende. Kleinrentner 
usw.).
8. Eine entschiedene V erstärkimg der Arbeit in den sozial- und kulturpolitischen 
Massenorganisationen und die Durchführung der in dieser Beziehung vom Weddin
ger Parteitag klar festgelegten, organisatorischen Maßnahmen. Besonderes Gewicht 
auf Freidenker-. Sport und Radioorganisationen verlegen. Endlich den sozialpoliti
schen und kulturpolitischen Apparat innerhalb und außerhalb der Partei ausbauen 
(ARSO und Wohlfahrt. IFA).®
9. Entfaltung einer gründlichen Selbstkritik in der Partei, 
Heranziehung der Sympathisierenden und parteilosen .Arbeiter zur positiven Kritik 
der Parteiarbeit, V erschärfung des Kampfes gegen den offenen Opportunismus, 
Beseitigung der feigen Opportunisten aus allen fülirenden Funktionen der Partei, 
Bekämpfung der radikalistischen „linken " Stimmungen, die dem Opportunismus in 
die Hände arbeiten.
10. Steigerung der Werbung für Partei und Presse durch neue 
großzügige Werbemethoden nach dem Beispiel Berlins, gründliche Auswertung der 
Reichskontrolle zur Vorbereitung der Bezirksparteitage.'^* entschiedene Wendung 
zum Großbetrieb, zum .Ausbau der Betriebszellen. .Aufbau des revolutionären 
Vertrauensleutekörpers, Verbreiterung und Verjüngung der Funktionärkader der 
Partei.
Schlußbemerkung: Der ganze .Arbeitsplan muß unter dem Gesichtswinkel der 
Illegalität betrachtet und alle .Maßnahmen zur Sicherung der Durchführung der 
notwendigen Aufgaben auch in der strengsten Illegalität getroffen werden. Die 
Sicherung des Parteiapparates, die V erstärkung des technischen .Apparates, der 
die Verbindung mit den Massen sichert, die Wendung in der Finanzierung der 
revolutionären Aktionen der Partei durch die .Vlassen. der Ausbau des Parteiapp

uns

ara-

21 Vgl. Waffen für den Klasseiikainpf; Beschlüsse des 12. Parteitages der KPD. Berlin o.J. (1929). S. 31. 
Zum Kampf gegen die .NSD.AP beschloß das Polbüro erst am 4. .hmi eine Resolution: ..Über den 
Kampf gegen den Faschismus. Resolution des Polbüros des ZK der KPD ". RF Nr. 137 
15. 6. 1930. .Abgedruckt in: Zur Geschichte der KPD. S. 274-279.

22 Zur Entstehung von ARSO und IFA siehe oben Dok. 3 und Dok. 10.
23 Zur Reichskontrolle im Dezember 1929 siehe Dok. 11. Anm. 18.

vom
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tes entsprechend den Bedingungen der Illegalität muß ohne Zeitverlust durchgeführt 
werden.

4. Sofort ganze Partei schärfer auf großzügigere und politi
schere Führung der Wahlen zu den Betriebsräten einstellen!
1. Die Behandlung der Organisierung von 
Aktionen der Betriebsarbeiter und Erwerbslosen für die Forderungen: Gegen 
Massenentlassungen, für Siebenstundentag, gegen jede Überstunde! Für Lohnerhö
hung! wird zur Zeit fast vollständig durch die Artikel und Notizen über das 
voraussichtliche Parteiverbot etc. verdrängt. Die Verbindung der beiden aktuellen, 
entscheidenden Fragen. Kampf gegen die politische Unterdrückung mit dem 
ökonomischen Kampf in den Betrieben und auf den Arbeitsnachweisen ist vollstän-

zu den konkreten Maßnahmen

Streikkämpfen und gemeinsamen

dig mangelhaft. In ganz ungenügendem Maße wird
Vorbereitung der Betriebsrätewahlen Stellung genommen, obwohl diese Wahlen 

von einer entscheidenderen Bedeutung sind, als die Parlamentswahlen und die 
nächste große Kraftprobe zwischen Kommunismus und Sozialdemokratie darstellen. 
Es werden fast keine Artikel zur Lage in den einzelnen Betrieben, keine polemischen 
Auseinandersetzungen mit den Soziallaschisten. Christen usw. veröffentlicht. Arbei
terkorrespondenzen fehlen in zahlreichen Parteizeitungen fast vollständig. Wir 
machen auf das eindringlichste auf diese schweren Mängel aufmerksam und 
erwarten, daß sofort auf Grund gemeinschaftlicher Besprechungen mit der Redak
tion eine entscheidende Wendung in der Richtung einer großzügigen, politischen 
Führung des Wahlkampfes vor der breitesten Arbeiteröffeiitlichkeit durchgeführt 
wird.'^'*
2. Anfang Februar werden wir in alle Bezirke Instrukteure des ZK zur Kontrolle und 
Unterstützung der Tätigkeit der Bezirkssekretariate bei den Durchführungen der 
Betriebsrätewahlen entsenden. W ir ei"warten, daß bis dahin schon eine weitgehende 
Konzentrierung auf diese Arbeit eingeleitet wird, daß nicht nur die Bezirksleitungen, 
sondern auch die L’nterbezirksleitungen der Partei sich vollständig Rechenschaft 
darüber gegeben haben, auf welche Betriebe sie sich in der Betriebsrätewahl 
konzentrieren, wo sofort mit der Konstituierung der W ahlkomitees begonnen werden 
muß, welche Methoden zur Vorbereitung der Betriebswahlen in jedem einzel- 

Falleanzuwen den sind. Darüber hinaus erw^arten wir, daß die Betriebs
rätewahlen auch allgemein propagandistisch und agitatorisch ebenso großzügig 
organisiert werden, wie z. B. die letzten Kotnmunalwahlen.“'’ Es ist notwendig, die 
Parteihäuser mit Transparenten, mit unseren Losungen zur Betriebsrätewahl 
auszustatten, die Autos unserer Parteizeitungen entsprechend aufzumachen, ständig

den Betrieben bei Betriebsschluß usw. zu organisie-

zur

nen

Kolonnen mit Transparenten vor
die Zahl der Betriebszeitungen und des sonstigen Materials wesentlich zuren, 

erhöhen.

24 1930 verschärfte die KPD ihre Forderung nach ..roten Betriebsräten“ ( vgl. oben Dok. 1, Anm. 8). Ein 
Überblick über einige Ergelinisse findet sich in Inprekorr Nr. 34 vom 16. 4. 1930. S. 775 f. 
Interessanterweise veröffentlichte die Prawda am 2,5. .Vlai 1930 einen Leitartikel zu den Betriebsräte
wahlen (nachgedruckt in Inprekorr Nr. 47

25 Preußische Kommunalwahlen am 17. November 1929. Siehe dazu oben Dok. 11. Anm. 16.
3. 6. 1930. S. 1055 f).vom
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3. Wir machen erneut darauf aufmerksam, daß durch eine Unachtsamkeit bei der 
Vervielfältigung der Richtlinien 
Überprüfung eines Textes 
gen übernommen wurden, die der taktischen Linie in der Praxis der Partei direkt 
widersprechen. Diese Stellen sind zwar im gedruckten Bericht über den 1. 
Reichskongreß der revolutionären Oppositioiü" gestrichen, aber Exemplare befinden 
sich noch in den Händen der Kongreßdelegierten und der BL. Es handelt sich 
besonders um folgende zwei Abscbniite:
„In solchen Betrieben, in denen die Belegschaft in ihrer Mehrheit freigewerkschaft
lich organisiert ist. muß die revolutiotiäre Gewerkschaftsopposition für die Verhält
niswahl bei der Aufstellung der einheitlichen, freigew erkschaftlichen Kandidatenliste 
m den Belegschaftsversammlungen kämpfen, ln keinem Eall dürfen sich die 
Kommunisten auf einen prinzipienlosen Mandatsschacher einlassen.

zur Betriebsrätewahl (durch nicht sorgfältige 
aus den vorjährigen Betriebsratsrichtlinien) Eormulierun-

Die Einbringung des oppositionellen \ orschlages als selbständige Liste ist abhängig 
von den konkreten \ erhältnissen in den Betrieben. Die Durchführung der Liste der 
Opposition erfordert eine genaue Abschätzung der Kräfteverhältnisse 
Einflusses in der Gesamtbelegschaft, kein allgemeines Schema, sondern größte 
Beweglichkeit und entschiedenes Auftreten der revolutionären Gew erkschaftsopposi- 
tion für die Anerkennung ihrer Eorderungen in der Belegschaft.“
Die Abschnitte sind angesichts der verschärften Gegensätze zw ischen der revolutio
nären Gewerkschaftsopposition und den Sozialläschisten absolut falsch und können 

schwankenden opportunistischen Elementen der Partei ausgenutzt werden, 
die konsequente Durchführung der von der Komintern beschlossenen Betriebsrats- 
w^ahltaktik zu umgehen. Ohne jede Ausnahme muß die Grundlage für die Aufstel
lung der revolutionären Betriebsrätelisten das Programm des 1. Reichskongresses der 
revolutionären O^jposition sein. Siehe Linie in den Artikeln ..Ein Wahlkampf“ und 
..Zwei Eronten"." die in der Parteipresse erschienen sind. Nur in den Eällen, wo die 
gew'erkschaftlich organisierten Arbeiter in den Betrieben bei sehr stark gewerkschaft
lich organisierter Belegschaft dieses Kampfprogramm akzeptieren, ist es möglich, 
eine gewerkschaftliche Liste der Opposition aufzustellen. Eine Verhältniswahl 
kommt auch in diesen fällen nicht in Frage. Die Aufnahme von sozialdemokrati
schen Arbeitern auf die Liste ist abhängig von 
Programms des 1. Reichskongresses.
Eine Abschwäclumg des Abschnittes in dem Sinne, daß sich der Kampf um die 
V erhältniswahl nur auf solche fälle beschränken soll, wo eine erdrückende Mehrheit 
der Organisierten und ein geringer Einnuß der Opposition vorhanden ist. 
ebenfalls falsch. In solchen Fällen.

unseres

von um

der Zustimmung oder Ablehnung des

wäre
wo der Einfluß der revolutionären Opposition ein 

so minimaler ist. daß die Aufstellung einer eigenen Liste als ausgeschlossen gelten

26 Vgl. Protokoll des 1. Rekhskongresses der re\olinionäreii Cewerksrhal'lsoppo,sition Deutschlands, 
abgehalten am 30. November und 1. Dezember 1920 in Berlin. Berlin 1930. S. 102 f.

27 ..Ein W ahlkampf" von Paul .1/erA:er erschien in Ä/'Nr. 264 
die Situation des .lahres 1929/30 mit der

vom 24. 12. 1929. .l/erÄ:er vergleicht darin 
1922/23. In dieser Situation gehe es ..kein Paktieren 

zwischen Soziallaschismus und RCO". Er forderte daher ..auf der ganzen Linie rücksichtsloser Kampf 
um jede Funktion in der Gewerkschaft und um jeden Betriebsrat*'. In dem .Artikel ..Zwei Fronten“ ÄF 
Nr. 18

von

22. 1. 1930 wird diese Forderung ausgeweitet: ..ln jedem Betrieb eine revolutionärevom
Betriebsratsliste!“.
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kann, ist es nicht der Kampf um die ^’erllältniswahl. sondern der Kampf um die 
Popularisierung des revolutionären Karnpfprograrnms und unserer revolutionären 
Strategie und Taktik, der geführt werden mul.v

5. Steigerung der E r we r b s 1 o s e n h e w e g u n g bis zum internationa
len Erwerbslose 11 tag
Fortsetzung der \^ interbilfskampagne. In den Gemeinde-. Kreistags- und Provmzial- 
parlanienten liegen Anträge unserer Fraktionen auf AX interbeibilfe vor. Die Anträge 
werden im Laufe dieser Wochen behandelt. Dazu ist notwendig, die Mobilisierung 
der Erwerbslosen und Betriebsarbeiter zum Besuch der Parlamente. Versammlun
gen. Kundgebungen und wo es inogbcli ist. Demonstrationen. Die am .30. November 
festgelegten Kundgebungen und Märsche sind entsprechend den lokalen Verhältnis

organisieren und zwar beginnend zu den Sitzungen der Provinziallandtag 
Kreismaßstabe und zu den Bezirkskonferenzen der revolutionären Gewerkschaftsop- 
position.^** Die organisatorischen Vorbereitungen dazu sind von den Erwerbslosen
ausschüssen und den Gewerkscbaftsabteibmgen durcbzufübren. Gründliche Vorbe
reitung. Pressekampagne. Stempelstellenzeitimgen. Bezirks-Erwerbslosenzeitungen 
sind dazu zu benutzen, und im verstärkten Maße berauszubringen. Ergänzung der

f jeder Stempelstelle muß ein Ausschuß

e imsen zu

Erwerbslosenausscbüsse in jedem Ort. 
geschaffen werden!
Anfang des Monats Februar werden die kommunistischen Anträge zur Erwerbslosen
unterstützung im Reichstag beraten. Sobald der Termin bekannt ist, wird er durch 
die Presse gemeldet. Auch an diesen Tagen Veranstaltung von Versammlungen und 
Kimdgebungen."'^
Voraussichtlich am 5. März findet ein internationaler Reichs erwerbs
losen tag statt Die Arbeit in der gesamten Bewegung muß zu diesem Tage auf 
ein Höchstmaß gesteigert und zu einer wuchtigen gemeinsamen Aktion des 
Erwerbslosenheeres mit der Armee der Betriebsarbeiter gestaltet werden. Besondere 
Anweisungen hierzu werden noch erfolgen.

au

6. Betr. Internationaler Frauentag verweisen wir auf das ausführliche
14. Januar.^’ In denRundschreiben der F r a u e n a b t e i 1 u n g vom

28 Die Bezirkskonferenzeu der RCO landen in den .Monalen Januar-Februar 1930 statt. \ gl. den Bericht 
der Roten Fahne über die Bezirkskongresse in Halle. Künigsberg. Magdeburg und Breslau. Rt Nr. 29

1 ./2. Februar 1930 in Berlin statt.
11.2. 1930.

vom 4. 2. 1930. Der Bezirkskongreß Berlin-Brundenburg l'and am ----------“ :
Vgl. R}' Nr. 2? vom 1. 2. 1930. Zu den dort gefaßten Besrhlüssen siehe R}' Nr. 3.o 

29 Die kommunistische Reichstagsfraktion stellte Ende Dezember im Reichstag zwei Antriige zur 
Verbesserung der Erwerbslosemmterstützung. Vgl. RF Nr. 265 vom 2.r. 12. 1929. Iber die 
Behandlung dieser .Mitriige herichtete Die Rote Fahne nicht. Die geforderten ..Versammlungen und

Stau dessen doiniiilerte die Kampagne zum miernalionalen 
21 .Monate sozialdemokratische Koalitionspolitik. 1928-1930. Hand-

vom

Kundgebungen" fanden nicht 
Erwerbslosentag: Vgl. auch: 
buch der kommunistischen Reichstagsfraktion. Berlin 1930. S. 3.52 fl.

30 Der internationale Eiwerbslosentag fand am 6. März 1930 statt. An diesem Tag kam es in allen 
größeren Städten zu Demonstrationen der Erwerbslosen unter der Führung der KPD. Dabei wurden m 
Berlin und Halle/Saale zwei Demonstranten \ <m der Polizei erschossen. \ gl. R} Nr. 56 vom

Statt

7. 3. 193Ü: Chronik S. 241.
31 Auf Beschluß der II. internationalen Konferenz sozialislischer Frauen in Kopenhagen 1910 wurde der

8. März zum ..Internationalen Frauentag" erklärt. Die KPD griff diesen Tag 1930 wieder auf. ln
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naclisten Monaten muß-es möglich sein, einen großen Schritt in der Durchführung 
der vom Parteitag heschlossenen W endung in der Massenarbeit unter dem weiblichen 
Proletariat vorwärts zu tun. Die bezirklichen Kongresse der revolutionären Gewerk
schaftsopposition. die Aufmärsche der Erwerbslosen, der Massenkampf gegen 
Teuerung und politische Unterdrückung, der in allen Betrieben, auf den Straßen, in 
den Massenorganisationen entbrennt, die \orbereitung der Betriebsrätewahlen 
(Frauen als Kandidaten auf die Listen), das sind die günstigsten Anlässe, die Frauen 
aktiv in die Kampffront einzugliedern. Die Auswertung der Generalkontrolle muß als 
Resultat die Eingliederung der besten Funktionärinnen in alle Leitungen der Partei 
und der Fraktionen entsprechend der Stärke und Rolle des weiblichen Proletariats im 
lokalen Maßstab haben. Der internationale Frauentag selbst muß ein Höhepunkt 
dieser Vorbereitungsarbeiteil sein, eine mächtige Demonstration von den Betrieben, 
Stempelsteilen und W ohnvierteln aus. ein Auftakt zttr Mobilisierung der Frauenmas
sen Deutschlands auf der ganzen Linie.

7. Verschiebung der B e z i r k s p a r t e i t ag e um .3-4 WochetU'
Zur Konzentrierung aller Kräfte der Partei auf die Durchführung der obengenannten 
Aufgaben, um eine genügend gründliche innerparteiliche Durcharbeitung aller 
Parteiorganisationen und Fraktionen zu gewährleisten (politisch und organisatori
sche Auswertung der Generalkontrolle, insbesondere vollständige Einstellung des 
Parteiapparates auf die Möglichkeit raschen Übergangs in die Illegalität), um auf den 
Bezirksparteitagen selbst nach sorgfältiger Vorbereitung Stellung zu den Beschlüssen 
des ZK und des EKKl zur Lage und den .Aufgaben zu nehmen, beschloß das Polbüro 
die Hinausschiebung der festgelegten Termine der Bezirke um 3—4 W ochen, d. h. die 
ersten Bezirksparteitage werden erst etwa am
Dieser Verschiebung entspricht außerdem den bereits gestellten Anträgen einer 
ganzen Anzahl von Bezirksleitungen.

8. Mitteilungen
a) Raschere Orientierung des ZK. Bei der Fülle wichtiger Ereignisse 
genügt es nicht nur, daß sofort bei wichtigen Anlässen Eilbriefe mit kurzen 
Vorberichte 11 nach Berlin pschickt werden, in solchen Fällen ist das ZK bzw. 
Pressedienst und RF telefonisch zu orientieren bzw. Sorge für eventuelle andere 
Nachrichtenübermittlung zu treffen.

b) Schärfere Kontrolle des Gegners. Um eine umfassende Übersicht über 
die Maßnahmen unserer Gegner gegen die Partei im Reichsmaßstabe zu bekommen, 
und die Taktik der zentralen Stellen schneller zu enthüllen, sind alle neuauftauchen- 
den Verleumdungen, Fälschungen etc. sofort zu melden. Der Abwehrdienst ist aufs 
intensivste auszubauen. .Alle wichtigen Bewegungen der Staatsgewalt, der Sozialfa
schisten und der .Nazis sind sofort auf zweckmäßigstem \^'ege zur Kenntnis des ZK 
zu bringen.

23. .März beginnen.

Berlin fand am 8. .März 1930 daher ein 
Nr. 58 vom 9. 3. 1930. Das genannte Rundschreilien 
unten Dok. l?b über die Schwächen des Frauentages.

32 Zu dem Bezirksparteitagen des .Fahres 1930 vgl. unten Dok. 17 a.

der KPD organisierter Demonstrationszug statt. V'gl. RF 
1 vom 14. .lunuar 1930 liegt nicht vor. Vgl. jedoch

von
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c) Achtung auf antibolschewistische Zentralen. An verschiedenen 
Stellen des Reiches arbeiten jetzt eine Anzahl antibolschewistischer Propagandazen
tralen. die in der letzten Zeit reichlichen finanziell subventioniert werden. Pressekor
respondenzen. besonders an 
die tollsten Verleumdungen und Märchen über die Sowjetunion. Erzählungen, die 
man in den Großstädten nicht mehr zu verbreiten wagt (z.B, Massenaulstände 
russischer Bauern. Hungertod von 
Sozialisierung der Frauen usw.). Alle diese Materialien sind von den Ortsgruppen 
und Zellen zu sarnineln und von den Bezirksleitungen in einigen Exemplaren hierher 
einzusenden.

die Provinzpresse, Flugblätter, Traktätchen enthalten

Millionen, die greulichsten Tschekageschichten,

d) Brief an alle neuen Parteimitglieder, ^'ir erinnern daran, daß 
entsprechend dem Beispiel der Berliner Organisation ein sorgfältig abgefaßter Brief 
an jedes neue Parteimitglied geschickt werden muß. Die ZK-Instrukteure werden 
mit den BE besonders über die Frage der Eingliederung der neuen Mitglieder in die 
Parteiarbeit sprechen.

e) Betr. verantwortliche Zeichnung von Betriebszeitungen. An 
alle Zellen und Ortsgruppen ist nochmals kategorisch die Anweisung zu geben, daß

Abgeordneten als 'V erantwortlichedie eigenmächtigen Zeichnungen der Namen von 
unter Betriebs- und Häuserblockzeitungen unterbleiben müssen. Handelt es sich um 
illegale Schriften, so bedeutet das einen günstigen Vorwand für das Vorgehen der 
Klassenjustiz, handelt es sich um legale Zeitungen, so sollen bekannte Genossen am 
Orte, die dann wirklich die Kontrolle des Inhalts zu verantworten haben, zeichnen.

f) Bei Berichterstattung und Korrespondenz zu beachten: Alle 
Dokumente, Briefe, die auf legalem Wege nach Berlin oder in die Organisationen 
gehen, sind so abzufassen, daß der Gegner nichts mit ihnen anfangen kann. Die 
Protokollschreiberei ist auf das Äußerste einzuschränken, Namen vollständig 
wegzulassen. .Nur wichtige Vorgänge sind zu protokollieren. In der Regel genügt es, 
wenn Beschlußprotokolle angefertigt werden.
Bei Korrespondenz ist streng auf die jew'eiligen Aktenvermerke, Diktatzeichen, 
Ahteilungszeichen etc. zu achten und darauf Bezug zu nehmen. Ebenso müssen 
außer den Briefen alle Materialien ein .Vbgangsdatum enthalten. Diese 
Kleinigkeiten haben jetzt eine besondere Bedeutung.

Mit kommunistischem Gruß 
Zentralkomitee der KPD 
Sekretariat

Dem Rundschreiben liegen bei: 
Anweisungen der Agitpropabteilung 
Anweisungen der Eandabteihmg 
Anweisungen der Sportabteihmg'^'^) 
Anweisungen der Parlamentsabteihmg

33 Liegt nicht vor.
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Anhang
Losungen gegen Demonstrationsverbot und drohendes Partei

verbot
Arbeit den Erwerbslosen!
Brot den Hungernden!
Alle Macht der Arbeiterklasse!
Brecht die Fesseln des Loungplanes! Schlagt die Faschisten! Bechnet ab mit dem 
Sozialfaschismus! Kämpft lür Brot und Macht! Heraus zum Massenstreik für 
Lohnerhöhung und Siebenstundentag! Nieder mit der Hungerregierung! Es lebe die 
Diktatur des Proletariats!
Der Kommunismus ist nicht zu verbieten!
Straße frei für die Kommunistische Partei!
\^'ir bleiben rot trotz Grzesinskis V^erbot! ^'*
Nach oben: kriechen, nach unten: treten, das sind die SPD-Minister, die sozialfaschi
stischen Lakaien des Finanzkapitals!
Wer hat die Miete verteuert?
Die SPD-Minister, ihre bürgerlichen Koalitionsbrüder und ihre faschistischen 
Mordbanden!
Wer kämpft gegen den Mietwucher?
Allein die Kommunistische Partei!
^'arurn sind Demonstrationen verboten?
Damit die Not der Massen die Buhe der Reichen nicht stört!
W'er hat die Demonstrationen verboten?
Der Vertreter der Auch-Arbeiterpartei. der SPD-Minister Grzesinskil 
Warum wird dennoch demonstriert?
Weil die Kommunisten für die Arbeiterinteressen kämpfen, auch wenn es Sozial-' 
faschisten und Faschisten verbieten!
W arum wurden am 1. Mai 1929 in Berlin 33 Männer und Frauen ermordet? *'’— Weil 
der Sozialdemokrat Zärgiebel das Demonstrieren verbot! Warum verbietet der 
Sozialdemokrat Grzesinski alle Arbeiterdemonstrationen? - Weil er noch mehr 
Arbeiterleichen aufs Pilaster legen will!
W arum lassen SPD-Minister demonstrierende Arbeiter niederschlagen? Damit die 
Arbeiter den Mut verlieren, für bessere Löhne und kürzere Arbeitszeit zu kämpfen! 
Was bekommen die SPD-Führer dafür, wenn ihnen das gelingt?
Fette Posten und hohe Gehälter als Minister, Direktoren, Aufsichtsräte, Präsidenten! 
W'ollt Iln das dulden, ohne Widerstand. Proleten?
Nein! Kämpft mit der Kommunistischen Partei!
Arbeiter!
Hinein in die Kommunistische Partei!

34 Vgl. oben Dokument Nr. 1. Anm. 1.
35 Zu den Vorgängen am 1. .Mai 1929 vgl. oben Dok. 8. .-Vam. 3.
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Arbeiter!
Heraus aus der Sozialdemokratischen Mörder|)artei! 
Rüstet zum Internationalen Frauentait am 8. März! 
Wählt rote Betriebsräte!
Keine Stimme den Sozialfasclüsten!

15 a.

24. 1. 1930: Anweisunjjen der Agitpropabtciiung des ZK

Anlage zu Nr. 15. Überschrift: ..Rundschreiben Nr. 1. Anweisungen der Agitprop-Abteilung.“

Inhaltsverzeichnis:
1. Die w ichtigsten Termine
2. Die nächsten Aufgaben
3. Anweisungen für die laufende Arbeit.

1. Die wichtigsten Termine: 
Januar:
15.-21.
15.-31.

gew ählten KommunalfraktionKonstituierung der neu 
LLL [Lenin-Liebknecht-Luxemburg] Kampagne 
Sammelkampagne der .\ntifa.
Reichskontrolle des KJV D
Werbeaktion des RF.MB
Internationales X^’intersportfest der Opposition in Oberwie
senthai
Oppositionelles Wintersportfest in Halle 
Oppositionelles X^'intersportfest in Berlin 
12 Jahre Rote .4rmee (Massenveranstaltungen KPD. RFMB 
und Reichsleitung)
Reichskulturschau der IF.\ in Berlin
Reichserwerbslosentage
Reichskonferenz der Opposition im .\TSB. in Leipzig 
11 Jahre Komintern 
Internationaler Frauentag
A'ap/J-Putsch (Anti-5et’crmg--Kampagne bis zum 23. Marz, 

Severing Bielefelder .\bkommen) [durchsetzte.]
Karl Marx 1883 gestorben 
Reichs-IF.\-Konferenz 
Betriebswerbung der Antifa, 

erbekamjiagne der L4H

Februar:
1./2.

7.
9.
23.

15.-15. 3.
März:
1./2.
2.
8.
13.

wo
14.
15./16.
15.-31.
15.-31.
April:
20./21. (Ostern) 
20./21. (Ostern)

Reichsjugendtag in Leipzig 
Reichskoriferenz des DATB Dortmund
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20./21. (Ostern) Reichstreffen und Reichskonferenz Opposition Arbeiterrad- 
f'alirer
Osterschulen des RFMß 
Lenin Geburtstag 1870

20./21. (Ostern)
22.
Mai:
1. 1. Mai

Ein Jahr REB-Verbot7.
Juni:
8./9. (Pfingsten) 
8./9. (Pfingsten) 
8./9. (Pfingsten)

Aufmarscfi der Reichsleitung 
Reichstreffen der Antifa.
Reichstreffen und Reichskonferenz der gesamten Sportoppo
sition in Erfurt 
Reichskinderlager der IAH 
Reichs-ARSO-Tagung in Dresden 
1905 Potemkin-Aufstand
Solidaritätstag der IAH (mit Sammlung und Plakettenver
kauf)

1.-9.
15.
27.
30.

2. Die nächsten Aufgaben
Über den politischen Inhalt der Agitproparbeit im nächsten halben Jahre 
wir auf die Anweisungen des Sekretariats.
ln den nächsten Monaten ist besondere Aufbauarbeit zur Schaffung von Agitprop- 
abteilungen in folgenden Bezirken notwendig: Pommern. Mecklenburg. -Magdeburg, 
Thüringen. Hessen-Waldeck. Baden. Pfalz. Saargebiet. .Nord- und Südbavern, 
Schlesien und Oberschlesien.

verweisen

Die Verstärkung des -Agitprop-.Apparates. besonders in den unteren Organisationen, 
steht als Aufgabe vor folgenden Bezirken: W ürttemberg. Hessen-Frankfurt. .Nord
west. Niedersachsen. Sachsen. Ostpreußen. -Mittelrhein. Danzig.

Aufgaben der Propaganda:
In kürzester Zeit ist die Zusammenfassung der schon vorhandenen Mitarbeiter zu 

systematisch arbeitenden Propkommission durchzuführen. Die wichtigsten 
-Aufgaben sind folgende:
a) Durchführung der Bezirksparteischule und Kontrolle aller im Jahre 1929 durch 
Reichspartei- und Bezirksparteischulen erfaßten Getiossen.
b) Entschiedene Wendung zur .Massenschulung. Elementarkurse für die Masse der 
Parteimitglieder unter hesonderer Erfassung der Neiiaufgenommenen auf der Basis 
der Beüiebs- und Straßenzellen, direkte Kontrolle der hundert wichtigsten Großbe
triebe in jedem Bezirk über die Schulungsarbeit der Zellen.
c) Entfaltung der Selbstbildungsarbeit und Schaffung v'on Selbstbildungszirkeln, vor 
allem in den Großbetrieben.

einer

I

Mangel an Referenten oder technischenwo aus

1 Seit 1927 besaß die KPD eine zentrale Parleisclinle. zunächst in Dresden, ab Febrtiar 1929 in Berlin- 
Fichtenau. Bis 1933 besuchten 680 Funktionäre die Kurse. \'^l. Hans Maur. Gedenk- und 
Bildungsstätten der .\rbeiterbewegung in Schoneiche-Fichtenati. In: Aeue Museumskunde. Berlin 
(Ost). Jg. 17. Nr. 4. 1974. S. 284 IT.
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Schwierigkeiten Organisierung der Zellen-Eleinentarkurse niciil miiglich ist. Allge- 
Entfaltung der Selbstbilduiig mit Hilfe der Tages- und Betriebspresse und mit 

Hilfe der Funktionärsorgane.
d) Ausbau der Marxistisclien .Vrbeiterscliule. Vi endung zu den Großbetrieben, 
Organisierung von Provinzschulen der MASCH.“ Aufbau eines Betriebsvertrauens
leute-Apparates.
e) Zusammenfassung der Propleiter aller mit uns sympathisierenden Massenorgani
sationen. Durchführung eines Minimalprogramms der Schulungsarbeit mit Unter
stützung der Propleiter der Partei.
f) Vorbereitung des am 1. April beginnenden Fernunterrichtes durch die Propabtei- 
lungen bzw. Eeitungen der Bezirke und Massenorganisationen.
g) Monatlich erscheint ein Instruktionsmaterial für die in allen Bezirken zu 
schaffenden Propabteilungen nnd Propleiter der Bezirke und Unterbezirke. Der 
Propasandist^ wird in der .Art unserer Betriebszeitungskorrespondenz vervielfältigt 
und soll den Propleitern helfen, die Wendung zur Massenschulung durchzuführen.

meine

Die Betriebszeitungen:
Der notw endigste Schritt ist die Bildung einer ehrenamtlichen Betriebszeitungskom
mission bei der Agitpropabteilung der BE. deren .Aufgaben sich wie folgt gliedern:
a) Herausgabe eines Betriebszeitunsredakteurs für den Bezirk regelmäßig am Anfang 
eines jeden Monats, kollektive Zusammenstelhmg des Inhalts.
b) Genaue Registratur aller im Bezirk erscheineuden Betriebs-, Häuserblock- und 
Dorfzeitungen und Bericht an Zentralagitiirop.
c) Briefliche Kritik aller eingehenden Zeitungen in bezug auf politischen Inhalt, 
technische Aufmachung. Finanzierung. Verlireitimg.
d) Herausgabe und Aärbreitung von 

d Ortsgruppen bei der Beschaffung brauchbarer Apparate.
e) Durchführung der auf Vorschlag des 12. Parteitages 
genauen Richtlinien, die in dem gedruckten .Material ..Kampf tim die .Massen- Nr. 3 
..Betriebszeitungen und Arbeiterkorrespondenteubewegung - niedergelegt und für 
die Gesamtpartei bindend sind."*

.A r b e i t e r k o r r e s p o n d e n t e 11 b e w e g u n g ’
Voraussetzung für notwendige Arbeit ist die Bildung einer AK-Kommission bei der 
.Agitpropabteilung der BE. die sich wie folgt gliedert:

Pressefondsmarken. Unterstützung der Zellen

un
ZK beschlossenenvom

2 Die Marxistische Arbeilerscluile. die MASCH. entstand 1926/27 in Berlin - nacli Angaben ihres ersten 
Leiters Johann Lorenz Schmidt (190Ü-1978) schon 192.3 - als formal iiberjtarteiliche. tatsächlich 
komintinistische Bildungseinrichtung. Vgl. Gabriele Gerhard-Sonnenherg. Marxistische .Arbeiterbil-

- düng in der Weimarer Zeit f.MASGH). K5ln 1976. 19.31/32 erschien als Schulungszeitschrilt der 
MASCH Der ;1/ar.rät (Reprint: Erlangen 1971).

3 Der Propagandist war parteiinternes Fimklionärsorgan für Kragen der Propaganda und Schulung 
beit, ab 193Ü monatlich von der Agitpropabteilung des ZK hertmsgegeben. Vgl. unten Dok. 41.

4 Dieses Material liegt nielit vor.
5 Vgl. oben Dok. 1. Anm. 5.
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a) Regelmäßige Beilage zum BZR. Der Arbeiterkorrespondent mit praktischen 
Ratschlägen und Anregungen für die AK und fiir die Redaktionen der Tages- und 
Betriebszeitungen in bezug auf Ausbau der AK-Bewegung. Schulung. Organisierung 
von Kampagnen.
b) Monatliche Berichterstattung über Zahl und Art der in den Tageszeitungen etc. 
verwandten .AK anhand von Fragebogen an Zentralagitprop.
c) Pressekontrolle und Kritik in bezug auf Zahl, Inhalt und Aufmachung der AK in 
der Tageszeitung.

Wendung zu den Massen im Litvertrieb
Folgende allgemein politisch-organisatorischen Maßnahmen sollen die Wendung 
zum Massen-Litvertrieb erleichtern:
a) Der ab 1. Januar erscheinende Literaturobmann soll als Hilfsmittel zum .Aufbau 
eines ehrenamtlich tätigen Litobleute-Apparates in den Großbetriebszellen, bei den 
Fraktionen in den Massenorganisationen, in den Stadtteilen. Straßenzellen und 
Ortsgruppen dienen.
b) Regelmäßige monatliche Sitzungen einer bei der BL Agitprop zu schaffenden 
Literaturkommission, die geeignete Maßnahmen zur F'örderung des Massenabsatzes 
in den Bezirken. Unterbezirken etc. vorschlägt und für ihre Durchführung sorgt. 

Literaturecken und Beilagen in allen Tageszeitungen und 
Bezirksfunktionärorganen. Ausnutzung der Betriebszeitungen zur Popularisierung 
unserer Literatur. Kontrolle der Tageszeitungen. Funktionärorgane, Betriebs-, 
Häuserblockzeitungen etc. in bezug auf Literatur-Propaganda.

c) Einrichtung von

Agitproparbeit in den .Massenorganisationen
In den Bezirksleitungen der mit uns sympathisierenden Massenorganisationen 

stärkster Unterstützung der .4gitpropabteilung der Partei folgende 
Maßnahmen durchgeführt werden:
müssen unter

a) In allen Bezirksinstanzen muß ein mindestens aus zwei Genossen (Agit und Prop) 
bestehendes Ressort geschaffen werden. Die .Agitpropabteilung der BL macht mit 
allen Agitpropleitungen der sympathisierenden Massenorganisationen mindestens 
einmal, und zwar am Ende eines jeden .Monats, eine Sitzung, in der der Arbeitsplan 
für den kommenden .Monat, die Kampagnen, die Verteilung der Veranstaltungen 
und die Herausgabe der Materialien festgelegt werden.
b) Die Agitpropabteilung der BL macht im Laufe des Monats mit jeder Agitproplei
tung der Massenorganisationen eine besondere Aussprache zur Verbesserung und 
Verstärkung der Agitproparbeit der betreffenden Massenorganisation in der Linie 
der Parteibeschlüsse und der Sicherung einer richtigen .Massenpolitik der svmpathi- 
sierenden Organisationen.

Kulturpolitische A ti f g a b e n
Notwendig ist die Schaffung einer arbeitsfähigen kulturpolitischen Abteilung bei der 
Agitpropabteilung der BL sowie .Aufbau arbeitsfähiger Fraktionsleitungen in allen 
kulturpolitischen Massenorganisationen. Die Hauptaufgaben sind folgende: 
a) Wendung zur Massenarbeit der von
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der SPD geführten Kulturorganisationen. Massenarbeit in den von uns geleiteten 
Organisationen.
b) Entscheidendes Kettenglied für die nächsten Monate ist die Arbeit unter den 
Freidenkern, unorganisierten Dissidenten und proletarischen Massen, die noch 
Kirchensteuern bezahlen.*’ (Vi erbeaktion der oppositionellen selbständigen V erbande 
— .Aulliau von stratferen Fraktionen und oppositionellen h unktionarkaders in den

der SPD geführten Bezirken - 50000 Kirchenaustritte iin Reich bis Ende März- 
Versammlungen, Demonstrationen gegen Kultiirreaktion und Regierungsmaß- 
nahinen.)
c) Unterstützung des Aulbaues des Reichsorgans der proletarischen Freidenker, 
Steigerung der Auflage auf 100000 bis Ende März.
d) Schaffung von IFA-Kartellen in den wichtigsten Bezirksvororten des Reiches.' Zur 
Information erscheint monatlich die IFA-Rundschau.

von

von

e) In allen Bezirken Vorbereitung der Reichskulturkonferenz am Sonnabend, den 15. 
und Sonntag, den 16. März 30 zur Gründung der Reichsifa.** Dort Beschluß über ein 
allgemeines proletarisches Kulturkampfprogramm. Entgegennahme eines gründli
chen Berichtes über den kulturellen Aufstieg der russischen Arbeiter und Bauern und 
den Fünfjahresplan und Behandlung der wichtipten Einzelfragen des IFA-Kultur- 
kampfes. verbunden mit einer großen kultur-kämpferischen Massendemonstration 
aller Berliner proletarischen Kulturorganisationen.
f) Führung einer Kampagne in allen Kulturorganisationen zum Besuch der IFA- 
Ausstellung vom 15. Februar bis 15. März und Einsendung von Material für diese 
Ausstellung.
g) Entfesselung des Klassenkampfes gegen Schulfaschismus, Vorbereitung der 
Elternbeiratswahlen. Zusammenfassung der revolutionären Freidenker, Elternbei- 
räte, Opposition im Bund freier Schufgesellschaften, revolutionären Lehrer und des 
JSB zu gemeinsamen Aktionen.
h) Schaffung von Massenorganisationen für proletarische Radiohörer. Genaue 
Instruktionen darüber werden den Bezirken noch zugestellt.

3. Anweisungen für die laufende Arbeit
Jahrestag der Gründung der Roten Armee. Am 23. Februar 1918 wurde 
das Dekret zur Gründung der Roten .Armee erlassen. Dieser Tag muß zum Anlaß 
genommen werden, um Arbeiterkorrespondenzen und Begrüßungs
schreiben zwischen der Arbeiterschaft und der Roten Armee der Sowjetunion 
einerseits und der Arbeiterschaft der kapitalistischen Länder andererseits auszutau
schen.

6 lin Frühjahr 19.30 lieganii ilie KPD eine Kampagne um den von der SPD kontrollierten ..Verband für 
Freidenkertum und l'enerhestatlung -. Die .Aktion war begleitet von einer groß angelegten Pressekam
pagne gegen die Kirchen mit der Forderung zum Kircheiiaustritt. Als Folge wurden daraufhin 
kommunistische üpposilionsgruppen aus dem Freidenkerverhand ausgeschlossen und gründeten 
selbständige oppositionelle Freidetikerverbände. 1931 schlossen sich diese zum ..Verband proletari
scher Freidenker ' zusammen. Das Organ des VPF war die Proletarische Preidenkerstimme.

7 Zur Entstehung der IF.A vgl. oben Dok. 10.
8 V gl. oben Dok. 10. Anrn. 5.
9 Siehe oben Dok. 15. Anrn. 15.
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Die Konespondenzeii und Begrüßungsschreiben (die an mit uns verbundene 
Betriebe. Regimenter, Organisationen oder allgemein an die Rote Armee zu ricbten 
sind) sollen nicht allgemeinen Inhalt haben, sondern konkret auf die gegen
wärtigen politischen Aufgaben der Roten .Armee (als der Schätzerin des 
sozialistischen Aufliaues. der militärischen Garantie des Fünfjahresplanes, der 
Befreiung der Weltarbeiterschaft vom Kapitalismus) und der Arbeiterschaft 
der Sowjetunion (Fünfjahresplan. Verteidigung des sozialistischen Vaterlandes) 

gehen. Das Schwergewicht der Korrespondenzen und Begrüßungsschreiben ist 
zu legen auf die Aufgaben, die sich die deutsche Arbeiterschaft, und zwar konkret: 
der Betrieb, der Arbeitsnachweis, die Massenorganisation, die die Rote Armee 
begrüßt, zur Verteidigung des sozialistischen Aufbaues stellen muß (Aufklärung der 
Massen über die Sowjetunion. Stärkung der KPD. Organisierung und Führung des 
wirtschaftlichen Kampfes usw.)
Von der Bezirksleitung und Redaktion muß diese Kampagne organisiert werden mit 
dem Ziel, daß jeder Betrieb, jeder Machweis. jede .Massenorganisation, jede Partei- 
und KJ\ -Zelle in diese Solidaritätsaktion mit der USSR einbezogen wird. Für die 
schnelle Weiterleitung und Veröffentlichung der aus der Sowjetunion eintreffenden 
Korrespondenzen ist durch die Bezirksleitung und Redaktion
Berichterstattung über Betriebszeitungen. Eine Reihe von Bezirken 
haben m den letzten Monaten die Fragebogen des ZK nicht beantwortet. Die 
Zentralagitprop eirilaulendeii Zeitungen enthalten vielfach weder Nummer noch 
Datum noch Ort des Betriebes. Ab Januar müssen die Fragebogen monatlich 
regelmäßig ausgefüllt und spätestens bis zum 8. jeden Monats an Zentralagitprop 
eingesandt werden. Die Kontrolle der Bezirke über die erscbeinenden Betriebszei
tungen muß so organisiert werden, daß endlicb alle Rubriken des Fragebogens den 
Tatsachen entsprechend ausgefüllt werden können.
Vertrieb des Parteitagsprotokolls. In jedem Bezirk muß eine gründliche 
Kampagne unter BL-Mitgliedern und allen Funktionären und Redakteuren 
Bezug des Protokolls geführt werden. Besonders dafür sorgen, daß das Protokoll für 
Zellen- und Ortsgruppenbibliotheken sowie für Bibliotheken der mit uns sympathi
sierenden Organisationen angeschafft wird."’
Marxistische .4 r b e i t e r s c h u 1 e n sind keine Parteischulen. Wieder
holt veranstalten Bezirke Funktionärskurse oder Bezirksparteischulen unter dem 
Namen „Marxistische Arbeiterschule“. Nach den Richtlinien des ZK ist die MASCFl 
eine überparteiliche Massenschule.'’ die mit anderem Programm und anderen 
Methoden organisiert wird als unsere Parteischuhmgsarbeit. die den direkten und 
unmittelbaren Bedürfnissen der praktischen Parteiarbeit zu dienen hat. Die Bezirke 
müssen das scharf auseinanderhalten.

e in

zu sorgen.

an

zum

Arbeiterkorrespon d e n t e n - B e w e g u n g . Der Förderung der .4K-Bewegung 
muß größere Aufmerksamkeit zugewandt werden.
Wir machen darauf aufmerksam, daß It. Beschluß des 12. Parteitages bei jeder 
Redaktion eine .4K-Kommission. die ein verantwortlicher

10 Gemeint ist das Protokoll des 12. Parteitages.
11 Vgl. oben Anin. 3.
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Genosse der Redaktion leitet, bestehen muß. Der Leiter der AK- 
Konnnission muß Mitglied der Agitpropabteilung sein.
Um einen Überblick über die gesamte AK-Bewegung zu erhalten, wird die

für dieAgitpropabteilung des ZK ab jetzt regelmäßig Fragebogen 
Redaktionen über den Stand der AK-Bewegung herausgebeii.
Unzulässige Ag i t a t i o n s m e t h o d e n . Der Rezitator Ifeinert''^ übergibt uns 
eine Reihe von Inseraten oder Kästen der Partei|)resse. in denen er als Mitwtrkender 
bei Veranstaltungen benannt wird, von 
Benachrichtigung erhalten hat. Solche krampfhalten Methoden sind unzulässig.
Kulturpolitik: Die wachsende Kulturreaktion, die verschärfte Spaltungsoffen- 
sive der Reformisten auch in den proletarischen Kulturorganisationen. die drohende 
Illegalität zwingt die Partei, auf dem kulturpolitischen Gebiet eine energische 
VÜendung zur Massenarbeit zu vollziehen und den schärfsten Kampf um die Mehrheit 
der Arbeiter in den proletarischen Kulturorganisationen zu führen.
Die wichtigsten Aufgaben zur Verwirklichung dieses Zieles sind: Engste Verbindung 
der kulturpolitischen Arbeit mit den politischen Kampagnen der Partei (Republik- 
schutzgesetz. Kampf gegen }'o«/ig--Plan. Kampf gegen imperialistische Kriegsgefahr), 
V erankerung der Kulturorganisationen in den Betrieben (Schaffung von Vertrauens
leuten. Ausnutzung der Betriebs- und Uäuserblockzeitungen. Durchführung von 
Sonderveranstaltungen der einzelnen kulturpolitischen Organisationen für Großbe
triebe, z.B. Filmvorführungen. Sondervorträge der Marxistischen Arbeiterschule, 
betriebsweise Kirchenaustritte usw.).

denen er nichts weiß und keinerlei

Freidenker: Verschärfung des Kampfes gegen die Spaltungsmaßnahmen der 
5ferer6-Bürokratie im Verband für Freidenkertum und Feuerbestattung.'* Die 
selbständige ^ eiterführung der Organisation und Anschluß an den Verband 
proletarischer Freidenker darf erst dann erfolgen, wenn die Voraussetzun- 
gen für die Erfassung der Mehrheit der Mitgliedschaft gegeben 
sind. In jedem Fall muß eine Verständigung mit der Parteibezirksleitung und dem 
Zentralkomitee herbeigeführt werden.
Offensivste Steigerung der Kirchenaustrittskampagne. Das bis Ende Februar 
gesteckte Ziel von 50000 Kirchenaustritten für das Reich muß weit überschritten 
werden. Organisierung betriebsweiser Kirchenaustritte nach Schluß der Arbeitszeit 
in V^erbindung mit gut ausgestalteten Belegschaftsversammlungen. Erfassung der 
Erw'erbslosen in den Stempelstellen zu geschlossenen Kircbenaustritten. VV ir machen 
darauf aufmerksam, daß vom 27. bis 29. April die Reichsgeneralversammlung des 
Verbandes für Freidenkertum und Feuerbestattung stattfindet, der in allen Bezirken

12 Erich IVeinert (1890-19.53). Arbeiter-Schriftsteiler. Mitglied der KPD. Emigrierte 1933 aus Deutsch
land. von 1943-1945 Präsident des Nationalkomitees Freies Deutschland in Moskau. Nach 1945 
führender Schriftsteller in der DDR.

13 V gl. oben .Anm. 6. tS egen der verstärkten kommunistischen Oppositionstätigkeit in dem vom Max 
Sievers geführten Verband für Freidenkertum und Feuerbestattung beschloß die \ erhandsführung für 
den 27.-29. April 1930 eine Generalversammlung, nach Berlin einzuherufen. die über die Neugrün
dung eines eigenen ..Deutschen Freidenker-Verbandes’ entscheiden sollte. Vgl. Rt Nr. 24 
29. 1. 1930. Hierzu fand am 9. Vlärz in der Berliner Organisation eine Urabstimmung statt. V^F Rt' 
Nr. 58 vom 9. 3. 1930, .Vis Folge wurde der Verband für Freidenkertum gespall

vom

en.
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Bezirkskonferenzen vorangehen. Genaue Richtlinien für Vorbereitung dieser 
Bezirkskonferenzen gehen den Bezirken in den nächsten Tagen zu.*'*
Arbeiter-Theaterbund. Bundestag Ostern 1930 in Dortmund. SPD organi
siert Vorstoß gegen koininunistische Bundesführung. Die Bezirksleitungen der Partei 
und des KJVD sind verpflichtet, dafür zu sorgen, daß sämtliche Agitproptruppen 
sich noch im Januar und Februar dem ATBD anschheßen und zum Bundestag 
delegieren. Falls keine Delegation geschickt werden kann, müssen die Mandate der 
Bundesleitung übertragen werden, um ein besseres Stimmenverhältnis auf dem 
Bundestag zu erzielen.
In den nächsten V'ochen w'erden vom ZK besondere Richtlinien'"’ für die kulturpoli
tische Arbeit der Partei herausgegeben, in welchen zu den konkreten Aufgaben in 
den einzelnen proletarischen Kulturorganisationen Stellung genommen wird.

14 Diese Riehtlinien liegen nicht vor.
15 Diese Richtlinien liegen nicht vor.

15 b.

25. 1. 1930: Anweisungen der ZK-Landabteilung

Anlage zu Nr. 15. Überschrift: ..Rundschreiben Nr. 1. Anweisungen der ZK-Landabteilung.“ 

Inhaltsverzeichnis:
1. Tarifbewegungen der Landarbeiter
2. Zur Patenschaftsarbeit
3. Literaturv ertrieb auf dem Lande
4. Die Grüne Vibche 1930
5. Der Europäische Bauern-Kongreß

1. Tarifbewegungen der Landarbeiter
In den Tarifbezirken Provinz Ostpreußen wurde der Tarifvertrag von den 
Gutsbesitzern gekündigt, später aber vom DLV. In Pommern wurden ebenfalls 
sämtliche Kreistarife gekündigt. In S c h 1 e s w i g - H o 1 s t e i n und der Insel I'ehmarn 
hat der DLV die Lolmbestimmungen zum Tarif gekündigt. In der Provinz 
Brandenburg und Grenzmark sind sämtliche Kreistarife gekündigt worden. In 
der Provinz Schlesien sowie im mitteldeutschen Tarifgebiet ist eine 
Tarifbewegung im Gange. Im Freistaat M e ck 1 enb u rg - Sch wer i n ist der Tarif 
ebenfalls abgelaufen. Im Tarifgebiet R h e i n - He s s e n haben die Arbeitgeber den 
Mantel- und Lohntarif gekündigt. Im Tarifgebiet Kurhessen hat der DLV das 
Lohnabkommen gekündigt. Im Tarifgebiet Oberh essen- Starken bürg hat der 
DLV den Schlichtungsausschuß angerufen, weil die Gutsbesitzer Verhandlungen 
über Lohnerhöhungen ablehnen. Im P reistaat W ü r 11 e m b e r g mit dem Tarifgebiet 
Hohenzollern wurde der Tarifvertrag vom DLV' gekündigt. Im P^reistaat D a n z i g ist 
eine Bewegung bereits im Gange.
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In allen Tarifgebieten fordern die Junker Lohnabbau. Die Kündigungsfristen der 
Tarife laufen meist am 31. März 1930 ab. Die BL haben sich unbedmgt dieser 
Bewegung der Landarbeiter anzunehmen. Die Forderungen der Landarbeiter sind m 
der Entschließung auf dem Reichskongreß der revolutionären Gewerkschaftsopposi
tion niedergelegt. Die Sekretariate sind im Besitz dieser Resolution.^ Den Bezirken 
wird empfohlen, ihre ganzen Kräfte auf ein oder zwei Kreise mit großen Gütern zu 
konzentrieren. Ziel muß sein, während der Bestellzeit unbedingt einen Streik der 
Landarbeiter durchzuführen. Die BL sollen sich das Vorgehen der revolutionären 
Landarbeiteropposition in Danzig zum Vorbild nehmen.- Material ist den Bezirken 
bereits schon zugegangen.

wir Ortsgruppen vom D L V2. Zur Patenschaftsarbeit. Sollen
gründen?
Der DLV ist die sozialdemokratische Parteiorganisation auf dem Lande. Die 
Bürokratie nahm als erste Kurs auf den Sozialfaschismus. Sie unterstützte die 
Gutsbesitzer aktiv in der Rationalisierung und LInterdruckimg der Landarbeiter 
(siehe Statuten). Wo wir Ortsgruppen des DLV gründeten, zeigte sich bald, daß die 
Kreisleiter oftmals durch scheinradikale Phrasen die politisch ungeschulten Landar
beiter für die SPD einfingen. Unsere Genossen wurden dabei rücksichtslos ausge
schlossen. Die Fraktionsarbeit in den örtlichen Zahlstellen des DLV ist schwer, weil 
eine DLV-Zahlstelle sich oftmals auf 15-20 Giiier erstreckt, und auf diesen nur ganz 
wenige Mitglieder vom DLV sind. 6 Prozent der Landarbeiter sind nur organisiert, so 
daß es 21/4 Millionen Unorganisierte gibt. Wo die Partei mit ihrem Einfluß erst in 
einem Dorfe vordringt, ist es das wichtigste, zuerst feste Stützpunkte zu schaffen, von 
denen aus wir an die revolutionäre Gewerkschaftsarbeit herangehen können. Daher 
ist die Gründung von Parteiortsgruppen oder Gruppen der befreundeten Org 
tionen in den meisten Fällen die Voraussetzung zu der gewerkschaftlichen Arbeit. 
Deshalb: auf jedem Gut einen revolutionären Vertrauensmann. Bildung von 
Gutszellen. Gewinnung von Dorflcorrespondenten. Herstellung von Gutszeitungen 
Gebt in den Bezirken Dorfzeitungen heraus, wie es Ostpreußen, Halle. Schlesien und 
Mecklenburg bereits tun. Im Frühjahr sind Eandarbeitertreffen zu organisieren, in 
Verbindung mit Lohnbewegungen und Gutsrätewahlen. Kundgebungen in Kreis
städten. Agitproptruppen. Arbeitersportler. Dorfliteratur. In den Kreisstädten Bil
dung von Komitees der revolutionären Landarbeiteropposition und systematische 
Organisierung der Fraktionsarbeit.
Bis Mitte Februar müssen die Dorfpatenschaften fertig sein. 
Keine Betriebs- oder Straßenzelle, keine Landortsgruppe ohne Dorfpatenschaft. Die 
Bezirke werden Anfang Februar auf diese Arbeit hin kontrolliert.

aiiisa-

1 Vgl. Protokoll des 1. Reichskongresses der RGO. .30. November bis 1. Dezember 1929 in Berlim Berlin 
1930. S. 129 f. Die vom Kongreß verabsrliiedele Resolution ist auch abgedruckt in RFsSr. 252 vom 
10. 12. 1929.

2 Am Sonntag, den 19. .lanuar 1930 tagte in Danzig eine 
Tarifauseinandersetzung Stellung nahm. Die Konlerenz beschloß entgegen dem Vorschlag de 
Funktionäre notfalls für hiihere Löhne zu streiken. Vgl. ..Kein Saatkorn in die Erde”. lU Nr. 19 vom
23. 1. 1930.

Konferenz der Landarbeiter, die zur
rDLV-
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Die gewählten Kreistagsabgeordneten sollen von den BL und UBL sofort 
angewiesen werden, an Sonntagen oder Sonnabenden Sprechstunden für Landarbei
ter und Kleinbauern einzurichten. Auskünfte und Vertretungen vor Arbeitsgerichten 
übernehmen, sich beschäftigen mit Wohlfahrtsangelegenheiten. Erwerbslosenfragen, 
Siedler- und Pachtfragen, ihre Kreistagstätigkeit mit dieser Arbeit unter den 
Landarbeitern und Bauern verbinden. Die Kreistagsabgeordneten müssen das für die 
Partei werden, was die Kreisleiter vom DLV für die SPD sind. Die BL haben die 
Kreistagsabgeordneten und soweit möglich. Gemeindevertreter mit einschlägiger 
Literatur auszurüsten (Betriebsrätegesetz. Siedlergesetz. Pachtschutzordnung. Mie
terrecht, Sozialversicherungsgesetzgebung. Erwerblosenversicherung usw.).

3. Literaturvertrieb auf dem Lande
An Landsonntagen und bei anderen Gelegenheiten wird allerlei Literatur mit aufs 
Land genommen, nicht nur die. die ^braucht wird. Es ist Unfug, den Gottlosen, Die 
Junge Garde, Eulenspieget und ähnliche Eiteratur bei den Bauern und auch 
Landarbeitern abzusetzen. Wir weisen hin auf die Broschüren: ..Der Kampf gegen 
die Steuerlawine“, die jeder Bauer kaufen wird. Eerner: ..Die Flucht aus Rußland“, 
„Wie verhält sich der Bauer bei Pfändungen“, und die Eandarbeiterbroschüre:’ 
,,Einer für Alle — Alle für Einen“, sowie die von den Bezirken herausgegebenen 
Dorfzeitungen in Massen abzusetzen.

4. Die Grüne Woche 193 0
ln der Zeit vom 1.-9. Februar findet in Berlin die Grüne Woche. . ----- statt. In allen
Provinzen des Reiches sollen Bauernaufmärsche organisiert vom Eandbund und den 
christlichen Bauernvereinen sowie von der Deutschen Bauernschaft (Grüne Front) 
abgehalten werden. Bei der gegenwärtigen Eage der Kleinbauern ist es unsere Pflicht, 
mit Gegenaktionen zu antworten:'* gegen den Zollwucher der Junker, gegen die 
Ausplünderung der Kleinbauern und Eandarbeiter durch Staat. Großagrarier und 
Finanzkapital. V o Landburid-Demonstrationen in Provinzstädten stattfinden. muß 
also die Partei Gegenaktionen organisieren. Sammellosung: gegen Eebensmittel- 
wucher, Schutzzoll und kapitalistische Rationalisierung.

5. Der Europäische Bauern - Kongreß
findet Mitte März 1930 statt. Besondere Anw'eisungen und ausführliches Material 
dazu ist den Bezirken zugegangen.'’

3 Der Gottlose. Zeitschrift der proletarischen Freidenkerbewe^mii;.
Die Junge Garde. Zentralorpan des KJ\'D.
Der Eulenspiegel. satirische Zeitsclirift. die in dem zum sog. .Münzenberg-Konztm gehörenden Neuen 
Deutschen Verlag erschien. Herausgeber waren Otto Ä'agel und Heinrich Zille. 19.31 hatte die 
^itschrift eine Auflage von 50 000 Exemplaren. Vgl. Babetle Gross, Mimzenberg. Eine politische 
Biographie. Stuttgart 1967, S. 178.

4 Vgl. zur Grünen tS oche den Artikel von Edwin Hoernle in ÄE Nr. 28 vom 2. 2. 1930: ..Hungerdiktatur 
bei übervollen Scheunen. Zur Grünen 'Ä'oche der Junker in Berlin". Aufrufe zu Baiiemdemonstratio- 
nen erschienen nicht in der Roten Fahne, die geforderten ..Gegenaktionen" blieben

Zum Kongreß vgl. unten Dok. 16. l.e. und Inprekorr Nr. 29
aus.

5 Dieses Material liegt nicht 
28. 3. 1930. S. 700 f.

vor. vom
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15 c.

24. 1. 1930: Anweisungen zur Kommunalarbeit

Anlage zu Nr. 1.5. Überschrift: ..Zentralkomitee der KPD. Sekr. (Parlamente). Rundschreiben an 
alle Bezirksleitungen und deren Kompolableilungen.’*

Inhaltsverzeichnis:
1. Ausbau der Kommunalabteilung
2. Konstituierung der Fraktion
3. Verbindung mit der Massenarbeit
4. Kommunalkonferenzen
5. Etatberatungen
6. Kampf gegen Fowng-Plan und Finanzdiktatur
7. Materiallieferung
8. Adressen
9. Pflichtbezug der Kommune

1. Ausbau der K o m rn u n a 1 a b t e i 1 u n g
Die Sicherung für eine beschleunigte Durchführung der taktischen Wendung in der 
Kommunalarbeit (VI. Weltkongreß, XII. Reichsparteitag, X. EKKI-Plenum)’ wird 
wesentlich verstärkt, wenn die BE und UBE nunmehr nach erfolgter Neuwahl der 
Kommunalfunktionäre an den Ausbau der Kompolabteilung herangehen. 
Bei der Erneuerung des Bestandes der Kompolabteilung müssen folgende Anforde
rungen an die Mitglieder gestellt werden:
1. absolut politisch gefestigte und erprobte Genossen.
2. in der Mehrzahl Betriebsproletarier aus
3. Beweis ihrer Befähigung zur Organisierung der Arbeit in den Zellen der 
Großbetriebe und in den Fraktionen der Massetiorganisationen muß erbracht sein,

bereit und fähig sein, die Schaffung leitender Kaders in den

Großbetrieben.

4. sie müssen 
Massenorganisationen durchzuführen.
In der Zusammensetzung der Kompolabteilung muß die politische und organisatori
sche Gewähr für ein enges Zusammenarbeiten sowohl mit der BE bzw. UBE und den 
Koinmunalfraktionen als auch mit der Parteimitgliedschaft und den außerpaiteih- 
chen Hilfsorganisationen. Oppositionsgruppen. Betriebsbelegschaften unbedingt 
gesichert sein, keine mechanische Veränderung des Personenbestandes. Das V-ichtig- 
ste ist: Die Erneuerung muß mit einer ideologisch konsequenten Selbstkritik der 
Fehler der Kommunalpolitik des Bezirks und mit dem ernsten Willen zur Behebung 
der Mängel verbunden sein.
Der Abschluß der Neubildung bzw. des Ausbaues der Kompolabteilung muß 

Bezirksparteitag durchgeführt sein, damit dort die endgültigespätestens bis zum 
Bestätigung erfolgt.

2. Konstituierung der Fraktionen
Für die neugewählten Kommunalvertreter muß nunmehr die Konstituierung ihrer

1 Vgl. oben Dok. 15. .\nin. 17.
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Fraktion (Mindestzahl 2) und die Zuteilung auf die einzelnen .Arbeitsgebiete 
erfolgen. Die Kontrolle darüber muß von den BL sofort vorgenoinmen und an uns bis 
zum 10. Februar berichtet werden.

3. Verbindung mit der Massenarbeit
Eine enge Wechselverbindung haben die Kommunalfraktionen mit der Partei, den 
außerparteilichen Massenorganisationen, Interessenvereinen (Mieter, Siedler und 
Kleinbauern). Oppositionsgruppen, Gewerkschaftsfraktionen und Betriebsbeleg
schaften beschleunigt herzustellen. In diese Organisationen usw. sind Kommunal
funktionäre als Verbindungsmänner zu entsenden, damit sie dort als organisierende 
und politisch führende Kraft nicht nur politisch anregend, sondern vor allem zu 
Widerstands- und Offensivbewegungen aktivisierend wirken. Umgekehrt müssen 

diesen überparteilichen Organisationen. Fraktionen. Gruppen und Betriebsbe
legschaften in Versammlungen gewählte Vertreter in die Komuiialfraktionen als 
Beiräte delegiert werden. Ebenso sind auf erweiterter Basis besondere Arbeitsgemein
schaften für Spezialgebiete (WoliHahrt. Werke, Wohiiungsbau usw.) herzustellen. 
Die BL und UBL muß nicht nur selber diese Aibeit unterstützen und fördern, 
sondern dafür die Parteimitgliedschaft interessieren unter Anwendung einer gesun
den Selbstkritik. Abschlußtermiii ist Ende Februar. Teilberichte müssen bis zum 5. 
Februar eingesandt werden.

von

4. Kommunalkonferenzen
müssen m allen Unterbezirken abgehalten werden. Zu behandeln 
die taktische V'endung in der Kommunalpolitik, 
die unter 1-3 angedeuteten Aufgaben.

gesunde Selbstkritik der gemachten Fehler und Mängel unter Hinweis auf die 
politisch notwendige Aggressivtaktik der Partei gegenüber Staat und Gemeinde, 
gegenüber den Sozial- und .Nationalfaschisten.
.Abschluß der UB-Koiiferenzen Mitte Februar; Teilberichte bis zum 5. Februar 
einsenden.
Im unmittelbaren .Anschluß 
zen

wäre

eine

an abgehaltene UB-Konferenzen sind örtliche Konferen- 
der Kommunalvertreter gemeinsam mit Vertretern der Betriebe, Organisationen 

und Gruppen abzuhalten, in denen die vorher aufgezeigten Aufgaben konkretisiert 
auf die örtlichen Verhältnisse zu behandeln sind.

5. Etatberatungen
Wir verweisen hierfür auf das Rundschreiben vom 2. Januar d. J. an alle Kommunal- 
fraktionen^ und verpflichten alle BL und UBL. für die Durchführung der dort 
gegebenen Anweisungen bemüht zu sein und Kontrolle zu üben.

6. Kampf gegen Tonng-Plan und Finanzdiktatur.
Der Kampf gegen den ToMng--Plan und Finaiizdiktatiir wird durch die gewissenhafte

2 In diesem Sonderruiidschreiben der .\bteilung ..Parlamente- des ZK an alle Kommimalfraktionen 
wurden Anweisungen für die Hausbaltsberatungen gegeben. Diese sollten den ..arbeiterfeindlicben” 
Charakter der Hausbaltspläne enthüllen, die Öffentliclikeit hersteilen, eng mit den Parteileitungen 
Zusammenarbeiten, usw.
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Durchführung der unter 1-5 aufgezeigten Aufgaben wesentlich gefördert 
dabei gleichzeitig deren Auswirkung auf die örtlichen Verhältnisse behandelt wird. 
(Steigerung der Miete, der Werktarife, der Gemeindesteuern.) Die dadurch wach
sende Erregung ist für Versammlungen und Demonstrationen auszuwerten. W ichtig 
ist die Aufstellung von Lohnforderungen und die Auslösung von Würtschafts- 
kämpfen.

7. Materiallieferung
Die Lieferung von Material für Orts-, Stadtteil- und Dorfzeitungen wie die Schaffung 

Kommunalkorrespondenten. Einstellung der Arbeiterkorrespondenten auf wich
tige Kominunalvorgänge wird gleichzeitig eine Aufgabe der Kompolabteilung

. Hierbei ist die Mitarbeit der Redaktionen der Bezirkspresse zu sichern. Die 
Kompolabteilung muß durch Einwirkung auf die Redaktionen eine bessere politische 
Auswertung der Kommunalberichte sichern (keine langen protokollmäßigen 
Berichte). Mehr Selbstkritik auch in der Presse gegenüber gemachten Eehlern und 
Abweichungen in der kommunalpolitischen Arbeit muß geübt werden.

8. Adressen
Die Adressen der neugewählten Stadträte. Beigeordneten. Schollen. Gemeindevorste
her, Amtsvorsteher und Bürgermeister — ob besoldet oder unbesoldet — sind uns 
sofort nach erfolgter Bestätigung zu melden.

, wenn

von
sein

müssen

9. Pflichtbezug der Kommune'^
besteht für jeden Kommunalfunktionär. Die Ortsgruppen 
darüber durchführen.
W-ir empfehlen am \ürabend des Bezirksparteitages eine Konferenz für Kommunal- 
fimktionäre zu organisieren.
Wir ersuchen, sofort festzustellen, wann in den einzelnen Bezirken regionale 
Tagungen der Kommunalen Spitzenverbände (Provinzstädtetage. Bezirkstage des

) stattfinden. Für diese Tagungen ist das volle

müssen eine Kontrolle

Landgemeindeverbandes W est usw.
Delegationsrecht auszunutzen und für geschlossenes Auftreten der kommunistischen 
Fraktion zu sorgen.

Mit kommunistischem Gruß 
Zentralkomitee der KPD 
Sekretariat (Parlamente)

der KPD (Sektion der3 Die Kommune. Zeitschrift für kommunistische Kommunalpolitik, hrsg. 
Komm. Internationale), erschien vierzehntäghcli.

von
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16.

21. 2. 1930: Anweisungen des Sekretariats an die Bezirksleitungen

BA R 134, Bd. 60, S. 160—175 und StA Bremen. 4. 65 — II A 12a. Bd. 26: Polizeiliche Abschrift, I AN 
2160/13.3. Überschrift: ..Rundschreiben Nr. 2 Anweisungen des Sekretariats."

Inhaltsverzeichnis :
1. Zur politischen Lage und den aktuellen Aufgaben.
2. Kampf gegen den Opportunismus.
3. Unterstützung des Kommunistischen .lugendverbandes.
4. Berichterstattung betr. Versöhnler. Brandlenaner. Leninhund.

1. Zur politischen Lage und den aktuellen Aufgaben 
Die allgemein politischen Fragen der internationalen Lage und der Lage in 
Deutschland wurden bereits im Rundschreiben .Nr. 1 vom 25. Januar 1930 aus
führlich behandelt. Es sind inzwischen keine prinzipiellen Änderungen der Situation 
eingetreten.

a) Verschärfte Moskauhetze
Die wichtigste neue Erscheinung der internationalen Lage ist im Zusammenhang mit 
der Verschärfung der imperialistischen Gegensätze (.Mißerfolge der Londoner 
Flottenkonferenz)' und dem starken Aufstieg, sowie der breitesten Ausdehnung der 
revolutionären Arbeiterbewegung auf der ganzen Welt die Tatsache, daß eine neue 
V eitkampagne gegen die S.U.. eine Anti-.Moskau-Hetze. ein ideologischer V'orberei- 
tungsfeldzug für den Intei-ventionskrieg von nicht dagewesener Stärke eingesetzt hat. 
Die Überfälle in Mexiko und München,- die wahnwitzige sowjetfeindliche Kampagne 
m Paris (..Verschwinden Kutiepoffs^^).’' der drohende — in Emzelfällen direkt 
kriegerische - Ton des deutschen Presse, insbesondere des l orwärts und der anderen 
sozialfaschistischen Blätter, die sowjetfeindlichen .Anweisungen und Maßnahmen

1 Die 21. Januar m London zusannnengetrelene FlottenabriisUingskonferenz wurde am 19. Februar 
wegen der französischen Regierungskrise (nach dem Sturz des Kabinetts Tardieu) auf den 26. Februar 
vertagt, trat jedoch erst am 7. März erneut zusammen. \ gl. Schulthess 1930. S. 479 ff. Zur Haltung 
der KPD vgl. den Kommentar der FF .Nr. 7 vom 9. 1. 1930.

am

2 Aus Protest gegen kommunistische Demonstrationen vor den Botschaften .Vle.xikos in Washington, 
Buenos Aires und Rio de Janeiro brach Mexiko um 23. Januar 1930 die diplomatischen Beziehungen

Sow-jetunion ab. Vgl. FF Nr. 21 vom 25. 1.; Nr. 24 vom 29. 1.: Nr. 34 vom 9. 2. 1930. .Am 
11. Februar ließ die mexikanische Regierung die sowjetische Botschaft in .Mexiko besetzen und 
Polizei durchsuchen. Vgl. ÄF Nr. 36 vom 1-2. 2. 1930.
In .München führte die Polizei am 11. März 1930 eine Haussuchung nach Sprengstoff in den 
Geschäftsräumen der sowjetischen Handelsvertretung durch. A gl. ÄF Nr. 60 vom 12. 3. 1930.

3 Der russische Emigrant General Kutiepoff (Kutipow) sollte angeblich einen Ü berfall auf die sowjetische 
Botschaft in Paris vorbereitet haben. Vgl. Nr. 29-30 vom 4. und 5. 2. 1930. M'enige Tage nach 
Bekanntwerden dieses angeblichen Planes verschwand Kutiepoff spurlos. Möglicherweise wurde 
Angehörigen der Sowjetbotschaft in Paris entführt, wie französische Zeitttngen vermuteten. Vgl. dazu 
die Stellungnahme der/?F .Nr. 35 vom 11.2. 1930.

zur
von

er von
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Grzesinskis.'* zuletzt die Weltoffensive der katholischen Kirche gegen die Sowjet- 
union'^ zeigen den Ernst der Lage. Die Partei muß überall mit wuchtigen Massenak
tionen zur Verteidigung der S.U. auf den Plan treten und den breitesten Massen des 
Proletariats und darüber hinaus aller w'erktätigen Mittelschichten znm Bewußtsein 
bringen, daß die Kriegsgefahr erneut mit ungeheurem Ernst anf der Tagesordnung 
steht Dabei die besonders aktive Rolle, die Führung und Initiative der deutschen 
Tow/tg--Regierung und des Sozialfaschismus bei der Vorbereitung des Krieges 
kennzeichnen.

b) Umfassender Kampf gegen den f ot/ngplan
Die bevorstehende .Mniahme des loungjtlans und des Republikschutzgesetzes im 
Reichstag*’ reißt noch einmal vor der gesamten werktätigen Bevölkerung in schärfster 
Form den reaktionären Charakter dieses Raub-. Hunger- und Kriegspaktes auf, ist 
ein weiterer Schritt im Prozeß der ungeheuren Zuspitzung der Klassengegensätze in 
Deutschland. Die ideologisch-politische Grundlage unseres bolschewistischen Kamp
fes gegen den \oungp\an bildet die wegweisende Rede des Parteivorsitzenden, 
Genossen Ernst Thälmann in der Reichstagssitzung vom 11. Februar. Diese Rede ist 
in einer Massenauflage von 2 Millionen Exemplaren als Flugblatt erschienen und 
muß in allen Betrieben, an den Stempelstellen, in den Arbeiterhäusern, in allen 
Versammlungen und Kundgebungen der Partei und der revolutionären Organisatio- 

verbreitet werden, ln jedes Dorf, in jedes große Gut muß dieses Flugblatt 
hineinkonnnen. Dieses Flugblatt hat nicht nur die Bedeutung eines gewöhnlichen 
Agitationsmaterials, sondern die Thälrnann-Rede ist das politische Programm der 
Partei in der gegenwärtigen Situation, das jedem Arbeiter und jedem Werktätigen in 
allgemein verständlicher Massensprache die Lü sachen von Not. Elend und Erwerbs
losigkeit aufzeigt und mit der leninistischen Fragestellung: Sow'jetdeutschland 
anstelle von bonngdeutschland zugleich den bolschewistischen Ausweg aus der Krise, 
die revolutionärproletarische Lösung der Reparationsfrage angibt. Wir verpflichten

nen

4 Als der preußische Iniieiiininister (.'rzesinski russischen Euiigranten Aufenthaltserlaubnisse erteilte 
und ihnen in Berlin \t ohnttngen zuwies, wertete die KPD-Presse dies als Vorhereitungsmaßnahmen 
für einen .Angriff auf die Sowjetunion und ihre Botschalt in Berlin. Vgl. Rt -Nr. .5 vom 7. 1. 19.10; Nr. 
38 vom 14. 2.; Nr. 39 vom 15. 2.; Nr. 42 vom 19. 2. 1930.

5 Am 8. Februar 1930 wies Papst Pius XI. in einem offenen Brief an den Generalvikar von Rom, 
Kardinal Pompili, auf die Verfolgttng der Kirche in der Sowjetunion hin und kündigte die Bildung 
einer Kommission an. tlie die Vorgänge in der Sowjetitnion beobachten sollte. Vgl. RF Nr. 34 
9. 2. 1930. Die KPD benutzte dieseti Vorgang zu einer Kampagne gegen die katholische Kirche, die 
mit der Werbung für den Freidenkerverband verbtmden war. Vgl. RI Nr. 38 vom 14. 2. 1930. V gl. 
auch Inprekorr Nr. 17 vom 18. 2. 1930. S. 397 ff. sowie Nr. 27 vom 21. 3. 1930. S. 655 f. Zur 
Kirchenattstrittsbewegung des proletarischen Freidenkenerbandes siehe oben Dok. lo a, Anweisun
gen der -Agitprop-.Abteilung.

6 Die Verabschiedung des Foungjilan-Gesetzes 
Repuhlikschtttzgesetzes am

7 Vgl Emst Thähnann. ..Sowjetdeutschland gegen Votttig-Deutschlunil-. RI' Nr. 36 
Verhatidlungen des Reichstages. IV. Wahlperiode 1928. Bd. 426. S. 39.31 ff. rbälmann begründete in 
dieser Rede die .Ablehnung des Jotmg-Plans mit Ausfülirtmgen über die wirtschaftliche Lage der 
Arbeiter in Deutschland. Das deutsche Proletariat werde dem internationalen Kapitalismus keine 
Tribute zahlen. Stattdessen forderte Thälmann tlie Litpiidation aller Kriegsschulden durch die

Emst Thälmann. Reden und

vom

Reichstag erfolgte am 12. März 1930, die destni
18. März 1930.

12. 2. 19.30.votn

Errichtung eines Sowjet-Deutschland. Die Rede ist abgedrtickt in 
.Aufsätze zur Geschichte der detttschen .Arheiterbewegung. Bd. II. Berlin (Ost) 1956. S. 278 ff.
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die Bezirksleitungen, eine genaue Kontrolle über die erfolgte Verteilung durchzufüh
ren, wir seihst werden durch Rückfragen Stichproben machen. Zum Kampf gegen 
Youngp\&n und Republikschutzgesetz sollen in einzelnen Großstädten informatori
sche Versammlungen für Betriebsräte einberufen werden, in denen Abgeordnete 
referieren.

c) Energische Gegenoffensive gegen die Verleurndungs- und 
Verbotskampagne
Die Verbots- und Verfolgungsoffensive gegen die Partei, den Jugendverband und alle 
revolutionären Massenorganisationen wird seitens der sozialfaschistischen Regie
rungskoalition mit größter Konsequenz und Wucht fortgesetzt. Die Aufrechterhal
tung des Demonstrationsverbots in Preußen,® die zügellose Wrleumdungskampagne 
der bürgerlich-sozialfaschistischen Presse (schmutzige V^erdächtigungen wie anläß
lich des Auftretens des Lockspitzels AU Hohler,'^ Lügen, wie über den Häuserver
kauf, die durch die öffentliche Erklärung des Sekretariats bereits widerlegt 
wurden), die Verhaftungen, Hochverrats irozesse 
zahlreicher kommunistischer Redakteure.

und jahrelange Einkerkerung 
die Auflösung der tapferen Berliner 

Antifaschistischen Jungen Garde durch Zörgiebel.'^ zuletzt die provokatorische 
Besetzung des KarlLiebknecht-Hsiuses,' ’' mit dem Versuch, der Partei Spitzelmaterial 
zu unterschiehen. - alles das zeigt, wohin der Kurs geht. Die Partei muß den Kampf 
gegen die Wrbots- und Verfolgungsoffensive mit viel größerer Kraft, mit viel 
stärkerem Massencharakter, mit viel kühnerem .Angriffsgeist fortführen. Jede 
fatalistische Einstellung, das Parteiverbot als gegebene Tatsache zu betrachten, wie 
sie in einzelnen unserer Presseäußerungen enthalten war, ist ein grober politischer 
Fehler, der in seiner Konsequenz zum Kapitulantentum und zum Liquidatorentum

8 Vgl. oben Dok. 1,5, .\niii. 10.
9 Albert Hohler, arbeitsloser Tischler. .Mitglied der KPD erschoß am 14. Januar 1930 den nationalsozia

listischen Studenten Horst Hessel. Die bürgerliche und sozialdeinokralische Presse äußerte daraufhin 
den V erdacht, daß Hohler zu dieser Handlung von der KPD beauftragt worden sei. um gegenüber den 
Nationalsozialisten ein abschreckendes Exempel zu statuieren. Vgl. lorwärts Nr. 59 vom 5. 2. 1930.

10 Anfang Februar 1930 erschien in der Presse die .Nacliricht. daß die KPD den Verkaufeines Teiles ihres 
Vermögens vorbereite. \'gl. lorwärts Nr. 60 [Der .Abend) vom 5. 2. 1930. Hierauf reagierte die KPD 
mit einer Stellungnahme des ZK. die sämtliche VTrkaufsgerüchte bestritt. Vgl. RF Nr 32 
7. 2. 1930.

vom

11 Am 1.5. Februar 1930 berichtete Die Rote Fahne, daß zum angegebenen Zeit[)unkt 22 KPD- 
Redakteure in Haft seien und über 50 weitere Höchverratsverfahren bevorstünden. V'gl. RF Nr. 39 
vom 15. 2. 1930.

12 Die am 26. Juli 1929 in Berlin gegründete Antifaschistische Junge Garde wurde aufgrund einer 
Verfügung des Berliner Polizeipräsidenten Zörgiebel am 13. Februar 1930 aufgelöst. Vgl. RF Nr. 38

14. 2. 1930. Als Grund wurde angegeben, daß die Antifaschistische Junge Garde als Nachfolgeor
ganisation der zusammen mit dem RFB verbotenen Roten Jungfront anzusehen sei.

13 Am 18. Februar 1930 wurde auf Anordnung des Reichsgerichts das Haus der Parteizentrale in Berlin 
der Polizei besetzt und durchsucht. Die .Aktion galt der Suche nach vermeintlichen staatsgefähr

denden Schriften. Bei der Durchsuchung wurde umfangreiches .Aktenmaterial der KPD beschlag
nahmt, das jedoch noch am selben Tag größtenteils zurückgegeben wurde. Vgl. RI' Nr. 42—44 
19.-21. 2. 1930. Vgl. auch A/Z Heft 9. Nr. 9/1930. S. 163: Inprekorr Nr. 18 vom 21. 2 1930 
S. 433f.

vom

von

vom
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führen muß. Wir weisen überall die gemeine Verleumdung, daß die Partei und ihre 
Führung die Illegalität selbst erstrebe, mit Entrüstung und Verachtung zuruck. Wir 
kämpfen um jeden Fußbreit der legalen Möglichkeiten unserer Betätigung. Wir 
fürchten aber auch nicht die Illegalität, sondern die Partei trifft alle Vorkehrungen, 

unter allen Umständen und um jeden Preis die Fortsetzung ihrer revolutionären 
Tätigkeit, was immer kommen möge, zu sichern, ln diesem Geiste mobilisieren wir 
die Massen, rütteln wir die Betriebe und Arbeitsnachweise auf, wirken und kämpfen 
wir im gesamten deutschen Proletariat. Die Frage, in welchem Zeitpunkt es Severing 
und Grzesinski gelingt, die Partei zu verbieten, ist nicht das Entscheidende, es 
kommt darauf an. daß die Partei jede Möglichkeit legalen Arbeitens his aufs 
Äußerste nutzt und gleichzeitig die volle Weiterführung der revolutionaten Tätigkeit 
bei eintretendem Verbot sichert. Die Kommunisten rechnen mit dem Verbot, das der 
Klassenfeind androht, aber zugleich tun sie alles, um den Erlaß dieses Verbots zu 
verhindern und das Verbot, falls es kommt, unwirksam zu machen. Diese Emie ist m 
der gesamten Organisation und in der Presse durchzusetzen.

um

InternationalerE r w e r b s 1 o s e n t a g,d) Betriebsräte wählen.
Frauentag
Der Kampf gegen den Youngpl&n. gegen den LInterdrückungsfeldzug des Sozialfa
schismus, gegen Parteiverbot und Belagerungszustand besteht in den nächsten 
Monaten in erster Eitiie in der energischsten Vorbereitung und Durchführung des 
internationalen Erwerbslosentages am 6. März, des internationalen Frauentages und 
in der Organisierung und Durchführung der Betriebsrätewahlen. ■* Diese Aktionen, 
die eine einheitliche, geschlossene und großzügige Kampagne darstellen, sind unter 
gewissenhaftester Beachtung der dazu herausgegebenen besonderen Direktiven und 
Richtlinien mit aller Kraft durchzuführen. Nachdem die Betriebsrätewahlkampagne 
eine günstige Entwicklung zu nehmen beginnt, muß gleichzeitig eine besondere 
Kontrolle über die Vorbereitung der Maßnahmen der Zellen. Ortsgruppen und 
Fraktionen zum 6. und 8. März von seiten der BE einsetzeii. Wie die Forderungen der 
Belegschaften und Erwerbslosen und in diesem Zusammenhang des weiblichen 
Proletariats scharf in den Vordergrund der Agitation gestellt werden müssen, so muß 
auch die Frage der Betriebswahlausschüsse und Erwerbslosenausschusse an konkre
ten Beispielen der Stellungnahme von Großbetrieben und Arbeitsnachweisen auf die 
erste Seite aller Zeitungen (Tagespresse, Betriebs- und Steinpelstellenzeitungen) 
treten. (Wir venveisen auf die diesem Rundschreiben beiliegenden Richtlinien 
Internationalen Ertverbslosentag und Internationalen Frauentag.)
In der nächsten Woche muß in öffentlichen Versammlungen, in allen Belegschafts
und Eruerbslosenversaminlutigen durch unsere Redner und Diskussionsredner in 
allen Massenorganisationen. Kommunalparlamenten etc. zum 6. Marz Stellung 

werden.

zum

genommen
Die bisherigen Berichte über den \ erlauf der W ahlvorbereitung zu 
wählen machen es notwendig, auf folgendes besonders noch hinzuweisen;

den Betriebsräte-

14 Vgl. zu diesen Kampagnen auch oben Dok. 15.
15 Diese Richtlinien liegen nicht vor.
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Die 'S-ahlbewegung in den Betrieben mnl.s dnrcli eine Belegsciiaftsversaminlung 
eingeleitet werden, in der die Kain|)(l(irderMiii;t‘ii bir den beir, Betrieb beschlossen 
werden. Es ist in einigen Fällen vorgebommen. daE die belrieblicben Kampfforde
rungen nicht mit den politischen Losungen verbunden wurden. Es ist notwendig, 
solche Beschlüsse der Belegschaften demeiitsprechend zu ergänzen.
Bet der Betriebsrätewahl gilt es in den Belegschaften und in der Presse die Bilanz zu 
ziehen: kapitalistische Rationalisierimgspolitik und \ ersprechungen des ADGB seit 
.Jahren bei ständiger Senktmg der Leltenshaltung der Arbeiter und Verscliärfung der 
kapitalistischen .Ausbeutung und Lüiterdrückung. Im Gegensatz dazu: siegreiche, 
sozialistische Offensive bei gleichzeitiger Heilung der Eebensverhältnisse der werktä
tigen Massen in der Sowjetunion. Angesichts der heranreifenden kapitalistischen 

eltw'irtschaftskrise unter zunehmender Erschütterung besonders der kapitalisti
schen \X irtschaft Deutschlands, muß mehr denn je im Zusammenhang mit dem 
Kampf gegen das Hungerregime konkret der revolutionäre Ausweg des Kampfe 
Sowjetdeutschland aufgezeigt werden.

s um

In allen Betrieben, auch dort, wo keine Parteizellen bestehen, muß alles versucht 
werden, um möglichst breite rote Betriebswahlausschüsse zu bilden. Die Stärke und 
Zusammensetzung der roten Wahlausschüsse ist ein Maßstab für die wirkliche 
Anwendung der Einheitsfronttaktik von unten. Ein Teil der Funktionäre leistet bei 
der Heranziehung parteiloser Arbeiter auf dem Wege der Wahlausschüsse offensicht
lich W iderstand. weil sie die Aktivität mancher parteiloser Arbeit fürchten. Durch die 
lagespresse. mit Hilfe der Betriehszeitungen. mit Hilfe von Flugzetteln usw'. muß 
deshalb die Ph age der Bedeutung der Zusammensetzung der roten Wahlausschüsse in 
den Belegschaften populär gemacht werden. Besonders notw^endig ist es, in diese 
\\ ahlausschüsse, ebenso wie dann auf die Kandidatenlisten der Betriebsräte, eine 
möglichst große Anzahl der niedrig entlohnten Arbeiter. Arbeiterinnen und Jung
arbeiter. die ja vorwiegend unorganisiert sind, aufzustellen. Sowohl die Wald der 
Wahlausschüsse, wie die Festlegung der Kaudidateidiste muß in öffentlicher 
Belegschaftsversammlung vor sich gehen. Diese öffentliche Stellungnahme und 
Befragung der Belegschaft über jeden einzelnen Kandidaten hat, wm sie bisher 
durchgefülu t wurde, den .stürmischen Beifall der Arbeiter gefunden und die Autorität 
der Partei gestärkt.
Vielläcb erklären Genossen, daß man doch keinen der bisherigen Betriebsräte 
zurückstellen könne. Dieser Standpunkt bedeutet den V erzicht auf die Heranziehung 
jener neuen aktiven Aibeiterfunktionäre, die iin letzten Jahr im Betrieb bewiesen 
haben, daß sie gute Kämpfer sind. Eine Auffrischung der roten Betriebsräte muß also 

allen Umständen geschehen, oft noch in radikalerem Maßstabe als bei den 
Kandidaten zu den Gemeindevertretungen. Den genannten Wahlausschüssen sollen 
auch \ ertreter der Ei-werbslosen angehören.
W ir weisen besonders darauf hin. daß die roten W ahlausschüsse verantwortlich sind 
für die organisierte Unterstützung der Vorbereitung der Wahlen roter Gutsräte auf 
dem Dorfe.

unter

In den Gewerkschaftsveranstaltungen muß von unseren Genossen die Frage des 
Kampfes um die Betriebsräte auf Grund unserer konkreten Forderungen und des 
Kampfes gegen die Politik des ADGB gestellt w'erden. In.sbesondere ist der Beschluß 
des Bundesausschusses des ADGB. der ein Notopfer von den Arbeitern verlangt,
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breitesten Massenrnobilisierung gegen die sozial faschistischen Gewerkschaften poli
tisch auszunutzen.'*’
Die Verschärfung des Kampfes um die roten Betriebsräte. Organisierung des 
Kampfes um die betrieblichen Forderungen bedeutet gleichzeitig eine Verschärfung 
der gemeinsamen Kampfmaßnahmen der Unternehmer, der Sozialfaschisten und 
Faschisten gegen die revolutionären Funktionäre im Betrieb. Die \'eiteidigung der 
Betriebsräte im Betrieb Opel, sowie in Meerane_ hei der Phischweberei Matthes ist 
symptomatisch für die gegenwärtige Situation.' ln allen Belegschaftsversammlun
gen müssen die Erfahrungen von Opel und Meerane ausführlich popularisiert 
werden, damit die Belegschaft rechtzeitig eingestellt wird auf die Durchführung des 
Kampfes zur Verteidigung der Betriebsräte mit Hilfe von Demonstrationsversamm- 
lungen während der Arbeitszeit und Streikbewegungen. (Aufklärende Artikel dazu 
erscheinen in der Parteipresse.)

e) Betr. Europäischer Bauernko ngr e ß
Wie wir erfahren, soll der Europäische Bauernkongreß nunmehr endgültig am 27./ 
29. März in Berlin stattfinden.''' Dieser Kongreß mtiß von der Partei sympathisch 
unterstützt werden, jedoch mit den politischen Abgrenzungen gegenüber einer Reihe 
von Bauerngruppen, die dort vertreten sein werden. (Siehe die bereits erfolgte, 
ausführliche Sonderinformation.)

f) Betr. M o b i 1 i s i e r u n g der Mieter
Diesem Rundschreiben hegt eine Anweisung zur Organisierung des Kampfes gegen 
den Mietwucher hei.'" [Bei] der Notwendigkeit der Schaffung von Klarheit über die 
Mieterforderungen der Partei mit der Bildung von Mieterausschüssen ist es notwen
dig. die Anweisung an alle Ortsgruppen und Stadtteilleitungen weiterzugeben.“

16 Am 17. und 18. Februar tagte eine Buntlesausscliußsitzung des ADCB. <lie sielt mit der Wirtsehafts- 
lage beschäftigte, ln einer Resolutiun wurde dabei festgestellt, daß ..ztir Behebung der gegenwärtigen 
Finanznot des Reiches wie zur Siclierung der .Mittel für seine sozialen Verpflichtungen [. . .] ein 
prozentual festzusetzender .\nteil als Notopfer aller Steuerpflichtigen 
erhoben werden soll“. Vgl, Vorwärts Nr. 83 vom 19. 2. 193Ü.
Rf' Nr. 43 vom 20. 2. 1930. Vgl. zur Pressekampagne RF Nr. 50 vom 28. 2. 1930: ..Das Notopfer der 
Sozialdemokratie“.

von Besitz und Einkommen

17 li egen Anstiftung der Arbeiter zu einer Betriebsbesetzung z» ecks Durchsetzting von Lohnforderungen 
wurden von der Betriebsleitung Opel drei kommtmistische Betriebsräte entlassen. Die Entlassung

um die Rücknahme der Entlassung zuführte zu einem eintägigen Proteststreik der Belegschaft, 
erzwingen. Vgl. RI' Nr. .37 vom 13. 2, 1930; Vorwärts Nr. 73 vom 13. 2. 1930: RF Nr. 42 vom 
20, 2. 1930.
ln Meerane erzwangen die Arbeiter der Weberei Matthes am 14. hebruar 19.10 durch einen 
Proteststreik die Zurücknahme einer Maßregelung eines kommunistischen Betriebsrates. Vgl. RF Nr. 
42 vom 20, 2. 1930. Worin diese ...Maßregelung“ bestand, wird von Aer Roten Fahne nicht berichtet.

18 Vgl. ÄA’Nr. 48 vom 26. 2. 1930: ..Die Lehren des Kampfes bei Opel“.
19 Vgl. oben Dok, 15 b. Anweisungen der Landableilung. Die erwähnte Sonderinformation liegt nicht

vor.
20 Liegt nicht vor.
21 Der Text ist hier offensichtlich nnt ollständig. Über die Mieterfortlerungen der Partei vgl. Ri' .Nr. 48 

vom 26. 2. 1930: „Neuer Vorstoß der .Mietwucherer“.

115



16. 21.2.1930 Anweisungen des Sekretariats an die Bezirksleitungen

g) Schnelleres Tempo in der oppositionellen Sportarbeit
Auf diesem Gebiet hat die Partei in den letzten Wochen große Fortschritte gemacht 
und doch werden die vorhandenen günstigen Möglichkeiten der selbständigen 
Organisierung der Sportopposition noch lanp nicht genügend ausgenutzt. Es muß 
deshalb im Sekretariat und in der BL gründlich Stellung zu den Euch bereits 
zugegangenen speziellen Anweisungen betr. der Sportarbeit genommen werden.

h) Oppositionelle Ereidenke rar beit
Im ganzen Reich stehen die W ahlen zur Generalversammlung des SVei>ertschen 
Verbandes-^’ bevor, die ausgenutzt werden müssen, um in allen Bezirken die 
Oposition in den Vereinen straff zusammenzufassen. Der Angriff des Papstes gegen 
die Sowjetunion, die Pestlegung des Bettages auf den 19. März gibt uns die günstige 
Gelegenheit, eine breite antikirchliche Kampagne in den Freidenkerv'ereinen und in 
den Arbeitermassen zu entfalten, überall Solidaritätsresolutionen für die USSR 
beschließen. ■* eine breite Kirchenaustrittsbewegung zu organisieren, neue Massen in 
den oppositionellen Verbänden oder innerhalb der Freidenkeropposition zu sammeln 
und am 19. Alärz selbst in ganz Deutschland, in allen Städten und großen Orten, 
großangelegte antikirchliche Kundgebungen mit Solidaritätsbeschlüssen für die 
Sowjetunion zu organisieren.

i) Starke Lhiterstützung der RH
Der steigende Polizei- und Justizterror, die zahlreichen \’erhaftungen von Parteige
nossen und revolutionären Arbeitern stellen immer größere Anforderungen an die 
Rote Hille. Es ist daher Aufgabe der Parteileitungen, durch Rücksprache mit den 
Uhl-Fraktionen dafür zu sorgen, daß alle Voraussetzungen für die weitere Entwick
lung der RH zu einer Massenorganisation im Bezirk gesichert werden und daß alle 
Parteimitglieder und die Parteipresse die RH aufs tatkräftigste unterstützen.

k) Betr. Sam inelkampagne
In jedem Sekretariat und in jeder Redaktion muß ein Genosse für die tägliche 
Führung der Sammelaktion verantwortlich gemacht w^erden. Die speziellen Direkti
ven zu der Sammelkampagne sind betr. ihrer Durchführung im Bezirk von der BL 
wöchentlich zu kontrollieren und Bericht an das ZK zu erstatten.

2. Kampf gegen den Opportunismus
Bei Organisierung der Kämpfe in den Betrieben und Vorbereitung der Betriebsräte-

zu

22 Vgl. zur .Auswirkung der taktischen Wendung der KPD auf die Arbeitersportbewegung unten Dok. 18. 
Anm. 2.

23 Vgl. oben Dok. 15 a. Anni. 13.
24 Vgl. oben Amn. 5. Die von Papst Pius XI. eingesetzte Kommission zur Beobachtung der Kirchenverfol- 

gung in der Sowjetunion setzte liir den 19. Aiarz 1930 einen \\ elt-Sühnetag fest, an dem für die Opfer 
der Kirchenverfolgung gebetet werden sollte. Dagegen rief die KPD zu Gegenkundgebungen am selben 
Tag aul. Vgl. RI Nr. 38 vom 14. 2. 1930. Vgl. zu den geforderten Solidaritätsresolutionen den Aufruf 
in der Roten lahne Nr. 47 vom 2.5.2. 1930: ..Verteidigt die UdSSR gegen die pfäffischen 
KriegstreiberI .Aufruf der proletarischen Freidenker an das deutsche Proletariat”. Fenier RF Nr. 58 
vom 9. 3. 1930; Nr. 60 vom 12. 3. 1930.
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wählen zeigen sich bei manchen Parteimitgliedern offen opportunistische Schwan
kungen oder Abweichungen in folgenden Haupt fragen:
a) Kampf gegen den Sozialfaschismus. \'erzicht auf den Kampf gegen die sozial
faschistischen B e t r i e b s f u n k t i o n ä r e .

die politischen und ökonomischen Forderungenb) Organisierung des Kampfes um 
im Betrieb. Manche Genossen wollen sich auf die Agitation beschranken und auf die 
Kampforgaiiisierung verzichten. Andere Parteimitglieder stimmen Entlassungen zu 
oder treten noch für ..Freigewerkschaftliche ' Betriebsrätelisten ein.
c) Kampf gegen die sozialfaschistische Gewerkschaftsbürokratie. Manche Parteimit
glieder weichen vor dem Kampf gegen die sozialfaschistische Bürokratie zurück, 
schweigen in den Gewerkschaftsversammlungen oder verzichten auf die \'ertretung 
der politisclien und ökonomischen Forderungen der revolutionären Gewerkschafts
opposition in den Gewerkschaften. Sie erklären, daß die Beschlüsse der Gewerk
schaft, d.h. die Diktate der sozialfaschistischen Bürokratie, für sie maßgebend seien.
d) Mobilisierung der Arbeiter für die politischen Losungen und Vorbereitung 
politischer Massenstreikbewegungen in den Betrieben. Manche Parteimitglieder 
unterlassen es oder weigern sich, die Tagesfragen im Betrieb mit den politischen 
Losungen zu verknüpfen, die betrieblichen Kämpfe als einen Teil des Klassenkamp
fes zu führen. Sie verzicfiten auf die politische Lrzieliung der Belegschaft.

Diese opportunistischen Gefahren haben im wesentliclien folgende Ursachen:
a) Die ungeheure Zuspitzung des Klassenkampfes, die völlige Übereinstimmung der 
Politik der sozialdemokratischen Betriebsfunktionäre mit der Politik der Severing, 
Zörgiebel -I- Go., die schärfere klassenmäßige Herausbildung der Kampffronten bis 
in die kleinste Betriebsabteilung, zwingt nicht nur jeden Arbeiter, sich klar zwischen 
den beiden Fronten zu entscheiden, sondern macht auch jede Blockpolitik zwischen 
oppositionellen und sozialdemokratischen Funktionären in der Betriebsabteilung 
unmöglich.
b) Bei der konkreten Organisierung des politisch-ökonomischen Kampfes in jedem 
Betrieb wird der V iderspruch zwischen der allgemeinen Agitation mancher Genossen 
und ihren Taten rücksichtslos entlarvt. Das zeigt sich besonders bei Aufstellung der

V orbereitung der Betriebsrätewahl und bei der WahlKampfförderungen 
zahlenmäßig starker roter Wahlausscliüsse.
c) Der Umschichtungsprozeß innerhalb der Arbeiterbewegung, die zunehmende 
Aktivität der niedrig entlohnten Arbeiter. Arbeiterinnen und Jungarbeiter, die in 
höherem Maße unorganisiert sind, kommt jetzt auch in der Partei zum Durchbruch. 
[Bei den] Betriebsrätewalilen weigern sich oft Genossen, jenen niedrig entlohnten 
Arbeitern. Arbeiterinnen und Jungarbeitern einen bedeutend größeren Einfluß auf 
der Kandidatenliste zu geben, als das bisher der Fall war.
d) Die politische Erziehungsarbeit in den Betriebs- und Straßenzellen war äußerst 
mangelhaft und ist eine wesentliche Ursache opportunistischer Schwankungen in der 
Pra.xis. Die Organisierung der Offensive gegen den Klassenfeind, die Mobilisierung 
der breitesten Massen und ihre Erfassung mittels der Einheitsfrontorgane von unten, 
macht es notwendig, daß die ideologische Kampagne für unsere Strategie und 
Taktik, insbesondere für unsere Eosungen und unsere Taktik bei den Betriebsräte
wahlen in allen Arbeiterversammlungen, in den Betrieben, in den Gewerkschaften,

zur
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Sportorganisationen. Freidenkerorganisationen, in den öffentlichen V'olksVersamm
lungen usw. durchgeführt werden. Diese LUterzeugimgskampagne wird aber 
dann maximale Erfolge zeitigen, wenn sie verknüpft ist mit der Entfaltung der 
Selbstkritik auf breitester Massenbasis. Besonders die V orbereitung der Betriebsräte
wahl. die Berichte der Betriebsräte in den Belegschaftsversammlungen, die demokra
tische ahl der roten Betriebsratswahlausschüsse auf der Grundlage der Kampffor
derungen der revolutionären Gewerkschaftsopposition müssen unter der Kontrolle 
der .Massen der oppositionellen .Arbeiter durchgeführt werden. Revolutionäre Selbst
kritik nn Interesse der Überwindung bisheriger Fehler und Schwächen, der 
Entfaltung der ma.ximalen Aktionskraft der .Arbeitermassen, der Heranziehung 
neuer .Arbeiterfunktionäre zur revolutionären Massenarbeit, der Stärkung der 
Autorität der revolutionären Gewerkschaftsopposition in den Massen.
Es wird zahlreiche Fälle geben, wo bisherige Parteimitglieder sich weigern, die 
Beschlüsse der Partei durchzuführen. In allen diesen Fällen sollen die .Ausschlüsse 

der Partei das Ergebnis einer vorherigen gründlichen Diskussion in der 
betreffenden Zelle und der Isolierung der Opportunisten sein. Das bedeutet 
keineswegs, daß man unter allen Umständen mit dem .Ausschluß warten muß. bis die 
Mehrheit der Zelle gewonnen ist. In verschiedenen Eällen hatten die Opportunisten 
die Taktik, die Entscheidung hinauszuzögern bis kurz vor der Betriebsrätewahl, 
damit es uns nicht tnehr möglich ist. eine selbständige Liste aufzustellen. Diese 
Manöver müssen rechtzeitig zerschlagen w'erdeti.
Der Opportunismus in der Praxis, wüe er sich jetzt offen zeigt, bei der Organisierung 
des Katnpfes in den Betrieben, bei der \ orbereitung der Betriebsrätewahlen. bei der 
Kommtmalpohtik. in den .Massenorganisationen, ist die praktische Anwendung der 
Theorien der Brandlenimer und der Anschauungen der Versöhnler.Jene Versöhn
ler. die nach dem Parteitag nicht offen ihre Eehler anerkannten und nicht durch die 

ie die Bescfilüsse des Parteitages dtirchführen und den Kampf 
gegen das Versöhnlerttnn führen, sind die stärksten Stützen des Opportunismus in 
der Praxis. Das Schweigen der Versöhnler bedeutet Ermunterung und Unterstützung 
der opportunistischen Schwankungen und .Abweichungen. Deshalb muß der Kampf 
gegen das Versöhnlertum schärfer geführt werden. .Auf Grund der Beschlüsse des 
VVeddinger Parteitages'*’ ist für das V ersöhnlertum in der Kommunistischen Partei 
kein Platz. Die V ersöhnler stehen also vor der Frage; Entweder .Anerkennung ihrer 
Fehler im einzelnen, vorbehaltlose Zustimmung zu den Beschlüssen des Parteitages, 
des Zentralkomitees und der Bezirksleitung und offene Anerkennung, daß ihr 
bisheriges Schweigen eine Unterstützung des Opportunismus bedeutet, oder die 
Partei muß die organisatorischen Konsequenzen ziehen. Einige Versöhnler haben 
Erklärungen abgegeben, die meist unzulänglich waren. In dem Fall, wo Versöhnler 
ausreichende Erklärungen abgaben. hat das Sekretariat des ZK die Erklärung 
Kenntnis genommen und sie darauf hingewiesen, daß es darauf ankoimnt. daß der 
betreffende Genosse in der Tat beweist, daß er die Beschlüsse des Zentralkomitees 
überzeugt und diszipliniert durchführt. Papierne Erklärungen allein haben in einer 
Situation, w'o die Ereignisse die .Auffassungen der Versöhnler (zur Analvse der Lage,

nur

aus

Tat bewiesen, daß sie

zur

25 Zum Kampf der KPD gegen die sog. ..Rechten“ und ..Versöluiler" vgl. oben Dok. 9. .Anm. 27.
26 \ gl. \t affen für den Klassenkampf. Beschlüsse des 12. Parteitags der KPD Berlin o..I. (1929). S. 43.
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in der GewerkschaftslVage. Betriebsrätetaktik. Sozialfaschisinus usw.) restlos wider
legt haben, keine große Bedeutung.'

Gegen das Sektierertum
Sektiererische Abweichungen zeigen sich in der Parteiorganisation vor allem in der 
Vernachlässigung der Gewerkschaftsarbeit und in der Mißachtung der parteilosen 
oppositionellen Arbeiter. Unter ..linken“ Phrasen laufen manche Genossen vor dem 
Kampf gegen den Sozialfaschisinus m den Gewerkschalten davon, sie verzichten auf 
ein bolschewistisches .Auftreten in allen Veranstaltungen der Gewerkschaften und 
spielen sogar mit dem Gedanken des Austritts aus den Gewerkschaften. Ebenso 
energisch wie der Kampf gegen den ..freigewerkschaftlichen ' Opportunismus, gegen 
die Zusammenarbeit von Kommunisten und soziallascliistischen Funktionären 
geführt werden muß. genau so energisch gilt es. gehen das feige Davonlaufen vor der 
Gewerkschaftsbürokratie zu kämpfen.
Am gefährlichsten kommt die sektiererische Angst vor den Massen zum Ausdruck in 
der Nichtheranziehung parteiloser revolutionärer Arbeiter zu den revolutionären 
roten Betriehsrätewahlausschüssen. zur Kandidatur bei den Betriebsrätewahlen, zur 
Selbstkritik, zur Agitation auf dem Lande usw. Die Mißachtung der niedrig 
entlohnten, gewerkschaftlich miorganisierteii. parteilosen Arbeiter. Arbeiterinnen 
und Jungarbeiter, die in der Tat als ehrliche Klassenkämpfer ihre Pflicht erfüllen, 
bedeutet den Verzicht auf die Gewinnung neuer Arbeiter fiir die Partei, heißt 
Verzicht auf die Stärkung unseres Funktionärkaders.
Bei der Vorbereitung des Bezirksparteitages muß die bolschewistische Selbstkritik 
als Kritik unter der Kontrolle der Arbeiteröffentlicbkeit und breitester Heranziehung 
der sympathisierendeii parteilosen Massen im Vordergrund stehen. Nur bei Anwen
dung dieser Methode werden wir neue Initiativen der besten Paiteikräfte wecken, 
opportunistische Widerstände rasch überwinden, die Kadres frisch auffüllen und die 
Wendung bis ins letzte Glied der Partei durcbfübren kütmen.

3. Unterstützung des KJV D
Als Anlage geht der BL eine Resolution des FK der KJI zur Lage im KJV D zu.' Wir 
verpflichten das Sekretariat der BL in einer Aussprache mit der Jugend-BL, die 
konkreten Fragen der Arbeit des Jitgendverbandes itn Bezirk zu stellen und den 
Jugendgenossen bei der Durchführung der Beschlüsse des K.ll-Plenums zu helfen. Die 
Beschlüsse des Wedditiger Parteitages, betr. der Unterstützung seitens der Partei, 
sind auf ihre bisherige Durchführung zu kontrollieren und den Kampf gegen ..linke 
Phraseologie und versöhnlerische Einstellung ihr gegenüber, wie sie bei den 
Funktionären des KJVD vorhanden ist. dabei zu stellen.

4. Berichterstattung über B ra nd le rgruppe. Versöhnler, Lenin- 
bu nd^''

27 Zum weiteren Verlialten der ..Versöhnler ' vgl. Weher I S. 237.
28 Liegt nicht vor.
29 Vgl. Anm. 2.ö. zur Gruppe der ..Recliten ' und ..Versöhnler '. Im Leninhund schloß sich am 8./9. .April 

1928 die 1926/27 aus der KPD ausgeschlossene linke Opposition um Ruth Fischer. .Arkadij Maslow 
und Hugo Vrbahns zusammen. Vgl. W eher 1 S. Ud IT.: GdA S. 1.39-140. Nun liegt Tiber den 
Leninhund vor: Rüdiger Ziinmermaim. Der Leninhund. Linke Koinmuiiisten m der Weimarer 
Republik. Düsseldorf 1978.
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>Ä ir brauchen sofort einen kurzen Bericht über den Stand dieser Aktivität dieser 
paneifeindlicheii Gruppierungen in allen Bezirken. Bei den Versöhnlern scheint auf 
der ganzen Linie - mit einigen Ausnahmen - eine Kapitulationswelle bevorzustehen,
ebenso bei den ehemaligen Ldtralinken. (Siehe Erklärungen Stephans und Hester- 
manns in Hamburg*" und Erklärung van ArthurEwerl ’’^ und .Anträge auf Wiederauf
nahme ultralinker Gruppen in Hessen-Erankfurt.)

Sekretariat des Zentralkomitees

30 Vgl. zur Biographie von Hans llestermann (189Ü-193.Ü ; Weber 11 S. 340 f.
31 Die Erklärung Ewerts. in der er sich vollkonnnen der neuen Parieilinie unten^ irft, ist abgedruckt in RF 

Nr. 46 vom 23. 2. 1930 unter der Übersrhril't: ..Der Bankrott des Versöhnlertums '.

17.

29. 3. 1930: Anweisungen des Sekretariats an die Bezirksleitungen

BA R 134, Bd. 60. S. 176—214 und BA R 45/lV - 24. 238: Hektographiertes Rundschreiben. 
Überschrift: ..Rundschreiben Nr. 4. .Vnweisungen des Sekretariats."

W.G.!
Folgende Anweisungen sind in den letzten Tagen 
Redaktionen ergangen:
1. Direktiven des Sekretariats zur Regierungskrise.'

(28. 3.)
2. Material über die Rolle der SPD beim .Abbau der Arbeitslosenunterstützung.^ 

(29. 3.)
3. Direktiven zur Vorbereitung der Maikampagne 1930.

(22. 3.)
4. Direktiven zur Vorbereitung und Durchfülirung der Bezirksparteitage.

5. Vierteljalires-Arbeitsplan für die Arbeit unter den Frauenmassen.
(29. 3.)

6. Anweisungen zum Reichsjugendtag.
(27. 3.)

7. Vorbereitung der Elternbeiratswahlen 1930.
(29. 3.)

die Bezirksleitungen bzw.an

Mit kommunistischem Gruß 
ZK-Sekretariat

1 Dieser Teil des Rundschreibens liegt nicht vor.
2 Dieser umlangreiche Teil wurde nicht aufgenommen, da er im wesentlichen eine Zusammenstellung 

von sozialdemokratischen Zitaten (oft aus dem Vorwärts) ist. kommentiert mit den bekannten 
kommunistischen .Vnsichten.

120



29. 3.1930 17.Anweisungen des Sekretariats an die Bezirksleitungen

Vorbereitung der Maikainpagne 1930

1. Die politische Bedeutung der M a i k a in p a g n e
Die Maikainpagne 1930 hat noch inelir als ini vergangenen Jahre die Bedeutung 
einer außerordentliclien Kraftprobe zwischen Proletariat und Bourgeoisie, zwischen 
Koniinunisnius und Sozialfaschisinus. *
Die Erfahrungen lehren, daß die erste \'oraussetzung zur Entfaltung einer breiten 
revolutionären .Massenbewegung für den 1. .Mai in einer klaren Einstellung der Partei 
auf die vor uns stehenden Kanipfesaufgaben und in der ^'erl)indung aller Kämpfe 
mit der Kampagne zum 1. Mai bestehen. .\lle F"ragen des aktuellen Kampfes, den die 
Partei auf den verschiedenen Gebieten führt, müssen deshalb im Vordergrund der 
Vorbereitung und Dnrchführung tles 1. .Mai stehen: der Kampf gegen die Hungerpo- 
litik der Hermann l/ü7/er-Regierung. gegen ihren Unterdrückungsfeldzug gegen das 
l’roletariat. und ihren Kriegskurs gegen die Sowjetunion, der Kampf, den Partei und 
revolutionäre Gewerkschaflsopposition täglich um Eohn und .Arbeitszeit fuhren, der 
Kampf um die Eorderungen der Erwerbslosen, gegen den .Abbau auf sozialpoliti
schem Gebiet, der die verschiedensten Schichten der Werktätigen in neues und 
verschärftes Elend wirft. So müssen die \Orbereitungen zum Kampftag des 1. Mai 
tnit der revolutionären Tagesarbeit verbunden sein, die die Zellen. Eraktionen, 
revolutionäre Organe auf allen Gebieten durchfübren. Der 1. Mai muß zu einer 
großen, kombinierten .Massenaktion aller dieser Kräfte führen.
Die Partei muß die größten .Anstrengungen zur Entfaltung einer breiten revolutionä
ren Einheitsfrontbewegung von unten, einer großzügigen .Massenmobilisierung für 
die Durchführung des politischen Massenstreiks und gewaltiger Straßendeinonstra- 
tionen am E .Mai unter unseren revolutionären Eosungen unternehmen.

Die beiden Hauptaufgaben:
Die erste Hauptaufgabe, die vor der Gesamtpartei, insbesondere aber vor den 
Betriebszellen steht, ist die Einleitung aller notwendigen propagandistischen, 
agitatorischen und organisatorischen .Maßnahmen, die in diesetn Jahre zum politi
schen Massenstreik in Eorni einer möglichst restlosen Stille- 

aller Groß- und .Mittelbetriebe führen. Die Partei muß auf diegu ng
Erreichung dieses Zieles das allergrößte Gewicht legen, weil die Stillegung der 
Betriebe am 1. .Mai 1930 im Bewußtsein der Massen eine entschiedene Kampfaktion 
gegen die Knute des Republikschutzgesetzes und gegen die brutale Durchführung des 
Jot//igplanes auf Kosten der Arbeitermassen und für die V erteidigung der Sowjet
union sein muß. weil der politische .Massenstreik das Kettenglied ist. das den 
Übergang zu höheren KamplTormen vermittelt.
Die zweite Hauptaufgabe für den 1. .Mai 1930 ist der Kamjtf um die Straße, 
die Durchführung mächtiger Demonstrationen der xArbeitenden und .Arbeitslosen, 
der Männer. F’rauen und Jugendlichen des Proletariats, ln der A orbereitung dieser 
Demonstrationen muß die Partei die wichtigsten Eehren berücksichtigen, die vom

3 \'gl. zur Vorbereitung der .Maikainpagne 1929 oben Dok. 2.
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vorjährigen 1. Mai und 1. August, vom 1. Februar und 6. März gegeben sind.“* Unsere 
Betriebszeilen und Fraktionen müssen durch zielbewußte Einheitsf'ronttaktik von 
unten und unter Fortführung der besten Kampftraditionen des Proletariats verste
hen. weit über den Rahmen der Parteigenossen, der Mitglieder der mit uns 
sympathisierenden Organisationen hinaus, neue Schichten sozialdemokratischer, 
christlicher und der parteilosen Arbeiter um die unter unserer Führung stehenden 
Einheitsfrontorgane zu sammeln und sowohl zum politischen Massenstreik, als auch 
zur
Gewerkschaftsopposition zu führen. Die Straßen der Großstädte, auch diesmal 
irgendmöglich die Betriebe müssen vmter dem Zeichen der roten Fahnen und 
revolutionären Losungen stehen. Überall rote Lahnen heraus! .Ausschmückung der 
Arbeiterlokale. Parteibüros. Häuser usw. mit unseren Transparenten und Lahnen. 
Dabei größte Entfaltung der selbständigen Initiative der Betriebszellen, Straßenzel
len und der Lraktionen in den Massenorganisationen. Lebendige neue Methoden der 
Agitation und Propaganda, so daß wirklich auf Schritt tmd Tritt, überall der 
revolutionäre Charakter dieses 1. Mai der .Masse zum Bewußtsein kommt. Breiteste 
Organisierung des Vertriebs der .Maizeittmg und der roten Rosetten.

1. Mai. Zusammenfassung und Steigerung aller T e i 1 a k t i o n e n 
Die Partei muß gegen wachsende Massenverelendung und verschärften Terror des 
kapitalistischen Staatsapparates, des Unternehmertums und der Sozialfaschisten 
und gesteigerte Kriegshetze gegen die Sowjetunion in den nächsten Wochen und 
Monaten eine Reihe organisatorischer Maßnahmen und eine Kette breiter Massenak
tionen. Demonstrationen. Hungermärsche und Teilstreiks durchführen. Wo betrieb
liche Bewegungen sind, wo Tarifabläufe bevorstehen, muß die Trage des 1. Mai mit 
in den Mittelpunkt gestellt werden. Der 1. Mai ist die nächste Zusammenfassung und 
Steigerung aller dieser Einzelaktionen. Die allgemeinen zentralen Parolen und die 
konkreten betrieblichen und örtlichen Parolen, mit denen wir Tag für Tag die 
Massen mobilisieren und organisieren, müssen darum auch in den Hauptlosungen 
für die Maikampagne enthalten sein.

Die wichtigsten allgemeinen Parolen:
Durchführung des allgemeinen politischen Massenstreiks am 1. Mai 1930 in allen 
Betrieben, besonders in den Großbetrieben!
Nieder mit dem Demonstrationsverbot!
Straße frei für revolutionäre Maidemonstrationen!
Lür Siebenstundentag bei vollem Lohnausgleich und allgemeine Lohnerhöhung! 
Arbeit und Brot für die Erwerbslosen!
Nieder mit dem räuberischen Fotmgplan. der 60jährigen Ausplünderung des 
deutschen Proletariats - für den Lünfjahresplan des sozialistischen Aufbaues in der 
Sowjetunion!

Straßendemonstration für die Losungen der Partei und der revolutionären
wo

unserer

4 Zum 1. Mai des Jahres 1929 siehe oben Dok. 8. ,\nm. 3. Zu den Deinonstralionen am ..internationalen 
Antikriegstag“, dem 1. August 1929 vgl. RTNr. 140 vom 2. 8. 1929. Am 1. Februar 1930 führte die 
KPD trotz V'erbot in Berlin und Hamburg sog. ..Hungermärsche“ der Erwerbslosen und Demonstra
tionen auf der Straße durch. \ gl, Rf' Nr. 27-28 vom 1. und 2. 2. 1930. Am 6. März 1930 fand der 
1. Reichserwerbslosentag in Berlin statt. Vgl. ff/',Nr. ,56 vom 7. 3. 1930.
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Nieder mit den fasehististdien Arbeitermördern!
Nieder mit dem Sozialfaschismus!
Nieder mit dem Republiksclmtzgesetz!
Fort mit der Regierung des lluugers. des Terrors und der Kriegsrüstuugen gegen die 
Sowjetunion!
Sowjetdeutschland statt Jou/tgdeutschland!
Es lebe die revolutionäre Cewerkschaftsopposition!
Es lebe die Kommunistische Partei!
Für die revolutionäre Verteidigung der Sowjetunion!
Für die Diktatur des Proletariats!

Diese Eosungen müssen entsprechend der sich entwickelnden Lage konkretisiert 
werden. Insbesondere bei den Kampflosungen gegen die sozialdemokratische MüZ/er- 
Regierung. gegen den Sozialfaschismus und gegen die imperialistische Kriegshetze 
müssen die jeweils aktuellen Eragen in den Vordergrund gestellt werden.

2. Die organisatorische Vorbereitung und Durchführung 
a) Maikampfkomitees in den Betrieben, bei den Erwerbslosen 
und in den Massenorganisationen.
In viel höherem Maße als im vorigen ,lahr müssen Maikomitees auf betrieblicher 
und örtlicher Grundlage das organisatorische Eimdament einer breiten revolutionä
ren Einheitsfront von unten für die restlose Durchführung des politischen Massen
streiks unter unseren revolutionären Losungen am 1. Mai und für die Durchführung 
der Maikundgebungen werden. Deshalb muß jetzt schon mit der Massenmobilisie
rung auf breitester Grundlage in jedem Betrieb und in allen Schichten der 
werktätigen Bevölkerung begonnen werden.
Im Zusammenhang mit der Behandlung der stehenden politischen und organisatori
schen Fragen (Kampf gegen die Durchfühnmg des Fot/ngntlaues. Kampf gegen das 
Republikschutzgesetz. Kampf für Lohnerhöhung und Siebenstundentag, Betriebs
rätewahlen usw.) müssen in allen B e 1 e g s ch a f t s -, Erwerbslosen- 
GeWerkschaftsVersammlungen oder Versammlungen der übri
gen Massenorganisationen Resolutionen eingebracht werden, 
die sich für Massenstreik und Massendemonstrationen aml. Mai 
unter unseren Parolen aussprechen. Dabei darf niemals die Präge des 
Maikampftages formell, nur mit Berufung auf die Tradition der Arbeiterbewegung 
gestellt werden, sondern immer müssen die aktuellen politischen Kampliragen im 
Vordergrund stehen. (.Mit den einzelnen Traktionen ist daher vorher zu sprechen.) 
Nur, wenn wir klar schon in der Vorbereitung unsere politischen Parolen hervorhe
ben, für die demonstriert werden soll, werden wir von vornherein die schärfste 
Abgrenzung gegen den Sozialfaschismus, insbesondere auch gegen seine linke 
Schattierung durchsetzen und alle ..linken" demagogischen Manöver durchkreuzen 
können.
Auf Grund der in den Betrieben, Gewerkschaften, den übrigen proletarischen 
Massenorganisationen, unter den Erwerbslosen und im Wohngebiet gefaßten 
Beschlüsse zur Durchführung des 1. Mai werden auf möglichst breiter
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Grundlage Kainpf'komitees gewählt, die die Propaganda und die Organisie
rung des politischen Massenstreiks und der Maikundgebungen in ihrem x\rbeits- 
b er eich zu leisten haben. In den Großbetrieben müssen sich die Maikomitees 
insbesondere die Aufgabe stellen, in engster Zusammenarbeit mit den roten 
Betriebsräten, dem revolutionären Vertrauensleutekörper, oder den vorbereitenden 
Kampfleitungen, wo solche bestehen, in jeder Abteilung den vollständigen politi
schen .Massenstreik durcbzuführen und die geschlossene Teilnahme an der Demon
stration zu organisieren. (Das Schwergewicht der Kräfte der Partei 
muß unbedingt auf die .Mobilisierung der Betriebe gelegt 
werden.)
Auch die Straßenzellen, sowie die an den einzelnen Stempelstellen gewählten 
Maikampfkomitees der Erw erbslosen und die in den Massenorganisationen gew ähl
ten Komitees dürfen ihre .4rbeit nicht auf die \\'ohngebiete beschränken, sondern 
müssen vor allem die Mobilisierung der Betriebe von außen auf 
das Tatkräftigste unterstützen. Zu diesem Zweck ist notwendig, daß die 
Erw'erbslosen in den Betriebs-Mai-Komitees und umgekehrt die Betriebsarbeiter in 
den Stempelstellen-.Mai-Kornitees vertreten sind.

Bei allen Komitees ist b es o n d ei-s auf die \’ e r t r e t u n g der .Arbeite
rinnen, .Arbeiterfrauen und Jungarbeiter zu achten.
Zur Einleitung der umfassenden .Mobilisierung aller Schichten des Proletariats 
zum 1. Mai und um die revolutionäre Einheitsfront auf einer möglichst breiten 
Grundlage zu schaffen, ist es zw-eckmäßig, sofort eine örtliche, breite 
Vollversammlung aller bestehenden Einheitsfrontorgane und oppositionellen 
Leitungen der Massenorganisationen einzuberufen, dort einen gründlichen ört
lichen .Arbeitsplan zu beschließen und ein provisorisches örtliches 
Maikomitee zu wählen. \ on dieser einleitenden Konferenz muß eine direkte 
große Initiative in allen Betrieben. Stempelstellen, in den .Massenorganisationen 
ausgehen. Alle Organisationsleitungen, alle in diesen Tagen und V’ochen stattfinden
den Tagungen. Versammlungen. Konferenzen müssen zum 1. .Mai Stellung nehmen, 
z. B.: Tagungen der roten Betriebsräte, der revolutionären A'ertrauensleute, der 
betrieblichen \\ ahlausschüsse. der Gewerkschaftsoppositionskomitees und ausge
schlossenen Zahlstellen, der Erwerbslosenausschüsse. der Erauendelegiertinnen. der 
Antikriegs- und anderen Komitees, der örtlichen oppositionellen Sport- und Kultur
kartelle und der oppositionellen Organisations- oder Fraktionsleitungen aller über
parteilichen proletarischen .Massenorganisationen, die kommunistischen Kommunal
fraktionen usw.

b) Örtliche Gesamttagung des Maikampfkomitees und Wahl 
einer zentralen örtlichen .Maikampf 1 eitung
Wenn die Massenmobilisierung eine höhere Stufe erlangt hat, wenn also etwa .Mitte 
April die Betriebe. Stempelsteilen. Arbeiterorganisationen Stellung genommen 
haben, organisiert der in der örtlichen Vollversammlung gewählte provisorische 
Arbeitsausschuß eine Konferenz aller bis dahin gebildeten Mai
ka m p fk o mit e e s .
Diese Konferenz nimmt zu den letzten politischen und organisatorischen A'orberei- 
tungen der Maikundgebungen Stellung und konstituiert sich als zentrales
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Leitung einen Arbeilsaus-örtliches M a i k a m p fko m i t ee, das zur 
s e h u ß wählt.
Dort, wo irgend möglich, sollen im Rahmen des örtlichen Maikomitees für 
Teilauf'gahengehiete. z.B. für den \ ertrieh der Maizeitung und der Plaketten, für die 
Kontrolle der Herausgahe von Betriehs- und Häuserblockzeitungen, für die Heraus
gabe besonderer Zeitungen für die .Massenorganisationen, für die Aulstellung des 
Demonstrationsplanes, für besondere Kampfesmaßnalimen usw. Unterkommis- 
s i o n e n gebildet werden. So wird es möglich, alle Mitglieder der .Maikomitees

Mitarbeit heranzuziehen, ihren Gesichtskreis zu erweitern und sie für weitere
zur

regen
Kampfesmaßnahmen zu befähigen.

c) Organisierung der Demonstrationen
Die Organisierung der Maidemonstration muß atif Betriebsgrundlage erfolgen. Dazu 

notwendig, b e t r i eb s wei s e Sammelpunkte, für Großbetriebe auch 
mehrere anzugeben, wo sich die Arbeiter betriebs- oder abteilungsweise sammeln, wo 
sich ihnen die Erwerbslosen. Angehörigen usw. anschließen.
Eine große Zahl von
sich die Massen ansammeln, kurze, zündende Ansprachen zu halten. Diese Redner 
müssen ständig von einem Trupp zuverlässiger Genossen (Kaders) zu 
Sicherung umgeben sein. Die \ orbereitung der Maidemonstration muß zum Ausbau 
der .\bwehrorgaiiisatioiien. besonders atil Betriebsgruiidlage. ausgenutzt werden.

ist es

St laßen red iier 11 muß bestimmt werden, überall dort, wo

ihrer

d) Boykott der reformistischen \ e r a n s t a 11 u n ge ii
Die Einie der Sozialdemokratie und der sozialfaschistisclien Gewerkschaftsbürokra
tie ist jetzt schon klar. Sie werden in vielen Eällen die Straßendemonstrationen, ja 
sogar in den entscheidenden Großbetrieben den Streik, ja selbst die Arbeitsruhe 
ablehnen und versuchen, in Gewerkschaftsversammlungen oder m den Sitzungen der 
Gewerkschafts-. Sport- und Kulturkartelle Beschlüsse auf Saalveranstaltung 
fassen zu lassen. Unsere Parole lautet: kein revolutionärer .\rbeiter geht 
zu den von

en

V e r a n s t a 1-den Sozialfaschisten organisierten
tungen!
Vi'o ..hnke^‘ Sozialdemokraten und ebenfalls sozialdemokratische Arbeiter an unsere 
Organisation zwecks gemeinsamer Ktmdgebuiig lieraiitreten sollten 
allerseltensten Fällen, unter starkem Druck der sozialdemokratischen Mitgliedschaft 
denkbar ist. - müssen wir den politischen Gharakter der Maikundgebungen 
prinzipiell in den Vordergrund stellen. Nur mit der KPD und der revolutionären 
Gewerkschaftsopposition unter unseren Eosungen wird demonstriert, nur für 
unsere Eosungen. nur für schärfste Einie der Durchführung des politischen 
Massenstreiks wird gesprochen. Dort, wo eine stärkere oppositionelle Strömung in 
den SPD-Ürganisationen vorhanden ist. müssen die größten Anstrengungen gemacht 
werden, um die SPD-.\rbeiter in die Vorbereitung und Dtirchfülirung der revolutio
nären Maiaufgaben und Maiaktionen 
Der Boykott der sozialdemokratischen \ eranstaltungen darf natürlich nicht verhin
dern. daß unser .Material an die Besucher dieser \ eranstaltungen vertrieben wird, im 
Gegenteil: unsere Parteiorganisationen müssen dafür sorgen, daß überall geeignetes 
Material zur Stelle i.st. um der schamlosen Hetze gegen die KPD und gegen die

— was nur in den

Parolen hineinzuziehen.unter unseren

Sowjetunion entgegenzuwirken.
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e) Beherrschung der Straßen durch die Maidemonstranten wäh
rend des ganzen Tages
Der diesjährige 1.-Mai-Kampftag muß so durchgeführt werden, daß den ganzen 
Tag ü b e r die Massen die Straßen beherrschen. Die Maikomitees müssen deshalb, — 
entsprechend den örtlichen Verhältnissen - solche organisatorischen Maßnahmen 
trelfen. die dies gewährleisten. Daher soll von den traditionellen abendlichen 
„Feiern" abgesehen und an deren Stelle Kundgebungen auf bestimmten Plätzen, 
Straßen organisiert werden. V o abendliche \ eranstaltungen organisiert werden, 
müssen sie einen revolutionären Charakter tragen, was in dem ganzen Inhalt der 
Veranstaltung zum Ausdruck kommen muß. Die Programme sind in der Richtung 
vorher zu überprüfen.

f) Rasche Berichterstattung
Die Parteileitung muß rechtzeitig dafür sorgen, daß noch am Abend des 1. Mai eine 
rasche, genaue Berichterstattung über den V erlauf der Mai-Kundgebungen, über den 
Umfang des Streiks im ganzen Bezirk stattfindet und das Zentralkomitee sofort 
eine Übersicht über den Verlauf im ganzen Reich bekommt.^

ZK-Sekretariat

•5 Zur V orbereitung des 1. Mai brachte Die Rote Fahne bereits Tage zuvor Maiappelle und Demonstra
tionsaufrufe an die Partei. Dabei wurde vor allem versucht, durch Hinweise auf den 1. Mai 1929 eine 
Stiimnimg gegen die SPD zu erzeugen. Vgl. f?/'Nr. 101 vom 1. 5. 19.10: ..3.3 Maitüte rufen euch zum 
Kampf!". Am 1. Mai kam es zu Kundgebungen der KPD in allen größeren Städten des Reiches. Vgl. 
Rh' Nr. 102 vom 3. .5. 19.10. ln Berlin nahmen nach der Angabe der Roten Fahne 200000 Menschen 
der Kundgehung teil. Die ..Beherrschung der Straßen" gelang jedoch nicht, \ ielmehr bestimmten 
auch sozialdemokratische Kundgebungen das Stadtbild. \’gl. Vorwärts Nr. 20.3 (Der Abend)
2. .5. 1930. Daß die \ orbereitung und Durchführung der .Maikainpagne nicht in allen KPD-Bezirken 
gleich war, geht aus dem Rundschreiben Nr. 4 der Bezirksleitung Siidbayem vom Juni 1930 hervor, in 
dem kritisiert wird, daß w egen der ..Inaktivität der Ortsgruppen" die ..Vlamelken und Maizeitungen“ 
größtenteils nicht \erkauft wmrden. Kundgebungen waren ..im ganzen Bezirk verboten“ und fanden 
deshalb nur in München und Nürnberg statt. iVgl. Records T 17.5. 312. 2811547-2811562).

an

vom

17 a.

26.3.1930: Anweisung des Sekretariats zur Vorbereitung der 
Bezirksparteitage

Anlage zur Nr. 17. Überschrift: ..Vorbereitung und Durchführung der Bezirksparteitage.“

An die Bezirksleitungen!
W erte Genossen!
In Ergänzung unseres Rundschreibens über die Vorbereitung der Bezirksparteitage 
von Mitte Januar' sind noch nachfolgende Richtlinien über die Vorbereitung und 
Durchführung der Bezirksparteitage genau zu beachten.

1 Dieses Rundschreiben liegt nicht vor. \ gl. jedoch die Anweisungen in Dok. 11 und Dok. 15. Die 
Parteitage wurden in den Monaten .4pril tmd Mai 19.30 ahgehalten.
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1. Termine
Als Termin für das Stattfinden der BezirkspaVteitage gelten die vom Sekretariat des 
ZK für die einzelnen Bezirke festgelegten Tage, Die Bezirke, die bisher den Termin 
des Stattfindens ihres Bezirksparteilages noch nicht bestätigt haben, müssen das 
beschleunigt nacfiholen.

2. Politische Plattform
Als politische Plattform für die Vorbereitung und Durchführung der Bezirkspartei
tage dienen: die Polbüroresolution vom l4. Februar." die Beschlüsse der Sitzung des 
Erw'eiterten Präsidiums des EKKf^ und die Resolution der März-Plenarsitzung des
ZK über ,.Eage und die Aufgaben der Partei“, veröffentlicht in der Roten Fahne vova. 
25. März."* Die gesamte Parteipresse ist zum Abdruck der Resolution und des 
Begleitartikels verpOichtet.
Außerdem die Rede des Genossen Thälmann auf dieser ZK-Sitzung, die in kürzester 
Zeit als Broschüre herauskonimt.^

3. Innerparteiliche Vorbereitung
Umbekümmert darum, wie weit in den einzelnen Bezirken auf Grund der früheren 
Anweisungen die politischen und organisatorischen Vorbereitungen zu den Bezirks
parteitagen bereits gediehen sind, sind umgehend nachfolgende .Maßnahmen durch
zuführen:

2 Diese Resolution des Polbüros der KPD wurde weder in der Roten Fahne noch in anderen 
Parteizeitungen abgedruckt, auch nii lit in der Inprekorr. ln der Literatur zur Gescliichte der KPD wird 
sie nicht erwähnt, auch nicht in der Thälmann-Biographie von 1979,

3 Auf der Tagung des Erweiterten Präsidiums des Exekutivkomitees der Komintern vom 
18,-28, Februar 1930 standen die \erschärfte W irtschaftskrise und ihre Folgen, die Aufgaben der 
einzelnen Sektionen der Komintern und die Vorbereitung des \ , RGl-Kongresses im Mittelpunkt, Vgl, 
den Bericht in Rf ’Sr. .54 vom 5. 3. 1930: ..Die Ergehnisse der EKKl-Tagung. Beschleunigtes Tempo 
des revolutionären Aufschwungs - und unversöhnlicher Kampf gegen alle rechten und linken 
opportunistischen Abweichungen '. Fenier RFNr. 60 vom 12. 3. 1930: ..Die heranreifende Weltwirt
schaftskrise. die Massenerwerbslosigkeit und der Streikkampf“. Resolution angenommen 
Erweiterten Präsidium des EKKl. \ gl. auch Inprekorr Sr. 23 vom 7. 3. 1930. S. 547 ff. Die Beschlüsse 
sind zusammengefaßt in: Erweitertes Präsidium des EKKl. Februar 1930. riiesen und Resolutionen. 
Flamburg-Berlin o.J. (1930). Vgl. auch Chronik S. 251,

4 Am 20. und 21..März 1930 befaßte sich das ZK der KPD mit den Ergebnissen der Sitzung des 
Erweiterten Präsidiums des EKKl. Das ZK forderte unter Hinweis auf das ..weitere Anwachsen des 
revolutionären Aufschwungs“ alle Parteiinstanzen und Massenorganisationen zum Kampf um die 
..Eroberung der -Mehrheit des Proletariats“ auf. Ferner wurde die ..Auslösung und Führung von 
Kämpfen und -Massenaktionen durch die Kommunistische Partei'- und die ..unversöhnliche Bekämp
fung des linken Sektiererttuns[. . .1 " und der ..rechten Opportunisten " zur .Vufgabe gemacht. Vgl. den 
Bericht über die Plenartagung des ZK der KPD in RFNr. 71 vom 2.5. 3. 1930. S. 1—2; Inprekorr Nr. 28

25. 3. 1930. S. 687 f. Ferner: ..Die Tagung des Präsidiums des EKKl und die .Wgabe der KPD'7 
Resolution des ZK. beschlossen in der Sitzung vom 20. und 21. März 1930. Inprekorr Nr. 29 vom 
28. 3. 1930. S. 713 f.

5 Emst Thälmann. Die Eroberung der Mehrheit der Arbeiterklasse. Gegen Rechtsopportunismus und 
Sektierertum. Für bolschewistische Massenarbeit. Bericht des Genossen Thälmann über die Tagung 
des Erweiterten Präsidiums, gehalten im Zentralkomitee der KPD am 20. März 1930. Berlin 1930. Die 
Rede erschien nicht in der Roten Fahne.

vom

vom
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a) In allen Bezirken muß umgehend eine Sitzung der Plenar-BL stattfinden, in der 
ausführlich über die Sitzung des Ei-weiterten Präsidiums des EKKI und die Sitzung 
der Plenarzentrale vom 21./22. 3. 30 Bericht erstattet, und die dort gefaßten 
Beschlüsse angewandt auf die bezirkliche Durchführung der Aufgaben und die in der 
Bezirksarbeit zu korrigierenden Schwächen und Fehler gründlich erörtert werden. 
Soweit die Bezirksleitungen nicht selbst geeignete Referenten zur Verfügung haben, 
sind dieselben umgehend beim Sekretariat des ZK anzufordern. Auf der Plenar-BL 
sind nur kurze politische Entschließungen, die sich zustimmeud zu den Beschlüssen 
des ZK äußern, vorzulegeii.
b) Im Anschluß an die Plenar-BL-Sitzungen muß die Entschließung der Plenarzen
trale sowie die Rede des Genossen Thälmann in allen Betriebs- und Straßenzellen 
sowie Ortsgruppen ohne Zellen zum Gegenstand einer gründlichen Diskussion und 
Aussprache gemacht werden, wobei konkrete Schlußfolgerungen für die .Arbeit der 
Zellen zu ziehen sind. Auch hier sind nur kurze zustimmende Entschließungen 
Abstimmung zu bringen.
c) Im Aus(-hluß an die durchgeführte Diskussion und Abstimmung erfolgt die Wahl 
der Delegierten zu den Lüiterbezirks- bzw. Stadtdelegiertenkonferenzen.
d) Auf den Unterbezirks- bzw. Stadtdelegiertenkonfereuzen müssen Vertreter der 
Bezirksleitung ein gründliches selbstkritisches in der Hauptsache auf bezirkliches 
Tatsachenmaterial aufgebautes Referat, entsprechend den Beschlüssen der Plenar
zentrale halten und eine gründliche Diskussion auslösen. .Auch hier sollen kurze 
zustimmende Resolutionen zur .Abstimmung gebracht werden. Im Anschluß daran 
erfolgt die Wahl der Delegierten zum Bezirksparteitag.
e) Auf der Grundlage der zentralen und bezirklichen Resolutionen muß die BL zu 
den wichtigsten aktuellen Problemen der Parteiarbeit im Bezirk in 
kurzen, selbständigen .Artikeln der Parteipresse Stellung nehmen. Die Methode einer 
bolschewistischen Selbstkritik bei Überprüfung der Durchführung der revolutionä
ren -Massenarbeit, die offene Stellung der .Aufgaben, wie sie in der ZK-Resolution 
festgelegt sind, ward der Parteileitung nicht nur das \ ertrauen der Gesamtmitglied
schaft. sondern auch der .Arbeiterschaft, die interessiert die Diskussion in der Partei 
verfolgt, erwerben.

zur

4. Delegationsmodus
Der Delegationsmodus zu den Stadtdelegierten- und Unterbezirkskonferenzen sowie 
zum Bezirksparteitag soll nach der jeweiligen Struktur des Bezirks und der Stärke 
der Parteimitgliedschaft festgelegt werden. Es sollen möglichst breite Dele
giertenkonferenzen sein. .le mehr Delegierte auf den Konferenzen anwesend 
sein können — hier kann nur die Finanzierung eine Grenze setzen — desto günstiger 
wird das für die Durchsetzung der Parteilinie nach unten sein. Deshalb soll der 
'Ä ahlmodus so festgelegt werden, daß möglichst jede Ortsgruppe und jede Straßen
zelle mehrere A'ertreter zu den Stadt- und UB-Konferenzen entsendet, von den 
Betriebszellen ist es selbstverständlich. Dasselbe gilt betr. breiter Delegationen für 
den Bezirksparteitag. Bei der Zusammensetzung der Delegation ist streng darauf zu 
achten, daß die Frauen mit 1/3 (in der Regel) der .Mandate bedacht werden und auch 
die .lugendlichen ihre Vertretung haben. Das ist besonders wichtig, weil in die neuen 
Leitungen unbedingt .Arbeiterinnen und .Jugendliche in diesem Proporz unbedingt
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hineinkoiiimen müssen. Soweit besonders wichtige Betriebszeilen und besonders 
wichtige Massenorganisationen nicht genügend in den Delegationen berücksich
tigt werden können, sollen sie aufgelordert werden, als Gäste an den Tagungen 
teilzunehrnen.
Für die Errechnung des Delegationsinodus sollen die abgerechneten Dnrchschnitts- 
mitgliederzahlen der Monate Dezember, .lamiar und Februar zugrunde gelegt 
werden.

5. Tagesordnung des B e z i r k s p a r t e i i a ge s
Von der Gepflogenheit der vergangenen .lahre. als 1. Punkt der Tagesordnung den 
Bericht der BL zu behandeln, soll abgegangen werden. Der Bericht der BL soll in 
möglichst prägnanten Sätzen niedergelegt und vervielfältigt an die Delegierten 
verteilt werden.*’
Im allgemeinen soll als einziger Tagesordmmgspimkt auf den öffentlichen Bezirks
parteitagen behandelt werden: Die politische Lage und die Aufgaben 
der Partei. Besondere Referate über spezielle Fragen der Arbeit oder des Bezirks 
sollten in ganz dringenden Fällen auf die Tagesordnung gesetzt werden. Über den 
Referenten zum politischen Referat erfolgt eine Vereinbarung mit dem Sekretariat 
des ZK.

6. Resolution zum Bezirkspari e i t ag
Die dem Bezirksparteitag vorzulegende Resolution soll in ihrem ersten Teil nur eine 
kurze Zustimmung zu den Beschlüssen des Erweiterten Präsidiums des EKKl und 
der Plenarzentrale enthalten, also keine neue wiederholende allgemeine wirtschaftli
che und politische Analyse bringen. Dagegen müssen die Verhältnisse im Bezirk und 
die Aufgaben, die sich daraus ergeben, besonders instnikliv behandelt werden.

7. W ahl der neuen Leitungen
Die V'ahl der neuen Leitungen erfolgt in einer geschlossenen Sitzung, die sich 
unmittelbar der öffentlichen Sitzung anschlielst.
Die Vorschläge für die neuen Leitungen sind von der BL gründlich vorzubereiten. Sie 
müssen unter allen Umständen entsprechend den politischen und taktischen 
Beschlüssen zusammengesetzt werden, d. h. Heranziehung neuer aktiver Kräfte aus 
den Betrieben, besonders von Genossinnen und jugendlichen .\rbeitern, genügende 
Berücksichtigung der besten Kräfte in den überparteilichen Massenorganisationen. 
Die Kandidatenlisten müssen vorher mit dem Sekretariat des ZK bzw. mit der 
Vertretung des ZK besprochen werden.
Im Anschluß an die Wahl der Leitungen soll sofort die erste konstituierende Sitzung 
stattfinden.

6 Die Berii'lue der Bezirksleitungen an die Bezirks|)arteltage finden sich groBlenteils in den Records of 
the Reich Leader of the SS and Lhief of die Lerinan Police (HimmlerSachlali ': iin National Archives 
V\ ashington Nr. T 17.5. Siehe die Berichte der BL .Nordbayern. Südhaycrn und Saargeblel In T 175, 
312. Berichte der BL Ost|)reiiRen. Nordwesl. .Magilehnrg-.-Vnhalt. .Niederrhein und Vi ürltemherg in 
T 175. 313. Berichte der Bl. Beiiin-Brandenhnrg-Lansilz-Grenzinark. Hessen und Baden in T 175, 
315.

7 Vgl. etwa die dem Bezirks(iarleilag Magdehurg-Anhalt von der Bl. vorgelegte ..Resolution des 
14. Parteitages. Bezirk .Magdeburg-Anhalf. Records T 175. 313. 2812423-2812432.
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Entsprechend der politischen Bedeutung gerade dieser Bezirksparteitage muß der 
größte Vi ert darauf gelegt werden, vor der Gesamtarbeiterklasse die feste Verbun
denheit unserer Partei mit allen Schichten des Proletariats, besonders den Betriebsar
beitern zu dokumentieren. Es müssen deshalb in allen Bezirken eine Anzahl 
Betriebsdelegationen, möglichst mit sozialdemokratischen, christlichen und parteilo- 

Arbeitern organisiert werden, die den Bezirksparteitagen selbst ihre Verbindung 
und Kampfverbundenheit mit der V orhut des Proletariats dokumentieren. So 

die Bezirksparteitage zu einem wirklichen Auftakt einer breiten Einheits- 
unten für den revolutionären Klassenkampf werden.

ZK-Sekretariat

8.

sen

müssen i
frontbewegung von

17 b.

März 1930: Arbeitsplan für die Frauenarbeit

Anlage zu Nr. 17. Überschrift: ..Zentralkomitee der KPD. Sekretariat/Frauen. Anweisunge 
Arbeit der Partei unter den Frauen. Arbeitsplan für April und .Mai 1930.“

Bei der Stellungnahme zu den vom ZK gefaßten Beschlüssen betr. der aktuellen 
Aufgaben und der verstärkten Wendung der Gesamtpartei zur Massenarbeit sind 
folgende für die Mobilisierung der arbeitenden Frauen wichtige spezielle Fragen zu 
berücksichtigen:

Lehren des 6. und 8. März:'
Erfolge : Im allgemeinen starke Beteiligung der Erauen an den Demonstrationen. 
Stempelstellen- und Betriebsversammlungen am Welterwerbslosentag. In ihren 
V orbereitungen wurden die Losungen des Internationalen Erauentages in einer 
Anzahl von Bezirken vor der Arbeiterschaft gestellt. Am Internationalen Erauentag 
Durchführung guter Demonstrationen in Berlin. Hamburg, Dudweiler, Gera usw. 
Eine große Zahl Mfentlicher gut besuchter Kundgebungen in allen Bezirken. In der 
Presse viele Beiträge zum Erauentag.

Mängel und Schwächen:
Unterschätzung der .Aktionskraft der Massen. Darum im allgemeinen keine Anset- 

Demonstrationen für den 8. März. Ungenügende Bearbeitung der 
Arbeiterinnen-Betriebe. Keine Demonstrationen 
xMobilisierung der ei-w^erbslosen Erauen.
Mangelhafte Verbindungen des 6. und 8. März. Die Presse trennte fast überall die 
Losungen und Aufgaben beider Tage vollständig voneinander. Am 7. März wurde bei 
der politischen Wertung des W eltertv'erhslosentages unter weiterer Aufgabenstellung 
;;rx allgemeinen der Frauentag nicht eingegliedert.

n zur

zung von
den Betrieben. Lüigenügendevor

im

1 Gemeint sind der Reichsei-«erbslosentag 
8. März 1930.

6. März 1930 und der internationale Frauentagam am
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A'erschleppung der Durchführung des Int. Frauentages, trotz Anweisung keine 
Konzentrierung auf den 8. März als den internationalen Kampftag, sondern 
Kundgebungen im Verlaufe von acht Tagen.

Lehren und Aufgaben für die Bezirke:
Feststellung der Schwächen in jedem Bezirk und ihre Überwindung durch restlose 
Eingliederung der Aufgaben zur Mobilisierung der Frauen in den allgemeinen 
Arbeitsplan der Partei, ihre Durchführung durch alle Parteiorgane.

Unsere nächsten A u f g a b e n ;
Kampf gegen den Young\)\An und seine Aus'A’irkuiigen. gegen kapitalistische 
Rationalisierung. Lohnabbau. Massenentlassungen, gegen Zölle. Steuern, Teuerung, 
gegen Abbau der sozialen Fürsorge. Systematische Entlarvung des Sozialfaschismus, 
Gewinnung sozialdemokratischer .Arbeiterinnen und Anhängerinnen der SPD in der 
Durchführung der revolutionären Einheitsfronttaktik von unten. Kampf gegen 
verschärfte Kriegsgefahr, für den Schutz der Sowjetunion.

Vorbereitung des 1. Mai:
Aufgabe: Mobilisierung der proletarischen Eiauenmassen zur Durchführung des 
politischen Massenstreiks - auch in den Arbeiterinnenbetrieben - und zur Beteih- 

den Demonstrationen. Die Arbeiterinnen und Arbeiterfrauen müssen eingung an
voi-wärtstreibendes Element in der Vorbereitung des 1. Mai werden.
Da aber die Erauen - mit Ausnahme einer revolutionären Vorhut - noch die politisch 
rückständigste Schicht des Proletariats sind, sind nach wie vor besondere Anstren- 

für ihre Mobilisierung und Eingliederung in die revolutionäre Eront 
der Partei zu machen, ln

seitensgungen

Konferenzen werktätiger Erauen

Mitte April, die diesmal nicht bezirklich, sondern örtlich, d.h. für wichtige 
Industrieorte und wo möglich auch für wichtige Landkreise organisiert werden 
sollen, soll Stellung genommen werden zur politischen Situation und zu tlen 
Losungen und Aulgaben des 1. Mai. Die vor und nach der Konferenz durchzufuh- 
rende \ ersammhmgskampagne (Betriebs- und Arbeiterinnen-. Erw'erbslosen-, 
Angestellten- wie öffentlichen Erauenversammhmgen, auf denen die Delegierten in 
möglichst breitem L^mfange gewählt werden sollen), sowie die Arbeitermnendelegier- 
ten selbst nach der Konferenz müssen zur Aufrüttelung breitester Frauenschichten 
und zu ihrer Hereitiziehung m die revolutionären .4ktionen des Proletariats dienen. 
Es empfiehlt sich die Abhaltung von Massenversammlungen, ,\rbeiterinnenver- 

mlungen mehrerer zusammenliegender Betriebe, um wirklich vor einem breiten 
Forum die .Aufgaben des 1. Mai aufzurollen.

Aufgabe der Partei und der revolutionären Gewerkschaftsopposition ist es, die so 
mobilisierten Frauenniassen fest m die revolutionäre Kampffront einzugliedern, 
Sorge zu tragen, daß die Forderungen für die Frauen einen Bestandteil der Eosungen 

1. Mai ausmachen, für die die gesamte Arbeiterschaft zu kämpfen hat. Die 
sympathisierenden Organisationen (REMB. lAEI. IB. RH usw.) entsenden zur 
Konferenz werktätiger Erauen in jedem Ort bis zu 10 Delegierte. Das schließt nicht
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daß außerdem Mitglieder dieser Organisationenaus. 
werden.
Besondere Anstrengungen (mit Hilfe der Zellenzeitungen und Flugblätter) sind zu 
machen zur Heranholung der Arbeiterinnen in die allgemeinen Belegschaftsver
sammlungen. der Arbeiterfrauen zu den Betriebsversammlungen ihrer Männer. 
Starke Vertretung der Arbeiterinnen und auch einiger Arbeiterfrauen in den 
.Maikomitees. Heranziehung von 
Maikomitees.

ihren Betrieben delegiertvon

\ ertreteni der .Massenorganisationen zu den

Aulbau und Ausbau der Arbeiterinnen-Delegiertenversamm- 
1 u n g e n : Endliche Durchführung dieser wichtigen .Aufgabe, in den Betrieben 
ständige Arbeitermnen-Delegiertenversammhmgen. und in den Bezirken mit voi-wie- 
gend Arbeiterfrauen Delegiertenversammlungen der Arbeiterfrauen zu schaffen. In 
vielen Orten können die Delegierten 
abgeben für die Schaffung solcher Versammlungen.

Aufgaben der revolutionären C e w e r k s c h a f t s o p p o s i t i o n :
Die Gewerkschaftsopposition muß viel stärker als bisher als die Führerin in; 
Bewußtsein der Arbeiterinnen treten. .Nach gemeinsamer Besprechung von Gewerk
schafts- und Frauenabteihmg Eingliederung der Aufgaben unter den Arbeiterinnen 
m den Arbeitsplan der Gewerk,schaftsabteihmg. für eine stärkere Vertre
tung der Interessen der .Arbeiterinnen, organisierte und unorganisierte 
(christliche Arbeiterinnen nicht vergessen!), ihrer Führung in den Wirtschaftskämp
fen durch die Opposition, planmäßige Organisierung und Auslösung von Kämpfen in 
Arbeitermnenbetrieben und Einbeziehung der .Arbeiterinnen in die allgemeinen 
Lohnkämpfe; Mobilisierung zu den Betriebsrätew'ahlen.
Eestlegung konkreter Eorderungen. die durch die .Arbeiterinnen selbst 
auf .Arbeiterinnenkonferenzen diskutiert werden. Solche .Arbeiterinnenkonferenzen 
werden von der Opposition zum Zwecke der stärkeren Mobilisierung der Arbeiterin

der A orbereitung von Vi irtschaftskämpfen mit dem Ziel der Eingliederung der 
Arbeiterinnen in die revolutionäre Kampffront und in die Beihen der Opposition 
abgehalten.
Die Eorderung — gleicher Lohn für gleiche .Arbeit — muß konkretisiert werden, indem 
die Opposition bei der selbständigen Einreichung der Eorderungen die besondere 
Lohngruppe für Arbeiterinnen völlig streicht und die .Arbeiterinnen in die ihrer 
Arbeit entsprecbenden Lohngruppen einreiht.
Durchführung von Lhnfragen in den Arbeiteriimenbetrieben zur Eeststellung grober 
Mißstände in den Betrieben, der Lohnunterschiede zwischen Männern und Frauen, 
krasser Beispiele des Antreibersystems, des mangelnden .Arbeiterinnenschutzgeset
zes. des Verrates der .Arbeiterinnen durch die sozialfaschistischen Funktionäre, 
Benutzung dieses Materials für Kampagnen.
Stärkere Einbeziehung von .Arbeiterinnen in die Ausschüsse der 
revolutionären Gewerkschaftsopposition, in jede Industriegruppenleitung. Schaffung 
von Kommissionen für die .Arbeit unter den .Arbeiterinnen bei den Leitungen. 
Stellung der Arbeiterinnenfragen in den Kampforganen der revolutionären Gewerk- 
schaftsopposition.
In Verbindung mit diesen Aufgaben;

Konferenz werktätiger Erauen die Basiszur

ms

nen.
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Vorbereitung des \ . RGI-Kongrosses;^
und der anschließend stattfindenden Internationalen Arbeiterinnenkonferenz. Nach 
den Beschliissen der Sitzung des Zentralrates der RGI sollen von den Delegierten ein 
Drittel Arbeiterinnen sein. (Siehe die Anweisungen des Reicliskomitees in Betrieb 
und Gewerkschaft Nr. 4/ld3Ü.) * Die internationale Arbeiterinnenkonferenz findet im 
Anschluß an den RGI-Kongreß statt und setzt sich aus den weiblichen Delegierten 
dieses Kongresses zusannnen.
1. Die Arbeiterinnen in der Produktion und im Klassenkampl.
2. Organisationsformen und Methoden der Arbeit unter den .Arbeiterinnen.
3. Frauenarbeit tiiid Fragen des Lebensaufbaus in der USSR.
4. Wahl des Imernalionalen .Arbeiterinnenkomitees.

Die Tagesordnung lautet:

Der Hauptzweck der Konferenz soll sein, zu erreichen, daß breite proletarische 
Frauenmassen zu aktiver Teilnahme an den künftigen politischen und Wirtschafts
kämpfen des Proletariats mobilisiert werden. Die Aufmerksamkeit aller revolutionä- 

Gewerkschaftsorganisationen und der revolutionären Gewerkschaftsopposition 
soll auf diese .Arbeit gelenkt werden.
Die revolutionäre Gewerkschaftsopposition soll 
und in engster \ erbindung mit der allgemeinen Kampagne 
A r b e i t e r i n 11 e 11V e r s a m m 1 u n g e n und Konferenzen abhalten. Auf diesen 
sollen die xArbeiterinnen mit den Beschlüssen des 4. Kongresses und der 6. Sitzung 
des Zentralrates'', mit den Aufgaben und der Arbeit des Gewerkschaftskomitees der 
.Arbeiterinnen bei der RGI bekannt gemacht werden. \X eiter soll über die Tagesord
nung des V. Kongresses und die Grnndproblenie der internationalen Gewerkschafts
bewegung in ATrbindung mit den Arbeiterinnenfragen psprochen [werden] und eine 
entschiedene Selbstkritik über die Mängel der Arbeit der Opposition unter den 
Arbeiterinnen erfolgen. Selbstverständlich sollen die .Arbeiterinnenfragen auf diesen 
Konferenzen nur vorberaten, aber auf den allgemeinen Versammlungen und 
Konferenzen der Opposition vor der re\’olutionären Arbeiterschaft ebenfalls zur 
Beratung gestellt werden.

reu

zur AMrbereitung dieser Konferenz 
zum RGI-Kongreß

RGI-Kongreß müssen ebenfalls die Arbeiterinnenfra-
resse müssen

In den Flugblättern zum 
gen berücksichtigt werden. Auch in der oppositionellen Gewerkschaftsp 
viel stärker als bisher die Arbeiterinnenfragen erörtert werden.

GewinnungVerschärfter Kampf gegen Sozialfaschismus 
sozialdemokratischer .Arbeiterinnen:
Die SPD ruft vom 16. Mai bis 1. Juni zur Internationalen Frauenwerbe- 

he auf. Ihr geht voraitssichtlich im April der Internationale Frauentagw o c

2 Der V. Kongreß der Roten Gewerkscliallsiiitenialionale fand vorn 1-5. bis 30. .4ugu.st 1930 in Moskau 
statt. Zur allgemeinen Vorbereitung der Partei auf den Kongreß stehe unten Dok. 19.

3 Betrieb und Cewerkschaft. das Organ des Reieliskoniitees der Revolutionären Gewerkscliaftsopposi- 
tion. erschien vierzehntäglich in Berlin.

4 Vgl. dazu Protokoll über den 4, Kongreß der Roten Gewerkschaftsinleinationale. abgehalten in 
Moskau vorn 17. .März bis 3. April 1928. .Moskau 1928. Protokoll der VI. Session des Zentralrates der 
Roten Gewerkschaftsinlernationale. abgehalten in Moskau vorn l-ö. bis 24. Dezember 1929. .Moskau 
1930.
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voraus. Die SPD verstärkt gerade iin Hinblick auf die starke Gärung in ihren Reihen 
und auf den raschen Radikalisierungsprozeß unter den Frauen ihre Versuche zur 
Einlangung großer Frauenmassen.
\ orbildliche \ ertretung der Interessen der proletarischen Frauen durch energische 
Führung ihrer Kämpfe ist die beste und erfolgreichste Antwort der Partei. Wir setzen 
in diesen Tagen mit einer besonderen Werbung unter den Frauen für Partei und 
Kämpferin' ein. Revolutionärer Wettbewerb zwischen Arbeiterinnenbetrieben und 
Rezirken. Durchführung von gut vorbereiteten Arbeiterinnen-, öffent
lichen Frauenversammlungen und D i s k u s s i o n s a b e n d e n mit beson
derer Einladung der sozialdemokratischen Arbeiterinnen und Arbeiterfrauen. Haus
agitation durch die Partei. \ erbindung dieser Kampagne mit der \ orbereitung des 
RGI-Kongresses.
Entlaiwung der sozialfaschistischen Eunktionäre in den Retrieben an konkreten 
Beispielen ihres Arbeitenerrates. Geschickte, bewegliche revolutionäre Einheitsfront 
von unten. Einbeziehung sozialdemokratischer Arbeiterinnen in die Maikomitees, in 
den revolutionären Vertrauensmäimerkörper. >S ahl sozialdemokratischer .Arbeite
rinnen zu den Konferenzen werktätiger Erauen.
Stärkere Ausnützung des Verrates der SPD in den Parlamenten durch Presse und 
Betriebszeitungen. Ständige geschickte Poletiiiken gegen .Artikel der sozialdemokra
tischen Gewerkschafts- und Tagespresse. Für eine verstärkte Pressepropaganda 
während der Werbewoche muß sofort .Material gesammelt werden.

Kampf gegen Papsthetze und verschärfte Kriegsgefahr:
Die Kirchenhetze'’ wirkt besonders scharf auf die noch religiös eingestellten Frauen. 
Darum Aufklärung der Frauen in öffentlichen VTrsamtnIungen und Diskussions
abenden - Heranziehung von Rußlanddelegierten als Referenten. Kampf den 
evangelischen und katholischen Frauen- und Jungfrauenverbänden, besonders auch 
durch den RFMB. Keine Religionsauseinandersetzungen, sondern Hervorkehrung 
der wirtscha 1 tlicheil Fragen. Entlarvtmg des Zentrums als Partei des Schwer
kapitals. Gegenüberstellung: .Massenverelendung in Deutschland und Aufstieg in der 
Sowjetunion.

Reichsjugendtag 1930 in Lei[tzig:"
Zur Vorbereitung des Reichsjugendtages organisiert der KJVD überall Betriebsver
sammlungen. besonders auch in Betrieben mit vorliegend weiblicher Belegschaft. In 
einigen Bezirken, besonders in Berlin, sollen Ende .März - .Anfang .April Jungarbeite- 

-Delegiertenkonferenzen stattfinden. Auch die Sportorganisationen müssen 
Reichsjugendtag gewonnen werden. Zersetzungsarbeit in den gegnerischen 

Mädchenorganisationen. Vertrieb der Broschüre: ..Jungarbeiterinnen marschieren!“.

rtnnen
zum

5 Die Kämpferin, zenu-ales Frauenorgan der KPD. Siehe auch weiter unten,
6 Siehe dazu oben Dok. 16. Anm. .5 und ,4nin, 24.
7 Siehe dazu unten die besondereti .4nw eisungeti in Teil 6 des Rutidsclireihens.
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Aufgaben der Fraktionen in den Massenorganisationen:
RFMB : Politische und organisatorische Kontrolle der Organisation im Monat April 
- Kontrolle der Fraktionsarbeit. Fassung konkreter Beschlüsse zur Verbesserung der 
Fraktionsarbeit im RFMB.
Mobilisierung zum 1. Mai - Verstärkitng der Betriebsarbeit. Zweite Maihälfte 
Gegnerwoche gegen sozialdemokratische Frauengruppen - Werbung für den RFMB. 
RH: Mobilisierung der Frauen zum 1. Mai und zu den vorbereitenden Konferenzen 
werktätiger Frauen. Aktive Hilfe bei der ^■erteidigung der Kampforganisationen der 
Arbeiterklasse. Stärkung des \'erteidigungsfonds der Roten Hilfe. (Beispiele des 
revolutionären Auftretens der Genossin Knot/i-Chemnitz ausnutzen.)
1.4 H : Fortsetzung der .Mobilisierungsarbeit unter den Frauen für die Solidaritätsak
tionen bei den Wirtschaftskämpfen. .Mobilisierung zum 1. Mai. In der ''X erbewoche 
der SPD Kampf besonders gegen die Arbeiterwohlfahrt. Bildung von Frauenabtei
lungen bei den Leitungen zwecks Anweisung und Übenvachung der Arbeit der IAH 
unter den Frauen. Unter keinen Umständen Isolierung der Frauen durch Frauen
gruppen.
Freidenker: Mobilisierung der Frauen gegen Papsthetze — für Schutz der SU. 
Abhaltung von Diskussionsabenden in den Kassierergruppen: ..Warum ich aus der 
Kirche austrat“ — schriftliche Einladung der neu ausgetretenen Frauen. Öffentliche 
Pü-auenkundgebungen mit Bericht von Rußlanddelegierten.
1-Bund: Im .4pril besondere Werbeaktion unter den Rentenempfängerinnen. An 
den Rentenzablstellen werden Fhtgblätter mit Einladung der Erauen zu einer 
Besprechung ihrer Rentenangelegenheiten verteilt. Bei diesen Besprechungen politi
sche Schulung und Werbung für den Bund und die Partei.
Zum 1. Mai besondere Agitation zur Beteiligung am politischen .Massenstreik am 1. 
Mai. Beteiligung an den .Maikommitees. Keine gesonderten \ eranstaltungen. 
Arbeitersport: Mobilisierung zum 1. Mai. Zum Reichsarbeitersportfest.'^syste- 
matische Arbeit unter den jungen Sportlerinnen — Heranziehung bekannter Redne- 
rinnen zu politischen \'ortragsabenden.

Zur Vorbereitung der Bezirksparteitage:
Ernste Kritik an der bisherigen .4rbeit des Bezirks unter den Frauen und konkrete 
Vorschläge für die Verbesserung der .Arbeit (auch in den Resolutionen und 
Referaten). Energische Heranziehung der weiblichen Mitglieder zur 
Diskussion in den Zellen, starke Berücksichtigung bei der ^ abl der Delegierten zum 
Bezirksparteitag. Übertragung politischer Eunktionen an Genossinnen.

politischen

8 Nach dem Streik tmd der von der KPD organisierten Demonstration in Harlinaimsdorf l)ei Chemnitz, 
bei der .5 Demonstranten von der Polizei erschossen und zahlreiche andere verletzt wurden (siehe oben 
Dok. 15. .Anm. 11). erhob die Polizei .Anklage gegen 5 verhaftete Demonstranten, darunter auch gegen 
das Mitglied der KPD Enia Knoth. .Als Hauptschuldige wurde sie zu 1 .lahr tmd 3 Monaten Gefängnis 
verurteilt. A'gl. /f/’.Nr. 66-68 vom 19.-21. 3. 1930. Die Rote Hilfe leistete in allen Fällen Rechtshilfe.

9 Das Reichssportfest der Roten Sportopposition fand vom 7.-9. .Iiuii 1930 (PfingstenJ in Erfurt statt. 
A'gl. dazu unten Dok. 18. Zur ..oppositionellen Sportarheit" der KPD im Arheiter-Tum-und- 
Sportbund (,ATSB) vgl. unten Dok. 18. .Anm. 2.
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Abonnentenwerbung für Die Kämpferin - Erzielung eines Mas
senumsatzes:
Die Kämpferin, die jetzt 1-i-tägig erscheint, muß das Organ der Arbeiterinnen und 
Arbeiterfrauen werden. Ziel für die Bezirke: Verdoppelung der Auflage in den 
nächsten zwei Monaten. Ständige Mitarbeit durch Korrespondenzen — Ausbau der 
Arbeiterinnenkorrespondenten-Bewegtmg. Kritik an der Zeitscbrift. Sorge tragen für 
Ausbau und Kontrolle des Vertriebsapparates besonders der Zellen.

ZK - Frauen

17 c.

27. 3. 1930: Anweisungen des Sekretariats zum Reichsjugendtag

Anlage zu Nr. 17. Überschrift: ..Anweisungen 

Werte Genossen I
Der 5. Reiehsjugendtag des K.IVD. der Ostern in Leipzig stattfindet.' muß in 
verstärktem Maße die krage des Kampfes um die Massen der proletarischen Jugend 
stellen. Er muß ein Konzentrationspunkt werden für die Kämpfe, die jetzt um Lohn, 
Arbeitszeit und Macht in den Betrieben geführt werden und hat bei der V orbereitung 
des L Mai große Bedeutung. Nach der starken Beteiligung des Jungproletariats 
Demonstrationstag, dem 6. März, muß der Jugendtag eine weitere Etappe im Kampf 
um die Betriebe und die Straße werden. Das Stattfinden des Jugendtages in Leipzig, 
dem Sitze des Reichsgerichts, das jetzt täglich Revolutionäre verurteilt, muß eine 
Kampfansage gegen das drohende V erbot des K,D D und der KPD werden. Der 
Jugendtag muß ein flammender Protest gegen das Verbot der Antifa und RJ" sein 
und die proletarische Jugend für die VV ehrhaftigkeit und neue W ehrorganisationen 
auf der Basis der Betriebe gewinnen. Der Jugendtag soll junge Arbeiterinnen und 
Arbeiter aus Stadt und Land zu einer eisernen Front im Kampfe gegen den National- 
und Sozialfaschismus zitsainmeiischmieden. sein Stattfinden in Leipzig stellt die 
Aufgabe eines verstärkten Kampfes gegen die ..Linken-^, die gefährlichsten Sozialfa
schisten. Durch den Jugendtag müssen wir vorstoßen in die Reihen der reformisti
schen Gewerkschaftsjugeiidsektion und müssen für den .Aufmarsch für die Forderun
gen der revolutionären Gewerkscliaftsopposition die Jugendlichen in den Gewerk
schaften mobilisieren, wir müssen gleiclifalls in die Reihen des Gegners, besonders 
die .Mitglieder der Jungkatholiken, die durch die Bannbulle des Papstes gegen die 
USSR aufgehetzt werden sollen, die Mitglieder der S.AJ. die gegen den sozialfaschisti-

1 Der .5. Reiehsjugendtag des K.fV D fand vorn 18.-21. April 1<).3Ü - wie angegeben - in Leipzig statt. 
Vgl. die Berichte in /tf'Nr. ‘LI vom 20. 4. und .Nr. 94 vom 23. 4. 1930.

2 Die Rote .lunglront (R.!) wurde zusammen mit dem RFB nacli den blutigen Maiereignissen 1929 
verboten. Die am 26. Juli 1929 in Berlin gegründete .Mitifaschislische Junge Garde wurde durch eine 
\ erfugung des Berliner Polizeipräsidenten Zörgiehel vom 13. Februar 1930 als .Nachfolgeorganisation 
der RJ ebenfalls aulgelöst. Dies führte zu heltigen Proteslreaktionen der KPD und ihrer Presse Vgl RF 
Nr. 38 vom 14. 2. 19.30.

Reiehsjugendtag. .\n aRe Bezirksleitungen!“ziini

am
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sehen Kurs ihrer Organisation zu rebellieren be^nnnen und von den „linken“ 
Phraseuren noeh vom Übertritt in den K.I\ D zuriiekgehalten werden, vorstoßen und 
die .lugend aus diesen Organisationen für einen einheitliehen Kamplaulmarsch 
gewinnen. Der Jugendtag muß ein miiehtiger Aufmarseh für die Verteidigung der 
USSR gegen alle Angriffe werden und im Zeichen des revolutionären und anümilita- 
ristischen Kampfes stehen. Der Jugendtag muß von großer Kampfbegeisterung 
getragen sein und ein Bekenntnis der proletarischen Jugend zum KJ\'D und der KJI 
werden. Auf diesem Jugendtag muß klar zu erkennen sein, ob der K.D D seine 
Wendung zur Massenarbeit vollzog. Dieser Jugendfag darf kein ireflen der 
Mitglieder des KJVD werden, sondern ein Treffen der revolutionären Jugend. 
Daher ist es notwendig, daß die Partei auch bei der Vorberei
tung dieses Jugendtages beweist, daß sie eine Wendung 
Gewinnung der jugendlichen Arbeiter unter Führung des KJVD 
durchführte.

zur

Wie kann die Partei die \ü>rbereitungen des Reichsjugendtages 
unterstützen?
1. Im Kampf um die Betriebsjugend
Durch die revolutionäre Gewerkschaftsopposition werden laufend Hunderte 
Betriebsversammlungen (zu Betriebslragen. Betriebsratswahlen. \ orbereitung des
1. Mai usw.) organisiert. Jede dieser Versammlungen muß auf die Beteiligung der 
Jugendbelegschaft, auf ihre Eingliederung in Kamplleitungen. auf die Aufstellung 
von Jugendkampf program men. auf die Einbeziehung der Jugendlichen in 
die Wahlausschüsse, auf die Aufstellung von .luge n d k a n d i d a t e n. auf die 
Einbeziehung Jugendlicher in die .Maikomitees größten Wert legen. Auf diesen 
Versammlungen muß ebenfalls die Entsendung einer Betriebs- 
jugenddelegation nach Eeipzig zum 5. Reich sjugendt a g 
beschlossen und die Sammlung hierzu für den Betrieb eingelei-

erden . Hier ist besonders auf die Teilnahme der jungen Arbeite
rinnen W ert zu legen.

2. Die erwerbslose Jugend Mitteldeutschlands
bereitet zum Jugendtag einen Hungermarsch der Erwerbslosen nach 
Eeipzig vor. In den Bezirken Halle-Merseburg. Magdeburg-Anhalt, Thüringen, 
Sachsen und Berlin müssen die Bez irk serwerbs 1 osenaussch usse die
sen Hungermarsch organisieren und gemeinsam mit dem KJVD und der 
KPD die Unterbringung der .Marschierenden, die Unterstützung und Agitation für 
diesen Hungermarsch durchführen.'^ .4uf allen Stempelstellen- in den Jugendheimen 
der Erwerbslosen, in den Eehi-werkstätten. müssen Delegationen zum Jugendtag 
gewählt und die Sammlung für diese Delegation organisiert werden.

3. Die Berufsschüler
müssen in Verbindung mit der parlamentarischen Aktion den Kampf um die

3 Im Bericht der Roten Fahne Nr. 93 vom 20. 4. 1930 wird dieser ..Hunf;ermarsch‘- nicht erwähne 
Danach kamen die ca. 2.5 000 jugendlichen Teilnehmer mit Bussen. Lastwagen und Sonderzügen nach 
Leipzig.

von

tet w
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ßerufsschulforderuiigen aufiiehinen und aiudi in den Berufsschulen Kollektivteil
nahme am Jugendtag. mindestens Delegationen formieren.

4. Besondere Unterstützung durch die Organe der Partei 
muß bei der Mobilisierung der Massenorganisationen erfolgen: Durch 
die revolutionäre Gewerkschaftsopposition müssen die Jungge
werkschaftler auf den Jugendtag aufmerksam gemacht und mobilisiert werden. 
Die revolutionäre Gewerkschaftsopposition muß in den V erbänden vorstoßen und 
durch Einbringung entsprechender Anträge und Resolutionen die Beteiligung der 
Jugendlichen, die Wahl von Delegationen, die Einleitung 
Durchführung von Kundgebungen organisieren.
Die Ju n g s p o r 11 e r müssen für die Wiederherstellung der Einheit im Arbeitersport 
besonders darauf eingestellt werden, in Eeipzig. dem Sitze der Spalter des ATSB. des 
Bundesvorstandes, gemeinsam mit den Jungkommunisten zu demonstrieren.
Die Jugendlichen in den Freidenker- 
meist nicht als

Sammlungen, dievon

und Kulturorganisationen, die 
Jugendliche gesondert zusammengeläßt sind, müssen durch die 

revolutionäre Opposition für die Beteiligung gewonnen und durch die Organisation 
zum Treffen delegiert werden.
5. \ on besonderer Bedeutung wird die Entsendung starker Delegationen 
der Landarbeiter- und Kleinbauernjugend zum Reichsjugendtag sein 
Diese Schichten, die am stärksten dem Druck des Nationalläschismus ausgesetzt 
sind, müssen auf dem Jugendtag die engste Kampfverbtindenheit mit dem Jungprole- 
tariat der Industrie erleben und beschließen. Hier muß die Partei auf Grund der 
schwachen Position des Jugendverbandes die stärkste Unterstützung geben.

6. Die Arbeiterkinder
werden gleichfalls in den Schulen ihre Delegationen zum Jugendtag des KJVD 
wählen und bedürfen der Unterstützung der erwachsenen Arbeiterschaft. Hierbei ist 
es wichtig, daß besonders der Einfluß der revolutionären Organisationen auf die zur 
Schulentlassung kommenden Kinder durch die Jugendweihekurse dahingehend 
geltend gemacht wird, daß diese Genossen zur Beteiligung des Jugendtages 
gewonnen werden. Gerade diese Schulentlassenen, die jetzt in die Betriebe kommen 
werden bei den nächsten Kämpfen eine große Rolle spielen. Sie können auf dem 
Jugendtag. besser als durch alle Berichte, von der Kraft des Kommunistischen 
Jugendverbandes überzeugt werden.
7. Einer besonderen .Arbeit bedarf die Vorbereitung unseres Jugendtages in den 
Reihen des Gegners. Hier muß es uns gelingen, auf der Grundlage 
Forderungen und einer guten Einheitsfrontpolitik von unten, starke Delegationen 
proletarischer SAJ-Mitglieder und Mitglieder der christlichen Jugend zu gewinnen. In 
^esen Organisationen gibt es einmal in Verbindung mit der Regierungspolitik der 
Hermann .l/n//e/-Regierung und der Haltung der ..linken“ SPD in Sachsen in 
Verbindung mit dem Papstbrief ti. a. m. starke Diskussionen und Zersetzung 
schemungen. an die von uns geschickt angeknüpft werden und eine breite 
Emfieitsfrontbewegung von unten formiert werden muß.
Die bis jetzt getroffenen Vorbereitungen des Jugendtages sind noch ungenügend und 
lassen iin KJ\ D an einigen Stellen Stimmungen aufkommen. die einerseits zu einer

unserer

ser-
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Unterschätzung der Bedeutung eines solchen Kainpfauhnarsches und andererseits 
zur Kapitulation vor dem Klassenfeind (versteckt hinter drohendem Verbot) führen. 
Es ist notwendig, daß jetzt in allen Organen der Partei, in der gesamten 
Arbeiteröffentlichkeit die Frage des Jugendtages gestellt wird.

ZK-Sekretariat

17 d.

den Elternbeiratswahlen26. 3. 1930: Anweisungen der Agitpropabteilung zu

Anlage zu Nr. 17. Überschrift: „Rundschreiben an alle Bezirksleitungen!“

Betrifft: Elternbeirats wählen 193 0

Werte Genossen,
1. die im Mai d. J. in den meisten Bezirken stattfindenden Elternbeiratswahlen fallen 
in eine für den proletarisch-revolutionären Schulkampf günstige Situation.
Die Sparmaßnahmen, die in allen Gemeinden tmd auch im Ländermaßstab nach 
dem Willen des Finanzkapitals auf lange Sicht durchgeführt werden, haben eine 
große Erregung der Elternschaft, auch der kleinbürgerlichen Schichten heiworgeru- 
fen. Die reformistischen Illusionen - Schulreformen. ..Begabtenauslese“ - zerplatzen 
angesichts dieser Drosselung aller sozialen und pädagogischen Ausgaben. Gleichzei
tig ist durch Konkordat und Unterstützung der päpstlichen Hetzkampagne gegen die 
Sowjetunion* die Rolle der Sozialdemokratie als Helferin der kirchlichen Reaktion 
völlig klar geworden. Endlich verschärfen sich überall in Parallele mit dem Polizei- 
uiid Justizkurs gegen die Arbeiterklasse die s c h uH a scb i s t isc he n lenden- 

(Gesinnungsdrill. Verfolgung der proletarischen Kinder- und Schülerorganisa-z e n.
tionen. Polizei gegen Schulstreiks usw.)
Es muß durch gründliche politische und organisatorische 
.4rbeit erreicht werden, daß nicht wieder die Elternbeiratswäh
len genau das umgekehrte Bild bieten, wie die politischen 
Wahlen; Ein völliges Übergewicht der christlichen Listen gegenüber der Liste 
„Proletarischer Schulkampp-, die auch hinter der sozialdemokratischen Liste 
..Schulaufbau“ ganz unverhältnismäßig stark zurückblieb. Die politische und 
organisatorische Schwäche unserer Schularbeit waren die Gründe dieser Niedeilage. 
Nur durch Zusammenarbeit aller auf dem Schulgebiet arbeiten-

von Schulkämpfenden Funktionäre und durch Entfesselung 
schon vor den Elternbeiratswahlen und durch gründliche orga
nisatorische Vorbereitung der Listenwahl kann ein Erfolg 
erzielt werden.

1 Gemeint isl vermutlich das Konkordat zwischen dem Land Preußen und dem Vatikan vom 14. Juni 
1929. das inbesondere die Diözesanorganisation und die Ausbildung der Geistlichen an kirchlichen

.3 und .\nm. 24.Hochschulen regelte. Zur Papst-Kampagne vgl. oben Dok. 16. Anm.

139



17 d. 26.3.1930 Anweisungen der Agitpropabteilung

2. Zur Entfesselung von Schulkäinpfeii geben die unerlidrten Sparmaßnahmen 
m jeder Gemeinde zwingenden Anlaß. Diese Gelegenheit ist bisher viel zu wenig 
ausgenutzt worden. Elternversammlungen, deren Protest gegebenenfalls bis zum 
Schulstreik zu steigern ist - wie das in Berlin-Neukölln geschehen ist" - müssen 
überall in Verbindung mit den übrigen Kämpfen der Arbeiterschaft gegen die 
Abdrosselung der Wohlfahrts- und Gesundheitsausgaben, gegen Zoll- und Steuer
wucher. Mietsteigerung, etc. geführt werden. Hierher gehören unsere Fordeitmgen 
hinsichtlich Schulspeisung, freie Lehrmittel, Ausbau des Schularztwesens, gegen 
Kinderarbeit. Beschneidung der Mittel für Schülerwandern, Erhöhung der Klassen
frequenzen, Erhöhung der Schulgelder. Beschneidung der Erziehungsbeihilfen. 
Einstellung der Schulbauten. Damit in Verbindung muß eine Kampagne gegen 
die Prügelstrafe, und zwar gepn konkrete Prügelfälle sofort eingeleitet 
werden. Ferner soll eine allgemeine Weigerung der Eltern. Lehrmittel zu kaufen, auf 
Grund der m der Reichsverfassung gewährleisteten Kostenlosigkeit der Lehitnittel 
zum Ostertermin durchgeführt werden. Endlich muß eine umfassende Kampagne 
für Abmeldung der Kinder vom Religionsunterricht durchgeführt 
werden. Dringend empföhlen wird die Durchführung von S c h u 1 a u s s t e 11 u ii g e n 
(Darstellung der Sparmaßnahmen, schulische .Mißstände, bildliche Darstellung über 
das Gesundheitswesen etc.) in den einzelnen Gemeinden. Alle diese Aktionen 
erfordern die engste Zusammenarbeit der Elternräte mit dem Jungspartakusbund.’^ 
den Kommunalvertretern, den parteigenössischen und sympathisierenden Lehrern, 
Ärzten, Schulschwestern usw., den oppositionellen Freidenkern und den übrigen der 
IFA angeschlossenen Organisationen. Neben Handzetteln. Flugblättern. Versamm
lungen ist auch die Herausgabe von Schulzeitungeii in der .Art der Betriebs- und 
Straßenzeitungen durchzuführen. Wegen des Bezugs der in Essen erscheinenden 
oppositionellen Schulzeitschrift Proletarische Schulpolitik, deren Ausbau im Reichs
maßstabe erstrebt wird, setzt Euch mit der BL Essen in Verbindung.
3. Die Partei führt den Wahlkampf unter der Parole; „Wählt rote 
Elternräte! Es ist dafür zu sorgen, daß überall einheitlich die Listen die 
Bezeichnung ..Liste proletarischer Schulkampf” (gegen Sparmaß
nahmen, Kulturreaktion und S c h u 1 f a s c hi s m u s) tragen. Aufgrund der 
örtlichen Verhältnisse und in V erbindung mit der prinzipiellen Linie unserer Arbeit 
(siehe beiliegenden GegenentwurG für das Programm der Freien Schulgesellschaft) 
muß ein konkretes Kampfprogramm aufgestellt werden.
Bei der Aufstellung der Kandidaten muß in stärkster Weise die Einheitsfront 

unten organisiert werden. .Als Kandidaten müßten zuverlässige parteilose, 
sozialdemokratische und christliche Arbeiter gewonnen werden. Die Kandidaten
von

2 Bereits im Oktober 1929 kam es in N’etikblln zu einem Schiilstreik. als nach dem Tod von drei Kindern 
an Diphterie sich die Eltern weigerten, ihre Kinder weiter zur Schule zti schicken. Vgl. 7?TNr. 203 vom 
12. 10. 1929. Anfang April 1930 versuchte die KPD. an einigen Schulen in Neukölln erneut 
Schtilstreiks zu organisieren. Vgl. Vorwärts .Nr. 1,56 (Der.Abend) vom 2. 4. 1930: ..Schulkinder an die

Front!” egen fehlender Unterstützung durch die .Mehrzahl der Eltern brach dieser Streikver
such jedoch nach zwei Tagen bereits zusammen. \ gl. lorwärts Nr. 158 (Der Abend) vom 3. 4. 1930.

3 Jungspartakusbund (JSB)

rote

die kommunistische Kinderorganisation der 10- bis l4jährigen. i 
Herbst 1930 in ..Rote Jungpioniere“ timgewatidell. Organ war seit 1926 Die Trommel.

4 Liegt nicht vor.

war im
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rill- iliis iiiilpestellte Kainpl'pro^rainm zumüssen sich untersclirifilicli \ct|)ni< liicii. 
kämpfen. Die Fordenm<:eii der Li sie P rn 1 e t a r i s c h e r Schulkampf für die 
Gesundheit und Ernährung der proletarisclien Kinder, für den pädagogiscfien 
Aushau der Schulen, für den Kampf gegen Kulturreaktion, die Kirche und den 
republikanischen Gesinnungsdrill, für das Mithestimmunprecht der proletarischen 
Schulorganisationen und insbesondere für die freie Betätigung des Jungspartakus
bundes in den Schulen — diese Forderungen müssen auf die konkreten Verhältnisse 
der einzelnen Gemeinden und Schulen abgestellt werden, da nur so eine Einwirkung 
auf unorganisierte Elteimkreise möglich ist.

.Auch Svmpathisierende sind aul diese Listen zu setzen. Da für jede Liste (z. B. in 
Preußen) 10 Antragsteller und 10 Kandidaten notwendig sind, muß sofort mit der 
Gewinnung von je 20 Genossen an jeder Schule begontien werden. Eür diese Arbeit 
wird dringend die .Anlage einer Kartothek etnpfohlen. die dann weiterhin die 
Grundlage der organisatorischen Arbeit bildet. Die Sammlung der Namen. Adressen, 
(Bezeichnung der Schule. Angabe der Abmeldung der Kinder vom Religionsunter
richt) wird am besten in den Straßenzellen und für die Sympathisierenden m den 
überparteilichen Organisationen (I.AH. RH. IF.A-Ürganisationen. Sportorganisatio
nen) durchgeführt. Die Aufstellung der Kandidaten soll in Eltern
versammlungen vorgenommen werden. Auf enge Zusammenarbeit mit 
den Schulvertrauensleuten des JSB ist besonderer ert zu legen.
Abzulehnen sind selbstverständlich alle .Arten von neutralen, überparteilichen oder 
sonstigen Listen. Insbesondere auch Klassen-Elternlisten der Ereien Schulgesell
schaften (siehe Punkt -t). Kein Kommunist darf auf solchen Listen kandidieren.
4. In den sogenannten ..weltlichen" Schulen muß die Zeit bis zu den Viahlen

das walue Gesicht der Sozialfaschisten auch auf demausgenutzt werden, um 
Schulgebiet aufzuzeigen (Konkordat. Nichtanstellung dissidenter Lehrer. Hinarbeit 
auf ein reaktionäi'es Reichsschulgesetz), ihren Gharakter als Stutzpunkte des 
Sozialfaschismus nachzuweisen und vor allem den Eltern klarzumachen, daß die 
Schulsparmaßnahmen auch vor den ..weltlichen" Schulen nicht haltmachen. 
Anweisungen für den Pfingsten in Erfurt stattfindenden Bundestag der Ereien 
Sehniges eil schäften und die Arbeit der Oppo.sition namentlich gegen das zur 
Debatte stehende reaktionäre Bundesprogramm gehen gleichzeitig mit diesem 
Rundschreiben heraus.
Da aber die Opposition im Bund der Ereien Schulgesellschaften voraussichtlich auf 
der Bundestagung sehr schwach vertreten sein wird, muß alle Kraft auf die 
Elternbeiratswahlen konzentriert werden, um hier die Reformisten zu schlagen, die 
mit eigenen Listen der Freien Schulgesellschaften auftreten wollen. Dieses Manöver 
soll den Sozialdemokraten, deren Parole ..Schiilaufbau" keine Zugkraft mehr hat, 
dazu dienen, unter der Maske der Cberparteilichkeit [Eltern] einzufangen und die 
Opposition im Bunde, wenn sie mit eigenen Listen auftritt. abzuspalten. Wir wissen 
noch nicht, welchen .Namen diese Listen führen werden. Überall da, wo unsere 
Genossen in der Minderheit sind, treten wir mit Oppositionslisten ..Proletarischer 
Schulkampf“ (siehe oben) auf. auch da. wo wir die Ortsgruppe in der Hand haben, 
sind Listenbezeichnungen wie ..Freie Schule“. ..^S eitliche Schule". ..kreie weltliche 
Schule“, „Schulfortschritt" abzulehnen, ln solchen Fällen kommt nur die Bezeich
nung ..Proletarischer SchulkampP' in Frage.
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5. Diese gesamte Arbeit erfordert in jedem Unterbezirk und den größeren Ortsgrup
pen die Bildung von S c h u 1 k o m m i s s i o n e n. die noch immer nicht überall 
durchgelührt sind. In diesen Schulkommissionen sind die Vertreter der Elternräte, 
Lehrer. JSB. Freidenker. Kommunalfunktionäre etc. zusammeiizufassen. In gemein
samer Sitzung muß die schulpolitische und oj ganisatorische Lage festgestellt und ein 
Arbeitsplan entworfen werden. Es empfiehlt sich, durch den Unterbezirk 
Wahlleiter zu bestimmen, der der Partei gegenüber für die Durchführung aller 
Wahlarbeiten verantwortlich ist und von der Partei nachdrücklichst unterstützt wird. 
Die besonderen Bedingungen des gegenwärtigen Kampfes gegen die Kulturreaktion 
erfordern, daß mehr als in früheren Jahren mit allem Nachdruck die Elternbei
ratswahlen zu einer Aktion der Gesamtpartei und der von ihr 
erfaßten Ar b e i t e r s ch i c h t e n gemacht w i r d . Referate in Parteiversamm
lungen über die schulpolitische Lage und die Bedeutung der Elternbeiratswahlen 
müssen überall in nächster Zeit durchgeführt werden.
Bericht über die Lage im Bezirk und die eingeleiteten Maßnahmen ist bis zum 15. 
April an das ZK (Agitprop) zu erstatten.

einen

Mit kommunistischem Gruß 
ZK (.Agitprop)

18.

6. 5.1930: Anweisungen des Sekretariats zum Reichstreffen der roten Sportler

BA R 134, Bd. 70. S. 56-62 und St.4 Ojdenburg, Bestand 136, Nr. 2887, fol. 331-333 v. j. 
Polizeiliche Abschrift, I AN 2160/16. 5. Überschrift: ,.Biindschreibeii Nr. 5. Anweisungen des 
Sekretariats. Reichstreffen der roten Sportler in Erfurt zu Pfingsten."

Bereits im Jahresarbeitsplan des ZK liir das Jahr 1930 wurde darauf hingewiesen, 
daß als eine der wichtigsten Veranstaltungen des Jahres zu Pfingsten in Erfurt ein 
Reichstreffen der roten Sportler stattfindet.* Da uns jetzt nur noch einige Wochen 
von dieser Veranstaltung trennen und die V'orbereitungen in den einzelnen Bezirken 
noch keineswep in genügendem Maße getroffen sind, lenken wir Eure ernste 
Aufmerksamkeit auf diese .Aufgabe.
Das Reichstreffen der roten Sportler ist in zweierlei Hinsicht 
Bedeutung.
1. muß es angesichts des verschärften faschistischen Kurses der ilrünmg-Regierung 
und der verschärften Offensive der Llnternehrner gegen die .Arbeiterklasse, zu einer 
gewaltigen Demonstration gegen den Hungerkurs, für Siebenstundentag bei vollem 
Lohnausgleich und höhere Löhne, sowie gegen die wachsenden imperialistischen 
Kriegsgefahren, für den Schutz der Sowjetunion werden.

großer politischervon

1 Vgl. oben Dok. 15. Das Reichstreffen fand vom 7.-9. .luni 19.30 in Erftin statt.
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2. angesichts der fortgesetzten verschärften Spaltimgspolitik der sozialfaschistischen 
Sportbürokratie zu einem Fanal für die revolutionäre Einheit ini Arbeitersport und 
der gesamten Arbeiterklasse [werden]
Gleichzeitig müssen die \Orbereitungen so getroffen werden, daß von dieser Tagung 
ausgeht eine gewaltige Initiative für eine breite Einheitsfrontpohtik von unten zur 
Eroberung der Millionenmassen im Arbeitersport und zum Kampfe gegen den 
bürgerlichen Sport. Das ist aber nur möglich, wenn sofort in allen Bezirken die 
Gesamtpartei in X'erbindung mit den übrigen sympathisierenden .Massenorganisatio
nen die Mobilisienmgsarbeiten der roten Sportler für dieses Treffen in der gesamten 
Arbeiterschaft auf das tatkräftigste unterstützt.
Dazu ist erforderlich:
a) daß keine X’eranstaltung und keine X’ersammlung des Proletariats stattfindet, in 
der nicht auf die Bedeutung des Reichstreffens der roten Sportler hingewiesen wird.
b) Neben starken Sportdelegationen, die selbstverständlich auf das Tatkräftigste 
von uns unterstützt werden müssen, müssen in den Betrieben und Massenorganisa
tionen möglichst breite Delegationen für Erfurt gewählt werden, damit sie dort ihre 
enge Verbundenheit mit den roten Sportlern bekunden. Ihre F'inanzierung muß 
sichergestellt werden. Dies gilt besonders für die Bezirke .Magdeburg-Anhalt. Hessen- 
Frankfurt. Hessen-Valdeck. Thüringen. Sachsen. Halle-Merseburg.
c) Unsere Tageszeitungen müssen angewiesen werden, täglich Artikel und Notizen 
über das Treffen der roten Sportler zu bringen. Die .Agitpropabteihmgen der Bezirke 
müssen eine Anweisung herausgeben, daß dieses Treffen ebenfalls in den Betriebs
und Häuserblockzeitungen in genügendem Maße behandelt wird. Es dürfte zweck
mäßig sein, in Verbindung mit den verantwortlichen Parteiarbeitern in der 
Sportbewegung eine Pressekorrespondenz für diese Zeitungen über die Bedeutung 
dieser Veranstaltung herauszubringen. Die Gewerkschaftsabteilungen der Bezirke 
müssen angewiesen werden, gleichfalls in der oppositionellen Gewerkschaftspresse 
fortlaufend auf die Bedeutung dieses Treffens hinzuweisen. *

2 Im Zuge der ^S endung von 1928/29 versuchte die KPD auch im .Arbeiter-Tum- und Sport-Bund 
(.ATSB) eine linke Oppo.sitionsbewegung gegen die sozialdemokratische Bundesleitung aufzuhauen. 
Dies führte zum .Ausschluß der ultralinken Gruppen und zur S|)altung des ATSB. Erste .Ausschlüsse 
gab es auf dem 16. Bundestag vom 
die ..Interessengemeinschaft zur Wiederherstellung der Einheit im .Arbeitersport", die am 6./ 
?. Dezember 1930 in die ..Kampfgemeinschaft für Rote Sporleinheit" (KG) umgewandelt wurde. 
Erster Leiter der Kampfgemeinschaft war 
Umwandlung war von Ernst Thälmann auf dem Reichskongreß zu Pfingsten 1930 angeregt worden. 
Die Kampfgemeinschaft wurde .Mitglied der Roten Sport-Inteniationale (RSI). 1933 verboten, 
versuchte sie in der Illegalität weiterzuarbeilen.
Vgl. zur Politik der KPD im .Aiiieitersport die DDR-.Arbeiten von H. AA’estphal. Die proletarische 
Wehrsportbewegung in der Zeit der großen Weltwirtschaftskrise (1929—1933). phil. Diss. Leipzig 
1957: G. IS'onneberger. Deutsche .Arbeitersportler gegen Easchisten und .Militaristen 1929-1933. Zur 
historischen Bedeutung des revolutionären .Arbeitersports. Berlin (Ost) 1959. Vgl. auch: Horst 
Überhorst. Frisch. Frei. Stark und Treu. Die .Arbeilersportbewegung in Deutschland 1893-1933. 
Düsseldorf 1973.

3 Vgl. in Rf' Nr. 132 vom 8.6.1930 die Grußadresse Wilhelm Florins (1894-1944) an den 
Sportkongreß, den er als ..starke politische Kam()fgemeinschafl |. . .] gegen die Hauptfeinde des 
Proletariats, gegen den Faschismus und den Sozialiäschismtis“ bezeichnete. Die .Nr. 133 der Roten 
Fahne vom 11.6. 19.30 war fast ausschließlich dem Sporttreffen gewidmet.

13.-16. Juni 1928. Die KPD gründete am 26. .Mai 1929 in Berlin

das ZK-Mitglied Ernst Grube (1890-1945). Diese
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d) Die Abreise der Delegationen vor Pfingsten nach Erfurt muß zu großen 
Kundgebungen und Veranstaltungen (Abschiedskundgebungen usw.) zur Verstär
kung unserer Arbeiten im Arbeitersport ausgenutzt werden.
e) Mindestens zwei Genossen der Bezirksleitung, und zwar der für die Sportarbeit 
verantwortliche Genosse und ein Genosse des Sekretariats (Pol-. Org-, Gewerk
schaftsleiter etc.) sollen zum Reichstreffen nach Erfurt fahren. Von den Unterbe
zirksleitungen und den Ortsgruppen sollen möglichst alle für die Arbeit im Sport 
verantwortlichen Genossen in Erfurt anwesend sein. Je mehr Parteiarbeiter den 
zweifelsohne grandiosen Aufmarscli der roten Sportbataillone in Erfurt miterleben 
werden, desto intensiver wird die Arbeit nach dem Reichstreffen in den Sportorgani
sationen durchgeführt werden.^
Nach dem Reichstreffen der roten Sportler muß die revolutionäre Arbeit in den 
Sportorganisationen viel aktiver und organisierter durchgeführt werden. Diese Arbeit 
muß nach folgenden Hauptgesichtspunkten aufgebaut werden:
E Jede BL. L^BL und nach Möglichkeit auch die Ortsgruppenleitungen, müssen 
einen verantwortlichen Genossen für die Sportarbeit bestimmen. Diese Genossen 
dürfen keinesfalls noch eine Reibe anderer Funktionen haben, sondern müssen diese 
Arbeit als ihre Hauptarbeit betrachten. Vom Sekretariat der BL. resp. der UBL muß 
ein Sekretär zur Kontrolle der Arbeit im Sport verantw’ortlich gemacht werden. Die 
Meldung der verantw ortlichen Genossen der BL für die Sportarbeit muß bis zum 20. 
Mai an das ZK erfolgen.
2. Die Fraktionsarbeit im Bezirks-. LMterbezirks-. Ortsgruppen- und \'ereinsmaß- 
stabe muß viel planmäßiger erfolgen, insbesondere müssen die Fraktionen in den 
sogenannten ..bundestreuen“ V ereinen aufgebaut werden. Die regelmäßige Bericht
erstattung über die gesamte Arbeit im Bezirk an das ZK wird zur Pflicht gemacht.
3. In den Bezirken, in denen die Interessengemeinschaft zur Wiederherstellung der 
Einheit im Arbeitersport bereits Landesleitungen besitzt, muß dafür Sorge getragen 
w^erden. daß die Fraktionsführung in Händen zuverlässiger Parteigenossen hegt. 
Gleichzeitig muß aber die Arbeit in den sogenannten ..bundestreuen" Vereinen 
systematisch forciert werden. In den Bezirken, w'o die Opposition zahlenmäßig stark 
ist, ist die Gefahr vorhanden, daß wir uns nur auf die oppositionellen Vereine 
konzentrieren und dabei die ..bundestreuen“ V ereine vernachlässigen, d.h. uns von 
einem gewaltigen Teile der Mitgliedschaft abkapseln.
4. Die Parteimitgliedschaft, besonders aber die Jugend, muß in größerem Umfange 
als bisher .Mitglied in den Arbeitersportorganisationen werden. Bei dem Eintritt der 
Parteigenossen in den Arbeitersport muß taktisch klug vorgegangen werden. Die 
Parteimitgliedschaft hebt es zu sehr, den \^'eg des geringsten X^'iderstandes zu 
beschreiten und in die bereits oppositionellen, am liebsten ausgeschlossenen Vereine 
einzutreten. IS’enn auch in manchen Bezirken die L^nterstützung der Opposition, 
resp. der ausgeschlossenen Vereine durch Eintritt von Parteimitgliedern nötig ist, 
muß man in der Regel die besten Parteikräfte in die unter reformistischem Einfluß 
stehenden VTreine schicken. In Bezirken, wo wir stark genug sind, muß man sogar an 
die Arbeit der Zellenbildung in den bürgerlichen Sportvereinen herangehen.

4 Auf dem Reichskongreß waren 600 Delegierte, zum Reichstreffen sollen etwa 40 000 Personen 
gekommen sein. Vgl. Chronik S. 255; Wonneberger. Deutsche .Arbeitersportler. S. 51.
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Die W'erksportvereiiie müssen durch unsere Betriebszellen mit Hilfe der Arbeiter
sportler im Betriebe stärker als bisher bekämpft werden. Diesem Zweck und zur 
Hebun*; des Einnusses der Partei sollen die B e t r i e b s g r u p p e n der .Arbeitersport
ler dienen, deren Gründung mehr als bisher proftagiert werden muß.
5. Die sportlichen und sonstigen Veranstaltungen der Arbeitersportler (selbstver
ständlich der oppositionellen) müssen von der Partei in jeder Hinsicht unterstützt 
werden. Die Parteipresse muß einen größeren \\ ert aul den .Ausbau des Arbeiter
sport-Teils legen. enn auch deren sportliche Berichterstattung als Grundlage des 
Sportteils betrachtet werden muß. dürfen die sport-politischen \ eröllentlichungen 
keineswegs vernachlässigt werden. Der Sportteil in der P a r t e i p r e s s e muß 
ein starker Faktor im Kampf gegen die Reformisten sein.
6. Zu allen .Aktionen und Veranstaltungen der Partei müssen die Sportler hinzuge
zogen werden. Bei öffentlichen Versammlungen allgemeiner Art muß entweder der 
Referent oder ein Diskussionsredner auf die Bedeutung der .Arbeitersportopposition 
hinweisen. Bei allen Konferenzen der Sportler müssen Parteivertreter das Wort 
ergreifen.
Auf den Bezirksparteitagen. Parteiarbeiter- und sonstigen Parteikonferenzen muß 
die Frage der Sportarbeit konkret gestellt und diskutiert werden.
Wir erwarten von Fuch. daß Ihr die von uns vorgeschlagene Arbeit sofort in Angriff 
nehmen werdet. Wir sind überzeugt, daß eine gute .Arbeit in der Sportbewegung der 
Partei in Furem Bezirk beachtenswerte Erfolge bringen wird.

.Mit kommunistischem Gruß!
ZK-Sekretariat

19.

16. 5. 1930: Anweisungen des Sekretariats zum V. RGI-Kongreß

BA K 45/IV - 33. 106: llektograpliiertes Rundschreiben. Ühersehrift: ..Sonderrundsehreiben. 
•Anweisungen des Sekretariats."

Inhaltsverzeichnis:
Vorbereitungen zum A'. RGl-Kongreß'

W . G.!
Die A'orbereitungen des V. RGI-Kongresses. der zum FA. Juli nach Moskau 
einberufen wurde, ist eine der zentralen und ernstesten .Aulgaben der Partei in den 
nächsten W ochen. Die Probleme, die auf dem \ . RGl-Kongreß zur Entscheidung 
stehen, sind nicht nur Gewerkschaftsfragen, sondern für die weitere lätigkeit der 
Partei in ihrer gesamten politischen Massenarbeit von größter Bedeutung. Die

1 Der \ . Kongreß der Ruten (iewerkscliaris-huernalionale tagte votn 15. Itis 30. .August 1930 in 
.\Ioskait. A gf dazu Protokoll des V. Kongresses der Roteti Cewerksclialts-lnternationale. abgehalten in 
Moskau vom 15. bis 30. August 1030. 2 Btle. Berlin 1030.
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ahrnehinung der wirtschaftlichen und politischen Interessen der Arbeiterschaft 
sind einer der wichtigsten Hebel zur 
den revolutionären Klassenkarnpf.
Der Hauptgesichtspunkt für die Vorbereitung des V. RGI-Kongresses ist die 
Ausgestaltung der revolutionären Gewerkschaftsopposition zu einer wirklichen 
Massenbewegung weit über den Rahmen der Partei. Ausbau der RGO 
organisatorischen Zentrum der revolutionären Klassenkräfte, das auf alle entschei
denden ökonomischen Fragen der Arbeiterklasse eine revolutionäre Antwort gibt und 
die selbständig die Führung der proletarischen Wirtschaftskämpfe in die Hand 
nimmt.-

Gewinnung und Mobilisierung der Massen für

zu einem

Die Probleme zum RDl-Kongreß müssen aus der Praxis heraus und in Verbindung 
mit der täglichen Arbeit der RGO von der Partei 
gestellt [werden].

der gesamten Arbeiterklassevor

Die Wahl und Entsendung der Delegierten der RGO zum \'. Kongreß soll geschehen 
unter größter Reteiligung und Heranziehung der Massen. Diese politische Kampagne 
muß ein starker Hebel zur Verbreiterung der proletarischen Einheitsfront 
werden. Die Vorbereitung und .Auswertung des V. RGI-Kongresses soll nicht nur eine 
Sache der Kommunisten, sondern auch der parteilosen bzw. sozialdemokratischen 
und christlichen .Arheitermassen in den Betrieben und Arbeitsnachweisen sein. Zu 
diesem Zwecke sollen in allen Bezirken Delegiertenkonferenzen der RGO organisiert 
werden und stattfinden. Die Tagesordmmg für diese Konferenzen wird wie folgt 
festgesetzt;

von unten

1. Stellungnahme zum 
festgelegten Bezirken.
2. Die Lehren der Betriehsrätewahlen.

\ . RGI-Kongreß und V ahl der Delegierten in den dazu

Als Termine für die einzelnen Bezirkskonferenzen werden für die einzelnen Bezirke 
vorgesehen:
am Sonntag, dem 22. Juni 1930 
Oberschlesien 
Hessen-Waldeck

Königsberg 
Danzig

am Sonntag, dem 29. Juni 1930: 
Mittelrhein

Nordwest
Pfalz

Hessen-Frankfurt Baden
Thüringen
Pommern

Saargebiet
Schlesien

Bavern
Mecklenburg 

am Sonntag, dem 6. Juli 1930:
SachsenBerlin-Brandenburg

Flamburg
Magdeburg

Ruhrgebiet 
Halle-Merseburg 
Vi ürttemberg

Niederrhein
Niedersachsen

2 Eiusotieidender Beschluß des V. RGI-Kongressc.s war die Entschließung zur Criindung selbständiger 
revolutionärer Gewerkschaftsverbände neben den bereits bestehenden Gewerkschaften. Für die KPD 
bedeutete dies die Umwandlung der RGO in selbständige Organisationen und Verbände. So entstand 
als erster dieser Verbände iiti .\ovember 19.30 der Eiuheitsverband der .Metallarbeiter Berlin (EVMB). 
- * 11. .lantiar 19.31 der Einheitsverband der Bergarbeiter Deutschlands fE\'BD;. am 29. März 1931 
der Einheitsverband für das Baugewerbe (EVfdB).
am
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Delegierte zu den Bezirkskonferenzen der RGO sollen entsenden 
die Betriebe, Erwerbslosen und die 1 n d u s t r i e g r u p p e n der RGO.
Die Delegierten zu den Bezirkskonferenzen müssen in entsprechenden Versammlun
gen in den Betrieben, auf den Arbeitsnachweisen, in lndustriegruppen-\ ersammlun- 
gen und Versammlungen tler RGO gewählt werden.
Der D e 1 e g a t i o n s m o d u s soll v’on den Bezirkskoniitees der RGO iestgesetzt 
werden in der Weise, daß eine Liste aufgestellt wird der Betriebe. Arbeitsnachweise, 
Gewerkschaftsfraktionen, ausgeschlossenen Zahlstellen und oppositionellen Zahl
stellen. die zur Bezirkskonferenz Delegierte zu entsenden haben mit der Angabe, auf 
welche Zahl Arbeiter ein Delegierter entfällt.

RGI-KongreßZusammensetzung der Delegation 
Die Gesamtzahl der Delegation beträgt -tO Genossen. Auf die Bezirke und Industrie
gruppen werden 35 Delegierte verteilt. Fünf Genossen werden vom Reichsausschuß 
der RGO zur politischen Leitung der Delegation bestimmt.
Die Aufteilung der Delegation zum V. RGI-Kongreß auf die Bezirke wurde vom 
Zentralkomitee wüe folgt geregelt:

z u m

1 Angestellter
1 Bauarbeiter
2 Metallarbeiter 
1 Holzarbeiter
1 Landarbeiter 
1 Hafenarbeiter 
1 Eisenbahner 
1 Textilarbeiterin 
1 Metallarbeiter 
1 A'erkehrsarbeiter 
1 Textilarbeiterin 
1 Tabakarbeiterin 
1 Ghemiearbeiter 
1 Bergarbeiter 
1 jugendlicher Bauarbeiter 
1 Textilarbeiterin 
1 (Chemiearbeiter 
1 \^'erftarbeiter 
1 Hafenarbeiter 
1 jugendlicher A^'erftarbeiter
1 Metallarbeiter 
1 Bergarbeiter 
1 Verkehrsarbeiter 
1 jugendlicher Bergarbeiter
1 Metallarbeiter 
1 Eisenbahner 
1 Textilarbeiterin

5 DelegierteBerlin-Brandenburg

1 Delegierter 
1 Delegierter 
1 Delegierter 
1 Delegierter 
4 Delegierte

Ostpreußen
Danzig
Oberschlesien
Schlesien
Sachsen

3 DelegierteHalle-Merseburg

1 Delegierter 
1 Delegierter 
3 Delegierte

Thüringen
Niedersachsen
Wasserkante

4 DelegierteRuhrgebiet

3 DelegierteNiederrhein
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Mittelrhein 
Hessen-Frankfurt

1 Delegierter
2 Delegierte

1 Bergarbeiter 
1 (Chemiearbeiter 
1 Lederarbeiter 
1 Bergarbeiter
1 Arbeiterin ans der Nahrungs- 
u. Onußmittelindustrie 
1 Metallarbeiter 
1 Burhdnirker*

Delegierte enthalten sein, und 
Halle-Merseburg. 1 von Sachsen. 1 von der 

Ruhrgebiet. 1 vom Niederrhein. 1 von Hessen-Frankfurt.
Die Finanzierung der Delegierten muß restlos durch die Bezirke selbst 
geschehen. Zu diesem Zwecke werden vom Reichskomitee der RGO Sammellisten 
und Marken zu 2ü Pfg. herausgegeben. 5% der gesammelten Gelder müssen an das 
Reichskomitee abgeführt werilen.

Saargebiet
Baden

1 Delegierter 
1 Delegierter

ürttemberg 
Nord- u. Südbavern

1 Delegierter 
1 Delegierter

Innerhalb der Delegation sollen 8 parteilose 
zwar: 2 von Berlin-Brandenburg. 1 von 
Wasserkante. 1 vom

Für jeden Delegierten sind anfzubriiigen:
Für Fahrgeld und Spesen von Berlin bis zur russischen Grenze 
Fahrgeld von Heimatort bis Berlin und zurück 
Familienunterstützung für verheiratete Delegierte im 
Bedarfslalle pro \\ oche 60.— Mk. voraussichtlich für 6 \^'ochen

140.-Mk.

360.-Mk.

Außerdem fährt am 1.3. .Inli eine neue Arbeiterdelegation auf Einladung der 
russischen Gewerkschaften in die Sowjetunion, die Gelegenheit haben wird, vorüber
gehend am RGI-Kongreß leilzunehmen. Da die Zahl der Delegierten zum RGI- 
Kongreß beschränkt ist und nicht alle Bezirke berücksichtigt werden konnten, sind 
diejenigen Bezirke, die in der RGI-Delegation schwach oder überhaupt nicht 
vertreten sind, bei der Arbeiterdelegation berücksichtigt w’orden. Über die Entsen
dung und Aufteilung der .Vrbeiterdelegation. die 45 Mann stark sein soll, auf die 
Bezirke, liegen besondere .Anweisungen bei.'*
Ende Juli soll weiterhin eine christliche Arbeiterdelegation von 15 Mann nach der 
Sowjetunion fahren, deren Organisierung ebenfalls im Zusammenhang gebracht 
werden muß mit den V orbereitungen zum V. R(d-Kongreß.
Die Kampagne zum \ . RGI-Kongreß soll eingeleitet w erden durch große Vollver
sammlungen der roten Betriebsräte, revolutionären Betriebsvertrauensleute. Vertre- 

der Erwerbslosenausschüsse, der brauendelegiertinnen und Jungarbeiter-V^er- 
rnlungen. Danach sollen stattfinden die Betriebsversammlungen, die Versamm

lungen der Erwerbslosen, die Stellungnahme der Industriegruppen, der Eraktionen, 
der ausgeschlossenen Zahlstellen usw. Die Tagespresse der Partei und die Organe der 
Gew'erkschaftsopposition müssen sofort auf die V'orbereitung des RGI-Kongresses 
eingestellt werden. Besonders notwendig ist am h die Behandlung des RCfl-Kongres-

ter
sam

3 Danach emsamlten l'nlgende Bezirke keine Delegierten: Hessen-Vt aldeek. Nordwest. .Mecklenburg. 
Ponnnern und .Magdeburg, also kleinere KPD-Bezirke.

4 Vgl. unten Dok. 20.
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ses in den Betriebszeitungen.’ In den Opposiiionsorganen sollen Diskussionen 
entfaltet werden über die aktuellen Probleme der Arbeit der RGO und RGl. Die 
Mobilisierung der Arbeiterkorrespondenten muß von den Redaktionen sofort in die 
Wege geleitet werden. Es muß im \’erlauf der ganzen Katnpagne ferner versucht 
werden, in allen Gewerkschaftsversammlungen die Aussprache über die Probleme 
des V. Kongresses der RGl zu erzwingen. Entschließungen und Syrnpathietele-

eingebracht und zur .Abstimmung gestellt werden.gramme müssen von uns 
.Angenotnmene Resolutionen und Sympathietelegramme müssen in der Presse restlos 

den Reichsausschuß der RGO zur Weiterleitung an denausgenutzt und an 
Generalrat der RGl gesandt werden.
Für die gesamte Kampagne müssen die Bezirkskomitees der RGO mit Hilfe des 
Sekretariats der Bezirksleitung sofort einen ausführlichen Arbeitsplan aufstellen. Wir 
erinnern die Bezirksleitungen nochmals daran, daß bereits im Rundschreiben vom 8. 
Mai 1930'’ ein Bericht verlangt wurde über das. was bisher getan wurde zur 
Vorbereitung des \'. RGI-Kongresses. Diese Berichte sind sofort einzusenden, 
ln nächster Zeit werden Instrukteure in die Bezirke entsandt werden, die den 
gesamten Stand der RGO übeiprüfen sowie die Vorbereitungsarbeiten zum V. RGI- 
Kongreß fördern sollen. Besondere Mitteilungen über das Eintreffen der Instrukteure 
gehen den Bezirksleitungen noch zu.'’
Der Aü RGI-Kongreß und seine sorgfältige Vorbereitung ist ein günstiger Anlaß, um 
der Arbeit der RGO und der Arbeit in den reformistischen und christlichen 
Gewerkschaften einen mächtigen Stoß nach vorwärts zu geben.
Wir env'arten. daß Ihr restlos Eure volle Pflicht erfüllt!

Mit kommunistischem Gruß! 
ZK. Sekretariat

5 Die V orbereiuing des RGI-Kiiiifnesses iiahin in (ier komnninistisclieii Presse nirlit den breiten 
Rannt ein. der ini vorliegenden Rnndschreilten gefordert wird. In der Roten Fahne erschienen 
entsprechende Artikel u. a. in Nr. 1.56 vom 8. 7. l..Die Betleulnng des 5. Kongresses der RGl für die 
Arbeiterinnen '); Nr. 162 vom 15. 7. (..Zehn .Iahte RGl '): Nr. 172 vom 26. 7. (..Lehren und 
Erfahrungen der RGÜ"): Nr. 175 vom 30. 7. (..Tragt die RGO-Beschliisse in die Betriebe“); .Nr. 184 
vom 9. 8. (..Zwei Kongresse: Stockholm und Moskau"). Vi'iihrend der Tagung des Kongresses 
bestimmte bereits der Reichstagswahlkampf die Themen der Roten Fahne.

6 tS'ar nicht zu ermitteln.

20.

17. 5.1930: Anweisungen des Sekretariats zur Entsendung einer 
.Arbeiterdelegation in die UdSSR

BA R 4.5/IV - 33, 102: Hcktographiertes Riindschreihen. Überschrift: ..Sondernindsc hreiben. 
Anweisungen des Sekretariats."

Inhaltsverzeichnis:
Vorher eit ungen zur Entsendung einer Arbeite rdelegation in die 
Sowjetunion.
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W. G.!
Die Gewerkschaften in der Sowjetunion liafjen in diesem Jahre wieder Delegationen 
und zwar eine 45 Mann starke Arbeiterdelegation zum 15. Juli und eine christliche 
Arbeiterdelegation aus 15 Mann zum 1. August eingeladen. Diese, von dem 
Gedanken internationaler Solidarität geleitete Einladung ist die beste Antwort auf 
die unzähligen Verleumdungen und Lügen, die besonders stark in den letzten 
Monaten in der bürgerlichen und sozialdemokratischen Presse verbreitet wurden und 
die unerhörten Provokationen gegen den einzigen proletarischen Staat - die 
Sowjetunion.
Die Entsendung der Arbeiterdelegationen ist eines der besten Mittel im Kampfe 
gegen die Verleumdungen der sowjetfeindlichen Presse, sie geben auch die Möglich
keit. stärker das Interesse der Arbeiter auf die heroische Arbeit des Proletariats der 
Sowjetunion am .4ulbau des Sozialismus zu lenken und die Arbeiter für die 
Verteidigung der Sowjetunion zu mobilisieren. Durch die Verwirklichung des 
Eünfjahresplanes wird die Frage: Aulbau des Sozialismus oder kapitalistischer 
Ausbeuterstaat vor den Augen der Werktätigen der ganzen Welt zu Gunsten des 
Sozialismus entschieden. Die bisherigen grandiosen Erfolge bei dem gewaltigen 
sozialistischen Aufbauwerke in der Sowjetunion geben der revolutionären Arbeiter
schaft gute Möglichkeiten, breite Massen der Werktätigen für die revolutionäre 
Klassenfront zu gewinnen.
Die Entsendung von .\rbeiterdelegationen aus allen Ländern wird diese Entwicklung 
des Abmarsches breiter Schichten der Arbeiter zur revolutionären Front erleichtern 
und weitere Massen für den Kampf gegen die imperialistische Kriegsgefahr 
mobilisieren. Es kommt deshalb alles darauf an, die Entsendung der Delegation in 
die Sowjetunion gut vorzubereiten.

Aufteilung der Arbeiterdelegationen auf die Bezirke und Indu
striegruppen:
Berlin-Brandenburg 7 Delegierte 2 Metallarbeiter 

1 Bauarbeiter 
1 Textilarbeiter 
1 Angestellter 
1 Buchdrucker 
1 Tabakarbeiter
(Davon sollen 2 Frauen und 
1 Jugendlicher sein.)
1 Landarbeiter 
1 Bauarbeiter 
1 Landarbeiter 
1 Bergarbeiter 
1 graphischer Arbeiter 
1 Textilarbeiterin 
1 Tabakarbeiterin 
1 Textilarbeiterin 
1 Metallarbeiter

Pommern
Ostpreußen
Danzig
Oberschlesien
Schlesien

1 Delegierter 
1 Delegierter 
1 Delegierter
1 Delegierter
2 Delegierte

Sachsen 5 Delegierte
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1 Bauarbeiter 
1 Verkehrsarbeiter 
1 Bergaiiteiler 
1 Metallarbeiterin 
1 Metallarlteiter 
1 Glasarbeiter 
1 (Chemiearbeiter
1 Landarbeiter
2 W erftarbeiter 
1 Hafenarbeiter
1 Verkehrsarbeiter
1 Hochseefischer
2 Bergarbeiter
1 Metallarbeiterin 
1 ^'erkehrsarbeiter 
1 Textilarbeiterin 
1 Chemiearbeiter 
1 Bergarbeiter 
1 Chemiearbeiterin 
1 Metallarbeiter 
1 Chemiearbeiter 
1 Bergarbeiter 
1 Metallarbeiter 
1 Textilarbeiter 
1 Metallarbeiter 
1 (dasarbeiter 
1 Brauereiarbeiter

2 DelegierteHalle-Merseburg

Magdeburg-Anhalt
Thüringen
Niedersachsen
Mecklenburg
Wasserkante

1 Delegierter 
1 Delegierter 
1 Delegierter 
1 Delegierter 
4 Delegierte

1 Delegierter 
4 Delegierte

Nordwest
Ruhrgebiet

2 DelegierteNiederrhein

1 Delegierter
2 Delegierte

Mittelrhein 
Hessen-Frankfurt

1 Delegierter
1 Delegierter
2 Delegierte

Pfalz
Saargebiet
Baden

1 Delegierter 
1 Delegierter 
1 Delegierter

Die Delegierten sollen in der Hauptsache parteilose, freigewerkschaftlich organisierte 
Arbeiter bzw. sozialdemokratische Arbeiter sein, ln der 45 Mann starken Arbeiterde
legation sollen nicht mehr wie fünf Mitglieder der Kommunistischen Partei sich 
befinden, und zwai- kann je ein kommunistisches Parteimitglied in der Delegation 

dem Bezirk Berlin. Sachsen. Ruhrgebiet. Niederrhein und Wasserkante mitge
schickt werden. \ on den Delegierten sollen neben 11 Frauen 6 .lungarbeiter sein, und 
zwar je ein Jungarbeiter aus Sachsen, Berlin 2, Hamburg, Halle und Ruhrgebiet 
wieder je einen.
Einteilung der christlichen Delegation:
Die christliche Delegation fährt 14 Tage später zum 1. August und verteilt sich 
folgendermaßen: 4 Mann aus dem Niederrbein. 6 Mann aus dem 
Ruhrgebiet, 2 Mann vom Mittel r hei n und 3 Mann aus Oberschi e-

W urttemberg
Nordbayern
Südbavern

aus

s 1 e n .
Die Vorbereitung der Delegation geschieht vom 
gemeinsam mit der revolutionären Gewerkschahsopposition, ln diesem Zusammen-

tBund der Freunde der Sowjetunion

1 Vgl. oben Dok. 1. Amu. 9.
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hang muß die Bildung von Komitees des Bundes der Freunde der Sowjetunion in 
allen Bezirken vorgenommen werden, in denen diese noch nicht bestehen. Wo 
Bezirkskomitees bestehen, führt die revolutionäre Gew'erkschaftsopposition mit 
Unterstützung der Partei mit diesen Komitees gemeinsam die Vorbereitungsarbeiten 
durch.
Finanzierung:
Zur Finanzierung der Delegation werden an die Betriebe Sammellisten vom Bund der 
Freunde der SU herausgegeben. Jeder Betrieb und [jede] Organisation, die einen 
Delegierten entsenden, haben die vollen Kosten für den Delegierten aui'zubringen. 
Die Sammlung geht auf den Listen des Bundes der Freunde der SU vor sich. Von 
einem evtl. Überschuß der Sammlungen, die auch in den Betrieben vorgenommen 
werden, die keinen Delegiertet! entsenden, um so die Delegation zu einer .Angelegen
heit der gesamten .Arbeiterschaft zu machen, werden die Kundgebungen der 
.Arbeiterdelegierten vor ihrer .Abreise und nach ihrer Rückkehr finanziert. Zu diesem 
Zweck bleiben von dem Überscbuß der Sammlungen bei den zu bildenden 
Bezirkskomitees .50%. Die restlichen .50% des LJberschusses werden an das Reichsko
mitee des Bundes der Freunde der SU abgeführt.
Die Kosten der Delegierten betragen:
R.AI 110.— Fahrgeld und \ isa bis zitr sowjetischen Grenze von Berlin und 
zurück.
Fahrgeld v o m W o h n o r t nach Berlin und z u r ü i: k . wobei das 
Fahrgeld für die Rückfahrt von Berlin nach dem Wohnort mit 
dem Fahrgeld nach der SU zusammen eingezahlt werden muß. 
Für Verpflegitng bis zur Grenze müssen die Delegierten selbst sorgen.
In dem obigen Betrag sind keine Spesen für \ erpflegtuig eingerechnet.
Fa mi 1 i en u n t er s t ü t zung : für die verheirateten Delegierten muß der Betrieb 
bzw. Organisation außerdem die Unterstützung der Familie aufbringen. Die 
Unterstützungssätze sind von den Bezirken selbst zti regeln.
V ahl der Delegierten:
.Als Delegierte werden nur solche anerkannt, die in Betriebs. Gewerkschafts- und 
Erwerbslosenversammlungen gewäblt wurden und die die .Mittel der Finanzierung 
für den Delegierten durch Sammlungen autbringen. .Arbeiter, die durch kleine 
Beiträge für die Entsendung ihres Delegierten gesammelt haben, werden ein 
bedeutend größeres Interesse für die Berichte des Delegierten attfbringen und enger 
mit ihm verbunden seiti. als wenn irgend jemand in der Delegation mitfährt, der 
keinerlei Basis für seine Berichterstattung geschaffen hat. Gemeldete Delegierte, für 
deren Reise nicht gesammelt wurde, werden nicht anerkannt. Die Wahl der 
Delegierten soll verbtmden werden mit den \’orbereitungsarbeiten zum V. Kongreß 
der RGI.“ Die Delegierten der einzelnen Betriebe sollen nochmals von den Opposi- 
tionsversammhtngen bestätigt werden.
Nach der Wahl des Delegierten soll der Delegierte ein von ihm unterzeichnetes 
Elugblatt (ein Rotaprint-.Abzug) an die Wähler herausgeben, worin er sie auffordert,

2 Vgl. üben Dük. 19.
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schon vor seiner Abreise Fragen an ihn zu ricliten, die er nacli seiner Rückkehr in 
öffendichen Versammlungen beantworten wird.
.Abreise der Delegation:
Die .Anmeldung der Delegierten muß bis zum 20. .luni an das Reichskomitee des 
Bundes der Freunde der Sowjetunion vollzogen sein. Die AA ahl in den Versammlun
gen muß sofort und nicht später bis F .hili vorgenommen werden, damit die 
Sammlungen erfolgreich durchgeführt werden können bis zur Abreise der Delega
tion. Bis zum 5. ,Tuli ist der beiliegende Fragebogen ausgefüllt unter Beifügung des 
Reisepasses und drei Photographien per Einschreiben an die Adresse: Theo 
Beutling.^ Berlin S AA' 68. Zimmerstr. 7 7. eingesandt werden. Gleichzei
tig müssen für jeden Delegierten drei Fragebogen der sowjetrussischen Botschaft 
ausgefüllt werden, die dem gemeldeten Delegierten rechtzeitig durch den Bund 
zugestellt werden.
Das Geld zur Finanzierung der Delegierten muß bis spätestens 5. Juli auf das 
Postscheckkonto des Bundes der Freunde der SLk Berlin. Nr. 4 9238 eingezahlt 
sein. Nur wenn diese Termine innegehalten werden, kann für die Teilnahme der 
Delegierten an der Delegation garantiert werden. AVir machen ausdrücklich darauf 
aufmerksam, daß die Delegierten erst zugelassen sind, wenn sie ein Mandat des 
Bundes in ihrer Hand haben. Sodann haben die Delegierten ihre Reise so 
einzurichten, daß sie am Sonnabend, dem 12. Juli in Berlin sind, um an der Sitzung 
der Gesamtdelegation zwecks AA ahl der Delegationsleitung sowie an der .Abschieds
kundgebung teilnehmen können. Nachzügler werden nicht zugelassen.
Abfahrt der Delegation am Sonntag, dem 13. Juli.
.Ankunft in Moskau am 15. Juli.
.Abfahrt aus Moskau am Freitag, dem 1. August.
Ankunft in Berlin am Sonntag, dem 3. .August.
Empfangskundgebung in Berlin vormittags, mittags .Abreise der Provinzdelegierten. 
Die christliche Delegation fährt am Mittwoch, dem 30. Juli von Berlin ab. Sie muß 
am 29. Juli mittags 1 Ldir in Berlin sein, wo sie an der .Abschiedskundgebung 
teilnimmt. Sie trifft am 1. .August in Moskau ein. Abfahrt aus Moskau nach Berlin am 
22. .August. .Anktmft in Berlin am 24. .August. AA'ir erwarten, daß auch diese 
Arbeiterdelegation entsprechend der Bedeutung vorbereitet wird.

Mit kommunistischem Gruß 
ZK Sekretariat

.3 Beutling (1808—10371. \ül. N^eherll S, 7*11. Der crwälime t raaelxiften i.H( in den .\kten nicht
vorhanden.
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21.

17. 5. 1930: Anweisungen des Sekretariats zur Werbung für die Rote Hilfe

Records . . . T-173, 295, 2791637-2791639 und StA Detmold. Ml I P. Nr. 584. Bd. 1: Polizeiliche 
Abschrift. Überschrift: „Rundschreiben Nr. 6. Anweisungen des Sekretariats.“

Inhaltsverzeichnis;
Werbe- und S a m m e 1 k a m p a g n e im .1 n n i für die Rote Hilfe

Sehr dringlich!
Sofort organisieren 
W. G.i
Das Severing'sche Republikschutzgesetz' fordert fast täglich neue Opfer aus den 
Reihen der kämpfenden Arbeiterscliaft. Durch die von den Polizei- und Justizbehör
den durchgeführten Verfolgungen sollen die werktätigen Massen 
gegen die Hungeroffensive des Kapitals abgeschreckt werden. Vor allem richtet sich 
diese Verfolgung gegen die Funktionäre der Kommunistischen Partei und der 
übrigen revolutionären Massenorganisationen, um damit den werktätigen Massen die 
Führung in ihren Kämpfen zu nehmen.
Mit der Befreiung des Rheinlandes von den Besatzungstruppen ist von den 
Rechtsparteien die Forderung der Amnestie für die unter der Besatzung verhängten 
Urteile erhoben worden. M ährend die Sozialdemokraten diese Forderung ablehnen, 
müssen wir uns mit aller Kraft für eine erneute Amnestie aller proletari
schen politischen Gefangenen einsetzen und den Amnestiebetrug aufzei
gen. der bei der letzten Amnestie im Sommer 1928 von den Sozialdemokraten 
betrieben worden ist."
Für den Rechtsschutz und die Unterstützung der proletarischen politischen Gefange
nen und ihrer Angehörigen hat die Rote Hilfe Sorge zu tragen. Die dadurch 
entstehenden Ausgaben sind aber infolge des gesteigerten Justizterrors in weitaus 
größerem Umfange gewachsen, als die Einnahmen aus den Mitgliederbeiträgen und 
Sammlungen. Den gesteigerten Anforderungen an die Finanzkraft, für den Rechts
schutz und die Unterstützung für die politischen Gefangenen, kann die RHD nur 
dann weiter gerecht w^erden, wenn schnellstens durch die Partei, gemeinsam mit den 
übrigen Massenorganisationen eine umfassende Hilfsaktion eingeleitet und durchge
führt wird.

dem Kampfevon

1 Gesetz zürn 
Teil I. S. 91.

.Srhutze der Republik imd zur Befriedung des politischen Lebens vom .März 1930, RGBl.

2 Das vom Reichstag am 
Straftaten, die aus 
Personen, deren Straftaten aus

1,1. Juli 1928 verabschiedete Amnestiegesetz gewährte Straferlaß für 
politischen Beweggründen begangen wurden. Nicht begnadigt wurden solche 

sozialer Not verübt wurden. Vgl. Frankfurter Zeitung Nr. 514 
12. 7. 19,10; .Nr. 520 vom 14. 7. 19,10. Bereits am 16. Mai 19.10 forderte der deutschnationale 
.4bgeordnete Dr. Everling bei der Etatsdebatte im Reichstag eine \Ollamnestie für alle während der 
französischen Besatzungszeit \ erurteilten. Dem stellte die KPD deti .4ntrag auf Amnestierung aller 
politischen Gefangenen, die bis zum ”
17. 5. 1930; Nr. 121 vorn 25. 5. 1930.

vom

15. Juli 1929 verurteilt wurden, gegenüber. V'gl. Äf’Nr. 114 vom
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Aus diesem Grund hat das ZK beschlossen, daß eine Vierbe- und Samrnel- 
kampapne für die Rote Hilfe während des ganzen Monats Juni 
durchgeführt wird.
Diese Kampagne muß erfolgen unter den politischen Losungen:
1. Gegen den Polizei- und Justizterror und gegen das Serering sehe Republikschutz
gesetz,
2. für die Freilassung aller proletarischen politischen Gefangenen (Amnestie).
3. gegen die Verbote des RFB und der Antifaschistischen Jugendorganisationen^ 
(das Verbot der letzteren besteht in einzelnen Teilen des Reichs),
4. gegen den internationalen weißen Terror.
5. für die internationale proletarische Solidarität.
Unter diesen Losungen muß die Kampagne zu einer wirklichen Massenbewegung 
gegen den Polizei- und Justizterror und für die Unterstützung der politischen 
Gefangenen gestaltet werden. Es sind öffentliche \ ersammlungen und Demonstra
tionen sowie Belegschafts- und fläuserblockversammhmgen abzuhalten. Vor allem 
muß eine intensive Betriebs- und Hausagitation durchgeführt werden. Zur Unter
stützung dieser Arbeit sind Zellen- und Häuserblockzeitungen herauszugeben, wie 
auch die übrige Agitproparbeit in umfassender W eise in den Dienst dieser Kampagne 
gestellt werden muß.
Auch die illustrierte Rote Hilfe Zeitung Das Tribunal, die vom 
vierzehntägig erscheint, muß im größten LJmfange unter den Massen verbreitet 
werden.
Neben der Steigerung der Roten Hilfe zu einer breiten Massenbewegung ist eine 
umfassende Mitgliederwerbung für die Rote Hilfe dringend erforderlich, 
um in der Gesamtarbeiterschaft eine stabile organisatorische Grundlage für die Rote 
Hilfe Arbeit zu schaffen. W'ir verw eisen dabei auch auf die Beschlüsse 
der internationalen Kongresse und unserer Parteitage, wonach 
es für jeden Kommunisten eine moralische Pflicht ist, Mitglied 
der Roten Hilfe zu sein.
Auch in den der Roten Hilfe kollektiv angeschlossenen Organisationen'* ist die 
Werbung für die Einzehnitgliedschaft in energischer Weise durchzuführen, wie auch 
die Mitglieder dieser Organisationen viel mehr als bisher zur Roten Hilfe-Arbeit 
verpflichtet werden müssen.

1. Juni ab

3 Vgl. dazu Dok. 17 b. Amn. 2.
4 Der Roten Hilfe waren außer den ordentlichen Mitgliedern zahlreiche der KPD nahestehende 

Organisationen kollektiv angeschlossen. Nach <lein Bericht der Bezirksleitung Berlin-Brandenburg 
waren es irn Bezirk Berlin-Brandenburg-Lausitz-Grenzmark im .lahre 1930 42 verschiedene 
Organisationen mit insgesamt 15425 Mitgliedern, ^'gl. Bericht der Bezirksleitung zürn 18. Bezirkspar
teitag der KPD Berlin-Brandenburg-Lausitz-Crenzmark. Mai 1930. in: Records T 175. 315, 
2814651 ff. Ende 1931 waren der RHD auf Reichsebene insgesamt 2 164 Organisationen angeschlos-

Darunter waren 27 Betriebsbelegschaften. 10 Gewerkschaften. 786 Sportvereine, 534 Kulturver
eine. 2 Genossenschaften. 185 \X irtschaftsorganisationen. 471 politische Organisationen und 57 
sonstige Organisationen. \ gl. Günter König. Der Kampf der Roten Hilfe Deutschlands gegen die 
Klassenjustiz der eiinarer Republik tmd für die Freilassung der proletarisch-politischen Gelange 
in der Periode der Weltwirtschaftskrise (1929-1932). phil. Diss. Leipzig 1967, S, 172.

sen.

nen
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In der Vi'erbe- und Sannnelkainpagne iin Monat .luni muß aber vor allem eine große 
Geldsammliing für den V e r t e i d i g ii n g s fon d s zur Beschaffung der Geld
mittel für den Rechtsschutz und die Unterstützung für die proletarischen politischen 
Gefangenen und ihrer Angehörigen durchgefülirt werden. Es sind dazu von der 
Roten Hilfe Marken für den Verteidiguugsfonds im Werte von 25 und 10 Pfg., 
Sammellisten und Sammelbüchsen herausgegebeu worden. Es muß ein selbstver
ständlicher Akt proletarischer Klassensolidarität sein, daß jeder Parteigenosse die 
Sammehnarken der Roten Hilfe sich in das Parteibuch klebt und so zum Aufbau des 
Verteidigungslönds der RHD beiträgt. Darüber hinaus ist es Pflicht aller Parteige
nossen, sich aktiv an der Werbe- und Sammelkampagne selbst zu beteiligen. Die 
Bezirksvorstände der RHD sind von ihrer Zeutralleitung angewiesen worden, das 
Markenmaterial und die Sammellisten und Sammelbüchsen der Partei und den 
übrigen Massenorganisationen zu übermitteln. Die \'errechuung der gesammelten 
Gelder erfolgt mit den Bezirksvorständen der RHD.
Wir verpflichten alle Ortsleitungen, sofort die Organisierung 
dieser Kampagne v o r z u n e h m e n .
Mit den Ortsvorständen der Massenorganisationen ist sofort eine gemeinsame 
Sitzung zur Organisierung der Kampagne einzuberufen. Die Massenorganisationen 
sind verpflichtet, in ihren Reihen die Werbe- und Sammelkampagne mit allem 
Nachdruck durchzuführen.
Es darf keine V eranstaltung vorübergehen, wo nicht auf die Notw'endigkeit der 
L%terstützung der RH und der politischen Gefangenen hingewiesen und für sie 
gesammelt wird. Die Rote Hilfe-Kampagne muß in allen von den Organisationen für 
den Monat Juli vorgesehenen \ eranstaltungen eingeschaltet w'erden.
Von der aus der Roten Hilfe ausgestoßenen 5c/i/ocr-Gruppe’ wird der Schwindel 
verbreitet, das die RH das Kinderheim Barkenhof schließen und es zugunsten der 
Parteikasse veräußern wolle.*’ \V eim es auch der Roten Hilfe infolge der w^achsenden 
Ausgaben für den Rechtsschutz und die Lhiterstützung der politischen Gefang 
und ihrer Angehörigen und den diesen Ausgaben nicht entsprechenden Einnahmen 
sehr schwer fällt das Kinderheim aufrecht zu erhalten, so besteht doch keineswegs 
die Absicht seiner Schließung. Es waren dort bisher Kinder untergebracht und auch 
gegenwärtig ist das Kinderheim belegt. Aber auch für die Erhaltung der 
Kinderheime ist die Durchführung dieser Sammelkampagne dringend erforder
lich. Die NcA/oer-Gruppe unternimmt diesen Schw indel. um vor allen Dingen die mit 
der Roten Hilfe sympathisierenden Intellektuellen von der RH loszulösen und um für

enen

5 Jakob Schioer (1888-1956;. einer der .\litl)e<rrüiK]er der Roten Hilfe und von 1926-1929 ihr 
Generalsekretär, wurde al.s .Anhänger der ..Reeliteif int Mai 1929 seiner Funktion enthoben. Mit ihm 
wttrden noch zahlreiche andere Sekretäre der Roten Hilfe vt ie Altwein. Ehlers und Deisen von ihren 
Ämtern entfernt, worauf sie sich zu einer oppositionellen Gruppe zusammenschlossen. Mgl. Weber II S. 
277 f.; Günter König. Der Kampf der Roten Hilfe. S. 29 ff.

6 Der Barkenhof. das ehemalige Haus des Malers Vogeler in orpswede bei Bremen, war eines von zwei 
Kinderheimen der KPD. die vornehmlich durch Spenden finanziert wurden und der Versorgung/ 
Unterhringung von Kindern politischer Gefangener oder terwaister .4rbeiterkinder dienten. Diese 
Kinderfürsorge fand die Unterstützung zalilreicher Intellektueller wie A. Einstein. G.Kolbe. Heinrich 
und Thomas Mann. K. Tucholsky ti. a.
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ihre Partei- und Rote Hilfe-feindliche Tätigkeit Anhänger zu gewinnen. Damit zeigt 
sich diese Gesellschaft als der offene Verbündete des Polizei- und Justizterrors. 
Genossen. Genossinnen! Geht sofort heran an die Organisierung der Werbe- und 
Sainmelkampagne für die Rote Hilfe, führt sie mit den besten Erfolgen durch!

Mit kommunistischem Gruß!
ZK Sekretariat

7 Zur offensiclitlich mangelhaften Durrhführung dieser Kampagne vgl. unten die Kritik des ZK- 
Sekretariats in Dok. 22.

22.

21. 6. 19.30: Anweisungen des Sekretariats an die Bezirksleitungen

B\ R 134. Bd. 60. S. 218-232 und BA. R 45/IV - 24. 211 und StA Bremen. 4. 65 - 11 A 12a, Bd. 26; 
Hektographiertes Rundschreiben. Überschrift: „Rundschreiben Nr. 7. Anweisungen des Sekreta
riats.“
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I. Unsere Massenmobilisierung zur Arbeiteroffensive gegen die 
Lohnabbauoffetisive der Bourgeoisie, gegen Unterstützungs
raub. .\rbeitsgemei nschaft und Steuerw'Ucher.
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5. Der V errat der Gewerkschaftsbürokratie.
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d) gemeinsame Kampffront der Erwerbslosen und Betriebsarbeiter,
e) Frauen und Arbeiterjugend.
f) Beamte und Angestellte.
g) Rote Betriebsräte.
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i) die Massenorganisationen.

7. Internationale Kampffront gegen internationalen Kapitalsangriff.
8. Die zentralen Fosungen.

II. Mitteilungen des Sekretariats.
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I. Unsere Massenmobilisierung zur Arbeiteroffensive gegen die 
Lohnabbau offensive der Bourgeoisie, gegen Unterstützungs
raub, Arbeitsgemeinschaft und Steuerwucher.
1. Der innere UoM/ig-plan:
Bei der Annahme des Loungplanes entfaltete die Sozialdemokratie und liberale 
Bourgeoisie m Deutschland eine großzügige Propaganda für den Loungplan, deren 
Hauptschlagwort die Behauptung den angeblichen ,,Erleichterungen“ war, die 
der Lou/tgplan gegenüber der bisherigen Situation bringe. Demgegenüber signali
sierte die KPD von vornherein den Foungplan in seiner außenpolitischen Bedeutung 
als Kriegspakt gegen die Sowjetunion, in seiner innenpolitischen Auswirkung für die 
deutschen Werktätigen als ein Instrument der maßlosesten Ausplünderung der 
breiten Massen durch das vereinigte internationale Finanzkapital und die deutsche 
Bourgeoisie. Die gesamte tatsächliche Entwicklung seit Annahme des Eotmgplanes 
bestätigt vollkommen die Feststellunpn der Partei. Die letzten innenpolitischen 
Ereignisse, das Programm der Brüningregierung, die Unternehrneroffensive, die 
Anschläge auf Erwerbslose, auf Angestellte und Beamte, kurz der beginnende, 
umfassende Generalangriff des deutschen Kapitals, liefert den schlüssigen Beweis 
dafür, daß die Sozialdemokratie und alle auf dem Boden des Eonngplanes stehenden 
Parteien mit ihren Phrasen über Erleichterungen des Eou/igplanes die Massen aufs 
Schändlichste betrogen und daß allein die Kommunistische Partei den Massen die 
Wahrheit gesagt hat.
Es ist eine der wichtigsten und entscheidenden Aufgaben der 
Partei, sowohl in der Presse als auch in der gesamten Agitation, 
diese Tatsachen besonders eindringlich und klar ins Bewußt
sein der Massen zu hämmern, um dadurch die Autorität der 
Partei in der Arbeiterklasse und den übrigen werktätigen 
Schichten zu stärken und das Vertrauen der Massen zur Partei 
zu vertiefen.

von

2. Der Vesuch eines kapitalistischen Auswegs'' aus der Krise 
Der Gesamtplan der deutsche Bourgeoisie ist durch verschiedene Faktoren bedingt. 
Die wichtigste Grundtatsache, die das Vorgehen der deutschen Bourgeoisie 
sacht, ist die steigende Krise des Kapitalismus. Die gesamten politischen und 
ökonomischen Maßnahmen der Bourgeoisie im gegenwärtigen Augenblick stellen 
den verzweifelten Versuch dar, noch einmal einen kapitalistischen ,,Aus
weg“ aus der Krise, eine kapitalistische ..Eösung“ der bestehenden und 
ständig wachsenden Schwierigkeiten zu erzwingen. Mit der beginnenden Weltwirt
schaftskrise verschärft sich der Kampf um die Absatziiiöghchkeiten auf dem 
Weltmarkt in außerordentlich heftigen Formen. Die Konkurrenzfähigkeit der 
deutschen Bourgeoisie ist durch eine Reihe von Faktoren stark eingeengt.

verur-

3. Der Generalangriff auf die deutschen W erktätigen 
Der Hungerfeldzug, den die deutsche Bourgeoisie Durchpeitschung des innerenzur

1 Zur Entstehung; des Eoo«g[)lans vgl. oben Dok. 1.5. Anin. 2 und .Anm. 9.
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Fowngplanes eingeleitet hat, stellt ein großzügiges System verschiedenartiger Maß
nahmen auf allen Gebieten dar. Das Rückgrat dieses Systems, die wichtigste und 
entscheidende Form des Generalangriffs ist die L o h n a b b a u f o f f e n s i v e gegen 
die B e t r i e b s a r b e i t e r. In Mansfeld erfolgte der erste Schlag des Unterneh
mertums. Auf sein Lohnraubdiktat antwortete der Streik der Arbeiter.^ Wie im 
Herbst 1928 setzte dann auch diesmal der Angriff des Unternehmertums mit 
besonderer Wucht in der Metallindustrie von N o r d w e s t ein. wo die Konzentration 
der kapitalistischen Kräfte eine besonders hohe Stufe erreicht hat. Der Schiedsspruch 

Oeynhausen.^ der praktisch einen Lohnabbau um einen vollen Monatslohn 
pro Jahr für die Metallarbeiter der Gruppe Nordwest darstellt, ist deshalb eine 
Tatsache von überragender prinzipieller Bedeutung für die gesamte deutsche 
Arbeiterklasse. Die Verbindlichkeitserklärung dieses Schiedsspruches und die aus
drückliche Darlegung in der Regierungserklärung vom 13. Juni, daß es 
sich bei dieser Verbindlichkeitserklärung durch den Reichsarbeitsminister Steger- 
wald um eine programmatische Aktion der Regierung handelt, zeigt 
eindeutig, daß die gesamte Lohnabbauoffensive des Unternehmertums unter voller 
Einsetzung des kapitalistischen Staatsapparates und der Regierung zu Gunsten des 
kapitalistischen Angriffs auf die .Arbeiterschaft erfolgt und auch in allen übrigen 
Industrien und Gruppen weiter erfolgen wird. Auf Mansfeld und Nordwest folgt 
heute schon die Lohnraubforderung der \\ e r f t i n d u s tr i e .
Zu der Lohnabbauoffensive in den Betrieben gesellt sich der neue Stegerwald’sche 
Raubzug gegen die Erwerbslosen. Die verschiedenen ungeheuerlichen 
Verschlechterungsmaßnahmen in der Arbeitslosenversicherung, die eine Fortsetzung 
der von dem seinerzeitigen Reichsarbeitsminister Wissell begonnenen Abbaumaß
nahmen im September 1929 darstellen, stehen auch insofern mit den Angriffen auf 
die Betriebsarbeiter in engster Verbindung, als die völlige Aussteuerung breiter 
Schichten der Ei-w erbslosen dazu dienen soll, diese durch planmäßige .Aushungerung 
zu zermürben und für die Zwecke des Lohndruckes gegen die Betriebsarbeiter 
auszuspielen.
Die übrigen Maßnahmen des kapitalistischen Sanierungsprogrammes, der Raub
zug an den Kranken, das von dem Reichsfinanzminister Moldenhauer geplante 
„Notopfer“ der Beamten und .Angestellten und sämtliche neuen steuerli
chen Pläne, über deren Einzelheiten eine Einigung im Lager der Bourgeoisie noch 
nicht vorliegt, runden lediglich das Gesamtbild ab.^ enn Aahe,\ Moldenhauers Plan

von

2 Vom 1. Juni bis 25. Juli 1930 streikten iin .Vlansfelder Industriegebiet 13000 Arbeiter. Vgl. Chronik 
S. 254. Als ausführliche Darstellung dieser Streiks aus DDR-Sicht siehe W. Iniig. Streik bei .Mansfeld 
1930. Der Streik der .Mansfeld-Arbeiter im Jahre 1930 und seine Unterdrückung mit Hilfe des 
Staatsapparates der Weimarer Republik. Berlin (Ost) 1958.

3 Der am 26. Mai 1930 in Oevnhausen durch Schiedssprtich errungene Tarifvertrag für die nordwest-
10. Juni für verbindlichdeutsche .Metallindustrie wurde von Reichsarbeitsminister Stegerwald am 

erklärt. Er sah Lohn- und Gehaltsabbati von 7'/2% gegenüber ursprünglich 
geforderten 10% vor. Gleichzeitig beschlossene Preissenkungen für Metallwaren sollten höher sein als 
der Lohnabbau. Zur Stellungnahme der KPD vgl. RF Nr. 123 vom 28. 5. 1930; Nr. 133 vom 
11. 6. 1930.

den Arbeitgebernvon

4 Am 13. Juni 1930 verabschiedete das Kabinett Brüning mehrere Geselzcsenlwriirfe zur Sanierung der
zur Arbeitslosenversicherung von 

ferner eine Erhöhung der Beiträge zur
Finanzen des Reiches. Sie sahen u. a. eine Erhöhung der Beiträge 
31/2% auf 4V2% bei weiterem Leistungsabbau vor.

159



22. 21. 6.1930 Anweisungen des Sekretariats an die Bezirksleitungen

einer „Reichshilfe der Festbesoldeten'‘ den 4%igen Gehaltsabbau für staatliche, 
kommunale und private Angestellte und Beamte als Begründung für die ungeheuer
liche Sonderbesteuerung die angebliche ,,Sanierung der Erwerbslosenversicherung“ 
vorgibt, so soll das vom Standpunkt der Bourgeoisie dazu dienen, die ausgeplünder
ten Angestellten und Beamten in Gegensatz zu den erwerbslosen Prole
tariern zu bringen. Gharakteristisch für den Grad des Zynismus, mit dem der 
Hungerfeldzug der Bourgeoisie zu Gunsten des Kapitals gegen alle Werktätigen 
durchgeführt wird, ist die Bestimmung, die ausdrücklich die Unternehmer von 
dieser Sondersteuer ausnehmen wollte. (Die Tantiemen der Aufsichts
ratsmitglieder sollen nur insoweit besteuert werden, als ,.die Beitragspflichtigen 
nicht als Unternehmer oder als Mitunternehmer anzusehen sind“. Unabhängig 
davon, ob das geplante ..Notopfer“ der Beamten und Angestellten zustande kommt, 
oder eine andere Form dafür gewählt wird, ergibt sich doch die entscheidende 
Tatsache, daß die Bourgeoisie bei ihrem großzügigen Generalangriff sich nicht 
darauf beschränkt, nur einzelne Schichten der arbeitenden Bevölkerung, z. B. nur die 
Betriebsarbeiter auf die Erwerbslosen auszuplündern, sondern ihren Raubzug auf die 
Gesamtheit aller Werktätigen ausdehnt.
Das gilt insbesondere auch für das arbeitende Landvolk hinsichtlich des sogenannten 
„Osthilfeprogramms“.’ Es ist selbstverständlich, daß die in der Osthilfe 
vorgesehenen Riesensubventionen für die Landwirtschaft ausschließlich den ostelbi
schen Großagrariern zugute kommen, während die gi-oße Masse der Klein- und 
Mittelbauern, die die wirklichen Opfer der Agrarkrise sind, nicht nur leer 
ausgehen, sondern durch die gesamte Zoll- und Steuerpolitik der firMumgregierung 
noch mehr in ihrer Existenz bedroht werden. Das gleiche trifft für den erwerbstätigen 
Mittelstand, für die Kleingewerbetreibenden usw. zu. Mit der Ausplünderung der 
proletarischen Massen, mit der künstlichen Verminderung der Konsumkraft der 
Arbeiterschaft wird auch für diese Mittelschichten ihre gesamte Existenz beeinträch
tigt und gefährdet. Der Steuerwucher der ßrüVuügregierung vermehrt ihr Elend.
Die Tatsache des Generalangriffs des Kapitals gegen alle Schichten der Werktätigen
- wobei sich der Hauptstoß selbstverständlich gegen das Industrieproletariat richtet
— eröffnet der Partei große Möglichkeiten.
Die Partei muß bei der Organisierung des Kampfes der Massen 
gegen den Hungerfeldzug des Kapitals die Verwirklichung der 
proletarischen Hegemonie innerhalb der werktätigen Massen in 
Stadt und Land akti\- in Angriff nehmen.

4. Die Hilfstruppen der Bourgeoisie gegen die Vi erktätigen 
Die Borgeoisie ist sich selbstverständlich darüber klar, daß die Durchsetzung ihres 
riesigen Ausplünderungsfeldzuges auf den schärfsten Widerstand der Massen

Krankenversicherung. Das geplante ..Notopfer“ der Beamten und Angestellten führte sofort zu 
heftiger Kritik in der Öffentlichkeit, worauf .Moldenhauer am 18. Juni zurücktrat. Vgl. Schulthess 
1930 S. 135 ff.; Vorwärts Nr. 281 vom 19. 6. 1930.

5 Das vom Kabinett bereits am 7. April 1930 gebilligte Agrarprogramm des Emährungs- und 
Landw'irtschaftsministers Schiele sah umfangreiche Zollerhöhungen zum Schutz der Landwirtschaft 
vor. Vgl. Schulthess 1930 S. 103.
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Stoßen muß. Einerseits ist ihre Lage so verzweifelt, daß sie durch die Ausdehnung 
ihres Raubzuges auch auf die Beamten eine der wichtigsten Stützen der kapitalisti
schen Klassenherrschaft selbst gefährden muß. indem sie den Radikalisiernngspro- 
zeß der unteren und mittleren Beamten beschleunigt. Andererseits zeigt schon der 
heroische Kampf der M a n s f e 1 d e r Hütten- und Bergarbeiter und die Vorbereitung 
des Kampfes in Nord west und bei den Werftarbeitern den wachsenden 
Kampfwillen der Arbeiterschaft, den herannahenden neuen revolutionären 
Aufschwung. Zur Durchsetzung ihrer Pläne mobilisiert die Bourgeoisie deshalb 
alle ihre Hilfstruppen.
a) Die verstärkte Aktivität der N a t i o n a 1 s o z i a 1 i s t e n, die fortgesetzten systema
tischen Überfälle der Sturmabteilungen auf vereinzelte revolutionäre Arbeiter- und 
Verkehrslokale der Arbeiterschaft, die Kette nationalsozialistischer Mordtaten stellt 
in diesem Zusammenhang eine unmittelbare Hilfsaktion für die Lohnabbauoffensive 
und den Generalangriff des Kapitals dar. Unser Kampf gegen den Laschis- 

wie er in der Resolution des Polbüros dargelegt wird,** ist deshalbmus,
zugleich ein Teil des Gesamtkampfes der Partei gegen den Hungerfeldzug der 
Bourgeoisie.
b) Die wichtigste Hilfstruppe des Kapitals bei der Durchsetzung der Lohnabbauof
fensive und der übrigen Angriffe auf die Werktätigen stellt der Sozialfaschis- 

dar. Deshalb setzt sich das Unternehmertum in dem gleichen Augenblick, 
indem es die nationalsozialistischen Mordbanden gegen die Arbeiterschaft vor
schickt, mit der sozialfaschistischen und christlichen Gewerk
schaftsbürokratie an den Verhandlungstisch zum Abschluß der neuen 
Arbeitsgemeinschaft für die Zwecke des Lohnabbaues und der Kapitaloffen-

mus

sive.

5. Der Verrat der Gewerkschaftsbürokratie
Die Verhandlungen zwischen den Spitzen der Unternehmerverbände und der 
sozialfaschistischen, christlichen und Hirsch-Duncker’schen Gewerkschaftsbürokra
tie haben noch zu keiner formellen Einigung geführt. Aber die bloße Tatsache 
dieser Verhandlungen, die bekanntlich von Seiten der Reformisten angeregt wurden 
und die prinzipielle Stellungnahme des ADGB, wie der Ghristen, enthüllt zur Genüge

Oeynhausen, der den skrupellosen
vor

ihre Rolle. Gegenüber dem Schiedsspruch von
Lohnabbau durch eine angebliche Verquickung mit einer gewissen Preissenkung 
den Massen verschleiert und schmackhafter zu machen versucht, bezog der 
Reformismus, ebenso wie die sozialdemokratische Parteipresse die verlogene 
und irreführende Position, lediglich gegen die ungenügende Höhe der Preissenkung

6 Am 4. Juni 1930 nahm das Polbüro erstmals ausführlich zur .NS-Bewegung Stellung, wobei auch die
ihr sie trefft 1 “ revidiert wurde. RJ“' Nr. 137 vomvorher verkündete Losung ..Schlagt die Faschisten, wo 

15. 6. 1930. Vgl. ..Über den Kampf gegen den Faschismus ^, Resolution des Polbüros des ZK der 
KPD. 4. Juni 1930. in: Zur Geschichte der KPD. S. 274-279. Vgl. unten Punkt Il.a.

7 In den Monaten Mai und Juni 1930 fanden vertrauliche Gespräche zwischen Vertretern der 
Gewerkschaften, des Reichst erbandes der Industrie und der Vereinigung der Arbeitgeberverbände 
über Fragen der IS irtschaftskrise und eines möglichen .Susweges statt. Vgl. Vorwärts Nr. 273 
14. 6. 1930.

vom
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ZU polemisieren, sich dagegen prinzipiell mit einer Verbindung von 
Lohnabbau und Preissenkung einverstanden zu erklären.®
Der ADGB propagiert damit eine Herabsetzung der Löhne entsprechend der 
geforderten Preissenkung und nennt das ..Erhaltung des Reallohnes". In Wirklich
keit ist es klar, daß die ganze Preissenkung lediglich ein Betrugsmanöver 
darstellt und nicht im mindesten einen Ausgleich für den geplanten Lohnraub 
schaffen kann. Der amtliche Lebenshaltungsindex, der vom Mai 1929 bis zum Mai 
1930 einen Rückgang um etwa 4% aufweist, berücksichtigt weder die Steigerung der 
Mieten, noch die Erhöhung der städtischen Preise, noch die Hochhaltung der 
Eebensmittelpreise durch Zölle und indirekte Steuern. Die gewaltige Steigerung der 
Arbeitsintensität durch die neue Welle der kapitalistischen Rationalisierung, die eine 
ungeheure Verminderung des Eohnanteils am Gesamtprodukt 
bewirkt hat, ist durch keinerlei Eohnerhöhungen oder .Arbeitszeitverkürzung wettge
macht worden. Nach alledem stellt die Parole ..Erhaltung des Reallohnes" als solche 
schon eine bloße Verschleierung des Eohnraubes und der sozialfa
schistisch-reformistischen Zustimmung zum Eohnraub dar. Dar
über hinaus soll diese Parole nur dazu dienen, die Massen vom wirklichen Kampf 
gegen die Eohnabbauoffensive, vom Kampf für höhere Eöhne und den Siebenstun
dentag bei vollem Eohnausgleich. auch gegen verbindlich erklärte Schiedssprüche, 
abzu halten.
Die neuen Arbeitsgemeinschaftsverhandlungen in dieser Situa
tion stellen die Krönung der Kette von klassenverräterischen 
Diensten des Sozialfaschismus auch außerhalb der Regierung 
für den Kapitalismus, für das Lliiternehrn erturn und den Bürger
block dar.

6. Arbeiteroffensive gegen Kapitaloffensive
Gegenüber der einheitlichen Kapitaloffensive auf allen Gebieten erwächst der 
Kommunistischen Partei und der Revolutionären Gewerkschaftsopposition die 
zentrale Aufgabe, den einheitlichen Angriff der werktätigen Massen als .Antwort auf 
den Hungerfeldzug des Kapitals zu organisieren. Die gesamte Politik der Partei und 
der Revolutionären Gewerkschaftsopposition auf allen Gebieten muß in den Dienst 
dieser .Aufgabe gestellt werden.
a) Das wichtigste Erfordernis hierbei ist, ausgehend von der klaren Erkenntnis der 
großen strategischen Front der Bourgeoisie und ihrer Hilfstruppen, daß wir 
unsererseits die große strategische Front der We r kt ä t i g e n aufzurollen 
verstehen. Unsere erste (innerparteiliche) .Aufgabe besteht deshalb darin, unter den 
Funktionären und Mitgliedern der Partei, darüber hinaus unter den Sy mpathisieren
den und schließlich unter den .Massen selbst das V'erständnis für den einheitli
chen Gharakter unserer gesamten Politik zu schaffen. Es gibt keine 
einzelnen Kampagnen, die von einander losgelöst, getrennt und selbständig auf 
bestimmten Gebieten und für bestimmte Fragen geführt werden dürfen. Vielmehr 
leistet die Partei auf allen Gebieten ihre .Arbeit unter dem zentralen Gesichtspunkt

8 Entgegen dieser Behauptung bezeichnete der Vorwärts den Schiedsspruch (siehe Anin. 3) als „größte 
Ungerechtigkeit“, als ..Attentat auf die Lebenshaltung tler .\rbeiterschaft“ und als „wirtschafts- und 
arheiterfemdlich“. Vgl. Vorwärts .Nr. 266 {Der Abend) vom 10. 6. 1930.
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der Hauptaufgabe: Herstellung der großen Kampffront für die proletarische 
Offensive gegen den Generalangriff des Kapitals.
b) Das Schwergewicht muß hierbei selbstverständlich in der Mobilisierung der 
Betriebe zum Kampf liegen. Das beste Beispiel für die Anwendung der 
revolutionären Kampfstrategie liefert dabei die Vorbereituno; des Kampfes in der 
Metallindustrie von N o r d w e s t sowie der Mansfelder Streik.^ Es gilt jedoch in ganz 
Deutschland in der Gesamtarbeiterschaft, in allen Industrien die konkreten Vorbe
reitungen für die bevorstehenden Kämpfe zu treffen. Die ausschlaggebenden 
Maßnahmen dabei sind:
1. Popularisierung der Forderungen der Revolutionären Gewerkschaftsopposi
tion, sowie der Methoden und Kampfformen unserer Mobilisation m den Belegschaf
ten durch Werkstättenversammlungen, freigewerkschaftliche Betriebsversammlun
gen und Gesamtbelegschaftsversammlungen.
2. Wahl von vorbereitenden Kampfausschüssen, später Zusammen
fassung und Schaffung einer- 
bestimmte Industriegebiete, die im entsprechenden Zeitraum in Streikleitun
gen resp. eine zentrale Streikleitu ng umzuwandeln sind. Bei der Schaffung 
der selbständigen Kampforgane gilt es, die proletarische Einheitsfront im breitesten 
Sinne zu verwdrklichen.
3. Entsprechende Unterstützung dieser Kampagne durch die Parteipresse, die 
revolutionäre Gewerkschaftspresse und vor allem durch Betriebszei-

zentralen. vorbereitenden Kampfleitung für

t u n g e n .
4. Verbindung der Betriebsmobilisierung mit der öffentlichen Agitation 
durch öffentliche Versammlungen, Kundgebungen und Demonstrationen, 
c) Die gesamten Erfahrungen der V irtschaftskämpfe. ganz besonders die Erfahrun
gen des Mansfelder Streiks zeigen die Notwendigkeit einer außerordentlichen 
Verstärkung unserer

Arbeit an der innergewerkschaftlichen Front!
Die Arbeitsgemeinschaftsverhandhmgen der Reformisten müssen zum Anlaß und 
zum Hebel werden, um mit einem großen Ruck die bestehenden Schwächen 
innergewerkschaftlichen Arbeit zu liquidieren und eine neue 
vität in der Arbeit der Revolutionären Opposition innerhalb der 
Gewerkschaften zu entfalten. Hierbei gilt es, in den freien Gewerkschaften, aber 
auch in den christlichen Organisationen die Losungen der revolutionären Gewerk
schaftsopposition, z. B. die eigenen 1 arif vertragsentwürfe der revolutionä- 

Arbeiterschaft usw. zu popularisieren. Darüber hinaus müssen wir bei der 
Vorbereitung der Wirtschaftskämpfe schon in der Periode vor Beginn des Kampfes 
neben der allgemeinen Mobilisierung der Betriebe eine entsprechende Offensive 
innerhalb der Gewerkschaften entfachen. Aus diesem Grunde steht die Aufgabe 
neben der Vorbereitung allgemeiner Belegschaftsversammlungen die Forderung 

freigewerkschaftlichen Mitgliederversammlungen der 
Betriebe, in denen die revolutionäre Opposition ihren Standpunkt zu vertreten hat. 
Wo die Bürokratie diese freigewerkschaftlichen Mitgliederv^ersammlungen zu verhin-

unserer 
Welle der Akti-

ren

nach

ein Lohnslreik von 50 000 Arbeitern in Rheinland-9 Vgl. oben Anm. 2. Der sog. Nordweststreik war 
Westfalen iin Juli 1930.
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dem versucht, müssen wir die V ersammlungen durch die revolutionäre Opposition 
selbständig abhalten. Selbstv^erständlich ist es die Aufgabe der RGO. imierhalb 
der Gewerkschaften den Kampf um die Herstellung der Betriebseinheit, d.h. 
das enge Kampfbündnis der organisierten und unorganisierten Arbeiter 
unter selbstgewählter Leitung zu führen.
d) Angesichts der gleichzeitigen Lohnabbau-Offensive des Unternehmertums und 
des Unterstützungsraubzuges der Bürgerblockregierung gegen die Erwerbslosen 
stebt als weitere entscheidende Aufgabe noch stärker als bislang die Herstellung der 
gemeinsamen Kampffront der Erwerbslosen und Betriebsarbei-

. Unsere Mobilisierungsarbeit auf den Stempelstellen, die Schaffung der 
Env^erbslosenausschüsse. die gemeinsamen Demonstrationen von Erwerbslosen und 
Betriebsarbeitern, diese gesamte .Arbeit muß gesteigert werden. Darüber hinaus gilt 
es, neue Formen dieser Zusammenarbeit zu finden. Hierher gehört die Teil
nahme der Erwerbslosen beim S t r e i k s c h u t z . bei Streikpostenstehender 
Betriebe, die Vertretung der Erwerbslosen in den Kampf- und Streikleitun
gen usw.
e) Angesichts der 1 atsache, daß sich der gesamte Raubzug des Kapitals vor allem 
gegen die am meisten ausgebeuteten Teile der .Vrbeiterklasse. sowohl in den 
Betrieben wie unter den Erwerbslosen, d.h. gegen Frauen und Arbeiterju
gend richtet, steht als wichtige Aufgabe die verstärkte Anwendung der Linie des 
Weddinger Parteitages."’ binsichtlich des aktiven Kurses auf die Arbeiterin
nen und Jugend. Dieser Kurs muß bei der Zusammensetzung der Kampfleitungen, 
der Erwerbslosenausschüsse und bei der gesamten .Vgitation seinen Ausdruck finden. 
Für die Arbeiterinnen stebt im .Mittelpunkt die Losung: „Gleicher Lohn für 
gleiche .Vrbeit!" Hinsichtlich der Arbeiterjugend gilt es. vor allem auch aktiv die 
Frage der sofortigen Einbeziehung der Lehrlinge in die Streikfront 
unter Führung der RGO zu lösen.
Darüber hinaus richtet sich der .Angriff des Kapitals auf die Sozialpolitik mit 
besonderer Härte gegen die Frauen und Jugend. Das gilt nicht nur für die 
Verschlechterungen in der Arbeitslosenversicherung, sondern auch für die verschie
denen Abbaumaßnahmen beim Mutterschutz, in der Frage der Speisungen 
für Jugendliche und Kinder. Entziehung der Jugendheime und sonstigen 
Vergünstigungen. Auf allen diesen Gebieten muß die Partei, die RGO und vor allem 
die ARSO ' stärkste Initiative entfalten und neue Methoden der Massenmobilisierung 
an wenden.
f) Der Angriff des Burgerblocks auf Grund der Plane des Reichsfinanzministers 
Moldenhauer gegen die Beamten und Angestellten gibt der Partei die 
stärkste Möglichkeit, einen ernsten Durchbruch in ihrer Arbeit unter den 
Schichten der unteren und mittleren Beamten sowie unter den Angestellten zu 
erzielen. Von ausschlaggebender Bedeutung ist dabei, wie auf allen Gebieten, auch 
bei dieser Arbeit einen wirklichen .Massenkurs einzuschlagen, d.h.. diese Arbeit 
nicht mehr ressortmäßig, sondern als eine Arbeit der Gesamtpartei

ter

10 Weddinger Parteitag der KPD 1929. Vgl. Protokoll 12. Parteitag.
11 Vgl. zur Entstehung und Bedeutung der .■Vrbeitsgemeinschal't Sozialpolitischer Organisationen (ARSO) 

oben Dok. 3.
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und der RGOzu betreiben. Bei der Reichsbahn, in den Postanstalten, in den 
Warenhäusern und in Großbetrieben müssen die roten Betriebsräte und die RGO 
ihrerseits die Initiative für Protestkundgebungen und Kampfbe- 
s c h 1 ü s s e der Angestellten und Beamten ergreifen. Gegen die geplante Sondersteuer 
muß eine Bewegung für Gehaltserhühung der Beamten und Angestellten 
ausgelöst werden, ln der Industrie, bei der Reichsbahn usw. kann dabei als 
mobilisierende Parole der Kampf der unteren Angestellten und Beamten mit dem 
Kampf gegen die Riesengeliälter der oberen Bürokratie. Generaldirektoren usw. 
verbunden werden.
g) Eine besonders wichtige Rolle bei der \ orbereitung der 'S irtschaltskämpfe, bei 
der Herstellung der einheitlichen Kampffront fällt den r o t e n B e t r i e b s r ä t e n zu. 
Bei der Ausnutzung und dem Einsatz der roten Betriebsräte als Organe der 
proletarischen Einheitsfront müssen entsprechend der Resolution des Polbu- 

zu den Betriebsrätewahlen*^ die Betriebsvertrauensleute-ros
k ö r p e r überprüft, verstärkt, mit der Parteizelle im Betrieb einerseits und den roten 
Betriebsräten andererseits in enge Verbindung gebracht werden. Gleichzeitig gilt es, 
die roten Betriebsräte z usam menzufassen, zu schulen, sie pmeinsam mit den 
Vertrauensleuten kollektiv an die Revolutionäre Gewerkschaftsopposition anzu- 
schließen und den kollektiven Anschluß der Gesamtbelegschaften 
die RGO in die Wege zu leiten. Schließlich steht als weitere Aufgabe die örtliche 
Zusammenfassung der roten Betriebsräte und der revolutionären Vertrauens
leute zu V'ollversammlungen, an denen die Delegierten der Eitverbslosen 
Vertreter aus örtlichen, brauen- und Jugendkonferenzen teilnehmen. Die Organisie
rung der roten Betriebsräte muß Hand in Hand gehen mit der Entlarvung der 
reformistischen und christlichen Betriebsräte, die den Lohnabbau dulden oder offen

an

sowie

billigen.
h) In der Erkenntnis, daß die verstärkte Aktivität der Faschisten ein Teihnanöver im 
Rahmen der Gesamtstrategie der Bourgeoisie darstellt und zur Unterstützung der 
Kapitaloffensive dient, ja angesichts der mit Phrasen verhüllten Streikbruch
propaganda der Nazis, z.B. im Mansfelder Kampf, müssen wir unseren 
Kampf gegen den Faschismus gleichfalls gemäß der Resolution des 
Polbüros’^ in die Gesamtstrategie nnserer .Arbeit für die proletarische Offensive 
gegen Kapital. Faschismus und Sozialfaschismus angliedern. Das Schwergewicht des 
wehrhaften Kampfes gegen den Faschismus, der als Massenkampf durchgeführt 
werden muß, hegt in den Be t ri ebe n . wo es - bei gleichzeitigem Ausbau aller 
antifaschistischen Vehrorganisationen — Betriebs wehren nnter breitester 
Anwendung der Einheitsfrontpolitik zu schaffen gilt. Dieser wehrhafte
Kampf hat zur unbedingten Voraussetzung die s t ä r k s t e E n 11 a 11 u n g
ideologischen Kampagne zur Gewinnung der irregeführten nationalsozialisti
schen Arbeiteranhänger. Der gesamte Kampf gegen den Faschismus im Betrieb ist 
zugleich ein Teil der Vorbereitung für die Wirtschaftskämpfe im Hinblick auf die

unserer

12 Auf der Sitzung am 4. .luni 19.30 befaßte sich das Polbiin, aucli mit den Ergebnissen der 
Betriebsrätewahlen vom Frühjahr 1930 und verabschiedete dazu die ..Resolution zu den Ergebnissen 
der Betriebsrätewablen”. Sie ist abgedrurkt in RF Nr. 143 vom 22. 6. 1930, Vgl. dazu auch den 
Artikel von Erich .luer. ..Rote Betriebsräte vor die Front \ in derselben Ausgabe. Siehe unten Teil 11. b.

13 Siehe .Anm, 6.
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Vorkehrungen gegen Streikbrecher und die Vorbereitung des Streik
schutzes.
i) Für die Durchführung der gesamten Aufgaben ergibt sich weiter die Notwendig
keit, d i e Massenorganisationen mit in den Dienst der Mobilisierungsarbeit 
für die proletarische Offensive einzubeziehen. Hierbei erw'ächst neben der IAH, die 
eine besonders wichtige Rolle spielen wird, neben RH usw.. vor allem auch bei den 
Arbeitersportlern ein neues Gebiet unserer V'orbereitungsarbeit für die V irt- 
schaftskämpfe.

7. Internationale Kampffront gegen internationalen Kapitalan- 
griff.
Bei der gesamten Auseinandersetzung zwischen dem deutschen Proletariat und der 
deutschen Bourgeoisie steht vor der Partei die Aufgabe, die internationale 
Bedeutung dieses Kampfes herauszuarbeiten und in Verbindung mit der Vorbe
reitung des 5. RGI-Kongresses''* anzubahnen. Indem Deutschland unter dem 
Druck des Fotmgplanes bei der Herabdrückung der Lebenshaltung der Arbeiter
schaft und aller W erktätigen den übrigen kapitalistischen Ländern vorangeht, wird 
die Hungeroffensive der deutschen Bourgeoisie zugleich als Signal für die 
Kapitalisten der übrigen Länder auch ihrerseits zum verschärften Kapitalsangriff 
überzugehen. In England stehen die 1 extilarbeiter seit zwei Monaten bereits im 
Kampf gegen den Lohnabbau. Die proletarische Offensive gegen den Kapitalsangriff 
ist also eine internationale Frage.
Für die reformistisch-sozialfaschistische Gewerkschaftsbürokratie steht angesichts 
ihrer sozialimperialistischen V erbundenheit mit der Bourgeoisie des eigenen Landes 
nur die Frage der Unterstützung der Konkurrenzfähigkeit des eigenen Kapitalismus. 
Auf dem Stockholmer Kongreß der Amsterdamer”^ wird deshalb die 
Unterstützung der internationalen Kapitaloffensive und gleichzeitig der gegenseitige 
Kampf der Reformisten für die Interessen des Kapitalismus und der Bourgeoisie ihres 
eigenen Landes in Erscheinung treten.
Demgegenüber ist es die Aufgabe der Kommunisten und der revolutionären 
Gewerkschaftsopposition, die Frage des Kampfbündnisses der Arbeiter 
aller kapitalistischen Länder konkret aufzurollen. Dabei steht zugleich mit 
der Verschärfung des Konkurrenzkampfes auf dem Weltmarkt das Problem der 
wachsenden Gefahr des imperialistischen Kriegs 
der Imperialisten gegen die Sowjetunion.
Aus allen diesen Gründen muß sowohl die Vorbereitung für den 1 . August, als 
dem VV eltkampftag des Proletariats gepn den imperialistischen Krieg, als auch die 
Vorbereitung des 5. RGI-Kongresses eingegliedert werden in die Gesamtkampagne 
für den Kampf der Arbeiterklasse Deutschlands gegen den Klassenfeind im eigenen 
Lande.

allem des Krieges. vor

14 Zur Vorbereitung des V. RGI-Kongresses. der 
oben Dok. 19.

1.5.-30. .4ugust 1930 in Moskau stattfand, vgl.vorn

15 Der \ . Kongreß des IGB vorn 7.-11. Juli 1930 in Stockholm befaßte sich mit den Auswirkungen der 
Wirtschaftskrise. Vgl. Vorwärts .Nr. 321 vom 11.7. 1930. Zur Haltung der KPD vgl. den Artikel in Rt' 
Nr. 184 vom 9. 8. 1930: ..Zwei Kongresse: Stockholm und .Moskau”.

166



21.6.1930 22.Anweisungen des Sekretariats an die Bezirksleitungen

8. Die zentralen Losungen
Die Entfesselung der proletarischen Offensive gegen die Kapitaloflensive, die mit der 
Vorbereitung der Streiks und Wirtschaftskämpfe einzelner Betriebe, ganzer Indu
striezweige, oder miteinander verbundener Industrien beginnt, richtet sich gegen 
den inneren LoM/igplan. d. h. gegen den Versuch der Bourpoisie zu einer 
kapitalistischen Lösung der Krise. Damit ergibt sich zugleich die Aufgabe der 
Politisierung und Vertiefung der bevorstehenden Wirtschaftskämpfe mit dem Ziel, 

p o 1 i t i s c h e n M a s s e n s t r e i k s für die allgemeinen Losungen des Gesamt
proletariats und schließlich zum Kampf für die proletarische Lösung der 
K r i s e, für ein sozialistisches Deutschland, das die Ketten des I oungpla- 
nes zerbricht, zu steigern. Die gesamte Kampage muß unter folgenden zentralen 
Parolen erfolgen:

Arbeiteroffensive gegen Kapitaloffensive!
Gegen den inneren Ibungplan.

die Lohnabbaugemeinschaft der Unternehmer und der Gewerkschaftsbüro-

sie zu

gegen 
kratie!
Gegen Unterstützungsraub und Steueiwucher!
Für den Siebenstundentag bei vollem Lohnausgleich, für Lohn- und Gehaltserhö
hung der Arbeiter, unteren Angestellten und Beamten!
Brot und Arbeit für die Erwerbslosen!
Gegen die internationale Kapitaloffensive den internationalen Gegenangriff des 
Proletariats!
Für die Rote Gewerkschaftsinternationale des Klassenkampfes, gegen die Amsterda- 

Internationale der Arbeitsgemeinschaft mit dem Kapital!mer
Gegen Faschismus und Sozialfaschismus!
Heraus mit den faschistischen Mordbanditen und Kapitalslakaien aus den Betrieben 
und Arbeiten ierteln!
Für den politischen und wehrhaften Massenkanipf gegen den Faschismus! 
Revolutionärer Massenkampf um Brot und Macht, für die Verteidigung der 
Sowjetunion, für den Sieg des Sozialismus in Deutschland!

II. Mitteilungen des Sekretariats:
a) Resolution über den Kampf gegen den Faschismus:
Die im vorliegenden Rundschreiben erwähnte Resolution des Polbüros vom 4. Juni 
1930 ist in der Roten Fahne vom 15. 6. 1930 erstmalig zum Abdruck gelangt. Soweit 
das noch nicht geschehen ist, müssen die Parteizeitungen diese Resolution unbedingt 
bringen.
b) Resolution zu den Ergebnissen der B e t r i e b s r ä t e wa hie n :
Die Polbürositzung vom 4. Juni 1930 hat sich gleichfalls mit den Ergebnissen der 
Betriebsrätewahlen beschäftigt und eine Resolution angenommen, die in der Roten 
Fahne am 22. 6. 1930 abgedruckt ist. Auch diese Resolution, sowie der dazu 
gehörige Artikel der gleichen Nummer, sind in der Parteipresse zu veröffentlichen.
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c) Antikriegstag 1. August:
Zu der diesjährigen 1. August-Kampagne ist ein besonderes Rundschreiben erschie
nen, das am 19. 6. 1930 zum Versand gelangt ist.“’
d) Verlängerung der Rote-Hilfe-Kampagne bis zum 12. Juli 
Die von der Partei in Gemeinschaft mit den übrigen Massenorganisationen für den 
Monat Juni beschlossene Hilfsaktion für die proletarischen politischen Gefangenen 
durch Geldsammlungen für den Verteidigungsfonds und Stärkung der Roten Hilfe 
durch eine umfassende Mitgliederwerbung ist in den meisten Bezirken leider nicht 
sofort zu Beginn des Monats mit allem Nachdruck eingeleitet worden. Die schwierige 
Finanzlage der Roten Hilfe erforderte schnellstes Handeln und ließ keine Zeit zu 
einer längeren Vorbereitung dieser Hilfsaktion. Sie ist aber in den meisten Bezirken 
erst Mitte Juni einigermaßen in Gang gekommen.
In einigen Bezirken scheinen trotz unserer eingehenden Darlegungen des Ernstes der 
Situation die Bezirksleitungen die Bedeutung und Notwendigkeit dieser Hilfsaktion 
nicht begriffen zu haben, weil sie ihrer Durchführung erhebliche Schwierigkeiten 
bereiteten, sei es unter Berufung auf bereits festgesetzte Arbeiten (Pressewerbung, 
RGI-Kongreß. etc.), sei es, daß man zunächst überhaupt nichts unternahm, oder sich 
damit begnügte, nur einige Werbe- und Sammeltage im Monat anzusetzen. Wir 
haben in allen diesen Fällen eingegriffen und die Bezirksleitungen für die energische 
Durchführung der Hilfsaktion verpflichtet.
In den meisten Bezirken wurde ferner versäumt, für diese Hilfsaktion sofort alle 
übrigen Massenorganisationen zu verpflichten und genaue .4rbeitspläne dafür zu 
vereinbaren. Die Anweisungen waren durchweg viel zu allgemein gehalten und sind 
auch in die untersten Parteieinheiten kaum durchgedrungen. Es ist notwendig, daß 
die Betriebs- und Straßenzellen verpflichtet werden, sich mit der Durchführung 
dieser Hilfsaktion in allen Einzelheiten zu beschäftigen. .\uch die Fraktionen in den 
Massenorganisationen müssen verpflichtet werden, für die Durchführung der 
Hilfsaktion in diesen Organisationen Sorge zu tragen. Der Reichsausschuß der RGO 
hat sich noch mit einer besonderen Aufforderung an ihre Anhänger und an alle 
Betriebsräte und Belegschaften zur L^nterstützung der Hilfsaktion gewandt.
Von einigen Bezirken und auch vom ZV der RHD ist infolge dieser Mängel heantragt 
worden, die Hilfsaktion bis zum 12. Juli zu verlängern, damit ein einigermaßen 
befriedigendes Ergebnis herbeigefülut wird. Wir haben diesen Anträgen zugestimmt 
und verpflichten alle Bezirke, die Werbe- und Sammelkampagne bis zum 12. Juli mit 
aller Kraft fortzuführen. Nach Abschluß muß für schnellste Abrechnung und 
Ablieferung der gesammelten Gelder für den V^erteidigungsfonds durch die Bezirks
leitungen an die Bezirksvorstände der Roten Hilfe Sorge getragen werden. Aber 
schon vorher sollen Anzahlungen von den gesammelten Geldern an die Rote Hilfe 
geleistet werden.
Mit der außerordentlichen Verschärfung des Polizei- und Justizterrors und der vielen 
Verhaftungen und Verurteilungen hat die Rote-Hilfe-Arbeit wieder eine sehr hohe 
aktive Bedeutung erhalten. Es muß deshalb auch nach Abschluß dieser Hilfsaktion

17

16 Das umfangreiche Souder-Rundschreiben ging an ..alle Organisationen und .Mitglieder der KPD“ und 
gab Anweisungen und Losungen zur 1. August-Kampagne aus. Vgl. Records T 175-356-86.5513.

17 Vgl. Dok. 21.
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für eine weitgehendste Unterstützung der Roten Hilfe durch die Partei gesorgt 
werden.
Vor allem ist der Kampf gegen die Klassenjustiz und für die Freilassung aller 
proletarischen politischen Gefangenen mit gesteigerter Kraft zu führen. 
Unsere Fraktionen in der RFID müssen die Rote-Hilfe-Arbeit zu einer breiten 
Massenarbeit von stärkster Initiative gestalten, besonders auch durch die SchaRüng 

Retriebsgruppen der RHD. Unsere Presse muß diese Arbeit auf das tatkräftig
ste unterstützen. Die Ortsgruppen sind anzuweisen, daß sie die Mitglieder der Partei 

Beitritt in die Rote Hilfe anhalten. wie das in den Beschlüssen der Weltkongresse 
wiederholt zum Ausdruck gebracht wurde. Bei der nächsten Kontrolle über die 
Beitragsleistung ist auch eine Kontrolle über die .Mitgliedschaft in der RHD 
vorzunehmen.
Wir veipflichten noch einmal alle Bezirksleitungen, die Hillsaktionen bis zum 
12. Juli mit aller Kraft zu führen und zum stärksten Ergebnis zu steigern.

Mit kommunistischem Gruß!
ZK. Sekretariat

von

zum

23.

4. 7. 1930: Anweisungen der Orgabteilung

BA R 134, Bd. 60, S. 252-272 und BA R 45/IV-24. 206: Hcktographiertes Rundschreiben. 
Überschrift: „Zenlralkomitee der KPD. Sekretarial. Rundschreiben Nr. 8.“

Inhaltsverzeichnis 
Orgabteilung
1. Vorbereitung zum 1. August
2. Betriebswerbung
3. Bildung der Abteilungen bei den BL
4. Verbesserung des Kassiererapparates 
Agitpropabteilung
1. Antikriegskampagne
2. Literaturvertrieb
3. IfA
4. Verstärkung des Agitpropapparates
5. Funktionärschule für Massenorganisationen 
Landabteilung
1. Bedeutung und Notwendigkeit der Mobilisierung der Landarbeiter und 
Bauernmassen gegen Faschismus und imperialistischen Krieg und für die Verteidi
gung der Sowjetunion.
2. Zielstellung und Hauptinhalt der Antikriegskampagne auf dem Lande.
3. Richtlinien und Maßnahmen für die Vorbereitung und Durchführung der 
Antikriegskampagne auf dem Lande.

armen
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Anweisungen der Orgabteilung
Inhaltsverzeichnis;
1. Vorbereitung zum 1. August
2. Beti’iebswerbung
3. Bildung der Abteilungen bei den Bezirksleitungen
4. Verbesserung des Kassiererapparates

1. Vorbereitung zum 1. August
Nachdem bereits in dem Brief des Sekretariats an alle Betriebszellen, der Anfang Juni 
allen Zellen zuging.’ mitgeteilt wurde, daß neben der Organisierung und Führung 
der Wirtschaftskämpfe eine der wichtigsten Aufgaben der Betriebszeilen die Vorbe
reitung des Antikriegstages zum 1. August ist. hat das Sekretariat in seinem 
Rundschreiben zur Vorbereitung des 1. August’^ erneut die .Notwendigkeit der 
verstärkten Antikriegsarbeit in den Betrieben dadurch betont, daß neben den 
.Massendemonstrationen, die am 1. August in allen Orten vom Betrieb aus durchge
fühlt werden sollen, am 2. und 3. .August eine besondere .Antikriegskonferenz aller 
kriegswichtigen und aller Großbetriebe stattfinden soll.
Die Träger der Vorbereitung und Durchführung der Antikriegskampagne sind in 

Linie die Partei- und Jugendzellen in den Betrieben, die Betriebsgruppen der 
RGO. die roten Betriebsräte, die roten Vertrauensleute, die Betriebsgruppen der 
Wehrorganisationen und die sonstigen Einheitsfrontorgane.
Sie müssen sich kartellartig zu .Antikriegskomitees zusammenschließen als organisa
torische .Massenbasis im Kampf gegen die imperialistische Kriegsgefahr.
In sofort einzuberufenden Belegschaftsversammlungen muß Stellung genommen 
werden zur Vorbereitung und Durchführung des 1. .August, müssen Beschlüsse 
gefaßt werden zur Beteiligung der Betriebe an den Antikriegsdemonstrationen. Der 
Demonstrationsschutz ist unmittelbar zu organisieren. In allen kriegswichtigen und 
Großbetrieben müssen außerdem sofort Delegierte zur .Antikriegskonferenz gewählt 
werden. Unverzüglich müssen die finanziellen \ oraussetzungen durch Sammlung 
innerhalb des Betriebes geschaffen werden, damit die Delegation nicht an Mangel 

Geldmitteln scheitert. In diesem Zusammenhang venv'eisen wir auf den 
besonderen Brief, der an die Zellen, die für die Antikriegskonferenz in Frage

erster

en

von

kommen, geschickt wird.

2. Betriebswerbung:
Die soziale Zusammensetzung der Partei verschiebt sich infolge der Auswirkung 
der Wirtschaftskrise immer mehr zugunsten der Erwerbslosen. Wir müssen alle 
.Anstrengungen machen, um das betriebstätige Element in der Partei zu verstärken, 
wobei auf die Gewinnung von Arbeiterinnen und Jungarbeitern besonderer Wert zu 
legen ist.

en

1 Der umfangreiche Brief wiederholte die Grundzüge der in den Rundschreiben des Sekretariats 
gegebenen Einschätzungen und Anleitungen. HSlA Düsseldorf. Reg.. Düsseldorf. Nr. 30642 b 
S. 124-133.

2 V"gl. oben Dok. 22. .4nm. 16.
3 Dieser Brief liegt nicht vor.
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Aus diesem Grunde haben wir von den Bezirken verlangt, im Verlaufe der nächsten 
Monate eine großzügige gründliche Werbekampagne der Partei in den wichtigsten 
Betrieben Eures Bezirks einzuleiten. Die gesamte politische Arbeit der Betriebszellen 
muß verbunden werden mit dieser Aufgabe. Die jetzigen Wirtschaftskämpfe in 
Mitteldeutschland, im Ruhrgebiet, an der Wasserkante usw. sowie die Antikriegs
kampagne geben uns die Möglichkeit, eine breite und tiefschurlende Werbearbeit bei 
den entscheidenden Schichten des Proletariats durchzuführen. Es darf keine 
Belegschaftsversammlung und keine Zellenversammlung Vorbeigehen, wo nicht die 
Frage der Betriebswerbung gestellt wird. Die Betriebszellen müssen angehalten 
werden, die Frage der Werbung von Arbeitern auch in der Betriebszeitung zu stellen. 
Es darf keinen größeren Betrieb mehr geben, in dem nicht eine solche Zeitung 
erscheint. Gemeinsam mit den roten Betriebsräten und Vertrauensleuten müssen alle 
notwendigen Maßnahmen besprochen und beschlossen werden. In Verbindung 
damit steht natürlich die sofortige Erfassung der neugewonnenen Genossen in der 
Zelle, ihre Einreihung in die Zellenarbeit in Verbindung mit der notwendigen 
Schulung in den Elementarfragen der Partei.
Zum Zwecke der Kontrolle der Durchführung der Werbearbeit in den Großbetrieben 
wurde von uns schon vor mehreren Wochen und wiederholt eine Abschrift der 
Betriebskartothek angefordert. Nur ein Teil der Bezirke hat bisher darauf reagiert. 
Wir ersuchen die säumigen Bezirke dringend, diese Arbeit nachzuholen. Wie wollt 
Ihr eine ernste Betriebsarbeit leisten, wenn Euch die statistischen Unterlagen fehlen?

Betr.: Bildung der Abteilungen bei den Bezirksleitungen:
In allen Bezirken sind durch die Bezirksparteitage"* und die Delegiertenkonferenzen 
die Leitungen neu gewählt worden. Eestgestellt muß aber werden, daß in Bezug auf 
die Zusammensetzung bzw. die Bildung der Abteilungen bei den BL und LTBL 
ziemlicher Tempoverlust zu verzeichnen ist. Wir halten es für notwendig, darauf 
hinzuweisen, daß unverzüglich alle Maßnahmen getroffen werden 
wirklich arbeitsfähige Leitungen zu schaffen. Die Zusammensetzung der Org.- 
Abteilung ist zu ersehen aus den Richtlinien zur Durchführung der 3. Reichskon
trolle, deren Studium und praktische Anwendung wir wiederholt dringend empfeh
len.^ Wür machen noch besonders darauf aufmerksam, daß auch bei der Bildung der 
Abteilungen das Prinzip der Vertretung der Frauen und der Jungarbeiter unbedingt 
gewahrt werden muß. Auch dort, wo die Leitungen trotz unserer wiederholten 
Hinweise noch zu wenig Frauen und Jungarbeiter enthalten, muß danach gestrebt 
werden, dieses Verhältnis zu ändern.

ein

müssen, um

Betr.: Verbesserung des Kassierer -Apparates:
Die Untersuchungen über die Fluktuation in der Partei^ haben deutlich gezeigt, daß 
eine der Hauptursachen derselben der mangelhafte Kassiererapparat und die 
Fluktuation in demselben ist. Wir weisen die Bezirke noch einmal darauf hin, daß Sie

4 Vgl. oben Dok. 17.
5 Diese Richtlinien liegen nicht vor. Die 3. Reithskontrolle der Partei wurde in den Monaten Dezember 

1929-Januar 1930 durchgeführt. Die Ergebnisse sind teilweise aus den Berichten der Bezirksleitungen 
zu den Bezirksparteitagen im Frühjahr 1930 zu ersehen. Vgl. hierzu oben Dok. l?a. Anm. 6.

6 Vgl. Weber 1 S. 287.
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alle Maßnahmen treffen müssen. um einen wirklichen politischen Kassiererapparat 
aufzubauen, so daß die V oraussetzung der restlosen Erfassung der Gesamtmitglied
schaft durch die Kassierun|; in möglichst kurzer Zeit gegeben ist. Die augenblicklich 
laufenden Buchkontrollen in den Bezirken sind ein Hebel zur Verbesserung der 
Kassierung. Sie zeigen die schwachen Punkte auf, an denen sofort eingesetzt werden 
muß. Über die Erfahrungen der Buchkontrolle müssen die Bezirke ebenfalls 
berichten. Im Zusammenhang damit steht auch die Befragung der im Verlauf des 
letzten Jahres ausgeschiedenen Mitglieder, d.h. der Mitglieder, die ihre Mitglieds
karte nicht in ein Buch umgetauscht haben. Auch hier werden die Bezirke manche 
wuchtige Erfahrung machen, so daß wohl die Möglichkeit gegeben ist. mit einem 
Ruck eine Besserung in der Mitgliederbewegung herbeizuführen. Wir weisen an 
dieser Stelle noch darauf hin. daß die Erfalirungen der Bezirke selbstverständlich 
auch im Parteiarbeiter^ ausgewertet w^erden müssen. Die Genossen der Betriebs- und 
Straßenzellen sollen viel mehr als bisher dazu angehalten w'erden, im P.A. zu 
schreiben.

Mit kommunistischem Gruß! 
ZK, Org.-Abteilung

7 Während die Reichskontrollen der Partei einen Überblick über die gesamte Organisation gaben, diente 
die Parteibuchkontrolle der Cberprüfting des .Mitgliederstandes, der Beitragszahlungen und der 
Fluktuation innerhalb der Partei.
Zur Fragestellung bei der Buchkontrolle vgl. unten Dok. 25a. 

8 Der Parteiarbeiter wurde ZK als zentrales Funktionärsorgan herausgegeben. Es sollte „alle 
laufenden Fragen"' der ..täglichen .Massenarbeit in Betrieben. Häuserblocks. Massenorganisationen 

. bearbeiten und der Partei ..die wichtigsten Erfahrungen auf den verschiedensten Gebieten der 
Parteiarbeit“ vermitteln. Vgl. zu den Funktionärsorganen unten Dok. 41.

vorn

usw

23 a.

4. 7. 1930: Anweisungen der Agitpropabteilung

.4nlage zu Nr. 23. Überschrift: ..Rundschreiben Nr. 8. Anweisungen der Agitpropabteilung.“

Inhaltsverzeiclinis:
1. Antikriegskampagne
2. Literaturvertrieb
3. IfA
4. Verstärkung des Agitpropapparates
5. Ftinktionärschule für Massenorganisationen

1. Antikriegskampagne
In den ,4nweisungen des Sekretariats des ZK über die Kampagne zum 1. August wird 
festgestellt, daß der Mangel der vorjährigen Antikriegskampagne darin bestand, daß 
sie auf einer zu engen, paiteimäßigen Basis durchgeführt wurde und nicht genügend 
Massencharakter besaß. Die Agitpropabteilungen müssen alle Anstrengungen
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machen, um in diesem Jahre die Bewegung auszuweiten und wirklich die breitesten 
Massen in den Kampf einzubeziehen. Dabei liegt das Schwergewicht der Mobilisie
rungsarbeiten in den Betrieben.

Betriebszeitungen heraus!
Betriebs-, Häuserblock-. Dorl'zeitungen zu allen wichtigenBei der Herausgabe von 

Kampagnen haben sich bisher zwei grundlegende Mängel gezeigt. Die Agitpropabtei
lungen müssen bei der Vorbereitung der Antikriegskampagne den Kurs darauf 
nehmen, diese Mängel zu beseitigen.
1. Wir haben noch nicht gelernt, in den Betriebszeitungen vom Betrieb aus 
unsere Kampagnen zu führen. Streng getrennt sind in den meisten 
Zeitungen vorn der politische Teil, hinten der Betriebsteil. Wir weisen die Agitprop
abteilungen auf diesen Punkt besonders hin, damit schärfer als bisher von Eurer 
Seite hier eine Kontrolle ausgeübt und eine Änderung des Zustandes erreicht wird. 
Von den Kriegsvorbereitungen im Betriebe ausgehend, müssen die Betriebszeitungen 
die allgemeinen Fragen des Kampfes gegen den imperialistischen Krieg stellen. 
Besonders wertvoll sind auch die Berichte über die revolutionäre Arbeit, die 1914/18
in dem Betriebe durchgeführt wurde.
2. Unsere Betriebszeitungen erscheinen zu 
Kampagne führt, so wird regelmäßig von 
herauszugeben. Eine ganze Reihe Zellen gehen dann auch dazu über, Zeitungen 
herauszugeben, die aber nach der Kampagne wieder verschwinden. Dieser Zustand 
muß schnellstens beseitigt werden, damit wir endlich die Fluktuation im Erscheinen 
der Betriebszeitungen überwinden.
Bei der „Politisierung“ unserer Betriebszeitungen muß schärfer in den Vorder- 
grund gestellt werden, daß m der heutigen Periode ein Massenstreik ein direkter 
Schlag gegen die Kriegsvorbereitungen der Bourgeoisie ist. Das muß den Betriebszei
tungsredakteuren sowie überhaupt unseren Zellen klargemacht werden. In allen 
Anweisungen der Agitpropabteilungen an die Zellen muß immer wieder darauf 
hingewiesen werden, daß in den Zeitungen der offensive Kampf gegen die 
Lohnabbauoffensive des Unternehmertums mehr zum Ausdruck kommen muß. Das 
trifft besonders zu auf die großen entscheidenden Betriebe, die ja auch in den meisten 
Fällen Rüstungsbetriebe sind.
Der Kampf gegen den Faschismus, insbesondere gegen die Nationalsoziali
sten, wird in unseren Betriebszeitungen absolut ungenügend geführt. In allen 
Bezirken nehmen die meisten Betriebszeitungen von den Nationalsozialisten über
haupt keine Kenntnis. Die Agitpropabteilungen müssen durch eine schärfere 
Kontrolle darauf achten, daß die zentralen Anweisungen, die wir für die Betriebszei
tungen in der Korrespondenz für Betriebszeitungsredakteure und AK^ herausgeben, 

allen Betriebszeitungen beachtet werden. Wir müssen den Genossen die Not 
begreiflich machen, um auch da, wo die Nazis mit ihrem Terror noch nichtöffentlich 
hervorgetreten sind, die Arbeiterschaft gegen sie zu mobilisieren. In allen Betriebs-, 
Häuserblock-, Dorfzeitungen usw. muß deshalb sofort diese Offensive entfaltet 
werden. In allen diesen Zeitungen muß gegen den Faschismus Stellung genommen 
werden, wobei es nicht genügt, hier und da eine Parole einzuflechten, sondern es

unregelmäßig. \\ enn die Partei eine 
neuem die Frage gestellt, Betriebszeitungen

von

1 Vgl. oben Dok. 2. Anm. 2.
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darauf ankommt, sich mit den demagogischen Schlagworten der Nationalsozialisten 
auseinanderzusetzen. (Siehe die letzte Nummer der Korrespondenz für BZR.)

Antikriegskonferenz am 2. und 3. August
Die Betriebszeitungen müssen sich zur Aufgabe stellen, diese Konferenz unter den 
breiten Massen der sozialdemokratischen, christlichen, parteilosen, der organisierten 
und unorganisierten Arbeiter. Arbeiterinnen und .lugendlichen zu popularisieren. 
Das gilt nicht nur für die Zeitungen, deren Betrieb einen Delegierten entsenden soll, 
sondern diese Konferenz muß unter allen Arbeitern als ihre Sache bekannt gemacht 
werden. Alle Betriebs- und Häuserblockzeitungen müssen über diese Konferenz 
schreiben, damit sie wirklich der .Ausdruck einer breiten .Massenmobilisierung ist.

Die Einbeziehung neuer Schichten in die A n t i k r i e g s f r o n t in den 
Betrieben muß durch die Zeitungen kräftig unterstützt werden. Wenn in den 
vergangenen Jahren die Antikriegskomitees in vielen Betrieben nicht zustande 
kamen, so oft deshalb, weil in den Betriebszeitungen den Arbeitern nicht gesagt 
wurde, was Sinn und .Aufgabe dieser Antikriegskornitees ist. Viel zu wenig haben 
uns in den Betriebszeitungen an christliche und unorganisierte Arbeiter gewandt, 
sondern [uns] meist darauf beschränkt, auf die .Anhänger der Sozialdemokratie 
einzuwirken. Fast nirgends
Antikriegskornitees. in der diese .Mitteilungen. Berichte 
veröffentlichten, um dadurch das Interesse der .Arbeiter an den Komitees wachzuhal
ten. Dort, wo die Streikbewegung gegen die Lohnabbauoffensive organisiert wird, 
müssen die vorbereitenden Kampneitungen. bzw. die Streikleitungen zugleich die 
Aufgaben der Antikriegskornitees übernehmen.
Die Partei hat die Losung der Bildung von Betriebswehren zum politischen und 
wehrhaften .Massenkampf gegen den Faschismus herausgegeben.^ Ohne die aktive 
Unterstützung durch die Betriebszeitungen werden diese Wehren nur sehr schwer 
oder gar nicht gebildet werden können. Und wir werden die Arbeiter für diese 
Wehren um so eher gew innen, je besser wir es in der Betriebszeitung verstehen, ihre 
Notwendigkeit klarzumachen. Die Propagierung der Betriebsw'ehren muß verbunden 
werden mit einer Propagierung der Erwerbslosenstaffeln bei den Betriebswehren. 
Wenn wir in den Stempelstellenzeitungen auch den Erwerbslosen die Notwendigkeit 
des organisierten Kampfes gegen die Nazis klar machen, müssen wir darauf 
hinweisen. daß dieser Kampf nur in engster Gemeinschaft mit den Betriebsarbeitern 
geführt werden kann und deshalb die Erw^erbslosenw^ehren nicht selbständige, 
losgelöste Organe sein sollen, sondern Teile der Betriebsw'ehren darstellen müssen.

Arbeiterkorrespondenten m o t) i I i s i e r e n !
Die Berichte der Redaktionen zeigen, daß noch verhältnismäßig wenige AK aus 
den Großbetrieben kommen. Die .Antikriegskampagne muß ausgenutzt 
werden, um hier eine Belebung zu erzielen, die über die Kampagne hinaus reicht. Das 
Schwergewicht der .AK-Bewegung liegt heute bei den meisten Zeitungen im lokalen 
Teil. Dieses Verhältnis muß auf dem schnellsten Wege geändert werden und die

w'ir

war auch die Betriebszeitung das Sprachrohr der
von Sitzungen usw.

2 Vgl. üben Dokument 22. Teil 6.
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Redaktionen müssen in Verbindung mit den Agitpropabteilungen konkrete Maßnah
men einleiten, um aus der Antikriegskampagne mit einem größeren Stab von AK aus 
den Großbetrieben hervorzugehen. Wir verweisen auf unsere Korrespondenz für BZR 
und AK, in denen Anw eisungen gegeben w erden, w orauf es bei der Berichterstattung 
durch die AK ankommt.

V e r s a m m 1 u n g s k a m p a g n e !
Wie bereits im Zellenbrief, in Anweisungen des Sekretariats und der Orgabteilung 
betont, soll das Schwergewicht während der Antikriegskampagne auf die Betriebe 
gelegt werden. Gerade weil es sich darum handelt, zur Unterstützung der Kämpfe in 
Mansfeld und Nordwest * in allen Betrieben Kämpfe auszidösen, dürfen wir in diesen 
Versammlungen nicht einfach mit dem Thema: 1. August auftreten. sondern die 
.Mobilisierung für den Kampf um höheren .Arbeitslohn und kürzere Ai beitszeit mit 
der Mobilisierung gegen den imperialistischen Krieg verbinden. Schluß mit den 
Wald- und Wiesenreferaten! Aber Ausnutzung der Agitproptruppen. .Ausnutzung 
von Filmen. Lichtbildern. Grammophonen etc.
Sehr gut bewährt haben sich kurze fjiegende A’ersammlungen vor den 
Fabriktoren oder auch auf AA'ochenniärkten etc., in denen in kurzen, 5—10 Minuten 
langen Ansprachen die Arbeiter mit unseren Forderungen bekannt gemacht werden 
können.
In den Gebieten, in denen Lohnkämpfe stattfinden, ist es von besonderer Bedeutung, 
die Frauen der kämpfenden Arbeiter zusammenzufassen und ihnen für 
den Kampf den Rücken zu stärken. Es gibt Hunderte v«in Fällen, in denen die Frauen 
dann, w'enn wir ihnen klar gemacht haben, woraüfies ankommt, ein aktiveres 
Element wurden, als die Männer selbst.
Die Demonstrationen am 1. August müssen gut ansgestaltet werden. Nicht nur 
mit einfachen Transparenten mit unseren Eosungen, sondern mit figürlichen 
Darstellungen, deren Fierstellung zwar eine längere Zeit erfordert, deren Wirkung 
aber dafür um so nachhaltiger ist. Die Flerstellung macht die Einrichtung von 
Bastelstuben nötig, die gleichzeitig eine Gelegenheit sein können, neue Kräfte, 
insbesondere auch Arbeiterinnen und Jungarbeiter heranzuziehen und Genossen, die 
bisher keine hMriktion in der Partei hatten, insbesondere neue Mitglieder, mit einer 
verantwortlichen Arbeit und sei sie nocb so klein, zu betrauen.

2. Literaturvertrieb:
Die Kampagne muß von den Agitpropabteilungen ausgenutzt werden, um mit den 
alten Methoden des Literatiuwertriebes Schluß zu machen. Der Litobmann der Zelle 
oder Ortsgruppe ist nicht dazu da. die Literatur selbst zu verkaufen, sondern er 
muß den Verkauf unserer .Massenliteratur durch die gesamte Mitgliedschaft organi
sieren. Es ist nicht zu viel verlangt, wenn jedes Parteimitglied ohne Funktionen im 
Verlaufe der Kampagne 5 Broschüren oder 5 Exemplare unserer Bilderzeitung zum 
1. August verkauft. Der Umsatz unserer Eiteratur kann nur so um Vielfaches 
gesteigert werden. Wir haben dadurch auch eine Möglichkeit, besonders die

3 Zu den Streiks in .Mansfeld und in der nordwestdeutschen .Metallindustrie siehe oben Dok. 22. Anin. 2 
und 9.
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neuaufgenomnienen Mitglieder durch diese kleine, aber verantw ortliche Tätigkeit an 
die Partei zu binden.

3. IfA'»
Kulturfraktionen aktivieren!
Die Antikriegskampagne gibt uns auch eine gute Gelegenheit, alle unsere Fraktionen 
in den Kulturorganisationen zu mobilisieren und die Arbeit auf diesem Gebiet 
bedeutend zu verstärken. Da. wo die IfA besteht, bietet sich eine Möglichkeit 
Verbreiterung, die ausgenutzt werden muß, da, wo sie nicht besteht, ist Gelegenheit 
gegeben, sie ins Leben zu rufen.

4. Verstärkung des Agitpropapparates
Die Reichskontrolle im vergangenen Jahre^ hat gezeigt, daß der Agitpropapparat in 
den unteren Organisationen noch sehr schwach ist. Die Mobilisierung der gesamten 
Partei muß von Agitprop ausgenutzt werden, um seine Kader auch in den unteren 
Organisationen zu schaffen. In den Anweisungen der Bezirksleitungen muß .Agitprop 
dafür sorgen, daß die Verantwortlichkeit der gesamten Leitung für die Schaffung 
eines Agitpropapparates zum Ausdruck kommt.

zur

5. Funktionärschule für Massenorganisationen 
Wir machen bereits zum dritten Male die Bezirksleitungen darauf aufmerksam, daß 

22. des Monats die Reicl^slünktionärschule für Massenorganisationen beginnt. 
Der Termin zur .Meldung,der .Teilnehmer aus den Bezirken ist bereits abgelaufen. 
Von einem großen Teil deä Bezirke liegen jedoch noch immer keine konkreten 
Meldungen vor. Die Agitp^ö]i4bteilung muß sich schleunigst mit den Fraktionslei
tungen der Massenorganisationen in Verbindung setzen, damit die Schule entspre
chend den Anweisungen des ZK zusammengesetzt wird. (Vergl. Rundschreiben vom 
23. 5. 30, 12. und 20. Juni.)'’

am

ZK-Agitprop

NB
Die auf Seite 2 erwähnte Konferenz am 2. und 3. August trägt den Charakter einer 
Konferenz der Rüstungs- und Chemiebetriebe und soll nicht als eine allgemeine 
Antikriegskonferenz bezeichnet werden.
Die Tagesordnung dieser Konferenz, über die noch besondere Mitteilungen an die 
Organisationen ergehen, lautet:
1. Die Bedeutung der .Vntikriegsarbeit für die Rüstungs- und Chemieindustrie
2. Die Erfolge des sozialistischen .Aufbaus in der Sowjetunion.

ZK-Sekretariat

4 Zur Entstehimg und Bedeutung der Interessengemeinschaft für Arbeiterkultur (IfA) vgl. oben Dok.

5 Gemeint ist damit wohl die 2. Reicliskontrolle. die im Frühjahr 1929 durchgeführt wurde. Zu ihren 
Ergebnissen vgl. oben Dok. 7. Zur 3. Reichskontrolle siehe Dok. 23. Anm. .5.

6 Diese Rundschreiben liegen nicht vor.
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23 b.

3. 7. 1930: Anweisungen der Landabteilung 

Anlage zu Nr. 23. Überschrift: „Rundschreiben Nr. 8. Anweisungen der ZK-Landabteilung.“ 

Inhaltsverzeiclinis:
A. Bedeutung und Notwendigkeit der Mobilisierung der Landarbeiter und armen 
Bauernmassen gegen Faschismus und imperialistischen Krieg und für die Verteidi
gung der Sowjetunion.
B. Zielstellung und Hauptinhalt der Antikriegskampagne auf dem Lande.
C. Richtlinien und Maßnahmen für die Vorbereitung und Durchführung der 
Antikriegskampagne auf dem Lande.

A. Bedeutung und Notwendigkeit der Mobilisierung der Land
arbeiter und armen Bauernmassen gegen Faschismus und impe
rialistischen Krieg und für die Verteidigung der Sowjetunion. 
Die Anweisungen des ZK-Sekretariats zur Antikriegskampagne vom 19. 6. weisen 
insbesondere auf die notwendige Einbeziehung der Landarbeiter, der zwerg- und 
kleinbäuerlichen Massen und der sonstigen werktätigen Schichten der Landbevölke
rung in die antiimperialistische Kampffront hin.
Die internationale Bedeutung und Notw'endigkeit der Mobilisierung 
der Arbeiter, Landarbeiter und Bauernmassen aller kapitalistischen Länder zum 1. 
August wird außer den bekannten großen Ereignissen und Tatsachen der weltpoliti
schen Eage und Entwicklung insbesondere dm’ch die Verschärfung der 
Weltagrarkrise als ausgesprochene Krise der Bauernwirtschaft 
in den kapitalistischen Eändern einerseits und durch die gewal
tigen Erfolge der sozialistischen Organisation der Landwirt
schaft in Sowjetrußland andererseits gekennzeichnet. Die wirtschaftliche und 
politische Entwicklung in Deutschland (Faschismus. Faschisierung, Generalof
fensive der Unternehmer. Massenerwerbslosigkeit, Raubpolitik der ßrünmg-Regie- 
rung, Wirtschaftskämpfe. Kampf der Kommunisten um die Eroberung der Mehrheit 
des Proletariats) hat auch auf dem Eande günstige Voraussetzungen für eine 
erfolgreiche Mobilisierung der Eandarbeiter und armen Bauemmassen für die 
Landarbeiter- und Bauernforderungen der Partei geschaffen. Die Verschärfung 
der Agrarkrise in Deutschland äußert sich in der fortschreitenden, 
wirtschaftlichen, sozialen und politischen Differenzierung der verschiedenen Schich
ten der Landwirtschaft. Diese zunehmenden politischen Differenzierungen auf dem 
Lande müssen weit mehr als bisher von uns beachtet und planmäßig ausgenutzt 
werden.

B. Zielstellung und Hauptinhalt der A n t i k r i e g s k a m p ag n e auf 
dem Lande
Es kommt in der Antikriegskampagne auf dem Lande darauf an,
a) daß die gegenwärtigen Hauptaufgaben der Partei auf dem Lande
ihre Zusammenfassung finden. Diese sind:

177



23 b. 3.7.1930 Anweisungen der Landubteilung

der Kampf der Partei gegen Poungplan. Kriegsvorbereitungen und Faschismus, 
gegen Terror der Junker und Großbauern, gegen kapitalistische Rationalisierung und 
Industrialisierung der Landwirtschaft, gepn Agrarprogramm und Osthilfe-Gesetz 
der Bürgerblockregierung, gegen reaktionäre Reichsbauernfront („Grüne Front“),’ 
gegen Reformismus. Sozialfaschismus. Sozialdemokratie auf dem Lande, der Kampf 
der Partei für Tagesförderungen der Landarbeiter und Forstarbeiter, der 
Bauern. Bäuerinnen und Bauernjugend, der Winzer und Fischer, für das revolutio
näre Bündnis der Arbeiter und Bauern, für die Verteidigung der Sowjetunion;
b) daß die Gesamtpartei mit Unterstützung der RGO, der überparteilichen 
Organisationen und der sympathisierenden Bauernorganisationen planmäßig 
die breiten Massen der werktätigen Landbevölkerung in die 
Antikriegskampagne einbezieht und die Kampagne auf dem Lande mit 
der Antikriegsbewegung in den Städten und Industriegebieten verbindet;
c) daß vor den Bauern und Landarbeitermassen die KPD sich als einzige 
proletarische, revolutionäre Organisation und Führerin des 
Kampfes gegen den imperialistischen Krieg zeigt;
d) daß die Partei die Losreiß 
der Konterrevolution un

armen

ung der werktätigen Bauern von 
d ihre Gewinnung für den Kampf gegen 

den imperialistischen Krieg als Frage und Aufgabe von außerordentlicher 
Bedeutung erkennt und sie praktisch mittels verstärkter Anwendung der Losung und 
Taktik des revolutionären Bündnisses der Arbeiter und Bauern zu lösen beginnt;
e) daß als beste und wirksamste Methode des Kampfes der Landarbeiter (Forstar
beiter) gegen den imperialistischen Krieg die Vorbereitung. Auslösung und Führung

^irtschaftskämpfen der Landarbeiter vor und während der 
Erntezeit durch Partei und RGO planmäßig und organisiert Anwendung findet. Auch 
sind die polnischen anderarbeiter in die Antikriegsfront einzureihen;
f) daß der Kampf gegen den imperialistischen Krieg auch auf dem Lande im 
wesentlichen als Kampf gegen den National- und Sozialfaschismus 
und Reformismus geführt wird.
Die Durchführung der Antikriegskampagne muß unter folgenden H a u p 11 
gen stehen (weitere Losungen sind den bekannten Tagesförderungen der Partei für 
die Bauern und Landarbeiter zu entnehmen);
Krieg dem imperialistischen Kriege!
Für die sozialistische Organisation der Landwirtschaft der Sowjetunion!
Für die V erteidigung der Sowjetunion — durch das revolutionäre Bündnis der 
Arbeiter und Bauern aller Länder!

von

o s un-

Für die Verteidigung der indischen und chinesischen Arbeiter- und Bauernrevolution 
— Für die Befreiung der Bauern in den kolonialen Ländern der ganzen Welt!
Fort mit der Regierung Brüning, der Regierung der Kriegsrüstungen, der Kapitalof
fensive, des Terrors gegen die Werktätigen in Stadt und Land!
Fort mit der Brümng-Schiele-Dietrich-Regierung. der Regierung der Industriekapi
talisten. der Junker und Großbauern!

1 In der ..Grünen tront" .schlossen sich .Anlang [MarzJ 1929 die landwirtschaltlichen Spilzenorganisa- 
tionen {Reichslandbund, katholische Bauernvereine. Deutsche Bauernschaft. Deutscher Landwirt
schaftsrat) zu einem Interessenkartell zusammen.
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Faschismus und Krieg sind die Todfeinde der werktätigen Bauern. — Klärt die
ktätige Jugend des Dorfes über das wahre Gesicht desWerktätigen und die wei 

Faschismus auf!
Fort mit den Kriegstreibern und faschistischen Mordhetzern! Arbeiter, Landarbeiter, 
Bauern, verbündet Euch im Kampfe gegen den Faschismus! Bildet rote Gutswehren 
auf den Gütern, antifaschistische Selbstschutz- und Abwehrorganisationen in den 
Dörfern!
Für die Solidarität der werktätigen Bauern mit den Land- und Industriearbeitern im 
Kampfe um Lohn und Brot!
Alles Land den landlosen und landarmen Bauern und Bauernsöhnen durch die 
entschädigungslose Enteignung des Großgrundbesitzes!
Alles Pachtland in die Hände der werktätigen Bauern, die es bearbeiten! Für das 
Bündnis der .4rbeiter und Bauern im Kampfe gegen Kapital und Großgrundbesitz! 
Alle Macht in die Hände der Arbeiter und Bauern! - Für ein Sowjet-Deutschland der 
Arbeiter und Bauern!

C. Richtlinien und Maßnahmen für die Vorbereitung und 
Durchführung der Antikriegskampagne auf dem Lande
a) Bei der innerparteilichen Vorbereitung der Antikriegskampagne ist seitens 
der BL, UBL. Zellen und aller Ortsgruppen der Partei, wie auch durch die Leitungen 
der überparteilichen Organisationen auf die Führung dieser Kampagne auch auf 
dem Lande hinzuweisen (durch Landabteilungen entsprechende Anweisungen!). 
Dabei ist besonders die Antikriegsarbeit der Ortsgruppen sympathisierender Bauern
organisationen durch die Parteiortsgruppen zu unterstützen.
b) Bei allen vorbereitenden Konferenzen, Versammlungen und Kundgebungen 
unserer städtischen Organisationen muß vor dem städtischen und indu
striellen Proletariat stärkste ns auf die Verbreiterung der 
Kampffront gegen den imperialistischen Krieg durch das Land
proletariat sowie auf die Rolle der Bauernschaft im Kampfe 
gegen den imperialistischen Krieg hingewiesen werden. Landabteilungen

durch Organisierung einzelner Maßnahmen Garantien hierfür schaffen. Zu 
solchen Kundgebungen sind wechselseitig Landarbeiter und Bauern als Sprecher 
hinzuzuziehen.
c) In die auf überparteilicher Grundlage zu bildenden Antikriegs-Komitees in den 
Städten und Ortsgruppen sind auch Vertreter von bezirklichen oder 
örtlichen svmpat Irisierenden Bauern Organisationen zur Verbesse
rung der Zusammenarbeit aufzunehmen.
d) Insbesondere sind die ländlichen Parteiortsgruppen durch BL, UBL, Landabtei
lungen und Landobleute anzuweisen, zur \ orbereitung des 1. .August auf dem Lande 
Güter- und Dorf Versammlungen mit entsprechenden Themen unter Aus
nutzung aller geeigneten Anknüpfungspunkte zu organisieren. Das gilt insbesondere 
für die jPaienschaftsorte und Patenschaftsgebiete. Die Mobilisierung der Landarbei
ter und werktätigen Bauern zum Kampfe gegen den imperialistischen Krieg muß 
trotz mannigfacher Behinderung durch die Leid- und Erntearbeit in dieser Zeit 
geschehen.

müssen
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e) In den Parteiorganen, besonders in den Landbeilagen in den Dorf- und 
Bauernzeitungen, ist unter der Leitung und Kontrolle der Landabteilungen eine 
Pressekampagne unter der Landbevölkerung im Sinne der Losungen der Partei zu 
führen. Auch müssen die ländlichen Gemeindefraktionen wie auch die Fraktionen 
der Arbeiter- und Bauernlisten usw. in ihrer Arbeit die Linie des Kampfes gegen den 
imperialistischen Krieg beziehen.
f) Das Auftreten von Landarbeitet;ji und werktätigen Bauern als 
Redner ist in besonderem Maße gelegentlich der internationalen 
Grenztreffen^ durch rechtzeitige Vorarbeit seitens der zuständigen BL-Sekreta- 
riate und Landabteilungen sicherzustellen. Auch ist die Entsendung von Landarbei
ter- und Bauerndelegierten zu der in Berlin am 1. und 2. August stattfindenden 
Antikriegs-Konferenz vorzubereiten und durchzuführen.
g) Soweit Rote Landtreffen nicht am 1. .August selbst durchgeführt werden 
können, sollen diese am Sonntag, den 3. August, unter der Anteilnahme der 
Parteiorganisationen und der Arbeiterschaft benachbarter Städte und Orte stattfin- 
deti.^ Diese müssen insbesondere im Zeichen des politischen und wehrhaften 
Massenkampfes gegen den Faschismus auf dem Lande stehen. Diese Roten Landtref
fen müssen demonstrativen Charakter tragen, d.h. in der Form von Kundgebungen 
und anschließenden Demonstrationen unter Führung der roten Gutswehren und der 
antifaschistischen Dorforganisationen durchgeführt werden.
h) Bei der Herausgabe des bezirklichen Antikriegsrnateria 1 s insbeson
dere im bezirklichen Flugblatt ist. wenn aui:h kurz, auf die Bedeutung und Rolle der 
Landarbeiter und armen Bauern im Kampfe gegen den imperialistischen Krieg 
einzugehen. Bei allen Veranstaltungen auf dem Lande müssen die letzthin herausge
gebenen Bauernbroschüren der Partei für den organisierten Massenabsatz verfügbar 
sein. Entsprechende Anweisungen durch Bezirkslandabteihmgen und Literatur
stellen.

Landabteihmg ZK'

2 Solche Greiizlreffen fanden am 1. August und unmittelbar danach in Emden, Flensburg, Gronau, 
Heidelberg. Kalthof. Lauenburg. Liesau. Schneidemidil. Sebnitz. Seiffen/Erzgebirge. Singen. Sonder
burg und Stolberg bei Aachen statt. Vgl. /ÜFNr. 180 vom .5. 8. 1930. Klaus Mammach. Der Kampf der 
deutschen Arbeiterklasse im August 1930 gegen Imperialismus. Militarismus und Krieg. Berlin 
(Ost) 1956, S. 22 f.

3 Während Die Rote Fahne ausführlich über Straßendemonstrationen und Grenztreffen am 1. August 
berichtete, werden rote Landtreffen nicht erwähnt. Vgl. RF Nr. 178 vom 2. 8.; Nr. 180 
5. 8. 1930. Es ist daher nicht sicher, ob es zu solchen Landtreffen kam.

vom
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24.

10. 7. 1930: Anweisungen des Sekretariats an die Bezirksleitungen

BA R 134, Bd. 61. S. 20-40 und BA R 45/IV-24. 207 und StA Bremen, 4. 65 - 11 A 12a, Bd. 27; 
Hektographiertes Rundschreiben. Überschrift: ..Zentralkomitee der KPD. Sekretariat. Rund
schreiben Nr. 9."

Inhaltsverzeichnis:
Sekretariat:
1. Die Protestbewegung gegen die Antikommunistenerlasse der Preußenregierung.
2. Osthilfegesetz. KPD-Kampfprogramm der Arbeiter. Landarbeiter, armen Bauern 
und Fischer des Ostens.
3. Mitteilungen des Sekretariats.
Orgabteilung:
1. Berichterstattung der Bezirke
2. Protokolle der Orgabteilungen
3. Berichte über Werbung
4. Artikel Pjatnizki
5. Bezirksstatistik
6. Zusammensetzung der statistischen Uirterabteihmg 
Landabteilung
1. Agrarpolitische Gesetzgebung der Bürgerblockr-egierung
2. Bündiris der Arbeiter und Bauern und die gegenwärtigen Wirtschaftskämpfe
3. Die Unterstützung des Streiks der Mansfelder .\rbeiter und der Torgauer 
Landarbeiter durch die gesamte Partei

Anweisungen des Sekretariats 
Inhaltsverzeichnis:
1. Zur Protestbewegung gegen die .\ntikommunistenerlasse der Preußenregierung
2. Osthilfegesetz und KPD-Kampfprogramm der .Mbeiter, Landarbeiter, armen 
Bauern und Fischer des Ostens
3. Mitteilungen des Sekretariats

1. Zur Protestbewegung gegen die Antikommunistenerlasse der 
Preußen regierung
1. Die Preußenregierung hat unter Führung der SPD-Minister Braun und Waentig 
durch Beschluß vom 25. 6. 1930 allen preußischen Beamten in Staat und Gemeinde 
einschließlich den Lehrern die Zugehörigkeit zur Kommunistischen und National
sozialistischen Partei verboten.' Die Regierung droht mit der Einleitung von

1 Der unter dem preußischen Innenminister Dr. Il'aentig. der am 28. Februar 1930 als Nachlolger von 
.Albert Crzesinski dieses .4mt angetreten halle, vom preußischen Kabinett gefaßte Beschluß stellte fest, 
daß NSDAP und KPD als Organisationen anzusehen seien. ..deren Ziel der gewaltsame Umsturz der 
bestehenden Staatsordnung ist. Die Zugehörigkeit eines Beamten zu einer solchen Organisation 
verletzt dadurch die [. . .1 besondere Treueverpflichtung gegenüber dem Staate“. Beschluß des 
Staatsininisleriurns. ST\1 I. Nr. 7683. Vgl. Records T 175. .312. 2810575.
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Disziplinarverfahren mit dem Ziele der Dienstentlassung. Es darf natürlich kein 
Zweifel darüber bestehen, daß sich diese Verfügung der sozialfaschistischen Minister 
ausschließlich gegen Komunisten richten wird.
2. In der gleichen Linie hegt ein neuerlicher Runderlaß des preußischen Innenmini
sters Waentig vom 3. Juli 1930.-
Nach diesem Erlaß wird grundsätzlich allen Mitgliedern der Kommunistischen 
Partei, die für ein kommunales Amt gewählt werden (Stadträte, Beigeordnete, 
Schöffen. Gemeindevorsteher usw.). künftig die Bestätigung versagt.
3. In der gleichen Linie hegt ein neuerlicher Erlaß des Reichspostministers Schätzei, 
der bestimmt, daß Beamte, die m LTniform oder in Dienstmütze sich an kommunisti
schen Demonstrationen oder Versammlungen beteiligen, aus dem Dienste zu 
entlassen sind.'*
Alle diese Erlasse liegen in der Linie der weiteren Easchisierung 
der Kommunen, der Staaten und des Reiches.
Gegen die .Anwendung des Erlasses ist sofort überall die schärfste Protestaktion 
einzuleiten. Dazu ist erforderlich:
a) daß die Bezirksleitungen und die Bezirksausschüsse der RGO sofort Anweisung 
an alle Eraktionsleitungen in den relormistischen Gewerkschaften und den Massen
organisationen, vor allem aber an den Lehrerfraktionen, die Fraktion im ZdA und 
die Fraktionen in den Beamtengewerkschaften ergehen lassen, daß sie in allen 
Organisationen sofort in aller Schärfe die Frage der Erlasse stellen sollen. Entspre
chende Protestentschließungen sind einzubringen.
b) .Außerdem ist erforderlich, daß sofort alle Kommunalfraktionen Anweisungen 
erhalten, in den Kommimalparlamenten die Behandlung dieser Frage zu fordern und 
daß sie verpflichtet werden, entsprechende .Anträge, die etwa folgenden Wortlaut 
haben müssen, einzubringen:
..Die preußische Regierung hat unter Führung der SPD-Minister üraun und Waentig 
durch Staatsministerialbeschluß vom 25. 6. 1930 allen Beamten in Stadt und 
Gemeinde und Lehrern die Zugehörigkeit zur Kommunistischen Partei verboten. Bei 
Nichtbefolgung dieses Beschlusses ist allen Beamten die Einleitung des Disziplinar
verfahrens mit dem Ziele der Dienstentlassung angedroht.
Desgleichen hat der preußische Innenminister Waentig in einem Runderlaß vom 3. 7. 
1930 angekündigt, daß in Zukunft allen .Mitgliedern der Kommunistischen Partei, 
die für ein kommunales Amt gewählt werden, grundsätzlich die Bestätigung versagt 
werden soll.
Durch diese Elandlungsweise bekundet die Preußenregierang erneut, daß sie 
wiederum nicht nur als Schrittmacher der finstersten Reaktion, und des Scharfma- 
cherturns auftritt. sondern die Bestimmungen des .Artikels 130 der Reichsverfassung, 
der allen Beamten die Freiheit ihrer politischen Gesinnung und die Koalitionsfreiheit

en

2 Vgl. Rf' Nr, 1.53 vom 4. 7. 1930.
3 Reiehspostminister Dr. Schätzet verbot in einem Rundbrief an alle Dienststellen der Reiehspost vom 

5, Juni 1930 allen .Angehörigen der Deutschen Reiehspost die Teilnahme an ..öffentlichen Umzügen 
und ^ ersammltmgen mit staatsfeindlirher 1 endenz". Der Text des Rundbriefes erschien in ffUNr. 146 
vom 26. 6. 1930.
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gewährleistet, durch einen glatten Verfassungsbruch außer Kraft zu setzen versucht. 
Durch diese Maßnahmen soll ein Gesinnungsterror ausgeübt werden, wie er selbst im 
kaiserlichen Deutschland nicht üblich war.
Dieser Staatsministerialbeschluß soll die durch das ..-Notopfer"'* und andere Maß
nahmen in ihrer materiellen und rechtlichen E.\istenz gefährdeten Beamten davon 
abhalten, unter Führung der Kommunistischen Partei einen rücksichtslosen Kampf 
gegen die gegenwärtige Aushungerungspolitik aufzunehmen und vorzubereiten.
Die Stadtverordnetenversammlung (Gemeindevertretung, Kreistag usw.) wolle daher 
beschließen:
Die Stadtverordnetenversammlung (Gemeindevertretung. Kreistag usw.) fordert von 
der preußischen Staatsregierung die sofortige .Aufliebung ihres Beschlusses und 
Einstellung aller bisher wegen dieses Beschlusses eingeleiteten Disziplinarverfahren. 
Die Stadtverordnetenversammlung (Gemeindevertretung usw.) fordert vom Magi
strat (Bürgermeister, Kreisausschuß. Gemeindevorsteher), daß er die durch diesen 
Staatsministerialbeschluß angeordneten Schnüffel- und Denunziationsmethoden 
innerhalb des städtischen Bereichs nicht zur Anwendung bringt und den schärfsten 
Protest gegen jede Nichtbestätigung einlegt."
c) Neben diesen Vorstößen in den Kommunalparlamenten und in den reformisti
schen Gewerkschaften und Massenorganisationen müssen diese Erlasse in Verbin
dung mit dem geplanten ..Notopfer ' zum Mittelpunkt einer breiten öffentlichen 
Kampagne unter den Beamten und .Angestellten ausgenutzt werden. Eine breite 
öffentliche Versammhmgskampagne ist zu organisieren. In diesen V ersammlungen 
muß neben der Annahme von Protestentschließungen, die fortlaufend in der Presse 
zu veröffentlichen sind, der Hauptw^ert darauf gelegt werden, daß die bestehenden 
Verbindungen zu den Beamten oder Angestelltenschichten gefestigt und neue 
Verbindungen angeknüpft werden. Die Beamten und Angestellten müssen aufgefor
dert werden, sich bei allen Vorstößen der staatlichen und kommunalen Bürokratie 
gegen die Beamtenrechte sowie bei allen wiclitigen Vorkommnissen an die kommuni
stische Reichstagsfraktion. Eandtagsfraktionen sowie an die Bezirksleitungen der 
Partei und an die Kommunalfraktionen zti wenden. Damit die Beamten wissen, an 
wen sie sich wenden sollen, muß die BE sofort dafür Sorge tragen, daß sowohl der 
Bezirksausschuß der RGO. wie jede Provinziallandtags-. Kreistags- und Kommunal
fraktion einen Genossen mit der Bearbeitung iler Beamten- und .Angestelltenfragen 
beauftragt. Die Adressen dieser Genossen sind so rasch wie möglich und später von 
Zeit zu Zeit in der Presse zu veröffentlichen, damit die Beamten und Angestellten 
jederzeit wissen, an wen sie sich um Rat und .Auskunft zu wenden haben.
d) Unsere Beamten- und Eehrergenossen müssen sofort zu besonderen .Aussprachen 
zusammengeholt werden, um mit ihnen ihre taktische Haltung bei Vorlegung von 
Reversen und der Einleitung von Disziplinarverfahren zu besprechen. Hierbei sollen 
irn allgemeinen folgende Regeln eingehalten werden.
1. Handelt es sich um öffentliche Ämter (Wählämter. Beigeordnete, Gemeindevor
steher, Bürgermeister etc.), darf es kein Nachgeben oder Verstecken geben. Diese

4 Zum sog. ..Notopfer“ der Beamten und .Angestellten vgl. oben Dok. 22. .Anm. 4 und unten. Dok. 25, 
.Anm. 1.
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Genossen müssen sich als Kommunisten bekennen. Die Partei muß aber sofort die 
breiteste Massenkampagne gegen die Terrormaßnabmen der sozialfaschistischen 
Regierungs- und Verwaltungsbehörden aufnehmen. Jeder einzelne Vorstoß der 
V erwaltungsbehörde gegen einen gewählten Kommunalbeamten und andere öffent
liche Staats- und Gemeindefunktionen bekleidende Beamte muß beantwortet werden 
mit einer breiten, außerparlamentarischen Massenmobilisation.
2. Handelt es sich um Berufsbeamte und Lehrer, die öffentliche 
Ämter bekleiden (Stadtverordnete. Kreistagsabgeordnete etc.), die also in der 
Öffentlichkeit als Kommunisten bekannt sind, so müssen sich diese ebenfalls als 
Kommunisten bekennen und die Partei ist verpflichtet, um diese Genossen ebenso 
den Kampf zu führen wie unter Punkt 1.
3. Handelt es sich dagegen um Berufsbeamte, Lehrer etc., die öffent
lich als Kommunisten nicht weiter bekannt sind, dann ist es ratsam, 
durch Verschweigen ihrer politischen Zugehörigkeit ihre Positionen zu halten und 
unter allen Umständen zu verteidigen. Im Vordergrund steht bei diesen Fällen immer 
die Verbindung der Partei zur Beamtenschaft und zu den Angestellten und erst in 
zweiter Linie die Frage der direkten Zugehörigkeit zur Partei.

4. Bei den uniformierten Beamten (Post. Telegrafen. Eisenbahner, freiwil
lige Feuerwehr etc.) ist es ratsam, in der gegenwärtigen Periode, in der unter diesen 
Beamten noch kein überwiegender Massenanhang besteht, daß diese bei Demonstra
tionen. öffentlichen Kundgebungen etc. nicht in Uniform und Dienstmützen sich 
beteiligen, sondern in Zivilkleidung.
Diese Regeln gelten nur als allgemeine und es kann davon abgewichen werden in 
solchen Fällen, wo unsere Positionen durch Massenanhang unter der Beamten- und 
Angestelltenschaft so stark sind, daß durch den Druck der Beamtenschaft selbst die 
Durchführung der Terrormaßnahmen in Zweifel gestellt, oder sogar unmöglich 
gemacht werden kann. Jedem Beamten-. Angestellten- oder Lehrergenossen muß 
klar gemacht werden, daß keinerlei Grund zur Beunruhigung vorliegt, 
wenn er nur versteht, taktisch geschickt die Lehre Lenins bei seinem Auftreten und 
seiner Betätigung als Kommunist anzuwenden. Es gibt hunderte von Möglichkeiten, 
die selbstverständlich von Eall zu Fall geprüft werden, um die terroristischen 
Maßnahmen des Gegners unmöglich zu machen.
Alle Genossen, die Beamte, Lehrer etc. sind, gegen die sich der sozialfaschistische 
Antrag richtet, müssen sofort diesbezüglich instruiert werden. 
Unsere Stellungnahme zu den Reversen muß dahin modifiziert werden, 
daß es sich hei den Beamten in allererster Linie darum handelt, ihre Positionen 
und Stellungen zu erhalten und nicht dem Terror des Sozialfaschismus Rechnung 
tragend, einen falsch verstandenen ,.offenen Bekennermut" an den Tag zu legen. 
Um Fehler zu vermeiden, müssen die Genossen darauf hingewiesen werden, daß sie, 
sobald gegen sie ein Disziplinarvei fahren anhängig gemacht wird, sich 
sofort mit der Bezirksleitung der Partei in Verbindung setzen sollen, die dann auf 
kürzestem Wege über ihr Verhalten eine Entscheidung treffen muß. Die Bezirkslei
tungen müssen dabei immer von dem Gedanken ausgehen, daß in erster Linie für die 
Partei entscheidend ist die Verstärkung und die Verbindung zu den Beamten und 
Angestellten.

184



24.10. 7.1930Anweisungen des Sekretariats an die Bezirksleitungen

e) Die Bezirksleitungen sind verpflichtet, unverzüglicli eine breit angelegte und 
intensive Agitation unter der Beamtenschaft gegen die Antikomrnunistenerlasse 
auszulösen und in stärkster Protestbewegung die Terrorrnaßnahmen des Sozialfa- 
schisinus der Begierungen für die breitesten Sympathien für die kommunistische 
Bewegung auszuwerten. Alle Bewegungen der Beamtenorganisationen gegen die 
Terrormaßnahmen sind bei schärfster Betonung unserer Grundsätze und selbständi
gen Stellungnahme zu unterstützen.
Wir erwarten, daß alle Bezirksleitungen sofort zu diesen bAagen Stellung nehmen 
und die notwendigen Maßnahmen schnellstens einleiten und durchführen.'’

2. Osthilfegesetz und KPD-Kampfprograrnm der Arbeiter, 
Landarbeiter, armen Bauern und Fischer des O s t e n s *’
Bei der Lösung der zentralen Aufgabe: der Herstellung der großen strategischen 
Front der ''W erktätigen gegen die Kapitaloffensive, lenken wir erneut die Aufmerk
samkeit der Partei, insbesondere der Bezirke Ostpreußen, Oberschle
sien. Schlesien. Pommern. Berlin- Branden bürg, Nordbayern 
auf das Ostprogramm der ßrü'/img-Kegierung. das nach Annahme im Haus
haltsausschuß in den nächsten Tagen vom Reichstage verabschiedet wird.
Die Partei muß aus Anlaß der Verabschiedung und der beginnenden Durchführung 
des Osthilfegesetzes, namentlich in den Ostgebieten Deutschlands, mit entsprechen
der Unterstützung der übrigen Bezirke in demonstrativsten F'ormen mit dem K P D - 
Kampfprogramm der Arbeiter. Landarbeiter, der armen Bauern 
und Fischer des Ostens vor die werktätigen Massen treten. Sie muß in 
stärkstem Maße die Forderungen dieses Kampfprogramms in den .Ausgangs- und 
Mittelpunkt ihrer gesamten .Arbeit bei der Herstellung der Kampffront für die 
proletarische Offensive stellen. Die Gegenoffensive der Partei als .Antwort auf das 
Ostprogramm muß und kann nur unter folgenden, unerläßlichen Bedin
gungen erfolgreich geführt werden.
Mobilisierung der Industrie-. Land- und Forstarbeiter, der armen Bauern und 
Fischer des Ostens nicht im Sinne einer losgelösten, einzelnen Kampagne, sondern im 
Rahmen der Fiersteilung der großen Kampffront für die proletarische Offensive 
gegen die Hunger-. Kriegs- und Diktaturpolitik der Bourgeoisie mittels breitester, 
außerparlamentarischer, revolutionärer .Massenarbeit und .Massenmobilisierung für 
die Tagesförderungen des KPD-Kampfprogramms. Das ist nur 
größten Initiative in der Einheitsfronttaktik gegenüber den sozialdemokratischen 
und christlichen Arbeitern, in der Einbeziehung der übrigen werktätigen Schichten, 

allem des Landproletariats, sowie durch die praktische Anwendung auch der 
Losung und Taktik des revolutionären Bündnisses der Arbeiter und Bauern möglich. 
Schärfste Bekämpfung und Entlaiwung der am kapitalistischen Ostprogramm

bei Entfaltung der

vor

5 Vteitere Anweisungen zürn sog. Beaintenerlaß gab ein Rundschreiben der ZK-Parlainente vom 
15. 8. 19.30 an alle Fraktionen der Landes- und Kornrnunalparlainenle. Vgl. HSlA Düsseldorf. Reg. 
Düsseldorf Nr. 30642 b. S. 164-169.

6 Vgl. dazu bereits oben Dok. 22.
7 Das Osthilfegesetz, dessen 2. Lesung am 16. .luli iin Reichstag begann, kam wegen der Auflösung des 

Reichstages am 18. .luli nicht mehr zur Verabschiedung. Es wurde darauffiin mit der Verordnung zur
26. .luli 1930 in Kraft gesetzt.Behebung finanzieller, wirtschaftlicher und sozialer .Notslande vom
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führend und unterstützend beteiligten Parteien. Organisationen und Verbände: 
Deutschnationale, Volkspartei. Zentrum. Demokraten. Sozialdemokraten.* Natio
nalsozialisten. Stablbelm. Reichslandbund, christliche Bauernvereine, Deutsche 
Bauernschaft. Grüne Front usw. unter stetiger Betonung der Unmöglichkeit der 
Beseitigung dieser Notlage der Werktätigen in den Ostgebieten innerhalb des 
kapitalistischen Systems und unter Hinweis auf die Notwendigkeit der Organisierung 
des Kampfes aller Werktätigen unter der Führung der KPD und auf die proletarische 
Revolution, als dem einzig möglichen .Vusweg.
Planmäßige, inneiparteiliche Einstellung und V orbereitung der gesamten Partei in 
den Bezirken, wie auch der überparteilichen Massenorganisationen und ihrer Organe 

Sinne der Sonderanweisungen. Darum Eingliederung der Aufgaben dieser 
Kampagne in die allgemeinen bezirklichen, unterbezirklichen und lokalen Arbeits
pläne der Partei und der übrigen Organisationen.
Wir ersuchen um sofortige Stellungnahme in der nächsten BL-Sekretariatssitzung 
wie auch in den nächsten BL-Sitzung und bemerken, daß in diesen Tagen 
eingehendes Inforinationsrnaterial erscheint, das zugleich ent
sprechende, instruktive Anweisungen enthält.^

im

ein

3. Mitteilungen des Sekretariats
Durch die Post erhaltet Ihr ein Informationsmaterial zum 1. August.’* Dieses 
Material ist speziell für die Mitglieder der Bezirksleitung und wichtigsten Instruk
teure gedacht. Es hat nicht den Charakter eines Referentenmaterials, sondern dient 
mehr als Informationsmaterial für die obengenannten Genossen.
Wir ersuchen die Bezirksleitungen bei Antworten auf Anfragen des Zentralkomitees 
immer die betreffende Abteilung anzugeben, ebenfalls auf allen Briefen die an das 
Zentralkomitee gerichtet werden, gleich die Abteilung zu nennen, für die der 
betreffende Brief bestimmt ist.

Mit kommunistischem Gruß 
ZK-Sekretariat

8 Die sozialdemokratische Reichstagsfraktion leimte das Üsthilfegesetz in der 2. Lesung am 17. Juli 
zusammen mit der KPD ah.

9 Liegt nicht vor.
10 Dieses Informationsmaterial liegt nicht vor. Zur Vorbereitung des Antikriegstages am 1. August vgl. 

Dok. 23 a.

24 a.

10. 7. 19.30: Anweisungen der Orgabteilung

Anlage zu Nr. 24. Überschrift: „Rundschreiben Nr. 9. Anweisungen der Orgabteilung.“

Inhaltsverzeichnis:
1. Berichterstattung der Bezirke
2. Protokolle der Orgabteilungen
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3. Berichte über Werbung
4. Artikel Pjatnizki
5. Bezirksstatistik
6. Zusammensetzung der statistischen Unterabteilung 

1. Berichterstattung der Bezirke
Auf Grund der Erfahrungen der letzten Monate müssen wir erneut feststellen, daß 
manche Bezirke die Berichterstattung nicht so durchführen, wie das nicht nur für 
eine ordnungsgemäße Arbeit des ZK. sondern auch für die Arbeit der BL notwendig
ist.
Bei der Berichterstattung über die Ergebnisse der Beichskontrolle^ haben 
sich verschiedene Bezirke darauf beschränkt, nur die Berichtsbogen über die 
Ergebnisse der Kontrolle einzusenden. Wir hatten betont, daß jeder Bezirk auch 
einen politischen Gesamtbericht abliefern müsse. Die Disposition zu 
demselben war genau mitgeteilt worden. Trotzdem findet es ein Teil der Bezirke 
nicht für notwendig, diesen Bericht zu machen. Die Ergebnisse der Reichskontrolle 
sind so wichtig, nicht nur für den Bezirk und die Gesamtpartei, sondern auch für die 
Komintern, daß sie unter allen Umständen politisch und berichtsmäßig ausgenutzt 
werden müssen. Wir betonen an dieser Stelle noch einmal, daß 
keinem die Abfassung des politischen Gesamtberichts zur 
Reichskontrolle erlassen wird. Nachfolgend teilen wir nochmals kurz mit, 
was insgesamt eingesandt werden muß. damit das fehlende Material noch herbeige
schafft werden kann:
1. der rote, der grüne und der gelbe Berichtsbogen über die Kontrolle der Leitungen,
2. der Berichtsbogen über die Mitgliederkontrolle,
3. der Fragebogen der Betriebszellenleitungen,
4. der politische Gesamtbericht.
Außerdem fehlt noch von einem Teil der Bezirke der Bericht über die Zusam
mensetzung und die Verbesserung des Apparates der Leitungen.

2. Protokolle der Orgabteilungen:
Die Einsendung der Protokolle der Orgabteilungssitzungen läßt ebenfalls zu 
wünschen übrig. Wir müssen darauf bestehen, von jeder Sitzung der Orgabteilung 
des Bezirks ein Beschlußprotokoll in mindestens 5 Exemplaren zu erhalten.

3. Berichte über Werbung
Eine genaue Beobachtung der Ergebnisse der Werbearbeit nicht nur in 
zahlenmäßiger, sondern auch in sozialer Hinsicht ist unbedingt notwendig, um den 
richtigen Verlauf der Werbearbeit zu kontrollieren und beeinflussen zu können. Die 
Ergebnisse der Werbearbeit müssen in den Zellen und in der Presse des Bezirks 
kritisch bewertet, erfolgreiche Methoden in der Werbung zum Gesamtgut der Partei

1 Gemeint ist die 3. Reichskontrolle vom Dezember 1929 bis .lanuar 1930. Die Ergebnisse sind teilweise 
aus den Berichten der Bezirksleitungen zu den Bezirksparteitagen im Frühjahr 19,30 zu ersehen. Siehe 
hierzu oben Dok. 17. .4iim. 11 und Dok. 23. Anm. 5.
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gemacht werden. Es kommt darauf an. Beispiele der Betriebswerbung, besonders in 
den Kampfgebieten zu schaffen, da gerade auf diesem Gebiete bisher wenig 
Erfahrung vorliegt. Man muß sich darüber klar sein, daß diese Betriebswerbung eine 
zähe, langandauernde .4rbeit ist. so daß nur eine systematische Beobachtung der 
Mitgliederbewegung in den Zellen eine allgemeine Übersicht über unsere Erfolge in 
den Betrieben ermöglicht.
Die jeden Monat getätigten Aufnahmen müssen regelmäßig in der Kassenabrech
nung des Bezirks an das ZK zum Ausdruck kotnmeti. Die ausgestellten Mitgliedskar
ten, bzw. die verkauften Beitrittsmarken ergeben einwandfreie Unterlagen für diese 
Zahlen.
Wir weisen noch einmal tnit Nachdruck darauf hin. daß die Betriebskartothek 
der Betriebe, in denen die Betriebswerbung besonders intensiv durchgeführt werden 
soll, abschriftlich an das ZK einzusenden ist. .Außerdem warten wir bis heute noch 
auf den Betriebs werbeplan mit Angabe der zur Schaffung neuer Zellen 
vorgesehenen Betriebe und der für diese Betriebe bestimmten Instrukteure, der 
bereits am 28. April angefordert wurde.

4. Artikel Pjatnizki
In Nr. 24 und 25 der KI erscheint ein Artikel des Genossen Pjatnizki über 
„Konsolidierung der Konnnunistischen Parteien und die Ursachen der ungenügen
den Verankerung des wachsenden politischen Einflusses der Kl-Sektionen“.'^ Wir 
machen schon heute die Bezirksleitungen auf diesen Artikel aufmerksam und bitten, 
dafür zu sorgen, daß die genannten Nummern der A7 in möglichst großem Umfange 
im Bezirk vertrieben werden. Der .Artikel enthält viel interessantes .Material und ist 
für die Arbeit der Bezirke von besonderer Wichtigkeit.

5. Anlegung einer Bezirksstatistik
Vielfach hat sich herausgestellt, daß in den Bezirken die wichtigsten Unterlagen für 
eine richtige Durchführung ihrer Aufgaben nicht oder nur in einer solchen Form 
vorhanden sind, daß sie nicht benutzt werden können. Eine genaue LT3ersicht über 
die geographischen, wirtschaftlichen, sozialen, allgemeinpolitischen, parteipoliti
schen und militäi-politischen Verhältnisse ermöglicht erst die richtige Einsetzung der 
Kräfte der Partei an den entscheidenden Punkten. Auch beim ZK w ird eine derartige 
Statistik geschaffen.
Bei der Zusammenstellung der notwendigen LTnterlagen und der Beschaffung 
derselben ist Eure ständige .Mitarbeit nötig. Die bei den Orgabteihmgen bestehenden 
bzw. zu schaffenden statistischen Unterabteilungen sind für dieses .Aufgabengebiet 
mitverantwortlich. Zu diesem Zweck ist eine enge Zusammenarbeit mit der 
Orgabteilung des ZK notwendig. Wir w’erden uns von Fall zu Fall mit konkreten 
Anforderungen an die Bezirke wenden.

2 Ossip (Pjatnizki 1882-1939) war bis 1937 Organisationsleiter der Komintern. Der .Artikel in der 
Kommunistischen Internationale, der Wochenschrift des Exekutivkomitees der Kommunistischen 
Internationale, erschien auch als Broschüre mit dem Titel: O. Pjatnizki, Die Kommunistischen 
Parteien in Aktion. Die Konsolidierung der Kommunistisclien Parteien und die Ursachen der 
ungenügenden Terankeriuig des wachsenden Einlhisses der Kommunistischen Internationale-Sektio
nen. Hamhurg-Berlin 1930.
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6. Zusa in inen Setzung der statistischen Unterabteilung 
Teilt uns umgehend mit, aus wieviel Genossen sich diese Unterabteilung zusammen
setzt, was für eine Arbeitsteilung getroffen wurde und was für Arbeiten in den 
nächsten Monaten durchgeführt werden sollen.

Mit kommunistischem Gruß 
Zlv-Orgabteilung

24 b.

10. 7. 1930: Anweisungen der Landabteilung

Anlage zu Nr. 24. Cberschril't: ..Kiindschreiben Nr. 9. Anweisung der ZK-Landabteilung.“ 

Inhaltsverzeichnis:
a) Agrarpolitische Gesetzgebung der Bürgerblockregierung
b) Bündnis der Arbeiter und Bauern und die gegenwärtigen Wirtschaftskämpfe
c) Die Unterstützung des Streiks der Mansfelder Arbeiter und der Torgauer 
Landarbeiter durch die gesamte Partei

a) Agrarpolitische Gesetzgebung der Bürgerblockregierung 
Die ßr«n/ng-5c/iie/e-Regierung hat in den letzten Monaten in verstärkter 
Form die Agrarpolitik der Mü//er-Dtetrm7i-Koalition d. h. die allein auf die finanzielle 
und wirtschaftliche Stärkung der Agrarier und Großbauern gerichtete Agrarpolitik 
fortgeführt. Das zeigt nicht nur allein der Reichsetat für Ernährung und Landwirt
schaft 1930/31 sondern auch der gesamte Kurs ihrer Agrarpolitik, die verschiedenen 
Maßnahmen zum Schutze der Landwirtschaft wie auch die bereits verabschiedeten 
und zur Zeit noch beratenen Agrargesetze im einzelnen.
Die Agrarpolitik der B rü nin g - S c h ie le-Re gier ung strebt den lückenlo
sen Zollschutz an und zeigt ausgesprochen imperialistischen Flochschutzzollcharak- 
ter. Sie erhöht die imperialistische Kriegsgefahr mit entsprechenden Auswirkungen 
auf die iinperialistischen Kriegsvorbereitungen. Die immer höher errichteten Mauern 
der Agrarschutzzölle sollen als Dämme gegen die Agrarkrise wirken und die 
Anpassung der Lebensmittelpreise in Deutschland an die weit tiefere Preislage des 
Auslandes verhindern. Um in den Besitz der vollen Zollautonomie zu gelangen, wird 
die Änderung der Handelsverträge auch mit den weiteren hauptsächlich in Betracht 
kommenden Ländern z. B. Frankreich. Italien. Holland. Belgien. Jugoslawien, 
Litauen und Finnland und anderen vorbereitet. Die so geschaffene künstliche 
Hochhaltung der Preise liegt im alleinigen Interesse der Großagrarier und Großbau
ern. Es zeigt sich wie die Agrarschutzzollpolitik die Entwicklung der großen 
Agrarmonopole auf dem Gebiete der Erzeugung und des Absatzes außerordentlich 
begünstigt. Die von der A/ü7/erkoalition festgesetzten Zollsätze für Lebensmittel, 
Brotgetreide und Futtermittel wanden von der Brüning-Schiele-Regierung weiterhin 
erhöht. Dies hatte einerseits eine Unterbindnng der Einfuhr billiger Futtermittel für 
die Bauernwirtschaft, die nunmehr zwangsw^eise teuere Preise für schlechtere
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einlieirnische Futtermittel vom Großerzeuger kaufen mußte, andererseits eine 
Preishochhaltung für Lebensmittel auf dem Inlandsmarkt zur Folge. Die Sozialde
mokratie hat den Agrarzollwucher positiv unterstützt. In der Zollfrage setzt die 
Zfrüntng--Regierung die Politik der Irreführung der werktätigen Bauernmassen mit 
dem Flinweis fort, daß auch ihnen durch die ständig erhöhten Agrarzülle geholfen 
werden könne.
In gleicher Linie liegen die Maßnahmen zur Behebung der Roggen
krise: z.B. Ankauf von dOOÜÜÜ Tonnen Roggen durch die Deutsche Getreide- 
Handels-Gesellschaft im Frühjahr d.J.. Hinauftreibung des Roggenpreises, Ausbau 
des Verfütterungsanreizes für Roggen unter Bereitstellung von 10 Millionen Mark zur 
Verbilligung des Roggens in den Etat. Steigerung des \ ermahhmgszwanges, 
Brotgesetz mit der Zwangsbestimmung zum Beibacken von Roggenmehl zum Wei
zenmehl. Roggenbrotpropaganda usw. Bei etwa S'A Prozent Anteil der Roggen
erzeugung an der gesamten landwürtschaftlichen Produktion in Deutschland, die als 
solche für die .Marktbelieferung ausschließlich in großagrarischen Händen liegt, 
erweisen sich alle Maßnahmen zur Stützung des Roggens als Hilfe ausschließlich für 
die Großagrarier.
Inzwischen wurde das 5 c ü f e /e - A g r a r p r o g r a m m vom April d.J., das unter der 
demagogischen Losung „Maßnahmen zum Schutze der LandwirtschalV" hauptsäch
lich die Bestimmungen zur Erhöhung der .Agrarzölle und die Reform des Einfuhr- 
scheinsysterns im Interesse der .Agrarier und des landwirtschaftlichen Großhandels 
enthielt, durch einige weitere Agrargesetze, z.B. Os t hi 1 fe - Gesetz. Reichs
milchgesetz, Weingesetz zum Schutze und Absatz deutscher Weine Land
wirtschaftskammergesetz in Preußen und vor allem durch das angekündigte 
Standardisierungsgesetz ergänzt. - Demgegenüber sind die bäuerlichen 
Tagesförderungen der Partei unter besonderer Berücksichtigung der von der 
kommunistischen Reichstagsfraktion eingebrachten und abgelehnten Anträge bei 
gleichzeitiger Aufzeigung der Entwicklung der Landwirtschaft sowie der Begrün
dung des revolutionären Bündnisses der Arbeiter und Bauern durch gesteigerte 
Propaganda und Agitation unter die werktätige Bauernschaft zu tragen.

b) Bündnis der Arbeiter und Bauern und die gegenwärtigen 
Wirtschaftskämpfe
Die Streiks in Mansfeld und Nordwest', wie auch die kommenden Bewegungen 
werfen die äußerst wichtige Frage der Stellung der werktätigen Bauern
schaft zu den Wirtschaftskämpfen des Ind ustriepro 1 e tariats auf. 
Die Partei muß bei der Lösung dieser Frage alles daran setzen, daß die Bündnislo
sung nicht nur als Ausdruck allgemeiner Sympathie, nicht als abstrakte Losung, 
sondern in möglichst sichtbarer Form und mit konkretem Inhalt praktische 
.Anw endung findet. Dabei darf die Tätigkeit der Partei im Dorfe sich nicht allein auf 
die .Aufzeigung und Begründung der gemeinsamen Interessen der Industriearbeiter, 
Landarbeiter und der werktätigen Bauern sowie auf die Beweisführung, daß die 
Streiks der Industriearbeiter um höhere Löhne auch im bäuerlichen Interesse liegen, 
beschränken, sondern sie muß die einzelnen Maßnahmen der Solidaritätsaktion

1 Vgl. Dokument 22. ,Anm. 2 und 9.
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sorgfältig und ptlaninäßig organisieren. Sowohl in den Streikversamrnlungen wie 
auch in den Dorfkundgebungen sind durch die Redner der Partei, der RGO, der 
Kainpfleitungen usw. die gemeinsamen Interessen und die Notwendigkeit der 
gegenseitigen Unterstützung immer wieder zu betonen, in kurzen Solidaritätsresolu
tionen soll der Wille zum gemeinsamen Kampf Ausdruck finden. Bei der Durchfüh
rung aller dieser Aufgaben, insbesondere der Sammlung von Lebensmitteln im 
Dorfe, sind aucb die sympatbisierenden bäuerlichen Organisationen hinzuzuziehen.

c) Die Unterstützung der Streiks der Mansfelder Arbeiter und 
der Torgauer Landarbeiter" durch die gesamte Partei 
Die Verstärkung und Verbreiterung des .Mansfelder Kampfes durch die Einbezie
hung der Landarbeiter einer größeren A n z a b 1 Güter des Kreises 
Torgau und der Nachbar gebiete ist eine von allen Parteibezirken, nament
lich von den Gewerkschafts- und Landabteilimgen äußerst ernst zu beachtende 
Tatsache. Partei und RGO haben in allen Landarbeitergebieten sofort zu den 
ergreifenden Solidaritätsmaßnahmen zur Unterstützung dieses gemeinsamen Kamp
fes der Industrie- und Landarbeiter Stellung zu nebmen und konkrete Beschlüsse zu 
fassen. .Aus dem Landarbeiterstreikgebiet wird über eine starke Kampfstimmung der 
Landarbeiterschaft berichtet. .Auch haben die verscliiedenen Teilkämpfe in letzter 
Zeit unter den polniscben Schnittern die Kampfstimmung dieser polnischen Landar
beitergruppen allgemein erhöht. Die Versuche der .Agrarunternehmer im dortigen 
Streikgebiet, die polniscben Arbeiter als Streikbrecher zu mobilisieren, scheiterten an 
ihrem entschlossenen Widerstand. .Als Hebel der .Auslösung des Kampfes der 
Landarbeiter von Torgau und Merseburg haben sich die bekannten allgemeinen 
Forderungen der Partei und RGO für die Landarbeiter in außerordentlichem .Maße 
bewährt. Die Landarbeiterstreikbewegung stellt vollkommen unter der Führung der 
Partei und RGO bzw. ihrer örtlichen Kampfleitungen auf den Gütern und Dörfern, 
die in ihrer Zusammensetzung durchaus dem Charakter von Kampforganen der 
proletarischen Einheitsfront entsprechen. Auch sind die Frauen der Landarbeiter in 
den örtlichen Kampfleitungen vertreten. Inzwischen setzt bereits im dortigen Gebiet 
die Streikbruchaktion des Stahlhelms zur Unterstützung der Streikbruchtaktik des 
DLV und des Streikbruclischutzes seitens der von den sozialdemokratischen 
Regierungsstellen eingesetzten Polizeikräfte ein. Die BL bzw. Gewerk
schafts- und Landabteilungen sowie die Leitungen der RGO in 
den Bezirken berichten umgehend an die ZK-Landabteilung, 
wie weit in ihrem Gebiete die Vorbereitung der Erntestreiks 
entwickelt ist und wo in allerkürzester Frist mit einem Aus
bruch von Laiidarbeiterstreikbewegungen als Unterstützungs
aktion sowohl des Mansfelder Kampfes als auch des Torgauer 
Landarbeiter Streiks zu rechnen ist. Seitens dieser Stellen, 
namentlich in den Ag r a r b e z i r k e n Ostpreußen, Pommern. .Meck
lenburg. AA'asserkante. sind alle Kräfte auf die Auslösung von 
Wirt schaft s kärnpf en der Landarbeiter ihres Gebietes zu kon
zentrieren. Insbesondere werden die Bezirke Magdeburg-Anhalt, Berlin-Bran-

2 Iin Juli 1930 weitete sich der Streik der Hüttenarbeiter im Mansfelder Revier auf die umliegenden 
Landgemeinden Torgau und Merseburg aus. V'gl. Gd.4 S. 246.
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denburg. Sachsen (UB Westsachsen). Niedersachsen als Nachbargebiete verpflichtet, 
diese Bewegung auf das aktivste zu unterstützen.
Den BL-Sekretariaten geht in nächster Woche eine gedruckte Information bzw. 
Instruktion betreffend Kampfprograinm der KPD für die Arbeiter, 
Landarbeiter, armen Bauern und Fischer des Ostens gegen das 
Osthilfeprogramm des Bürgerblocks zu. Des weiteren folgt in nächster Woche ein 
gedrucktes Material: Die Wendung der Partei zur bolschewistischen 
Agrarpolitik und Massenarbeit im Dorfe*, bestimmt für alle Parteifunk
tionäre. insbesondere für die Landabteilungsmitglieder. Landobleute. Ortsgruppen-, 
Dorf- und Gutszellen-Leiter als Hilfsmaterial für die .Aufstellung der bezirklichen, 
unterbezirklichen und örtlichen Laiidarbeitspläne. Die Bezirkssekretariate melden 
umgehend, wieviel Exemplare obiger .Materialien für die Belieferung der Hauptfunk
tionäre im Bezirksmaßstäbe zuzustellen sind. Das KPD-Ostprogramm kommt nur 
für- die östlichen Bezirke für Ausgabe an die Funktionäre in Frage.
Wir machen insbesondere die Landabteilungen auf die Berücksichtigung des 
internationalen Welttreffens der Arbeiter- und Bauernkinder, Slot, Ende Juni d. J. in 
Berlin^ für die entsprechende Berücksichtigung in der Agitation und Propaganda auf 
dem Lande aufmerksam.

ZK-Landabteilung

3 Diese .Materialien liegen nicht vor.
4 Das II. 'S eittreffen der .Arbeiter- und Bauernkinder ..Slot" fand vom 23.-27. Juli 1930 in Berlin statt. 

Die urspriinglirh in Halle geplante A’eranstaltting wurde vom dortigen Polizeipräsidenten mit der 
Begründung verboten, daß die hvgienischen Voraussetzungen für die Unterbringung von ca. 20 000 
Küideni nicht gegeben seien tmd somit für die Gesundheit der Kinder keine ausreichende Vorsorge 
geüoffen sei. V'gl. W Nr. 150 vom 1. 7. 1930. Daraufliin wurde das Welttreffen nach Berlin verlegt. 
Die Parteipresse berichtete ausfülirlich über die A orbereitung. üie Rote Fahne brachte beinahe täglich 
entsprechende .Artikel. Korrespondenzen. Resolutionen von Roten Sportverbänden und sonstige 
Aufrufe. Vgl. Nr. 154-159 vom 5. 7.-11. 7.; Nr. 161 vom 13. 7.; Nr. 165 vom 18. 7. 1930; Inprekorr, 
Nr. 59 vom 15. 7. 1930. S. 1372: Nr. 62 vom 25. 7. 1930. S. 1473 f. A'gl. auch Neues Deutschland 
Nr. 169 vom 19./20. Juli 1980. S. 13.

25.

17. 7.1930: Anweisungen des Sekretariats zum Kampf gegen 
„Unternehmeroffensive und die Ilindcnburg-Brünlng-Diktulur“

BA R 134, Bd. 61, S. 1-14 und BA R 45/1V-33. 123 und StA Bremen, 4,65-ll.A 12a. Bd. 26; 
Hektographierfes Rundschreiben. Überschrift: „Zentralkomitee der KPD, Sekretariat. Rund
schreiben Nr. 10.“

Inhaltsverzeichnis:
Sekretariat:
Verstärkung des Kampfes gegen Unternehmeroffensive und die 
Hindenburg-Brüning-D iktatur 
1. Einen Schritt weiter zur faschistischen Diktatur
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2. Stärkste Massenmobilisierung tut not
3. BL-Anweisungen für die Kommunalfraktionen
4. Alle Möglichkeiten der Massenmobilisierung ausnntzen
5. Organisatorische Maßnahmen
Orgabteilung:
1. Über den ideologischen Massenkampf gegen den Faschismus
2. Ausbau der Funktionärsorgane zu Mitteilungsblättern
3. Selbstkritik der Zellen
4. Methode der Bericbterstattung
5. Beliebte über die Buchkontrolle 
Agitpropabteilung:
Betr. Bezirks-Broschüren

Anweisungen des Sekretariats
für Verstärkung des Kampfes gegen Unternehmeroffensive und 

die Hindenburg-Brüning-Y)'ikta.tnr
Inhaltsverzeichnis:
1. Einen Schritt weiter zur faschistischen Diktatur
2. Stärkste Massenmobilisierung tut not
3. BL-Anweisungen für Kommunalfraktionen
4. Alle Möglichkeiten der Massenmobilisierung ausnutzen
5. Organisatorische Maßnahmen

Werte Genossen!
1. Einen Schritt weiter zur fascfiistischen Diktatur 
Väe bereits durch die Presse bekannt, hat die Hindenburg-Brüning-Btgieiung noch 
am Mittwoch Abend nach Ablehnung des .4rt. 2 ihres Finanzprogrammes durch den 
Reichstag auf Grand des Artikels 48 der Reichsverfassung durch Notverordnung ihr 
Raubprogramm gegen die Werktätigen in Stadt und Land in Kraft gesetzt.’
Diese Tatsache bedeutet nicht nur, daß die deutsche Bourgeoisie ihren Raubzug 
gegen das Proletariat mit diktatorischen Mitteln durchführen will, sondern gleichzei
tig einen weiteren großen Schritt zur Faschisierung des Staatsapparates unter 
Führung des Zentrums und unter aktiver Unterstützung der bürgerlichen Parteien 
einschließlich der Nationalsozialisten und der Sozialdemokratie.
Neben der Haltung der Sozialdemokratie im Reichstag (Stimmenthaltung beim 
entscheidenden Art. f des Brünings>c\\ei\ Raubprogramms. Bündnisangebot des 
Sozialfaschisten Keil an Brüning, Verhandlungen Hermann Müllers und Breitscheids 
mit Brüning und Dietrich.. Stimmenthaltung bei der Abstimmung über das

1 Bei der 2. Lesung des Ergänzuiigshaushaltes am l-j. und 16. Juli 1930 lehnte der Reichstag, nach 
.\nnahme des Artikels 1 der \Orlage. den .Artikel 2 (Reichshilfe der Beamten imd Angestellten des 
öffentlichen Dienstes, sog. Notopfer) mit 1.56 Ja- gegen 193 Nein-Stimmen ab. Gegen die Vorlage 

KPD. SPD. DN\'P, NSDAP und die Volksrechtspartei. Nach der Ablehnung beschloß das 
Kahinett, die Vorlage noch atn selben Tage auf dem Wege der Notverordnung in Kraft zu setzen. V^gl. 
Schulthess 1.930 S. 168 ff. Zur unmittelbaren Reaktion der KPD auf diese Entwicklung siehe RF 
Nr. 164 vom 17. 7. 19.30: ...Artikel 48-Diktatur! '.

stimmten
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koniniunistische Mißtrauensvotum gegen die ßr/in/ng-Regierung), wird die Rolle der 
Sozialdemokratie noch besonders unterstrichen durch die gleichzeitige Aufliebung 
des Stahlhelmverbots durch den preußischen Ministerpräsident Braun, nachdem 
Hindenburg mit der Sprengung der Preußenkoalition drohte."
Gleichzeitig hat sich die //tße/partei. die im Reichstag zum Himgerprograrnm der 
ßrw/n/tg-Regierung vollständig schwieg, als getreue aktive Knüppelgarde der Arti- 
kel-48-Diktatur erwiesen.
Das wird diese schlimmsten Feinde des Proletariats - die Nationall'aschisten, wie 
auch die sozialfaschistischen Führer und die sozialfaschistische und christliche 
Gewerkschaftshürokratie — nicht hindern, weitere scheinradikale demagogische 
Manöver zur Irreführung der Arbeiterklasse und werktätigen Schichten zu machen. 
Im Gegenteil, sie werden in den nächsten Tagen und Wochen diese noch wesentlich 
zu steigern versuchen.
Diese parlamentarische Entwicklung und die anderen bekannten Tatsachen wider
spiegeln eindeutig die gewaltige Zuspitzung der Krise der kapitalistischen Wirt
schaft. Die Ausweglosigkeit des Kapitalismus kennzeichnet das Umschlagen der 
ökonomischen Krise in die politische und beschleunigt bei entsprechender Stärkung 
des subjektiven Faktors die revolutionäre Krise.
Diese Situation stellt die Partei vor außerordentlich schwierige Aufgaben, gibt ihr 
aber gleichzeitig die größten .Möglichkeiten, breite .Arbeiterschichten von der 
Sozialdemokratie und proletarische Elemente von der NSDAP zu reißen.

2. Stärkste M a s s en m o b i I i s i e r u n g tut not
Die gesamte Partei und alle revolutionären Kräfte müssen sofort mobilisiert werden, 
um diese Arbeit in \ erbindung mit der .Massenmobilisierung für die Wirtschafts
kämpfe. in Verbindung mit den Vorbereitungen zum .Vntikiäegstag am 1. August'^ 
mit kühner Entschlossenheit in .Angriff zu nehmen.
Unsere H a u p t lo s u n ge n in diesem Kampfe sind:
Gegen die Lhiternehmeroffensive und die diktatorische Raubpolitik der Briming- 
Regierung.
Sabotage und keinen Pfennig Steuern zur Erfüllung dieses — selbst auf Grund der 
Reichsverfassung ungesetzlichen - .Ausplünderuiigsprogramms.
Gegen Lohnabbau und Lhiterstützungsraub.
Gegen Faschismus und faschistische Diktatur.
Gegen die verschärfte imperialistische Kriegsgefahr.
Für Wegsteuerung der großen Vermögen und Rieseneinkommen.

2 Ara 16. .Iirai hob die preußische Reffierirag das Verhol des Stahlhelms in der Rheinprovinz und in 
Westfalen vom 9. Ohtolier 1929 wieder auf. nachdem in \ erhandhmgen mit den Bundesführern 
Seldte und Düsterberg sichergestellt wurde, daß bei der Neubildung des Stahlhelms in den beiden 
Provinzen künftig militärische Übungen und \t affenausltildung unterbleiben würden. \'gl. V olker 
Berghahn. Der Stahlhelm. Bund der Frontsoldalen (1918-19.3.5). Düsseldorf 1966. S. 131 ff.
Die Rote Fahne Nr. 164 vom 17. 7. 1930 erklärte hierzu, durch die Aufliebung des Stahlhelmverbots 
habe sich die Sozialdemokratie ..als unverhüllle W egbereiterin des Faschismus!“ enviesen.

3 Vgl. dazu Dok. 23.
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Für die restlose Beseitigung der staatlichen Pensionen für Minister. Offiziere und 
höhere Beamte.
Für die proletarische Einheitsfront zum 
Unterstützungsrauh.
Für höhere Löhne und Siebenstundentag und ausreichend Unterstützungen für die 
Kranken. Invaliden. Kriegsbeschädigten und Arbeit für die Erwerbslosen.
Eür den politischen Massenkampf und Massenstreik gegen die Hindenbiirg-Bruning- 
Diktatur.
Gegen die faschistische Diktatur - [für] die Diktatur des Proletariais!

3. BL-An Weisungen für die K o m m u n a I f r a k t i o ii e n 
Die Losung ..Keinen Pfennig Steuern zur 
erfordert unmittelbare Anweisungen der BL 
Kommunalparlamenten Anträge einzubringen, die der kommunalen Steuerbehörde 
verbieten, ihren .\pparat zur Einziehung dieser ..ungesetzlichen- Steuern 
stellen.
Gleichzeitig müssen große öffentliche Einwohnercersammlungen einberufen werden, 
in denen die gleichen Anträge zur \ erhandhmg und zur Abstimmung gestellt 
werden. Halten sich die Kommunalbehörden an diese angenommenen Anträge nicht, 
muß gleichfalls die breiteste Massenmobilisierung für ihre .Absetzung in 
Einwohner- und Massenversammlungen, in denen ihre Abberufung 
ist. durchgeführt werden.
Stärkste Mobilisierung der Kleinbauern. Landarbeiter. Angestellten. Beamten und 
des Mittelstandes für diese Eorderungen in allen Kommunen.

entschiedenen Kampf gegen Lohnabbau und

Erfüllung dieses Raubprogramms“ 
an die Komnnmalfraktionen. in allen

emzu-

1 weiteren 
zu beschließen

sind a u s z u n u t z e n4. Alle .Möglichkeiten der .Massenmobilisierung 
a) Die gesamte Presse muß sofort restlos auf diese wichtige Kampagne eingestellt 
werden.

sofort Betriebs-,b) ln allen Betrieben und Häuserblocks und Orten müssen 
Häuserblock- und Ortszeitungen erscheinen.
c) Die Bezirksleitungen und Ortsgruppen sollen möglichst Flugblätter und Handzet
tel. die sich besonders an die sozialdemokratischen, christlichen Arbeiter, und auch 
““ die proletarischen Anhänger der Nazis wenden, in großer Zahl herstellen und zur 
Verteilung bringen.
d) ln allen Orten sind sofort die roten Betriebsräte. V ertrauensleute. Kampfleitungen 
oder andere Einheitsfrontorgane zu Vollversammlungen zusammenzurufen, in denen 
die Kampagne gründlich zu besprechen ist.
e) In den Betrieben sind sofort Belegschaftsversammlungen, 
Erwerbsloseuversammlimgen und möglichst in allen Orten öffentliche Massenver
sammlungen abzuhalten.
f) Von den Betrieben und Stempelsteilen aus siml Demonstrationen zu organisieren, 
die fortlaufend bis zum 1. August zu steigern und örtlich zusammenzufassen sind.
g) ln der Kampage müssen nicht nur unsere Eiidlosungen. sondern vor allem der 
politische .Massenstreik als das nächsthöhere Kampfmittel auf das stärkste propagiert 
w'erden.

an

den Stempelstellenan
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5. Organisatorische Maßnahmen
a) Zur V erstärkung der ganzen Kampagne und zur evtl. Steigerung bis zum 
politischen Massenkampf muß die Bildung von antifaschistischen Kampfkomitees in 
den Orten und vorbereitenden Kampfausschüssen in den Betrieben wesentlich 
beschleunigt werden. Eine große Initiative zur Bildung dieser Komitees muß von 
allen Parteizellen. Anhängern der RGO, den Betriebs- und Ortsgruppen der 
Massenorganisationen ausgehen.
b) In den Betrieben müssen die roten Betriebsräte und revolutionären Vertrauens
leute gemeinsam mit den Betriebsgruppen der sympathisierenden Massenorganisa
tionen sofort zusammentreten, um in Verbindung mit der Aufstellung betrieblicher 
Kampfprogramme gleichzeitig die Vorbereitungen für die Bildung dieser vorberei
tenden Kampfausschüsse und der Roten Betriebswehren zu treffen.
V ir richten an die BL das Ersuchen, sofort alle mnerpolitischen und organisatori
schen Vorbereitungen für die schlagkräftige Durchführung und Steigerung dieser 
Kampagne zu treffen."*

Mit kommunistischem Gruß! 
ZK-Sekretariat

4 Die gefiirclerte Pressekampagne wurde am 19. Juli nach der Reiehstugsauflösung mit dem Manil'e.st des 
ZK zur Reichstagsaullösung begonnen, ln dem Manifest, das u. a. an die sozialdemokratischen und 
christlichen Arbeiter gerichtet war. stellte das ZK fest, daß nur die KPD mit der ..Errichtung der 
Herrschaft der Arbeiter und Bauern in einem freien sozialistischen Deutschland" einen Ausweg aus der 
Krise zeige. Vgl. RfSr. 166 vom 19. 7. 1930. Auch in den Tapi nach dem 19. Juli veröffentlichte Die 
Rote Fahne täglich Berichte zur Notverordnung und zur Reichstagsaullösung. Über die geforderten 
„Massenversammlungen" und Demonstrationen finden sich dort jedoch keine Berichte,

25 a.

17. 7. 1930: Anweisungen der Orgableilung

Anlage zu Nr. 25. Überschrift: „Rundschreiben Nr. 10. .Anweisungen der Orgabteilung.“

Inhaltsverzeichnis:
1. Über den ideologischen Massetikampf gegen den Faschismus
2. Ausbau der Funktionärsorgane zu .Mitteilungsblättern
3. Selbstkritik der Zellen
4. Methode der Berichterstattung
5. Berichte über die Buchkontrolle

1. Über den ideologischen Massenkampf gegen den Faschismus 
Die Bedeutung des ideologischen Massenkampfes gegen den Faschismus bei gleich
zeitiger Organisierung des wehrhaften Schutzes gegen faschistischen Terror durch 
die revolutionäre Arbeiterschaft wird vielfach von der Parteiorganisation noch nicht 
richtig erkannt. Meist glaubt man, daß die Verwirklichung di
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Auftreten kommunistischer Diskussionsredner in nationalsozialistisclien V ersamm- 
lungen bestehen kann. Da in den meisten Fällen die Nationalsozialisten eine 
Diskussion verhindern, ist die holge. daß bei einer solchen Einstellung der 
ideologische Kampf unterbleibt.
Das Schwergewicht des ideologischen Kampfes gegen den Natio
nalfaschismus muß in der Massenagitation der Partei und der 
_ pathisierenden Organisationen liegen. Die größte Bedeutung 
kommt dabei dem betrieblichen und öillichen Agitationsmaterial, den Betriebs
und Häuserblockzeitungen zu. Sie müssen in jeder Nummer konkretes 
Tatsachenmaterial bringen, das die nationalsozialistischen Phrasen zerpflückt, ihre 
Politik vor den Massen entlarvt und gleichzeitig dazu dient, die Arbeiteranhänger 

den nationalsozialistischen Organisationen zu lösen. .Aufgabe der Bezirksleitun- 
den unteren Organisationen durch die Zusammenstellung solcher

s v m

von
gen ist es,
Tatsachenmaterialien behilflich zu sein.
Unbedingt notwendig ist auch, daß die Partei nicht nur auf nationalsozialistische 
Versammlungen reagiert, sondern auch von sich aus die Initiative für die ideologi
sche .Auseinandersetzung mit dem Faschismus in Betriebs- und .Massenver
sammlungen ergreift. Gute Erfolge wurden in dieser Beziehung u.a. in den 
Bezirken Berlin und W asserkante erzielt, wo große .Massenversammlungen mit den 
Themen: ..Kommunismus und Nationalsozialismus“. „Der Verrat Hitlers an den 
Arbeitern und Angestellten der NSDAP“ usw. durchgefühlt wurden. Diese Ver
sammlungen wurden durch eine gute Presse-. Plakat- und Handzettel- 
Agitation vorbereitet, wobei die nationalsozialistischen Führer öffentlich aufge
fordert wurden, sich in der Diskussion für ihre arbeiterfeindliche Politik zu
verantworten.
Die Versuche der Naziführerschaft, in ihren eigenen Versanmihmgen eine Auseinan
dersetzung mit dem Kommunismus zu unterbinden, können bei genügender 
Massenmobilisierung zur Besetzung der \ ersammlungsräume sicherlich mancherorts 
durchbrochen werden. Dabei empfiehlt es sich, nicht nur darauf hinzuarbeiten, daß 
:in kommunistischer Diskussionsredner in der Versammlung sprechen kann, son
dern die Versammlung von vornherein in der Weise zu beeinflussen, daß in der Form 

abgezogenen Flugblättern wirksame Tatsachen über die arbeiter
verräterische Politik der nationalsozialistischen Führer mitgeteilt

die proletarischen Versammlungsbesucher gerichtet

von

und bestimmte Fragen an 
werden.
Die Parteiorganisationen müssen auch angewiesen werden zur systematischen

nationalsozialistischen Arbeitern,S a m m 1 u n g V o n A d r e s s e 11 v o n 
damit das antifaschistische Agitationsmaterial der Partei direkt denselben zugeleitet 
werden kann und dieselben zu Ausspracheabenden herangezogen werden können. 
Besonders notw endig und im .Moment besonders erfolgreich wird das gegenüber den 
.Arbeiteranhängern der abgesplitterten 5/rasA'er-Richtung' sein.
Für den Aufbau der Roten Betriebs wehren folgen in den nächsten Tagen 
ausführliche .4nweisungen.

1 Cerncinl ist die 1930 von der NSDAP abgesplitterte ..Kainjd'gemeinschaft revolutionärer Nationalso
zialisten“ unter Otto Strassen.
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2. Ausbau der Funkti onärsorga ne zu Mitteilungsblättern 
Erst wenige Bezirke sind dazu übergegangen, das Funktionärsorgan, das regelmä
ßig monatlich lieraiiskommen muß. zu einem Mi 11 ei 1 ii ngs - und Diskus- 
sionsblatt für die gesamte Mitgliedschaft auszubauen. Es kann 
sich aber nicht darum handeln, einen Rundschreiben-Ersatz zu schaffen und 
allgemeine Fragen in diesem Blatte zu bringen. Das Mitteilungsblatt soll eine Art 
Parteiarbeiter^ im Bezirksmaßstäbe sein und auf alle praktischen Fragen, die für den 
Bezirk [an]stehen, soll darin anschaulich eingegangen werden. Sämtliche Gebiete 
der Parteiarbeit müssen regelmäßig an Hand von firaktischen Beispielen beleuchtet 
werden und es kommt besonders darauf an, daß die .Arbeit bestimmter Zellen, 
oder Fraktionen, oder Massenorganisationen selbstkritisch beleuchtet wird. Dabei ist 
darauf zu sehen, daß die Zellengenossen selbst mehr als bisher Beiträge für das 
Mitteilungsblatt liefern. Jedem Parteifunktionär und jedem Mitglied muß Geleg 
heit gegeben werden, seine Erfahrungen im Bezirksorgan auszutauschen.
Die Bezirke werden, wenn

nur

en-

die Mitteilungsblätter regelmäßig erscheinen, besonders 
wichtige Fragen allgemein politisch-organisatorischen Inhalts behandeln müssen. Zu 
diesem Zwecke ward die Orgabteilung regelmäßig eine Maternseite übermitteln.^

3. Selbstkritik der Zell
Die Selbstkritik der Parteizellen, besonders in den Betrieben, ist in der letzten Zeit 
besser geworden. Sie geschieht jedoch noch nicht in dem Maße, wie es eine 
gründliche Arbeit der Partei verlangt. Eine große Anzahl von Zellen nimmt nach der 
Durchführung von Kampagnen noch nicht oder ungenügend zu den jew'eiligen 
Erfahrungen in selbstkritischer 'S'eise Stellung.
Es ist notwendig, nicht nur in den Zellensitzungen zu den Erfolgen. Fehlern und 
Mängeln der Zelle Stellung zu nehmen, sondern auch vor der Gesamtarbeiterschaft 
in Belegschafts- und üffentlichen Versammlungen. Ferner müssen die Betriebszei
tung. das Bezirks-Mitteilungsblatt. Parteiarbeiter- bzw. Funktionärskonferenzen 
und die Tagespresse zu diesem Zwecke mehr als bisher ausgenutzt werden. Jede 
größere Zelle im Bezirk ist verpfhchtet. zu den einzelnen Kampagnen Resolutionen 
vorzulegen, die dann auch in den genannten Mitteilungsblättern veröffentlicht und 
kommentiert werden müssen.
In V'erbindung mit dem Ausbau des I n s t r u k t e u r s t a b e s für alle 
Betriebe muß also die Frage der ständigen Kontrolle der Arbeit der Zellen 
den Bezirks- und Unterbezirksleitungen ins Auge gefaßt w’erden. Die Instrukteure 

dafür Sorge tragen, daß nach jeder Kampagne die Schw’ächen und Mängel, 
die sich gezeigt haben, gründlich erörtert, die notwendigen Maßnahmen zu ihrer 
Behebung beschlossen und die Erfahrungen in der gesamten Parteipresse ausgewer
tet w'erden.

e n

von

müssen

2 Der Parteiarbeiter, zentrales Funktionärsorgan der KPD; vgl. Dok. 23. Anin. 8.
3 Die meisten Bezirks-Milteilungsblätter erschienen offenbar nicht regelmäßig, doch gaben viele Bezirke 

solche Blätter heraus, z. B. erschienen: Der Rernlationär I NiederrheinI. Pionier des Bolschewismus 
(Ruhr). Der Bolschewik (Sachsen). Lenins llep; (Niedersachsen). Der lortrupp (Baden-Pfalz). Der 
Organisator der Revolution (Ostpreußen). Die rote Offensive (Südbayern). Hammer und Sichel 
(Nordbayeni).

198



17.7.1930 25 a.Anweisungen der Orgabteilung

Wir legen darauf ^'ert. regelmäßig solche selbstkritischen Stelhingnahinen der 
Zellen abschriftlich zn erhalten, auch dann, wenn es sich um weniger wichtige 
Fragen handelt. Dieses .Material ist für uns von großeiii ert.

4. Methode der Berichterstattung
Immer wieder machen wir die Erfahrung, daß sich die Bezirke bei der Abfassung von 
Berichten nicht an die gestellten Fragen halten, sondern sie so beantworten, wie es 
ihnen gerade paßt. Dadurch wird die Zusammenstellung der Berichte im Reichsmaß
stabe erschwert und kostet überflüssige Zeit.
Bei der kürzlich erfolgten Anforderung der Instrukteure und Referenten in 
den Bezirken und Elnterbezirken melden verschiedene Bezirke nicht die angeforder- 

Zahlen. sondern fuhren alle Instrukteure und Referenten namentlich an. 
Abgesehen davon, daß es eine unnütze Gefährdung der Genossen ist, wenn sie alle 
namentlich genannt werden, bedeutet das eine überflüssige Belastung der Schreib
kräfte. Auch in diesem Falle haben sich die meisten Bezirke nicht an die 
Fragestellung gehalten. Sie venv'echseln einerseits die Instruktetire mit den Referen
ten. andererseits die Instrukteure und Referenten der Bezirksleitung mit denen der 
Unterbezirksleitung, so daß ein einheitlicher Überblick beim besten Willen nicht 
möglich ist.
W'ir bitten Euch deshalb, künftig bei der Berichterstattung die gestellten Fragen 
genau zu beachten und nicht nach eigenem Schema zu berichten.

ten

5. Berichte über die Buchkontrolle"*
Die Berichte über die Buchkontrolle sollen nach folgender Disposition gegeben 
werden:
a) allgemein-politische Erfahrungen der Buchkontrolle.
b) die festgestellten organisatorischen Schwächen.
c) der Zustand des Kassiererapparates.
d) wieviel Genossen sind mit den Beiträgen rückständig und wie lange (über 6 
Wochen, über 3 Monate, über 6 Monate)?
e) werden die richtigen Beitragsklassen im allgemeinen geklebt?
f) wieviel von den kontrollierten Genossen sind faktisch aus der Partei ausgeschie
den, d.h. wieviel Genossen haben weder eine politiscbe, noch organisatorische 
Bindung mit der Partei?
g) sonstige Erfahrungen.
Den Bericht erbitten wir in 4 Exemplaren. Bei der Beantwortung der Frage d) 
genügt es. wenn einige Beispiele aus Ortsgruppen. Betriebs- und Straßenzellen 
gebracht werden, aus denen sich die allgemeine Linie ergibt. Einsendetermin 
des Berichtes: 1. August.

Mit kommunistischem Gruß! 
ZK-Org.

4 Vgl. Dok. 23. Anm. 7.
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25 b.

17. 7. 1930: Anweisungen der Agitpropabteilung zu Bezirksbrosehüren

Anlage zu Nr. 25. Überschrift: ..Kundschreiben Nr. 10. Anweisungen der Agitpropabteilung.“

Inhaltsverzeichnis:
Betr.: Bezirksbroschüren

Betr.: Bezirksbroschüren
In letzter Zeit ist es mehrfach vorgekommen. daß von Bezirksleitungen ohne 
Genehmigung des ZK Broschüren herausgegeben worden sind. Wir machen darauf 
aufmerksam, daß diese eigene unkontrollierte Verlagstätigkeit seit jeher in der Partei 
verboten ist. Zentralagitprop und der Parteiverlag sind nicht imstande, die zentrale 
Verlagstätigkeit korrekt zu führen und zu regulieren, wenn von den Bezirken 
eigenmächtig Broschüren herausgegeben werden.
Anlaß zu dieser Erinnerung bietet ein ^’orfall der letzten Tage. Die Litstelle 
Königsberg lehnte die Abnahme von Literatur für den 1. August ab, weil eine 
Bezirksbroschüre vertrieben werden mußte. Erst dadurch erfuhr das Sekretariat 
der Broschüre ..Mazi-PesfÖ Die Broschüre ist aus bereits erschienenen Parteibro
schüren oder sonstigen Veröffentlichungen zusammengestellt. Auf ostpreußische 
Verhältnisse ist mit nur einem Beispiel Bezug genommen (obwohl vom Echo^ mehr 
Material veröffentlicht war). Das Sekretariat hätte die Veröffentlichung dieser 
Broschüre nicht genehmigt, umsoweniger, als die Partei eine neue Nazi-Broschüre in 
Vorbereitung hat.

von

Um solche Eigenmächtigkeiten zu unterbinden, haben wir gleichzeitig die Geschäfts
kommissionen und Druckereileiter in Kenntnis gesetzt, daß für Bezirks-Broschüren 
die Genehmigung des ZK vorliegen muß. Das gilt auch für die Kalender, die 
alljährlich einzelnen Bezirken herausgegeben werden.von

Mit kommunistischen Gnd^!
_______ ZK-Agitprop
1 Gemeint ist das Echo des Ostens. Organ der KPD im Bezirk Ostpreußen. Die Zeitung erschien in 

Königsberg.

26.

31. 7. 1930: Instruktion des Sekretariats zur „Arbeit roter Wahlausschüsse“

HSt.A Düsseldorf. Reg. Diiss. Nr. 3ü642b. S. 148-149; Polizeiliche Abschrift. Überschrift: 
..Zentralkomitee der KPD. Sekretariat. Instruktion.“

Für die Organisierung und Arbeit roter Wahlausschüsse, der roten Wahlhelfergrup
pen und der Errichtung von Agitationslokalen.'

1 Vorliegende Anweisungen dienten der Vorbereitung der KPD auf den W ahlkampf für die Reichstags
wahlen am 14. September 19.30. ln diesen Vi'ahlen führte die Liste der KPD die Nummer 4. Vgl . unten
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1 Die roten Wahlausschüsse sind Einheitsfrontorgane des revolutionären Proleta
riats zur Organisierung des politischen Massenkainpfes gegen Unternehineroffensive, 
Sozial- und Kulturreaktion, gegen faschistische Diktatur, gegen die bürgerlichen 
Parteien, einschließlich der Nazis und gegen die Sozialfaschisten, für die revolutiona-

Kandidaten der Arbeiterklasse, für die Liste 4. für die Kommnnistische Partei 
Deutschlands.
2 Die roten Wahlausschüsse werden gebildet unter Führung der Kommunistischen 
Partei im Verlaufe der Massenmobilisierung zu den Reichstagswahlen zum Zwecke 
der Einbeziehung neuer revolutionärer und radikalisierter Schichten in die aktive 
Arbeit zur Popularisierung der wirtschaftlichen und politischen Tages- und Endfor
derungen der verschiedensten Schichten der Werktätigen unter Führung der Partei 
und zur L’nterstützung aller während der Wahl durchzulührenden politischen, 
organisatorischen und agitatorischen, propagandistischen Arbeiten für die Liste 4.
3 Die roten W'ahlausschüsse sollen gebildet werden in Stadtteilen. Häuserblocks, 
Massenorganisationen, von der Jugend und von den Berufsgruppen, die m anderen 
Einheitsfrontorganen (KampReitungen. Tarifausschiissen. Ei-^verbslosenausschus- 
sen, Frauen- und Antikriegskomitees iisw.) bisher nicht vertreten sind, oder die aut 
Grund der besonderen Struktur ihres Berufes in diese nicht embezogen werden 
können.
4. In den Betrieben ist die stärkste Propaganda für die Schaffung vorbereitender 
Kampfleitungen und an den Stempelstellen für die Schaffung und Verstärkung der 
Erwerbslosenausschüsse, sowie unter den werktätigen Frauen zur Bildung und 
Verstärkung der Komitees werktätiger Frauen zu entfalten. Sie üben wahrend des 
Wahlkampfes gleichzeitig die Funktion der Wahlatisschusse aus und entsenden 
Delegierte m die Stadtteile oder örtlichen Ausschüsse.
5 Die roten Wahlausschüsse sollen auf möglichst breiter Basis unter Einbeziebung 
aller aktiven Kräfte, die bereit sind, die Liste 4 zu unterstützen und für sie zu 
arbeiten, gebildet werden. Besonders muß versucht werden, neben parteilosen 
Arbeitern und Arbeiterinnen sozialdemokratische und christliche Arbeiter und 
Angestellte sowie Beamte einzubeziehen. Die Jugend soll möglichst eigene W ahlaus- 
schüsse bilden, wo dies unmöglicb ist. müssen die jugendlichen Arbeiter m die 
übrigen Wahlausschüsse einbezogen werden.
6. Sind mebrere solche Wahlausschüsse entstanden, müssen sie unter Einbeziehung 
von Delegierten der übrigen bestehenden Einheitsfrontorgane (Betriebsräten, revolu
tionäre Vertrauensleutekörpern, vorbereitenden Betriebskampfleitungen. Erwerbs
losenausschüssen. .Antikriegskomitees und Frauenkomitees. sowie Mieterausschussen 
und antifaschistischen Kartellen) im Ortsmaßstabe, in den größeren Städten 
stadtteilweise und darüber hinaus zentral znsammengefaßt werden. Sie bilden 
zusammen dann den Orts- und Stadtwahlausschuß. Die einzelnen .Angehörigen der 
roten W/'ahlausschüsse werden in kleine Arbeitskonimissionen für die verschiedensten 
Aufgabengebiete eingeteilt. (Sammlung von Material zum Kampf gegen den Gegner,

die älinliclien Anweisungen zur Reiclistagswahl ■ j
zei..en dentlicli den \ ersu<li der Partei, sä.ntliehe Parteimitglieder aktiv Inr die Vorbereitung der 
Wtdilen einznsetzen un.l aus dem M ahlkampf eine .Massenbewegung für die Partei zu gestalten, 
zugleich aber durch Bildung neuer Organe (M ahlausschiisse) eine sog. ..Einheitsfront zu demon- 
striereii.

ren

(). November 1932. Dok. 78. Beide Dokumentevom
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26. 31. 7.1930 Instruktion des Sekretariats zur ..Arbeit roter Wahlausschüsse“

Verteilung des eigenen Materials. Kontrolle der Propaganda und Agitation, Vorberei
tung von Versammlungen, für Versammlungsscliutz. für Kurierapparate. Errichtung 

Bastelstuben. Herstellung von eigenem Agitpropmaterial usw.) Für jede 
Kommission wird ein Obmann bestimmt, der die Kommissionsarbeit verantwortlich 
leitet und in der Ausschußsitzung Bericht erstattet.
7. Die Wahlausschüsse richten unter Führung der Partei sofort als Voraussetzung für 
die Schaffung und Zusammenfassung breiter roter Wahlhelfergruppen in allen 
Stadt- und Ortsteilen Agitationslokale ein. möglichst in der Nähe von Betrieben. 
Stempelsteilen, an wichtigen Plätzen und Verkehrspunkten. Für die jugendlichen 
Arbeiter und antifaschistischen Kartelle sind besondere Agitationslokale einzu
richten.
Die Agitationslokale sind sofort mit Transparenten. Fahnen, Plakaten, mit 
Fosungen auszuschmücken, auffällig kenntlich zu machen und fortlaufend in der 
Presse zu veröffentlichen.
In den Agitationslokalen müssen ständig einige zuverlässige Genossinnen. Genossen 
oder sympathisierende Arbeiter anwesend sein, die Auskünfte geben, die sich 
meldenden roten \\ ahlhelfer sorgfältig registrieren und ihnen bestimmte Wahlarbei
ten zuweisen. Außerdem muß m jeder Stadt und m jedem Ort ein zentrales, örtliches 
Agitationslokal. in den Unterbezirksvororten ein Unterbezirks- und in den Bezirks
vororten ein Bezirksagitationslokal errichtet werden. In diesen müssen neben der 
verantwortlichen Leitung ständig Motorradfahrer. Radfahrer oder Läufer als Kuriere 
zu den übrigen Agitationslokalen zur 
und zur Kontrolle anwesend sein.
8. Sämtliche roten Wahlausschüsse müssen ständig bestrebt sein, sympathisierende 
Arbeiter als rote Wahlhelfer zu gewinnen. Alle Versammlungen und V eranstaltungen 
müssen ausgenutzt werden, um breite rote Wahlbelfergruppen zu schaffen. Sie sind 
sorgfältig zu registrieren und den einzelnen Agitationslokalen zwecks Zuweisung 
bestimmten V ahlarbeiten zu überweisen.
9. Die roten Wahlhelfer erhalten eine rote Armbinde mit der Inschrift ..Roter 
Wahlhelfer für die Liste 4 - KPD". Diese roten Armbinden sind bei besonderen 
Anlässen. Versammlungen. Demonstrationen. Landpropaganda usw. zu tragen.
10. Den verschiedenen Gruppen der roten Wahlhelfer werden bestimmte Aufgaben 
übertragen. (Ausschmückung der Agitationslokale. Maus- Hof- und Landpropa
ganda. Agitation vor den Betrieben und an den Stempelstellen. \ erteilung und 
Kleben des W ahlmaterials. Unterstützung der Sammlung für den W ahlfonds, 
Schablonieren, Verkauf von Literatur. Abschreiben von Wählerlisten und Schlepper- 
dienst.) Selbstverständlich verrichten die roten Wahlhelfer ihre .Vrbeiten in engster 
Verbindung mit den Betriebs- und Straßenzellen und mit den Mitgliedern der mit 
uns sympathisierenden Massenorganisationen. Wo irgend möglich, sollen rote 
W ahlausschüsse und rote Helfer gemeinsam kleine Aufrufe an die Massen veröffent
lichen. Die roten W ahlhelfer werden ferner in engster Verbindung mit den roten 
Betriebswehren von dem antifaschistischen Ortskartell zum Schutze der Agitations
lokale. der Transparente. Plakate und den \'ersammhmgen. Demonstrationen und 
den sonstigen W ahleinrichtungen herangezogen.
11. Für besonders gute Arbeit roter Wahlausschüsse oder roter W ahlhelfer sollen 
Bücherpreise zur Förderung eines gewissen revolutionären Wettbewerbs gestiftet

von

unseren

Überbringung von Mitteilungen. Meldungen

von
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18. 9.1930 27.Anweisungen des Sekretariats an die Bezirksleitungen

werden. Ferner sollen diese guten Beispiele fortgesetzt als weiterer Ansporn in 
Presse veröffentlicht werden. Das Ziel bei der Durchführung dieser Aufgaben

rote Wablausscbüsse und
unserer
muß sein; hunderte rote Agitationslokale, tausende 
zehntausende rote Wahlhelfer für die Liste des revolutionären Massenkamples für
die Liste 4!. für die KPD!

27.

18. 9. 1930: Anweisungen des Sekretariats an die Bezirksleitungen

BA R 134. Bd. 61. S. 43-72 und StA Bremen. 4. 6.5 - 11 A 12a. Bd. 27: Polizeiliehe Abschrift. 1 .VN 
2160/6. 10. Cberschrift: ..Rundschreiben Nr. 12 Anweisungen des Sekretariats.“

Inhaltsverzeichnis:
Analvse des Wahlergebnisses 
Praktische Aufgaben nach der ahl
Überprüfung der Kadres - \<ierbekam]3agne (Antifaschistenaufgebot)
Erfassung und Schulung der Neuaufgenommenen 
Berichterstattung

W. G.!
Zu dem Ergebnis der Reichstagswahlen.’
Eage. zu den Aufgaben der Partei, müssen sofort breite Parteiarheiterkonferenzen 
sowie sämtliche Parteizellen Stellung nehmen. Ebenso rmd.s in öffentlichen .Massen
versammlungen, in Belegschaftsversammlungen, in den Gewerkschafts- und Massen
organisationen die Frage des kommunistischen Wahlsieges, der Einheitsfront des 
Proletariats gegen Kapitalismus, Faschismus und Soziallascliismus unter der Füh
rung der KPD gestellt werden. Die Bezirksleitungen müssen das Wahlergebnis ihres 
Bezirks einer genauen, konkreten Analyse unterziehen und die Auswertung “ 
engsten Zusammenhang mit den aktuellen politischen Aufgaben bringen: der 
Stärkung der Parteiorganisation, der Organisierung der Wirtschaftskampfe, des 
Aufbaues der Organisation der RGO. der Vorbereitung des politischen Massenstreiks, 
der Schaffung roter Betriebswehren. der ideologischen Arbeit zur Gewinnung der 
SPD-Arbeiter. der Brechung des Masseneintlusses des Faschismus. Aufs engste ist 
damit die Berichterstattung über die Beschlüsse des \ . RGI-Kongresses und die

der durch die Wahlen geschaffenenZU

im

1 Bei den Reichstagswahlen am H. September 1930 erzielte die KPD merkliche Stimmengewinne, si: 
schrieb daher auch ..Der Kommunismus im Vormarsch” ilnprekorr .Nr. 78 vom 16.9.1930, 
S. 1929f.). Der eigentliche Sieger der Wahl war jedoch die NSDAP. Gegenüber der Reichstagswahl 

1998 154 Mandate und 3 263 354 Stimmen) errang die KPD mit 4 587 708 Stimmen 77
16. 9. 1930,von

Reichstagsmandate und 13.1%. Vgl. Schulthess 19.30 S. 194. Vgl. Inprekorr Nr. 78 
S. 1939. Vgl. zu den Wahlen auch: Alfred Milatz. W ähler und W ahlen m der Weimarer Republik. 
Bonn 1965.

2 Vgl Protokoll des V. Kongresses der Roten Gewerkschafts-Internationale, abgehalten in .Moskau 
15 bis 30 August 1930. 2 Bde.. Berlin 1930. Vgl. aticli ..Das Echo des \ . RGI-Kongresses in

14. 10. 1930. S. 2109.

vorn

vorn

Deutschland* . Inprekorr Nr. 86 vom
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Diskussion über die praktischen Wege zu ihrer Durchführung zu verbinden. (Wir 
verweisen auf den Artikel Aev Roten Fahne vom 16. 9.. auf den Appell des ZK 
17. 9., auf die Rede des Genossen Thälmann vor den Berliner Parteiarbeitern. RF 
vom 19. 9., auf den Artikel dev Prawda-RF vom 17. 9.) *

I. Analyse des Wahlergebnisses
Das entscheidende Merkmal des Wahlergebnisses ist der gewaltige Wahlsieg der 
KPD. 1300000 neue Kämpfer wurden in die Front des revolutionären Klassenkamp
fes emgereiht. Diesem Ergebnis gegenüber sind alle anderen Erscheinungen als 
Umgruppierung innerhalb des bürgerlichen konterrevolutionären Eagers von zweit
rangiger Bedeutung. Mit der größten Entschiedenheit muß jeder Panikmacherei in 
bestimmten Peilen der Arbeiterschaft wegen des nationalsozialistischen >Ä'ahlerfolges 
entgegengetreten werden. Es ist den Nationalsozialisten keineswegs gelungen, in die 
proletarisch-marxistische Front einzudringen, denn diese Front steht allein im Eager 
der KPD. Gewinne der Nationalsozialisten anf Kosten der bürgerlichen Mittelpar
teien nnd der SPD sind zwar ein wesentliches Zeichen der allgemeinen Verschärfung 
der Lage, der Faschisierung, aber nicht vergleichbar mit dem Fortschreiten der 
proletarischen revolutionären Massenbewegnngen unter der Fahne des Kommu
nismus.
Der gewaltige Vormarsch der KPD und der in diesem Maße unerwartete Erfolg der 
Nationalsozialisten, die Dezimierung der bürgerlichen Mittelparteien, die schweren 
Verluste der SPD, diese Tatsachen zeigen, daß die politische Krise in Deutschland 
bereits viel weiter fortgeschritten ist, als allgemein selbst in unseren Reihen 
angenommen wurde. Die äußerliche parlamentarische Tatsache, daß die Parteien, 
die sich offen zum Kapitalismus bekennen, im kommenden Reichstag in der 
Minderheit sind, signalisiert die Tatsache, daß das herrschende kapitalistische 
System im raschen Tempo seine Massenbasis verliert, daß die Mehrheit des 
werktätigen Volkes von der L^nhaltbarkeit der bestehenden Verhältnisse immer mehr 
überzeugt wird. Dabei ist zu bedenken, daß die Wahlen mitten in der Zeit einer 
entscheidenden Krise des revolutionären Aufschwunges fällen, daß der Prozeß der 
Zersetzung der Bourgeoisie, der Radikalisierung der Massen weitergeh"’' ’nd in noch 
rascherem Tempo vorwärtsschreiten wird.
Von der größten Bedeutung für die weitere Entwicklung der Arbeiterbewegung in 
Deutschland ist die Tatsache der ernsten Erschütterung der Massenbasis der 
Sozialdemokratie. Dem Verlust von 6% entspricht bei Berücksichtigung der stärke
ren Wahlbeteiligung ein tatsächlicher Verlust der SPD von etwa 18%. Wenn man 
dazu bedenkt, daß infolge der Zersetzung der demokratischen Partei zweifellos ein

vom

3 Der Artikel in ÄT Nr. 216 vom 16. 9. 1930 forderte: ..Jeder KPD-Wiihler ein RGO-Käinpferl". Der 
..Appell an die deutsche Arbeiterschaft“. Ä/’Nr. 21? vom 17. 9. 1930 forderte alle KPD-Wähler auf, 
sich ..unter den roten Fahnen” ..für die soziale und nationale ßefreiuiif; des deutschen V olkes“ zu 
sammeln. Der Appell endete mit: ..Es lebe der Kampf für ein freies, sozialistisches Sowjetdeutsch
land!" In seiner Rede ..Unser W ahlsieg und die nächsten Kampläufgaheu unserer Partei“. /ff 'Nr. 220
vom 20. 9.; Inprekorr Nr. 80 vom 23. 9. 1930. S. 1980 ff. bezeichnete Thälmann das Wahlergebnis 
als „Ausdruck des Bankrotts des parlamentarischen Systems und der bürgerlichen Demokratie“. Die 
Prawda wertete die 'W ahlen am 16. 9. 1930 als ..starken Impuls der weiteren Zerrüttung der 
kapitalistischen Stabilisierung in Europa“, als Ankündigung der ..heraufziehenden Klassenkätnpfe in 
Deutschland". Vgl. /ff Nr. 217 vom 17. 9. 1930; Inprekorr ^r. 79 vom 19. 9. 1930. S. 19.39 f.
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größerer Teil bürgerlicher Anhänger der demokratischen Partei abgeschwenkt ist, 
kann man den V erlust an proletarischen Stimmen auf über 1 Million schätzen. Dieser 
Verlust ist für die SPD desto schwerer, als er besonders groß ist in den entscheiden
den industriellen Zentren. Wir dürfen aber nicht verkennen, daß die SPD m den 
meisten Bezirken noch einen stärkeren Anhang hat als wir. daß auch in solchen 
Bezirken, wo wir die SPD zurückgedrängt haben, ihr Einfluß auf die Arbeiterschaft 
das schwerste Hemmnis der Massenmobilisierung bleibt. Die SPD ist nach wie vor 
der Hauptfeind der .Arbeiterklasse, dessen Einfluß gebrochen werden muß, um mit 
Aussicht auf Erfolg den entscheidenden Schlag gegen Bourgeiüsie und Faschismus 
führen zu können. Die Schaffung der Einheitsfront des proletarischen Klassenkamp
fes gegen Faschismus und Kapitaloffensive ist das wichtigste Mittel zur Gewinnung 
der Anhänger der Sozialdemokratie, zur Zerschlagung der Massenbasis des Sozial
faschismus.'* Die innere Krisis der SPD. die Dezimierung der sozialdemokratischen 
Arbeiter, ihr steigendes Mißtrauen auf Grund der letzten Anbiederung der Führer 
Brüning, niüssen täglich von uns in V ort und Schrill ausgenutzt weiden.
Wie schon betont, ist es den Nazis nicht gelungen, neuen 
revolutionären Proletariats zu gewinnen. Dagegen besteht die ungeheure Gefahr der 
nationalsozialistischen Bewegung darin, daß es ihr gelungen ist. fast restlos die mit 
der Politik der Bourgeoisie unzufriedenen, verzweifelten werktätigen Massen, die 
bisher die Gefolgschaft der bürgerlichen Parteien (und zum Teil der Sozialdemokra
tie) waren, für sich einzufangen. Zweifellos überwiegen in dem Milhonenanhang der 
Nationalsozialisten solche Schichten, die ihrer Klassenlage nach zum Pioletariat 
gehören, dem Proletariat nahestehen, oder als Verbündete für das revolutionäre 
Proletariat gewonnen werden könnnen: Angestellte. Beamte. Mittelstand. Bauern 
usw. Zwischen der KPD und den Nationalsozialisten spielt sich in erster Einie der 
Kampf um die Hegemonie über die werktätigen nichtproletarischen Schichten ab. 
Die Bedeutung unseres Programms der sozialen und nationalen Befreiung der 
werktätigen Massen durch den proletarischen BefreiungskampP liegt in erster Lime 
darin, daß es diesen .Massen den einzigen Ausweg zeigt. Das Walilergebnis beweist 
jedoch, daß wir an diese Schichten noch viel zu wenig herangekommen sind. Der 
Gewinn der Nazis bedeutet zunächst eine Massenmobilisierung für die faschistische 
Konterrevolution. .Nicht von selbst werden diese irregeführten .Massen sich vom 
Faschismus abwenden und zur roten Klassenlront stoßen, sondern nur auf Giund 
der energischsten \ erstärkung des politischen und wehrhaften Vlassenkampfes gegen 
den Faschismus und der svstematischen .Arbeit unter diesen von uns bisher nicht 
genügend erfaßten und beeinflußten Mittelschichten. Kampf gegen den Faschismus, 
gegen die faschistische Bourgeoisie, unseren Hanptfeind. bedeutet keineswegs bloß 
Kampf gegen die Nazis. Die .Nazis sind der aktive konterrevolutionäre Kampftrupp, 
aber die gesamte Bourgeoisie und alle bürgerlichen Parteien, einschließlich der SPD,

au

Anhang innerhalb des

4 Im Text irrlürnlich .,Antitas( iiismus".
5 Die ..Prograiiiraerklärung zur nationalen und sozialen Befreiung des deutschen Volkes“ erschien 

24. 8. 1930 als Wahlkarnpf-Prograinm in der Roten Fahne (Nr. 197) und m Inprekorr Nr. .2 ■
26. 8. 1930. S. 17.55 ff. Sie erlangte jedoch allgemein programmatische Bedeutung in der Politik der 
KPD Vd-I Lothar Berthold-Ernst Diehl. Bevolutionäre deutsche Parteiprogramme. Vom kommunisti
schen Manifest zum Programm des Sozialismus. Berlin (Ostl 1964. S. 119 ff.: Zur Geschichte ikr 
KPD. S. 28.5-291; Weher, Dokumente S. 58-65. Vgl. auch Lothar Berthold; Das Progranini der KPD

nationalen und sozialen Befreiung des deutschen V olkes vom August 1930. Berlin (Ost) 19ob.

am
vom

zur
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z. Zt. unter der Führung des Zentrums, inarstdiieren den IX eg zuin Faschismus im 
beschleunigten Tempo.

Die Behauptung der Zentrumsl'ührer. daß sie ihre Position gehalten haben, 
entspricht nicht den Tatsachen. Prozentual ist der Anteil von Stimmen vom Zentrum 
und der Bayerischen Volkspartei iin Vergleich zu 1928 von 11.9 auf 11.7% gefallen. 
Man muß außerdem bedenken, daß das Zentrum als die festeste und zuverlässigste 
Partei der Bourgeoisie, die in der Faschisierung eine führetide Rolle spielte, in diesem 
W ahlkampf beträchtlichen Zulauf aus bürgerlichen Kreisen bekommen hat. die 
sonst aus konfessionellen Gründen nicht für das Zentrum gestimmt haben. Eine 
Betrachtung des Wahlergebnisses in den einzelnen Gebieten, insbesondere in 
Niederrhein und Oberschlesien zeigt deutlich, daß es uns gelungen ist. Arbeiteran
hänger des Zentrums für uns zu gewinnen. So wenig befriedigend das Ergebnis 
unserer Arbeit auf diesem Gebiete auch bisher ist. so müssen doch die ersten Anfänge 
des Erfolges sorgfältig ausgewertet werden, um hier weiter vorzustoßen. Die Bezirke 
mit starker katholischer Arbeiterbevölkenmg müssen endlich besondere Maßnah
men für die revolutionäre .Arbeit unter den ( hristlichen Arbeitern durchführen.

Bei einer allgemeinen Betrachtung des Erfolges unserer revolutionären Massenmobi
lisierung im Vergleich zum Vormarsch des Faschismus müssen wir als größte 
Schwäche unserer Arbeit feststellen, daß die V erbindung des Wahlkampfes mit der 
außerparlamentarischen Massenmobilisierung absohit ungenügend war. Während 
des Wahlkampfes ist es nicht gelungen, einen größeren tariflichen oder außertarifli
chen Wirtschaftskampf auszulösen. Steuerstreiks zu führen, eine Massenaktion 
gegen den Faschismus in den Betrieben auszulösen, den Aufbau der roten Betriebs
wehren. den Ausbau der RGO. in den Betrieben wesentlich zu fördern. Da die 
Organisierung der Massenstreiks der politische Angelpunkt [in] der weiteren 
Entwicklung das entscheidende Kettenglied ist. müssen wir die Aufmerksamkeit der 
Organisationen auf diese schwächsten Stellen unserer .Arbeit konzentrieren. Der 
ungenügende Erfolg gegenüber dem Faschismus ist nicht allein daratif zurückzufüh
ren. daß die Agitation und Propaganda für unsere Programmerklärung noch nicht 
genügend an die breitesten Schichten herangebracht wurde - es gibt heute noch 
Tausende Dörfer, viele Fabriken, wo sie unbekannt ist — sondern aticli darauf, daß 
die praktischen Kanipfmaßnahmen. die gerade der Mobilisierung der Schichten 
dienen, die diesmal für die Nationalsozialisten gestimmt haben (Bewegung der 
Angestellten und Beamten für Gehaltsforderungeii. gegen Massenentlassungen, 
Steuerstreik. Alieterstreik. Massenwiderstand der Bauern gegen Steuerexekutionen 
usw.) nicht genügend von uns organisiert wurden. Die Wahlagitation vollzog sich fast 
ausschließlich im Wohngebiet. Fast alle Leilimgen haben durch die geringe Anzahl 
von Belegschaftsversammhmgen. die zum \X ahlkampf Stellung nahmen, bewiesen, 
daß der Betrieb noch nicht im Brennpunkt ihrer Politik liegt. Eher liegt der schwerste 
Mangel bei der Führung dieses Wahlkampfes.

Das Wahlergebnis ist nicht nur ein Anzeichen der äußersten Verschärfung der 
politischen Krise in Deutschland, des Fleramiahens der revolutionären Krise, sondern 
zugleich selbst ein .Anlaß zur Verschärfung der Klassengegensätze und des Klassen
kampfes, zur Beschleunigung des Fleramiahens der revolutionären Situation. Ganz 
gleichgültig, wie die kommende Regierung aussehen wird (ob Minderheitsregierung 
der jetzigen Koalition, gestützt auf die SPD oder irgendwelche Kombination mit den
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Nationalsozialisten), unter allen Umständen wird die Bourgeoisie ihre Maßnahmen 
Ausplünderung der werktätigen Massen, des verschärften faschistischen Kurses 

und der Unterdrückung der revolutionären Bewegung beschleunigen und verstärken. 
Die Partei muß daraid’ vorbereitet sein, aitch unter den Bedingungen schärferer 
Verbote die .Agitation und Massenmobilisierung durchführen zu können. Die 
Zubereitung des politischen Massenstreiks gegen die tlrohenden Angriffe der 
faschistischen Bourgeoisie muß scharf in den \ ordergrund gestellt werden. 
Viereinhalb Millionen W ähler der KPD bedeuten eine ungeheure revolutionäre Kraft, 
aber 4V2 Millionen Wähler sind noch nicht 4V2 Millionen organisierte Klassetikämp- 
fer. Die Stärkung der Parteiorganisation, der .Aushau der RCX) zu einer .Massenorga
nisation. die Schaffung roter Betriebswehren, die Schaffung neuer und festerer 
A^erbindungen der Partei mit den Massen durch ein System voti Einheitsfrontorganen 
ist eine grundlegende .Aufgabe, die uns durch deti AAahlerfolg gestellt ist.

zur

II. Praktische .Aufgaben nach der Wahl
1. Die wichtigste, unmittelbare Aufgabe, atil die die Hauptkräfte der Partei und die 
jetzt noch nachwirkende Begeisterung und .Aktivität der Parteimitglieder auf Grund 
des W ahlsieges überzuleiten ist. ist die \ orbereitung und Organisierung der 
Lohnkämpfe, die fast in allen Bezirken auf der Tagesordnung stehen. Die Partei muß 
eine wirkliche AVendung zu den Betrieben durchführen und. koste es. was es wolle, 
dort unsere Positionen festigen bzw. neue schaffen. Die steigende Erwerbslosigkeit, 
die .Maßregelungen der Unternehmer, die Denunziationen der Sozialfaschisten. der 
Versuch der Nationalsozialisten, mit Hilfe der Unternehmer in die Betriebe 
einzudringen - all dies macht diese Aufgabe zu der wichtigsten, die vor jeder 
Parteileitung steht. .Nichtverlegung des Schwergewichts unserer Politik auf die 
Betriebe ist in der jetzigen Situation Zeichen entweder eines mangelnden politischen 
Sinnes und absoluter L'nfähigkeit eines Eunktionärs. oder verbrecherischer Leicht

isolierung von den entscheidenden Schichten desfertigkeit. weil dieser Leider zur 
Proletariats und zur Ohnmacht in der trage der selbständigen Führung der 
.Arbeiterkämpfe um Lohn und Brot führt. Die Stärkung der Betriebszeilen, die 
Schaffung neuer Zellen, insbesondere in den Großbetrieben, die energische dauernde 
AA erbung von Betriebsarbeitern für die Partei ist eine lebenswichtige Aufgabe, die 
man keinen Augenblick vergessen darf.
Die politische Aktivität der Betriebszellen ist auch die Voraussetzung für die 
Entwicklung der RGO zu einer mächtigen Kampforganisation entsprechend den 
Beschlüssen des A’. RGl-Kongresses. Nur wenn die Parteileitungen sich auf starke 
Betriebszeilen stützen können, wird es möglich sein, die RGO-Betriebsgruppen. die 
roten ATrtrauensmännerkörper. die Kamplansschüsse und die Streikleitungen so 
aufzubauen, daß wir in der Tat (und nicht nur in der Phrase) die AA irtschahskämple 
selbständig führen können. Die Berichterstattung über die Beschlüsse des A. RGI- 
Kongresses, die konkrete Stellungnahme zu ihrer Durchführung im Bezirk, in jedem 
Betrieb, gehört daher an die Spitze aller dtirchzulührenden .Aulgaben. Die entschei
dende politische Resolution des V. RGI-Kongresses ist jetzt in der Nr. 57/58 des 
Roten Gewerkschaftsbulletins veröffentlicht worden.'’ (Die konkrete Orgresolution

6 Vgl. die KainplLeschlüsse de.s V. Kongresses der Roten (iewerkscliafts-Inlernationale. .Moskau 1930. 
Das Rote ÜewerkschaftsbuUetin war das offizielle .Mitteilnngshlait für Funktionäre der RGO. Die
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folgt noch.) Bei der außerordentlichen Bedeutung des Beschlusses betreffs des 
Ausbaues der RGO in Deutschland muß jeder leitende Genosse die Resolution genau 
durcharbeiten (s. dazu die Artikel der Gen. Meckert und Dahlem in der RF)J Da 
damit zu rechnen ist, daß die reformistische Bürokratie und die SPD-Presse eine 
große Gegenaktion machen werden, ist dafür zu sorgen, daß wir in den Betrieben, 
Gewerkschaften, insbesondere in unserer Tages- und Betriebspresse von vornherein 
in der Offensive sind. Wir müssen in der Durchführung dieser RGI-Beschlüsse die 
Reformisten überrutnpeln und energisch ohne jedes Zögern, sofort an die Bildung der 
Betriebsgruppen. Erwerbslosengruppen. Oppositionsfraktionen in den Verbänden 
herangehen. Keine Details von oben abwarten. sondern auf Grund der konkreten 
Verhältnisse in Euren Betrieben und Gewerkschaften unverzüglich an die Durchfüh
rung gehen! (Teilt mit. wann am günstigsten Instrukteure des ZK zur Behandlung 
der Tragen des RGl-Kongresses zu Euch in die Bezirke kommen können.)
2. Der Massenkampf gegen den F'aschismus erfordert, wie schon oben begründet, 
eine bessere Arbeit unter den werktätigen Schichten außerhalb des industriellen 
Proletariats. Innerhalb der RGO ist besondere Aufmerksamkeit auf die Arbeit unter 
den Angestellten und unteren Beamten zu legen. Die Methoden zur Bearbeitung der 
.Arbeiter [in] Banken. Verkehrsbetriebe usw. sind auszubauen. Die revolutionäre 
Arbeit muß auch innerhalb der bürgerlichen Angestellten- und Beamtenorganisatio
nen (z.B. Deutscher Handlungsgehilfenverband) eingeleitet werden. Die Arbeiter
räte, Betriebsvertrauensleute der RGO dürfen sich nicht ausschließlich auf die 
Tragen der .Vrbeiterschaft im engeren Sinne beschränken. Wenn Gehaltsabbau, 
Massenentlassungen der Angestellten usw. auf der Tagesordnung stehen, muß der 
Arbeiterrat dazu Stellung nehmen und die Mttbilisieruug der gesamten Belegschaft 
einleiten.
Ebenso muß unsere Eandarbeit einer Überprüfung unterzogen werden. In V erbin
dung mit der Eandabteilung muß bei der .Agitpropabteilung eine besondere 
Kommission zur .Ausarbeitung der .Agitationsmethoden auf dem Tande geschaffen 
werden. Ebenso ist es notwendig, eine Kommission zur besonderen Bearbeitung der 
Tragen des werktätigen .Mittelstandes zu bilden.
In einer Reihe von Städten wurden, meist vom \’erband proletarischer Schriftsteller, 
Massenkundgebungen der Intellektuellen organisiert. Sie wiesen durchweg großen 
Besuch und reges Interesse auf. Es zeigt sich neben dem .Vbgang charakterloser 
Elemente, die früher mit uns gegangen sind, die Zuwendung neuer brauchbarer, 
ehrlicher Intellektueller, die sich jetzt der Bewegung anschließen. Die Bezirksleitun
gen müssen sich auch mehr als bisher um die Organisierung der .Vgitation und

Resolution ist abfiedruckt in Rt' .Nr. 200 vom 28. 8. 1930: ..Die RGI - Organisator revolutionärer 
Kämpfe. Resolution des V. RGl-Kongresses zum Bericht des Zentralrats".

7 ln seinem Artikel ..Schafft eine Kampforganisation!'' erläuterte Fritz Meckert. Mitglietl des t’ollzugs- 
rates der RGI. die Beschlüsse des RGI-Kongresses. Im Mittelpunkt stand dahei der Beschluß zur 
Vorhereitung und Führung seihständiger \\ irtschaftskäm[)fe durch die RGO.
In dem .Artikel ..Was hat der V. RGI-Kongreß heschlossenV Die Revolutionäre Gewerkschaftsopposi
tion - die Kampforganisation zur Führung der W irtschaftskämpfe". fif' Nr. 218 vorn 18. 9. 1930, 
hehandelt Franz Dahlem die Frage der Gründung seihständiger kommunistischer Gewerkschaften. .Als 
..Beschluß von historischer Bedeutung" bezeichnet er die Enlschließung des RGl-Kongresses ..auf 
die Organisierung und Entwicklung einer revolutionären Gewerkschaftsbewegung [. . .] hm[zu]arbei- 
ten".
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Propaganda unter den Intellektuellen bekümmern. Notwendig ist es, zu diesem 
Zweck eine besondere Kommission zu schaffen aus Vertretern der proletarischen 
Schriftsteller, der kommunistischen Studenten und Schüler, der kommunistischen 
Arzte, Lehrer usw.
3. Die Vorgänge im Reichstag werden auf Grund der gespannten politischen Lage, 
der eigenartigen Zusammensetzung des Reichstags, in dem KPD. SPD und Nazis 
zusammen eine Mehrheit haben, bei den werktätigen Massen ein größeres Interesse 
erwecken. In der Vahlkampagne zeigte es sich, daß Sozialdemokraten und Nazis mit 
der größten Frechheit alle ihre Taten ableugneten, im Vertrauen darauf, daß die 
Massen über die Vorgänge in Regierung und Parlament nicht unterrichtet sind. Das 
verpflichtet uns, für die Zukunft eine viel engere Verhindung zwischen der 
parlamentarischen Arbeit und der außerparlamentarischen Agitation und Massenak
tion herzustellen. Also die neuen täglichen arbeiterfeindlichen Flandlungen der SPD 
und Nazis sorgfältig registrieren, bekanntmachen und den Roten Wähler^ in Massen 
vertreiben.
Unsere Fraktion im Reichstag bereitet eine Reihe von Anträgen vor (Mißtrauen gegen 
Brüning, Aufhebung der Notverordnung mit rückwirkender Kraft, Siebenstunden
tag. Erhöhung der Erwerbslosenunterstützung, Millionärssteuer), die von größtem 
Interesse für die werktätigen Massen sind. Vir müssen diese Anträge in den Betrieben 
und an den Stempelsteilen schon vor ihrer Beratung so popularisieren, daß die 
Millionenmassen gespannt darauf warten, wie sich SPD und Nazis zu unseren 
Anträgen stellen werden. Neben den Betriebs- und Häuserblockzeitungen müssen wir 
in viel größerem Maße als bisher kleine Agitationsflugblätter. Elugzettel. Betriebs
telegramme herstellen, damit die Arbeitermassen sofort von wichtigen politischen 
Vorgängen unterrichtet werden.

III. Überprüfung der Kadres - Werbekampagne (Antifaschi
sten aufgebot)
1. Auf Grund des Wahlergebnisses und der Berichte der Instrukteure und Referenten 
ist eine sorgfältige Überprüfung der Zusammensetzung des gesamten Parteiappara
tes von oben bis unten notwendig. Alle Schwächen und Mängel müssen rücksichtslos 
bloßgelegt und ausgemerzt werden. Aus der Masse der roten V ahlhelfer können neue 
Kräfte herangezogen werden, die diejenigen ersetzen, die in diesem ahlkampf 
versagt haben. Rücksichtslos muß gegen opportunistische und sektiererische Stim
mungen vorgegangen werden, die sich häufig als schwerste Hemmnisse unserer 
Massenarbeit ei"wiesen. Selbst die kleinsten Ortsgruppen und Zellen waren und sind 
in der Lage, breite Massen zu mobilisieren, wenn sie mit Mut und Selbstvertrauen an 
die Aufgaben herantreten. Wo das Ergebnis unbefriedigend ist. wird man neben 
subjektiven, innerparteilichen Gründen, nicht genügender Durchführung der politi
schen Linie der Partei, überall die Ursache in Schwächen unserer Organisation 
finden müssen. Der starke, gleichmäßige Vormarsch der Partei in allen Teilen 
Deutschlands beweist, daß überall die objektiven Bedingungen für einen starken 
Gewinn vorhanden sind. Die \X erbung für Partei. Jugendverband und Presse, die im 
.Anschluß an die Wahl ununterbrochen weitergeht, soll einen gewissen Höhepunkt

8 Der Rote li'ähler. Mitteilungsblatt der koinrnunistischen Reichstagsfraktiou.
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finden in der ersten Oktoberw'oche mit einem Antifaschistenaidgebot. W ir müssen 
die Stimmung des Triumphes der Kommunistischen Liste, den Kampfwillen gegen 
die waschsende faschistische Gefahr zur W erbung von Tausenden neuer Parteimit
glieder ausnutzen, insbesondere können wir einen breiten Kreis roter W ahlhelfer in 
die Partei hineinziehen. Die Werbearbeit - das sei nochmals unterstrichen - ist in 
erster Linie auf die Betriebe zu konzentrieren. Insbesondere müssen w ir auch an die 
bisherigen Anhänger der SPD appellieren, die schandosen sozialfaschistischen 
Koalitionsangebote brandmarken, den Massen der SPD-.4nhänger beweisen, daß die 
proletarische Einheitsfront nur auf der Basis des Kommunismus möglich ist. Jede 
Bezirksleitung muß auf Grund der konkreten Verhältnisse ein ganzes System von 
.Vlaßnahrnen durchführen, um eine breite ideologische Auseinandersetzung aller 
Parteimitglieder mit den SPD-Arbeitern einzuleiten. Verbindungen mit diesen 
herzustellen und schließlich ganze Teile herüberzuziehen.
Ebenso müssen wir das wachsende politische Interesse der breitesten Massen zur 
systematischen Abonnentenwerbung für die Parteizeitung ausnutzen.
Die Sammlung für den Kampffonds geht weiter. Die Massen müssen begreifen, daß 
unser Kampf nicht zu Ende ist. daß nach den Wahlen die Kampfaufgaben steigen 
und noch mehr Mittel als bisher erfordern.
Zur Werbekampagne ward folgendes Material erscheinen: 1 großes Schriftplakat, 
Größe 4 und 5 und eine Werbebroschüre. Die Bezirke selbst müssen eigenes 
W erbematerial, auf die örtlichen Verhältnisse zugeschnitten, herausbringen.

IV. Erfassung und Schulung der N e u a u f ge n o m m e n e n 
Eine der wichtigsten Aufgaben in Verbindung mit den zahlreichen Neuaufnahmen, 
die bereits gemacht worden sind, und mit der angesetzten Werbekampagne ist die 
Erfassung der netiaufgenommenen .Mitglieder, ihre feste Bindung und Eingliederung 
in die Parteiorganisation.
Die Tatsache der Stagnation unserer Parteiorganisation in den meisten Bezirken trotz 
zahlreicher Neuaufnahmen ist hauptsächlich darauf zurückzuführen, daß es uns 
nicht gelingt, die neuaufgenommenen Parteimitglieder in der Partei zu halten. Um 
diesem Schaden ahzuhelfen. sind folgende Maßnahmen notwendig:
1. Die neuaufgenommenen Mitglieder müssen schleunigst — ohne lange bürokratische 
Formalitäten - in den Besitz ihrer Mitgliedskarte kommen und einer Zelle zugeteilt 
werden. Gegen jede bürokratische Nachlässigkeit auf diesem Gebiet muß mit den 
schärfsten Mitteln durchgegriffen werden. Tausende .Mitglieder gehen uns verloren, 
weil sie nach ihrer Anmeldung zur Partei monatelang vergeblich atif die Erfassung 
durch die Organisation warten.
2. Sobald eine größere Zahl von .Neuaufgenommenen gemacht worden ist, sind 
feierliche Einführungsabende zu veranstalten mit Ansprachen, mit Rezitationen, 
Spiel einer Agitationstruppe, Überreichung des Mitgliedsbuches. Programme für 
solche Veranstaltungen werden wir herausgeben.
3. Die rasche Eingliederung in die Zelle und Zellenarbeit ist die grundlegende 
Voraussetzung für die Festhaltung der neugeworbenen Mitglieder. Aber auch das 
wird nicht genügen, w enn wür nicht das innere geistige Eeben der Organisationen auf 
ein höheres politisches Niveau heben. Neue Mitglieder, die statt ernster politischer
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Diskussionen und Organisierung; des Klassenkainpfes organisatorische und persönli
che Streitereien erleben, werden bald der Partei den Rucken kehren. Ebenso ist es 
nicht möglich, neu geworbene Mitglieder l'estzuhalten. wenn 
Organisierung der Arbeit einer kleinen Gruppe überlasteter Ftinktionäre eine Masse 
von passiven Mitgliedern gegenübersteht. Rationalisierung der Parteiarbeit. Vertei
lung der Funktionen auf mögliclist viele Genossen, eine Disziplin, die jede 
unpolitische Meckerei sofort zttin Schweigen bringt, ist daher eine notwendige 
Voraussetzung für die erfolgreiche Bekämpfung der Fluktuation.
4. Alle neuaufgenommenen Mitglieder müssen spätestens nach ihrem Beitritt zur 
Partei durch einen Elementar- bzw. Einführimgskurs für Netiaufgenommene, [.. ]'* 
sind nur dort entbehrlich, wo innerhalb dieser Frist Flementarkurse. die die ganze 
Zelle erfassen, und an denen die Neuaufgenommenen selbstverständlich teilnehmen, 
stattfinden. Soweit das nicht der Fall ist. müssen unbedingt besondere Neuaufge- 
nommenenkurse auf der Grundlage der Betriebs- und Straßenzellen organisiert 
werden. Material dazu und nähere Anweisungen werden noch herausgegeben.

infolge der falschen

V. Berichterstattung
Zur Konkretisierung unserer Aufgaben, zur systematischen .•Vuswertimg des Wahler
gebnisses und unserer Wühlarbeit insbesondere zur V ervollkommnung unserer 
Agitpropmethoden ist eine sorgfältige Berichterstattung notwendig, ln Ergänzung 
des Schemas für den Vorbericht erhaltet Ihr noch den Fragebogen für den 
endgültigen Bericht des Bezirks an das ZK.

Mit kommunistischem Gruß 
ZK-Seki-etariat

Anlagen zum Rundschreiben Nr. 12: 
Anweisungen der ürgabteilung.
Anweisungen der Frauenabteilung.

9 Lücke im Te.\t.
10 Diese .Anweisungen waren niclil zu ermitteln. Zum Ergebnis der Werbekarapagne siehe Dok. 38.

27 a.

18. 9. 1930: Anweisungen der Orgabteilung

Anlage zu Nr. 27. Überschrift: „ZK Org. Zum Riindsehreiben des ZK Nr. 12. Anweisungen der 
Orgabieilung.“

Betrifft: Übertritte von SPD- und Reichsbannerarbeitern.
Im Verlaufe der Wahlkampagne haben sich die Übertritte von SPD- und Reichsban
nerarbeitern zur KPD bzw'. KJVD vermehrt. Wir verpflichten die Bezirksleitungen, 
uns sofort einen zusammenfassenden Bericht darüber einzusenden, der alle notwen
digen konkreten Unterlagen enthalten soll, und zwar: Ort. Zahl der Übertritte,
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soziale Zusammensetzung, wie lange in der SPD bzw\ im Reichsbanner, frühere und 
gegenwärtige Funktionen in SPD, Betrieb und Massenorganisationen, spezieller 
Grund des Übertritts 
Termin für die Einsendung der Berichte: 22. September.
Betr.: Soziale Zusammensetzung der neuen SPD- und der nationalsozialistischen 
Reichstagsfraktion.
^ür benötigen von den Bezirken dringend konkrete Unterlagen über die soziale 
Herkunft und die gegenw'ärtige Lage der sozialdemokratischen und nationalsoziali
stischen Reichstagsabgeordneten. Auch über ihre politische Herkunft, ihr politisches 
Wirken in der Vergangenheit und Gegenwart, ihre Funktionen und Ämter und 
sonstige, ihre Person charakterisierenden Tatsachen sollen in dem Bericht Angaben 
enthalten sein.
E i n s e n d u n g s t e r m i n : 2 5. September
Betr. : Einsendung von Adressen oppositioneller SPD-Arbeiter.
Obwohl wir bereits mehrmals die Bezirke aufgefordert haben. Adressen oppositionel
ler SPD-Arbeiter an uns einzusenden, die mit dem von uns geplanten Mitteilungs
blatt’ beliefert werden sollen, ist bisher nur der Bezirk Thüringen dieser Aufforde
rung nachgekommen. Wir ermahnen die übrigen Bezirke das Versäumte nachzuho
len, damit die Herausgabe des Mitteilungsblattes keinerlei V erzögerung erleidet.

ZK Org.

1 Um welclie.s Mitteilungsblatt es sich hier handelt, konnte nicht in Erfahrung gebracht werden.

usw.

27 b.

18. 9. 1930: Anweisungen der Frauenabteilung

Anlage zu Nr. 27. Cbersrhrift: ..Zentralkomitee der KPD. Sekretariat/Frauen. .An alle Bezirkslei
tungen, .Abtig. Frauen.“

W.G.!
Nach Abschluß der Reichstagswahlen muß sofort mit aller Kraft die Vorbereitung 
des 2. Reichskongresses werktätiger Frauen begonnen werden. Eine Reihe Bezirke 
haben es recht gut verstanden, durch Konferenzen werktätiger Frauen die ^ahl- 
arbeit unter den Frauen zu steigern und gleichzeitig damit die Kampagne zum 2. 
Reichskongreß in Angriff genommen. Jetzt heißt es. sofort in allen Bezirken mit aller 
Kraft vorwärtsstoßen. Dies darf nicht nur als Aufgabe der Frattenabteilungen 
betrachtet werden, vielmehr muß die gesamte Parteiorganisation atd' die \'orberei- 
tung des 2. Reichskongresses eingestellt werden.
1. Die Vorbereitung des 2. Reiebskongresses fällt in eine Zeit der verschärften 
Wirtschaftskrise in den kapitalistischen Ländern und w eiterer politischer Zuspitzung 
und Erschütterung des kapitalistischen Systems. Die Arbeitslosigkeit steigt beständig 
weiter. Der Druck auf die Massen durch die neuen Steuern und anderen Gesetze und 
Maßnahmen zur Durchführung des Fou/tg^tlanes wird immer fühlbarer und hat zur
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Folge eine wachsende Radikalisierung aller werktätigen Schichten. Das außerordent
liche Anwachsen der Stiininen für die KPD zeigt, daß die Massen immer mehr 
erkennen, daß nur der Vt'eg der proletarischen Revolution, den die KPD führt, aus 
der Not heraushelfen kann. Die X'i'ahl der Liste der KPD ist gleichzeitig als ein 
Bekenntnis zur Sowjetunion zu betrachten, die im Gegensatz zur Verschlechterung 
der Lage der Arbeitenden in Lonngdeutschland einen schnellen Aufstieg der 
Arbeiterklasse bringt.
Auch Millionen der Arbeiter der NSDAP gaben ihre Stimme dieser Partei aus dem 
Gefühl heraus, daß eine grundlegende Veränderung der Verhältnisse der einzige 
Ausweg für sie ist, ohne allerdings schon den richtigen Weg zu erkennen und ohne die 
verlogenen Phrasen der Nationalsozialisten zu durchschauen. So ist der Wahlerfolg 
der Nazi in diesem Sinne auch ein Zeichen der wachsenden Radikalisierung, 
besonders bestimmter Schichten des werktätigen .Mittelstandes, und ein Zeichen der 
gewaltigen politischen Krise, in der wir leben.
Gleichzeitig signalisiert der Wahlausgang. - die Konzentration der Massen der 
bürgerlichen Wähler’ im Lager der Nationalsozialisten, das Erstarken des immer 
eine offenere faschistische Diktaturpolitik betreibenden Zentrums. - die wachsende 
faschistische Entwicklung in Deutschland. Das bedeutet gleichzeitig eine Erhöhung 
der Kriegsgefahr, die in Verbindung mit der sich verschärfenden Weltwirtschafts
krise des Kapitalismus und den dauernden Erfolgen des sozialistischen Autbaus in 
der Sowjetunion in immer bedrohlichere Nähe rückt.
So ist das Kennzeichnende der gegenwärtigen Situation die Vergrößerung der Gefahr 
der offenen faschistischen Diktatur einerseits und die wachsende Radikalisierung 
und Politisierung der proletarischen Massen andererseits. In diesem Herbst und 
Winter stehen wir in Deutschland vor großen Wirtschaftskämpfen. Zum 1. Oktober 
laufen die Tarifverträge für den Bergbau im Ruhrgebiet und Oberschlesien ab. Die 
Unternehmer haben den Eohntarif in den Berliner Metallbetrieben zum 6. Oktober 
gekündigt, auch die Metallarbeiter Mitteldeutschlands stehen vor Kämpfen.
Vor der Partei, die das Vertrauen von .Millionen .\rbeitern und .\rbeiterinnen besitzt, 
steht die Aufgabe, das Proletariat selbständig in den Kampf gegen den Hungerfeld
zug der LInternehmer zu führen. Gewaltige Aufgaben stehen vor uns, große 
Verantwortung ruht auf der KPD. der Millionenpartei des Proletariats. Die Partei 
kann ihre Aufgabe nicht erfüllen ohne Gewinnung der proletarischen Frauen für den 
Kampf.
2. Die Wahlergebnisse bedeuten für die Partei eine ernste Mahnung in bezug auf die 
Arbeit unter den werktätigen Frauen. Zwar hat uns diese Wahl auch eine große Zalil 

Frauenstimmen gebracht. Soweit aber Zahlen über das Verhältnis der 
Stimmen der Frauen zu denen der Männer vorliegen, zeigt sich vorläufig für die 
Partei gegenüber früheren Zahlen eher eine Verschlechterung als V erbesserung im 
Anteil der Frauenstimmen. W ir werden nach Bekanntgabe weiterer Zahlen noch 
einmal konkret zu dieser Frage Stellung nehmen und auch dann erst abschließend 
Stellung nehmen können. Sicher wird auch das Ergebnis m den verschiedensten 
Bezirken unterschiedlich sein, je nach der Struktur der weiblichen werktätigen 
Bevölkerung und der Stärke unserer Arbeit. Jedoch läßt sich jetzt schon sagen, daß

neuer

1 Im Text hier fälschlich: Leser.

213



27 b. 18.9.1930 Anweisungen der Frauenabteilung

beim Zentrum der Anteil der Frauenstimmen noch größer geworden ist als früher, 
daß nach wie vor bei den reaktionären Parteien die Frauenstimmen überwiegen. 
Auch die Nazis haben offensichtlicli auch prozentual eine außerordentlich starke 
Vermehrung der Frauenstimmen. Solche Ergebnisse wie in Köln, wo die KPD nur 
39% Frauenstimmen gegenüber 61% Männerstimmen [erzielte! »nd in Oberschle
sien, wo der Anteil der Frauenstimmen noch geringer ist. sind eine außerordentlich 
ernst zu nehmende Tatsache.
So steht vor der Partei als Ganzes die Aufgabe einer erhöhten Aufmerksamkeit, 
Aktivität in der Arbeit unter den werktätigen Frauen. Die Bezirksleitungen müssen 
ernsthaft diese Arbeit durchberaten, das Wahlergebnis in ihrem Bezirk zur Grund
lage einer ernsten Selbstkritik machen und im Zusammenhang mit der Vorbereitung 
des 2. Reichskongresses werktätiger Frauen die gesamte Parteiorganisation auf die 
Arbeit unter den Frauen einstellen.
3. Das Ergebnis der Reichstagswahlen stellt uns für die Kampagne zum 2. 
Reichskongreß bestimmte Aufgaben, die in der bisherigen Arbeit noch immer zu 
kurz kamen, und darum im Zusammenhang mit den Aufgaben, die wir in den 
bisherigen Rundschreiben zum 2. Reichskongreß' den Bezirken gestellt haben, 
besonders berücksichtigt werden müssen.
a) Die Reichstagswahlen haben der KPD einen außerordentlich großen Erfolg 
gebracht, aber gewaltige Kreise unserer Wähler und Vi ählerinnen sind bisher in 
keiner Weise organisatorisch unter Führung der KPD erfaßt. LInsere erste Aufgabe 
ist es daher, durch die Delegiertimienbewegung ein organisatorisches Bindeglied zu 
diesen breiten symphatisierenden Frauenschichten zu bekommen.
Darum ist besonders großer Wert darauf zu legen, in allen w ichtigen Betrieben, die 
bisher unbearbeitet waren. Versammlungen diu-chzuführen. in den Orten, besonders 
auch ländlichen Gebieten, wo die Partei organisatorisch schlecht verwurzelt ist. mit 
den Versammlungen und der Delegiertinnenwahl vorzustoßen. Hierfür gibt das 
Wahlergebnis eine gute Handhabe. Die Frauenabieilung muß feststellen, in welchen 
Orten wir ein günstiges Wahlergebnis hatten und hier, selbst wenn keine Parteizelle 
besteht. Versammlungen durchführen. Gebietskonferenzen organisieren. Delegierte 
zum Reichskongreß wählen.
Versammlungen in solch wenig bearbeiteten Gebieten können gut als Versammlun
gen der Wählerinnen der KPD durchgeführt werden. .Mit der Tagesordnung ..Was 
ei-w’arten wir von der KPD nach der Wahl?"
So gilt es. mit den Schichten, die uns ihre Stimme und damit ihr V ertrauen gegeben 
haben, in ständiger \'erbindung zu bleiben und sie in Betrieb und Wohngebiet unter 
unserer ständigen Führung zu halten.
b) Die Wahlen haben aber auch gezeigt, daß noch breite Schichten Werktätiger, und 
besonders auch werktätiger Frauen, dem Eiulluß anderer, arbeiterfeindlicher 
Parteien erlegen sind. .Noch hat die SPD eine große Zahl .Arbeiterwähler. Vor allem

2 Der 2. Reichskongreß werktätiger P’ratieii faiifl vom 22.—2.3. November 1930 in Berlin statt, dazu war 
vom ZK am 14. 7. 19.30 ein Rimd.sclireihen mit detaillierten .Anweisttngen heratisgegeben worden, 
dieses Schreiben wurde nicht in unsere Dokttmentation attfgenomtnen. Vgl. fff' Nr. 273—274 vom 22. 
und 23. 11. 1930. Geschichte der deutschen .Arbeiterbewegung. Bd. lA'. S. 284f. Zum 1. Reichskon
greß am 20. Oktober 1929 vgl. oben Dok. II.
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sind bei dieser Wahl neue kleinbürgerliehe Wähler zur SPD gestoßen, vor allem dort, 
die Partei schwach gearbeitet hat. - Dem Zent rum ist es gelungen, seine

die KPD aktiv gearbeitet hat, viele
wo
Stimmenzahl zu vergrößern. Zwar sind, w'o 
Arbeiterwähler vom Zentrum abgewandert, aber noch wählen Millionen, besonders 
der Frauen, diese Partei. - Vor allem ist es den Nationalsozialisten gelungen, viele 
der von den bürgerlichen Parteien abwandernden, enttäuschten, sich radikalisieren- 
den Kleinbürger- und auch Arbeiterschichteti tiiid eineti großen 1 eil der Nichtwähler 
mit ihren radikalen Phraseti einzulängen.
Sehr viele der werktätigen Klassen angehörenden W ähler und W ählerinnen dieser 
Parteien wollen heraus aus dem Flend. sind sogar bereit, gegen ihre Notlage 
anzukämpfen, haben mir noch nicht den richtigen W eg gefunden. Sie werden von 
dem Lohnabbau, der Teuerung, den neuen Steuern tind Zöllen schwer getroffen, 

- die Arbeiter, die schon in der roten Klassenfront stehen. Und hier 
wir anknüpfen. Wir müssen sie für die proletarische Einheitsfront gewännen, 

für den Kampf itm ihre Tagesförderungen.

genau so wie 
müssen

So ist die 2. wichtige Attfgabe. die ittis das Wahlergebnis stellt: Durchführung der 
Vorbereitung des 2. Reichskongresses als wirkliche Einheitsfrontbewegung. Erfas
sung einer großen Zahl sozialdetnokratischer tmd parteiloser Frauen, von Anhänge- 

des Zentrutns. Im Kampf gegen den Faschismus muß es uns auch gelingen, 
den Nationalsozialisten irregeleiteten .\rbeiter tmd insbesondere auch 

.Arbeiterinnen von dieser Partei loszulösen und für die Einheitsfront im Kampfe um 
Arbeit und Brot zu gewinnen, und für das Befreiitngsprogrannn der KPD. Die 

2. Reichskongreß sollen keine KPD-Mitglieder sein, sondern sich
zttsarnmen-

rmnen 
die von

Delegierten zum
aus diesen erst neu zttr |)roletarischen Kam|)Hront stoßenden Schichten
setzen.
Um dieses Ziel zu erreiclien. ist eine sehr intensive .Arbeit notwendig. .Neben den 
Betriebs- und öffentlichen Fratienversatnmhmgen. die direkt voti den Fragen des 
W irtschaftskampfes und allgetneitien Kampfes der .Arbeiterklasse attsgehen. 
überall V ersammlungen stattfinden, die sicli ati ganz bestimmt eingestellte Schichten 
der Frauen w'enden und an ihre besondere Ideologie anknüpfen. .An die W ählerinnen 
und .Mitglieder der SPD (z.B. durch Thetnen: Wie erkämpfen wir 
Gleichberechtigung der Frauen? Hat die detitsche Reptiblik tins 
Gleichberechtigung gebracht? Die SPD und der Altbau der Sozialversicherung. 
Wählversprechungen und was folgt jetzt?, ttsw. nsw.l. an die ZetUrninsfratten mit 
entsprechenden Themen, an die .Anhängerinnen der NSD.AP mit Thetnen wte: ..Die 
Folgen des ]'of//tg|)lanes für die werktätigeti Fratten. - Die werktätigen 1-rauen und 
die Befreiung Detttschlands von den AtislandstribtUen. — Wer versklavt unsere 
Kinder?, usw." .All diese Themen müssen tiatürlich atislatifen in die Frage der 
Organisierung des W irtschaftskampfes und den Attsweg. den die KPD zeigt.
Zu diesen Versatnmhmgen. die atu 
können, sollen die .Anhänger der betreffenden Partei besonders eingeladen werden, 
wenn Adressen von ihnen festzustellen sind, dann direkt persönlich. (Gut arbeitende 
Betriebs- und Straßenzellen werden das. wenn sie dieser frage genügend .Anfmerk- 
samkeit zuwenden, mit gutem Erfolge durchliihren können.) Von all diesen 
Versammlungen sind Delegierte zu den f rauenkontereiizen zu wählen. W ichtig ist, 
daß sie nachher in ähnlichen Versammlungen Bericht erstatten.

müssen

die w’irkliche
die Befreiting und

■h als Disktissionsabende angesetzt w^erden
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Das ist also der Leitgedanke, der all unserer Arbeit zugrunde liegen muß: 
Organisatorische Erfassung der Anhänger und Sympathisierenden der KPD durch 
die Delegiertinnenhewegung. (mit dem Ziel der Gewinnung der Besten für die KPD) 
und
Entfaltung einer breiten Einheitsfronthewegung unter allen Schichten werktätiger 
Fratien, gleich, wie sie heute politisch stehen, durch Aufrollung der Etagen des 
Kampfes gegen die Ausbeutung. Entrechtung und doppelte Unterdrückung, des 
Kampfes im Betrieb gegen Lohnabbau und Entlassungen, für Eohnerhöhung. für 
gleichen Eohn für gleiche Arbeit. — des Kampfes gegen Mietssteigerung, Steuerdruck, 
Pfändung usw. im Häuserblock und auf dem Dorfe.
Bei all dieser Arbeit ist es wichtig, an die von uns noch zu sehr vernachlässigten 
Schichten der Landarbeiterinnen. Angestellten und auch der .lungarbeiterinnen 
heranzukommen. ^'ir weisen hier noch besonders auf die Anweisungen im letzten 
Rundschreiben hin.'^
Das Ergebnis der Arbeit muß sein, daß wir unser Ziel: \'erdoppelung der Zahl der 
Delegierten gegenüber dem 1. Reichskongreß, bestimmt erreichen und wenn möglich 
übertreffen, im Verlauf der Kampagne wirklich arbeitende Bezirks- und Ortskomi
tees werktätiger Frauen schaffen, eine gute Delegiertinnenhewegung aufbauen und 
die Organe der RGO in den Betrieben und Bezirken zur Arbeit unter den 
Arbeiterinnen schaffen.
Engste Verbindung mit der .Arbeit der RGO ist gerade in der gegenwärtigen Situation 
der bevorstehenden großen ^'irtschaftskämpfe unbedingt notwendig, ^’ir weisen 
dabei nochmals auf unsere letzten Rundschreiben (auch zum RGl-Kongreß) hin, die 
dieses Gebiet der Arbeit ausführlich behandeln.
Zur Finanzierung der Konferenzen muß der Vertrieb der Postkarte energisch 
angekurbelt werden. Eine Reihe Bezirke haben uns schon Nachbestellungen zuge
stellt. Alle Bezirke müssen sofort feststellen, wieviel Postkarten sie noch brauchen, 
und dann sogleich nachbestellen, da die Auflage vergriffen ist und wir zum 
Nachdruck die genaue Übersicht brauchen.'*
Vl'ir teilen den Frauenabteilungen heute schon mit. daß Anfang November die 
Reichsfunktionärinnenschule* stattfindet. Ihr müßt heute schon geeignete Vor
schläge überlegen. Besonders berücksichtigen: Belriebsarbeiterinnen. Die Teilneh
mer müssen eine Elementarschulung besitzen und in der Regel 2 Jahre Parteimitglied 
sein. Genaue .Anweisungen gehen in den nächsten Tagen an die Agitprop-Abtei- 
lungen.
Wir erwarten schnellstens von allen Bezirken die Berichte über die .Arbeit unter den 
Frauen zur Reichstagswahl.

.Mit kommunistischem Gruß!
ZK der KPD Sekretariat/Frauen

3 Rundschreiben Nr. 11 liegt nicht vor. Vgl. jedoch Anni. 2.
4 Offenbar finanzierte die KPD den Kongreß durch \’erkauf von Postkarten mit Propagandalosungen.
5 Der Kurs fand in der Schule Berlin-Fichtenau statt, wo bereits im Oktober 1929 ein erster Frauenkurs 

mit 32 Teilnehmerinnen stattgefunden hatte. Vgl. Records 312. 811738.
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28.
6.10.1930: Anweisungen des Sekrelariats zur Kampagne gegen die Brüning-

Regierung

BA R 134, Bd. 61. S. 7;i-87 und StA Bremen. 4. 6.5 - II A 12a. Bd. 28: Polizeiliehe Abschrift, I AN 
2160/29.10. Überschrift: ..Rundschreiben Nr. 14. Anweisungen des Sekretariats."

Inhaltsverzeichnis:
Führung der Kampagne gegen das faschistische Raubprogranim der Brüning- 
Regierting

I. Die Bedeutung des i^rüntng-Prograinrns:’

II. Die Aufgaben der Partei:
Die Partei muß mit aller Entschiedenheit und unter .Mobilisierung aller ihrer Kräfte 
und der Mobilisierung breiter Schichten der parteilosen Arbeiter weit über den 
Rahmen der Partei hinaus einen entschiedenen außerparlamentarischen Massen
kampf gegen das Hunger-Programm der ifrü/tmg-Regierung führen, ln diesem 
Kampfe steht vor der Partei die .4ufgabe. nicht nur die .Mehrheit der .4rbeiterklasse 
zu erobern, sondern auch die .Massen der unteren .4ngestellten und Kleinbauern, 
gegen die Rauboffensive der Bourgeoisie zu führen.
Es muß sofort eine breite Molkskampagne eingeleitet werden, die ähnlich wie der 
Wahlkampf geführt werden muß. Dem Hunger-Programm der i^rü>img--Regierung 
ist unser Programm der sozialen und nationalen Befreiung, der proletarische Ausweg 
aus der Krise, entgegenzustellen.'“ Es tnuß uns gelingen, alle Schichten der 
werktätigen .Massen gegen die Brüning-Regierung und gegen das gesamte kapitalisti
sche Svstem für den Kampf um Sowjetdeutschland in Bewegung zu setzen.
Die Bezirksleitungen müssen sofort einen Plan für die Organisierung von Massenver
sammlungen aufstellen. Das Schwergewicht ist auf die Organisierung von Betriebs
versammlungen zu legen, wobei auch für solche Betriebe \ ersammlungen organisiert 
werden müssen, wo wir keinen organisatorischen Einfluß haben. Hierbei ist in den 
Mittelpunkt unserer Agitation die ungebeure Lohnoffensive, die Produktionssabo
tage der Unternebmer. die faschistische Schlichtungspraxis sowie die Streikbrecher
dienste der reformistischen Gewerkschaften zu stellen. Bei der Organisierung der 
Betriebsversammlungen, sowohl als auch bei den öffentlichen V ersammlungen muß 
Wert darauf gelegt werden, die .4ngestellten und Beamten (durch besondere 
Einladungen usw.) zu erfassen. Eerner sind spezielle Angestellten- und Beamtenver
sammlungen. V'ersammlungen von Kleingewerbetreibenden und Kleinbauern durch
zuführen.

1 In der polizeilichen Ahschrifl sind nach Punkt I nur Striche (------- ) gemacht, vermutlich wurde dieser
Teil in der .Abschrift weggelassen.

la Die ..Programmerklärung zur nationalen und sozialen Befreiung des deutschen Volkes", die am 
24. 8. 1930 als VVahlkarnpfplattform verkündet wurde, diente auch nach den Septemberwahlen als 
allgemeines Aktionsprogramin der KPD. Vgl. dazu oben Dok. 27. zur Programmerklärung .Anm. 5.
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Die Steuerstreik-Aktioii* ist mit aller Energie weiter zu führen. Die kommunistischen 
Stadtverordneten- und Gemeindefraktionen dürfen sich nicht auf die Einbringung 
von entsprechenden Anträgen beschränken, sondern müssen in Massenversammlun
gen über ihre Tätigkeit im Parlament bericliten. gleichzeitig müssen in Massenver
sammlungen Beschlüsse für den Steuerstreik gefaßt werden.
Zur Unterstützung der Katnpagne und für die Arbeit der Partei unter den 
Angestellten und Beamten sind von unseren Fraktionen in den Parlamenten sofort 
Anträge auf Erhöhung der Gehälter der unteren Angestellten und Beamten und 
Erhöhung der Föhne der Arbeiter zu stellen. In Gemeindeparlamenten sind von 
unseren Fraktionen neben .Anträgen für Unterstützung der Erwerbslosen. Arbeitsbe
schaffung. Herabsetzung der hohen Gehälter der Beamten und .\ngestellten auf 8000 
Mark usw. Anträge für die Kleingewerbetreibenden und Kleinbauern, wie Befreiung 
der Gewerbesteuer bei einetn Gewerbeertrag bis zu 5000 Mark pro Jahr, zinslose 
Kreditgewährung und Steuernachlaß usw. zu stellen. .Alle diese Anträge müssen 
verbunden werden zur Mobilisierung dieser Schichten zu außeiparlamentarischen 
Massenaktionen unter Führung der Kommunistischen Partei, wie das die Hamburger 
Parteiorganisation mit Erfolg bei Beratung iln er .Anträge im Parlament getan hat. 
Im Zusammenhang mit der Eohnabbau-Offensive der Unternehmer muß die 
Organisierung von Streiks mit Energie durchgeführt werden. Die Schaffung eines 
roten Vertrauensmännerkörpers, die Bildung von vorbereitenden Kampfleitungen, 
die Schaffung von RGO-Betriebsgruppen und Betriebswehren ist eine unerläßliche 
notwendige Voraussetzung für die Führung von Streiks und der .Aktion gegen das 
Z?rM/zmg--Programm. Dabei müssen die Bezirksleitungen mit aller Entschiedenheit 
darauf achten, daß die Vertrauensmännerkörper, vorbereitenden Kampfleitungen 
usw. Organe der Einheitsfront sind, die zusammen mit den roten Betriebsräten die 
Führer der .Arbeiter in den Betrieben darstellen. In allen Betrieben ist jetzt eine große 
Werbekampagne mit .Aufnahmescbeinen und .Ausgabe der .Mitgliedskarten der RGO 
einzuleiten. Wir können jetzt Zehntausende neuer Mitglieder für die RGO gewännen. 
Angesichts der immer klarer zutage tretenden streikbrecherischen Tätigkeit der 
reformistischen Gewerkschaftsbürokratie mid.^ die Partei in viel schnellerem Tempo 
als bisher RGO-Betriebsgruppen schaffen und die Frage nicht nur der 
Führung der Eohnkämpfe der .Arbeiter durch die RGO. sondern auch den Abschluß 
von Tturifv'erträgen durch die RGO als Tarifkontrahent in den .Arbeitermassen 
stellen. Dabei sind die Beispiele, w'o die RGO erfolgreich Kämpfe führte und das 
Monopol der reformistischen Gewerkschaflsbürokratie. Tarifverträge abzuschließen, 
[durchbrach], durch die Zeitungen der RGO und durch die Betriebszeitungen in den 
Massen zu popularisieren.
Besonders verstärkt muß die .Arbeit unter den Eandarbeitern werden, w'o es gelingen 
muß, durch Schaffung von RGO-Gruppen unsere Stützpunkte auf dem Lande 
auszubauen und die Führung der Landarbeiter zu übernehmen.
Die w^achsende Empörung der Gew erkschaftsmitglieder auf Grund der streikbreche
rischen Tätigkeit der reformistischen Gewerkschaftsbürokratie einerseits und der 
Lohnrauboffensive der Unternehmer andererseits, schafft für unsere .Arbeit in den

2 Gegen die von der Regierung Brüning verordneten Steuererhöhungen rief die KPD 
allgemeinen Steuerstreik auf. \'gl. dazu oben Dok. 25.

zu emem
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reformislisclieii Gewerksdiaften günstige Bedingungen, die müssen durch verstärkte 
Arbeit der Gewerkscliaftsfraktionen ansgenützt werden, tun weitere Massen der 
gewerkschaftlich organisierten Arbeiter unter Fülirnng der RGO zu saniineln. 
Überall dort, wo unsere Funktionäre durch den Spaltnngsknrs der Gewerkschaftsbü
rokratie Innausgeworfen wurden, muß die RGO dazu übergelien. von sich aus 
Gewerkschaftsmitgliederversammhmgen aid' der Grundlage der Betriebe und im 
Ortsmaßstahe zu organisieren. Überall, wo wir Positionen in den reformistischen 
Gewerkschaften haben, müssen diese zur Unterstützung des Kampfes und Mobilisie
rung der Arbeiter durch Beschlüsse für unsere Forderungen durch Organisierung der 
Unterstützung kämpfender Arbeiter voll ausgenutzt werden. Mit Flilfe der rebellie
renden parteilosen und sozialdemokratischen Gewerkschaftsmitglieder sind überall 
Oppositionsfraktionen in den Verbänden zu schaffen.
Die Erwerbshjsen sind ebenfalls systematisch zu mobilisieren durch Erwerbslosen
versammlungen. Bildung von Erwerbslosenausschüssen tmd Erwerbslosengruppen 
der RGO. muß die Eührung der Erwerbslosen fest in der Hand der Partei liegen, 
wobei von der Partei scharf die Einie der Zusammenarbeit zwischen den Erwerbslo- 

und den .Arbeitern in den Betrieben herausgearbeitet werden muß (Organisie
rung der Vertretung der Erwerbslosen in Betriebsversammlungen. Organisierung 
fliegender Betriebsversammlungen mit Flilfe der Erwerbslosen und Organisierung 
des Auftretens von Betriebsarbeitern in Erwerbslosenversammlungen und Durchfüh- 

Demonstrationen der Betrieltsarbeiter und Erwerbslosen, wobei die

sen

rung von
Demonstrationen unmittelbar bei Betriebsschluß von den Betrieben aus mit Hilfe der 
Erwerbslosen organisiert werden müssen). (Dabei solche Taktik anwenden, daß 
Betriebsversammlungen, die außerhalb der Betriebe stattlinden, nicht von Erwerbs
losen organisiert w'erden.)
In den proletarischen Massenorganisationen, wie Sportlerverbänden. Schw'esterverei- 

Ereidenker. .Vrbeiterwohlfahrt. Kriegsbeschädigten und Invaliden- und Rent- 
usw'. muß von den Kommunisten eine planmäßige Arbeit

nen.
nerorgamsationen
durchgeführt werden zur Herbeiführung von Beschlüssen für unserer Eorderungen. 
Die Arbeit unter den Frauen mnß entschieden verstärkt werden. Das Wahlergebnis 
hat dort, w'o eine getrennte .Abstimmung nach Geschlechtern durchgelührt wurde, 
ganz klar gezeigt, daß der Einfluß der Partei auf die proletarischen Frauenmassen 
noch relativ gering ist.’ Diese Schwäche muß überwunden werden. Zur Mobilisie
rung und Organisierung der Arbeiterinnen im Betrieb müssen in \ erbindung mit 
dem Aulbau der RGO Arbeiterinnenkommissionen gebildet werden, die Einie der 
Heranziehung der .Arbeiterinnen in die Eeitungeii der RGO-Grtippen. der Kainpf- 
und Streikleitungen, in die Betriebswehren, zu Streikposten usw. muß mit aller 
Entschiedenheit durchgeführt werden.

denen Arbeiterinnen beteiligt sind, inüssen die Eorderun-Bei allen Bewegungen, an 
gen der Arbeiterinnen in hervorragender W eise durch unsere Presse. Betriebszeitun-

der Partei und RGO vertreten werden. Zu 
gleichzeitig auch die 

wo die Frage der

gen. Flugblätter usw. propagiert und von
allen von uns organisierten Betriebsversammlungen müssen 
Frauen der im Betrieb beschäftigten Arbeiter und für Betriebe.
Streiks steht, auch die Arbeiterfrauen des umliegenden W ohngebiets hinzugezogen

3 Vgl. dazu Dok. 2? b.

219



28. 6.10.1930 Anweisungen des Sekretariats

werden. Die Vorbereitung des 2. Reicliskongresses werktätiger Frauen'* darf nicht 
losgelöst von unserer gesamten Arbeit geführt, sondern muß aufs engste mit ihr 
verbunden werden. Zehntausende Arbeiterinnen und Arbeiterfrauen müssen durch 
diese Aktion für den Kampfbund gegen den F'aschisnms' und tausende für die Partei 
als Mitglieder gewonnen werden.
Verstärkte .Arbeit unter dem Jungproletariat. Der Prozeß der Radikalisierung ist 
besonders stark unter dem Jungproletariat. VI enn auch der K.l\ D in letzter Zeit gute 
Erfolge der Arbeit in der Gewinnung tausender neuer Mitglieder zu verzeichnen hat, 
so muß doch die Partei ihre Anstrengungen, die aktiv werdenden Massen der 
Jungarbeiter und Arbeiterinnen für den revolutionären Klassenkampf zu gewinnen, 
verdoppeln. Die Bourgeoisie erkennt sehr wohl die Gefahr, wenn das Jungproletariat 
im Lager des Kommunismus steht und versucht deshalb, sie in das Lager der 
faschistischen V erbände, faschistischen VVerksportvereine zu ziehen. Die Gewinnung 
der Jungarbeiter ist deshalb nicht allein Aufgabe des Jugendverbandes, sondern 
gleichzeitig eine Aufgabe der Partei. Gemeinsam mit dem Jugendverband müssen 
Partei und RGO die Forderungen der jugendlichen Arbeiter und Arbeiterinnen im 
Betrieb, der jugendlichen Angestellten. Berufsschüler und Erwerbslosen vertreten 
und die .Massen der Jugendlichen mobilisieren und große Teile davon im Jugendver
band organisieren. Jede Betriebszelle der Partei hat die Pflicht, dort, wo noch keine 
Betriebszelle des Jugendverbandes besteht, eine solche zu schaffen. Dasselbe gilt für 
die Ortsgruppen der Partei.
Die Führung des Kampfes gegen die Fhmger-Diktatur der Brüning-Regierung muß 
uns an breite Massen der sozialdemokratischen und christlichen Arbeiter heranbrin
gen. Wir dürfen auch nicht darauf verzichten, an die verirrten nationalsozialistisch- 
verseuchlen Schichten der .Angestellten und unteren Beamten heranzukommen.
Der Kampf muß von uns viel offensiver gegen die Politik der Sozialdemokratie wie 
auch der Nazis und gegen das Zentrum geführt werden unter gleichzeitiger 
verstärkter .Anwendung der Einheitsfronttaktik von unten, d. h., der Gewinnung aller 
dieser Arbeiter, besonders der sozialdemokratischen .Arbeiter und Angestellten. Je 
entschiedener und kühner die Partei diesen Kampf führt, umso besser wird es uns 
gelingen, die Massen von der Sozialdemokratie, dem Zentrum und den Nazis zu 
lösen. V ir verweisen auf die gute Methode, wie die Rote Fahne die Einheitsfrontpoli
tik mit den SPD-Arbeitern durchführt.*’
Der Kampf gegen das Finanzprogramm der ßrü'nmg--Regierung ist zugleich ein 
Kampf gegen die faschistische Gefahr. Durch die Mobilisierung breiter Massen gegen 
das Brüning-Rrogr&mm muß es uns gelingen, den Kamplbund gegen den Faschis
mus zu einer breiten proletarischen Massenorganisation auszubauen und neue aktiv 
gewordene Schichten des Proletariats als .Mitglieder für die kommunistische Partei, 
für den Jugendverband und als Leser für die Kommunistische Presse zu gewinnen.

4 Zur Vorbereitung des Kongresses, der vorn 22.-23. November 1930 in Berlin stattfand. vgl. oben Dok. 
27 b.

5 Auf Initiative der KPD-Parteileitung wurde am 28. September 1930 in Berlin der ..Kampfbund gegen 
den Faschismus“ als sog. ..überparteiliche .Massenorganisation“ gegründet. Vgl. dazu unten Dok. 34.

6 Vgl. etwa die Artikel in der Roten Fahne Nr. 222 vom 23. 9. 1930: ..Begeistert schaut die 
.Arbeiterklasse auf die eiserne KPD". R}' Nr. 223 vom 2-1. 9. 1930: ..Klassenbewußte SPD-.Arbeiter 
kommen zu uns.“
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Alle Versamiiilungen müssen gleichzeitig Werbeversammlimgen für die Partei, 
Jugendverbaiid und Presse sein, das setzt eine gründliche Organisierung der 

erbearbeit in diesen \ ersanunlungen voraus.

Die Partei mub ihre ganze Kral't darauf kouzeutrieren. gewaltige Massenbewegungen 
auszulösen und diese Bewegungen zu Aktionen, zu Streiks der Betriebsarbeiter, der 
.Angestellten und der Beamten zu steigern. Die Partei muß sich zum Ziel setzen, bei 
Bebandluug des Baubprogramms der /irüw'/ig-Begieruug im Reichstag, in allen 
Orten des Reichs große Demonstrationen und Massenkunclgebungen. sowie Demon
strationen der Erwerbslosen vor den Rathausern. Landratsamtern. Bürgermeiste
reien usw. durchzuluhren.
Der politische Massenstreik als eine mächtige \\ affe des Proletariats gegen das 
Raubprograrnm der ßrü/img-Regierung und gegen die faschistischen \'orstöße der 
Bourgeoisie muß systematisch von der Partei auch unter Anknüpfung an lokale

.Arbeitern durcb die Faschisten, propagiert werden.Ereignisse, wie Ermordung von 
Um im gegebenen .Augenblick politische Streiks auch tatsächlich durchführen zu 
können, müssen die Massen aul den politischen Massenstreik vorbereitet werden. In 
jedem Falle, wo die Bezirksleitungen die .Arbeiter eines Ortes zu politischen Streiks 
aufrufen. muß die gesamte Kraft der Partei, des .higendverbandes. der RGO und der 

Einfluß stehenden [uolelarischen .Massenorganisationen zur Vorbe
reitung und Durchführung des Streiks eingesetzt werden. In der Propaganda des 
politischen .Massenstreiks in unserer Presse. Betriebszeitungen usw. muß ein 
besonderer Nachdruck darauf gelegt werden, daß erst durch die .Anwendung der 
Waffe des politischen Massenstreiks die Massen dazu geschult werden, in Aktionen 

die gegen das kapitalistische .Ausbeutungssystem als Ganzes und gegen 
die faschistische Diktatur gerichtet sind. Ohne eine massenhafte Durchführung von 
politischen Streiks kann es uns nicht gelingen, die kampfwilligen .Massen der 
Ausgebeuteten zum Kampf um die Macbt. um die proletarische Diktatur zu 
mobilisieren.

unter unserem

einzutreten.

III. Die Mobilisierung der Partei und der proletarischen Massen
organisationen

Die Durchführung dieser Aufgaben mai 
Schaft der Partei und der mit uns sympathisierenden .Arbeiter und der unter unserem 
Einfluß stehenden .Massenorganisationen notwendig. Es müssen sofort in allen 
größeren Orten Eunktionärversaiiimlungen der Partei und der proletarischen 
Massenorganisationen durchgeführt werden, wo konkret die Aulgaben am Ort zu 
stellen sind. Desgl. sind .Mitgliederversammlungen mit Sympathisierenden durchzu
führen. wobei besonders die bei der Wablarbeit gewonnenen parteilosen roten 
Ai'ablhelfer herangezogeii werden müssen.
Darüber hinaus muß eine ernstere Mobilisierung der Partei durcbgefübrt werden. 
Jeder Kommunist muß in dieser .Aktion, ganz gleich, an welchem Platze er steht, als 
ein aktiver Kämpfer auflreten. der durch seine Aktivität die .Massen mitreißt. In der 
gegenwärtigen Sittiation ist die .Aktivität der Kommunistischen Partei und jedes 
einzelnen Kommunisten von entscheidender Bedeutung. Ohne die Entfaltung der 
größten .Aktivität wird es uns nicht gelingen, die .Massen gegen das faschistische

•ht die .Mobilisierung der gesamten Mitglied-
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Regieruiigsprogramm zu Aktionen in Bewegung zu setzen und den faschistischen 
Vorstoß zurückzuschlagen. Deshalb ist eine gründliche innerparteiliche Durcharbei
tung der Partei eine absolute Notw endigkeit.
Bei der weiteren Verschärfung und Zuspitzung der Lage in Deutschland ist klar, daß 
sich die faschistische Bourgeoisie nicht auf ..gesetzliche Aktionen gegen das 
Proletariat“ beschränkt, sondern auch andere ernstliche Vorstöße gegen das 
Proletariat durchführen wird, wobei sie sich in der Hauptsache der nationalsozialisti
schen Stoßtrupps bedienen wird. (Systematischer, planmäßiger Überfälle der Nazis 
unter dem Schutze der Polizei auf Arbeiterversammlungen. Überfälle auf .Arbeiter 
und Arbeiterfübrer. Zerstörung von Arbeiterlokalen. Lntsendung von faschistischen 
Stoßtrupps in proletarische W'ohnquartiere tisw.). Gleichzeitig wird der Terror der 
Polizei und .Justiz gegen die Kommunistische Partei und gegen die proletarischen 
Massenorganisationen schärfere Formen annehmen (Überfälle auf Mitgliederver
sammlungen der Kommunistiscben Partei tind der proletarischen .Massenorganisa
tionen durch die Polizei. ^ erbot und Sprengung von öffentlichen V ersammlungen, 
V^erhafttmgen von kommunistischen Funktionären und Funktionären der Massenor
ganisationen, Verbot der kommtinistischen Presse usw.).
Gegen diese faschistischen Vorstöße gilt es die gesamte Partei und die proletarischen 
.Massenorganisationen einzustellen und zu mobilisieren und darüber hinaus in den 
breiten .Arbeitermassen die Frage der leidenschaftlichen Verteidigung der Partei, des 
Jugendverbandes und der proletarischen Massenorganisationen zu stellen und den 
Kampf gegen jeden einzelnen dieser Vorstöße des Faschismus als einen Massen
kampf zu organisieren.
Gleichzeitig müssen die Parteileitungen alle .Maßnahmen treffen, um im f alle eines 
überraschenden V orstoßes der Bourgeoisie, eines plötzlichen Verbotes der Partei 
auch unter illegalen Bedingungen [die Arbeit] ohne Unterbrechung fortsetzen zu 
können.

Eine Lösung dieser gewaltigen Aufgaben bat aber als erste Voraussetzung, eine 
rücksichtslose und radikale W endung unserer gesamten .Arbeit auf den Betrieb, 
Schaffung neuer Betriebszeilen. Endlich rücksichtslose Säuberung aller Straßenzel
len. Ein Phraseur derjenige, der wohl die der Partei gestellten Aufgaben aufzeigt, 
praktisch aber nichts unternimmt, um die notwendigen Organisationseinheiten der 
Partei in den Produktionsstätten zu schaffen, die war brauchen, um den Kampf 
wirksam organisieren und führen zu können. Die Betriebszelle ist die erste 
Voraussetzung zur Organisierung von VVirtschaftskämpfen. sie ist das wächtigste 
Instrument zur Vorbereitung untJ Organisierung des politischen .Massenstreiks. Sie 
ist die Organisationsform der Partei, die während einer Illegalität am wenigsten 
betroffen werden kann.
Die Betriebszelle ist aber auch die Voraussetzung zur Schaffung aller Voraussetzun
gen zur Eührung der Streiks (RGO-Gruppen). Sie ist der wichtigste Teil in allen 
kommenden Kämpfen. In den Betrieben der Bourgeoisie haben die Arbeiter eine 
ungeheure Macht, wenn sie sich dessen bewußt werden. Die VTtraussetzungen zu 
schaffen, ist die Aufgabe unserer Partei. Deshalb überall Neugründungen von 
Betriebszellen, Ausbau unserer bestehenden Zellen, rücksichtslose Reinigung unserer 
Straßenzellen von allen Betriebsgenossen und Überweisung in die Betriebszeilen.
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Schaffen wir als Partei diese Voraiissetzuiigen. dann lösen wir ohne allen Zweifel 
unsere geschichtliche Aufgabe: Errichtung eines Sowjetdeutschlands!

Mit konununistischern Gruß!
ZK — Sekretariat

29.

21. 10. 1930: Anweisungen des Sekretariats an die Bezirksleitungen

BA R 134. Bd. 61. S. 107-121 und StA Bremen. 4. 65 - II A 12a. Bd. 28; Polizeiliche Abschrift, 1 AN 
2160/26.11. Üherschrift: ..Rundschreiben Nr. 15. Anweisungen des Sekretariats.“

Die wichtigsten Aufgaben in der gegenwärtigen Sitttation sind:
1. Stärkste Aufrüttelung der Massen gegen den neuen ungeheuerlichen Verrat der 
Sozialdemokratie (\"ertrauensvotum für Brüning und praktische Zustimmung zu 
den Notverordnungen).' Die Sozialdemokratie hat damit ihre eigenen Versprechun
gen während des Wahlkampfes, die Hauptlosungen, mit denen sie vor dem 14. 
September in die Massen ging, die Forderungen ihrer rebellierenden Mitglieder nach 
dem 14. September offen mit Füßen getreten. Sie hat sich ollen an die Seite der 
halbfaschistischen Regierung Brüning gestellt. Sie muß überall als Bahnbrecherin 
der faschistischen Diktatur in Deutschland entlarvt werden. Stärkstes direktes 
Herantreten an die sozialdetnokratischen Arbeiter-Parteimitglieder und Wählermas
sen. Reichsbanner und SAJ-Arbeiter. Täglich in der Presse Argumente geben. 
Berichte über SPD-Mitgliederv'ersammhmgen veröffentlichen (s. z.B. Rote Fahne)} 
Bezirksweise und örtlich SPD-Abgeordnete. die ausnahmslos für Notverordnungen 

d Brüning stimmten, namhaft machen, iti Presse und in öffentlichen Versammlun- 
stellen. Rechenschaft fordern. Die eitizelnen Abgeordneten diskreditieren auf

un
gen
Grund ihrer verräterischen Haltung. Besonderes Trommelfeuer gegen die „linken“ 
SPD-Abgeordneten und -Führer. Bezirksweise bzw'. ortsweise Briefe an die sozialde
mokratischen Arbeiter richten. Reaktionären, ausbeuterischen Inhalt der Notverord-

Interessen einzelner proletarischernungen mit dieser Kampagne verbinden und an 
und werktätiger Schichten appellieren (Kranke. Erwerbslose usw.).

1 Bei der Reichstagsdebattc über da.s Regierungsprograinm Brünings vorn 16.—18. Oktober 1930 
stimmte die SPD für einen ,4ntrag. über die eingebraelilen .Vlißtraiiensanträge zur Tagesordnung 
überzugehen. Auf diese 'Ä’eise wurde der Sturz Brünings verhindert, ohne daß es jedoch zu einem 
Vertrauensvotum für seine Regierung kam. Die Anträge zur .Änderung und Aufliebung der 
Verordnung des Reiclispräsidenten zur Behebung finanzieller, wirtschaftlicher und sozialer Notstände

26. Juli 1930 wurden ebenfalls mit den Stimmen der SPD an die zuständigen Ausschüsse 
überwiesen. Vgl. Schulthess 1930. S. 204 ff.: Frankfurter Zeitung 781 vom 19. 10. 1930; Rt' 
Nr. 245 vom 19. 10. 1930; Inprekorr Nr. 88

2 Am 18. 10. 1930 veröffentlichte Die Rote Fahne einen Bericht über eine sozialdetnokratische 
Parteiversammlung in Köln, atif der nach heftiger Kritik an der Parteiführung von den Mitgliedern die 
-Bildung der proletarischen Einheitsfront mit deti kommunistischen Arbeitern“ gefordert worden 
soll. Vgl. RF Nr. 244 vom 18. 10. 19.30.

vom

21. 10. 1930. S. 2133 f.vom

sein
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2. Fortfühntng der Stoßkaiiipagne gegeti den Hauptfeind des Proletariats, den 
Fasehismus. besonders die Mationalsozialisten. .Auch die Nationalsozialisten haben 
sich iin Reichstag und außerhalb des Parlaments in der kurzen Zeit seit dem 14. 
September sehr stark kompromittiert (Uniformrummel im Reichstag. Einschlagen 
von Fensterscheiben, Dinner Hitlers hei dem Bankfürsten Stauss. Kriecherei der 
Naziführer in der englisch-amerikanischen Presse vor dem .Auslandskapital. Ableh
nung unseres Antrags aid'Einstellung der ]bt//tgzahhmgen im Preußischen Landtag. 
Passivität und Bruch ihrer demagogischen sozitilen und nationalen \ ersprechungen 
während des IX'ahlkampfes. nette Bluttaten gegen die Arbeiterschaft). Sofort mit 
einer breiten Entlarvmigs- und Diskreditierungsaktion gegen die Nazis einsetzen. 
\ erbinden mit Kampf gegen SPD. die den Faschisten bewußt das Handwerk 
erleichtert. Ebenfalls eitizelne .Abgeordnete namhaft machen nnd vor den Massen 
diskreditieren. Jedes Sytnpton der Unzufriedenheit itnd Enttäuschung, jeden Biß und 
jede Differetiz. jede Oppositionsregung der .Anhängermassen sofort mit starkem 
ideologischen Eingriff ausnutzen und verschärfen. Spezielle Versammhttigen (für 
Mittelstand. .Angestellte. Bauern) einhernfen und in allgemeinen \'ersammhtngen 
[Fragen] stellen. Neben dem Naziläscbismus und dem Stahlhelm nicht den 
Regierungsfaschisnms. die faschistische Gefahr in Gestalt der ßrwumg-Regierung 
außer .Acht lassen. Die Nazis als künftige Koalitionspartei, als salonfähige Regie
rungspartei. als .Anwärter der 300000 zu vergebenden Posten.'^ als neuen Bestandteil 
des verfaulenden Ibn/ig-systems bloßstellen.
3. In ganz Detttschland während der nächsteti \XMchen 10000 Versammlungen 
(öffentliche. Belegschafts-. Erwerbslosen-. .Mittelstands-. Bauern-. Parteiversamm- 
htngen mit Sympathisierenden und Versammlungen der Massenorganisationen) 
einberufen, in denen der Kampf gegen .Nazis und SPD ideologisch vertieft und unser 
Freiheitsprogramm’* auf Griitid der netten Ereignisse \erkündet wird. In diesen 
\ ersammlungen müssen mindestens 10000 nette .Mitglieder geworben werden. Die 
Partei stellt sich die Aufgabe der V erthtppehmg ihrer Mitgliederzahl bis zum 
Frühjahr. In den Wrsammhtngen müssen besonders die Vorgänge im Reichstag 
ausgewertet werden. Die Eigenart der gegenwärtigen Entwicklung bringt es mit sich, 
daß in einer Situation, wo der Parlamentarismus verfault nnd niedergeht, die Massen 
größere Aufmerksamkeit als jetnals zuvor auf das Parlament richten. Wir benutzen 
es als revolutionäre Tribüne, titn das bürgerliche System zu untergraben und zu 
zersetzen, ebenso wie den Reichstag, die Landes- und Kommunalparlamente.
4. Von größter Bedeutung ist der Berliner Melallarbeiterstreik. ’ Er ist von weit 
höherer Wichtigkeit als .Mansfeld und .Nordwest.'’ Er ist der größte wirtschaftliche 
Massenkampf in Deutschland seit den ersten Stabilisiernngsmonaten. eine \ orpo- 
stenschlacht für das Gesamtproletariat, die größte bisherige Feueiprobe für die RGO.

3 Hiermit sind vermutlich Beaintenposten im Staatsapparat gemeint,
4 Gemeint ist die ..Programmerklänmg zur nationalen und sozialen Befreiung des deutschen Volkes“ 

vom 24. 8. 1930. Vgl. dazu Dok. 27. ,Anm. .5.
5 \ om 14.—31. Oktober 1930 streikten in Berlin ca. 100 000 Metallarbeiter gegen einen Tarifsehieds- 

sprtich vom 10. Oktober, der Lohn- und Gehaltskürzungen von 6%—8% vorsah. Vgl. InprekorrNr. 87 
vom 17. 10. 1930. S. 2113 f.; GdA S. 268 ff.; Chronik S. 261.

6 Zu den Streiks im Mansfelder Industrierevier und in der iiordwestdeutschen .Metallindustrie im Juni 
und Juli 1930 vgl. Dok. 22.
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Der Berliner Metallarlieiterstreik ist der Beginn eines Urnsohwungs der gesamten 
politist-lien Entwickhmg. der stärkste X’orstoß ztir CegenolTensive gegen Unterneh
mertum und Faschismus. Die gesamte Partei in ganz Deutschland muß zu seiner 
Unterstützung mobilisiert werden. Überall Sannnelaktionen. nicht nur als linan- 
zielle. sondern als politische Maßnahme durchführen. Kein Metallhetrieb in Deutsch
land ohne Belegschaftsversanunhmg für die Solidarität mit den Berliner Metallarbei- 

Ebenlälls alle Gewerkschaftsversannnhmgen dafür ausnutzen. Überall, und in 
Betrieben der anderen Industrien Solidaritätsausschüsse als Organe für die Sammel
aktion bilden. Eine große Ktmdgebung der Metallbetriebe. Delegierte bei der 
Zentralen Streikleitung. Berlin. Elisabethstr. 30. Fokal Schulz, anfordern und von 
dort Einanzierung beschließen, da hier in Berlin jeder Pfennig gebraucht wird, 
Svmpalhietelegramme dorthin senden, den politischen Charakter des Streiks als 
Kampf gegen gesamtes Unternehmertum, ßrüniup tmd Easchismus. gegen die 
verräterisclie reformistische Bürokratie unterstreichen, die tuhrende Rolle der RGO 
in Verbindung mit den RGl-Beschlüssen und die künftige Herausbildung selbständi
ger roter Gewerkschaften bei gleichzeitiger verstärkter Massenarbeit innerhalb des 
ADGB klar herausarbeiten. Die netien Erlährtmgen. tlie Strategie tmd laktik des 
Berliner Metallarbeiterkampfes zum .Aufbau der HGO verw erten.
5. Den Kamplbund gegen den Faschisinii.s’^ bis in die letzte Ortsgruppe, bis in das 
entlegendste Dorf hinein gründen, aulbauen, im Sturintempo ausbauen. Der 
Kamplbund nmß zu einer gewaltigen Massenorganisation werden.
SPD-.\rbeiter tmd Reichsbannerproleten herüber ziehen. Rebellierende Naziarbeiter 
für den Kamptbiind zti gewinnen suchen, tihristliche Arbeiter nach Möglichkeit 
einbeziehen. Überall Gründimgsversammhmgen tmd Massenatilinärsche in \ erbin- 
dung mit der allgemeinen politischen Kampagne. Den Gedanken des Kamplbundes 
in die Betriebe tmd in die Stempelstellen tragen.
6. Stärkste Belebung und Organisiertmg der Erwerbslosenbewegung, die in diesem 
Winter zur zentralen Frage wird. Unler Fortführung der Itisherigen Aufgaben — 
Erwerbslosenpresse. Erwerbslosengru|3pen der RGO. Erwerbslosenstalfel. Bündnis 
mit den Betriebsarbeitern. Demonstrationen vor Rathäusern, (iemeindevertretern,

netie Kampfesmethoden anzuwenden;

tern.

.Arbeitsämtern u.a. - sind vor allem folgende 
Überall .Aufstelhmg eines örtlichen und bezirklichen .Arbeitsbeschalhmgsprograrnms 
nach dem ausgezeichneten A'orbild der Bezirksleitung AA'asserkante. deren Arbeitsbe- 
schaffimgsprogramin allen Organisationen als Mtisterlieispiel zugesandt wird. 
Kampf für dieses Programm in der Erwerbslosenliewegung in A erbindung mit der 
Forderung des 7-Stundentages bei vollem Eohnausgleich.
Organisiertmg von bezirks- und gebielsweisen 1 hmgermärschen der Erw^erbslosen 

konkreten wirtschaftlichen und politischen Forderungen nach guter, umfas
sender. wochenlanger \'orbereitung bei Erwerlislosen, Betriebsarbeitern und der 
gesamten werktätigen Bevölkertmg nach dem ausgezeichneten Vorbild des von der

unter

? Während des Berliner Metullarheiterslreiks liraehte Die Pole tahne tä<:li(li Berichte über den 
Sueikverlanl'. .4iiweisinif’en des Streikkomitees der RtX). Kain|)lartikel gegen den Deutschen 
-Metallarheiter-X'erhund. Syin[)uthieresolntionen. Suininelaurrid'e und -ergehnisse. Für diesen Zweck 
wurde die Seile 3 der Roten Fahne mit der l'herschrift ..Streikzeitung der Metallarheiter ' versehen.

8 Vgl. zur Entstehung und .Aul’gahe des Kampthundes Dok. 34.
9 Siehe Anlage zum vorliegenden Rundschreiben. Dok. 29a.
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Bezirksleitung Ruhrgebiet organisierten Hungermarsches nach Dortmund, 
dessen Methoden und Lehren alle Parteileitungen eingehend kennen lernen müs
sen.''* Überall sofort Forderungen nach Winterbeihilfe aufstellen.
7. In Verbindung mit der Roten Hilfe überall Kundgebungen gegen Klassenjustiz 
und für Vollainnestie anläßlich der unmittelbar bevorstehenden Freilassung von 
Margies und anderen eingekerkerten Klassenkämpfern durchführen."
8. .Lnläßlich der furchtbaren Bergwerkskatastroplie bei Aachen"' überall politische 
Kundgebungen gegen das mörderische Rationalisierungssvstem. Ausbeutung und 
Scharfmachertum durchführen. Ganz besonders wichtig in allen Bergbaugebieten 
(Rnhrgebiet. Überschlesien. V iirinrevier. Mitteldeutschland. Lausitz), verbinden mit 
bezirklichen, örtlichen, vor allem betrieblichen Forderungen gegen Rationalisierung, 
für Arbeiterschutz, Hauptlostmg: Sofortiger bedingungsloser 7-Stundentag bei 
vollem Lohnausgleich im Bergbau, für die Wiedereinstellung der Erwerbslosen und 
Verhütung weiterer Katastrophen infolge mörderischem Rationalisierungstempo. 
Kuhhandel der Reformisten und demagogische Scheininanöver des Bergarbeiterver
bandes entlarven, dabei betonen, daß auch 7-Stundentag keineswegs ausreicht, 
sondern Forderung der RGO bleibt 6-Stundentag unter Tage, wie in der Sowjet- 
unictn.
9. Stärkere Lhiterstützung des .Ingendverbandes. der während und nach den Wahlen 
einen erfrenlichen Aufschwung nahm. Popularisierung der äuß^erst wichtigen und 
erfreulichen Lehrlingsstreiks in Berlin." Breite Propaganda für die in unserer Presse 
und in dtr Jungen Cctrt/e veröffentlichten .lungarbeiterforderungen der Kommunisti
schen Reichstagsfraktion.'■* Überall ,4bhaltung von .lugendversammlungen mit 
größter ünterstützung der Partei.
Das sind die wichtigsten praktischen Aufgaben im gegenwärtigen Moment.

ZK Sekretariat

10 Der von der Bezirksleituiifj Rulirgebiet vorbereitete Htcngeritiarscli der Erwerbslosen (24. und 
2-5. Oktober 1930] nach Dortmund wurde vom dortigen Polizeipräsidenten Lübbering verboten. Die 
KPD versuchte dennoch ihn durchzid'ühren. was mit einigem Erfolg gelang. V’gl. R}' Nr. 24?
22. 10.; Nr. 251 vcmi 26. 10. 1930.

vorn

11 Rudoll Margies. geh. 1884. ini .lahre 1925 im sog. ..Tscheka-Prozeß'‘ wegen Beihilfe zum Mord an 
drei Polizeibeamten zu 15 Jahren Zuchthaus vertirteilt. wurde nach siebenjähriger Haft i;:: 
Zusammenhang mit dem .Amnestiegesetz von 1930 begnadigt und aus dem Zuchthaus entlassen. Er 
emigrierte in die LdSSR und wurde Opfer der Staliiischen Säuberung. Vgl. Vorwärts Nr. 519 
5. 11. 1930. Rf Nr. 258 vom 4. 11. 1930. Zum Prozeß 1925 vgl. R}' Nr. 91 vom 23. 4. 1925. Der 
-Mopr-\ erlag (Internationale Rote Hille ] gab 1927 eine Broschüre heraus: Staatsanwalt höre: Heraus 
mit .Margiesl (32 Seiten;. Vgl. auch Margarete Btiber-.Neumaim. Kriegsschauplätze der W'eltrevolu- 
tion. Stuttgart 1967. S. 184 ff.

12 Eine Schlagwettere.xplosion in eitler Kohlengrube bei .Alsdorf in der Nähe von .Aachen forderte am
von \ erletzten. \'gl. Vorwärts Nr. 494 vom 21. 10.; Nr.

497 vom 23. 10.: I\r. 502 vom 25. 10. 1930. Zur Reaktion der koinmimistischen Presse vgl. Rf'Nr. 
247 vom 22. 10. 1930.

13 Während des .Metallarbeiterstreiks orgatiisierten K.JA’D und ROO in zahlreichen Berhner Betrieben 
Streiks der Lehrlinge, die nach dem Ciesetz kein Streikrecht genossen. Vgl. RF Nr. 244 
18. 10. 1930. S. 4: ..Polizeiattacken gegen streikende Lehrlinge."

14 Zur Reichstagseröffnung brachte die Kommunistische Fraktion am 13. und 14. Oktober neben dem 
Mißtrauensamrag gegen Brüning und tien .Anträgen zur .Aufliebtmg der Notverordnung vom 26. Juli 
auch .Anträge zur .Aufliebtmg des RFB-\ erbots. des A erbots der Roten Jungfronl sowie der 
.Antifaschistischen Jungen Garde ein. Vgl. /?/’Nr. 240 vom 14. 10. 1930.

mi

vom

21. 10. 1930 über 260 Tote und Hunderte

vom
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29 a.

22. 10. 193Ü: Anträge zum Arbeil.sljeschalTungsprogramm

.4nlage zu Nr. 29. Überschrift: „Zum Rundschreibeii Nr. l.j. 21. Oktober 1930. ‘

W.C.!
Nachstehend übersenden wir Euch die ini Rundschreiben Nr. 15 v. 21. 10. unter 
Absatz 6 ..Belebung und Organisierung der Erwerbslosenbewegung“ erwähnten 
Anträge {Arbeitsbeschaffiuigsprogranun) unserer Bezirksleitung Hamburg zum 
Steueiprogramra des Elainburgisclien Koalitioiissenats sowie zur hrage der Arbeits- 
beschalTung.

ZK Sekretariat

Die Anträge der Kommunisten
Die Kommunistische Bürgerschaftsfraktion hat für die heutige Bürgerschaftssitzung 
eine Reihe von .ünträgen eingebracht, die alle von dem Grundsatz ausgehen; Die 
Reichen sollen zahlen!
Das flambitrs:er Echo' hat offen erklärt, daß die SPD einen solchen Grundsatz nicht 
für ..durchführbar - hält. Die SPD bezeichnet ähnliche kommunistische .\nträge im 
Reichstag als ..irrsinnig ' usw 
.Angestellten und Beamten auf. sorgfältig zu prüfen, ob die kommunistischen Anträge 
durchführbar sind oder nicht. Wir fordern sie auf. genau darauf zu achten, wie sich 
die sozialdemokratische Eraktion und die anderen Fraktionen des Koahtionssenats 
zu diesen .Anträgen verhalten werden.
Die kommunistischen .Anträge, die gestellt wurden im Interesse der werktätigen 
Massen, denen jetzt neue Millionenlasten aufgehürdet werden sollen, haben folgen
den Wortlaut;
Statt Raub an den W erktätigen - Belastung der Reichen.

Antrag
Die Bürgerschaft beschließt;
1. Die .Ablehnung der im Senatsantrag Nr. 212 unter den Ziffern 2 und 3 als 
Deckungsvorschläge beantragten Steuergesetze und der Entnahme von 8.5 Millionen 
.Mark W'ohnungsbaumiltel der Beleihungskasse.
2. Den Senat zu ersuchen, der Bürgerschaft unverzüglich Gesetzentwürfe vorzule
gen. die folgendes vorseheii;
E Eine Sondersteuer für Millionäre, die alle A ermögen über .500000 einer 
einmaligen Steuer in Höhe von 10% unterwirft.
2. Eine Besteuerung der Dividenden und sonstigen ausgeschütteten Gewinne bei 
gewerblichen Ltiteriieliimmgen in Höhe von 10% der .Ausschüttung.
3. Eine Sondersteuer auf die Aufsichtsraistaiitiemen und ähiihche \ ergütuiigeii in 
Höhe von 20%.

. AA'ir fordern alle sozialdemokratischen .Arbeiter.

1 Sozialdemokratische Tageszeitung in Hamburg.
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4. Eine Sondersteuer für die großen Einkonnnen über 50()()() Mark jährlich in Höhe 
von 5%.

5. Die .4uniebung der iährhclien 14 Millionen Mark Haiiszinssteuerüberweisung 
die Hausbesitzer, die 1914 geringere Hypothekenbelastung als ortsüblich hatten.

6. Die Herabsetzung der 8000 Mark übersteigenden Cebälter der Beamten und 
Angestellten der Behörden. staatliHien Betriebe, ölfentlichen Einricbtungen und 
geniischt-wirtschaftlichen Betriebe auf 8000 Mark, sowie die Festsetzung der 
Höchstpensionen auf 6000 Mark jährlich.

Antrag
Die Bürgerschaft ersucht den Senat, die Beleihtingskasse anzuweisen, die im 
Senatsantrag Nr. 212 unter Ziffer 3 bezeicbneten 8.5 .Millionen .Mark aus den 
laufenden Einnahmen der Hatnburgischen Beleiluuigskasse für die Herab,setzung der 
für .Arbeiter. .Angestellte und andere Beamte viel zu teuren .Neubauwolmungsmieten 
zu verwenden.
Die gesamte Hauszinssteuer für Wohnungsbau!

en
an

Antrag
Die Bürgerschaft ersucht den Senat, unter Berücksichtigung der großen Erwerbslo
sigkeit der Bauarbeiter sowie der 54 000 Wohnungssuchenden in Hamburg, das 
gesamte .AufEommen der Hauszinsstetter restlos für den Wbbnungsbau 
wenden.

zu ver-

Antrag
Die Bürgerschaft ersucht den Senat um die unverzügliche Vorlage eines Gesetzes, das 
die kleinen Gewerbetreibenden mit einem Gewerbeertrag bis zu 5000 .Mark von der 
Gewerbesteuer befreit.
Hilfe für die Gemüsebauern und Kleinfisclier!

Antrag
Die Bürgerschaft ersucht den Senat, den Städten und Gemeinden im hamburgischen 
Staatsgebiet zur Bekämpfung der .Arbeitslosigkeit sowie zur zinslosen Kreditgewäh
rung an kleine Gemüsebauern und Pächter. Kleingewerbetreibende und Kleinfischer 
das örtliche Steueraufkonunen voll zu überweisen.
Arbeit genug — wenn man nur will!

Antrag
Die Bürgerschaft ersucht den Senat, ihr zur Behebung der ungebeuren Erwerbslosig
keit schnellstens .Anträge vorzulegen, die die Durchführung folgender .Arbeiten 
vorsehen:
1. Die Erweiterung des hamburgischen Verkehrsnetzes durch den Bau der Hoch- 
und Lüitergrundbahnlinien nach dem Freihafen, nach Hamm-Horn und der 
Verbindungsstrecke Schlump-Jungfernstieg.
2. Den Bau des Köblbrand-Tunnels.
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3. Auf 4 ,)ahre verteilt die Erstellung von 60000 Vi ohnungen zu Mieten bis zu 40 
Mark inoiiatlicli.
4. Den Bau von weiteren () \'olks- und Berufsschulen für die zum Unterricht nicht 
mehr brauchbaren Schulbauten in flamburg. sowie den Ersatz der abgängigen 
Schulen im Eandgebiet.
5. Den Bau von 5 \Olkshäusern in den dichtbevölkerten .Arbeiterstadtteilen 
Hamburgs.
6. Den Neubau der Stralsen. die bei Durchführung des Wohnungsbauprogramms in 
den nächsten 5 .Jahren erforderlich sind.

7. Den Bau eines neuen Krankenhauses.
8. Die Durchführung des Bauprogramms der Jungbehörde in Vi ulfdorf.
9. Den Bau eines Kanals von Tiefstak nach Bergedorl.
10. Den Bau einer .Autostraße von Hamburg nach Bergedorf und Aüerlanden.
11. Die Durchführung der Kanalisation in Geesthacht.
Zu dem Ertrag, der bei Annahme der kommunistischen .Anträge aufkommen würde, 
nur folgende Erläuterungen:
Am 31. Dezember 1923 udso nach der Goldmarkstabilisierung) gab es nach der 
Vermögenssteuerstatistik von 1024 im Hamburger Staatsgebiet 481 Personen mit 
A'ermögen von über ,500000 .Mark. Diese 481 Personen, unter denen sich 158 
Millionäre befänden, besaßen ein Gesamtvermögen im Betrage von 537 Millionen 
.Mark.
Nach dem Antrag der KPD-Eraktion würde der Ertrag der .Millionärssteuer allein 
nach dem Stand mui 1924 53.7 .Millionen .Mark betragen.
Inzwischen ist natürlich das A'ermögen der Wenigen auf Kosten der Allgemeinheit 
weiter gewachsen.
Nach der Einkommenssteuerveranlagung von 192.5 gab es 690 Personen mit einem 
Einkommen über 50000 .Mark. Diese 690 Personen zahlten zusammen 20600000 
.Mark Stettern. Diese Steuersumme entspricht einem jährlichen Einkommen 
mindestens 120 Millionen .Mark.

von

■h dem .Antrag der KPD würde also 6 MillionenDie fünfprozentige Sondersleiier na<
.Mark zu Gunsten der sozialen Ausgaben ergeben.
Ist das durchführbar oder nicht, werktätige \A ähler Hamburgs? Wollt Ihr solche 
.Maßnahmen oder wollt Ihr von Euren Hungerlöhneii und Hungergehaltern noch 
mehr .Abgaben und Steuern leisten? Prüft das Verhalten und Ihr seht, daß einzig und 
allein die Komiminislische Partei die Interessen aller .Arbeiter und aller werktätigen 
Scbiihten vertritt. Jeder einzelne kommiuüstische Antrag ist der Beweis dafür. Die 
KPD wird die biirgerlichen Parteien einschließlicb der Sozialdemokratie zwingen, 
ihre .Arbeiterfeimllichkeit erneut unter Beweis zu stellen.
Die KPD stellt also der Raubvorlage des Senats, die eine Belastung der werktätigen 
.Massen um 27 .Millionen .Mark bedeutet, ein Programm zur Belastung der Besitzen
den. der Reichen entgegen, das folgenden Ertrag bringen würde:
,53.7 .Millionen aus der .Millioiiärssteuer 

6 Millionen aus der Steuer für die großen Einkommen
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14 Millionen aus der Streichung der Zuweisung von Hauszinssteuer an wohlha
bende Grundbesitzer

2 Millionen mindestens durch den Abbau der riesigen Gehälter.
Insgesamt also 75.7 Millionen durch Belastung der Reichen, 
weiterer Massenbelastung.
Stützung und zur Schonung der werktätigen Mittelschichten.

zur Vermeidung 
zur Sicherung der Vi'ohllährts- und der Arbeitslosenunter-

30.

30. 10. 1930: Anweisungen der Orgabteilung an die Bezirke

BA R 134, Bd. 61. S. 122-131 und StA Bremen. 4. 6.5 - II A 12a. Bd. 28: Polizeiliche Abschrift, I AN 
2160/26. 11. Cbersclirift: ..Anlage' 
abteilung.“

1. Sicherung der Parteiarbeit
2. Werbeaktion der Partei
3. Werbeaktion der Massenorganisationen
a) KGO
b) Kampfbund gegen Faschismus
c) übrige Massenorganisationen
4. Reichskongreß werktätiger Frauen
5. Bezirkskonferenz der ARSO
6. Resolutionen des Polbüros des ZK 
Zu 1: Sicherung der Parteiarbeit
Die zunehmende Verschärfung der Wirtschaftskrise und die damit verbundene 
fortschreitende Zuspitzung der politischen Situation zwingt die Partei, mit der 
größten Beschleunigung und mit der größten Entschiedenheit alle Maßnahmen 
durchzuführen, die geeignet sind, die Sclilagkraft der Partei unter allen Umständen 
zu gewährleisten und zu steigern.
\\ enn auch das beste .Mittel gegen das drohende Verbot der Partei und der mit uns 
sympathisierenden .Massenorganisationen eine immer tiefere Verankerung der Partei 
und dieser Organisationen in den .Massen und die .Mobilisierung aller Werktätigen für 
V irtschafts- und politische Massenkämpfe ist. sind wir doch gleichzeitig verpflichtet, 
alle \ orbereitungen zu treffen, die es uns ermöglichen, auch unter diesen schwierigen 
Bedingungen unsere politischen und organisatorischen .Aufgaben restlos zu erfüllen. 
Dazu ist zunächst erforderlich eine tiefgehende ideologische Durcharbeitung der 
Partei und unserer Fraktionen in den überparteilichen Massenorganisationen, um 
alle Parteimitglieder ideologisch auf die .Arbeit unter den schwersten Bedingungen 
vorzubereiten. Die Bezirksleitungen werden deshalb angewiesen, in der Woche vom 
10. bis 17. November in allen Zellen und Fraktionen V ersammlungen durchzufüh-

1 Vermutlich zum Rundschreiben Nr. 16 des Sekretariats mit gleichem Dalum, Rundschreiben Nr. 
15 fDok. 29) ist vom 21. Oktober. Rundschreiben Nr. 1? ( Dok. 31) ist datiert auf den 15. November 
1930. Das dazwischen hegende Rundschreiben Nr. 16 konnte nicht ermittelt werden.

W'ochenriindschreiben des ZK. .4iiweisungen der Org-ZIIIII
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ren, die sich lediglich mit dieser F'rage beschäftigen. Als Grundlage für die Referate, 
die in diesen Versannnhingen gehalten werden sollen, geht den Bezirken in den 
nächsten Tagen ein Referentenmaterial zu. das von den Bezirksleitungen sofort allen 
Zellen und Fraktionen zugestellt werden muß." Die Bezirksleitungen sind verpflich
tet. das Stattfinden dieser Zellen- und Fraktionssitzungen genau zu kontrollieren. Bis 
spätestens zum 20. .November muß die Orgabteilung der Bezirksleitungen einen 
ziffermäßigen Bericht an die Orgabteihmg des ZK übermitteln, der enthalten muß:
a) die .4nzahl der Zellen tmd Fraktiotien. in deneti diese Frage besprochen wurde;
b) wie groß die Teihiehmerzahl in diesen Versammlungen war;
c) welche neuen Vorschläge für diese Arbeiten in den einzelnen Versammlungen 
gemacht wurden.
Gleichzeitig sittd die Bezirksleitutigen verpflichtet, sofort mit sämtlichen Bezirksfrak
tionsleitungen der Massetiorganisationen und mit den Redaktionen eine Aussprache 
über diese Fragen herbeizuführen, ln dieser Aussprache sind alle Genossen zu 
verpflichten, fortlaufend in ihrer Presse (Parteipresse. Zeitungen der Massenorgani
sationen) und in ihren Materialien diese Frage zu behandeln. .Alle schriftstellerisch 
befähigten Genossen tmd Genossinnen sollen zu dieser Arbeit herangezogen werden. 
Die Abfassung der Kurzartikel. Notizen und Feuilletons muß natürlich so geschehen, 
daß sie ohne Gelährdtttig der Presse veröffentlicht werden können. Sie müssen also 
vor der V'eröffetitliclntng schärfstens koturolliert werden. Es ist deshalb in jeder 
Bezirksleitung ein Genosse zu bestimrneti. an den die Berichte zur Überprüfung 
abzuliefern sind. V on allen Bericfiten. gleichgültig, ob sie in der Presse veröffentlicht 
werden oder nicht, ist eine .Abschrift an die Orgabteilung des ZK einzusenden, die 
ihrerseits für die Auswerttitig im Reichstnaßstabe Sorge tragen wird. Ferner müssen 
in allen Schulen titid Kursen diese Fragen eingehend behandelt werden. AVir 
erwarten, daß diese Arbeiten sofort in Atigriff genommen werden.
Zu 2: Werbeaktion der Partei
Leider tnuß festgestellt werden, daß die vom Zentralkomitee beschlossene umfas
sende Werbekampagne für die Partei ttnd die Parteipresse zur Verdoppelung der 
Mitglieder und Abontienten* keineswegs mit der notwendigen Energie und Tatkraft 
durchgeführt wird. Im besonderen ist die Linterstützung der Werbekampagne durch 
die Parteipresse absolut ungenügend. Wir machen die Bezirksleitungen erneut auf 
das gesteckte Ziel für die eitizehieti Monate aufmerksam und fügen hinzu, daß das 
gesteckte Ziel tmter allen Dmstätiden erreicht werden muß. Sollte sich bei der 
Überprüfung der Abrechnungen der einzelnen Bezirke herausstellen. daß der 
Beschluß des ZK mißachtet witrde. oder, daß nicht alles geschah, ittn ihn 
durchzuführen, wird das Zentralkotnitee gezwungen sein, die verantwortlichen 
Genossen zur Rechenschaft zu ziehen. Es geht nicht an. ernste Beschlüsse der Partei 
zu mißachten. Die objektiven V'orbedingungen für die Erreichung des gesteckten 
Zieles sind absolut gegeben, so daß es von jedem Bezirk ohne weiteres erreicht 
werden kann. Wir schlagen den Bezirksleitungen vor. sofort das bisherige Werbeer
gebnis zu überprüfen tmd es zum Gegetistand einer ausgiebigen Aussprache in einer 
gemeinsamen Sitzung des Sekretariats und der Redaktion zu machen. Selbstkritische

2 Dieses Ref'erentenrnalerial ließ sieh nicht ennitteln.
3 Vgl. zu dieser \A erbekarnpagne Dok. 2?. zürn Ergebnis Dok. 38.
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Bemerkungen zum bisherigen \Verbeergehnis müssen in der Parteipresse veröffent
licht und so die gesamte Partei angespornt werden, die Aktivität zu vergrößern, ln 
den Redaktionen tnuß ein Genosse speziell mit der Führung der Werbekampagne in 
der Presse beauftragt werden. Dieser muß vor allem darauf achten, daß gute 
Werbebeispiele sowie neue Erlährungen. die die einzelnen Genossen. Zellen oder 
auch Ortsgruppen in der Werbeaktion machten, fortlatifend veröffentlicht werden. 
Abschlüsse von Wettbewerben zw'ischen den einzelnen Zellen der Ortsgruppen, sowie 
Beispiele über gute Erfolge von Stoßkolonnen in der W erbeaktion. sind außerdem 
sofort zur Auswertung für das ganze Reich an die Orgabteilung des ZK einzusenden. 
Zu 3: Werbeaktion der Massenorganisationen
Hand in Hand mit der Werbeaktion für Partei und Presse sind auch alle 
Massenorganisationen zentral verpflichtet worden, zur Auswertung des Wählergeb- 
nisses eine intensive \X erbeaktion durchznführen. In erster Einie steht:
a) die Werbung zur \'erstärkung der RGO
Es ist natürlich klar, daß eine umfassende Stärkung der RGO in den Betrieben und 
auf den Stempelstellen nur möglich ist. wenn die Betriebszeilen und die Fraktionen 
an den Stempelsteilen wirklich fnnktionieien. Es ist deshalb erforderlich, daß die 
bestehenden Betriebszellen und die Fraktionen an den Stempelsteilen übeiprüft und 
aktiviert werden.
Darüber hinaus müssen anch in den übrigen Betrielien in Verbindung mit den 
bestehenden Eohn- und .\rbeitszeitkäm|ifen. oder Kämpfen um betriebliche Forde
rungen. sowie in \'erbindung mit der .Masseiimobihsienmg zu den bevorstehenden 
Betriebsrätewahlen ernsthafte Maßnahmen eingeleitet werden, um Betriebszeilen zu 
schaffen. W ir haben bereits im letzten Zellenbrief besonders anf diese wichtige 
Aufgabe hingewiesen.^ Sowohl die Bezirksleitungen, wie die Eeitungen der unteren 
Organisationen müssen hier einen klaren Plan aufstellen, an dessen Durchführung 
sofort heranzugehen ist. Es muß der Partei und den bestehenden RGO-Organisa- 
tionseinheiten gelingen, in den nächsten Monaten die RGO zu einer wirklich breiten 
Massenbewegung auszubauen.
Gleichzeitig ist der Bestand unserer Fraktionen in den reformistischen Gewerkschaf
ten zu überprüfen und zu ergänzen. Die Fraktionsorganisierung in den christlichen 
Gewerkschaften ist ernsthaft einzuleiten und die Arbeit in Angriff zn nehmen. Auf 
der ganzen Front muß der Kampf der RGO um die breiten Massen eingeleitet und 
von der Partei auf das Tatkräftigste unterstützt werden.
b) Kampfbund gegen den Faschismus
Die Organisierung des Kampfbundes gegen den Faschisnms weisf^ gleichfalls noch 
große Mängel auf. Hier werden noch längst nicht alle Möglichkeiten ausgenützt. Es 
muß in den nächsten W ochen anch aid' diesem Gebiet die größte Initiative entfaltet 
w^erden. Im besonderen sind die Bezirksleitungen verpflichtet, sofort die kommunisti
schen Fraktionen der provisorischen Bezirksverbandsleitungen zu überprüfen und so

4 .Anfang Oktober verscfiickte das ZK einen Brief an ..alle Betrieltszellen und Ortsgruppen". Vgl. St.A 
Bremen. 40.5-ILA 12a. Bd. 28.

5 Vgl. zu dem auf Initiative der KPD am 28. September 19.'}() in Berlin gegründeten Kampfbund gegen 
den Faschismus unten Dok. 34.
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daß sie w irklich arljeitsl'ühig weixlen. Soweit aus den Bezirken nochzu ergänzen,
keine Adressen an die Reichsleilung gemeldet sind, muß es sofort nachgeholt werden. 
Material (Mitgliedsbücher. Marken. Atifnahmescheine usw.) sind bet der Reichslei- 
tung anzul'ordern.
Aufgrund der ungenügenden Kontrolle der Kommunistischen Fraktionen nn Kampl- 
bund gegen den Faschismus sind eine .Anzahl lalscher Maßnahmen durchgelühit 
worden, die den Bestand der Organisation gefährden. Wir verweisen deshalb erneut 
auf die Richtlinien und Statuten der Reichsleitung, in denen die Aufgaben des 
Kampfbundes gegen den Fascbismtis genau umrissen 
selbstverständlich die Bezirksleitungen daraitf achten, daß die Bezirks-Verbands- 
fraktionsleittmgen den unteren Organisationen lortlaulend Richtlinien über ihre 
politische Arbeit zugehen lassen. Nur dadurch, daß wir allen Fraktionen im 
Kamplbund gegen den Faschismus eine klare politische Direktive geben, lassen sich 
solche Vorkommnisse vermeiden.

sind. Darüber hinaus müssen

c) übrige .Massenorganisationen
Die Werbekani[)agne der übrigen mit uns sympathisierenden proletarischen Massen
organisationen sind, soweit es irgend miighch ist. tatkräftig zu 
allem auch durch die Parteipresse. Die Bezirksleitungen müssen verstehen, durch 
ständige Aussprachen mit den Bezirksfraktionsleitunpn Differenzen zwischen den 
einzelnen Organisationen zu vermeiden und einen Wettbewerb zwischen ihnen zu 
organisieren. Das gleiche trifft zu für die Sammelkampagne der einzelnen Organisa
tionen. Auch hier müssen durch die Ausarbeitung gemeinsamer Richtlinien Differen- 

vornherein unterbtmden werden. Die Bezirksleitungen müssen erreichen,

unterstützen, vor

zen von
daß auch die .Massenorganisationen in ihrer W erbe- und Sammeltätigkeit die größte 
.Aktivität entfalten.
Die Universum-Bücherei für alle.*’ die in den ersten Jahren ihres Bestehens mit ihren 
Büchern erfolgreich in weite Kreise parteiloser Massen vorgedrungen ist. ward im 
kommenden Jahre eine großzügige Erweiterung ihres Programms in politisch
theoretischer und wirtschaftlich-wissetiscliaftlicher Richtung vornehmen.
Diese progrannnatische kulturpolitische W endung der Universum-Bucherei ist zu 
einer politischen Notwendigkeit geworden. Die ..linken“ Sozialdemokraten um die 
Zeitschrift Klassenkampf' gründen neben der SPD-Buchgerneinschaft ..Bücher
kreis“. die sich nur mit literarischer Produktion befaßt, eine neue Buchgemeinschaft,

6 Die Zinn .sog. Konzern gehöreiule ..Universnin-Bücherei für Alle“ w'urde 1926 gegründet.
Sie unlerliielt in Berlin zalilreiehe Leseslnhen und Leihbibliotheken, in denen sie vor allem Lileratur 
marxi.stiscber Seliriftsteller verhreitele. Mitglieder erhielten für einen .Vlonatsheilrag von 1 RM 
vierteljährlich ein Bticlt eigener VCahl und die Zeitsclnift Das Magazin für Alle. Leiter der Universum- 
Bücherei war der kommunistische Schriftsteller Otto Katz (Simone). Irn .lahre 19.11 hatte die 
Univcrsum-Bücherci rund 41)001) Mitglieder. Vgl, Babette Gross. Willi Münzenherg. Eine politische 
Biographie. Stuttgart 1907. S. 226 1.

7 Der Kla.<isenkampf. seit 1927 iti Berlin erscheinende sozialdemokratische Halhmonatsschrift. heraus- 
gegehen von .Ma.x .-Uller. Kurt Rosenfeld. Ma.x Seydewitz und Heinrich Striibel. Im September 1928 
erfolgte der ZtisamtnenschluL mit Patil Levis Sozialistische Politik und Wirtschaft. Levi ssurAe bis zu 
seinen! Tod 1930 Mitheratisgeber der Zeitschrift, die als Der Klas.ienkampf Sozialistische Politik und 
Hirtschaft Sprachrohr der linken Opposition in der SPD war. Nach Gründung der S.AP 1931 wurde 
Der Klassenkiimpf Diskussionsorgan der neuen Partei, als Organ der restlichen Linken m der SPD 
kam uh November 19.11 die .Uar.iistische Tribüne heraits.
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die speziell theoretische, politische und wirtschaftliche \X'erke herausgeben will.® 
Außerdem experimentiert die ..Büchergilde Gutenberg'^'' in derselben Richtung. Sie 
hat als ersten Versuch ..Pokrowski. Geschichte Rußlands“*" herausgebracht und 
wird ihr bisher rein literarisches Programm erweitern, wenn dieser Band einschlägt. 
Die Aufgabe der Partei besteht darin, die Beeinflussung der Arbeitermassen mit 
pseudomarxistischer Literatur abzuwehren und die Herausgabe der politisch
theoretischen und politisch-wisseiischaftlichen Verke durch die Universum-Bücherei 
mit allen Kräften zu unterstützen. Die Universum-Bücherei ist die einzige proletari
sche Buchgemeinschaft, für die auch in den Kreisen der Parteigenossen eine rege 
Propapnda entfaltet werden muß. Neben den zahlreichen, bisher fast ausschließlich 
literarischen VVrkeii sind bisher bereits 4 Bände der gesamten Werke Franz 
Mehrings in der Universum-Bücherei erschienen'* und das populär geschichtliche 
Vi erk von Beer ...Allgemeine Geschichte des Sozialismus“*“ soll im ersten Quartal des 
Jahres 19.'31 die Reihe dieser politisch-theoretischen Werke fortsetzen.
Für das Jahr 1931 wird die Herausgabe einer d/arx-Gng-c/Ä-Volksausgabe vorberei
tet. die voraussichtlich 20 Bände umfassen wird und die 
LJniversum-Bücherei zum Preise

an die Mitglieder der 
von je 3.- Mark abgegeben werden sollen.

Vir ersuchen die Bezirksleitungen, in den Orten, w'o bereits Zahlstellen der 
Universum-Bücherei bestehen, mit diesen Zahlstellenleitern, soweit sie Parteigenos
sen sind, direkt, sonst über die Kulturorganisationen A'erbindung aufzunehmen und 
eine .Aussprache über den .Ausbau dieser Zahlstellen mit den zuständigen Zahlstel
lenleitern der Universum-Bücherei herbeizuführen.
Zu 4: Reichskongreß werktätiger Frauen
Die Vorbereitung für den Reichskongreß werktätiger Frauen, der am 22. und 23. 
.November stattfindet.** sind keineswegs so durchgeführt, wie das auf Grund der 
objektiv günstigen Situation möglich ist. Die Bezirksleitungen müssen deshalb noch 
alle .Anstrengungen machen, um möglichst viele Delegiertinnen, insbesonders in den 
Betrieben und in neuen Frauenschichlen (.Angestellte usw.) wählen und von ihnen 
finanzieren zu lassen. Mit den Bezirksfraktionsleitungen der überparteilichen 
Massenorganisationen soll verhandelt werden, so daß auch sie eine gewisse Anzahl 
Delegiertinnen zum Reichskongreß entsenden und finanzieren. Der Reichskongreß

8 Gemeint ist die ...Marxistische Büchergerneinde“. die ab .Anfang 1931 die ..Roten Biicher‘" herausgab, 
..Das rote Gewerkschaftsbuch'’. ..Die Krise des Kapitalismus und die .Aufgaben der Arbeiter-

klas.se“ und „Unsere Stellung zu Sowjet-Rußland ".
9 Die ..Biichergilde Gutenberg " wurde 1924 aul Initiative des Bildungsverbandes der deutschen 

Buchdrucker gegründet. Ziel war die Herstellung preiswerter Bücher für die arbeitende Bevölkerung.
10 In der Vorlage steht ..Pelrowski ■. offensichtlich ist aber das sowjetistdie Standardwerk .M. Pokrowski, 

Geschichte Rußlands, gemeint, das 1929 im \ erlag Hirschfeld. Leipzig, herausgekommen war. Vgl. 
Klaus .Mehnert (Bearb.). Die Sovet-Union. 1917-1932. Systematische mit Kommentaren versehene 
Bibliographie. Königsberg 19.3.3. S. 18.

11 Von Franz Mehring erschienen in der LIniversum-Bücherei bis Oktober 1930: Band 1: Von Calderon 
bis Heine. Band 2: Von Hebbel bis Gorki. Band 3: Preußische Geschichte bis Jena. Jeder Band kostete 
5 R.M (vgl. Magazin für Alle 5. .lg. Heft 10. Oktober 1930. S. .31).

12 Max Beer. .Allgemeine Geschichte des Sozialismus und der sozialen Kämpfe. Mit Ergänzungen 
Hermann Duncker. Berlin 19.31 (Neudruck Erlangen 1971).

13 V'gl. zur V orbereitung des Kongresses oben Dok. 27 b. .Anm. 2.

u. a.

von
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wenn er wirklich breite 
neuen Frauenschich-

werktäliger Frauen kann nur dann seine Aufgabe erlüllen,
Frauenmassen, vor allem Arbeiterinnen und Delegiertinnen aus 
ten umfaßt. Die Sekretariate der Bezirksleitungen miissen energiscber als bisher die 
Arbeiten der Frauenabteibmg kontrollieren und ihnen mit Rat und lat zur Seite 
stehen. Wir erwarten, daß dieser Hinweis genügt, um die BL zu veranlassen, auf 
diesem Gebiete Versäumtes nacbzubolen.
Zu 5: Bezirkskonferenzen der ARSO
Bereits vor Wochen habeti wir in einem Sonderrmulscbreiben darauf bingewdesen, 

Hälfte des Monats November in allen Bezirken ARSO-daß in der zweiten • , , r. ■ i
Konferenzen stattfinden sollen.'" Die Materialien zur Vorbereitung sind den Bezirks
ausschüssen der ARSO vom Reicbsausscbuß übermittelt worden. Da aber in 
einzelnen Bezirken die Bezirksausschüsse noch außerordentlich schwach arbeiten, 
werden wir nur dann zu wirklich guten ARSO-Koiiferenzen kommen, wenn sich die 
Bezirksleitung der Partei ernsthaft darum kümmert. V ir ersuchen Euch deshalb 
dringend, sofort eine Aussprache mit dem Bezirksausschuß oder - falls ein solcher 
nicht besteht - mit den Genossen, die in den der ARSO angeschlossenen Organisatio- 

verantwortlicher Stelle arbeiten, herheizuführeii und die Organisierung der
\RSO-Konferenz gründlich mit ihnen zu besprechen. Die Bezirkskotilerenzen 
werden nur daun ihren Zweck erfüllen, wenn alle sozial-politischen Organisationen: 
Krankenkassen usw. sowie eine große Anzahl von Betriebsräten. RGO-Anhangern 

. auf ihnen \ ertreten sind. Angesichts der ständig wachsenden sozialpolitischen
der Durchführung der

usw
Reaktion ersuchen wir. den Vorbereitungsarbeiten.
ARSO-Konferenz die größte Aufmerksamkeit zu schenken.
Zu 6: Resolution des Polhüros des ZK
In diesen Tagen gehen allen Bezirksleitungen die gedruckten Resolutionen des 
Polbüros des ZK zu. die als Beilage für die Bezirks-Mitteilungsblätter gedruckt 
worden sind.''^ Ursprünglich war beabsichtigt, den Bezirken Matern zur Verfügung 
zu stellen. Aus Ersparnisgründen sind jetzt die Resolutionen zentral gedruckt 
worden, so daß sie den Bezirks-.Mitteilungsblättern heigelegt werden müssen. Die 
Bezirke, in denen ein .Mitteilungsblatt bisher noch nicht erscheint, müssen die 
Resolutionen direkt an die Mitglieder zur Verteilung bringen. Die Flöhe der Auflage 

bemessen, daß restlos allen Mitgliedern der Partei die Resolutionen ausgehan-

sowie

ist, so
digt werden können.

Mit kommunistischem Gruß! 
ZK. Ürg.

14 Dieses Sonderrundsclireiben zu den Bezirkskonferenzen der Arbeitsgeineinsehafl Sozialpolitischer 
Organisationen (.4RSO) liegt nicht 

1.5 Es ließ sich nicht ermitleln. welche Resolutionen des Polbüros gemeint sind. Vielleicht handelt es sich 
die Resolution ..Zum V. Wehkongreß der RC;! ' (Aiigiisl 1930). unbekannten Datums. Sie ist zu 

finden in Records T 175. 322. 28247() 1-2824766. Vgl. auch Dok. 31. Anm. 9.

Zur ARSO vgl. Dokument Nr. 3. Anm. 1.vor.

um
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31.

15. 11. 1930: Anweisungen des Sekretariats an die Bezirksleitungen

BA K 1.34. Bd. 81. S. 38-77 und StA Oldenburg. Bestand 136. Nr. 2888. fol. 508-526v: Polizeiliche 
AböC'hrilt, I AN 2160/4. 12. Überschrift: ..Kundschreiben Nr. 17. Anweisungen des Sekretariats. An 
die Bezirksleitungen!“

An der iin Rundschreiben des Sekretariats vom 21. Oktober 1930 gekennzeicbneten 
pobtiscben Gesamtlage und den wicbti&sten .4ulgaben der Partei bat sich in der 
Zwischenzeit prinzipiell nichts geändert.' Der Faschismus bleibt der Hauptfeind der 
Partei im Klassenkampf, die Sozialdemokratie der Hauptl'eind innerhalb des 
Proletariats.
Es muß mit allem Nachdruck feslgestellt werden, daß die Aktivität der Gesamtpartei 
nicht den ungeheuer großen Anforderungen entspricht, die von der heutigen 
Situation an sie gestellt werden. Wenn 
vom
jetzige und künftige Arbeit der Partei hierauf die Antwort erteileti soll, .lede Tendenz 
der Erlahmung, des selbstzulriedenen Sichattsruhens auf den ..Lorbeeren" des 14. 
September oder des fatalistischen Sichabfindens mit der faschistischen Diktatur als 
unvermeidliche Tatsache muß rücksichtslos bekätnpft werdeti. Die völlig 
chende erbearbeit für Partei und Presse muß sofort auf das Höchstmaß gesteigert 
werden.

tnan die Frage stellt: ..Ist uns der Wahlsieg 
14. September gut bekommen?", so muß man darauf erwidern, daß erst die

unzurei-

Die wichtigste Aufgabe ist gegenwärtig die Erölfnutig ei 
Trotnnielfeuers gegen den deutschen Faschismus 
listische Bewegung. Den Nazis darf keine Zeit 
.Atemholen, zur Einstellung auf ihre tietteti

eitles ideologisch-politischen 
allem gegen die nationalsozia- 

zur IJingruppiertmg ihrer Kräfte, zum 
-Aufgaben als künftige Regierungspartei 

gelassen werden. Was uns fehlt, sind weniger ..neue Losungen" als vielmehr die 
Entlaiwung der Nazis an konkreten Tatsachen, an jeder einzigen \ erräterei gegen die 
nationalen und sozialen Interessen des arbeitenden \'olkes. die sie täglich innerhalb 
und außerhalb des Parlaments begehen. .Alle Organisationen müssen die außerparla
mentarischen \ orbereitungen zu einer riesigen Masseukani|jagne gegen das Brüning- 
und fbi/ngsystem anläßlich der be\ orstehenden Dezembertagnng des Reichstags'^ 
treffen. Die endgültige Annahme der Notverordnung, die Durchführung der Raub
und Elendsmaßnahmen gegen das werktätige V olk steht jetzt auf der Tagesordnung. 
Im Reichstag und außerhalb des Parlaments werden sowohl die Sozialdemokraten 
als auch die Nationalsozialisten im Dienste der Regierung Brüning, im Dienste des 
Fow/tg[jlans den Hungerkurs unterstützen. Unsere Aufgabe ist es. die Tatsache vor 
der ganzen Masse der Werktätigen in Tausenden von Versammlungen, in jeder 
einzigen Nummer jeder kommunistischen Zeitung aufzudeckeri. Unsere Aufgabe ist 
es. die ..oppositionelle'' Maske herunterzureißen, unter der sowohl Sozialdemokraten 
als [auch] .Nationalsozialisten ihren neuen Verrat verdecken werden.

, vor

Im Kampf gegen die Nationalsozialisten ist es besonders wit:htig, alle Argumente der 
internationalen Politik einzusetzen, die unseren Feldzug erleichtern. Besondere 
.Aufmerksamkeit ist auf den .Niedergang des italienischen Faschismus, die Wärt-

1 Vgl. oben. Dok. 29.
2 Der Reichstag trat vom 3.-6. Dezember 1930 zusammen. \ gl. Horkenbacli 1930. S. 340 f.
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schal'tskrise, den Lohnaltltau, die Erwerbslosigkeit iin ..dritten Reich“ Mussolinis zu 
richten. Soweit wir nicht älter eigenes lidorinationsinaterial ans Italien verlügen, sind 
die .Mitteilungen der sozialdeinokratischen und liiikshürgerlichen Presse zu überneh- 

und entsprechend auszuwerten. .Auch die österreichischen Erfahrttngen. welche 
die Schwäche des Masseiieinnusses der Faschisten hei einer gleichzeitigen Stärkung 
ihrer reaktionären Gewaltinaßnahmeii zeigen, müssen ausgenutzt werden. 
Gleichzeitig iniissen wir in Tausenden ATrsanunlungen und in jeder einzigen 
AJununer jeder kommuttistischen Zeitung mit größter Kraft eine umfassende, 
wirksame, zündende Massenpropaganda für die Sitwietunion. für die Erfolge des 
Sozialismus, für den Attfstieg der Arbeiterklasse unter der proletarischen Diktatur 
entfalten, die vorhandenen Schwierigkeiten schildern und erklären, aber vor allem 
auf die grandiosen Erfolge des sozialistischen .Aufbaues hinweisen (Siebenstun
dentag. Beseitigung der Erwerbslosigkeit, Getreideüberfluß, .Neubauten von Großbe
trieben, Fehlen jeder Stillegung und Massenentlassung. AA'ohnungsbau. Steigerung 
des Reallohnes, Kollektivierung des Dorfes, Hebung der Bauernschaft).
Die Sowjetunion ist das einzige Fand der \A eh ohne faschistische Gefahr, ohne 
Faschismus, ohne Faschisten. Die entschlossenen Maßnahmen der GPU' gegen die 
kapitalistischen Agenten. Schädlinge und Saboteure gegenüber dem bürgerlichen 
Terrorgeschrei müssen wir freudig verteidigen und popularisieren. Die Erfolge der 
Sowjetunion sind nur denkbar infolge der streng, unerbitterlich durchgeführten 
leninistischen Parteilinie unter Führung des Genossen Stalin. Die Opportunisten aller 
Schattieruruten in der KPdSFk sowohl die rechten öuc/ian/i-.Anhänger als auch die 
konterrevolutionären ..linken“ Trotzkisten haben sich zu einer gemeinsamen anti
bolschewistischen Opposition, dem sogenannten ..rechtslinken ' Block gegen die 
Parteilinie zusammengeschlossen. Zu diesem prinzipienlosen Block gehört seit letzter 
Zeit auch die ultralinke Gruppe Lonunadse-Schatzkin'^ die in ihrer Plattlorin am 
Erfolg des sozialistischen Aufbaues zweifelt. Füiifjahresplan und Kollektivisierung 
als ..überstürzt^' erklärt und gegen die Parteiführung die trotzkistische Beschuldi
gung des ..Bürokratismus " erhebt.
Die Sowjetunion ist das einzige Fand, das infolge der sozialistischen AA irtschafts- 
struktur und der proletarischen Staatsordnung von den Atiswirkungen der >A eltwirt- 
schaftskrise, vom Niedergangsprozeß des Kapitalismus, von der Erschütterung der 
Staatsmacht in allen Fändern der Bourgeoisie und der politischen Krise in diesen 
Fändern verschont bleibt. L'm so größer wird die Kriegsgefahr, die Interventionspoli
tik der Imperialisten iKirchenhetze. ..Blockade. A erleumdtuigskampagne der Sozial
demokratie ").

men

3 GPU. GossiKlarstwennnje Polilitsclieskujc Uprawleiiije = Staatliche Politische Verwaltung. Name der 
sowjetischen (lolitischen Geheimpolizei 1*^*22—1934.

4 Nach der Aus.schaltung der Rechten Oppositiijn unter Bucharin 1929 gab es 1930 neue, gegen die 
A'm/m-Fühi uiig gerichtete, geheim organisierte Fraktionen unter .Svrsow sowie der früheren kommu- 
nLstischen Jugendführer Loniinadse und Schatzkin. Am 1. Dezember 1930 wurden Syrzow U— 
Lominudse aus dem ZK der KPdSU und Schatzkin aus der Kontrollkommission ausgeschlossen. Vgl.

und

Inprekorr Nr. 103 vom 2. 12. 1930. S. 2545 f. Bucharin hatte bereits am 20. November 1930 eine 
Frklärung gegen alle .Ubweichungen abgegeben [Inprekorr .Nr. 99 vom 21. 11. 19.30. S. 2437). die von 
einigen sowjetischen Zeitungen (ähnlich der Tendenz ini vorliegenden Rundschreiben) angegrilfen 
wurde, dodi mißbilligte das ZK der KPdSU diese Kritik [Inprekorr Nr. 101 vom 28. 11. 1930, 
S. 2498).
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Indessen schreitet die Krise in den kapitalistisclien Ländern unausgesetzt fort. In 
Amerika sind alle V'ersuche Hoovers und der LInteriieluner, die Krise aufzuhalten, 
gescheitert. Produktionsrückgang und Erwerbslosigkeit nehmen zu. Nicht anders 
steht es in Europa. Das kapitalistische Erankreich. das noch bis vor kurzem 
„immun" gegenüber den tieferen Krisenerscheinungen dastand, wird in den 
allgemeinen Strudel hineingerissen, wie die ersten großen Bankzusammenbrüche in 
Paris zeigen.
In Deutschland nimmt die wirtschaftliche und politische Krise immer schärfere 
Formen an. Die ..Notstandsaktion" der Regierung Brüning ist schon jetzt als völlig 
gescheitert zu betrachten. Die Erwerbslosettzahl steigt, die gänzlichen oder teilweisen 
Stillegungen nehmen zu. Die Agrarkrise wächst bis ins Lüiterträgliche. Die Produk
tionsziffern gehen zurück. Der Großhandelsindex ist im letzten Monat noch 
gestiegen. Damit wird der Schwindel von der Preissenkungsaktion widerlegt. Unsere 
Presse, unsere Redner, unsere Organisationen müssen gegen den Preissenkungs
schwindel. der in schönster Eintracht von den Kapitalisten. SPD- und Gewerk- 
schaftslührern verbreitet wird, den schärfsten Entlarvungskampf führen. Die 
geringfügige Senkung einiger Rohstoffe. Markenartikel und Eebensmittel 
paar Pfennig, die den Kapitalisten durch den schroffen Preissturz auf dem 
Vi eltmarkt einfach aufgezwumgen wird, ist längst wettgemacht durch die Verteue
rung des Eebensunterhalts der arbeitenden Massen, durch die beispiellosen Schutz
zölle, die Mietsteigerung, die räuberischen Brüningstewern. die Wuchertarife in allen 
Kommunen. Zu dieser Steigerung der Ausgaben für alle Werktätigen kommt noch 
die direkte Senkung ihrer schon heute jämmerlich geringen Einnahmen durch den 
Eohnabbau für Arbeiter, den Gehaltsabbau für Angestellte, das Notopfer für Beamte, 
durch die Erwerbshjsigkeit. die Kurzarbeit, die Exmissionen, den .Abbau aller 
sozialen .Ausgaben.
Der Kamp! gegen den Preisabbauschwindel ist besonders wichtig, weil die angebliche 
Preissenkung die Ideologie für den Eohnabbau durch die Unternehmer, für die 
Schandsprüche durch den Schlichter, für den Streikbruch durch die Reformisten 
liefert. Im Kampf gegen den Preisabbauschwindel muß das Bündnis zwischen 
revolutionärem Proletariat und .Mittelstand gefestigt werden.
Die Sozialdemokratie hat auf dem Wege des Verrats, den sie seit dem 18. Oktober 
mit neuen Methoden eingeschlagen hat (vgl. Rundschreiben Nr. 15 vom 21. Oktober 
1930)'’ erhebliche weitere Schritte voixvärts getan. Die Ernennung Severings und 
Crzesinskis'' ist der olfensichtliche .Ausdruck für feste Geheimvereinbarungen 
zwischen Brüning und dem Parteivorstand der SPD. Der Sozialfaschismus in 
Deutschland hat damit eine neue, die bisher höchste Stufe seiner Entwicklung 
erreicht. Die sozialdemokratische Führerschaft hat jede Schwankung in ihren 
eigenen Reihen, jedes Spielen mit dem Gedanken einer Opposition gegen die 
.Aufrichtung der faschistischen Diktatur in Deutschland beseitigt. Sie ist fest 
entschlossen, aktiv an der .Aufrichtung der faschistischen Diktatur mitzuarbeiten. Sie

um ein

5 Vgl. oben. Dok. 29.
6 Am 21. Oktober 1930 wurde Carl Severing (SPD ) wieder preubistdier Innenminister (unter der 

Regierung Hermann Müller war er Reicbsiimenminister gewesen). .\m 4. .November 1930 wurde 
Albert Grzesinski anstelle von Karl Zörgiebel Polizeipräsident 
S. 223.

Berlin. Vgl. Osterroth/Schuster,von
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ist fest entschlossen, alle, auch die schwersten, furchtbarsten Lasten aul das 
Proletariat zu wälzen. Sie betrachtet ihre besondere ..historische Mission“ dann, den 
Severing-Grzesinskiüchen Polizeiapparat mit riicksichtsloser ucht und Schärfe 
gegen das revolutionäre Proletariat, gegen die hungernden Erwerbslosen, gegen die 
streikenden Arbeitermassen, gegen die konmumistische Partei, gegen alle revolutio
nären Massenorganisationen einzusetzen. Das Verbot der Roten Fahne und der 
Jungen Garde' der Zentralorgane unserer Partei und unseres Jugendverbandes, die 
Stellung aller kommunistischen V^ersammhmgen unter Polizeiaufsicht, das fortge
setzte Auseinanderschlagen von Demonstrationen, die offene, faschistische Durch
brechung aller in der Weimarer Verfassung ..garantierten Freiheiten“ sollen den 
Auftakt zum Demonstrationsverbot für Berlin tmd ganz Preußen, zur Provokation 
blutiger Zusammenstöße tmd — früher oder später — zum 
Unterdrückung der kommunistischen Partei bilden. .Mit der Durchführung dieses 
sozialfaschistischen Verfolgungsplanes pgen die revolutionäre Arbeiterbewegung 
soll das größte und letzte Hemmnis beseitigt werden, das der vollständigen Diktatur 
entgegensteht.
Die gesamte Partei muß sich darüber klar sein, daß in dem jetzt begonnenen 
Zeitabschnitt der Entscheidmigskampf zwischen Bolschewismus und Faschismus 
ausgefocbten wird. Wir werden alles tun. wir werden die Millionenmassen an allen 
Fronten des wirtschaftlichen und politischen Kamptes aufrütteln und mobilisieren. 
Wir werden die ganze konzentrierte Kraft unserer Partei einsetzen. wir werden in den 
Tageskämpfen um die wirtschaftlichen F.vistenzforderungen aller Werktätigen in 

stürmischen, groß angelegten Angriffsfeldzug gegen den Faschismus und 
die sozialdemokratische Führerschaft die Volksrevohition für Sowjetdeutsch-

Verbot, zur gewaltsamen

einem
gegen 
land organisieren.
Die drei großen entscheidenden Kettenglieder der proletarischen Revolution m der 
gegenwärtigen Etappe sind:
F Ideologischer, politischer und wehrhafter Massenkampf gegen den Faschismus.
2. Entfesselung von Wirtschaftskämpfen in allen Industrien und Gebieten Deutsch
lands. Fester Aufbau der Revolutionären Gewerkschafts-Opposition, Fortsetzung des 
Weges, der mit den Beschlüssen des 5. RGI-Kongresses und der Gründung des 
„Roten Metallarbeiter-Verbandes“ in Berlin eingeschlagen wurde.^ bei unbedingter 
Fortsetzung der .Arbeit an der innergew'erkschaitlichen front und genauer Berück
sichtigung der konkreten Bedingungen ohne jede Überstürzung beim Übergang zur 
Schaffung selbständiger Roter Gewerkschaftsorganisationen.
3. Stärkste Entfachung des Kampfes der Erwerbslosen, feste Führung der Frwerbslo- 
senbewegung als Ganzes. Organisierung der Erw erbslosen unter der Fahne der RGO, 
enges Kampfbündnis der Erwerbslosen mit den Betriebsarbeitern durch ständige

.Aktionen.gemeinsame
Alle drei Aufgaben setzen die Bekämpfung und Entlarvung der Sozialdemokratie, 
besonders ihres scheinradikalen ..linken Flügels“ bis zur Fiquidierung des relormi-

7 Die Rote Fahne war verboten vorn 9. bis 16. 11. 1930. .sie ersc hien wieder am 18. 11. 1930.
8 Am 4./5. November 1930 wurde der Einheitscerband der .Metallarbeiter Berlins gegründet, ein 

weiterer Schritt zur Schaffung der RGO als selbständige kommunistische .Mitgliedergewerkschaft. Vgl. 
Inprekorr Nr. 93 c om 7. 11. 1930. S. 2273 f.; \t ieszt S. 427 f.
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stischen Masseneinflusses. bis zur Zerschlagung der Sozialdemokratie als Partei 
voraus. Das bedeutet als Grundlinie unserer Partei die stärkste Anwendung der 
Einheitsfronttaktik, ein viel kühneres und breiteres Herantreten an die sozialdemo
kratischen Arbeitermassen, ebenso wie die bewußte, planmäßige Loslösung der 
christlichen Arbeiter und der proletarischen Anhänger der Nazis von ihren Führern 
und Parteien.
Über die Lehren des Berliner Metallarbeiterstreiks, die Organisierung des weiteren 
Kampfes gegen Schiedssprüche. Lohnabbau und Unternehmeroffensive und die 
Bedeutung der Gründung des Linheitsverbandes der Metallarbeiter Berlins gilt das. 
was in der beiliegenden Resolution des Polbüros vom b. November 193Ü über die 
Lehren des Berliner Metallarbeiterstreiks und in dem gleichlälls beiliegenden 
Rundschreiben an alle Bezirkskomitees der RGO vom 11. November 1930 gesagt ist.

.Mit kommunistischem Gruß!
ZK-Sekretariat

2 Anlagen"'

9 Die beiden .\iilagen wurden in diese Edition aufgenominenL vgl. Dok. 31a und 31b; vgl. auch StA 
Oldenburg, Bestand 136, Nr. 2888. Die Resolution des Polbüros war seinerzeit bereits abgedruckt in Rf' 
Nr. 260 vom 6. 11. 1930.

31 a.

15. 11. 1930: Resolution des Polbüros zum Berliner .Metallarbeiterstreik

Anlage zu Nr. 31. Cbersehril't: ...\nlage Nr. I zum Kiindsclireibeii Nr. 17 des Sekretariats 
13. 11. 1930. Die Lehren des Berliner .Vletallarbeiterstreiks. Kesolutiun des Polbüros des ZK der 
KPD.“

I. Die politische Bedeutung des Berliner M e t a 11 a r b e i t er s t r e i k s 
Der größte Streik der 130000 Berliner Metallarbeiter, der seinem Umfang und seiner 
Bedeutung nach weit über die heldenhaften \’orpostenkämpfe ^f)n .Mansfeld und 
Nordwest hinausgeht, bildet die Einleitung einer neuen revolutionären 
\\ eile von ökonomischen und politischen Massenkämpfen der Betriebsarbeiter und 
Erwerbslosen in ganz Detitschland. Er gab der gesamten .Vi beiterklasse einen .Anstoß 
für die Organisierung des Massenkampfes gegen die kapitalistische Offensive auf die 
Existenzbedingungen der .Arbeiter, er entwickelte sich rasch zu einer Gegenoffensive 
gegen die Hunger- und Enterdrückungsitolitik der Zlrü/tütg-Regierung. er entlaiwte 
vor den breitesten Massen die Rolle der sozialdemokratischen Gewerkschaftsbüro
kratie als Streikbrecher und ''W egbereiter des Faschismus.
Der Berliner -Metallarbeiterstreik, dessen Erfahrungen und Lehren wegweisend für 
die weiteren Kämpfe der deutschen .Arbeiterklasse sind, hatte von Beginn an einen 
ausgeprägten politischen Charakter. Er richtete sich nicht nur gegen den 
frechen Versuch des direkten Lohnraubes durch die Berliner .Metallindustrielleu. die 
mit dem \ orstoß in Berlin die verstärkte Lohnabbauoffensive im ganzen Reich
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einleiten wollen, sondern war gleichzeitig der kraftvolle Beginn der proletari
schen G e g e n o f f e n s i v e unter Führung der KPD und RGO gegen die Fowngplan- 
politik. gegen das ganze arbeiterfeindliche Regierungsprogrannn der halbfaschisli-

votn 18. Oktober und diesehen Regierung/inttit/tg-. ihre sozialdeinokratisclien Retter 
nationalfaschistischen Kettenhunde des Trustkaititals.
Die große politische Bedeutung des Kampfes zeigt sich in folgendem:

1. Die \i ucht und Entschlossenheit, mit der der Massensireik der Metallarbeiter 
einsetzte, bildet ein sicberes Kennzeichen der tiefen und sich weiter ver
schärfenden Krise des deutschen Kapitalismus, der rasch wachsenden Radika
lisierung der .Massen und der Zuspitzung der Klassengegensätze. Durch 
die fortschreitende Krise werden weit über den Rahmen der 4.6 Millionen KPD- 
Wähler hinaus neue Millionenmassen des Proletariats in den Klassenkam|)f um ihre 
Interessen einbezogen. Milhonenmassen, die sich im verschärlteti Klassenkainpf von 
der Ausweglosigkeit ihrer Lage innerhalb der bestehenden kapitalistischen Gesell
schaftsordnung. von der Richtigkeit der Politik der kommunistischen Partei und der 
RGO überzeugen und in die revolutionäre Klassenfront einrücken werden. Obwohl 
dieser Streik noch keine größeren aktiven Solidaritätskämpfe, sondern nur die breite

ralische und materielle Unterstützungsbewegung auslöste, zeigte seine Entwick
lung die Notwendigkeit der Verbreiterung zu
Industrien und bei wachsender X'erschärfung die Mobilisierung zuin 
.Massenstreik als dem wirkungsvollsten Kampfmittel der .\rbeiterklasse in der 
jetzigen Periode.
2. Der .Angriff der Metallindustriellen und staatlichen Schlichtungsinstanzen zur 
Niederdrückung der Lohne der Metallarbeiter, die Haltung der Reformisten und 
Nationalsozialisten im Verlaufe des Kampfes, der mit der Stimme des Gewerk
schaftsvertreters gefaßte einstimmige Beschluß der sogenannten Schiedskommission 
auf 8% Lohnratib zeigte die Richtigkeit der \ oratissage der KPD und RGO, daß 
Trustkapitalisten. /frw/tf/ig-Regiermig. sozialdemokratische Gewerkschaftsbürokra- 
tie und Nationalsozialisten entschlossen sind, alle Lasten der kapitalistischen Krise 
und der Ibn/tgitlanpolitik auf die werktätigen .Massen abzuwälzen und die L.xistenz 
der bankerotten, kapitalistischen Ausfieutergesellschaft mit den brutalsten, faschisti
schen Diktatiirmethoden und mit dem direkten sozialfaschistischen Streikbruch

den Ansturm des revolutionären Proletariats und die tiefe Unzufriedenheit der

rno
Solidaritätsstreiks in den anderen

politischen

gegen
ausgeplünderten .Mittelschichten und armen Bauern zu schützen. Das kajütalistische 
System und die herrschende Klasse mitsamt ihren Lakaien treiben die werktätigen 
Massen Deutscblands immer mehr in eine Hungerkatastrophe hinein. Nur der 
Kommunismus, nur ein Sowjetdeutschland kann die werktätigen Massen aus der 
Katastrophe und der Knechtung retten. Diese Losung wird immer melir zum 
Kampfziel von .Millionen. Die Richtigkeit der Programmerklärung des ZK der KPD 

nationalen und sozialen Befreiung des werktätigen deutschen Volkes erfahrt eine 
glänzende Bestätigung.
3. Mit seltener Klarheit und Schärfe zeigte sich im \ erlauf dieses Streiks der 
unauflialtsame Bankerott und die ungeheuerliche .4 r b e i t e r f e i n d 1 i c h k e i t d e r 

Politik der Sozialdemokratie und G e w' e r k s c h a 11 s b ü r o-

zur

ganzen
kratie. Die Veröffentlichung des Lohnratib-Schiedsspruchs. ausgerechnet 
9. November, dem .lahrestag der deutschen Revolution, gab der .Arbeiterklasse

am
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Gelegenheit, eine Bilanz der Entwicklung der letzten 12 Jahre kapitalistischer 
Republik in Deutschland aufzustellen und eine Parallele mit dem siegreichen 
Vormarsch des sozialistischen Aulljaues in der Sowjetunion zu ziehen.
Breiteste Massen erkennen immer deutlicher, daß die blutige Niedermetzelung der 
proletarischen Revolution unmittelbar narb dem imperialistisiben Kriege in 
Deutschland, der Meuchelmord an Liebknecht und Luxemburg, die Beseitigung der 
Arbeiter- und Soldatenräte, die Unterzeiebnung des Versailler Vertrages, die 
bedingungslose Unterstützung des kapitalistiscben V’iederaulbaues. das Gerede vom 

Silberstreifen " und der ..Dollarsonne " des Dnu’eÄvertrages. die Behauptung, daß 
der Jou/!oplan Brot und .\rbeit bringt, die schamlose Unterstützung der kapitalisti
schen Rationalisierung und der trustkapitalistischen Zoll- und Steuerpolitik 
Betrug und Verrat an den Uebensinteressen des Proletariats und 
aller Werktätigen waren und daß Koalitionspolitik. Wirtschaftsdemokratie und 
Zwangsschlichtungswesen dem Faschismus direkt den Weg bereiten. 
Die Sprengung der Streikfront dureb den offenen Streikbrnch der Gewerkschaftsbü
rokratie war die logische Konsequenz, die si(-h aus der Rettung des Brüning- 
Kabinetts und seines gesamten Finanz- und Wirtsebaftsprogrammes durch die 
sozialdemokratische Reichstagsfraktion am 18. Oktober ergab. Der Vorwärts hat 
eingestanden, daß der Streik zur Rettung der Brüning-Regierung und der Preußen
koalition abgebrochen werden mußte. (.Abend vom -30. Oktober“.) Die Führer des 
Metallarbeiterverbandes haben dureb ihren zynischen \"errat die Durchführung des 
faschistischen Programms unterstützt, sie haben offen deti Gewerkschafts
apparat in eine Orgatiisation des Streikbruchs verwandelt, sie haben durch die 
offizielle Zustimmung ihres Vertreters in der Schiedskommission angezeigt, daß sie 
den Gewerkschaftsapparat noch planmäßiger als bisher in den Dienst der Rettung 
der kapitalistischen Wirtschaft und damit der Ausbeututig und Unterdrückung der 
■Arbeiter, der Spaltung, der Verhinderung von Kämpfen, des Streikbruchs, des 
.Mißbrauchs der organisierten Arbeiter einsetzen werden. Der Polizeiterror Grzesins- 
kis in Berlin, die Maßregelungen revolutionärer Arbeiter mit Hilfe von SPD- 
Betriebsräten sind die ersten Beweise dafür.
4. Die Nationalsozialistische Partei hat sich trotz aller unverschämten und beispiello
sen Demagogie als eine Partei entlaiwt. die sich bedingungslos den Anordnungen der 
Unternehtner und der Brüning-Regierung unterwirft, bei jeder Gelegenheit gemein
sam mit dem Stahlhelm den Streikbruch organisiert, eine schamlose Hetze und 
Terroraktionen gegen das revolutionäre Proletariat durchführt, nach Ministersesseln 
und Machtpositionen im kapitalistischen Staat giert, um den Kapitalismus vor dem 
Untergang zu retten und die werktätigen, hungernden Massen blutig zu knechten. 
Die Parole der Nationalsozialisten auf Teilnahme am Streik erwies sich als ein 
demagogisches Manöver zur Täuschung der .Massen über ihren arbeiterfeindlichen 
Gharakter. als ein Mittel, wie es die Ueitung der .NSD.VP gegenüber den sächsischen 
Industriellen erläutert, um Einfluß unter den .Arbeitern zu bekomrneti. \A ahrend des 
Streiks waren die Nazis in V irklichkeit nur ein Anhängsel der reformistischen 
Gewerkschaftsbürokratie, sie stimmten der Streikparole erst zu, als sie offiziell vom 
D.MV herausgegeben wurde, beim Streikbruch L richs gaben die Goebbels und Cie 
die Weisung an ihre Feute. sofort in die Betriebe zu gehen, und die Nationalsoziali
sten soweit sie nicht mit dem Stahlhelm bereits Streikbrecher waren, liefen als 
erste in die Betriebe.
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II. Die wichtigsten Lehren des M e t a 11 a rb e i t e r s t r e ik s

1. Millionen werktätiger Massen, die jetzt schon unter Hungerlöhnen, Massenar
beitslosigkeit. riesigen Zoll- und Steuerlasten und wachsender politischer Entrech
tung unsäglich leiden, können und wollen aul' die Dauer unter dem kapitalistischen 
Profitsystem nicht mehr leben. Der vierzehntägige geschlossene Kampf der 130000 
zeigt den Kampfwillen und die Energie, mit der das Industrieproletariat sich einen 
Ausweg aus den jetzigen immer katastrophaler werdenden Eebensverhältnissen 
erkämpfen und erzwingen will. Die Partei muß unverzüglich die zum Kampfbereiten 
Massen zu ihren wirtschaftlichen und politischen Kämpfen organisieren und mit 

großen, die Millionenmassen in Betrieb. Kontor und Stempelstelle in Stadt und 
Eand erfassenden Kampagne beginnen, die die Generallinie unserer Politik, 

klarsten in der Massenmobilisierimg anläßlich der Reichstagswahlkarn- 
Ausdruck kam. konkretisiert und popularisiert. Die umfassende Propa-

emer

wie sie am 
pagne zum
gierung der grandiosen Tatsachen des sozialistischen Aulhaues in der Sowjetunion, 
der Durchführung des Fünfjahresplanes in vier .lahren wird uns in stärkstem Maße 
helfen, die Massen zu überzeugen, daß der Kommunismus die einzige 
Rettung, der einzige Ausweg aus der drohenden Katastrophe ist. 
2. Der Berliner Me t al 1 a r b e i t e r k a m p f bedeutet einen entschei
denden Wendepunkt in der Entwicklung der RGO zur gewerk
schaftlichen Kampforganisation des Proletariats in Deutsch
land. Die entsprechend den Beschlüssen des 5. RGl-Kongresses von der RGO 
durchgefülnte Streikstrategie und das selbständige Aultreten der RGO engt die 
Manövrierfähigkeit der sozialläscliistischeii Streikbrecher außerordentlich 
macht eine ganze Reihe ihrer in den vorherigen Kämplen noch wirksamen Manöver 
zuschanden und isoliert sie von den Massen ihrer bisherigen Anhänpr und 
Mitglieder (Rechtzeitige Aufstellung eines Kaiupfprogramms. monatelange, ideologi
sche und organisatorische \ orbereitung der Bewegung, feste Organisierung der 
Anhänger der RGO auf der Basis der Einheitsfront zwischen gewerkschaftlich 
Organisierten und Unorganisierten. Männern. Frauen, .lugendlichen und Lehrlingen, 
Wahl vorbereitender Kanipläiisschüsse, richtige Auswahl des Zeitpunktes der 
Proklanüerung des Streiks, Kampf um die Führung aller Streikenden durch 
revolutionäre Streikleitungen und Vei-jagiing der \'erteidiger der verräterischen 
Bürokratie und der Faschisten aus den Streikleitungen. Weckung der Masseninitia
tive. Organisierung des Massenstreikpostenstehens gemeinsam mit den Erwerblosen, 
engste Verbindung mit den breiten organisierten und unorganisierten Massen bei 
Beginn, im Verlauf und bei Abbruch des Kampfes. Zusammenfassung der Massen, 
Bildung und Schulung breitester parteiloser Funktionärkader für die RGO. rück
sichtsloseste Entlarvung aller Verräter des Massenstreiks, entschlossene Durchfüh
rung organisatorischer Konsequenzen, die sich aus der Gesamtlage des Kampfes und 
dem Reifegrad, der Erkenntnis der Massen ergeben).
Die Eehren der in Berlin durchgelührten Strategie und 1 aktik wird die RGO in allen 
Teilen Deutschlands befähigen, die Massen der Arbeiter und Erwerbslosen in den 
bevorstehenden Massenstreiks und .Massenaktionen zu führen und 

tsprechend den Beschlüssen des 5. RGl-Kongresses im Massenkampf jene 
Bedingungen zu schaffen, unter denen sich die breitesten Massen empört von den 
sozialfaschistischen Streikbrechern abwenden, offen Stellung gegen die Streikbriich-

em.
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Organisationen nelimen und in gemeinsamer Einheitsfront der bisher unorganisierten 
Arbeiter mit den freigewerkschaftlichen und cliristliclien (iewerkschaftsmitgliedern 
die revolutionäre Gewerkschaftsbewegung aulbauen.
3. Die Schaffung des Roten Metallarbeiter-\'erhandes in Berlin, der im Feuer des 
Kampfes und getragen vom Willen der kämpfenden Massen entstand, wird die RGO 
im ganzen Reiche zu einem schnelleren Tempo der Organisierung der Streiks, zum 
straffen Aushau der RGO zu einer gewerkschaftlichen Kampforganisation und im 
Verlauf großer Kämpfe zur Entwicklung wirklicher Kampfgewerkschaften vorwärts 
bringen.
Die LImwandlung der RGO (Industriegruppe Metall) im Berliner Metallarbeiterstreik 
zu einem Roten Verband hat die Richtigkeit der vom 5. RGI-Kongreß für 
Deutschland festgesetzten Einie der Entwicklung der RGO zur selbständigen 
revolutionären gewerkschaftlichen Kampforganisation vollständig bestätigt. Für die 
RGO in Berlin und im Reich steht die Aufgabe: ..Die zum Kurs auf die Schaffung 
oben bis unten selbständiger Organe der revolutionären Gewerkschaftsbewegung ist 
die ganze Arbeit der organisatorischen Zusammenfassung der Organisierten und 
LMorganisierten - insbesondere zu Zeiten von Streikkämpfen — zur Aktivisierung 
und Entwicklung der Gewerkschaftsopposition und der revolutionären Betriebsräte 
wie auch die ganze Arbeit innerhalb der reformistischen Gewerkschaften unterzu
ordnen, wobei es gilt, zu diesem Zw’ecke von allen t)rganisatorischen Möglichkeiten 
in den Unterorganisationen der reformistischen Gewerkschaften Gebrauch zu 
machen.“
Entsprechend dieser Direktive des 5. Kongresses muß die Entwicklung der RGO zu 
einer festen gewerkschaftlichen Kampforganisation in heschleimigtem Tempo 
sich gehen. Es gilt jetzt in allen Betrieben und Gewerkschaften das Programm der 
RGl und der RGO. die Stellung der RGO zu den Lehensfragen der Arbeiterklasse und 
zur Strategie und 1 aktik der revolutionären Gewerkschaftsbewegung zu popularisie
ren und die Massen um dieses Programm zu sammeln, ln jedem Betrieb und in jeder 
Stempelsteile Schaffung starker Betriebs- und Erwerhslosengruppen der RGO. aber 
parallel damit energische innergewerkschaftliche Arbeit aller .Vnhänger der RGO und 
Organisierung starker Oppositionsfraktionen. Nur so wird die breite Einheitsfront 
aller kampfgewillten Arbeiter, die Massenbasis für die revolutionäre Gewerkschafts
bewegung geschaffen.
4. Im rücksichtslosen Kampf gegen jeden rechten Opportunismus, insbesondere den 
Gewerkschaltslegalisnuis, der sich gegen die selbständige Kampfführung wie gegen 
die Schaffung selbständiger Kampforgane und Organisationen der revolutionären 
Gewerkschaftsopposition wendet, wie in der schärfsten Litpüdierung aller sektiereri
schen Tendenzen, die unter Verzicht auf die Politik der Einheitsfront in mechani
scher. überstürzter >\'eise auf die Gründung neuer Gewerkschaften ohne Zusammen
hang mit ernsten Massenkämpfen hinzielen, muß der vom 5. RGI-Kongreß 
beschlossene Kurs durchgeführt werden.
Der 5. RGI-Kongreß hat die gegenüber beiden Abweichungen innezuhaltende Linie 
klar vorgezeichnet:
„Doch gilt es zu gleicher Zeit mit aller Entschiedenheit die Ansichten derjenigen zu 
widerlegen, die die Notwendigkeit des Aufbaues selbständiger Gewerkschaften nicht 
einsehen wollen, seihst in Fällen, wo ein V erzicht der Revolutionäre auf die Spaltung
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Verzicht auf die revolutionäre Arbeit in der Gewerkscliaftshewejiung. \ erziclit auf 
die Organisierung des atn meisten ausgeheuteten Feiles des Proletariats bedeuten 
würde."
Die Scbaffung des Einbeitsverbandes der Metallarbeiter Berlins ergab sich als 
dringende Notwendigkeit ans der Kampfsituation. Alle Bedingungen, wie sie für die 
Scbaffung re\-olutiönärer Cewerkscbaften notwendig sind, waren 
batten sieb die Metallarbeiter eiiieti Kampläpparat in den Betrieben geschaffen. 
Tausende RGO-Mitglieder in den Betriebsgruiipen erfaßt, die streikbrecberiscbe 
Bolle der Gewerkscbaftsbürokratie in einem großen Maße entlarvt. Einfluß auch 

den gewerkscbaftlicb organisierten Arbeitern gewonnen. Im Kampfe selbst 
erkannten die .Arbeiter gegenüber dem Lnternebmerangriff die Notwendigkeit der 
Scbaffung einer zuverlässigen Kampforganisation zur Eübrung ihrer Streiks und 
zum Kampf gegen die verräterische Gewerkscbaftsbürokratie und den streikbrecbe- 
riscben Faschismus. Die Gründung des Roten Metallarbeiterverbandes war getragen 

stürmischen Verlangen der Streikenden, sie bedeutet eine große Stärkung der 
KatnpfEraft der Metallarbeiter für die neuen Kämpfe gegen den Block der 
Unternehmer ttnd ihrer .Agenten.
Die Gründutig des Roten Verbandes in Berlin wird lieispielgebend für die Entwick
lung der RGO in anderen Industrien sein, wenn in Kampfsituationen ähnliche 
Bedingungen sich entwickeln, wie beitn Berliner Streik. Keinesfalls darf eine 

'hanische LTertragitng der Gründung des Berliner Roten \ erbandes auf andere 
Industrien erfolgen.
Auch hier gilt es. die Beschlüsse des RGI-Kongresses anzuwenden:
..Es darf keine Rede sein von einer mechanischen Schaffung 

Gewerkschaften, die den k 1 a s s e n b e w u ß t e n Teil der .Arbei-
würde. Der

gegeben. Im Streik

tinter

vom

tuet

neuer
der breiten A r b e i t e r m a s s e trennenterklasse

Aufbau netter Gewerkschaften ist nur tnöglich. wenn die Streikwelle im Steigen 
begriffen ist. tmr dort, wo der Klassenkampf eine große Schärfe angenommen hat, 

bedeutende .Massen des Proletariats die verräterische Rolle der Gewerkschaftsbü
rokratie bereits eingesehen haben und die Schallttng eines neuen \ erbandes aktiv 
tinterstützen. Aber aticli wenn alle diese A’oraussetzungen vorhanden sind, hat der 
Aufbau neuer Gewerkschafteti in Eändern. wo rote Gewerkschaftszentralen noch 
nicht bestehen, sich m jedem F alle nach der olijektiven Gesamtsititation zu richten.

V o 11

wo

5. Die ungeheure Bedeutung einer richtigen, ziel bewußten Einheitsfront
taktik und der Verteidigung der Einheitsfront des kämpfenden 
Proletariats wurde im .Metallarbeiterstreik allen Kommunisten und Anhängern 
der RGO deutlich in das Bewitßtsein gertifen. Die \ ersuche der Gewerkschaftsbüro
kratie. die Erwerbslosen gegen die Streikenden auszuspielen, die Unorganisierten 
durch .Aushitngertmg zutn Streikbruch zu zwingen, die .Arbeiterinnen zur raschen 
Abwürgung des Kampfes zit tnißbrauchen. den heroischen AX iderstand der Eehrlinge 
gegen die freche Zumuttmg des Streikbruches zu brechen, sind an dem Willen der 

der RGO geführten Massen gescheitert. Die Kommunisten und die RGO 
verteidigten die Einheit der kämpfenden .Arbeiter, die sozialfaschistischen Bürokra
ten entlan ten sich als kaltblütige und bewußte Spalter und bewiesen den 
breiten .Massen, daß die Einheitsfront der parteilosen, sozialdemokratischen und 
kommunistischen Arbeiter nur unter Führung der RGO herzustellen war. Die

von
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Empörung über den Streikbruch in den breitesten Mitgliedermassen des DMV. der 
Widerstand, den Urichs streikbrecherisches Manöver selbst bei seinen DMV- 
Funktionären fanden, widerlegt die sektiererische Auffassung, welche die Mitglieder 
und unteren Funktionäre der reformistischen Organisationen, den sozialfaschisti
schen Führern gleichsetzte und bestätigt die Notwendigkeit, die Arbeit innerhalb der 
reformistischen Verbände zu verstärken.
6. Die durch die wachsende Masseninitiative der Streikenden und Erwerbslosen 
sowie der Hausfrauen durchgefülirte S o 1 i d a i- i t ä t s a k t i o n der RGü und der F4H 
führte zu einer Festigung der Streikfront, machte die Hoffnungen der Streikbruchor
ganisatoren und Spalter zuschanden, mobilisierte das rote Berlin und die Arbeiter in 
Deutschland, in Teilen des kapitalistischen Auslandes und ganz besonders in der 
Sowjetunion zu politischer und finanzieller Unterstützung der Metallarbeiter, die an 
vorderster Front für die ganze deutsche Arbeiterklasse kämpften.
Die Ausdehnung der Solidaritätsaktion auf die Berliner Kleingewerbetreibenden und 
auf die kleinen Bauern in der Provinz zeigte, wie das revolutionäre Proletariat, das 
der einzige und machtvolle Bundesgenosse dieser Mittelklassen im Kampfe gegen 
Trustkapitalismus und Faschismus ist. es verstehen muß. für den revolutionären 
Klassenkampf diese Mittelschichten als Reserven und Bundesgenos
sen heranzuziehen.

III. Die Fehler und Mängel der Bewegung

1. Es gelang der KPD und RGO nicht, den proletarischen Massen in Berlin und im 
Reiche die ganze Bedeutung des Streiks der 130 000 Metallarbeiter und seiner 
Konsequenzen für ihre eigene Febenslage zum Bewußtsein zu bringen. Deshalb 
gelang die Verbreiterung des Streiks auf die übrigen nicht dem VBMI 
angeschlossenen Berliner Metallbetriebe, auf die vom Gehaltsraub bedrohten Metall
angestellten. auf die zu den Berliner Konzernen gehörenden Reichsbetriebe und die 
gesamte deutsche Metallindustrie sowie auf die .Arbeiter der übrigen Industriegrup
pen in Berlin und im Reich nicht. Infolge der politischen und organisatorischen 
Schwäche der RGO konnte selbst in jenen Industriegruppen und Tarifgebieten, wo 
tariflose Zustände herrschten. Tarife eben abgelaufen waren oder kurz vor dem 
Ablauf standen, die rechtzeitige Mobilisierung der Massen für konkrete Forderungen, 
die Wahl von vorbereitenden Kampfleitungen und die Auflösung des Solida
ritätsstreiks für die eigenen Forderungen nicht durchgesetzt werden. 
Angesichts der großen politischen Bedeutung des Metallarbeiterstreiks für die 
Entwicklung in der gesamten Industrie Berlins und des Reichs lag die Hauptschwä
che der Bewegung darin, daß es nicht gelang, diese Verbreiterung in der Form des 
Solidai’itätsstreiks in den übrigen Metallbetriebeii und in anderen Industrien 
auszulösen. Nur in einer kleinen Anzahl von Metallbetrieben, die nicht dem Verband 
Berliner Metallindustrieller angehörten, führten die .Arbeiter den Solidaritätsstreik 
durch. Diese Feststellung beweist, daß die Parteileitungen und insbesondere die 
Betriebszeilen noch sehr ungenügend auf die Vorbereitung und Organisierung der 
W irtschaltskämpfe eingestellt sind und daß die politische und organisatorische 
Stärkung der Parteizellen und der RGO-Gruppen in den Betrieben zu den dringend
sten .Aufgaben gehören. Ein ernsthaftes Versäumnis bedeutet es auch, daß es nicht 
gelang, entsprechend dem Beispiel bei den Reichstagswahlen auch in der Straßen-
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und llausagitation dem Berliner Stadtldld den Stempel des Metallarbeiterstreiks 
aufzudrüeken. liier versagten die Straßenzellen. Die Forderungen der kommunisti
schen Stadt- und Bezirksverordneten tür die Streikenden blieben im Parlamentari- 
scben stecken und wurden nur in ungenügendem Maße zu einer Angelegenheit der 
demonstrierenden Massen. Auch in den Mas.senorganisationen (insbesondere den 
Genossenscbaften). wo unsere Fraktionen vollständig versagten, wurde nicht alles

notwendig und möglich gewesen
an

Unterstützung geleistet, was 
Die Selbstkritik an den Schwächen und Mängeln der Bewegung, wie sie in den 
\'eröt'fentliclmngen der Parteipresse tmter ..Kontrolle der Massen" einsetzte, war 
noch ungenügend.
2. Die revolutionäre Streikl'ührung zeigte noch große .Mängel. Wenn auch in last 
allen Groß- und .Mittelbetrieben selbstiindige. und in Massen der Belegschaften 
selbständige revolutionäre Streikleitungen bestanden, so ist es nicht gelungen, in 
.00% der bestreikten kleineren Betriebe RGG-Streikleitungen zu bilden, ln einigen 
Streikleitungen, in denen neben den \ ertretern der RGO ausgesprochene .Anhänger 
und A'erteidiger der Lr/c/t-Bürokratie saßen, wurde durch die Initiative der 
Zentralstreikleitung und die Fntscheidung der Belegschaften die Fntfernung der 
verräterischen Elemente durchgeführt, ln einigen Streikleitungen konnten diese 
Beauftragten der Bürokratie bis zum Schluß verbleiben und dann die Initiative zum

i s c b e E n t s t e 11 u n g d e r

wäre.

Streikbruch entfalten. Hier war eine Opportunist 
Einheitsfronttaktik seitens einiger RGO-Anhänger zu verzeichnen. Diese 
Genossen haben nicht erkannt, daß die konsequente Durchführung der Eosunpn 
und der Taktik der RGO die Voraussetzungen für die Gewinnung der Belegschaften 
sind. Ebenso zeigten sich bei einzelnen RGO-Eunktionären Schwankungen in der 
Frage der Einbeziehung der Eehrlitige in die Sireiklront.

überall parteilose .Arbeiter, aber fast keineln den Streikleitungen waren zwar 
sozialdemokratischen .Arbeiter und D.MA -.Mitglieder vorhanden, die tnit der RGO 
zusammenkämpften. Hier war eine sektiererische .Abweichung von der 
E i 11 h e i t s f r o n 11 a k t i k zu verzeichnen, die auch ihren .Ausdruck in einer 
ungenügenden .Aufklärungsarbeit vor und in den D.MX -Streiklokalen und unter den 
DMV-Streikposten fand.
Viele Streikleitungen zeigten noch ein großes Unvermögen, ihre .M a s s e n b a s i s

rb reit ein. schnell neue Funktionäre heranzuzie-i 11 der Belegschaft zu ve 
heil, sich in eine diszipliniert arbeitende Körperscbaft umzuwandeln, 
die tagelang sich selbst überlassenen Massen der Streikenden organisatorisch 
zusammenzufassen, politisch aufzuklären, zu aktivisieren und nn Sinne der RGO zu 
schulen. Deshalb machte sich vor den meisten Betrieben gerade m den kritrschen 
Tagen der Mangel an .M a s s e n s t r e i k p o s t e n und das Fehlen eines 
wirklichen .M a s s e n s t re i k s c h u t z e s zum großen .Nachteil des Kampfes
bemerkbar.
3. Die Vorbereitung des .M e t a 11 a r b e i t e r s t r e i k s zeigte gleichfalls eine 
Reihe von Mängeln. Die zweimalige Terminsetzung (6. Oktober—3. November) 

sich als ein taktischer Fehler. Die Festsetzung des b. Oktober als 
Streikbeginn war angesichts des ungenügend aufgebauten Kampla|)parates der RGO 
falsch, schränkte die eigene .Manövrierfähigkeit ein und rechnete nicht mit den 
möglichen .Manövern der Gewerkschaftsbürokratie und der Unternehmer. Die

erwies
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T e r m i n s e t z u n g z u rn 3 . November war eine Untersehätzung des inzwischen 
gesteigerten politischen und organisatorischen Einflusses der RGO des sehr schnell 
waclisenden Kainpfwillens der Metallarbeiter und der W irknng des provokatorischen 
Schiedsspruches als ungenügender Anlaß für rascheste Auslösung des Streiks. 
Dementsprechend waren die Forderungen noch zu sehr auf Abwehr gerichtet, anstatt 
rechtzeitig den Kampf für die positiven Forderungen der RfiO gegen Schlichtungssy
stem und Schiedsspruch mit in den \'ordergrund zu rücken. Die RGO beteiligte sich 
an der ersten Lüabstimmung. die vom DM\' in den Retrieben über die Frage der 
Ablehnung des Schiedsspruchs oder Streik durchgeführt wurde. Das war noch der 
Ausdruck ihrer organisatorischen Schwäche.
Die RGO muß in jeder Beziehung als selbständig handelnder Faktor auftreten. 
Entsprechend ihrer Erklärung, daß die RGO keine X’ereinbaiung zwischen Regie
rung. Unternehmer und Reformisten anerkennt, sondern daß nur die BelegsOiaften 
und ihre selbstgewählten Streikorgane entscheidende Beschlüsse fassen können, war 
die Beteiligung an der zweiten Lfrabstimmung übei- Ablehnung oder Annahme der 
sogenannten Vereinbarung falsch. Diese Urabstimnumg. welclie von der RGO mit 
Recht als ein besonders gemeines Manöver zur Täuschtmg der Arbeiter über den 
bereits vollzogenen \ errat der Reformisten denunziert wurde, die Tatsache, daß die 
DM\ -Bürokratie in entscheidenden Betrieben des Siemens- und AEG-Konzerns die 
Parole zur sofortigen Arbeitsaufnahme gab. der in den meisten Betrieben stark 
gewachsene Einfluß der R(X). mußte zur Konsequenz die Ablehnung der Teilnahme 
und die schärfste Frontstellung gegen das iManöver der Urabstimmung haben. Die 
RGO mußte die Frage der Weiterführung des Streiks in ttllen Belegschaftsversamm
lungen auf Grund eingehender Aussprache zur offenen Al)stinmiung stellen. 
Durchaus ungenügend war auch die \'orbereitung des -Metallarbeiterstreiks durch die 
op]tositionellen Fraktionen im D-\I\'. deren .\ibeit gerade in den Wochen vor dem 
Kampf von größter Bedeutung gewesen wäre. Der \'erzicht auf das organisierte 
Auftreten der RGO-Anhänger in den Branchenversammhmgen und in den betriebli
chen Wahlkörperversammhmgen zeigt, daß die innergewerkschaftliche Arbeit 
unverzüglich auf das stärkste organisiert w erden muß.

IV. Die nächsten Aufgaben

1. Der Kampf der Berliner .Metallarbeiter ist nicht zu Ende. In allen Berliner 
Metallbetrieben muß die stärkste Mobilisierung aller Metallarbeiter 
gegen den R%igen Uohnraubschiedsspruch. gegen die von der SPD geretteten 
Notverordnungen der i5rü/t/;zg-Regierung. gegen die neuen Pläne auf Massenbela- 
stung und gegen den unerhörten Preisabbau-Schwindel durchgeführt werden. Der 
im Kampfe geboiene E i n h e i t s v e r b a n d der Berliner Metallarbeiter 
muß die Führung in der Rüstung zum Streik als der einzigen wirksamen Waffe gegen 
die Offensive der Berliner Metallindustriellen übernehmen. Er muß die Solida
ritätsaktion für die G e m a ß r e ge 11 e n w'e i t e r f ü h r e n . In Berlin steht 
nach wie vor die Aufgabe der Organisierung des neuen .Metallarbeiterstreiks gegen 
die Offensive der .Metallindustriellen und gegen das Hungerprogramm der Young- 
planregierung. Es ist klar, daß die Gewerkschaftsbürokratie im Bündnis mit 
Siemens. Brüning. Severing und Grzesinski den D .M rücksichtslos als 
Organisation zum Streikbruch und zur Durchführung der Regie-
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rungs- und Uiitenieliinerpolitik eiiisetzeii wird. Der Rote Einheitsverband wird seine 
Aufgabe lösen, wenn alle Kuiurmuiisteii und RCO-Anhänpr verstehen, rasch und 
gründlich unter .Anwendung der revolutionären Einheitsfronltaktik und einer 
kameradschaftlichen üherzeugeiiden Agitation und Propaganda unter allen ehrli
chen und erbitterten .Arlieiteru. die bisher noch irgendwelche Hoffnungen auf die 
verräterische Gewerkschaftsbürokratie setzten, den Einflid.^ dieser Streikbrecher in 
allen Betrieben und bei allen Gewerkschaftsmitgliedern zu brechen, im EV'M und 
durch den E\M die kämpfende Einheit der .Metallarbeiter Berlins wieder 
herzustellen und die Arbeiter in den Eampf zu führen.

2. Unmittelbar akut ist die Streikrüstuug in allen Metallbelrieben des Reichs, 
insbesondere in jenen, wo 
Sprüche bevorstehen. Eür alle Industriegruppen in Berlin und im Reich, besonders 
jene, die in Tariibewegungen stehen, muß der Eohiiraubschiedsspruch das Signal zur 
Massenmobilisierung für die unmittelbare A'orbereitung zum Streik und zum 
stärksten .Ausbau der RGO bilden.
In allen Betrieben, in allen reformistischen Gewerkschaften, auf allen Stempelsteilen, 
in der gesamten .Arbeiterbewegung muß jetzt der Kampf gegen die soziallaschisti- 
schen Streikbruchorganisatoren mnfassend durchgeführt, die sozialfaschistische 
Rolle der Brandes. Lrich und Gie. der .Arbeiterklasse zum Bewußtsein gebracht, jeder 
V ersuch neuen Verrates vor den breiten Massen entlarvt und im Keime erstickt 
werden. In jedem Betrieb muß der Kampf zur Absetzung aller reformistischen 
\'ertrauensleute. zur Wahl roter A'ertrauensmänner mit der größten Entschiedenheit 
geführt werden. Das ist auch notwendig zur Vorbereitung der Betriebsrätewahlen. 
Entsprechend der fortschreitenden Krise des kapitalistischen Systems in Deutsch
land. des politischen Gharakters und der revolutionären Bedeutung jedes großen 
W irtschaftskampfes muß die Erage des Solidaritätsstreiks und darüber hinaus des 
politischen .Massenstreiks in der gesamten Propaganda der Partei immer mehr m den 
Vordergrund gerückt werden.
3. Die Kommunisten mul die .Anhiiuger tler RGO müssen alle Krälte für die 
revolutionäre .Massenarbeit einsetzen. Sie müssen sich die .Aufgabe stellen, 
als Verteidiger der Lebensinteressen aller AXerktätigeu in der Vorbereitung und 
Eührung der Massenkämpfe, die .Millionen gewerkschaftlich organisierter Arbeiter, 
die .Millionen der Erwerbslosen, die Millionen der .Angestellten und Beamten, das 
ganze .Millioneiiheer der bisher Unorganisierten für den revolutionären Klassen
kampf. für den Koumuutisums zu gewinnen, den Eiiilluß der sozialdemokratischen 
Partei und Gewerkschaftsbürokratie in diesen .Massen zu vernichten, die vom 
Paschismus irregeführten und betrogenen .Arbeiter. .Angestellten und Beamten in die

Klassenfront einzureiheii und so die Voraussetzungen für die Verhinderung und 
Niederstäilagung der faschistischen Diktatur, lür die .Abschafluiig des kapitalisti
schen Lolmsystems durch den Sieg der proletarischen Diktatur schaffen.
Das Zentralkomitee begrüßt die Einberufung der R e i c h s k o n f e r e n z der 
RGO für den 1.5 . und Ib. .N o v e m b e r auf der und von der eine gründliche 
.Auswertung der bedeutsamen Lehren des Berliner .Metallarbeiterkampfes im Zusam
menhang mit den Beschlüssen des 5. RC^l-Koiigresses durchgeführt werden sollen mit 
dem Ziel, im ganzen Reiche die RGO zu einer straffen .Massenorganisation 
raschestens auszubauen, damit die R(.0 imstande ist. die Massen in den großen

Tarife abgelaufeii sind und ablaufen und Zwangsschieds-

rote
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ökonomisclien Kämpfen erfolgreicli zu führen und auf die politischen .Massenkäinpfe 
vorzubereiten. Der iin Massenstreik der 130000 geborene E\'M aber muß dem 
ganzen deutschen Proletariat zeigen, wie eine rote Kampfgewerkschaft, die sich auf 
dem Vertrauen und dem vollen Selbstbestimmungsrecht der Mitgliedermassen 
aufbaut. Tag für Tag und überall die Interessen der Metallarbeiter und der ganzen 
.‘Vrbeiterklasse im Kampfe verteidigt.

31 b.

11. 11. 1930: Reichskomitee der RGO an die Bezirkskomitees der RGO

Anlage zu Nr. 31. Überschrift: ..Reiehskomitee der RGO. .Anlage 2 zum Rundschreiben Nr. 17 vom 
15. November 1930. .4n alle ßezirkskomilees der RGO!"

1. B e t r. Umfassende Organisierung des Kampfes gegen den 
Schiedsspruch in der Berliner Metallindustrie und seine Folgen 
auf alle Industrien
Unmittelbar nach Bekanntwerden des ungeheuerlichen Schiedsspruchs gegen die 
Berliner Metallarbeiter hat das Reichskomitee der RGO in einem Aufruf die Linie 
angegeben, nach der in Berlin und im Reich die Metallarbeiter den Lohnraub 
beantworten müssen. In Berlin, wo in den Betrieben eine ungeheure Erbitterung der 
Arbeiter herrscht, heißt die Parole: ..Mobilisierung aller Kräfte zu neuen 
Streikbewegungen in den Betrieben und schnellster Ausbau des 
Roten M e t a 11 a r b e i t e r V e r b a n d e s " ‘. für das Reicli bedetttet der Berliner 
Schiedsspruch, mit dessen V erallgemeinertmg in allen Bezirken die Unternehmer, die 
Gewerkschaftsbürokratie und die staatlichen Schlichtungsinstanzen nicht lange auf 
sich warten lassen werden, die verstärkte unmittelbare Rüstung zum 
Streik. Bereits haben die Bielefelder Metallindustriellen den Streik bei Anker mit 
der Aussperrung von 9000 Metallarbeitern beantwortet.

In dem Rundschreiben des Reichskomitees vom 23. Oktober an alle Bezirkskomitees 
der RGO (Industriegruppe Metall) sind alle jene Gebiete aufgezählt, in 
denen der Tarif entweder abgelaufen ist oder kurzfristig gekün
digt werden kann. Dort steht mehr denn bisher ganz dringend und aktuell die 
Frage vor der RGO. sofort die äußerste Energie anzusetzen, um Belegschaftsver- 
sammlungen abzuhalten, den Arbeitern die unmittelbare Gefahr des überraschenden 
Lohnraubes klar zu machen, Kampfausschüsse auf breiter Grundlage zu wählen und 
alle Betriebe streikfertig zu machen. Im örtlichen und Gebietsmaßstabe muß in 
diesen Tarifgebieten sofort eine Konferenz der Delegierten der Kampfausschüsse 
zusamrnentreten und einen zentralen Kampfausschuß der Betriebe, des Ortes bzw. 
des betreffenen Gebiets wählen. Das Beispiel vom Berliner Metallarbeiterstreik zeigt, 
daß nur bei vorbereiteter Streikrüstung, wenn das Bekanntwerden des Lohnabbaues 
die Massen aufrüttelt und ihre Erbitterung in Kampfentschlossenheit umschlägt, der
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Streik auf der ganzen Linie mit Erfolg atisgelöst werden kann. Von jeder Stunde 
Mobilisierungsarbeit der RGO in den Metallbetrieben hängt es ab. daß die 
Lohnabbaumaßnahmen der Unternehmer und Schlicbter mit sofortigem Streik 
beantwortet werden, daß die .Mbeitersdiaft nicht unvorbereitet von den Schieds
sprüchen und der Verratspolitik der Reformisten überrumtielt werden.

Allgemeine Direktiven der RGü-Bezirkskomitees an die Betriebe genügen nicht, 
sondern Betrieb für Betrieb muß von der R G 0 - L e i t u n g bearbei
tet. ganz konkrete Maßnahmen getroffen werden, damit Aufklärungsmaterial in die 
Betriebe hineingeworfen wird, damit Betriebsversammlungen unter allen Umständen 
organisiert und zu den allgemeinen Forderungen (siehe Aufruf) betriebliche Forde
rungen ausgearbeitet werden. In der Bezirkspresse ist bisher von einer solchen 
konkreten Stellungnahme zur Lage in der Metallindustrie im eigenen Bezirk mit 
einigen Ausnahmen — wir erwähnen das gute Beispiel des Niederrheins — kaum etwas 
zu merken. Im Kämpfer sucht man vergebens die Stellungnahme der entscheidenden 
Metallbetriebe Sachsens, ebenso gilt das für Schlesien, um nur zwei Beispiele zu 
nehmen. Es genügt nicht, die Aufrufe der RGO-Reichsleitung abzudrucken, sondern 
die in ihnen enthaltenen Direktiven müssen sofort praktisch im eigenen 
Industriegebiet durchgeführt werden. .41le verfügbaren Kräfte sind also jetzt 
anzusetzen, wenn die Arbeiterschaft nicht unversehens vom Lohnraub überrumpelt 
werden soll. Nur wenn die RGO-Leitungen rechtzeitig die Arbeiterschaft 
alarmiert und selbst konkrete Kampfmaßnahmen in jedem Betrieb organisiert 
haben, wird ihnen die Arbeiterschaft auch beim Kampf gegen den Lohnraub 
Vertrauen entgegenbi’ingen und unter der Führung der RGO streiken.

Bei Vorbereitung und Durchführung der Streikbewegung. Bildung und Arbeit der 
Kampfausscliüsse, der Streikleitungen und ihrer .\rbeit usw.. sind die letzten 
Erfahrungen und Lehren des Berliner .Metallarbeiterkamples auf die konkreten 
bezirklichen Verhältnisse anzuwenden. \4 ir verweiseti auf die bereits über die Lehren 
des Berliner Metallarbeiterstreiks veröffentlichten Materialien, insbesondere die 
Entschließung der Gründungskonferenz des Einheitsverbandes 
der Metallarbeiter Berlin [Rote Fahne vom 6. 11.) und auf die Veröffent
lichungen in der Presse der KPD. ebenso verweisen wir auf die bereits erschienene 
Broschüre ..Kapital. Bonzen. Metallarbeiter“ und besonders auf eine in diesen Tagen 
herauskommende Broschüre ..Der Berliner Metallarbeiterstreik“.
Entsprechend der Programtnerklärung ß/ün/ng-s (Lohn- und Gehaltsabbau) und der 
Erklärung im Berliner Schiedsspruch, daß dieser ..eine über die Beilegung des 
vorliegenden Streitfalles hinausgehende grundsätzliche Bedeutung hat“, wird jetzt 
die Unternehmeroffensive auf Lohnabbau in allen Industrien verschärft einsetzen. 
Kaum ist der Lohnabbau für die Berliner Metallindustrie bekanntgegeben, verkündet 
auch schon der Direktor der Berliner V erkehrs A.G.. Brolat. die Notwendigkeit, eine 
entsprechende Lohnsenkung bei den Berliner Verkehrsarbeitern durchzufübren. 
Dasselbe wird jetzt von seiten der Unternehmer in allen Industrien und in allen 
Städten der Fall sein. Es steht also die Frage der Rüstung zum Streik auf der 
gesamten Front, in allen Industriegruppen, als aktuelle Aufgabe der RGO-Gruppen 
und Leitungen. Neben der Mobdisierung der Betnebsarbeiterschaft steht die 
Führung der Erwerbslosenarmee tun ilire unmittelbaren Forderungen: ^ interbei- 
hilfe und Arbeitsbeschaffüngsprogramme (siehe Aufruf und Sonderanweisungen).
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2. Umfassende A u f k 1 ä r u n g s k a m p a gn e gegen die streikbrecheri
sche Rolle der S o z i a I f a s c h i s t e n in den W i r t s c h a f t s k ä in p f e n .

Durch die Tagespresse wird täglich Material über die Rolle veröffentlicht, welche die 
DMV-Bürokratie im Berliner Metallarbeiterstreik gespielt hat. Der diesmalige Verrat 
der DMV-Bürokratie ist so offensichtlich und schamlos, er ist so typisch und 
richtungsgebend für die Politik des ADGB im ganzen Reich, daß uns die Aufgabe 
gelingen muß. an Hand des Berliner Beispiels die ganze wirt
schaftsfriedliche und s t r e i k b rech e r i sc h e Politik der Reformi
sten zu enthüllen, ln allen Versammlungen der Betriebe. Gewerkschaften. 
Massenorganisationen und in öffentlichen \ ersammlungen. wo irgendeine Gelegen
heit dazu vorhanden ist. muß der sozialdemokratische \’errat in Berlin an Hand von 
Beispielen enthüllt und eine breite Stimmung des Mißtrauens und der Verachtung in 
der gesamten Arbeiterschaft gegen die sozialdemokratische Führerschaft geschaffen 
werden.

Vi ir wollen hier nur skizzieren, wie sich dieser V errat vollzog; Vor dem Streik, unter 
dem Druck der Mobilisierung der Betriebe durch die revolutionäre Arbeit der RGO 
schlugen die Urich & Go. radikale Töne an. Urich sprach das Wort aus: „Der DMV 
wird keinen zehntel Pfennig Lohnraub abnehmen."' Der Vorsitzende des DMV^ 
Brandes, schrieb noch während des Streiks, am 23. Oktober, einen Leitartikel im 
Vorwärts, in dem er sogar scheinradikal eine Löhner h ö h u n g verlangte, in dem er 
gegenüber der Verteuerung der Lebensbaltung und der Verschlechterung der 
Lebenshaltung der Arbeiter demagogisch erklärte:

..Dazu jetzt noch ein unerhörter Lohnabbau, der die Lebenshaltung und die 
Massenkaufkraft noch mehr senkt, die Li-werbslosigkeit noch weiter steigern muß. 
das ist zu viel. Das ist unerträglich auch für geduldigste Menschen! Mögen das noch 
rechtzeitig diejenigen erkennen, die für den Schiedsspruch und seine weitere 
Behandlung verantwortlich sind. Dieser Schiedsspruch darf nicht Tarifrecht 
werden!"
Das schrieb dieser Brandes zu einer Zeit, wo bereits der DMV in Berlin durch eine 
Reihe streikbrecherischer Methoden auf den Abbruch des Kampfes hinzielte, wo 
bereits klar war. daß Regierung. Unternehmer und Sozialdemokratie einheitlich auf 
die Erledigung des Metallarbeiterstreiks hinarbeiteten. Und noch als der heimtücki
sche Streich, jene ..Vereinbarung " über den Streikabbruch mit den bekannten 
4 Bedingungen erfolgte, suchte die (iewerkschaftsbürokratie dies als einen Erfolg 
der Metallarbeiter hinzustellen. \m .ihend-l orudrls vom 30. Oktober heißt [es] u.a.
..Die neue Wreinbarung bedeutet, daß die Unternehmer die Eorderung nach 
Verbindlichkeitserklärung des letzten Scbiedsspruclies haben fallen lassen müssen. 
Es ist ihnen nicht gelungen, den von ihnen gew imschten Eolmabbau durchzuführen. 
Sie haben anerkennen müssen, daß ein Eohnabbau. dem ein .Vbbau der Preise noch 
nicht vorangegangen ist und der daher eine wesentliche Schmälerung des Reallohnes 
bedeuten würde, im Kampfe gegen eine geschlossene .Vrbeiterschaft und gegen einen 
großen Teil der öffentlichen Meinung nicht durchgesetzt werden kann."

...Nachdem die Verbindlichkeitserklärung des alten Schiedsspruches abgelehnt 
worden ist. ist in der neuen Regelung a u f j e d e n Pall eine V e r h e s s e r u n g zu 
erblicken, weil der neue Schiedssprucb günstiger ausfallen muß, als der alte.

252



11.11.1930 31b.Reichskomitee der RGO an die Bezirkskomitees der RGO

Auch die Bestimmung, daß die Arbeit zu den alten Bedingungen wieder 
aufgenommen wird und daß der für den 3. November in Aussicht genommene 
Lohnabbau unterbleibt, ist ebenso ein Erfolg der Arbeiter, wie die weitere 
Bestimmung, daß M a ß r e g e I u ii g e n aus Anlaß dieses Streiks nicht vorgenommen 
werden dürfen."
Mit diesen scbwindelhafteii Argumenten wurde die einheitliche Front der Metallar
beiter gespalten, der Streikbruch mit Hilfe des DMV-Apparates durchgeführt. Alle 
diese Behauptungen der Gewerkschaftsbürokratie haben sich restlos als Betrug 

: Über tausend aktive streikende Metallarbeiter wurden gemaßregelt, der 
8%ige Schiedsspruch, der mit Zustimmung des gewerkschaftlichen 
Vertreters in der Schiedskommission des Dr. Smsheimer einstimmig gefällt 
wurde, hat ganz klar bewiesen, daß die Sozialdemokratie im Interesse ihrer 
Regierungspolitik (Pretißen) und ihrer wirtschaftsfriedlichen Politik offen jede 
Maske in solchen entscheidenden Situationen fallen läßt.
Die Sozialdemokratische Presse hat am ersten Tag des Bekanntwerdens des 
Schiedsspruches, als ihr vollständiger Bankrott klar wurde, noch eine gewisse 
demagogische Entrüstung zu heucheln versucht. Sie hat aber in brutaler Durchfüh
rung der Geheitnabmachuiigen mit Regierung und LTnternehmern von vornherein 
den Schiedsspruch als bindend für den DMV erklärt und zum Hohn der Metallarbei
ter auf die Aufnahme des Kampfes - zum Ersten Juli 1931 — vertröstet. Sie 
konzentriert sich auf ein neues großes Täuschungsmanöver, in dem sie die Arbeiter 
mit der Hoffnung auf Preissenkung und V erbilligung der Eebensmittel ablenken und 

will. Dieses Manöver wird von dem e r w . Beirat des DMV fortgesetzt, 
dessen ganze Aktion darin bestehen soll, sich an den ADGB zu wenden, um diesen zu 
veranlassen. ..bei der Regierung vorstellig zu werden, daß dem Eohnabbau 
mindestens ein ebenso scbarfer Preisabbau folgt."
VV ir müssen es verstellen, diese ganze Demagogie der SPD. diesen folgenschweren 
Verrat an der ganzen Klasse der .Aibeiterschaft in ganz Deutschland zuiii Bewußtsein 
zu bringen. Jede Handlung der lokalen Gewerkscbaftsführer. die Taktik der 
Reformisten in den einzelnen Betrieben. Gewerkschaften, ihre Schreiberei in der 
Presse, alle ihre Schritte müssen wir in Parallele zu ihrem Verrat in Berlin stellen. 
Das wird uns überall helfen, den Arbeitern die Rolle der sozialdemokratischen 
Gewerkschaftsführer aufzuzeigen und damit eine Voraussetzung für die Loslösung 
der Arbeiter vom reformistischen Einfluß und ihre Sammlung unter Führmig der 
RGO zu schaffen.

erwiesen

verwirren

Wir müssen den Fall des VOrrats an den Berliner Metallarbeitern darstellen als einen 
Bestandteil der gesamten verräterischen Politik der Sozialdemokratie. Wie die

18. Oktober Brüning rettete und seinenSozialdemokratiscbe Reicbstagsfraktion am 
faschistischen Kurs gegen die Arbeiterschaft damit unterstützte, ebenso haben die 
sozialdemokratischen Gewerkschaltslührer mit ihrer Zustimmung zum Berliner 
Schiedsspruch die Durchführung des Eohnraiibprogramms der ßrü/img-Regierung 
bewußt unterstützt. Das spricbt die großkapitalistische Presse auch ganz offen aus. 
Die DAZ vom 9. November schreibt:
,.Es liegt auf der Hand, was diese Einstimmigkeit des neuen Gerichtes für die 
Zukunft bedeutet. Die Reichsregierung, die durch ihr politisch aufgedrängten 
VOrzicht auf die Verbindlichkeitserklärung des ersten Schiedsspruches eine gewisse
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Linderung des V ertrauens erfahren hatte, kann nunmehr darauf hinweisen, daß ihr 
Programm der Preis- und Selbstkostensenkung eine Unterstützung gefunden hat, wie 
sie stärker nicht zu denken ist. Ein gerade in sozialpolitischen Dingen führender 
Sozialist hat sich davon überzeugen müssen, daß der Lohnsatz und die Begründung 
des ersten von seiner Partei bekämpften Schiedsspruches doch richtig war.'‘
In dem Zusammenhang gilt es, die Ernennung SVcermg-« zum Preußischen Innenmi
nister als Abschlagszahlung in den Handel zwischen Brüning und dem Sozialdemo
kratischen Parteivorstand und die Ernennung Grzesinskis an Stelle von Zörgiebel als 
Garantie an die iIr«/i//jg--Regiernng für die gewaltsame Durchführung des Brüning- 
programms aufzuzeigen. Das \ erhot der Roten Fahne, die brutale .Auseinanderschla- 
gung der Demonstrationen der Metallarbeiter beweist, daß die sozialdemokratischen 
Minister. Polizeipräsidenten. Gewerkschaftsführer, die brutalsten Wegbereiter des 
Faschismus sind.
Jetzt beteiligt sich die gesamte SPD und Gewerkschaftspresse an dem großzügigen 
Manöver des Preissenkungsschwindels. LInsere Aufgabe ist es, durch konkrete 
Beweisführung diesen Schwindel zu durchkreuzen, aufzuzeigen, daß sich der 
Haushalt der Arbeiterfamilie ständig verschlechtert, den Widerstandsgeist und den 
Angriffswällen der Arbeiter zu stärken, ihnen zum Bew ußtsein zu bringen, daß nur 
der Kampf, nur der Streik das Mittel ist. um der weiteren V erelendung zu entgehen. 
Dieser ganze Schwindel der Preissenkung wird sehr- bald jämmerlich in sich 
Zusammenfällen. W enn die RGO jetzt auf dem Posten ist. ihre ganzen Kräfte in die 
Waagschale w irft, dann wird sie einen beispielslos stürmischen V ormarsch durch
führen.

3. Ausbau der RGO zu einer kampffähigen gewerkschaftlichen 
Organisation

Der Berliner Metallarbeiterstreik hat erneut bewäesen. daß man die RGO am besten 
im Kampf selbst zu einer schlagkräftigen gew erkschaftlichen Organisation aufbauen 
kann, ln den Tagen vor und während des Berliner Streiks war es möglich, in allen 
entscheidenden Betrieben eine mehr oder minder große Anzahl von .Vrbeitern als 
Mitglieder für die Betriebsgruppen der RGO zu gewinnen. Gruppenleitungen zu 
wählen und bereits zu einem V ersaimnhmgsleben. zu kursusmäßiger Erziehung der 
Funktionäre usw. überzugehen. Die Entw ickhmg führte im Berliner Fall sogar zur 
höchsten Form, zur Länwandhmg der Betriebsgruppen in eine feste gewerkschaftli
che Organisation auf der Basis der Betriebe zum Einheitsverband der Berliner 
Metallarbeiter. Innerhalb von H Tagen wies die organisatorische Entwicklung 
Erfolge auf, zu denen sonst eine monalelange Arbeit benötigt wurde.
Auch in allen anderen Industrien in Berlin und im Reich ist es in der jetzigen Lage im 
Zusammenhang mit den Lohn- und Arbeitszeitbew'egungen möglich, in beschleunig
tem Tempo der RGO w irklich eine feste organisatorische Basis und einen Massencha
rakter zu geben. Die Reichskonferenz der RGO. die am 1.5. und 16. d.M. in Berlin 
tagt, wärd \\ ichtige Beschlüsse über das ganze .Aufgabengebiet der RGO (.Arbeitspro
gramm für die Betriebsarbeiter und Erwerbslosen, für die einzelnen Kategorien 
innerhalb des Proletariats) und für den organisatorischen Aufbau der RGO fassen, 
ebenso Beschlüsse zur Durchführung der Ortsverwaltungs- und Betriebsrätew'ahlen 
im kommenden Frühjahr. Die Entwürfe zu den .Aufgaben zum organisatorischen
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.4ufl)au sind Euch bereits zugepangen. Für die RGO ist jetzt eine neue Etappe 
angebrochen, wo sie rasch politiscli tind organisatoriscli die Rolle eines selbständigen 
Gewerkschaftsapparates zur Führung der Arbeiterkäinf)le spielen muß.

■+. RGO und roter M e t a 11 a r b e i I e r v e r b a n d

Die Bildung des Einheitsverbandes der .Metallarbeiter in Berlin hat eine große 
mobilisierende Wirkung in der ganzen revolutionären Arbeiterschaft ausgeübt. Die 
Tatsache, daß der rote .Metallarbeiterverband sich aus der RGO herausentwickelte, 
hat im ganzen Reicli Diskussionen über Perspektiven der RGO in den einzelnen 
Bezirken ausgelöst. Die Linie der Entwicklung der RGO zur selbständigen revolutio
nären Gewerkschaftsbewegung ist in den Beschlüssen des 5. RGl-Kongresses sehr 
klar und eindeutig Umrissen. Vi ir veiTV'eisen aut den entscheidenden Absatz 3 c) in 
der Hauptresolution des RGl-Kongresses (Seite 113 der Broschüre ..Die RGl im 
Angriff"). Dort sind auch schon die Bedingungen und Voraussetzungen genannt, 
unter denen sich die revolutionäre Gewerkschaftsbewegung zu fester Form entwik- 
kelt.

Gegenüber den .Abweichungen nach der opportunistisch-gewerkschaltslegalistischen 
und nach der sektiererischen Seite hin. die sich hier und da bei diesen Diskussionen 
zeigen, sei noch einmal folgendes unterstrichen:

Der 5. RGl-Kongreß bestätigte die Beschlüsse der RGO in Deutschland auf 
Streichung der Parole ..Hinein in die reformistischen Gewerkschaften“, wobei d ei
se härfste Kampf gegen alle Tendenzen auf Einstellung der 
Arbeit und freiwilligen Austritts der .Anhänger der RGO aus den 
reformistischen Gewerkschaften zu führen ist.

Das bedeutet, daß die RGO alle .Anstrengungen unternehmen muß.
Lüiorganisierten in der RGO zu organisieren, parallel damit aber die innergewerk
schaftliche .Arbeit zur Gewinnung der freigewerkschaltlich und christlich organisier
ten .Arbeiter für die RGO verstärkt in .Angriff nehmen muß. .Alle organisatorischen 
Maßnahmen bei der Entwicklung der Betriebs- und Erwerbslosengruppen der RGO 
und der Oppositionsfraktionen in den reaktionären Gewerksclialten sind aber 
..diesem Kurs auf die Schalfiing von oben bis unten selbständiger Organe der 
revolutionären Gewerkschaftsbewegung unterordnef. Sowohl gegenüber den Op
portunisten. die gegen die Schaffung des selbständigen roten \ erbandes in Berlin 
Stellung nehmen, wie gegenüber den Sektierern, die unter \ erzieht auf die breiteste 
Einheitsfrontpolitik gegenüber den unorganisierten und organisierten .Arbeitern in 
schematischer Weise neue Gewerkschaften bilden möchten, hat der 5. RGl-Kongreß 
die richtige Linie festgelegt. Es seien hier die zwei entscheidenden .Absätze zitiert;

..Doch gilt es zu gleicher Zeit, mit aller Entschiedenheit die Ansichten derjenigen zu 
widerlegen, die die .Notwendigkeit des .Aufbaues selbständiger Gewerkschaften nicht 
einsehen wollen, selbst in Fällen, wo ein A erzieht der Revolutionäre auf die Spaltung, 
ATrzicht auf die revolutionäre Arbeit in der Gewerkschaftsbewegung, Verzicht auf 
die Organisierung des am meisten ausgebeuteten feiles des Proletariats bedeuten 
würde.“

um das Heer der
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..Es darf keine Rede sein von einer mechanischen Schaffung neuer Gewerkschaften, 
die den klassenbewußtesten Teil der Arbeiterklasse von der breiten Arbeitermasse 
trennen würde. Der Aufbau neuer Gewerkschaften ist nur möglich, wenn die 
Streikwelle im Steigen begriffen ist. nur dort, wo der Klassenkampf eine große 
Schärfe angenommen hat. wo bedeutende Massen des Proletariats die verräterische 
Rolle der reformistischen Gewerkscbaftsbürokratie bereits eingesehen haben und die 
Schaffung eines neuen Verbandes aktiv unterstützen. Aber auch wenn alle diese 
Voraussetzungen vorhanden sind, hat der .4ufbau neuer Gewerkschaften in Ländern, 
wo „Rote Gewerkschaftszentralen“ noch nicht bestehen, sich in jedem Falle nach der 
objektiven Gesamtsituation zu richten.“
Das heißt ganz klar, daß jetzt überall das Scbwerge wicht liegen muß auf 
dem .4usbau der RGO zu einer wirklichen, von unten bis oben 
durchorganisierten gewerkschaftlichen Ka m p f o r ga n i s a t i o n . Je 
besser und rascher das gelingt, um so aussichtsreicher wird es in den Zeiten großer 
Kämpfe, großer Erfahrungen der Massen und großer Entlarvung der Reformisten, 
wenn die zitierten Bedingungen erfüllt sind, möglich sein, den Schritt zur Umwand
lung der RGO in rote Gewerkschaften durchzuführen. In keinem Fall kann irgendwo 
lokal oder bezirklich ohne eingehende Stellungnahme im Reichskomitee der RGO zur 
Bildung eines neuen Verbandes übergegangen werden.

.Mit proletarischem Gruß 
Reichskomitee der RGO

32.

29.11.1930: Anweisungen des Sekretariats zur „.Auswertung des 2. 
Reichskongresses werktätiger Frauen“

BA R 134, Bd. 70. S. 155-163 und StA Bremen. 4. 65-11 A 12a. Bd. 29: Polizeiliche Abschrift, I AN 
2168b S/H. 1/22.1. Überschrift: ..Rundschreiben Nr. 18. .Anweisungen des Sekretariats.“

Inhaltsverzeichnis;
Auswertung des 2. Reichskongresses werktätiger Frauen

W.G.!
Der 2. Reichskongreß werktätiger Frauen 
Bedeutung. Die Partei muß auf Grund dieses Kongresses den Stand ihrer Arbeit 
unter den Frauen überprüfen und die nächsten Aufgaben festlegen. Der Kongreß mit 
seinen insgesamt 909 Delegierten, vorwiegend Parteilosen, bewies, daß es uns 
gelungen ist, mit Hilfe der Delegiertenmethoden eine Massenbewegung breiter

1 außerordentlicher, politischerwar von

1 Der 2. Reichskongreß werktätiger Frauen fand \orn 22.- 23. .November 1930 in Berlin statt. V'gl. zur 
Vorbereitung und zu den .Aufgaben oben Dok. 27 b. Zum Verlauf des Kongresses siehe Nr. 
273-274 vom 22. und 23. 11. 1930: Inprekurr Nr. 100 vom 25. 11. 1930. S. 2455.
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Scliicliten parteiloser Frauen zu eiitlalten und diese für die 1 ajieskainpfe 
mobilisieren. Dies zeigt auch die Vorbereitungskampagne, in der auf 80 Landes- und 
Bezirkskonferenzen 5000 Frauendelegierte erfaßt wurden. Es fand das Dreifache 
Konferenzen statt wie im X'orjahre.
Das politische Niveau des Kongresses w ar bereits ein viel höheres als im vergangenen 
Jahre. Die politische Klarheit der durch die vorangegangenen Versammlungen und 
Konferenzen bereits vorgeschulten parteilosen Delegierten, ihre scharfen Abrechnun
gen mit National- und Sozialfascbismus. ihr revolutionärer Elan, ihr starkes 
Vertrauen zur KPD und RGO zeigen uns die Fortschritte in unserer Arbeit, die 
außerordentlichen Möglichkeiten einer gewaltigen Ausbreitung und Vertiefung 
dieser Massenarbeit unter den werktätigen Frauen bei energischer, zielklarer Arbeit 
der Partei. Die Partei steht vor der Aufgabe, die erfaßten Kräfte restlos zu halten und 
zu entwickeln und mit ihrer Hilfe in immer breitere Schichten der werktätigen

zu

an

Frauen vorzudringen.
Wir haben jedoch erst die erste Etappe unserer Arbeit erreicht: Erfassung sympathi
sierender parteiloser Frauenschichten. Es gelang uns nicht, durch den Kongreß eine 
größere Anzahl von Frauen aus dem Eager der feindlichen Parteien, insbesondere 
der SPD und der bürgerlichen Frauenorganisationen, herauszuziehen utid zu 
erfassen. Die zweite Etappe unserer Arbeit umschließt deswegen die entscheidende 
Aufgabe; Durchbruch zu den feindlichen Parteien und bürgerli-

Millionen Proletarierinnen
Entfal-

c h e n F r a u e n o r g a n i s a t i o n e n. die
politisch beeinflussen und organisatorisch erlassen, 
tung einer breiten revolutionären E i n h e i t s f r o n t b e we gu n g unter 
den Frauen.
Neben dieser Hauptschwäche liegt die zw eite sehr ernste Schwäche auf dem Gebiete 

Arbeit unter den weiblichen Erwerbs 1 osen . Sie zeigte sich auf dem 
Kongreß in der geringen Vertretung der erwerbslosen Frauen und demzufolge in der 
ungenügenden Aufrolhmg ihrer Fragen und Forderungen.
Die dritte Schwäche liegt auf dem Gebiete der Massenarbeit unter den weiblichen 
Jugendlichen . .\uch diese stellten einen viel zu geringen Prozentsatz Delegierter 
auf dem Kongreß. Die Beteiligung des KJVD an den Vorbereitungsarbeiten war sehr 
schwach.
Weitere Mängel in der Vorbereitung und Durcblübrung des Kongresses waren: 
Ungenügende Vorbereitung des Kongresses durcb .A r b e i t e r i n n e n - V e r s a m m- 
lungen - eine große Anzabl Delegierter wurde in öffentlichen Versammlungen 
gewählt.
Zu hoher Prozentsatz an Kommunistinnen bei den Delegationen einzelner Bezirke. 
Trotz ausdrücklicher Anweisungen schickten einige Bezirke bis 50% Kommuni
stinnen.
Völlig ungenügende Beteiligung von 
Eandarbeiterinnen. 1 Kleinbäuerin). Dies zeigt die große Schwäche unserer Arbeit 
auf dem Fände.
Ungenügende Mitarbeit der RGO. mit Ausnahme einiger Bezirke bei der Vorberei
tung des Reichskongresses.
Es gilt nunmehr alle diese .Mängel schnellstens

unserer

Eandarbeiterinnen und Kleinbäuerinnen (7

auszuinerzen.
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Die nächsten politischen Aufgaben
Bei der Auswertung des Kongresses und der weiteren Entfaltung unserer Massenar
beit unter den Frauen stehen folgende Aufgaben im Vordergrund:
1. Mobilisierung der Arbeiterinnen und Arbeiterfrauen zu den Wirtscbaftskämpfen 
und Vorbereitung der Betriebsräte- und Ortsverwaltungswahlen. Einbeziehung der 
erw'erbslosen Frauen.
2. ^ interhilfskainpagne für die Erwerbslosen.
3. Kampf gegen Preisabbauschwindel und Teuerung.
4. Kampf gegen die Notverordnung — Konkretisierung der Forderungen für die 
Frauen, die durch die Notverordnung besonders hart getroffen werden.
5. Verstärkter Kampf gegen Faschismus (Nationalsozialisten), stärkere Einbezie
hung der Frauen in den Kampfbund."
6. Kampagne zum Industrieprozeß. * stärkere Mobilisierung der Frauen gegen die 
verschärfte Kriegsgefahr. .Ausnutzung der Tatsache, daß 3 .Arbeiterinnen-Delegierte 
zum Prozeß nach .Moskau fahren.
Bei der Durchführung dieser .Aufgaben sind die feindlichen Parteien zu entlan en und 
ist in die bürgerlichen Frauenorganisationen vorzustoßen.

Berichterstattung:
Die Berichterstattung erfolgt in den Bezirken, die vor dem Kongreß noch keine 
Bezirkskonferenzen abhalten konnten, zunächst auf einer Bezirkskonferenz werktä
tiger Frauen.
Das Schwergewicht der Berichterstattung muß im Betrieb liegen, wo Arbeiterin- 
nen-Versammhmgen abzuhalten sind. Organisierung von Fivierbslosen- und Haus
frauenversammlungen. auf denen die oben gestellten politischen .Aufgaben je nach 
Zusammensetzung der \ ersammhmg in den \'ordergrund gedrückt werden. Für die 
weiblichen Erwerbslosen sollen Erwerbslosenkonferenzen im .Monat Januar durchge
führt werden. Sie dienen auch der V orbereitung des internationalen Erwerbslosen
tages.

2 Zu dem am 28. September 19.30 in Berlin gefirüiKleten Kainplbinid geficn den Faschismus siehe unten 
Dok. 34.

3 Im .Novemher/Dezember 1930 fand in Moskau ein Prozeß gegen die sog. ..konterrevolutionäre 
Industriepartei" (Ramsin u. a.) im X'erband der Ingenieurorganisationen statt. Den Beschuldigten 
wurde \ orbereitung der Konterrevolution und Unterstützung einer geplanten bewaffneten Interven
tion des .ktislandes. besonders Frankreichs, gegen die Sowjetunion torgeworfen. Der Prozeß gegen die 
..Industriepartei" war einer der ersten sowjetischen Schauprozesse. .ö Angeklagte wurden zum Tode 
verurteilt, aber begnadigt flO .Iahte Gefängnis). Vgl. RI-' .Nr. 275 vom 25. 11. 1930: Inprekorr Nr. 
97—106 vom 15. 11.—9. 12. 1930. 1931 veröffentlichte .l/ünscnbergä .Neuer Deutscher Verlag eine Art 
Protokoll des Prozesses: Spione und Saboteure vor dem Volksgericht in Moskau. Bericht über den 
Hochverratsprozeß gegen Ramsin tmd Genossen vom 25. .Not emlier his 7. Dezember 1930 im 
Gewerkschaitshatis in .Moskau, von .Andor Gabor auf Grtuid tler stenographischen Protokolle 
zusammengestellt. Berlin 1931.

4 Der zweite Internationale Erwerbslosentag lauch ..Weltkampflag gegen .Arbeitslosigkeit") fand 
25. Februar 1931 statt.

am
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Teuerungsdemonstrationeii:
ln breitestem Umfange müssen die Frauen zur Demonstration ihres Elends und ihrer 
Forderungen zur \^'a(’hrüttelung der noch abseits stellenden Frauenmassen auf die 
Straße gebraeht werden. Es sind überall im Monat Dezember, besonders anläßlich 
der Beratung der \^ interbeiliilfeanträge in den Gemeindeparlamenten. Demonstra
tionen der Frauen mit ihren Kindern durchzttfuliren. Aul den d i'aiisparenten 
Hinweise auf die Beschlüsse des Reichskongresses. Zti den W eilmachtsdemonstratio- 
nen sind ebenfalls die Frauen zu mobilisieren, besonders bei den Frauen ist die Frage 
des ..Weihnachtsfestes"- ein sehr geeigneter Atiknüpfungspunkt. um die Klassenge
gensätze aufzureißen.

Atifgaben der RGO:
Die RGO soll in Verbindung mit der \üirbereitung der Betriebsrätewahlen Arbeite- 
innen-Delegiertenkonferenzen. konzern- oder industriegruppenweise, im Orts- oderniinen-lJeiegieiTenKoniereiizcii. kuii/lcui- uvica ............ .

Unterbezirksmaßstabe, durchführeti. Dabei ist das Schwergewicht auf die Industrie
gruppen zu legen, die vor Föhn- und Arbeitszeitkätnpfen stehen. Auf diesen 
Konferenzen soll den Delegierten nebeti der Beratung der Maßnahmen für die 
Auslösung von Kämpfen die Bedeuttmg der Betriebsrätewahlen. Aufgaben der 
Betriebsräte. Verrat der Sozial- und Nationalfascbisten sowie Ghristen klargemacht 
werden. Die Arbeiterinnenforderungen zu den Betriebsrätewahlen sind zu beraten.

Delegierten als rote Helfer für die

roten

Auf diesem Wege wird es gelingen. Fausende von 
Betriebsrätewahlen zu gewinnen, die Bildung von Arbeitermneii-Kommissionen zu 
beschleunigen und die W erbearbeit für die RGO zu leisten. Die RGO muß sofort 
einen Plan festlegen, welche Koiderenzen stattlinden sollen. .4ut diesen ist die obige 
Aufgabenstellung mit der Berichterstattung vom Reichskongreß zu verbinden. Die 
Konferenzen sollen im Monat .Tanuar stattfinden. (Siehe auch Rundschreiben der
RGO.)"

Vorstoß auf das Fand:
Organisierung von Fandarbeiterinnen- und Kleinbäuerinnenkonterenzen vor Beginn 
der Frühjahrsarbeit. Vorbereitung dieser Koiderenzen durch \ ersammlungen auf 
dem Fände, stärkere Verbreitung von Material lür die Fatidfrauen. Konkrete 

Konferenzen stattfinden sollen.Festlegung, wo

Mittelstand:
Die Arbeit unter den Frauen des Mittelstandes, die auf der Konferenz zum ersten 
Male vertreten waren, muß aufgenommen werden.

Gegnerarbeit:
Zur Durchführung unserer Aufgabe der Gewinnung der Frauen aus dem feindlichen 
Fager gehört neben der Durchführung der obigen Aufgaben eine systematische 
Beobachtung der Tätigkeit der gegnerischen Parteien und Frauenorgamsationen 
unter den Frauen. Kenntnisnahme von ihren Programmen und Veranstaltungen, 
regelmäßige Verfolgung ihrer Presse. Feststellung der Hallung der bekannten

5 Liegt nicht vor, vgl. aber Dok. 31b.
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Frauenfuhrerinnen bei Abstimmungen in den Parlamenten. Besuch der Gegnerver- 
mlungen und dortselbst mündliche und schriftliche Beeinflussung der Frauen 
Durchführung öffentlicher Diskussionsabende mit Einladung von Rednern des 

Gegners unter Spezialisierung anf bestimmte zugkräftige Themen, z.B. gegenwärtig 
die Frage nach der Stellung der Frauen zum Industrieprozeß in Moskau, Preisabbau
schwindel, Todesstrafe für Abtreibung? (.Auseinandersetzung mit den Nazis), 
Stellungnahme zu den Verschlechterungen der Lage der Frauen durch die Notver
ordnung z. B. Ledigensteuer, Krankenscheinverordnung, Abbau der Unterstützungen 
für verheiratete Frauen und unständig Beschäftigte

sam
usw.

usw.

Jugendarbeit:
Zur Verstärkung der Arbeit unter den weiblichen Jugendlichen ist eine enge 
Verl3mdung und Vertretung zwischen den Frauenabteilungen der Partei und dem 
KJVD zu schaffen. Im KJ\ D sollen ähnlich wie in der Partei bei den Leitungen 
besondere Jungmädchenabteilungen geschaffen werden. Es ist Sorge zu tragen für 
eine gute Berichterstattung vom Reichskongreß unter den weiblichen Jugendlichen.

Massenorganisationen:
Eine systematische Arbeit der Massenorganisationen unter den Frauen ist in vielen 
Bezirken noch nicht erreicht. Von ganz besonderer Bedeutung ist die Arbeit der L4H, 
RH. des Kampfbundes gegen den Faschismus und des Arbeitersports unter den 
Frauen. Auch hier ist die Berichterstattung durchzuführen.

P r e s s e a u s w e r t u n g :
Verstärkung der Arheiterinnenkorrespondentenbewegung, insbesondere durch Her
anziehung der Delegierten zur Mitarbeit. Organisierung von Lesezirkeln der Kämpfe
rin und Frauenwachf in den Betrieben und Verbreitung dieser Zeitschriften mit 
Hilfe der Delegierten.

Bezirks- und Ortskomitees:
Mit dem Ausbau der Reichs-, Bezirks- und Ortskomitees werktätiger Frauen schaffen 
wir ein neues Zentrum für die Massenarbeit unter den werktätigen Frauen. Die 
Komitees, die bisher leider nur auf dem Papier standen, sind sofort 
zusetzen, in der Mehrzahl aus

neu zusammen-
Parteilosen und .Anhängerinnen feindlicher Parteien 

unter fester buhrung von Kommunistinnen. Diese Komitees müssen zu wirklichen 
Arbeitsorganen der Delegiertenbewegung gemacht werden. Jedes seiner .Mitglieder 
muß konkrete Aufgaben übernehmen. Außerdem sind Arbeitskommissionen für die 
verschiedenen Aufgabengebiete zu scliaffen (Betrieb und Gewerkschaft, Jugend, 
Erwerbslose. .Angestellte usw.). Damit erweitern wir unsere Kader und schaffen 
überhaupt erst die -Möglichkeit, unsere sich rasch ausbreitende .Massenarbeit zu 
bewältigen.

6 Die Kämpferin wurde als zentrales Reichsorgan der kommunistischen Frauenbewegung vom 
Retchskomitee der werktätigen Frauen in Berlin herausgegeben. Frauenwacht war seit Oktober 19.30 
die Frauenzeitschiift des KampRmndes gegen den Faschismus.
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Arbeit des Reicliskoriiitees;
Aus diesem Grunde wurde auch das Reichskomitee als eine breite Körperschaft 
gewählt, das jetzt eine ständige enge Verbindung mit den Rezirkskomitees halten, 
regelmäßige Anweisungen und Material schicken wird. Die Mitglieder des Reichsko
mitees in den Rezirken müssen dort zu führender Arbeit unter den werktätigen 
Frauen eingesetzt werden.

Ständige A r b e i t e r i n n e n - D e 1 e g i e r t e n v e r s a m m 1 u n g e n :

Die Delegierten des Reichskongresses eines 
Betrieben sollen ständig (etwa Htägig) zu einer Delegiertenversammlung zusam- 
niengefaßt werden, die ihnen die erste politische Schulung vermittelt und Anleitung 
für ihre praktische Arbeit im Betrieb gibt. In dem Maße, wie diese Delegierten zu 
Funktionären heranwachsen, soll der Bestand der Delegiertenversaminlung durch 
Zuwahl von Delegierten in Abteihmgsversammhmgen des Betriebes ergänzt werden. 
Auch Delegierte der erwerbslosen Frauen und Hausfrauen sind an die Betriebs- 
Delegierten-Versammlungen anzuschließen.

Material:
Referentenmaterial erscheint Ende der Woche. Aulkrdem werden 2 Broschüren für 
10 Pfg. in Massenauflage hergestellt. die besonders von den Delegierten selbst 
vertrieben werden sollen. Die nächste Nummer der Kämpferin bringt ausführliche 
Berichte und muß zur Umsatzsteigerung vei-wandt werden.

Auswertung durch die P a r 1 a m e n t s v e r 11' e t e r :
In den Landes- und Gemeindeparlamenten sollen im Monat Dezember Anträge für 
die werktätigen Frauen entsprechend der vom Kongreß aufgestelhen Forderungen 
(siehe Resolution des Kongresses!)" gestellt und bei ihrer Begründung auf die 
Beschlüsse des 2. Reichskongresses werktätiger Frauen hingewiesen werden.

Hinweis auf Internationalen Frauentag:
Der 8. März wird in diesem .lahre** einheitlich mit großen Demonstrationen nnd 
Massenkundgebungen durchgeführt. In der Berichterstattungskampagne 
Reichskongreß ist bereits der 8. März zu propagieren in Verbindung mit der 
Vorbereitung eines Internationalen Kongresses werktätiger Frauen, dessen Termin 
noch nicht festgelegt worden ist.
Die Bezirke sollen sofort den Arbeitsplan für die Durchführung dieser Aufgaben beim 
ZK einreichen und laufend viber die Durchführung Bericht erstatten.

Mit kommunistischem Gruß! 
ZK-Sekretariat

Betriebes oder einer Gruppe von

zum

7 Vgl. ..Karapfappell des ReichskongreB.ses werktätiger Frauen”. W’Nr. 275 vom 25, 11. 1930.
8 Gemeint ist der internationale Frauentag am 8. .März 19.31. Der unten enviihnte Internationale 

Kongreß werktätiger Frauen wurde nicht durchgelülirt.
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33.

3. 12. 1030: Hundtelelonat des Sekretariats ßrii/i//j^'--Notverordnungzur

StA Bremen, 4.65-11 A 12a. Bd. 28. Überschrift: [Rundtelefonal des ZK-Sekrelarials].

Die ßrw/itWg-Regieruiig hat mit Notverordmmgeii durch Art. 48 [den] entscheiden
den Schritt zur Errichtung der faschistischen Diktatur vollzogen. Bankrotter 
Kapitalismus bedroht werktätiges V olk mit tinabsehbarer Katastrophe durch noch 
gesteigerte Ausplünderung. Bürgerkrieg gegen die arbeitenden Massen und große 
Kriegsgefahr gegen die Sowjetunion.
Notwendig ist stärkste Mobilmachung in allen Massenorganisationen zwecks breite
ster Massenniobilisierung der Betriebsarbeiter. Ei werbslosen. Frauen. Jugendlichen, 
Angestellten. Beamten, städtischen Mittelschichten und Kleinbauern zu V ersamni- 
hmgen. Demonstrationen, zum wirtschaftlichen und politischen Massenstreik. 
Politische llaiiptlosuiigen sind:
Nieder tnit der faschistischen Diktatur! Einheitsfront aller Arbeiter und Kampfliünd- 

Kleinbauern und .Mittelstand gegen den Faschismus und Fonngskl 
Gegen Steuer und Zollwucher — gegen den Preisallbauschwindel — gegen die 
Kriegstreiber — für die Sowjetunion!
Gegen jeden Plennig Lohnabbau — Flerauf mit den Löhnen — Herunter mit den 

ticherpreisen des Monopolkapitals — Her mit dem Siebenstundentag bei vollem 
Lohnausgleich - Brot und .Arbeit für alle .Arbeitslosen - Volksrevolution gegen die 
drohende Katastrophe — Für Freiheit und Sozialismus!
Flauptleind ist der Faschismus von Brüning und Hitler bis Severing. .Massenaktionen 
gegen Massenelend. Notverordiiungen. loti/igplan und ß/v'/Vn/tg-Regierung auf das 
engste verbinden mit rücksichtsloser Entlari iing der Sozialdemokratie als VV egberei- 
ter. Initiator und Teilhaber der laschistiscben Hungerdiktatur (Braun, Severing, 
Grzesinski).

ms mit averei —

Schwerpunkt bei .Auswertung des Industrieprozesses' auf Nachweis direkter Kriegs
hetze. unmittelbarer Kriegsvorbereitungen und gesteigerter Kriegsgefahr legen. 
Grandiose Erfolge des sozialistischen .Aufbaus [in der LklSSR] popularisieren. 
Umfassende Einheitsfront von unten, kameradschaftliche Sprache mit sozialdemo
kratischen .Arbeitern, besonders mit antifaschistisch eingestelltem Ordnerdienst, 
stärkster Kurs auf Dezimierung und Zersclilagung des Reichsbanners.
Schaffung von
Einbeziehung sozialdemokratischer, christlicher und parteiloser" Arbeiter. Schaffung 
von Diskussionsmöglichkeiten mit sozialdemokratischen und christlichen Arbeitern 
im Betrieb. Stempelsteile und Ortsgruppe durch direktes Herantreten an diese 
.Arbeiter. Durchlührung örtlicher und bezirklicher Einheitsfrontaktionen gegen 
Faschismus (Thüringer Parteiorganisation führt aus eigener Initiative \ olksbegehren

Kampfkomitees gegen den Faschismus, aber nur mit breitester

1 Vgl. Dok. 32. Anm. 3.
2 Im Text fälschlich: parteiischer.
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gegen /WcA'-Regiet iing. für Landtagsaunösung mit detn Ziel breitester Massenmobi
lisierung dundi).^
RGO wird entscheidende Einheitsfrontorganisation für Millionen von organisierten 
und unorganisierten Arbeitern iin Kain|)f gegen Unternehmertum, -offensive, 
Notverordnung, faschistischer und Art. 48-Diktatur, Nationalsozialismus, Zen
trumsfaschismus und Sozialfaschismus, zur Entfesselung von Streiks.
Partei muß für alle Schichten des werktätigen Volkes Aktionsprogramm mit 
konkreten Forderungen aufstellen und Einheitsfrontorgane zur Vorbereitung und 
Führung der notwendigen Kämpfe entwickeln (Betriebliche Kamplprogramrne für 
Arbeiter. Angestellte und Beamte. Winterhilfe verbinden mit Lebens [mittel] forde- 
rungen für die Arbeitslosen. Forderungen für Frauen und .lugendliche. konkrete 
Losungen für Kleingewerbetreibende und Kleinbauern).
Die zielbewußte Politik zur Gewinnung der Mehrheit der .Arbeiterklasse, der 
Hegemonie des Proletariats unter Führung der Kommunistischen Partei und das 
Kampihündnis der .Arbeiter mit den Kleinbauern und Gewerbetreibenden. Allge
meine Mobilisierung gegen Diktatursteuern. U ucherzölle und Preissenkungsschwin
del. .Auslösung von Teilkämpfen auf allen Gebieten (Mieter. Sportler. Freidenker. 
Sozialrentner usw.).
In allen Versammlungen, besonders gegnerischen, mutig auftreten. lür .Annahme 
Protestresolutionen kämpfen. A'ersannnhmgen mit Demonstrationen verbinden. Das 
Recht auf die Straße, alle politischen Rechte der Arbeiterklasse gegen jeden Versuch 
der Einschränkung oder Beseitigung verteidigen. Alle noch uns gegnerischen Kräfte 
und Organisationen zu gemeinsamen, wirkungsvollen .Maßnahmen heranziehen. 
Parallel mit stärkster Entlarvung nationalsozialistischer Scheinopposition und 
Demagogie, stärkste Aufzeigung der arbeiterfeindlichen Rolle der Sozialdemokratie 

Hand der Zustimmung zu den Notverordnungeti mul der laschistischen 5rimtng- 
Diktatur. Am Tage der Abstimmung überall gewaltige Massendemonstrationen. 
Sprache der Presse sachlich scharf ohne leichtsinnige Herbeiführung von Verboten. 
Stärkster Einsatz von Betriebs-. Häuserblock- und Dorlzeittmgen. kleiner Flugblät
ter und Handzettel.
Weckung breitester, schöpferischer Initiative der unteren Parteiorganisationen und 
der parteilosen Masse, verbunden mit bolschewistischer Selbstkritik.

von

an

19. .-Vpril l)is 2. Mai 19.31 staufiiulen. MuFrick 

Geschichte der KPD

3 Das Volksbegehren der KPD in Thüringen sollte vom
bereits am 1. .4pril gestürzt wurde, kam cs nicht zustande.
Vgl. Manfred Weissbecker. Gegen Faschismus und Kriegsgefahr. Ein Beitrag 
in Thüringen 1933-193.Ü. Erfurt 196:'. S. 13.

zur
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34.

19. 12. 1930: Anweisungen des Sekretariats an die Bezirksleitungen

StA Bremen. 4.63-II A 12a. Bd. 28: Polizeiliche Abschrift.
..Rundschreiben Nr. 19. Anweisungen des Sekretariats.“

1. Unser Kampf gegen die faschisüsehe Diktatur
2. betr. Kainpfbund gegen den F'asfhismus tmd Antifa
3. Herausgabe der Jungen Garde als Tageszeitung.

AN 2160/19. 1. Cberschrift:

Unser Kampf gegen die faschistische Diktatur
Das nachfolgende Rundschreiben gibt den Bezirksleitungen eine Übersicht über die 
auf Grund der politischen Veränderungen notwendig gewordene strategische Wen
dung der Partei und ihre Austcirkting auf die verschiedensten Gebiete der Parteiar
beit. Der Kampf zur Beseitigung der faschistischen Diktatur in ihrem .Anfangssta
dium. ohne sie zu den anderen Formen des Faschismus ausreifen zu lassen, wie er in 
dem Artikel des Genossen Thälmann aufgezeigt wurde.' die sich daraus ergebende 
Aufgabenstellung der V’olksrevolution. macht eine großzügige 
Änderung unserer gesamten Parteiarbeit notwendig. Das folgende 
Rundschreiben ist deshalb von größter Bedeutung für die gesamte Basis der Partei 
und muß von den Bezirksleitungen ausführlich und gründlich durchgearbeitet und 
ausgewertet werden.
Das Rundschreiben gliedert sich in folgende Teile;
I. Unsere politischen Aufgaben:
1. Die politische Lage.
2. Die große strategische Wendung ist notwendig.
3. Die Volksrevolution und ihre Kampforg
4. Einigung der Arbeiterklasse unter Führung der KPD.
5. Unsere Bekämpfung der gegnerischen Parteien.
6. Politischer Massenstreik und die übrigen Formen und .Methoden unseres Kampfes 

gegen die faschistische Diktatur.
II. Die neuen organisatorischen .Aufgaben:
1. Innerparteiliche Mobilisierung.
2. L^mstellung der Parteiorganisation.
a) bei den Leitungen.
b) in den Betriebszeilen.
c) in den Straßenzellen.
d) Sonstige .Maßnahmen, 

neuen Eiiiheits frontorgane
a) Die Delegiertenkonferenz der Arbeiter und der übrigen werktätigen Schichten.

ane.

3. Die

1 Emst Thälmann. ..Wir führen das Volk 
Kommunismus rettet die \serktätigen .Massen

zum Sieg über die faschistische Diktatur! Nur der 
vor der Hungerkatastrophe '. RF Nr. 290 vom 12. 12. 

1930. In dem .Artikel behandelt Thälmann ausführlich die Lrsachen der kapitalistischen Krise und die 
Gefahr des f aschismus in Deutschland. Den Hauplkarnpf gehe es gegen die SPD. als die soziale Stütze 
der faschistischen Diktatur, zu führen.
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b) Die betrieblit:lien Aktionsausschüsse.
c) die örtliclien Akiionsausscliüsse.
d) die Komileebewegun« unter den nichtprolelarischen Scbicliten,
e) die Fraktionsarbeit in diesen Organen.

I. Unsere politischen .\ufgaben:
1. Die politische Lage

ir verweisen auf den letzten Artikel des Genossen Thälmann ..Wir führen das Volk 
Sieg über die faschistische Diktatur ', auf die Resolution des Polbüros vom 

5. 12. und auf die Leitartikel in der RF Nr. 281 (Die Lage) und Nr. 294 (Unser 
Kampf gegen den Fas( hisnius).'^
Mit dem Fußtritt der Bourgeoisie für die Sozialdemokratie, ihrem Hinauswurf aus 
der Reichsregierung und der Übernahme der Regierungsgeschäfte dur( h die Bour
geoisie selbst, setzte im .März 1930 die Faschisierung Deutschlands verstärkt ein. Die 
Regierung Brüning hat in den ersten 6 .Monaten ihrer Fxistenz die Funktion einer 
h a1 b f a s c h i s t i s c h e n R e g i e r u n g. die ihre Politik vor allem mit der direkten 
und offenen Unterstützung der Sozialdemokratie durchführte. Die Vergangenheit 
zeigte, daß die /ifürnng-Regierung nicht imstande war. die Wirtschaftskrise emzu- 
dämmen. einen .Lusweg für den Kapitalismus aus der Katastrophe zu erzwingen. Die 
Offensive des Unternehniertums. die .Massenarbeitslosigkeit, die Krise im städtischen 
Mittelstand und die Agrarkrise entwickelten sich rast h weiter, vertieft und verbrei- 
__ durch die reaktionäre Zoll- und Steuerpolitik und den Abbau der Sozialgesetzge
bung, die die /Jnüt/ng-Regieruiig im Aufträge der Bourgeoisie durchführte. Die 
ökonomische Krise des deutschen Kapitalismus schlug in die politische Krise 

Die Radikalisierung der werktätigen Massen machte so schnell Fortsclu’itte, der 
Zersetzungsprozeß in den traditionellen bürgerlichen Parteien nahm ein solches 
Tempo an, daß die bürgerliche Scheindemokratie und die bisherige halbfaschistische 
Herrschaftsform des kapitalistischen Staates nicht mehr ausreichte, um über den 
Winter hinweg die empörten werktätigen Massen niederzuhalten. So kam es zu jenem 
W e n d e p u n k t .Lnfang Dezember, an dem aus der Funktion der halbfaschistischen 
5r«/img-Regierung. die einer Regierung der — wenn auch noch keines
wegs vollkommen - faschistischen Diktatur in Deutschland wmrde.

zum

tert

um.

2 Die Resolution des Polhüros zur gegenwärtigen Lage vom 5. Dezetnber wurde nicht in der Parteipresse 
ahgedruckt. Der Inhalt ist jedoch wiedergegelten in: ..Die neuen .4ttlgahen der Arbeiterklasse im 
Kampf gegen die faschistische Diktatur '. Entschließung der Bezirksleitung Berlin-Brandenburg- 
Lausitz-Grenzmark vom 7. 12. 19,30, Rt' Nr. 287 vom 9. 12. 1930 und Inprekorr Nr. 107 -
12. 12. 1930. S. 2624 f. Danach erklärte k alter l'lhricht in einem Referat vor der BL Berlin, die 
ßrdnmg-Regierung sei seit dem 1. 12. ..zur ersten Regierung der faschistischen Diktatur geworden", 
die Deutschlaml ..in eine faschistische Republik, in einen faschistischeti Staat" umwatulle. Daher sei 
eine ..Volksrevolution im Sinne von Marx " notwendig, ln dem .Artikel ..Die Lage ". Rt Nr. 281 vom 
2. 12. 1930 heilst es zum Erlaß der Notverordmmg vom 1. Dezember: ..Wir haben eine faschistische 
Republik [...]. ln dieser historischen Stunde ist es notwendig, ilie unausliischliche, grenzenlose Schuld 
tler Sozialdemokratie vor der gesamten Arbeiterklasse zu bratidmarken. Die Politik iler Soztaldemo- 
kratie [. . .1 hat die faschistische Diktatur heraufbeschworen [...1 Die nächste und äbeniächste 
Etappe wird die Militärdiktatitr. der Eintritt Hugenbergs uml Hitlers in die Regierung sein."
Der .Artikel ..Unser Kampf gegen den l'aschismus". R} Nr. '29-1 vom 17. 12. 1930 stellt den Kampf 

die SPD als den Wegbereiter des Faschismus in den Mittelpmikt.

vom

gegen
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wobei wiederum der Sozialfascdiisinus die Rolle des Geburtshelfers spielte'^ und den 
Massen vortäuschte, die Unterstützung der /irünütg-Regierung durch die SPD ließe 
sitdi als ein Weg zur 
digen.
>Xir [bejfinden uns gegenwärtig zweifellos im Anfangsstadium der faschisti
schen Diktatur. er mit dem Soziallaschismus diesen Beginn der faschistischen 
Diktamr leugnet, wer den Arbeitern vorlügt, die Unterstützung des Brüning- 
Faschismus sei eine ..Abwehr” des F/^^/f>/'-Fas(■hismus. der hilft mit. die W eiterent
wicklung der begonnenen faschistischen Diktatur zu höheren, grausameren, blutgie
rigeren Stufen vorzuhereiten und zu fördern.

Vermeidung der //f^/er-Diktatur beschönigen oder entschul-

Das Lager des deutschen Faschismus besteht heute aus zwei Fraktionen. W ährend 
die eine hraktion des deutschen faschismus unter Führung mit Hilfe des
Sozialfaschismus die faschistische Diktatur errichtet und der SPD die Teilnahme 
der preußischen Regierung vorläufig noch erlaubt, bereitet die Volkspartei die 
Heranziehung der zweiten.
Regierung und zur

an

von Hitler geführten Fraktion des Faschismus an die 
Ausübung der Macht vor. Die Reden von Dingeldey und die 

.Artikel der DAZ^ werfen die Frage auf. daß ..in den kommenden Wochen das 
\ erhähnis zwischen Zentrum und .Nationalsozialismus. zv, K( \ien Brüning und Hitler 
... für die nächste Zukunft der deutschen Politik entscheidend isf. Die deutsche 
Trusthourgeoisie erklärt, es sei an der Zeit, „den Nationalsozialismus zu kanalisieren 
und in das richtige Flußbett zu leiten - es ist reaktionär und unklug, ihn zu 
provozieren'".
Da die ökonomische Krise sich in den nächsten Monaten noch weiter verschärfen und 
die Unzufriedenheit der Massen weiter wachsen ward, während keine der beiden 
laschistischen Fraktionen einen .Ausweg aus dieser Krise zeigen kann, zielen die 
Anstrengungen der Bourgeoisie darauf ab. die noch nicht ausgereifte faschistische 
Diktatur Schritt für Schritt zu verschärfen. .Mit allen Kräften macht die Bourgeoisie 
den Versuch, die Avantgarde des Proletariats und seine revolutionären Kader immer 
schärfer zu knebeln, alle ökonomischen Kämpfe noch grausamer zu unterdrücken, 
die politischen Rechte der Arbeiterklasse immer mein' einzuengen, zu immer 
schärferen Formen der Diktatur überzugehen. Die Möglichkeiten verschiedener 
Zusammensetzung der Diktatur-Regierung (Koalition Brüning-^&zis, Generaldik
tatur. Nazi-Regierung) lassen sich natürlich nicht prophezeien, sondern häng 
der außerparlamentarischen Kräftekonstellation ab. vor allem von dem Kampf des 
Proletariats unter Führung der KPD.

en von

2. Die große strategische Wendung ist notwendig
Die Partei muß angesichts dieses W endepunktes in der allgemeinen geschichtlichen
Entwicklung rasch und entschlossen eine entschiedene strategische W endung in ihrer

•3 Am 1. Dezember 1930 erließ der Reielispräsideiil die erste ..t’erordnung [. . . | zur Sicherung von 
Vlirtschaft und Finanzen", die weitere erhebliche finanzielle Lasten für die Bevölkerung bedeutete. 
Gegen die Verordnung brachte die kommunistische Reichstagsfraktion am selben Tag den .Antrag auf 
sofortige Aufliebung ein. Der .Antrag wurde am 6. Dezember mit den Stimmen von SPD. Zentrum. 
B\'P und DVP abgelehnt.

4 Deutsche Allgemeine Zeitung, hervorgegangen 
liberale Richtung.

der Norddeutschen Allgemeinen Zeitung, national-aus
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Arbeit und Politik durchfiihren. Die Gesamtpartei muß klar die grundle-
um den Kampf zur

gesamten
gende Änderung der Situation erkennen; es geht nicht mehr 
Verhinderung der drohenden faschistischen Diktatur, sondern es handelt sich 
um die Entfaltung des Massenkampfes zum Sturz der bestehenden, wenn 
auch noch u n au s ge r e i f t en faschistischen Diktatur. Es handelt sich 
darum, zu verhindern, daß die im Anfangsstadium hefindliche faschistische Diktatur 
mehr und mehr auswächst zu solchen Eonnen. die alle Grausamkeiten und 
Terrorakte der italienischen, polnischen und jugoslawischen Henker in den Schatten 
stellen und Millioiienmassen der Werktätigen in die huchstähliche Katastrophe, in 
den nackten Hungertod oder in den Krieg gegen die Sowjetunion treiben würden. 
Aus der auswegslosen Krise des deutschen Kaiütalismiis gibt es kein Zurück zu 
blühender Konjunktur. Einreihung der 4 .Millionen .-Vrheitslosen in den Produktions
prozeß. Abbau der gewaltigen Steuer- und Zollasten und .\usbau der Sozialgesetzge
bung, zu friedlichen demokratischen Wahlen und parlamentarischen Staatsformen. 
Sturz der faschistischen Diktatur bedeutet Beseitigung der Herrschaft des Kapitalis
mus überhaupt. Abschaffung des kapitalistischen Prolitsystenis. Das kapitalistische 
System bedeutet niclit nur Katastrophe für die unter unerträglichen .Arbeitsbedin
gungen dahinvegetierenden Betriebsarbeiter. .Angestellten und Beamten, sondern es 
bedeutet den Ruin des städtischen Mittelstandes und der Intelligenz, es bedeutet 
\ ernichtuiigskampf gegen die Existenzgrundlagen der Millioiienmassen der Klein
bauern und der bürgerlichen Halb|)roletarier.
Vor der Partei steht also die .Aufgabe der Organisierung der \'olksrevoluti; r

Beseitigung der faschi-
lon

die drohende Katastrophe und zurgegen 
s t i s c h e n Diktatur.

3. Die Volksrevolution und ihre K am p f o r g a ne
Die große strategische Aufgabe der Durchführung der siegreichen Volksrevolution 
erfordert von der Partei die Eösung zweier taktischer .Aufgaben, die von entscheiden
der Bedeutung sind: die Einigung des Proletariats unter F ü h r u n g der 
KPD. d.h. die Eroberung der Melirheit der .Arbeiterklasse für den Kommunismus,

die Fahne der A'olksrevolution durch 
nisses mit den städti-

und die Sammlung aller Werktätigen um 
Herstellung des breitesten und engsten K a m p 1 b ü n d n i 
sehen und bäuerlichen Mittelschichten mit der Arbeiterklasse

Ende revohitiotiären‘- Klasse, der deshalb die Elegemonieals der einzigen ..bis zu 
über die werktätigen Schichten zusteht.
Zur Lösung dieser gewaltigen Aufgaben ist die Entfaltung größter Aktivität der 
Gesamtpartei auf allen Fronten des antikapitalistischen und antifaschistischen 
Klassetikampfes notwendig. Dieser Generallinie der Partei müssen alle Teilaktionen 
und Kampagnen der Partei, besonders auch die Betriebsrätewahlen und alle 
Wirtschaftskämpfe eiiigeordtiet werden. Die entscheidenden Losungen, die die 
strategischen und taktischen Hauptziele der Partei m den .Massen popularisieren, 
müssen mit den Lebensforderungen des Proletariats, des Mittelstandes und der 
Kleinbauern sowie aller besonderen Schichten der W erktätigen in den .Alltagskämp-

.5 Die Losung ..Volksrevolution“ wnrde im Januar 1931 von einer ZK-Tagung weiter forciert. Vgl. 
Dok. 3.5. Anm. 1.
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fen auf das Engste verbunden werden. Nur so kann die Partei alle diese Schichten in 
Bewegung bringen, als Verbündete des Proletariats gewinnen und durch Teil- und 
Massenaktionen den politischen Massenstreik vorbereilen.
Die Aufgabenstellung der Volksrevolution erfordert zugleich den Übergang von den 
bisherigen zu neuen, höheren Formen der Einh ei tsfron tpolltik und 
zur Schallung solcher E i nh eit s t r on t or ga n e. die der verschärften politischen 
Situation und der revolutionären Aufgabenstellung entsprechen; solche Organe 
schallt die politische Delegierten he w eg ung. die die Arbeiter der Betriebe 
und Stempelstellen, die Frauen und Jugend, die Angestellten und Beamten 
menschweißt und den städtischen Mittelstand und die Kleinbauern mit dem 
Proletariat vereinigt. Die Delegierteiihewegung. die ihre Ziisammenlässung in den 
örtlichen und bezirklichen Delegiertenkonferenzen sowie den betrieblichen und 
örtlichen antifaschistischen Aktionsausschüssen bildet und eine Interessenvertretung 
und ein Kampfinstrument des ganzen werktätigen Volkes gegen Trustkapitalismus 
und Faschismus bildet, in der alle Teile des Proletariats und der .Mittelschichten 
durch ihre Delegierten vertreten sind. Die Delegiertenbewegung muß ideologisch und 
politisch geführt werden von der Koimnuiiistischen Partei, muß sich aber in ilmer 
Mehrheit zusammensetzen aus heute noch parteilosen, sozialdemokratischen, christ- 
hchen und anderen .Arbeitern. Angestellten und .Angehörigen der .Mittelschichten, die 
erst duriJi unsere aktive Politik, durch gründliche politische Aufklärung und durch 
die Teilkämpfe und .Massenaktionen selber immer fester in die volksrevolutionäre 
Massenfront eingegliedert werden.

zusam-

4. Einigung der Arbeiterklasse unter Fühlung der KPD
Es ist von entscheidender Bedeutung, daß sich die Partei selbst ihrer histori
schen Pflicht als Eehrer. Organisator und Führer des sozialisti
schen Freiheitskampfes in vollem Umfange bewußt wird und 
darüber hinaus dem ganzen Proletariat und allen Werktätigen die Führerrolle 
der KPD als einziger Arbeiterpartei zum Bewußtsein bringt.
Hierzu ist es notwendig, in unserer gesamten .Agitation und Propaganda folgende 
Grundtatsachen immer wieder in den .Mittelpunkt zu rücken:
Die KPD ist die einzige antikapitalistische Partei!
Die KPD ist die einzige antifaschistische Partei'
Die KPD ist die einzige Partei des Kampfes gegen den Young-
plan.
Die KPD ist die einzige Kraft, die für den Sozialismus kämpft! 
Die KPD ist die einzige Partei der Einheitsfront, der Einigung 
des Proletariats und aller Werktätigen im Kampfe für Brot, 
Arbeit und Freiheit!
Diese entscheidenden Tatsachen müssen scharf herausgearbeitet und i: 
gesamten Presse, in unseren Reden und Flugblättern den .Massen immer wieder 
eingehämmert werden. .Aber die bloße Feststellung dieser Tatsachen durch Agitation 
und Propaganda allein genügt nicht. Wir müssen in der Praxis des Klassen- 
kamples. im Ringen mit allen Klassenfeinden, in den Aktionen der verschieden
sten

in unserer

Schichten den .Massen selbst den lebendigen Beweis für die Richtigkeit 
Feststellungen, für unsere leninistische Einheit von Theorie und Pra

unserer
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XIS, von Wort und Tat erbringen.Wir stehen lieute vor einem entscheiden
den Kinbruch in die Millioiieninassen der bislier noch von der Sozialdeniokiatie 
irregeführten Arbeiter. Die Unterstützung der /irünmg-Regierui 
allen ihren volksfeindlichen und diktalorischen Maßnahiiien. die ganze Rolle des 
Sozialfaschisiiius als \X egbereiter und llilfspolizei der faschistischen Diktatur führt 

wachsenden Rebellion der Betriebsarbeiter und Erw erbslosen, insbesondere der 
jüngeren Generation gegen die sozialfaschistischen führer.
Der Drang nach Einigung der Arbeiterklasse im Kampfe und 
Faschismus ist bei den sozialdemokratischen Arbeitern im stärksten Wachstum

lg durch die SPD bei

zur

Kampfe gegen denzum

begriffen.
Der Kampf um die proletarischen Anhänger, um 
Jugendlichen der Zentrumspartei muß jetzt ganz 
Betriebszellen, durch den Aufliau von Fraktionen in den christlichen Gewerkschaf
ten, durch die Organisierung von Frauen- und .hmgarbeiter-Delegiertenkonferenzen 
in Angriff genommen werden, wobei klar ist. daß nicht etwa der antireligiöse Kampf 

Grundlage unserer Einheitsfrontpolitik gemacht werden darf, sondern diese 
Arbeiter im Kampfe gegen die faschistische Diktatur und Massenverelendung, im 

Massenkampf gegen die kapitalistische Profitwirtschaft v'on uns

die Männer und Frauen und 
entschieden und durch unsere

zur

gemeinsamen 
gewonnen werden müssen.
So sehr eine Verschärfung des ideologischen wehrhaften Kampfes gegen die SA- 
Banden der Nazis nottut. ebenso notwendig ist ein eiitscbiedener Kurs zur 
Gewinnung aller antikapitalistisch gestimmten Mitläufer des Faschismus, eine 
zielbewußte, politisch aktiv antifaschistische Arbeit in den Betrieben und Stempel- 
Stellen. wo die organisatorische \ erankerung der Nazis (in den agrarischen Gebieten 
auch des Stahlhelms) unter allen Umständen verhindert werden muß.

5. Unsere Bekämpfung der gegnerischen Parteien:
Ebenso wie wir den breitesten Massen in wirksamster V eise durch Aufzeigung der 
- ichtigsten Grundtatsachen (siehe Punkt -t) die Rolle unserer 
Bewußtsein hämmern müssen, ebenso müssen wir den Arbeitern und allen Werktäti
gen an Hand einiger grundlegender wirksamer Tatsachen die Rolle der gegnerischen 
Parteien, der Nazis, der SPD. des Zentrums zum Bewußtsein bringen, ln unseren 
Tages- und Betriebszeitungen, in den Häuserblock- und Dorfzeitungen, durch 
Plakate und Handzettel. Referate und Diskussionsreden muß immer wieder in den 
verschiedenartigsten Formen der Artikel. Schlagzeilen. Kästen. Zitate, Iransparente 

sichtbar vor den Massen festgehalten werden.

Partei in daswi

unsere

usw.
Die NSDAP ist für die Totmg-plaiierfülhmg. für Negersteuer und W'ucherzölle, gegen 
Millionärssteuer und W interbeihilfe für Erwerbslose in dhüringen und Biaun-
schweig.
Die Sozialdemokratie ist die Hilfspolizei der faschistischen Brüning-Regierung. Sie 
hat am 18. Oktober und 3. Dezember allen Notverordnungen zugestimmt. Sie ist die 
Partei der Hungerschiedssprüche, des Fohnraiibes, des V errates der Arbeiterklasse 
an Trustkapitalismus und Faschismus.
Das Zentrum ist die faschistische Partei der Volksausplünderung, der Masseiisteuern 
und Wucherzölle, der Amnestie - für die reichen Kapitalverschieber, der Panzer-
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kreuzer und Verweigerung der Kinderspeisung, der Kriegshetze gegen die Sowjet- 
Union.
Wir haben nur einige Hinweise für zentrale Losungen gegeben, die natürlich bei 
neuen großen Anlässen ergänzt werden müssen, die gleichzeitig für unsere Zellen- 
und Ortsgruppen als .4nregung dienen sollen, mit konkreten betrieblichen und 
örtlichen Tatsachen eine wirksame Bekämpfung aller Gegner durchzuführen.
Auch hier ist eine durchgreifende .Änderung unserer Einheitsfrontmethoden erforder
lich: unsere Betriebszellen und Ortsgruppen müssen rascbestens überall Verbindun
gen herstellen zu den sozialdemokratischen und christlichen .Arbeitern, sie müssen 
bei den V erktätigen. irregeführten .Anhängern der .Nazis eindringen.
Als allgemeiner Parteibefehl gilt:
Keine öffentliche Versammlung der Sozialdemokratie, des Zentrums, der Nazis ohne 
kommunistischen Diskussionsredner mehr.
Keine solche gegnerische Kundgebung mehr, in der wir nicht in Flugblättern und 
Handzetteln mit Fragen an die Versannnlungsteihiehmer herantreten, in der wir 
nicht in der Versammlung und beim .Abschluß Diskussionsgruppen bilden und die 
Massen zu unseren A'eranstaltungen einladen. Darüber hinaus gilt es, sofort die 
folgende Losung zu verwirklichen:
Keine S P D - ,M i t g 1 i e d e r ^ e r s a m m 1 ii n g. kein Z a h 1 a b e n d. keine 
Funktionärs Versammlung der SPD mehr ohne kommunistische 
Beeinflussung.
Jede solche Tagung der SPD und S.AJ muß mit oppositionellen SPD-Arbeitern 
vorbereitet und a u s g e w e r t e t werden, wobei in kleineren Orten bereits die 
Zulassung von KPD-Diskussionsrednern in der Mitgliederversammlung der SPD 
erzielt werden kann, während im allgemeinen diese Stufe der Einheitsfrontpolitik 
noch nicht erreicht sein dürfte.
Es ist klar, daß wir noch schärfer als bisher unterscheiden müssen zwischen Führern 
mit Riesengehältern und Pensionen, den korrupten Bürokraten einerseits, den 
unteren und mittleren Funktionären andererseits und den ausgebeuteten. zur Aktion 
drängenden Massen. Wir müssen bei stärkster Wahrung unserer Grundsätze und 
Einhaltung der Generallinie der Partei zu einer kameradschaftlichen, proletarischen 
Aussprache mit sozialdemokratischen .Arbeitern und unteren Funktionären zu 
gemeinsamen Diskussioiisabenden. zur Heranziehung dieser Arbeiter in unsere 
Versammlungen und ölfentliche Zellensitzungen. in die Sitzungen der RGO und der 
Opposition in den noch von sozialfaschislischen diktatorisch geleiteten .Massenorga
nisationen kommen.
Wir müssen die Sprache der proletarischen Einheitsfront und der \'olksrevolution 
sprechen lernen!

6. Politischer Massenstreik und die übrigen Formen und Metho
den unseres Kampfes gegen die faschistische Diktatur 
Was dringend notwendig ist. ist die Entfesselung einer Kette von ökonomischen und 
politischen Massenaktionen gegen die faschistische Diktatur. Die Politisierung der 
W irtschaftskämpfe. die Durchführung der Betriebsrätew-ahlen im Zeichen des 
Kampfes gegen die faschistische Diktatur muß mit der Entfesselung von Steuer-
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Streiks und Mieleraktioiien. Aktionen "ejien die sozial- und kulturpolitische faschisti
sche Reaktion. Proteststreiks gegen die täglichen Arheitererschießungen und blutige 
Niederknüppelung der Arbeiterdemonstrationen verbunden werden. Wir müssen 
nicht nur die politischen Rechte der Arbeiterklasse (Koalitionsfreiheit, Recht auf die 
Straße. Streikrecht usw .). die Legalität der Partei und unserer Presse, die Existenz 
der von der Staatsgewalt schikanierten und vorn Verbot bedrohten kulturpolitischen 
Arbeiterorganisationen (Sportler, Freidenker usw.) verteidigen, wir müssen zum 
Angriff übergehen gegen den Straßenterror und die Demonstrationsfrecliheit der SA- 
Banden und der anderen faschistischen Formationen, die jetzt nach dem Muster der 
Fappo-Bewegung" mit ihrer terroristischen x4usbildung gegen 
Proletariat beginnen. Die Arbeiterklasse nndi in ihrem wehrhaften Geist gegen den 
Faschismus gestärkt werden. Wir müssen unter allen Umständen in der Offensive 

Der Kampfbund gegen den Faschismus mit seinen Betriebswehren und 
Erw'erbslosenstaffeln muß eine w irkliche Massenkraft gegen den Faschismus darstel
len. Die geeignetsten Formen der Abwehr der faschistischen Provokation und 
Terroristen müssen in Betrieben und Arbeitervierteln berausgearbeitet werden. Alle 
ökonomischen Streiks und Massenaktionen der Auflockerung des Bodens, der 
Ingangsetzung der Massenbewegung, der Vorbereitung politischer Massenkämpfe, 
die in der Durchführung von politischen Massenstreiks als des 
wichtigsten Kampfmittels in der jetzigen Etappe gipfeln müssen.

II. Die neuen organisatorischen Aufgaben:
Die veränderte Lage verlangt von der ganzen Partei eine rasche Umstellung auf die 

, gesteigerten Hauptaufgaben, erfordert in der gesamten Partei eine Verstär
kung der kameradschaftlichen, durch gründliche Selbstkritik verbesserten kollekti
ven Arbeit, eine strenge Beachtung der Notwendigkeit des Zweifrontenkampfe 
besonderen der Vermeidung der Hauptgefahr, des opportunistischen Nachhinkens 
hinter der Massenstimmung und Bew egung, eine stärkere Beachtung und Sicherung 
der bolschewistischen Parteidisziplin und eine Stärkung der Initiative und Arbeits
disziplin jedes einzelnen Parteimitgliedes. Darüber hinaus ergibt sich zur Diirchfüh- 

g der vorstehend geschilderten politischen Aufgaben die Notwendigkeit folgender 
organisatorischer Maßnahmen:

1. Innerparteiliche Mobilisierung
Zur Mobilisierung der Gesamtpartei und der mit uns sympathisierenden Massen
organisationen müssen in kürzester Frist durchgelührt werden:
a) eine Sitzung der Plenar-Bezirksleitung.
b) xAtissprache des Sekretariats der BF mit den Bezirksfraktionsleitungen der 
Massenorganisationen, den Bezirksausschüssen der RGO und der Erw'erbslosen.
c) Allgemeine Mitgliederversammlungen in allen Ortsgruppen und Stadtteilen unter 
Hinzuziehung mit der Partei Sympathisierenden. Daran anschließend Zellenver- 
samnilungen in allen Betriebs- und Straßenzellen zur Konkretisierung der Aufgaben 
für jeden im Wolmbereich hegenden Betrieb, sowie für den W olmbereicli selbst.

6 Die nationalislische Bauernf.ewegung Finnland.s. henaiint nach dem Gründuiigsorl Lappo.
ihrer pofilischeii Richtung extrem anlikummimihlisch. 19.34 wurde die Lappo-Bewegung aufgefost.

das revolutionäre

sein.

neuen

s. im

run

war m
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d) Sitzungen sämtlicher Fraktionen in den Massenorganisationen zur Besprechung 
der Aufgaben, die den Massenorganisatioinen im Kampf gegen die faschistische 
Diktatur übertragen werden müssen.
e) Daran anschließend Mitgliederversammlungen in allen Massenorganisationen.
In allen diesen Sitzungen. Veranstaltungen und Versammlungen steht nur das 
Thema zur Behandlung: .. \ o 1 ksre vo 1 u t ion gegen die faschistische 
Diktatur'.
Dieses Thema muß aber nicht nur ausführlich politisch behandelt werden, sondern 
es müssen gleichzeitig konkrete taktische, auf die bezirklichen Verhältnisse einge
stellten Anweisungen für die Mobilisierung der Massen, für die Führung des 
Kampfes, sowie über die dazu notwendige Umstellung des Parteiapparates gegeben 
weiden.

2. Umstellung der Parteiorganisation 
A. bei den Leitungen
1. Bei allen Bezirksleitungen muß eine neue Abteilung Gegnerabteilung 
gebildet werden. Sie gliedert sich entsprechend ihrer Aufgabe in zwei oder drei 
Unterabteilungen. Eine Unterabteilung für den Kampf gegen den Faschismus 
Unterabteilung für den Kampf zur Gewinnung der SPD-Arheiter. in den Bezirken, in 
denen das Zentrum in der Arbeiterklasse stärkeren Anhang hat. eine Unterkommis
sion für die Gewinnung der christlichen Arbeiter. Jede dieser Unterkommissionen 
muß einen verantwortlichen Genossen zum Leiter haben, der diese Arbeit als 
Hauptfunktion leistet. Die Aufgabe der Unterabteilungen ist. die Materialien über 
den Gegner zu sammeln und dem Zentralkomitee zugänglich zu machen, sie mit dem 
vom ZK gelieferten Material für die bezirkliche Parteipresse, für Betriebs- und 
Häuserblockzeitungen, für Flugblätter und andere Agitationsmateriahen 
beiten, planmäßig die Aufklärung in diesen gegnerischen Organisationen zu 
organisieren. Verbindungen herzustellen. Diskussionen zu organisieren und die 
Arbeiter aus ihnen zu gewinnen.

Die Gegnerabteilung unterstellt unmittelbar dem Sekretariat der BL. Es müssen in 
ihr vertreten sein die Orgabteilung. die Agitpropabteilung, Landabteilung, die 
Redaktion und besonders auf dem Gebiet der Gegnerarbeit erfahrene Genossen.
2. ln jeder BL muß ferner eine kleine Kommission geschaffen werden zur 
Ausarbeitung von Vorschlägen für die Führung der Kampagne unter den Mittel
schichten. Sie sammelt konkretes Material, arbeitet Vorschläge aus und unterstützt 
so das Sekretariat der BL.

, eine

zu verar-

3. Die Agilpropabieilungen und Orgabteihmgen überprüfen die Organisierung der 
Anschaffung von Schreib- und \ ervielfältiguiigsmöghchkeiten für jede einzelne 
Zelle, eine Aufgabe, die jetzt außergewöhnhcb rasch beendigt werden muß. Sie 
übewachen ferner die Herausgabe von Zellenzeitungen. Häuserblockzeitungen, 
Zeitungen für die verschiedensten Mittelschichten und sonstige örtliche und betrieb
liche Materialien. Sie organisieren planmäßig bis hinab zu jeder einzelnen Zelle 
Klebekolonnen, die gleichzeitig den Vertrieb der Häuserblock-Betriebszeitungen und 
sonstigen Materialien, die von den Zellen hergestellt werden, zu übernehnien haben.
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B. In den Betriebszeilen
ln den Betriebszellen sollen je nach Stärke der Zelle zwei oder drei Genossen, die sich 
jeweils sympathisierende revolutionäre Arbeiter zur 
müssen, für die besondere Durchlührung nachlolgender, besonderer Spezialaufga
ben (besondere Beobachtung. Materialsammhmg und -herstelhmg. Herstellung von 
Verbindungen usw.) bestimmt werden, wobei natürlich jedes Zellenmitglied diese 
Arbeit allgemein durcbzuführen hat:
1. Kampf gegen den Betriebsfaschismus.
2. Gewinnung der SPD-Kollegen.
3. Gewinnung der christlichen Arbeiter.

C. In den S traßenze 11en :
Ebenfalls je nach Stärke der Zelle zwei oder mehr Genossen für folgende Aufgaben:
1. Kampf gegen den Faschismus im Wohngebiet und im Betrieb (Herstellung von 
Verbindungen zur Information, zu Zersetzungszwecken).
2. Gewinnung der sozialdemokratischen Arbeiter (Materialsammhmg usw.). Herstel- 

Verbindungen mit rebellierenden SPD-Arbeitern. fortgesetzte Belieferung
derselben mit besonderem Material.
3. Organisierung der Versammlungen und Konferenzen der verscbiedenen Mittel
schichten usw.

D. Sonstige Maßnahmen:
Daneben steht die Aufgabe der unbedingten Verkleinerung der Straßenzellen. 
Außerdem muß jedes Mitglied der Betriebs- oder Straßenzelle. - wie schon m den 
Richtlinien für die letzte Reichskontrolle' festgelegt - mit je einer Aufgabe in den 
verschiedensten Massenorganisationen betraut werden.
Diese Aufgabenstellung zeigt, daß mit der politischen Bearbeitung der Partei zum 
verstärkten Kampf gegen die faschistische Diktatur verbunden werden muß die 
Überprüfung aller Leitungen und der Organisationseinheiten in den Betrieben und in 
den Wohngebieten. Hierzu gehört vor allem die Überprüfung der Arbeit der 
Betriebsagitpropfunktionäre, die für die Herstellung der Betriebszeitungen verant
wortlich sind (ebenso in den Straßenzellen für die Häuserblockzeitungen). Ferner 
der Aufbau und Ausbau des unteren Litvertriebs.

3. Die neuen E inhe i t sf ron t organe
Über den Rahmen der Parteiorganisationen wie der Massenorganisation hinaus 
führen die organisatorischen Maßnahmen zur Schaffung, festigung und Entwick
lung der neuen Einh e i t s 1 ro n t o rgane . Diese neuen Organisationslormen, die 
wir entwickeln müssen, sind:
a) Die Delegierten kon 
werktätigen Schichten.
b) Die betrieblichen und örtlichen Aktionsausschüsse.

Unterstützung hinzuziehen

lung von

fe re uzen der Arbeiter und der übrigen

7 Zur 3. Reichskontrolle der KPD im Dezember 1929 und .lanuar 1930 vgl. D<,k. 11. Die eiwähnten 
Richtlinien liegen nicht vor.
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c) Die Koni iteebe weg ung als Zusammenfassung und Interessen
vertretung jeder der einzelnen Schichten in den Wohngebieten.

A. Die Delegiertenkonferenz der .Arbeiter und der übrigen werk
tätigen Schichten
1. Die Arbeiterdelegierten der Betriebe
In jedem Betrieb werden durch die Betriebszellen oder in den Betrieben, in denen eine 
solche nicht besteht, durch eine oder mehrere Straßenzellen des Vi’ohngebietes 
um den Betrieb für alle \^'erkstätten oder Abteilungen des Betriebes Werkstätten
oder Abteilungsversammlungen organisiert. In diesen werden nach einem Referat 
..Volksrevolution gegen faschistische Diktatur” je nach Größe der .Abteilung und der 
Werkstatt ein oder mehrere Ar be i t e r d e 1 e gi e rt e gewählt. Sie sind die politi
schen \ ertrauensleute der Belegschaft der betreffenden Abteilung oder V erkstatt — 
also nicht identisch mit dem schon in den Betrieben bestehenden \'ertrauensniänner- 
körper der RGO. Sie bilden gemeinsam oder aus ihrer Mitte heraus nach Bestätigung 
und Wahl einer Gesamtbelegschaftsversaumdung den betrieblichen Aktions
ausschuß und sind gleichzeitig die Delegierten zu den örtlichen — oder in großen 
Städten auch zu den Stadtteildelegiertenkonferenzen. .le nach den Verhältnissen 
(Ereignissen, die einen raschen Zusammentritt einer Delegiertenkonferenz erfor
dern) werden die Delegierten direkt in den Betriebsversammlungen gewählt und 
nachträglich durch Delegierte aus den einzelnen V erkstätten ergänzt.

2. Die Erwerbslosen de legiert eil
An jeder Stempelstelle finden Erwerbslosenversammlungen statt, ln diesen wird nach 
einem Referat wie in den Werkstättenversammlungen der Bestand des Stempelstel- 
len-Erwerbslosen-Ausschusses überprüft und durch die Hinzuwahl neuer yArbeiter 
ergänzt. Gleichzeitig werden entsprechend der Größe und der Bedeutung der 
Stempelstelle eine .Anzahl Ei-werbslose (etwa auf 5 einer) als Delegierte für die 
örtliche oder in großen Städten auch die Stadtteildelegiertenkonferenz gewählt. 
Dieses Delegiertensystem sowohl in den Betrieben, wie an den Stempelsteilen ist eine 
ständige Einrichtung. Die Delegierten lösen ihre .Aufgaben in den Betrieben in 
enger Zusammenarbeit mit der RGO und den roten Betriebsräten, an den Stempel
steilen gemeinsam mit dem Erwerbslosenausschuß.
Sie haben regelmäßig vor ihren \A ählern Bericht zu erstatten, um stets den 
lebendigen Kontakt zu wahren. Sie müssen in den Betrieben durch die KPD- 
Betriebszelle und an den Stempelstellen durch die kommimistisiäie Erwerbslo
senfraktion. in ihrer Arbeit ständig kontrolliert und entsprechend der zunehmenden 
Massenmobilisierung. entweder im Falle eines Versagens zurückgezogen oder durch 
immer wieder neue Wahlen von Delegierten erweitert, bzw. ergänzt werden.

In großen Betrieben und an großen Stempelsteilen kann aus der .Mitte der zum 
.Antifaschistischen .Aktionsausschuß vereinigten Delegierten ein kleines Exekutiv
organ als Arbeitsausschuß gebildet werden.

3. Die Delegierten der übrigen weikiätigen Schicliten
In allen Orten müssen für jede Schicht der ^Werktätigen (Beamte, Angestellte, 
Mittelständler, Invaliden, Sportler. Mieter. Kriegsopfer. Hausfrauen, jugendliche
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Arbeiter usw.) auf dem Lande unter den Bauern und Landarbeitern besondere 
V'ersantmlungen organisiert werden, ln diesen Versammlungen werden in kleinen 
Orten nach ausführlichem Referat eine Anzahl Delegierte für die allgemeine örtliche 
Delegiertenkonferenz gewählt. Sie bilden gleichzeitig die Interessenvertretung und 
das K am p f k o m i t e e für ihre Schicht.
In den großen Städten sind sie gleichzeitig Delegierte für die Stadtteil- und für die 
Stadtdelegiertenkonferenz, sowie auch gegebeuenfalls Delegierte für die Stadtkonfe- 

ihrer Schicht, auf der die \\ ahl ihrer örtlichen Interessenvertretung, bzw. ihres 
örtlichen Kampfkomitees erlölgeti muß.

4. Delegiertenkonferenz 
Alle Delegierten aus den Betrieben, von 
übrigen werktätigen Schichten bilden gemeinsam die örtliche Delegierten
konferenz. Sind un[terj bezirkliche, bezirkliche oder Reichsdelegiertenkonferen- 

erforderlich. können je nach der Situation entweder die örtlichen Delegierten
konferenzen Delegierte entsenden, oder, falls die Zeit dafür vorhanden, kann die 
Delegiertenwahl für diese Konferenzen auch erneut unten in den breiten Massen 
durchgeführt werden.

renz

den Erwerbslosenstempelstellen und der

zen

B. Die betrieblichen .\ k t i o n s a u s s c b ü s s e
Wie im Betrieb selbst der betriebliche .Vktionsatisschuß zustande kommt, haben wir 
bereits weiter vorn gezeigt. Diese betriebliche Zusammensetzung genügt indessen 
nicht. Auch an die betrieblichen Aktionsausschüsse müssen die verschiedenen

allem die Erwerbslosen. Mittelschichten,werktätigen Schichten, vor 
Landarbeiter und Bauern durch Vertreter gebunden werden. Der betriebli
che Aktionsausschuß tnuß sich deshalb mit den Erwerbslosenausschüssen im 
Wohngebiet seines Betriebsbereichs mit den Delegierten dej- verschiedenen werktäti
gen Schichten, sowie mit anderen Landpatenschaftsgebieten in \>rbindung setzen 
und sie um die Delegierung von einem oder mehreren \ ertretern ersuchen. Nur dann 
wird gewährleistet, daß die Kampfaktionen im Betrieb den stärksten Widerhall in 
den übrigen werktätigen Scdiichten linden und diese zur Unterstützung ihrer Kämple 
mobilisiert und herangezogen werden können.
Der betriebliche Aktionsausschuß muß in \ erbindung mit den übrigen, im Betrieb 
vorhandenen revolutionären Organen (Parteizelle. RCO. Betriebsgruppen anderer 
Massenorganisationen. Betriebswehren) und unter Anleitung der örtlichen Aktions
ausschüsse die Massen für jede Teillörderung. sowohl in den Betrieben, wie auch m 
den Wohngebieten, [die] aufs engste durch die verschiedenen Delegierten mit ihm 
verbunden [sind], mobilisieren und im Kampf gegen die faschistische Diktatur 
führen. Er muß daneben die Schaffung von Zellen der Partei und der Betriebsgrup
pen der RCO unterstützen.

Er führt auch den Kampf unter der Gesamtbelegschaft für einen roten Betriebsrat 
und kann sich hierbei besondere Unterkommissionen schaffen.
In den Betrieben, in denen es im Hinblick auf die Betrielisrätewahlen nicht rasch 
genug gelingt, den betrieblichen Aktionsausschuß m der breitesten Massenmobilisie- 
rung zu schaffen, kann mit Zustimmung der Bezirksleitung als Übergangsstadium
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zum Aktionsausschuß für diesen speziellen Zweck ein besonderer Wahlaus
schuß gebildet werden. Dieses darf jedoch keinesfalls dazu führen, daß der 
Kampf um die Schaffung der betrieblichen Aktionsausschüsse irgendwie 
abgeschwächt wird.

C. Die örtlichen Aktionsausschüsse
Die örtlichen Aktionsausschüsse, die auf der örtlichen Delegiertenkonferenz gewählt 
werden, fassen die Massenrnobilisierung und die Kämpfe der Arbeiter in den 
Betrieben und unter den einzelnen Schichten zusammen. Sie nehmen Stellung zu 
allen Kampffragen und helfen den verschiedenen betrieblichen Aktionsausschüssen 
und Karnplkomitees der werktätigen Schichten, ihren Kampf zu organisieren und zu 
fuhren.
Sie berufen entsprechend der Notwendigkeit die allgemeine örtliche Delegiertenkon
ferenz. die betrieblichen Aktionsausschüsse, die Erwerbslosenausschüsse, oder die 
Komitees einer oder aller werktätigen Schichten zu besonderen Konferenzen ein. Sie 
kontrollieren die unteren Organe und werden ihrerseits von den Delegiertenkonfe
renzen kontrolliert.

D. Die Komiteebewegung unter den nichtproletarischen 
Schichten
Wie die Komitees für die verschiedensten Schichten entstehen, haben wir bereits 
unter dem Punkt a) ..Die Delegiertenkonferenz der Arbeiter und der übrigen 
werktätigen Schichten" gezeigt.
Diese Komiteebewegung, die durch die örtlichen Delegiertenkonferenzen mit den 
Arbeitern auf das engste verbunden ist. muß für die einzelnen Schichten gefördert 
werden. Nur diesen Komitees ist es möglich, die Spezialfrage dieser Schichten zu 
erörtern und sie für ihre Forderungen in Bewegung zu bringen. Die Komitees sind 
also die Interessenvertretung und Kampfführnng dieser besonderen Schichten der 
Werktätigen.

E. Die Fraktionsarbeit in diesen Organen
Diese neuen Organisationsformen, die alle .Arbeiter und die werktätigen Schichten 
unabhängig von ihrer politischen Auffassttng umfassen, können nur durch die 
kommunistischen Fraktionen geleitet werden. Das bedeutet keineswegs, daß in ihnen 
die Kommunisten die .Mehrheit haben müßten. Im Gegenteil müssen möglichst viele 
neue Funktionäre für die Durchführnng dieser speziellen Aufgaben gewonnen und 
herangeschult werden. Die Konunnnisten müssen auch in der Minderheit [darauf] 
bestehen, auf Grund ihrer besseren Erkenntnis der Fage und ihrer Disziplin, auf 
Grund ihrer Überzeugungstreue und ihres Opfermutes diese Organe zu leiten und zu 
führen. Das bedingt aber, daß von Anfang an alle Kommunisten in diesen Organen 
eine energische, zielbewußte, revolutionäre Arbeit leisten. Deshalb 
muß jede Parteileitung den größten Wert darauf legen, die besten, zuverläs
sigsten. der Sache der Bevolution treu ergebenen Genossen in diese Organe zu 
entsenden.
Das ist der Weg. auf dem die Gewinnung der Mehrheit der Arbeiterklasse organisiert 
und dieselbe in den Kampf unter Führung der Partei eingesetzt wird.
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2. betr. Kainpfbund gegien den Faschismus und Antifa.
In vielen Bezirken bestehen nucli immer starke Unklarheiten über die Organisations
formen des Kamplbundes gegen den Faschismus, sowie über das Verhältnis des 
Kampfbundes gegen den Faschismus und zur antifaschistischen Jungen Garde.
Wir ersuchen Euch, diese Erläuterungen den Genossen der Jugend BE. sowie den 
Eraktionen in der Leitung des Kampfbundes gegen den Faschismus, und in der 
Antifaschistischen Jungen Garde in einer gemeinsamen Aussprache zur Kenntnis zu
bringen.

Erläuterungen zu den Richtlinien des Kampfbundes gegen den
E a s c h i s m u s

I.
Der Kampfbund gegen den Faschismus ist die überparteiliche proletarische 
Massenorganisation zum Kampf gegen den Faschismus in allen seinen Erscheinungs
formen, insbesondere gegen den Nationalsozialismus. Dieser überparteiliche Gharak- 
ter muß viel klarer als bisher in der Zusammensetzung der Leitungen, in der 
Terminologie und in den Presseäußerungen zum Ausdruck kommen.
Es ist unzulässig, daß die Leitungen des Kampfbundes gegen den Faschismus

Kommunisten bestehen und daß an ihrer Spitze allgemein bekannte führende 
Kommunisten stehen.
Es ist ferner unzulässig, daß Parteihüros und Parteilokale gleichzeitig als Büros und 
Lokale des Kampfbundes gegen den Easchismus benutzt werden. Die Kommunisti
sche Partei führt diese Massenorganisationen, wie alle übrigen lediglich durch ihre 
Eraktionen und ihre zielbewußte Fraktionsarbeit.

nur
aus

II.
Der Kampffiund gegen den Faschisnnts entwickelt seine Organisationslormen in den 
Betrieben, an den Stempelstellen und im Wohngebiet.
Seine Organisationsformen sind:
a) die Betriebs wehren
b) Erwerbslosen Staff ein
c) die Wohngebietsstaffeln
d) di e Fr au en s t af f ein
e) die Jugendstaffeln.
DieBetriebswehren:

8 Der „Kainpßiund gegen den Fasi liisinus ■ wurde am 28. September 19.30 auf Initiative der KPD als 
..überparteiliche Massennrganisatinn- gegründet. Tatsächlich gehörten dem Kainpfbund jedoch fast 
ausschließlich ehemalige Angehörige des verbotenen RFB und andere KPD-Mitglieder an. Ein 
neimenswerter Einbruch in sozialdemokratische oder christliche Arbeiterschichlen gelang der KPD 
mit dem Kampfbund nicht. Erster Vorsitzender des Kamplfiundes war Hermann Remmele. Sekretär 

Emst Heinke. 1932 .Joseph Schlaffer, Organ Die Fanfare. Ira Dezember 1931des Kainpflfundes war 
hatte der Kainpfbund 106 000 Mitglieder, (dironik S. 260 i.
.Auch die am 26. Juli 1929 in Berlin gegründete ..Antifaschislische Junge Garde" stellte praktisch eine 
Nachfolgeorganisation der zusammen mit ilem RFB verfiotenen ..Roten Jungfront dar. ln Preußen 
wurde die Antifaschistische Junge Garde am 13. Februar 1930 verboten.
Eine wissenschaftliche Untersuchung zum Kamplbund gegen den Faschismus und der .Antifaschisti
schen Jungen Garde steht bisher noch aus.
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Die Betriebswehren sind die organisatorisclie Einheit des Kainplbundes gegen den 
Fastdiisinus für den Gesanitbetrieb. Iin Rainnen der Betriebswehren werden Jugend- 
und Frauenstaffehi nicht [gebildet]. Jugendliche und Frauen der Betriebswehren 
marschieren bei Aufmärschen und Demonstrationen gemeinsam mit den Erwachse
nen. wobei sie zweckmäßigenteise als Jugendliche und Frauengruppen in den 
Marschkolonnen angegliedert werden.
Die Erwerbslosenstaffeln:
Die Erwerbslosenstaffeln werden je nach dem Charakter der Stempelstellen (Stem
pelstellen. an denen nur Männer oder nur Frauen oder auch beide gemeinsam 
stempeln) entweder Männer- oder Frauen- oder auch gemischte Staffeln sein.
Für die Stempelsteilen, an denen nur Männer oder nur Frauen stempeln, ist die Frage 
ob Männer- oder Frauenstaffeln, ohne weiteres klar. Für die Stempelstellen, an 
denen Männer und Frauen gemeinsam stempeln, gilt das gleiche wie bei den 
Betriebswehren.
Die Wohngebietsstaffeln:
Ist in einem bestimmten Wohngebiet (Straßengebiet. Stadtteil) eine Wohngebiets
staffel entstanden, muß entsprechend der Stärke jeweils überprüft werden, wie aus 
ihrem Bestand die Fratien zu besonderen Frauenstaffeln und Jugendliche Mitglieder 
zu besonderen Jugendstaffeln zusannnengefaßt werden. Es soll dieses möglichst 
rasch geschehen, jedoch erst dann, wenn das politische und organisatorische 
Eigenleben dieser Staffeln gewährleistet ist. d.h. die kommunistischen Fraktionen 
der Wohngebietsstaffeln müssen rasch für geeignete politische und organisatorische 
Kräfte zur Leitung dieser Staffeln sorgen.
Die Frauensta f fe 1 n :
Sind die Frauenstaffeln gebildet, müssen sie unter Anlehnung an die übrigen Staffeln 
nicht nur ein eigenes politisches Leben entwickeln, sondern auch versuchen, im 
Kampf gegen den Faschismus ihren organisatorischen Bestand durch ständig zähe 
W erbearbeit weiter zu entwickeln. Sie müssen zu einer breiten Frauenbewegung 
werden.
Die Jugendstaffeln:
Das gleiche wie für die Frauenstaffeln gilt auch für die Jugendstaffeln. Sie müssen 
eine zähe, ständige W erbearbeit unter den jugendlichen .Arbeitern im Wohngebiet 
entfalten, ohne jedoch in einen, die Gesamtbewegung schädigenden Konkurrenz
kampf mit der Antifaschistischen Jungen Garde zu verfallen.

III. Die .Antifaschistische Jutige Garde:
a) Die .Antifaschistische Junge Garde ist eine selbständige Jugendorganisation. Sie 
bleibt als solche bestehen und versucht selbstverständlich nach bestem Können ihren 
organisatorischen Bestand zu enveitern.
Dabei muß der schädigende Konkurrenzkatnpf zwischen detn Katnpfbund gegen den 
Faschistnus und der Antifaschistischen Jungen Garde restlos eingestellt werden. Es 
geht nicht darum, einander Mitglieder abznjagen, sotidern vielmehr darum, noch 
breiter und tiefer in neue Massenschichten vorzustoßen.
b) Arbeiterwehren. .Arbeiterschutzbünde und selbständige Wehrorganisationen der 
erwachsenen .Arbeiterschaft, die in der vergangenen Periode in vielen Bezirken
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gegründet wurden und in manchen Bezirken aul ürund des l elileiis einer bezirkli
chen Leitung den Antifaschistischen Jungen Garden angeschlossen waren, werden 

der Antifa losgelöst und in den Karnplhund gegen den h'aschismus überführt.

cj Dort, wo erwachsene Arbeiter Migheder der Antifa sind, wertlen diese von der 
Leitung der Antifa besonders zusamniengefaßt mit dem Ziel der Schaffung einer 
besonderen Ortsgruppe des Kampfhundes gegen den Faschismus.

d) Steht in Orten, in denen bisher weder die Antifa nocli der Karnplhund gegen den 
Faschismus vorhanden war. die Frage der Zusammenfassung der antifaschistischen 
Kräfte, so muß in gemeinsamer Aussprache zwischen Sekretariat der Partei-BL und 
dem Sekretariat der Jugend-BL in jedem einzelnen Falle, entsprechend der Stärke 
der Partei - oder der Jugendorganisation am Orte entschieden werden, ob es 
zweckmäßiger ist. zunächst eine Ortsgruppe des Kam])fhundes gegen den Faschis
mus und dann eine Antifaschistische Junge Garde aufzuziehen, oder umgekehrt. Auf 
diese \X eise muß vermieden werden, daß die Kräfte gegeneinander arbeiten und in 
Wirklichkeit keine der beiden Organisationen geschaffen wird.
Gegen Parteigenossen und andere Mitglieder des Kampfbundes gegen den Faschis- 

oder der Antifaschistischen Jtmgen Garde, die sich an die Vereinbarungen nicht 
halten und den schädigenden Konkurrenzkampf weiterführen, muß mit aller 
Strenge, auch mit organisatorischen Mitteln vorgegangen werden.

e) Um die feste Zusammenarbeit zw ischen dem Kampl jhundj gegen den haschismus 
und der Antifaschistischen Jungen Garde in jeder bezirklichen Leitung des Kampf
bundes gegen den I'aschismus [zu gewährleisten], sowie umgekehrt die bezirkliche 
Leitung des Kamplbtmdes gegen den Faschismus in die bezirkliche Leitung der 
Antifaschistischen Jungen Garde [einzubauen, sind] je zwei V ertreter (Kartellver
hältnis) [zu entsenden].
Es ist Aufgabe aller Bezirksleitungen der Partei, gemeinsam mit der Bezirksleitung 
des KJV^D für alle VX'ehrorganisationen konkrete Aufgaben planmäßig festzulegen, 
um dadurch ein Gegeneinanderarbeiten von vornherein auszuschließen.

von

mus

3. Herausgabe der Jungen Garde als Tageszeitung 
Das Zentralkomitee des Jugendverbandes hat beschlossen, die Junge Garde, die 
bisher als Wochenzeitung herausgekommen ist. als täglich erscheinende .Massenzei
tung herauszugeben.
Die Junge Garde würde damit die erste und einzige Tageszeitung der 
werktätigen Jugend in den kapitalistischen Ländern sein. Eine 
solche .Maßnahme bedeutet für uns die Übernahme einer großen politischen und 
finanziellen Vürantw'ortung. Der Jugendverband marschiert vorwärts. Seine Mitglie
derzahl stieg von
Die Entwicklung der Jungen Garde hielt mit dieser Entwicklung nicht Schritt. Die 
.VulJage w'ar bisher vollständig ungenügend.
Angesichts der ernsten Situation der faschistischen Unterdrückung der Jugend und 
des verschärften Kampfes um die Jugend ist eine in Massenauflage erscheinende

größter Bedeutung, sondern eine

20000 auf über 30000.

kommunistische Jugendpresse nitJit nur von 
unbedingte politische Notwendigkeit.
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Um die Herausgabe Aar Jungen Garde als Tageszeitung zu ermöglichen, ist es jedoch 
zunächst notwendig, die Auflage und den Absatz der jetzt erscheinenden Wochen
ausgabe erheblich zu steigern. Dies ist die beste Garantie für die Herausgabe der 
Jungen Garde als Tageszeitung.
Um eine Steigerung der Auflage der Jungen Garde zu erzielen, die über die 
Mitgliederzahlen des Jugendverbandes hinausgeht, um die notwendige Munition zu 
schaffen, führt der Jugendverband eine große \X’erbe- und Sannnelkampagne für die 
Junge Garde als Tageszeitung durch.
Die Herausgabe der Jungen Garde als Tageszeitung ist nicht nur eine Angelegenheit 
des Jugendverbandes, da es die Zeitung der Partei für die Jugend ist, auch eine 
Angelegenheit der Gesamtpartei.
Aufgabe der Partei ist es. in allen Organisationseinheiten, von der Bezirksleitung bis 
zur letzten Zelle, zur Herausgabe der Jungen Garde als Tageszeitung Stellung zu 
nehmen, um den Jugendverband bei dieser gewaltigen Aufgabe zu unterstützen.
Die Ortsgruppen der Partei müssen den Bezug und [die] Abrechnung der 
Jungen Garde nachkontrollieren.
Die B e t r i e b s z e 11 e n haben die Aufgabe, in ihren Betrieben unter den jugendli
chen Arbeitern für die Junge Garde zu werben. In Betriebsversammlungen müssen 
Beschlüsse über den Kollektivbezug der Jungen Garde herbeigeführt werden. 
Unsere Fraktionen in der R G 0. in Sport- und sonstigen .Massen
organisationen sind zu mobilisieren, daß sie eine ..Werbung" für A\e Junge 
Garde unter den jugendlichen Mitgliedern dieser Organisationen durchführen und 
Beschlüsse über den Kollektivbezug herbeiführen. Die Organe der .Massenorganisa
tionen müssen für die Propaganda ausgenützt werden. Eine breite Kampagne 
muß in der Parteipresse einsetzen !''Keine Veranstaltung. Demonstration 
und Kundgebung darf vorübergehen, wo nicht die Junge Garde als Tageszeitung 
propagiert wird.
Gemeinsam mit dem Jugendverband müssen die Parteiorganisationen einen genauen 
Plan festlegen, der auch die Unterstützungsarbeit der Partei enthält, um alle Kräfte 
anzuspannen. A\e Junge Garde als Tageszeitung herauszugeben.

Mit kommunistischem Gruß 
ZK-Sekretariat'“

9 Zur L inslelliiiig der kdinimmisiiM lien .lugezidzeitiiiig Die Junge Garde auf täglii lies Erscheinen 
veröffentlichte Die Rote Fahne Nr. 1? vom 21. 1. 1931 einen ausfülirliclien Artikel zur Geschichte 
dieser Zeitschrift. Vgl. dort: ..Die Junge Garde iin 13. Jahr", ln der Zeit vom 15. November 1930 bis 
zum 15. Januar 1931 war die Junge Garde verboten.

10 Auf dem Schreiben findet sich folgender Polizeihinweis: Bemerkung: Die BL haben den Inhalt 
dieser .4tiweisungen unter dem Titel ..\’olksrevohition gegen Faschismus" in propagandistischer 
Aufmachung an alle ihre Ortsgruppen und Zellen weitergegeben.
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35.

29. 1. 1931: Anweisungen des Sekretariats zur Auswertung der ZK-Sitzung

BA R 134, Bd. 62, S. 22-39 und StA Bremen. 4,65-11 A 12a. Bd. 29; Polizeiliehe Abschrift, I AN 
2160/5.3. Cbersehrift: „Rundschreiben Nr. 2. Anweisungen des Sekretariats.“

1 n h a 11 s V e r z e i c li n i .s ;
Auswertung des Plenums des Zentrallvomitees vom 15. — 17. .lanuar 19.11 

Werte Genossen!
Die Plenartagung des Zentralkomitees [vom] 15. bis 17. Januar muß von der 
gesamten Partei als Auftakt für eine innere Mobilisation aller Kräfte und darüber 
hinaus als Hebel für eine breite Kampagne in deti Massen des Proletariats und aller 
Werktätigen ausgenutzt w'erden.' Die Tagung des Zentralkomitees und seine 
Beschlüsse bilden die Grundlage für die gesamte revolutionäre Arbeit in den nächsten 
Monaten. Alle Probleme, die im Zentralkomitee behandelt und geklärt wurden, 
müssen in der Gesamtpartei durchgearbeitet und die praktischen Konseqtienzen 
gezogen werden. Die objektiven \5)raussetzungen für einen großzügigen Vormarsch 
der Partei sind in jeder Hinsicht gegeben. Die Plenartagung des Zentralkomitees hat 
nicht nur die praktischen Möglichkeiten unserer reM)lntionären .krbeit geprüft und 
untersucht, sondern zugleich der Partei das Rüstzeug für die große Offensive 
gegeben, die es jetzt zu organisieren gilt. Die Resolution des Zentralkomitees und 
Auszüge aus der Rede des Genossen Thälmann wurden bereits in der Parteipresse 
veröffentlicht. Eine ausführliche Wiedergabe des Wortlauts der Rede erscheint als 
Massenbroschüre.^ Die Parteipresse wird die einzelnen grundlegenden Fragen des 
Referats und der Resolution in einer Reihe von fortlaufenden Artikeln eingehend 
beleuchten und popularisieren.* Auf diese W eise soll die Auswertung der Plenarta
gung in der Parteiorganisation und unter den Massen in weitgehendem Maße 
unterstützt w'erden.
Wie soll die Auswertung der ZK-Tagung durchgeführt w'erden?

Die Stellungnahme zu den Beschlüssen des ZK muß nicht nur in Bezirksleitungssit
zungen sowie in den Zellen- und Ortsgruppenversammhmgen der Partei erfolgen, 
vielmehr ist es notwendig, darüber hinaus Parteiarbeiterkonferenzen unter Heranzie
hung der Funktionäre aller Massenorganisationen, insbesondere der Funktionäre der 
RGO zu veranstalten, sowie Zellenversammlungen mit sympathisierenden Arbeitern

1 Die Tagung des ZK der KPD vom 15.-17. Januar 19.11 befaßte .sieh iiiit der politischen Lage in 
Deutschland und den sich für die Partei ergehenden Aufgaben. .\uf Grund dieser .Analyse beschloß das 
ZK die im Dezember 1930 ausgegebene Losung der ..\ olksrevolution" (vgl. Dok. ,14) 
..strategischen Hauptlosung“ der KPD. \ gl. Ernst Ihillmann. \ olksrevolution über Deutschland, 
Rede auf dem Plenum des ZK 15.-17. 1. 1931. Cd.A S. 286 fl.

2 Die ZK-Resolution ..die nächsten und höheren .Aufgaben der KPD" erschien in Rt Nr. 17 vom 
21. 1. 1931 und Inprekurr Nr. 6 vom 23. 1. 1931. S. 182f. t'gl. Auszüge des Textes der ZK- 
Resolution in: Zur Geschichte der KPD S. 306-307. Die Rede Thälmanns erschien inÄf’Nr. 20 vom 
24. 1. 1931 und als Broschüre: vgl. .4nm. 1.

3 Die Rute Fahne Itrachte lediglich einen Artikel zur Erläuterung der Beschlüsse der Plenartagung des 
ZK. Vgl. ..Organisiert den revolutionären Kampf im Dorfe! Stärkt das Bündnis in Stadt und Land!“,

Heinrich Rau. RF Nr. 27 vom L 2. 1931. Vgl. auch Inprekurr Nr. 5 vom 20. 1. 1931, S. 144.

zur
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abzuhalten. Notwendig i,st ferner, die wichtigsten theoretischen Probleme, die auf der 
ZK-Tagung erörtert wurden, kursusmäßig auf Informationsabenden oder bei 
^ ochenendkursen durchzuarbeiten. Hierzu werden besondere Dispositionen beraus- 
gebracht.
Als wichtigste Fragen sind zu behandeln:
der Charakter der gegenwärtigen Krise und die Perspektive der Entwicklung,
das dritte Jahr des 5-Jahresplans und der Eintritt der Sowjetunion in die Periode des 
Sozialismus,
die gegenwärtige Etappe in der Entwicklung des Faschismus
und unser revolutionärer Massenkampf gegen die Durchführung der faschistischen 
Diktatur.
der Bankerott der refonnistischen Theorie im Licht des siegreichen Marxismus, 
Rolle und Politik des Nationalsozialismus.
\\ irtschaftskämpfe und politischer Massenstreik.

Genosse Thälmann hob in seinem Referat besonders die .Notwendigkeit der Hebung 
des theoretischen und politischen Niveaus der Partei hervor. Die Durchführung der 
ZK-Tagung und ihrer Ergebnisse gibt den besten .Anlaß zu einer außerordentlichen 
Belebung der politischen/theoretischen .Arbeit der Partei. Das .Netz der .Massenschu
lung muß entsprechend den Schulungsplänen und Anw'eisungen der Agitpropabtei
lung ausgebaut werden. Darüber hinaits ist es notwendig, in den politisch leitenden 
Körperschaften der Partei, Bezirksleitungen usw. in stärkerem Maße als 
bisher ernste marxistisch-leninistische .Arbeit bei der Durcharbei
tung der brennenden Prob 1 em e zu leisten und dadurch nicht nur die für die 
Tagesarbeit notwendige völlige Klarheit über die Probleme zu gewinnen, sondern 
auch fortlaufend und systematisch an der Hebung der ideologischen .Niveaus der 
Partei zu arbeiten.

Die Hauptaufgaben der nächsten Parteiarbeit 
Es ist klar, daß die Gesamtheit der auf dem ZK-Plenum behandelten Probleme ein 
einheitliches Ganzes darstellen. Unsere Politik auf den verschiedensten Gebieten 
kann nur dann mit wirklichem Erfolg geführt werden, wenn wir es verstehen, die 
Verbindungen aller politischen Maßnahmen der Partei und des Proletariats mit der 
Gesamtlinie unserer revolutionären .Arbeit stets heraus [zu] arbeiten, mit anderen 
Worten, wenn wir unserer Politik den großen strategischen Plan 
zugrunde legen, wie er auf der Tagung des ZK ausgearbeitet wurde. Die 
Hauptlinie dieses strategischen Planes ist durch den Satz im Referat des Genossen 
Thälmann gegeben: „AAhr müssen die revolutionäre Situation organisieren! " Das 
bedeutet, daß die Kampfaktionen der Partei und des Proletariats, die Entfaltung der 
Massenaktivität auf allen Gebieten zugleich den wichtigsten Hebel darstellt. um in 
objektiver Hinsicht die revolutionäre Entwicklung zu beschleunigen und zu vertie
fen, und damit die Voraussetzungen für eine immer höhere Aufgabenstellung der 
Partei zu schaffen. Die Kampfaktionen unter unserer Führung sind zugleich die 
wichtigsten Faktoren der A'erscbärfung der Krise und bewirken eine weitere 
Entfaltung jener Tendenzen der revolutionären Krise, die die Resolu
tion des ZK feststellt. Die Kampfaktionen auf allen Gebieten sind damit zugleich die 
Formen unseres Massenkampfes gegen die Durchführung der faschistischen Dik-
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tatur. Hierbei ist es klar, daß gerade die vom Plenum des ZK geforderte zähe 
Verteidigung aller politischen und wirtschaftlichen Rechte der Arbeiterklasse 
gegen den Faschismus um so wirksamer erfolgen kann, je stärker die Partei und die 
von uns geführten Massen allen Aktionen einen offensiven Charakter 
zu geben vermögen. Die Anwendung jener offensiven Taktik, wie wir sie bei der 
Auslösung des Ruhrkampfes'* verwirklichten, in der gesamten revolutionären Arbeit 
ist die wichtigste \’oraussetzung für unseren Erfolg.
Im Rahmen unserer allgemeinen Kampagne stehen in der nächsten Zeit, entspre
chend der Resolution des ZK folgende spezielle Aufgaben im Vordergrund.
Der internationale Kampftag der Erwerbslosen am 2.5 . b eb r u a r. ’ 
Die Zahl der Erwerbslosen in Deutschland ist heute schon auf über -tVt Millionen 
gestiegen und wächst dauernd. Es ist damit zu rechnen, daß wir sehr bald mehr als 5 
Millionen Erwerbslose in Deutschland haben werden. Seitens der Rourgeoisie ist mit 
neuen .Angriffen auf die Arbeitslosenversicherung itnd auf die Sozialpolitik über
haupt bestimmt zu rechnen. Die lange Dauer der Erwerbslosigkeit itnd das maßlose 
Elend, das unter den .Arbeitslosen herrscht, macht in immer stärkerem Maße die 
Erwerbslosenbewegung zu einem entscheidenden Problem unserer Gesamtarbeit. 
Nur wir können verhindern, daß Depressions- und A erzweinungsstimimmgen unter 
den Erwerbslosen Platz greifen. Die wichtigste .Atd’gabe der Partei tmd.'^ deshalb sein, 
bei allen politischen Kampagnen, bei allen Streiks, Demonstrationen usw. die 
Erwerbslosen heranzuzieben und besonders zu berücksichtigen. Darüber hinaus 
muß der Kampf für die Erwerbslosen und damit auch die Mobilisierung für 
den 25. Februar, den internationalen E r w e r b s 1 o s e n t a g. als eine 
Angelegenheit der ganzen Partei, aller Massenorganisationen 
und des ganzen Proletariats betrieben werden. Die dauernde enge 
Verbindung der Erwerbslosen und Betriebsarbeiter zum gemeinsamen Kampf darf 
niemals vernachlässigt werden. Immer wieder muß in den Betrieben, bei Beleg
schaftsversammlungen usw. an die Forderungen der Erwerbslosen erinnert und diese 
Forderungen [müssen] seitens der Betriebsarbeiterschalt i’ibernomrnen werden. 
Andererseits müssen wir 
Forderungen der Betriebsarbeiter, den Kampf gegen jeden Pfennig Lohnabbau und

unter den Erwerbslosen selbst stets von neuem die

4 Streik von über 70 000 Ruhrbergarbeitem uegen geplante Lohnkürzungen vom 2.-9. Januar 1931. 
Chronik S. 264.

5 Der erwähnte Kampftag der Erwerbslosen fand als sog. ..Zweiter internationaler Erwerbslosentag“ 
oder ..Kampftag gegen .4rbeitslosigkeit ‘ am 
Rundschreiben mit den politischen Losungen und organisatorischen Aufgabenstellungen heraus, das 
hier nicht aufgenommen wurde. Vgl. StA Oldenburg. Bestand 136. Nr. 2889. S. 100-10,5. Zum 
Beschluß über die Durchführung des Erwerhslosentages vgl. den .4ufruf der Kommunistischen 
Parteien Deutschlands. Frankreichs. Großbritanniens, der Tschechoslow'akei und Polens: 
..25. Februar 1931: Internationaler Kampftag gegen die ,4rbeitslosigkeif'. in: Kl 12. Jg., Heit 4 vom 
30. 1. 1931. S. 145-147. Zitr Vorbereitung: Inprekorr'^r. 9 votn 3. 2. 1931. S. 247 f. und Nr. 16 vom
24. 2. 1931. S. 433.
Zum Verlattf und den Ergebnissen des Erwerbslosentages vgl. ..Die vorläufigen Ergebnisse des
25. Febrttar“-, Kl 12. .Tg.. Heft 18 vom 7. 4. 1931. S. 589-612. Nach die.sem Bericht des EKKl pb es 
am 25. Februar in Deutschland ati verschiedeneti Orten Demotistrationen. an denen insgesamt über 1 
.Vlillion .Menschen leilnahmen. .4.a.O.. S. 595. Vgl. auch/n/trekorr Nr. 18 vom 27. 2. 1931. S. 473 ff. 
und Nr. 20 vom 3. 3. 1931. S. 536 ff.

25. Februar 1931 statt. Dazu gab das ZK ein (Sonder-)
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für die 40-Stundenwoche bei vollem Lohnausgleich popularisieren.
Die B e t r i e b s r ä t e w a h 1 e n

Unsere Kampagne zu den Betriebsrätewahlen muß während der nächsten Monate in 
den Mittelpunkt der Parteiarbeit rücken. Dabei ist selbstverständlich, daß wir die 
Kampagne für rote Betriebsrätewahlen nicht nur im Sinne einer >S'ahlkampagne, 
sondern völlig auf der Linie der Massenmobilisierung für den revolutionären 
Klassenkampf in den Betrieben, für wirtschaftliche und politische Kampfaktionen 
führen. Die erste, unerläßliche .4ufgabe. die für alle Betriebe steht, ist die 
Schaffung von roten Wahlausschüssen als breite Einheitsfront
organe. Ohne die Schaffung eines solchen Einheitsfrontorganes kann es niemals 
gelingen, die Durchführung der Betriebsrätewahlen zu einer wirklichen Bearbeitung 
der gesamten Belegschaft auszunutzen. Besondere Aufmerksamkeit muß dabei 
unserer verstärkten Arbeit unter den Angestellten gewidmet werden. Frauen- und 
Jugendinteressen dürfen dabei nicht vergessen werden.
Die Bezirksleitungen müssen, soweit das noch nicht geschehen ist, sofort gemeinsam 
mit den Betriebszeilen zur \"orbereitung der Betriebsrätewahlen einen konkreten 
Arbeitsplan aufstellen und dessen Durchführung kontrollieren. Die Arbeitspläne für 
die wichtigsten Betriebe sind dem ZK einzusenden.
Bei der Durchführung der Kampagne für die Betriebsrätewahlen müssen die 
speziellen betrieblichen Forderungen, die nach Möglichkeit in einem betrieblichen 
Kampfprogramm von der Gesamtbelegschaft aufgestellt werden sollen, mit den 
wichtigsten zentralen politischen Losungen verbunden werden, die Genosse Thäl
mann im ZK formulierte;
Gegen die Kapitaloffensive!
Schafft rote Burgen gegen den Faschismus!
Kampf der 5nmmgdiktatur!
Es ist falsch, bei der Durchführung der Kampagne zu den Betriebsrätewahlen 
unseren Kampf gegen die Gegner negativ zu führen. z.B. in der .\rt. daß solche 
Losungen in den Vordergrund gestellt werden, wie: Kein Anhänger der sozialfaschi
stischen Politik darf in den Betriebsrat! oder ähnliche Losungen. Notwendig ist 
vielmehr, positiv vor den Arbeitermassen herauszuarbeiten, weshalb nur revolutio
näre Betriebsräte die Klasseninteressen der Arbeiter vertreten können. Das muß auch 
bei allen unseren Losungen seinen Niederschlag finden, z.B.; Nur wer gegen5r«/nV?g 
kämpft, kann Betriebsrat werden! usw'. Überhaupt müssen wir mit aller Klarheit 
herausarbeiten, daß jeder klassenbewußte Arbeiter, auch wenn er noch zur SPD 
gehört, auf der roten Liste willkommen ist. sobald er ehrlich bereit ist, mit uns 
gemeinsam auf der Linie des revolutionären Klassenkampfes gegen das Unterneh
mertum und alle seine Hilfsknechte zu kämpfen.
Von größter Bedeutung ist die Einordnung der Betriebsrätewahlen in unseren 
xMassenkampf gegen den Faschismus, weil einerseits ein gewisses X'ordringen der 
Faschisten stellenweise in den Betrieben (siehe z.B. .4EG-Brunnenstr., Berlin)^

6 Bei den Betrielisrätewahlen iin AEG-Werk Berlin/Brunnenstraße am 19. und 20. Januar 1931 erhielt 
die NSDAP-Liste 380 Stimmen. Damit stellte sie 2 Betriebsräte. Die ..Rote Einheitsliste'' der RCO 
erhielt 1997 Stimmen (10 Betriebsräte), die Liste des .4DGB kam auf 1397 Stimmen (7 Betriebsräte). 
Vfil, jy’Nr. 17 vom 21. 1. 1931.
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wahrscheinlich ist. wenn wir diese Frage vernacliliissigen. und weil andererseits die 
große Welle des antifaschistischen Massenkainpfes auch bei den Betriebsrätewahlen 
von uns im Sinne der proletarischen Einheitsfront viel stärker als iin vorigen Jahre 
ausgewertet werden muß.

Die Stärkung der RGÜ als wichtigste Tagesaufgabe 
Die Resolution des ZK betont mit besonderer Schärfe die entscheidende zentrale 
Rolle, die gegenwärtig unsere RGO-Arbeit für den gesamten Kampf des Proletariats 
spielt.

Der Ausbau der RGO als Massenorganisation ist deshalb der 
Mittelpunkt unserer gesamten Tagesarbeit und Politik.

Zur Sicherung des richtigen politischen Kurses der RGO und einer politischen 
Belebung der gesamten RGO-Arbeit ist die Schafltmg von gutfunktionierenden 
Fraktionen, insbesondere in den neuen roten Verbäralen unerläßlich. Die neuen 
Erfahrungen der Kämpfe im Ruhrgebiet und in Oberschlesien müssen überall 
ausgewertet und popidarisiert werden. Wenn die RGO ihre Aufgaben in der besseren 
Vorbereitung. Auslösung und Führung von W irtschaftskämpfen erlüllen will, ist das 
nur möglich hei Ausbau eines zuverlässigen gutgeschulten F u n k t i o n ä r k ö r p e r s 
in den Betrieben unter Einbeziehung der Erwerbslosen und auch der Hausfrauen und 
bei einer dauernden svstematischen Aufklärung der Massen über den politischen 
Charakter, den heute auch jeder wirtschaftliche Streik in sich trägt. Die 
Konsequenzen, die sich daraus bezüglich des Polizeiterrors usw. gegen streikende 
Arbeiter ergeben und die notwendigen Maßnahmen, die wir zur Überw indung des 
Terrors bei Streikbew'egungen einschlagen müssen, haben wir den Arbeitern schon in 
der Vorbereitung von Kämpfen [klar] und überzeugend auseinanderzusetzen. 
Darüber hinaus müssen wir unsere Anstrengungen zur Vorbereitung und Führung 
von politischen Massenstreiks veiwielfachen.

O r t s V e r w a 11 u n g s w a h 1 e n
Die Stärkung der RGO als Massenbewegung ist unmöglich ohne eine nachdrückliche 
Steigerung unserer Arbeit an der innergewerkschaltlichen Front der reformistischen

sofort die Arbeit der Fraktionen in denVerbände. Die Bezirksleitungen müssen 
Gewerkschaften überprüfen und bestehende Mängel abstellen. Das ist vor allem auch 
notwendig im Hinblick auf die bisherigen Ortsverwaltungswahleii. Die große 
antifaschistische Welle auch unter den sozialdemokratischen Arbeitern gibt uns die 
Möglichkeit, auch in die Mitgliederkreise der reformistischen Gewerkschaften mit 
Erfolg vorzustoßen. W ir müssen in den Gewerkschaltsmitgliederversammlungen die 
Fragen des Kampfes gegen den Faschismus und die Kapitaloffensive aufrollen und 
den sozialdemokratischen und parteilosen Arbeitern die Rolle der soziallaschisti- 
schen Bürokratie aufzeigen.

Die Aufstellung von roten Eisten bei allen Or t s Verwaltungs
wahlen

und der Kampf für die roten Eisten ist ein wichtiger Gradmesser unserer innerge
werkschaftlichen Arbeit und muß deshalb von den Bezirksleitungen usw'. nachdrück- 
lichst kontrolliert w’erden.

28.5



35. 29.1.1931 Anweisungen des Sekretariats zur Auswertung der ZK-Sitzung

Ausbau des revolutionären Vertrauensleutekörpers 
In engster Verbindung mit der Vorbereitung aller wirtschaftlichen und politischen 
Kämpfe und der Betriebsrätewahlen muß der Ausbau des revolutionären V'ertraii- 
ensleutekörpers mit allem Nachdruck in Angriff genommen werden. Die großen 
Schwächen^ bei der Durchführung dieses wichtigen Beschlusses des Veddinger 
Parteitages wurden im Plenum des ZK durch den Genossen Thälmann besonders 
kritisiert. Alle Bezirksleitungen müssen sofort Feststellungen über die vorhandenen 
revolutionären Vertrauensleute in den Betrieben machen und den .Ausbau des 
revolutionären V'er t r a u e n s 1 e u t e k ö r p e r s sofort mit vollster 
Energie in Angriff nehmen. Die Betriebsgruppen der RGO und ihre 
Funktionäre können keinesfalls das System der revolutionären Vertrauensleute 
ersetzen. Vielmehr ist es eine unbedingte Notwendigkeit, daß der Funktionär
körper der RGO im Betrieb neben dem re vo 1 utio tiä ren V^ertrau- 
ensleutekörper aufgebaut wird.
Der stärkste Ausbau der Betriebswehren des Kampfbundes gegen den 
Faschismus sowie der Erwerbslosen- und Jugendstaffeln muß vor allem bei der 
Auswertung der antifaschistischen Delegiertenkonferenzen mit größter Energie 
betrieben werden.
Eine Wendung in unserer Arbeit tin t er den Bauern, Landarbei

tern und städtischen Mittelschichten 
Die Agrarkrise, über deren außerordentliche Bedeutung und gewaltiges Ausmaß in 
der lagung des ZK wichtiges Material vorgetragen wurde, bewirkt gerade in 
Deutschland den Ruin von zahlreichen E.xistenzen der arbeitenden Klein- und 
Zwergbauern. An diese schwere Agrarkrise anknüpfend entfalten die Deutschnatio
nalen und .Nationalsozialisten eine rege Agitation, um das Elend dieser Schichten für 
ihre reaktionären und faschistischen Zwecke auszunutzen. .Auf diesem Gebiet muß 
die Partei die schweren Mängel unserer bisherigen Landarbeit radikal licpiidieren 
und ihrerseits vorstoßen. Nur wir können, gestützt aid' die Erfahrungen der 
Sowjetunion, auch den werktätigen Mittelschichten auf dem Lande einen Ausweg 
zeigen. Die speziellen .Aufgaben der Bearbeitung der Landarbeiter erfordern 
gleichfalls die größte Aufmerksamkeit der Gesamtpartei und vor allem der Bezirks
leitungen in Gebieten mit Großagrariern, mit landwirtschaftlichen Großgrundbesit
zern.
Das gleiche, was für die Arbeit unter den ländlichen .Mittelschichten gilt, trifft auch 
für die Arbeit von uns unter den städtischen .Mittelschichten, den Kleingewerbetrei
benden, Kleinhandwerkern usw. zu. Auch hier sind durch die .Auswirkungen der 
Krise und durch die systematische Veniichtung dieser Mittelschichten seitens des 
Monopolkapitals die günstigen Vü)raussetzungen für uns gegeben, um diese Schich
ten an die Arbeiterklasse zu binden und unter unsere Führung zu bringen.

Verstärkte Arbeit unter den .Angestellten und Beamten 
Am 1. Februar wird auf Grund der Notverordnung*^ bei den Arbeitern. Angestellten 
und unteren Beamten des Reiches, der Länder und Kommunen der 6%ige

7 Vgl. U'affen für den Klassenkainpf. Beschlüsse des .Xll. Parteitags der KPD. Berlin o. J. (1929). S. 72.
8 Verordnung des Reichspräsidenten zur Sicherung von Vi irtschaft und Finanzen vom 1. Dezember 

1930. Vgl. oben Dok. 34. Anm. 3.
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Lohnabzug durchgeführt. Die Partei muß aus diesem Anlaß mit größter Initiative an 
diese Schicliten heranzukommen versuchen. Besondere Versammlungen, die zum 
Gehaltsabzug am 1. Februar Stellung nehmen, müssen für diese Kategorien 
abgehalten werden. Die ganze Arbeit darf nicht als Ressortarbeit geführt werden, 
sondern als ein Teil der Gesamtarbeit der Partei. Die Lostuig. die (fenosse Thälmann 
im ZK aufstellte: Heran an die Banken und \Va r e n b ä tt s e r ! muß 
gleichfalls durch einen erheblichen Aufschwung unserer .Arbeit unter den Angestell
ten in der täglichen Parteiarbeit ihren \X'iderhall finden.
Unsere Massenarbeit unter der SPD. den Nazis und dem Z ent rti m 
Unsere Erfolge in der Partei und im Kommunistischen Jugendverband bei der 
Gewinnung von .Arbeitern gegnerischer Parteien haben in der letzten Zeit wesentlicb 
zugenommen. Sie fänden jedoch bisher keine systematische Auswertung in der Partei 
und Parteipresse. Die Bezirksleitungen müssen von Fall zu Fall \ ersammlungstour- 
nees mit den zu uns übergetretenen Arbeitern durchführen, wobei sie insbesondere 
vor ihren bisherigen Parteigenossen sprechen sollen. Eine systematische Bearbeitung 
der durch die Einheitsfrontbewegung erfaßten Arbeiter tmd der verstärkte Vertrieb 
der Zeitschrift Die rote Einheitsfront^'"' unter den SPD-.Arbeitern sind ferner 
notwendig. .Anknüpfend an den in der Plenarsitzung des ZK durch den Genossen 
r/tö/mann nachgewiesenen völligen Bankrott der reformistischen Theo
rie müssen wir den prinzipiellen Kampf gegen die SPD verstärken, während wir 
zugleich immer engere \ erbindungen mit den sozialdernokratiscben Arbeitern 
anknüpfen und ausbauen und das Banner des revolutionären .Marxismus entfalten. 
Keine Versammlung der SPD. der Nazis und in den entsprechenden Gegenden auch 
des Zentrums und der Bayerischen Volkspartei darf vorübergehen, ohne daß 
Kommunisten als Diskussionsredner auftreten und durch konkrete Fragen mit Hilfe 
von Flugblättern usw. die .Arbeiterfeindlichkeit der betreffenden Partei und ihrer 
Politik entlarven.
Keine Mitgliederversammhtngen der SPD und der SAJ ohne 

kommunistische Beeinfltissung,
wobei die Methoden sich den speziellen Verhältnissen anpassen müssen. \ erstärkte 
Agitation für den Kampfbund gegen den Fascbismus, der zu einer antifascbistischen 
Massenorganisation aller Arbeiter werden muß. Durchführung gemeinsamer antifa
schistischer Kampfaktionen mit den SPD-.Arbeitern. wobei sie sich durch die 
Tatsachen von der konterrevolutionären Rolle ihrer Partei selbst überzeugen müssen.

Vorbereitung zum internationalen Frauentag 
Die Kampagne zum internationalen Frauentag" muß im Rabmen der Gesamtpolitik 
der Partei erfolgen. Betriebsversammlungen mit starken weiblichen Belegschaften, 
Fratienversammiungeti auf den Stempelstellen der Erwerbslosen und Flausfrauen-

9 Thälmann sagte: ..Die Industrie- und Hantfelsbüros. die Wärenhätiser und Banken sind heute starke 
Resenoirs der Nazis. Deshalb lieran an die Büros, an die ttärenhäuser und Banken“. Thälmann, 
Volksrevohition über Deutschland. Berlin (1931). S. 45.

10 Die rote Einheitsfront. Organ des Kampfbundes gegen den Faschismus.
11 Der internationale Frauentag fand am 8. März 1931 statt. Zur Vorbereitungskampagne vgl. den 

Artikel der Roten Fahne Nr. 34 vom 10.2.1931: ..Rüstet zum Internationalen Frauentag am 
8. .März!“
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Versammlungen sind durchzuführen. Für eine V'erstärknng unserer Agitation gegen 
das Zentrum und die Bayerische Volkspartei ist der Papstbrief über die Ehe'^ 
auszunützen. Die zerstörende Wirkung der kapitalistischen Profitwirtschaft, die 
ihrerseits die Grundlagen der Familie und Ehe aufhebt, die Frauen in die Betriebe 
zwingt und die Kinder der Arbeiterklasse durch Säuglingssterblichkeit und Tuberku
lose mordet, muß in den Vordergrund unserer Agitation und Propaganda gestellt 
werden. Zugleich muß die Rolle und Bedeutung der Frauen in der Sowjetunion 
herausgearbeitet w'erden.
Bei der .Agitation zum internationalen Frauentag ist zugleich die Möglichkeit zu einer 
verstärkten Offensive gegen den Faschismus gegeben. V ir müssen den reaktionären 
Charakter der Nazis entlarven, die in absoluter Übereinstimmung mit dem Papst
brief für Gebärzwang, gegen Frauenarbeit und Politisierung usw'. eintreten. Auch die 
Massenorganisationen müssen sich an der Kampagne für den Frauentag beteiligen.

Werbekampagne für Partei und Presse 
Die bisherigen großen Erfolge bei der Werbung für Partei und Presse, die im 
zahlenmäßigen Wachstum der Partei- und Jugendmitgliedschaft zum .Ausdruck 
kommen, ermöglichen es. unsere .Aufgabenstellung für die Werbtmg erheblicb zu 
steigern. Die Werbepläne aller Bezirke werden deshalb durch die Orgabteilung des 
ZK nachgeprüft, schon jetzt müssen die B e z i r k s g r it p p e ti 1 e i t u n g e n ' ihrer
seits die Schaffung neuer Ortsgrttppen und B e t r i e b s z e 11 e n vor
bereiten. Zugleich muß die Parteipresse entsprechend den Beschlüssen des ZK 
über die Verdoppelung der .Mitgliedschaft eine großzügige Kampagne für den 
Eintritt in die Partei und für die Verteidigung der Partei gegen alle Verbotsmaßnah
men entfalten. Neue Kader von F tt n k t i o n ä r e n müssen im Prozeß der 
Parteiarbeit herangezogen werden und vor allem gefördert werden.
Entscheidend ist die Werbung für die Parteipresse. .Auf diesetn Gebiet sind die 
größten Schwächen vorhanden. Die Flauptstoßkraft bei der Werbting für die 
Parteipresse, die einen Gradmesser für die gesamte politische 
Arbeit jedes Bezirks abgibt und keineswegs nur eine spezielle Angelegenheit 
nur der V'erläge und Redaktionen ist. muß selbstverständlich auf die (Gewinnung 
neuer Leser aus der Masse der parteilosen Leser gerichtet sein. 
Zugleich müssen wür jedoch auch dafür Sorge tragen, daß möglichst alle Parteigenos
sen die Parteipresse abonnieren. Statistische Erhebtmgen zeigen, daß dies vielfach 
nicht der Lall ist. In Berlin sind z.B. Unterbezirke vorhanden, in denen die Zahl der 
Abonnenten nicht einmal die Zahl der Parteimitglieder erreicht, statt sie zu 
übertreffen. Hier müssen die Bezirksleitungen in gemeinsamer Arbeit mit den 
Zeitungsverlagen eingreifen und einen Werbeplan aufstellen, der mit dem größten 
Nachdruck von der gesamten Partei als eine ernste politische .Arbeit durchgeführt 
wird.

12 Casti conubii. Rtmdschreibeii unseres Heiligen \'aters. Papst Pius XL. über die tdiristbche Ehe in 
Hinsicht auf die gegenwärtigen \'erhältnisse. Bedrängnisse. Irrtüiner tnid \’erfelilungen in Familie und 
Gesellschaft vom 31. Dezember 1930. authentische deutsche Übertragung. Trier 1931.
Vgl. zur Stellungnahme der KPD ferner Rt' Nr. 2b vom 31.1. 1931.

13 Es soll wohl richtig heißen: Bezirksleitungen.
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Bildung eines antifaschistischen Kanipffonds 
Die wachsende antifaschistische Kainpfwelle gibt uns die Möglichkeit, die h ragen der 
Finanzierung des Kampfes gegen den Faschismus vor den breitesten Massen 
aufzurollen. Das ZK hat beschlossen, einen antifaschistischen Kampffonds zu bilden, 
Sammellisten und xMarken. sowie konkrete .\nWeisungen werden den Bezirksleitun
gen in kürzester Frist zugehen.''*

6 0 .lahre Pariser Kommune
Am 18. März begehen wir den 60. .lahrestag der Pariser Kommune. Diese Tatsache 

wir dazu ausnutzen, vor der .Mbeiterklasse alle Fragen des Kampfes gegen 
die Bourgeoisie und die wichtigsten revolutionären Probleme des Marxismus- 
Leninismus aufzurollen. Für die Vorbereitung des 60. .lahrestages der Pariser 
Kommune mit Betriebsversammlungen, öffentlichen Versammlungen, Demonstra
tionen und Kundgebungen muß deshalb von den Bezirksleittmgen und Parteizeitun
gen ein konkreter Plan aufge[stellt] werden.

P r o V o k a t o r i s t: h e \V a 11 e n a n g e b o t e

müssen

In der letzten Zeit gibt es mehrere Fälle, wo irgendwelche Personen an Parteiorgani
sationen mit dem Angebot herantreten. VV'affenkäufe für die kommunistische Partei 
zu vermitteln. Es ist selbstverständlich, daß für die Partei ein Eingehen auf solche 
dunklen Angebote nicht in Frage kommt. Notwendig ist jedoch, in jedem einzelnen 
Falle den Auftraggebern und Hintermännern solcher offenbar provokatorisch

der breiten Öffentlichkeit derartigegedachter Angebote nachzugehen, um vor 
Komplotte gegen die Partei schonungslos aufdecken zu können.
Zu den aufgeführten praktischen Aufgaben werden einzelne spezielle Aiweisungen 
des ZK herauskommen. Notwendig ist jedoch, daß die Bezirksleitungen selbst 
viel stärkerer Berücksichtigung der konkreten V erhältnisse und mit größter Selbstin
itiative unseren Parteigenossen helfen und sie heranziehen, um die Maßnahmen zu 
treffen, die in der Einie der Auswertung des ZK-Plenums liegen. Mit der Popularisie- 

.__g der konkreten Analvse der Situation und der Perspektive in der Entwicklung, 
wie sie die Resolution und das Referat des Genossen rhälmann geben, unter der 
gesamten Parteinntgliedstdiaft und den sympathisierenden Massen, 
allen Gebieten den stärksten Aufschwung unserer Aktivität entfalten. So allein ist die 
Partei imstande, den .Vlassen das Bewußtsein immer tnehr zu stärken, daß nur die 
Kommunistische Partei einen Ausweg aus der drohenden Katastrophe zu weisen
_____ g und daß der Sieg der Arbeiterklasse und ihrer revolutionären Partei durch
alle Anstrengungen der Bourgeoisie, der Sozialdemokratie und des Nationalsozialis
mus nicht vereitelt werden kann.

unter

run

müssen wir,auf

vertna

Mit kommunistischem Gruß!
ZK-Sekretariat

14 Diese Anweisungen waren nii lit zu ermitteln.
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36.

12. 2. 1931; Anweisunjien des Sekretariats an die Bezirksleitungen

BA R 134, Bd. 61, S. 221-2.33 und StA Bremen. 4,65-11 A 12a. Bd. 29: Polizeiliche Abschrift. I AN 
2160/25. 2. Überschrih: „Rundschreiben Nr. 3. Anweisuiifjen des Sekretariats. An alle Bezirkslei- 
hingen, Redaktionen und Massenorganisationen!”

Inhaltsverzeichnis:
Die Vorgänge im Reichstag und unsere Volksaktion gegen Faschismus und 
Koalitionspolitik:
1. Die Vorgänge im Reichstag
2. Die Rolle der SPD
3. Das Verhalten der Nazis
4. Das Stahlhehn-Volksbegehren
5. Unsere Volksaktion gegen Faschismus und Koalitionspolitik

Die Vorgänge im Reichstag und
Faschismus und K o a 1 i t i o n s p o I i t i k

unsere Volksaktien gegen

1. Die Vorgänge im Reichstag
Die letzten V orgänge im Reichstag stellen eine weitere bedeutungsvolle Etappe in der 
Politik der /IrwVtmg-Regierung zur Durchführung der läschistischen Diktatur dar. 
Die Vei-wandlung des ..demokratischen Parlaments“ in ein /V7,s7/rM/-Parlament, der 
generelle Raub der Immunität gegenüber den kommunistischen Abgeordneten.' ihre 
Auslieferung an die faschistische Justiz, die faschistische Ceschäftsordung," — das 
alles sind Maßnahmen, die im Zusammenhang mit der Gesamtpolitik der Brüning- 
Regierung keineswegs eine bloße Bedeutung für die .Abwicklung der parlamentari
schen Geschälte haben, sondern eine politische .Aktion in der Linie des 
faschistischen Umba ues des Staatsapparates darstellen. .Auch die 
Tatsache, daß durch den Verrat der Sozialdemokratie die /Jrwmüg--Regierung eine 
feste parlamentarische Mehrheit bei den letzten .Alistimnnuigen im Reichstag gegen 
das Mißtrauensvotum bzw. den .Auflösiingsantrag erhalten hat' und bei der 
Durchpeitschung des Etats diese Mehrheit einsetzen wird, bedeutet keineswegs eine 
Abschwächung des diktatorischen Gharakters der Regierung. Im Gegenteil, mit

1 Der Reichstag; beschloß in .seiner Sitzung am 9. Februar 19.31 die Aiilhebung der Immunität aller 
Abgeordneten, gegen die ein gerichtliches Strafverfahren wegen Presseartikel beantragt war. Vgl. 
Schulthess 1931 S. 38. V on der .Änderung w areti in der .Mehrheit .Abgeordnete der NSD.4P betroffen, 
es lagen jedoch auch 20 Strafanträge gegen kommtinistische Reichstagsabgeordnete vor. Die Rote 
Fahne reagierte darauf mit einem scharfen .Angriff auf die SPD. Vsjl. ..Das ist Sozialfaschismus' - RF 
Nr. 34 vom 10. 2. 1931.

2 In derselben Sitzutig beschloß der Reichstag eine .Atiderttng der Geschäftsordnung, die bei 
Haushaltsberatungen statt der 2. Lesung im Plenum .Atisschußberatitiigen \orsah. .Außerdem wurden 
die Disziphnarmaßnahmen des Präsidiums wesentlich verschärft, u. a. wurden Redezeitbeschrän
kung. \V ortentzug. Erschwerung 
S. 37-39.

Interpellation und .Anfragen beschlossen. Vgl. Schulthess 1931von

3 Bei den Etatberatungen im Reichstag vom 5.-7. Februar 1931 wurden Mißtrauensanträge derNSD.AP 
und der KPD sowie ein .Antrag der NSDAP auf .Auflösung des Reichstages jeweils zusammen mit den 
Stimmen der SPD abgelehnt. Vgl. Schulthess 1931 S. 27 ff.
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völliger Ofl'eiilieit wurde diesmal seitens der Bourgeoisie noch uneingeschränkter als 
bei den früheren Notverordnungen ausgesprochen, daß die Regierung sich an eine

nicht kehren, sondern inetwaige Stellungnahine des Reichstags gegen ihr Programm 
diesem Fall den Reichstag einfach ausschalten würde. Auch hierin drückt sich die 
Fortsetzung des Kurses der deutschen Bourgeoisie auf Durcliführung der faschisti
schen Diktatur aus. Die ungelieure Bedeutung, die insbesondere den letzten 
faschistischen Maßnahmen der Bourgeoisie und Sozialdemokratie in den Fragen des 
Immunitätsraubes und der neuen Gescbältsordmmg zukommt, muß in der gesamten 
Agitation und Propaganda der Partei nachdrücklichst ins Bewußtsein der Massen 
gebracht werden. Dazu ist vor allem notwendig, daß sofort in allen Bezirken eine 
großzügige Versammlungskampagne angesetzt wird, die der Mobilisierung des 
Massenwiderstandes gegen die Durchführung der faschistischen Diktatur unter 
Auswertung der letzten politischen Ereignisse dient (über diese \ ersammlungskam- 

ist laufend an den Pressedienst zu berichten).pagne

2. Die Rolle der SPD
Von entscheidender Bedeutung bei der Bewertung der geschilderten politischen 
Vorgänge ist die Rolle des Sozialfaschismus. Die SPD hat ihre Funktion als 
Hilfspolizei des Faschismus, als skrupellose Stütze der /Endung-Regierung, die am 
18. Oktober vorigen .lahres bei den damaligen Reiclistagsverhandhuigen erstmalig 
demonstrativ in Erscheinung trat,'* jetzt in noch weit krasserer und gesteigerter I-orm

Sozialfaschismus ist damit um einenfortgesetzt. Die Entwicklung der SPD zum 
außerordentlichen Schritt weitergegangeii. Unter \'erzicht auf alle \'orbehalte gibt 
sich die Sozialdemokratie als wichtigste \ erblindete für alle volksfeindlichen, 
reaktionären und faschistischen Maßnahmen des h iuanzkapitals und seiner Dikta
turregierung her.
Der Sozialfaschismus gewinnt gegenwärtig sogar die hunktion der wichtigsten 
parlamentarischen und außerparlamentarischen Stütze der ausreifeiiden. wenn auch 
noch nicht ausgereiften faschistischen Diktatur in Deutschland.
Diese vorübergehende teilweise Zurückdrängung des Nationalsozialismus und 
kere Heranziehung der Sozialdemokratie entspringt einmal außenpolitischen Grün
den (Deutsch-französische Annäherung in den Prägen der Kredite mit dem Ziel des 
Ausbaues der Antisowjetpolitik). zum anderen der entscheidenden Bedeutung, die 
die reformistischen Gewerkschaften für die Trusthourgeoisie bei der bortsetzung dei 
Eohnabbauoffensive (Tarifalilauf für 6 Millionen Arbeiter vom 1. Eebruar bis 31. 
März) und bei dem verstärkten Angriff auf die Sozialpolitik fiaben. ln den Eiagen der 
Paschisierung. der Abkehr von den Methoden der bürgerlichen Demokratie und des 
Übergangs zu den Herrscbaftsforrnen der faschistiscben Diktatur steht der Sozialla
schismus heute ideologisch bereits völlig im faschistischen Pager. Das Reichsbanner- 
Bundesorgan wirft in seiner Nummer vom 7. Eebruar die Präge auf. ..was Gegner des 
Parlaments im Parlament zu suchen haben", mit anderen 'Porten, ob eine 
revulutionäre Opposition im Reichstag überhaupt geduldet werden soll. Die Reichs-

star-

der KPD eingebrachtes4 Ceraeliil ist die Haltung der SPD bei der Abstiminung über ein
Mißtrauensvotum gegen Brüning am 18. Oktober 1930. \ g]. dazu Dok. 29. Anm. 1.

von
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bannerzeitung antwortet auf diese Frage unzweideutig auf der Linie Mussolinis oder 
des Lappofaschisnius:'^
„Darum: hinaus mit Antiparlamentariern aus 
Freikarten, Diäten und Immunität.“
In der gleichen Nummer des Reichsbanner-Bundesorganes wird verkündet, daß 
Brüning immer ..mehr hinein in die Notwendigkeit wächst, den Artikel 48 
anzuwenden.“*’
Angesichts dieses beschleunigten Tempos der faschistischen Entwicklung der 
Sozialdemokratie, angesichts der Rolle als Hilfspolizei des Faschismus, die die 
Sozialdemokratie bei den letzten Reichstagsverhandlungen in einem bisher noch nie 
dagewesenen Ausmaß übernommen hat. ist es eine entscheidende Aufgabe der 
Partei, die Schmach des S o z i a 1 f a sc h i s m u s vor den breitesten .Massen mit 
ä^ußerster Energie und stärkster Offensivkraft anzuprangern und einen Sturm der 
Erbitterung und Rebellion, vor allem auch unter den sozialdemokratischen .Mitglie
dern und Anhängern, auszulösen. ,411e Parteizeitungen. Organe der RGO und der 
übrigen -Massenorganisationen, sowie vor allem sämtliche Betriebs- und Häuser
blockzeitungen müssen

3. Das Verhalten der .Nazis
In der parlamentarischen Komödie des Auszugs der .Nazis und Detitschnationalen 

dem Reichstag*® drückt sich u.a. der gegenwärtige Stand der faschistischen 
Entwicklung und die besondere Situation m der Fieranziehung der einzelnen 
Hilfstruppen des Kapitalismus bei der Durchführung der faschistischen Diktatur ... 
Die stärkere Heranziehung der Sozialdemokratie auf Grund der geschildert .. 
außenpolitischen und innenpolitischen Faktoren schwächt nicht die tatsächliche, 
aktive Rolle der .Nationalsozialisten als der faschistischen .Massenbewegung bei der 
Durchführung der Briining\)n\\ti\i ab. sondern bedeutet lediglich eine stärkere

Reichstag und Eandtag; entzieht ihnen

sofort in den Dienst dieser Katnpagne gestellt werden.^

aus

aus.
en

5 Das Reichsbanner. Organ des Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold. ,(g. 1931. Nr. 6 vorn 7. Februar 
schrieb in einem Diskiissionsbeilrag (..Stimmen aus Kameradenkreisen-) diesen Satz, doch folgt 
darauf der im Rundschreiben unterschlagene Halbsatz: ..- und die Nazipest wird bald verschwtmde^n 
sein: denn Wenns nichts mehr zu verdienen gibt, ist das Interesse dieser Leute am Parlament bald auf 
dem Nullpunkt angelangf.
Zur finnischen Lappo-Bewegtmg vgl. Dok. 34. ,4nm. 6.

6 Im Leitartikel ..Politische Stickluft“ der gleichen Nummer des Reichsbanner (vgl. Anm. 5) hieß es 
anders akzentuiert: ..So hundertfach bestreitbar schließlich Dr. Brünings Handhabung des Artikels 48

der verhängnisvollen \X ahl des 14. September gewesen sein mag. er wächst heute, je mehr es sich 
bedingungslose .Niederkämpfung des Faschismus, dieses Btnulesgenossen von Rom tmd .Moskau 

handelt, um so mehr hinein in die Notwendigkeit, diesen Artikel anzuwenden.“
7 Entsprechend tliesen .Anweisungen lenkten die KPD-Zeitungen ihre Stoßrichtung noch stärker gegen 

die SPD. Vgl. etwa Rt' Nr. 35 vom 11. 2. 1931: ..Der liinerne Koloß“. In dem Artikel wird die SPD als 
..die schwächste und ohnmächtigste Partei dieses Reichstages“ bezeichnet. Die SPD schlucke alles, 
was Brüning tite. ..Das Finanzkapital weiiL daß es dieser Partei jeden erdenklichen arbeiterfeindlichen 
Auftrag pben kann und er wird prompt durchgefiihrt.“ Ferner ÄF .Nr. 38 vom 14. 2. 1931: ..Von Otto 
Braun bis Hitler".

8 Die Fraktion der KPD verließ jeweils am 7. und 9. Februar ztisammen mit der NSDAP tmd der DNTP 
den Sttzungssaal. .Am 10. Februar zog sich die sog. ..nationale Opposition“, bestehend aus NSD.AP, 
DNVP und Teilen des Landvolks, für den Rest der Etatberatungen bis zum 26. 3. 1931 aus dem 
Reichstag zurück. Vgl. Schulthess 1931 S. 35. S. 38. S. 39 ff.

V o r
um
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Versclileiening dieser Rolle nach außen. Die Nationalsozialisten steigern gleichzeitig 
ihren faschistischen Mordterror in der Tat. der als Politik der Provokationen, der 
Ahlenkung. Zerinurhung tiiid Einschüchterung gegen das Proletariat eine direkte 
Unterstützung der Kapitalsoffensive darstellt, während sie andererseits ihre Schein
opposition gegenüber der Zini/ij/ig"-Regierung mit deinonstrativeren Methoden aus
tragen. Mit anderen \^'orten: der größere Spielraum ztir Entlahtnig ihrer Demagogie 
wird von ihnen ztigleich zur Verstärkung ihres konterrevolntionären Mordterrors
ausgenutzt.
Die Elucht aus dem Reichstag ist erstens ein Manöver, um sich von den entlarvenden 
Abstimmungen bei der Beratung des Etats zu drücken: 
zweitens ein demagogischer \ ersuch, an 
gen anzuknüpfen;
drittens, insofern sie eine gewisse Störung des detitschen Kredits beim .Auslandskapi
tal und politsche Beunruhigung hervorruft, ein Drnckmittel im direkten Aufträge des 
italienischen Imperialismtis auf die ZJrü/zt/rg--Regierung zur Einschränkung der 
deutsch-französischen Annäherung; 
viertens ein Versuch, von der Botirgeoisie größere Konzessionen im W ettbewerb mit 
der Sozialdemokratie zu erlangen.
Die Aufgabe der Partei ist es; diese platte Demagogie zu entlarven und den Massen 

allem die Tatsache einzuhämmern, daß sich die Nazis davor drücken wollen. 
Beweise ihrer volksfeindlichen Politik als gekatifte Agenten des

die aiitiparlamentarischen Massenstimmun-

vor
erneut wettere
Kapitals durch Abstimmungen ira Reichstag zu liefern, wie es zur Zeit ihre 
Ablehnung der von der KPD beantragten Millionärssteuer, ihre Ahlehmmg der 
Einstellung der Jon/igzahlungen und des Austritts aus dem \ olkerbnnd und anderer 
kommunistischer Forderungen waren. Mit dieser großzügigen politischen Offensive 

Entlarvung der Nazis muß ein völliger Lhnschwung auf dem Gebiete des 
wehrhaften Massenkampfes gegen den Naziterror einsetzen.
zur

4. Das Stahlhelm-Volksbegehren
Im Zusammenhang mit dem allgemeinen Konkurrenzkampl zwischen den beiden 
Flügeln des faschistischen Eagers muß auch das Stahlhelm-Volkshegehren in 
Preußen'^ als verschärfter Druck des Hitler-Hugenherg-^\m'kä aul die Brümng- 
Regierung als Gegengewicht gegen die gesteigerte Heranzielnmg der Sozialdemokra
tie eingeschätzt werden. Hierbei ist die reilnahme der Detitschen \ olkspartei ein 
wichtiges Symptom für diese politischen Hintergründe. Die Nationalsozialisten 
haben bisher noch nicht offiziell für das Volksbegehren Stellung genommen, es ist 
anzunehmen, daß sie sich, wenn anch in eingeschränkter Form damit solidarisieren 
und daran teilnehmen werden. Die Tatsache, daß der Stahlhelm hei dieser Aktion 
vorgeschickt wird, legt Zetignis von gewissen Differenzen im Eager des extremen 
Faschismus in der Hitler-Hugenberg-¥von\ ab.

9 Am 4. Februar 19.31 t)eaiilragte der Stahlhelm heim [treiiliisrhen Innenministerium die Durehführimj; 
eines \ olksbegehrens mit dem Ziel der .Aullosung des Landtages und anschließenden Netiwahlen. \ gl. 
.4nm. 10. Zur Haltung der KPD in der Frage des anst hließenden Wilksentscheides vgl. Gd.A S. 301 If.; 
Weher 1 S. 242 f. Vgl. ferner Dok. 40 tmd 49.
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Für die Partei ergibt sicli aus dem Volksbegehren für die .4uflüsung des preußischen 
Landtags eine Situation, in der unter allen Umständen vermieden w-erden mnß, daß 
wir - w enn auch nur scheinbar - in eine indirekte Hilfsstellung, sei es gegenüber den 
Faschisten oder der Sozialdemokratie geraten. Fine Beteiligung am Volksbegehren 
ist selbstverständlich ausgeschlossen, da wir dadurch zwar an die nationalsozialisti
schen Anhängermassen herankommen und die Zersetzung in ihren Reihen steigern, 
aber zugleich die Steigerung und Führung der antifaschistischen Massetiwelle durch 
die Partei erschw'eren würden. Eine einfache Ahstinenzpolitik, die sich in einer nur 
agitatorischen Stellungnahme gegen das Volksbegehren einerseits, die pretißische 
Koalitionspolitik der SPD andererseits erschöpfen w ürde. ist gleichfalls falsch.
Die Partei muß ihrerseits die hiitiative für eine großzügige Volksbewegung ergreifen, 
in der die revolutionäre Politik und das eigene Gesicht der Partei in vollem Maße zum 
Ausdruck kommen.

5. Unsere Volksaktion gegen Faschistnus und K o a 1 i t i o n s p o 1 i t ik 
Die Antwort der Partei auf das V'olkshegehren der Reaktion utid die faschistische 
Rolle der sozialdemokratischen Koalitionspolitik ist die Durchführung einer großzü
gigen, auf längere Perspektive eingestellten Massenbewegitng unter der Generallo
sung: V^olksaktion gegen Faschismus und K o a 1 i t i o n s p o I i t i k . 
Diese Massenaktion, die durch einen Aufruf des Zentralkomitees in den nächsten 
Tagen eingeleitet, mit der oben erwähnten Versammlungskatnpagtie sowie durch die 
Herausgabe von '
tungen und Zeitungen der Massenorganisationen gesteigert werden soll, muß im 
Sinne der Resolution und Beschlüsse des Plenums des ZK votn 15. bis 17. Januar die 
Hauptarbeit für die gesamte Politik der Partei in diesem Jahre werden.
Alle 1 eilbew egungen und Teilaktionen auf allen Gebieten müssen dieser Generalak
tion der Partei eingeordnet w'erden. Die ..Volksaktion gegen Faschismus und 
Koalitionspolitik^' bildet somit das Rückgrat für die gesamte Parteiarbeit in den 
kommenden Monaten, [sie gibt] uns die Möglichkeit, unsere Mbeit auf längere Sicht 
einzustellen, bietet die Voraussetzung für eine wirkliche Aufrüttelung und politische 
Durcharbeitung der breitesten Massen im Sinne der Popidarisierung des revolutionä
ren Auswegs auf der Linie unseres sozialen und nationalen Freiheitsprogramms, 
energische Durchführung von Wirtschaftskämpfen, sowie für eine große .Moliilisie- 
rung für die Anwendung des politischen Massenstreiks. Der politische Iidialt dieser 
Kampagne „gegen Faschismus und Koalitionspolitik'■ gibt uns klare Frontstel
lung sowohl gegen die Nazis wie gegen die SPD. Hierbei ist es ein

Plakaten und Einstellung der Presse einschließlich aller Betriebszei-

10 Vgl, den Aufruf des ZK in der Ruten Fahne Nr. 39 vom 1.5. 2. 1931: ..Für die Volksaktion gegen 
Faschismus und Preußenregierimg''. Zwei Tage später brachte die RF Nr. -lO einen erläuternden 
Artikel zur Volksaktion ..F^nsere \ olksaktion“. in dem das Ziel der Katnpagne klargemacht wurde. 
Darin heißt es. die KPD als ..einzige antikapitalistische und antifaschistische Partei [. . .] ruft zum 
V'olkssturm[. , Sie formiert die Kampfesreihen der Volksrevolution''. [. . .]" Unsere Volksaktion 
wird die Einheitsfront des werktätigen Volkes zum wehrhaften Masseiikarnpf gegen faschistische 
Mörder und Mordhetzer in Marsch setzen." Sie richte sich ferner ..mit gleicher revolutionäre W ucht 
gegen die regierende diktatorische Katastrophenpolitik und gegen ihr arbeiterfeindliches Schutzschild, 
die Sozialdemokratie. ' Preußen sei ..Flort der finstersten Reaktion in Deutschland", daher dürfte kein 
klassenbett ußter .Arbeiter ..den Finger krumm machen, damit die Bonzenwirtschaft der Braun - 
Grzesinski und Severing bestehen bleibt ". Vgl. auch Inprekorr Nr. 14 vom 17. 2. 1931. S. 386 f.
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strategischer Vorteil für die Partei, daß wir in günstiger Position gegen alle Teile der 
feindlichen Klassenfront offensiv ankämpfen, unsere Gegner aber durcli die Diffe
renzen im Lager des Klassenfeindes, wie sie sich im \ olksbegehren ausdrücken, an 
einer einheitlichen Abwehr unserer Angriffe verhindert werden. Die Bezeichnung 
..Volksaktion" hat vom agitatorischen Standpunkt aus Vorteile auch im Kampf 

das Zentrum und seine ..katholische A k t i o n-■ der wir unseregegen
Volksaktion entgegensetzen. Gegenüber den Nazis (resp. Stahlhelm und Hugenherg) 
können wir den Unterschied zwischen ihrer parlamentarischen, deniagogn 
sehen ..Volksbegehren-Katnpagne - und unserer Politik des wirklichen Kampfes für 
die Rechte und Forderungen des Volkes, die in dem Begriff Volksaktion 
Ausdruck kommt, scharf herausarbeiten.
Die Nazis sind in diesetn Fall die Partei der parlamentarischen Manöver und 
Demagogie. Wir sind die Partei der ernsten Massenakt ionen ! ln dem 
Maße, wie das Stahlhehnvolksbegehren in ein akutes Stadium tritt, werden wir die 
Durchführung unserer Vü)lksaktion gegen Faschismus und Koalitionsp(üitik auch in 
unserer gesamten Agitation und Propaganda immer stärker in den V ordergrund 
rücken. Hierbei ergeben sich u. a. solche zentralen Agitationslosungen,

zum

wie:

Was begehrt das Volk?
Nicht Severing. nicht Hugenherg. nicht Hitler!
Das Volk begehrt Arbeit, Brot und Freiheit!
Gegen das Volksbegehren der Reaktion, her zur 
Koalitionspolitik!
Schon jetzt muß die Partei bei der Durchführuttg des antifaschistischen Massen
kampfes, des Volkskongresses gegen den Faschisimts. der .Vrbeit der antifaschisti
schen .Vktionsausschüsse. im Katnpf gegen die Sozialdemokratie, bei der Kampagne 
zu den Betriebsrätewahlen, bei der V orbereitung und Durcliführung des Internatio
nalen Erwerbslosentages, des Internationalen Frauentages

der werktätigen Jugend zu Ostern, bei Steuerstreiks, bei den VV irtschaftskämpfen 
und auf allen übrigen Gebieten der revolutionären .Vrbeit und des revolutionäien 
Kampfes die Orientierung auf die Vüilksaktion gegen haschismus und Koalitionspoli
tik nehmen. Die Durchführung dieser Aktion als organisierender Gesamtplan für die 
revolutionäre Arbeit ist zugleich die praktische Durchführung der auf dem Plenum 
des ZK gestellten Aufgabe durch den Einsatz der revolutionären Massenaktivität die 
Tendenzen einer revolutionären Krise zu verschärfen und die objektiven Bedingun
gen für den Sieg der Revolution zu organisieren und zu stärken.

Volksaktion gegen Faschismus und

8. März, des Kongres-ani
ses

Mit kommunistischem Gruß
ZK-Sekretariat
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37. 6.3.1931 Anweisungen des Sekretariats

37.

6. 3.19.31: Anweisungen des Sekretariats zur Vorbereitung der 
Bezirksparteitage

Records. . .T-175, 300, 2797478-2797481; Polizeiliche Abschrift. Überschrift: ..Sonderrund
schreiben. Anweisungen des Sekretariats."

Inhaltsverzeichnis;
V^orbereitung der Bezirksparteitage

W. G.

Das Politbüro des ZK unserer Partei hat beschlossen, daß die diesjälirigen 
Bezirksparteitage in der Zeit vom 25./26. April bis 16./17. Mai stattfinden sollen. 
Diese Bezirksparteitage finden statt in einer Zeit, in der die Krise des Kapitalismus in 
allen kapitalistischen Ländern immer mehr in eine politische Krise umschlägt und in 
einigen dieser Länder, vor allem in Deutschland, sich bereits Tendenzen und einige 
Elemente des Lhnschlages der politischen- in die revolutionäre Krise zeigen. (Gen. 
Thälmann in seiner Rede in der Januarsitzung des ZK.)' Sie finden statt in einer 
Periode, in der zum erstenmal ein großer Rückgang der SPD zu verzeichnen und 
auch die Entwicklung der Nazis in ein langsameres Tempo eingetreten ist. dem das 
rasche politische uTid organisatorische Wachstum der Partei und der mit ihr 
sympathisierenden Massenorganisationen gegenübersteht. Sie finden aber auch statt 

Augenblick einer bevorstehenden neuen Lohnahhauoffensive und der ständig 
Verschärfung des faschistischen Kurses der ßrün/'/igregierung auf politi

schem, sozialem und kulturellem Gebiete.
Diese Lage zwingt die Partei zu immer höherer und umfassenderer .Aufgabenstellung 
für jedes einzelne Parteimitglied und für die gesamte .Arbeiterklasse. Deshalb muß 
jede Parteiorganisation die \ orbereitung zu diesen Bezirksparteitagen durchführeti 
im engsten Zusammenhang mit der breitesten Massenmohilisierung gegen die 
Lohnabhauoflensive, gegen soziale und kulturelle Reaktion, gegen Faschismus tmd 
Sozialismus und gegen die Interventionshetze gegen die SU in Verbindung mit 
stärkster .Austmtzung des Moskauer Prozesses gegen das Unionshüro der .Mensche
wiki und der 11. Internationale. *

t

im
weiteren

1 Der angcfiebene Termin für die Bezirksparteitage wurde iiifulge der mehrmaligen .Änderung der 
Taktik der KPD vom ZK mehrfach x erschohen. \'gl. dazu Dok. .39. ,58 und 77. Die Bezirksparteitage 
fanden daher erst im Herbst 19,32 statt. Vgl. dazu Dok. 80.

2 Vgl. Ernst Thälmann. Volksrevttlution über Deutschland, hrsg. vom ZK der KPD. o.O. u. J. (Berlin 
1931). Die Rede erschien zuerst in /tl'Nr. 20 vom 14. 1. 1931. Siehe dazu Dok. 3.5.

3 Vgl. zum Prozeß gegen die Mitglieder des Unionshüro der angeblich 1928 neu gegründeten 
..Russischen Sozialdemokratischem .Arbeiterpartei". .Menschewiki, der vom 1.-8. März 1931 in 
-Moskau stattfand. ÄTNr. 49-54 vom 27. 2.-5, 3. \9i\. Inprekorr Nr. 19-24 vom 3. 3.-13. 3. 1931. 
ln dem Prozeß wurde den 14 .Angeklagten (Cromann. Suchanoir. Oinshiirg ti. a.) vorgeworfen, durch 
\ erhindung mit ausländischen menschewistischen Emigrantenorganisalionen sowie der II. Internatio
nale. insbesondere mit der deutschen .Sozialdemokratie, den .Atifliuu des Sozialisrans hintertrieben und 
die offene Konterrevolution in der Sowjetunion torbereitet zu haben. Gegen sämtliche Angeklagten 
dieses Schauprozesses wurden Freiheitsstrafen zwischen 5 und 10 Jahren verhängt. Vgl. Rf'Sr. ,58 
vom 10. 3. 1931: ..Das Urteil im Moskatier Prozeß". Inprekorr !\r. 23 vom 10. 3. 1931. S. 605 ff.
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Nach gründlicher selbstkritischer Diskussion über die bisher geleistete Arheit. 
allem zur Entwicklung der RGO und bei den Betriebsrätewahlen, müssen die 
Paiteitage einen neuen Auftakt bilden zu noch rascherer innerer Festigung, zu noch 
stürmischerem Vormarsch der Gesamtpartei und zu noch kühnerem Angriff der 
Massen in der Volksaktion gegen Faschismus und Preußenregierung.'*
Die Partei muß bereits in der Vorbereitung der Bezirksparteitage restlos die 
verstärkte Wendung auf die Betriebe durchführen. Sie muß während 
dieser Zeit ferner tausende neue Genossen in ihre führenden Kader einbeziehen. \ or 
allem muß mit der Praxis gebrochen werden, die noch in vielen Bezirken geübt wird,

Pflichten, aber keine Rechte haben, daß 
oben herab als nicht

\'or

daß neueintretende Parteimitglieder zwar 
man, wenn sie wagen ihre Meinung zu sagen, 
vollberechtigt abfertigt oder sie zu wichtigen Fimktionen nicht zuläßt. In der Partei 
darf nicht das Alter und die Tradition entscheidend sein, sondern die Belähigttng. der 
Arbeitswille und die revolutionäre Fntschlossenheit der Genossen. Sellistredend ist es 
allerwärts notwendig und besonders in der jetzigen Zeit erforderlich, hierbei scharf 
darauf zu achten, daß sich keine Spitzel und Provokateure einschleicheii und in 
wichtige Parteifunktionen gelangen. Wenn die Organisationen scharfen Kurs auf die 
Betriebe nehmen, so ist das die beste Sicherung gegen diese Gefahr.
Als zweite wichtige Aufgabe ist eine zähe, unermüdliche Werbearbeit für 

Parteipresse mit der innerparteilichen Durcharbeitung zu den Bezirk
sparteitagen zu verbinden.
Neue tausende Parteimitglieder und Abonnenten für die Parteipresse müssen 

werden, besonders in den Bezirken, in denen bisher das V erbesoll

sie von

unsere

gewonnen
..Verdoppelung der Mitglieder“ noch nicht erreicht ist. Das Sturmquartal des K.l\ D, 
der Sturinplan der RGO* müssen restlos durchgeführt werden. Es darf keine 
Bezirksleitung geben, die auf diesen Bezirksparteitagen nicht über die hundertpro
zentige Durchführung dieser Aufgaben berichten kann.
Es gilt, bis zu den Bezirksparteitagen und auf diesen noch stärker als bisher die 
Selbstinitiative und die schöpferischen Kräfte der Massen zu wecken. V eiter 
vorwärts im Sturmtempo! das ist die richtige Vorbereitung unserer Bezirkspartei
tage.

Organisatorische Vorbereitung der Bezirksparteitage:
1. Termine der Bezirksparteitage
Die Bezirksparteitage sollen in der Zeit vom 25./26. .Vpril bis 16./17. Mai 
stattfinden. Es wird vorgeschlagen, die Termine der einzelnen Bezirksparteitage 
folgt festzulegen:
25.726. April: Berlin-Brandenburg. Elalle-Mersebtirg. Oberschlesien, Saargebiet. 
2.73. Mai: Niederrhein, Thüringen. Hessen-Frankfurt, Nordbayern, .Magdeburg- 
Anhalt.

wie

4 Vgl. dazu oben Dok. 36.
5 Nach den 'S ahlen vom 14. September 1930 hatte die KPD eine V erbekampagne gestartet, vgl. oben 

Dok. 27. Ähnliche Aktivitäten gab es bei den Nebenorganisationen. Vgl. auch fnprekorr Nr. 30/31 
vom 1. 4. 1931. S. 825.

297



37. 6.3.1931 Anweisungen des Sekretariats

9./10. Mai: Wasserkante, Mittelrhein. Nordwest. Pommern. .Mecklenburg.
13./14. Mai: Ruhrgebiet. Württemberg. Ostpreußen. Niedersachsen. Hessen- 
Waldeck.
16./17. Mai: Sachsen. Baden-Pfalz. Schlesien. Südbavern. Danzig.

2. Vorbereitung der ßezirksparteitage
Zur Vorbereitung der Diskussion in den Betriebs- und Straßeuzellen und Ortsgrup
pen für die Unterbezirks- und Bezirksparteitage wird bis zum 20. .März vom ZK 
.Material herausgegeben auf der Grundlage des Referats und der Beschlüsse des 
Januarplenums des ZK und des .Aufrufes zur Volksaktion gegen Faschismus und 
Preußenregierung.'’
Die Vorbereitungen zu den Bezirksparteitagen sind auf breitester Grundlage 
durchzuführen. Die Betriebs-, in Großbetrieben in denen Werkstattzellen bestehen, 
die Verkstattzellen. Straßenzellen. Ortsgruppenmitghederversammhmgen wählen 
Delegierte zu den Unterbezirks- resp. Stadtdelegiertenkonferenzen. Um die Beteili
gung eines möglichst großen Kreises von Parteimitgliedern schon bei den Unterbe
zirks- resp. Stadtdelegiertenkonferenzen zu erreichen, soll der Delegationsmodus so 
festgelegt werden, daß auf 10 abgerechuete .Mitglieder ein Delegierter entfällt. Um 
auf dem Bezirksparteitag eine breite Delegation zu erhalten, ist der Delegationsmo
dus wie folgt festzulegen:
a) Bei Bezirken bis 5000 Mitgliedern auf je 10 .Mitglieder einen Delegierten.
b) Bet Bezirken von 5000 bis 10 000 Mitgliedern auf je 1-5 .Mitglieder einen 
Delegierten.
c) Bei Bezirken von 10000 bis 15000 .Mitgliedern auf je 20 .Mitglieder einen 
Delegieiten.
d) Bei Bezirken von 15000 bis 20000 Mitgliedern auf je 25 Mitglieder einen 
Delegierten.
e) Bei Bezirken über 20000 Mitglieder auf je 30 Mitglieder einen Delegierten.
Bei der Wahl der Delegierten ist darauf zu achten, daß jede Betriebszelle 
In Großbetrieben, in denen Abteilungszellen bestehen resp. gebildet werden, sollen 
und müssen die Delegierten nicht in der Gesamtzelle, sondern in der .Vbteihmgszelle 
gewählt werden. Außerdem muß darauf geachtet werden, daß jede Ortsgruppe, auch 
die kleinste, vertreten ist.
b ür die Berechnung der Delegierten, sowohl zu den Unterbezirks- wie auch zu den 
Bezirksjjarteitagen. werden die .Abrechnungen der Monate Dezember. Januar und 
Februar zugrunde gelegt.
Die V ahl der Delegierten zu den Unterbezirkskonferenzen resp. Stadtdelegierten
konferenzen erfolgt unmittelbar in den Zellen, die V altl der Delegierten zu den 
Bezirksparteitagen auf den Unterbezirks- bzw. auf den Stadtdelegiertenkonferenzen. 
Die Vorbereitungen der Unterbezirks- tind Stadtdelegiertenkonferenzen, wie auch 
der Bezirksparteitage selbst, dürfen sich nicht nur auf den Kreis der Parteimitglied
schaft beschränken, sondern müssen von vornherein zu einer Angelegenheit der 
gesamten klassenbewußten .Arbeiterschaft gemacht werden. Es ist deshalb

6 Vgl. Dok. .^6. Aiim. 10. Da.s envähnie Material war nicht zu ermitteln.

vertreten ist.

iiolwen-
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dig, sowohl in Betriebs-, Stempelstellenversainnilungen. als auch in öffentlichen 
Veranstaltungen der RGO und der Massenorganisationen znin bevorstehenden 
Parteitag Stellung zu nehmen, schon deswegen, um gleichzeitig in diesen Versamm
lungen Gastdelegierte zum Parteitag zu wählen. Insltesondere kommt es darauf an, 
parteilose, sozialdemokratische Arbeiter, Mitglieder der SAJ, christliche und evtl. 
Naziarbeiter zur Teilnahme an unseren Parteitagen zu bringen. Bei der \\ ahl der 
Delegierten zum Parteitag ist das Schwergewicht auf die Vahl von Betriebsarbeitern 
zu legen. Die Bezirksparteitage müssen unter allen Umständen so zusammengesetzt 
sein, daß die übergroße Mehrzahl der Delegierten aus Betriel)sarbeitern besteht. 
Gleichzeitig weisen wir darauf hin. daß ln bezug auf die Heranziehung von hiauen 
und Jugendlichen folgende Norm festgelegt ist: Entsprechend der Struktur des 
Bezirks und der im Produktionsprozeß stehenden weiblichen .Arbeiter müssen 
mindestens 1/4 bis 1/3 aller Parteidelegierten (dasselbe bezieht sich auch auf die 
Unterbezirks-, und Stadtteildelegiertenkonferenzen) Frauen. 1/5 jugendliche Arbei
ter und Arbeiterinnen sein. Bei der Wahl von Gastdelegierten ist das Schwergewicht 
auf die Wahl von solchen Gastdelegierten aus den Betrieben, von der RGO und den 
Massenorganisationen zu legen. Auch sind Anstrengungen nach der Richtung zu 
machen, an solche Schichten, die wir bisher zu unseren Parteitagen noch nicht oder 
nur in sehr geringem Umfang erfassen konnten, heranzukommen. Solche sind: 
Landarbeiter. Kleinbauern, Kleingewerbetreibeiifle. Angestellte und Beamte, freie 
Berufe. Um .Mißstimmungen bei der Wahl von Gastdelegierten von vornherein 
auszuschalten, sind die Gastdelegiertenkarten so abzufassen, daß klar hervorgeht, 
daß sie nur zum Besuch der öffentlichen Sitzung berechtigen.
Bei der Wahl zu den Unterbezirksparteitagen und Stadtdelegiertenkonferenzen, als 
auch bei den Bezirksparteitagen ist mit dem bisher üblich gewesenen Modus zu 
brechen, eine bestimmte Dauer der .Mitgliedschaft in der Partei für die Delegieren 
vorzuschreiben. Für die Delegation zu den genannten Tagungen ist ausschließlich 
maßgebend, daß die Delegierten sich in der Parteiarbeit durch Aktion bewahrten. 
Und das gilt besonders für die neugegründeten Ortsgruppen und Zellen.
Unter allen Umständen ist an die Ortsgruppen und Zellen die Anweisung zu geben, 
daß mit der Stellungnahme zu den Bezirksparteitagen Neuwahl aller Leitungen 
erfolgt. Auch hierbei ist in viel größerem Maße als bisher das Schwergewicht auf die 
Heranziehung neuer Kräfte zu legen.

3. Finanzierung der Bezirksparteitage
Zur Aufbringung der Kosten der Bezirksparteitage können die Bezirksleitungen eine 
besondere Parteitagsmarke herausbringen, die für \ ollarbeiter 20 Pfg.. füi Ei weibs
lose und Hausfrauen 10 Pfg. kosten soll. Die Aufbringung der Kosten für die 
Durchführung der Unterbezirksparteitage geschieht durch die Ortsgruppen, die die 
Fahrtkosten für die Delegierten der Ortsgruppen resp. Zellen übernehmen. Der 
Verkauf der Parteitagsmarken soll sich nicht nur auf die Parteimitgliedschaft 
beschränken, sondern ist durch die Partei in den Betrieben, in den öffentlichen 
Veranstaltungen, bei der W ahl von Gastdelegierten, ja überhaupt bei jeder Gelegen
heit zu betreiben.

7 In der Vorlage: besitzen.
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4. Durchführung der B e z ir k s p ar t e i t a ge
Uber die Durchführung der Bezirksparteitage selbst - einzurechnende Entschließun
gen. Berichte zum 
Richtlinien.

Bezirksparteitag. Anträge und Auswertung - erfolgen besondere

Mit konnmtnistischein Gruß 
ZK-Sekretariat

38.

13. 3. 1931: Anweisungen der Orgabteilung zuin Werbeplan

BA R 1.14. Bd. 81, S. 123—130 und StA Bremen. 4, 65-11.4 12 b. Bd. 16; Pulizeiliehe .Vbsehrift. 1,4N 
2160/29.4. Lbersehrift: „Sonderrundsehreiben. Anweisungen der Orgabteilung zum Werbeplan 
für die .Monate April, .Mai, Juni 1931."

Inhaltsverzeichnis;
1. Konzentration auf die Betriebe
2. Mehr Betriebszeitungen in die Betriebe
3. Die Pressewerbung - die nächste Aufgabe
4. Werbung für Parteizeitschriften

1. Konzentration auf die Betriebswerbung
Die Untersuchung der bisherigen Erfolge des halbjährigen Werbeplanes Oktober bis 
März läßt erkennen, daß das Schwergewicht der IS'erbearbeit auf die allg 
-\htgliederwerbung schlechthin, ohne besondere Verlegung des Schwergewichts auf 
die Betriebe, geführt wurde.

erneine

Demzufolge entfällt der Hauptanteil der neugeworbenen Mitglieder 
größten Teil auf eiwerbslose Arbeiter und in weit geringerem Maße auf Arbeiterin
nen und Jungarbeiter; die Zahl der geworbenen Betriebsarbeiter ist deshalb sehr 
gering. Ebenso gering ist auch die Zahl der in dieser Werbekampagne 
geschaffenen Betriebszellen. Die Zahl der neugeschaffenen Betriebszeilen steht in 
absolut keinem Verhältnis zu der Zahl der neugewonnenen Mitglieder in dieser Zeit. 
Aus alledem ergibt sich, daß unsere

zum weitaus

neu

bisherige Werbearbeit in jene Richtung geführt 
wurde, in der sich am wenigsten Widerstand zeigte. Es ist deshalb jetzt notwendig, 
den Kurs unserer Werbearbeit zu verändern und insbesondere auf die Gewinnung 

Betriebsarbeitern, auf die Bildung neuer Betriebszellen, auf die Verbreiterung 
des Absatzes unserer periodisch erscheinenden Zeitschriften zu verlegen.
Das Hauptziel dieser vierteljährlichen W erbekampagne ist demnach die V erbreite
rung der organisatorischen Basis durch Schallung von Stützpunkten in den

von

1 Nach den \taJileu vom 14. Septeinlier 19.30 startete die KPD eine W erbekanipapie unter der Losung 
..Antilaschisienauf^ebot". Ziel der Kampagne war die Verdoppelung der Zahl der Parteimitglieder 
und der Presseabonnenten. Vgl. Dok. 27. \\ ie aus vorliegendem Rundschreiben hervorgellt, wurde die 
Kampagne um ein Vierteljahr verlängert, nachdem das gesteckte Ziel nicht erreicht worden war.
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Betrieben. Die verstärkte Werbearbeit in den Betrieben darf selbstverständlieli nicht 
zur Vernachlässigung der Schaffung neue 
Lande führen.

r ()rtsgrup])en in den Städten und auf dem

In der Fortsetzung unserer Werbearbeit muß somit eine Aveitbiti sichtbare und
Betrieltsarbeit durchgefübrt werden. Das strategischeenergische Wendung zttr 

Hauptziel der Betriebsarbeit ist die Scbaffittig \()n Betriebszelleti in alleti Betrteben 
mit mehr als 200 Mann Belegschaft, ohne jedoch die Bildttng voti Zellen in Betrieben 
mit geringerer Belegschaft etwa auszuschalten. Betriebe tnit mehr als 200 Beschäftig
ten sind in Deutschland etwa 9000. die Gesamtzahl unserer Betriebszellen dagegen 
beträgt 1600, von denen sich etwa 100 in Betrieben mit einer Belegschalt unter 200 
Mann befinden. Das Schwergewicht unserer Betriebsarbeit liegt in der Scliallimg von 
etwa 7500 Zellen in diesen Betrieben. Die Erreichung dieses Zieles erfordert einen 
kolossalen Aufwand von politischer Initiative und Energie in der ganzen zukünftigen 
politischen und organisatorischen Arbeit.
Wenn auch dieses Ziel nicht in kürzester Frist erreicht werden wird, so ist doch 
zumindest in diesen Monaten die Schaffung von neuen Betriebszeilen in einer ganzen 
Reihe wichtiger Betriebe, wie auch die Schaffung von Betriebsgruppen der RGO in 
einer ganzen Anzahl von Betrieben möglich. Die Voraussetzungen zur Schaffung von 
Verbindungen als erste organisatorische Stufe zur Schaffung von neuen Zellen in 
diesen Betrieben sind:
a) Die Feststellung der Betriebe in den Ortsgruppen, ihre Erfassung im Unterbezirks
und Bezirksmaßstäbe. (Belegschaft. Zelle. Produktion. Betriebsrat tisw.)
b) Die Heranziehung. Instruierung und Beauftragung 
einzelnen dieser Betriebe, in denen nach dem Plan Betriebszellen geschallen werden 
sollen.
c) Die Einsetzung von besonderen Stoßgruppen aus 
Ortsgruppen, die gemeinsam mit dem Instrukteur und zur Lhiterstützung desselben 
die Arbeiten im Betriebe bis zur Bildung einer Betriebszelle durchführen.
d) Die Organisierung der Herausziehung aller im Betriebe stehenden Parteimitglieder 

den Straßenzellen, ihre sofortige betriebliche Erfassung und datnit die Bildung
Betriebszellen.

histrukteuren für jedenvoti

Straßenzellen bzw. aus

aus
von neuen
e) Politische und organisatorische Anweisungen an ^
Inangriffnahme der Betriebsarbeit durch diese. (Lhnbenennung der Straßenzellen.) 
Zu allen den vorstehenden Punkten sind bereits sowohl mündliche als auch 
schriftliche Anweisungen an die Bezirkssekretariate (siehe Rundschreiben zu den 
Betriebsrätewahlen) ergangen.^ Nur eine ständige Kontrolle aller lestgelegten 
Betriebe, wie auch die ständige Heranziehung. Kontrolle und Unterstützung der 
Instrukteure, wie auch der unteren Eeitungen. ihre bessere Lhiterstützung. vor allem 
auch durch unsere Tagespresse, wie die Anfertigung v'on — vor allem — Betriebszei
tungen bieten die Gewähr für eine wirklich systematische V erbearbeit in der

die Straßenzellen zur stärkeren

3. Februar 1931 zur2 Nach einem (hier nicht aufgenuinmenen) Sonderrundschreiben de-s ZK
Betriebsrätewahl sollten die Straßenzellen zur besseren Unterstützung der in ihretn Bereich liegenden 
Betriebszeilen den .Namen des betreffenden Betriebes als Zellenbezeichnung übernehmen. \gl. StA

vom

Oldenburg. Bestand 136. Nr. 2889. S. 106-114. 
3 Vgl. Anm. 2.
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aufgezeigten Richtung. Bei der Auswahl der Instrukteure ist deshalb so zu verfahren, 
daß die tüchtigsten, energischsten und zuverlässigslen Genossen für diese schwierige 
Arbeit festgelegt werden und daß zwischen den Instrukteuren und der URL hzw. BL 
selbst eine ständige enge Verbindung vorhanden sein muß. Zugleich muß von allen 
Organisationseinheiten stärker die Schaffung eines eigenen technischen Apparates 
zur Herstellung der notwendigen betrieblichen Agitationsmaterialien — Betriebszei
tungen, Handzettel, Flugblätter usw. betont werden.
Für alle Bezirke, die im antifaschistischen Parteiaufgebot das Ziel: Verdoppelung der 
Parteimitgliedschaft, in der festgelegten Frist nicht erreicht haben, steht vor allem 
die Erfüllung dieses Planes im Laufe des .Monats .April. Bis dahin müssen die im 
Monat Oktober gestellten Aufgaben zu 100% verwirklicht sein. Für die Monate .April, 
Mai. Juni, wird in bezug auf die .Mitgliederwerbung ein bestimmtes Soll nicht 
festgelegt, vielmehr soll durch die Konzentration der Werbearbeit vor allem auf die 
Betriebe und Betriebsarbeiter und .Arbeiterinnen erreicht werden, daß die Werbung 
von Betriebsarbeitern, die zweifelsohne vernachlässigt worden ist, in der bevorste
henden Kampagne nachgeholt wird. Nach Ablauf der oben genannten .Monate ist die 
Festlegung eines neuen Halbjahresw erbeplanes auf Grund der bis dahin \ orhegenden 
Erfahrungen geplant.'*

2. Mehr Betriebszeitungen in die Betriebe.
Eine allgemeine Überprüfung des Standes der Herausgabe von Betriebszeitungen 
ergibt, daß in den letzten AA’ochen und Monaten, was sich insbesondere auch bei der 
Betriebsrätewahl, der Vorbereitung des internationalen Kampftages am 25. 2. 1931 
zeigt,eine Stagnation eingetreten ist. AA ir verweisen deshalb noch einmal auf die 
unbedingte Notwendigkeit der Organisierung einer Kampagne in der Gesatntpartei 
zur stärkeren Heraitsgabe von Betriebszeitungen in der Zukunft.
Bei der Betriebswerbung wird die Betriebszeitung eine atißerordentlich große Rolle 
spielen. Schon aus diesem Grunde heraus ist es notwendig, der Gesamtpartei 
klarzumachen, welche Möglichkeiten und welche Waffe hier unausgenutzt bleiben. 
Wir ersuchen, darauf hinzuwirken, daß der Orgabteilung des ZK von allen 
Betriebszeitungen, die im Bezirk herausgegeben werden, gesondert 5 Exemplare 
übermittelt w'erden, da dieselben von hier aus der Komintern zugewiesen werden.

3. Die Pressewerbung — die nächstwichtigste Aufgabe
Bereits im Sonderrundschreiben des Sekretariats Mitte Februar*’ ist eindringlich auf 
die unbedingte Notwendigkeit der Entfaltung einer umfassenden und energischen 
Pressekampagne hingewiesen worden. Der jetzt noch bestehende Zustand, daß in der 
Partei Hunderte von Ortsgritppen vorhanden sind, in denen nicht ein einziger 
Parteigenosse Abonnent unserer Parteizeitung ist, ist allein schon vom politischen

4 Die nächste größere VI erbekainpagiie unter der Losung ...4ufgebot der 100 OOO" führte die KPD 
1. Oktober 1931 bis 31. .März 1932 durch. Vgl. dazu unten Dok. 51 und 52.

5 Gemeint ist der am 25. 2. 1931 durchgeführte sog. ..Internationale Kampftag gegen .Arbeitslosigkeit“. 
Vgl. dazu Dok. 35. Anm. 5.

6 Dieses Rundschreiben konnte nicht ermittelt tterden.

vom
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weiterhin uiitra"har. Die Pressewerbung muß deslialb in zwei
zwar:

Gesichtspunkt aus 
verscbiedeuen Formen gefülirt werden und

1. innerparteilich
2. allgemeine Massenw erl)ung
Es darf im Monat Juli, nach Abschluß dieser Kam|)agne. keine Ortsgruppe in der 
Partei mehr geben, in der nicht die Parteizeitung bezogen wird. Der Prozentsatz der 
Parteimitglieder, die unsere Presse lesen, muß bis dahin wesentlich erhöht, wenn 
nicht hundertprozentig durchgeführt sein, soweit das nach der gegebenen Lage 
möglich ist. Alle politischen, organisatorischen und agitatorischen Mittel müssen 
eingesetzt werden und nicht nur durch die oberen Leitungen, sondern hauptsächlich 
durch die Ortsgruppen und Zellen.
Monat x4pril eine allgemeine Steigerung um 10%.
Monat Mai um 5%
Monat Juli eine weitere Steigerung um 5%.
Sekretariat der Partei. Redaktion und Geschäftsführung, wie auch die verantwortli
chen Lraktionsleiter in den Massenorganisationen müssen umgehend konkrete 
Beschlüsse zur Durchführung dieses Planes lassen und die \4 erbearbeit lür die Presse 
in die Wege leiten.

4. Werbung für die Parteizeitschriften.
Bei der Überprüfung der am 1. Januar eingeleiieten Merteljahreskatnpagne für die 
Parteizeitschriften müssen wir feststellen, daß die bis jetzt vorliegenden Ergebnisse 
unbefriedigend sind. .Mit Ausnahme des Parteiarbeiter ist - 
ganz geringen Steigerung der KI^ absieht - eine langsame aber ständige Abwärtsent
wicklung des Abonnentenstandes der verschiedenen Parteizeitschriften festzustellen. 
Es ist deshalb für die nächsten drei Monate für die Gesamtpartei die Aufgabe zu 
stellen, diesen schlechten Zustand in bezug aid die Parteizeitschriften mit allen zu 
Gebot stehenden Mitteln zu beseitigen. Die Verantwortung für den Stand der 
Zeitschriften trägt restlos die Parteileitung. ährend der stellvertretende Polleiter 
das größte Interesse an der Verbreitung des Parteiarbeiter hat. ergibt sich für den 
Polleiter des Bezirks die Notwendigkeit, daß er sich um die weiteste \ erbreitung der 
KI, der Internationale^ kümmert. .Andererseits wieder erwächst dem Kompol-Leiter 
die Aufgabe, ständig zu überprüfen, wie der Stand der Aommn/ic*'’ in seinem Bezirk

Ohne die Verbreitung der absolut notwendigen Zeitschriften ist eine richtige 
politische Arbeit faktisch unmöglich, da den Genossen zur Durchführung der

wenn man von einer

ist.

7 Der Parteiarbeiter, Fuiiktionärszeitschrift der KPD. erschien seit 1923. Vgl. zum Parteiarbeiter und 
anderen Fuiiktionärsorganen Dok. 41.

8 Die Kommunistische Internationale, Organ des E.xekutivkomitees der Kommunistischen Internationa
le.

9 Die Internationale. Monatszeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus, theoretisches Organ der 
KPD.

10 Die Kommune. Zeitschrift für kommunistische Kommunalpolitik, hrsg. von der KPD, erschien 
vierzehntäglich.
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politisclien Linie der Partei die notwendigen ünlerlageii leiden. Die Bezirksleitung 
hat deshalb in den Monaten April — Mai — Juni alle Hebel in Bewegung 
die letzte Parteileitung zu überzeugen, daß sie sich ständig inn die .Abonnentenbewe
gung der einzelnen Parteizeitschriften, wozu in aller erster Linie die KI. Internatio
nale und Parteiarbeiter gehören und Konimiine. zu künnnern haben.

.Mit kommunistischem Gruß!
ZK- Org.

zu setzen, um

39.

25. 3. 1931: .Anweisungen des Sekretariats an die Bezirksleitungen

BA R 134, Bd. 62. 8. 40-69 und StA Bremen, 4, 65-11 A 12a. Bd. 29: Polizeiliche Abschrift. I AN 
2160/4.4. Überschrift: ..Rundschreiben Nr. 6. .Anweisungen des Sekretariats."

Inhaltsverzeichnis:
1. Einiges zur politischen Verschärfung der Lage.
2. Zum SPD-Parteitag.
3. Fortführungs-Kampagne .Menschewisten-Prozeß.
4. 1. .Mai.
5. Vertagung der Bezirksparteitage.
6. Reichsjugendtag.
7. Unsere Taktik in Braunschweig.
8. Massenkampf zur Verteidigung der Partei und aller revolutionären Organisa

tionen.
9. Verstärkung der Betriebswerbearbeit.

1. Einiges zur politischen Verschärfung der Lage 
Die letzten Ereignisse haben eine vollkommene Bestätigung der Auffassungen der 
Partei über die politische Entwicklung in Deutschland erbracht. Die gesamte Praxis 
des 5/-ü'/itngTegimes erweist sich immer klarer und unzweideutiger als die Durchfüh
rung der faschistischen Diktatur in Deutschland. Die reaktionäre Polizei- und 
besonders die Justizollensive gegen die revolutionäre .Arbeiterbewegung trägt in 
steigendem Maße einen faschistiscben Charakter. Demonstrationsverbote in den 
wichtigsten Großstädten. Zeitungsverbote, völlige Außerkraftsetzung der ..norma
len” Rechte des Veimarer Verfassungsrechtes durch einfache Polizeiverordnungen. 
Aufliebung und Verbot selbst von 
V erhinderung

Saalveranstaltungen. ja selbst gelegentlich 
von geschlossenen Mitgliederversammlungen der Partei und revolutio

nären Organisationen (Hamburg), rücksichtsloser \\ affengebrauch der Polizei gegen 
demonstrierende .Arbeiter (Düsseldorf) bei gleichzeitiger, täglich verschärfter Presse
hetze mit der offenen Forderung eines Parteiverbotes.'

1 Auf die verschärfte Propaganda der KPD und den zunehmenden Druck der von ihr ausgelösten 
Straßendemonstrationen antworteten die Regierungen der Länder mit vermehrten Verboten kommu
nistischer V eranstaltungen und der koimnunisti.schen Presse. So wurde am 3. .Vlärz die Kölner
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Hand in Hand mit diesen Anschlägen der kapitalistisclien Staatsgewalt hat eine neue 
Terrorwelle der Nationalsozialisten gegen das Proletariat eingesetzt, die in der 
Ermordung des Genossen Henning und dem Mordanschlag auf den Genossen 
Cahnbley. Hamburg." einen gewissen Höhepunkt land. Zwischen den Angrillen des 
Staates und den Terrorakten der Faschisten aitf die revolutionäre Arbeiterschaft 
besteht eine direkte Wechselwirkung, die besonders deutlich nach detn Mord an 
Henning in Erscheinung trat, den die regierende Bourgeoisie und Soziaklemokratie 
mit Repressalien nicht gegen die .Vlörderpartei. sondern die Partei des Ermordeten 
beantwortete.
Die Durchpeitschung des Etats und die Forderung der ßriiningvepevung. den 
Reichstag bis zum Herbst nach Hause zu schicken, zeigten gleichfalls den faschisti
schen Charakter des ßrüningkiirses. Durch die lange V ertagung des Reichstags soll 
zugleich den Rechtsradikalen die Möglichkeit geboten w erden, auf reibungslose Art 
ins Parlament zurückzukebren. *
In der allgemeinen Konstellation im Lager der Bourgeoisie ist eine besondere 
Kräfteverscbiebung nicht eingetreten. Nacli wie vor stützt sich die Bourgeoisie unter 
Führung des Zentrums bei ihrem läschistischeu Kurs in stärkstem .Vusmals auf die 
Hilfe und Unterstützung der Sozialdemokratie, ohne ihr auch ntir die geringsten 
Konzessionen zu machen. Den Nationalsozialisten bleibt die bisherige Rolle einer 
außeiparlamentarischen Unterstützung der Durchführung der läschistischeu Dik- 

vornehmlich durch ihren konterrevolutionären Terror, w iibei sie ihre faktische 
Hilfestellung nach außen unter einer ziemlich weitgehenden Scheinopposition 
verschleiert. Im Lager der Nationalsozialisten vollzieht sich eine immer stärkere 
Gärung. Die Differenzen zwischen der gemäßigten, aut eine 
regierende Bourgeoisie und Regieningsbeteihgung eingestellten offiziellen Politik 
Hitlers und dem Schemradikalismus der Gruppe um Goebbels, die sich verstärken, 
sind nur eine Widerspiegelung und Auswirkung der allgemeinen llnzufriedenbeit 
unter den nationalsozialistischen Mitgliedern und Anhängern.
Die Enttäuschung unter den radikalen Schichten, die bisher der nationalsozialisti
schen Bewegung Folge leisteten, über das völlige \ ersagen der //iV/er-Partei. die 
keine einzige ihrer V ersprechungen wahr machte, hat nach dem großen liasko des

tatur.

Annährung an die

Sozialistische Republik verboten, t ill. Nf- 53 vom -1. 3. 19.31. Am 14. .März erfoEne das Verbot der 
in München erscheitienden i\'euen Zeitung für 3 W oetieii. \ gl. Rt Nr. 63 vom 1-5. ,5. 1931. Bei einer 
.... der KPD organisierten Demonstration, die vom Polizeipräsidenten verboten worden war. wurde 
am 17. 3. 1931 in Düsseldorf ein Arbeiter von der Polizei erschossen. V gl. Rh Nr. 66 vom 19. 3. 1931. 
Für alle diese Zwiscbenfälle machte die KPD tlie meist sozialdemokratischen Polizeipräsidenten 
verantwortlich.

von

2 ln Hamlmrg wurde am 15. -März der kotnimmistische Bürgerst haftsabgeordnete Ernst Henning 
drei NSDAP-.Mitgliedern auf offener Straße ermordet. Der ihn begleitende Parteigenosse Cahnbley 
wurde dabei schwer verletzt. Vi'egen der zu erwartendeti Reaktioneti der KPD verbot der Hamburger 
Innensenator tiöcli tun selben Tage neben den NS-Zeittitigen in Hatnbtirg die Hamburger Volkszeitung 
sowie alle kotnmutiistisclien Versatnmlungen und Demonstrationen ..bis auf weiteres t Vgl. Horken- 
bach 1931 S. 98. ff/'Nr. 64 vom 17. 3. 1931. ..Befreit das Volk von der faschistischen Mordpest!“ 
Vgl. auch: .Mord über Deutschland. Hrsg, von der KPD. Bezirk \1 asserkante. Hamburg o.J. (1931).

3 Nach Verabschiedung des Etats am 26. März 1931 vertagte sich der Reichstag entsprechend 
Vorschlag des .Ältestenrates bis zum 13. Oktober. Die sog. ..nationale Opposition“, die sich arn 
10. Februar aus dem Reichstag zurückgezogen hatte (vgl. Dok. .16. Anin. 8). kehrte zur Reichstagser- 
üffnung am 13. Oktober 1931 ins Plenum zurück. Vgl. Schulthess 1931. S. 230 ff.

von

einem
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nationalsozialistischen Auszugs aus dem Reichstag außerordentlich zugenoinmen. 
Den Nationalsozialisten ist es weder gelungen, tlie Regierungsheteiligung. auf die sie 
spekulierten, zu erhalten, noch haben sie im Reichstag auch nur in geringstem Maße 
die Erwartungen ihrer Anhänger erfüllt. Schließlich blieb auch nach ihrem Auszug 

dem Reichstag jede versprochene außerparlamentarische Massenaktion aus, 
sodaß die Ohnmacht ihrer Politik immer deutlicher wurde.
Der Höhepunkt der nationalsozialistischen Vi'elle ist damit überschritten. Schon die 
Braunschweiger Wahlen zeigten eine Stagnation.'* Zweifelsohne geht diese Stagna
tion in einen direkten Rückschritt der nationalsozialistischen Bew egung über. Der 
Übertritt des Reichswehrleutnants Scheringer ist ein charakteristisches Merkmal für 
den beginnenden Einbruch des Kommunismus in die nationalsozialistische Front."’ 
Die gegenwärtige verschärfte individuelle Terrorpolitik der Nazis kennzeichnet sich 
somit als der Ausfluß ihrer Defensive, gewisser Depressionserscheimmgen. ja 
Katastrophenstimmungen in ihren Reihen. Ihre Mordtaten sind die Aktionen eines 
zurückllutenden Heerhaufens. Dabei spielt selbstverständlich die w achsetide .Aktivi
tät des Proletariats im w ehrhaften Massenkampf gegen den Faschistnus. die seit den 
Beschlüssen des letzten ZK-Plenums'’ in ganz Deutschland ztt verzeichtieti ist. eine 
ausschlaggebende Rolle. Diese Aktivität kaitn aber noch wesentlich gesteigert utid 
verbreitert werden, wenn endlich die Nazikommissionen bei den BE. L*BE und 
Ortsgruppenleitungen eine wirklich ernste politische Arbeit entfalfeti." Die Bezirks
leitungen werden deshalb erneut aufgefordert, sich ernstlich um die Arbeit dieser 
Körperschaften zu kümmern.

2. Zum SPD-Parteitag:
Die Sozialdemokratie, deren sozialfaschistische Entwicklung sich in den letzteti 
Wochen und Monaten in beschleunigtem Tempo vollzog, weist gleichfalls einen 
außerordentlich starken inneren Gärungsprozeß auf. Die Kluft zwischen Führern 
und Massen hat ein solches Ausmaß angenommen, w ie kaum jemals seit 1Ü23. Nicht 
nur in der SAJ, sondern auch in der SPD selbst herrscht maßlose Erbitterung über 
die Panzerkreuzer- und Brüning\)o\i\.[k der Partei.*^ Heute schon kann man von dem 
Beginn einer direkten Krise der Sozialdemokratie sprechen.

aus

4 Bei den Koimmnialwahleii in Braunseliweifj am 1. .März 1931 erreiclite die NSD.4P 27012 Stimmen 
gegenüber 21884 bei den Landlag-swahlen vom 14. September 1930, Die KPD verbesserte ihre 
Stimnienzalil von 87.54 auf 12240. Vgl. Sehulthess 1931 S. 61. Im Lande Braunscliweig stieg der 
Stimmenanteil der KPD von 21917 bei den Reichstagswahlen 1930 auf 26 231. der NSD.VP 
83 398 auf 85 079. Inprekurr Nr. 20 vom 3. 3. 1931. S. 528.

von

5 Der wegen illegaler Propagandatätigkeit für die NSDAP innerhalb der Reichswehr irn sog, Ulmer 
Reichswehrprozeß zur Festimgshaft verurteilte Leutnant Richard Scheringer wtirde während seiner 
Haft auf der Festung Gollnow von kommunistischen .Vlithäftlingen zum LTertritt in die KPD bewogen.
V gl. GtLA S. 286. Portan bediente sich die KPD Letitnant Scheringers für ihre Propaganda innerhalb 
der Reichswehr und der NSD.AP. wozu eigens eine Zeitschrift herausgegeben wurde.
V gl, auch Scheringers .Memoiren. R. Scheringer. Das große Los. Lnter Soldaten. Bauern und Rebellen, 
Hamburg 1959.

6 Zur Tagtmg des ZK am 15.-17. .lanuar 1931 und den dort gefaßten Beschlüssen vgl, Dok. 35.
7 Zur Forderung nach ..Gegnerarbeit'" bei den Leitungen der Partei vgl. Dok. 34.
8 Bei der .Abstimmung über die Bewilligung der ersten Rate für den Bau des Panzerschiffes B 

20. 3. 1931 enthielt sich die SPD im Reichstag der Stimme.
am

nach dem .Auszug der NSD.AP undum
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Dieser innere Zersetzungsprozeß steht naturgemäß in organischem Zusammenliang 
mit dem allgemeinen Niedergang der SPD, ihrer politischen Diskreditierung in den 
Massen, der auch durch die verstärkte Aktivität der sozialdemokratischen Führer
schaft und der Reichsbannerführer in ihrem Scheinkampf gegen den haschismus 
nicht aufgehalten werden kann. Schon das Braunschweiger \\ ahlergebnis ergab, 
wenn man es auf das Reich umrechnete, einen netten Verlust der SPD von über einer 
Million Stimmen.Die Hilfestellung der SPD heim Bau des Panzerkreuzers B steigert 
naturgemäß sowohl die äußere Diskreditierung und Schwächung als auch die innere 
Krise der Sozialdemokratie.
Die offene Demonstration der neuen ..Linken " im Reichstag, ihre .Abstimmung mit 
den Kommunisten gegen den Panzerkreuzer, ist ein .Ausdruck für den Empönmgs- 

der sozialdemokratischen Mitgliedschaft über die Politik der Reichstags
fraktion und des Parteivorstandes. Die durch das Connnuni(|ue der Reichstagsfrak
tion angekündigten Maßnahmen des Parteitages gegen die Disziplinlnecher werden 
davon abhängen. welche Haltung die Scft/eavtz-Cruppe m der Zeit bis zum ,. 
Parteitag einnimmt.'“
Ihr Bestreben, eine neue zentristische eile auszidösen. um dadurch die Rebellion 
der SPD-Arbeiler aufzufangen, schärfer die gefährliche Rolle der ..Linken" in der 
Frage der Zurückhaltung der oppositionellen Arbeiter auf ihrem \A eg zum Kommu
nismus und ..Wahrung der Einheit^" der Partei (Seydewitz) herauszuarbeiten, 
verdichtet sich im Zusammenhang mit dem bevorstehenden SPD-Parteitag zu der 
Absicht, eine Offensive der ..linken " SPD. die selbstverständlich nichts weiter als ein 
großes Manöver ist. gegen die Parteivorstandspolitik auf möglichst breiter Grundlage 
durchzuführen. Die ideologische Plattform soll dabei die irtschaltstheorie H ecker
les über den Charakter der jetzigen Krise bilden, die den A ersuch macht, zwischen 
der bürgerlich-kapitalistischen Beurteilung der Krise seitens der offiziellen SPD- 
Theorie (Naphtali)^^ und der marxistischen Beurteilung der Kommunisten eine 
mittlere Linie zu finden.
Alle zentristischen Tendenzen der ..Linken " müssen jedoch an 
Klassenkampfes auf der Grundlage der ökonomisch-politischen Krise scheitern. Die

sturm m

der Entwicklung des

DNVP eine Melirtieit für Brüning zu ermöglichen. Entgegen dem Fraktionsbeschluß stimmten 
Mitglieder der SPD-Fraktion zusammen mit der KPD gegen den Panzerkreuzerbau. Vgl. Schulthess 
1931 S. 83-86.

9 Bei den Kommunalwahlen in Braims(’hweig (vgl. .Mnn. 4) erlitt die SPD einen Stimmenrückgang von 
41 509 auf 37 685 Stimmen. Im Lande Braunschweig ging sie von 1‘26 993 auf 112408 Stimmen 
zurück.

neun

10 Der Bruch der Fraktionsdisziplin bei der Abstimmung über den Panzerkreuzer B durch neun SPD- 
Abgeordnete unter Führung ^■on .Max Seydewitz wurde auf dem Leipziger Parteitag der SPD 
31. Mai bis 5. .hmi 1931 vom Parteitag verurteilt. Im September 1931 wurde die Serdewitz-Gruppe

2. Oktober 1931 in Breslau die SAP gründete. Vgl. dazu

vom

aus der SPD ausgeschlossen, worauf sie am 
Hanno Drechsler. Die Sozialistische Arbeiterpartei Deutschlands (SAPD i. Ein Beitrag zur Geschichte 
der deutschen .Arbeiterbewegung am Ende der Vi eimarer Republik. .Marburger Abhandlungen 
politischen Wissenschaft Bd. 2. Meiseuheirn/Glan 1965.

11 Eduard lleckerle ( 1890-"L' gehörte zum linken Flügel der SPD. Vgl. .seinen Beitrag in: Die Krise des 
Kapitalismus und die Aufgal)en der Arbeiterklasse. Berlin o..l. fl931l. Zu den Plänen von Fritz 
Naphtali (1888-1961) und Fritz Tarnow (1880-1951) vgl. Michael Schneider. Das .Arbeitsbeschaf- 
ftmgsprogramm des ADGB. Bonn-Bad Godesberg o. .1. (1975).

zur
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Zuspitzung der Klassengegensätze, die immer klarere Ilerausschälung der Klassen
fronten, verengt den Spielraum der Manövrierfähigkeit der Sozialdemokratie und 
raubt damit dem Zentrismus jede Entfältungsrnögliehkeit. Den ..Linken '-SPD- 
Führern bleibt daher nur die Möglichkeit der schleimigen Kapitulation, .\udernfalls 
würden sie im Zusammenhang mit der sozialfäschistischen Linie der Osamtpartei 
zwangsläufig in kürzester Frist zu einem Bruch mit der SPD gedrängt wertlen. was 
der gesamten Linie ihrer Politik widers[)richt. Fs wird deshalb den ..Linken ' bei 
einer richtigen Politik unserer Partei nicht möglich sein, durch zentristische Manöver 
die Krise der Sozialdemokratie in der unteren Mitgliedschaft und im proletarischen 
Funktionärkörper liquidieren zu können.
Um im Zusammenhang mit dem bevorstehenden SPD-Parteitag die Krise in der 
Sozialdemokratie zu verschärfen und die .Vltlenkungsmanöver der SPD-Führer von 
vornherein zu durchkreuzen, ist eine Kampagne nach folgenden Gesichlspunkten 
notwendig:
1. Gegenüber dem Schwindel mit dem .\rbeitsbeschaffungs|)lan der SPD. der als 
Hauptattraktion des ersten Tagesordnungspunktes ( Referat Tarnoiv über Vi irt- 
schaftslage) geplant ist.'" müssen wir die breiteste Kampagne für unseren bevorste
henden Arbeitsbeschaffungsplan entfalten." Diese Kampagne tmd.^ so geführt 
werden, daß das sozialdemokratische .4rbeitsbeschaffmigsprogramm als bloßes 
Hinterherhinken [hinter] der KPD und ihrer .Massenmobilisierung enthüllt wird.
2. .Angesichts des offensichtlichen Versuchs der SPD. durch das Referat ßreilsc/ieids 
(zweiter Tagesordmtngsputikt des Parteitages) die /frü/n'/tg'jiolitik als gegeti den 
haschismus Hitlers [gerichtet] erscheinen zu lassen, müssen wir unsere Kampagne 
für die Gharakterisierung der Zfrün/noTegierung als der Durchführung der faschisti
schen Diktatur wesentlich verstärken. Itn Rahtnen utiseres gesatnten antifaschisti
schen Massenkatnpfes darf der Katnpf gegen die /frü’/iütg'regierimg als Führerin der 
Faschisierung Deutschlands keinesfalls hinter dem Katnpf gegen die .Nazis als die 
faschistische Massenpartei zurücktreten, da wir nur dadurch eine klare Frontstellung 
gegenüber der SPD haben. Über die Gharakterisientng der SPD-Politik in Sachen 
Panzerkreuzer usw. usw. als eitie Politik der Hilfspolizei des Faschisnuts hinaus 
müssen wir in stärkerem Maße in unserer gesamteti .\titi-SPD-Kamf>agne die 
Liebesdienste der SPD für die Nazis, wie im Fall Henning. V erbot gegen ttns usw. 
berausschälen. Von größter Wichtigkeit ist auch die offene Wendung der SPD in 
Sachen des Stahlhelms (Stahlhehnaufmarsch im Lustgarten am 22. März wurde 
erlaubt, alle Arbeiterkundgebttngen verboten).''' Gegen den Stahlhelm führt die SPD

12 Vgl. SoziakleiiKikÄitisrher Parteitag in Leipzig 1931. Vom 31. .Vlai bis 5. Juni iin V'olkshaus. 
Protokoll. Berlin 1931. S. 45 ff.

13 Am 29.-Vlai 1931 veröffentlichte fJ/e/fo/e/’o/me Nr. 111 einen ...Vrbeitsbe.schaffungsplan der KPD“, 
der einen umfangreichen Katalog staatlicher Inv e.stilionsmaßnahinen zur .Vnkurbeltmg der Wirtschaft 
enthielt. Dem Plan war ein Finanzierungsplan beigeordnet, der Sondersteuern für Millionäre. 
Großgrundbesitz. .Aktiengesellschaften u. a. vorsab. Vgl. Gd.V S. 34? ff.

14 .Am 22. März 1931 veranstaltete der Stahlhelm einen Aufmarsch im Berliner Lustgarten zum .Auftakt 
<ler Kampagne für das am 4. Februar beantragte Volksbegehren zur Auflösung des preußischen 
Landtages. (Vgl. oben Dok. 36). Die geplanten kommunistischen Gegendemon.strationen wurden von 
Polizeipräsident Grzesinski zwei Tage zuvor verboten. Vgl. RF Nr. 69 vom 22. 3.: Nr. 70 vom 
24. 3. 1931: ..Stahlhelmsozialist Grzesinski!"

308



23.3.1931 39.Anweisungen des Sekretariats an die Bezirksleitungen

seit dem Hinctenbiirgem^ri^Äinn ge<ieii Braiin^'^ niclit einmal mehr einen Seheinkampf 
wie gegen die Nazis.
3. ln Sachen der SAJ ist es klar, daß wir auf der Linie unseres gesamten Kampfes um 
die Gewinnung der SA.[-ler die jugendfeindliche Rulle der SPD hraudmarken 
müssen.

4. Allgemein erfordert die Gesamtkampagne zur Steigerung der inneren Schwierig
keiten der SPD, daß die bereits gefaßten Beschlüsse, die o jt p o s i t i o n e 11 e n 
SPD - Arbeit er nicht mehr unter sich zu lassen, sondern sie stärker und 
systematischer als zuvor zu bearbeiten, unbedingt durchgeführt werden 
müssen.'*'
a) Kontrolle, wieweit in den Bezirken die durch Rundschreiben vor fast 3 Monaten 
angeordneten speziellen SPD-Kotntnissiotten geschaffen sitid.
b) Durchführung der Losung: Keine SPD-Versatttmluttg ohne kotnmutnstischen 
Redner (das gleiche gilt für die SAJ). Keine SPD-Mitgliedeiwersatnmhtng (ebenso 
SAJ) ohne kommutiistisclie Beeinflttssung.
c) Schaffung von besonderen Gruppen, die die Massendiskussion mit SPD-Arbeitern 
in die ege zu leiten haben.
5. Die Bezirksleitungen müssen ihrerseits dem Sekretariat des ZK auf Grund der 
bezirklicheit Erfahrungen schleunigst Vorschläge zur Wrstärkung und hitensivie- 
rung der SPD-Katnpagne einreichen. Auftiahttie persötilicher Verbitiditttgen mit 
oppositionellen SPD-Arbeitern. uiti von nun att direkt att die SPD-Mitgliedschalt 
heranzukommen. Bewußtes Hinarbeiten auf Organisierung des Übertritts gatizer 
Ortsgruppen oder Teile von solcheti zur KPD.

3. Fortführung: Kampagne M e n s c h e w i s t e n p r o z e ß :
Bei der Durchführung der verstärkten Kampagne gegen die SPD muß weiter in noch 
stärkerem Maße wie bisher das Ergebnis des Prozesses gegen die Menschewiki in der 
Sowjetunion und dje dort festgestellten Tatsachen gegen die 11. Internationale 
ausgenutzt werden.
Irn Kampf gegen die Interventionsabsichten des Weltimperialismus gegen die 
Sowjetunion muß auf Grund der in diesem Prozeß gemachten Feststellungen die 
Rolle der 11. Internationale als Hilfstruppe der Interventiouisteu klar und eindeutig 
aufgezeigt werden.
Das ZK wird in kürzester Frist eine Rede des Genossen Carfiin. die dieser im 
französischen Parlatnent gegen den französisclien Imperialismus hielt, als Broschüre 
in Massenauflage herausbringen. Diese Broschüre, die außerordentlich wertvolles 
Material auch gegen die 11. Internationale enthält, sowie eitie in \ orbereititng 
befindliche Massenbroschüre mit der Rolle Kn ienkos. dem verkürzten Protokoll der

f

1.5 Gemeint i.sl veriniitlieh das Verbot des Stahlhelms im Rheinland dtireh Braun im Oktober 1929 und 
Hindenburgs Haltung dazu. V gl. Hagen Schulze. Otto Bratiii oder Preußens demokratische Sendung. 
Eine Biographie. Berlin (West) 1977. S. 614 ff.

16 Vgl. zum Folgenden auch Dok. 34.
17 Vgl. Dok. 37. Anm. 3.
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Gerichtsverliandlung und dem Lfrteil sind geeignet, diesen Kampf der Partei 
wesentlich zu unterstützen.'^

4. 1. Mai

a) Politischer Inhalt der Kampagne:
Die Maikampagne muß sich in diesem Jahre auf die folgenden drei Fragen 
konzentrieren:
1. Proletarische Gegenoffensive gegen die Kapitalsoffensive, politische Knehehmg 
und Unterdrückung. Kampf um den revolutionären Ausweg, um die sozialistische 
Lösung der Krise durch die \ü)lksrevolution.
2. Volksaktion gegen Faschismus, /i/v'/nütg-diktatur und Preußenregierimg.''’
3. Verteidigung der UdSSR gegen die Interventionsvorbereitungen und die antibol
schewistische Hetze des Imperialismus und der 11. Internationale.
Noch laufen die Tarife für Hunderttausende, .Vrbeiter in wichtigen Industrien ab. Die 
Unternehmer kündigen aber einen neuen Lohnabbau von 20 bis M)% an. Steger- 
wald'^’ proklamiert die Notwendigkeit der ..Senkung der Gestelmtigskosten '. Die 
Reformisten propagieren ihr Rezept der .Arbeitsstreckung, das gleicblälls Lohnabbau 
bedeutet und die Lolmabbauaktion der Lüiternebmer ermöglichen soll. Die \ orberei- 
tung der Massendemonstrationen und des Massenstreiks atu 1. Mai muß daher attfs 
engste mit der Organisierung der Wir t scha f t s k ämp fe durch die RGO 
und der Durchführung des Sturmplanes der RGO verbunden werden.
Die wichtigste Tageslosung.'^' die den Kampf der Erwei bslosen mit detn Kampf der 
betriebstätigen Arbeiter verbindet und dem Massenkatn|)f die Zielrichtung atif die 
sozialistische Lösung der Krise gibt, ist die Forderung: Siebenstundentag und 
Vierzigstundenwoche bei vollem L o h n a it s g 1 e i c h . Gegen das Argu
ment [dies sei unmöglich], ist der schlagendste Beweis die Dttrcliführitng des 
Siebenstundentages bei ständiger Erhöhung des Reallolmes in der UdSSR. Wenn der 
Kapitalismus zur Durchführung einer solchen Reform, die an sich die Gritndlage des 
Privateigentums nicht antastet, unfähig ist. dann ist das ein Beweis dafür, daß die 
Existenz des kapitalistischen Systems mit der Existenz der vt erktätigen .Massen tiiclit 
mehr zu vereinbaren ist, daß das kapitalistische System zum Lüitergang verurteilt ist. 
daß der Sieg des Sozialismus, der seine Überlegenheit bereits praktiscli bewiesen hat. 
die Volksrevolution auf der Tagesordnung stellt.
Die Massenkundgebungen am 1. .Mai stehen zugleich im Zeichen der V'olksak- 
tion gegen Faschismus, ßrw n f ng-d i k t a t u r und P r e u ß e n r e g i e-

18 Die Rede -Vlarcel Cachins (1869-19.58) ist abgednu ki in Inprekorr Nr. 28 vom 23. 3. 1931. S. 759 f. 
Die Anklagerede von .Nikolai . Knienko 1188.5-1938) gegen das angebliche ..Unionsbiiro“ der 
Menschewiki ebd. Nr. 2.3 vom 10. 3. 19.31. S. 631 IT. Cachins Rede erschien als Broschüre: 
Kriegsvorbereiumgeii gegen die Sowjet Union. Paris - das Koblenz der Konterrevolution. Rede des 
kommunistischen .Abgeordneten .Marcel Cachin in der französischeti Deputiertenkammer. Internatio
naler Arbeiter-Verlag. Berlin o. J. (1931).

19 Zur Kampagne ..Volksaktion gegeti Faschismus und Preußenregierung“ vgl. Dok. 36.
20 Adam Stegerwald (1874—1945). christlicher Gewerkschaftsführer. März 1930-Mai 1932 Reichsar

beitsminister.
21 In der V'orlage: Tagesordnung.

310



23.3.1931 39.Anweisungen des Sekretariats an die Bezirksleitungen

rung. Da mit Überfällen der Nazis und Polizei auf die Maidemonstrationen zu
zur Verstärkung derrechnen ist, muß die Organisierung des 1. Mai 

antifaschistischen Organisationen, insbesondere der roten Betriebsweh- 
ausgenutzt werden. Überall, wo Demonstrationsverbote bestehen, muß eine 

hreite Massenkatnpagne in den Betrieben und an den Stetnpelstellen Inr die 
Aufhebung des D e m o n s t r a t i o n s v e r b o t e s durcligeführt werden. Indem war 
die Erinnerung an Zörgiebels blutigen Mai 1929 wachrid'en. stellen w ir jetzt schon 
die Verantwortlichkeit der sozialfaschistischen und faschistischeti Polizeigewaltigen 
für alle Opfer, die der Kam])f um den 1. Mai htrdern sollte, lest. Der Naziminister 
Franzen in Braunschweig hat bereits die .Abschaffung des 1. .Mai als gesetzlichen 
Feiertag eingeleitet. V ahrend die sozialdemokratischen Polizeiminister und Polizei
präsidenten Demonstrationsverbote verhängen, kündigen einzehie Gewerkschaften 
und SPD-Organisationen (z.B. Hannover) bereits die Verlegung der .Maidemonstra
tionen auf den 3. .Mai an. Der ADGB knüpft an die schlechtesten Traditionen der 
Vorkriegszeit an. indem er Arbeitsruhe nur soweit empfiehlt, als es ohne wirtschaftli
che Schädigung möglich sei.
Gegenüber diesen Verbots- und Sabotagemaßnahmen müssen die Partei und die 
BGO in diesem .Jahr ihre .Anstrengungen besonders darauf konzentrieren, daß nicht 
nur w uchtige Massendemonstrationen, sondern auch eine möglichst einheitliche und 
geschlossene Streikbewegung z u s t a n d e k o m m t. ln der Periode, in der der 
Übergang zum politischen Massenstreik unsere höchste gegenwärtige 
Kampfaufgabe ist. kommt der Organisierung des D e m o n s t r a t i o n s s t r e i k s am 
1. -Alai eine entscheidende Bedeutung zu. Die dritte Hauptfrage, die in der 
Maikampagne gestellt werden muß, ist der proletarische Kampf für die Sicherung 
des Weltfriedens, die nur durch den internationalen Sieg des Sozialismus 
möglich ist. Hier gilt es. die akute Kriegsgefahr auf Grund der Ergebnisse der 
Prozesse in der Sowjetunion gegen die Industriepartei und gegen die .Menschewiki 
und auf Grund der Kriegsrüstungen und der antibolschewistischen Hetze in allen 
Ländern und insbesondere in Deutschland nachzuweisen. Das Zentrum gibt seiner 
Hetze gegen den ..Kulturbolschewisnuis" eine deutliche außen|)olitische Spitze, 
indem IVirth gegen das Eindringen der russischen Llnkultur in die westeuropäische 
Kultur w'ettert. indem die Cermania betont, daß die wirtschaftspolitischen Beziehun
gen zur Sowjetunion nicht losgelöst von 
können.’^ Hitler hat offiziell die Faschisierung Europas als einzige Rettung vor 
dem Bolschewdsmus empfohlen. Die SPD bewilligt den ganzen V ehretat. einschließ
lich des Panzerkreuzers B.. finanziert und unterstützt die Sabotagearbeit der 
russischen Menschewiki und führt die schamloseste und verlogenste Lügenhetze 
gegen den sozialistischen .Aufbau.
So ist der Kampf für die Verteidigung der Sowjetunion gegen den 
drohenden imperialistischen Inteiwentionskrieg aufs engste mit der \ olksaktion 
gegen Faschismus und Preußenregierung verbunden.

ren

den allgemein politischen behandelt werden

22 Hirth wandte sich jtegen die Guttlosenbewefjung und sagte: ..Iin Interesse des gesitteten Teils unseres 
Volkes müssen wir mit aller Energie gegen diese Unkultur einschreiten'". Vgl. Cermania Nr. 55 vom 
6. 3. 1931.
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b) ,,Die Roten Tage der RGO'" als großzügige Versarninlungs- 
kampagne zur Vorbereitung des 1. Mai.
Das Politbüro hat beschlossen, daß die gesamte Parteiorganisation und alle 
sympathisierenden Massenorganisationen die Roten Tage der RGO vom 15. 
April bis 1. Mai als Vorbereitung zum 1. Mai auf das aktivste unterstützen sollen. In 
diesen 14 Tagen vor dem 1. Mai soll eine gewaltige N'ersammlungskampagne in ganz 
Deutschland organisiert werden durch die vereinigten Kräfte der Partei und aller 
revolutionären Massenorganisationen. Zehntausend Versammlungen 
mindestens müssen im Reichsmaßstabe stattfiuden. Kein Stadtteil, kein 
größerer Ort, kein Betrieb, keine Stempelstelle, wo nicht in diesen l4 Tagen zum 
1. Mai unter den beschlossenen politischen Forderungen und Losungen Stellung 
genommen wird. In den Großstädten müssen \'eranstaltungen in den größten Sälen 
organisiert werden. Überall sollen die Forderungen und Losungen der RGO 
popularisiert, die Werbeaktion für die RGO durchgeführt werden. Bei der letzten 
Reichstagswahl hat es sich gezeigt, daß die Partei, wenn sie ihre Kräfte ernsthaft 
ansetzt, über Zehn tausende einzelne Redner zur Verfügung hat. Mobili
siert deshalb in den Orten, in den Betrieben und Stempelstellen alle Genossen, 
die rednerisch irgendwie auftreten können . Veranlaßt die neugewon
nenen Funktionäre, jetzt auch auf die Rednertribüne zu steigen. Wir müssen eine 
solche Flut von Versammlungen organisieren, daß die ganze Öffentlichkeit 
davon spricht und die Aktivität der Massen, der Betriebsarbeiter und Lrv\ erbslosen 
bis zum 1. Mai auf einen Höhepunkt gesteigert wird.
Diese 14tägige Kampagne, auf die alle Kräfte der Partei zu konzentrieren sind, hat 
außerdem den Zweck, die RGO ungeheuer zu popularisieren und ihr zu 
erleichtern in Durchführung des RGO-Sturmplanes Hu n d er11au sen d e neue 
Mitglieder zu gewinnen und ihren organisatorischen .Apparat 
aufzubauen.
Im Verfolg der ersten Lolmraubwelle sind bereits die ersten roten Verbände in
Metall-Berlin, in den wichtigsten Bergbaugebieten, bei den Landarbeitern, bei den 
Hafenarbeitern entstanden.“^ Wir gehen der Gründung von roten C^ewerkschaften im
ganzen Baugewerbe, in der Nordwest-Metallindustrie, in Teilen anderer Industrien 
entgegen. Es ist sicher damit zu rechnen, daß die zweite, von .Nordwest heranrollende 
Lohnraubwelle, verbunden mit neuen Sti eiks unter Führung der RGO. die Schaffung 
einer Anzahl neuer roter Verbände zur Folge haben wird. .Auf Gmnd 
dieser Perspektive müssen deshalb mit Einsatz aller Kräfte die A oraussetzungen zum 
Masseneintritt in die RGO und zum .Aulbau der RGO-Organisationen geschaffen 
werden. Das ist der Sinn des Sturmplanes der RGO. Das ist der Grund, warum d i e 
Roten Tage der RGO vom 15. April bis 1. Mai von solcher politischen 
Bedeutung sind.

2.3 Entsprechend den Beschlüssen des \ . RGI Knnjrresses von 1930 (tgl. Dok. 27. -4nin. 6) begann die 
KPD im Herbst 1930 mit der Gründung eigener Gewerkschaften. Im .November 1930 entstand der 
Einheitsverband der Metallarbeiter Berlin (EV-MB'. am ll..lanuar 1931 der Einheitsverband der 
Bergarbeiter Deutschlands (EVBDl. Der Einheitsverband der Land- und Forstarbeiter (EVLF) wurde 
im Februar 1931 in Ostpreußen gegründet und die deutsche Sektion der Internationale der Seeleute 
und Hafenarbeiter trat am 10./11. Januar 1931 zttsatntnen. Der Einheitsverband für das Baugewerbe 
(EVfdB) wurde am 29. März 1931 in Berlin gegrütidet.
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Das Bezirkssekretariat muß deshalb sofort zusammen mit dem Bezirkskomitee der 
RGO und den Leitungen der sympathisierenden Massenorganisationen einen 

Plan für diese V e r s a m m 1 u n g s k a m p a g n e ausarbeiten, der unsgenauen 
möglichst bald einznsenden ist.

c) Maikampagne im Zeichen der roten Einheitsfront 
Die Demonstrationen und die Massenstreiks am 1. Mai müssen aul der Grundlage der 
breitesten Einheitsfront von unten in allen Betrieben und an allen 
Stempelstellen organisiert werden. Dabei können bereits bestehende Einheitsfrontor- 

, natürlich nur soweit sie einen wirklich überparteilichen und breiten Massen
charakter haben, ausgenutzt werden.
Z.B. können unter Umständen rote Wahlausschüsse der Betriebe oder 
örtliche Kampf aussc hüsse gegen den Easchismus durch Zuwahlen 
ergänzt, die Aid'gahen von 
Die wichtigste Form der Einheitsorgane sind die betrieblichen Maikomitees, die 
sowohl den Massenstreik als auch die geschlossene Teilnahme der Belegschaften an 
der Demonstration organisieren müssen. Solche Komitees müssen in allen Ahteihm- 

des Betriebs verankert sein, sowohl mit dei’ Zelle, als auch mit der RGO und den

gane

Maikomitees übernehmen.

gen
roten Betriebsräten eng Zusammenarbeiten und eine breite organisatorische agitato
rische Arbeit in der Belegschaft entfalten. Notwendig ist die A'erhindung mit dem 
Emerbslosenausschuß und tnit benachbarten Gebieten.
Erst wenn ein gewisses Fundament solcher Einheitskomitees in den Betrieben 
geschaffen ist. soll auf breiten Konferenzen der V ertreter der Betriebe, der 
Stempelstellen und Massenorganisationen ein zentrales Maikomitee für die Führung 
der Aktion am ganzen Ort gewählt werden. \ orher empfiehlt sich die Gründung 

vorbereitenden Maikomitees aus Vertretern der Partei, der Jugend, 
der RGO. des Kampfbundes, der wichtigsten Betriebs- und Erwerhslosenausschüsse. 
Neben den Straßendemonstrationen sind überall Abendveranstaltungen 
anzusetzen, die einen dem Anlaß entsprechenden Kampfcharakter tragen müssen. Es 
müssen die notwendigen organisatorischen Vorbereitungen getroffen werden, damit 
schon am Abend des L Mai eventuell notwendig werdende Kamplheschlüsse gefaßt 
und an die Betriebe herangebracht werden können, wie sich das im Mai 1929 als 
notwendig envüesen hat.
Die Organisierung der Maidemonstration auf der Grundlage der Einheitsfront 

unten bedeutet keineswegs, daß es unzulässig ist. mit örtlichen proletarischen 
Organisationen, die unter reformistischer Eeitung stehen, zu verhandeln, wenn 
dadurch der Gegensatz zwischen der proletarischen Mitgliedschaft und der sozialfa
schistischen Führung gesteigert werden kann.
Dabei muß aber vollkommene Klarheit darüber sein, daß wir tms 
Demonstrationen, die unter unserer Führung und unter unseren Kampflo- 
sungen durchgeführt werden, beteiligen, daß insbesondere die Katnplitarolen 
gegen die sozialfaschistische Koalitionspolitik, für die \ erteidigiing der Sowjetunion, 
für die rote Einheitsfront des Proletariats nicht fehlen dürfen. Lüisere Redner und 
unsere Kampfparolen (Transparente) müssen die Demonstrationen und Kundgebun
gen beherrschen. Völlig unzulässig sind Abmachungen in der Art. daß in einem Jahr

eines

von

n ti r an
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ein Redner der einen, iin nächsten Jahr ein Redner der anderen Partei .spricht. 
Voraussetzungen von einheitlichen Maidenionstrationen sind nicht Spitzeukouibi- 
nationen mit SPD-Führern. sondern breiteste .Masseiiinohilisierung der SPD-.Vrbeiter 
von unten (Beschlüsse in Betrieben iisw.) für solche einheillichen Demonstrationen.

Die Demonstrationen sollen als einheitliche Kundgehungen des gesamten werktäti
gen Volkes durchgeführt werden, doch sollen die Betriebe als Rückgrat des 
proletarischen Massenkampfes entsprechend hervortreten. Besondere Sammelpunkte 
oder V'ersammlungslokale für die Belegschaften der Großbetriebe sind festzulegen, 
wo sich die Arbeiter vor der Demonstration zusammenfinden. .Als eine organisatori
sche Form, die die Gründung roter Betriebswehren erleichtert, kann ein hreiter 
Ordnerdienst organisiert werden.

d) Die wichtigsten Losungen:
Entsprechend den am Anfang genannten politischen Gesichtspunkten sind die 
wichtigsten Losungen folgende:

Kampf gegen den Faschismus!
Kampfmai im Zeichen der Volksrevolution für ein Sowjet deutschland!
In Deutschland I lunger und Not - in Sowjetrußland Arbeit und Brot! Kämpft für ein 
Sowjetdeutschland!
Organisiert die Volksaktion gegen F'aschismus. BrüningdWiVAtwr und Preußenregie
rung!
Nieder mit der Hungerregierung!
Das Volk begehrt nicht Hitler — Hugenberg noch Severing. das Volk begehrt Arbeit, 
Brot, Freiheit!
Denkt an Zörgiebels 1. Mai!
Kapitalismus ist Krieg — Sozialismus ist Friede!
Schützt die Sowjetunion - Das V'aterland aller Werktätigen!
Für den Siebenstundentag bei vollem Lohnausgleich!
Arbeit und Brot den Erwerbslosen!
Gegen Unterstützungsraub, für ausreichende Unterstützung aller Erwerbslosen für 
die ganze Dauer der Erwerbslosigkeit!
Eür die 40Stundenwoche bei vollem Lohnausgleich! Gleicher Lohn für deiche 
Arbeit!
Massenstreik gegen Lohnabbau - für Lohnerhöhung! Wählt Kampfleitungen! 
Hinein in die RGO!
Organisiert Betriebsgruppen der RGO!
Die SPD stimmt für Panzerkreuzer B. - Macht Schluß mit den Panzerkreuzer- 
Sozialisten!
Heraus aus der Partei des Arbeiterverrates!
Faschismus ist Arbeitermord! Schließt die rote Einheitsfront gegen den Mordfaschis
mus!
Hinein in den Kampfbund gegen den Easchismus!
Nieder mit den faschistischen Kriegshetzern, es lebe die internationale Solidarität der 
Arbeiterklasse!
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Faschisten — Zentrumschristen und Sozialfaschislen hetzen zum Krieg gegen 
Sowjetrußland - kämpft gegen Kriegshetze und Kriegsrüstungenl""*

5. \' e r t a g u n g der B e z i r k s p a r t e i t a g e :
Die Anspannung aller Kräfte der Parteiorganisation für die großen laufenden 
Kampagnen (Wirtschaftskämpfe, Betriebsrätewahl, Volksaktion gegen Faschismus 
und Preußenregierung. Rote Tage der RGO. Kampagne gegen SPD anläßlich des 
SPD-Parteitages. Kampagne für den Arbeitsheschaffungsplan unter Erwerbslosen 
und Betriebsarbeitern usw. usw.) macht es notwendig, die ursprünglich für April itnd 
Mai angesetzten Bezirksparteitage bis zum Fier bst zu vertagen, 
politische \'orbereitung der Bezirksparteitage wird daun eine gründlichere sein. 
Insbesondere werden auch die Beschlüsse der erweiterten Exekutive"*’ und die 
Ergebnisse der jetzt laufenden politischen Kampagnen der Partei bei der Durchlüh
rung der Bezirksparteitage zur ^ollen Auswertung gelangen können. \'on diesem 
Beschluß sind indessen nicht berührt die innerjjarteiliche Durcharbeitung der 
Betriebs- und Straßenzellen, der Ortsgruppen und Lätterbezirke. Es sind im Monat 
Mai in allen Lüiterbezirken LTn t e r b ez i r k s kon f er en z en durchzuführen, um 
die notwendige Ergänzung der führenden Kader der Partei in den Bezirken und 
Unterbezirken vornehmen zu können. Die Delegiertenwahl findet in allen Zellen in 
Mitgliederversammlungen statt, in denen auch gleichzeitig die Netiw^ahl der Zellen
leitung erfolgen muß. Der Delegiertenmodus für alle lüiterbezirkskonferenzen bleibt, 
auf je 10 Mitglieder ein Delegierter. Auf den Unterbezirkskonferenzen ist neben der

23 Die

24 Über das Ergebnis der Maikuinpagne und den Verlauf des 1. Mai in den einzelnen Bezirken berichtete
Mai 1931 dem Sekretariat. Dabei stellte die Agitprop-Abteilungdie Agitprop-Abteilung des ZK iin 

fest, daß sich aus allen Bezirksberichten ..fast iibereinstimtnend eine Keilte von Schwachen“ ergeben. 
Die ..Mobilisierung der Betriebe" sei ..keineswegs entsprechend den objektiven Möglichkeiten, den 
politischen Notwendigkeiten ttnd den Direktiven des ZK" gewesen. Mehrere Bezirke meldeten 
..überhaupt keine betrieblichen Maikotnitees. sondern nur allgemeine ürtskoraitees“. Der „Inhalt der 
Beschlüsse und Resolutionen war ztitn größten Teil unklar. Unsere Genossen umgingen die 
Fragestellung des politischen .Massenstreiks, propagierten oft .4rbeitsruhe". Die ...Mobilisierung der 
Stempelstellen" sei ..gleichfalls ungenügend gewesen". Die Projtagierung der ..Einheitsfront von unten 
ist mehr als ungenügend, ln ausnahmslos allen Berichten wird festgestellt, daß sowohl in den 
betrieblichen als auch örtlichen Maikomitees nur Kommunisten und einige sympatliisierende Arbeiter 
vorhanden“ waren. ..Fraktionsarbeit in den von Sozialfaschisten und Zentrum geleisteten .Massenor
ganisationen“ sei ..nur in Ausnahmefällen geleistet" w orden. Die ..Streikbeteiligung der Betriebe“ 
..einigermaßen zufriedenstellend nur (in) Überschlesien". Die ...Agitation in den Betrieben" war nach 
den vorliegenden Berichten der Bezirke ..schwach“. ..Die Zahl der Betriebszeitungen. Stempelstellen

der bezirklichen Plakate. Flugblätter und Handzettel ist nicht befriedigend.“ Liber den

war

Zeitungen.
1. Mai auf dem Dorfe könne überhaupt nichts berichtet werden, da die Bezirke diesen Punkt ,.tn den 
Berichten kaum gestreift" hätten. Insgesamt zeigt der Bericht, daß die .Anweisungen des ZK nur sehr 
unzureichend befolgt wurden, daß zwischen den Erwartungen des ZK und den Verhältnissen in den 
Bezirken eine kaum faßbare Diskrepanz bestand. .Abschließend stellt der Bericht fest, daß es sich bei 
dieser Kritik ..nur utn einen kleinen .Ausschnitt" handelte, weil ein Teil der Bezirke überhaupt noch 
keinen Bericht eingesandt hatte. \ gl. Schreiben von Zentral-.Agitprop an ZK-Sekretariat, Vorläufige 
Übersicht über den 1. Mai. Berlin 1.5. Mai 19.31. BA Bestand R 45 I\ . Bd. 4l.

25 Zum ursprünglichen Termin der Bezirkspaneitage vgl. Dok. 37.
26 Gemeint sind wohl die Beschlüsse des XL Plenums des EKKl. das vom 26. März bis 11. April 1931 in 

Moskau tagte. Vgl. Theseti ttnd Resolutionen der XI. Plenanagung des EKKI, April 1931. 
Hamburg-Berlin 1931. Vgl. auch Inprekorr Nr. 38 vom 24. 4. 1931. S. 254 ff.
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politischen Aulgabenstellung für die nächsten Monate gründlich die organisatorische 
Entwicklung der Unterbezirke zu überprüfen. Neben der Neuwahl der Unterltezirks- 
leitungen sind gleichzeitig auf den Unterbezirkskoid'erenzen neue entwickelte Kräfte.

allem Betriebsarbeiter. Frauen, .lungarbeiter zur Ergänzung der Bezirksleitungen 
vorzuschlagen. Die Bezirksleitungen sind verpflichtet, diese \’oiscbläge nicht nur 
entgegenzunehmen, sondern sie ernstlich zu prüfen und soweit das notwendig ist, die 
Vorgeschlagenen mit beratender Stimme zu den Bezirksleitungssitzungen hiuzuzu- 
ziehen. Soweit stimmberechtigte Mitglieder seit dem letzten Bezirksparteitag aus der 
Bezirksleitung ausgeschieden sind, sind diese gleichfalls aus dem Kreis der Vorge
schlagenen zu ersetzen.
Die Bezirksleitungen werden ersucht, dem Sekretariat des ZK sofort die .Anweisun
gen an die UBL-Zellen und Ortsgruppen zur Vorbereitung der LTB-Konferenzen 
einzusenden.

vor

6. Reichs] ugendtag;
>X ie Euch bereits durch die Presse bekannt ist. bat Crzesinski a\le Demonstrationen 
und öffentlichen Kundgebungen unter freiem lliiumel zum b. Reichs]ugendtag 
Ostern 1931 in Berlin verboten." Diese Unterdrückungsmaßnahmen hegen in der 
Linie der verstärkten Lohnabbau- und Kultur-Offensive der Bourgeoisie und der 
Sozialdemokratie. Diese .Maßnahme ist ein weiterer Schritt zur politischen 
Entrechtung der werktätigen Jugend in der Richtung des Verbotes 
] e d e r politischen Betätigung, des \A ' a h 1 r e c h t r a u b e s und der 
Arbeitsdienstpflicht. Für das Verbot der Jugendtagsdemonstrationen durch 
Grzesmski waren ausschlaggebend die Interessen seiner Partei im Kampf um die 
Jugend. Die S.AJ befindet sieb in einer schweren Krise. Die Instanzen der Sozialdemo
kratie selbst müssen eine .Nachwuchskrise feststellen. Der vorgesehene Jugendtag in 
Frankfurt/Main (August 1931) verspricht nach den Angaben des Hauptvorstandes 
des S.AJ ein Fiasko zu werden. (Sie rechnen mit l.öOOO Teilnehmern!)
Der Stand der A orbereitungen zum 6. Reichs]ugendtag des K.IA'D zeigt, daß die 
Massenmobilisierung zum Reichs]ugendtag in Leipzig [...]"** aufweist. Bis zum 1-5. 
März waren 50000 auswärtige Teilnehmer (außer Berlin) angemeldet, darunter 
einige hundert SAJler.
Ein in den Straßen Berlins durchgeführter 6. Reichs]ugendtag würde noch deutlicher 
die Nachwuchskrise der SPD offenbaren und zeigen, daß die proletarische Jugend 
geführt wird vom Kommunismus. Deshalb mußte Crzesinski im .Aufträge seiner 
Partei eingreifen.
Als Antwort auf diese Maßnahmen Grzesinskis haben wir beschlossen, nicht nur 
einen, sondern 4 Jugendtage in Berlin. Fr a n k f u r t/.Vl a i n . Jena-Gera 
und B r a u n s c h we i g durchzuführen. \X'ir werden dabei alle legalen .Möglichkeiten 
restlos ausnützen. Und alle Provokationsabsichten der sozialdemokratischen Polizei- 
minister durchkreuzen. In Berlin wird der Jugendtag durchgeführt werden in

27 Die für den Reichsjugendlag am 3. und 4. .4pril in Berlin geplanten öll'entlichen Kundgebungen und 
Demonstrationen wurden von Polizeipräsident Crzesinski am 17. 3. verboten. V'gl, RF .\r. 63 vom 
18. 3. 1931. Das \ erbot wurde wenige Tage vor Beginn des Reichsjugendtages nochmals erneuert und 
auch auf Saalveranstaltungen ausgeweitet. Vgl. Rk' Nr. 73 vom 1. 4. 1931.

28 Lücke im Te.xt.
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großen Sälen und auf verscliiedenen großen Sportplätzen. .Nach Berlin entsenden 
alle Bezirke starke Delegationen. (Den BL des .liigendverbandes sind 
hierzu schon konkrete Anweisungen zugegangen.) In F ra n k l'u r t / .\I a i n . 
ebenfalls die Demonstrationen unterdrückt werden sollen, w ird der Beichsjugendtag 
in ähnlicher Weise wie in Berlin durchgelührt. .\n diesem .lugendtag beteiligt 
sich ganz S ü d d e u t s c h 1 a n d .
In Braunschweig und in Gera-Jena findet der Reichsjugendtag statt als 
großer Demonstrationsaufmarsch. An dem Aufmarsch in ,lena-(iera beteiligt 
sich ganz .Mitteldeutschland und Thüringen. In B r a u n s c h we i g 
nehmen an dem Aufmarsch teil; Rheinland. estlalen. Siord-\X est. asserkante und 
Niedersachsen. (Die konkreten Anweisungen für diese Aufmärsche sind den BL des 
KJ\’D bereits zugegangen.)“''

W'O

Indem Mittelpunkt der D u r c h f ü h r u ti g der -1 R e i c h s j u ge n d t a g e 
wird nach wie vor Berlin stehen. Deshiill) stellen wir in den X'ordergrund der 
Durchführung der Reichsjugendtage die Organisierung eines J ii ge n d k o ngr es-

zum Kampf gegen Arheits- 
dienstpflicht. U’a h 1 r e ch t s r a u b und M o r d f a s c h i s m u s. in Berlin 
zu Ostern 1931. Zu diesem Kongreß sollen delegiert werden: starke Dele-

d Großbetrieben D e n t s c h 1 a n d s . 
allen Teilen Deutschlands, die zum

Delegationen der 
d e n

[für] revolutionäre Linheit.ses

gationen aus allen Kriegs- un 
alle S A ,1 - D e 1 e g a t i o n aus
R e i c h s j u g e n d t a g mobilisiert werden, alle 
christlichen Jugendorganisationen. Delegationen aus 
reformistischen Gewerkschaften und r e 1 o i-m i s t i s c h e n Sportor
ganisationen. Das Hanptgewic ht muß jetzt in \ erhindung mit den Vi irtschafts- 
kämpfen und Betriebsrätewahlen auf die .Mobilisierung der .Massen ans den Betrieben

wo der Reichsjugendtag in 4 Ortenzu den Reichsjugendtagen gelegt werden. Jetzt, 
stattfindet, muß die Losung, die das ZK des KJ\ D herausgegehen hat. nach den 
Maßnahmen Grzesinskis: Verdreifachung der .M a s s e n m o b i 1 i s i e r u n g 
durchgeführt werden. Die gesamte .Mobilisierungsarheit muß mit einer verstärkten 
\V erhekampagne für den .M as se n e i n t r i 11 in tlen K.IV D verbunden werden. 
Die BL der KPD. in deren Bezirken Jugendtage stattfinden, haben bereits vom 
Jugend-ZK besondere Materialien erhalten. Für alle Bezirksleitungen steht die 
Aufgabe, gemeinsam mit der BL des Jugendverhandes jetzt die Kampagne zur 
Mobilisierung der Jttngw-erktätigen zu den Jugetidtagen zu steigert!. W ir schlagen 
vor. auf der nächsten Sitzung der Bezirksleitung nochmals den Stand der V orberei- 
tungsarbeiten zu den Reichsjugendtagen zn überprüfen ttnd getneinsam mit der 
Jugend-BL die notwendigen konkreten .Maßnahmen zur Steigerittig der Mobilisie
rung zu treffen.
Für die Durchführung der Reichsjugendtage im Falle weiterer Repressalien ttnd 
Verhotsmaßnahmen erhält jede Jttgend-BL .Vnweisungen mit besonderer Post.’"

29 Die entspreclieiuleii .\mveisuii!;cii lief{eii iiiehl viir.
30 Der 6. Reichsjugendlafi fand wie angegeben am 3.-4. April statt. IFer den Verlauf vgl. die Berichte 

der RFSv. 80 vom 5. 4. 1931. Hier aucli das (ieleitwort Th(Hmnnns ztan (). Reichsjtigendlag: ..Der 
.Itmendverliand wächst im Fetter der reaktionären .Anschläge.“ Das Grußwort Kurt Müllers, des 
Vorsitzenden des K.TVD. erschien in HF Nr. 79 vom 3.4. 1931: ..Wir stürmen für die neue 
sozialistische A'elt - trotz alletleml"
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7. Unsere Taktik in Braun schweig 
Zur Taktik

:i 1

unserer Braunschweiger Parteiorganisation ini Konnnunalparlainent sind 
folgende vorläufige Bemerkungen zu machen: Diese Taktik entsprang den besonde- 

politischen Bedingungen, die in Braunschweig gegeben waren. Dort ist eine 
offene faschistische Regierung der .Nazi am Ruder, dort befindet sich die SPD in 
Scheinopposition gegen die Tra/tsc/zregierung. Dort fand anläßlich des //zV/eraufmar- 
sches und des ^Wahlkampfes eine weitgehende Massenmobilisierung, insbesondere 
auch der sozialdemokratischen Arbeiter für den gemeinsamen antifaschistischen 
Kampf unter Führung der KPD und eine entsprechende Zersetzung innerhalb der 
Sozialdemokratie statt, ln dieser Situation hätte die schematische Anwendung der 
Taktik, für alle Funktionen des Stadtverordnetenvorstandes usw. Kommunisten 
kandidieren zu lassen und für sie zu stimmen, zur Wahl eines nationalsozialistischen 
Stadu^erordnetenvorstehers. trotz der vorhandenen kommunistisch-sozialdemokrati
schen Mehrheit geführt. Eine solche Taktik wäre, wenn man nicht die Gesichts
punkte unserer gesamten, großen politischen Kampagnen gegen den Faschismus, 
gegen die Frick- und /ranzenregierung*'^ der Nazis in Betracht zieht, den breiten 
Massen unverständlich geblieben und hätte eine gewisse Isolierung der Partei 
bewirkt. Die SPD. die an uns

ren

herantrat, hoffte dadurch ihre Schlappe bei den WW ahlen 
auszuwetzen, ihren allgemeinen .Niedergang aufzuhalten, die Initiative an sich zu 
reißen und uns in die Defensive manövrieren zu können. Wir mußten aus allen 
angeführten Gründen eine solche Taktik einschlagen, die uns die Initiative in die 
Hand gab. [die] die Sozialdemokraten ihrerseits in die Enge trieb und 
Offensivstellung gegen den Easchismus bei gleichzeitiger .Massenmohilisierung in 
vollem Maße sicherte und ausbante. Wir mußten einen Kuhhandel über Posten- und 
Funktionsverteilung mit der SPD ablehnen und erklären, daß es tins lediglich auf die 
Durchsetzung bestimmter politischer Mindestforderungen ankomme. Es w'urden eine 
Reihe solcher proletarischer Eorderungen aufgestellt und von der SPD ultimativ die 
bindende Verpflichtung gefordert, für diese Eorderungen der Kommunisten im 
Stadtpariament einzutreten, sowie die Verpflichtung ihres sozialdemokratischen 
Bürgermeisters Böhm, keinen Einspruch gegen entsprechende Beschlüsse des Stadt-

unsere

31 Der ge.samte Teil Unsere Taktik in Braunschweig“ wurde mit der Kopl'zeile: ..Aus einem 
Rundsciireihen des ZK“ in der Roten Fahne Nr. 72 
Nach dem Ausgang der Kommunalwahlen

vom 26. März 1931 nachgedruckl. 
vom l.März (vgl. ,\nm. 4( besaß die NSD,4P ira 

Braunschweiger Stadtparlament 17 Mandate, die SPD H und die KPD 4 statt bisher 1. Um die Wald 
eines nationalsozialistischen Präsidiums zu verhindern, stimmte die KPD in der konstituierenden 
Sitzung des Braunsehweiger Stadtparlaments für deti von der SPD nominierten Präsidenten, obwohl 
diese die forderung der KPD nach (laritätischer Besetzung der wichtigsten Ämter in Braunschweig 
abgelehnt hatte. Dieser Vorgang stellte eine eindeutige Dttrchhrechtmg der KPD-Strategie dar. die 
jegliche Einheitsfront ntit der SPD zu dieser Zeit strikt ahlelmte. Vgl. zti dem Braunschweiger Vorgang 
die ausführliche Darstellung bei Waltraud Ireland. The Lost Gatnble. phil. Diss. Baltimore 1971, 
S. 474ff. ,4m 22. 3, 1931 brachte üie Rote Fahne .Nr. 69 einen ausführlichen .4rtikel. um die Haltung 
der KPD in Braunschweig zu rechtfertigen. Diese Rechtfertigung gipfelte in der Behauptung: ..Was in 
Braunschweig geschehett ist. ist die feste grundsätzliche Fortsetzung 
..Das .Besondere^ unserer Taktik in Braunschweig“, RF a.a.O.

32 Gemeint ist die Regierung von Thüringeti. in der die NSD.4P

Gesamtpolitik.“ \'gl.tmserer

von .lanttar 1930 bis .4pril 1931 mit 
^ ilhelm /rick den Intien- und \ olksbildttngsminister stellte, und die Braunschweigische Regierung, in 
der dte NSDAP mit Dr. Franzen die gleiche Funktion innehalte. Franzen trat am 26. .Itili 1931 zurück. 
Vgl. Horketibach 1931 S. 262.
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parlaineiits zu erlieben. sondern dieselben durchziiführen. Daxon wtirde die Vi ahl 
konnnunistisch-sozialdeinokratiscben Stadt verordnetenvorstatides ents|)re-eines

ehend dem Kräfteverhältnis der Partei abhängig gemacht, ohne zu verscliweigen. 
daß es für die Koimnunistische Partei niemals ein Zusammengellen mit der SPD als 
Partei geben kann. Die SPD ging im wesentlichen auf dieses Uhimatttm ein. was 
keineswegs bedeutet, daß sie auch in der Praxis ihre \ ersprechungen einlösen wird. 
In jedem Fall wird sie sitF jedoch auch weiterhin immer stärker iti eine für sie 
unhaltbare und für uns günstigere Situation lüneitituauövriereu. während wir eine 
außerordentlich günstige Position für unsere Agitation und Propaganda haben, bei 
der unsere Politik von den Massen verstanden und gebilligt w ird.
Bei der Durchführung dieser Politik ergaben sich eine Reihe \ou Schwächen und 
Fehlern. Die Auswahl der Forderungen ist nicht völlig einwatidfrei. Es wäre 
zweckmäßiger, wenn die Zahl der sozialen Forderungen gerinpr und dafür die 
politischen Forderungen um einige Punkte erweitert gewesen wären. Die Führtmg 
der Kampagne in der breiten Arbeiteröffentlichkeit (\ ersammhuigen. Demonstratio
nen) sowie in unserer Parteizeituiig. der \AZ^\ war völlig ungenügend tmd 
entsprach keineswegs dem offensiven Charakter dieser Taktik. Die Art. wie nnsere 
Genossen nach der Zustimmung der Sozialdemokratie im Bratttischweigischen 
Stadtparlament auftraten tmd ihre Stimmabgabe für den sozialdemokratischen 
Stadtverordnetenvorstand motivierten, war - wie sich dies nach den vorliegenden 
Berichten beurteilen läßt — unzttlänglich. Es wurde keitieswegs der Charakter 
unserer Aktion und unserer Einschätzung der SPD in geuügeutler Schälle und 
klarem Maße herausgearbeitet, wie das unbedingt notwendig gewesen wäre. Diese 
Schwächen mußten erst durch die politische Bewertung in der Roten bahne und der 
übrigen Parteipresse [RF \ om 1. März) *'* kritisiert werden. Es ist klar, daß trotz 
dieser Schwächen die Grundlinie der Taktik keine Abschwächung, sondern eine 
Steigerung unseres Kampfes gegen die SPD. eine Verbessertmg unserer Positionen in 
Braunschweig und eine Lhiterstützuug unserer gesamten aiitilaschistiscben Kam
pagne darstellt.
Die Fehler und Schwächen, die sich bei der bisherigen Durchlührttug unserer I aktik 
in Braunschweig zeigten, signalisieren aitch für die nächste Zukimll.
Bezirksleitung Niedersachsen, gew isse Gefahren.
Die Partei in Bratmschweig muß mit Unterstützung der Bezirksleittmg .Niedersachsen 
und der Gesaintpartei rasch die vorhandenen Schwächen iiberwintleu. daun wird sie 
auch schnell diese Gefahren beseitigen. Unsere Genossen in Braunscbweig müssen 
mit der weiteren Durchführung uuserer taktischen Einie die atd.serparlamentarische 
Kampagne wesentlich verstärken tmd in Betriebsbelegschalts- tmd Erwerbslosenver- 

iihttigen und Veranstaltungen der übrigen ausgebetiteten werktätigen Schichten
unsere Stadtverordneten tmd

vor allem der

samt
immer wieder konkrete Forderungen formtiliereii. die 
Gemeindevertreter immer w'ieder als Anträge einbringen und durch deren Beliand- 
lung und Abstimmung sie die SPD immer wieder zw ingen, offeti Farbe 
Besonders politisch wichtig sind dabei neben den allgeuieineii sozialpolitiscben

zu liekenneu.

33 Niedersächsische Arbeiter-Zeitung, Hannover, Organ der Bezirksleitung .Niedersachsen der KPD.
34 Vgl. Rd' Nr. 52 vom 3.3. 1931: ..Koinnumistisclier Wahlsieg in Braunschweig". RF Nr. 69 

22.3. 1931.
vom
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F’orderungen solche Anträge, die in der Linie der Unterstützung der außerparlamen
tarischen Massenkampagnen gegen [die] faschistische /Vn/t=e/negierung liegen.
Nur durch eine kühne Anwendung der Einheitsfronttaktik von unten in der 
Kombination unseres außerparlamentarischen und parlamentarischen Kampfes wird 
es der Partei gelingen, die SPD auch in Braunschweig rasch zur \-ollständigen 
Entlan ung zu zw ingen.

8. Massenkampf zur Verteidigung der Partei und aller revolu
tionären O r g a n i s a t i o n e ti:

Wie schon in Punkt 1 angeführt, erstrebt die Bourgeoisie und insbesondere die 
Sozialdemokratie mit allen Kräften eine \ erschärfung des konterrevolutionären 
Terrors gegen die Partei und die revolutionären (Organisationen) Arbeiterorganisa
tionen. Der von uns seit langem angeprangerte Plan Sercrings und der SPD. die 
revolutionäre Bewegung vorzeitig zu Kämpfen zn [uovozieren. um sie in die 
Illegalität drängen zu können, tritt wieder in ein akutes Stadium. Die Presse der 
Bourgeoisie fordert zum Teil schon offen das \'erboi der Partei. Es wäre völlig 
verfehlt, angesichts dieser Hetze und der tatsächlichen Verfolgungsmaßnahmen in 
irgendwelche Panikstimmungen zu verfallen. Die Etage des \ erbot es der Partei 
hängt zweifelsohne in erster Linie von unserer eigenen Kraftentfaltung bei der 
Massenmobilisierung zttr Verteidigung der Partei, zur \'erteidigitiig der Legalität der 
Arbeiterbewegung überhaupt ab. Trotzdem ist es unsere Aufgabe, alle entsprechen
den Maßnahmen anzuwenden, um einerseits dem Gegner keitierlei Material für seine 
Hetze gegen die Partei zu liefern (keine mmötigen Eornutlierungen in Artikeln 
unserer Presse und in den .Ausführungen unserer Referetiten. die leichtfertig ein 
Verbot unserer Presse und eine Verfolgtmg unserer (ienossen erleichtern), anderer
seits die .Massen in breitestem .Maße gegen die revolutionären und faschistiscben 
Anschläge auf die Legalität der .Arbeiterbewegung zu mobilisieren utid tiriltens 
diejenigen Maßnahtnen zu treffen, die zttr Abwehr aller notwendigen etwaigen 
.Anschläge der Bourgeoisie notwendig sind. Soviel steht jedenfalls fest, tnit der 
allgemeinen Durchfühntng der faschistischen Diktatur iti Detttschland wird, aitch bei 
einer Erhaltung der Legalität der Partei, wie sich bereits in den letzten V'ochen und 
Monaten deutlich zeigte, diese Legalität immer melir aitf kaltem \\ ege eingeschränkt 
und durch Polizeimaßttahmen. \'erbote usw. in den Zustand einer Halblegalität 
verwandelt. Die Verschärftmg der .Angriffe auf die Partei seitens der Bourgeoisie, der 
Sozialdemokratie, sowie des .Mordfaschismus ist lediglich eine Reaktioti auf den 
unaitfhaltsamen Vormarsch der Partei, aitf die großen Erfolge, die die Partei unter 
den .Massen errungen hat und weiter erringt. Die Verstärkung der V erbearbeit der 
Partei, insbesondere unter den Betriebsarbeitern in den (iroßltetrieben. aber auch 
unter den Vlassen der uns bisher fertier stehenden .Angestellten. Mittelständler und 
Bauern, die Neubelebitng der Erwerbslosenbewegung, die großzügigere .Mobilisie
rung der Erauen und der .lugend, das alles sind .Maßnahmen, die die \'erbotspläne 
der Bourgeoisie durchkreuzen, hemmen tmd sogar, wenigstens für längere Zeitdauer, 
überhaupt vereiteln können.

9. Verstärkung der B e t r i e b s w e r b e ar b e i t
Mit der Durchführung der vorstehend aufgezeichneten .Aufgaben muß weiter eine 
intensive Werbearbeit für die Partei und Presse besonders in den Betrieben
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verbunden werden. \\ iederholt wurde bereits auf die durcli die Werbearbeit in den 
letzten Monaten eingelretene \ ersclileebtei'ung der sozialen Zusanunensetzung der 
Partei hingewiesen.
Der Zustand, daß in einer Reilie von Bezirken die erwerl)slosen Mitglieder 80% des 
Gesaintmitglieder-Bestandes betragen, ist keinesw'egs nur in objektiven LIrsadten 
begründet. Die trotz vereinzelter Rückschläge erziehen Erfolge bei den Betnebsrate- 
wahlen zeigen, daß unser Reservoir unter den Massen der Belriebsarbeiter erst in 
ganz geringem Lhnfange m .4ngrilf genoininen ist. Hier heißt es jetzt mit allei 
Entschiedenheit vorzustoßen. Naclidetn jetzt im wesetitlichen die Betriebsrätewahlen 
ahgeschlossen und in Tausenden neuer Betriebe Sttitzjitnikte geschaffen oder 
Instrukteure bestimmt worden sind, tntiß diese Arbeit in \ erbindttng tnit unseren 
politischen Kampagnen verstärkt dtircligelülirt w erden. Dabei ist die Zersetzung ’ in

SPD-Betrielisarlteitern und Arbeitern ausden Reihen der SPD zur Gewinnung von 
der Peripherie der SPD im w'eitesten Maße anszunützen.
Die alten Betriebszellen in ihrem Mitgliederbestand [zu] verdoppeln in allen 
Betrieben, in denen rote Einbeitslisten zur \4 abl standen, oder tür die Instrukteure 
bestimmt sind, neue starke Betriebszellen der Partei und der Jugend zu schaffen, ist 
eine der wichtigsten politischen und organisatorischen .\idgaben. die jetzt 
Partei stehen. Ohne die Eösung dieser Aufgaben werden wir kein revolutionäres 
Betriebsvertrauensleutesvstem schallen, ohne starke Betriebszeilen der Partei ist es 
umnöglich. die Arbeit der roten Betriebsräte zu politisieren und opportunistische 
Gefahren zu bannen, ohne diese Kaders der Partei ist es auch unmöglich, eine 
wärklich ernste Fraktionsarbeit in den Betriebsgrnppen der RGO zu organisieren, 
deshalb kein Machlassen, sondern V erstärkung der Vi erbearbeit in allen Betrieben. 
Dabei sei noch besonders darauf liingewiesen. daß in Ztiktmli die Presse m viel 
höherem Maße als bisher die Betriebswerbearbeil planmäßig unterstützen muß. 
Durch die fortlaufende Veröffentlichung von Kurzartikeln, durcli Gegenüberstellung 
der Werbeergebnisse in den einzelnen Betrieben muß ein umfassender Wettbeweib 
ausgelöst und planmäßig gesteigert w'erden.

vor der

Mit komimmistiscbem Gruß 
ZK-Sekrelariat

35 In der Vorlage: Versetzung.
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40.

2. 4. 1931; Anvvoisiinjien des Sekretariats an die Bezirksleitiinjjen

BA B 134, Bd. 62. S. 102-111 und StA Bremen. 4.6.5-II A 12a. Bd. 30: Polizeiliche Abschrift. I AN 
2160/14. 4. Überschrift: ..Kundschreiben Nr. 7. Anweisungen des Sekretariats."

Inhal t s verzei eil n i s :
1. Unsere Antwort an Brüning und Serrring
2. Verstärkte Rüstung zuin 1. .Mai
3. Stahlhelm-Volksbegehren
4. Rote Tage der RGü und Tarif'abläul'e
5. .Auswertung des Reichsjugendtages
6. .Agitationsinethoden der Freidenker

1. Unsere .Antwort an Brüning und an Severing
Schon die ersten Tage der .Anwendung der .Notverordnung vom 28. .März dieses 
Jahres' zeigen, daß unsere Einschätzung die,ser .Maßnahmen als eines entschei
denden Schrittes zur verschärften f a s c h i s 11 s c h e n Unterdrük- 
kung der werktätigen .Alassen und ihrer revolnlionären ü'orhut absolut richtig war. 
Eine Kette von Haussuchungen und Verhafiungen in Berlin und an anderen Orten.^ 
das Verbot aller Jugendtagsveranstaltungeii in Berlin und im Reiche durch den 
Reichsinnenminister Hirthr die SprengstolTprovokation in Breslau.^ die Aiiflüsung 
einer Jugendweiheveranstaltung in Berlin, \ erbote von RfiO-Belriebsveranstaltun- 
gen. die verschärfte Pressehetze zürn Verbot der Partei und ihrer Pro|)aganda. die 
Erläuterungen von Uirth zur -Not\erordnung’ zeigen klar die \'erschärfutig des 
laschistischen Kurses der Zlrw/nVig-diktatur.
Es ist klar, daß gegen diesen Kurs die Partei den schärfsten entschiedensten Kampf 
führen muß. Bei den Protestbe.schlüssen. die in tausend Betriebs-, Erwerbslosen-. 
.Massenversammlungen gefaßt werden müssen, ist die e r a n t w o r t ii n g der SPD 
für die Notverordnung und ihre Durchführtittg besonders zu brandmarken. Die SPD 
hat nicht nur nachträglich ihre Zustiinimmg zu diesem Raub der primitivsten Rechte

1 Verordmiiif; des Reiflispiiisidenlen zui- BckaMi|diing poliiisclier Aiisschreiuingen. \ om 28. März 
1931. RGBl.. Teil 1. S. 79-81. \ fil, auch Horkenhacli 1931 .S. 11.3 ff,

2 .4in 27. und 28. .März 1931 wurilen in Berlin die Parleizentrale der KPD. da.s Karl-Liebknecht-Haus, 
sowie die Büros der .Masscnorfiunisationeii und zahlreiche \1 ohniingen koimnunisti,scher Funktionäre 
von der Polizei durchsucht. Die Haussuchiinf:en verliefen erf:ehni.slos. \ <:1. Rt' Nr. 7.5 vorn 29. 3. 1931: 
..Koininunistenruzzia ' und ..Die Polizei iin Karl-Liebkiwcht-Waus '.

3 Vgl, dazu Dok. 39 Punkt 6.
4 .4in .31. .März 19,31 wurde bei einer Haussuchung in Breslau in einer Garage, in der ein Lieferw agen 

der dortigen Arbeiter-Zeitung untergehrachl war. Sprengsloff gefunden. Die Rote Fahne bezeichncte 
diesen Fund als ..groß angelegte Provokalion". Vgl. RF Nr. 77 vom 1.4.1931: ..Achtung. 
Sprengstoff!"

•5 In einem Rtindtelegrainm an die hinenininisler der Länder wies Reichsiiinenininister Dr. Uirth darauf 
hin. daß durch die .Notverordnung atich eine Hantlhahe gegen die vom \ erband proletarischer 
Freidenker angekündiglen ,4nli-()sterktmdgebungen gegeben sei. \'gl. Schulthess 1931 S. 98. 
Horkenhach 1931 S. 118.
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der Arbeiterschaft gegeben, die sozialfascbistischeii Minister und Polizeipräsidenten 
betätigen den größten Eifer bei der Durcbfiibrnng der Manlkorbverordnung gegen 
das revolutionäre Proletariat, die prominentesten Vertreter der SPD. vor allem 
Braun und Severing waren, wie llirth besonders bervorbebt, von dem Inhalt der 
Notverordnung vorher unterrichtet,'’ sie haben bei ihrer Ausarbeitung aktiv mitge
wirkt. Unsere Antwort an Braun und Severing besteht in der gesteigeiten XX'erbung 
für die Partei, die Parteipresse und die revolutionären Massenorganisationen, 
in der verstärkten Streikrüstung zum 1. Mai und zu den bevorstehenden gewaltigen 
Wirtschaftskämpfen.

sowie

Zehntausende neue Betriebsarbeiter für die Partei bis zum 1.
Juni!

Dieses Ziel müssen wir uns bei dem Werbeaufgebot setzen, dessen Schwergewicht 
unbedingt in den Betrieben liegen muß.
Sowohl die Partei als auch die .Massenorganisationen werden der verschärften 
Terroi-welle nur dann erfolgreich Widerstatid leisteti kötitieti. wetm wir die Parole 
„Jeder Betrieb unsere Burg" ernsthaft in die Pra.xis utnsetzen. Die Stärkung bzw. 
Schaffung von Betriebszellen. R G O - G r it p p e n . 
leutekörpern, vor allem in den Betrieben, wo rote Listen aufgestellt wurden, das 
ist der wichtigste Teil der Werbung, die wir unter der Losung ..l’nsere .Antwort 
Brüning-Severing" durchführen.
Um diesen politischen Gharakter der \\ erbeaktion eindrucksvoll hervorzuheben, 

große öffentliche Linfülirungsveranstaltungen für die neugewonnenen 
Mitglieder durchgefübrt werden, bzw. öflentliche \ eranstaltungen. die ziitn 1. Mai 
Stellung nehmen, zur feierlichen Linfübrnng der neugewonnenen Mitglieder ausge
nutzt werden. Dabei soll von der .Methode des revolutionären XAettbewerbs in 
weitgehendstem .Maße Gebrauch gemacht werden. In einer solchen \ eranstaltung 
treten z.B.Vertreter der wichtigsten Betriebe auf und teilen mit: Der Betrieb N.N. bat 
als Antwort an Brüning-Severing so und so viele neue Käm|)ler lür die Partei, so und 
so viele neue Mitglieder der RGO usw. geworben.
Kein Verbot, das auf Grund der Verordnnng verhängt wird, darl ohne öffentlichen 
Protest hingeriommen werden. Die Zahl der angenieldeten A eranstaltungen. der 
Prüfung eingereichten Plugblätter und Plakate tiittß möglichst gesteigert werden. 
Wir haben keinen Anlaß, durch Zurückhaltung iti dieser Bezieinmg die Arbeit der 
Behörden zu erleichtern.

Roten ^ e r t r a n e n s-

an

müssen

zur

In der Parteipresse müssen ständige Rubriken eingeriehtet werden, in 
denen unter dem Titel ..Unsere Antwort an Brüning-Severing-'- den Verbotsmaßnah
men der Regierung die Massenbeitritte, die Kamplbesclilüsse und Kamplmaßnab 
men der Arbeiterschaft gegenübergestellt werden.

6 Die Notverordnung vorn 28. März 19.31 Itildete ilas Ergebnis einer Konferenz der Innenminister der 
Länder bei Reiclisinnemninister Dr. liirth. llire Fonnnlierung ging im wesentlichen auf einen 
\ orsclilag des preulsischen Innenministers Severing zurück. \gl. Schuldiess 1931 S. 97.

7 Vgl. auch ohen Dok. 38. Anm. 1.
8 Solche Artikel erschienen z. B. in Rf' Nr. 79 vom 3. 4. 1931; Nr. 83 vom 10. 4. 1931.
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\\ erbesoll für die Kampafine 
..Unsere Antwort an Briuiing-Severing"

30000 neue Betriebsarbeiter für die Partei bis zum 1. Juni

Berlin-Brandenburg
Pommern
Ostpreußen
Danzig
Oberschlesien
Schlesien
Sachsen
Halle-Merseburg
Magdeburg-Anhalt
Thüringen
Niedersachsen
Mecklenburg

5000 II asserkante
Nordwest
Ruhrgebiet
Niederrhein
Mittelrhein
Hessen-11 aldeck
Hessen-Frankft.
Saargebiet
Baden-Pfalz
II iirtternberg
Nordbayern
Südbayern

3000
■fOO 700
000 3500

1600
1100

300
600

1000
3200
ISOO

300
1200
500

600 SOO
1200 SOO
600 500
200 500

insgesamt 3 0 000

2. Verstärkte Rüstung zuin 1. Mai 
Im Rundschreiben vom 25. März’ sind die konkreten Anweisungen zur Durchfüh
rung der Maikampagne auf der Grundlage der Einheitsfront 
enthalten. Die Presse spiegelt noch keineswegs eine besondere Aktivität auf diesem 
Gebiete wider. Täglich müssen Meldungen über Kampfbeschlüsse zum 1. Mai und 
über die Bildung von Maikomitees veröffentlicht werden. Das Hauptgewicht ist attf 
die Durchführung des Massenstreiks am 1. Mai zu legen. Für die Schuljtigetid 
organisieren und pro|)agieren wir den Schulstreik zum 1. Mai. An den 
Stempelstellen ist die horderung zu erheben, daß die Auszahlungen, die sonst am 1. 
Mai stattfiiiden würden, auf den 30. .April verlegt werden, damit kein .Arbeiter 
der reihiahme an der Maifeier durch den Zwang
Besondere Anstrengiiiigen sind daratif zu richten, s o z i a I d e m o k r a t i s ch e u n d 
christliche Arbeiter für die .Maikomitees z it gewinnen, eine einheit
liche Demonstration der .Arbeitermassen unter unseren Losungen zttm 1. Alai zu 
oiganisieren. Die Frage des 1. .Mai muß überall, wo rote Betriebsräte gewählt 
wurden, im Betriehsrat gestellt werden, wobei insbesondere die reformistischen 
Betriebsräte m einer klaren Disktission [sich] nicht auf die Frage beschränken 
[dürfen], in welcher Form dte .Maifeier durchgeltihrt wird, sondern der politische 
Inhalt des .Maitages muß im Vordergrund stehen. Die Beschlüsse, die den 
Betriebsversammlungen vorzulegen sind, mü 
Schaft sich an

o 11 u n t e n

von
Stem|)eln abgehalten wird.zum

miisseii klar foiniuliereii. daß die Beleg- 
der einheitlichen Demonstration der revolutionären .Arbeiterschaft 

gegen Faschismus und Koalitionspolitik, für die \'erteidigung der Sowjetttnioti. für 
Sowjetdeutschland beteiligt und die leilnahme an reformistischen \ eraristaltiin- 

gen ablehnt.
ein

9 Siehe Dok. 39. \ gl. dort auch den Bericht üher da.s Ergebni.s der Maikainpagiie. .Anin. 24.
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Besondere Aufrnerksainkeit ist daraiil'zn ricliten. daß aiicli ein rnögliclist großer Teil 
der V erkelirsbelriebe (Elektnsclie. Straßenliabn nsw.) sowie dei' Angestellten in 
die Arbeilsruhe und die Massendeinonstraiionen einbezogen wird.
Sebließlicb betonen wir noeh einmal die Notwendigkeit. das Bilndnis von Stadt

von Delegationen am 1. Mai demonstra-u n d L a n d durch gegenseitige Entsendtmg 
tiv zum Ausdruck zu bringen.

3. S t a li 1 b e I m - \' o 1 k s b e g e h r e n
Das Volksbegebren des Stablbelms atd .VulTisimg des Preußiscbeii Eandestages 
findet vorn 8 , / 2 2 . April statt.
In dieser Zeit müssen wir mit einer gesteigerten .\kti\itat sowohl der lascbistischen 
Organisationen aller Bichtungen. als auch der STD und des Reichsl)anners rechnen. 
IX ir müssen demgegenüber mit unserer roten Mobilmachung im Sinne des Aufruls 
des ZK Volksaktion gegen Faschismus. /Oü/O/tgd i k t a t u r und 
P reußen r egie r u n g vom 1.5. Februar dieses .lahres einsetzen.'' Im Sinne dieses 
Aufrufs müssen w ir in eigenen Massenkmidgebmigen. sow ie in allen V eranstaltungen

)bl gegen den Ililler-Husienherg-gegnerisclier Organisationen unsere Kampfliiiie sowt 
und Stabllielmfaschismus, wie auch gegen den in Preußen regierenden Soziallascliis- 

aufzeigen. Ein Flugblatt zu dieser Aktion kommt noch heraus und muß.
vor den Einzeich-

mus
verbunden mit lokalem Agitationsmaterial, insbesondere 
nungslokalen verbreitet werden, liier ist besonders Wert atd kameradscbaltliche 
Auseinandersetzungen mit sozialdemokratischen und Reiclisbannerarbeitern zu 
legen und auf die Herstellung der proletarisclien Einheitsfront von iinten in der 
Abwehr evtl, faschistischer rerroraktionen. Angesichts der erliöhten .4kti^•itat der 
faschistischen Organisationen ist der Schutz unserer Parteieinriclttungen. der Fokale 
der proletarischen Organisationen nsw. zu organisieren. Die revolutionäre .Arbeiter
schaft denkt nicht daran, wie uns von den Oegnern unterstellt wird, die parlamenta
rische Komödie dieses \ olkshegehrens durch gewaltsame X erhinderung der Ein- 
zeichnting zu bekämpfen. Selbstverständlich muß die .Arheitersclialt zur Kenntnis 
nehmen, wer sich an einer solchen .Aktion der laschistisclien .Arheiterleinde beteiligt.
und daraus die entsprechenden Schlußfolgerungen ziehen.
Die ]Notverordnung und ihre brutale Durchlührtmg in Preußen, wobei die Stahlhelm- 
läschisten wohlwollend geduldet, die revolutionäre Arheitersclialt mit der größten 
Brutalität unterdrückt wird, gibt uns eine besonders günstige (ielegenheit. den 
sozialdemokratischen Arbeitern klarzumaclien. daß die Regierungsheteiligung der 
SPD nicht die Verteidigung der Demokratie gegen den haschismus bedeutet, sondern 
die wirksamste Hilfe Itei der Durchführung der faschistischen Diktatur.

4. Rote Tage der RGO und Tarifahläufe
Die roten Tage der R(X). die vom 1.5 . A p r i 1 b i s z n m 1 . M a i in 1 ausenden von 
Massenversammlungen durchgeführt werden sollen.'" gewinnen jetzt besondere

10 Vgl. Dok. 36. Punkt -t.
11 ..Für die \ olksaktion gegen Faschismus und Prenläenregiernng '. fif Nr. 39 

Dok. 36. .Amn. 9.
12 Vgl. Duk. 39. Punkt 4 h.

1.5.2. 1931. Vgl.vorn
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politische Bedeutung, nicht nur im Hinblick auf die V orbereitung des 1. Mai und auf 
die Protestaktion gegen die Diktaturverordnung, sondern auch in der Vorbereitung 

mäclitigen proletariscben Gegenoffensive gegen die gesteigerte Lolinabbauof- 
fensive des Unternebinertuins. In diesen Tagen sind die Tarife für Millionen 
Arbeiter und Angestellte abgelaufen, darunter sind die wichtigsten 
Kategorien, die Bergarbeiter des Ruhrgebiets, die Arbeiter der Schwerindustrie in der 
Nordwestlichen Gruppe und die Bauarbeiter. In der Zeit der ungeheuersten 
Massenerwerbslosigkeit beschränken sich die Unternehiner nicht auf den Lohnab
bau. sondern die Kündigung des Rahinentarifes bedeutet einen Druck iin Sinne der 
\ erlängerung der .Arbeitszeit, der V ermehrung der Überstunden tind der Verschlech
terung der Urlaubsbedingungen. Die roten Tage der RGO werden demgemäß neben 
der V^'erbung für ihre Organisation vor allem der roten Verbände und der 
VWbereitung des I. Mai die Organisierung des .Massenstreiks gegen den 
U n t e r n e h tn er a n g r i f f in den V ordergrund stellen, wobei sie von der Partei aktiv 
unterstützt werden müssen.

5. Auswertung des R e i ch s j u ge n d t a ge s
Im engsten Zusammenhang mit den roten Tagen der RGO nutß der Reichsjugendtag 
des KJV D ausgewertet werden. Die einzige richtige .Antwort atif das generelle Verbot 
des Reichsjugendtages durch den Reichsinnenminister H irth ist. tausende Jungarbei
ter in die RGO, in die roten Einheits\'erbände und in den KJV'D. Die Partei muß der 
Jugend helfen, insbesondere dort, wo sie selbst noch keine Stützpunkte hat. ihre 
Stoßkraft zur Liquidierung der SAJ zu verdoppeln. Hunderte von S.A.I-.VIitghedern 
sind bei nur einiger aktiver persönlicher Fühlungiialime mit ihnen zu bewegen, 
demonstrativ in den KJV D überziitreteii. Hunderte neuer Betriebszellen und 
Ortsgruppen des KommunistiscJien Jugendverbandes können und müssen geschaffen 
werden. Jede Parteileitung muß es sich endlich zur Pflicht machen, bei allen 
Kampagnen der Partei, neben den fragen der Mobilisierung der werktätigen Frauen 
und der übrigen werktätigen Schichten vor allem die Frage der Gewinnung der 
jugendlichen Arbeiter für den KJV D zit stellen. Anweisungen sind genug ergangen, 
jetzt muß wirklich gearbeitet werden.

einer

6. Agitationsmethoden der Freidenker
Die Notverordnung richtet nach den offiziellen Ankündigungen, besonders des 
Innenministers H irtli, ihre Spitze besonders auch gegen die Propaganda der 
proletarischen Freidenker.’* Fs ist klar, daß die Bourgeoisie diese Frage in den 
Vordergrund stellt, nicht deshalb, weil vom Standpunkt ihrer Klasseninteressen aus 
die Religionslrage die wichtigste ist. sondern weil sie in dieser Frage sich leichter auf 
eine Massenstimmung breiter Schichten von W erktätigen stützen kann. Das Verbot 
einer Kundgebung wegen Verhöhnung von Kirche und Religion ist vor den .Vlassen 
leichter zu rechtfertigen, als das Verbot einer Stellungnahme gegen Fohnabbau, 
Fi-werbslosenelend und Steuerwucher.

ir diesen Zusammenhang durchschauen, werden wir uns durch die Angriffe 
des Klassenfeindes niclit zu Agitationsmethoden verleiten lassen, die nur den 
Interessen unserer Feinde dienen. Nicht nur die Freideiikerorgariisationen. sondern

13 Siehe oben Anm. 5.

Wenn wir

326



41.13.4.1931Anweisungen des Sekretariats an die Bezirksleitungen

ch die Agitproptruppen und andere Organisationen unserer Massenagitation und 
Propaganda müssen selbstkritisch feststeilen, daß unsere Agitationsniethoden auf 
diesem Gebiete oft nicht geeignet sind, die Teile der werktätigen .Massen, die noch bis 

gewissen Grade an Religion und Kirclie gebunden sind, naher

au

an unszu einem
heranzubringen.
Selbstverständlich ist es Pflicht der proletarischen Freidenkerorganisationen, die 
Rolle der Kirche im Klassenkampf aufzuzeigen und eine wirkliche Kirchenaustritts
bewegung zu entfachen. Ebenso müssen wir jederzeit vom Standpunkt unserer 
marxistischen Weltanschauung ans. an den religiösen Vorurteilen Kritik üben und 
die Arbeiter von der Richtigkeit unserer Argumente überzeugen. Selbstverständlich 

ir die Rolle der Kirche bei den Vorstößen der faschistischen Reaktion aufmüssen wir ________
kulturellem Gebiet besonders brandmarken. Aber das kann geschehen ohne grobe, 
taktlose Methoden, die auf Teile der Werktätigeti. die wir gewintien 
abstoßend wirken. Es ist auch nicht zweckmäßig, besonders in Gegenden mit 
starkem katholischem Einfluß, unsere Ereidenkerveranstaltimgen unter dem Titel

müssen, nur

..Gottlosenabende" durchzuführen.
Funktionäre und Organisationen, die durch .Mißachtung dieser Anweisungen, durch 
plumpe und taktlose Agitationsniethoden abstoßend wirken und Verbote p

. haben ihren „Benir' verfehlt und werden rücksichtslos zur V erantwortung 
gezogen werden.

rovozie-
ren

Mit koiimumistischetn Gruß 
ZK-Sekretariat

41.

13. 4. 1931: Anweisungen des Sekretariats an die Bezirksleitungen

BA R 134. Bd. 62. S. 158-177 und StA Bremen. 4.65- 11 A 12a. Bd. 30: Polizeiliche Absclirifl. I AN 
2160/23. 4. Überschrift: „Rundschreiben Nr. 8. Anweisunfien des Sekretariats."

1 n li a 11 s v e r z e i c h 11 i s :
1. Der Kampf gegen die iNotverordnung.
2. Verstärkte Agitation gegen Stahlhehnvolksbegehren.
3. Mobilisierung gegen den Riesenangrill auf Eöhne und Unterstützungen.
4. Auswertung der Betriebsrätewahlen.
5. Vertrieb der Parteizeitschriften.
6. Neue Frauenzeitschrift.
7. Zur Internationalen Kinderwoche.
8. Unterstützung der RllD.

1. Der Kampf gegen die Notverordnung
Der Kampf gegen die Brüningsche Notverordnung.' die in immer schärferem Maße

1 \ eroidnung des Reichspräsidenten zur
1931. RGBl. Teil I. S. 79---- 81. Horkenbach 1931 S. 115 ff.

Bekämpfung politischer Ausschreitungen. Vom 28. .März
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gegen unsere Partei und die sympathisierenden jVIassenorganisationen in Anwendung 
gebracht wird, wird in absolut ungenügendem Mabe geführt.
Die Maßnahmen der verschiedensten Polizeihehürden als ausführende Organe der 
ßni/tt/igdiktattir wenden die .Notverordnung gegen die rexolutionäre .Arbeiterschaft, 
im besonderen gegen unsere Partei und gegen die streikenden Arbeiter nicht 
entsprechend ilirem W ortlaut gegen X'eranstaltungen. Zeitschriften und sonstige 
Druckerzeugnisse an. sondern suchen sie in zunehmendem Maße willkürlich auf 
interne Aeranstaltungen atiszudelmeu. nrn die Tätigkeit der Ptirtei und der 
revolutionären Arbeiterbewegung in dieser Weise auf kaltem W ege hdunzulegen. 
Wir haben in unserem letzten Rundschreiben.- wie auch durch Instrukteure die 
Bezirksleitungen ausdrücklich darauf hingewiesen, daß gegen die Bräningsche 
Notverordtumg. der in kürzester Frist noch weitere zitm weiteren .Abhau der Löhne, 

Arbeitszeitverkürzung, zur Senkung der Lrwerbslosemtnterstützutig und anderer 
Sozialversicherungssätze folgen sollen, der AA'iderstand der breitesten Massen in 
Stadt und Land geweckt und organisiert werden muß. Dieser Katnpf gegen die 
bestehenden und geplanten weiteren Notverordnungen kann nur zur breitesten 
-Massenbewegung werden, wenn wir neben der .Anknüpfung an die allgetnein 
stehenden ökonomischen und politischen Fragen itn besonderen in den Betrieben 
jede einzelne .Anwentlung der .Notverordnung gegen proletarische A'eranstaltung 
Zeitschriften und andere Presseerzeugnisse und noch mehr alle besonders aufreizen
den willkürlichen Übergriffe der Behörden über den Rahtnen der Notverordnung 
hinaus zum Mittelpunkt einer groß angelegten .Aitfrüttelungskamjiagne und zur 
Verstärkung der Partei und der übrigen revolutionären .Massenorganisationen 
ausnützen.
Hier aber liegt bisher noch der schwächste Punkt unserer Arbeit. Iii unserer Presse 
widerspiegelt sich dieser AA iderstand und diese Perspektive fast katun. ln fast keinem 
einzigen Bezirk merkt man in der breiten Öffentlichkeit bis heute eine ernste 
Kampagne in den Betrieben, an den Stempelstellen, in den Massenorganisationen 
und auf dem Lande gegen die .Notverordnung. AA'o bleiben die Lntschließungen aus 
Belegschaftsversammlungen. Stempelstellenversannnhmgen. A'ersammlnngen der 
Massenorganisationen, die gegen die A erhängung des Belagerungszustandes, gegen 
die .Anwendung der Notverordnung, gegen besondere AA illkürakte protestieren? AA o 
bleibt die wirklich ernste .Aufrüttehtngsarbeit in deti Betrieben und ihre AA itlerspiege- 
lung in der Presse gegen den zunehmenden Lohnrauh und gegen den ge|)lanten 
Unterstützungsraub? Hier mttß rasch und entschiedeti eine AA endung zur breitesten 
Massenmobilisierung herbeigeführt werden. In der Kampagne zittn 1. Mai. in der 
Durchführung der roten Stnnntage der RGO und der verstärkten Betriebswerbear
beit müssen in Zehntausenden von Betrieben, an zehntansenden Steniftelstellen und 
in zehntausenden Versatnmhtngen der .Massenorganisationen iitid auf dem Lande 
solche Entschließitngen gefaßt und fortlaufend in der Presse veröffetitlicht werden. 
Gegen jeden Übergriff in den Orten müssen Delegationen in deti Betrieben, an den 
Stempelstellen und atis allen Scbichten der werktätigen Bexölkerutig gewählt 
werden, die von Fall zu Fall den schärfsten Protest erheben. Jede Möglichkeit, uns

ntir

zur

en.

2 Vfii. Dok. 40.
3 Vgl. zu diesen Kampagnen die Anwci.sungen in Dok. .39 und 40.
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enger mit den Massen zu verbinden und den Masseiiwiderstand gegen die Notverord
nung und gegen die weiteren Pläne der ßrüningiViktaUiv zu steigern, muß restlos 

werden. Die Sekretäre der Bezirksleitungen werden verjdliclitet. stehausgenutzt
sofort ernstlich mit dieser Frage zu beschäftigen und einen unilassenden Kainpagne-

das Sekretariat des ZK einzusenden. Keinplan auszuarbeiten. Derselbe ist solort 
einziger Gewaltstreich ist ruhig hinzunehnien. Die legale Gegenaktion muß bis zutn 
äußersten ausgenutzt werden. Die Grundbedinpmg unserer strategischen Orientie
rung nmß in der Durchbrechung des faschistischen Terrors bestehen. Tagtäglich 
müßt ihr überlegen, mit welchen Mitteln das zu erreichen ist. .ledes Znruckweichen 
in dieser Situation verstärkt den faschistischen 1 error gegen uns. Leitungen und 
Funktionäre, die jetzt am Beginn der Terrorwelle kapitulieren, müssen sofort durch 
standhafte Genossen, die natürlich genügende taktische Beweglichkeit haben, 
werden. Jede kühne, fortgesetzt verstärkte Offensi\ e in der Linie der Durchbrechung 
des Terrors schon im Anfangsstadiinn schafft Lnsicherheit in den Reihen der 
bürgerlichen Klassenfront. Die bürgerliche Staatsgewalt probiert und sucht durch 
solche provokatorischen Methoden, wie wir sie jetzt allerorts erleben, ihren Klassen
gegner einzuschätzen und zu studieren. Wir müssen (Jie Partei und die Massen 
lehren, die Gegenmaßnalunen nur wirkungsvoller durchznführen. Wie die Beispiele 

dem Reiche zeigen, gehen die Arbeiter immer mehr zu den \ erschiedensten 
Methoden der Gegenkundgebtnigen über. Die deutsche Arbeiterklasse ist so stark 
und selbstbewußt, daß es bald zu einem Sturm des .Massenwiderstandes kommen 
wird, wenn die Partei überall ihre Führerrolle erweist.
Der Kampf gegen die Nonerordnung nmß begleitet sein von 
dien Kampf gegen die Führer der SPD und des Zentrtnns. deren faschistische Rolle 
unermüdlich unter ihren .\nhängern entlarvt werden nmß. W ir müssen auf der 
ganzen Front in eine Diskussion der Parteimitglieder mit den sozialdemokratischen 
und christlichen Arbeitern kommen, direkte Verbindung mit ihnen suchen, je mehr
__  das gelingt, desto stärker wird die Zersetzung der SPD und des Zentrums. Jede
Bezirksleitung nmß sich das feste Ziel stellen, in der kürzesten Zeit eine größere 
Anzahl von SPD-Funktionären und -.Mitgdiedern für den Übertritt in die Partei zu 

Besonders nmß es jetzt gelingen, den letzten Einfluß der S.\J zu

an

ersetzt

aus

einem leidenschaftli-

uns

gewinnen.
vernichten.

2. Verstärkte Agitation gegen S t a h I h e 1 m v o 1 k s b e g e h r e n 
Im Rundschreiben vom 2. April haben wir die Notwendigkeit betont, gegen das 
Stahlhehnvolksbegehren eine Rote .Mobilmachung im Sinne des Anfrnies des ZK zur 
Volksaktion gegen Faschismus und ZJ™/(//;gdiklatur und Preußenregierung durch- 
zttfüluen. Unsere .\ktion dazu ist gegenwärtig noch ungenügend.'' Das kommt 
besonders in der Haltung unserer Presse zum Stahlhelmvolkshegehren zum .Lus
druck. Das Stahlhehnvolksbegehren sowie die Diktaturverordnung ßriinings phen 

glänzende .Möglichkeiten, die Fragen des Kampfes gegen den Faschisnms 
aufzurollen. Das muß in weit stärkerem Maße in unserer l’resse geschehen, wie auch 
durch öffentliche \ ersammhmgen. durch Betriebs^ ersamnilungen und konkrete 
Kamplbeschlüsse in diesen Versammlnngen gegen Faschismus und /Jrünmgdiktatur.

uns

4 Vgl. Dok. 40. Punkt 3.
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3. Mobilisierung der Gesamtpartei gegen den neuen Riesenan- 
griff auf die Löhne und Unterstützungen
Die gewaltige Klassenschlacht, die im Rhein-Ruhrgehiet bevorsteht, wo 500000 
Metall- und Bergarbeitern der Lohn bis zu 40% mit liilfe des streikbrecherischen 
Gewerkschaftsapparates und unter gewaltsamer Anwendung der Diktaturverord
nung gesenkt werden soll, soll nach dem Willen der deutschen Kapitalisten zu einem 
entscheidenden Schlag gegen das Lohnniveau der gesamten Arbeiterklasse Deutsch
lands führen. Im strategischen Plan der Bourgeoisie wurden hei der Durchführung 
der ersten Lohnabbauwelle die

entscheidenden Tarife aller wichtigen I n d u s t r i e g r u p p e n 
(die ganze Metallindustrie, der Bergbau. Chemie. Hafen usw.) so kurzfristig laufend 
festgelegt, daß der neue Lohnraub uninittelbai- auf die gefallene Entscheidung in 
Nordwest einsetzen kann. ’ Unsere .Aufgabe ist es deshalb, sofort das ganze Reich, alle 
Bezirke, alle Industrien zu alarmieren und streikfertig zu machen. Die prinzipielle 
Bedeutung dieser bevorstehenden .Auseinandersetzung ist durch Rundschreiben, 
durch die Presse, durch die Instrukteure, auf Konferenzen, durch alle Fraktionen den 
.Massen der Parteimitglieder und revolutionären Arbeitern klarzumachen. Der 
Bauarbeiterkampf hat bewiesen, daß Partei und RGO bereits flie Kraft haben. 
Bewegungen einheitlich über das Reich zu organisieren.'’ Die .Antwort auf den .Angriff 
der Kapitalisten an der rheinisch-westfälischen Schlüsselstellung muß der Gegen
schlag in allen Teilen des Reichs sein. Die Partei muß deshalb die Organisierung des 
Streiks in der gesamten Metallindustrie und im Bergbau, als den zuerst unmittelbar 
betroffenen Industrien, darüber hinaus in allen Industrien als die wichtigste 
Großaktion der unmittelbaren nächsten Zukunft betrachten und dementsprechend 
die Kräfte einsetzen.
Parallel mit dem .Angriff auf die Löhne unternimmt die Bouigeoisie den großen 
Schlag gegen die Unterstützungssätze der Erwerijslosen und die Eeistungssätze der 
Invaliden- und Unfallversicdierung und Knappschaftsrente.
Unsere .Antwort muß die .Mobilisierung der .Arbeitslosen, ihre straffe Organisierung 
und die \ orbereitung riesiger Massenaktionen sein. Da das Schicksal der Betriebsar
beiter und Erwerbslosen durch die geplanten .Maßnahmen des Klassenfeindes aufs 
engste miteinander verbunden sind, müssen von voridierein die Erwerbslosen in die 
Eohnbewegung der Betriebsarbeiter und umgekehrt die Betriebsarbeiter in die 
Aktionen der Erwerbslosen eingegliedert werden.
Trotz der führenden Rolle, welche die RGO bei den W'irtschaftskämpfen der Arbeiter 
in steigendem .Maße spielt, ist die Mobilisierung zum Streik und zur Massenaktion 
der Erwerbslosen die Hauptaufgabe der Partei in der jetzigen Periode. Deshalb ist 
mit der größten Energie das Parteiaufgebot ..Unsere Antwort an Brüning und 
Sevenng" durchzuführen und durch die unbedingte Gewinnung des gestellten Solls

.5 Die im .April 1931 geführten Tarifverhandlnngen in der .Vielallindustrie Nordwest. d. h. Rhein-Rulir. 
wurden am .5. Mai ergebnislos abgebrochen. Vgl. Rf' Nr. 104 vom 6. .5. 1931. Die angekündigten 
Streiks blieben nach .Ablauf der Tarife jedoch ans.

6 Der Berliner Bauarbeiterstreik unter F'ührung der RGO. der am 2. .April 1931 zögernd begonnen hatte, 
weitete sich in den folgenden Tagen auch auf andere Großstädte aus. Vgl. RI' Nr. 80-83 
5. 4.-10. 4. 1931.

7 V'gl. Dok. 40. Punkt 1.

vom
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„.i Betriebsarbeitern die Basis unserer Betriebsarbeil zu lestigen und zu erweitern. 
Deshalb müssen die Roten Tage der R(;0 ..zu einer Masseninobilisierung der 
Betriebsarbeiter und Erwerbslosen“ führen und die Durebfübrung des Sturniplans 
der RGO gew’ährleisten.
Wir machen jede BL dafür verantwortlich, daß nach dem ersten Stichtag der 
Durchführung des Sturmplanes der RGO am 1.5. .\pril eine sorgfältige Prüfung der 
erreichten Resultate durchgeführt wird. Die Ziele des Sturmplanes müssen in jedem 
Bezirk unbedingt erreicht werden!

an

4. Auswertung der Betriebsrätewah 1 en
Die Betriebsrätewahlen sind im wesentlichen abgeschlossen. Sie haben der Partei

Teil aber auch Rückschläge gebracht. Die Bezirkssekreta-
zu den

neue große Erfolge, zum
und die Bezirksleitungen werden deshalb verpllichtet. sofort austührlich

Gesamtbezirk sowie in jedem einzelnen
riate
Ergebnissen der Betriebsrätewahlen i 
Betrieb eingehend Stellung zu nehmen. Jeder Erfolg, aber auch jeder Rückschlag 
muß selbstkritisch untersucht und die notw^endigen Schlußfolgerungen [müssen] 
daraus gezogen werden. Die Parteileitungen können es unter keinen Umstanden den 
Bezirksausschüssen der RGO überlassen, diese Fragen zu stellen, zu erörtern und für 
ihre Arbeit die Lehren zu ziehen. Die Partei muß von sich aus als Führerin der

\'erstärkung ihrer Betriebsarbeit

im

gesamten revolutionären .Arbeiterbewegung 
restlos die Lehren aus dem Betriebsrätewahlkampf ziehen.
Jedes Sekretariat wird verpRichtet, nach gründlichster Überprüfung der Arbeit der 
Partei im Betriebsrätew ablkampf und [nach] Untersuchung der Ergebnisse 
gründlichen selbstkritischen Entschließung Stellung zu den Betriebsrätewahlen zu 
nehmen. Diese ist in 6 Exemplaren dem Sekretariat des ZK baldmöglichst 
einzusenden. Der Entschließung ist beizufügen ein ausführlicher Bericht über den 
Betriebsrätew'ahlkainpf und seine Ergebnisse. Im Anschluß daran muß jede Beziiks- 
leitung einen umfassenden Plan über die fortlaufende Zusammenfassung der 
Betriebsräte in örtliche und bezirkliche Vollversammlungen und Konferenzen, sowie 
zur Schulung der Betriebsräte und ihrer \ erbindung der Betriebszellen der Partei, 
den Betriebsgruppen der RGO. sowie zur Scbaffimg des politischen Vertrauensleute
körpers ausarbeiten. Die Partei kann sich keineswegs, w ie das zum Teil geschehen 
ist, abfinden mit der Registrierung der Erfolge. Es müssen wirklich ernste Lehren zur 
Ausmerzung aller Schwächen und Mängel, die sich erneut im Betriebsrätewahlkampf 
zeigten, getroffen werden.

zur

einer

5. Vertrieb der Parteizei t sc hr i ften
Situation, das rasche Yi'achstumDie ständige, rasche Veränderung der politiscl 

unserer Partei, die sich immer mehr zuspitzenden Gegensätze im feindlichen Lager, 
die Zersetzungserscheimmgen im Lager der SPD und der Nazis, wüe der übrigen 
bürgerlichen Parteien und die sich daraus ergebenden neuen Aufgaben für unsere 
Partei haben es notwendig gemacht, eine schnelle, rasche und zusammengefaßte 
Information der gesamten Partei zu ermöglichen. Das bisher erschienene Referenten- 
niaterial. Informationsmaterial etc. reicht u.E. nicht mehr aus. um die \X ünsche 
unserer Genossen in jeder Richtung hin restlos zu befriedigen. Das ZK hat deshalb 
beschlossen, monatlich laufend für die wichtigsten Arbeitsgebieie ein zusammenge-

len
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faßtes politisclies Material in Form des Agitalor. Propagandist und Parteiarbeiter 
herauszubringen.
Es muß bei dieser Gelegenheit betont werden, daß es sicli nicht um Neuersclieinun- 
gen handelt, sondern lediglich um eine laufende monatliche Zusammenfassung des 
Relerentenmaterials und aller übrigen Erscheinungen und Informalionen über 
besondere politische Vorgänge.

ährend der Parteiarbeiter alle laulenden Fiagen imserer täglichen Arbeit in 
Betrieben. Häuserblocks. Massenorganisationen iisw. behandelt, der Fartei die 
wichtigsten Erfahrungen auf den verschiedensten Gebieten der Parteiarbeit übermit- 

------ -J Propagandist die theoretischen Fragen. Probleme unserer Propa
ganda- und Schuhtngsarbeit zur Erörterung. Der Agitator soll alle Fragen der 
Agitation behandeln: Betriebsagitation. Häuserblockagitatioii. Methode der .Arbeit in 
den Massenorganisationen. Arbeit in und unter der SPD. bei den sonstigen (fegnern. 
Er wird laufend über alle besonderen X’orgänge in den feindlichen Pa^rleien 
unterrichten.''*

Damit ist eigentlich schon festgestellt. daß fliese drei genannten Zeitschriften in 
erster Linie innerparteilichen Gharakter tragen und angesichts des \X achstmns der 
reaktionären Maßnahmen nur für den Vertrieb im Bahtnen der Organisation in 
Frage kommen. Es ergibt sich daraus, daß PA.. Prop. n. Agit, aus dem Bahtnen des 
Lilvertriebes herausgenommen werden müssen, da der Lilveririeb in erster Linie die 
Aufgabe zu losen hat. unser Agitations- und Propagandaniaterial. Broschüren 

die breite Masse heraiizubringen.
So die Frage gestellt, ergibt sich für die Praxis, daß der Xerlrieb der drei 
Zeitschriften in Zukunft unmittelbar durch jede Parteileitung \()rgenoninien werden 
muß und zwar hat für den V ertrieb des PA. in erster Linie die Orgabteihuig. für 
Prop. und .Agit, die Agitpropabteihuig Sorge zu tragen und ständige Kontrollen über 
den Abonnentenstand durchztiführen. Der lieabsichtigte Massenumsatz wird 
dann erreicht, wenn die Bezirksleittiiig. insbesondere die in Frage kommenden 
Abteilungen der BL. eine ständige Kampagne zur Steigerung des Absatzes diirchfüli- 
ren und dafür sorgen, daß jedes aktive Parteimitglied entsiuechend seinen besonde
ren .Aufgaben zumindest eine der drei Zeitschriften bezieht.

telt. kommen im

IISW.
an

nur

8 Eiit,sprecheiHl ilieser .Aufgabenstellung eiuhiell z. B. Der Propagandist. Vlnnalsselirift für die 
r’ropaganda des Mar.xismus-Leuiuisiiius in Heft **. April l'l.H. folgettde Artikel: Panzerkreuzer B. - 
Rüstet zuin Massettstreik 1, Mai —\A. 1. Leniti: Maikaittpl und \ olksrevobttion — Üc/tmnger —Der 

- Dutttpingkattipagtte gegett die .SuwjetUnion - Ztttn SPD- 
Partettag-sowie atts den Rttlirikett: Atts der Praxis für die Praxis - Berichte aus deti Bezirken - Unter 
Kontrolle der Leser - Bücherscltaii - W as tnuB der Parteiftttikiionür tittil der Propagaitdist lesen. Heft

ztttti poliiisclteit Scltulutigstag für .Ittli (\^as ist

am
6. Reielisjttgetidtag wird diircltgefülirt

7 (.Ittli 1931) etttitiell auch eine Dispositiott
[terialistLScher Krieg)' ;. Die Hefte Itatteti 32 Seitett l nifattg.

Den gleichen f littfatig hatte Der Agitalor. der z. B. itn .litlt |03l eine Rededisposition zum 
tnternattonalett Atttikriegstag 1 I. August) enthielt. aitRerdetn .Artikel hzw. .Materialien: Die werktäti- 
gett Frauen ttttd der itnperialistisclte Krieg - Die Kriegsrüstuttgett der itnperialistischen .Mächte - 
Hauptdatett zur Frieilenspolitik der Stiwjetuniott.
Der Partemrbeiter .\r. -t l.lg. 9. April 1931) enthielt folgettde Artikel: Der 1. .Mai 1931 - Die 
Betrtehsratewahlett hei der Detitschen Reichshahit - Die .Ittgend der Betriebe muß unser sein! - Die 
Ruhrtken: Aus der Pra.xis für die Praxis - Orgatiisatioti - \A erhttng ttttd Fluktuation - .Agitation und 
Propaganda - Massetiarheit - Die .lugend 
32 Selten.

ttti

- .Arbeit aitf detn Lattde. Der Umfang war ebenfallszu uns
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Um diesen laufenden Bezug zu ennögliclien. hat das ZK beschlossen, von den 
außerordentlich hohen Herstellungskosten den Verkaufs|)reis auf mir 10 Pf. netto 
für jede dieser drei Zeitschriften festzusetzen. Ps muß festgestellt werden, daß die 
Unkosten für das ZK weit höher liegen, dieses Opfer aber gebracht wird, um allen 
Parteiarbeitern den Bezug zu ermöglichen. Der Preis des PA. ermäßigt sich, was 
besonders betont wirtl. ebenfalls von 20 Pfg. atif 10 Pfg. Durch diese äußerste 
Herabsetzung des Preises, die in diesem Falle bei dem besonderen Charakter der 
Zeitschriften durchgeführt werden kann, wird und muß es möglich .sein, in Kürze 
Massenauflagen zti erzielen, wenn 
W'erbekampagne einleiteii.
Die Lieferung der Zeitschriften kann unter diesen Umständen nur per Nachnahme 
portofrei (10 Pf. pro Lxemplar) an die Bezirksleitungen erfolgen. Diese Regelung 
wird keine Schwierigkeiten bieten, da die erste Nummer des Agitalor wie des 
C*.!. nicht per Nachnahme erhoben w ird, sondern nur Rechnungsstellung erfolgt. 
Die BL haben dadurch die Möglichkeit, im laufenden Monat die Gelder für die erste 
so vertriebene Nunnner flüssig zu machen, damit die zweite Sendung sofort bezahlt 
werden kann. Das et entuelle (iegenargumenl einzelner Bezirksleittmgen. daß nicht 
alle Gelder hereinkommen, würde nur die BL selbst treflen. da sie ja in jedem balle 
für die restlose Bezahlung des Parteimaterials verantwortlich ist. \^'o solche 
Schwächen auftreten. wäre das nur ein Zeichen für eine schlechte Lrzielnmgsarbeit 
der Genossen.
Während ditr Pro/xigandist schon seit einigen .Monaten in der vorgeschlagenen Form 
erscheint und ausgeliefert wird, trat die Regelung mit dem Agitator am 1. April in 
Kraft, während die -Vuslieferung Parteiarbeiter zu 10 Pfg. ab 1. Mai erfolgt. Die 
BL werden deshalb sofort die \'orbereitungsmaßnahmen zu treffen haben, damit 
sich der gesamte \ erkehr mit diesen Zeitschrilleu reibungslos abwickeh.

ir betonen dabei ausdrücklich, daß der Lilvertrieb in keiner Weise mit dem 
Vertrieb ttnd Zahlung belastet werden darf.
Bestellungen für den Propagandist sind an 
an das ZK Agitabteilung und für den Parteiarbeiter an die Orgabteihmg des ZK bis 
spätestens 2.5. des laufenden Monats aufzugeben. Der Wrsand an die BL erfolgt 

ZK portofrei. Der Weiterversand in die Bezirke ist von der BL 
vorzunehmen. Die Portokosten tragen die Beziiksleitungen. Wir tnachen darauf 
aufmerksam, daß diese Regehtng keine Mehrlielastung der BL bedeutet, da sie bisher 
auch den Versand des Referenteumaterials. des Informationsmaterials etc. zu tragen 
hatte. Mit dem .\ti.sfall des letzteren werden die Unkosten atisgeglichen.
Die Bestellungen in den Bezirken selbst sind jeweils an 
Organisationseinheiten zu richten, die sie ebenfalls laufend mit der .\brechnung 
weiterleiten. Die ,4brechnung an die Bezirksleitung erfolgt monatlich mit der 
Markenabrechnung. Die Belastung (Berechuung) erfolgt durch den Bezirkskassierer 
an seine Unterkassierer. Der L'nterkassierer liefert das .Material ans und nimmt 
gleichzeitig die Kassierung vor. Für die Zeitschriften gilt generell dieselbe Regelung 
wöe für die Parteimarken. Der Unterkassierer erhält für seine Genossen das bestellte 
Material {PA.. Prop. ti. Agit.) mit und rechnet es jeweils mit dem Hatiptkassierer ab. 
Org.- und Agitpropleiter haben lediglich für eine ständige Steigerung und Kontrolle 
Sorge zu tragen. Daditrch ergibt sich keine wesentliche Mehrarbeit, wohl aber die

die Parteileitungen sofort mit aller Lnergie eine

das ZK. Propabteihmg. für den Agitator

direkt vom

die Kassierer der einzelnen
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Garantie, daß die Zeitschriften restlos abgerechnet werden. Die Partei wird dadurch 
in die Lage versetzt, auf vielen anderen Gebieten Mittel frei zu machen, was seitens 
der BL nur begrüßt werden kann.
Im Sekretariat der BL sind deshalb sofort alle \()rbereitenden Maßnahmen zu 
besprechen und einzuleiten, damit wir schon im Mai einen absoluten Erfolg 
feststellen können. Wir erwarten, daß die ^’erantwortlichen Genossen alles 
werden, um für ihren Bezirk die größtmögliche Steigerung zu erreichen.

tun

6. Neue Frauenzeitschrift Der Heg der l'rdu erscheint!
Warum ist das gerade im jetzigen Augenblick besonders wichtig und notwendig? 
Angesichts des drückendsten wirtschaftlichen Niederganges und schärfster Kultur
reaktion setzten die Faschisten und Sozialfaschisten. die Kirche, die bürgerlichen 
W ohlfahrtsunternehmen und insbesondere die gesamte kapitalistische 
Presse alles daran, um die werktätigen Frauen in Bedürfnislosigkeit und Zufrie
denheit zu erhalten, versuchten sie mit demagogischen Mitteln, die Frauen von ihrer 
Einreihung in die proletarische Klassenfront abzuhalten. In Hunderten von 
Spezial-, Hausfrauen-. Mode- und Romanzeitschriften werden 
die Frauen ideologisch vergiftet. Die hohen Wahlziffern von Frauenstim
men für das Zentrum und die Nazis zeigen, daß noch .Millionen Frauen von uns 
abseits stehen.
Der V'olkssturm gegen § 218 zeigt uns andererseits, daß gewaltige Frauenmassen in 
Bewegung sind, sich gegen die Zustände dieses Systems spontan zur \X'ehr zu setzen. 
In diesem Augenblick, wo die Brüning sc\ie Notverordnung die revolutionäre 
Propaganda zu erschweren und verhindern sucht, ist es um so notwendiger, an die 
breitesten Massen der werktätigen Frauen heranzukommen, sie aufzuklären und für 
die .Arbeiterbewegung zu gewinnen. Diesem Zweck dient eine neue proletarische 
Frauenzeitschrift, die unter dem Titel Der U eg der Frau ab .Mai monatlich 
(später 14tägig) im Neuen Deutschen A'erlag. Berlin, erscheint. Sie muß und wird so 
populär werden, daß sie die bürgerlichen und sozialdemokratischen Kitsch- und 
.Modezeitschriften aus den Häusern verdrängt. Deshalb w ird sie bei niedrigstem 
Preise (pro Nummer nur 20 Pfg.. während alle büigeilichen Blätter zwischen 35 
Pfg. und 1 Mark kosten) in interessantester Weise auf alle Fragen eingehen, über 
die sich Frauen zu informieren pflegen.
Auf 28 Seiten werden soziale, politische und kidturelle Fragen behandelt, und es 
wird besonderer Wert auf die Ausgestaltung einer Anzahl Rultriken gelegt, die sich 
mit medizinischen, juristischen, pädagogischen. W ohmmgs-. Haushalts- und sonsti
gen Fragen befassen, die rein praktiseb die werktätigen Frauen in gewüssen Dingen 
entlasten können, ohne die Illusion zu erzeugen, als ob ihnen in der heutigen 
Gesellschaftsordnung tatsächlich geholfen werden kann.
Reichhaltige Illustrierung, gute Kurzgeschichten und Romane, sow ie eine Kinderbei
lage werden weiterhin dazu beitragen, daß Der Heg der Frau sehr schnell in allen 
proletarischen Haushalten des ganzen Reiches Eingang findet''.

9 Angaben über den Erfolg dieser neuen Zeitscbril’l konnten nicht ausfindig gemacht werden.
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Um aber dieses Ziel zu e r r e i c li e ii. bedarf es der tätigen Mithilfe 
der Partei, insbesondere unserer b' u n k t i o n ä r e .
Überall muß für den deg der Frau geworben, überall müssen Mitarbeiterinnen 
herangezogen werden, ln allen Bezirken muß die beste Unterstützung der /4/Z- 
Kolporteure'*' erfolgen, welche unter Hinzuziehung besonderer Frauenkolporteure 
die llauptträger des Vertriebes .sind.
Da das Blatt eines der besten Mittel ist. die indifferenten, sozialdemokraliseben und 
christlichen Frauen für die proletarisclie Finheitslront zu gewinnen, ist 
die Werbung für den Heg der Frau mit eine der wichtigsten 
Aufgaben der F r a u e n a b t e i 1 u n g e n und der Komitees werktätiger 
Frauen!
Lenins .Mahnung, in den revolutionären Organisationen des Proletariats die Frauen 
zu erfassen, muß an dieser Stelle befolgt werden.
Macht die Zellen für den Heg der Frau tnobil! .Macht \ orschläge 

praktischen .\ u s ge s t a 11 tt n g ! Regt die F r a u e n k o r r e s p o n d e n-z u r
t e n zur Mitarbeit an!
Die Adresse der Redaktion ist: Der Heg der Frau. Berlin W. ilhehnstraße 48.

7. Z u r internationalen K i n d e r w o c h e 1 . — 1 •+ . .Mai
In unserem letzten Rundschreibeti gaben wir bereits die konkreten Anweisungen zur 
V orbereitung und Durchführung der II. Internationalen Kinderwoche". Die bisher 
ungenügende Vorbereitung der IKW auf der einen Seite, andererseits die besonderen 
politischen Ereignisse (.Notverordmtng) veranlassen uns. Euch nochmals mit allem 
Nachdruck auf die KinderwcH-he hinzuweisen.
Ohne auf unsere ersten Anweisungen im einzelnen ztirückzitkoinrnen. weisen wir auf 
folgendes hin:
E Es ist jetzt äußerst stark iti den Vordergrtitid der Kam|)f gegen das Kinderelend 
und die daraus resultierende K i n d e r v e r w a h r 1 o s u n g in Deutschland zu stellen. 
Das ist unsere beste .Antwort auf die Kampagne des Gegners gegen den ..Kulturbol
schewismus-. die sich auch iit einer stärkeren Verfolgung der Kinderbewegung 
äußert. Itidem wir die Erageti des Kainples für die materiellen Interessen der 
Kinder in den \ ordergrund stellen, schallen wir die beste V oraussetzung für die 
.Mobilisierung breitester Schichten von Kindern tmd E r w' a c h s e n e n (Arbeiter und 
Mittelstand). .Natürlich stellen wir die politischen Fragen des Kampfes gegen die 
Sparpolitik der Regierungen, gegen die Faschisierutig der Schule, gegen die SPD 
nicht zurück. Aber wir verbinden sie stärker als bisher tnit den tnateriellen kragen

10 Arbeiler-Illustrierle Zeitung, con lO'il bis 19.'i3 in (lein znin ..Munz.enberg-Y.nn7.ern- geliijrerulen 
Neuen Deutschen t’erla'; eisclieinencle \\ ochenzeitsclirifl.

11 Entgegen (lie.ser Feststellung findet das KindertrelTen im Rundsclneiben .Nr. 7 vom 2. 4. 1931 (vgl. 
Dok. 40) keine th-svälinnng. Eine mögliche Anlage mit .Anweisungen zum Kindertreffen liegt nicht vor. 
.Auch in der Presse fand das Kinderlreffen kanin Beachtung, üie Rote Rahne brachte in Nr. 100 vom 
30.4. 1931 lediglich einen kurzen .Artikel mit der rberschrifi ..Kindervenvahrlosung in Deutsch
land'. Darin werden bauliche Mibstümle in Berliner .Schulen dem Schulneubau in der Sowjetunion 
gegeniibergeslellt.
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(Eriiährunp. Kleidun-r. W olinuiig der Kiiuler. I)aulirlier und hygienischer Zustand 
der Schulen usw.) Gegennl)ersielhnig der L'dSSR.
Auf der Basis des dknnoinischen Kampfes können wir auch am leichtesten in die 
Reihen der gegnerisi-lien Kinderorganisationen eindringen.
Entschieden beseitigt werden m u E eine h ä ti f i g v o r h a n d e n e 
falsch antireligiöse Agitation, besonders hei Agitproptruppen, durch die 
die christlichen .Arbeiter ahgestoßen werden. ^Siehe .Anweisungen in unserem letzten 
Rtmdsclireihen. )'■
2. Bei der .Vf o b i I i s i e r u n g d e r M a s s e n tltirch die Partei. K.l\' und überparteili
che Organisationen mü.ssen wir noch bestimmtere, politisch-o rga n i s a t o ri s c h e 
Parolen geben. Um dem Kam[)f in den Schulen vor allem gegen die baulichen und 
hygienisclien .Mißstände entschiedenen .Nachdruck zu verleiheti. .sollen in die 
"Kam p f g e m e i n s c h a f t f ü r p r o 1 e t a r i s c he Sc h u 1 [) o I i t i k". die in enger 
Verbindung tnit dem ..Roten Schulvorposten" der Kinder adoeitet. Delegierte 
aus den Betrieben u inl von den E r w e r 1) s 1 o s e n etitsatidt \terden. .Auf 
diese eise sollen breite K a tn p f a u s s c h ü s s e 
müssen wirklich breite Einheitsfrontorgane sein, die nicht

gebildet werden. Diese Ausschüsse
nur unorganisierte tind 

SPD-.Arbeiter. sondern auch .Angehürige des Mittelstandes und'assen. Der Kampf für 
die Interessen der Arbeiterkinder darf nicht - wie das bisher noch der Eall ist - Sache 
der Kinder tmd der individuellen Eltern sein, sondein muß zti einem großen Teil 
der großen \'o I k s b e w e g u n g für Ereiheit. .Arbeit und Brot werden.
Im übrigen verweisen wir nochmals auf unsere ersten .Anweisungen.
Alle Bezirksleitungen sollen 
Stand der Vorbereitungen

uns sofort eineti kurzen Bericht über den bisherigen 
zur IKW geben.

8. Unters t ü t z u ng der RHD:
.Angesichts der versi ■harften ^■erfolgnng der gesamten re\ ohitionären Bewegungen 
und der damit zirsammenhangenden gesteigerten Zahl der ^'erhaftungen und 
.Massenverhaftungen und .Abtirteihmgen vor den Schnellgerichten gewinnt die Erage 
der raschesten Herstellung der \ ei bindtmg zwischen der Roten Hilfe und den 
Verhafteten itnmer größere Bedeutung. Es ist daher erforderlich, daß in allen Orten, 
in denen Gefängnisse vorhanden sind, ein .Abgeordneter des Landtags bzwc ein 
Stadtverordneter mit dieser .Arbeit besonders beauftragt wird.
Die betreffenden Genossen müssen in engster \ erbindting mit der Strafvollzugsabtei
lung der Roten Hilfe Deutschlands stehen. Die Adressen der Genossen sind dem 
Zentralvorstand der Roten Hilfe Deutschlatids. Berlin .NW 7. Dorotheenstraße 
77/78. mitzuteilen.

.Mit kommunistischem Gruß 
ZK-Sekretariat

12 Vpl. Dok. 40. Teil 6.
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42.

8. 5. 1931: Anweisungen des Sekretariats an die Bezirksleitungen

BA R 134. Bd. 62. S. 229-244 und StA Bremen. 4.6.i-II A 12a. Bd. 3(1: Polizeiliehe Abselirill. I AN 
2160/2. 6. Cbersehrift: ..Rnndsehreiben Nr. 9. Anweisungen des Sekretariats“.

1 n h a 11 s V e r z e 11' h ii i s :
1. Die Hungeraktiou der Bourgeoisie und unsere Antwort.
2. Der Inhalt der Hungeraktiou.
.3. Wie führen wir die \’olksaktion für .Arbeit. Brot tind Freiheit gegen die 

Hungeraktion aller X'olksfeinde.
4. Hnsere Katn[jagne gegen den .SPD-Parteitag.
5. Die laufenden Kampagnen.

1. Die Hungeraktion der Bourgeoisie ti ti d unsere Antwort:
Für die Politik der Partei ist e.s von aussclilaggehender Bedeutting. die verschiedenen 
Maßnahmen der Bourgeoisie aitf allen Gebieten des politischen, sozialen, ökonomi
schen und kulturellen Lehens u i c h t isoliert zu behandeln, diese Einzehnaßnah- 

[als] den geschlossetien Plan der Botirgeoisie zti beachten und ztnn Bewußtsein 
der Massen zu bringen, .leder Verzicht diirauf. diesen einheitlichen C.harakter der 
Gesamtpolitik der Bourgeoisie hervorzuhebeti und die Massen dagegen zu mobilisie- 

könnte einen Tempoverlust der Partei herbeiführen tmd sich dahingehend 
auswirken, daß die Partei hinter dem revohitionäreti .Aitf.schwuug ztirückbleiben und 
die Initiative aus der Hand verlieren würde. Die klare Frkenntnis und unzweideutige 
Beleuchtung des einheitlichen Charakters der Politik der Bourgeoisie in unserer 
Agitation und Propagatida ist somit eine \ or a ti s s e t z u n g für die richtige 
.Anwendung der politischen Linie der Partei, wie sie durch die 
Beschlüsse des .1 a n u a r p 1 e n it tu s des Zentralkomitees festgelegt und im 
Referat auf dem Januarplenum dargestellt wurde'.
Worum geht es? Die detitsche Bourgeoisie betreibt einerseits eine systematische 
Politik der .Abwälzung aller Lasten des verlorenen Weltkrieges

) auf die Schultern der W erktätigen. Wir bezeichneten

men

ren.

(\''ersaiHes. Lou/ig-plan 
deshalb schon die erste Etappe in der Htmgeroffensive des /ütüü/igi egunes. die von 
Hennann-Miiller-Hilferdiiig vorbereitet war und von Brüning. Dietrich. Stegenvald 
verschärft durchgeführl wurde, als den ■inneren ] o u/igp 1 a n 'In engster 
Verknüpfung mit den vermehrten Lasten des iof/ngplanes stehen die Auswir
kungen der Krise. .Auch hier setzt der .Angriff der herrschenden Klasse und ihrer 
Diktaturregierung mit voller W ticlit gegen die .Massen ein. Die Fou/tg'lasten und die 
verheerenden Folgen der Krise verflechten sich zu einem kapitalistischen 
Ausplünderungsfeldzug von riesigem .Ausmaß.

1 Vgl. ..Die närhsleii und lidheren Aufgaben der KPD-. Resulution des ZK der KPD. beschlossen auf der 
Tagung vom 1.3.-17. .laniiar 1931. RF Sr. 17 vom 21. 1. 19;il, Ernsl Thälmuim. Volksrevolution 
über Deutschland, lirsg. v. ZK der KPD o.O. u. .1. (Berlin 1931). Vgl. zum .lanuar-Plenum des ZK Dok.
3.5.
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Mit den finanziellen und wirtschaftspulitischen MaI.snalimen auf allen Gebieten, mit 
der sozialen Reaktion von ungeheurer Brutalität verbindet sieh die politische 
und kulturelle Reaktion des /irü/t/ngregiines. Die Methoden des kleinen 
Belagerungszustandes als Dauereinriehttmg. die Ausnahmeverordmmgen gegen die 
KPD und die revohitionären Organisationen, die politische Zensur, die Wiederein
führung der Methodeti der finstereti Reaktion aus der wilhehninischen Zeit 
(Vorzensur und polizeiliche \ ersannnhingsüberwachung usw.) gehen mit der 
ideologischen Olleusive des Muckertums, dem evangelischen Konkordat in Preußen, 
der Freidenkerxerfolgung. der Unterdrückung des proletarischen Kulturkampfes, 
der Filmreaktion usw. Fland in Flaml. Die Durchführung der faschisti
schen Diktatur durch die /^/ün/ng-regierung. wie sie die Partei 
rechtzeitig signalisierte, ist in Detitschland auf Grund der politischen Verhältnisse 
gegenwärtig ein untrennbarer Bestandteil der gesamten Politik der Kapitalisten
klasse.
Bei der Durchsetzung der gesatnten volksfeindlichen Politik stützt sich die Brü- 
nmgregierung vor allem auf die aktive Hilfe der Sozialdemokratie, die in 
der Preußenregiertmg mit Hilfe ihres Polizeipräsidenten tisw., sowie dtirch die 
Gewerkschaftsbürokratie alles daran setzt, um sich als den besten Sturmbock der 
Bourgeoisie gegen das revolutionäre Proletariat zti erweisen.
Diese gesamte Politik der sozialen, politischen tmd kuhitrelleti Reaktion stellt die 
Hungeraktion aller V olksfeinde dar. einen inneren Tribtitplan der deut
schen Kapitalisten gegen das Volk auf Grund des lou/tgplaiies und der kapitalisti
schen Krise, eine Methode, das ganze arbeitetide Volk in Ketten zu schlagen tmd 
Sklavenfron unter unmenschlichen Bedingungen zu pressen, einen großen, vielseiti
gen, umfassenden Plan der Auslumgeruiig und Knebelung der werktätigen Massen 
Deutschlands zur Errettung des Kapitalismus 
zur

zur

Mir der drohenden Katastrophe und 
Sicherung der Erfülhuigspolitik der deutschen Bourgeoisie für die imperialisti

schen Siegerstaaten.
Gegen diese Politik gilt es. unsererseits mit der gleichen systematischen Einheitlich
keit und strategischen Klarheit, mit der die Bourgeoisie iiire Ziele betreibt 
Kampf zu organisieren. V ir vereinigen deshalb unsere gesamten Katiipfmaßnahmen, 
die Streiks der Betriebsarbeiter, den gemeinsamen Kampf der Erwerbs
losen und Betriebsarbeiter für den Siebenstundentag bei vollem Lohnaus
gleich, den politischen Kampf der Massen ttm alle proletarischen Forderungen und 
gegen alle Knechtungsmaßnahmen. den Kampf gegen die K ti 11 u r r e a k t i ^ r 

einheitlichen Gesamtaktion auf der Linie der Beschlüsse des Jaimarpl 
des ZK. Alle diese Kämpfe müssen zusammengefaßt werden und attsmünden in die 
Losung: Gegen die Hunger aktion aller Volksfeinde. Die Volksak
tion für Arbeit. Brot und F r e i 11 e i t !

. unseren

ton
usw. zur enums

In diese Gesamtkampagne und Gesamtaktion gilt es alle besonderen Kampagnen und 
Aktionen auf den verschiedenen Einzelgebieten einztiordnen. Die stärkste Populari
sierung des r e v o 1 u t i o n ä r e n 
Hauptlosung V o I k s r e v o 1 u t i o n 
deutschland ! ist dabei von ausschlaggebender Bedeutung^. Unsere, den jetzigen

2 Zu der vom Jaiuiar-Plemim des ZK ausgcuebenen ..slratefrischeii Hauptlosung" der ..V'olksrevolu- 
tion“ vgl. oben Dok. .3.5.

u s w e g s aus der Krise, tmsere strategische 
für ein sozialistisches Sowjet-
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Bedingungen des Klassenkampfes entsprechende Volksaktion für Arbeit, Brot und 
Freiheit bedeutet selbstverständlich keine Abschwächung der strategischen Haupt- 
mobilisierung für unser Fndziel. für den Fntscheidungskarnpf um ein Sowjet
deutschland. Die Propaganda der Volksrevolulion ist deshalb ein unentbehrli
cher Bestandteil unserer Politik in jedem Stadium des revolutionären Kampfes.

unentbehrlicher Bestandteil also aitch der \ olksaktioti lür .Arbeit. Brot und 
Freiheit, gegen die llungeraktioti aller \ olksfeiude. Die Propaganda der Volksrevo
lution als des revolutionären Auswegs aus der Krise wird utn so bedeittungsvoller. je 
mehr in Deutschlatid die Voraussetzungen der revolutionären Krise heranrei
fen (Thesen des XI. Plenums) ’.
Eine solche strategische Orientieritng unserer Cesamtpolitik auf der Linie der ZK- 
Beschlüsse und der Thesen des XI. Plenums des EKKl gibt uns die Möglichkeit, 
ebenso wie es die Bourgeoisie bei ihrer Politik titt. alle Kräfte für unseren 
Gesamtkampf einzusetzeti und richtig zu verteilen, die entscheidetiden Durch
bruchstellen für die proletarische Gegenoffetisive zu finden und die Stoßkraft 

revolutionären Politik dttreh die \'ereinheitlichung aller Einzelaktionen

ein

unserer
außerordentlich zu verstärken.

2. Der Inhalt der Flu ngerakt i o n
Das Programm der Hungeraktion der Bourgeoisie wurde seit längerer Zeit vorberei
tet durch die verschiedenen Erklärungen und Reden aul den Tagungen und 
Kongressen des Reichsverbandes der Industrie, des Langnamvereins'* usw. Zur 
Vorgeschichte der Hungeraktion gehört auch das Severing'sehe Republik
schutzgesetz’.
Die eigentliche Hungeraktion wurde mit den ersten Notverordnungen der 
5rü/7t/igregierung vom 27. 7. 1930 eingeleitet”. Diese Notverordnunpn 
umfaßten das Beamtennotopfer, Ledigensteuer. Erhöhung der Tabak- und Bier
steuer, Getränkeverzehrsteuer. Negersteuer, Abliau der Enverbslosenversicherung, 
Krankenschein- und Arzneigebühren, sowie Osthille lür die Großagrarier.
Die zweite Etappe bildeten die zweiten Notverordnungen 
2. Dezember 193 0’. die 2.5 Hungergesetze umfaßten und den .Ausgangspunkt 
für die Einschätzung der Brüninpegierung als der Regierun 
faschistischen Diktatur bildeten.

V o m

g der Durchführung der

3 Vgl. ..Die Aufgaben der Seklioneii der Kl im Zusamineidiang mit der Vertiefung der Wirtsehaftskrise 
und dem Heranreifeii der \ orausselzungen der revolutionären Krise in einer Reihe von Ländern , 
Thesen des .XL EKKI-Plenums vom 26. März bis 11. April 1931 im Moskau. RT .Nr. 107 vom 
23. 5. 1931. Die Resolulion ist in .Auszügen abgedruckl bei .1. Degras. Bd. 3. S. 149 ff. und W eber 
Koimnttnistisehe Internationale S. 2.54 If.

4 Der sogenannte Langnanit erein hieß Verein zur W ahrung der gemeinsehaftlieheii wirtsehafthehen 
Interessen im Rheinland und Westfalen, er war Interessenverband der westdeutschen Indtistrie.

März 19.30. RGBl.5 Gesetz zum Schtitze der Republik und ztir Befriedung des politischen Lebens 
Teil I. S. 91.

6 Verordnung des Reichspräsidenten ztir 
Vom 26. .Itili 1930. RGBl. Teil 1. Horkenbach 1930 S. 316 f.

7 Verordnung des Reichspräsidenten zur Sicherung von Wirtschalt tmd l inanzen. Vom 1. Dezember 
1930. RGBL Teil 1. Horkenbach 1930 S. 337 f.

vom

Behebung finanzieller, wirtschaftlicher tmd sozialer Notstände.
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Die dritte Etappe stellen die dritten Notverordnungen . .zur B e k ä in p-
fung der politischen A n s s c h r e i t ii n g e n '' vorn 28. 3. .31 dar**. Diese 
neuen Notverordnungen verhängen über ganz Deutschland auf kaltem W ege die 
legale polizeiliche Diktatur, führen zur Aiifhehung oder weitgehender 
Einschränkung aller formalen Rechte der Presse- und Redefreiheit, des \ ersamtn- 
lungs-, Demonstrations- und Koalilionsrechtes. Sie gehen insbesondere jeder Poli
zeiinstanz die Möglichkeit zur Aufhehung aller politischen Rechte der .Arbeiterklasse 
und bedeuten nichts anderes als den Versuch ztir gewahsameti Sicherung neuer 
ungeheurer AusplünderimgsinaI.snahmen der herrschenden Klasse, wie sie in der 
Geschichte der .Arbeiterhewegmig heis|üellos dastehen. Nunmehr sitid eine Reihe 
neuer N o t \ e ro r d n ii n g e n geplant. [. . . J

3. W ie führen wir die \ olksaktion für Arbeit. Brot und Freiheit, 
gegen die II u ng e r a k t i on aller Volksfeinde?
Die Hungeraktion der Bourgeoisie liedroht gleichermal.sen die wirtschaftliche Exi
stenz und die politischen Rechte aller arheitenden Schichten. Sie trifft die sozial
demokratischen. christlichen und mit dem Nationalsozialismus 
sympathisierenden Arbeiter und \^ erktätigen genauso wie die Kotnmunisten und die 
revolutionäre Arbeiterschaft, sie richtet sich ebenso gegen die Erwerbslosen, wie 
gegen die B e t r i eb sa r b ei t er. sie trifft den W oh 1 f a h r t s u n t e r s t ü t z u n gs- 
einpfänger. den Kriegs- utid A r b e i t s i n v a I i d e n. den Blinden, die 
Frauen und die Jugend, die Angestellten. Bea tuten, den städtischen 
Mittelstand und die Klein- und Mittelbauern auf dem Lande. Gerade 
dieser umfassende Charakter der Hnngeraktion des Kapitals gibt uns die besten 
Voraussetzungen dafür, unsererseits der Volksaktion für .Arbeit. Brot und Freiheit 
einen ebenso umfassenden Charakter hei der Mobilisierung des Proletariats und aller 
seiner Verbündeten zu geben.
a) Zur Überwindung gewisser Schwächen, die sich bei der Durchführung der 
Beschlüsse des Januarplenums des ZK ergehen haben, ist es notwendig, vor allem 
eine gründliche innerparteiliche M o h i I i s i e r n n g s k a m p a g n e als Aus
gangspunkt für die breiteste Massentnobilisierung auf der Linie der V'olksaktion 
durchzuführen. Diese innerparteiliche Mohilisierungskampagne bedingt die Stel
lungnahme in allen Betriebs- und S t r a R e n z e 11 e n. sowie Ortsgruppen der 
Partei zur Hungeraktion der N'olksfeinde und unserer V'olksaktion für .Arbeit. Brot 
und Freiheit. In diesen V ersammhtngen müssen entsprechende Entschließ 
gen gegen die Hungeraktion, gegen den Lohtiraub. den lüiterstützungsabbau und 
die politische Entrechtung durch die /J/Y//i//;gregiernng atigenommen werden. Unsere

u n-

8 \ erordming des Rei( lis[)iasideiiteii zur Bekämpliiiii; pulili-srlier .\usschreiluii<;eii. \'oin 28. .Vlärz 
1931. RGBl. Teil 1. S. 79-81. Horkenba. h 1931 S. 11.3 ff.

9 In der vun der Polizei angeferli^ten .Abschrift des Rundschreibens ist hier eine gröBere .Auslassung im 
Text. Die Polizeiabschrift vermerkt hierzu: ..Es folgen hier Einzelheiten aus der Deklaration der RGO 
und der .4RSO. {Rote Fahne vom 23.4. 1931)". In diesem .\ufruf. betitelt ...Massenkampf gegen 
Sozialreaktion", werden ..alle .Arbeitenden. Erwerbslosen. Sozialrciitiier und Kriegsopfer" 
...Abwehrkampf gegen Lohn-. Renten- tind Unterstütztmgsraub" aufgefordert. Die Bildung einer 
..eisernen \t iderstandsfront gegen die Sozialreaktion" w ird zur Hauptaitfgabe erklärt. Der .Aufruf ist 
unterzeichnet von der RGO. der ARSO. dem Internationalen Bund, der I AH und RHD. A’gl. RF' Nr. 94 
vom 23. 4. 1931.

ztim
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Fraktionen in den .Massenorganisationen haben die .4ufgabe. eine ähnliche 
innere Organisierungskainpagne in diesen Organisationen in Angriff zu nehmen. Die 
gefaßten Entschließungen sollen fortlaid'end (evtl, auszugsweise) in unserer Presse 
und Massenpresse veröffentlicht werden"’.
b) Über die innerorganisatorisebe Mobilisierutigskauipague hinaus muß die Kam
pagne gegen die llungeraktion der N'olksfeiiide für unsere Volksaktion durch 
Betriebsbelegschaftsversammhmgen. Erwerbslosen-. Invaliden-. Vohlfahrtsempfän- 
ger-, Kriegsrentner-. .Angestellten-. Beamten-. .Mittelstands- und Bauernversamm
lungen gesteigert und erweitert werden.
Die Kampagne muß dabei in erster Linie so gefübrt werden, daß die wuchtigsten 
Gebiete unserer Massenarbeit besondere Berücksichtigung linden. Diese Gebiete sind 
gegenwärtig;
1. Der Kampf gegen die neue L o b n a I) b a u o f f e n s i v e unter Stärkung der RGO, 
der Roten Gewerkschaften, und größter Steigerung der .Arbeit an der innergewerk
schaftlichen Front. w(i es zur Zeit auch außeroi tlentlich große Schwächen gibt.
2. Größtmögliche Belebung der zur Zeit sehr vernachlässigten .Arbeit unter den 
Erwerbslosen.
3. Der Kampf um die Gewinnung der SPD-.Arbeiter. wobei momentan unsere 
Kampagne gegen den S P D - P a r t e i t a g in Leipzig" konzentriert werden muß.
4. Die Eortsetzung unserer Offensive gegen die iNationalsozialisten und alle anderen 
faschistischen Organisationen ( Stah 1 h e 1 m-.Aidinarsch in Breslau)'".
5. A^erstärkte Offensive auf dem Gebiet der Sozialpolitik unter den dureb die 
soziale Reaktion besonders betroffenen Scbichten.
6. Entschiedene Sendung unserer 
bäuerlichen .Massen.
7. Aktivisierung unserer .Arbeit unter dem städtischen Mittelstand, den 
Angestellten und Beamten.
Auf dem Gesamtgebiet der .Agitation und Propaganda ist dabei entsprechend den 
einleitend dargelegten Richtlinien der größte .Nachdruck auf die Po])idarisierung der 
sozialistischen Erfolge der Sowjetunion im Gegensatz zum Niedergang 
des Kapitalismus in Deutschland zu legen.

4. Unsere Kampagne gegen den S P D - P a r t e i t a g
Die gesamte Agitation der Partei zur Gewinnung der sozialdemokratischen Arbeiter 
und zur Mobilisierung der .Massen gegen den Parteitag der SPD muß unter dem 
Gesichtspunkt geführt werden, daß der bevorstehende sozialdemokratische Parteitag 
in Leipzig noch nicht der Flöhepunkt, sondern weit eher der Anknuplungspunkt für

Arbeit a u f dem Lande speziell unter den

10 Das zentrale Parteiorgan. Die Rute Fahne, war vom 7,-21. .Mai 1931 verboten. Vgl. /tPNr. 105 vom 
7.5. 1931. Zum \S iedererscheinen am 22. .Mai brachte Die Rote Fahne auf der Titelseite das

16. Mai 1931 und leitete damit bereits eine neue Kampagne..Bauernbillsprogramm der KPD" vom 
ein. Vgl. RF -Nr. 106

11 Parteitag der SPD in Leizig vom 31. Mai bis 15. .Iimi 1931. Vgl. dazu Stellungnabme der Rt' Nr. 113 
vom 31. 5. 1931: ..Der Parteitag des Bankrotts",

12 Gemeint ist der 12. Reicbsfrontsoldatentag am 30. und 31. Mai 1931 in Breslau. V gl. Rt Nr, 110 vom 
28. 5. 1931.

22. 5. 1931.vom
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unsere Arbeit zur Auslösung und \'erschärfuug der Krise innerhalb der Sozialdemo
kratie ist. In allen Bezirken müssen entsprechend der dortigen Lage in der 
Sozialdemokratie ö f f e ti 11 i c h e \ e r s a m m 1 u n g e n zum SPD-Parteitag durchge
fühlt werden. Das entsprechende Referentemnaterial des Zentralkomitees ist abge
gangen. Bei dieser Gelegenheit gilt es auch, die Kampagne wegen des Menschewiki- 
prozesses’^ erneut zu beleben und zu steigern. Die bezirkliche Presse, sowohl 
Tageszeitung, wie Betriebs- und Straßenzellenzeittmgen. sollen dabei unter Verwen
dung des Betriebspressedienstes des ZK. vor allem aber unter Auswertung bezirkli
chen und örtlichen Materials, das die BL selbst den Zeitungen zuleiten soll, auf die 
Kampagne gegen den SPD-Parteitag eingestellt werden.
Um nach dem SPD-Parteitag entsprechend uachstoßen zu können, müssen in allen 
Bezirken die bereits geforderten speziellen Kommissionen zur Bearbeitung 
der SPD-Arbeiter ihre Funktionen in aktivster Weise atifnehmen. Die Bildung 
besonderer D i s k u s s i o n s g r u p p e n in den Betrieben und auf den Stempelstellen, 
ihre Schulung und die Kontrolle ihrer Arbeit muß in Angriff genommen werden. 
Darüber [hinaus] ist es notwendig, nach Möglichkeit weitgehende feste organisa
torische Bindungen mit den oppositionellen sozialdemokrati
schen Arbeitern herzustellen.
Unsere Arbeit unter den oppositionellen SPD-Arbeiiern muß sich in der Linie 
bewegen, daß Anträge oppositioneller Ortsgruppen, auch wenn sie auf den Bezirks
parteitagen abgelehnt werden, mit entsprechendem Prolestschreiben an den 
Reichsparteitag gesandt werden. Oppositionelle SPD-Arbeiter sind als Mitar
beiter für die Parteizeitungen zu gewinnen. Eine wichtige Rolle bei ihrer Bearbeitung 
spielt die Sondernummer der Roten L'inheilsfront,^'* die auf den 
Parteitag eingestellt ist und für deren Masseu\erbreittmg die Bezirke Sorge tragen 
müssen.
Unter den sozialdemokratischen .Arbeitern müssen attf Grund eines zentralen 
Aufrufes Unterschriften gesammelt werden. Die Unterschrifteusauunlung muß 
bis zum 21. Mai erledigt sein.
Am 31. Mai, dem Tag des Parteitages, muß überall eitie rege M a s s e n d i s k u s s i o n 
mit den sozialdemokratischen .Arbeitern dttrchgeführt werden. Die 
Bezirksleitungen haben die Aufgabe, besondere .Materialien für die Referenten und 
Diskussionsredner an diesem Diskussionstag vorztibereiten. ln öffentlichen 
Versammlungen, in denen übergetreteue sozialdemokratische Arbeiter als 
Diskussionsredner auftreteu. sind gleichfalls entsprechende Entschließungen anzu
nehmen. Wo sozialdemokratische Etmktioiiäre iin Eitivernehmen mit uns, oder aus 
eigener Initiative ihrerseits öffentliche A'ersammhmgen unter ihren bisherigen SPD- 
Genossen abhalten, sind diese \' e r s a m tu 1 u n g e n von uns besonders 
aktiv zu unterstützen.
Neben der Auswertung einer größeren Zahl von Artikeln, die durch die Rote Fahne 
oder den Pressedienst zur Verbreitung gelangen, mtiß vor allem ein Massenver
trieb der Roten Einheitsfront, sowie von zwei besonderen Bro-

13 Vgl. zum Prozeß gegen das angebliche Lhiionsbüro der Menschewiki oben Dok. 37, Anm. 3.
14 Die Rote Einheitsfront. Presseorgan des Kainpfluindes gegen den Ku.schisnuis.
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schüren ,,Im Zeichen des Niederganges“ und .,Wo bleibt der 
zweite Mann?“ gesichert werden.'’

5. Die laufenden Kampagnen:
Entsprechend der allgemeinen Aufgahenslelinng (siehe Punkt 3) ergibt sich die 
Notwendigkeit, auf einer Reihe von konkreten (iehieten der Parteiarbeit und der 
Massenarbeit Schwächen abzustellen.
In der Frage des Raubzugs gegen die Kriegsbescliädigten ist es dem sozialdemokrati
schen Reichsbund vorübergehend gelungen, mit seiner demagogischen Agitation 
gegen den Abbau der Sozialversicberung und Kriegslteschädigtenrente stärker in 
Erscheinung zu treten als der Internationale Rund."’ Die Bezirksleitungen 
müssen deshalb sofort Besprechungen mit den Leitungen des IB zur Belebung seiner 
Agitation durchführen.
In den Mittelpunkt unserer Arbeit unter den Erwerbslosen muß im Zusammenhang 
mit der Mobilisierung gegen die neue U n t e r s t ü t z u ngs ra ub ak t ion der 
ßrünmg-Regierung (Plan der SPD. Beiträge 1-2% [zu erhöhen] bei gleichzeitiger 
Herabsetzung der Leistungen) die Popnlarisiernng des Arbeit,sbeschaffungsplans 
treten, den das Zentralkomitee in den näcbsten Tagen der Öffentlichkeit übergeben 
wird.
hn Kampf gegen die Nationalsozialisten ist in der letzten Zeit eine gewisse 
Vernachlässigung eingetreten. Die \\ ahlen in Lübeck' zeigten, daß überall dort, wo 
die Partei nicht genügend ihren antifaschisii.scben Kampf führt, der Faschismus trotz 
seiner allgemeinen Stagnation weitere Einzelerfolge erzielen kann. Außer der 
Schaffung der geforderten A n t i n a z i k o m m i s s i o n e n bei den Bezirksleitungen'" 
ergibt sich die Aufgabe, gemeinsame Sprecbabende mit den oppositionellen NSDAP- 
Gruppen durchzuführen, um auf diese .\rt den Zerselznngsprozeß innerhalb der 
Nationalsozialisten zu beschleunigen. Eine stärkere Bearbeitung des Mittelstandes, 
sowie auch der Studenten an den Hochschulen uiul Universitäten ist gleichfalls 
erforderlich.

1.5 Unter der Parole ..\t o bleibt der zweite Mann?" halte die SPD am 1. März 1931 eine erbekainpagne 
mit dem Ziel der \ erdoppelimg der Mitgliederzablen gestartet. Die KPD benutzte diese Losung zu 
einer Cegenkampagiie gegen die SPD. wobei sie in .4rlikeln und einer Broschüre unter dem Titel ..Wo 
bleibt der zweite Mann?" den angeblichen \ erral der SPD anprangerte. W ährend des SPD-Parteitages 
steigerte die KPD ihre Kampagne gegen die SPD.
Die Kommentarspalte der Roten Fahne war ausschließlich dem SPD-Parteitag gewidmet. .Außerdem 
brachte Die Rote Fahne beinahe täglich Austritlsmeldungen ! Mehlungen über den Übertritt von SPD- 
Mitgliedeni zur KPD). Tgl. RFHr. 113 vom 31. .5.: ..SPD-Arbeiter m Massen zur KPD ü Nr. 114 vom

KPD über". (Gemeint war der Übertritt des früheren2. b.: ..Ehemaliger SPD-.Abgeordneter tritt zur 
'S{iXR. Jacobshagen zur KPD i: Ä/'Nr. 115 vom 3. 6.: ...Aus allen Schichten zur KPD".

16 Der ..Internationale Bund der Kriegsbeschädigten und Körperbehinderten ' wurde 1919 von Karl 
Tiedl als kommunistisches Gegenstück zum sozialdemokratischen ..Reichsbund der Kriegsbeschädig
ten" gegründet. 1926 wurde Tiedt aus der KPD au.sgeschlos.sen. worauf sich der Internationale Bund , 
S[jahete. Von 1927—19.3,3 trug er den Namen ..Internationaler Bund der Opfer des Krieges und der 
Arbeit“. Vü.)rsitzender war Hugo (Iräf. V'gl. Weber 11 S. I4l. S. 323-324.

17 Wahlen in Lübeck fanden am 10. November 192<) statt. A ermutlich handelt es sich um einen 
Schreibfehler und es sind die Wahlen vom 3. Mai 19.31 in Schaumburg-Lippe gemeint, bei denen die 
NSD.AP 7 854 Stimmen gegenüber 5 256 bei den Reichstagswahlen vom 19.30 erhielt (KPD: 1864 
gegenüber 1 193). Horkenba.h 1931 S. 152 f.. 477.

18 Vgl. zur Forderung nach ..Gegnerarbeif. Dok, .34 und Dok. 39.
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Am 14. Juni findet ein Internationaler S o I i d a r i t ä t s 1 a g der Interna
tionalen Arb ei t e r h i 1 f e statt, der dnrrh Generalwerbearbeit der IAH zum 
Zehnjaliresaufgebot vorbereitet werden soll.' * In die Zeit des Zelinjabresaufgebots 
der IAH vom 14. Mai bis 14. Juni fällt auch die \Orbereitung für die atn 4. Juli 
beginnende Spartakiade der Roten Sportler.""
Um eine Unterstützung der selbständigen .\Ial.Mialnnen der l.\H itnd der roten 
Sportler zu gewährleisten, ist es zw eckmäßig, itt allen Bezirken Sitzungen mit den 
Vertretern der überparteilichen Organisatiotien zur Besprechung und Koorditüerung 
der einzelnen Aufgaben einzuberufen.
Das größte Gewicht muß bei der Ausrichtung aller schwachen Stellen der Parteiar
beit daraufgelegt werden, eine Form des Opportunismus in der Pra.xis zu bekämpfen 
und praktisch zu überwinden, die sich darin aitsdrückt. daß Teile der Partei auf 
bestimmten Gebieten der .Arbeit den leichteren, betju enteren Weg zu gehen 
versuchen. Das gilt vor allem auch für die A'ernachlässigung unserer innergewerk
schaftlichen Arbeit in deti reformistischen (Gewerkschaften.
Schon das bisherige W achstum der Partei zeigt den revolutionären .Vnfschwung in 
Stadt und Fand. Alle .Aktionen der letzten Zeit zeigen eine wachsende Uamplbereit- 
schaft der Massen. Die Hoffnungen der Bourgeoisie auf ökonomischen Aufschw ung 
im Frühjahr, auf Besserung der Lage, auf Überwindung der Krise durch neue 
Konjunktur, sind durch die Tatsachen zerschlagen worden. Der Schwindel vom 
Preisabbau ist vor den breitesten Massen enthüllt. Die Fheorien der Sozialfaschisten 
sind zusammengebrochen. Die SPD ist in die Periode des .Niedergangs eingetreten. 
Die nationalsozialistische Welle ist zum größten Teil zttin Stillstand gebracht.
Das alles war möglich bei der bisherigeti Kraftentfaltung unserer Partei. .Aber noch 
größer wird mit dem Heranreifen der AOraussetzitngen der revohttionären Krise die 
Rolle der Partei, noch verantwortungsvoller die bolschew istische aktive Politik auch 
der kleinsten Parteieinheit. .Noch bedeutungsvoller wird in der gesamten Politik der 
Partei die Gegenüberstellung des sozialistischen Aufstiegs in fler UdSSR und des 
kapitalistischen .Niederganges, die Propaganda gegen das kapitalistische ittid für das 
sozialistische System, die Klarlegung des einzigen Ausweges, der den Interessen der 
werktätigen Massen dienlich ist. der Volksrevohition! Mit immer größerem 
Schwmng und Ulan gilt es deshalb, die großen .Aufgaben der Partei an allen 
Fronten der revolutionären .Arbeit in Angriff zu nehmen.

Mit kommunistischem Gruß 
ZK-Sekretariat

19 Die Inlernalionalc .\rheilerliilfe (I.AH war iin .lalirc 1921 als Hill'sorganisalion der europäi.s(hen 
■Xrheiterparleien für Sowjetrußland entslaiiden. Organi.salor und Leiter ihrer deiitsrhen Sektion war 
\t illi Münzenberg. Eine wissenselial'tliehe l iilersuehuno zur l.AH steht noch aus. Die beste Darstellung 
ist daher immer noeh Bahette Gross. \\ illi .Münzenherg. Eine politische Biographie, mit einem Vorwort 
von .Arthur Koestler. Stuttgart 196?.

20 Die Spartakiade, die vom 4.—12. .luli 1931 zttm 10. .lahrestag der Roten Sportinternationale in Berlin 
stattfinden sollte, wurde vom preiißisrhen Innenminister Severing verholen. .Auch geplante Parallel- 
veranstallttngen in Leipzig und Hamhtirg wurden ttnlersagt. \ gl. RF'Sr. 130 vom 20. 6. 19.31; .Nr. 
139 vom 1. 7. 1931: Nr. l4l vom 3. 7. 1931.
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43.

28. 5. 1931: Anweisung; der Landabteilung zum Bauern-Hillsprograinin

BA R 134, Bd. 62, S. 261-26.3 und StA Bremen. 4.65-11 A 12a. Bd. 30: Polizeiliehe Absehrilt. I AN 
2160/10. 6. Übersehrift: ..Rundsehreiben Nr 
alle BL und Bezirkslandabteiliiiigen".

Inhaltsverzeichnis:
Die Kampagne für das Bauern-HiHsprograinm der Kl’D iils Ted der \ olksaktion für 
Arbeit. Brot und Freiheit.

Sonderanweisung der ZK-Landabteilung an

1. Bauern-Kanipagne
Die Sitzung des Zentralkomitees vom H. und 15. .Mai hat eine entschlossene 
Wendung zur verstärkten Bauernarheit beschlossen. Das vom Genossen 1 hälniann 
proklamierte Bauern-Hillsprogramm bedeutet einen entscheidenden Schritt dazu. 
Es ist notwendig, dieses Programm in breitester Weise unter der werktätigen 
Bauernschaft zu popularisieren. Dazu weisen wir besonders aut iolgendes hin:
a) .Jeder Bezirk ist verpflichtet, innerhalb 4 \1 ochen einen Plan zm- Durchführung der 
Bauern-Kampagne im Bezirk vorzulegen. \ eratitwortlich ist die BL. Die Laiidabtei- 
lungen müssen der BL umgehend den Entwurf dieses Planes vorlegeu. Nach 
Beschlußfassung der BL über diesen Plan ist er sofort dem Zentral-Komitee 
einzusenden.
b) Das Bauernhilfsprogramm und die Rede des Genossen 7liälnuinn werden als 
Traktat in Massenauflage erscheinen." Die \ erteilung dieses Traktats muß mit einer 
breiten mündlichen .\gitation von Haus zu Haus verbunden wertlen. Dabei ist 
besonders darauf zu drängen, daß sorgfältig alle Adressen von sympathisierenden 
Bauern gesammelt werden, die hernach in den einzelnen Orten oder in kleineren 
Gebieten zu Besprechungen. [. . .]'*.

1 Auf der Silzung des ZK am 1-t.und 15. Mai 1931 wurde ein Bauernliilfsprogramm der KPD diskutiert 
und lie.scldosseii. Am 16. .Mai verkündete Thälmann das Bauernlnlfs|irogramm auf einer Vi uhlveran-

von finanziellen Lasten derStallung in tlldenburg. Es enthielt zahlreielie Fordertmgeii nach Befreiung 
Klein- und Mittelhaiieni. slaallielie I nlerslützung für die Bauernschah. .Ahhaii der Suliventionen für 
die Grnlägnmdhesitzer ii. ä. \ gl. GdA S. 292 f.: L. Berthcdd. Das Programm der KPD S. 139 ff. Das 
Batiernhilfsprograinm wurde veröffentlicht in RI Nr. 11)6 vom 22. .5. 19.il. Es ist abgedruckt in: 
Berthold. a.a.O. S. 239-242. Zur Geschichte der KPD S. 308-310. Zur Bedeutung des Progrumms aus 
heutiger DDR-Sicht vgl. Elfriede Lienig. Das Bauernliilfsprogramm der KPD und die Anfänge einer 
Bauernbewegung unter Eülirimg der .Arbeiierklasse gegen den drohenden faschismus in DetUschland. 
wirischaftswiss. Diss. Berlin Ost: 1963.

2 Diese Broschüre war nicht zu ermitteln.
3 Te.vtvorlage bricht hier ab.
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44.

30. 5. 1931: Anweisungen des Sekretariats ziini \l. Plenum des EkKl

BA R 134. Bd. 62, S. 247-260 und StA Bremen. 4.6,5-11 A 12a. Bd. 30: Polizeiliche Abschrift. 1 AN 
2160/10. 6. Überschrift: ..Rundschreiben Nr. 10. Anweisungen des Sekretariats zu den Beschlüs
sen des XI. Plenums des EkKl und des Mai-Plenums des ZK".

W.G.!
Die Ausweitung der Beschlüsse des XI. Plenums des EKKI und des Mai-Plenums 
unseres ZK' darf nicht auf die einfache Berichterstattung und Beschlußfassung 
beschränkt bleiben, sondern muß von der gesamten Partei dazu benutzt werden:
1. Die schwachen Stellen der Parteiarbeit aid'zudecketi und die ege ztir Überwin
dung der bestehenden Schwächeti und Mängel ausfindig zti machen.
2. Die Arbeit der Partei iitid der sytnpathisierenden Massetiorganisationeti allgemein 
zu beleben und zu verbessern.
3. Die wichtigsten auf der Linie der strategischen Haujitlosuiig des Januar-Plenums 
unseres ZK: Der Volksrevolution liegenden Aufgaben- mit stärkster Konzentration 
unserer Kräfte in Angriff zu nehmen, wobei der Kurs vor allem auf die tatsächliche 
Eroberung der Betriebe und den Ausbau der RGO zu nehmen ist.
4. Hierbei ist vor allem das Bauernhilfs()rograinm ’ utid der .Vrbeitsbeschaffutigsplan 
der KPD'* diese Ergänzung unseres Freiheitsprogramms’ und die Hochverratsan
klage unserer Reichstagsfraktion gegen die Regierung Brüning" wegen ihres Brotwm- 
chers aufs stärkste zu popularisieren.

1 Vgl. Thesen und Resolutionen der XI. Plenurlagung des EKKI A[)rll 19.51. Hamburg-Berlin 1931. 
..Die .Aufgaben der Sektionen der KI im Zusammenhang mit der Vertiefung der Wirtschaftskrise und 
deiti Heranreifen der Voraussetzungen der revolutionären Krise in einer Reihe von Ländern“. Thesen 
des .XI. Plenums des EKKI vom 26. .März bis 11. .April 1931 in Moskau. /f/’Nr. 10? vom 23. 5. 1931. 
Ein Teil der Beschlüsse ist abgedruckt bei J. Degras Bd. 3. S. H9 ff.; Weber. Kommunistische 
Internationale S. 2,54 ff. Das Plenum des ZK der KPD votu 14.-15. Mai befaßte sich mit den 
Beschlüssen der XI. Plenartagung des EKKI und verabschiedete eine ..Resolution [. . .] über die 
Beschlüsse des XI. Plenutns des EK der Kommiitiistischen Internationale“, veröffentlicht in W Nr. 108 
votn 24. 5. 1931. .Auch das Referat von Hermann Remmele wurde als Broschüre veröffentlicht: 
Kapitalistischer Zusamtnenbruch in Deutschlatid - Sozialistischer Aufbau in der Sowjetunion. 
Internationaler .Arbeiten erlag. Berlin 1931. \ gl. Inprekorr Nr. 4/” vom 21.5. 1931. S. 1123-1124.

2 Vgl. die Resolution des ZK der KPD. ..Die nächsten und höheren .Aufgaben der KPD“. beschlos.sen auf 
der Tagung vom 15.-17. .lanuar 1931. RJ-' Nr. 17 vom 21. 1. 1931. Vgl. dazu Dok. 35.

3 Auf einer W ahlveranstaltung in Oldenburg verkündete Ernst Thnlmann am 16. Mai 1931 das 
Bauernhilfsprogramm der KPD. Vgl. Dok. 4.3. .Anm. 1.

4 Auf der Linie des Batternhilfsprogramms lag auch der am 29. Mai 1931 in der Nr.l 11 der Roten Fahne 
erstmals veröffentlichte ..Arbeitsbeschaffungsplan der KPD“, der einen umfangreichen Katalog 
staatlicher Investitionsmaßnahmen zur W iederatikurbelung der Wirtschaft enthielt. Vgl. Berthold. 
Das Programm der KPD S. 243 ff.: GdA Dokument Nr. 79. S. 547 ff.

5 Gemeint ist die ..Programmerklärung zur nationalen und sozialen Befreiung des deutschen Volkes“ 
vom 24.8.1930. erschienen in R}' Nr. PT’ vom 24.8.1930. Vgl. dazu Dok. 27. Anm. 5. 
Bauernhilfsprogramm und Arbeitsbeschaffungsplati der KPD wareti als Fortführung und Ergänzung 
dieser Programmerklärtmg gedacht, die außer dem wahltaktischen Aspekt grundsätzliche program
matische Bedeuttmg für die KPD erhielt.

6 Die Reichsregieriing erließ am 5. Vlai eine Verordnung zur Senkung der Getreidezölle für ausländi
sches Brotgetreide. Die Zollerleichterung sollte den Verbrauchern dtirch Senkung der Mehl- und

sog.
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5. Die Beschlüsse der XI. Plenums und des ZK konkret auf die bezirklichen 
Verhältnisse anzuwenden.
6. Die internationalen Fragen und die durch das XI. Plenum des EKKI geklärten 
theoretischen Probleme gründlich durchzuarbeiten.
Eine solche Behandlung der Beschlüsse des .XI. Plenums und des Plenums des ZK 
vom 14. und 15. Mai entspricht dem (leist dieser Tagungen. Das XI. Plenum des 
EKKI rückte in den Mittelpunkt seiner Beratungen, das Problem des Zurückbleibens 
der Kommunistischen Parteien hinter dem revolutionären Aufschwung. Die Plenar
tagung unseres Zentralkomitees knüpfte an diese Prohlemstelhmg des XI. EKKI- 
Plenums an und konkretisierte die Peststellung dieses Zurückbleibens hinsichtlich 
der Arbeit der KPD.

I. ürt/rtingÄ-Sparprogramm
Die Erfüllung der Aufgaben, wie sie das Mai-Plenum des ZK stellt, ist zugleich eine 
politische Notwendigkeit auf Grund der letzten [tolitischen Ereignisse, der neuen 
Angriffe der Bourgeoisie mit Hilfe des ßrü/i/'/tgschen Sparprogramms, auf die wir 
durch die Entfaltung der Volksaktion für Arbeit. Brot und Ereiheit gegen die 
Hungeraktion aller Volksfeinde antworten müssen. Schon vor Erlaß der neuen 
Notverordnung muß unsere Gegenkampagne mit allem Nachdruck unter Heranzie
hung aller Xlassenorganisationen und Berücksichtigung aller betroffenen Schichten 
einsetzen, damit beim öffentlichen Erlaß der .Notverordnung sofort der organisierte 
Kampfeinsetzt. Die weiteren wichtigsten Maßnahmen sind:
a) Zusammenfassung der Roten Betriebsräte zur Stellungnahme gegen das ..Spar
programm“.
b) Organisierung von Betriebs- und Gewerkschaftsbeschlüssen gegen die Brüning- 
Pläne.
c) Organisierung von Delegationen zu den Ministern usw. usw.
Alle diese Maßnahmen müssen unter weitgehender Berücksichtigung der SPD- 
Arbeiter erfolgen.

2. Die Bedeutung der Beschlüsse des XI. EKKI-Plenums für die 
KPD:
Das XI. Plenum der Exekutive ist für die .Arbeit der Partei und die gesamte 
revolutionäre Bewegung in Deutschland von großer Bedeutung. Die Durcharbeitung 
seiner Beschlüsse durch die Gesamtheit der Parteiorganisation und der Parteimit
gliedschaft ist deshalb eine unerläßliche \ orbedingung für die erfolgreiche Behand-

Brotpreise zugute kommen. Gleichzeitig wurde jedoch bestimmt, dals das Brot einen bestimmten 
Anteil an Roggen enthalten müsse, womit die Preise für deutschen Roggen stabil gehalten werden 
sollten. Vgl. Schulthess 1931 S. 111 1'.: Horkenbach 1931 S. 1.54 (6. .Mai). Der ( ersuch der KPD. 
wegen dieser Frage eine Sondersitzung des Reichstages herbeizulühreii. scheiterte am Reichstagspräsi- 
ditim. Vgl. H}' Nr. 104 vom 6. 5. 1931.

7 Tatsächlich folgte bereits am 6. Juni 1931 eine erneute .Notverordnung mit neuen .Sparmaßnahmen 
der ßrü/tiag-Regierung. Vgl. Zweite Verordnung des Reichspräsidenten zur Sicherung von \\ irtschaft 
und Finanzen. Vom b. Juni 1931. RGBl. Teil 1. Horkenbach 1931 S. 194 ff.
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lung dei’ vor uns stehenden Aufgaben. Die große Bedeutung dieser Tagung der 
Komintern drückt sich vor allem in folgenden l atsaehen

a) Das XI. Plenum hat mit aller Schärfe den wachsenden Gegensatz zwischen den 
beiden Systemen des niedergehenden Kapitalismus und des aufsteigenden Sozialis
mus herausgearbeitet, die kapitalistische Vieltwirtschaftskrise und Weltagrarkrise 
analysiert, den gigantischen .Aufbau des Sozialismus in der Sowjetunion beleuchtet 
und somit die Frage des revolutionären .Auswegs aus der Krise des Kapitalismus 
gestellt.
b) Das XI. Plenum hat deti revolutionären Aufschwung, seine wichtigsten Errungen
schaften (Sowjetunion. China. Indochina. Spanien. Indien. Deutschland) und seinen 
widerspruchsvollen Charakter analysiert und die Steigerung der V oraussetzungen 
einer revolutionären Krise in Deutschland festgestellt. Es hat sich zugleich gegen jede 
schematische „Einteilung" des revolutionären Aufschwungs in besondere ..Stufen“ 
und gegen jede etwaige Tendenz gewandt, eine besondere in sich geschlossene 
„politische Krise " vor der re\olutionäreu Krise zu konstruieren.
c) Das XI. Plenum hat die Bedetitung und Rolle des Faschismus atd'das richtige Maß 
reduziert, den LJberschätzungen und gewissen theoretischen Irrtürnern in der 
Bewertung des Faschismus, iiisbesondere jeder liberal-sozialdemokratischen Cegen- 
übersteliung von Faschismus und Demokratie ein Ende bereitet und die Feststellun
gen des Januar-Plenums des ZK der KPD über die Rolle des Brüning-Kah'umtts als 
Regierung der Durchführung der faschistischen Diktatitr bestätigt.

d) Das XI. Plenum hat die Rolle der Sozialdemokiatie als der sozialen Hauptstütze 
der internationalen Bourgeoisie, wie besonders aucb in Deutschland, mit aller 
Schärferaufgezeigt und damit die Atd'gabenstelluug des Jamiar-Plenums des ZK der 
KP auf Liquidieruug des Masseneinfhtsses der Sozialdemokratie und Liquidierung 
der SAJ als Massenorganisation bestätigt und unterstrichen.
e) Das XI. Plenum hat in einem besonderen Tagesordnung.s|)uukt die imperialistische 
Kriegsgefahr und die Notwendigkeit der unbedingten Steigerung der .Arbeit aller 
kommunistischen Parteien für die Verteidigung der Sowjettmion behandelt.
f) Das XI. Plentim hat das Problem des re\’ohitionären Klassenkampfes in 
Deutschland und des Sieges der [)roletarischen Revolution als internationales 
Problem für alle kommunistischen [Parteien], speziell für die Kommtmisten 
Frankreichs und Englands gestellt tmd dadurch auch für die deutsche Partei, 
entsprechend den Beschlüs.sen des Januar-Plentnns des ZK einen neuen Antrieb zur 
Entfalttmg des proletarischen Internationalismus in unserer Agitation und Propag
anda gegeben.
g) Das XI. Plenum des EKKI hat die strategische Hau()tlosung unserer Partei, die 
Volksrevolution, bestätigt und die .Notwemligkeit dieser Losung insbesondere auf 
Grund der Rolle Detitschlands als eines unterdrückten Landes (V ersailles-Jot/ng- 
plan) für die Cewiimung der V erbündeten des Proletariats ans den ländlichen ttnd 
städtischen Mittelschichten unterstrichen.
h) Das XI. Plenum hat das Zurückbleiben der Kommunistischen Partei hinter dem 
revolutionären Aufschwung und den objektiven Mögliihkeiten des Klassenkampfes 
und der Radikalisierung der .Massen festgestellt.
Diese acht Punkte müssen vor allem [bei] der Berichterstattung mul .Auswerttmg des

aus:

348



44.30.5.1931Anweisungen des Sekretariats zum XI. Plenum des EKKI

XI. Plenums des EKKI seitens der Parteiorganisationen größte Beachttmg finden (s. 
hierzu: Thesen des XI. EKKI-Plenuins. sowie besonderes Ref'erenteiunaterial).^

3. Die Beschlüsse des M a i - P1 e n ti m s des ZK der KPD 
Die Plenartagung des Zentralkomitees, die zu den Beschlüssen des XI. Plenums des 
EKKI Stellung nahm und ihnen vorbehaltlos zustimmte, beschäftigte sich besonders 
gründlich mit den Tatsachen, in denen sich das Zurückbleiben hinter dem 
revolutionären Aufschwung in der Arbeit der KPD ausdrückt. Es lenkte die 
Aufmerksamkeit der Partei vor allem auf die Notwendigkeit der Überwindung 
folgender Hauptschwächen:
a) Der Mangel unserer revolutionären Arbeit an der innergewerkschaftlichen Eront 
der reformistischen, sowie christlichen und anderen V erbände. Dieser .Mangel hemmt 
und gefährdet am 
unseren
b) Die ungenügende Durchführtmg des Kurses aid' die Betriebe, sowohl hinsichtlich 
der Vermehrung, des Ausbaues und der Politisierung der Betriebszeilen und der 
Schaffung des revolutionären Vertrauensleute-Systems. als auch hinsichtlich der 
Betriebsgruppen der RGO und der Roten Verbände und in der allgemeinen 
Werbearbeit der Partei, die auf Betriebsarbeiter konzentriert werden muß.
c) Die Schwäche unserer Arbeit auf dem Eande. vor allem unter den Klein- und 
Mittelbauern. Hierzu nahtn das ZK in einem besonderen Tagesordnungspunkt 
Stellung. Auf Grund der entsprechenden Beschlüsse gelangte auf Vorschlag des 
Genossen Thälmann das Bauernhilfsprogramm der KPD zur Annahme, das in der 
Oldenburger Rede des Genossen Thälmann der Öffentlichkeit übergeben w urde und 
den Ausgangspunkt für eine großzügige VVendnng der Partei zum Dorf bildet.
d) Der ungenügende Kampf der Partei gegen die Preußenregierung, der insbesondere 
im Hinblick auf die bevorstehenden Preid.senwahlen. ’ aber auch vom Standpunkt 
unseres gesamten Kampfes gegen die SPD von größter W ichtigkeit ist. Die Rolle der 
Preußenregierung und der Preußenpolitik der SPD als der Hauptstütze des Brüning- 
Kurses, wurde bisher in unserer Agitation und Pro|)aganda nicht mit genügender 
Schärfe klargestellt. Das ZK wäes mit allem Nachdruck aid die Notwendigkeit hin, 
durch die äußerste Steigerung unseres Kampfes gegen die Preußenregienmg alle in 
der Arbeiterschaft noch vorhandenen Illusionen über die preußische Koalitionspoli
tik der SPD, zu zerstören. Was für die V'orbereitung der Preußenwahlen gilt, trifft 
auch für die gründliche und rechtzeitige V orbereitung der \V ahlen in Hessen. Bayern. 
Hamburg zu.'*'
e) Das Nachlassen der .Arbeit unter den Erwerbslosen, das angesichts des ganz 
geringfügigen Saisonrückganges der Erwerbslosigkeit utid des bevorstehenden neuen 
Anschwellens der Millionen-Erwerbslosigkeit eine besondere Gefahr votn Stand
punkt des revolutionären Klassenkampfes bedetitet. .Als Grundlage für die politische 
Belebung der Erwerbslosenarbeit beschloß das ZK die Herausgabe des Arbeitsbe-

meisten die Entfaltung der RGÜ und der Roten Verbände, sowie 
Kurs auf selbständige Führttng von VA irtschaftskämpfen des Proletariats.

8 Das Referenleiimaterial war nicht zu ermiuelii.
9 Gemeint sind die Landtagswahlen in Preußen am 24. April 1932.

10 ln Hessen fanden am 15. November 1931 Landtagswahlen, in Bayern am 24. April 1932 statt. 
Bürgerschal'tswahlen in Hamhnrg wnirden am 27. September 1931 ahgehalten.
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schaffungsplanes der KPD. der die Plattform für die verstärkte Mobilisierung und 
festere Organisierung der Erwerbslosenbewegung bildet.
f) Die niedrige Auflage, unpopuläre Sprache und das unbefriedigende politisclie und 
ideologische Niveau unserer Parteipresse, die nicht genug das Leben des Proletariats 
w'iderspiegelt. mangelhaft die Beschlüsse und die Linie des ZK wiedergibt und 
popularisiert und deshalb sowohl in ihrem Inhalt, wie hinsichtlich ihrer Verbreitung 
durch die Gesamtpartei entschlossen auf eine höhere Stufe gebracht werden muß.
g) Die ungenügende Zusammenfassung und Vereinheitlichung der einzelnen Kam
pagnen und .Aktionen der Partei zur einheitlichen Gegenoffensive gegen die 
Hungeraktion der Bourgeoisie. Zur Überwindung dieser Schwäche stellte das ZK die 
Losung der Volksaktion für Arbeit, Brot und Lreiheit gegen die Hungeraktion aller 
Volksfeinde auf.
h) Die Vernachlässigung der Popularisierung der Volksrevolution als strategische 
Hauptlosung der Partei gemäß den Beschlüssen des .lanuar-Plenums des ZK wie 
überhaupt die unzulängliche Auswertung und wirkliche Durchsetzung der 
Beschlüsse der Partei in der Agitation und Propaganda.
Neben diesen Hauptschwächen, deren Überwindung zugleich mit den Hauptaufga
ben der Partei zusammenfällt, lenkt das .Mai-Plenum des ZK die .Aufmerksamkeit 
der Partei auf die Steigerung unseres Einflusses unter der proletarischen Jugend, 
unter den Lrauen und unter allen durch die Sozialreaktion betroffenen Schichten, 
unter den Intellektuellenschichten, die gemeinsam mit dem Proletariat gegen die 
Kulturreaktion mobilisiert werden müssen, unter dem Mittelstand, den Angestellten 
und Beamten. Das Plenum des ZK wies ferner auf die Notwendigkeit des verstärkten 
Kampfes um die Gewinnung der SPD-Arbeiter hin, wobei vor allem im Zusammen
hang mit dem Leipziger SPD-Parteitag und vor allem seiner Auswertung eine 
erhebliche Steigerung unserer Offensive gegen den Sozialfaschismus und eine 
breitere Anwendung der Linheitsfrontpolitik nötig ist. Im Kampf gegen den 
Nationalsozialismus fordert das Mai-Plenum des ZK die Lortsetzung unserer 
Offensive, in der in letzter Zeit an einzelnen Stellen ein gewisses Nachlassen zu 
verzeichnen ist. Die neuerdings verstärkt auftretenden nationalsozialistischen 
Terrorakte machen eine entschlossene .Abwehr und erneute Steigerung unseres 
wehrhaften antifaschistischen Massenkampfes unbedingt notwendig. Zugleich muß 
unser noch sehr unbefriedigender ideologischer .Massenkampf zur Gewinnung der 
werktätigen Anhängermassen der Nazis verstärkt einsetzen.

4. Das politische Rüstzeug für die Durchführung der Beschlüsse 
Als Rüstzeug der Partei für die Durchführung der gestellten Hauptaufgaben hat das 
Zentralkomitee eine Reihe von politischen Dokumenten der Öffentlichkeit überge
ben, die gemeinsam mit dem Lreibeitsprogrannn der Partei, das stärker als je zuvor 
in den Dienst unserer Propaganda gestellt werden muß. die Grundlage für unsere 
politische Arbeit auf den verschiedenen Gebieten bilden müssen.

a) Das Bauernhilfsprogramm der KPD
Gestützt auf das Bauernhilfsprogramm muß die Partei eine großzügige Offensive auf 
das flache Land unternehmen. Hand in Hand mit der \ erstärkuiig unserer .Arbeit 
Organisierung und Mobilisierung der Landai beiterschaft müssen wir den Einfluß der

zur
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Nationalsozialisten, des Stahlhehns und der SPD in den Dörfern unter der klein- und 
mittelbäuerlichen Bevölkerung, sowie den Kleingewerhetreihenden im Dorfe bre
chen, Stützpunkte für den revolutionären Klassenkainpf des Industrieproletariats 
schaffen und die Massen der werktätigen Landbevölkerung als Bundesgenossen der 
Arbeiterklasse gegen das kapitalistische System gewinnen. Der .Ausbau der Dorfpa
tenschaften, die Popularisierung für die Verhältnisse der einzelnen Vorbereitung, 
Auslösung” und Führung von XA'irtschaftskämpfen zu vervielfachen.

5. Die organisatorische Durchführung der Berichterstattung 
über das XI. Plenum des EKKI und das Mai-Plenum des ZK
a) Zunächst nehmen in allen Bezirken die Bezirksleitungen gründlich und umfassend 
zu den Beschlüssen des Plenums des EKKI und des ZK Stellung. Zu diesen 
Plenarsitzungen der Bezirksleitung sollen die Zellenleiter der wichtigsten Betriebe, 
die verantwortlichen Instrukteure und die besten und zuverlässigsten Referenten der 
BE mit beratender Stimme hinzugezogen werden. Die Bezirkssekretariate haben die 
Aufgabe, für diese Tagung gründliche Entschließungen vorzubereiten, die neben der 
Zustimmung zu den Beschlüssen des EKKI und des ZK die konkrete Aufgabenstel
lung für den Bezirk unter strengster Berücksichtigung der wichtigsten werktätigen 
Schichten enthalten muß.
b) Die Beschlüsse des EKKI und des ZK müssen eingehend in den Bezirksmittei
lungsblättern behandelt werden. Um den Zellen und Ortsgruppen die große 
Bedeutung der Beschlüsse klarzumachen, ist in erster Einie eine Verbindung der 
Beschlüsse mit der Eage im Bezirk erforderlich. Jedes Bezirkssekretariat tnuß 
demnach einen klaren Plan über die systematische .Vuswertung der Beschlüsse 
[vorjlegen. Schon der einleitende Artikel des Polsekretärs muß klare Schlußfolge
rungen aus den Beschlüssen auf die praktische .Arbeit im Bezirk enthalten. Diesem 
Artikel müssen weitere folgen, die sich mit den dringlichsten .Aufgaben der Partei, 
wie sie in der Resolution des ZK enthalten sind, vom Bezirksstandpunkt befassen. 
Die Popularisierung der Beschlüsse ist nicht Sache einer einmaligen Behandlung in 
den Mitteilungsblättern. In unserer ges[amten] Arbeit der nächsten Monate haben 
wir die Beschlüsse immer wieder heranzuziehen. In den Mitteilungsblättern sollen 
nicht nur die Sekretäre zu den Beschlüssen Stellung nehmen, \ielmehr gilt es. unter 
konkreter Aufgabenstellung Betriebsarbeiter und Eunktionäre zur Mitarbeit heran
zuziehen.
c) Im Anschluß an die Bezirksleitungssitzungen sollen in allen Ortsgruppen der 
Partei, bei größeren Städten in den Stadtteilen, allgemeine Mitgliederversammlun
gen unter Hinzuziehung von Sympathisierenden abgehalten werden. In diesen 
Mitgliederversammlungen ist die Resolution der BE zur .Abstimmung vorzulegen.
d) Im Anschluß an die Berichterstattung in den allgemeinen .Mitgliederversammlun
gen müssen Zellenversammhmgen stattfinden, in denen, vor allem in den Betriebs
zellen, zu den konkreten .Aufgaben Stellung genommen wird, die sich für die 
praktische .Arbeit auf Grund der EKKI und ZK-Beschlüsse ergeben.
e) In Verbindtmg mit der Durcharbeitung der Partei haben im Bezirks-, Unterbe
zirks- und Ortsmaßstabe Aussprachen der betreffetiden Parteileitung mit den

11 In der Vorlage: Auflösung. Der Satz, dessen Sinn unklar ist. steht so in der Vorlage.
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Fraktionsleitungen [der] mit uns sympathisierenden Massenorganisationen stattzu
finden, um die Einstellung dieser Organisationen aid' die für ihr Aufgabengebiet 
entfallenden Probleme zu sichern, 
f) Im Anschluß
sind Betriebs-Belegschaftsversammlungen. Erw erbslosenversammlungen und öffent
liche Versammlungen für die verschiedenen Schichten der erktätigen zu organisie
ren. Diese Versammlungen müssen entsprechend der Beschlüsse des Mai-Plenums 
des ZK im Dienst der Popularisierung unseres Freiheitsprogramms bzw'. des 
Bauernhilfsprogramms, des Arbeitsbeschaffungsplans, der Hochverratsanklage 
gegen die Regierung Brüning usw'. stehen. Sie dienen der Organisierung der 
Volksaktion für Arbeit, Brot und Freiheit gegen die Hungeraktion aller Volksfeinde 
gegen das ürüVu'ng-Sparprogramm. In diesen Versammlungen muß der revolutio
näre Ausweg der KPD. die \"olksrevolution für ein freies sozialistisches Sowjet
deutschland, unter den verschiedenen Schichten der .Arbeiterschaft und der Verktä- 
tigen im stärksten Maße popularisiert werden. Die Versammlungen, in denen 
Protestentschließungen gegen die Durchführung der faschistischen Diktatur durch 
die i?rü/u'ng--Regierung. gegen die imperialistischen Kriegsrüstungen gegen die 
Sowjetunion, gegen das ..Sparprogramm" usw. sowie Zustimmungs- und Begrü
ßungstelegramme an die KPD aus .Anlaß der Proklamierung des Bauernhilfspro
gramms durch den Gen. Thälmann oder auf Grund anderer politischer .Maßnahmen 
der Partei beschlossen werden sollten, müssen zugleich zur stärkeren Werbung für 
die Partei und die RGO zur Massenmobilisierung für die Wirtschaftskämpfe und zur 
Vorbereitung des Antikriegstages am 1. August'^ ausgenutzt werden.

Mit kommunistischem Gruß
ZK-Sekretariat

12 Zur Vorbereitung und Durchführung des internationalen .Antikriegstages am 1. .August 1931 gah das 
ZK am 26. 6. 1931 ein umfangreiches, detailliertes Sonderrtindschreihen heraus. Vgl. unten. Dok. 46.

diese innerparteiliche und innerorganisatorische Mobilisierungan

45.

23. 6. 1931: .Anweisungen des Sekretariats an die Bezirksleitungen

BA R 1.34, Bd. 62, S. 266-284 und StA Oldenburg, Bestand 136, Nr. 2890, fol. 248- 255v.; 
Polizeiliche Abschrift, I AN 2160/6.7. Überschrift: „Rundschreiben Nr. 11. Anweisungen des 
Sekretariats“.

Inhaltsverzeichnis;
Zur Notverordnung, dem SPD-Parteitag und unserem Kampf um Preußen 

A. Die Lage
I. Die neue Etappe der ZIrüntng-Diktatur
Der Erlaß der vierten Notverordnung durch Brüning^ und die damit verknüpften

1 Zweite Verordnung des Reichspräsidenten zur Sicherung von 'S irtschaft und Finanzen. Vom 6. Juni 
1931. Horkenhach 1931 S. 194 ff.
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die Einberufung des Reichstages)^ bestätigenpolitischen Vorgänge (Kampf um 
vollkommen die Linie der Partei bezüglich der Durchführung der faschisti
schen Diktatur durch die /i/ü n t ng-R e g i er u n g und die Reschlüsse des 
XI. Plenums des EKKI über das Heranreifen der Voraussetzungen der revolutionären 
Krise in Deutschland.* Die Notverordnung stellt in ihren innerpolitischen sozialen 
Auswirkungen einen Raubzng von solchem .\usmaß gegen alle Schichten des Volkes 
mit Ausnahme der kleinen kapitalistischen Oberschicht dar, daß sie zwangsläufig 
weitere Milhonenmassen, die in ..normaleir' Zeiten des Kapitalismus unpolitisch 
eingestellt waren, mit in die Arena des Klassenkamptes reißt und zu politischem 
Denken erweckt. Eine neue Verschärfung des Klassenkamples von ungeheurem 
Ausmaß tritt ein. Die ökonomische Krise tritt in ein neues verschärftes Stadium. Das 
Massenelend wächst. Gleichzeitig liedeutet die neue Notverordnung eine neue Etappe 
in der Entwicklung zum Easchismus, die sich in folgenden Tatsachen unzweideutig 
ausdrückt:
Strikte .Ablehnung jeder parlamentarischen Behandlung der Notverordnung. 
Aufrechterhaltung der ßnünng-Diktatur durch die glatte Drohung mit dem Ausnah
mezustand und den Bajonetten der Reichswehr.
Zugeständnisse Brünings an 
Rechtsorientierung und entsprechenden teilweisen Lünbildung des Kabinetts.
Keinerlei Konzessionen an die Sozialdemokratie, der nicht einmal das Manöver mit 
der Einberufung des Haushaltsausschusses anstelle des Reichstages gestattet wurde. 
Die neue Etappe der iIrü'/?mg--Diktatur im Zeichen der vierten Notverordnung stellt 
eine höhere Stufe der Faschisierung dar. Die Offensive der Volkspartei in 
der Linie der schwerindustriellen Forderungen und ihr Erfolg bei Brüning bedeuten 

weitere Annäherung der ßcünmgregierung an das Hugenberg-Hitler-hager. 
Gleichzeitig mit dem verstärkten faschistischen Kurs der Bourgeoisie mit der noch 
verächtlicheren und brutaleren Behandlung der Sozialdemokratie vollzieht sich in 
der Politik der SPD eine ähnliche Entwicklung: sie erfüllt ihre Rolle als soziale 
Hauptstütze der Bourgeoisie bei der Durchführung der faschistischen 
Diktatur noch schrankenloser, noch volksfeindlicher, noch schamloser als bisher. 
SPD und Nazis sind zwei Eisen im heuer der Bourgeoisie, deren sich das herrschende 
Finanzkapital wechselseitig bedient. Beide haben [aus] Angst — die SPD offen, die 
Hitlei-partei durch ihren Kurs auf ..Legalisierung“ nicht nur vor der /h'ünmgpolitik 
kapituliert, sondern den Dienst für diese Politik aufgenommen.

die Volkspartei in der Richtung einer weiteren

eine

II. Die Außenpolitik der deutschen Bourgeoisie und die Hoover- 
Aktion
Die Hungeraktion der Brüningregierung gegen das deutsche Volk, die eine neue 
Steigerung in den verzweifelten Bemühungen der deutschen Bourgeoisie darstellt,

2 Nach Erlaß der Notverordnung vorn 6. Juni forderten NSD.4P- DN\ P und KPD die sofortige 
Einberufung des Reichstages. Der Ältestenrat lehnte diesen Antrag am 10. Juni gegen die Stimmen der 
Antragsteller und der Wirtschaftspartei ab. .4m 16. Juni wurde dieser Beschluß vom Ältestenrat 
erneuert, zugleich wurde auch ein .Antrag auf Einberufung des Haushaltsausschusses abgelehut. Vgl. 
Schulthess 1931 S. 135 und 141 f.

3 Vgl. dazu Dok. 44.
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einen kapitalistischen Ausweg aus der Krise zu erzvvitigen. steht in engster 
Verbindung mit den außetipolitisclien Tendenzen zu verstärkter imperialistischer 
Agressivität. Im Zusammenhang mit der stärkeren Orientierung der Briming- 
Regierung auf das Hugenberg-Hitler-L&^er vollzieht sich in der Außenpolitik eine 
weitere Abkehr von der StresenKumXime. ein weiterer Übergang 
n a t i o n a 1 s o z i a 11 s t i s c h - i m p e r i a 11 s t i s c h e n Politik in der Reparations
frage. die in Wahrheit selbstverstätidlicli nichts anderes bedeutet als den Versuch, 
den deutschnationalen \'errat am Deutschen \'olk mit einer scheinradikalen 
Pluaseologie zu bemänteln.
Trotz des völligen Fiaskos, das Deutsddand mit dem Abenteuer der ZolluniorP erlitt, 
mehren sich die Anzeichen dafür, daß der Kurs in der .Vußenpolitik sich in dieser 
Richtung bewegen dürfte. Hierbei ist es selbstverständlich, daß der Charakter der 
Außenpolitik der deutschen Bourgeoisie weiterhin schwankend und unkonsequent 
bleiben muß. .Vller Wahrscheinlichkeit nach dürfte in diesem Zusammeuhang eine 
Neubesetzung des Außenministeriums, entsprechend den Forderungen der Deut
schen Volkspartei erfolgen.
Eine entscheidende Rolle spielen hierbei die Wünsche der westlichen Schwerindustrie 
nach Rüstungsaufträgen.
Das Eingreifen Hoovers und der Vorschlag einer einjährigen Stundung aller 
Reparationsschuldeii Deutschlands ’ zeigt einerseits die außerordentliche Schärfe der 
Krise, die unmittelbare Bedrohung Deutschlands durch eine neue Währungskata
strophe und die damit verbundenen Besorgnisse der amerikanischen Geldgeber für 
ihre in Deutschland investierten Kapitalien, andererseits stellt die Aktion Iloover 
einen V'ersuch dar. die durch den fianzösischen Imperialismus bedrohte Hegemonie 
des amerikanischen Kapitals bei der Überfremdung der deutschen Wirtschaft zu 
sichern, resp. wieder herzustellen, den französischen Imperialismus allgemein zu 
schwächen und den Einfluß des amerikanischen Imperialismus in Europa zu 
festigen. Die unmittelbar finanziell-ökonomischen .Vuswirktmgen der//oorer-Aktion 
— selbst wenn die einjährige Stundung unter Außerkraftsetzung aller erschwerenden 
Bestimmungen des Ibungplanes (also nicht als ion/tg'-Moratorinrn. sondern als 
völlige Schuldenstundung) zustande käitie — würden somit keinesw'egs eine bedeu
tungsvolle Erleichterung der Lage oder Ahschwäcliuug der Krise bringen. Eine 
solche, auch nur vorübergehende .Ahschwächung käme lediglich in Frage, wenn die 
Schuldenstundung mit neuen riesigen amerikanischen Krediten für Deutschland 
verbunden wäre. In diesem Falle würde jedoch die Abhängigkeit Deutschlands 
internationalen Finanzkapital, seine \'erwandlung in eine Zinskolonie,

zu einer

vom

4 Der am 21. März 1931 bekanntgegeheiie Plan einer deutsch-österreieliischen Zollunion mußte auf 
Druck der '4'estmäclue aufgefjehen werden. Am 3. September 19.31 gal) Reichsaußenminister Curtius 
in einer Rede vor dem Europaausscliuß des Völkerbundes den Verzicht auf die Zollunion bekannt. 
Vgl. Jan Krulis-Randa. Das deutsch-österreichische Zolhmionsprojekt von 19.31. Die Bemühungen um 
eine wirtschaftliche Annäherung zwischen Deutschland und Österreich. Zürich 19.5.5. Jürgen Gehl, 
Austria. Germany and the .Anschluß 19.31—19.38. London 196,3.

5 Am 20.6.1931 schlug der amerikanische Präsident Hoorer einen einjährigen .Aufschub aller 
Reparationszahlungen vor. Nach den erforderlichen A’erhandlungen zwischen den beteiligten Mächten 
trat das .Moratorium mit kleineren .Modifikationen am 1. Juli 1931 in Kraft. Horkenbach 1931 S. 215 
f. Vgl. Louis P. Lochner. Herbert Hoover und Deutschland. Boppard am Rhein 1961; Werner Link, 
Die amerikanische Stabilisierungspolitik in Deutschland 1931-1932. Düsseldorf 1970.
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die „Besetzung Deutschlands durch das ausländische Kapital" neue Fortschritte 
machen. Darüber hinaus bedingt die //oocer-Aktion eine solche Verschärfung der 
imperialistischen Gegensätze (Abrüstungsf'ragen). daß mit Gegenaktionen Frank
reichs und damit neuen Frschwerungen und Krisenfaktoren für Deutschland 
gerechnet werden muß.
Erleichterung kann es also bestenfalls für die deutsclie Bourgeoisie, keinesfalls für die 
Massen der arbeitenden Bevölkerung geben. Die Bedeutung der ganzen Hoover- 
Aktion vom Standpunkt der deutschen Bourgeoisie liegt darin, daß sie geeignet ist, 
Illusionen unter den breiten M a s s e n zti erzeugen. (Vorwärts spricht schon 
wieder vom „Silberstreif")'’ die wir unsererseits zerstören müssen.
Hierbei wächst für uns die Bedeutung der Aufgabe, der schwankenden Politik, der 
deutschen Bourgeoisie unsere konsequente Aufrollung des Reparationsproblems in 

ganzen Umfang entgegenzusetzen. Diese Aufgabe steht insbesondere auch im 
Zusammenhang mit der Kampagne zum 1. August.
Ebenso wie die innenpolitiscben Auswirkungen der Notverordnung eine ungeheure 
Verschärfung des Klassenkampfes mit sich bringen, wird die Krise durch die 
außenpolitischen Aktionen der deutschen Bourgeoisie trotz der //oorer-Aktion 
vertieft, die Lage des kapitalistischen Deutschlands auf die Dauer nicht erleichtert, 
sondern erschwert werden. Unser Kampf gegen die Durchführung der faschistischen 
Diktatur tritt somit auf der ganzen Eront in ein neues höheres Stadium.

seinem

III. Der SPD-Parteitag
Wenn die neuen politischen Maßnahmen der Bourgeoisie eine neue höhere Stufe der 
faschistischen Entwicklung in ihren Herrschaftsmethoden einleiten, so bedeutet die 
Politik, die die SPD gegenüber diesen politischen Maßnahmen der Bourgeoisie 
eingeschlagen hat. eine neue höhere Stufe ihrer sozial faschistischen 
Entwickln ng.
Die Grundlage hierfür lieferte der Leipziger Parteitag.^ der durch die Legalisierung 
des ßrünmg-Kurses der SPD die Voraussetzungen für die weitere Unterstützung der 
Durchführung der faschistischen Diktatur durch die SPD schuf.
Die wichtigsten Erscheinungen des Leipziger SPD-Parteitages sind:
1. völliger ideologischer und theoretischer Bankrott der Sozialdemokratie.
2. Neue höhere Stufen in der Entwicklung der Sozialdemokratie zum Sozialfa
schismus.
3. Völliges Fiasko des Zentrismus.

6 Am 22. 6. 1931 schrieb der Vorwärts Nr. 286 (Der Abend) hinsichtlich des //oorer-Moratoriums von 
einem ..Aufatmen der Erleichterung". Die Formulierung des ..amerikanischen Silberslreifens 
aus einem Artikel der Kreuz-Zeitung, der im Vorwärts zitiert wurde. Dabei lehnte der Vorwärts diese 
Formulierung entschieden ah.

■ Stammt

am 1. August Dok. 46.
8 Der Leipziger Parteitag der SPD verurteilte zwar jeden weiteren Abbau der Sozialleistungen, 

gleichzeitig wurde jedoch auch die Tolerierunsgspolitik gegenüber der ßrü/img-Regierung gerechtfer
tigt. Vgl. Sozialdemokratischer Parteitag in Leipzig 1931. vom 31. .Vlai bis 5. Juni im \ olkshaus. 
Protokoll. Berlin 1931, S. 45 ff.

9 Gemeint ist der Versuch der Gruppe Sevdewitz-Rosenfeld. den Bruch der Fraktionsdisziplin bei der
20. März 1931 zu rechtfertigen. Der Parteitag verurteilte den

7 Vgl. zum internationalen .Vntikriegstag der KPD

Abstimmung über den Vi ehretat am
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4. Neue linke ' Manöver irn Zeichen des Sozialfaschismus (die neuen ..Oppositionel
len“ Künstler. Außäuser. Löhe. Liike und die Reden vom ..Sozialismus“).
5. Keine Stellungnahme zu den aktuellen Fragen. |)olitisoher W irrwarr. Rat- und 
Hilfslosigkeit.
6. Veränderte Stellung gegetiüher der Sowjetunion (taktische Methoden der antibol
schewistischen Hetze).
7. Schroffer Gegensatz zwischen den Generationen in der sozialdemokratischen 
Bewegung.
In allen diesen Erscheinungen widersjtiegelt sigh zugleich der wachsende Wider
spruch zwischen der Politik der SPD des Parteivorstaiides tmd der Parteibürokratie 
einerseits und der Radikalisierung der Massen der sozialdemokratischen Arbeiter 
und Anhänger andererseits. ' ’
Auf Grund des Ausgangs des Leipziger-Siozialdemokratischeii Parteitages und der 
allgemeinen \ erschärfung der Klassensiiuation ergehen sich folgende Feststelhmgen 
für die weitere Entwicklung:
1. Der Gegensatz zwischen Partei und Mitgliederschaft wird wachsen.
2. Die Abwehrmöglichkeiten durch ..linke " Manöver vermindern sich.
3. Es sind deshalb die V oraussetzuiigen dafüi- gegeben, daß der bisherige Niedergang 
des Masseneinflusses der SPD in eine Erschütterung der Partei seihst umzuschlagen 
beginnt. Eine unenthehrliche Vü)raussetzimg dafür, daß sich diese heranreifeiide 
Krise der SPD in eine offene Krise verwandelt, ist jedoch die stärkste Offensive in 
unserer Politik und Zersetzimgsarheil und die zielbewußte Anwendung der Einheits
frontpolitik seitens unserer Partei.

IV. Die preußischen Lan dt ags wa hIen
Die Preußenregierung der SPD hat sich bei den letzten politischen .Auseinanderset
zungen im Zusammenhang mit der .Notverordnung erneut als die stärkste 
Stütze der ßr«n ingregi e r u n g erwiesen.'" Das Schicksal der preußi.schen 
Koalition steht im engsten Zusammenhang mit der weiteren Entwicklung der 
innerpolitischen Konstellation im Reichsmaßstahe. Die Erage. ob die Bourgeoisie 
auch in Preußen die Sozialdemokratie von der offenen Teilnahme an der Machtausü
bung ausschaltet und welche Regierung an ihre Stelle tritt, hängt von der 
gesamtpolitischen Entwicklung ab. Sie ist vom Standpunkt des proletarischen 
Klassenkampfes von untergeoidneter Bedeutung. Klar ist jedoch, daß. falls 
preußischen Landtagswahlen im Frühjahr kommt, (wahrscheinlich .Mai 1932)" 
diese W ahlen im Brennpunkt des politischen Interesses stehen und als Gradmesser 
der allgemeinen Krälteverhältnisse von eben solcher weittragender Bedeutung sein

es zu

..Disziplinbruch“ der Gruppe und heschleuniiile damit den Bruch mit der SPD. Vgl. H. Drechsler. Die 
Sozialistische .Arbeiterpartei Deutschlands (SAPD). .Aleisenheim am Glan 1965.

10 Im preußischen Landtag wurde am 13. .luni ein .Vlißtrauensantrag der KPD gegen das Kabinett Braun 
wegen aktiver .Vlitwirkttng an der Atisarheiumg der Notverordnungen zu Fall gebracht. Ein weiterer 
Antrag der KPD. der die preußische Regierung verpflichten sollte, bei der Reichsregierung die 
.Aufhebung der Notverortlnung vom 6. .luni zu verlangen, wurde gegen die Stimmen von KPD. DNVP 
und AAirtschaftspartei ahgelehnt. A'gl. Schulthess 1931 S. 137.

11 Die Landtagswahlen in Preußen fanden am 24. April 1932 statt.
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werden, wde die ReiclistagswahleJi arn 14. September 19.30. Selbstver.ständliclt hängt 
die Frage, ob es überhauitt zn ahlen in Preulsen oder anderweitigen Ilerrschafts- 
forinen kommt, ebenso, ob das Vi'ahlrecht für Preulsen vorher verschlechtert wird, 
vom Gang des Klassenkampfes ab.
Wenn es jedoch, worauf wir visieren müssen, im Mai 1932 zu preußischen 
Landtagswahlen kommt, so geht die Partei mit besonders glänzenden Voraussetzun
gen für eine revolutionäre Massenmobilisierung in einen solchen Wahlkampf hinein. 
Zu Preußen gehören die stärksten Positionen der Partei, wie Berlin, das Ruhrgebiet 
und der Niederrhein. In Preid.sen fehlen schwäc here Positionen, wie Mecklenburg. 
Bayern, Sachsen usw. Für die Nationalsozialisten fallen ihre stärksten Gebiete, wie 
Bavern. Baden. Württemberg. Mecklenburg. Oldenburg. Braunsebweig. Sachsen, 
Thüringen usw. aus. Diejenigen agrarischen Gebiete Preußens, wie Ostpreußen. 
Pommern. Schlesien. Grenzmark (oder teilweise auch das industrielle Halle- 
Merseburg), in denen die Nationalsozialisten über relativ starke Positionen verfügen, 
sind doch für eine Verstärkung unserer Arbeit und für eine \ eränderung des 
Klassenverhältnisses zu unseren Gunsten leichter zugängig, als das in manchen 
anderen agrarischen Gebieten der Fall ist.
Die Partei muß deshalb die preußischen Landtagswahlen dazu ausnutzen, einen so 
schlagenden politischen Erfolg für die revolutionäre Bewegung ganz Deutschlands zu 
erringen, daß von einem solchen a h 1 s i e g die stärkste außerparla
mentarische Mobilisierung und revolutionäre i rk n n g ausgeht. 
Aus diesem Grunde ist es notwendig, die Frage des preußischen Vi ahlkampfes schon 
heute als eine zentrale politische Aufgabe für die Gesamlpartei. im Rahmen unseres 
Kampfes gegen die Bourgeoisie, gegen den Faschismus und gegen die Sozialdemo
kratie. zu stellen. Das gilt ebenso für die Notwendigkeit der rechtzeitigen Vorberei
tung der bevorstehenden Vi'alilen in Hamburg. Hessen (wabrscheinlicb Bayern).

B. Unsere Aufgaben
So. w'ie die Analvse der Situation vollkommen die Prognose bestätigt, die die 
Komintern auf dem XL EKKI-Plenum und die Partei auf den letzten Plenartagungen 
des Zentralkomitees gegeben hat.’* so stellen auch die auf Grund der neuen 
Ereignisse notwendig werdenden Aufgaben im wesentlichen keine \'eränderung in 
der Politik der Partei dar. Sie machen vielmehr die Unterstreichung der

gen des Zentralkomitees gestellten A u f- 
Kanifif gegen die Notverordnungen,

seitens der Plenartagun 
gaben notwendig. Das gilt sowohl für unseren 
wie für die Ausweitung des SPD-Parteitages und auch für unseren Kampf um 
Preußen. Erforderlich ist also eine größere Selbständigkeit in der Arbeit sowohl der 
Bezirksleitungen wie der Parteipresse bei der Durchfübrung der gefaßten Beschlüsse 
der Partei und der Komintern (XI. Plenum). Darüber hinaus die stärkste Kontrolle 
und Revision in allen Partei-. RGO- und den .Massenorganisationen, wieweit die 
gefaßten Beschlüsse tatsächlich durchgeführt wurden.
Um welche Aufgaben handelt es sich im wesentlichen?

12 Landtagswahlen fanden in Hessen am 1.5. November 1931 und in Bayern am 24. Apnl 1932 statt, die 
Bürgerschaftswahlen in Hamburg waren am 27. September 1931.

13 Zu den Beschlüssen der Plenartagungen des ZK vom 15.-17. .lanuar 1931 und vom 14.—15. Mai 1931 
sowie zum XI. Plenum des Exekutivkomitees der Komintern vgl. Dok. 35 und 44.
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I. Entschiedene Anwendung der Losung ,. V o 1 k s r e v o 1 u t i o n 
strategische H a u p 11 o s u n g der Partei
Die Popularisierung dieser strategischen Hauptlosung der Partei erhält eine ver
stärkte Bedeutung durch die mit der Notverordnung Brünings beschleunigte 
Ein[be]ziehung immer neuer Millionen W erktätiger in den Klassenkampf. Für alle 
diese Massen bildet die \'olksrevohition mit dem Ziel eines freien sozialistischen 
Sowjetdeutschlands den einzigen Ausweg aus der Krise. Unsere Agitation und 
Propaganda muß deshalb, gestützt auf das Freiheitsprogramin der Partei.''* diesen 
revolutionären Ausweg unter starker Profiaganda der Überlegenheit des sozialisti
schen Systems über den Kapitalismus (Sowjetunion) unermüdlich vor den Massen 
klarstellen.

alsI. (.

11. Verschärfter Kampf gegen den Fonngplan
Anknüpfend an das Freiheitsprogramm als die .Achse unserer gesamten Politik muß 
die Partei die im Reichstag seinerzeit beantragte und von der Einheitsfront der 
Bourgeoisie unter Einschluß der .Nationalsozialisten angelehnte Forderung auf 
sofortige bedingungslose Einstellung der 1 o m/igz a h I u n g e n gegen
wärtig mit stärkstem .Nachdruck wieder in den \ordergrund rücken, 
muß damit unsere

lö Demonstrativ I
Forderung auf .Austritt Deutschlands aus dem A'ölkerbund 

verbunden werden. Dieser Kampf gegen den Foung^jlan darf in unserer .Agitation und 
Propaganda nirgends (vor allem auch nicht in den Betriebs-. Häuserblock-, 
Stempelstellen-. Ortszeitungen. Dorfzeitungen etc.) durch die PVage der innenpoliti
schen .Ausplünderung zurückgedrängt werden. A'ielmehr ist es unsere .Aufgabe, 
überall enge \ erknüpfung zwischen den Lasten der }bt//ig-sklaverei und der Lasten 
auf Grund der kapitalistischen Krise und der kapitalistischen Profitwirtschaft 
überhaupt aufzuzeigen.

111. M a s s e n k a m p f gegen die Dur c h f ü h r u n g de r .N o t v e r o r d n u n g 
V^or uns steht die .Aufgabe, den umfassenden Massenkampfan allen Fronten gegen 
die Notverordnung zu organisieren.
Hierbei ist der größte .Nachdruck auf die .Mobilisierung der verschiedenen Schichten 
für Kämpfe, entsprechend ihren besonderen Interessen und der besonderen Gefähr
dung ihrer Lebenshaltung durch die Bestimmungen der Notverordnung, zu legen. 
Die Rolle und Bedeutung der RGO wächst. Die .Anstrengungen zur Auslösung 
von E i n z e 1 k ä m p f e n und E i n z e 1 a k t i o n e n der Bet riebsarbeiter. der 
Erwerbslosen, der Beamten und Angestellten, des städtischen .Mittelstandes, bzw. 
einzelner Schichten desselben, der Landarbeiter, der Klein- und .Mittelbauern usw. 
müssen seitens der Partei und der RGO vervielfacht werden. Darüber hinaus gilt es 
diese Kampagne der Partei, der RGO. und den übrigen .Massenorganisationen in die 
..Volksaktion für .Arbeit. Brot. Boden und Freiheit gegen die Hungeraktion aller 
Volksfeinde'M einmünden zu lassen.

14 Gemeiiit ist die ..Programmerklärung zur nationalen und .sozialen Befreiung des deutschen V olkes“ 
vom 24. 8. 1930. Vgl. dazu Dok. 27. .\nm. 5.

15 Diesen .Antrag hatte die Reichstagsfraktion der KPD am 18. Oktober 1930 während der Debatte über 
die Regierungserklärung Brünings gestellt.

16 V'gl. zu dieser Kampagne Dok. 42.
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Die Durchf'ülirung einer solchen Kampagne macht znnächsl eine Versamin- 
lungskampagne für die einzelnen Schichten der A r h e i t er k 1 a s s e 
und der Werktätigen unter Popularisierung des Freiheitsprograinrnes. des 
Bauernhilfsprogramines, des Arheilsheschaffungsplanes und der Hochverratsan
klage der KPD gegen die örü/ttVigregierting notwendig, wie sie iin Kundschreihen Nr. 
10 vom 30. Mai 1931 (.5 f. Seite 8) hereits gefordert wurde.'
Darüber hinaus müssen in aller Orten nach gründlicher \’orhereittmg Betriebs
rat e v o 11 v e r s a m m 1 ii n ge n statifinden. Zu diesen Betriebsiälevollversammhm- 

ist vor allem auch eine entschlossene Fraktionsarheit in den reformistischen undgen
christlichen Gewerkschaften als X'orltereitittig nuerläFlicli. Zu deti Betriebsrätevoll- 
versammhmgen sind auch Delegationen der Stemiielstellen als Vertreter der 
Erwerbslosen hinzuzuziehen.
Der Kampf gegen die ßrünmgpolifik erfordert vor allem auch eine neue Offen
sive unter den Anhängern des Zentrutns und den Arbeitern der 
christlichen Gewerkschaften, wo sich für die Partei und die RGO neue 
Möglichkeiten auf Grund der Etnpörung der katholischen Arheitermassen über 
Brüning und Stegerwald ergeheti.

les A r h e i t s h es ch a f f ti n gsp laue s derIV. Gründliche Auswertung 
KPD'"
Die wichtigste Waffe zur Mobilisierung der Massen für Tageskämpfe gegen die 
Durchführung der Notverordnung stellt der .Arheitsbeschaffungsplan 
Die Popularisierung des A r h e i t s b e s c h a f f ti n g s p 1 a ti e s in der gesamten 
Presse der Partei, der befreundeten Massenorgatiisatiotien. insbesondere der RGO- 
Presse. sowie vor allem auch der Betriebs- und Häuseililockzeittmgen ist deshalb ein 
entscheidender Punkt bei der Organisierung der proletarischen Gegenoffensive, der 
Volksaktion. Für die Auswertung und Popularisierung des Arbeitsheschaffungspla- 
nes sind u. a. folgende Maßnahmen notwetidig:
1. Pressekampagne.
2. Zustimmungsresolutionen in allen Versammlungen der reformistischen und 
christlichen Verbände und Organisationen.
3. Konkretisierung der F’orderungen des Arbeitsbeschafftmgsplanes für die einzelnen 
Bezirke. Gebiete und Orte.
4. Entsprechende Maßnahmen unserer Komimmalfraktiotien in deti Gemeindeparla
menten. unserer Landtagsfraktioti in den Eandesparlamenten.
5. Mobilisierung der an der Durchführung des .Arheitsheschallungsplanes interessier
ten Körperschaften. Vereine. Instittitionen. um sie gleichfalls iti die Kampagne für 
den Arbeitsbeschaffungsplan der KPD einztiheziehen. (Z. B. Sportorganisationen, 
auch über den Rahmen der roten Sportler hitiaus. für dett Buu von gemeindeeigenen 
Turnhallen. Sport- und Spielplätzen. Schwimmhallen usw. i.
6. Besondere Mobilisierung unter den Eisenhahnern (\ersamtnhmgskampagne mit 
entsprechenden Forderungen, die dem Bezirks- und Hauptbetriehsrat. den Werk-

der KPD dar.

17 Gemeint ist Dok. 44. Rundschreiben 10 t om 30. Mai (in der \ orlage steht irrtümlich ..Rundschreiben 
Nr. 10 vom 23. .Mai“).

18 Vgl. Dok. 44. .4nm. 4.
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Stätten- und Eisenbahndirektionsvorsitzenden zugeleitet und in der Presse ausgewer
tet werden müssen).
7. Besondere Mobilisierung der Staats-. Gemeinde- und Verkehrsarbeiter und vor 
allem der Bauarbeiter, für die entsprechenden F'orderungen des Arbeitsbeschaffungs
plans.
8. Spezielle Kampagne unter den Angestellten. Beamten und dem städtischen 
Mittelstand.
9. Verbindung der Kampagne mit dem Arbeitsbescliaffungsplan unter der Jungar
beiterschaft mit dem Kampf gegen die Zwangsarbeitspläne der Bourgeoisie.
10. Ausnutzung des Arbeitsbeschaffungsplanes bei der Massenarbeit an der innerge
werkschaftlichen Front.

V. Großzügige Inangriffnahme der Arbeit auf dem Lande
Die Notv^erordnung gibt der Partei die beste Möglichkeit, unter den Losungen des 
Bauernhilfsprogramms’'’ ihre Offensive auf das flache Land hinauszutragen. Die 
\\ endung, die das Mai-Plenum des ZK in der Frage unserer .Agrarpolitik einleitete, 
muß nunmehr von allen Parteiorganisationen mit stärkstem Nachdruck durchge- 
fühi-t werden. Alle Bezirksleitungen haben die Verpnichtung. den Stand der 
Patenschaftsarbeit der Zellen der Städte auf den Dörfern zu überprüfen 
und gegebenenfalls diese Patenschaftsarbeit in Gang zu setzen. Die gründliche 
Konkretisierung der Forderung des Bauernhilfsprogramms entsprechend den einzel
nen Bezirken und den Interessen der dortigen ländlichen Bevölkerung muß sofort in 
Angriff genommen werden.

VI. Offensive Auswertung des SPD-Parteitages
Zur Gewinnung der sozialdemokratischen Arbeiter und zur .Auslösung einer Krise 
innerhalb der SPD, entsprechend der zentralen Aufgabe; Eroberung der Mehrheit 
des Proletariats ist bei der Auswertung des Leipziger Parteitages die sofortige 
Erfüllung der bisher gestellten Aufgaben (siebe Resolution und Referat des Genossen 
Thälmann auf dem Januar-Plenum des ZK. Broschüre. Seite 4Ü)"” und ihre 
Erw'eiterung entsprechend der neuen Situation nort\'endig. Im einzelnen:
1. Oppositionelle SPD-Arbeiter nicht sich selbst überlassen, sondern unsererseits 
beeinflussen.
2. Registrierung von oppositionellen SPD-.Arbeitern und Gewerkschaftsmitgliedern. 
(Ziel: in jedem Bezirk. Unterbezirk. Ortsgruppe ebensoviel sozialdemokratische 
Arbeiter registrieren wie Parteimitglieder vorhanden sind.)
3. Ausbau, bzw. Schaffung von SPD-Kommissionen bei den Bezirksleitungen. UB- 
und Ortsgruppenleitungen.
4. Abhaltung von Kursen und Zirkeln der oppositionellen SPD-.Arbeiter.

19 Vgl. Dok. 43.
20 Vgl. Emst Thälmann. Volksrevolution über Deutschland. Hrsg, vom ZK der KPD. o.O. u. J. (Berlin 

1931). Die Resolution des ZK ..Die nächsten und höheren Aufgaben der KPD“ erschien in ÄTNr. 17 
vom 21. 1. 1931.
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5. Ausdehnung der Bearbeitung und Beeinflussung auch auf die höheren Funktio
näre und Teile der bisherigen Fülirung der linken SPD mit dein Ziel ihrer 
Differenzierung und der Verhinderung von Plänen zur Bildung einer neuen 
zentristischen USP. (Maßnahmen, um die Beziehungen zwischen der linken SPD und 
den Brandlensten zu liquidieren.)
6. Stärkste Unterstützung des Reichskomitees der oppositionellen SPD-Mitglieder.
7. Keine sozialdemokratische Versammlung ohne KPD-Redner, keine sozialdemo
kratische Mitgl.-Versammung ohne kommunistische Beeinflussung! (Siehe Januar- 
Plenum des ZK)
8. Einstellung der gesamten Partei-, Betriebs-. Fläuserblocks- und Dorfpresse auf die 
Kampagne.
9. Kameradschaftliche und überzeugende Methode in unserer Sprache bei Agitation 
und in der Presse. Herausarbeitung der wichtigsten Losungen: Für Brüning oder für 
den Sozialismus? Gegen die Koalition mit Brüning, für das Bündnis mit den 
Kommunisten! Schluß mit dem Polizeisozialismus! Gegen die Leipziger Beschlüsse. 
Gegen die Hilfe der SPD für die Notverordnung! Lür die proletarische Einheitsfront!
10. Herausarbeitung des Gegensatzes zwischen den zwei Systemen des Sozialismus 
(Sowjetunion) und des Kapitalismus (Deutschland) in unserer Agitation, offensive 
Lragestellung des Marxismus. Wir — die Partei der marxistischen Lront! (Januar- 
Plenum) Rechtzeitige Kampagne gegen den Wiener Kongreß der II. Internationale.“
11. Verbindung der Auswertung des sozialdemokratischen Parteitages mit der 
Volksaktion für Arbeit. Brot und Lreiheit.
12. Stärkster Kurs auf die Einbeziehung der sozialdemokratischen Arbeiter in alle 
Einheitsfrontorgane. (Vorbereitende Kampfausschüsse in den Betrieben usw. usw.)
13. Konzentration unserer Werbearbeit auf die sozialdemokratischen Arbeiter und 
Arbeiterinnen, sowie die .Mitglieder der S.Al, unter der Losung:
Jeder Kommunist wirbt einen sozialdemokratischen Arbeiter!

14. Entschlossene Durchführung der Beschlüsse des Mai-Plenums des ZK über die 
Verstärkung unserer Arbeit an der innergewerkschaftlichen Front der reformisti
schen. christlichen und sonstigen Verbände. Mobilisierung zu den Verbandstagen 
und zum ADGB-Kongreß.

VII. Lhiser Kampf um Preußen
Sofortige Einleitung einer Massenkampagne, die einen unentbehrlichen Bestandteil 
der gesamten Kampagne in der \ olksaktion bildet, in der Richtung der Mobil 
sierung der .Massen gegen die preußische Koalitionspolitik der 
SPD. Unter der zusammenfassenden Bezeichnung ..Einser Kampf um Preu
ße n ‘ ‘ muß diese Kampagne sowohl in der Parteipresse, als auch in der übrigen

21

1-

21 Das Ziel, das sich die KPD liier steckt, die Gründung einer neuen Partei in der .Arbeiterbewegung zu 
verhindem. konnte nicht erreicht werden. Die SAP wurde am 2. Oktober 1931 in Breslau gegründet. 
Zur SAP und ihren Verbindungen zur rechten Opposition in der KPD. die sich inzwischen zur KPO 
zusammengeschlossen hatte, vgl. Drechsler. Die S.APD la.o.O. .Anm. 9) und K.-H. Tjaden. Struktur 
und Funktion der ..KPD-Opposition ' (KPO). Meisenheim am Glan 1964.

22 Vom 25. Juli bis 1. August 1931 fand in Wien ein Kongreß der Sozialistischen Arbeiter-Internationale 
statt, gegen den die KPD eine heftige Pressekampagne entfachte.

361



45. 23.6.1931 Anweisungen des Sekretariats an die Bezirksleitungen

Massenpresse wie in unseren \ ersaminlnngen eine genügende Berücksichtigung 
finden. Die Kampagne muß in den einzelnen Bezirken entsprechend den konkreten 
Bedinptnpn der Bezirke gefülirt werden. .Vucli iti den atd.htrpreußischen Bezirken 
soll die Kampagne ihren Widerhall finden und ttnterstützt werden durch 
Agitation gegen die Rolle der Preußenregierung im Reichstuaßstabe. als stärkste 
Stütze der /fmumg-diktattir.
In den preußischen Bezirken selbst, ist als Auftakt für die Kampagne zweckmäßiger
weise eine größere öffentliche Versamtnhmg unter dem Titel .. U n s e r Kamp f 
Preußen'" vorzubereitetr*. Im Anschluß hieran muß die Kampagne sodann 
unablässig in Verbindung mit allen übrigen Katnpagnen der Partei fortgeführt 
werden. Die wichtigsten Losungen in dieser Kampagne sind:
..Hinweg mit der ifrawn-5et'P/7Üg'-Regierting "!
„Nieder mit dem Polizeisozialismtis!"
„Schluß mit der sozialdemokratischen Mißwirtschaft! "
Die Kampagne muß dazu benutzt werden, in den breitesten Massen Klarheit darüber 
zu schaffen, daß durch die sozialdemokratische Koalitionspolitik Preußen 
Hort der finsteren Reaktion in Deutschland und zum Sttirmbock der Brüningdik- 
tatur und ihrer faschistischen Politik geworden ist.
Als Beispiel dient u. a. das \'erbot der Spartakiade.“'* das mit der stärksten 
Protestaktion in ganz Deutschland zti beantworten ist.
Die gesamte Kampagne gegen rlie pretißische Regiertmg ist unter stärkstem 
Einheitsfrontappell an die sozialdemokratischen Arbeiter dtirchzuführen.

VIll. Rüstung 
tatur
Die gesamte Agitation und Propaganda der Partei, insbesondere unserer Kampagne 
gegen die Notverordnung in den verschiedenen Schichten der arbeitenden Bevölke
rung muß mit der unablässigen Propaganda des politischen Massen
streiks als einer entscheidenden Waffe des revolutionären Klassenkampfes in der 
gegenwärtigen Etappe der Entwicklung verbunden werden. Unter den Massen der 
Betriebsarbeiter, der Angestellten, Beamten, aber auch der Erwerbslosen, der 
Mittelschichten in Stadt und Land, der Frauen und der Jugend muß für den 
politischen Massenstreik, zum Sturz der Regierung Brüning als wichtigstes Erforder
nis des Klassenkampfes agitiert werden.
In allen Streiks. Kampfbewegungen und Aktionen muß die Propaganda für diesen 
politischen .Massenstreik, mit dem Ziele der Beseitigung der Hungerdiktatur,

unsere

u rn

zu einem

politischen Massenstreik gegen die Brüning-D'ik-zum

23 Erst am 22. .Fuli schwenkte die KPD unter dem Druck der Komintern um und beteiligte sich am 
rechten Volksentscheid gegen die Preußen-Regierung vom 9. August 1931. GdA S. 302 f. Vgl. auch 
oben. Einleitung.

24 Die Spartakiade, die als internationales Sportfest anläßlich des 10. Gründungsjahrestages der Roten 
Sportinternationale vom 4.-12. .luli 1931 in Berlin stattfinden sollte, wurde vom preußischen 
Innenminister Severing verboten (ebenso wie ein im Stadion geplantes SA-Sportfest). Vgl. Horken- 
bach 1931 S. 218; Rt'Nr. 130 vom 20. 6.. Nr. 139 vom 1. 7. 1931: siehe auch unten. Dok. 48. Anm.
7.
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entfaltet werden. Insbesondere gilt es. auch auf den Konferenzen der Betriebsräte 
Frage des politischen Massenstreiks Stellung zu nehmen und entsprechende 
Beschlüsse zu fassen.
Die gesamte Volksaktion für Arbeit, Brot un 
Volksfeinde muß in der Linie geführt werden, daß sie mit der weiteren Verschärfung 
der Klassensituation in der Auslöstmg eines politischen Massenstreiks gegen die 
ßrwnmg-Regierung gipfelt.
Als wichtigstes Material für die Durchführung der vorstehenden Aufgaben verweisen 
wir auf:
1. Resolutionen des Januar- und Mai-Flenuins des ZK.^"’
2. Resolution des Polbüros über den SPD-Parteitag."*’
3. Material der RGO zur Notverordnung.-
4. Freiheitsprogramm. Bauernhills|)rogrannn. Arbeitsbescbaffungsplan und Floch- 
verratsanklage der KPD.^”
.5. Das Referat des Genossen Thälmann auf dem Januar-Plenum des ZK (Broschüre 
..Volksrevolution über Deutschland ").‘’
6. Rede des Genossen Thälmann Sportpalast (Broschüre „Katastrophe oder Sozia
lismus“).
7. Referat des Genossen Remmele auf dem Mai-Plenum des ZK (Broschüre 
„Kapitalistischer Zusammenbruch in Deutschland — sozialistischer Aufstieg in der 
Sowjetunion“).'*'
8. Rede des Genossen Thälmann auf dem Mai-Plenum des ZK. *“

zur

d Freiheit gegen die llungeraktion aller

9. Sondernummer des, Agitator und des Propagandist.
Zur 1.-August-Kampagne wird ein Sonderrundschreiben vorbereitet."*'*
Wir verweisen auf die Rote Hilfe-Sammlung, deren politische Bedeutung angesichts 
des faschistischen Kurses der Bourgeoisie aid der Hand hegt.

Mit kommunistischem Gruß!
ZK-Sekretariat

25 Siehe Dok. 35 (Januar-Plenuml und 44 (Mai-Plenum).
26 Die Resolution wurde von der Parteipresse nicht veröffentlicht, vgl. aber die Grundsatzartikel „Der

30.5. 1931 und ..Der Parteitag des Bankrotts“,/ff Nr.Betrug des .kleineren Übels'“, /ff Nr. 112 
113 vom 31. 5. 1931.

27 ^’gl. RF Nr. 120 vom 9.6. 1931: Aufruf des Reich-skomiiees der RGO zur ..Volksaktion gegen 
V'olksausplünderung!

vom

28 Siehe Dok. 44, Anrn. 3-6.
29 Vgl. Anm. 20.
30 .Katastrophe oder Sozialismus? '. Rede Ernst Thälmanns auf einer Kundgebung der KPD im Berhner 

11. 6. 1931. in: /ff Nr. 124 vom 13. 6. 1931.Sportpalast am
31 Das Referat Remmeles erschien in der /f/’ Nr. 117 vom 5. 6. 1931 unter dem Titel: ..Das XI. Plenum 

des EKKI und die Aufgaben der KPD“. Zur Broschi'ire vgl. Dok. 44. Anm, 1.
32 ..Vorwärts unter dem Banner der Komintern ". Rede Emst Thälmanns auf dem Plenum des ZK vom 

14.-15. Mai 1931. in: /f/’Nr. 117 vom 5. 6. 1931.
33 Zum Erscheinen dieser beiden neuen Funktionärsorgane der KPD vgl. Dok. 41, Punkt 5.
34 Siehe Dok. 46.
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46.

26. 6. 1931: Anweisiinjjen des Sekretariats zum Antikriegstag am 1. August
1931

BA R 134. Bd. 62. S. 298-310 und HStA Düsseldorf. Reg. Düss. Nr. 30642b. S. 357-359; 
Polizeiliehe Absehrift, I AN 216 20—5/15.7. Lberschrift: ..Rundsehreiben Nr. Sonder. Anweisun
gen des Sekretariats".

Inhaltsverzeichnis:
Zur Vorbereitung und Durchführung des Antikriegstages am 1. August 1931 

Werte Genossen!
I.

Die Kampagne zum 1. August 1931' würd gekennzeichnet durch die Resolution des 
XI. EKKI-Plenums zum Referat des Genossen Cachin. in der festgestellt wird:'^ 
..Die Gefahr des Inter\^entionskrieges gegen die Sowjetunion ist zu einer unmittelba
ren Gefahr für das gesamte V eltproletariat gew orden."
Die politischen Ereignisse nach dem Januar-Plenum des ZK* und dem XI. Plenum 
des EKKI haben diese Feststellung vollkommen bestätigt tmd insbesondere die Rolle 
der II. Internationale als Stoßbrigade des Weltimperialismus aufgezeigt. Die 
Imperialisten aller Länder steigern mit aller Kraft nicht nur die allgemeinen 
Kriegsvorbereitungen und militärischen Rüstungen, sondern vermehren auch die 
unmittelbaren Kriegsprovokationen in den Grenzstaalen der Sowjetunion (Provoka
tion Finnlands. Gerüchte in der rumänischen Regierungspresse über beabsichtigte 
Aufstände ßessarabiens. Flottendemonstration in Lettland. Abschluß französischer 
-Xnleihen in Polen und Rnmänien usw .).
Die II. Internationale beruft ihren Wiener Kongreß vom 26. Juli bis zum 1. August 

als direkte Ergänzung der Genfer Tagung der Paneuropa-Kommission'' 
weiteren Vertiefung der antisow jetistischen Kriegskainpagne unter den noch von der 
Sozialdemokratie beeinflußten werktätigen Massen (siehe .Artikel Friedrich Adlers 
nach dem Menschewiki-Prozeß: ..Kriegsgefahr, die aus Sowjetrußland droht“!).'^ 
Die Amsterdamer Gewerkschaftsinternationale betätigt sich mit allen ihr angeschlos- 

Organisationen und in ihrer gesamten Presse gleichfalls als Kriegshetzer gegen 
die Sowjetunion und verbreitet in den verschiedensten Ländern die vielfältigsten

ein zur

senen

1 Zum internationalen Antikriegstag am 1. August vgl. E. Kiieklich. H.-J. Krusch. Die Antikriegstage 
der Jahre 1929 bis 1932 — Beispiele des Kampfes der KPD gegen .Militarismus und Krieg, in: Der 
deutsche Imperialismus und der Zweite Weltkrieg. Bd. 2. Berlin (Ost) 1959. S. 736 ff.

2 Vgl. Thesen und Resolutionen der XI. Plenartagung des EKKI; April 1931. Hamburg-Berlin 1931. 
Ferner: ..Resolution of the ECCl presidium on the danger of a war of intervention against USSR" 
(extracts), in: Degras S. 164 ff.

3 Zur Plenartagung des ZK der KPD vom 15. bis 17. Januar 1931 vgl. Dok. 35.
vom 25. Juli bis 1. .\ugust 1931 in IX'ien 

verurteilte den Krieg überhaupt und forderte eine allgemeine stufenweise .Abrüstung. Vgl. Schulthess 
1931, S. 581-582; Vorwärts Nr. 342 von 26. 7. 1931.

4 Der Kongreß der Sozialistischen .Arbeiter Internationale

5 Der Artikel ließ sich nicht ermitteln.
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Verleumduncxeri gegen die Sowjetregierung und Lügennachrichten über die Lage der 
Arbeiterklasse in der Sowjetunion.
Die faschistischen Organisationen in allen kaftitalistischen Ländern der Welt 
versuchen im Aufträge der herrschenden Kapitalistengruppen mit wachsendem 
Kräfteaufwand eine allgemeine chauvinistische Stimmung zti erzeugen und führen 
eine unverhüllte provokatorische Kriegshetze gegen die Sowjetunion.
Alle Tatsachen beweisen, daß von allen Staaten der Weh nur die SU eine 
konsequente Friedenspolitik verfolgt, fast in jedem Monat einen neuen Beweis ihres 
unerschütterlichen Friedenswillens liefert, der in frechster Weise von den Imperiali
sten verleumdet, verhöhnt und zuiilckgewiesen wird.
Nur die Komintern und ihre Sektionen führen einen konsequenten Kampf gegen die 
drohende imperialistische Kriegsgefahr und zeigen den .Ausgebeuteten und Unter
drückten der ganzen Welt den einzigen ^ eg. der mit dem Sturz des Kapitalismus 
zugleich die Gefahr neuer Kriege für immer beseitigen wird.

11.
Die internationale Bedeutung des 1. August 1931 wird im besonderen durch folgende 
Tatsachen gekennzeichnet:
1. Die wachsende Krise des eltkapitalismus. die noch längst nicht ihren Höhepunkt 
erreicht hat, fällt zusammen mit dem gigantischen Aufschwung des Sozialismus in 
der Sowjetunion, mit der Sicherung der Durchführung des Fünfjahresplanes in 4 
Jahren und dem Eintritt der SU in die Periode des Sozialismus.
2. Der internationale revolutionäre .Aufschwung wirkt sich aus im V ormarsch der 
chinesischen Revolution, der Entfaltung der antiimperialistischen Revolution in 
Indochina und Indien, im starken Wachstum der Kommunistischen Parteien in den 
kapitalistischen Eändern. vor allem in Deutschland.
3. Die historische .Niedergangsperiode der 11. Internationale hat begonnen. Der 
Faschismus befindet sich international in einer Krise.
4. Der Hoover-VUn." der den Bankrott der loMUgplan-Politik und die auswegslose 
Krise des kapitalistischen Systems verschleiern soll, wurde begründet mit der

dem Bolschewismus. Dieser innerpoliti-Notwendigkeit der Rettung Deutschlands vor 
sehen Zielsetzung entspricht die außenpolitische: Großzügiger Versuch zur Schaf
fung einer kapitalistischen Einheitsfront gegen die UdSSR.
5. Die deutsche Bourgeoisie ist durchaus bereit zur Beschleunigung der \A estorientie- 
rung {Brüning und Curtius in Ghequers: ..Bolschewistische Geiahr in Deutschland 
-Brünings direktes Angebot an Frankreich (Rundfunkrede): ..Deutschland Bollwerk 
für Ruhe und Ordnung“. Reise von Brüning und Curtius nach Paris).
Für Deutschland selbst wird die Situation zum 1. August gekennzeichnet einerseits 
durch den unaufhaltsamen Vormarsch der KPD und die Revolutionierung der

6 Vgl, Dok. 45. .Antn. 5.
7 Vom 5.-9. Juni 1931 statteten Rei< h.skanzler ßTOnmg und Reichsaußenminister Curtius in London 

Staatsbesuch ab. Dabei wurden sie am 6. und 7. Juni in Chequers, dem Landsitz vonemen
Premierminister MacDonatd. empfangen. Dabei wurde auch über die innenpolitische Lage m 
Deutschland und ihre möglichen Konsequenzen gesprochen. Vgl. Schulthess 1931 S. 328—330.
Am 23. Juni hielt Reichskanzler Brüning über den Deutschlandsender eine Ansprache über die
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Massen, andererseits dnrcli die wachsende Faschisiernn". die \ erschärfung der 
.Massenansplünderung diircli Diktatnrverordnimgen. den terroristisclien Kampf von 
Staatsapparat. Nationalsozialisten. Stahlhelm und Polizeisozialisten gegen die Kom
munistische Partei und die revolutionäie Arheiterhewegung. durch die wachsende 
Anti-Sowjethetze ( H irth: ..Knltiirbolschewisnuis '
Sowjetunion, für Zusammengehen mit der ..zivilisierten .Macht Frankreich"' gegen 
den Bolschewismus - Stahlhelm in Breslau: ..Front nach Osten " - Hetzrede Seeckts 
gegen die Sowjetunion. SPD-Parteitag: bedingungslose Vaterlandsverteidigung. 
.Militärbudget. Panzerkreuzer für die Ostsee — lieh. Tarnow ti. a. gegen UdSSR — 
Bessedowski im demokratischen Klub: Iletzlügen gegen Sowjetrußland — \"ersamtn- 
lungs- und Pressehetze sowie .Mordhetze der .Nazis gegen Sowjetrußland und KPD - 
IG-Farbeti: ..Industrie-Spionage " — Hetze gegen die KCX) usw. usw'.).

Deklaration Hitlers gegen

III.
Die Auswertung des .XI. EKKI-Plenums und des letzten Plenar-ZK vom H./IS. Mai® 
zeigt einen gewissen Tempoverlust in der Behandlung der drohenden Kriegsgefahr 
und der Mobilisierung der revolutionären .Arbeiterorganisationen und der Massen 
zum Kampf gegen den imperialistischen Krieg und zur N'erteidigung der Sowjet
union.
Vor der Partei stehen also folgende .Aufgaben:
1. Der Kampf gegen die imperialistische Kriegsgefahr und für die A'erteidigung der 
Sow jetunion muß zu einem dauernden Bestandteil unserer großen \ olksaktion für 
.Arbeit. Brot und Freiheit gegen die Httngeraktion aller V olksfeinde gemacht w'erden. 
Die Gegenüberstellung des bankrotten kapitalistischen Systems und des aufsteigen
den Sozialismus, die Entlarvung aller direkten und indirekten Kriegshetze gegen die 
SU. die Popularisierung der A'olksrevolution. die mit der Erkärnpfimg Sowjet- 
deutschlands die Gefahr imperialistischer Sowjetkriege beseitigt, ist die wichtigste 
.Achse unserer Antikriegskampagne.
2. Die breiteste agitatorische und propagandistische volkstümliche Popularisierung 
der gew'altigen Fortschritte und Errungenschaften des sozialistischen .Aufbaues muß 
die großen A’orteile konkret aufzeigen, die heute schon das deutsche Proletariat 
genießt (500 .Millionen Inchtstrieaufträge. Thüringer Kleinindtistrie. Oldenburger 
Zuchtschweine. Schiffsbau-.Aufträge für ostpreußische W erften usw'.). .Am Beispiel 
der sozialistischen Sow jetplanwirtschaft, die weder .Absatzkrise, noch kapitalistische 
Massenerwerbslosigkeit. .Abbau der Sozialpolitik. Steuer- und Zollwuicher usw. 
kennt, muß in Verbindung mit Freiheitsprogratnm.'' Arbeitsbeschaffmigsplan und 
Bauernhilfsprogramm der sozialistische .Ausweg für Deutschland popularisiert 
werden.

allgemeine polilische Lap in Deutschland. Dahel .^agie tlniiiing. daß Deutschland ein ..Bnllweik der 
. Ruhe und der Ordnung in Europa" sein müsse. Vgl. Schuhhess 1931 S. 14.5-148.

Am 18. und 19. Juli 19.11 reisten Brüning und Curtius zu einem Gespräch über die Reparationsfrage 
nach Paris. Vgl. Schulthess 1931 S. 375-376.

8 Vgl. dazu Dok. 43.
9 Vgl. Dok. 44. Anm. 3-5.
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3. Die Erregtin«; der sozialdemokratischen Arbeiter über die Bewilligung der 
Panzerkreuzerralen''^ beweist, daß die 1. August-Kampagne in Verbindung mit 

Kampagne gegen die Diktalnrverordnnng der Hungersnot entscheidende
von unten mit den sozialdemo-

nnserer
Möglichkeiten für die Herstellung der Einheitsfront 
kratischen Arbeitern für die Liqtiidiernng des Masseneinflnsses der Sozialdemokratie 
und der ADGB-Bürokratie. für die Gewinnung der sozialdemokratischen und 
freigewerkschaftlichen Arbeitermassen zum 
\ erteidigung ihrer vom Kapitalismus bedrohten Existenz in Deutschland schaffen 
kann. [ Thälmann Rede im Sportiialast ..Katastrophe oder Sozialismus • mit Appell 
..Unsere Bruderhand dem SPD-Arbeiter ")."

Schutze der Sowjetunion und zur

In bedeutend stärkerem .Maße muß die christliche Arbeiterschaft in die rote 
Einheitsfront gegen Hunger. Faschismus und Krieg einbezogen werden, muß der 
Einfluß der Zentrumspartei und der christlichen Ciewerkschaften in der Arbeiter
klasse vernichtet werden.
4. Auf der Basis der Einheitsfront von unten muß der ideologische und welirhafte 
Kampf gegen den Fasclusuius in Deutschland verschärft werden, damit die Krise in 
den Reihen des Nationalsozialismus vertieft und Massen von antikapitalistischen, 
bisherigen Nazianhängern — Arbeiter. .Angestellte. Beamte. Mittelständler und 
Kleinbauern - der faschistischen Demagogie entrissen und für den revolutionären 
Klassenkampt gewonnen werden.
5. In den breiten Massen muß das A'erstäuduis dafür geweckt werden, daß die 
Brüning-Regierxing mit der verschärften Durchführung der faschististdien Diktatur 
nach innen zugleich direkte Kriegsvorbereitimgeu trifft und Garantien für die 
L^nterdrückung revolutionärer Massenaktionen im Falle eines Antisowjetkrieges 
schaffen will. Die Verschärfung unseres Kampfes gegen die Durchführung der 
faschistischen Diktatur, gegen die Brüning- und Preußenregierung ist eine wichtige 
Aufgabe im Kampfe gegen imperialistische Kriegsgefahr und V erteidigung der 
Sowjetunion.

IV.
Die wirksamsten .Mittel des Kampfes gegen den imperialistischen Krieg sind 
wirtschaftliche und politische Massenstreiks gegen die deutsche Bourgeoisie, gegen 
die Massenausplünderung, die Diktaturverordmmgen der /Jrt/«m^-egierung und die 
Versuche verstärkter politischer Unterdrückung der revolutionären Arbeiterbewe
gung.
Vor allem ist notwendig der Ausbau der Positionen der Kommunistischen Partei und 
der RGO in allen Großbetrieben, in erster Einie den kriegswichtigen Betrieben, auf 
den Stempelsteilen, unter der Beamten- und .Angestelltenschalt. in den .Mittelscbich- 
ten sowie unter den Landarbeitern und Bauern.

10 Bei der V erabschiediing des Vi eliretats am 20. 3. 1«131. der ii. a. 10.8 Millionen RM als 1. Rate für den
um den Sturz des KabinettsBatt des Panzerschiffes B festlegte, enthielt sich die SPD der Stimme 

Brüning zu verhindern. Vgl. Schuhhess 19.31 S. 83—84.
11 ..Katastrophe oder Sozialismus? '. Rede Emst Thälmanns auf einer Kundgebung im Berliner 

Sportpalast am 11.6. 1931./W'Nr. 124 vom 13. 6. 19.31. Der Appell Thälmanns an die SPD-Arbeiter 
ist abgedruckt in R}'Nt. 123 vom 12. 6. 1931.
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Die bisherigen Kampagnen zum 1. August wurden auf einer zu engen parteimäßigen 
Basis geführt und besaßen nicht genügenden Massencharakter in den Betrieben, auf 
den Stempelstellen und in solchen Massenorganisationen, die von den Sozialdemo
kraten. Christen oder Nationalisten geleitet werden.
Unter Einsetzung aller verfügbaren Kräfte in den Parteiorganisationen und Fraktio
nen muß die Mobilisierung gerade für diesen 1. August weit über den Rahmen der 
Partei und der Wähler vom 14. September'“ hinausgehen und neue Schichten von 
sozialdemokratischen und christlichen xArbeitern und Arbeiterinnen, von freigewerk
schaftlich oder christlich organisierten und unorganisierten .Arbeitern, von kleinbür
gerlichen und kleinbäuerlichen Schichten erfassen.

V.
Die wichtigsten Losungen unserer Anti-Kriegskampagne in diesem Jahre lauten also:
1. Krieg dem imperialistischen Kriege!
2. Verteidigt die Sowjetunion, verteidigt den siegreichen Fünfjahresplan!
3. Es lebe die chinesische und indochinesische Revolution, verteidigt die kämpfenden 
Kolonialvölker der ganzen Welt!
4. Keine Waffe, keine Munition für die Mörder der Arbeiter und Bauern in China, 
Indochina und Indien!
5. Vei-wandlung jedes imperialistischen Krieges in den Bürgerkrieg der Arbeiter
klasse gegen das Kapital!
6. Nieder mit dem Foungplan, dem Kriegsplan gegen die Sowjetunion!
7. Nieder mit der 11. Internationale, der völkerknechtenden Sozialdemokratie, die 
zum Krieg gegen die Sowjetunion hetzt und blutige Henkersdienste gegen die 
aufständischen Kolonialvölker verrichtet.
8. Fort mit der Panzerkreuzer-Regierung Brüning, der Regierung der Durchführung 
der faschistischen Diktatur, der Kapitalsoffensive, des politischen Terrors gegen die 
Arbeiterklasse und der Kriegsrüstungen gegen die SLk
9. Nieder mit den faschistischen Mordhetzern und Kriegstreibern! Politischer und 
wehrhafter Massenkampf gegen den Faschismus!
10. Fort mit dem RFB-Verbot! Schluß mit der Unterdrückung der antifaschistischen 
und antiimperialistischen W ehrorganisation des Proletariats!
11. Macht Schluß mit den sozialfaschistischen Führern in allen proletarischen 
Massenorganisationen! Die Bruderhand allen sozialdemokratischen und christlichen 
.Arbeitern zum gemeinsamen Kampf gegen die Kapitaldiktatur!
12. Nieder mit der Nort'erordnung und der politischen Knebelung des Freiheits
kampfes des werktätigen deutschen V'olkes!
13. Der .Arbeitsbeschaffungsplan der KPD zeigt den Weg zu Brot und .Arbeit für 
hungernde .Millionen!
14. .Arbeiter und Bauern verbündet Euch im Kampfe für das Bauernhilfsprogramm 
und den .Ai-beitsbeschaffungsplan der KPD. Rote Stadt und rotes Dorf in einer Front!
15. Massenstreik für Lohnerhöhung, gegen jeden Pfennig Lohnabbau! 40-Stunden-

12 Gemeint ist die Reichstagswahl vom 14. Septemher 19,10.
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Woche bei Lohnausgleich! Brot und Arbeit für die Arbeitslosen! Nieder mit dem 
Unterstützungsraub! Sofortige Lrböhung der Lrwerbslosenimterstützung!
16. Sowjetrußland zeigt den Ausweg! Kämpft in den Reiben der Volksrevobition für 
Sowjetdeutschland!
17. Politischer Massenstreik gegen faschistische Diklatur und Kriegshetze!
18. Kapitalismus heißt: Hunger, Faschismus und Krieg - Sozialismus bringt Brot, 
Frieden und Freiheit!
19. Sozialdemokratische Arbeiter: Mit Brüning und l\ eis zu Hunger. Faschismus und 
Krieg — oder mit den Kommunisten für Brot. Frieden und Sozialismus?
(Die Frauenabteihmg des ZK des K.D'D. die Reichs-Pionierleitung'^ sowie die 
Reichsfraktionsleitungen der Massenorganisalionen geben in ihren Rundschreiben 
die speziellen Losungen bekannt.)

VI.
1. In allen Bezirken. Unterbezirken und Ortsgrup])en müssen die Leitungen der 
Partei gemeinsam mit den Leitungen aller revolutionären Massenorganisationen 
Arbeitsausschüsse zur Dun hführung der Kampagne, zur Festlegung des Arbeitspla-

Bearbeitung der Betriebe. Stempelstellen. Häuserblocks. Güter und Dörfer, 
Herausgabe von Betriebs-, Stempelstellen-, Häuserblocks- und Ortszeitungen 

sowie Materialien für die Gewerkschaftsfraktionen tmd die Fraktionen in den 
übrigen Massenorganisationen bilden.
2. Die SPD-Kommissionen in den Bezirken organisieren besondere Diskussions
abende mit den sozialdemokratischen .\rbeitern über die Unvermeidlichkeit des 
Krieges im Kapitalismus, die Beschlüsse des Leipziger SPD-Parteitages zur Panzer
kreuzerfrage. die Notwendigkeit des Schutzes des sozialistischen Aufbaues der 
Sowjetunion und über die praktischen Aufgaben im Kampfe gegen die imperialisti
sche Kriegsgefahr.
3. Die Zentrumskotnmissionen in den Bezirken stellen in den nächsten X*! ochen ihre 
Arbeit gleichfalls in der oben angeführten Richtung ein und entlarven die Rolle des 
Zentrums und der Pfaffen in der Vorbereitung und Führung imperialistischer 
Raubkriege.
4. Wo die Möglichkeit besteht, sind - jedoch nur 
— Antikriegs-Komitees zu bilden, die Sozialdetnokraten. Christen, frühere Nazian
hänger. Mittelständler und Kleinbauern erfassen und die \ orbereituiig und bührimg 
der 1. August-Kampagne insbesondere in den Betrieben übernehmen.
5. Zur Vorbereitung des 1. August sollen überall Betriebsversammlungen. Stempel
stellenversammlungen und allgemeine öffentliche Versammlungen einberufen 
den, in denen die Beschlüsse des XI. Plentnns des LKKI und der Plenar-ZK-

nes. zur
zur

auf breitester überparteilicher Basis

wer-

Sitzungen vor den breitesten Massen in \ erbindung mit den Beschlüssen des V I. 
Weltkongresses und des eddinger Parteitages'^ zuiti Kampf gegen die imperialisti
sche Kriegsgefahr zu po[itilarisieren sind.

13 Reichsleitung des iin Herbst 1930 in ..Rote .lungpioniere“ umbenannten ..Jung-Spartakus-Bundes“ 
(JSB,!. der Kinderorganisalion der KPD. Die erwähnten Rundschreiben liegen nicht “

14 Vgl. Protokoll des VI. Mi ellkongresses der Kl. .luli-September 1928 in Moskau. 4 Bde. Hamburg-Ber
lin 1928/1929. Protokoll 12. Parteitag der KPD.

vor.
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6. Unsere Fraktionen in den Massenorganisationen, insltesoiulere die Gewerkschafts
fraktionen. dürfen im Juli keine gewerkschaftlichen .Mitgliedeiwersaimnlungen oder 
Delegiertenkonferenzen vornhergehen lassen, iti denen sie tiicht auf die Zusammen
hänge zwischen der Faschisierung, den .Notverordnungen, der Unternehmeroffen
sive. der Politik der Brüning- und I^retiFenregierutig ittid der wachsenden Kriegsge
fahr und Kriegsrüstungen mit Billigutig der Sozialdemokratie und Zentrumspartei 
hinweisen und die gewerkschaftlich orgattisierten Massen für den 1. .August und für 
die rote Klassenfront mobilisieren.
7. Die .Massenarheit unter den werktätigen Frauen muß durch die 1. August- 
Kampagne einen neuen .Aultrieb erbalteti. Die Delegierteii-Konferenzen und Frauen
versammlungen müssen die N'erteidigung der SU utul den Katnpf gegen den 
imperialistischen Krieg in den ^ ordergrimd rücken und tnit detn Kampf gegen 
Notverordnungen und Verbot der Kämpferin durch die Polizeisozialisten' ’ verbin
den. (.Arbeitsplan der Frauen-.Abtl. des ZK folgt.)"’
8. Selbstverständlich darf die .Antikriegskatnpagne nicht losgelöst geführt werden 
von unserer allgemeinen \ olksaktion gegen tlie Unternehmeroffensive, gegen den 
Abbau der Erwerbslosenunterstützung und der Renten für Sozialrentner, Invaliden, 
Kriegsbeschädigte usw.
9. Der 1. .August 1931 muß. wie im vergatigetien Jahre, überall durch wuchtige 
Straßendemonstrationen unter Führitng der örtlichen .Antikriegskomitees durchge
führt werden.

Ml.
Bei der ganzen Kampagne gilt es noch 3 Tatsachen zu beachten:
1. Vom 26. Juli bis 1. .August tagt in V ien der Kongreß der II. Internationale.'^ Die 
.Antikriegskampagne ist zugleich eine Katnpagtie gegen die Internationale der 
Sozialimperialisten und für die 111. Internationale."' Der Kongreß der 11. Internatio
nale in Wien dient mit den pazifistischen Phrasen dem Völkerbund und Pan-Europa- 
Schwindlern der läuschutig der Massen und wird gleichzeitig die von den Führern 
der mternationaleti Sozialdemokratie betriebene .Antisowjethetze vertiefen und 
verbreitern.
2. Der 11. August wird von 
mokratie. zu dem üblichen Verfassungsrummel benutzt werden.''' Die Sozialdemo
kratie wird die Parole der Verteidigung und Rettung der Demokratie gegen den 
Faschismus und Kommunismus in den Mittelpunkt stellen. Die Praxis der Brüning- 
Regierung. die bisherigen .Ansätze zur Durchführung der faschistischen Diktatur 
geben uns die beste Möglichkeit, den sozialdemokratischen .Arbeitern das 'K 
Demokratie und Faschismus, die Rolle der Sozialdemokratie und Faschismus, die

den Regierungsparteien, insbesondere von der Sozialde

esen von

15 Die Kämpferin. Frauenzeitschrift der KPD. war im .Iiini 1931 verhüten.
16 Liegt nicht vor.
17 Siehe Anm. 4.
18 Gemeint ist damit die Kommunistische Internationale, die in bewul.Uem Gegensatz zur SAI auch als 

III. Internationale bezeichnet wurde.
19 Am 11. .August wurden von den sog. \ erfassungsparteien der M'eimarer Koalition (SPD. Zentrum und 

Liberale) der Verfassungstag gefeiert.
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Rolle der Sozialdemokratie bei der Fascliisieruiiji; Deutschlands und bei der 
Liquidierung der bürgerlichen Demokratie und des Streiks-. \ersammlungs-, 
Demonstrations- und Koalitionsreclits der Arbeiterklasse klarzulegen.
Die Partei und alle Massenorganisationen müssen die Llternscbal’t mobilisieren und 
gemeinsam mit dem lvJ\’D und dem Pionierverband verhindern, daß der 11. August 
zu einer Verwirrung der proletarischen Schulkinder und Fortbildungsschüler 
ausgenutzt wird.
.3. Der faschistische Volksentscheid wird vielleicht schon für die erste Augusthälfte 
durch Severing festgesetzt."" Im Rahmen der A'olksaktion und .Antikriegskampagne 
muß der Tempoverlust sowohl im Kampfe gegen Hitler-Seldte-Hugenberg. als auch 
besonders gegen die Braun-Severing-Ke^wrww^ aufgeholt werden. (Zu beachten 
letztes Sekretariatsrundschreiben: Unser Kampf um Preußen.)“'

\11I.
Die Hauptlinie der 1. August-Kam|)agne besteht also in der Verteidigung der 
Sow jetunion gegen alle direkten und indirekten Kriegsdrohungen, in der Popularisie
rung der Volksrevolution, der .Aufzeigung des revolutionären .Ausw egs, der Mobilisie
rung der .Massen für Sowjetdeutscbland. der Liquidierung des sozialfaschistischen 
und christlichen Masseneinnusses. der Gewinnung dei- Mehrheit der Arbeiterklasse 
für den Kommunismus. .Mit aller Schärfe imd.s bei der \ olksaktion nicht nur die 
Frage des wirtschaftlichen Streiks, soiulern vor allem die Notwendigkeit des 
politischen Massenstreiks gegen die ilrü’/tmg'-Diktatur in den .Mittelpunkt der 
Agitation und Propaganda gerückt werden. Der politische Massenstreik ist keine 
abstrakte Propagandafrage, sondern wird bei der wachsenden Faschisierung. 
Massenausplünderung und dem gleichzeitig wachsenden revolutionären Aufschwung 
und der Verschärfung des Klassenkampfes immer mehr zu einer Aktionsfrage der 
Partei und der Arbeiterklasse werden.

LX.
Die gesamte Scludungsarbeit im .Tuli und August muß auf das engste mit der 
Antikriegskampagne verbunden sein und die leninistische Stellung zum Krieg, die 
praktischen Probleme des Kampfes gegen die imperialistische Kriegsgefahr, die 
Erfolge des sozialistischen .Aufbaues in der Sow jetunion, den revolutionären Ausweg, 
die Volksrevolution für Sowjet-Deutschland popularisieren.
Die Initiative von unten muß zur Steigerung der .Massenagitation großzügig geweckt 
und entfaltet werden. Insbesondere müssen die Redaktionen der Parteipresse, sowüe 
die Retriebs-. Stempelstellen-. Häuserblock-und Dorlzeitungen ihre .Arbeit entspre
chend der Kritik auf dem Plenar-ZK vom H./l.ö. Mai verbessern. Zur Unterstützung 
aller Genossen erscheinen Sondernummern des Propagandist, des Agitator. Rotes

20 Nach dem erfolfireicheii Volksbegehren der Rechtsparteien zur Auflösung des preußischen Landtages, 
wurde der Volksentscheid für den 9. .August 1931 festgesetzt.

21 Vgl. Dok. 45. Punkt VII.
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Sprachrohr, BZR.~~ Illustrationsvorlagen. Material für Antikriegsveranstaltungen, 
eine Bilderzeitung (16 Seiten. 10 Pfg.) Kieltestreifen und Sonderartikel und Matern 
im Pressedienst.

Mit kommunistischem Gruß 
ZK Sekretariat

22 Agitator und Propagandist wurden seit Sommer 1931 als parteiinterne Informationsorgane von der 
Agitpropabteilimg des ZK herausgegeben, t'gl. dazu Dok. 41. Punkt 5.
Das Rote Sprachrohr wurde unregelmäßig als illustrierte Sonderbeilage zur Roten Fahne und anderen 
Parteizeitungen verteilt.
Der Betriebs-Zeitungs-Redakteur. von der .Agitpropabteilung des ZK herausgegebenes Monatsorgan 
zur Unterstützung der Betriebs- und Straßenzeilungen. Der BZR wurde kostenlos an die .4gitpropleiter 
von Betriebs- und Straßenzellen verteilt. Zur Ausgestaltung der Betriebs- und Straßenzeitungen 
wurden ferner unregelmäßig (bei besonderen Kam(tagnen) Illustrationsvorlagen versandt.

47.

7. 7. 1931: Rundschreiben des Sekretariats zu den „Marxistischen 
Arheiterschulungsheften“

B.A R 134. Bd. 62. S. 176-180 und Sl.A Oldenburg. Bestand 136. Nr. 2890. fol. 547-548v.; 
Polizeiliche .Abschrift. I AN 2161a/2.5. 7. Überschrift: ..Sekretariat. Sonderrundschreiben. An alle 
Bezirksleitungen! An alle BezirkslitstellenI"

Vi erte Genossen!
Betrifft: Marxistische Arbeiterschnlnngshefte.

1. Politische Bedeutung 
..Vertiefung des theoretischen Niveaus der Gesatntpartei“. so stellte Genosse 
Thälmann im Zentralkomitee dieses Prohlem mit aller Eindeutigkeit.^ Bei den 
Aufgaben, die der Partei durch die datiernde Zuspitzung der Gesamtsituation, wie im 
Hinblick auf das Heranreifen der Voraussetzungen der revolutionären Krise gestellt 
werden, muß es der Partei gelingen, eine tiefgehende Massenschulungsarbeit zu 
leisten. Es genügt heute nicht melir, den Genossen nur das elementare Wissen zu 
vermitteln, die Schulung muß iu die Tiefe gehen. Die Funktionäre und qualifizierten 
Mitglieder unserer Partei können heute nicht mehr umhin, sich auch mit den 
schwierigen Problemen des Marxismus-Leninismus zu beschäftigen und das notwen
dige Wissen anzueignen. Morgen schon können wir vor noch schwierigere Aufgaben 
gestellt werden.

1

1 Ab November 1930 erschienen die marxistischen Arbeiterschulungshefte. Es kamen insgesamt 10 
Hefte im Kurs ..Politische Ökonomie“ und 6 Hefte im Kurs ..Geschichte der internationalen 
.Arbeiterbewegung“ heraus. A'gl. die Reprint-.Ausgabe. Erlangen 1970.

2 Vgl. Ernst Thälmann, Volksrevolution über Deutschland. Hrsg, vom ZK der KPD. o.O. u.J. (Berlin 
1931).
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Die Massenschulung ist außerordentlich in die Breite gegangen, jetzt heißt die 
Losung: VertieCung!
An zwei Ziffern wollen wir zeigen, daß noch ein ungeheurer Vi'iderspruch zwischen 
dem Vertrieb der Massemigitations- und Massen[3ropagandahteratur besteht. Im 
Monat April vertrieb die Partei
776 Oüü Exemplare Massenagitationsmaterial gegenüber 

2.1 600 Exemplare Marxistische .Vrbeitersclmhmgshefte.

Die genannten Zahlen zeigen, daß noch eine erhebliche Strecke Weges zurückzule
gen ist. bis wir in den Fragen der Schulung das Reservoir in der Partei atisgeschöpft 
haben. Aber noch mehr, daß wir erst am Anfang einer wirklichen Massenschulung 
stehen.
Dieses gewaltige Problem ist nicht und darf nicht nur eine Aufgabe der Agitpropab
teilung in den Bezirken der Litstellen sein, sondern ist eine der ernstesten Aufgaben 
der Bezirksleitungen.
Die Komintern gibt seit Monaten bereits gemeinsam mit dem Zentralkomitee der 
KPD ein außerordentlich wichtiges Scbuhmgsniaterial in der borm der ..Marxisti
schen Arbeiterschulungsbefte'^ heraus. Ein Material, das ganz zweifellos der 
Cesamtpartei außerordentlich vorwärts helfen kann, wenn es in die Hand aller 
Funktionäre kotmnt. Konnte man vielleicht an den ersten beiden Heften, des Kursus 
über ..Politische Ökonomie ' noch an einzelnen schwierigen Eormulierimgen Kritik 
üben, so zeugen doch die luu 
war, in gemeinverständlicher populärer W eise auch der schwierigsten Probleme Herr 
zu werden. Dabei hat dieser Kursus den großen Vorteil, daß die theoretischen 
Probleme aufs engste mit den praktischen Aufgaben der Partei verbunden werden 
und viel Material gegen unsere Gegner enthalten.
Diese enge Verknüpfung der Theorie mit der Praxis ist zweifellos ein großer 
Fortschritt. Ganz besonders deslialb. weil heute Arbeiterschichten zur Partei 
kommen, die überhaupt keine marxistische Sclnihmg genossen haben, andererseits 
große Teile der sozialdemokratischen .Arbeiterscbalt. Diese zu uns stoßenden neuen 
Schichten werden mit ihrem Eintritt in die Partei noch nicht zu Eeninisten, sie 

herangeschult werden. Ihre Schulung hat die größte Bedeutung, weil sie 
mit ihren Unklarheiten am leichtesten in kritischen Situationen Schwankungen 
unterworfen sind. Andererseits brauchen wir zu ihrer und der Massenfuhrung 
theoretisch fest fundierte Funktionärkader.

■hfolgenden davon, daß die Redaktion ernsthaft bemüht

müssen erst

2. Organisatorische Maßnahmen
.Aus diesen politischen Erwägungen ergeben sich nun eine Reihe organisatorischer 
Schl iißfolgeru n gen:
a) Die ..Marxistischen Arbeiterscliiihmgsliefte " müssen in jeder Zelle und Ortsgruppe 
bekannt werden, denn nur dann kömien sich die Genossen eine Vorstellung von dem 
reichhaltigen Material machen, .leder Referent, jeder Instrukteur ist deshalb zu 
verpflichten, in die .Mitgliedeiwersaimnlungen je ein Heft der beiden laufenden 
Kurse, „Politische Ökonomie" und ..Geschichte der internationalen Arbeiterbewe
gung“ mitzunehmen, mit den Genossen die Bedeutung zu besprechen und sie zu 
veranlassen
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b) Selbstbildimgszirkel zu organisieren. Vi erden sie aid'änglieh nur irn Rahmen der 
Partei gemacht, so ist unbedingt bei der weiteren Arbeit der Kurs darauf zu richten, 
parteilose und sozialdemokratische .Arbeiter in diese Scludungskurse einzubeziehen. 
Den besten Anlaß dazu bieten die Diskussionsabende mit den sozialdemokratischen 
Arbeitern. Die ..Marxistische .Arbeiterscliulung" gibt außerdem die Voraussetzung 
für eine gründliche Schulung ohne Kursuslehrer. .Auch die entfernt gelegene 
Ortsgruppe hat nun Hilfe. Sollte es der einen oder anderen Zelle der Ortsgruppe am 
Anfang nicht möglich sein, über den Rahmen der Partei hinaus Schulungskurse 
zustande zu bringen, so sind
c) die Diskussionsabende mit sozialdemokratischen und parteilosen .Arbeitern zur 
stärksten Propaganda für die Hefte der ...Marxistischen .Arbeiterschulimg" auszu
nützen.
d) Da die Lehrer für unsere Scludungskurse bekanntlich einen außerordentlichen 
Einfluß auf die Schüler auszuüben vermögen, sind diese anzuhalten, stets und 
ständig auf die Hefte der ...Marxistischen .Arbeiterschuhmg" hinzuweisen. Die BL 
müssen dafür Sorge tragen, daß in Schulungskursen über ..Politische Ökonomie und 
Arbeiterbewegung" unbedingt die Hefte vom Lehrer für den Unterricht ausgewertet 
werden.
e) In engster Verbindung mit der BL und den Kursuslehrern muß dabei von der 
Agitpropabteilung eine intensive Kampagne zur \'erbreitung der Hefte durchgeführt 
werden.
f) Die Literaturstellenleiter sind verpflichtet, sich umgehend ein \'erzeichnis der 
Zellen und Ortsgruppen anzulegen, die die ...Marxistischen .Arbeiterschulungshefte“ 
beziehen. Desgleichen ein Verzeichnis über alle Einzelbezieher. Es darf bis 1. August, 
spätestens bis 1. September keine Zelle noch Ortsgruppe, keinen Parteifunktionär 
mehr geben, der die Hefte nicht kennt und bezieht. Das setzt allerdings eine zähe und 
systematische Kampagne sowohl von der BL-.Agitpropabteihmg als auch der Litstelle 
voraus.
Der jetzt laufende große Wettbewerb für den Litvertrieb (.Novemberreise nach der 
Sowjetunion)'* soll entsprechend ausgenützt werden.
g) BL wie Litstelle werden gut daran tun. für jede Zelle und Ortsgruppe ein 
.Mindestsoll für den Bezug der Hefte aufzustellen und eine genaue Kontrolle darüber 
zu führen. Selbstverständlich sind dabei alle statistischen Arbeiten durch die 
Litstellen zu erledigen. Der Bezug dieser Hefte wird zweckmäßigerweise in Bezie
hung zur .Mitgliederziffer in den einzelnen Organisationseinheiten gesetzt.
Die BL muß von der Litstelle verlangen, daß sie bei ihrem .Monatsbericht die 
..Marxistischen .Arbeitersclndungshefte" besonders erwäfmt und genaue Unterlagen 
zur \*erfügung stellt. Die gleiche Eorderung wird an die Litstellen vom ZK 
(Reichsvertrieb) gestellt.
h) Wenn wir schon die Parteiorganisation in den Dienst eines wichtigen Teils unserer 
Gesamtarbeit stellen, können wir auch nicht umhin, unsere Presse mehr wie bisher 
auszunützen. Sowohl die Tageszeitungen, deren Redaktionen veranlaßt werden

3 Die KPD veranstaltete jährlich eine W’erhekanipagne für die Parteizeitungen und -literatur. Bei dieser 
t^'erbekainpagne. die in Form eines Wettbewerbs angelegt tvar. gab es als Preise Reisen in die 
Sow jetunion zu gewännen.
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sollen, regelmäßig von allen erschienenen Heften eine ganz kurze Besprechung mit 
dem Hinweis auf Preis ( pro Heft 40 Pfg.) und die Bezugsmöglichkeiten zu bringen 
als auch Betriebs- und Häuserblockzeitungen sind in den Dienst der Sache zu stellen, 
i) Eine weitere wichtige Möglichkeit ist die .Ausnützung der .Massenorganisationen, 
besonders der RGO. der RH. der IAH. den Sportlern usw. usw. Hier sind neue 
Möglichkeiten der Verbreitung und des .Absatzes in Fülle gegeben. Voraussetzung 
dafür ist eine grundlegende Besprechimg mit den verantwortlichen Fraktionsleitun
gen und ständige systematische Kontrolle.
Für die RGO haben die Hefte deshalb besondere Bedeutung, weil in denselben 
ständige .Auseinandersetzungen mit den Theorien und den Theoretikern der SPD und 
der Gewerkschaften stattfinden. Nimmt man die ausgezeichnete Broschüre von 
Linde-, ..Fohntheorie und Fohnpolitik der Sozialdemokratie" hinzu,'* so wird es 
gelingen, die Bedeutung der Schuhmgsarbeit überzetigend darzustellen und den 
Genossen die Notwendigkeit klar zu machen, auch für ihre Schulungskurse die Hefte 
der ,,Marxistischen Arbeiterschuhmg" in weitgehendstem Maße auszunützen.

.3. Agitation für die ..Marxistischen Arbeiterschuhmgshefte"
Der Verlag für Fiteratur und Politik hat sich bereit erklärt, zur stärkeren 
Popularisierung dieser Schuhmgshefte den Fitstellen laufend verschiedene kleine 
Oktavmatern zur Verfügung zu stellen, damit sie selbst in die Fage versetzt werden, 
sich auf Rotaprint die notwendigen .Abzüge zu machen. Außerdem ist eine gute 
Agitation auch in der Presse der Massenorganisationen notwendig. Die Redaktionen 
sind ebenfalls anzuhalten, regelmäßige Besprechungen und Kurznotizen zu bringen, 
damit auch diesen Kreisen die ..Marxistischen Arbeiterschuhmgshefte“ bekannt 
werden.
.Außerdem hoffen wir. daß die Agitpropabteihmg gemeinsam mit Fitstellen eigenes 
Material herausgeben. Ferner erscheint schon in den nächsten Tagen ein Werbeflug- 
blatt. das noch einmal kurz zusammengedrängt die wichtigsten Mitteilungen über 
Bedeutung, Zweck und Inhalt der Hefte enthält.
Die Redaktion der ..Marxistischen Arbeiterschuhmgshefte" hat sich entschlossen, ab 
Ende Juli für alle Feser ein monatliches Bulletin heratiszugeben. um erstens eine 
möglichst enge \ erbindung zwischen Redaktion und Feserkreis herzustellen und 
zweitens die Feser beim Studium systematisch zu beraten und ztt unterstützen. 
Durch ständige Hinweise ttnd Ratschläge für das Studium, verbtmden mit Erläute
rungen des vorliegenden Stoffes, sowie Beantwortung aller bei der Redaktion 
einlaufenden Fragen, zu denen die Feser angeregt werden müssen, wird das Bulletin 
eine wertvolle Hilfe für alle Studierenden.
Yi ir erw'arten. daß alle Bezirksleitungen sofort getneinsam mit den .Agitpropabteilun
gen und Fitstelleii .Maßnahmen treffen, um eine wesentliche Steigerung des Umsatzes 
und der A'erbreitung der ..Marxistischen .Arbeiterschuhmgshefte" zu erreichen.

Mit kotmmmistischem Gruß 
Zentralkomitee der KPD 
Sekretariat

4 Vgl. H. Linde. Lohntheorie und Lohnpolitik der Sozialdemokratie. Verlag für Literatur und Politik. 
\\ien-Berlin 1931.
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HSlA Düsseldorf. Reg. Düss. Nr. 3()()42 b. S. 407—108: llekt<igra|)liiertes Riindsehreibeii. Über
schrift: ..Zentralkomitee der Konnniinistischeii Partei Deiitseblands. Sekretariat. Zellenbrief 
alle Betriebs- und Straßenzellen."'

Liebe Genos-seii!
Als irn Frühjahr dieses Jahres der Stahlhelm das X'olksbegeliren für die Aullösung des 
Preußisclien Landtages einleitete, hat unsere Partei attf Grund einer klaren Analyse 
der damaligen Situation in der Linie des Zweifrontenkampfes ..gegen Faschismus 
und Preußenkoalition" gekämpft, ohne sich direkt am Volksbegehren zu beteiligen.“ 
Heute ist eine andere und neue Situation.
Inzwischen sind fünf Monate vergangen. Sie luachten ein weiteres gewaltiges 
XX'achstum der Vi'irt.schaftskrise in allen kapitalistischen Ländern, verschärfte 
Unternehmerangriffe utid immer faschistischer werdende Methoden der Brüning- 
Diktatur gegen die Arbeiterklasse. (Lohnahhait. Notverordnung. Presse-. Versamm- 
lungs- und Demonstrationsverbote, zunehmende X'erfolgimg der Partei und der 
revolutionären .Arbeiter durch die Klassenjustiz usw.l. .Alles .Maßnahmen, die sich 
katastrophal aitf die Lebenshaltung der Arbeiter und der breitesten Schichten der 
XX erktätigeti attswirken.
Wir brauchen in diesem Schreiben an Euch über die Einzelheiten der .Auswirkungen 
dieser .Maßnahmen nicht viele \X orte zu machen. W ir seihst und mit uns alle 
Werktätigen spüren die Eolgen dieser Politik tagtäglich am eigenen Leibe.
Diese Politik bedeutet aber nicht nur fortgesetzte verschärfte .Angriffe auf die Lage 
der .Arbeiterklasse irn allgemeinen, sondern gleichzeitig auch ein weiteres gewaltiges 
Wachstum der imperialistischen Kriegsgefahr gegen die Sowjetunion. Beide, die 
Angriffe auf die Lage der .Arbeiterklasse und die Kriegsrüsttmg gegen die Sowjet
union steigern sich in demselben .Maße, in dem sich alle \ ersuche der Kapitalisten, 
die Krise der kapitalistischen \X irtschaft zu üherwindeu. als untauglich und 
unwirksam erweisen. (Notverordnung, //ootr/plan. .Vlinisterreisen. Verhandlungen 
in Paris und London usw.) Die revolutionäre Entwicklung nimmt ein immer 
stürmischeres Tempo an. Entscheidende .\Ias.senkäm[)fe liegen vor uns.
Die sozialdemokratischen Euhrer sind nicht nur die besten Stützen, sondern die 
Initiatoren dieser Politik.
Diese Politik der deutschen Ka()italisten und der /JrM/iiVig--Regiertmg. die in deren 
Auftrag die faschistische Diktatur durchführt, wird von den sozialfaschistischen 
Führern vorbehaltlos unterstützt. Die Reden und Beschlüsse des Leipziger Partei
tages der SPD. in denen die Sozialdemokratie als .Arzt, die tien kranken Kapitalismus 
heilen muß. bezeichnet wurde* — der aber gleichzeitig ausdrücklich ablehnte, zu den

1 Da für die Zeit des ..Roten X’olksentscheids ' kein Rundschreiben des Sekretariats an die Bezirke 
vorlag. wurde dieser ..Zellenbrief“ aufgenominen.

2 Zu den ersten Stellungnahmen des ZK gegen das ..demagogische X'olksbegeliren“ vgl. Dok. 36 und 40.
3 X'gl. das Referat von Fritz Tarnow über kapitalistische ^'irtschaftsanarchie und Arbeiterklasse. 

Sozialdemokratischer Parteitag in Leipzig, vom 31. .Mai bis 5. Juni im X'olkshaus. Protokoll. Berlin 
1931. S. 32 ff.

an
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Notverordnungen der ßn'/Ait'ngdiktatur Stellung zu neliinen - redeten bereits eine 
klare und eindeutige Sprache.
Noch offener kennzeichnet die Rolle der SPD der Führer der jtreußischen sozial
demokratischen Landtags-Fraktion. Heilmann. im Hauptausschuß des Preußischen 
Landtages. Heiltnann erklärte dort wörtlich:
..Preußen ist seit 10 Jahren die festeste Stütze und der treueste Diener jeder 
Reichsregierung gewesen." (Zuruf der Kommunisten: ..Auch der Hungerregierung 
Brüning';''") ..Jawohl, der ganz besonders."
.Aber die Sozialdemokratie hat den faschistischen Kurs der Zlrünmg-diktatur gegen 
die .Arbeiterklasse nicht nur vorbehaltlos unterstützt, sondern ihre Führer, im 
besonderen Braun-Severing in der Jtreußischen Regierung, haben sich zu direkten 
Initiatoren des Republikschutzgesetzes [gemacht], mit Hilfe dessen Paragraphen 
Tausende von revolutionären Arbeitern und führeiule Funktionäre der KPD hinter 
Festungs-. Gefängnis- und Zuchthausmauern geworfen wurden. Severing war auch 
der Initiator der neuesten .Not\'erordmmg der /Icü/i/Aig-Diktatur gegen die l^resse. mit 
deren Hilfe bereits die Mehrzahl der revolutionären Presse verboten ist und mit deren 
Hilfe sie in der nächsten Zeit vollständig mundtot gemacht werden soll.'*
Diese Politik der sozialfaschisti.schen Führer hat dem Faschismus in l^reußen und in 
Deutschland den \X’eg geebnet.
Ohne diese aktive Beteiligung der sozialdemokratischen Führer in Preußen und im 
Reich an der Durchführung des faschistischen Kurses, konnte die Brüning-Regierung 
keine einzige .Notverordnung gegen die .Arbeiterklasse erlassen, könnte das Trust- 
und Monopolkapital seine Pläne keine fünf Minuten gegen die \Xerktätigen 
dtirchführen.
I^reußen ist nicht das kleinere Übel, sondern im Gegenteil heute der Hort der 
finsteren Reaktion in Deutschland.
„Die lAditik der SPD hindert nicht die Faschisierung, sondern bahnt dem Faschis
mus den IX eg", so charakterisierte am 15. I-ebruar Ib.'H der Aulruf des Zentralko- 

Partei die Rolle der SPD im größten deutschen Bundesstaat.* Seitdemmitees unserer
sind fünf Monate vergangen, die eine einzige Bestätigung dieser b eststellungen des 
ZK der KPD sind.
^'er war verantwortlich für die 33 toten Arbeiter und Arbeiterfrauen am 1. Mai 
1929? Ls waren Severing und Zörgiehel.
Wer verbot drei Tage später den Roten Frontkämplerltund. die größte antifaschisti
sche Kampforganisation? Ls w ar wiedei um der Sozialdemokrat Severing'^

Bekäinpfiiiiji politischer Ausschreitun- 
28. .März

4 Gemeint ist die Zweite t'erurdimiif’ des Reichsfjräsideiiten
vom 17. Juli 1931. RGBl. Teil 1. S. 371. Gegenüber der Notverordnung

zur
vomgen. __

1931 (RGBl, feil 1. S. 79-81) verschärfte sie die staatliche Presseaul'sicht und verpllichtete die Presse, 
amtliche Erklärungen und Verlautbarungen der Regierung unentgeltlich ahzudrucken.

5 Vgl. ..Volksaktion gegen Faschismus. Bürgerdiktatur und Preußenregierung". Aufruf des ZK der KPD 
1.5. Februar 1931. in: /ff Nr. 39 vom 15. 2. 1931. Zur Volksaktion-Kampagne selbst siehe Dok.vom

36.
6 Zu den blutigen Demonstrationen am 1. .Mai 1929 und dem anschließenden \ erhot des RFB vgl. oben 

Dok. 8. .4nm. 3.
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■'S er brachte das Repiiblikschutzgesetz ein. und wer hat es dnrchgepeitscht? Es 
Sevenng. obwohl aiicli er natürlich wußte, daß dieses Gesetz die Faschisten 
unbehelligt lassen, aber die Schärfe seiner Paragraphen mit voller Vi'ucht die 
kommunistische Partei und die revolutionären Arbeiter treffen würde.
Wer hat die Spartakiade verboten? Sereringl Er verbot sie für den gleichen Tag, an 
dem der faschistische Stahlhelm in Breslau seinen provokatorischen Kriegs[um]zug 
veranstaltete.
Vi er hat die neue Presse-.Notverordnung vorgeschlagen? Braun-Severing.
\^er löst unsere Versammlungen auf. wer verbietet Demonstrationen und schlägt 
Arbeiter und .Arbeiterfrauen blutig? Es ist die Polizei der Braun-Severing.

er pfeift auf die Immunität der Abgeordneten und läßt sie verhaften? Es sind 
5ecm>tg und seine sozialläschistischen Polizeipräsidenten.
Wer organisiert die Überfälle auf die Büros unserer Partei und der mit 
sympathisierenden .Vlassenorganisationen? Wer sprengt selbst unsere .Mitgliederver
sammlungen? Es sind die Braun-Severing mit ihrer faschistisch verseuchten Polizei. 
Braun-Severing führen nicht nur die Aufträge des Trust- und .Monopolkapitals und 
deren i^rü/tmg-Regierung durch, sondern sie wenden dariiber hinaus alle .Mittel und 
Methoden, angefangen von
um unsere Partei und die revolutionäre .Arbeiterfront zu zerstören.
Gegen diese faschistische Politik der Preußenkoalition und ihrer Träger gibt 
entschiedensten, erbarmungslosen Kampf.
Angesichts dieser Tatsachen und angesichts der wachsenden Notlage der Volksmas
sen und des bevorstehenden \Olkseiitscheides zur .Auflösung des Preußischen 
Landtages hat sich das ZK unserer Partei am 21. Juli 1931 an die Preußische 
Staatsregierung mit nachfolgenden Forderungen gewandt:
1. Herstellung der politischen Pressefreiheit. Versammlungsfreiheit. Demonstra
tionsfreiheit für die .Arbeiterschaft. .Außerkraftsetzung der diese elementarsten

war

uns

Lüge und Verleumdung bis zum brutalsten Terror an,

es nur

7 Am 20. Juni 1931 verbot die preußische Regierung das für den 4.-12. Juli in Berlin geplante Sportfest 
der Roten Sportinternationale, die sog. Spartakiade, ^■gl. Dok. 45. .Anm. 24. In \ erhandlungen mit 
dem preußischen Innenminister Sevenng gelang es der KPD zunächst, die .Aufhebung des Verbots zu 
erreichen. .Am 30. 6. 19.31 wurde jedoch die Spartakiade endgültig verboten, nachdem bei einer 
Demonstration in Berlin ein Polizist erschossen wurde (vgl. Horkenbach 1931 S. 229). Der 12. 
Reichsfrontsoldatentag des Stahlhelms fand jedoch bereits am 30. und 31. .Vlai in Breslau statt. Bei 
dem vorliegenden Rundschreiben werden die Daten offensichtlich bewußt falsch miteinander in 
Verbindung gebracht, um der SPD eine Begünstigung der rechten Parteien nachzuweisen. obwohl ja 

20. 6. attch das S.A-Sportfest verboten wurde. Die KPD benutzte das Verbot lediglich als Vorwand 
für die Beteiligung am \ olksentscheid, nachdem das ZK auf Intervention der Kominteni seine frühere 
Entscheidung revidiert hatte. L'rn gegenüber der Parteimitgliedschaft einen weiteren Rechtfertigungs
grund zu haben, richtete die Parteiführung am 21. Juli ein L'ltimatum an Sevenng und rief, als dieses 

der preußischen Regierung abgelehnt worden war. am nächsten Tag zur Teilnahme am 
Volksentscheid auf. Vgl. Flechtheim. KPD S. 278: GdA S. 303. Weber 1 S. 242-243. Die 
ausführlichste Darstellung dieser Frage findet sich bei \V. Ireland. The Fost Gamble, phil. Diss. 
Baltimore 1971. S. 609—672. Die geänderte Haltung suchte das ZK in einer Reihe von .Aufrufen und 
Presseartikeln den Parteimitgliedern zu erläutern. Vgl. dazu /fA' Nr. l46 vom 23. 7. 1931: ..Heraus 
zum Volksentscheid!). . .| Beschluß des Zentralkomitees der KPD'. Rf' Nr. l47 vom 24. 7. 1931: 
..Roter Volksentscheid am 
in Stadt und Fand. '

am

von

9. .August! Kampfruf der Kommunistischen Partei an das werktätige Volk
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Freiheiten der Arbeiterklasse einschränkenden Verbote, Notverordnungen und 
Zwangsinaßnahtnen iin preußischen Staatsgebiet.
2. Sofortige Zttrücknalime aller Abbatttnaßnahtnen gegen alle Unterstützungsemp
fänger. insbesondere die Er^^erbslosen. sowie Zurücknahme des Gehaltabbaues für 
die imtereti Beamten.
3. Sicherung der vollen und sofortigen Auszahlung aller kleinen Guthaben für alle 
preußischen Sparkassen.
4. Sofortige .Attlhebung des von der prettßischen Staatsregierung erlassenen Verbots 
des Roten Frontkämpferbundes als Katnpforganisation gegen Nationalsozialismus 
und Stahlhelm.
Auf diese Forderungen, die jeder Leiter*^ als elementarste Forderungen, die in seinem 
Interesse gestellt wurden, anerkentien wird, antwortete derselbe sozialfaschistische 
Minister Severing. der tagtäglich tnit deti Vertretern des Trust- und Monopolkapitals 
über die Durchführung ihrer Pläne gegen die Arbeiterklasse verhandelt, mit 
folgendem Schreiben:
..Auf Ihr Schreiben vom 21. Juli teile ich Ihnen mit. daß die preußische Staatsregie
rung es ablehnt. Maßnahmen zum Schutze der öffentlichen Ordnung und Sicherheit 
zum Gegenstand eines politischen Tauschhatidels zu machen.
Mit dieser Antwort zeigt Severing. daß die sozialfaschistischen Führer in der 
Preußischen Staatsregierung auch in Zukunft bereit sind, mit noch schärferen 
faschistischen Methoden die Pläne des Trust- und Monopolkapitals gegen die 
Arbeiterklasse durchzufuhren.
Darauf konnte und kann die Partei nur eine Antwort geben:
Ausnutzung aller gegebenen Möglichkeiten zur breitesten Massenmobilisierung aller 
Werktätigen zum Kampf gegen diese Preußenregierung und damit gegen die 
Durchführung der faschistischen Diktatur in Deutschland, die Z?n'/n//tg-Regierung 
und gegen das ganze zusammenbrechetide. arbeitermordende kapitalistische System. 
Die Kommtmistische Partei muß detn Sozialfaschismus in der Preußenregierung und 
dem Faschismus in ganz Deutschland die richtige Antwort geben.
Diese einzige richtige Antwort an die Braun-Severing konnte danach nur in dem 
Beschluß bestehen, den das ZK atn 22. Juli 1P31 faßte: den V'olksentscheid gegen 
die Braun-Severing durchznführen.
Mögen jetzt die sozialfaschistischen Führer rechter nnd ..linker" Färbung erneut mit 
dem blöden Argutnent: ..Kommunisten Artn in Arm mit Nazis und Stahlhehnern“ 
versuchen. Verwirrung zu stiften — die Sozialdemokratische Partei, die durch die 
klassenverräterische Politik ihrer Führer detn Faschismus in jeder Form, ob Nazis 
oder Stahlhehner. die V ege geebnet hat. wird mit diesem Argutnent bei keinem 
Arbeiter mehr Erfolg erzielen können.
Für uns. die Kotnmunistische Partei, ist der Volksentscheid gegen die Preußenregie
rung nicht wie für Stahlhelmer und Nazis eine parlatnentarische Kampagne, sondern 
eine die Massen zum außerparlamentarischen Kampf mobilisierende und organisie
rende Aktion, die Stufe um Stufe gesteigert werden tnuß bis zum Sturz der

8 Ein Wort teilweise unleserlich.
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Preußenregieninfi Braun-Serenng. der Reichsregierung Brüning und des ganzen 
kapitalistischen Systems, bis zur hrriclitung Snwjetdentsclilands.
In unsere Kampffront müssen wir alle Schichten der Arbeiter und anderer 
>X'erktätiger einheziehen.
Dieser Charakter unserer Volksentscheidkampagne erl'orflert von 
Partei die größte Aktivität und entschiedene entschlossene Anwendung der Einheits
frontpolitik von unten, zu den SPD- tmd den christlichen und parteilosen Arbeitern 
sowie auch zu den übrigen Schichten der Werktätigen, die unter den Schlägen der 
Reaktion im Reiche und in Preußen zusammenbrechen. In kühner Offensive muß die 
Partei alle Lügen und N'erleumdungen des Sozialfaschismus überwänden, den 
Scheinkampf der Nazis und Siahlhehner entlarven und sich an die Spitze der 
\ olksaktion im Volksentscheid stellen. Das wird dadurch gewährleistet- daß neben 
der Mobilisierung und dem Einsatz der gesamten Partei neue Tausende roter Helfer 
zum \ olksentscheid aus den verschiedensten Schichten der .Vrheiterklasse tmd der 
übrigen Werktätigen gewonnen werden, .leder Arbeiter, gleichgültig welcher politi
schen Partei oder w elcher Organisation er immer angehört, alle Werktätigen. Männer 
und Frauen, die bereit sind, mit uns gemeinsam und unter Führung und unter den 
Losungen der Partei aktiv an unserer Volksentscheidkampagne mitzuwärken, 
müssen als rote Helfer und Helferinnen in die aktive .Arbeit einhezogen werden. 
Diese Einheitsfronttaktik von unten schließt aber jeden Kuhhandel und jedes 
gemeinsame Zusammengehen mit irgendeiner Organisation, die sich gleichfalls am 
Volksentscheid beteiligt, aus. .Nur so w ird die Partei in dieser .Aktion die Führung an 
sich reißen tmd allen Volksfeinden entsclieidende Schläge versetzen.

Betriebe vor die Front!
Die entscheidenden Punkte, in denen w ir unsere Hauptstoßkraft ansetzen müssen, 
sind die Betriebe, in denen die .Arbeiter unter den unerträglichsten \ erhältnissen 
ausgeheutet und ausgeplündert werden. Es muß in der Volksentscheidkampagne 
gelingen, die Betriebe für ihre speziellen Forderungen zum Kampf zu mobilisieren. 
Von innen und außen müssen alle .Anstrengungen gemacht werden, um dieses Ziel zu 
erreichen. .Neben den roteti 1 lelfergru[)pen für den Volksentscheid selbst, müssen in 
dieser Zeit in den Betrieben vorbereitende Kampfausschüsse gebildet werden. Durch 
verstärkte Fraktionsarbeit in den reformistischen, christlichen tmd anderen reaktio
nären Gewerkschaften muß es gelingen, die Organisierung der Kämpfe in den 
Betrieben wesentlich zu beschleunigen. Der ist kein Bolschewik, der nicht jetzt im 
Betrieb und in einer reaktionären Organisation restlos seine kommunistische, 
revolutionäre Arbeit durchführt.
Aber die Konzentrierung der Hauptstoßkraft der Partei auf die Betriebe bedetitet 
nicht, daß die Arbeit unter den Erwerbslosen, auf dem Laude und unter den übrigen 
werktätigen Schichten, insbesondere unter den Frauen und der .lugend vernachläs
sigt werden darf. In allen Orten müssen in der Volksentscheidkampagne die 
Erwerbslosen restlos für ihre Forderungen im Zusammenhang mit dem Kampf gegen 
die Preußenregierung mobilisiert und zu politischen Teilaktionen geführt werden. 
Kein Ort im Lande darf ohne unser Materiiil und ohne unsere V ersammlungen 
bleiben, ln das kleinste Dorf müssen w ir vordritigen und in den verschiedenartigsten 
Formen (Konferenzen. Komitees) die mit tms Käm|)fenden um uns scharen. Dabei

der gesamten
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sind alle schon begonnenen Bewegungen wie insItesondere die Frauendelegiertinnen
bewegung restlos auszunutzen.
Keine gegnerische N'ersaininhuig. gleichgültig von wein 
darf es geben, in der nicht unser Material verbreitet wird und unsere Diskussionsred

sprechen. Alle Möglichkeiten, die es int Preußen der Notverordnungen gibt, 
müssen restlos zur Massenmobilisierung ausgemitzt werden.
Zehntausende neuer Mitglieder gilt es in der \'olk.sentscheidkanipagne für die Partei 
zu erobern.
Allen LInterdrückungen. allen \'erfolgungen, allen \ erleumdungen und Lügen zum 
Trotz wächst die Radikalisierung der Arbeiterschaft und der Werktätigen von Tag zu 
Tag. Steigert jetzt in der Volksentscheidkampagne die Partei auf allen Gebieten des 
Klassenkampfes ihre Kraft, wird und muß es ihr gelingen. Zehntausende neuer 
Kämpfer für die Partei zu gewinnen.
Aber auch hierbei ist das Schwergewicht auf die Gewinnung von Betriebsarbeitern zu 
legen. Ohne Eroberung der Betriebsarbeiter für die Partei und für die RGO ist es 
nicht möglich, ernste erfolgreiche Wirtschaftskämpfe zu organisieren und zu führen, 
noch weniger diese zu breiten politischen Massenkämpfen zu steigern.
Liebe Genossen!
Wir wenden uns mit diesem dringenden Appell an Euch in einer außerordentlich 
ernsten zugespitzten Situation. Wir wissen, daß Ihr unter den Lügen und Verleum
dungen aller Feinde der Arbeiterklasse schwer zu kämpfen habt. x\ber Ihr wißt ja 
sehr gut. daß je schwieriger die Lage der Bourgeoisie — desto unverscdiämter ihre 
Hetze und V erleumdung und ihre Terrormaßnahmen. Lüierschütterlich, eisern und 
geschlossen müßt Ihr deshalb zu diesem Schreiben und zur Gesamtlage Stellung 
nehmen und Eure .Vklionen und Kam|:)lbeschlüsse fassen. Unermüdlich und zähe 
müßt Ihr als Bolschewisten alle Kräfte mobilisieren und im Kampf einsetzen. Je 
kühner und wuchtiger wir mit unseren Schlägen den Gegner trelleii. 
schwieriger wird es ihm sein, seine weiteren Pläne bis zur vollständigen faschisie- 
rung Deutschlands gegen die Arbeiterklasse durchzuführen.
Darum. Genossinnen und Genossen, alle ans Werk, schmiedet in der Volksentcheid- 
kampagne die eiserne, eherne Eront aller .Vrbeiler und aller W erktätigen zum Sturze 
des kapitalistischen Svstems. für die Aolksrevolulion. für Sowjetdeutschland

.Mit kommunistischem Gruß
Zentralkomitee
der Kommunistischen Partei
Deutschlands
i. Ernst Thälmann

und wo sie einberufen ist.

ner

urn so

9 Das Ergelmis des \ olksenlselieids am 9. .Aiigu-st ei;ial) 9 793 603 Ja-Stiiiunen. Für ein Gelingen wären 
jedoeh ca. 13.5 .Millionen Stimmen erforderlich gewesen. Für den \ olksent.scheid stimmten 37.1% der 
Nt'ahlhereclitigten. Vergleicht man demgegenüber, daß hei den Reich.stag.swahlen vom H. September 
1930 die hinter dem \'olksentscheid stehenden Parleicn D.WP. NSD.\P. KPD zusammen 47.5% der 
Stimmen erhalten hatten, so ergibt sich, daß ein (.roßuül der \\ ählcr dieser Parteien sich nicht am 
Volksentscheid beteiligt halte. Da die Beteiligung in den kommunistischen Hochburgen weit unter der 
gemeinsamen Stimmenzahl von KPD und NSD,4P lag. ist zu vermuten, daß vonielmilich die KPD- 
\t ähler - trotz der .Aufrufe des ZK - dem \ olksentscheid l'emblieben.
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49.

30. 8. 1931: Das Sekrelariat zum Volksentscheid in Preußen

RF. Nr. 16.5 vom .30. 8. 1931. Übersehrift: ..Einiffe Lehren des Volksentscheids. Vom Sekretariat 
des Zentralkomitees der KPD wird uns geschrieben.

Im Gegensatz zu den Parlainentswalilen lassen sicli die zalileninäßigen Erfolge, der 
weitere Vormarsch der Kommunistischen Partei heim \ olksentscheid zur Auflösung 
des reaktionären Preußenlandtags nicht ohne weiteres atis dem Ergebnis der 
Abstimmung feststellen. Ist schon hei den Parlamentswahlen die Zahl der .Nichtwäh
ler beträchtlich groß — sie betrug bei den letzten preußischen Eandtagswahlen 5 bis 6 
Millionen oder rund 20 Prozent 
beim Volksentscheid (auch der Wähler, die Gegner der Regierung sind) noch 
bedeutend größer. Bei der letzten Eandtagswahl erhielten die preußistdien Regie
rungsparteien nur etwa 8.8 .Millionen Stimmen, von denen sie bei den Reichstags
wahlen am H. September 1930 noch erheblich verloren haben und dadurch in eine 
hoffnungslose Minderheit geraten sind, hu Gegensatz zu den Parlamentswahlen, wo 
die W ahlen geheim sind, hat der V olksentscheid den (iharakter einer öffentlichen 
Abstimmung.
Das Ergebnis des V'olksentscheides zeigt, daß nur ein ganz geringer Bruchteil der 
Abstinunenden. der nicht ins Gewicht fällt, mit Nein gestimmt hat. Jeder, der sich 
also an der Abstinunting beim Volksentscheid beteiligte, demonstrierte damit offen 
seine Gegnerschaft gegen die preußische Regiertmg Braun-Severing tmd gegen die 
diese Regierung unterstützenden Parteien.
Die Tatsache, daß noch große .Massen dem Volksentscheid fernhleiben. wird 
besonders von der SPD benutzt, um in demagogischer Eorm alle W ähler. die sich an 
der Abstimmung nicht beteiligt haben, also auch die große Zahl der Nichtwähler, für 
die Unterstützung der Pretißenregierung zu reklamieren. Daß diese Demagogie 
nichts weiter als versuchter Betrug ihrer eigenen .Anhänger ist. liegt atif der Hand, 
denn in der Tat hat über die Hälfte aller politisch aktiven Wähler in Preußen sich 
gegen die Regierung Braun-Severing und für die Auflösung des Preußischen 
Eandtags entschieden.
Und die Nichtw ähler sind keinesw’egs alle begeisterte .Anhänger der Braun-Severing. 
Das sind außer den in Staats- und Gemeindeposten sitzenden Funktionären nicht 
einmal die Mitglieder der SPD.
Die Frage, ob es der Kommunistischen Partei gelungen ist. große .Massen des 
arbeitenden V olkes für die Teihiahnie an einem roten Volksentscheid zu mobilisie
ren, kann also nicht durch den Vergleich des .Abstimmungsergebnisses mit den für 
die am Volksentscheid beteiligten Parteien bei früheren Wahlen abgegebenen 
Stimmen entschieden werden. Eine einigermaßen zutreffende Beantwortung dieser 
F’rage ist nur möglich durch den Vergleich zwischen den Zahlen der Eintragungen

..I

so ist der Prozentsatz der Nichtahstiminenden

1 Das vorliegende Dokument ist ausnahmsweise kein Rundsehreihen an die Bezirke, sondern ein 
Schreiben des ZK. das in der Roten Fahne vom 30. .\ugust 1931 veröffentlicht wurde. Die 
Einschätzung des ..Roten Volksentscheids” vom 9. August 1931 durch die KPD-Führung ist in diesem 
Schreiben dokumentiert.
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des Stalilhelinvolksbepehreiis und dein Abstiminunfisergebnis beim Volksentscheid 
und durch den Vergleich des Ahslimmungsergebnisses der einzelnen Wahlkreise 
nach diesem Osichtspnnkt untereinander.
Eine Überpriilung des Abstimmungsergebnisses nach diesem Gesichtspunkt ergibt, 
daß die altsohite Zunahme heim Volksentscheid gegenüher dem Stahlhelmvolks
begehren am größten ist in jenen Wahlkreisen, wo die Konmumistisclie Partei bei 
früheren Parlamentswahlen bereits starke Positionen hatte.

die Zunahme beim Volksentscheid gegenüber dem 
wo die Nazis bei den Reichstagswahlen

Dagegen sind die 'S ahlkreise. wo 
Wilksbegehren am geringsten ist. Wahlkreise, 
am 14. September 19.30 am stärksten waren.
Folgende Übersicht zeigt das aufs deutlichste:
Die stärksten Wahlkreise bei der Kommunistischen Partei bei der Reichstagswahl 

: Berlin mit 33 Prozent kommunistischer W ähler. Düsseldorf-Ost mit 26 Prowaren
zent. Mersebtirg mit 2-5 Prozent, Potsdam I mit 20 Prozent. Potsdam II mit 19,7 Pro
zent. Düsseldorf-West mit 17.5 Prozent. Westfalen-Süd mit 17 Prozent. In diesen 
Kreisen betrug die Zunahme der Abstimmungen beim Volksentscheid gegenüber 
dem Volksbegehren (in Prozent zur Gesamtwählerzahl):
Berlin 20.2, Düsseldorf-Ost 21.4. Merseburg 17.3. Potsdam I 16.6. Potsdam II 14.1, 
Düsseldorf-West 17.8. Westfalen-Süd 16.3 Prozent.
Zu den stärksten Wahlkreisen der Nazis bei den Reichstagswahlen gehörten: 
Schleswig-Holstein mit 27 Prozent Naziwählern. Pommern mit 24..3. Südhannover 
mit 24.3. Breslau mit 24.2. Frankfurt a. d. Oder mit 22.7. Ostpreußen mit 22,5, 
Fiegnitz mit 20.9. Weser-Fins mit 20.5 Prozent.
In diesen Kreisen betrug die Zunahme der .Vbstimmenden beim V olksentscheid 
gegenüber dem Volksbegehren (in Prozent zur Gesamtwählerzahl): 
Schleswig-Holstein 18.9, Pommern 9.2. Südhannover 12,5, Breslau 11,8, brankfurt 
a. d. Oder 13. Ostpreußen 8.4. Fiegnitz 13.2. Weser-Ems 10.8 Prozent.
Mit Ausnahme von Schleswig-Holstein kommt also in keinetn Naziwahlkreise die 
Zunahme bei der Abstimmung zum V olksentscheid an die Zunahme in den 
kommunistischen Wahlkreisen heran. Die relativ stärkere Zunahme in Schleswig- 
Holstein ist nicht auf den Finlluß der Nazis, der dort bedeutend zurückgegangen ist, 
sondern auf die Fandvolkbewegung. auf die die Kommunistische Partei immer mehr 
Finlluß gewinnt, zurückzuführen.

Roter Volksentscheid mobilisierte die Massen
Daraus folgt, daß es der Kommunistischen Partei gelungen ist. große Teile des 
werktätigen Volkes zum Kampf gegen den reaktionären Preußenlandtag, gegen die 
Politik der Brüning. Braun und Severing zu mobilisieren. Damit wird zugleich auch 
das Märchen von dem kommunistischen ..Wählerstreik". das die bürgerliche und 
sozialdemokratische Presse aus agitatorischen Gründen ihren Fesern vorsetzt, 
widerlegt.
Die Kommunistische Partei ist sich keinen Augenblick darüber nn unklaren, daß 

den 9.8 Millionen Stimmen für den Volksentscheid noch Millionen derunter
faschistischen Führung//nge/tüergs. Hitlers tmd des Stahlhelms und ihren Fosting 
folgten. Millionen, die Angehörige des arbeitenden V olkes sind und in einer falschen

en

383



49. 30.8.1931 Das Sekretariat zum Volksentscheid in Preußen

Front käiuplien. Die Koinnumistische Partei stellt sich die Aufgabe, diese Millionen 
für den revolutionären Kampf gegen das kapitalistische System, gegen das System 
Brüning-Braun-Severing-Reoi^vxina. gegen den Faschismus zu gewinnen. Sie stellte 
sich die Aufgabe bereits zum Volksentscheid, indem sie sich entschlossen an die 
Spitze der V olksbewegung gegen die reaktionäre Preußenregierung Braun-Severing 
stellte und den V'olksentscheid zu einer Sache des arbeitenden V olkes machte.
Die Lage des deutschen Kapitalismtis wird von Tag zti Tag verzweifelter. Die 
Hoffnungen auf eine ..internationale Hilfe " bei ..negativem " Ausgang des Volksent
scheids, die von der sozialdemokratischen und einetn Teil der bürgerlic.hen Presse 
erzeugt wurden, haben sieb niebt erfüllt und koiititen sich nicht erfüllen. Der 
Volksentscheid führte aber dazu, daß die Fraktionen der Bourgeoisie, Hugenberg- 
Hiller attf der einen, Brüning-Dingeldey auf der anderen Seite ihrer Gegensätze, die 
Interessenkämpfe um Posten und einen größeren .Vnteil an der Beute sind, immer 
mehr zurückstellen, um durch die Bildung eines „nationalen Blocks"" verzweifelte 
Anstrengungen zur Rettung des bankrotten kapitalistischen Systems zu machen. Die 
F?/-ü/tmg-Regierung wird nicht nur durch die SPD. sondern auch durch die 
Deutschnationalen und durch die Nationalsozialisten toleriert. .Vlle .Vlaßnahmen der 
ifrü/tmg-Regierung finden den Beifall Hugenbergs tnid Hitlers.
Der Kommunistischen Partei erwächst jetzt die .Aufgabe, die .Mehrheit des arbeiten
den V olkes zu gewinnen, die Hegemonie der .Vrbeiterklasse über die anderen 
werktätigen Schichten des Volkes durch die Organisierung des Kampfes um den 
proletarischen .Ausweg aus der Krise in die Tat utuzitsetzen. Die erfolgreiche Lösung 
dieser .Aufgabe ist die Gewinnung der Masseti. die Li(|uidiertmg des Masseneinflusses 
des Faschismus und die Liquidierung des Ma.sseueiuflusses der SPD.

V e r n i c h t u n g des M a s s e n e i n 11 u s s e s der SD
Die V ernichtung des Masseneinflusses der SPD kann jedoch nur mit Erfolg 
durchgeführt werden, wenn gleichzeitig mit dem verschärften .Vngriff auf die Politik 
der sozialdemokratischen Führer die .Vnstrengungen ztir Gewiuuung der sozialdemo
kratischen .Arbeiter und der Massen der in den freien (iewerkschaften organisierten 
.Arbeiter und Funktionäre für die revolutionäre Politik der Kommunistiseben Partei 
und der revolutionären Gewerksebaftsbewegung aid' der (irundlage der Einheitsfront 
von unten von den kommunistischen .Anhängern und Parteimitgliedern verdoppelt 
und verdreifacht werden. Die Aktion für den roten Volksentscheid zeigt in dieser 
Beziehung erhebliche Schwächen unserer kommunistischen .Arbeit. Teilweise wichen 
kommunistische Funktionäre und Mitglieder vor der Welle der sozialdemokratischen
V erleumdungen und .Angriffe auf die Kommunistische Partei zurück, teilweise wurde 
nicht alles getan, um durch eine intensive .Arbeit atich in deti reformistischen 
Gewerkschaften und in den Betrieben die .Arbeiter für die Dttrehführung der Politik 
der Kommunistiseben Partei zu mobilisieren. Das zeigt das Ztirückbleiben der 
Stimmenergebnisse zum Volksentscheid in einzehien |)rolettirischen Bezirken hinter 
dem Stimmenergebnis der Reichstagswahl für die Koumutnistische Partei.
Diese Schwächen in unserer Arbeit müssen beseitigt werden. Der Abschluß des 
Volksentscheids ist nicht der Abschluß des Kamjd'es zur Liqttidierutig des .Massen
einflusses der Sozialdemokratischen Partei. Der Volksetitscheid war nur der Auftakt 
zu diesem Kampfe. Er muß jetzt auf eitler breiteren Basis in den Betrieben, in den 
relorrnistischen Gewerksebaften. in den proletarischen Organisationen, in den
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Gemeinden in Stadt und Land mit der <.nöLten Entschiedenlieit. systematisch und 
mit zälier Ausdauer in (jediddiger Kleinarbeit und kameradscliai'tliclier brüderlicher 
Form der Diskussion mit sozialdemokratischen Arbeitern zum Zwecke der Gewin
nung dieser Arbeiter für den revolutionären Kamjtf fortgesetzt werden.
Die Kommunistische Partei befindet sich in der Offensive, im Angriff! Sie ist die 
revolutionäre Massen|jartei des Proletariats, ln den letzten Wochen sind 1.5 000 
Arbeiter als Mitglieder in die Kommunistische Partei eingetreten, das beweist die 
enge
Tempo noch beschleunigt werden. Über 1000 sozialdemokratische Arbeiter befinden 
sich unter den neuatifgenommenen Mitgliedern. Zehntausende müssen noch gewon
nen werden.
Gleichzeitig muß der Kampf um jene Teile des arbeitenden V'olkes. die am 9. August 
noch den \ erlogenen Plirasen der Hugenberg und Hitler folgten, mit der größten 
Entschiedenheit, mit dem Ziel der Liquidiertmg des Masseneinllusses der faschisti
schen Organisationen weiter geführt werden.
Die Sozialdemokratische Partei und die refministische Gewerkschaftsbürokratie ist 
ideologisch und theoretisch bankrott, so bankrott, wie die Arbeiterregierung 
MacdoruiUl in England.
Alle Theorien über Demokratie. ..Arbeitergemeinschaft" und den ..organisierten 
Kapitalismus, der in den Sozialismus hineinwächst", sind durch die harte W irklich- 
keit der Krise des Kapitalismus zerstört. Ohne sich auf verlogene mit marxistisch- 
sozialistischen Ausdrücken verbrämte Phrasen stützen zu können, müssen die 
sozialdemokratischen Führer ihre Rolle als Retter des bankrotten kapitalistischen 
Systems durchzuführen versuchen.

BankrottderNazis
Nicht weniger bankrott als die sozialdemokratischen Führer sind die Nationalsoziali
sten. die dem Volke die Befreiung von den Skla\'enketten des V ersailler Raubsystems 
versprachen, die mit bombastischen W orten den Kampf gegen das Finanzkapital 
ankündigten und sich, gezwtmgen durch die richtige Politik der Kommunistischen 
Partei, als die bezahlten Eandsknechte des Finanzkapitals entpu|)pten. Jetzt heißt es 
nachstoßen, dieser Partei, deren einziges Streben nur auf Ministersessel, auf die 
aktive Teilnahme der Ausbeulung und Unterdrückung des arbeitenden Volkes 
gerichtet ist. den letzten Anliänger aus den Reihen des arbeitenden Volkes zu 
entreißen, den Massenkampf gegen den Fascbismus auf breiter Grundlage weiterzu
führen.
Die Komimmistische Partei ist die einzige Partei, die ihr revolutionäres Programm 
der nationalen und sozialen Befreitmg des arbeitenden Volkes, ihre Stellung im 
Klassenkampf zur Politik der Zfrüm/tg-Regierung nicht geändert hat. Die Kommuni
stische Partei vertritt die Interessen aller Werktätigen, auch die der sozialdemokrati
schen Arbeiter. Ihr Kampf gegen die sozialdemokratischen Führer als Stützen der 
ifrü/n/tgpolitik. gegen den Eolmabbati tisw. liegt im Interesse aller Arbeiter.
Die Voraussetzung zur Gewinnung der sozialdemokratischen Arbeiter, der Arbeiter 
in den reformistischen Gewerkschaften, der werktätigen Anhänger der faschistischen 
Organisationen ist die Stärkung der revolutionären Gewerkschaftsbewegung, die 
aktive Organisierung und Führung aller Kämpfe um die Lebensinteressen des

Verbtmdenheit der Partei mit den Massen. Dieser Vormarsch muß in seinem
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arbeitenden Volkes durch die Konnministen und ilire .Vnhänger. Unter der Führung 
der KPD und der RGO müssen die Ai'beiter in den Betrieben zum Gegenangriff gegen 
den Lobnabbau. zum Kampf für die 4()-Stimden-\Voche mit vollem Lohnausgleich 
übergehen.
Jeder Lohnabbau nud.s mit der Organisierung von Katnpfausschüssen in den 
Betrieben und Dttrchführung von Streiks betmtwortet werdeti.
Jeder weitere Abbau der Lrwerbslosemmterstütztmg. der sozialen Linrichtttngen und 
der Sozialpolitik muß an dem entschlossetieti Vi iderstand der arbeitetiden Massen 
scheitern. Betriebsarbeiter tttid Lrwerbslose müsseti gemeinsatn kämpfen um die 
Einführung eitler .Vrbeitslosetiversichertmg für alle Arbeiter. Frauen tmd Jungarbei
ter. deren Kosten die Utiternehmer und der Staat atifzubringeti haben.
Der Kampf muß geführt werdeti
Rücksicht auf die Profilinteressen der Unternehmer.

um die iederingangsetzung der Betriebe, ohne 
um die Beseitigung der 

Mammutgehälter der Direktoren der kapitalistischen Unternehmungen, der Minister 
tmd höheren Beamten des kapitalistischen .Macht- und \ erwaltmigsapparates. um 
die Herabsetzung der hohen Gehälter der Gew erkschaftsliürokratie und Vei-wendung 
der Mitgliederbeiträge zur Finanzierung der Streiks der Arbeiter, um die Slreicbung 
der l^ensionen für gewesene .Minister. Generäle. Fürsten iisw.. um die Frhöhung der 
Unterstützung für alle .Notleidenden und Ojiler des Krieges und der .Arbeit, für die 
Be.schlagiiahnie und \ erteihmg der Febensmittellager an die 1 lungernden, für die 
Beschlagnahme der Großwohnungeii der Bourgeoisie und ihre Zuteilung an das 
arbeitende Volk, lür die Streichung der Schulden der .Vrbeitsbauern und des 
werktätigen Mittelstandes, für die Fnteigimng des Großgrundbesitzes und die 
Zuteilung an die Kleinbauern und Landarbeiter, für die Beseitigung der Young- 
sklaverei. für ein freies sozialistiscbes Deutschland!
Arbeiter! Schafft euch eine starke revolutionäre (iewerkschaftsbewegimg! Werdet 
Mitglied der RGO und werbt für die RGO! Stärkt und verteidigt die Kommunistische 
l^artei und ihre Presse gegen alle .Angriffe der Bourgeoisie und der sozialdemokrati
schen Führer!
Schließt euch zusammen! Bildet eine feste Einheitsfront des Kampfes!

50.

12. 9. 1931: Anweisungen des Sekretariats zur Kampagne gegen die SPD

InteriiHtioiiiial Insliliiut \'oor Socialp Gesphipclpiiis Ainstprdam. C, 1399: llektographiortps Rurul- 
sphrpibpti. Lbersphrift: ..Kundschreiben Nr. Sonder. .Vnwei.suiiffen des Sekretariats."

Inhaltsverzeichnis:
Kampagne gegen die SPD

Die Kampagne gegen die SPD. die soziale Hauptstütze der Bourgeoisie 

A) Die Krise in der SPD:
Wie den Genossen bekannt ist. hat der Leipziger Parteitag der SPD in den Reihen
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dieser Partei, besonders unter den Arbeitermitgliedern eine große Rebellion hervor- 
geruten.' Die Ursachen dieser Rebellion lagen auf zwei Gebieten, auf denen die 
Mitglieder durch die Stellungnahme des Parteitages enttäuscht wurden und 
a) negatives Resultat zu den iNotverorduuugen Brünings, d. h. der Parteitag ging

die Mitglieder mit Recht als Zustimmung 
zur \\ irtschaftskrise mit Aufstellung der Losung:

zwar:

einer Stellungnahme aus dem \\ ege. was 
pfänden, b) die Stellimgnalime 

Heilung des Kapitalismus.“
Unsere Partei hat es im allgemeinen gut verstanden, dieses offene Bekenntnis des 
SPD-Parteitages zum kapitalistischen Ausphinderungssystem und zum Hungerkurs 
und der immer stärkeren Faschisierung des Staatsapparates durch die Notverord
nungspolitik Brünings, in der Presse sowohl wie in den Versatmnlungskampagnen 
auszuwerten. Doch ist [es] der Partei nicht gehtnpn. in breiterem Rahmen an die 
SPD-Arbeiter unmittelbar heranzukommen, um sie für uns zu gewinnen. Daß dies 
möglich ist. zeigten eine ganze Reihe von Bezirksaktionen, die gut durchgeführt 
wurden, wie die Oppositionskonferenz im Bezirk \X asserkante. der Übergang der 
Oppositionsgruppen der SPD und der SA.I im Bezirk Niederrhein und in der Pfalz, 
die Übertritte alter Funktionäre der SPD mit ganzen Gruppen in den Bezirken 
Frankfurt. Ostpreußen und Brandenburg.'’ W eim die übrigen Bezirke gleichfalls sich 
stärker die Aufgabe der Ausweitung der Krise in der SPD gestellt hätten, wäre der 
Erfolg zweifellos größer gewesen. Das zeigt, daß unsere Partei immer noch nicht 
versteht, mit genügender Energie, mit dem notigen lakt und der erfordei liehen 
Ausdauer an die Flauptaiifgabeu der gegenwärtigen Periode: Brechung des Massen
einflusses der SPD und Eroberung der .Mehrheit der Arlieiterklasse für die 
revolutionäre Klassenfront heranzugehen.
Hier zeigen sich als Hauptfehler und Schwächen der Partei:
a) Nicht genügender Einfluß in den Betrieben.
b) nicht genügender Einfluß m den reformistischen Gewerkschaften.

.Mitglieder den SPD-.Arbeitern. den Zentrurns-
ideologischen Auseinandersetzung

em

c) sektiererische Einstellung unserer 
arbeiterii und Parteilosen gegenüber. Uhihist 
und kameradschaftlichem Verhalten zu andersgesiiinten Arbeitern.

zur

31. Mai bis .5. Juni 1931 wurde die. oppositionelle Gruppe1 Auf dem Leipziger Parteitag der SPD 
um Seydewitz und Rosenfeld wegen ihrer Haltung bei der Abstimmung über den Wehretat am 
20. 3. 1931 verurteilt. Im September 1931 wurde die Oppositionsgruppe vom Parteivorstand der SPD 
aus der Partei ausgeschlossen. Am 2. Oktober 1931 gründeten die ausgeschlossenen Sozialdemokraten 
die Sozialistische .4rbeiterpartei Deutschlands. Vgl. dazu: H. Drechsler. Die Soziahstische .Arbeiterpar
tei Deutschlands (S.APD). Meisenheim am Glan 196.5. Aus der damaligen Sicht der KPD vgl. 
P. Langner. ..Die Krise der deutschen Sozialdemokratie". KI 12. Jg.. Heft 37 vom 10. 10. 1931, 
S. 1624-1633.

2 Vgl. das Referat Fritz Tarnows auf dem Leipziger Parteitag, in: Sozialdemokratischer Parteitag in 
LHpzig 1931. vom 31. Mai bis 5. Juni im Volkshatis. Protokoll. Berlin 1931. S. 32 ff.

3 Nach dem Leipziger Parteitag der SPD mehrten sich die Übertritte von Sozialdemokraten zur KPD. 
Die KPD versuchte diese Übertritte durch grolse publizistische Aufmachung für ihre Profiaganda 
auszuwerten, wobei ihr eine Reihe von spektakulären Übertritten zustatleii kam. Vgl. Berichte m RF 
Nr 126 vom 16, 6. 1931: .,32 SPD-.4rbeiter zur KPD". RF Nr. 126 vom 16. 6, 1931: ..Spandauer 
SAJ-Gruppe zum KIL O"; /V’Nr. 135 vom 26. 6. 1931: ..Ganze SPD-Orlspiippen treten über". Nach 
den Angaben dieses Artikels sollen sich in der Pfalz „mehr als die Hälfte der SPD-Ortsgruppen

„über 100" Übertritten in Hessen-Frankfurt und weiteren

vom

aufgelüst" haben. Weiter wurde von 
Übertritten in Mi'mchen und anderen Orten bericlitel.
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Infolge dieser Fehler und Schwächen in unseren eigenen Reilien konnten wir eine 
äußerst günstige Situation der Krise in der SPD nicht mit dem genügenden Erfolg 
auswerten. Unsere Offensive blieb zu sehr an der Oberfläche der öffentlichen 
Propaganda haften.

B) Die sozialläschistische Illusion einer ..Offensive" der SPD gegen die KPD.
Mit unserer Beteiligung am Volksentscheid gegen die Preußenregierung'* haben wir 
endgültig und für alle Welt sichtbar, die Klassettlinie zwischen Proletariat und 
Bourgeoisie, die iti der Periode der Heranreifung der Vorbedingtmgen der revolutio
nären Krise zwisclien den Fronten des revolutiotiären Proletariats und den Hilfstrup
pen und hier vor allem den Kompromißparteieti. wie die Sozialdemokratie verläuft, 
aufgezeigt. Aus dem wütenden und verleurnderischeti (iekeife der Renegatengruppen 
der Brandleriaxtii und f rürt/msgrüppchen gegen utisere Politik irregeführt.’glaubte 
die SPD jetzt deti Zeitpunkt für gekommen, zur (Gegenoffensive gegen die KPD 
ubergehen zu können. Die Polizeipaitei ist aber bereits so tief gesunken, daß sie 
glaubte, mit einem wahnwitzigen Polizeiterror (Pressenotverordnung zur \'ernich- 
tung der Kommutiistischen Presse).'’ SVce/ü/g-sche Schießerlasse. Versammlungs
überwachungen und -verböte. Demonstrationsverbote. Streikverbote. Belagerungs
zustand. Massenhaussuchungen. Massenverhaftimgen - mehr als ,30 000 Verhaftun- 
pn. Massenanklagen und Prozesse (6000 inhaftierte Kotmmmisten. 20 000-25 000 
in Aussicht gestellte Prozes.se) und nachdem die komtnunistische Presse mundtot 
gemacht ist. mit einer offenen Mordhetze gegen die Kommunisten und die Führer der 
Partei, die kommunisti.sche Bewegung niederwerfen zu köiitien.
In den Monaten luli. .August und September wurde auf zentrale Anweisungen der 
sozialdemokratischen Regierungsstellen, besonders aber der Preußenregierung 
(Sevenng) und der Polizeipräsidien in Berlin (Grzesinski-Haubach). Dresden, 
Leipzig. Köln. Düsseldorf etc. eine zentrale Kam|)agne aller bürgerlichen Zeitungen 
- von der sozialdemokratischen bis zur nationalistischen Presse - eine der infamsten 
Terror- und .Mordhetzen gegen unsere Partei durchgeführt, die je in Deutschland

4 Entgegen den trülieren .Slellungnahinen gegen das von den Rechlsparteien durcfigesetzte V'olksbegeh- 
ren gegen die Pieußenregiening (vgl. Dok. 36 und 40) beschloß das ZK am 22. Juli 1931, sich am 
\ olksenlscheid zu beteiligen. Zur revidierten Haltung der KPD in der hhage des V'olksentscheides vgl 
Dok. 48.

5 Vgl. zur .4usschahung der sog. ..Rerhlen'‘ um Heinrich Brandler sowie der ..Linken", zu denen Hugo 
L rbahns zählte. Vi eber 1 S. 186 fl. Zur rechten KPO: K. H. Tjadeii. Struktur und Funktion der 
Opposition (KPO). Meisenheiin am Glan 1964, Zur l’rbalms-Gruppe: Hartmut Zimmermann. Der 
Leninbund. Düsseldorf 1978.

6 .\uf Grund der zweiten t erordmmg des Reichspräsidenten zitr Rekäinpfung politischer .kttsschreitun- 
gen vom 17. Juli 19.11. RGBl. Teil I. S. 371. wttrde die Presse verpflichtet. Regierungsaufrufe und 
amtliche Erklärungen abzttdrucken. Ferner wurden die gegen die Pressefreiheit gerichteten Maßnah
men der Verordnung des Reichspräsidenten zur Bekämpfung politischer .Ausschreitungen vom 
28. .März 1931. RGBl. Teil I. S. G-P-Bl. verschärft.

7 V on den in den letzteti Jahreti der 'S eimarer Republik getroffenen .Vlaßnahmen zttr .Attfrechterhaltung 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung war fast ausschließlich die KPD und ihre Presse betroffen. 
Die aufgezählten A'erbote und Restriktionen richteten sich überwiegend gegen die KPD. nachdem die 
NSD.4P sich mehr und mehr an die von ihr verfolgte Legalitätstaktik hielt. Polizei und Justiz 
ferner geneigt. .Aitsnahmeregelungen nahezu utieingeschränkt gegen die KPD einzusetzen, so daß sich 
die Partei tatsächlich eitler regelrechten Verfolgung gegenübergestellt sah.

waren
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erfolgten. Die Verleumclungskampagnen und Mordhetze gegen unsere Partei in den 
Jahren 1918/lP. 1921/1923 bleiben hei weitem hinter der Intensität und der 
Skrupellosigkeit, mit der Lügen und Verleumdungen in den sozialdemokratischen 
Polizeihüros ztirechtgeinacht werden, weit zurück.
Die Partei und besonders die Parieipresse verstanden nicht, in genügendem Maße 
dieser Terror- und Mordhetze mit der genügenden Lnergie. Schlagfertigkeit und 
Ausdauer entgegenzuwirken. Die \ ersuche. die die Düsseldorfer/Vc(7tet<, die Kölner 
Sozialistische Republik und das Ruhreclio^ mit einer Gegenkam[)agne begonnen 
haben, sind durch die Nichtheachtung unserer Zeitungen in den übrigen Bezirken 
ohne die genügende ^ irkung im Lande verlatden.
Unsere ganze Presse, und damit selbsUerständlich auch unsere ganze öffentliche 
Agitation spiegeln in keiner Weise die gemeinen Terrormai.biahmen der Polizeisozia
listen gegen die kommunistische Bewegung wider, ln der Abwehr der Terroroffensive 
und der Mordhetze der Polizeisozialisten gegen unsere Partei haben die meisten 
Bezirke fast vollkommen versagt.
V^'elches sind die Fehler, die hierbei besonders in Erscheinung treten? a) Daß die 
zentral organisierte und durchgefülirte Terrorkampagne der Polizeisozialisten über
haupt nicht zttm Bewußtsein der Partei, der Arbeiter und besonders der sozialdemo
kratischen Arbeiter gebraclit wurde, h) Die Lieferung des Nachweises, daß es sich bei

um Aktionen des sozialdemokrati-den behördlichen und polizeilichen Maßnahmen 
sehen Parteivorstandes und der sozialdemokratischen Minister und Polizeipräsiden- 

handelte. c) Daß nicht entlan t wurde, daß der Polizeiterror durchgeführt wurde 
Zwecke der Irreführung der breiten Massen, um von der Ihtngeroffensive und 

der Notverordmmgspolitik der /l/v//)//ig--Regierimg und den Lakaiendiensten der 
Sozialdemokratie für diese Politik abziilenken und daß diese beiden Tatsachen, der 
Polizeiterror und die ßnüimgpolitik nicht miteinander verbunden wurden, d) Daß 
der Polizeiterror nicht als Entlastungsoffensive der Sozialdemokratie entlarvt wurde, 
die die Aufgabe haben sollte, die .Vuswirktingen der Krise in ihrer Partei zu 
liquidieren und Beruhigung in der SPD zu schallen, e) Eine weitere Unterlassung w'ar 
es, zu entlarven, daß die ..linken" Sozialdemokraten, die angeblich gegen die 
Brüning-If els-Bmiin-PoViük ..kämpfen"‘. sich als die infamsten Verleumder und 
Hetzer gegen unsere Partei entpuppten (Chemnitzer SPD-Zeitung).
All das wmrde in unserer Presse und Agitation entweder gar nicht oder nur sehr 
schwach und mangelhaft dargelegt und entwickelt. Besonders 
Presse und Partei, die Zelmtausende von Opfern des Polizei- und Justizterrors in 
gebührendem Maße in die Öffentlichkeit zu liringen. Man hat diese Seite der 
sozialdemokratischen Verfolgungsaktion lediglich der Boten Hilfe überlassen, die 
natürlitU nicht in der Lage ist. diese Aufgabe der politischen Auswertung in 
genügendem .Maße durchführen zu können. Diese Aufgabe muß eine Parteiaufgabe 
in \'erbindung mit der Roten Hilfe werden.
Wir fordern alle Bezirksleitungen und Redaktionen unserer Zeitungen auf. alle 
bürgerlichen, besonders aber sozialdemokratischen Zeitungen, in deren Nummern

teil
zum

versäumte unsere

8 KPD-Organe in Düsseldorf. Küln und Es.scn für die Bezirke .\iederrhein. Mittelrhein und Ruhrgebiet.
vom linken Flügel der9 Die Volksstimme in Chemnitz zäfilte zum sog. ..linken Flügel" der SPD. Geratle 

SPD kam jedoch auch die schärfste Kritik an der Politik der KPD.
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die bekannten Hetzartikel. Notizen etc., die in den Monaten Juli. August und 
September erschienen sind, in je einem Exemplar an unseren Pressedienst einzusen
den. damit wir in der Lage sind, wenn auch nacliträglich, das gesamte Material 
zusammenzustellen.

C) Unsere Offensive zur Roten Einheitsfront.
Nach allen Erfahrungen m frulieren Jahren war vorauszusehen, daß die Polizeioffen
sive der Sozialdemokratie sich bald totlaufen und sich gegen die SPD auswirken 
mußte. So war es 1919 bis 1923. bei der Maioffensive der SPD 1929 (33 Todesopfer 
in Berlin)"' und so war es jetzt wieder unvenneidlich, trotz unseren oben festgestell
ten Schwächen. .Aber nach der Polizeivorbereitung glaubten die SPD-Eührer, die 
kommunistische Bewegung entscheidend berennen zu 
Presse wurde der Ruf laut nach der . .öffentlichen Abrechnung mit der KPD“, ln einer 
ganzen Reihe von Bezirksvorständen wurden Beschlüsse gefaßt, in allen kommunisti
schen Versammlungen Koreferenten zu stellen, die mit der KPD-Politik ..abrechnen“ 
und die KPD-.4rbeiter für die SPD gewinnen .sollten (Hessen. Erankfurt etc.). 
\ ermutlich geschah dies auf .Anweisung des Partei^ orstandes aus Berlin.
.Auf die .Aufforderung des Vorwärts nach ..öffentlicJier .Abrechnung mit der KPD“ lud 
die BL Berlin-Brandenburg den \ orsitzenden der Berliner SPD. Künstler, zu einer 
öffentlichen Auseinandersetzung in einer öffentlichen \ ersamrnlung mit gleich 
langer Redezeit und Schlußwort ein. Tagelang forderte der Vorwärts die KPD- 
Arbeiter auf. sich an dieser Versammlung zu beteiligen." Inzwischen dämmerte es 
dem Parteivorstand, daß seine Politik unmöglich vor einem breiten Arbeiterforum in 
einer Auseinandersetzung mit den Kommunisten standhalten kann, und er verbot es, 
Künstler in der V ersammlung in der ...Neuen Welf mit dem Redner der Kommuni
stischen Partei, wozu der Genosse Heinz Xeumann'' bestimmt wurde. ..abzurech
nen“, wie er großmäulig angekündigt hatte. Der Vorwärts beschwor nun. unter 
keinen Lünständen in die kommunistische Versammlung zu gehen.'"* Aber die 
Massen, die sich auf dem .Marsche befanden um abzurechnen, erschienen in so 
gewaltigem .Andrange, daß aus der angesagten Versammlung in der ,,Neuen Welt“

können. Überall in der SPD-

10 Zum 1. .Mai 1929 vgl. Dok. 8. Anm. 3.
11 Die erwähnte .4useinandersetzung zwischen SPD und KPD liatte ihre L'rsache in der .4nkündigung der 

KPD. daß sie sich am Volksenlscheid gegen die Preid.^enregierung beteiligen werde. Die sozialdemo
kratische Presse nahm diesen Entschhdi zum .\nlaß einer Pressekampagne gegen den ..\ errat“ der 
KPD. Vgl. Vorwärts Nr. 381 vom 16. 8. 1931: ..Abrechnung. \’errai der KPD an der Sache der 
.Arbeiterklasse“; Nr. 408 vom 1. 9. 1931: ..Der Klassenverrat der KPD".
In einem .Aufruf irn Vorwärts Nr. 417 vom 6. 9. 1931 unter der Überschrift ..Abrechnung" wurden 
,,alle Parteigenossen“ aufgefordert, sich an der A'ersammlung am 8. 9. 1931 in der ..Neuen Welt“ 
zahlreich zu beteiligen. Älmliche Aufrufe finden sich auch in der ftuten Fahne Nr. 167-170 vom 
2.-5.9.1931.

12 Heinz Neumann (1902-1937), 1929—1932 Kandidat des Politbüros der KPD. .MdR, Opfer der 
Stalinschen Säuberungen. Vgl. Weber II S. 233 ff.: Biographisches Le.xikon. Geschichte der deutschen 
Arbeiterbewegung. Berlin (üsti 1970. S. 345 f.

13 Nachdem die KPD-Bezirksleitung am 6. 9. überraschenderweise angekündigt hatte, daß sie für die 
Versammlung in der ..Neuen Well“ ein Eintrittsgeld erheben wolle [RF Nr. 171 vom 6. 9. 1931), 
lehnte die SPD-Führung die Teilnahme Franz Künstlers ab. da die SPD ..nicht gewillt“ sei. „die 
Kassen der Kommunistischen Partei zu füllen“. Gleichzeitig kündigte sie eine eigene Veranstaltung für 
den 14. 9. an. zu der Heinz Neumann eingeladen wurde. Vgl. Vorwärts Nr. 418 vom 7. 9. 1931.
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in denen mit der SPD-Politikfünf gewaltige Massenversaininlungen wurden, 
gründlicli abgerechnet wurde. An dieser Abreclinnng beledigten sic'h Tausende von 
SPD-Anliüngern. \on denen eine ganze Anzahl in den fünf Versammlungen in der 
Linie der KPD sfiracben.

kommenden Montag im Sportpalast dieDie SPD hat mmmelir angekündigt, am 
..Abrechnung mit der KPD " stattfinden zu lassen. Allerdings .schweigt sie sich 
darüber aus. ob sie ebenso wie wir bereit ist. einen Redner unserer Partei mit der 
gleichen Redezeit wie ihr Referent zu Worte kommen lassen kann. Wir haben aber 
bereits briellich und öffentlich mitgeteilt. daß Genosse Heinz Xeinnann sich zu dieser 
Versammlung zur ..öffentlichen Abrechnung" zur \ erlügung stellen wird.*^
Für die Rezirksleitungen und Redaktionen [ist] zu 
ztmgen mit den SPD-Führern und ihrer Politik in der breitesten Arbeiteröffentlich

allererster Redeutung sind. Atis diesem Crunde muß den Vorgängen in 
Berlin in der Parteipresse die allergrößte Bedetitutig gewidmet sein. Die RecJe des 
Genossen Aeumann. die in der Roten Fahne erscheint, muß von der Parteipresse 
möglichst ganz veröffentlicht werden."’ Außerdem erscheint die Rede in Broschüre 
zu einem Preis von 10 Pfennig unter dem Titel: ..Durch die rote Einheitsfront zur 
Macht!" Diese Broschüre muß in Massen vertrieben werden, um so unseren

Argumente und Kampfstellung gegen die

beachten, daß die Auseinanderset-

keit jetzt von

Mitgliedern und Sympathisierenden unsere 
SPD-Politik zugänglich zu machen.
Die Aktion gegen die SPD-Politik und Partei darf aber vor allem nicht auf Berlin 
beschränkt bleiben, sondern niul.s auf das ganze Reich übertragen werden. Aus 
diesem Grunde müssen die bezirklichen und öitlichen Parteileitungen folgende
Aktionen durchführen.
a) An allen Orten sind öffentliche Versammlungen zu organisieren, zu denen die 
SPD-Führer des Bezirks oder des Ortes briellich und öffentlich eingeladen werden 
die SPD-Politik zu verteidigen, mit der Zusicherung der gleichen Redezeit wie für 
unseren Referenten.
b) ln allen Betrieben sollen Betriebsversammluiigen mit Einladung der SPD- 
Betriebsräte. Vertrauensleute. Gewerkschaftsführer etc. einberufen werden, in denen 
die Referenten und Korreferenten die Politik der SPD. .ADGB und der KPD erörtern.

der KPD eiiiberufeneii Versainnilung am 8. 9.. auf der drei SPD-Rediier 
9. 9. 1931. Der Vorwärts berichtele nicht über diese Versammlung.

14 Über den Verlauf der von
spracben. vgl. RF Sr. 173 vom 

l.j .4uf der von der SPD veranslaltelen Kundgebung am 14. 9. im Berliner Sportpalast erbielt .Seumann 
die gleiche Redezeit wie Kün-itler. In seiner Rede ging Aeumann jedoch auf die V orrede Künstlers 
überhaupt nicht ein. Die Rote Fahne termerkte hierzti: ..Genosse Heinz Aeumann ging mit einer 
Handbewegung ülter die Erbürmlicbkeil der Rede Künstler.i hinweg". Statt de.ssen benutzte Aeumann 
die Gelegenheit, vor den sozialdemokratiscben Parteimitgliedern die Politik iler SPD-bübrttng heftig 
anziigreifen und über die Einheitsfront unter b übrung der KPD sowie über den sozialistischen Aufltau 
in der Sowjetunion zu sprechen. \ gl. den Bericht in Rf Nr. 178 vorn 1.5. 9. 1931: ..Zehntatisende 
jubeln dem Kommtinismtis ztil " Einen attsfübrhchen Bericht über den \ erlaul der \ eranstaltung und 
das Referat Künstlers brachte der larwärts Nr. 4.31 vom 1.5. 9. 19.51.

16 Die Rede .Xeumanns atif der Versainmhmg vom 8. 9. erst bien in drei Teilen in der Roten fahne. V'gl.
sozialistische Ordnttng“. RJ-' Nr...M erktätige. Proletarier, entscheidet euch! Kapitalistisches Ghaos

10.-12.9. 1931. Die Reden vom 8. bzw. vom 14.9. wurden in der Parteipresse 
16.9.1931: Bergische Arbeiterstimme Nr. 200 vom

174-176
abgedrtickt: vgl. Freiheit .Nr. 206 vom 
16. 9. 1931: .Arbeiter-Zeitung .Vlannbeim (Ausgabe Ludwigshafen) Nr. 157 vom 14. 9. 1931.

vorn
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c) ln allen reformistischen Gewerkschaften müssen von unseren Genossen Anträge 
gestellt werden, daß über den Gewerkschaftskongreß in Frankfurt'^ Bericht zu 
erstatten ist und dazu ein Korreferent der RGO zugelassen wird.
d) ln allen reformistischen Gewerkschaften müssen Anträge gestellt werden, daß 
über die Politik der Motverordnungen der Brüning- und öraw/tregienmg und die 
Stellung der SPD und des ADGB hierzu. Referate und Korreferate gehalten werden.
e) Bei allen Stempelstellen sind Frwerbslosent ersammlungen einzuberufen, zu denen 
gleichfalls die SPD zu Korreferaten aufgefordert wird.
f) .Alle Versammlungen der SPD und des .ADGB. der Gewerkschaften, des Reichsban
ners, alle Betriebs- und Belegschaftsversammhmgen. die sich auch mit anderen 
Fragen beschäftigen, sind auszimutzen. um vor der breitesten Arbeiteröffentlichkeit 
eine Auseinandersetztmg über die .Arbeiterverratspolitik der SPD. des ADGB. 
herbeizuführen. Hierbei dürfen sieb unsere Genossen von den SPD-Führern und 
Funktionären unter keinen Llmständen zu gewalttätigen .Altseinandersetzungen mit 
SPD-Arbeitern provozieren lassen, sondern sie müssen versuchen, ein kamerad
schaftliches \ erhältnis mit den Betriebsarbeilern und Frwerbslosen zu erreichen.
g) .Alle Parteimitglieder müssen \erpnichtet werden, unser .Agitationsmaterial, 
Broschüren. Zeitungen etc. regelmäßig und massenweise an die SPD-Arbeiter 
heranzubringen.
Die Bezirksleitungen müssen sofort in einer Konferenz mit der Redaktion der 
Zeitung, mit dem KJ\ . mit der RGO. mit der Roten Hilfe, dem Kamplbund 
sympathisierenden Organisationen gemeinschaftlich einen Plan zur Durchführung 
der Kampagne aufstellen, die systematisch auf mehrere Wochen durchgeführt 
werden inttl,^.
Diese Kampagne muß aufs engste verknüpft werden mit der Werbeaktion, wie sie in 
dem Rundschreiben des ZK. .Abt. Organisation, angesetzt ist.'*
Politisch muß die .Aktion gegen die SPD mit allen schwebenden politischen Fragen 
und Problemen verbunden sein (Notverordnungen Brünings. Leipziger Parteitag der 
SPD. ADGB-Kongreß in hranklurt. Lohn- und Gehaltsabbau. Betriebsstillegungen, 
Arbeiter-. Beamtenemlassungen. 4ü-Stunden-\'i oche. Naturalverpnegung statt 
Unterstützung für Erwerbslose. Arbeitsdienstpflicht, \ ertreibung der Erwerbslosen 
aus den Städten aufs Eand etc. etc.). Die Aktion muß durchgeführt werden mit der 
konkreten .Aufzeigung unserer Eorderungen und des retolutionären .Auswegs aus der 
Krise, aus .Not und E.xistenzberaubung der Werktätigen durch das kapitalistische 
Raubsystem, deren stärkstes Bollwerk die Sozialdemokratie ist.
Im IVIittelpimkt unseres gesamten Kampfes steht jetzt; Die Durchführung des größten 
Sturms zur Eroberung der wichtigsten Großbetriebe Deutschlands durch die KPD 
und die RGO und in Verbindung damit, die \'orbereitung. .Auslösung und w irkliche 
Durchführung großer entschlossener Streikkämpfe gegen Eohnabbau und jede 
V erschlechterung der Eebenshaltmig. w'obei die RGO im Kampf gegen den ADGB die 
leitende Rolle übernehmen muß.
Gerade in dieser Situation, w^o wir unmittelbar an die Eösung solcher entscheidender

u. a.

17 4. Bundeskongreß des ADGB vom 31. .August bis 4. September 1931 in Frankfurt am Main.
18 Vgl. Dok. 51.
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revolutionärer Aufgaben herantreten — wie die Massengewinnung sozialdemokrati
scher Arbeiter, die Führung großer Streikkäinpfe. die Eroberung der Betriehsarbeiter 
— gerade in dieser Situation gewinnt die innergewerkschaftliche Arbeit, die Gewin
nung von Zehntausenden und Hunderttausenden freigewerkschaftlich organisierter 
.Arbeiter für die RGO und für den Massenkampf gegen die LInlernehmeroffensive eine 
größere Bedeutung als jemals zuvor.
Gleichzeitig muß die Erwerbslosenhewegung im ganzen Reic h aut ein Höchstmaß 
gesteigert werden.

.Mit kommunistischem Gruß 
ZK-Sekretariat

51.

15. 9. 1931: Anweisungen der Orgabteiliing zum Werbeplan

St A Bremen. 4.65-II A 12a. Bd. 31 und St A Oldenburg. Bestand 136. Nr. 2891, fol. 300-303v.; 
Polizeiliebe Abschrift. I AN 2160/1. 10. Cbersehrift: ..Anweisungen der Orgabteilung des ZK an 
die Bezirksleitungen und Redaktionen! (Anlage zum Rundschreiben des ZK Nr.).“'

1. Oktober 1931 bis zum 31. .März 1932.Werbeplan für die Zeit vom

Werte Genossen!
Die Kommunistische Partei befindet sich im .Angriff! Sie ist die revolutionäre 
.Massenpartei des Proletariats. Hunderttausende von ^ erktätigen haben in letzter 
Zeit anerkannt, daß nur der Weg, den unsere Partei weist, der Ausweg aus Hunger 
und Verelendung ist. Hunderttausende sind in den letzten Wochen der Partei 
beigetreten. Das Vertrauen der breiten .Massen zur Partei wächst trotz der wütenden 
Verfolgung, trotz schamloser \’erlenmdungen.
Eine neue W elle von Angritten auf die Eebenshaltung der werktätigen Massen steht 
bevor. Die Regierung Brüning plant einschneidende .Abbaumaßnahmen an der 
Erwerbslosenunterstützung. Damit verbunden werden weitgehende Eohn- und 
Gehaltskürzungen bei .Arbeitern, unteren .Angestellten und Beamten vorbereitet. Um 
diesen Kurs des Hungers und der Massenverelendung ungehindert durchführen zu 
können, wird die Bourgeoisie zu noch scliärferen Terrormaßnahmen gegen unsere 
Partei und unsere Presse greifen.
LMsere Partei wird iliren \ormarsch fortsetzen und steigern. Ihr erwächst jetzt die 
Aufgabe, die Mehrheit des arbeitenden Volkes zu gewinnen, die Hegemonie der

1 A oillegemfes Rimdschreifien wurde zusainiiien mit Dok. 50 den Bezirk.sleitungen übermittelt.
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51. 15.9.1931 Anweisungen der Orgabteilung zum Werbeplan

.4rbeiterklasse über die anderen werktäligen Schichten des Volkes durch die 
Organisierung des Kampfes um den |)roletarischeu Ausweg aus der Krise in die Tat 
umzusetzen. Die erfolgreiclie Lösung dieser Aufgabe ist die Gewinnung der Massen, 
die Liquidierung des Masseneinflusses des Faschismus und die Liquidierung des 
Masseneinflusses der SPD.
\\ erheoffensive zur Gewinnung von 100 000 neuen Parteimitgliedern! 
W ir organisieren einen breiten Vi erhefeldzug mit dem Ziel, in der Zeit vom 
1. Oktober bis zum 31. März 1032 - 100 000 neue Mitglieder für die Partei zu 
gewinnen.
Die \\ erbeoffensi\ e erfordert gründliche \Orbereitmig in allen Parteiorganisationen 
tmd muß den Erfolg haben, daß 100 000 neue aktive Mitkäm|)fer in die Partei 
eingereiht werden. Die Lrläbrimgen und Lehren der \ ergangenen Vi erbekampagnen" 
sind bei der Einleitung und Führung dieser Kampagne in vollem Umfange zu 
berücksichtigen. Insltesondere muß die .Massenwerbung unsere Positionen in den 
Großbetrieben erweitern. .Auch die Zahl unserer Stützpunkte atd' dem Lande gilt es 
zu t ergrößern.
Das Ziel der Kampagne:
Das \A erbeziel ist folgendes: 100 000 neue Mitglieder, davon 3.5 000 Betriebsarbeiter, 
30 000 Frauen (davon 10 000 Betriebsarbeiterinnen).
1500 neue Betriebszellen 
1000 neue Ortsgruppen
.Aus diesen Zahlen sind noch einige Bedingungen zu vermerken. Die neue atifgenom- 
meiien .Mitglieder müssen in der .Abrechnung zum Ausdruck kommen. Nur die 
Lulwicklung der Zahl der abgerechnelen .Mitglieder gilt als Maßstab für die 
Durchführung der Kam|)agne.
Der .Anteil der betriebstätigen Mitglieder an der .Abrechnung muß um die 35 000 zu 
werbenden Betriebsarbeiter erhöht werden.
Die 1500 neuen Betriebszellen sind in erster Linie in strategisch wichtigen Betrieben 
zu errichten, 
über die Zahl der 1000 
Stützpunkte unserer Partei zu errichten.
Kein Ort dar f o h ne Stützpunkt der KP D sein!
Mit der AA'erbearbeit ist der .Ausbau der Kader zu verbinden. Das Ziel ist: 50% aller 
Parteimitglieder üben eine Parteilünktion aus!
hn Rahmen des .Aufgebotes der 100 000 ist eine energische W erbe- und A erteidi- 
gungskampagne für unsere Presse zu führen, deren Ziele sind:
1. Restlose Erfassung aller Parteimitglieder als .Abonnenten unserer Tageszeitungen.
2. Organisierung des Straßenverkaufs durch Zellen und Ortsgruppen.
3. Vertrieb der Tages- und AA'ochenzeitungen innerhalb der Betriebe.

bildenden Ortsgnqtpen hinaus sind in allen Ortenneu zu

2 Die KPD führte in den .luhren 1929—19.}.3 jeweils nacli hedentenden W ahlen eine ftrößere. zentrale 
Werbekainpagne durch, so im Herb.st 19g9 nach den Geineindewahlen (vgl. Dok. 11) tmd nach den 
Septemherwahlen 1930 (vgl. Dok. 27). Darüber hinaus war die W erhung neuer Parteimitglieder und 
Presseabonnenten eine ständige .Aufgabe aller Parleiinitglieder. \’gl. Dok. 4().

394



15.9.1931 51.Anweisungen der Orgabteilung zum Werbeplan

Werbeziele für die einzelnen Bezirke: ^
davon

Mitglieder Betr.-Arbeiter
iNeueNeue

Betr.-Zellen Ortsgruppen
FrauenNeueBezirk

100.0004 4005 00015 000 
2 000 
3 500 
1 000 

10 000
2 900 

14 000
6 500 
2 600
3 800 
2 700 
1 200 
8 000
2 400 
8 000 
6 500
3 500

1
35206007003
40501 0001 3004
25103004005
30303004006
40409001 000 

5 000 
2 200

7
1001504 000 

2 000
8

709511
404080090012
40901 2001 30013
304080090014
301530040015
501002 5003 00016
305370080017
50802 500 

2 000 
1 100

3 000 
2 200 
1 200

18
4015020
305021
301530030080022
40501 4001 5004 500 

1 000 
2 800 
2 600 
2 000 
1 700

23
252530030024
40908001 00025
356570090026
303060070027
303050060028

1 0001 50030 00035 000100 000insges.

Werbearbeit der Fraktionen in den Massenorganisationen.
Aus den Beihen des Kommunistischen Jugendverbandes und der revolutionären 
Massenorganisationen müssen der Partei während des Aufgebotes der 100000

geführt werden, die durch die Schule derZehntausende neuer Mitglieder zu 
Massenarbeit gegangen sind.
Es werden folgende Ziele gestellt:
KJ\ D
RGO
Rote Sporteinh.
RHD
IAH
Freidenker

10 000 
10 000 

5 000 
5 000 
2 000 
3 000 
2 000IB

3 Die Zahlen für die Bezirke sind die offiziellen Nummern der Bezirke der KPD. Zur Einteilung der 
Bezirke vgl. die Übersicht bei \Aeber 1 S. 395. Inzwischen waren die Bezirke 8-10 zu Sachsen

ie Baden tmd Pfalz zu Bezirk 25 (Saar: 24). Vgl. auch Einleitung.zusammengeschlossen (Bez. 8) sowie
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Anweisungen der Orgableilung zum Werbeplan 15.9.1931 51.

Die Fraktionen der Koniinnnisten in die.sen Organisationen und das ZK des K.rV"D 
haben die .Aufgabe, in erster Linie Betriebsarbeiter in diesetn Attfgebot zu erfassen. 
Der .Aufbau neuer Betriebszeilen nntfs besonders dureli die planinäfsige \\ erbung in 
den Betriebsgruppen der RCO gefördert werden. Iti allen Betrieben, in deneti zwar 
RGO-Betrieb.sgruppen. aber keine Betriebszeilen der Partei bestebeti. situl Betriebs
zellen zu bilden.
Einleitung und O r ga n i s i e r u ti g des Aufgebotes:
Zur erfolgreichen Dttrchführutig des Aufgebots ist eitie gründliche Mobilisierung der 
gesamten Parteimitgliedschaft erforderlich. ,lede Zelle, jede Ortsgruppe tmiß tiach 

Plan, der ilireti besonderen \ erhähtiisseti entspricht, arbeiten.
Zutiächst haben die Bezirksleitutigen die .Aitlgabe. für die Bezirke und Unterbezirke 
konkrete \Aerbeziele utid Werbepläne attfzttstellen. die nach Beschhtßfassung in der 
BL mit den Unterbezirksleitimgen ztt besprechen sind.
Bei der .Aufstellung der Bezirks- tind Utiterbezirkspläne ist die .Aufgabenstellung für 
die bestehenden Betriebszeilen besotiders ztt beachten. ,lede Bezirksleitung muß 
einige der wichtigsten Betriebszeilen direkt kotitrollieren imd unterstützen. Die 
Aufstellung von W erbepläneti in dieseti Betriebszellen ist tmter untnittelbarer 
.Mitwirkitng der BL vorzunebtiien. Die W erlieplätie 
die Arbeit der Gesamtpartei sein.
Die Bezirksleitttngen sind verpflichtet, detii ZK mitztiteileti. welche Betriebe 
ihnen direkt bearlieitet und kontrolliert werden. Die Ergebtiisse der AA'erbearbeit 
dieser Zelleti sind mindestens l4tägig festzustellen und in der Parteipresse 
W'erten.

einem

dieser Zellen sollen Beispiele für

von

auszu-

Da es sich besonders w'ähreiid der letzten Betriebsarbeiteraufgebote herausgestellt 
hat. daß die bestehenden Betriebszellen nur schw ach arbeiteti. ist von vortihereüi auf 
die Kontrolle dieser Zellen besondere Aitfmerksatiikeit zu letiken. In besonderen 
Betriebszelleii-Fmiktionärskoiiferetizen. die regelmäßig örtlich und utiterbezirklich 
zu veranstalten sind, ist die Etitwickhmg der \\ erliearbeit iti deti Betriebszellen zu 
besprechen.
W ähretid des .Antifaschisten-.Attfgebots'' halieti zahlreiche Ortsgrufipeti tttid Straßen- 
zellen keinerlei Werbearbeit geleistet. Für diese Orgattisationeti ist eine besondere 
.Attfgabenstellung und eine besonders grütidliche Kontrolle notwendig. Besondere 
.Vlitgliederversatntnlungeti und Parteiarbelterkotiferetizeii in dieseti Orten müssen zu 
den bisher vorhaiideiien .Mängeln Stellung nelmieti und geeignete Beschlüsse 
Änderung fassen.
Bei der .Aufgabenstellung und Kontrolle der W erbepläne ist besonderer W ert darauf 
zu legen, daß sie wirklich konkret die örtlicbeti tttid betrieblichen \'erhältnisse 
berücksichtigen. Die Betriebe, in denen Zelleti gebildet werden solleti. sind natürlich 
namentlich aitfzttführen. Die Litpiidierung von Ortsgruppen der SPD und die 
Überführung der proletarisclieti .Mitglieder in unsere Partei ist ebenfalls — 
.Anführung konkreter Ziele — als .Aufgabe ztt stellen, lün die Losung: ..Kein Ort ohne 
Stützpunkt der KPD! " praktisch zu verwirklichet!, sind zunächst alle Orte in den 
.Arbeitsplänen anzulühreii. in denen SPD-Ortsgru[)pen bestehen. Für alle diese Orte

4 Gemeint ist damit die Vi erbekarnpairiie nach <len Rei( hstai:.swahlen

zur

unter

Septernher 1930. Vgl. Dok.vom
27.
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Anweisungen der Orgabteilung zum Werbeplan51. 13.9.1931

besteht besonders dringend die Aufgabe. Stützpunkte zu errichten, die Arbeitermit
glieder der SPb) zu beaii)eiten. um die X'oraussetzuiigen zur Gründung von 
Ortsgruppen zu schaffen.
Die Arbeits- und \Verbe[)läne der K.IVD sowie der revolutionären Massenorganisatio- 

sind ebenfalls konkret auszuarbeiten und zu kontrollieren.
Kontrolle:
Das ZK wird, beginnend Ende .November, monatliche Kontrollen in den Bezirken 
durchführen, ln einer Sitzung des Bezirkssekretärs mit den Fraktionsleitern der 
Masseiiorgaiüsatiouen und Zelleuleiteru der wichtigsten Betriebe werden jeweils der 
Stand des .Aufgebotes, die Mängel und Erfolge untersucht.
Die Bezirksleitungen haben die Aufgabe, ebensolche Kontrollen in den Lüiterbezirken 
durchzuführen.
Für die Durchführung des Aufgebotes gelten folgende Eta[)|)en:
3E Oktober
30. November 
3E Dezember 
3E Januar 
29. Februar
31. .März
Als Grundlage gilt die Durchschnittszahl der abgerechneten .Mitglieder im 2. Quartal 
1931.
Zur V'erstärkung der Kontrolle ist die Einrichtung eines besonderen Kontroll- und 
LInterstützuugsdienstes mit Hilfe der Instrukteure notwendig, um ständig die 
Entwicklung des .Aufgebots beobachten und verbessern zu können.

\X e 11 b e w e r b e :
Zur Beschletmigung des Tempos urd zur Steigerung der .Aktivität ist die Organisie
rung des Wettbewerbs der Zellen und Ortsgruppen untereinander besonders 
sorgfältig vorzunehmen.
Das ZK stellt für die erfolgreichsten Organisationen folgende .Anerkennungspreise 
zur Verfügung:
1 Sturmfahne für den besten Bezirk 
1 Sturmfahne für die beste Betriebszelle 
1 Sturmfaluie für die lieste Stoßbrigade
Die 20 besten Werber nehmen als Delegation an den Maikundgebungen in der 
Sowjetunion teil. Zu diesen 20 kommen noch .3 Vertreter der 3 erfolgreichsten 
Betriebszellen.
Die Erfolge werden nicht nur nach der Zahl der Neuaulgenommenen bewertet. 
.Maßgebend ist auch hierbei die tatsäcbliche Steigerung der .Abrechnung.
Aufgabe der Bezirksleittmg ist es. zur Auslüsuiig von W ettbewerben in den Bezirken 
ähnliche Preise auszusetzeu (z. B. Bücher zum .Auniaii von Zellenbibliotheken usw.). 
Die W ettbewerbe müssen alle die .Aufgaben umlassen, die als Ziel fies .Aufgebots der 
Hunderttausend gestellt werden. Sie dürfen nicht mechanisch ausgeschrieben 
werden, sondern müssen in den Zellen und in Parteiarbeiterversammhmgen 
disktuiert und beschlossen werden.

neu

20 % des Gesamtzieles
40 % des Gesamtzieles 
30 % des Gesamtzieles 
70 % des Gesamtzieles 
90 % des Gesamtzieles 

100 % des Gesamtzieles
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52. 21.9.1931 Anweisungen der Orgabteilung zum Werbeplan

Unsere Parteipresse hat die Aufgabe: die Wettbewerbe und ihre Ergebnisse zu 
popularisieren.’
Jedes Bezirks- und ünterbezirkssekretariat muß einmal wöchentlieh den Stand der 
Wettbewerbe und den Stand der Gesaintkainpagne besprechen.
Schl u ß b e in e r k u n g e n :
Das Aufgebot der ffunderttausend ist ein wichtiger Teil unserer Gesamtarbeit. Die 
Ergebnisse des Aufgebotes werden das Spiegelbild unserer praktischen Arbeit sein. 
Es gilt jetzt, schnell und gründlich zu organisieren, bn Vordergrund steht die 
Verstärkung unserer Positionen in den Betrieben! Dort, wo noch keine Zellen 
bestehen, müssen Stoßbrigaden aus den aktivsten Genossen gebildet werden, 
außen die Eroberung der Betriebe vorzunehmen.
Die Lage ist für unseren \'ormarsch äußerst günstig. Jede Zelle und jede Ortsgruppe 
kann und wird im Rahmen des Gesamtplanes ihr Soll erreichen, wenn die Leitungen 
sofort mit der Organisierung und .Mobilisierung liegiimen.'’

um von

ZK-Orgabteilung

5 Zu Beginn der Vi erbekainpagne am 1. Oklober war Die Rote Fahne verboten. .4ii< h nach (lern 
Wiedererscheinen der Zeitung am 16. Oklober brachte .sie keine größeren .Artikel zur U'erhekam- 
pagne. so daß die hier angesprochene Atifgahc vom Zentralorgan nur ttnztireichend durchgeführt 
wurde, ln dem Zeitraum zwischen Oktober 1931 und März 1932 veröffentlichte Die Rote Fahne ein 
einziges M erbeergebnis für die Monate Oktober und .\oiember. Danach wurden im Oktober ir_: 
Reichsgebiet 22 856 neue -Mitglieder geworben, unter ihnen 1000 ehemalige SPD-Mitglieder. Im 
-Monat -November wurden in 8 Bezirken 13 449 Mitglieder geworben. Die Zahl der Betriebsarbeiter 
betrug 7301. 73

im

neue Betriebszellen wurden gegründet. Vgl. R}' Nr. 230 vom 16. 12. 1931. 
6 Zur weiteren Konkretisierung der tX'erbekainpagne siehe Dok. 51 und 52.

52.

21. 9. 19.31: Anweisungen der Orgabteilung zuin Werbeplan

S(A Oldenburg. Bestund 136. Nr. 2891. fol. 331-333: Polizeiliche Abschrift. I AN 2160/8.10. 
Überschrift: ..Anlage ziiin Knndschreihen des ZK Nr. 13/1931.' -Anweisungen der Orgabteilung an 
die Orgabteilung aller Bezirksleitungen.“

Betrifft: Werbeplan für die Zeit vom 1. Oktober bis 31. März 1932

^erte Genossen!
Zusammen mit dem Sondernmdschreiben des Sekretariats des ZK 12. Septem
ber" erhielten alle Bezirksleilimgen den Werbeplan für die Zeit vom 1. Oktober bis 
31. -März.’ In den nächsten Tagen senden wir Euch zu diesem Plan einiges

vom

1 Rundschreiben Nr. 13 liegt nicht vor.
2 Vgl. Dok. 50.
3 Vgl. Dok. 51.
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21.9.1931 52.Anweisungen der Orgabteihing zum Werbeplan

ergänzendes Material, das wir auf Grund nnseier Betriebsstatistik ermittelt haben. 
Dieses Material soll von Euch zur Ergänzung der Bezirks- und ünterbezirkspläne 
verwendet werden und wird Euch insbesondere in der Kontrolle der Betriebswerbung 
unterstützen.
Es ist jetzt die Aufgabe der Bezirksleitungen, einen VSi erbeplan für den Bezirk 
aufzustellen, der jedem UB und den wichtigsten GroEbetriebszellen genau umrissene 
Aufgaben stellt. Die Bezirkspläne sind sofort nach Fertigstellung in mehreren 
Exemplaren an die Orgabteihing des ZK einzuschicken.
Um nicht nur schriftliche Anweisungen zu geben, ist die Besprechung der Aufgaben 
der Unterbezirke mit den UBE notwendig. Ebenso muß jede BE mit mehreren 
wichtigen Betriebszeilen deren spezielle Aufgaben besprechen sowie die Einleitung 
und Führung der Kam|jagne in diesen Zellen direkt kontrollieren.
Die AUerbepläne und die Aufgaben der Partei sind in Parteiarbeiterkonferenzen und

besprechen. Die Einleitung der neuen Werbeoffen-in .Mitgliedeiwersammhmgen zu 
sive muß demonstrativ geschehen.
Um stets die Bedeuttmg der Betriebsarbeit heivorzuheben. empfiehlt sich die 
Anwendung der im Ruhrgebiet bei anderer Gelegenheit angewandten Methode, in 
den Sitzungen der UBE das Referat des A’ertreters des wichtigsten Betriebes 
entgegenzunehmen und in den Mittelpunkt zu stellen.
Von \()rnherein ist die Vi erbekam|5agne in breitester Öffentlichkeit zu führen. Die 
regelmäßige Besprechung der \X erbeergehnisse und der Entwicklung der Organisa-

von den Bezirksleitungen Halle-.Merseburg,tion in der Presse, wie sie gegenwärtig
Sachsen. Niederrhein. Baden-Pfalz durchgeführt wird, ist richtig und muß auch 
den übrigen Bezirksleitungen eingeführt werden. In der Popularisierung und 
öffentlichen Kontrolle der Wettbewerbe der Zellen. Ortsgruppen und Unterbezirke 
ist die BE Wasserkante vorangegangen. Die in der Hamburger Volkszeitiing^

von anderen Bezirksleitungen

von

regelmäßig wiederkehrende Rubrik sollte auch 
eingerichtet werden.
Zur svsteniatischen Führung der Kampagne in der Presse werden eine Anzahl 
Matern hergestellt, deren A erwendung in der Parteipresse täglich kontrolliert werden 
muß. ln der Hauptsache sollen aber bezirkliche .Artikel. Notizen usw. erscheinen. 
Auch darüber ist eine tägliche Kontrolle zu lühren. Die nächste Nummer des 
Agitator'" wird auf die AA erbung eingestellt sein und besondere Richtlinien zur 
Führung des Kampfes in Betriebs- und Häuserblockzeitungen entbalten.
AVir werden im Eaufe der Kampagne immer wieder die Bezirksleitungen auf gute 
Methoden anderer Bezirksleitungen hinweisen.
Bildung von W’erbekonnnissionen.
Für die Dauer des .Aufgebots sind zur Kontrolle der Kampagne bei den Bezirksleitun
gen AA erbekommissionen zu errichten. Ihre Zusammensetzung muß den vielgestalti
gen Aufgaben dieser \A erbekampagne entsprechen. Sie sollen bestehen aus den 
Mitgliedern der Orgabteihing. je einem Vertreter der RGO. der roten Sportler und der

4 Hamburger Volkszeilung. Organ der KPD für den Bezirk Vt asserkante.
5 Der Agitator, parteiinternes Inforinationsorgan für Fragen der .Agitation und der Parteiarbeit. A^gl. 

dazu Dok. 4l. .Absclmitt .5. Das entsprechende Heft des .Agitalor-s war nicht zu ermitteln.
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52. 21.9.1931 Anweisungen der Orgabteilung zum Werbeplan

Abteilungen Agit. Prop, Kasse. Frauen sowie je einem Vertreter der Redaktion und 
des Verlages der Zeitung und einem \ ertreler des K.IV. .Auch der Litobmann muß zu 
dieser Kommission herangezogen werden.
Diese Zusammensetzung der Kommissionen ist erforderlieh, um nicht nur eine 
einfache >S erhearheit zu gewährleisten, sondern in Verhiiulung mit ihr die Schulung 
der Neuaufgenommenen. ihre restlose organisatorische und kassentechnische Erfas
sung sowie ihre tatsächliche Eitireilttmg in die Parteiarbeit zu überwachen.
Die Vi erhekommissionen sollen den Sekretariaten der BL laufend genaue Unterlagen 
über den Stand der W erhimg. über den Kampf gegen die Eluktuation. über die 
Schulung iisw. vermitteln und so darati mithelfen, daß ein ständiger Ausbau der 
Führung der Katnpagne vor sich geht.
Eine der ersten Aufgaben der Werbekommission ist die restlose Ausschaltung aller 
bürokratischen Verzögerungen bei der .Ausstellutig und Zustellung der .Mitgliedsbü
cher. Die Kommissionen müssen dafür Sorge tragen, dal.s genügend Kräfte (erwerbs
lose Genossen) freigestellt werden, die mit der .Atisstelhmg der .Mitgliedsbücher 
beschäftigt werden können.
Zusammen mit dem .Mitgliedsbtich muß den neuen .Mitgliedern ein besonderes, 
persönlich gehaltenes Schreiben zugestellt werden, das vom Polleiter des Bezirks 
unterschrieben (bzw. unterstempelt) ist. Es empfiehlt sich, für .Männer und Frauen 
besondere Schreiben herzttstellen. Zweckmäßig ist auch die Herstellung eines 
besonderen Musters lür ehemalige SPD- und Reichsbanner-.Mitglieder. In diesem 
Schreiben soll das neue .Mitglied herzlichst als neuer kommunistischer Kämpfer 
begrüßt werden, es soll ihm kurz gesagt werden, was sein Schritt zur Partei bedeutet. 
Es sind ihm eine oder zwei wichtige grtmdlegende Broschüren oder Bücher zu 
empfehlen, und es ist ilim mitzuteilen, an welche .Adresse er sich wenden muß. 
einem Kursus eingeführt zu werden. Durch dieses Schreiben wird schnell eine enge 
V erbindung zwischen der BL und dem neuen .Mitglied hergestellt sein. Im Ralirnen 
der \V erbekommission sind ein oder zwei Genossen mit der Bearbeitung der von den 
neuen .Mitgliedern eingehenden .Anfragen und Briefen zu beauftragen.
\V ir bitten die Orgabteilung aller Bezirksleitungen, uns \ orschläge utid Entwürfe zu 
solchen Briefen an .Netiaufgenommene in mehreren E.xemplaren einzuschicken. Diese 
Vorschläge werden wir jeweils den übrigen Bezirken zur .Anwendung und Kritik 
übermitteln.*’
Aufgaben der Kommissionen für Statistik während der Kampagne.
Bereits vor einem Jahr regten wir die Bildung von Kommissionen für Statistik im 
Rahmen der Orgabteilung an. Diese Kommissionen haben zur Kontrolle der 
Durchführung des .Aufgebots wichtige .Atifgaben. Es kommt tiicht nur darauf an. 
einen Gesamtüberblick zu schaffeti. sondern durch die Arbeiten der Kommissionen 
für Statistik eine ständige Kontrolle über die Entwickhmg der eitizelnen Betriebszel-

6 Ein solches Schreiben befindet sich im iN'SD.tP-Haiiptarchiv. E/oocer-Institulion. Folder 26.3. Es 
enthält eine Reihe von Fragen an das neue Parteimitglied, die der organisatorischen Integration in die 
Partei dienen, z. B. Erfassung in einer Zelle. Besitz eine.s Parteibuches, ist eine Parteiarbeit 
übernommen, bereits eine Zellensitzung besucht, welche Eindrücke hinterließ diese Sitzung und 
welche Vorschläge können gemacht werden. Zur Rücksendung des Fragebogens lag ein Freiumschlag 
bei.

7 Vgl. Dok. 24.

um tu
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7.10.1931 53.Anweisungen des Sekretariats

len. der Werbung unter den SPD-Arbeitern. des Anteils der Betriebsarbeiter an den 
Gesamtaufnahmen zu erhallen. Die Organisierung dieser Berichterstattung und ihre 
Auswertung ist nicht lästiges Beiwerk, sondern die \ oraussetznng dafür, jederzeit 
korrigierend nnd verbessernd eingreil'en zn ki)nnen.
Einige Bezirke haben bisher keine Übersicht über die Mitgliederabgänge. Ohne diese 
Übersicht ist aber ein erfolgreicher Kampf gegen die Fluktuation nicht inoghch. Die 
Kommissionen für Statistik müssen deshalb als eine ihrer wichtigsten Aufgaben die 
Schafftmg einer einwandfreien Übersicht über die Abgänge ansehen. um dadurch der 
Werbekonnnission die Möglichkeit zu geben, die Zahl der Abgänge durch systemati
sche Bearbeitung der betreffenden Genossen zn 
AXir ersnchen die Orgabteihmgen. die hiermit gegebenen Anregungen in der 
praktischen .Arbeit anzuwenden und alles zu tun. nm das Aufgebot in der gesamten 
Organisation gründlich vorzuhereiten.

vermindern.

Mit kommunistischem Gruß! 
ZK.-Org.

53.

7. 10.1931: Anweisiingon des Sekretariats wegen der Umbildung der ßrii/ntig'-
Regierung

StA Bremen. 4,65-11 A 12a. Bd. 30 und ScA Oldenburfj. Bestand 136. Nr. 2891. fol. 44f)-450; 
Polizeiliche Abschrift. I AN 2160/27.10. Überschrift: ..Zentralkomitee der KPD. Sekretariat.

alle Chefredaktioiien. an alle Komm.-Sonderanweisungeii! .An alle Bezirksleitungen, an 
Fraktionen der Massenorganisationen, an die .Abteilnngen des ZK. an das Büro des ZK des KJVÜ, 

die Fraktionsleitiiiig der Kommunistischen Reichstagsfraktion. Abschrift an die Mitglieder 
und Kandidaten des ZK."
an

Werte Genossen!
Die Ümbildtmg der ßrü/i/ng-Regierung' und das Inkrafttreten der 
nung“ einerseits, die Krise der Sozialdemokratie'^ und die ersten .Ansätze ernster 
Streikbewegungen andererseits fiihren zu einer veränderten Situation und neuen 
Aufgaben für die Partei.

neuen Notverord-

1 Nach dem Rücktritt von Reiclisaußenminister Curtius am 3. Oklober folgte am 7, Oktober 1931 dte 
Gesamtdemission des Kabinetts Brüning, um eine Kabineltsnenbildtmg ..ohne parteimäßige Bindun
gen" (Hindenburg) zn ermöglichen. .Mn 9. Oklober wurde das neue Kabinett Brüning ernamit. 
Brüning übernahm zusälzlicli zum Kanzleramt noch das Außenministerium. Reicbswehrminister 
Gruener übernahm für Hirth tlas Innenministerium. Das \ erkelirsministerium übernahm statt v. 
Guerards nunmehr Treviranus. Ferner gab es weitere \\ echsel innerhalb des Kabinelts. Vgl. 
Schuhhess 1931 S. 223: Morkenbach 1931 S. 325.

2 Dritte V erordnung des Reichspräsidenten zur 
Bekämpfung politischer Ausschreitungen, vom 
1931 S. 323.

3 Gemeint ist die .Abspaltung der S.AP von

\\ irlschaft und Finanzen und zurSicherung
6. Oktoher 1931. RGBl. Teil 1. S. 566. Horkenbach

von

der SPD. Vgl. dazu Dok. 50.
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Die neue Regierung Brüning bedeutet eine erlieltliclie Reehts-Schwenkung der 
Rourgeoisie. einen neuen Altsclinitt in der DtirchCiilirung der Cascliistischen Diktatur, 
eine gewaltige \ erschärl'ting des L>nternelimerangritTs gegen die Lehenslialtting der 
Arbeiterklasse, einen Übergang zur Regiertmg des f'ascliistisclien HugenbergüngcXs 
und der Hindenburgiiv\\<;i\ Reiehswebrgruppe.
Der Klasseninlialt der neuen Notverordnung ist die Einleitung einer OlTensive von nie 
dagewesenetn L^inlang gegen die Lebensbedingungen aller werktätigen Schichten 
I Lohnabbau. Unterstützungsranb. Nattiralverpriegitng für Erwerbslose, weitere 
Schritte zur Arbeitsdietistitllicht. radikale Drossehtng aller konnnunalen W’ohlfahrts- 
ausgaben tisw.) und gleichzeitig die gröLte hisherige X'erschärl'ung der polizeilichen 
Verfolgungen der Arbeiterbewegung (Sondergerichte. Schtitzhaft. .Androhung der 
Schließung aller Geltäitde. Räiunliclikeiten und Lokale der revolutionären .Arbeiter- 
bewegttng. ungeheuerliche V erschärfting der Presseknebelung usw.). Der ökonomi
sche und politische Teil der .Notverordnung hilden einen nntrennbaren Znsatnrnen- 
hang. Sie sind ntir der .Auftakt für noch viel schärfere Maßnainnen. die in den 
nächsten Monaten zu erwarten sind.
Die Sozialdemokratie hat sich faktisch schon jetzt zur Unterstützung der zweiten 
/^rü/tüt^-Regierung bereit erklärt. (Der larivärts schreibt, daß ..das kleinere Übel 
noch größer wird als es bisher war" mul daß die einzige .Möglichkeit darin bestehe, 
die gegenw ärtige Lntwickhmg ..ein w enig zu \ erlangsamen".
Die .Aufgabe der zweiten Regierung Brüning besteht darin, innenpolitisch die 
Sozialdemokratie auch ztir laktischen Unterstützung der kf)mmenden Regierung 
Hugenberg gefügig zu machen und außenpolitisch die Vorbedingnngen zur völligen 
Kapitulation Deutschlands vor dem Diktat des amerikanisch-französischen Linanz- 
kapitals zu schaffen.
Die erneute Rechtsschwenkung der deutschen Bourgeoisie, die auch in den Unterneh
merorganisationen zum Ausdruck kommt (vollständige Einheitsfront der Schwer
industrie mit der Cdiemie. Knipp an Stelle Dnisbergs. einheitliche Plattform der 
Spitzenverbände und des Landbundes), ist keineswegs ein Resultat ihrer Stärke, 
sondern ihrer Schwäche. Sie stößt auf gewaltige innere und äußere \X idersprüche. 
von denen besonders bervorzuheben sind: 1. die versklavenden Bedingungen des 
französischen Imperialisnms. die der nationalen Demagogie des Ungcnberg-Hitler- 
blocks entgegenstehen. 2. die Notwendigkeit des schnellsten Tem[)os und der 
brutalsten Lorm des L'nternehmerangriffs. flie mit dem Zwang 
Ausnutzung der Sozialdemokratie als soziale Hauptstütze des Linanzkapitals in 
Konflikt gerät. 3. als stärkstes Hemmnis: der Klassenkampf des Proletariats und der 
Werktätigen unter Lührung der Kommnnistischen Partei.
Der Klassenkampf des Proletariats nimtnt neue und höhere Lormen an. .Nicht mir der 
Unternehmerangriff. sondern auch der revolutionäre .Aidschwung der Arbeiterbewe-

zur weitereti

4 hl dem .\rtikel ..l inhililmi!; des Kabinells '. /dru’örti'.\r. 467 vom 6. 10. 19;ll lieißt e,s in der ziucrten 
Stelle: ..Es wird vielmehr, wie es .seheinl. der Sozialdemokralie zu^emutet. weiter die Politik des 
kleineren Chefs zu treiben, und zwar auch dann, wenn das .kleinere l'bef noch größer wird, als es 
bisher war." eiter heißt es: ..Die Sozialdemokratie |. . . I wird sich die Frage vorlegen müssen, ob es 
noch viele Opfer lohnt, sie (i. e. die weitere Rechtsentwickhmg im Reich) ein wenig zu verlangsamen.“ 
Diese Frage wird liejaht. insofern ..das Opfer* der SPD zur Erhaltung des ..Apparates der 
parlamentarischen Demokratie“ nötig sei.
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gutiH. die Entfaltung der Volksrevolution. das achstum der Konnnnnistischen 
Partei, vollzieht sich iin heschleunigten Tempo. Die Proletarisierung der kämpfenden 
Klassen macht ungeheure Fortschritte.
Die wichtigsten neuen Erscheinungen des proletarischen Klassenkamptes sind 
folgende:
1. Der Kapitalismus wird mit jedem Tage, ja mit jeder Stunde stärker im Bewußtsein 
der Millionenmassen diskreditiert.
2. Das Programm der Kommunisten, das noch vor einem .lahr in breiten Kreisen als 
..Utopie“ galt, gewinnt 1 hmderttausende neuer Anhänger. Immer weiter verbreitet 
sich der Gedanke: ..Sow jetdeutschland ist möglich. '
•3. Die Krise des sozialdemokratischen Massenemtlusses ist in eine Parteikrise der 
SPD. in eine Krise der Sozialdemokratie als Partei umgeschlagen.
Leipziger Parteitages nicht der Fall w ar. Das zeigt sich in den Spaltungserscheinun- 

’ im zunehmenden Lliertritt von sozialdemokratischen Emzehmtghedern und

was noch z. Z. des

gen.
Gruppen, ja sogar filhreiiden Ennktionären in die KPD.*’
4. Die Losung der proletarischen Einheitsfront, des Kampfbündnisses der sozial
demokratischen und kounnmiistischen Arbeiter, schlägt die tiefsten Vi urzeln in den 
.Millionenmassen des gesamten Proletariats.
.5. Die Streiks der ersten Gktoberwoche' sind der zwar noch schwache, unzurei
chende. tastende Anfang, aber zw eifellos der Anfang jener mächtigen Streikw elle, die 
in den letzten Jahren gefehlt hat mul deren Eintritt wie ein befreiender Luftzug auf 
die ganze .Arbeiterbewegung w irken muß.
Besonders der Danziger 1 lafenarbeiterstreik ist ein \ orbild des revolutionären 
Massenelans und zeigt, daß die RGO. insbesondere die roten Verbände die Fähigkeit 
besitzen, selbständig große .Arbeitergruppen gegen den Widerstand der Reformisten 
und Christen, gegen den schärfsten Terror des Staatsapparates in geschlossene 
Streikkämpfe zu führen und die streikenden Betriebsarlieiter mit den kämpfenden 
Ei'werbslosen fest zusammen zu schließen. Der Ruhrstreik zeigt trotz 
zahlenmäßigen Schwäche und Kürze, daß

GeW'erkschaftsojiposition gelungen ist. den Lohnabbau von 12% auf .3%%. w^enn 
auch nur für die kurzfristige Laufdauer von zwei .Monaten znrückzuschlagen. 
Insgesamt hatten wir die ersten .Ansätze gleichzeitiger Bergarbeiterstreiks m Ober
schlesien. Waldenburg. Ruhrgebiet und im \X iirmrevier unter Führung der RGO, 
also die wenn auch schwachen Keime einer Bewegung im Reichsmaßstal), bei einem 
gleichzeitigen Kampf der Hafenarbeiter in Danzig und der Seeleute in 
Nordseehäfen, die ebenfalls von der RGO geführt wurden.
Die Hauptmängel, die kraß und schädlich m Erscheinung treten, sind gegenwärtig: 
1. Völlige Linzulänglichkeit der Betriebsarbeit und bedrohlicher Rückgang des

seiner
es nur unter dem Druck der revolutionä

ren

den

5 ln der Vorlage: Spaltpiinklerscheiiiungen.
6 Vgl Dok .50. Am 27. Septemljer 1931 war der SPD-Reichstagsabgeordnete Walter Öttinghaus

' 29. 9. 1931. S. 2086.(1883-1950) zur KPD i'iliergetreten. Vgl. /«/jreAorr Nr. 9.3 vom 
7 Nach dem Erlaß der neuen Nouerordnung kam es während der Regierungsumhildimg zu einer Reihe 

kleinerer Streiks, wie sie im folgenden aufgezähh werden. V\ egen ilirer geringen Bedeutung fanden 
diese Streiks in der Presse kaum Bearhumg.
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Prozentes der Betriebsarbeiter bei stüriniseliem AX'achstuin der Parteimitgliedschaft 
im allgemeinen.
2. Immer noch sclimäliliche Untätigkeit an der iimergewerkscliaftlichen Front.
3. Als Folge dieser beiden Er.scheimmgen ein schleppendes Entw icklimgstempo der 
Streikwelle. Schwäche des Streiks, trotzdem alle oljjektiven Vorbedingungen für 
einen mächtigen .Vid'schwimg vorhanden sind.
4. Vernachlässigung des politischen Kampfes gegen die Nationalsozialisten (vgl. 
Hamburger W ahlergebnis).*^
5. Ungenügende .Massenarbeit und Initiativgeist im Kampf um die sozialdemokrati
schen .\rbeiter. um die Gewinnung neuer 1 lunderttausender für die proletarische 
Einheitsfront.
6. Mangelhafte Vorbereitung auf die Verfolgungen und Unterdrückungen (Sorg
losigkeit. Leichtsinn. Legalismtts).
Diese .Mängel, die bereits in der Resolution des Pollu'iros des ZK vom 24. September 
1931 kritisiert wurden. ' müssen unverzüglicb beseitigt werden, wenn nicht eine 
verhängni.svolle Schwäc he der proletarischen Front angesichts der bevorstehenden 
gewaltigen .Vuseinaiulersetzmig mit dem Klassenfeind eintrelen soll. .\uf diese Fehler 
und nicht auf irgendweldie ..objektiven Lh-sachen " ist die Verzögerung der 
Streikwelle, die langsame Li(|uidierung des sozialdemokratischen Einflusses, die 
weitere Zunahme der .Nazistimmen zurückzuführen.
Das Sekretariat des Zentralkomitees hat in seiner Sitzutig vom (). Oktober beschlos
sen. die gesamte Partei zur Durchführung folgeiider dringender Aufgaben im 
Rahmen unserer Generallinie zu mobilisieren.
1. Anspannung aller Kräfte zur .Vuslösung neuer viel breiterer und stärkerer 
Streikbewegungen. Be.sondere Konzentration auf die .Metallarbeiter in Berlin und im 
ganzen Reich, auf die Staats- und Gemeindearbeiter in Berlin und im ganzen Reich, 
auf die Bergarbeiter im Ruhrgebiet und in anderen Revieren. Diese Kämpfe werden 
eine Eeuerprobe für die revolutionäre Gew erks( h;d'tso|)po.sition sein.
2. Im .Massenkampl gegen die neue /irü/tütg-Regierimg und die neue Notverordnung 
stärkste .Agitation für den politisdien .Massenstreik, für tlen befristeten Proteststreik, 
gegen Lohnabbau und Reaktion. .Vuslösimg politischer .Massenstreiks nur dort. wo

8 Bei den Hanihurger Bürgerschariswalilen am 27. Se[jlemt)er 19.31 errang die .NSDAP 202 405 
Stimmen (Reielistagswahl 19.30: 144684 Stimmen! und 4.3 .Mandaie. die KPD erliielt 168618 
Stimmen (19.30: 135 279 Stimmen) und 35 Bnrgerschaftssiize. Stärkste Partei blieb die SPD mit 
214 509 Stimmen ! 19.30: 240 984 Stimmen) iiitd 46 Sitzen sie 
Sitzen hitiztmebmen. Vgl. Selndtltes.s 19.31 S. 208.

9 Lber die Sitztttig des Pulbüriis der KPD vom 24. September 19.31 konnte Die Rote Fahne keine 
Besehliisse v erölTentliehen. da sie vom 18. 9. bis 16. 10. 19,31 verboten war. .Aus diesem Grunde 
wurde die Partei über die Sitzung des Polbüros ttnd die dort gefaßten Besrblüsse durch einen 
Rundbrief des Zentralkomitees an alle Parteimitglieder informiert. Dieser Rundbrief enthält: 1. Die 
Beschlüsse des Polbüros vom 24. 9. 19,31. 2. Eitlen .Auszug atis der Rede Remmeles iti der Sitzutig vom 
24. 9. 1931. 3. Resolution des Polbüros voiti 24. 9. 19.31: Die Krise der Sozialdemokratie und die 
proletarische Einheitsfront. \ gl. Ritndbrief des ZK der KPD an alle Parteimitglieder. Die brennendste 
Aufgabe der Partei: Die Organisierung des Kampfes der .Arbeiterklasse gegeti die Offensive des 
Kapitals. B.A. ZSg 1 — 65/26 (Drucksachen KPDi. ßd. .32. Auszüge der Resolution brachte die 
Inprekorr Nr. 95 vom 2. 10. 19,31. S. 2144 ff.

hatte jedoch einen \ erlöst von 14
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wirklich große Massen iin Betrieb tlazii bereit sind. Keine allgemeinen .\klions- 
losnngen.
3. Sofort, ohne länger abzitwarten die stärkste Entfesselung der Erwerbslosenbewe
gung iin ganzen Reich unter den politischen Losungen der Lebensinittelbescblag- 
nabtne, der 'X'interbeibilfe. der Arbeitsbeschaffung u. ä. Die Erwerbslosenbewegung 
wird zweifellos in der nächsten Zeit einen stiinnischen. aktiven Ebarakter anneh- 
nien. Es ist notwendig, diesen Kämpfen eine möglichst organisierte Form zu geben. 
Die leitende Rolle und die Autorität der Erwerbslosenattsscluisse müssen gestärkt 
werden. Die Erwerbslosenstaffeln, die aus dem Kam|)lbund losgelöst sind tmd den 
Erwerbslosenatisscbüssen unterstehen, müssen festorganisiert werden. Vom Ausmaß 
und der Schärfe der Erw erbslosenbewegung hängt zum großen Teil die Entwicklung 
der Streikwelle ab.
4. Zur Reichstagseröffnung sind die allerbreitesten Massen unter klaren, volkstüm- 
licben politischen Losungen zum demonstrativen .Auftreten zu mobilisieren.'" Sie
müssen in wuchtigen Kundgebungen während der Reichstagsverhandlungen gegen 
die Schandtaten des ohnmächtigen Scbattenparlaments protestieren. Vor der 
Reicbstagseröffnung (am 1()./11./12. Oktober) sind überall Betriebsrätekonferenzen 
und Vollversammlungen der Betriebsräte unter weitgehender Einladung sozialdemo
kratischer und christlicher .Arbeiter- und .Angestelltenräte einzuberufen, auf denen 
die kommunistischen Reichstagsabgeordneten im Sinne tmserer .Anträge und unserer 
Losungen über das Thema: ..Der Reichstag und das arbeitende ^ olk" berichten.
5. Eine Lawine von öffentlichen \ ersammlungen in den größten Sälen, bis in die 
letzte Ortsgruppe. \'ersanunlungen bis ins letzte Dorf mit dem Thema: ..Die zweite 
Zf/ü'/t/>ig-Regierung. die nette (Notverordnung, der Reichstag tmd das arbeitende 
Volk“ ti. ä. ..Wie einigen wir die Arbeiterklasse? Wie überwinden wir die Not?“
6. Einheitliche Kampforgane zur Führung und Zusammenfassung aller Bewegungen 
(Streiks. Erwerbslose. Mieter, antifasebistische Kämpfe. Einbeitsfrontbewegungen 
usw.) sofort örtlich aitf Grund breiter Delegiertenversammhmgen (nach dem Beis])iel 
der A olksdelegiertenköriter im Rubrgebiet ( bilden. V ir gehen damit zur Bildung 
allgemeiner Einheitsfrontorgane, allgemeiner Kamplörgane über. Dieser ernste tmd 
wichtigste Schritt ergibt sich: a) aus dem Wtichstum des Massenkampfes in seinen 
verschiedenen Fonnen (Streiks. Erwerbslosen usw.). b) aus der breiten Einbeits- 
frontbewegung der sozialdemokratischen Arbeitermasseti. c) aus dem weiteren 
Übergang breiter kleinltürgerlicher Schichten (Mittelstand. Bauern, enttäuschte 
Nazianliänger) auf die Seite des revolutionären Proletariats. Organisatorische 
Richtlinien zur Durchführung folgen nach. Benennung ..Einheitsausschüsse gegen 
Not tmd Reaktion ’."

am 13. Oktober konnte
Die Rute Fahne nicht berichten, da sie bis ztirn 16. 10. 1931 verboten war. Die sozialdemokratische 
Presse schrieb lediglich von ..Menschenmasseti hinter Polizeispaliercif und ..starken politischen [sic!] 
Absperrungen". Vgl. Vorwärts Nr. 481 vom 14. 11). 1931. Die hreiheit (Nr. 230 vom 14. 10. 1931) 
und die Bergische Arbeiterstimme (Nr. 230 und 232 vom 14. bzw. 16. 10. 1931) berichteten über 
Demonstrationen in Berlin und im Rheinland.

11 Diese Richtlinien hegen nicht vor.

10 Über kommunistische Demonstrationen anlälidich der Reichstagserölfnung
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7. Gegenüber der Gruppe Se\ dcuHtz-Rosenfeld}~ die zahlenmäßig scliw^ach, aber als 
Barriere gegen KPD und RGO von nicht zu unterschätzender Gefahr ist, sind bei 
Fortsetzung des verschärften Kampfes auf der bisherigen Linie weitere Maßnahmen 
zur flerstelhmg der Einheitsfront mit den linketi sozialdemokratischen Arheitern. 
ebenso wie mit den tioch in der SPD befindlichen Arbeitern notwendig. Die 
Einheitsausschüsse gegen Not und Reaktion tnüsseti gleichzeitig als Einheitskomitees 
sozialdemokratischer und kotmnunistischer Arbeiter (tiach dem Mannheimer Bei
spiel)'* organisiert werdeti. Ihre Atitorität tttid ihr Masseneitifluß wird in dem Maße 
steigen, wie es gelingt, sozialdetuokratische Arbeiter Iteider Richtungen aktiv in sie 
einzubeziehen. Rolle utid Bedeutitng der RGO in den Mittelpunkt einer breit 
angelegten Kampagtie gegen die Zentristen stelleti.
Zur beschleunigten und energischen Durchführung dieser .Atifgabeti sofort folgende 
innerorganisatorische Maßnahmen:
a) In allen Organisatiotien bis zur Ortsgritppe Generalmitgliedeiwersamtnlungen 
oder allgemeitie Eunktionarkonferenzen zttr Mobilisierung der gesamten Partei 
(unter Elinzuziehung der RGO und Massenorganisationen) einberufen. Tagesord
nung: Lüisere netteti Aufgaben. (Kotikret örtliche Stelhtngtiahme mit praktischen 
Beschlüssen.)
b) Schwerpunkt m dte Betriebe verlegen. Mobilisierung der RGO-.Anhänger und der 
Mitglieder der roten Verbände. Nach .Möglichkeit gemeinsame Mitgliederversamm
lungen von RGO. .\DGB und Ghristen in den Betriebeti.
c) Einberuftmg utid klare, greifbare Instruktionen an alle Erwerbslosenausschüsse.
d) Aussprache tnit Fraktioiisleittmgen der Masseiiorgaiiisatioiieii. tun sie auf die 
neuen Aufgaben einzustellen.
e) Praktische kommunistische Schlußfolgerungen aus den Bestimmungen der neuen 
Notverordnung m den Fragen Presse. Parteirätnne. Sicherung des Parteikaders, des 
Parteimaterials, der gesamten Organisationsarbeit zieheti.

.Mit kotntnunistischem Gruß 
ZK-Sekretariat

12 Gemeint ist die S.4P. zu deren Vorsitzenden auf der 1. Reichskoiiferenz am 4. Oktober 1931 
M. Seydewitz. K. Rosenfeld und H. Strobel gewählt wurden. Vgl. dazu Drechsler. Die Sozialistische 
.•Arbeiterpartei Deutschlands. Meisenheini am Glan 1965.

13 Das Komitee soll 1931 aktiv gewesen sein, am 8. 10. 1931 führte es eine große Kundgebung durch. 
Vgl. Fritz Sahn, im Schatten des Henkers. Widerstand in Mannheim gegen Faschismus und Krieg. 2 
verb. Aiifl. Frankfurt/M. 1979. S. 25. Die Mannheimer kommunistische .tr6p//er-Zct>ung berichtete 
bis 17. September 1931 nichts, ab 18. September 1931 wurde die Zeitung für 4 Wochen verboten.
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54.

9. 10.1931: Atnveisiiiifien der Ajiitpropabtcilunji zum 14. Jahrestag der
Oktoberrevolution

SlA Bremen. 4.65-II A 12a. Bd. 31 und St.4 Oldenburg. Bestand 136. Nr. 2891. fol. 4.52-458, 
Polizeilicbe Absebrifl. 1 AN 2160/27. 10. Überschrift: ..Rundschreiben Nr. (Sonder). Anweisungen 
der Agitprop-Abteilung. .4n alle BL und Redaktionen!"

Iiilialtsverzeicliiiis:
kampagiie zum l4. Jahreslag der ()kt()berre\olutiou

Vi erte Ceiiosseii!
Anliegend übersenden wir Euch die politischen Riclitlinien für die Kampagne zum 
7. November.'
Die Novemberkampagne iimb unter der Losung: Kampf für das sozialistische Räte- 
Deutscbland. in engster \ erltindung mit tmserer Vorbereitung von Streiks, Massen
aktionen der Lrwerbslosen und den übrigen Kampagnen der Partei gegen die 
Offensive der Bourgeoisie, gegen die Dtircldillirung der lascliistischen lOiktatur durch 
die ürü/nVig-Regierting um! die Regierung Braitn-Severing geführt w erden.
Das sclilieJ?st keineswegs aus. daß bis zum 7. November besondere Versammlungen 
in den Betrieben, auf den Stempelstellen, für die Frauen mul .Itigendlichen oder auf 
dem Dorfe organisiert werden, die unter .Viiknüplung an sozialdemokratische oder 
Nazi-Hetzlügen das Thema der Sowjetunion und den Unterschied der zwei Systeme 
in den Mittelpunkt rücken.
Für die großen Veranstaltungen am 7. Noteniber muß der Schwerpunkt unbedingt 
auf die Großbetriebe gelegt werden. \ or jeder BL steht die Aufgabe der Organisie
rung von Betriebsfeiern für Berg-. .Metall-, ( .hemie-. le.xtiT und anderen Arbeiterka
tegorien. In diesen Betriebsveranstaltungen künnen w ir viel konkreter die Lage dieser 
Industriegruppen in der Sowjetunion [und] den Ausweg aus der Krise in Deutstdiland 
erläutern, und die Bedeutung einer jeden Industriegruppe für die rtissische und auch 
für die künftige deutsche Revolution aulzeigen und die Novemberleiern mit den 
aktuellen Kämpfen verbinden.
Dementsprechend müssen auch die Betriebs- und Stempelstellenzeitungen, die AK- 
Seiten" in den Zeitungen aufgemacht und die V erbindungen mit russischen Betrieben 
ausgenützt werden.

eine Presse- und1 Zum Jahrestag der Okloherrevolulion in Rußland führte die KPD jedes Jahr ei
Versammlungskampafiiie durch, in deren .Mitlelpunkl die Propagierung des erfolgreichen Vorbildes
der Sowjetunion für die Ziele der deutschen Partei stand. \ gl. Dok. 11 (1929). ___
Im Zusunnnenhang mit der 7. Novemher-Kampagne wurde jeweils attch 
den Feierlichkeiten in die Sowjetunion entsandt, die nach ihrer Rückkehr ebenfalls zu propagandisti
schen Zwecken eingesetzt wurde.

Delegation der KPD zueine

Seite für Berichte sog. .Arbeiterkorrespondenten.2 Die Zeitungen der KPD enthielten in der Regel eine
Diese Berichte enthielten Daivstellungen lokaler und betrieblicher Ereignisse, Proltleme und Miß
stände. .Auf diese \S'eise entstand der Eindruck einer uninittelharen engen \ erbmdung zwischen 
Parteipresse tiiul Leserschaft, Tatsächlich wurden diese Arbeiterkorrespondenten jedoch von der 
Partei zentral angeleitet, wozu die .Agitprop-Abteilung des ZK ein Monatsorgan, den Betriebs- 
Zeitungs-Redakteur und Arbeiterkorrespondent heransgah.
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Neben den Betriebsleiern müssen in allen Ortsgruppen öffentliche möglichst breite 
Kundgebungen organisiert werden, die. wo sich Anknüpfungsmöglichkeiten mit 
betrieblichen, kommunalen und allgemein politischen Aktionen ergeben, durch 
Demonstrationen. Haus- und Hofagilation usw. \-orbereitet werden.
Alle BL sind schon jetzt verpllichtet. eine genaue Kontrolle über die Rußland- 
Delegierten durchzuführen und einen Plan aufzustellen. na(di dem alle Rußland- 
Delegationen nach ihrer Rückkehr unter soziahlemokratischen Arbeitern in den 
Betrieben, auf den Stempelstellen, unter den christlichen Arbeitern, auf dem Dorfe 
usw. gründlich ausgewertet werden.

Mit kommunistischem Gruß 
ZK-.\gitprop.

Anlage:
Politische Richtlinien für die Kampagne zum 
1. Der 14. Jahrestag der Oktoberrevolution steht im Zeichen jener gegensätzlichen 
Entwicklung, die das NI. Plenum des EKKI als das grundlegende Merkmal der 
gegenwärtigen Periode hervorgehoben hat:* Katastrophale Verschärfung der Krise 
des W eltkapitalismus (finanzieller Zusammenbruch des britischen hnperialismus. 
der auch dem wankenden deutschen Kapitalismus einen neuen schweren Schlag 
versetzt durch Innationsdumping und Kreditabziebimg! und gigantisclier Auf
schwung der sozialistischen \X irtschaft in der Sowjetunion und des I leranreifens der 
Vorbedingungen der revolutionären Krise in ka|)itahstischen Eändern wie Polen. 
Deutschland. Die Massenkam|jagne am 7. November imd» daher durchgeführt 
werden unter dem Gesichtspunkt der Propagierung und Organisierung des sozialisti
schen Auswegs aus der Krise nach dem Beispiel der russischen Revolution 
Massenmobilisienmg lür die Verteidigung der Sowjetunion gegen die ständig 
wachsende Interventionsgelähr. Kapitalismus bedeutet Hunger. Faschismus. Krieg. 
Sozialismus bedeutet Aulstieg der Masse, l'reibeit der Vi erktätigeu, Frieden. Dieser 
Grundsatz muß an Hand der aktuellen Ereignisse Millionen Proletariern klarge
macht werden.

l4. Jahrestag der Oktoberrevolution.

, zur

2. ir müssen vor der Arbeiterklasse, vor den gesamten werktätigen Massen die 
frage so stellen, daß es nur eineu .Ausweg aus der Krise des Kapitalismus gibt, den 
Sturz des kapitalistischen Systems und die Errichtung der Herrschaft der Arbeiter
klasse itn Bündnis mit den Kleinbauern und den anderen werktätigen Schichten 
(Handwerker tisw 
run

.). Nur auf dem Wege der russischen Revolution ist die Liquidie- 
g der Massenarbeitslosigkeit, die Beseitigung der Not und des Elends der .Massen 

iglich. In allen kapitalistischen Ländern Krise. Massenarbeitslosigkeit. Zusam
menbruch. Vernichtung der E.xistenz der Bauern und des arbeitenden .Vlittelstandes. 
ln der Sowjetunion dagegen wirtschaltlicher .Aufschwung. Liquidierung der 
Erwerbslosigkeit, fester und unerschütterlicber Zusammenschluß, kollektive 
.Arbeitsbegeisterung des ganzen werktätigen \Olkes. Das ist nur möglich, weil in der

nu

3 V^gl. Thesen des XI. EKKI-Plenum.s vom 2h. .März l)is 11. April 19.31 in .Moskau. FtT Nr. 107 
23. 5. 1931. Thesen und Resolutionen der XI. Plenartagung des EKKI. April 1931. Hamburg-Berlin 
1931. Die wichtigsten Beschlüsse sind ahgedruckt bei .1. Degras Bd. 3. S. 149 ff.; Weber, 
Kommunistische Internationale. S. 2.54 ff.

vom
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Sowjetunion die .\ibeiteiklasse unter Fnln img der Kommunistischen Partei herrscht, 
die Kapilalistenklasse da<ie^en enteignet ist. alle entscheidetideti Produktionsmittel 
den \\ erktätigen gehöreti. die Proditktion tiiclit detn Profit, sondern dem Bedarl der 
Massen dient, gemäß den Grttndsätzen des Marxismus.
■S. Keineswegs düilen wir in der Propaganda die Scliwierigkeiteti des sozialistischen 
Aulhaues verscliweigett. Wir müssen gerade an diesen Schwierigkeiten den grund
sätzlichen Gegensatz zwischeti den zwei Sxstetnen erklären, ln der Sowjetunion 
heiTScht Mangel an Arheitskräl'ten. ohwohl in diesetn ,lahr die Zahl der Beschäftigten 
um 2V2 Millionen gewachsen ist. Die Prodttktioti hleiht trotz gewaltiger Steigerung 
hinter detn Bedarf zurück. Warum? \X eil noch rascher als die Produktion die 
Bedürfnisse von Millirrtieii zit neuem Leheti erwachten Werktätigen wachsen. W ie 
werden die Scliwierigkeiteti üherwunden?
.Nicht nach dem kapitalistischen Rezept durch Lolm- und Gehaltsreduzierung, durch 
..Beruhigung" der .Masseti mit \'erhoten. Gtttmniknüppeln und ..härteren W affen“, 
.Ausnahmegerichten tisw.. sotidern durch Eiitlältung der hiitiative der Massen, 
sozialistisclie Wetthewerhe. Stoßbrigaden. Hebung des Reallohties. Qualifizierung 
unqiialifizierter .Arbeiter (Nto/üt-Rede).'* lleranziehitng voti Zelmtausenden qualifi
zierter .Arbeiter und technischer Fachleute atis den kapitahsfischeti Ländern usw. Die 
Krise des niedergehendeti Kapitalisimis kanti tiicht überw unden werden durch die 
brutalen Hungerkuren der Kapitalistenklasse. Die Wachstumsschwierigkeiten des 
sozialistischen .Aulbaues werden überwtttuleti durch Entfaltung der schöpferischen 
Initiative der Massen. Der Eütifjahresplati wird in vier .lalirett verw irklicht. Der Sieg 
des Sozialismus der Sowjetunioti ist bereits itn dritten .labte des Fünf jahresplanes 
entschieden.
-1. Der vom Untergang bedrohte Kapitalistnus möchte zu seiner Rettung die 
Methoden seines Todfeindes, die Planwirtschaft nachmacheti. (hiternationale W irt- 
schaftskotiferenz für ..Planung" in .Amsterdam itn .Attgiist lü.'H).'’ Der drohende 
Zusanunenbriich zwitigt den Staat, das Machtorgan der Kapitalistenklasse, zu 
verzw'eifelten Eingriffen in das W irtschaftslefien. durch die das Ghaos überwunden 
werden soll. Die Kitrpftischer des todkratiken Kapitalisttms. die .Sozialläschisten 
preisen ihre staatskapitalistischen Rezepte an (Banketikapitalistische Ideologie,

Konferenz sowjelrussiseher Wirtsrliaflsfuiiktio-4 .Am 23. Juni 1931 sprach Stalin in Moskau auf einer
über die ersten Erfiehnisse des F'ünfjalires|)lanes und die weiteren .Atdgahen der Industrialisie- 

ruini. Dabei ging er ausführlicli auf die begangenen Fehler in der Planung und ScFwierigkeiteu in der 
Durebfübrung des Fünfjahres|)lanes ein. die deshalb neue Methoden in der weiteren Arbeit verlangten. 
.Als .solche nannte Stalin ti. a. die stärkere Heranziehung von Spezialisten und \A issenschalllern. die 

, Aulbebting der Lohngleicbbeil der .Arbeiter. Ersetzung der kollektiven Leitungen durch Betriebsfuh-
Lage und die neuen Aufgaben des

nare

und die .Aufliebung der Fünftagew'oche. A'gl. ..Die neue 
^ irtschaftsaulbaues". Rede des Genossen Stalin auf der Konferenz der sowjetrussischen Wirtschaltier 
in Moskau am 23. Juni. Inprekorr Nr. 66 vom 7. 7. 1931. S. 1471 If.. abgedruckt in J.W . Stalin. 
W erke. Bd. 13. Berlin iOstl 19.35. S. 4^' ff. In einem Kommentar nannte der i'orwärts diese Rede eine 
..programmatische Revision des .S'ta/f/t-Ktirses". A gl. l onrärts Nr. .131 vom 7. 7. 1931: ..Stalin lernt

rer.

um."
5 Gemeint ist der 1. internationale Kongreß für sozialwissenschaftliche Planung, der vom 24. bis 

29. .August 1931 in Amslerdam stattfand. Vgl. Schulthess 19.31 H. .532 If. Im Text steht hier 
..Planierung“. Zur Beurteilung des Kongresses durch die Komintern vgl. 1. .Markow. ..Das Demago
gengefasel von der volksw irtschaftlichen Planung unler dem Kapitalismus". A7 12. ,Ig.. Heft 38 vom 
25. 10. 1931. S. 1737 ff.
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korporativer Staat). Aber eine kapitalistische Planwirtschaft ist unmöglich. Das 
Privateigentinn an den Produktionsinitieln macht eine einheitliche Verfügung über 
die Produktivkräfte tmmöghch. Die fortschreitende tnonopolistische ..Organisation“ 
hebt die Koitkurrenz nicht auf. sondern verschärft sie. Staatliche ..Regelung'" der 
Vi irtschalt bedeutet verschärfte .Vtisbeuttmg (vgl. Schlichtungswesen!), staatliche 
Zwangsarbeit bedetitet Ihmgerlöhne. Aitsplütiderttng der W erktätigeti durch Lohn-. 
Gehalt- und Unterstütztttigsratib. durch Stetier- ttnd Zollwucher, zur Sanierung itnd 
Subventionierung der fittanzkapitalistischen Konzertie. der bankrotten Banken. 
Truste ttnd Rittergüter. Die staatskapitalistischen Heilrezepte, die jetzt angewandt 
werden, führen nicht ztir ..\ olksherrschaft über \ olkswirtschaff ", zum Sozialismus, 
wie das die SPD behauptet, somlern ztim Staatsbankrott (Innati()n) auf Kosten der 
Vi erktätigen und zur ättßersten \'erschärfütig der imperiahstis(Tien Gegensätze. 
Steigerung der Kriegsgefahr (Inflationsdtimping. Einhihrverbote. gesteigerte Schutz
zölle).
5. Die SPD- und .\D(iB-Führer beschimpfen den Sozialisintis in der Sowjetunion als 
..Staatskapitalismus ", während sie die brtitalen faschistisclien. staatskapitalistischen 
Maßnahmen in Deutschlatid als wirtschaftsdemokratische Schritte zum Sozialismus 
feiern. Diese Iheorie dietit ztigleich der ideologischen \ orbereititng des hiterven- 
tionskrieges gegeti die Sowjetitnion. Der ..werdende Sozialistntts"" in Deutschland 
muß gegen clie ..staatskapitalistische Diktatur " in Rtißland verteidigt werden, die 
..briedensorganisation " des Völkerltundes gegen die ..kriegerische Diktatur"" der 
Sowjetitnion. Die aktive Mitarbeit der II. hiternationale bei den Interventionsvorbe- 
reitnngen gegen die Sowjetutiion zeigte nicht nitr der .Menschewistenprozeß in 
Moskau.*’ das beweist auch die Parteinahme der Sozialfaschisten in jeder aktuellen 
Frage. .Anläßlich des japanischen Raubzuges in der Mandschurei schreibt Gamn" im 
VorwärLs:
..Rußland ist die größte Gefahr! " N'erteidigung der Sowjetunion gegen die drohende 
imperialistische Intenention.sgefähr bedeutet unversöhnlichen Kampf gegen die 
sozialfaschistische Kriegshetze. Die ..linketi " Reformisten, die jetzt, um ihren 
Anhang nicht zu verlieren. Sympathie für die Sowjetunion heucheln, aber die SPD, 
die Partei der Interventionshetze. nicht angreifeti wollen, sondern ntir über 
gelnde Parteidemokratie jamtnern. zeigen damit, daß sie zu einem wirklichen Kampf 
für die Verteidigung der Sowjetunion nicht gewillt und nicht fähig sind. Der Wiener

zur

man-

6 Zum Prozeß gegen die .Mitglieder des sog. Unionsbüro der .Menscliewiki im März 1931 vgl. Dok. 37, 
Anm. 3.

7 Nachdem es in den ersten .Monaten des .lahres 1931 zu zahlreichen Zwischenfällen zwischen 
japanischen und chinesischen Truppen tun die mandschurische Eisenbahn gekommen war. begannen 
japanische Truppen am 18. September 1931 mit der Beschießung von Mtikden und der Besetzung der 
-Mandschurei. Vgl. Schulthess 1931 S. 481. ln einem .4rtikcl im Vorwärts schrieh Peter Garwy am 
22. 9. 1931 über den chinesisch-japanischen Konflikt, daß der ..japanische Raubzug in der 
-Mandschurei " nicht nur China angehe, sondern vor allem die Interessen der Sowjetunion berühre. Es 
bestehe daher ..die große Gefahr“, daß ..Rußland die Hände nicht in den Schoß legen wird"". Bei 
einem Einschreiten der USA vermutete Garuy dann einen großen internationalen Konflikt. Er halte es 
deshalb für nötig, zu einer ..Lösung atif dem Wege der Verständigung"" zu kommen. Vgl. 
..Sturmzeichen im Fernen Osten. Imperialistischer Machtkampf um die .Mandschurei"", von Peter 
Garwv. Vorwärts Nr. 443 vom 22. 9. 1931.
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Kongreß der II. Internationale^ hat nicht an das Vi'ehtnoletariat zur Verteidigung des 
inoletarischen Staates appelliert, sondern an das Vieltkapital zur Rettung des 
deutschen Kapitalismus vor dein drohenden Bolschewismus. Der Frankfurter ADGB- 
Kongreß^' hat mit der Zustinmmng zur iNotverordnungspolitik des Faschisten 
Siegerwald, mit der Billigung der sozialdemokratischen Tolerierungspolitik zugleich 
die Kriegsrüstungen des deutschen Imperialismus gebilligt, deren Spitze sich gegen 
die Sowjetunion richtet.
Verteidigung der Sowjetunion erfordert daher atich hartmickinen Kampf innerhalb 
der reformisti.schen Gewerkschaften zur Gewinnung der Mitglieder für den politi
schen Massenstreik, der mit zur Dttrchkreuzitng der Kriegsmaßnahmen der Bour
geoisie ebenso notwendig ist, wie zur Organisienmg des revolutionären Auswegs aus 
der Krise.
6. Die deutschen Faschisten unter der Führung voti Hitler und Hilgenberg haben 
keine Gelegenheit versäumt, der imperialistischen Welt ihre Zuverlässigkeit als 
Landsknechte gegen die Sow jetunion zu beteuern, die Solidarität der kapitalistischen 
W elt im Kampfe gegen den Bolschew isnms zu predigen. Die Faschisten, die mit 
nationalen Phrasen gegen Versailles und Fot/nir|tlan tlie Massen irreführen, hetzen 
gegen die einzige Weltmacht, die tlen N'ersailler ^■ertrag niemals anerkannt hat, die 
allen unterdrückten \'ölkern das Beisiiiel der ..nationalen " Befreiung gibt. Auch 
innerhalb der faschistiseben Organisationen gilt es. lür die Solidarität der W erktäti
gen mit dem Arbeiterstaat, für deti gemeinsamen Kampf aller Ausgebeuteten und 
Unterdrückten gegen den W eltimperialismus für die Brandmarkung der faschisti
schen Landsknechte des Finanzka|iitals zu kämpfen.
7. Die .Mctualität der Kriegsgefahr itnd insbesondere der Inteiwentionsgefahr gegen 
die Sowjetunion wird auch an dem japanischen Kriegsüberfall in der Mandscburei 
deutlicb aufgezeigt. Dieser Raubzug gegen das chitiesische Volk kann jederzeit in

Interventionskrieg gegen die Sowjetmaebt oder in einen imperialistischen 
Weltkrieg Umschlägen. Völkerbund und Ae//og"g"pakt.diese von den Sozialfaschi
sten gepriesenen ..Friedensgarantien"^ beweisen ihre volle Unwürksamkeit. Der 
Schwindel der Abrüstungskonferenz des Völkerbundes, die im Frübjahr 1932 
stattfinden soll, ist daher von vornherein entlarvt.” Die einzige Macht, die ernsthaft 
den Frieden, die allgemeine Abrüstung will, ist die Sowjettmion. Aber erst nach der

einen

8 Kongreß der Sozialistischen .Arbeiter-lnlernationale vom 2.5. .Inli bis 1. August 1931 in ien. Der 
Kongreß befaßte sich vor allem mit der politischen und ökonomischen Lage in Deutschland sowie dem 
AbrüsUmgsproblem. Er verabschiedete eitte Entschließung, welche eine internationale Hilfe für 
Deutschland verlangte. In einer Resolution zur Wirtschaftslage wurde u. a. die Einführttng der 40-

der Banken und umfassende staatlicheStunden-lX oche. Sozialisierung der Schlüsselindustrien sowie 
Wirtschaftsplanung gefordert. Vgl. Schulthess 1931 S. 581 f.

31. .August bis9 14. Kongreß der Gewerkschaften Deutschlands (4. Bundestag des .ADGB
Verlauf tmd den Beschlüssen Schulthess. a.a.O.

vom
4. September 1931 in Frankfurt am Main. \"gl. zum
5. 192 ff.

27. .August 1928 abgeschlossen und zunächst von Deutschland.10 Der Briand-Kellug-Vakl wurde am
USA. Belgien. Frankreich. Großbritannien. Italien. Japan. Polen und der CSR unterzeichnet, dem 
Vertrag, der den Krieg als Lösung internationaler Streitfälle verttrteihe, trat am 6. 9. 1928 auch die 
UdSSR bei.

11 Die internatiotiale Abrüstungskonferenz des Völkerbundes begann am 2. Februar 1932 in Genf. Am 
6. Dezember w urde nach fast einjährigen A'erhandlungen auch Deutschland zur Konferenz zugelassen. 
V gl. dazu die Stellungnahme der KPD unten Dok. 84.
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iNiedersclilagung des Iinperialisimis fliircli den Sieu des Proletai iats in allen Ländern 
kann und wird das Proletariat die AX’alTen nieilerle<i;en.
8. Das Beispiel der Sowjetunion zeigt den einzigen Ausweg l’ür die verblendeten 
Massen Deutschlands: Sowjetdeutscliland. Die SPD hat die Frage aufgeworfen, ist 
Sow'jetdeutschland möglich'^ Vi’ir müssen zeigen, w ie Sow jetdeutschland zu verwirk
lichen ist. auch in Deutschland gab es IP18/1Ü1Ü Arheiterräte und ein bewaffnetes 
Proletariat. Niemand hätte ihnen die .Macht entreißen können, wenn nicht an der 
Spitze die Verräter der Bevolution. die .\o.sÄc-Soziahsten gestanden hätten. Die 
Nationalisierung der Banken und der Industrie ist iii Deutschland leichter möglich als 
in Rußland, wegen der hohen Entwicklung der ktipitalistischen Organisation. Die 
Werktätigen lassen sich auch uicht mit der Drohung einschöchtern. daß einem 
proletarischen Detitschland das .Vusland keine Lebensmittel liefern würde. Das 
kapitalistische Ausland w ird dem deutschen Kapitalismus hakl nichts mehr liefern, 
weil er immer mehr zahlungsunfähig wird. Das proletarische Deutschland wird die 
mächtige Llnterstötzung der Sowjetunion finden. W enn sich Sowjetrnßland gegen die 
Interventionisten behaupten konnte, so wird ein sozialistischer Block von Ost- und 
Mitteleuropa in einer Zeit der schwersten Zersetzung der Kapitahnacht fMatrosen- 
meuterei der britischen Flotte)'■ sich hundertmal leichter belum[)ten können.
9. Die Frage: russische oder westeuropäische Methoden des Klassenkamid’es. die in 
der .Arbeiterbewegung seit etwa 2-ö .Iahten diskutiert werden, ist durch die Pra.xis 
entschieden. Die ..deutsche" .Methode des Kuhhandels, der rein gewerkschaftlichen 
und parlamentarischen .Arbeit, der Koalitionspolitik führen zu .Massenhunger und 
Faschismus. Die russischen .Methoden. .Massenstreik, uinersölmliclier revolutionärer 
Klassetikampf führen zum Sieg des Proletariats, zum Triumph des Sozialismus.
Die bürgerliche Demokratie, die verschleierte Diktatur der Bourgeoisie, wandelt sich 
immer mehr in die offene Diktatur, in den Faschismus um. Die proletarische 
Demokratie, die Diktatur des Proletariats, hat .Millioiieii .Menschen zu einem freien 
schöpferischen Leben, zur Leitung von Staat und W irtschaft geführt.
10. In Deutschland Niederlage auf Niederlage der .Arbeiter, weil die .Mehrheit des 
Proletariats der reformistischen Partei folgt, in Rußland Sieg auf Sieg, weil das 
Proletariat einheitlich und geschlossen der revolutionären Führung der bolschewisti
schen Partei folgt. In Deutschland führt der Verrat am .Mar.xistutts. am Klassenkampf 
zur Preisgabe aller proletarischen Interessen vom -1. .August 191-1 bis zur .Notverord
nung vom 5. .luiii 1981.'* ln Rußland siegte die .Arbeiterklasse, weil ihre führende 
Partei unbeugsam und unbeirrt den (irmidsätzen des .Mar.xisiiius unserer Epoche, des 
Leninistnus folgte. .Nur unter einer revolutionären Führung einer marxistischen 
Partei, nur auf dem Wege Lenins wird das deutsche Proletariat siegen.
11. Seit einem .lahrzehnt hetzen die Reformisten gegen die ..Spaltung im .Aufträge

12 Die urn 2.5. .Augu.st m.'tl üt'bililete Koulitiiin.siefiierung Englands niuer Premier .l/ocDo/ioW ordnete 
am 9. September nmlängreiche Stenererhöliimgen und SparinaKnahmen im Staatshaushalt an. Eine 
in diesem Zusammenhang angeordnete Soldkürztnig l'iihrte zu einem Streik der .Matrosen der 
britischen .Atlantik-Flotle. so dal.< am 16. Se()temher bereits begonnene Manöver abgebrochen werden 
mußten. \ gl. Scluilthess 19.31 S. 341. Ferner: ..Die Meuterei der englischen atlantischen Kriegsllotte“, 
Kl 12. .lg. Heft 33/34 vom 15. 9. 1931. S. 1452-1456.

13 Gemeint ist die Zweite Verordnung des Reichspräsidenten zur Sicherung von Vi irtschaft und 
Finanzen, vom 6. .luui 1931. RGBl. Teil I. Horkenhach 1931 S. 194 ff.
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Moskaus”. In der Sowjetunion ist die Arlieiterklasse luächtig. weil sie einig ist. Die 
Spalter der .Vrbeiterhewegung. die Anliäuger der Koalitionspolitik, die Metiseliewi- 
keii intrigieren int Atisland: in der Sowiettini(ui liahen sie keinen liitinuß. ln 
Deutschland bleibt die .Vrbeiterscliari solange gespalten, als ein Teil des Proletariats 
der Bourgeoisie, insbesondere ihren gelahrlichen Agenten, den Soziallaschisten, 
folgt. Ihre KainplTrart wird geschwächt, weil die SPD nicht den Kainpl des 
Proletariats gegen die Bourgeoisie orgiitiisierl. sondern ihren Kinfluß in der 
.Arbeiterklasse benutzt, tun die Politik der Bourgeoisie durcbzusetzen. Eine Einigung 
des Proletariats ;nd’der Grtuidlage einer rerorniistischen Orgatiisation ist untnöglich. 
Die Einigttng kann nur erfolgen aid'dein Boden des revolutionäreti Klasseitkainpfes, 
int Zeichen Moskatis. utiter der Eührting der KPD und RCO. Eitiheitslront des 
Proletariats von unten, in deti Betrieben, atif deti Stempelstellen, iin täglichen Kampf 
gegen die ka|)itahstischen .Angriffe tmd Easchismus. das ist der Weg zur ReUitng der 
Massen atts der Krise nach (ler rtissischen Methode, durch die die Bolschewiki das 
russische Volk atts dem Cretiel des imiierialistischeu Krieges herausgeführt haben. 
Das ist der \^ eg zum detitscheti Oktober.
Das sind die wichtigsten Gedanken, die in diesem .Iahte anknnpfend an alle aktuellen 
Tagesfragen, nicht nur in öffentlichen \ ersammlungen. sondern in den täglichen 
Diskussionen, in den Betrieben, an den Stempelstellen, in den Versammlungen der 
Massenorganisationen, überall, wo die W erktätigen zusatnmenkonnnen. propagiert, 
durch tatisende Betriebs-. Häuserblock-. Dorfzeittmgen tisw. verbreitet werden 
müsseti. Die Kampagne zum 7. .November muß in den Dienst der großen Einheits- 
frotitbewegung gestellt werden. Die Arlteiterschafl. die im Ofühl iler Solidarität für 
den proletarischen Staat einig ist. mtiß zum Kam|if für die proletarische .Macht, für 
die Sowjetorduuug iu Deutschland geeitügt werden. \'ersammhmgen. Diskussions- 
versammhmgen tnnl gegnerische Versammhmgen. in denen die Sympathie der 
.Massen ztir Sowielunion. zum Protest gegen Kiiegsrüstuugeu und Kriegshetze der 
Bourgeoisie, der Easchisteii itiid Soziallaschisten. sowie zur Schaltung von Einheits- 

Katnpf für die aktuelleit Tagesförderungen zur AN ahl von 
Delegierten nach der Sow ietunion iuisgentitzt werden.
AA ir feiern den rtissischen roten Oktober im Zeichen der Rüsttmg für den deutschen 
Oktober!
Das muß der Grtmdgedatike der November-Kam|)ague iu fliesem .hihre sein!

Die wichtigsten Piirolen zum 7. November:
Für die A erteidigtmg der Sow jettmioii — lür den Sttirz des Kapitalismus — für den 
sozialistischen .Ausweg atts der Krise - für Räte-Detitschland!
Kapitalismus ist Hunger. Easchismus und Krieg - Sozialismus ist Aulstieg der 
Alasseti. Ereiheit und Erieden!
Nieder mit den läschistischen und sozialfaschistischen Kriegshetzern — nieder mit der 
Notverordmmgs-Diktatur der ii/vV/tü/g-Regierung!
Es lebe die Diktatur des Proletariats - gegen die Koutrolle der AA'irtschaft durch den 
Ausbetiter-Staat. für die Kontrolle und Eeittmg der Produktion durch die Arbeiter
räte! Kapitalismits ist Daiiererwerbslosigkeit - nur 
Brot. In der Sowjetunion .Aufstieg der Bauern zti sozialistischem AA ohlstand - Ruin 
der Batiernw irtschaft im kapitalistischen Deutschland!

frontorgatien. ztnn

der Sozialismus gibt Arbeit und
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Werktätige Bauern sclilieBt das Kampfbündnis mit der Arbeiterklasse - Nieder mit 
den Bank- und Industriekapitalisten nnd Großagrariern. — Die Banken. Fabriken 
und Bergwerke in die Hände der .Arbeiterklasse, das Land den Bauern! Nur im 
sozialistischen Sowjet-Staat ist die Frau befreit — werktätige Frauen her zur roten 
Front! - ln der Sowjetunion sind die Arbeiter bewaffnet, darum sind sie frei und 
beherrschen das Land! — ln der Sowjetunion baut die Arbeiterjugend den Sozialis
mus aut. im kapitalistischen Dentschland soll sie Zwangsarbeit leisten oder 
verhungern! Folgt dem Beispiel des russischen Proletariats - Hinein in die Partei 
Lenins, in die KPD!
Durch die rote Eiidieit zum Sieg der Arbeiterklasse! — Der .Massenstreik war die 
mächtige Kampfwaffe der russischen Revolutionäre — rüstet zum .Massenstreik! — 
Sendet .4rbeiterdelegierte in das Land des sozialistischen Aidbaus — Werft die 
Lügenpresse aus dem Haus heraus - .Nur die kommunistische Presse berichtet die 
Wahrheit über die Sowjetunion!
Gegen wen baut Deutschland Panzerkreuzer'' Fordert Rechenschaft von den SPD- 
und ADGB-Führern! Es gibt nur einen gerechten Krieg, den Krieg der Ausgebeuteten 
gegen die .Ausbeuter! Kameraden, denkt an den Panzerkreuzer Poternkin und an die 
englischen Matrosen — die proletarische Solidarität w;ird die Welt befreien! 
Proletarier aller Länder vereinigt Euch!
Die kommunistische Internationale ist die Eührerin des Weltproletariats - Kämpft 
für die Einheit der Gewerkschaften auf dem Boden der RGO!
Wir feiern den russischen roten Oktober im Zeichen der Rüstung für den deutschen 
Oktober!

55.

28. 10.1931: Anweisungen des Sekretariats „über Streiks und Erwerbslosen-
Aktionen“

Records... T-17Ö, 300, 797500-797511: Polizeiliche Abschrift. Überschrift: ..Rundschreiben 
Nr. 14. .Anweisungen des Sekretariats über Streiks nnd Knvcrbslosen-.Aktionen.“

Inhaltsverzeichnis:
1. Die Eehren von Braunschweig 

11. Die neue Lohnabbauwelle
III. Streiks — die entscheidende P'rage unserer Arbeit
IV. Warum keine Streiks?

1. Mangelhafte Einheitsfrontpolitik
2. Schwäche an der innergewerkschaftlichen Eront
3. Unverständnis für die Bedeutung der Streikwaffe
4. Agitationspolitik statt Aktionspolitik
5. Mängel in der Streikrüstung
6. Ungenügende Kontrolle und Führung der RGO durch die Partei
7. Schwächen der Betriebsarbeit
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V. Streikkäinpf'e und Erw erbslosenhewefiimg
VI. Schwächen der Erwerhslosenhewegting und organisatorische Aufgaben 

VII. Die politischen Aufgaben der Erwerhslosenhewegung 
VIII. Verschärfter Kampf gegen den Nationalsozialismus 

IX. Stärkere Unterstützung des KJVD durch die Partei 
X. Vorbereitung der Bezirksparteitage.

I. Die Eehren von Braunschweig
Die Ereignisse in Bratmschweig geben der Partei ein lehrreiches Beispiel für die 
Erfolge und Schwächen in der Anwendung der Einheitsfrontpolitik.' In Braun
schweig ist es zum ersten Mal seit längerer Zeit gelungen, einen politischen 
Massenstreik von größerem Ausmaß durchzuführen. Sowohl der Massenstreik, wie 
die mit ihm verbundenen revolutionären Massendemonstrationen erwuchsen aus der 
entschlossenen Abwehr des faschistischen Terrors anläßlich der ///t/er-Tagung und 
standen ebenso wie diese Abwehraktionen der Braunschweiger Arbeiterschaft im 
Zeichen der revolutionären Einheitsfront, tlie sich im Kampf und zum Kampf gegen 
den Faschismus unter Führung der Kommunistischen Partei gegen den Widerstand 
der sozialdemokratischen Parteiführer und reformistischen Gewerkschaftsführer 
bildete.
Nur durch die Gewimiung der sozialdemokratischen Arbeiter für diesen Kampf, nur 
durch die Anwendung der Einheitsfrontpolitik im Sinne der Massenmobilisierung 
zum Kampf gelang die erfolgreiche Durchführung des politischen Massenstreiks. 
Dieser Erfolg in Braunschweig war zugleich das Ergebnis der systematischen Politik 
der Partei, die bereits im Frühjahr Itei dei' Führung des Wahlkampfes und der 
damaligen wehrhaften Massenaktion gegen den Naziterror anläßlich des Hitler- 
.4ufmarsches in Braunschweig, bei der 7’/;o7wo/t/(-Kundgehung während des Wahl
kampfes usw. einsetzte.‘ Diese Politik, in deren Durchführung sich zeitweilig 
Schwächen ergeben haben ( Versagen der Eandtagsfraktion bei der Verfechtung der 
kommunistischen Forderungen und der Entlarvung der SPD nach den Eandtags- 
wahlen)'*. fand ihre Fortsetzung im Volksbegehren gegen die Naziregierung'* und 
bildete die Grundlage für die jetzigen außerparlamentarischen Erfolge.

1 Am 17. und 18. Oktober 1931 fand in Brannscliweig das Reichstreffen der S.A statt. Bei den 
Aufmärschen der S.A kam es am 17. 10. zu Zusammenstößen mit kommunistischen Demonstranten, 
die zwei Tote und zahlreiche \ erletzte forderten. Die KPD rief darauf ihrerseits zu Demonstrationen 
und Proteststreiks der Betriebe auf. Diesem .Aufruf schlossen sich am 18. und 19. Oktober das 
Reichsbanner und die gewerkschaftlich organisierten Arbeiter an. so daß es zu gemeinsamen 
Kundgebungen gegen die S.A kam. Vgl. RF Nr. 185 vom 20. 10. 1931.

2 Während des IX ahlkampfes zu den Kommunalwahlen in Braunschweig, die am 1. März 1931 
stattfanden, veranstaltete die S.A am 22. Februar einen Fackelzug durch Braunschweig. Trotz des 
V erbots einer von der KPD angekündigten Gegendemonstration kam es dabei zu Zusammenstößen 
zwischen der SA und KPD. Vgl. ..Rote Fahnen über Brannschweig'Ö ff/’Nr. 46 vom 24. 2. 1931. Am 
27. Februar veranstaltete die KPD ihrerseits eine Wahlknndgehung. auf der Ernst Thälmann sprach. 
Thälmann kündigte dabei auch für Braunschweig ein Volksbegehren der KPD zur Auflösung des 
Landtages an. V’gl. '^Thälmann in Braitnschweig”, M Nr. .50 vom 28. 2. 19.31.

3 Zum Ergebnis der Kommunalwahlen in Braunschweig und der Haltung der KPD im Stadtparlament 
von Braunschweig vgl. oben Dok. 39. Punkt 7 sowie ,Anm. 4 und Anm. 31.

4 Das von Thälmann angekündigte V’olksbegehren zur .Auflösung des Landtages in Braunschweig wurde 
17. März 1931 bei der Regierung Braunschweigs beantragt. Vgl. Schulthess 1931 S. 81. Die KPDam
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Die Lehre von Braiinscliweii;: Die Liiiheitsrroiitpolitik darf niclit losgelöst von den 
Lainpfaufgahen betrieben werden, niclit parleilniclnnal.sig und engberzig iin Sinne 
einer soförtigen Verscbinelzung geführt werden, sondern anknüpfend an die 
konkreten Kampfe als Methode der Mobilisiernng zum Kampf und im Sinne des 
Zusaminengebens heim Kampf.

II. Die neue Lobnahbauwelle
Die Ilimgeraktion der deutschen Bourgeoisie gegen das Proletariat und alle 
Vi erktätigen. der \ erstich, die Lasten der Krise und der 1 rihute iles kapitalistischen 
Deutschlands und des internationalen Finanzkapitals auf die .Massen des schaffenden 
\ olkes ahznwälzen. nimmt im Zeichen der zw eiten /f/v'ün'/ig-Begiernng. ’ Hand in 
Hand mit der gesteigerten Faschisierung der Herrschaftsmethoden iler Bourgeoisie. 
N’erstärkt ihren Fortgang. Im .Mittelpunkt der Ilimgeraktion steht die neue W eile des 
Lohnahhatis. die sich bereits wieder in einer Reihe \on Tatsachen widerspiegelt: 
lOprozentiger Lohnrauh in Mansfeld durch freiwillige X’ereinharung der Refonnisten 
und Cdiristen mit dem Lüiternehmerinm; Lohnrauh hei den Hafenarheitern. an den 
Berliner-Metallarbeitern, den Lisenhahnern und Omeindearheitern in Deutschland. 
Die Methoden, tnit denen die Bourgeoisie den Lohnrauh durchführt, sind vielfältig 
und zeigen, besonders in letzter Zeit, neue Formen des .\ngriffs. Seit 1P28 zeigen sich 
folgende Stufen des Lohnahhaus:
1. Abbau der ühertarinichen Löhne.
2. Abbau der Tarinöhne.
3. Betrieblicher Lohiiraub durch \ erändermig der .Vkkordsätze. Kürzung des 
Urlaubs und sonstige Schmälerungen tler Rechte itiitl Linkünfte der .Arbeiter.
4. Schnellgerichtsverfahren mit Hilfe der .Notverordnung. Linsetzung von 3-.Männer- 
Kollegien usw.
5. Arbeitsgemeinschaftst erhandlungen mit dem Ziel der N'eränderung des Tarifrech
tes zuungunsten der .Arbeiter: Linführung der teilweisen .Vbdinglmrkeit. d. h. der 
teilweisen .Außerkraftsetzung der Tariflöhne in den einzelnen Betrieben mit dem 
Recht, uiitertariniche Löhne bis zu 20 unter l'arif zu zahlen. Die ersten Schritte in 
dieser Richtitng wurden seitens der reformistischen Bürokratie in .Metall .Nordwest 
getan, wo der Tarifablanf durch freiwillige A’ereinbarung um zwei .Monate vorverlegt 
wurde.
6. Lange Arbeitszeit trotz Krise und Lrwerlislosigkeii ( erneut 8-Stnnden-Schicht im 
Bergbau: bis zur 52- und -ö-t-Stunden-W oche*' in der Hüttenindustrie).
7. Senkung des Lohnniveaus der .Arlieilerklasse neben dem direkten Lohnraub durch 
Abbau und \ erschlechterung der Sozialversicherimg. Umwandlung der Erw'erbs- 
loseiumterstützung in Naturahmterstützung. Zertrümmerung der Kranken- und 
In\ahdenversicherung. geplante Litpiidieruug der Kna|)pschafts\ersicherung.

wollte auf diese \\ eise die nalionalsozialistiselie Regienuiitsheteilijxung tles Ministers Franzen zum 
Rücktritt zwiiifteii. .\ucli erlolfrreicliein \ olksheeelireii fand der \ iilk.senlscheid am l.ö. November 
1931 statt. Die abgegebenen 41289 ,|a-Stimmen reiclilen jedocli nicbl zur erforderlichen Mebrheit. 
Vgl. /y .N’r. 209 vom r. II. 1931.

.5 Zur Kabinettsumbildtmg am 7.-9. Oktober 1931 vgl. Dok. .Ö3. .\nm. I.
6 In der t'orlage irrtümlich: 32- und .ü4-.Sttmden-\Voche.
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8. Eiiifülirunfi des Ardm/jer-Systems. d. h. reeelinid.siiie Auswecliselung der Betriebs- 
arbeiler gegen Erwerlislose. Drolniiig mit Stillegung tind Massenentlassungen. 
Herbeirülirung tarinosen Zustandes. ,\nrstellnng nberliolier Fmdernngen. um den 
Rerormisten das .Manöver eines Herabliandelns des Lolmranbs anl das Maß zu 
ermöglichen, das in irkliclikeit von .Vtilang an seitens der Unternelnner geplant 
war. Gegenseitiges Ausspielen von Teilen der Belegschaft gegeneinander nsw. usw.
.Angesichts der Tatsache, daß die neue 
ohne daß es liisher in nentienswertem Maße gelungen ist. den Unternehmerangrilf 
abznschlagen. muß die Partei in den .Mittelpunkt der .Arbeit den Oimdsatz .stellen;
A^'ir haben die Pllicht. die Fntwickhmg zu 
abztischlasen. um der Gegenoffensive des Proletariats den Weg zu bahnen!

III. Streiks - die entscheidende Frage unserer Arbeit!
ln seiner Regiernngserklarnng nn Reichstag stellte der Reichskanzler Z)r. Brüning 
Haii[)t]jrogramm seiner Regierung lest, durch ..elastische laktik" die Folmkurzung 
und sonstige Senkungen des Febensim eatis der .Massen durchzuluhren. ohne daß es 
zu größeren Streiks gekommen sei. Diese laktik will Brüning auch tiir die Zukunft 
anwenden und er begrui.st es vor allem, daß es zu keiner F i n h e 11 s 1 ro n t dei 
.Arbeiter gekoniinen ist.
Gegenüber diesen .Äußerungen des Klassenfeindes muß die Partei völlige Klarheit 
darüber schaffen, daß als Maßstab für unsere Fntwicklung nicht nur organisatori
sches W achstum und zahlenmäßige Frfolge der Partei gelten dürfen, sondern vor 
allem unsere Fähigkeit, die Kämpfe des Proletariats auszulösen und zu führen.
Die große Schwäche der Partei, die sich in der mangelhaften Organisierung 
Streiks ausdrückt, gewinnt doppelte Bedeutung angesichts der entscheidenden Rolle, 
die dem Streik in der gegenwärtigen Etappe der Fntwickhmg zur revolutionären 
Krise zufällt. W irtschaftliche und politische Streiks sind heute das wichtigste Mittel 

A erschärfung der Krise, deren Einsatz das Tor zu höheren Formen der 
revolutionären Fntwickhmg zu öffnen \ ertnag.
Die schärfste .Anwendmig bolschewistischer Selbstkritik ist deshalb m der Frage der 
ungenügenden Führung von Streikkamplen durch Partei und RGO notwendig, wenn 

re\’olutionäre Pflicht erfüllen und der Partei helfen wollen, diese 
Hauptschwäche der .Arbeit möglichst schnell zu überwinden. Denn in 
des Fehlens von Streiks drückt sich zugleich eine ungenügende \ erbindung der 
Partei und ihrer einzelnen Einheiten mit dem Massenleben der .Arbeiter aus.

IV. Warum keitie Streiks?
1. Mangelhafte Finheitsfrontiiolitik
Das Hauptinoblein bei der Beantwortung der Frage nach dem Fehlen von Streiks 
sind die Mängel in der Anwendung der Fitiheirslidnt|)ohtik. Streiks zu führen, ohne 
die sozialdemokratischen und freigewerkschaltlichen .Arbeiter dafür zu gewinnen, ist 
un möglich. Das entscheidende Hindernis für die Auslösung von Streiks ist deshalb

Fohnratiliwelle bereits wieder eingesetzt hat.

verändern, die Offensive der Bourgeoisie

von

zur

wir unsere
der Tatsache

7 Vgl. den Woiilaul der Regicruiigserkläniiig Rriinings zur Iteirlislagserolliiuiig am 1.1. Oktober 1931 
in Schultliess 1931 S. 231) 11'.: Horkenbacli 1931 S. 330 1.
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die Mauer, die sicli zwisclien den vom Reformismus beherrscliten Arbeitern und der 
revolutionären Arbeitersclial't erbebt.
Jede Schwäche in der Anwendung der Einbeitsfi'ont|)olitik ist darum zugleich ein 
Hemmnis für die Auslösung und Führung von Kämpfen und Massenbewegungen. 
Hier gilt es. die Lehre von Braunsebweig anznwenden: überall, wo es gelang, die 
Einheitsfront der kommunistischen und sozialdemokratischen .Arbeiter für den 
Kampf, anhand konkreter Frageti wirtschaftlicher oder politischer .Natur herzustel
len. dort kam es zu Streiks. Das gilt für Bratmschweig in der Frage des politischen 
Massenstreiks, das gilt für Datizig in der Frage des Hafenarbeiterstreiks, das gilt für 
diejenigen Gruben des Rubrgebietes. iti detieti es .Anfang Oktober zit .Abwebrstreiks 
gegen den Lobtiraub kani.^
Lhngekelirt kann die Einbeitsfrontpohtik keitie etitscheidenden politischen Erfolge 
von wirklicher Daiter zeitigen, wenti sie tiiclit als .Mittel zur Eührnng von Kämpfen, 
sondern allein politisch-agitatorisch atigewatidt wird.
2. Schwäche an der iiinergewerkscbafthcheti Eront
Den .Mätigeln iti der Einheitsfront im allgetiieinen etitspricbt die Schwäche der 
Massenarbeit innerhalb der refortiiistisclieti (iewerkscbalteti. So wie die SPD als 
Partei die soziale Hauptstütze der /J/'ü/tf/tg-Regiermig darstellt, ohne die die 
/Jrün//ig-Diktatnr tiiclit e.xistieren koinite, so litldet der .AD(^B als Bretiisblock gegen 
den Klassenkampf der .Arbeiter eitle der wichtigsten \\ affeti der Bourgeoisie. Die 
gleiche Entwicklimg zur Krise wie in der SPD kattti sich auch itii ADCB \ollziehen. 
Utisere .Aitfgabe ist es. das wachseiule Mißtraneti der freigewerkscbafthcheti .Arbeiter 
gegen den ADGB uiiizimiünzen in A'ertrauen zur R(A). Das ist aber nur durch eine 
wirkliche Durchführung der W enditng zur stärksten Arbeit intierhalb der reformisti
schen Gewerkschaften tnöglich. Lüiter der Fragestelhmg: .Arbeitergenieinscliaft mit 
deti Utiternehtnern oder Einheitsfront der .Arbeiter für den Klassenkampf? tnuß es 
gelingen, die Kani|)fgetiiein.schaft mit deti freigewerkschaftheben Arbeitern gegen 
deti AVilleti der refoniiistischen Bürokratie herzustelleti. Hierbei gilt es. unter 
A erlegung des Schwergewichts auf die Betriebe, nette .Metbodeti zu suchen und 
überall anzuwenden:
.Aufstellung konkreter Forderitngen iti den freigewerkscbaftheben Belegscbaftsver- 
satnnilungen und den Gewerkscliaftsx ersammlungeti i itisliesotidere attcb durch die 
von uns beberrschteii Kartelle utid Ortsausschüsse, z. B. iti Thüringen und Sachsen). 
Gemeinsame Mitgliederversammlungen mit der RGO.
Streikbeschlüsse ittid Beschlüsse für das Kampfliündnis tiiit der RGO. 
Ztisammetigeheti der freigewerksebaftheben und RGO-Betriebsräte (.Abhaltung 
genienisanier Belegschaftsversatiiniluttgeti'.
A eranstalttmgen xon Oppositionskotiferetizeti freigewerkschaftheher Funktionäre 
und Betriebsräte nach detn Beispiel von Ruhrgebiet tttid Berhti.
Die Differenzen, die vielfach noch zwischen tttis utid den freigewerkschafthcben bzw. 
sozialdemokratischen .Arlieitern liestehen utid nicht von hettte auf tnorgen überwitn- 
den werden können, dürfen kein Hindernis für unsere ttnertiiüdliche und geduldige

8 Zu den Streiks in Danzig und ini Rnhrgcitiel vgl. Dok. öd.
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Arbeit bilden, um die Einheitril'roiU im Kampf gegen Unternehmeroffen.sive und 
Faschismus lierzustelleu.
Völlig unzulässig sind die stellenweise aufiretenden Tendenzen, anstatt der zähen 
revolutionären (Jppositionsarbeit innerhalb der reformislischen Gewerkschaften den 
bequemeren Weg zu gelten und die Arbeit an der innergewerkschaftlichen Front 
unter scheinradikalen und illusionären Losungen zu liquidieren. Solche Tendenzen 
sind z. B.: ..Zerstörung der reformistischen Gewerkschaften", schematische Parolen 
auf isolierte Sperrung der .Mitgliedsbeiträge. evtl, sogar nur betriebsweise usw. 
Flierher gehört auch die vorzeitige Gründung lebensunfähiger kleiner roter Ver
bände. ohne genügende Massenbasis (Gründung eines ..Roten Fabrikarbeiterverban
des“ durch den Betrieb .\gfa Berlin).

3. Unverständnis für die Bedeutung der Sireikw ;iffe
Ein weiteres Hemmnis für die Auslösung von Streiks bilden Stimmungen einer 
gewissen Spontanitätstheorie, die anstelle einer systematischen Kampfrüstung ein 
bloßes .Abwarten auf Aktionen der Masse setzen, welche ..eines Tages" automatisch 
beginnen sollen.

Hierher gehören auch Stimmungen einer 
Perspektive der Partei und tlen Grundsätzen des Leninismus in der Linie, daß 
..Streiks überflüssig seien, da die Revolution vor der Tür stehe". Demgegenüber gilt 
es. mit aller Schärfe festzustellen, daß das \olle .Ausreifeu der \'oraussetzungen einer 
revolutionären Krise in Deutschland keineswegs lediglich aul Grund eines objektiven 
Prozesses ökonomischer Natur, unabhängig von den Massenkämpfen des Proletariats 
erfolgen kann, daß vielmehr
die Auslösung und Führung von Streiks und Massenkämpfen der Arbeiterschaft eine 
unbedingte \ oraussetzung fiir die weitere Entfaltung der revolutionären Entwick
lung bildet.

scheinradikaleii .Abweichung von der

4. Agitatiouspolitik statt .Aktionspolitik
Ein weiteres Hemmnis bei der Streiki üstung bildet die zu starke Einstellung 
Arbeit bei den Massen auf .Agitation und Projiaganda statt auf die Auslosung und 
Eührung von .Aktionen. W ie bei der .Anw endung der Einheitsfrontpohtik gilt dies 
überhaupt für alle Gebiete der Massenaiiieit. Selbstverständlich ist es notwendig, die 
Rolle des Reformismus für die .Abwürgung oder Verhinderung der Kämpfe des 
Proletariats vor den Massen zu entlarven. Selbstverständlich darf auch auf dem 
Gebiet der Agitation und Propaganda keine Abschwäclumg. sondern muß eine 
Verstärkung eintreten. So. wie wir anläßlich des Eeipziger SPD-Parteitages und 
Frankfurter .ADGB-Kongresses vor den breitesten .Massen die SPD und den ADGB als 
Hauptstützen des Kapitalismus, als Arzt des Kapitalismus entlarvten, so muß dies 
auch bei den gegenwärtigen höheren bormen der sozialdemokratischen .Arbeitsge- 
meinschaftspohtik mit der Bourgeoisie im deutsch-französischen \\ irtschaftsaus-

unserer

9 Vgl. dazu Dok. 50.
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scluil.s.'" iin staiidiffeii w iitS( liari.s|»oliiis( li(‘n Beirat der Heielisregieriiiig und In der 
neuen Arbeitsgenieinselial't uiUev I/iiulenbiirg!) X’orsiiz" geselielien.
.4ber Entlarvung allein genügt nüdit. tun die Liquidierung des Masseneinnusses der 
SPD und des Kerorinismus zu erreieben. Agitation und Propaganda muß im Dienste 
des Ivarnpl'es stehen!

5. Mängel in der Streikrüsinng
Unsere .\rbeit zur Organisierung der Wirtsebaftskämjtfe trägt vielfach einen 
allgemeinen sebematiseben Obarakter. Die 1 Iau|)lmängel sind;
a ) Lüigenügende \ erlegung des Sebw ergewielils der gesamten Parteiarbeit auf die 
Betriebe.
b) Unterschätzung der Teilstreiks eitizelner Betriebe, jtassives Abwarten auf den 
..allgetneineti ' Streik, statt dttrcb J’eilstreiks zit breiteren Streiks vorznstoßen.
c) Keine konkrete Streikorgatiisiernng attf der Basis der besotideren Fragen und der 
Kampfesforderungeii der einzelnen Betriebe.
d) Mecbaniscite Streikpropagatida. statt kotikreter Streiktaktik, die die vielfachen 
Etappen in der Streikrüstutig. von den ersten Protestresohttionen bis ztir Auslösung 
des Streiks selbst berücksicbtigt.
Diese Scbwäcben in der Organisierung des Katnpfes. die sieb beitn Bergarbeiterstreik 
itn Rubrgebiet zeigteti. ergelteti sieb auch bei der \'orbereitung des .Metallarbeiter
kampfes zit Berliti.''

6. Eüigenügende Kontrolle und Fübrutig der RGO dureb die Partei.
Die R(X) weist in ihrer .Arbeit noch größte Scbwäcbeti ani'. Ihre eigene Rolle, ihre 
selbständigen .Methoden sind tioeb ungetiügend entwiikelt. Ihre .Arbeit in den 
Betrieben entspriclit noeb tiicbt detn zablentnäßigen .Vtiwacbseti ihrer Betriebsgrup
pen. Die Partei darf diesen Scbwäcben gegetiftber nicht passiv bleibeti. .\ebeti der 
falschen und gefäbrliclien Teiidetiz. die Frage der W irtscbaft.skäm|)fe der R(X) zu 
..überlassen", treten auch \ ielfacb Erscbeitnmgeu einer imgenügendeti Kontrolle utid 
fübrutig der RCO seitens dei- Partei auf. \ olle Klarheit tniiß darüber bestehen, daß 
die Partei durch ihre Fraktionen verantwortlich für die Entwicklung der RGO 
politischen und organisatorischen Zentrum der revolutionären Gewerkschaftsbewe
gung in Deutschland ist.

zum

10 Bei <lem Treffen z\vi.selien Reich.'jkanzler Brüning uinl .\nl.seiiininister Curlln.s rnil Her franzö.sisehen 
Regierung am 18. iniH 10, luli 1031 in l’ari.s » nnle Hie Eiirselziing eines Hentsrh-französischen 
M irlseliaflsausschiisses zur Klärung slrilliger Fragen l)esclilossen. \'gl. .Sclnillhes.s 1031 S. .37.3 f. Die 
Heinsclien .MilglieHer ilieses .Anssehnsses trafen sich am .3, .\o\eml)er 10.31 zur konstitnierenHen 
Sitzung. \ gl. Sclmhhess a.a.O. S. 2-1.3 f.

11 In einem Schreihen vom 1.3. Oktober an Reichskanzler ßrünf/tg regte ReichspräsiHent Hindenbnrg die 
BilHung eines Vi irtschaftsheirates Her Reichsregierutig an. Her das ..gesamte Oehiet Her wirtschafls- 
unH finanzpolitischen Probletne“ heraten itnH Her Reichsregiennig \Drschläge unterhreilen sollte. \ gl. 
Schulthess 1031 S. 220 f. Dieser irtschaftsheirat konstituierte sich unter Hem \ orsitz Hindenhurgs 
am 20. Oktober 10,31. \'gl. Schnithe.ss S. 2-t4.

12 lA ahrscheinlieh ist iler .Streik Her Rnhrbergarheiter vom 2.-0. Jantiar 10,31 sowie Her Berliner 
Metallarbeiter-Streik vom Oktober 1030 aetneint. Im Text müßte es Hann heißen: ..ergaben sich". 
\ gl. zu den Streiks: CHA S. 208 ff.
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Die Fraktionen innerliall) der RGO müssen \on innen und die Betriebszeilen von 
außen der RCO und iliren Betriel)sf;ru|)|)en bei der Frfüllunf; ilirer Attl'gaben der 
sell)ständi<;en Kampreslülirunp bellen und dann beitragen, tlie eigenen Metboden der 
RCO zu entl'alten. Insbesondere ist aucb die Fnlwiekltmg der Roten \ erbande von 
der Fraktionsarlteit der Komiministen abliängig. Unsere Fraktionen müssen in den 
Roten \ erbänden die lnitiati\e von unten entlalten. neue Kaders für die Massenar
beit gewinnen und die Roten V erbände zu w irklicben Führern der Arbeitermassen 
gestalten. Der stärkste Finsatz der roten Betrieltsräte bei der V orbereilung der 
Kämpfe und bei der Unterstützung der R(i() ist gleichfalls unerläßlich.

7. Schwächen der Betriebsarbeit
Die Arbeit der Betriebszellen der Partei trägt durcb ihre Mängel gleichfalls zu 
unserem Tempoverlust in der Frage der W irtschaftskämpfe ttnd politischen Massen
streiks bei.
Alle Kräfte tmserer Partei müssen noch entschiedener auf die Betriebe und vor allem 
auf die Großbetriebe konzentriert werden. Das innere Leben der Betriebszeilen muß 
gesteigert und politisiert w erden. In der .\rbeit der Betriebszellen fehlt die erforderli
che Linsteilung auf den Kampf, .\tich hier trägt die (iesamtpartei die Verantwortung. 
Die Lntwicklung einer konkreten Streiktaktik seitens der Zellen, die den speziellen 
Betriebsverhältnissen angepaßt ist und durch besondere betriebliche KampHorde- 
rungen die Massen mobilisiert, kann nicht ohne Hilfe der Parteileittmgen für die 
Zellen erfolgen. Zumal angesichts der Säubenmg der Betriebe von bekannteren 
kommunistischen Funktionären seitens der Unternehmer, gilt es. den jüngeren 
Llementen des re\olutionären Nachwuchses durch den .Aufbau des Instrukteursy
stems entscheidend zu helfen. Die Partei muß lernen, für jede Industrie neue 
.Methoden vielfältiger .Art anzuwenden und die Fähigkeiten der .Massen selbst bei der 
Vorbereitung und .Auslösung der Kämpfe weitgehend zu entfalten. Unsere stärkste 
.Aufmerksamkeit und läiterstützung muß den RGO-Betriebsgruppen gelten, um sie 
zu Kampforganen des Betriebes zu macben.

V. Streikkäinpfe und Lrw erbsloseubewegung
In engster Verbindtmg mit der Frage der Streiks der Betriebsarbeiter steht die 
.Aufgabe der Organisierung der Lrw erbsloseubewegung. In der Herausarbeitung 
einer breiten und aktiven selbständigen Lrwerbslosenbewegung sind in der letzten 
Zeit starke Fortschritte zu verzeichnen. Diese gilt es zu erweitern. Zwischen den 
Aktionen der Lrwerbslosen und der Betriebsarbeiter vollzieht sich eine dauernde 
\V echselwirkung.
Mit der stärkeren Organisierung der Lrw erbslosen. mit der Steigerung ihrer Aktivität 
erhöhen wir zugleich die Streikfähigkeit der Betriebe.
Ztir Beseitigung der scbwachen \ erbindung zwiscben Lrwerbslo.senbewegung und 
Betriebsbelegschaften sind folgende Maßmihmen notwendig:
a) .lede .Aktion, auch die kleinste Teilaktion der Lrwerbslosen. muß ihren Vi iderhall 

Betrieb finden. .Alle Parteigenossen und roten Betriebsräte sind verpnicbtet. im 
Betrieb und bei Belegschaftsversammhmgen die Kämpfe der Lrwerbslosen 
Diskussion zu stellen und gemeinsame Organisiertmg des Kamples sowie gegenseitige 
V ertretung zwischen Betriebsarbeitern tmd Lrwerbslosen herbeizulühren.

im
zur
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b) Bei der Streikvorbereituiif; der Betriebsarbeiter iiiiissen die Erwerbslosen durch 
gegenseitige V ertretung der Kampfleitungen und Erwerbslosen-Ausscliüsse stärker 
herangezogeti werden.
c) In allen Kamplforderungen der Betriebsarbeiter sind, nach den konkreten 
örtlichen Verhältnissen, die Eorderungeii der Erwerbslosen mit zu berücksichtigen, 
um eine politische Basis für die Mobilisierung der Ei-werbslosen zur Streikunterstüt
zung zu schaffen.

V I. Schwächen der Erwerbslosenbewegung und organisatorische Aufgaben.
E I rotz ständig steigender Arbeitslosenzahl und verschärftem Angriff auf die 
Lüiterstützungen ist. ungeachtet organisaiorischer Eortschritte. die Auslösung großer 
Massenbewegungen der Erwerbslosen bislier nicht gehmgen. Wie bei der Erage der 
Streiks der Betriebsarbeiter ist diese Schwäche in erster Einie auf die noch 
mangelhafte .Anwendung der Einheiisfronljtolitik in der Erwerbslosenbewegung 
zurückzuführen. Alle Hemmungen, die der 1 lineinzielnmg von parteilosen, sozialde
mokratischen. christlichen und sogar nationalsozialistischen Arbeitern bisher entge
genstehen. müssen überwimden werden. Die Cesatntpartei muß aitf die entschei
dende Bedeutung der Organisierung der selbstätidigen Erwerbslosenbewegung 
eingestellt werden. Alle Farteizellen sind xeipnichtet. ihre erwerbslosen Mitglieder 
zur Initiative bei der Orgatiisierutig der Erweiitsloseti-Aitsschüsse anznhalten und zu 
kontrollieren.
2. Zur Sicherung der politischen l'ülirimg der Erwerbslosenbewegung durch die 
Partei müssen die Kommunisten an jeder Stetnitelstelle. Arbeitstiachweis und in den 
Häuserblocks usw. zusammengefaßt und laufend politisch informiert werden. Die 
Durchsetzung der politischen Linie der Partei iti der Erwerbslosetibewegutig durch 
Überzeugung der gesatnten .Vlasse der Erwerbsloseti kann 
erwerbslosen Parteimitglieder selbst nicht durch lörtnelle Unterordnung, sondern 
gründliche und kameradschaftliche Diskussion zur einheitlichen Vertretung des 
Standpunkts der Partei befähigt sind. Die Partei mitß sich bei der .Arbeit insbeson
dere auch auf die RGü-Erwerbslosengrttppen stützen.
3. Bei der Herausbildung eines Ineiteren Vertrauensletttekörpers 
Verbinditng zwischen dem .Vusschuß ittid der Gesamttnasse der Erwerbslosen, ohne 
den die Registrierung und schnelle .Vlobilisiernng der Erwerbslosen zu Aktionen 
unmöglich ist. muß die Partei größte -\kti\ität entfalteti ttml den Kader der 
Vertrauensleute stellen.
4. Gegenüber detn verschärften faschistischen Terror erfordert die Dttrchführung der 
Aktionen und Demonstrationeti der Erwerbslosen die Bildung von Schutzstaffeln der 
Erw'erbslosen unter der direkten Eeitung der örtlichen Vusschüsse auf der Basis der 
Einheitsfront. Auch hier tnuß die Partei wirksatnste Utiterstützung lei.sten. Die 
erwerbslosen Komtmniisten müssen die Träger der Sclnttzstaffelbewegimg sein.

erfolgen, wenn dienitr

besserenzur

VII. Die politischeti .Vufgabeti der Erwerbslosenbewegttng
Die wichtigsten Losungen zur Auslösutig voii Vktioneti der Erwerbslosen sind: 
Verschärfter Kampf utn VVinterbeihilfe. gegen Natnralverpflegimg. gegen PRicht- 
und Zwangsarbeit, gegen .Vlietwucber und Exmittierungen, gegen Senkungen der
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Unterstützungen, und besonders der Woldf'alirtsunterslützung. gegen den nationalen 
>S'interhilfsstlnvindel.
Für die Partei ergeben sich bei der Durchführung der Aktionen folgende Aufgaben:

an allen Orten aitf die Ei-werbslosenbewe-1. Einstellung der Kotninunalfraktionen 
gung. \ ertretinig von \\ interhiirs|)rograininen. die seitens der Kommunallunktio-

nicht tnehr lediglich als Sprecher für die Forderittigen der Erwerbslosen irn 
Parlament, sondern zttgleich als Organisatoren der Aktionen außerhalb des Parla
ments gerneinsatn mit den Erwerbslosen-Ausschüssen verlochten werden müssen.
2. Verpflichtung aller Parteigenossen zu aktivstem Attftreten als vorwärtstreibende 
Kräfte bei der Auslösung von Pllichtarbeiterstreiks und .Abwehrbewegungen gegen 
die Zwangsarbeit.

nare

Mieterstreiks als wichtigste Methode zur.3. Organisierung ttnd Diirchführiitig von 
Bildung der Einheitsfront zwischen Betriebsarbeitern und Erwerbslosen. .Angestell
ten. unteren Beatnten und verarmtetn Mittelstand. .Massenweise müssen diese 
Schichten zur gemeitisamen A erweigerung von Mietszahhtngen und V erhindex’ung 
von E.vmittierungen gewonnen werden.
4. Ohne .Abschwächung unseres grnndsätzlichen Kampfes gegen jede Naturahinter- 
stützung anstelle oder als Teil der Barimterstützimg. mttß die Partei bei .Massenspei
sungen seitens der Kommunen jede sektiererische Steihnignahme bekämpfen.

wo sie bestehen, ztt neuen Zentren unsererKüchen und Ausgabestellen müssen, 
revolutionäreti Massenarbeit utid zum Ausgangsptmkt von Aktionen für ausrei
chende Unterstützttngen und andere Forderungen gemacht werden. (Schalhing 
Küchenkommissionen auf breiter Grundlage und dergl. mehr.) Besondere Richtlinien 
in dieser Frage gehen den Bezirken in nächster Zeit zu.
5. .Auf Grund der konkreten örtlichen X'erhältnisse muß die Partei jeden .Anlaß zu 
Kampfbewegungen der Erwerbslosen, sei es in der frage der .Arbeitsbeschalfungs- 
pläne. in Fragen der .Arbeitsdienstpllicht oder bei den Selbsthilfevereinigungen, die 
von gegnerischer Seite aufgezogen werden, ausimtzen.
6. Stärkste Berücksichtigung der erwerbslosen Frauen, deren Beteiligung an der 
Ei'w'erbslosenbewegimg außerordentlich schlecht ist. obwohl sie bei Aktionen 
glänzenden Kampfgeist gezeigt halien. Die Partei muß für die Schaffung von frauen- 
Kommissionen bei den örtlichen .Ausschüssen zur Einliezieliung der Frauen in die 
Bewegung Sorge tragen. Das gleiche gilt für die erwerbslose Jugend. Zusamnienfas- 
send müssen die Parteileitungen darauf eingestellt sein, daß sie die \ erantwortung 
dafür tragen, die Erwerbslosen-Aiisscliüsse zu lireiten Einheitsfrontorganen und 
wirklichen Führern der Gesamtmasse der .Arbeitslosen aiiszugestalten.

von

VUI. A’erschärfter Kampf gegen den .Nationalsozialisimis
Die nationalsozialistischen \A'ahlerfolge. die Harzburger Tagung der sogenannten 
..Nationalen Opposition".''' die Braunschweiger Vorgänge, die stärkere Heranzie
hung der F/ü/cz-partei an die iJrn/nVig-Regierung und die wachsenden .Anstrengungen

13 Diese Richtlinien waren nicht zu enniuehi,
14 Ain 11. Oklnher 1931 trafen sich V crtreler iler .sog. ..nationalen (Ipposition" in Bad Harzburg, um 

sich zur Eroberung der politischen Macht im Reich ztt einer gemeinsamen Front zusaminenzust hlie- 
ßen. Dieser ..Harzhurger Front" gehörten neben den Nationalsozialisten. Deiitschnationalen. dem
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der .Nationalsozialisten in der Riclittin«; eines Einhrnchs in die Arbeiterklasse, 
machen es der Partei zur Pnichl. mit allen Ki iirten eine neue .MassenolTensive gegen 
den rascliismus zu entl’esseln.
Die -Nationalsozialisten als InnationsNerhrecher, die Nationalsozialisten als Verräter 
des nationalen Freiheitskampl'es. Die Nationalsozialisten als Arbeitermörder, als 
Streikbrucborganisatoren, als Scbutzgarde der Scliwerindustrie und der Großagra
rier. das sind die wiclitigsten politiscben Gesichtspunkte l'ür unseren Kampf gegen 
die /y/t/cqoartei.
Jede Parteileitung ist verpllicbtet, der sogenannten Hib-Aktion (Hinein in die 
Betriebe)' ’ der Nazis größte Anfmerksanikeii zu widmen, jedes Eindringen der .Nazis 
in die Arbeiterlront ^•erniclnend zurückzuscblagen und die Betriebe von .Nazizellen 
zu säubern.
Es zeigt eine große Schwäche unserer antifascbistiscben .Vrbeit. daß die Nazis 
vielfach an Stempelstellen ohne entschiedenste .\hwehr der Erwerbslosen Ehighlätter 
und .Materialien verteilen können, .\ngesichts der offensichtlichen Tendenz der 
Unternehmer, die Betriebe einerseits von Konnnunisien zu säubern, andererseits mit 
Faschisten aufzid'üllen. müssen wir unseren Kampf gegen den .Nationalsozialismus 
veiwielfachen. .Nicht nur zentral, sondern auch bezirklich tind örtlich mttß die Partei 
eine ernste Kam[)t[)ohtik gegen die .Nationalsozialistische Partei zur Entlarvung und 
Diskreditierung dieser Partei von den .Massen betreiben und damit die Grundlage 
schallen für die größtmögliche Entfältiing des ideologischen .Masseiikampfes 
Zersetzung der nationalsozialistischen Front.

L\. Stärkere Löiterstütznng ries K.l\ 1) durch die Partei 
In der .Arbeit des Kounnunistischen .lugendverbandes sind in letzter Zeit vielfach 
Schwächen und ein gewisser Tem|io\ erlnst zu \ erzeichnen. Alle Parteileitttngen, bis 
zur Zelle, tragen mit die \olle \’eranlwortung für die .Arbeit des .lugendverbandes. 
Die Parteileitungen müssen die Fragen der Jugendbewegung in ihren nächsten 
Sitzungen mit gründlicher Vorbereitung behandeln tmd alle .Maßnahmen zur 
sofortigen Unterstützung des K.D'D seitens der Partei treffen. Die wichtigsten Fragen 
sind hierbei:
E Stärkste Ausnutzung der Krise in der S.AJ."’
2. Konkreter Kampf für die Interessen und Eorderuugeii der Jungarbeiter. Lehrlinge 
usw. entsprechend den örtlichen und betrieblichen \'erhältnissen. Berücksichtigung 
der Jugend in der .Arbeit itnd beim Atilbau der BGO.

zur

Stuhllielm und dem Reirli.slaiidt)und auch einzelne Mitglieder der D\'P. der M irt.sehaftspartei. und <les 
.411deutsrhen \ erl)ande.s sowie l’erlreter der Sehwcrinduslrie und des .\del,s 
1 gl. die ..Kundgehung". Horkenbacli 19.31 S. 328 f.

15 .Mit dieser Taktik versuchte die NSD.-VP ilhcr ihre Betrieh.'.zellen-Organi.sation kommunistische 
Streikversuche zu unterlaufen und durch olleneti Streikhriich die Kotmntitiisten aits den Betriehen 
hinauszudrängen.

16 Nach der .41)S()altung der S.4P von der .SPD tretmte sich auch ein Teil der Sozialistischen 
.4rheitcrjugend von dem früheren l'erhatid und gründete den Sozialistischen .Ittgendverhand iS.n'j. 
\ ersuche des K,l\ D. die ahgespaltetteti Crttpiien für ilen Konimtitiismiis zit gewitmeti. seheiterteti in 
der Regel. \ gl. dazu: B. Torchland. Zur Entwicklutig der antimilitaristischen unil atitifaschistischen 
Opposition in den sozialdctnokratiseheti .Ittgetidverhändeti 1929-1933. phil. Diss. Greifswald 1965.

an.
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3. Mobilisieniiig der Arbeitslosen-.lugend durcli Einstellung aller Einheiten der 
K,|VD auf die Attfgabe. die Initiative ztir Bildung von Jtigend-Erwerbslosen- 
Konnnissionen bei allen Erwerbslosen-Ausscbüssen zu ergreifen.
4. Lhiterstützung der Kinderbewegung i.lungitioniere) seitens der Partei (Schul
streiks usw.). Schaffung ftesonderer Vierbekonnnissionen aus Parteigenossen ttnd 
Genossinnen zur Eiubeziehung breitester Schicbten der Arbeiterkinder in die 
Jungpionier-Bewegung. Einsetzung von Genossen, die zur Kinderarbeit befähigt 
sind, als Leiter.

X. Vorbereitung der Bezirksparteitage
Die innerparteiliche Durcharbeitung der Bezirke, die in engster Verbindung mit den 
Kampfaufgaben der Partei erfolgen nnd.S soll ihre Steigerung in der Vorbereittmg 
tier Bezirksparteitage erfahren.
Die Bezirksparteitage finden im Januar und Februar l‘)32 statt.
Sie müssen voll und ganz im Zeichen neuer Methoden der revolutionären Massenar
beit und erfolgreicben Überwindung der Schwächen mul .Mängel der Partei auf dem 
Gebiete der Einheitsfronti)olitik. der Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit, und damit 
im Zeichen der Streikführung und der Erwerbslosenaktionen stehen. Schon jetzt 
muß innerhalb der Partei Itei der Entfaltung schärfster bolschewistischer Selbstkritik 

Hebung der iimereti Aktivität tmd bei der Kursrichtung atif die Führung der 
Kämpfe des Proletariats, die \'orbereitutig der Bezirksparteitage eingeleitet werden. 
Die Bezirk.sleitungen. die Lhiterbezirksleitungen tmd die Zellen, besonders der 
Großbetriebe, müssen sich die Aufgabe stellen, bis zu den bevorstehenden Bezirks
parteitagen auf Grund der in der gesamten Partei zu entfaltenden Selbstkritik und 

.Mobilisiertmg tlie Schwächen zu litiuidieren und neue revolutionäre Erfolge

1"

zur

inneren 
zu erzielen.
Vor der Partei stehen angesiclils der \ ei'sehärfung der Krise und der Zuspitzung der 
Klassengegensätze die größten Atifgaben tmd die gröl.sten .Möglichkeiten. Größte 
Aufmerksamkeit und Hilfe tnuß die Partei der Arbeit unter den Mittelschichten, z. B. 
detn bevorstehenden Bauerntag am 15. .November und der Vorbereitung des 
Reichsbauernkongresses w idmen.
Der Klassenfeind geht im Zeichen der höheren Formen in der Durchfülmmg der 
faschistischen Diktatur, wie sie die zweite örü/tütg-Regierung repräsentiert. 
Einsatz itnmer neuer Resetwen gegen das Proletariat 
Die Sozialdemokratie, deren sozialfaschistische Politik mit der Tolerierung der 
zweiten ßrwnf/tg-Regierung weitere Steigerung erfährt, versucht zugleich durch 
Manöver wie die Btldung der sogenannten (^ewerkschaltsfrotit der reformistischen. 
christlitTen und sonstigen Bürokratie, die Massen zu täuschen und ihren Niedergang 
atd'zuhahen.

zum
vor.

17 Die Bezirksparteitage, die ursprünglich für'die Monate April-Mai 1931 vorgesehen waren ( vgl. Dok. 
37). wurden vom ZK wegen der ...Anspannung aller Kräfte der Parteiorganisation' für die grolJen 
laufenden Kampagnen " mehrmals verschoben und fanden erst Entle 1932 statt.

23. und 24. Januar 1932 in Berlin statt. Vgl.18 Der von der KPD organisierte Reichsbauerntag fand am 
dazu Gd.A S. 315.
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Die ,,Seydeivitz-Rosenfeld-Variei 
und sozialdemokratischen Arbeitern spielt vor allem unter der proletarischen Jugend 

gewisse hemmende Rolle bei der Bildung der roten EinheitslVont gegen Not und 
Reaktion.

als nette Mauer zwischen den kommunistischen

eine

Der Nationalsozialismus, der in seiner außerparlamentarischen Kampfkraft eine 
zeitlang einer Stagnation und Schwächung unterlag, wird durch die Wahlerfolge, 
mindestens vorübergehend, eine neue außerparlamentarische Belebung erfahren.'** 
Wenn die Partei in dieser Situation tmd angesichts der täglichen wachsenden 
Kampfaufgaben des Proletariats ihre Rolle als Führerin der Massen, als Organisator 
der Volksrevolution für ein sozialistisches Sowjet-Detitschland erfüllen will, muß sie 
vor allem fähig werden, die Kämpfe des proletarischen Alltags im engsten Bündnis 

der RGü zu organisieren und durch mächtige Streiks und Erwerbslosenaktionen 
den W eg für eine neue
mit

. höhere Stufe der revolutionären Entwicklung zu bahnen.
Mit kommunistischem Gruß! 
ZK-Sekretariat

19 Vgl. zu der am 2. Oktober 1931 in Breslau gegründeten Sozialistischen Arbeiterpartei Deui.st hlands 
(SAPD) Dok. 50.

20 Vgl. dazu die Wahlergebnisse der Kominunalwahlen in Braunschweig vom 1. .Vlärz. Dok. 39. .Vnin. 4 
und der Bürgerschuftswahlen in Hainburg am 27. September 1931. Dok. 53. .Vmn. 8.

56.

16. 12. 1931: .Anweisungen der Orgabteilung über die Aufgaben in der
Erwerbslosenbevvegung

B,4 R 134, Bd. 82, S. 231-243 und St.A Oldenburg, Bestand 136, Nr. 2893, fol. 506-511 v.; 
Polizeiliche Abschrift. I AN 2164 d/28. 1. Übersehrift: ..Rundsehreiben der Orgabteilung des ZK 

alle Bezirksleitungen und Redaktionen. Instruktionen über die .Vtifgaben der Partei in der 
Erwerbslosenbewegung.“

1. Die Bedeutung der revolutionären Erwerbslosenbewegung.
In immer schnellerem Tempo wächst unter den Auswirkungen der sich verschärfen
den kapitalistischen Krise das Millionenheer der Erwerbslosen. Dabei setzt die 
Bourgeoisie im Zusammenhang mit der Eohnabbauoffensive den Raubzug gegen die 
-Arbeitslosen fort. .Nachdem bereits die Versicherung so gut wie verniclitet. wird jetzt 
auch die vollkommene Beseitigung des noch fortnalen Bestandes der Arbeitslosenver
sicherung gefordert. .Nivellierung der Unterstützung auf der gesenkten Basis der 
W ohllahrtsunterstützung, Unterstützung in allen Fällen nur bei Bedürftigkeitsprü- 
ftmg. .Naturalverpflegung statt Barunterstützung ist das nächste Ziel. Dazu tritt die 
verschärfte .Anwendung der Zwangsarbeit und des „freiwilligen“ Arbeitsdienstes. 
Eohnraub und Ehiterstutzungsabbau stehen in enger W echselwirkung zueinander. 
Die verschärfte Anwendung der Zwangsarbeit, der „freiwillige“ .Arbeitsdienst, die 
Umwandlung desselben in allgemeine .Arbeitsdienstpllicht sind einige neue Methoden 
zutn weiteren Eohnraub an den Arbeitern.

an
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Dazu tritt der Verrat der sozialdemokratischen Führer und der reformistischen 
Gewerkschaftsbürokraten, die jetzt durch radikale Redensarten (Einführung der 
allgemeinen Arbeitslosenfürsorge) die Erwerbslosen vom Kampl um die Eorderun- 

der fferstellung der revolutioniiren Einheitsfront ablenken' wollen. Zu 
verstärkter Vorstoß der Nationalsozialisten, die eine breit

gen. von
gleicher Zeit erfolgt ein

gelegte Kampagne für den .Arbeitsdienst und für die faschistische Ideologie 
durchführen. Die Bourgeoisie begreift die ungeheure Gefahr, die das Ahlhonenheer 
der Erwerbslosen für den Bestand ihrer Wirtschaft und ihres kapitalistischen Staates 
darstellen und deswegen jetzt die vereinten Anstrengungen ihrer Hilfstruppen, 
die Erwerbslosen zu spalten und vom Kampf abzuhalten. Die gewaltige Bedeutung 
der Erwerbslosen im Klassenkampf des Proletariats verpllichtet die kommunistische 
Partei und alle Parteieinheiten, der Erwerbslosenbewegung jetzt mehr als je die 
größte Aufmerksamkeit zu widmen und den Kampf der Erwerbslosen zu organisie
ren und zu führen. In der Resolution der Prager Konferenz heißt es;^
„Alle diese Tatsachen stellen die kommunistischen Parteien und die rote Gewerk
schaftsbewegung in allen kapitalistischen Ländern vor große .Aufgaben. Nur die 
revolutionäre .Arbeiterbewegung (Kommunisten, Rote Gewerkschaften, revolutio- 

Gewerkschaftsopposition) die sich den Sturz der kapitalistischen Ordnung 
Ziel setzt, kann den Kampf der Arbeitslosenmassen für Brot und .Arbeit konsequent 
führen.“
2. Die Organisierung der Einheitsfrontbewegung und ihre poli
tische Leitung durch die Partei.
Der Kampf der Erwerbslosen im Rahmen des allgemeinen Kampfes der Arbeiter
schaft hat in der augenblicklichen Situation eine ungeheure Bedeutung. Mit allen 
Mitteln muß versucht werden, die .Absichten der Bourgeoisie, die Erwerbslosen 
untereinander zu spalten, die Verbindung der Kämpfe der Ei-werbslosen mit denen 
der Betriebsarbeiter unmögfich zu machen und ein Kampfbündnis mit den übrigen 
verelendeten Schichten zu verhindern, zu durchkreuzen. Die Herausbildung einer 
wirklichen Einheitsfront aller \X erktätigen und besonders die Herstellung einer 
wirklichen Kampfeinheit der bedrohten Erwerbslosenmassen in einer revolutionären 
Erwerbslosenbewegung unter selbstgewählten Eührungeii ist die Ausgabe des Tages. 
Der Charakter dieser Erwerbslosenbewegung wird in der Resolution des Vollzugs
büros der RGI vom .April 19.31 wie folgt umrissen:^
,,Die Erwerbslosenbewegtmg muß eine breite Einheitsfrontbewegung sein und so 
aufgebaut werden, daß sie auf die großen .Massen ohne Unterschied der politischen 
und gewerkschaftlichen Richtung die marxistische AA'erbe- und Anziehungskraft 
ausübt.

an

um

zumnare

..ablenken“ heißen.1 Im Text steht das \Tort ..aliliacken“. Dem Sinne nach kann es jedoch
2 Im August 1931 fanil in Prag eine Konferenz der Kominlern zur internationalen Erwerbslosenfrage 

statt. Die Konferenz, auf der Vertreter der kommunistischen Parteien und der Roten Gew'erkschaften
befaßte sich mit der Durchführung tier Komintern-Beschlüsse

nur

Europas und der US.\ anwesend waren, 
zur Arbeit unter den Eiwerbslosen, Die Konferenz beschloß eine Resolution zur Erwerbslosenfrage, die 
..die Organisierung der Kämpfe der Erwerbslosen“ als ..eine der zentralen Aufgaben der revohitiona- 

Cewerkschaftsbewegung“ bezeichnete. \'gl. Der rerulutionäre Propagandist Nr. 4. Material für 
Propagandisten. Die Prager Beschliisse über unsere Erwerbslosenarbeit und ihre prakti^he Auswer
tung, hr.sg. von der Bezirksleitung der KPD Berlin-Brandenburg. Records T-17.5, 294, 2791274 ff.

ren

3 Diese Resolution liegt nicht vor.
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Deshalb ist es notwendig, daß die revolutionäre Gewerkschaftsbewegung die 
Erwerbslosenbewegung mit allen Mitteln unterstützt und durch ihre Mitglieder auch 
gleichzeitig leitet. .4ber diese bdihruiig darf keine formelle sein.“
Diese Mängel watrden in den vergangenen Monaten in Deutschland bereits 
großem Teil behoben. In den Richtlinien des Reichsausschusses der Erw'erbslosen 
über die Neuorganisierung der Erwerbslosen heißt es:'*
..Alle die vor den Erwerbslosen stehenden Aufgaben können nur dann mit Erfolg 
durchgelührt werden, wenn eine zweckentsprechende Zusammenfassung der 
Erwerbslosenmassen erreicht wird und die Eeitimgen der Erwerbslosenbew'egung 
streng auf den Grundlagen von Einheitsfrontorganen aufgebaut werden."
Die Einheitsfrontbewegimg unter den Erwerbslosen machte in den letzten Wochen 
erhebliche Fortschritte. Noch aber steht die Bewegung ihrem organisatorischem 
Lhnfange nach in keinem Verhältnis zu der .Masse der xorhandenen Erwerbslosen. 
Dabei tritt jetzt eine neue gefährliche Tatsache in Erscheinung, die sich besonders bei 
der Auslösung gemeinsamer Aktionen der Erwerbslosen und Betriebsarbeiter stark 
hemmend bemerkbar machte. Die Parteileitungen überlassen jetzt diese selbständige 
Ei-w erbslosenbewegung in der fälschlichen Auslegung des Begriffs ..selbständig" 
großen Teil ihrem Schicksal oder schieben alle Wrantwortung auf die RGO ab, da ja 
,,die Führung der Streikkämpfe nicht mehr .Aufgabe der Partei, sondern ausschließ
lich der RGO sei“. (ZK-Besolution vom 24. September Diese unleninistische
Auffassung wurde vom Zentralkomitee schärfstens kritisiert und die Bolle der Partei 
in den Vi ii-tschaftskäm|3fen. was 
zutrifft, wie folgt richtig gestellt:
„Die Gegenüberstellung: die Partei führt die |)olitischen. die RGO die wärtschaftli- 
chen Kämpfe, stellt eine gefährliche opportunistische Abweichung dar. die den 
reformistischen und syndikalistischen .Auffassungen über die Führung des Klassen
kampfes entspricht. Die Partei führt den gesamten Klassenkampf des Proletariats, 
darum muß sie auch in den wirtschaftlichen Kämpfen selbständig auftreten und 
führen. (ZK-Besolution vom 24. September 19.31).
.Aus diesen Darlegungen geht einwandfrei hervor, daß die Partei die volle politische 
Verantwortung auch für die Erwerbslosenbewegung trägt. Bei der ungeheuren 
Bedeutung der Ei-werbslosenbewegung in der augenblicklichen Situation muß 
deshalb die politische Eeitung der Ei-w'erbslosenbewegung durch die Partei unbe
dingt gesichert werden.
3. Die Partei hat nicht ihre volle Pflicht erfüllt:
Die Parteileitungen haben diese wichtige Aufgabe der politischen Eeitung der 
Ei-w'erbslosenbewegung bisher ungenügend durchgeführt. Das zeigte der Stand der 
Kämpfe und auch die Resolution des ZK vom 24. September 1931 stellt fest:

zum

zum

auch auf die Erwerbslosenbew egung voll und ganz

4 Die KPD versuchte wälirend der irtsclial'l,skri.se das Heer der Enverbslusen in sog. Erwerbslosenaus
schüssen aut lokaler und bezirklicher Ebene organisatorisch zu erlassen und politisch zu vertreten. An 
der Spitze dieser .kttsschüsse stand der Reichsattsschul.s der Erwerb.slo.scn. \'gl. Rose-Marie Huber- 
Koller. Die Kommunistische Erwerbslosenhewegtmg in der Endphase der eirnarer Republik, ln: 
Cesellschal’t. Beiträge zur .Mar.xscheti Theorie. 10. Frankl'urt/M. 1977. .S. 89 IT.

5 Vgl. die Be.schlüsse des Polbüros des Zentralkomitees der KPD. angenommen in der Sitzung 
24. 9. 1931. iti: Rundbriel des ZK der KPD an alle Parteimitglieiler. B,4 ZSg 1-6.3/26. Bd. 32.

vom
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..Ebenso losgelöst waren die Parteileitungen von der Organisierung der Bewegung 
der Erwerbslosen, von der Koordinierung dieser Bewegung mit jener der Belriebsar- 
beiter. was ebenfalls mit dazu l)eilrägt. dab es der Partei nicht gelang. Streiks 
auszulösen."
Ebenso ist es nicht gelungen, die .Massen der Erwerbslosen gegen tlie Baubmaßnah- 

in Bewegung zu bringen. \’on einem entschiedenen Widerstand gegen die 
Zerschlagung der \ ersicherung in dei- .Notverordnung vom 6. Juni und 7. Oktober/’ 
gegen die Wrkürzung der Liiterstiitztingsdauer von 
konnte ebenfalls keine Bede sein. .Aktiver ist der Kampf der W ohlfahrtserwerbslosen 

den Abbau der AAohlfahrtsunterstützung. die stärkere .Anwendung der

men

26 auf 20 bzw. 16 AA’ochen

gegen
Zwangsarbeit. Aber auch hier entsprang die Initiative zum \A iderstand weniger der 
planmäßigen Eührung durch die Parteiinstanzen als dem selbständigen Handeln der 
Erwerbslosenatisschüsse. Dieser große Eehler wird auch in der Besolution der Prager 
Kpnferenz bereits kritisiert:
..Trotz dieser Fortschritte zeigt sich im allgemeinen ein großes Zurückbleiben der 
kommunistischen Parteien und roten Cewerkschaftsorganisatiotien hinter den .Mög
lichkeiten und Erfordernissen der Lage . . . Die .Arbeit unter den Erwerbslosen wurde 
in der Pra.xis unterschätzt. Man hat nicht die ganzen Parteien und die gesamte rote 
Gewerkschaftsbewegung bis zu den Grundeinheiten für die große .Arbeit mobili
siert."
4. Politische Leitung nicht durch formelle Unterordnung, son
dern durch planmäßige F r a k t i o n s a r b e i t.
Bei der Utnstelhmg der Gesamtpartei, der Einstellung aller Parteieinheiten auf die 
tatsächliche Lüiterstützung der Erwerbslosenbewegung und ihre .Aktivisierung 
bestellt die Gefahr neuer Fehler in der .Anwendung der Einheilsfronttaktik. Das letzte 
Mitglied der Paetei muß über das A'erhältnis zur Erwerbslosenbewegung, die Form 
der politischen Leitung durch die Partei informiert und instruiert werden, wie die 
Leitung erfolgen muß. tlarüber heißt es in der Prager Besolution:
,.EIni die Erwerbslosenbew egung organisatorisch zu erfassen, ergreifen die Kommu
nisten und die BGI-.Aiihänger die Initiative zur W ahl der Erwerbslosenausschüsse 
oder Komitees an den Stempelstellen. .Arbeitsnachweisen. .Nachtasylen usw'. Diese 
führenden Organe des Erwerbslosenkampfes müssen w irkliche Einheitsfrontorgane 
sein, die aufgrund breitester Demokratie von allen Erwerbslosen ohne Unterschied 
der gewerkschaftlichen und politischen Zugehörigkeit gewählt werden, mit den 
breiten Arbeiterniassen in ständigem Kontakt arbeiten und ihnen verantwortlich 
sind. Die Tendenzen, diese Enverbslosenausschüsse durch die Organe der roten 
Gewerkschaftsbewegung ernennen zu lassen oder sie ihnen zu unterstellen, müssen 
bekämpft werden, weil sie der breiten Entfaltung der Einheitslrontbewegung 
hinderlich sind. Die Führung der Erwerbsloseiibewegung durch die Kommunisten 
und BGl-.Anhänger sichern wir durch die planmäßige Arbeit ihrer Fraktionen 
innerhalb der Einheitsfronlorgane. “
AA eil der Aulbau der Fraktionen nicht erfolgte, deshalb der lalsche und unbolschewi-

Slclicnmi; vim \\ irlscliari und Kliuiiiztni vom 6. .luni
von Vi irlscliaft mul 

6. Oktober 10.11. RGBl. Teil 1.

() Zweite X'erordnmif: des Rei( li.s|)rä.sidenlen zur
lO.'il. R(;B1. Teil I. und Dritte \ erordnmif; des Heii lispräsidenten zur Siclierntig 
Finanzen und zur Bekämplnng polilisilier .Ausschreitungen vom 
y. 3My. \'gl. Horkeidta. li 1031 S. 10-t ff.. 323 IT
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stische Weg der formellen Unterordnung, mit dem sofort und umgehend Schluß 
gemacht werden muß.
5. Die wichtigsten Maßnahmen zur Abstellung der Mängel. 
Innerhalb der kürzesten Zeit gilt es. die bestehenden großen Fehler in der Stellung 
der Partei zur Erwerbslosenbewegung zu beseitigen. Dazu ist notwendig:
a) Allgemeiner Zellentag in ganz Deutschland mit dem Thema: ..Die Erwerbslosen
bewegung und die Aufgaben der Partei”.
b) Sofortiger .\us- und Aulbau der Erwerbslosenfraktion der Partei an allen 
Stempelstellen und in allen Einheitsfrontorganen der Erwerbslosenbewegung.
c) Bestimmung eines verantwortlichen Genossen bei jeder Bezirksleitung 
Kontrolle der Aufgaben der Partei, der Bildung der Eraktionen usw.
d) Bei allen unteren Parteieinheiten Einsetzung eines verantwortlichen Parteigenos
sen, der die Erwerbslosenarbeit der Partei, die Kontrolle der fTaktionen durchzufüh
ren hat. ln den meisten Fällen wird dies der Fraktionsleiter in dem betreffenden 
Ausschuß sein.
e) Heranziehung des Fraktionsleiters im Bezirks-Erwerbslosenausschuß bzw. des 
verantwortlichen Eeiters, wenn er Parteigenosse ist, zu den wichtigsten Sekretariats
sitzungen und Bezirksleitungssitzungen.
f) Verpllichtung aller Bezirksleitungen durch das Zentralkomitee, in den politischen 
und organisatorischen Berichten ausführlich über die Arbeiten der Partei innerhalb 
der Erwerbslosenbewegung eiuzugehen.
6. Die 
Fehler.
a) Gemeinsame Kämpfe, nicht nur Solidaritätsakte.
Die Hauptaufgabe in der gegenwärtigen Situation ist der Kampf gegen den durch die 
Notverordnung eingeleiteten neuen Eohn- und LInterstützungsraub, gegen die 
L^ternehmeroffensive. auf die Sozialversicherung. Dabei gilt es die Kämpfe der 
Betriebsarbeiter mit den Aktionen der Erwerbslosen und Soziallülfsbedürftigen 
engstens zu verbinden, eine Steigerung der Kampfkraft zu erreichen und die 
Aktionen auf eine höhere Stufe des Klassenkampfes zu stellen.
Trotz der verschiedenen .4nweisungen versteht sowohl die Partei als auch die RGO 
noch nicht, ihre Taktik auf die Eührung gemeinsamer Kämpfe um die Durchsetzung 
der Forderungen sowohl der Betriebsarbeiter als auch der Erwerbslosen einzustellen. 
Dies zeigte sich auch bei der V orbereitung der Berliner Metallarbeiterbewegung.  ̂Die 
Beschlüsse in den Ei-werbslosenversammlungen enthielten lediglich Solidaritätser
klärungen, sehr selten wurden Beschlüsse auf die gemeinsame Führung der Kämpfe 
um die eigenen Forderungen erfaßt, ln den Betrieben selbst wurden bei der 
Aufstellung der Kampfprogramme die Forderungen für die Erwerbslosen nicht 
berücksichtigt und keinen Beschhd,^ gibt es, wo die Betriebsarbeiter die Lüiterstüt- 
zung des Kampfes der Erwerbslosen in ihren eigenen Forderungen aussprechen. 
Denselben Fehler sehen wir bei der Behandlung dieser F'rage in der Presse. Hier

zur

nächsten Aufgaben und die Beseitigung taktischer

7 Gemeint ist der Streik der Berliner .VIetallarbeiter im Oktober 1930. der zur Gründung der ersten 
selbständigen ..roten Gewerkscbaff. des Einbeitsverbandes der .Metallarbeiter Berlins (EV'MB) 
führte. Siche dazu Dok. 29.
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wurden z.T. so"ar Beschlüsse urnf'ebogen und aus gegenseitigen Kainpfbeschlüssen 
Solidaritätsaktionen der Erwerbslosen geniacbt. Diese Taktik führt zur Einengung 
der Kämpfe, verhindert die Entwicklung auf einer höheren Stufe, zieht die 
Erwerbslosen nicht in den Kampf um eigene Eorderungen und muß umgehend 
abgestellt werden.
b) llnverständnis als Hemmnis der Einheitsfront.
ln der gleichen Linie hegt die Verständnislosigkeit der roten Betriebsräte zur 
Herstellung der ständigen festen Verbindung zwischen den Betriebsräten und den 
Erwerbslosenausschüssen. In den meisten Eällen entspringt die Ablehnung der 
Heranziehung der Vertreter der Erwerbslosenausschüsse zu Betriebsversammhmgen 
und Betriebsratssitzungen, der Entsendung von Betriebsarbeitern in die Erwerbslo
senversammlungen. der Sicberung einer ständigen \'ertretung des Betriebes inner
halb des Erwerbslosenausschusses der opportunistischen Einstellung roter Betriebs
räte. In vielen Eällen wurden entsprechende .4nträge der Erwerbslosenausschüsse 
abgelehnt. Das Auftreten von Delegierten der Erwerbslosen in den Streikversamin- 
lungen wurde mit Rücksicht auf die reformistische Gewerkschaftsbürokratie unter
bunden. Auch hier ist es Aufgabe der Partei, durch Einwirkungen auf die 
Parteimitglieder diesem gefährlichen Zustand ein Ende zu machen.
c) Versagen der Konnnunal-Eunktionäre beim außerparlamentarischen Kampfe. 
Eine ähnliche Erscheinung ist bei dem Kampf der Erwerbslosen in den Kommunen 
bei Durchsetzung ihrer Eorderungen festzustellen. Die Eorderungen werden, wenn es 
gut geht, von den kommunalen Vertretern im Parlament vertreten. Nach erfolgter 
.Ableimung wird bereits meistens auf eine öffentliche Berichterstattung durch den 
kommunistischen Kommunalvertreter verzichtet, von der .Auslösung einer außerpar
lamentarischen .Aktion der Erw erbslosen durch Initiative unserer Kommunalvertre
ter gar nicht zu reden. Die große .Möglichkeit, daß die kommunistischen Kommunal
vertreter als w irkliche Führer der .Massen in den Kommunen in Erscheinung treten, 
daß sie es sind, die tatsächlich und aktiv an den Tageskämpfen der Erw erbslosen 
führend teilnehmen, die .Autorität der kommunistischen Partei unter den Erwerbslo
senmassen zu haben, geht ungenutzt vorüber. Die Parteieinheiten müssen die 
Kommunalvertreter der Partei besonders bei W interhilfsaktionen der Erwerbslosen, 
auf diese .Aufgabe der Organisierung außerparlamentarischer .Massenaktionen 
einstellen.
d) Die Partei war von den Kämpfen der Erwerbslo,sen losgelöst.
A on den Kommunen wird die Zwangs- und Pllichtarbeit neben dem Abbau der 
W'ohlfahrtsunterstützung verstärkt angewandt. In unz 
Wochen griffen die Fürsorge-Pflichtarbeiter zu dem .Mittel des Streiks. Sie verlangten 
erhöhte Bezahlung. \ erbesserung der .Arbeitsbedingungen. Schuhzeug. Kleidung 
usw. .Auch bei diesen Bewegungen, die von außerordentlicher Bedeutung für die 
Steigerung der Aktionskraft der Betriebsarbeiter sind, ging die Initiative nur von den 
Erwerbslosenausschüssen aus. Eine w-eitgehendste Lüiterstützung durch die Partei, 
durch die Kommunalvertreter, um so die Führung ständig lest in den Händen zu 
haben, ist nur in den allerwenigsten Fällen lestzustellen. .Auch dieser schlechte

von Pflichtarbeiterstreiks

ähligen Fällen in den letzten

Zustand muß bei dem verstärkten Kurs auf .Auslösung
beseitigt werden.
e) Del' Kam|)f in der innergew ei kschaftlichen Front w urde vei nachlässigt.
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Obwohl der Einlluß der reforinistisclieii und cliristlichen Cewerkschal'tsbürokratie 
auf die Erwerbslosenliewegung norh außerordentlich schw ach ist. versuchen sie jetzt 
den Einfluß mit allen Mitteln zti vergrößern. .An mehreren Stellen im Reiche faßten 
sie bereits die freigewerkschaltlich organisierten Erwerbslosen zusammen mit dem 
\ ersuch, freigewerkscliaftliclie Erwerbslosenatisscliüsse aufzuzielien. Das Ziel ist, 
die revolutionäre Einheitshewegtmg der Erwerbslosen zti sprengen. Wenn die 
Bürokratie teilweise Erfolge mit dieser Taktik hatte, so deswegen, weil unsere Arbeit 
an der innergewerkschaftlichen Front, die Zusammenfassung aller gewerkschaftlich 
organisierten Erwerbslosen, ihre ständige Instrtiktion und Eeitung 
den RGO-Gruppen [nicht] erfolgen. Das ist auch in Hinsicht auf die bevorstehenden 
Ortsverwaltungen- tmd Betriebsrätewahlen von 
1) Fehler beim Kampf gegen die nationale X^'interhilfe.
Ein groß angelegtes I äuschungsmanö\ er der Bourgeoisie ist die nationale ^Sänter- 
hilfsaktion. Die Einrichtung von Speiseanstalten. Sup[)enküchen und ähnlichem. 
LTer die llalttmg der Kommtmisten in der Erw erbslosenbewegung in diesen Fragen 
herrscht eine große Unklarheit bei allen unteren Parteileittmgen. Es ist nicht 
möglich, spezielle Richtlinien für jeden einzelnen Fall herauszugeben, aberallg 
gilt:
E Schärfster Kampf gegen jede .Naturalumerstützting. die an Stelle der baren 
Unterstützung gewährt werden soll;

Erhöhung der BartiiUerstützting. daneben Forderung auf unentgelt
liche Gewährung von .Naturalbeihilfen, wie Kohlen. Eebensmittel. warmes Essen 
usw.
d. ln allen hällen. wo Küchen bereits bestehen, ist jede .Abbaumaßnahme mit dem 
schärfsten \X iderstand zti beantworten. Die Kommunisten vertreten dabei die 
Notwendigkeit der Kontrolle der Küchen, lehnen dabei aber die Übertragung der 
\ erwaltung an die Erwerbslosenausschüsse ab. Sie treten für unentgeltliche Abgabe 
des Essens, für die X'erbessertmg desselben ein tmd entfalten an den .Ausgabestellen 

intensive Propaganda. Die ablehnende Haltung der Entgegennahme von Essen 
ist falsch und führt ztir Isoliertmg der Kommunisten von den Erwerbslosen.
4. Die Kommunisten sind gegen die .Ansiedhmg von Ei-werbslosen. wie sie jetzt von 
der Bourgeoisie und der SPD propagiert w ird. Wo aber in größerem Umfänge solche 
Ansiedhmgen bereits bestehen. Schrebergärten für die Erwerbslosen eingerichtet 
wurden, dürfen die Kommunisten nicht einfach zurückgezogen werden. Die besten 
Kommunisten werden mit der bestimmten .Atifgabe in diese Siedlungen hineinge
schickt um eine revolutionäre Projtaganda und die Organisierung des Kampfes unter 
diesen Schichten für die kostenlose Überlassung der Siedlung. Umwandlung der 
Darlehen in nicht rückzahlbare Beihilfe. Beseitigtmg der \ erzinsung usw. durchzu
führen. Dasselbe trifft atif den freiwilligen Arbeitsdienst zu. der atif tmseren stärksten 
XX iderstand stoßen muß. aber zu gleicher Zeit .Xlaßnahmen erfordert, um die 
X erbmdung mit den Dienstpflichtjigenl aufrecht zu erhalten. Nur indem die 
Kommunisten sich unter ihnen befinden, wird es möglich sein, der faschistischen 
Ideologie und der nationalsozialistischen X'erhetzung entgegenzutreten. Das Eetztere 
ist besonders die Aufgabe des kommunistischen .lugendverbandes.

zusammen mit

außerordentlicher Bedeutung.

einem

2. Kampf um

eine

Zentralkomitee der KPD 
Orgableilung
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57.

8. 1. 1932: Das ZK zum Ä'fa/iVi-Brief

RF, Nr. 6 vom 8. 1. 1932. L bersehrifl: ..Der Brief des Gen. Stalin und die KPD. Vom
Zentralkomitee wird uns geschrieben:

Die große und entscheidende Bedeutung, die der Brief des Genossen Stalin an die 
Bedaktion der Sowjetzeitschrift Proletarskaja Revoluzija- für die Arbeit der Koininu- 
nistischen Partei der Sowjetunion auf allen Gebieten und an allen Fronten des 
sozialistischen .Aufbaues, wie für die Komniunistische Internationale und alle ihre 
Sektionen hat. steht außer Zweifel. Die Kommunistische Partei Deutschlands 
begrüßt den Brief des Genossen Stalin als ein Dokument, das auch die deutschen 
Kommunisten zum stärksten Kampf gegen alle sozialdemokratischen Einflüsse 
innerhalb der revolutionären Bewegung, gegen zentristische und luxemburgistische 
Überreste in der Partei verpflichtet.
In der gegenwärtigen Etappe, nach dem Eintritt in die Periode des Sozialismus, im 
vierten und letzten Jahre des Fünfjahresplanes, können die rechten Opportunisten 
und konterrevolutionären Trotzkisten in der Sowjetunion nicht mehr wagen, offen 
und unverhüllt ihre menschewistischen oder trotzkistischen Theorien in den Keilten 
der KPdSU oder der Arbeiterklasse der Sowjetunion zu verfechten. Um so mehr 
versuchen sie heimlich und unter falscher Flagge ihre opportunistische und 
trotzkistische Ideologie in die Reihen des revolutionären Proletariats der Sowjetunion 
und seiner Führerin. der Bolschewistischen Partei, einztischmuggeln. Solche Versu
che können und konnten nur gelingen, soweit sich in der Partei einige Tendenzen 
einer versöhnlerischen Duldsamkeit, eines faulen Liberalismus gegenüber den 
rechten Opportunisten und Trotzkisten zeigten.
Wer an die Stelle des schonungslosen Kampfes und der unerbittlichen Entlarvung 
und Anprangerung der opportunistischen und trotzkistischen Schmuggelware einen 
Mangel an Wachsamkeit, eine Bereitschaft zum ..Diskutieren" über Probleme und 
Tatsachen setzt, die der Leninismus und die Geschichte längst entschieden haben, 
der öffnet dem Feinde der proletarischen Diktatur und der Leninschen Theorie das 
Tor. Gegen einen solchen faulen Liberalismus, wie er sich auf dem Gebiet der 
historischen Arbeit, in den Etagen der Parteigeschichte eingeschlichen hatte, richtet

..I

1 Das RuiKlschreibeii erschien in der Roten Fahne Nr. ö vom 8. .lamiar 19,12. Die Spataiispahe des 
Vorwärts. Der Abend Nr. 12 (B 9' vom 8. .lannar 19,82. driiekle längere Auszöge luu'h unter der 
Liierschrift ..Gefren Rosa Luxemburg. Neues Schreiben des ZK der KPD". In einem \ orspann schrieb 
die Redaktion: ..Das Zentralkomitee der Komimiuistischen Partei Deutschlands verdffentlicht ein

was die KPD ist. \t ir gehenneues Schreiben, dessen Hauptinhalt jeder kennen mul.v der wissen will, 
deshalb die wichtigsten Teile des Schreibens wortgetreti und huchstaheugetreu wieder."

2 Der Brief Stalins ..t ber einige Fragen der Geschichte ties Bolschewistntts" hefai.sle sich mit den
1914, Er Wttrde zutti .\ttsgangspttnkl einer ..ideologischett.Auseinandersetzungen der Bolschewiki vor 

Offensive" der KPD und atn 22. 11. 1931 in der Roten Fahne Nr. 213 tittd itt Itiprekorr Nr. 110 vom 
20. 11. 1931 veniffeittlicht. Er ist ahgedrtickt in: .I.W. Stalin. Frageit des Lenitiistntts. Moskatt 1947. 
S. 42.5 ff. Über die Hintergriinde des .SYo/m-Briefes vgl. H. W eher. .Manipttlation tnit der Geschichte. 
SBZ-Archiv 8. .lg.. Nr. 18. 25. 9. 195:'. S. 275 ff. Vgl. attch Rosa .Meyer-Levine. litt itmeren Kreis. 
Erinnerungen einer Kotnmunistin in Deutschlatitl 1920-19.33. Kohl I9T9. S. 30.5 I.
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Genosse Stalin in seinem Brief das Feuer der bolschewistischen Kritik und 
Abrechnung.
Es ist klar, daß der Versuch der rechten Opportunisten und Trotzkisten, auf dem 
Umweg über die Verfälschung der Parteigeschichle ihre konterrevolutionäre Theorie 
in die Kader der revolutionären Partei einzuschmuggeln, einen N'orstoß gegen die 
revolutionäre Praxis des Mar.xismus-Leninismus darstellt. Wr, wie Sluzki und 
seinesgleichen, die Gestäiichte der Bolschewistischen Partei verfälscht, wer für die 
Zeit des revolutionären Kampfes vor dem roten Oktober P)17 an die Stelle der Rolle 
der Leumschen Partei, der Rolle des Bolscbewismus, offen oder versteckt den 
Trotzkismus setzt, der imlergräbt die unantastbaren Fundamente des heutigen 
Kampfes der Bolschewistischen Partei, den sie an der Spitze der proletarischen 
Diktatur beim Autbau des Sozialismus führt.
Die KPdSU steht im vierten Jahr, im Jahr der Vollendung des Fünfjahiplans, vor 
neuen gigantischen Aufgaben. Umgeben von der kapitalistischen V eit. die sich unter 
den Schlägen der Krise des Kapitalismus windet, itedroht \ on den Interventionsplä
nen des Weltimperialismns unter amerikanisch-französischer Führung, von den 
provokatorischen .\nschlägen des japanischen Imperialismus in der Mandschurei 
und nicht zuletzt von der konterrevolutionären Kriegshetze und Kriegsvorbereitung 
der II. Internationale, setzt die Sowjetmacht, unter Führung der Bolschewistischen 
Partei mit ihrem Tc/nnschen Zentralkomitee an der Spitze, unbeiirt den Kurs des 
siegreichen sozialistischen Aufbaues durch. Dieser Kurs, die S’ta/msche Generallinie 
der KPdSU, ist die Fortsetzung der historischen Rolle des Leninismus. Trotzkistische 
Verleumder vom Schlage jenes Sluzki. der neben anderen Fälschungen Lenin in der 
Vorkriegszeit des ..ungenügenden Kampfes gegen den Zentrismus“ bezichtigte, 
fallen mit ihren heimtückischen Attacken gegen den Leninismus zugleich dem 
heutigen V’erk der Leninschen Partei, der siegreichen Lortführung und Vollendung 
des sozialistischen .Vnibanes. in den Rücken.

.lede Duldsamkeit gegenüber solchen konterre\olutionären Fälschungen, wie sie die 
Redaktion der Proletarskaja Reeoluzija durch den .4hdruck des SluzkiscLien Artikels 
(den sie zur Diskussion stellte, statt ihn anzuprangern) an den Tag legte — jeder solch 
fauler Liberalismus ist nicht nur eine Unterschätzimg des Klassenfeindes und der 
großen Schwierigkeiten des sozialistischen Aufbaues, nicht nur eine gefährliche 
Beschönigung des konterrevolutionären Charakters des Trotzkismus, sondern 
schwächt zugleich die Kampfkraft der revolutionären Partei. Wer diese Bedeutung 
der historischen Lragen der vergangenen Parteigeschichte für die heutigen Aufgaben 
der KPdSU nicht versteht, wer den Brief des Genossen Stalin nur für ein 
wegweisendes Dokument vom Standpunkt der historischen Lorschung erklärt, der 
hilft seine außerordentliche aktuelle Bedeutung für die gegenwärtige Etappe des 
proletarischen Klassenkampfes, unter den Bedingungen der Sow jetmacht und nach 
dem Eintritt in die Periode des Soziali.smus. verdunkeln, der versteht nicht die 
untrennbare Einheit von revolutionärer Theorie und Praxis im System des Mar
xismus-Leninismus.
Die Bedeutung des Briefes des Genossen Stalin für die deutschen Kommunisten liegt 
klar zutage. Sie ergibt sich schon aus der heutigen Rolle der KPdSLi als der 
Stoßbrigade der Weltrevolution, der Stoßbrigade des Weltsozialismus. Heute, wo der 
Gegensatz der beiden Systeme, des siegreichen Sozialismus in der Sowjetunion und
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des niedergehenden, sterbenden Kapitalismus auf den übrigen fünf Sechsteln der 
Erde, alle politischen und ökonomischen Vorgänge und den Klassenkampf des 
Proletariats in allen kapitalistischen Ländern aufs stärkste beeinllußt, sind die 
Probleme der KPdSU von vorneherein auch internationale Fragen der Arbeiterbewe
gung auf der ganzen \\ eit. Über diese allgemeine und selbstverständliche Feststel
lung hinaus ist jedoch gerade die historische Rolle des Bolschewismus, wie sie 
Genosse Stalin in seinem Brief ,,Zu einigen Fragen der Geschichte des Bolschewis
mus“ gegen die Verfälschungen der trotzkistischeu Verleumder und gegen jede 
versöhnlerische Duldsamkeit diesen gegenüber verteidigt und klarstellt, von größter 
und aktuellster Bedeutung für die revohitionäre .Vrbeiterschaft und für die Sektionen 
der Kommunistischen Internationale in den kapitalistischen Ländern. War doch die 
Stellung zur russischen Revolution und zum Bolschewismus in der Arbeiterbewegung 
Deutschlands und aller kapitalistischen Länder das Scheidewasser, das die revolutio
näre Avantgarde der Kommunisten von den sozialdemokratischen und zentristischen 
Eletnenten trennte.
Für die Kommunistische Partei Deutschlands wird diese internationale Bedeutung 
dieses Briefes des Genossen Stalin noch größer. Der maskierte Trotzkist Sluzki 
verleumdet Lenin vor allem durch die Wrfälschung seiner Stellung und die der 
Bolsc'hewistischen Partei zu den verschiedenen Strömungen in der deutschen 
Sozialdemokratie der \ orkriegszeit, darimter auch zti den späteren Gründern der 
Kommunistischen Partei Deutschlands, den sogenannten Linksradikalen der Vor- 
kriegs-Sozialdemokratie. Die Fntlarvtmg dieser Wrleutndungen Lenins und die 
Klarstellung der internationalen Rolle des Bolschewismus in der \'orkriegsgeschichte 
der internationalen Arbeiterbewegtmg durch den Genossen Stalin betrillt somit auch 
die wichtigsten Probleme unserer eigenen Parteigeschichte. Wer die Entwicklung der 
komtnunistischen Bewegutig Deutschlands von dem linksradikalen Flügel der 
Vorkriegszeit, von der Spartakttsgruppe im Kriege, bis zur heutigen zweitstärksten 
.Massenpartei der Kommunistischen Internationale kennt, der weiß zugleich, daß in 
jedem Stadium unserer Parteientwickhmg eine leninistische Klärung der Parteige
schichte untrennbar mit den aktuellen Aufgaben der revolutionären Bewegung, mit 
der Bolschewisierung unserer Partei, mit der Überwindung der sozialdemokrati- 
scheti, luxemburgistischen Überreste, die der KPD anhafteten, verbunden war.

Schon die Gründung der selbständigen KPD in den letzten Dezembertagen des Jahres 
1918 und der damit endlic h \ ()llzogene Bruch gegenüber der USPD. der deutschen 
Partei des Zentrismus, war ein ents< heidender Schritt über die bisherigen Hemmun
gen der Linksradikalen und des Spartakusbundes hinatis. wie sie Lenin in seiner 
Kritik der Juniusbroschüre aufzeigte. Als daun im Jahre 1919 die KPD (Spartakus
hund) ihren Katnpf gegen die syndikalistischen Elemente der späteren KAPD 
durchführte tmd damit zugleich eine Selbstverständigung der revolutionären Avant
garde des deutschen Proletariats über die Rolle der Partei und die Bedeutung des 
demokratischen Zentralismus in die V ege leitete, macht sie die ersten Schritte zur 
Überwindung jener luxetnburgistis( heu Spontaneitätstheorie und Leugnung der 
Rolle der Partei, die zu den schädlichsten halbmenschewistischen Fehlern der 
deutschen Linken gehört hatte.
Beim ATa/jp-Putsch 1920 zeigte sich im ^'ersagen der damaligen Zentrale {Thalhei- 
mer-Levi) und in den opportunistischen Fehlern beim Angebot einer „loyalen
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Opposition“ gegenüber einer etwaigen USPD-Regieriing. wie stark noch immer der 
sozialdemokratische Einfluß in der kommunistischen Bewegung war.
Durch die Spaltung der USPD. der Partei des Zentrismus, auf’ dem Halleschen 
Parteitag und den Zusammenschluß des linken Flügels mit der KPD drangen, neben 
dem Übergang der besten revolutionären Arbeiter zum Kommunismus, auch gewisse 
versteckte Reste zentristischer Ideologie (Dätimig. Geyer. Adolf Hoff mann) mit in die 
neue Massenpartei ein. die erst mit Hilfe der Komintern wieder überwunden werden 
mußten.
Als im Jahre 1921 das rechte Liquidatorentum der Lec/'-Gruppe zerschlagen und 
zugleich der umgestülpte Opportunismus der Thalheinier9<e\\eu ..Offensivtheorie“ 
überwunden wurde, war diese innere Auseinandersetzung zugleich ein Schritt weiter 
auf dem W ege zum Bolschewismus.
1923/24, nach der Oktoberniederlage, beim Kampf gegen die brandleristischen 
Opportunisten und die schwankende Mitlelgriqtpe. 192-5/26 im Kampf gegen die 
trotzkistische Opposition der Rnlli fischer-.Ma.slotv. der L'rhahns und Korsch. 1928 
bei der Ausmerzung der verfaulten brandleristischen Parteifeinde und \'ernichtuug 
der V ersöhnler, bei der Generalauseinandersetzung mit den sozialdemokratischen 
Agenten in den Reihen der Partei des revolutionären Proletariats. — stets war es ein 
Kampf für die Entwicklung zum Bolschewismus, fi'ir die Überwindung aller 
Restbestandteile der Ideologie der Sozialdemokratie und ihrer zentristischen Spielart, 
die unserer Partei von ihren linksradikaleii ! lu.\emburgistis( heu) Lüsprüngen her 
anhafteten.
Gerade im Kampfe mit dem Brandlerisuuis hat die KPD mit aller Schärfe jene 
Schwächen aufgezeigt, wie sie m der gesamten Ideologie und Praxis der späteren 
Gründer unserer Partei, der Einksradikalen um Ro.sa Lu.veniburg und Franz Mehring 
in der deutschen V'orkriegssozialdemokratie im Vergleich zu den Bolschewiki und 
der zielklaren Politik Lenins zu verzeichnen waren. Damals versuchten die brandleri
stischen Renegaten, jene ideologischen Rückständigkeiten des Euxernburgisums in 
der Frage der Spaltung, d. h. der Schaffung einer einheitlichen revolutionären Partei 
unter vollständigem Bruch mit dem Opportuuismtis und seiner zentristischen 
Spielart, atis den besonderen geschichtlichen Bedingungen der deutschen Arbeiterbe- 
w'egung zu erklären und damit zu beschönigen. Gegenüber einem solchen V ersuch, 
die internationale Rolle des Bolschewismus zu leugnen, w ies die KPD das Vermächt
nis von Marx und Fngels in der Frage der Liuvermeidlichkeit der Spaltung der 
Arbeiterbewegtmg nach.
Gerade für die deutsche proletarische Bewegung haben schon Marx und Engels die 
Notw endigkeit der Spaltnng. d. h. des Bruches mit den kleinbürgerlichen Agenten 
innerhalb der proletarischen Partei, mit aller Schärfe und bei w iederholten Gelegen
heiten festgestellt. Während die Bolschewiki unter Lenins Führung als einzige Partei 
der II. Internationale dieses Vermächtnis der Begründer des wissenschaftlichen 
Sozialismus und der modernen Arbeiterbewegung in die Tat umsetzten, haben die 
deutschen Finksradikalen gerade in dieser entscheidenden Frage völlig versagt. 
Dieses Versagen steht im engsten Zusammenhang mit den halbmenschewistischen 
Elementen in der Ideologie des Fuxemburgismus. wie sie sich in den verschiedenen 
anderen Fragen — der Stellung zur Revolution, zur Rolle der Partei, zur Bauenifrage. 
zur Theorie des Imperialismus, zur nationalen und Kolonialfrage, zur Frage der
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proletarischen Diktatur usvv. — zeigen. Die.se.s \ ersagen der deulschen Linksradika- 
ien in der Frage des radikalen Brticlis mit dein Opportnnisnuis und Zentrismtis hat 
noch die gesamte Politik des Spartakiishimdes während des Krieges beeinträchtigt. 
Seine Nachwehen machten sich in den Schwanknngen und dem Auftreten der 
verschiedensten litpiidatorischen und opportunistischen Strömungen in der 
Geschichte der KPD hemerkhar und eischwerien die klare FrCnlhmg der Rolle der 
Partei. So wurde dieses ^"el•sagen der deutschen Linken zum wichtigsten Hemmnis 
für die Entwicklung und den Sieg der reMilulionären Bewegung des deutschen 
Proletariats.
Alle diese Tatsachen unterstreichen die außerordentliche Bedeuinng. die der Brief 
des Genossen 5ta//n für das innere Lehen der deutschen Partei, für ihre Bolschewüsie- 
rung und damit für die gesamte revolutionäre Erziehung der deutschen Arbeiter
klasse besitzt.
Auch uns verpflichtet der Brief des Genossen Slalin zur erhöhten Wachsamkeit gegen 
alle Versuche, antileninistische Schmuggelware in die revolutionäre Theorie zu 
mischen. Auch für die KPD gilt es. das schärfste Fetter gegen jede versöhnlerische 
Duldung, gegen jeden faulen Liberalismus zu richten, der offenen oder versteckten 
opportunistischen oder trotzkistischen Theorien gegenüber Platz greifen könnte oder 
Platz gegriffen hat. Das gilt nicht allein für die Probleme der Parteigeschichte, von 
denen wir sahen, daß sie untrennbar mit der gesamten theoretischen und praktischen 
Arbeit der Partei verhunden sind. Das gilt für die gesamte .Vrheit an der theoretischen 
Front.
In der Reihe der Lehrbücher für den proletarischen Klassenkanipi. die vom 
Internationalen Arheiterverlag heransgegehen werden, ist ein Buch des Genossen 
Lenz über ..Proletarisclie Politik” erscliienen*. Dort findet sich der Satz:
,.Es ist richtig, daß fast alle revolutionären Vlar.xisten. seihst Lenin, die Tiele der 
reformistischen Versumpfung der Sozialdemokratie und die .Macht der reformisti
schen Bürokratie unterschätzten.” Diese maßlose V erunglimpfung Lenins und 
völlige Mißachtung der Rolle des Bolschewismus muß die schärfste Zurückweisung 
und schonungslose Verurteilung durch die Partei finden.
Genosse Stalin w^endet sich in seinem Brief voll holschewdstischer Schärfe gegen jede 
Tendenz, den wirklichen Kampf durch bloße Zustimmung zu Beschlüssen zu 
ersetzen. Er schreibt:
..Die Geschichte kennt nicht wetiige Sozialisten, die gern Iieliehige revohttionäre 
Resolutionen unterzeichnen, um sich vor aufdringlicheti Kritikern zu schützen. Dies 
bedeutet aber noch nicht, daß sie diese Resohttinnen verw irklichen”.
Auch dieser Teil des Briefes des Genossen Slalin hat eine große Bedeutung für die 
deutsche Partei. Der Artikel des Genossen Thälmann in der .\o\ ember-Dezember- 
nummer lh31 der internationale'* und der Beschluß des Zentralkomitees ..Gegen die

.3 .lonepli Lenz d.i. \\ liileriiitz . ProleiariM'lie Polilik iin Zeitalter des Itnperialisnuts tiiid der 
proletariselten Revoliittiiti. I. ’l'eil. (a tindlietrrirre der iiiarxi.sliseli-leiiiitisti,selieti Strategie und Taktik. 
Berlin Id.il.

4 Vgl. Ernst Tliältiiattn. ..Eittige Kehler in ttnserer tlieoretiselien ttnd praktischeti .‘krlteit iinil der Weg zu 
ihrer Überwindung'', iti: Die Inleniationale Hell 11/12. Ndveniher l't'H. S. 481 IT. Dieser .\rtikel 
Thältniinns leitete die ..ideiihigi.sche OlTensive " der Partei, die eine ititterparleiliche .Mobilisierungs-
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Dulduii<; falscher Auffassungen an der tlieoretiselieii Frouf '^ sind deslialb nicht nur 
ernste Schritte auf dem ^'ege zur Hebung des ideologischen Niveaus der Partei, 
sondern dadurch zugleich eine Anleitung zu praktischem Handeln, zur \ erbesserung 
unserer gesamten Arbeit. Jeder Kommunist, der den .Vlaixismus-Leninismus nicht 
nur mit Worten, sondern in der Tat anerkennt und verficht, mufs damit zugleich den 
Grundsatz der Einheit von revolutionärer Theorie und Pra.xis anerkennen.
^'as bedeutet das? Daraus ergibt sich mit eiserner Konsequenz, daß es unmöglich ist, 
einen Unterschied zwischen der inneren ideologischen Erziehungsarbeit der Partei, 
ihrem Kampf gegen .\bweiclumgen und Fehler auf der einen Seite und der 
Entfaltung und Steigerung ihres Kam|)fes an der Spitze der Massen gegen die 
.Anschläge der Bourgeoisie und ihrer Eakaien auf der anderen Seite zu konstruieren. 
Vi er einen solchen Unterschied zwischen der Sicherung der Parteilinie und dem 
praktischen Handeln der Partei konstruiert, wer den innerparteilichen Kampf für die 
Reinheit der Grundsätze und der Politik der re\ ohitionären Partei ablehnt oder 
unterschätzt, der bricht mit den Grundsätzen des Marxismus-Eeninismus.
Die Politik der deutschen Bourgeoisie, das betrügerische Manöver des Sozialfaschis
mus mit dem sogenannten ..kleineren Übel” und die konterrevolutionäre Rolle der 
„linken" Filiale der Sozialdemokratie, der S.APD. machen es der Kommunistischen 
Partei Deutschlands zur unbedingten Pflicht, volle Klarheit über die Klassenlinie der 
Partei, über ihre revolutionäre Strategie und Taktik, in der Partei und m den Massen 
zu schaffen. Jeder Kommunist und jeder klassenliewußte .Arbeiter muß verstehen, 
daß der Hauptstoß fler revolutionären Politik gegen die soziale Hauptstütze der 
Bourgeoisie, die Sozialdemokratie und ihre ..linke" Filiale gerichtet werden muß. um 
die eigene Klasse, das Proletariat, im Eager des revolutionären Klassenkampfes zu 
sammeln. Ohne diese Klarheit ist ein erfolgreicher Kampf der Partei und des 
Proletariats gegen die Diktatur der Bourgeoisie und ihre I’ascliisierung undenkbar. 
Volle Klarheit muß in unseren Reihen über den Trotzkismus herrschen, der keine 
,.hnks‘' drapierte Sumpfideologie. sondern eine konterrevolutionäre Ideologie im 
Dienste der Bourgeoisie, im Dienste der imperialistischen Kriegshetze gegen die 
Sowjetunion, im Dienste der kapitalistischen Anschläge gegen das Proletariat ist. 
Volle Klarheit über die ..linke” Spielart des Sozialfaschismus. die als konsequente 
Fortentwicklung des Zentrismus der gefährlichste Feind in der Arbeiterschaft ist. 
Volle Klarheit, daß die frühere ..linke” SPD-Führerschaft durch ihre organisatori
sche Selbständigkeit als ..neue I^artei” der Se}clpivitz und Rosenfeld nur noch 
gefährlicher für den revolutionären Klassenkampf des Proletariats geworden ist. 
Volle Klarheit darüber, daß die SAPD keineswegs zwischen dem Sozialfaschismus 
und dem revolutionären .Alarxismus-Eeninismus hin und her schwankt, keineswegs 
eine prinzipienlose Position zwischen Proletariat und Bourgeoisie bezieht, sondern 
ebenso wie die Brandler^iuppe und ähnliche Grüppchen den linken Flügel der 
Bourgeoisie und einen Bestandteil des Sozialläschismus darstellt, der durch die 
Propaganda des ..Burgfriedens” zwischen Kommunismus und Reformismus die

kampagne sowie die Abgrenzung gegenüber den ..rechten” und ..linken” .4bweichnngen zum Ziele 
hatte, ein.

.5 Der Beschlnß des ZK vom 31. 12. 1931 ..Gegen die Duldung falscher Auffassungen an der 
theoretischen Front” ist abgcdruckt in Itiprekorr Nr. 1 vom .5. 1. 1932. S. 28.
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gefährlichsten und konterrevolutionärsten Anschläge gegen die wirklich rote Ein
heitsfront des kämpfenden Proletariats durchfuhrt.
Ohne diese Klarheit in die letzte Zelle der Partei, bis zum letzten Mitglied der Partei, 
der RGO und anderer revolutionärer Massenorganisationen zu tragen, werden wir 
niemals imstande sein, wirkliche revolutionäre Eiuheitsfronlpolitik. frei von oppor
tunistischen Entgleisungen und sektiererischer Abgeschlossenheit, im Dienste des 
revolutionären Massenkampfes gegen die Diktatur der Bourgeoisie zu betreiben. 
Ohne diese Klarheit werden wir nicht erfolgreich die Politik der eigenen Klasse 
durchführen und damit die zentrale strategische Hauptaufgabe lösen können: 
Eroberung der proletarischen Meluheit für den Kommunismus!
Wenn wir gegen die Abweichungen und Fehler in unseren eigenen Reihen kämpfen, 
wenn wir an der Hebung des ideologischen Niveaus unserer Partei arbeiten, so wüssen 
wir. daß die revolutionäre Theorie des .Mar.xismus-Lenimsmus niemals losgelost von 
der Klassenwirklichkeit der täglichen und der entscheidenden Kampfe der .Arbeiter
klasse bestehen und entwickelt werden kann, sondern nur im Feuer des Klassen
kampfes selber.
Indem wir das Banner des streitbaren .Mar.xismus-Leninismus gegen alle .Abweichun
gen und f ehler und gegen jeden faulen Eiberalismus ihnen gegenüber erheben und 
verteidigen, entfachen wir zugleich die Kämpfe der Arbeiterklasse und der unter 
proletarischer Hegemonie marschierenden Werktätigen gegen die .Anschläge der 
Bourgeoisie.
Indem w ir unermüdlich in den .Massen den A^’iderstand gegen faschistische Reaktion, 
den Widerstand gegen die Hungeroffensive der bürgerlichen Diktatur und ihrer 
sozialfaschistischen Helfershelfer, wie gegen Terror und Streikbruch des Hitler- 
Faschismus organisieren und stärken, entfalten wir zugleich das Sturmbanner des 
Bolschewismus, das dem deutschen und dem internationalen Proletariat bei allen 
seinen Kämpfen bis zum Siege leuchtend voranweht!

58.

16. 2. 1932: ,An\veisungen des Sekretariats zur Vorbereitung der
Bezirksparteitage

Records , . . T-17ä, 300. 79752.5-797527; [vermutlich] Polizeiliche Abschrift. Üherschrift: „ZK- 
Sekr[etariat]. 5/3. Rundschreiben des Zentral-Koinitees. An alle Bezirksleitungen!"

Organisatorische Anweisungen zur A^ o r b e r e i t u n g der Bezirks
parteitage.
Die Bezirksparteitage finden statt in der Zeit vom 24./2‘). .3. bis 16./17. 4.19.32.' Die 
AMrschläge für die Termine der einzelnen Bezirke sind den Bezirksleitungen bereits

1 Die Bezirksparleitagc waren urspriinglich für die .Monate .Apiil-.Mai 1931 vorge-sehen. Vgl. dazu Dok. 
.37. das mit dem vorliegenden nahezu idenliseh ist. Unmillelbar daraid'erfolgte die X'erschielmng der 
Bezirk.sparteilage (vgl. Dok. 39 ). .\ucli der im vorliegenden Dokument genannte Termin wttrde wieder
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zugegangei). Als politische V'oibereiluiig der Bezirksparteitage dient die Diskussion 
auf der Grundlage der Resolution, die die Plenartagung des Zentral-Koniitees ini 
kebruar beschließen wird."
Dabei darf die Diskussion über die Entschließung des Zentralkomitees nicht abstrakt 
geführt werden, lin Zusainnienhang mit der ZK-Plenartagung und ihren Beschlüssen 
ist eine große ideologische, selbständige und auf die konkreten \ orgänge des 
Arbeiterlebens und wichtiger Ereignisse in tlen Bezirken basierende Eampagne zu 
führen. In der Tagespresse, in den Fimktionärorganen. in den Betriebs- und 
Häuserblockzeitungen und in allen parteiorientiereiiden Materialien müssen diese 
Beschlüsse in Verbindung mit diesen unmittelbaren Bezirksfragen unmittelbar 
verbunden werden, wobei gleichzeitig fortgesetzt die gesamte Parteimitgliedschaft 
zur tatkräftigsten .Mitarbeit an der ideologiscbeii Klärung der vor der Partei 
stehenden Fragen und zur Verbesserung der Gesamtparteiarbeit aufgefordert wird. 
Die Vorbereitungen zu den Bezirksparteitagen sind auf breitester Grundlage 
durchzuführen. Die Betriebszeilen, die Straßenzelleii und die Ortsgiuppen ohne 
Zellen wählen in Mitgliederversammlungen die Delegierten zu den Stadt-Delegier- 
ten-Konferenzen. die vor den Bezirksparteitagen stattzufiiulen haben. In den 
Großbetrieben, in denen -\bteihmgs- oder W erkstattzellen bestehen, muß die Wahl 
der Delegierten zu diesen Konferenzen in .\l)teihmgs- oder Vi erkstattzellen-Mitglie- 
derversammlungen erfolgen. Um die Beteiligung eines möglichst großen Teiles von 
Parteimitgliedern schon bei den Lhiterbezirks- bzw. Stadt-Delegierten-Konferenzen 
zu erreichen, soll der Delegationsmodus so festgelegt werden, daß auf 10 abgerech
nete Mitglieder ein Delegierter entfällt. Um auf den Bezirksparteitagen eine breite 
Delegation zu erhalten, ist der Delegationsmodus wie folgt festzulegen:
1. Bei Bezirken bis zu 6000 Mitgliedern auf je 20 abgerechnete Mitglieder 
1 Delegierter;
2. bei Bezirken von 6—12000 Mitgliedern auf je 30 abgerechnete Mitglieder 
1 Delegierter:
3. bei Bezirken miii 12—18000 Mitgliedern auf je 40 altgerechnete Mitglieder 
1 Delegierter:

aiiUehoben Dck. 60i. Iji einer Reihe \(in 
19.32 keine Bezirks[iarleiiajie stall, so z. B. nn Bezirk .Nordwesl. \ ;;1. ilazii den Taii;ikeitslierielil der 
Bezirksleiliiiie Nordwe.sl an den Bezirksparleitag Dezeniher 19.32. SlA Bremen. Be.sland 4.6.5 Nr. IIA 
12b. Bd. 16b. bl anderen Bezirken, wie z. B. in Saehseii und Oslpreiil.sen. landen 1932 zwei 
Bezirk.sparleiiage stau, im Friilijabr und im Dezember. \ gl. Bericlil der Bezirksleitung Saebsen znm 
Bezirksparleilag am 3./4. Dezember. B.A ZSg 1—65/27. Bd. II). Siebe liierzn Dok. . Anm. 1.

2 Zur Tagung vgl, liiprekorr Nr. 19 vom 1.3. 1931, S, 542 IT. ..Die Lage in DenI.scbland und <lie 
.Aiilgaben der KPD", Hesobition be.si blos.sen auf der Tagung des ZK der KPD vom 20.—23. Februar 
1932 in Berlin.
Die Resobilion enünell aueb eine Selb.stkrilik der I'ebler in der Parteiarbeit. Ferner besehloß das ZK 
eine ..Re.sobition zu den Ergebnissen und ilen iiaiTislen .Viirgaben der \\ erhearbeii” sowie die 
Deklaration ..Gegen Tribinsklaverei des denlseben \Ulkes! Gegen \ ersailles mul Aoimgl". Znm 
Rel'erat Ttidlnianns vgl. Ernst Tbälmaim. Der revobilionäre .-Ausweg und die KPD. Rede auf der 
Plenartagung des ZK der KPD am |9. Felirnar 1932 in Berlin. Hrsg. ZK der KPD. Berlin 1932. Die 
Rede Thälmanns sowie die beiden Resobilionen sind enlbaben in: Milteilniigen der Komrannislisehen 
Partei Dentscblands. Material znm Pleiimn des ZK iler KPD. FiTiniar 19.32. in: Records T-175. 344. 
2850964-285(1995,

Bezirken landen daher zwischen DBO und Dezember
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4. bei Bezirken mit über 18000 iVIitgliedern auf je 50 abgerecbnete Mitglieder 
1 Delegierter.
Bei der Wahl der Delegierten ist darauf zu achten, daB möglichst jede Betriebszelle 
auf dem Bezirksparteitag \ertreten ist. .Außerdem imd.s alles versucht werden, daß 
jede Ortsgruppe, auch die kleinste, auf dem Bezirksparteitag vertreten ist.
Für die Berechnung der Delegierten sowohl zu den Duterbezirkskonferenzen, wie 
auch zu dem Bezirksparteitag, werden die abgerechneten Mitgliederziffern von den 
Monaten Oktober. November und Dezember zugrunde gelegt.
Die \Aahl der Delegierten zu den Bezirks|jarteitagen erfolgt auf den Stadt- 
Delegiertenkonferenzen bzw. Unterbeziiks-Koiderenzen. die im Anschluß an die 
Mitgliedeiwersammhiugen der Zellen, der Ortsgru|)pen ohne Zellen und der Stadt- 
teil-Delegiei’tenkouferenzen stattzufinden haben.
Die Vorbereitung der Unterbezirks- und Stadt-Delegiertenkonferenzen, wie auch der 
Bezirksparteitage selbst, dürfen sich nicht nur 
beschränken, sondern müssen von vornherein zu einer Angelegenheit der gesamten 
klassenbewudsten Arbeiterschaft gemacht werden. Es ist deshalb notwendig, in 
Betriebs-. Stempelstellenversammlungen. als auch in öffentlichen Veranstaltungen 
der RGO und der Massenorganisationen zum Bezirksparteitag Stellung zu nehmen, 
schon deswegen, um in diesen A'ersammlungen unsere wichtigste Parteiliteratur 
umzusetzen. Aboimeuten für die Internationale’’ und für den Parteiarbeiter^ usw. zu 
werben, sowie gleichzeitig in diesen Versammlungen Gast-Delegierte zu diesem 
Parteitag wählen zu lassen. Insbesondere kommt es darauf an. sozialdemokratische 
Arbeiter, Mitglieder SAJ. christliche und evtl. Nazi-Arbeiter, sowie auch Parteilose 
zur Teilnahme au unseren Bezirksparteitagen zu bringen.
Bei der Wahl der Delegierten zu den Parteitagen ist unbedingt das Schwergewächt auf 
die Wahl von Betriebsarbeitern zu legen. Die Bezirksparteitage müssen unter allen 
Umständen so zusammengesetzt sein, daß die übergroße Mehrheit der Delegierten 
aus Betriebsarbeitern besteht.
Gleichzeitig weisen w ir darauf hin. daß in bezug auf die Heranziehung von Frauen 

d Jugendlichen folgende Norm festgelegt wurde; entsprechend der Struktur der 
Bezirke und der im Produktionsprozeß stehenden weiblichen Arbeiter müssen 
mindestens ein \ iertel bis ein Drittel aller Parteitags-Delegierten (dasselbe bezieht 
sich auch auf die Unterbezirks-. Stadtteil- und Stadt-Delegiertenkonferenzen), 
Frauen und eine entsprechende .Anzahl jugendlicher Arbeiter und Arbeiterinnen sein. 
Bei der Wahl von Gast-Delegierten ist das Schw ei gew icht auf die \A ahl von solchen 
Gast-Delegierten zu legen, die in der RGO und in den übrigen Massenorganisationen 
organisiert sind. .Auch sind .Anstrengungen in der Richtung zu machen, an solche 
Schichten, die wir bisher zu unseren Parteitagen noch nicht oder nur in sehr 
geringem Umfang erfassen konnten, heranzukonunen. Solche sind: Landarbeiter, 

Angestellte. Kleinbauern. Kleingewerbetreibende. Beamte und freie Berufe. 
Um Mißstimmungen bei der ahl von Gast-Delegierten von vornherein atiszuschal-

auf den Kreis der Parteimitgliedschaft

un

untere

3 Die Internationale. Zeit.schrifl für Pra.xis und Tlit'iiric des .Mar.xisnius. l)ef:rüiidel von Rosa Luxemburg 
und Franz Mehring. theoieu.si lie.s Orfian der KPD. das vom ZK lieransf'egel)en wurde.

4 Der Parteiarbeiter. Funkllonärszeitsclirifl der KPD. hrsg. vom ZK seil 1923. \ gl. zum Parteiarbeiter 
Dok. 41. Teil 5 und .Anm. 8.
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ten. sind die Gast-Delegiertenkarten so abzid'assen. daß klar daraus hervorgeht, daß 
sie nur zum Besuch der öffentlichen Sitzung berechtigen.
Bei der Wahl zu den Unterbezirksparteitagen und Stadt-Delegiertenkonferenzen, als 
auch bei der ahl zu den Bezirksparteitagen, ist mit dem bisher üblich gewesenen 
Modus zu brechen, eine bestimmte Dauer der Mitgliedschaft der Partei für die 
Delegierten vorzuschreiben. Für die Waiden der Delegierten zu den genannten 
Tagungen ist maßgebend, daß die Delegierten sich in der Parteiarbeit durch 
Aktivität bewährt haben und das Vertrauen der Mitglieder der Organisationseinhei
ten besitzen. Dies gilt besonders für die neiigegründeteu Betriebszeilen und 
Ortsgruppen.
Unter allen Umständen ist an die Ortsgrufipen und Zellen die Anweisung zu geben, 
daß mit der Stellungnabme zu den Bezirksparteitagen die Neuwabl aller Leitungen 
erfolgen muß. Im besonderen muß bei der Neii-Ziisammensetzung der Leitungen 
danach gestrebt werden, die Qualität wesentlich zu heben. Tausende von neuen 
Kräften, die seit dem letzten Bezirksparteitag herangewacbsen sind, müssen in 
führende Funktionen befördert werden. Bei der Zusammensetzung der höberen 
Leitungen. Stadtteilleitungen. Ortsgruppenleitungen. Lüiterbezirks-. sowie der 
Bezirksleitung muß das .Mitbestimmungsrecht der Betriebszellen — auch der neuen 
Betriebszellen — durch die Aufnahine der besten und aktivsten Zellenmitglieder in die 
Leitungen erreicht werden. Bei der Zusammensetzung der Leitungen ist ferner zu 
berücksichtigen der Beschluß des Weddinger Parteitages,^ daß in allen Leitungen ein 
Viertel bis ein Drittel Genossinnen und eine entsprechende Anzahl jugendliche 
Genossen und Genossinnen vertreten sein müssen.
Zur .Aufbringung der Kosten der Bezirksparteitage können die Bezirksleitungen eine 
besondere Parteitagsmarke berausbringen. die für X'ollarbeiteP’ 20 Pfg., für 
Erwerbslose und Hausfrauen 10 Pfg. kosten soll. Die Aufbringung der Kosten für die 
Durchführung der Unterbezirksparteitage gescbieht durch die Ortsgruppen, die die 
Fahrtkosten für den Delegierten der Ortsgruppe bzw. der Zelle übernebmen. Der 
Verkauf der Parteitagsmarken soll nicht nur auf die Parteimitglieder beschränkt 
werden, sondern ist durch die Partei in den Betrieben bei der Wahl von Gast- 
Delegierten usw. zu betreiben. Allerdings ist darauf zu achten, daß dadurch die 
Sammelaktion für die Präsidentenwahl und die Landtagswahlkämpfe^ nicht gestört 
wird.
Über die Durchführung der Bezirksparteitage selbst — einzureichende Entschließun
gen — Berichte zum Bezirksparteitag — Anträge und Auswertung — erfolgen besondere 
Richtlinien.

Mit kommunistischem Gruß 
Zentralkomitee der KPD 
Sekretariat

5 Vgl. Protokull 12. Parteitag. Waffen für den Klassenkampf. Bes(!hlüsse des XII. Parteitags der KPD. 
Berlin o.J. (1929).

6 In der Vorlage: Vorarbeiter.
7 Zur Finanzierung der Reiclispräsidentenwahl am 13. März und 10. .April 1932 sowie der Landtags

wahlen in Anhalt. Bayern. Hamburg. Preußen und Württemberg am 24. April führte die KPD wie bei 
anderen Katnpagneti Sammlungen in der Partei und dett angeschlossetten Massenorganisationen 
durch.
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59.

18. 2. 1932: Anweisungen zu den Reichspräsidenten- und Landtagswahlen

BA R 134. Bd. 69. S. 38-95 und StA Bremen. 4.65-11 A 12a. Bd. 33: Polizeiliche Abschrift, I AN 
2160/30. 3. Überschrift: „Rundschreiben Nr. 2. Anweisungen zu den Reichspräsidenten- und 
Landtagswahlen. An alle Bezirksleitungen und Redaktionen!"

Inhaltsverzeicliiiis:
1. Anweisungen der Org-Abteilung des ZK
2. Anweisungen der Agitprop-Abteilung des ZK
3. Anweisungen für den Literatur-Vertrieb.
4. Anw'eisungen der Frauen-Abteilung des ZK
5. Anweisungen der Genossensebafts-Abteilung des ZK
6. Anweisungen der Land-Abteilung des ZK
7. Anw'eisungen der Parlaments-.Abteilung des ZK

An alle Bezirks-Org-Abteilungen! 
Werte Genossen!

I.
Im Rundselireiben Nr. 1 des Sekretariats des ZK wird die Generallinie, auf der 
unsere Partei die Reicbspräsidentschafts- und Landtagswahlen in Preußen und in 
den übrigen Ländern durchführt, klar und eindeutig umrissen.* Neben den zentralen 
politischen Losungen wird die Frage unserer Strategie und Taktik sowie die 
Hauptstoßrichtung auf die Betriebe gründlich behandelt, ebenso die neuen organisa
torischen Formen zur Verstärkung der roten Einheitsfront — gegen Nazi-Terrorban
den, Harzburger- und ,.Eiserne Front"^ — der „Rote-Massen-Selbstschutz“ und die 
„Rote Wahlhelfer-Bewegung".*
Die Durchführung dieser Aufgaben, insbesondere die breiteste Massenmobilisierung 
gegen die ständig w achsenden drohenden imperialistischen Kriegsgefahren gegen die 
Sowjetunion und gegen das neueste Betrugsrnanöver des ADGB. sein „Arbeitsbe-

1 Ruiidschreiheu Nr. 1. 1932 liegt nicht vor. Es enthält olfen.siehtlirh allgemeine Anweisungen zur 
Reichspräsidentenw ahl und den Landtagswahlen in .\nhah. Bayern. Preußen und \t ürttemherg sowie 
den Bürgerschaftswahlen in Hainhtirg arn 24. April 1932.

2 Die Gründung der ..Eisernen Front zur Überwindung der faschistischen Gefahr" wurde auf einer 
gemeinsamen Konferenz der Bimdesausschüsse des ADGB. des AfA-Bundes und des ADB mit dem 
Parteiausschuß der SPD. der Leitung des ATSB und Vertretern des Reichshannners am 16. Dezember 
1931 in Berlin beschlossen. Diese gemeinsame antifaschistische Organisation stellte einen losen 
Zusammenschluß der erwähnten Organisationen dar. Die EF war nach Betrieben in sog. „Hammer- 
schaften" organisiert. Auf örtlicher, bezirklicher und zentraler Ebene wurden Kampfleitungen der EF 
gebildet. Als Symbol führte die EF den Dreipfeil.

3 Über Aufbau und Bedeutung dieser beiden neuen 
vor.

Organisationen hegen bisher keine Untersuchungen 
Beim „Roten Massen-Selbstschutz“ scheint es sich um eine 'S eiterentwicklung der Arbeiter

schutzorganisationen (vgl. dazu Dok. 8) zu handeln. Zur „Roten Wafilhelfer-Bewegung“ vgl. auch 
Dok. 26.
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scliaffungsprofirainin “,'* stellt an die Bezirksleitungen und insbesondere an die Org- 
.\bteilungen. sowie an alle Organisatoren die liöcbsten AnCorderimgen, \\ erden die 
genannten Abteiliingen und Genossen ihren Aid'gaben nicht gerecht, so besteht die 
große Gefahr, daß tlie Kampagnen in der alten .Methode als W alilkampagnen in den 
\\ ohngebieten geführt w erden. Das muß unter allen Lhnständen vei hindert werden. 
So wichtig die breiteste Masseniiiobilisiernng in Zphntansenden von \ ersainmlnngen 
ist. dürfen wir uns jedoch unter keinen Umstünden hierauf heschränken. Es muß uns 
gelingen, von der Massenagitation immer mehr zu Massenaktionen zu kommen.

ir müssen unter allen Umständen in der Eülirimg ökonomischer Streiks und der 
Führung politischer Massenstreiks, der Dnrcliführniig außerparlamentarischer Pro
testaktionen lind Denionslratioiien. in der \ erhindernng von N'ersteigerungen und 
E.xmissionen unter Fnhrnng der roten Finheitsfroiitorgane. gestützt auf den roten 
Massenseihstschntz des Proletariats gegen faschistischen und Polizeiterror. gegen 
Streikbrecher und Provokateure einen wesentlichen Schritt vorwärts kommen.
Die entscheidende Bedentnng hegt in der -Moliilisierimg der Betriehsarheiter. vor 
allem der Großbetriebe und der politisch wichtigsten Betriebe. Die Mobilisierung der 
Betriebe ist daher für jede Parteileittmg die zentrale .Aufgabe.
Durch volle Finbeziehnng der ganzen Partei, ihrer Hilfskräfte und Hilfsorgane zur 
.Arbeit an der Front des größten AA iderstandes. wird gleiclizeitig die A ernachlässi- 
gnng unserer bisherigen Betriebsarbeit erfolgreich h(|nidiert und damit die A'oraus- 
setznng zu einer erfolgreichen A'erwirklichnng der Fosnng: ...leder Betrieb eine rote 
Burg!" geschaffen.
A on diesen leitenden Gesichtspunkten ans muß sich die Partei ihre organisationspo- 
litischen .Aufgaben stellen, um von hier ans gleichzeitig ihre Aufgaben an den 
anderen Frontabschnitten erfüllen zu können. Der Plan einer jeden Feitnng muß vor 
allem dahin zielen, in den Betrielien Bewegungen anszniöseti. neue revolutionäre 
Stützpunkte (Betriebszeilen ) zu scbaffeii. die Qualität der .Arbeit der Betriebszelle zu 
heben, gleichzeitig aber atich durch die örtliche Frfässnng der in den Betrieben und 
bei den Stempelstellen, in der RGO organisierten .Arbeiter und .Arbeiterinnen, 
Betriebs- und Stempelstellengrnppen und Drlskomitees der RGO zu bilden. Es darf 
keinen Ort mit einer Partei-()rlsgrn|)pe geben, in dem nicht ein Ortskomitee der RGO 
geschaffen wird, wie es umgekehrt erste .Aufgabe in allen Betrieben ist, in denen es 
eine Betriebsgrnppe der R(iO gibt, eine Betriebszelle der Partei und des .Jngendver- 
bandes zu schaffen. Von der richtigen Anfstelhmg des Katnpagneplanes, von der 
Kontrolle seiner ernsthaften Dnrcbführnng. hängt das Gelingen, der Erfolg ab.

II.
.Allem voran muß die innerparteiliche Mobilmachimg gehen, f Einstellung der ganzen 
Partei in ihren unteren Einheiten. Eeitnngen und Fraktionen. Stützpunkten und 
Vertrauensleuten auf die zu leistenden .Aufgaben.) Dabei darf es sich nicht allein 
darum handeln, der Parteimitgliedschaft die politische Bedeutung dieses AA’ahlkamp- 
fes klarzumachen, sondern gleichzeitig datnit sind die konkreten .Aufgaben und Ziele

4 Der .ADLE veiöiii hte durcli ein am 17. 2. I9.'12 verölleiulicliles .Arbeitsbescharfiiiiir.sprügramrn 
-Möglii liki-Ileii zur Üherwindung der M'iilseliartskri.se aid'ziizeigeii. \’gl. dazu lorwärts Nr. 79 vorn 
17. 2. 19.12.
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für jede Einheit oliiie Anfsciuib festziilegen und die zu erfüllenden Maßnahmen 
sofort in Angriff zu nehmen.
Die politische Verantwortung für die Arbeit in den Großbetrieben oder den grüßten 
Betrieben eines Bezirks trägt die Bezirksleitung selbst, deren Mitglieder als Instruk
teure (soweit dies noch nicht geschehen ist) den Zellen dieser Betriebe als 
verantwortlicbe .Mitarbeiter znzuteilen sind. Darüber hinaus gilt es, das Instrukteur- 

Bezirk und für alle Betriebe mit und ohne Zellen atiszubauen.System im ganzen
Ohne die .Anleitung und Kontrolle der Instrukteure, die den Betrieben zugeteilt 
werden und stets Organe der näcbst hölieren Leitung sind, ist die Verbesserung der 
.Arbeit der bestellenden Betriebszeilen und ibre weitere Entwicklung, sowie die 
Schaffung neuer Beti iebszellen in Tausenden Betrieben nicbt gewährleistet. Bei dem 
Einsatz von Instrukteuren müssen wir viel kühner sein. Es gibt in der Partei 
Hunderttausende von erfahrenen, jetzt erwerbslosen Betriebsarbeitern, die jetzt — im 
Wohngebiet vergraben - zu dieser wicbtigen Parteiarbeit nicbt herangezogen 
werden. Mit diesem Zustand muß grürullich aufgeräumt werden. Diese Instrukteure 
sollen nicht nur die Betriebszellen selbst in ihrer Arbeit unterstützen, sondern 
gleichzeitig auch die Straßenzellen, die sich um den Betrieb gruppieren, zur 
Unterstützung und A'erstärkung der Betriebsarbeit heranziehen. Jedoch muß - vor 
allem auch bei diesen Genossen — Klarheit darüber bestehen, daß die Bearbeitung 

Betriebes von außen nur 1 lilfsarbeit. nur Unterstützung sein kann. Dieeines
Hauptarbeit muß durch die revolutionären Kräfte im Betrieb geleistet werden. Die 
Betriebszelle, die Betriebsgruppe der RGO. die betrieblichen Einheitslrontorgane, die 

Betriebsräte und \ ertrauensleute. die oppositionellen breigewerkscbaltler und 
die oppositionellen .Mitglieder der christlichen und anderen (Gewerkschaften, schließ
lich die Betriebsgruppen bzw. Einzelmitglieder der revolutionären proletariscben 
Massenorganisationen müssen restlos im Kampf um die Gewinnung der Mehrheit der 
Arbeiter der Betriebe für unsere revolutionären Eortlernngen und zur Stärkung der 
Partei-Betriebszelle herangezogen werden.

roten

Die .Agitations-. Werbe- und Einanzierungsarbeit innerbalb des Betriebes ist nach 
einem einheitlichen Plan unter Heranziehung aller obengenannten Kräfte und aller 
anderen s\ inpatbisierenden .Arbeiter und Arbeiterinnen zu führen. Die führende 
Rolle der Parteizellen als Organisator unserer revolutionären Betriebsarbeit kommt 
in dem Maße der Erfassung aller revolutionären Kräfte im Betrieb, ihres Einsatzes 
und ihrer Leitung, wie auch in einer guten A'erbindung mit den Krähen außerhalb 
des Betriebes (Straßenzelle. Ei’werbslosenausschüsse und -stalfeln. Kamplbund 
gegen den Faschismus usw.) zum .Ausdruck. Kein Betrieb ohne konkreten Arbeits
plan. auch für jede Betriebsabteilung!

Aber aucb kein Betrieb ohne Zelle, für den nicht die mil der Bearbeitung beauftragte 
Straßenzelle unter Leitung eines Instrukteurs oder selbständig die notwendigen 
.Maßnabmen festlegt und diese durchführt. Keine Stempelstelle im W ohngebiet. kein 
Ei'werbslosenausschuß unter revolutionärer Führung, die nicht die Patenschalt für 

oder mehrere Betriebe ohne Zellen übernehmen, die nicht die Betriebe miteinen
schwachen revolutionären Stützpunkten ständig unterstützen, bis eine arbeitsfähige 
Betriebszelle geschaffen ist. Von der .Arbeit der kommimistischen Fraktionen in den 
Ei’werbslosenausscbüssen und der .Arlieit der R(GO-(Gruppen wird es abhängen, 

die revolutionären arbeitslosen .Arbeiter lür die Läiterstützung derinwieweit
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Betriebsarbeit bei dem Ausbau der betrieblichen Stützpunkte, als auch bei der 
Führung von Streiks und in der Abwehr von Streikbrechern eintreten.
Die Mobilisierung der Betriebsarbeiter hängt ah von der Initiative der Leitung 
unserer revolutionären Kräfte im Betrieb. Die individuelle Arbeit des einzelnen im 
Betrieb, die gruppenmäßige Arbeit in den Abteilungen. Werkstätten- und Meiste- 
reieti. die Durchführung von Abteilungs-. Werkstatts- und Betriebsversammlungen, 
die Ausnutzung solcher von anderen Parteien oder Organisationen einberuf'enen 
Versammltingen. die N'erbreitung unseres Agitatiousmaterials. der \'erkauf' unserer 
Betriebszeittmg. der Tagespresse itnd sonstigen Literattir. die Sammlung für den 
Kampff’onds ..Klasse gegen Klasse".'^ die Gewinnung der mit uns svmpathisierenden 
Arbeiter, sich auch nach Betriebsschluß im Wohngebiet als rote Helfer zur 
Verfügung zu stellen, sind trotz ihrer Wichtigkeit noch die einfachsten .Aufgaben. Die 
Walil von vorbereitenden Kampfleitungen. die Mobilisierung der .Mbeiter zum 
Kampf, die Erweckung der Kampfbereitschaft, ja die Kampfattslösiing selbst, 
verbunden mit einer steten Werbearbeit für die Partei und die revolutionäre 
Gewerkschaftsopposition und der Schaffung von Betriebsgruppen des roten .Massen- 
selb-stschutzes, das sind die Aufgaben, die in dieser Kampagne die Qualität 
revolutionären Betriebsarbeit, den vollen Einsatz unserer Kräfte tmd die W endung zu 
einer wirklichen Verlegung des Schwergewichts unserer Arbeit auf die Betriebe 
erkennen lassen.
Der Einsatz der Instrukteure als W ahlhelfer und gleichzeitig als Kontrolleure der 
übergeordneten Parteileitungen nicht nur vorübergehend, sondern von Dauer, ist 
dabei die erste Voraussetzung.

unserer

III.
Zugleich mit der Verwirklichung der vorstehenden Aufgahen muß auch die Aufgabe 
der Verankerung unseres Einflusses an den Stempelstellen und damit auch der 
Mobilisierung der Erwerbslosen für den W ahlkampf im vollen Umfange gelöst 
w'erden. Die Zahl der sich bildenden Ei’werbslosenausschüsse w'ächst fortgesetzt. 
Nicht in demselben .Maße aber entwickeln sich unsere Parteistützpunkte. Fleute 
schon gibt es nahezu zweitausend Ei-werbslosenausschüsse ohne BGO-Gruppen und 
auch ohne kommunistische Fraktionen. Die Gefahr des Eindringens gegnerischer 
Einflüsse in solche Erwerbslosenausschüsse liegt atd' der Hand. Dem entgegen steht 
die Tatsache, daß die Partei allein in mehr als 3500 Orten Ortsgruppen hat. in 
weiteren etwa 500 Orten Stützpunkte, so daß heute schon die Möglichkeit besteht, in 
allen diesen Orten die Führung der Erw'erbslosenarbeit zu übernehmen und 
gleichzeitig neue Erw'erbslosenausschüsse zu schaffen. .Aber darüber hinaus steht 
noch eine andere Frage, näudich die Verbreiterung der organisatorischen Einheiten 
der RGO und die Schaffung neuer Stützpunkte für sie. .Auch hierfür sind in den oben 
genannten Ortsgruppen die besten Voraussetzungen gegeben. Für alle Ortsgruppen 
der Partei ist deshalb die konkrete .Aufgabe zu stellen, die .Anhänger der RGO in den 
Betrieben bzw'. Stempelstellen eines jeden Ortes sofort zusammenzufassen. in der 
Partei und unter den .Mitgliedern proletarischer Massenorganisationen für die RGO 
zu werben und Ortskomitees der RGO. gestützt auf die RGO-Mitglieder in Betrieben

.5 Unter dieser bereits auf dem \’I. X^ eltkonfireß formulierten Losung führte die KPD 1932 den 
W ahlkampf gegen die SPD und den von ihr nnterstnizten Kandidaten Hindenburg.
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und Stempelstellen, aul’ziibauen und damit gleichzeitig die revolutionäre Führung 
auch auf den Steniftelstellen uiul unter den Erwerbslosen in solchen Orten, in denen 
Stempelstellen nicht bestehen, zu sichern. Aber über die Zahl der hier genannten 
Orte hinweg muß die Partei durch die Initiative der Kommunisten in den Leitungen 
der RGO. in Tausenden neuer Ortschaften, in denen die Partei heute noch nicht 
verankert ist. neue Stützpunkte für die Partei und für die ROO schaffen. Die 
Aufrüttelung des Rachen Landes durch unsere Wahlkampagne, die Lrfülltmg des 
Zieles, in jedem Ort und jeder Gemeinde eine Versammlung der Partei und RGO 
durchzufüliren. wird uns die Lrfülhmg der Losung; ..Schaffung eines revolutionären 
Stützpunktes in jedem Ort" erleichtern. Zur Verstärkung dieser Arbeit müssen 
besondere Landinstrukteure eingesetzt werden. Geeignete Parteigenossen, möglichst 
ohne Familie, müssen für einige Wochen in ländlichen Gebieten [einjgesetzt werden. 
Mit Hilfe von Genossen, die in ländlichen Gebieten wohnen, läßt sich für diese 
Instrukteure leicht ein Luterkommen finden.

IV.
Das Jungproletariat spielt in unseren Parteieinheiten heute noch lange nicht die 
Rolle, die ihm aufgrund seiner Bedeutung im Prozeß der Gewinnung der Mehrheit 
der Arbeiterklasse zukommt, ^'ie wäre es sonst möglich, daß heute noch tausende 
Parteieinheiten (Ortsgruppen. Betriebszeilen. Fraktionen) vorhanden sind, bei denen 
Jugendzellen. Jugendgruppen oder Jugendfraktionen nicht vorhanden sind. Allein 
schon die Tatsache, daß der KJV'D heute knapp ein Sechstel der Mitgliedschaft der 
Partei zählt, ist ein Beweis, daß es die Parteileitungen an der Gewinnung des 
Jungproletariats in Betrieb und Stempelstellen, im Wohngebiet und auf dem Lande 
haben fehlen lassen. Wenn die .Nationalsozialisten mit ihrer verlogenen und 
demagogischen Aktion gerade unter den Jimgwähleni Erfolge zu verzeichnen hatten, 
so ist dies zweifellos auf unsere mit ungenügender .Vnstrengung geführte Aufklä- 
rungs- und Werbearbeit unter der Jugend zurückzuführen. Im bevorstehenden 
Präsidenten- und Preußenwahlkampf werden unsere Gegner alles aulbieten, um ihre 
Positionen im Lager des Jungproletariats auszubauen bzw. verloren gegangene 
wieder zu gewinnen. Für die gesamte Partei heißt es jetzt: die Beschlüsse des 
XI. Plenums des EKKl zur .Arbeit unter der Jugend, die bis heute kaum in Angriff 
genommen worden sind, zu verwirklichen." Unter der .Aulstellung besonderer 
Forderungen für das Jungproletariat muß für jede Betriebszelle jeder Ortsgruppe die 
Aufgabe gestellt werden, neben der Parteizelle auch eine Zelle des KJVD [und] eine 
Jugendgruppe der RGO zu schaffen.
Unsere .Massenmobilisierungsarbeit muß gleichzeitig zur Überwindung der Schwä
chen auf einem anderen Gebiet unserer Jugendarbeit führen, nämlich zur stärksten 
Entfaltung der Werbekraft für die Kinderbewegung und damit für den Pionierver
band.^ In noch höherem Maße als in bezug auf die Arbeit unter dem Jungproletariat

6 Vgl. Thesen und Resolutionen der ,X1. Plenartagung des EKKI. April 1931. Hamburg-Berlin 1931. 
Vgl. die Resolution des .XI. EKKl-Pleiiurns zur .\rbcit der Jugendverbändc in: Records T-17.5, 395. 
2915912 ff. HStA Ditsseldorf. Regiertmg Düsseldorf Nr. 17153. S. 13.5-140. Vgl. auch die Kritik des 
Präsidiums des EK der Kommunistischen .lugend-lntemationale und die Stellungnahme des KA'D- 
Vorsitzenden Kurt Müller in Inprekorr Nr. 20-22. 4. 3.— 11.3. 1932, S. 583 ff.

7 Gemeint ist die kommunistische Kinderorganisation.
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treffen die festpestellten Mängel auf unsere Arbeit unter den Kindern zu. Die 
komniiinistisehen und die mit der Partei sympathisierenden Eltern vor allen Dingen 
müssen hier den übrigen Eltern vorangehen. Die Arbeit im W ohngebiet und in den 
Schulen muß ein Zweig der Parteiarbeit selbst werden. Als konkrete Aufgabe muß 
sich deshalb jede Eeitung des Wohngebiets die Schaffung von Pioniergruppen bei der 
Straßenzelle bzw. Ortgruppe stellen. Den Betriebszellen erwächst ebenfalls die 
Aufgabe, durch Übernahme einer Patenschaft für eine Pioniergruppe die \Arbindung 
der Kinder mit den .Arbeitern im Betriebe selbst herzustellen.
.Nicht nur gute Organisiertmg der Kampagnen selbst, sondern in den Kampagnen 
Hebung des theoretischen .Niveaus unserer Parteimitglieder. Verbessentng unserer 
Organisation und unserer .Arbeit, sowohl iptamitativ wie (jitalitativ ist die Eosungfür 
alle Parteiorganisatoren.
Die Tätigkeit unter .Angestellten, freien Berufen. Kleingewerbetreibenden zur 
Präsidenten- und Preußenwahl.
1. Die .Arbeit unter den Angestellten
Lhisere .Agitation zur Präsidenten- und Preußenwahl müssen wir unter den 
Angestellten in folgender Weise führen: Politisch in den Vordergrund stellen den 
Kampf gegen Notverordnungen, für soziale und nationale Befreiung, die Präge des 
sozialistischen Aufbaues, insbesondere den zweiten Fünfjahresplaii. bei Gegenüber
stellung der Ki’ise im Kapitalismus.
Die Angestelltenkommissionen haben folgende .Aufgaben durchzuführen: ln allen 
Betriebszellen der Partei ist die Arbeit unter den Angestellten der Industrie-Betriebe 
konkret zu besprechen, in der gesamten .Agitation sind die Forderungen für die 
.Angestellten mit einzubeziehen, ln Zellenzeitungen, Zellenversammhmgen. in beson
deren Betriebs-Elucblättern sind die Forderungen für die Angestellten aufzunehmen 
und ist die Angestelltenfrage überhaupt zit stellen.
Dte Betriebszellen in den Angestellten-Betrieben tnüssen in den Großstädten zur 
Besprechung der .Arbeit und zum Austausch der Erfahrungen besonders zusanimen- 
gefaßt werden. (Herausgabe voti Betriebszeititngeti. Flugblättern). Die Fraktionsar
beit im ZdA. GdA und DH\’** muß verstärkt werden. Bei den .Mitgliederversammlun
gen dieser Wrbände sind die Fragen der .Notverordnungen, der Präsidenten- und 
Preußenwahlen zur Debatte zu stellen. Zumeist ward die Bildung von Fraktionen im 
Gd.A und DlIV erst in .Angriff genommen w erden müssen. .Angestellen-A’ersammlun- 
gen. betriebsw^eise und öffentliche Versammlungen müssen organisiert werden.
Auf den .Angestellten-.Nachw eisen müssen die Forderungen der Erwerbslosen aufge
stellt. die Einberufung von V ersanmdungen und die .Mobilisierung der erwerbslosen 
.Angestellten gegen die neuen .Abbaumaßnahmen bei den Erwerbslosen organisiert 
werden. Mit aller Entschiedenheit ist der .Agitation der Nationalsozialisten entgegen
zutreten. Diskussionsgruppen sind zu organisieren. Hierbei sind besonders die 
Erfolge des sozialistischen .Aulbaus in der Sowjetunion und der zweite Fünfjalu-es- 
plan in den \ ordergrund zu stellen.

8 Zentralveiiiancl der .Angestellten (Zd.A). (lewerksehaft.slnind der .Angestellten (nl.A; und Deutscher 
Handlungsgehilfen-A'erhand (DHV) stellten die drei größten Cewerkschaftsurganisaliniien der 
Angestellten dar.
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2. Freie Benife und geistifie Arbeiter
Bei der Präsidenten- und Preußenwahl müssen wir auch in diesen Schichten und 
Gruppen an die Auswirkungen der Notverordnungen anknüpfen. Besonders die 
vierte Notverordnung'' hat fast alle diese Berursgru|j|jen durch rigorosen Abbau in 
unerhörter Vi'eise betroffen, dartun muß die Präsidenten- und Preußenwahlkam
pagne mit der konkreten Mobilisierung dieser Schichten gegen die Notverordnungen 
verbunden werden.
ln allen Bezirken sind in den größten Orten mit den mit uns sympathisierenden 
Organisationen, wie Bund der Schriftsteller. Rote Studenten. Lehrer-Vereinigung. 
Stdiauspieler. .\rzte, Techniker. Leserkreise des Roten Außxius.'^' Gruppe geistiger 
Arbeiter bei der IAH, Spezialversammlungen dieser Grup|)en für ihre Fragen zu 
organisieren, außerdem mit allen gemeinsam ist eine große Matinee oder Ktnidge- 
bitng zu veranstalten, bei der möglichst die wichtigsten Grtippen sprechen sollen und 
wo nach Lage der Dinge eventuell die Vi ahl eines Komitees gegen Notverordnungen 
gebildet werden soll.
Diese Kundgebungen sollen sich gegen Notverordnungen und für den roten 
Arbeiterkandidaten Thälmann aussprechen. Empfohlen wird die Unterschriften
sammlung Intellektueller des Bezirks für einen .Aufruf zur U ahl des roten Arbeiter
kandidaten.

die Kommunisten mit den Sympathisie-In den zuständigen Berufsverbänden müssen 
renden ein organisiertes .Auftreten. A'orbereitungen und Entschließungen gegen die 
Notv erordnungen und für die NX ahl des roten Arbeiterkandidaten einbringen.
3. .Arbeit unter den Kleingewerbetreibenden
Auch bei der Arbeit unter den Kleingewerbetreibenden ist die Präsidenten- und 
Preußenwahlkampagne in der Richtung des verstärkten Kampfes gegen die Notver
ordnungen zu führen. Die Bewegung der Kleingewerbetreibenden in Hamburg, 
begonnen mit dem Streik der Gastwirte, ist von allen Klejngewerbetreibeltden- 
Komrnissionen in den Bezirken auf das Genaueste zu verfolgen und die Erfahrungen 
für den Bezirk zu verwenden, (s. Hamburger Tolkszeiinng. )
A^or den Kleingewerbetreibenden-Kommissionen stehen folgende .Aufgaben: Veran
staltung von \ ersannnlungen der Kleingewerbetreibenden, innungs- und berulgrup- 
penweise. sowie aucb allgemein Vi ahl von Kleingewerbetreibenden-Komitees, orga
nisiertes Auftreten in den Innungen und Berulsverbänden. überall Annahme von 
Entschließungen für die Wahl von Thalniann. Herausgabe von besonderem bezirkli
chen Material und Elugblättern. .Ausnutzung der Geschäftsinliaber zur Agitation 
durch .Anbringung von Plakaten usw.
Der stärkste Vertrieb der Zeitung Das Kleingewerbe, die Werbung von .Abonnenten, 
und die AVerbtmg von .Mitgliedern für die sympathisierenden Kleingewerbetreiben- 
den-Organisationen muß organisiert werden.

9 Vierte \ eroriliiuiig des Reichspräsitlenlen zur Sicherung von W irlschalt und Finanzen und zum 
Schulze des inneren Friedens, vom 8. Dezemher 1931. RGBl. I. Florkenbach 19.51 S. 376 ff.

10 Der Rote Aulhau. .Monatsschrift für Politik. Wirtscliaft. Sozialpolitik und Arheilerbewegtmg. erschien 
als Organ des ZK der I.AH. herausgegeben von Willi Müuzenberg. seit 1927. .4b 1933 hieß die 
Zeitschrift f >t.sere Zeit.
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Die Zeitung Das Kleingewerbe.
Ende der Woche erscheint die Zeitung Das Kleingewerbe ztuu erkaufspreise von 
10 Pfg.. die mit 7 Pfennigen in dem zentralen \ erlag abzurechnen ist. Der Vertrieb ■ 
für diese Zeitung muß von 
Bezirken systematisch eingeleitet werden und hei der ersten Nummer auf die 
wichtigsten Orte im Bezirk verbreitet werden. Entsprechende Agitation ist auf allen 
Tagungen der Kleingewerbetreibenden. Innungen und Berufsverbänden 
betreiben. Die Zeitung muß restlos abgerechnet werden. Der VTrsand der zweiten 
Nummer erlolgt an die Bezirke nur. wenn die erste Nummer bezahlt ist. Die 
Herausgabe der Zeitung wird unsere Arbeit unter diesen Schichten erleichtern und 
wir erwarten die stärkste \ erbreitung der Zeitung.

allen Kleingewerbetreibenden-Kommissionen in den

usw. zu

Mit kommunistischem Gruß 
ZK-Org.

59a.

18. 2. 1932: .Anweisungen der Agitpropabteilung

Anlage zu Nr. 59. Überschrift: „An alle Bezirks-.Agitprop-.4bteilungen!“

Werte Genossen!
Zur Ergänzung des Sekretariatsrundschreibens für die Präsidenten- und Landtags
wahlkämpfe geben wir folgende Richtlinien für die Durchfüluung der .Vgitpropar- 
beit. die in die Arbeitspläne hineingearbeitet werden müssen:

1. Die \^'endung zur Betriebsarbeit
Vor den Bezirks-Agitpropleitungen steht die durchgreifende Reorganisierung der 
ganzen Agitproparbeit: die Basis unserer .Arbeit bilden die Betriebe, von hier aus 
müssen die großen Probleme der Präsidentenwahlkampagne mit den Teilkampagnen 
gestellt werden. .Agitprop muß in allen Bezirken lernen, vom Betrieb aus zu denken, 
alle .Materialien auf den Betrieb zuzusclmeideii. dem Kampf der Belegschaften die 
maximalste Hilfe zu leisten.
Diese bisher ganz ungenügend beachtete Einstellung zur .Agitpro|)arbeit kann nicht 
nur in Morten, sondern muß in der Tat \erwirklicht werden, wenn der .Agitprop- 
Apparat seinen Schwerpunkt in den Betrieben hat, wenn die Betriebs-.Agitpropleiter 
in genügender Zahl vorhanden sind und den Kern, und nicht nur den Kern, sondern 
die faktische Mehrheit der .Agitpropfunktionäre bilden.
Die Präsidentenwahlkam[)agne ist der Hebel zu einem gewaltigen Ruck auf die 
Betriebe. .lede Betriebszelle muß einen .Agitprop-Kader besitzen. In jeder neu zu 
bildenden Betriebszelle muß bei der ersten Euuktionärbesetzimg die Frage der 
Agitprop-Funktionen positiv gestellt werden. In kleineren Zellen beschränken wir 
uns naturgemäß auf zwei oder drei Genossen (.Agitation. Propaganda. Litvertrieb).
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In größeren Zellen müssen wir daliinzu noch Kräfte für Arbeiterkorrespondenzen. 
Verbreitung der Parteipresse, teclnüsclie Herstellung des Materials, mündliche 
Agitation usw. beranholen.

2. Agitprop in Straßenzellen und Ortsgruppen
Hier arbeiten rund 80 Prozent der Agitprop-Funktionäre. Aber der vorhandene 
.Agitprop-Apparat weist in der richtigen Besetzung und dem System der Arbeit, der 
Richtung der .\rheit auf Betrieb und Stemitelstelle die allergrößten Mängel auf. die 
Fluktuation im .\gitprop-.A.pparat. die dauernde Umbesetzung und Neubesetzung ist 
unerträglich für eine wirkliche \’ertiefung und \'erbreiterung der kommunistischen 
.Agitation und Propaganda. Hinzu kommt die Tatsache, daß viele Zellen und 
Ortsgruppen noch ohne hauptamtlich tätige Agitprop-Funktionäre arbeiten, daß die 
Arbeiten für Agitproj) nebenbei von anderen, mit Funktionen überlasteten Genossen 
geleistet werden. Hier steht die bütige: ln jeder Zelle und Ortsgruppe ein Agitprop- 
Kader mit voller Besetzung aller Teillünktiouen. Beseitigitug der ständigen Fluktua
tion. planmäßige Schtilung der .Agitprop-Funktionäre für die Gesamtarbeit und die 
Teilprobleme der .Agitprop.

3. Der Inhalt der .Agitation und Propaganda
Die Präsidentschafts- und Landtagswahlkampagtien zwingen Agitprop zur strengen 
Selbstkritik der bisherigen, zum Teil oherflächlichen, phrasenhaften Agitation, 
mechanischen und abstrakten Proftagattda.
Das Hauptproblem besteht darin: die großen politischen Ziele und Hauptaufgaben 
der Partei zu verbinden mit den täglichen Sorgen und dem .Alltagskampf der Massen, 
die .Massen ditrch Agitation und Propaganda aufzurütteln, und an die revolutionäre 
.Massenaktion, die Protestdemonstration, die Protest Versammlung im Betriebe, die 
.Aufstellitng eines von den Massen erarbeiteten und verstandenen Kampfprogrammes 
und die Schritte zur A’orbereitung. .Atislöstmg und Führtmg eines ökonomischen oder 
politischen .Massenstreikes heranztduhren.
Die Schulungsarbeit muß besonders in den Betrieben von der Agitation und 
gegenwärtigen Lage gestellten .Aufgaben fundameutieren. begründen, ihre Notwen
digkeit erklären, die Lehren vergangener Kämpfe ztnn Bewußtsein bringen. Der 
Zelle muß geholfen werden, alte Fehler zu vermeiden und in der richtigen Weise die 
Beschlüsse des ZK und des EKKI in die Tat umzusetzen.

4. Erw'erbslosenarbeit, Sozialpolitik und Kulturpolitik
A on den Betriehen aus muß in stärkstem Maße die Brücke zu den Stempelstellen

an den Stempelstellen (die Herausgabe vongeschlagen werden. Unsere Arbeit 
Stempelstellenzeitungen, mündliche .Agitation. Erwerbslosenkurse, gut vorbereitete 
Erwerbslosenversammlungen. Ehigblätter und Handzettel, die auf A erstöße der 
Nazis, der Sozialdemokraten, der Regierung usw. rasch antworten) w^eist die 
allergrößten Schwächen auf. Die 6—7 .Millionen-.Armee muß in die Rote Einheitsfront 
eingereiht werden und bildet ein wichtiges Massenreservoir der Partei und der mit 
uns svmpathisierenden Massenorganisationen, insbesondere der RGÜ.
Der Kampf an der sozialpolitischen Eront muß in den Betrieben, auf den 
Stempelstellen, unter den Rentnern. Invaliden. ^ itwen. Müttern usw. mit Materi-
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alien, Versaminlungen rasch verstärkt werden. Der .Aufruf der RGO und der übrigen 
sozialpolitischen Organisationen muß gründlich und kainpagneinäßig ausgewertet 
werden.'

In der kulturpolitischen Arbeit haben wir größten Tempoverlust. Die Schulpolitik 
muß viel mehr Beachtung finden. Den Schulentlassenen muß größte Aufmerksam
keit sowohl in rascher politischer Aufklärung der schulentlassenen .lugend (die mit 
der ..Verfassung" in der Hand sich einer hoffnungslosen Lage gegenübersieht), als 
auch in materieller Hinsicht (trostlose Lage der Erwerbslosen. Kurzarbeitenden oder 
zu Hungerlöhnen beschäftigten Eltern) zugewandt werden. Anträge auf sofortige 
Beschaffung von Kleidern und materieller Unterstützung müssen in den Dienst dieser 
.Massenkampagne gestellt werden. Pionierorganisationen und Kommunistischer 
Jugend-\ erband müssen in gründlichster W eise durch die Partei unterstützt werden.

5. Entscheidende Fragen des .Agitprop-Apparates
Die \ erböte der Tageszeitungen haben schon eingesetzt.'^
Die entscheidende W affe ist die Betriebszeitung.
I. In jedem Betrieb von 200 .Mann Belegschaft an muß auf Beschluß des ZK alle zwei 
AX ochen nnntlestens eine Betriebszeitung erscheinen.
II. .Alle Stempelstellen müssen 14täglich mit einer Stempelstellenzeitung belegt 
werden.
III. .Alle Straßenzellen und Ortsgruppen müssen alle 14 Tage eine Häuserblock- oder 
Orts- oder Dorfzeitung herausgeben.
Das bedeutet: alle Zellen und Ortsgruppen müssen mit .Abziehapparaten ausgerüstet 
werden. Innerparteilich muß dafür eine Kampagne entfacht werden. Eine Zelle ohne 
Apparat ist ein Körper ohne .Arme. Aus den W ahlfondssammlungen müssen von den 
Zellen entsprechende Beträge für die technische .Ausrüstung abgezweigt werden. 
Unsere erwerbslosen Genossen (Tischler. .Mechaniker, Bastler) müssen zur Selbsther
stellung von Hunderten von .Apparaten angeleitet werden. Die technische Frage wird 
hier zu einer entscheidenden politischen Frage.

6. Initiative von unten
Die Zahl der zentralen Flugblätter wird in der Kampagne geringer sein als üblich. 
Die Bezirke erhalten eine Reihe von Flugblattentwürfen, die durch bezirkliche 
konkrete Ereignisse zu ergänzen sind und vom Bezirk in bester .Aufmachung 
(illustriert, knapper Text, keine zusammengepreßteu Bandwürmer, gute Schlagzei
len usw.) herausgegeben werden müssen. Die LInterbezirke. Ortsgruppen. Zellen 
müssen von den Bezirken .Anleitung. AA’inke. Ratschläge, praktische Beispiele zur 
Steigerung der Selbsttätigkeit. zur Sicherung des offensiven politischen Kampfes, zur 
raschen Beantwortung gegnerischer \ erleumdungen usw. erhalten. Die Genossen 
müssen lernen, daß der Schwerpunkt der Parteiarbeit, der praktischen .Massenarbeit,

1 V'gl. ..Massenkampl' gegen Sozialreaklion ". .Aufruf der RtfO. der .ARSt). dem Iiuernalionalen Rund, 
der IAH und RHD an ..alle .Arbeitenden. Encerbslosen. Sozialrentner und Kriegsopfer ". Rt' Nr. 94 
vom 13. 4. 1931. A'gl. dazu Dok. 42. Anm. 8.

2 Die Rote Fahne war als Zentralorgan der KPD am meisten \on A'erboten betroffen, ^'ährend des 
Präsidentenwahlkampfes war sie vom 16.-29. 2. 19.32 verboten. A'gl. RF Fir. 38 vom 16. 2. 1932.
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der täglichen Agitation und Propaganda in den unteren Parteikadern liegt, daß es 
darauf ankoinmt, die Gesaratinitgliedschaft und die parteilosen Arbeiter für unsere 
Massenagitation mobil zu machen, daß unsere Kader politrsch beweglicher werden 
und keine Gelegenheit versäumen, den Gegner zu stellen und zu entlarven, die 
Forderungen der Massen zu formulieren, für diese Forderungen rasch eine Kam
pagne in Gang zu bringen und diese Forderungen mit den zentralen Losungen des 
Präsidentschaftskampfes zu verbinden.

7. Referentenmateriahen
Die Genossen erhalten im Laufe der nächsten Tage Referentenmateriahen für 
allgemeine Belegschaftsversarnmlungen - für Gewerkschaftsversammlungen — für 
allgemeine öffentliche Versammlungen - für Dorfversammlungen und Erwerbslo
senversammlungen. ^
Das darf die Bezirks-Agitpropabteihmgen nicht abhalten, sofort selbst eigene 
Referentenmateriahen für \'ersammlungen. für Diskussionsredner gegen „Eiserne 
Eronf und Hammerschaften.'* für unsere .4git-Kader. die schnellstens aufgebaut 
werden müssen, kurze 10-Minuten-Dispositionen. kurze Sprechchöre usw. herzustel
len und zu versenden.
Auch in der Ausnutzung von 
Lautsprecher) usw. sollen die Genossen keine Zeit verstreichen lassen.

8. Tagespresse mobilisieren!
Die Tageszeitungen reagieren ganz ungenügend, popularisieren nicht täglich die 
Losungen des Zentralkomitees, haben insbesondere noch nicht die Linie auf die 
Betriebe und gegen die Bildung der Flammerschaften. gegen die ..Eiserne Front“ - 
[. . .J'' Illusionen eingeschlagen.
Die Betriebs-.\K*’ müssen sofort mobilisiert werden. Jede Zeitung muß für sich einen 
Plan aufstellen, der eine Reihe besonderer Korrespondenzen und Artikel für die 
Großbetriebe vorsieht. ^ eiter müssen unsere Tageszeitungen täglich Zitate aus der 
SPD-Presse zur Zeit der letzten Präsidentenwahl veröffentlichen. Bilder aus diesen 
Zeitungen klischiert bringen (unter Vermeidung des V erbotes natürlich) und die 
wichtigsten Argumente der ..Eisernen Front" und der Flammerschaftsdrahtzieher in 
wirksamster Kastenform widerlegen und durch unsere Losungen die Offensive 
ergreifen.

9. Steigerung des . fg-ürttor-Umsatzes
Der Agitator enthält die Grundlinien und die wichtigsten Materialien zu unseren

3 Diese Referentenmaterialieii liegen nicht vor. In der Regel enthielten sie die allgemeinen Anweisungen 
in einer auf die jeweilige Zuhörerschaft atigepaßteti hortn.

4 Vgl. Dok. .59. ,\nm. 2.
5 Lücke in der Vorlage.
6 .Aufgabe der Betriehs-Arheiterkorrespotnlenteti war es. die lokalen ttttd bezirklichen Parteitirgane mit 

Nachrichten und Materialieti aus dett Betrieben zu versorgett. Solche .Mitteilutigen wurden als 
..Betriehskorresportdenz" in der kotnniunistischen Presse abgedruckt.

7 Der Agitator wurde seit Frühjahr 1931 nur no 
Vgl. dazu Dok. 4l.

Film. Lichtbild und Schallplatten (in Verbindung mit

ch als parteiittterties Ittformationsorgan herausgegeben.
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Kampagnen und muß deshalb in die Hand eines jeden roten Wahlhelfers gebracht 
werden.
Die Steigerung des Umsatzes Aes Agitator ist eine Leichtigkeit. Der Preis sftieh keine 
entscheidende Rolle, wenn den Genossen klargemacht wird, daß zu jedem Agitator 
im Laufe des Monats mindestens noch eine Sondernummer gratis erscheint, im Laufe 
der Präsidentenwahlkampagiie aber jetzt schon eine Sondernummer gegen die 
„Eiserne Front“, eine Sondernummer gegen die Nazis, gegen Zentrum, für Sowjet
union. für Erw^erbslose und über Sozialpolitik festgelegt sind. Das Stagnieren der 
Auflage des Agitator zeugt von einem völligen Unverständnis einiger ßezirks- 
Agitpropabteihmgen dieser Parteizeitschrift gegenüber und muß noch im Monat 
Februar übei-wunden werden.

10. Werbung
Keine Materialien, kein Flugblatt, kein Handzettel, keine öffentliche Versammlung, 
in der nicht die Werbung besonders von Betriebsarbeitern für Partei und Presse 
deutlich sichtbar gestellt wird. In größeren Materialien, in allen Referaten unserer 
Versammlungen nicht mit mechanischer Vi erbung begmnden. sondern im Sinne des 
Bolschewismus, die Rolle der Partei, die .Notwendigkeit der politischen Organisierung 
begründen und verbinden mit dem .Massenprotest gegen die V erstöße der faschisti
schen Gruppierungen (Versammlungsx erböte. Drohungen mit Parteiverbot, Zei
tungsverbote. Demonstrationsverbote usw.). auf die die Massen mit Beitritt zur 
Partei und mit dem .Abonnement unserer Presse antworten sollen. Tägliche 
systematische Betriebswerbmig muß zum Allgemeingut der ganzen Partei werden.

11. Schluß mit dem Nebeneinander — einheitliche Stoßkraft!
In allen Bezirken müssen die .Agitpropleiter es verstehen, der zentralen großen 
Präsidentschaltskampagne. die mit der Klassenkandidatur des Genossen Thälmann 
die Fragen des sozialistischen .Auswegs aus der Krise, des Kampfes um Räte- 
Deutschland. des Hauptstoßes gegen die Sozialdemokratie, der Massenoffensive 
gegen die .Nazis, der Fntfessehmg von .Vlassenagitationen” gegen den imperialisti
schen Krieg und von ökonomischen und politischen .Massenstreiks gegen Unterneh
meroffensive und faschistischen Terror stellen — dieser großen zentralen Kampagne 
einzuordnen, die 1 eilkatnpagtien und mit Hilfe dieser Teilkampagnen die Stoßkraft 
der Präsidentenwahlkampagne zu erhöhen. Das bedeutet:
I. Die Kampagne für den sozialistischen Auftiait. zur Popularisierung der Erfolge des 
ersten Fünfjahresplanes und der grandiosen .Aufgabenstelhing des zweiten Fünfjah
resplanes dient unserer .Agitation und Propaganda für ein freies sozialistisches Räte- 
Deutschland. liefert die beste Hilfe für die .Agitproparbeit während der Präsident- 
schaftskampagne.
II. Der Kampf gegen den imperialistischen Krieg Japans gegen Ghina, der um die 
Aufteilung Ghinas unter die imperialistischeti Mächte geht, und der gleichzeitig die 
ständige Bedrohting der Sowjetunion dttrch räuberische imperialistische Überfälle 
bedeutet, muß ganz gewaltig verstärkt werden. Die Kampagne gegen den Abrü
stungsschwindel. den Völkerbund und die detttschen Imperialisten dient im Rahmen

8 Moglichenveise muß es stau ..Masseiiagilationen" aiirh ...Massenakiioneii ' heißen.
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der Präsidentschaf'tskarnpagne der Herausarbeitung des Kampfes unserer Partei 
unter Führung des Genossen Thälmann, als einziger Partei gegen Versailles. Dawes 
fbw/zgplan und der Entlai-vung der Demagogie der Nazis und der Erfüllungspolitik 
aller nichtkommunistisclien Parteien.
III. Die Kampagne zum Internationalen Frauentag’ dient der Mobilisierung der 
Millionenmassen der Frauen für das Programm Thälmanns, der KPD, für die 
Aktionen der Roten Einheitsfront.
W. Die Kampagne zum 13jährigen Jubiläum der Komintern (6. März) dient der 
propagandistischen N’ertiefung der Etagen des Eeninismus und muß dem Bewußt
sein unserer Partei und die Richtigkeit unserer Politik und die Notwendigkeit der 
aktiven Unterstützung der Kandidatur Thälmanns nutzbar gemacht werden.
Mit den befreundeten Organisationen, die eine Reihe von besonderen Kampagnen 
(Pariser Kommune. Rote Sport-Werbung, sozialpolitische Kampagne, kulturpoliti
sche Aktionen) durchführen, muß die Einheitlichkeit der Gesamtkampagne planmä
ßig sichergestellt werden.
Der Kommunistische Jugend-V erband ist mit allen Materialien. Versammlungen und 
Maßnahmen der Partei großzügig zu unterstützen. Die Eragen der Neuwähler, der 
Liquidierung des sozialfaschistischen Masseneinflusses, der Brechung des Nazi- 
Einflusses, der Gewinnung der christlichen Jungarbeiter sind keine Fragen nur des 
KJVD, sondern grundlegende politische Aufgaben der Gesamtpartei, die der KJVD 
mit seinen eigetien Kräften nicht bewältigen kann.

12. Saimnelkampagne und Vers( hiedenes
Trotz der wachsenden Krise muß Agitprop einen wirktmgsvollen Appell und eine 
Kampagne für die Stärkung des Opfermutes der Arbeiterklasse für die Komtnunisti- 
sche Partei durchführen und die rote Wahlhelferbewegtmg mit guten Argumenten 
für die Wahlfondssammlung ausrusten.
Über zentrale Wahlzeitung und Erscheinungstermin der zentralen Broschüren, 
Versammlungsplakate. y’/iä/maAtn-Postkarte. Klebezettel, zentrale Flugblätter und 
Ergänzungsmaterialien geht den Bezirken in den nädisten Tagen ein allgemeiner 
Überblick und eine Ankündigtmg jedes versandbereiten Materials zu.
^ ir weisen hier noch auf die .1/Z"’ hin. die drei Ntmmiern ..im Lande Tfmdenburgs'^ \ 
herausbringt, eingestellt auf die Präsidentschaftskampagne. die unserer .Agitation 
eine wirksame Flilfe leisten.
Im übrigen weisen wir alle Agitprop-Leitungen atif die Sonderrundschreiben an die 
Propleitungen. an die Litstellen, an die Redaktionen tmd auf die Materialien für 
Referenten. Betriebszeitungsrechikteure und .Arbeiterkorrespondenten hin. in denen 
eine genauere Konkretisierung der .Aufgabenstellung enthalten ist.

Mit komimtnistischem Gruß 
ZK .Agitprop

9 Der inteniatioiiale Frauentag wurde am 8. .März jeden .lahres Itegangen.
10 Die in dem zum ,.,l//i«ze/!feerg-Konzern " geliörenden Neuen Deiilsclien Verlag erscheinende .■4r6e/<er- 

lllustrierten-Zeitiing ^ehöne zur sog. ParteiricliUingspresse. 'Ä’egen ihrer modernen Aulinachung und 
dem breiten Inhirmation.seharakter l'and diese Wochenzeitsclirili auch weit über den Kreis der Partei 
hinaus Leser.
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59 b.

18. 2. 1932: Anweisungen für den Literaturvertrieb

Anlage zu Nr. 59. Cbersehrift: ..Anweisungen des Reiehslitvcrtriebs an alle Org- und Agitprop- 
Abtl. der Bezirke!"

Werte Genossen!
In den Anweisungen des Sekretariats wtirde verlangt, daß die \X ahlkainpagnen ein 
machtvoller Anstoß zur intensivsten Verbreitung unserer Literatur werden müssen. 
Die gefaßten Beschlüsse für die Produktion bedeuten, daß die Gesamtorganisation 
und alle zur \ erfügung stehenden Kanäle, insbesondere die roten W ahlhelfer in 
höchstem Maße ausgenutzt werden müssen, wenn wir das gestellte Ziel: Eine Million 
Vi ahlzeitungen der Partei. 1 Vä Millionen Broschüren neben den laufenden Zeitschrif
ten erreichen wollen.
Das Ziel wird erreicht, wenn die entsprechenden politischen und organisatorischen 
Vorbereitungen in der Gesamtorganisation getroffen werden. Die verantwortlichen 
Litobleute sind bereits angewiesen, einen bis ins emzelne gehenden Plan für die 
Gesamtkampagne auszuarbeiten und dem Sekretariat zur Beschlußfassung zu 
unterbreiten. Dabei kommt es auf folgende Punkte an:
1. Umfassende grundsätzliche Propaganda für die Losung: Klasse gegen Klasse 
(Besondere Broschüre).
2. Breiteste und umfassendste .Agitation und Propaganda für den aktiven Kampf 
gegen den imperialistischen Krieg in Ghina. für die stärkste Verteidigung der 
Sowjetunion. Aufzeigen des einzigen Auswegs (.I/o/otom-Rede).^
3. Hauptstoß bet der \ ertriebsarbeit gegen die SPD (Wahlzeitung. Rote Einheits
front. 2 SPD-Broschüren) unter .Ausnützung von allgemeinen öffentlichen und 
.Mitgliederversammlungen. X'ersannnlungen der ..Eisernen Front“', Gewerkschafts
versammlungen usw.
4. Schwergewicht des ^ ertriebs atif die Betriebe und Schaffung neuer Stützpunkte 
mit Hilfe des Eitvertriebs.
5. Erfassung der werktätigen Frauen (Franenbroschüre und Kämpferin).'^
6. Heran an die .Jungwähler (Jungw'ählerbroschüre) dtirch den .lugendverband und 
die Partei.
7. Hinaus aufs Land zu den Klein- und Zwergbatiern (Baiiernbroschüre).
8. Heran an die proletarischen Naziaiihänger. die Angestellten und unteren Beamten 
(besondere Nazibroschüren).

1

1 Die im folgenden aufgezälilten \t ulilkarnijlbrosduiren konnlen im einzelnen nicht erfalst werden.
2 Gemeint ist die Eröffnungsrede Molotows auf der .W’ll. Parteikonferenz der KPdSU. \'gl. Inprekorr 

Nr. 9 vom 2. 2. 1932. S. 221 f.
.3 Die Kämpferin wurde als zentrales Organ der kommunistischen Frauenhewegung vom Reichskomitee 

der werktätigen Frauen in Berlin herausgegehen.
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In (irganisatorisclier Beziehung sind folgende Punkte zu beachten:
1. Bei allen Leitungeti (UB. Ortsgnippen. Betriebs- und Straßenzellen) sofort Lit- 
Obleute wählen, die als Organisatoren. Agitatoren und Propagandisten befähigt sind.
2. Allen Einheiten bestimmte Vertriebssolls stellen und einen allgemeinen Wettbe
werb der einzelnen Gruppen auslösen.
3. Ständige unermüdliche Kontrolle durch Referenten. Instrukteure, Leitungsmit
glieder über das Ergebnis des \'ertriebs. sowie der ständigen unverzüglichen 
Abrechnung.
4. Das Bezirksgebiet aufteilen in Instrukteurgebiete, damit durch die Litstelle eine 
laufende und schnelle Kontrolle des Litvertriebs möglich ist.
5. Umfassendste Heranziehung aller revolutionärer Arbeiter zum \'ertrieb. Jedes 
Sektierertum schärfstens bekämpfen.
6. Bei jeder Einheit Litstoßbrigaden bilden und besondere Aufträge erteilen.
7. Keine Versammlung, Demonstration, keine gegnerische Versammlung oder 
Kundgebung, in denen nicht unsere Literatur zum V ertrieb gelangt. Kein Betrieb, 
keine Wohnung, kein Gut. kein Dorf ohne unsere Literatur, ohne unsere Wahlzei
tung.
8. Alle Vorbereitungen treffen, damit Bestellungen sofort erledigt w^erden können 
und der Versand aller Sendungen in kürzester Zeit möglich ist.
9. Organisierung des .Massenvertriebs durch die Fraktionen in den revolutionären 
Massenorganisationen. Die Vi ahl bietet die beste Miiglichkeit, den Apparat in diesen 
Organisationen aufzubauen und durch sie neue Millionenmassen zu erfassen.

ß deshalb diesen Gesamtfragenkomple.x in all ihren .4nweisun- 
den einzelnen Leitungen entsprechende Anw'eisungen

Die Bezirksleitung mti 
gen stets berücksichtigen, um 
zu geben. Der Vertrieb darf unter keinen Umständen neben der Partei laufen, er ist 

politische Atifgabe der Gesamtorganisation und aufs Engste mit der Gesamtar
beit zu verbinden. Wir wollen nicht versäumen, gleichzeitig auch noch darauf 
hinzuweisen, daß die Presse in entsprechender Lorrn für die Propaganda 
Literatur ausgenützt werden muß. Die Redaktionen haben bisher dalur w'enig 
Verständnis gezeigt, weshalb die Bezirksleitungen unbedingt dafür Sorge tragen 

daß laufend täglich eigene Notizen oder aus dem Pressedienst über unsere 
Literatur gebracht werden. Hauptgewicht ist auf die ständige Propaganda der 
W ahlzeitung zu legen, da sonst die Gefahr besteht, daß der Bezirk sein Ziel nicht 
erreicht. Das gleiche gilt für alle Betriebs- und Hänserblockzeitungen, Plakate usw. 
Wo eine Möglichkeit besteht, muß die Wahlzeitung oder eine entsprechende 
Broschüre bekannt gemacht werden.
Die Liste der gesamten erscheinenden Literatur ist bereits m Händen der Litstellen, 
so daß die Einleitung der Kampagne ohne weiteres möglich ist.

eine

unserer

müssen.

.Mit kommunistischem Gruß
ZK Reichslitvertrieb
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59 c.

18. 2. 1932: Anweisungen der Frauenabteilung

Anlage zu Nr. 59. Überschrift: „Anweisungen der Frauenabteilung des ZK. An alle Bezirks- 
F'rauenabteilungen!“

^erte Genossinnen!
Unsere Kampagne zu den Reichspräsidenten- und Landtagswahlen muß zu einer 
breiten Mobilisierung und Gewinnung der Massen der Arbeiterinnen und werktätig 
Frauen für die rote Einheitsfront und die Diktatur des Proletariats unter Führung des 
Genossen Thälmann werden.
Die Durchführung der \'orbereitungsarbeiten zur Präsidentenwahl ist aufs engste mit 
der jetzt laufenden Kampagne zum Internationalen Frauentag und mit den Losungen 
zum Frauentag zu verbinden.
Unter der zusammenfassenden Losung:
Alle Aibeiterinnen und werktätigen Frauen mit Thälmann - gegen imperialistischen 
Krieg und Reaktion, gegen die kapitalistische Hindenburghcmt, für Arbeit. Brot, 
Freiheit und Gleichberechtigung!
gilt es, die Massen der werktätigen Frauen in Bewegung zu bringen. Die Klassenfra
gen und die Bedeutung der Präsidenten- und allen anderen Wahlen als Klassenwah- 
len sind \ or den Arbeiterinnen und Arbeiterfrauen scharf zu stellen. ir müssen 
verstehen, die kapitalistische Hindenburgironx von Severing und Hider als die Front 
des Kapitalismus und des imperialistischen Krieges aufzuzeigen. LInsere Agitation 
unter den Massen der werktätigen Frauen für die rote Klassenfront und die 
Klassenkandidatur unseres Genossen Thälmann muß luit größter Aktivität durchge- 
iührt werden. Die angewandten Methoden zur Mol)ilisierimg der Frauenmassen 
müssen vielgestaltige sein. Unsere außerparlamentarische Aktion muß zu einer 
Fortentwicklung und .Auslösung der Kämpfe gegen Lohnabbau. .Notverordnung 
Faschistenterror und gegen imperialistischen Krieg führen.
W ir müssen verstehen, die Frauenmassen zu überzeugen, daß Hindenburg nicht der 
..Retter" und die Hindenburg-Front nicht die Freunde der werktätigen Frauen sind, 
sondern daß diese Front unerhörte Maßnahmen zur .Niederdrückung der Febenshal- 
tung der w'erktätigen Frauen durchgeführt hat. Unter dem Protektorat von 
Hindenburg wurden die Notverordnungen erlassen, die den .Arbeiterinnen in den 
Betrieben den Fohnabbau diktierten, den erw'erbslosen verheirateten Frauen die 
Lüiterstützung vollkommen raubten. Die .Notverordnungen, die den Kriegei-wätwen 
und -Waisen ihre kümmerlichen Renten herabsetzten und die durch unerhörte 
AX ucherzölle das Brot verteuerten, aber den Großagrariern riesige Subventionen 
genehmigten. Fnier Hindenburg macht die deutsche Bourgeoisie alle .Anstrengungen 
zu neuen kriegerischen Aufrüstungen. Sie unterstützt aktiv den imperialistischen 
Krieg Japans gegen China durch .Munitionslieferungen und schwenkt immer offener 
in die imperialistische Kriegsfront gegen die Sowjetunion ein.
.Als Hauptaufgabe steht die Schaffung und Stärkung der roten Einheitsfront zum 
Kampf gegen die kapitalistische Hindenburgironx von Severing bis HiÜer. Es muß 
uns bei der Durchführung der Kampagne zur Reichspräsidentenw ahl und damit in

en

en,
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Verbindung zuin Internationalen Frauentag gelingen, mehr als bisher die parteilosen 
Frauenmassen und insbesondere Frauen aus dem gegnerischen Lager in die rote 
Einheitsfront einzubeziehen.
Wenn wir die sozialdemokratischen Arbeiterinnen und Arbeiterfrauen gewinnen 
sollen, ist ein verschärfter Kampf gegen die sozialdemokiatiscben und reformisti
schen Gewerkschaftsführer und deren Politik notwendig.
Gerade den Frauen müssen wir den Klassencharakter der SPD und ihrer ..Eisernen 
Eront". und in Preußen als das Bollwerk der Notverordmmgspolitik Brünings, als 
soziale Hauptstütze der Bourgeoisie besonders scharf aufzeigen, ln Verbindung 
damit stehen die besonderen Eragen: Zustimmung zum .Abbau der Wochenhilfe, zum 
Abbau der Kinderspeisung. zum § 218. zu den Zöllen, zum Lohnabbau.
Zur Gewinnung der christlichen Arbeiterinnen und der Frauen in den nationalen 
Verbänden ist eine verschärfte Entlarvungskampagne des Zentrums und der Nazis 
unter diesen Erauenmassen flurchztdnhren.

Das Schwergewicht unseres Kam|)fes muß im Betrieb hegen.
Es sind in den Betrieben Arbeiterinnein ersammhmgen. .\bteihmgsversammlungen 
und vor den Betrieben Biegende X'ersammhmgen zu organisieren. Die Versammlun
gen zur Reichspräsidenten^ ahl sind für den Internationalen Frauentag auszunützen, 
ebenso umgekehrt. Unsere .Agitation in den Betrieben ist aufs engste zu verbinden 
mit der Organisierung des Kampfes gegen den Lohnabbau, lür die betrieblichen 
Forderungen der Arbeiterinnen. Gemeinsam mit der RGO und den roten \ erbänden 
müssen wir die Steigerung der Kampfkraft und Initiative der Arbeiterinnen 
erreichen. Es sind in diesen .Arbeiterinnenversammhmgen Entschließungen vorzule
gen. die die Klässenkandidatur des Genossen Tliülniann begrüßen. Unter der 
Losung: Jede Arbeiterinnenstimme für den Kandidaten der Arbeiterklasse — muß es 
uns gelingen, die .Arbeiterinnenbetriebe und .Abteilungen geschlossen lür die rote 
Klassenfront zu gewinnen und in die rote AA'ahlhelferbewegtmg einzureihen und 
Hunderte von Erauen aus den Betrieben als Delegierte zu wählen. Mit den 
.Arbeiterinnen der reformistischen und christlichen Gewerkschalten und mit den 
sozialdemokratischen Kolleginnen sind Diskussionen zu organisieren, bei denen 
nicht nur die Präsidentenwahl, sondern der ganze Klassenverrat der SPD und der 
Gewerkschaftsbürokratie mit im Vordergrund steht.

Der Internationale Eranentag am 8. .März muß im Zeichen der Reichspräsidenten
wahl stehen. Die geplanten Veranstaltungen. Demonstrationen müssen zu einer 
.Massenmobilisierung der Arbeiterinnenbelegschaften ansgenützt werden. Um diese 
Massenmobilisienmg zu erreichen, sind insbesondere die Arbeiterinnenkommissio
nen der RGO. die Erauendelegierten der Betriebe in die .Arbeit einzuspannen.
Als weitere wichtige Aufgabe steht die Mobilisierung der .Arbeiterinnen auf den 
Erauennachweisen. Wir haben bis jetzt versäumt, auf diesen Frauennachweisen eine 
gute svstematische .Arbeit zu leisten. Die Reichspräsidentenwahlen, der Internatio
nale Frauentag und die Landtagswahlen müssen uns .Anlaß sein, diese unsere Arbeit 
zu verbessern. .Auf den .Nachweisen sind X ersammhmgen der erwerbslosen Frauen 
wie fliegende X ersammhmgen direkt in den Nachweisen durchzuführen. Zum 
8. .März sollen Delegationen zusammengestellt werden, die die Forderungen der 
erwerbslosen .Arbeiterinnen auf den Rathäusern vertreten. X'on den Nachweisen aus
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sollen mit unseren Losungen zuin Frauentag, zur Reichspräsidenten- und zu den 
übrigen Wahlen. Demonstrationen organisiert werden. Die proletarischen Haus
frauen sind in öffentlichen Versainnilungen. durch Haus- und Hofpropaganda zu 
erfassen.
Auf den Märkten und in den Markthallen und Kaufhäusern sollen Massendiskussio
nen organisiert werden, bei denen irn Vordergrund die Frage des Lohnabbaues des 
Mannes, Preisabbauschwindek Exmittierungen. Mietzinsfragen stehen.
Angesichts des verschärften faschistischen Terrors steht die Frage der Einbeziehung 
der arbeitenden Frauen in den antifascbistischen Kampf tmd in den roten Massen- 
selbstscbutz.
Die .Vrbeiterinnendelegiertenbewegung ist zu den \’orbereitungswahlen und zum 
Internationalen Frauentag aufs stärkste heranzuziehen. Die Arbeiterinnendelegierten 
sind in die \\ ahlbelferbewegung einzureihen. Darüber binaus soll den Arbeiterinnen
delegierten die Aufgabe gestellt werden, weitere Arbeiterinnen und Arbeiterfrauen 
der \X ahlhelferbeweguiig und der roten Einbeitsfront zuzuführen.
Die Auswertung der Konferenzen werktätiger Frauen' war am schlechtesten in den 
Betrieben. Viele Hunderte von kampfgewillten Arbeiterinnen gingen uns durch 
unsere lässige Arbeit in den Betrieben wieder verloren. Wir müssen das Steuer 
herumreißen" und in den Betrieben das Delegiertensystem attlbauen. Die Zahl der 
gewählten Delegierten in den Betrieben muß verdoppelt tmd verdreifacht werden. 
Diese gewählten Delegierten sind unter Eeilung der Kommunistinnen in ständigen 
Arbeiterinnendelegierten-Versammlungen zusannnenzulässeu. Die Arbeiterinnende
legierten erhalten in diesen Delegiertenversammhmgen durch Stellung der prakti
schen Kampfaufgaben die erste Schule und werden befähigt, im Sinne der 
revolutionären Einheitsfront den Kampf zu führen. Durch die Arbeiterinnen- 
Delegiertenbewegung müssen wir die \’erbindung zu den fern von uns stehenden 
Arbeiterinnen gewinnen. Zu den Reichspräsidentenwafilen muß dieser unser Einfluß 
ausgenutzt werden, um in den Betrieben die .Arbeiterinnen für Thälmann tmd damit 
für den Kampf gegen den Eolniabbau, gegen Notverordnungen, gegen Preisabbau
schwindel. gegen kapitalistische Ausbeutung, gegen imperialistischen Krieg, für die 
\ erteidigung der Sowjetunion und für den sozialistischen .Ausweg zu gewinnen.
In die rote Wahlhelferbewegung müssen Tatisende Erauen eingereibt werden. Unter 
der Eosung: Jeder zweite \X ablhelfer eine Erau! werben wir in den Betrieben, auf den 
Stempelsteilen, in den Wohngebieten die werktätigen Frauen, ln dieser Wablhelfer- 
bewegung sollen insbesondere neben den parteilosen .Arbeiterinnen sozialdemokrati
sche und christliche Arbeiterinnen stellen.
Bei der Herausgabe von Agitationsmaterialien muß im besonderen auf die Reichs
präsidentenwahlen tmd die .Aufgaben der arbeitenden F'ratien eingegangen werden. 
(Handzettel. Flugblätter. Betriebs- und Häuserblockzeitungen. Transparente.)
Um unsere .Aufgaben zu tlen Präsidentenwahlen und dem Internationalen Frauentag

1 Vor 1932 landen zwei Kiinlerenzen statt: der ..1. Reiciiskongreß werktätiger Frauen"
20. Oktober 1929 in Berlin ( vgl. Dok. 1 la) und der ..2. Rekhskongreß werktätiger Frauen" vom 22. 
und 23. .November 1930. ebenfalls in Berlin. Im Jahre 1931 fand kein Franenkongreß statt. Der 3. 
Reichskongreß werktätiger Frauen sollte am 9,/10. .April stattfinden.

2 In der A’orlage: heranreißen.

vom
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erfüllen zu können, müssen Partei. RGO. die roten Verbände, die Arbeiterinnendele- 
gierlenbewegung und die proletariseben Massenorganisationen alle Krälte anspan- 

iini Tausende und Abertattsende von Arbeiterinnen und Arbeiterfrauen der 
revolutionären Front zuzulübren. \X ir schallen uns dadurch die beste Basis zur 
Durchführung der Preußenwablen und des 111. Reichskongresses werktätiger Frauen 

9. und 10. April 1932.

nen,

am

59 d.

18. 2. 1932: Anweisungen der Genossenschaftsabteilung

Anlage zu Nr. 59. Überschrift: ..Anweisungen der fienossenschafts-Abteilung des ZK. An alle 
Bezirks-Genossenschafls-Abteilungen!"

Werte Genossen!
bevorstehenden Reichspräsidenten- undDie außerparlamentarische Kam|)agne zur 

den übrigen Wahlen, muß im stärksten Maße zu einer .Massenmobilisienmg der m 
den Genossenschaften oiganisierten 3 Millionen .Arbeiter und werktätigen Schichten 

Kampf gegen flungerdiktatur und Faschismns ausgenutzt w'erden. Die Genos
senschaftsspitzen sind ein Ted des Soziallaschisnuis. der die soziale Hauptstütze des 
Monopolkapitalismus und seiner ß/ü/t/'/tg-regierung bei der Durchführung der 
faschistischen Flungerdiktatur gegen das Proletariat und alle W erktätigen ist. Die 
Genossenschaftsbürokratie unterstützt aktiv die Nlotveroixlnungspolitik dar Brüning- 

Zvnisch und offen schrieb Vollmth Klepzig, der Führer des Zentralver-

zurn

regierung.
bandes deutscher Konsumvereine, in der kon.siinigenos.ienschaftlichen Rundschau 
vom 9. Januar folgendes:
..Im politischen und wirtschaltlu hen Leben Deutschlands herrscht darüber, daß der 
vierten Notverordnung vom 8. Dezember 1931 sowohl der Zwang als auch der Drang 
zum Guten innewohnt, eine ziemlich einheitliche .Auffassung.“
Gemäß dieser Grundeinstellung, die sich zwangsläufig aus dem völligen Verwachsen 
der reformistischen Genossenschaften mit der kapitalistischen AX irtschalt ergeben, 
hat die sozialfaschistische Genossenschaftsbürokratie den verschärften Hungerkurs 

das Proletariat auf allen Gebieten unterstützt. Sie lehnte nicht nur jede ideellegegen
und materielle Unterstützung der gegen den Lohnraub kämplenden .Arbeiterschalt 
ab. sondern stellte sieb an die Spitze der kapitalistischen Lohnräuber und fiihrte in 
ihren eigenen Betrieben einen rigorosen Lohnabbau durch. Sie unterstützte aktiv den 
Zoll- und Steuerranb. den Schwindel vom ..Preisabbau ', beteiligte sich aber 
andererseits an einer Reihe von Organisationen (5c/(eMcr-Konzern, Zündholz-

ausschließlich zum Zwecke derMonopol usw.). die vom Monopolkapitalismus 
Preissteigerungen geschaffen wurden. Bei der Reichspräsidentenwahl steht die 
Genossenschaftsbürokratie selbstverständlich in der Front der gesamten faschisti
schen Reaktion, deren Exponent als Kandidat Hindenburg ist.
Die revolutionäre Genossenschaftsopposition beteiligt sich aktiv an der außerparla
mentarischen Massenaktion der Kommunistischen Partei für den roten Arbeiterkan-
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didaten Thälmann, um unter den 3 Millionen Mitgliedern der reformistischen 
Genossenschaftsorganisationen die rote Einheitsfront des Proletariats zu schmieden 
und die Millionenmassen der proletarischen Genossenschaftsmitglieder unter der 
Generallosung: ..Klasse gegen Klasse'" für die bolschewistischen Kampfziele zu 
mobilisieren. Dabei ist klar die sozialfaschistische Rolle der Genossenschaftsbürokra
tie herauszuarbeiten und den proletarischen Genossenschaftsmitgliedern der Nach
weis zu führen, daß durtdi die sozialfaschistische Politik der Bürokratie die 
Konsumvereine in den Strudel der kapitalistischen Vi’irtschaftskrise hineingezogen 
und wirtschaftlich zerstört werden. Dem ist gegenüberzustellen der gewaltige Auf
stieg der Sow'jetgenossenscbaften unter der proletarischen Diktatur und ihr Anteil an 
dem gigantischen sozialistischen Aufbau in der Sowjetunion. Auf diese konkrete 
Linie ist bei unserer Arbeit an der genossenschaftlicben Eront die Frage des 
revolutionären .Auswegs, des einzigen .Auswegs für die .Arbeiterklasse aufzuzeigen.’ 
^'ir haben bereits in unserem letzten Rtmdbrief an alle Genossenschaftsabteilungen 
der Bezirke“ die sofortige Aufstellung eines konkreten Kampagne-Planes gefordert. 
Dabei sind noch folgende politische und organisatorische .Maßnahmen zu beachten: 
Von der revolutionären Genossenschaftsopposition müssen überall selbständige 
Versammlungen durchgeführt werden. Keine \ erteihmgsstelle. kein Ort in ganz 
Deutschland ohne eine X’eisammhmg der revolutionären Genossenschaftsopposition! 
ln den Genossenschaftsbetrieben ist in engster \ erbindung mit der RGO eine breite 
Kampagne durcbziiführen.
Gemeinsam mit den Frauen-Abteilungen sind besondere genossenschaftliche Frau
enversammlungen zu organisieren, eine Möglichkeit an die proletarischen Frauen 
heranzukommen, die bisher fast völlig unausgenützt blieb.
ln allen A'ersammhmgen müssen Entschließungen angenommen werden, daß sich 
die proletarischen Genossenschaftsmitglieder für die rote Arbeiterkandidatur Thäl
mann entscheiden, als rote W ahlhelfer zur X'erfüguiig stellen, aktiv beteiligen an den 
Einheitskomitees und vor allem an dem roten -Massenselbstschutz gegen den 
faschistischen Terror und gegen [die] ..Eiserne Front ".
Alle solche Beschlüsse müssen der Presse zur A'eröffentlichung übergeben werden, 
wie sich überhaupt die ganze Mobilisierungskampagne an der genossenschaftlichen 
Front in unserer Presse widerspiegeln muß.
Für diese Massenkampagne haben wir die günstigste objektive A'oraussetzung 
angesichts der katastrophalen wirtschaftlichen Entwicklung in den reformistischen 
Konsumvereinen und durch die vergeblichen, aber brutalen sozialfaschistischen 
Maßnahmen der Genossenschaftsbürokratie gegen die .Mitgliedschaft, 
ln den nächsten Tagen wird den Bezirks-Abteilungen ein ausführliches Referenten
material zugehen, in dem alle aktuellen Fragen der sozialfaschistischen und 
revolutionären Genossenschaftspolitik eingehend behandelt sind. Unseren roten 
Konsumvereinen gehen noch Sonderanweisungen für die Führung der Präsident
schafts-Wahlkampagne zu.

.Mit kommunistischem Gruß! 
ZK-Genossenschaften

1 In der Vorlage: aiifziireißen.
2 Diese Materialien liegen niehl vor.
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59 e.

18. 2. 1932: Anweisungen der Landabteilung

Anlage zu Nr. 59. Überschrift: ..Anweisungen der Landabteilung des ZK an alle Bezirks-Land- 
Abteilungen. Unsere Hauptaufgaben in der Keichspräsidenten- und Preußenwahl-Kampagne auf 
dem Lande.“

\^eite Genossen!
Die Reiclispräsidenten- und Pieul.senwalilkampagne kann - als außerparlamentari
sche Massenniobilisiernng geführt — nur im Zeichen der Vorbereitung der Landar- 
heiter-Frühjahrskämpl'e. der Mobilisierung der Landarbeitermassen in der roten 
Einheitsfront, nur im Zeichen der Durchführung bäuerlicher Kampfaktionen, der 
Unterstützung und machtvollen Entfaltung der hätierlichen Komitee- und Opposi
tionsbewegung. Reicbsbauernkongreß-Bewegitng.' auf der Basis des revolutionären 
Bündnisses der Arbeiter und Bauern unter Eührung der Partei stehen.

A) Hauptaufgabeti in der Kampagne unter detn Eandproletariat.
Die Partei führt die Reichspräsidenten- titid Preiißetiwahlkatnpagne auf der Linie 
ihrer Losung: Klasse gegen Klasse. Sie mobilisiert die rote Einheitsfront für den 
Kampf utn den revolutionären Atisweg. gegeti die faschistische V irtschafts-, Sozial- 
und Ktthurpolitik der Brütiing-Regierung. gegen die faschistischen Kriegsvorberei- 
tungen. für die \ erteidigung der Sowjetititioti. gegen die ..Eiserne Eronf, gegen den 
nationalsozialistischen Terror, gegen die fasclüstische HindenburgironX von Hels und 
Severing über Brüning bis Hitler. Das bedingt in unserer Eandarbeit in erster Einie 
die .Mobilisierung der .Massen des Eandjnoletariats. der Landforst- und sonstigen 
landwirtschaftlichen Arbeiter, der auf dem Dorle wobnenden Industriearbeiter, 
insbesondere jetier Elalbproletarier. die überwiegend aus Lohnarbeit Einkommen 
beziehen’ (und zu großeti Teilen arbeitslos sind', der Arbeitslosen im Dorf, in 
Kämpfen für ihre Tagesförderungen. Die \ erbindung der Kämple des Landproleta
riats mit den Kämpfen der roten Eitiheitsfront. Daher ist in der Reichspräsidenten- 
und Pretißenwahlkatnpagne unter dem Landproletariat die politische Hauptaufgabe 
der Partei, der roten Landarbeiter\erbände. * der RGO — mit Lhiterstützung der 
übrigen Massenorganisationen — die sofortige Inangriftnahme der Vorbereitung der 
Landarbeiterkätnpfe. der Landarbeiter-Teil- und .Massenstreiks im Frühjahr gegen 

Lohnraub, für Erhöhutig der Löhtie und Verbesserung der Arbeits- und 
Lebensbedingungen der Landarbeiter. Die beste ittid wirksamste Vorbereitung der 
Landarbeiterfrühjahrskämpfe - und damit ebenso dringende Attfgabe ist die 
Schafftttig und .Vusnutzung jeder Möglichkeit, schon gegenwärtig Teilstreiks der 
Landarbeiter, Streikkätnpfe auf einzelneti Gütern atiszulösen und dnrchzufüliren.

wetteren

1 .Auf Initiative der KPD fand am 23. und 2-1. .lamiar 1932 in Berlin der Erste Reii hsbauernkongreß 
stau. Vgl./n/rreAorrNr. 7 vom 26. 1. 19.32. S. 173 f.: Chronik S. 281 f. N orhereitung und Auswertung 
des Kongresses benutzte die Partei zu einer breiten Kampagne unter der Landbevölkerung.

2 ln der Vorlage: besitzen.
•3 Cetnemt ist der im Eebritai 1631 in (l^ipreul.M'ii gegriindi'te KonniiimistiM lie Kinbeit.-.\erband iler 

Land- und Forstarbeiter lEX'LF). Der E\’LF war zttniiehst in Eandesverbiinde orgatiisiert. die später 
zu einetn Reichsverband zusammengeläßt wurden. Organ der EVLF war der Land- und Forstarheiter.
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a) Entfaltung einer breiten Massenagitation und Propaganda unter allen Schichten 
des Landproletarials, insbesondere unter den Gutsarbeitern, den Arbeitslosen im 
Dorf, mit dem Ziel der Vertiefung und V erbreiterung des politischen Einllusses und 
der organisatorischen Basis der Partei, der roten Landarbeiterverbände, der RGO, 
des .Massenvertriebs des „Land- und Forslarbeiter". der Aktivisierung unserer 
Positionen und der Steigerung unserer Arbeit an der innergewerkschaftlichen Front 
(DEV"*, Schweizerbund. Reichsverband. Reichslandarbeiterbund).
Gründung neuer Gutszellen und ländlicher Ortsgruppen der Partei. Verstärkung der 
bestehenden und Schaffung neuer V erbandssektionen des EVLE und RGO-Gruppen 
auf den Gütern. Aktivisierung der roten Gutsräte und der kommunistischen 
Fraktionen im DEV' etc.. Kampagne in Partei- und RGO-Presse. zentrales Landar- 
beiterllugblatt. bezirkliches Agitations- und Propagandamaterial der Partei und der 
roten Landarbeiteiwerbände. Dorfzeitungen für Landarbeiterorte und Gutszeitungen 
der Patenschaften. Landortsgruppen. Gutszellen der Partei, Gutssektionen und 
RGO-Gruppen.
b) Durchführung von Landarbeiterversammlungen der Partei, der roten Landarbei- 
teiwerbände. der RGO und sonstigen .Massenorganisationen auf allen Gütern und in 
allen Landarbeiterorten im Februar und .März mit General-Linie der Partei für 
Präsidenten- und Pretil.senwahlkam()f-Lntschheßungen für die Kandidatur Thäl
manns, des Kandidaten der .Vrbeiterklasse und darum auch des Kandidaten für die 
Landarbeiterschaft. Anweisungen zur Popularisierung der 77iä/mami-Kandidatur in 
allen geeigneten Formen. Bildung von Wahl-Kommissionen auf Gütern und in 
Landarbeiterorten (rote Wahlhelfer Komitees) als Linbeitsfrontorgane.
c) .4uf diesen V ersammlungen besondere Behandlung der Llendslage. der Lohn- und 
Arbeitsverhältnisse des Landproletariats, der Landarbeiterinnen, der Landarbeiter- 
jugend. der erwerbslosen Landarbeiter, der Unterstützung und der Norwendigkeit 
der Streikkämpfe und der Erwerbslosenaktionen auf dem Lande.
In diesen V'ersammlungen Schaffung vorbereitender Kampfausschüsse auf der 
Grundlage örtlicher Kampfprogramme und der proletarischen Einheitsfront. Diese 
Versammlungen dienen zugleich der Popularisierung und Vorbereitung von
d) Kampf-Konferenzen des Landproletariats im Monat .Vlärz unter besonderer 
Beachtung der Beteiligung der Landarbeiterinnen, der Landarbeiterjugend, der 
Entsendung von Delegierten der Belegschaften industrieller Betriebe, der städtischen 
und ländlichen Erwerbshjsen-Ausschüsse und Bauern-Komitees.
Bei Vorbereitung und Aufgabenstellung dieser Gebietskonferenzen Berücksichtigung 
aller bisherigen Erfahrungen der Laudarbeiterkämpfe. Kontrolle der Kampf- 
Programme sowie Instruktionen und Zusammenfassung der vorbereitenden Kampf- 
Ausschüsse.
e) V orbereitung und Durchführung der Gutsrate-Berichterstattungs-Kampagne und 
der roten Gutsrätewahlen, ebenfalls auf der Grundlage betrieblicher Kampfpro
gramme. Stellungnahme in allen V ersammlungen und Linstelhmg aller Materialien

4 Deutscher Landarbeiter-V erband (DLV ;. ab 191.3 Bezeiclmuii«; für den 1909 gejiründelen ..V erband 
der Land-. Wald und U eiidjergsarbeiter und -arbeiterinnen Deutschlands". V'gl. dazu Sachwörter- 
btich der Geschichte Deutschlands und der deutschen .Arbeiterbewegung. Bd. 2. Berlin (Ost) 1970, 
S. 082.
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auf diese Kampagne. Instruktionen über Gutsrätewahlen an alle Landortsgruppen. 
Gutszellen. Verbandssektionen. RGO-Gruppe. kommunistische Fraktionen im DLV 
etc., an die Landobleute der kommunistischen Ortsgruppen. Anweisungen an alle 
roten Gutsräte ( siehe .Anweisung der ZK Landabteilung, betreffend Gutsrätewahlen 
vom 8. Februar). ’
f) Verstärkung der innergewerkschaftlichen Arbeit, d. h. der revolutionären Opposi
tionsarbeit innerhalb des DL\’ und der übrigen gegnerischen Landarbeiterverbände. 
Konkrete Festlegung der .Aufgaben für jede kommunistische Fraktion. Ausnutzung 
jeder Möglichkeit. Lntschließungen für diese durchzusetzen. Stärkste Anwendung 
der Einheitsfronttaktik von unten gegenüber der konkreten Situation auf den 
Gütern. Bearbeitung der von 
erfaßten und beeinllußten Landarbeiterschichten.
g) Einstellung der revolutionären Bauernorganisationen, der Bauernkomitees, der 
bäuerlichen Oppositionsgruppen auf die Unterstützung der Vorbereitung und 
Durchführung der Kämpfe des Eandproletariats.
h) Planmäßige Bearbeitung der Eandarbeitergebiete durch den Kampfbund gegen 
den Faschismus zur Schaffung antifaschistischer Schutzwehren unter besonderer 
Mobilisierung der Eandarbeiterjugend.

B) Hauptaufgaben in der Kampagne.
Die ständig w achsende Not der bäuerlichen Massen - bei gleichzeitiger A’erschärfung 
der innen- und außenpolitischen Eage - die mit der Reichs- und Bauernkongreßbe
wegung einsetzende Offensive aller Gegner verpflichten zur äußersten Steigerung 
unserer Bauernarbeit auf der Linie des Bauernhilfsprogramms der KPD,*’ d. h. des 
revolutionären Bündnisses der Arbeiter tmd Bauern. Die in der Mobilisierung für den 
Reichsbauernkongreß in Bewegung gebrachten und die durch die bäuerlichen 
Komitees ständig neu mobilisierten Schichten gilt es durch die gesteigerte Bauernar
beit der Partei und ihr führendes Eingreifen in die Aktionen der werktätigen Bauern 
für das revolutionäre Bündnis zu gewinnen. Dabei erleichtern die Kampagnen der 
Partei unter dem Eandproletariat und die Kämpfe des Eandproletariats der Partei, 
ihre Politik und Taktik des revolutionären Bündnisses in den konkreten Eällen zur 
praktischen Anw’endung zu bringen. Darum muß die Reichspräsidenten- und 
Prenßen-Vi ahlkampagne unter der Klein- und Mittel-Bauernschaft auf das engste 
mit der Konkretisierung des Bauernhilfsprogramms in den bäuerlichen Tageskämp
fen mit der Unterstützung und kritischen Förderung der Reichs-Bauernbewegung, 
verknüpft w'erden. Die Partei muß den Bauern-Komitees in der Auswertung des 
Reichsbauernkongresses helfend zur Seite stehen. Insbesondere müssen die Bezirke 
Pommern. Danzig. Oberschlesien, Thüringen. Niedersachsen. Ruhrgebiet. Württem
berg. Saar und Südbavern alles daran setzen, um die auch bei der L nterstützung der 
Kampagne zum Reichs-Bauernkongreß zu Tage getretenen Tempoverluste ihrer 
Bauernarbeit zu liquidieren.

den christlichen und nationalen Gewerkschaften

5 ar nicht zu erinitlelii.
6 Vgl. Bauenihilfsprojiiaiuin der KPD vom 16. Mai 1931./?/ Nr. 106 vom 22. 5.19,11. Vgl. dazu Dok. 

43. Anm. 1.
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Daher ist in der Reichspräsidenten- und Preußenwahlkampagne unter der Klein- 
und Mittelhauernschaf't die politische Hauptaufgabe der Partei — mit Unterstützung 
der revolutionären Bauern- und Massenorganisationen — die
sofortige Inangriffnahme der Vorbereitung. Durchführung und Unterstützung bäu
erlicher Kampfaktionen, der Schaffung bäuerlicher Kampf-Komitees auf der Grund
lage örtlicher und gebietlicher bäuerlicher Kampf-Programme.
Die Partei muß unter Anwendung der Methode der Bauern-Komitees die kleinbäuer
lichen Massen, sowie die in der Agrarkrise verarmenden mittelbäuerlichen Schichten 
in Tageskämpfen führen und sammeln. Sie muß mittels des primitiven bäuerlichen 
Widerstandes und Kampfes die bäuerlichen Massen auf immer höherer Stufe zu 
Kämpfen gegen Kapital und Großgrundbesitz, gegen den bürgerlichen Staat, gegen 
die reaktionären und bürgerlichen Agrarorganisationen und Bauernverbände, gegen 
die faschistische imperialistische und bauernfeindliche Agrarpolitik der Brüning- 
Regierung und der Länderregierungen sowie aller bürgerlichen Parteien einschlielG 
lieh der Sozialdemokratie, gegen imperialistische Kriegsvorbereitungen und gegen 
die Parteien und Organisationen der Hindcnhurg-Vnmi von Heis bis Hitler 
mobilisieren. Die Partei ist in ihrer Bauernarbeit, besonders bei der Unterstützung 
und Förderung der Reichsbauern-Bewegung und bei den Kämpfen der Bauern- 
Komitees unbedingt verpflichtet, auf die \'erbindung der bäuerlichen Tageskämpfe 
mit den Kämpfen des Land- und Industrieproletariats hinzuwirken. Dabei muß viel 
stärker wie bisher das Bauernhilfsprogramm und die übrigen Bauernforderungen der 
Kommunistischen Partei als der alleinigen Hilfe und dem einzigen Ausweg aus Not 
und Krise in den Mittelpunkt gerückt werden. Somit sind die Hauptaufgaben 
folgende:

aj Entfaltung einer breiten Massenagitation zur Popularisierung der Forderungen 
und Ziele des Bauernhilfsprogrannns der KPD.
Bauernhilfsprogramm gegenüberstellen der Agrarpolitik aller gegnerischen Parteien, 
besonders Nazis, Kampagne in der Partei und Bauernpresse mit Abdruck der 
Forderungen und Stellungnahme. Kritische Behandlung der Forderungen des 
Reichs-Bauernkongresses und der Ziele der Reichs-ßauernkongreßbewegung. Orga
nisierter Massenvertrieb der betreffenden Materialien der Partei, besonders des 
Bauernflugblatts zur Reichspräsidentenwahl, der Bauernbroschüren. Herausgabe 
bezirklichen Bauern-Agitations- und Propagandamaterials der Partei. Dorfzeitungen 
der Patenschaften und der Landortsgruppen mit Einstellung dieser und aller 
Dorforgane auf die Kampagne.

b) Konkretisierung der Forderungen des Bauernhilfsprogramms der KPD in den 
bäuerlichen Tageskämpfen, durch bäuerliche Kampfaktion auf der Grundlage 
örtlicher und gebietlicher bäuerlicher Kampfprf)gramme.
In diesen Herausstellung örtlicher und gebietlicher wichtiger Forderungen des 
Bauernhilfsprogramms. Ergänzung durch neue Forderungen, die den örtlichen und 
gebietlichen Notwendigkeiten. Verhältnissen und Bauernkämpfen entsprechen, 
achten auf ständige Wrbindimg von örtlichen mit gebietlichen Teilforderungen mit 
politischen Forderungen und Endlosungen des revolutionären Kampfes, Instruktio
nen der kommunislischen Fraktionen des Bauern-Komitees, betreffend Bündnis. 
Hegemonie, Politisierung der Bauernkämpfe usw.
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c) Vorbereitungen und Durchfülirung von Arbeiter- und ßauern-Kundgebungen der 
Partei fiir die Zeit vor der Prasidentenwalil. durrhgeliilirt als Gegenoffensive auf 
Angriffe der Gegner, als Kundgebungen für das Baueridnlfs[)rograinni der KPD, für 
den aktiven bäuerlichen Kampf auf der Basis des Bündnisses der Arbeiter und 
Bauern unter Führung der Arbeiterklasse und der Partei, für Unterstützung der 
Kämpfe des Land- und Forstproletariats gegen die imperialistischen Kriegsvorberei
tungen und Krieg im Fernen Osten, für Sowjetunion und Sowjet-Deutschland, für 
r/tä/z/tann-Kandidatur (kurze Entschlielsungen!.
Kundgebungen einberufen durch Partei mit Unterstützung titiserer städtischen und 
kleinstädtischen Organisationen, der roten Landarbeiterverbände, der RGO. RDB- 
Ortsgruppeti und der sonstigen revolutionären Massenorganisationen der betreffen
den Gebiete.
Besondere Heranzielmng der Gebiets- und Orts-Bauern-Komitees und Oppositions
gruppen.
d) \ orbereititngen tind Dttrchfübritng von Konferenzen der w erktätigen Landvolkju
gend. d. h. .lungbatiern-Konferenzen. in den Bezirken Ostpreußen. Nordwest. Halle- 
Merseburg-Niederrliein. Baden-Pfalz. .Mittelrbein. in der zweiten Hälfte des Monats 
März.
Gemeinsame Vorbereitung tlurch Partei, .lugendverband. RBB nach Anweisungen 
des ZK des JugeniK erbandes. sowie Heranziehung der Baiiern-Komitees bei der 
Vorbereitung und Durchführung.
e) Sofortige Einleitung eitler Bauern-Versammhings-Kampagne der Partei in allen 
Bauernorten zur Reichspräsidenten- und Preußenwahl, zugleich zur Vorbereitung 
von Arbeiter- und Bauernkundgebungen. Gleichzeitig Bauernversammlungskam
pagne der Ortsgruppen des RBB.
Unterstützung der gleichzeitigen Bauernversammhtngskampagne der Bauern-Komi- 
tees zur Reichspräsidenten- und Preußenwahl, der Art. dem Gharakter, dem 
Einberufer der Versammlung entsprechende Atifgabeiistellimg in diesen, ln allen 
Bauernversammktngen Entschließttngen gegen imperialistiscbe Kriegsvorbereitun
gen usw. und Entschließtmgen für 77tö//na/i/t-Kandidatur. Einbeziehung der 
werktätigen Bauern in die Valilaiisscliüsse atif der Basis des Bündnisses der Arbeiter 
und Bauern. Vorbereitung ttnd Bildung neuer Bauern-Koniitees; je nach .Art der 
Versammlung sind bäuerliche und sonstige geeignete Referenten der Partei. Dele
gierte des Reichs-Bauernkongresses und Delegierte der vorbereitenden bezirklichen 
Veranstaltungen sowie zinerlässige Batiern-Referenten aus der Reichsbauernkon
greß-Bewegung (Bauern-Komitees und Ojipositionsgrttppen) zu verwenden.
f) Festigung und \ erbreiterimg der bäuerlichen Komitee-** und Oppositionsbewe- 
gung durch stärkste Mobilisiertirtg. Unterstützung und kritische Förderung der 
bestebendeti tmd durch Schaffung neuer Bauern-Komitees.

7 RBB. Der unter ktinununi.slischein Einnuß .stellende Fteirhslniuernlinnd versuehte be.sonders die 
Klcinljanern und kleineren Millelliauern des Reiclislandhundc.s liir die Ziele des Knminnnismus zu 
gewinnen. Der RBB sland unler der Leilnng von E. Putz und B. / /t.se. [trakliseh wurde er jedoch vom 
Leiter der Landahleilung des ZK. Heinrich lititi. gelenkt. Der RBB kam jedoch über bescheidene 
.Anfänge nicht hinaus, einen .Masseneinnuß unler der denlschen Bauernschaft halte er nicht.

8 In der Vorlage: Konzeiitraiioiis-,
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g) Schaffung von Oppositioiisgruppeii in gegnerischen Verliänden sowie Stärkung 
und Ausbreitung der RBB-Ortsgruppen. Einstellung aller dieser Einheiten auf die 
Unterstützung der Kämpfe des Eand- und Stadtproletariats [auf] die Reichspräsi
denten- und Preußenwahlkainpagne durch die kommunistischen Fraktionen.
ln jedem Dorf ein Bauern-. Pächter-. Siedler- (Winzer-, Fischer-) Kampf-Komitee, 
unter stärkster Heranziehung der werktätigen Bäuerinnen und Bauerujugend. Keine 
Bewegung im Dorf oder Gebiet ohne Schaffung von Orts- und Gebiets-Komitees. 
Sofortige politische und organisatorische LUerprülüng aller Bauern-Komitees, 
Ausbau der Oits- und Gebiets-Komitees durch die Kommunistischen Fraktionen, 
Schaffung und Angliederung von Bäuerinnen und Jungbauern-Kommissionen an die 
Komitees. Ständige Unterstützung und politische Kontrolle der Arbeit der Bauern- 
Komitees durch die kommunistischen Fraktionen.
h) LInterstützung der Bauern-Komitees bei der \ orbereitung und Durchführung von 
Oppositionskonferenzen gegenerisch organisierter Klein- und Mittelbauern, mög
lichst vor. aber auch nach den Gebiets-. Arbeiter- und Bauernkundgebungen. 
Erfassung oppositioneller Bauern des Reichsbundes, der christlichen Bauernvereine, 
der Deutschen Bauernschaft, des Bayerischen Bauernbundes, aber auch sonstiger 
gegnerischer Bauern- und Siedler-Organisationen in \ erbindung mit dem RBB. 
Grundlage der Oppositionsarbeit bilden neben dem Bauernhilfsprogramm Forderun
gen und Beschlüsse des Reichsbauernkongresses. Auftreten oppositioneller Bauem- 
gruppen und Delegationen in den Bauernversaminhmgen und auf den Gebiets- 
Arbeiter- und Baueriikundgebimgen. Sorgfältige Registrierung dieser Oppositionel
len. Verwendung ihrer Erklärungen auf breitester Basis.

G) Maßnahmen der innerparteilichen ^'orbereitungen.
a) Sofortige Aufstellung eines Kani[)agneplanes für die Reichspräsidentenwahl auf 
dem Fände (1. für Fandproletariat. 2. für kleine und mittlere Bauernschaft), durch 
Bezirkslandabteilungen unter Hinzuziehung von \'ertretern der wichtigsten BF- 
Abteilungen und des Bezirks-Komitees der RGO (E\ FF).
b) Stellungnahme zur Kampagne in einer Sitzung der BF Fandabteihmg. anschlie
ßend iin BF Sekretariat.
c) Auf Grundlage des Kampagneplanes konkrete Instruktion der Feitungen bzw. der 
kommunistischen Fraktionen des RGO. des RBB. des Kampfhundes gegen den 
Faschismus, der Roten Hilfe und der Internationalen Arbeiterhilfe.
d) Übermittlung des Kampagneplanes und laufende Anweisungen der BF und der 
UBF an die unteren Parteieinheiten.
Zur besonderen Beachtung für die Redaktionen noch folgendes: Lensere Hauptlosung 
zur Reichspräsidentenwahl. Klasse gegen Klasse, bedeutet in der Fandarbeiterschafr 
die Mobilisierung der Massen der Fandarbeiter für ihre Forderungen und zur 
Auslösung von Streiks auf Grundlage der roten Einheitsfront. In einer Reihe von 
Bezirken sind bereits Fandarbeiterstreiks im Gange, so vor allem in Ostpreußen, 
Pommern. Magdeburg-Anhalt. Es ist unbedingt erforderlich, daß alle Redaktionen 
der Fandarbeiterfrage im allgemeinen und den Fandarbeiterkämpfen, insbesondere 
den Vorbereitungen der Frühjahrsstreiks, erhöhte Aufmerksamkeit widmen und

9 ln der t'orlage: Landurlieitsstärke.
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einen größeren Platz einrännien. Die gut mul erfolgreich geführten Landarbeiter
streiks sind zu popularisieren. Der .Vrginnenlation der DLV-Bürokratie. daß jetzt 
keine Streiks möglich sind, ist an Hand der vielen Beispiele scharf entgegenzutreten. 
.Mit dem .Aufzeigen der Not der Landarbeiter (Erwerbslosigkeit. Lohnabbau, 
Schadenersatzpllicht etc.) muß immer wieder der Landarbeiterstreik als der einzige 
.Ausweg aufgezeigt werden. Nicht zuletzt ist es notwendig, den Bündnisgedanken 
zwischen Landaibeiterschaft und werktätiger Bauernschaft stärker zu popularisie
ren. AA'ir vei-weisen auf die Resolution der 3. Reichskonferenz der Landarbeiter im 
Land- und Forstarbeiter (Februar-Nummer). Besonders ist auch die innergewerk
schaftliche Arbeit herauszuschälen und babei aufzuzeigen. wie es überall gelingen 
muß, in den DLV-Zahlstellen zur Reichspräsidentenwahlkampagne und für den 
Kandidaten Thälmann Stellung zu nehmen.
.Auch auf den Massenv ertrieb des Land- und Forstarbeiler ist hinzuweisen.
Ausführliche politische und organisatorische Anweisungeji sind in den obigen 
Richtlinien über die .Arbeit unter dem Landproletariat zur Reichspräsidentenwahl
kampagne enthalten.

Mit kommunistischem Gruß 
ZK Land

59 f.

18. 2. 1932: .Anweisungen der Parlanientsabteilung

.Anlage zu Nr. 59. Überschrift: ...Anweisungen der Parlamentsabteilung des ZK an alle Bezirks- 
Koinpol-.Ableilungen."

AA'erte Genossen!
■Aus den Losungen, die das Zentralkomitee für den Reichspräsidentenwahlkampf 
aufgestellt hat. ergeben sich für unsere Fraktionen' in den Stadtverordnetenver
sammlungen. Kreistagen und (Gemeindevertretungen dringliche agitatorische Maß
nahmen. die sofort durchzuführen sind. Dabei ist in erster Finie anzuknüpfen an die 
.Massenbewegungen, die gegenwärtig in den verschiedenen Ortschaften im Gange 
sind.
Fast überall sind die \X’ohlfahrtsunter3tützungsem|)fänger und die Erwerbslosen in 
größter Aufregung infolge neuer Abzüge. (^Preußen 10 Prozent ‘AA ohlfahrtsunterstüt- 
zungsabzug. ähnlich in anderen Ländern.) Die Erwerbslosen werden verstärkt zur 
Pttichtarbeit in der Finie der .Arbeitsdienstpflicht herangeholt.
Bei den .Vlietern. Siedlern und Pächtern herrscht große Erregung, besonders die 
.Neubaumieter sind in zahlreichen Orten in aktivster Bew egung. In den Gemeindebe
trieben herrscht Gärung wegeti der .Auswirkungen des Fohnabzuges vom .lanuar, 
dem jetzt kein Preisabbau gegenübersteht; der sozialfaschistische Preisabbau- 
Schwindel wirkt sich aus.

1 In der A'orlage: Kainpläktioiien.
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Nach dein Lohnabbau in den Genieindebetrieben fordern die werktätigen Massen 
draußen Herabsetzung der Preise und Tarife für alle kominunalen Unternehmungen, 
die bisher durchweg ahgelehnt worden sind. Die Herabsetzung der Licht- und 
Strompreise hat auch in den Landkreisen bei den Bauern als dringlichste Forderung 
Fuß gefaßt. Daneben ward stürmisch nach der Herabsetzung der verschiedensten 
Gebühren in den Stadt- und Landkreisen verlangt.
In den Schulen macht sich der Abbau der ..Kultureinrichtungen" aufreizend 
bemerkbar; neben der Kampfstimmung bei .Iimglehrern tritt eine allgemeine 
Unzufriedenheit der Gesamtlehrerschaft und Eltern in Lrscheinung. Außerdem 
werden durch die grausamen Nöte der Lrwerbslosen und der sonstigen Unterstüt
zungsempfänger Schulstieiks immer häid'iger. Damit sollen Heizung. Kleidung und 
Verpflegung in den Schulen für die Kinder aller Unterstützungsempfänger durchge
setzt werden.
Das ist eine .Anzahl der akuten Massenbewegungen, die mit der Kommunalpolitik in 
Stadt und Land in engster A'erbindung steht.
ln diesen Bew egungen ist es die .Aufgabe unserer Kommunalvertreter, die Losungen 
unseres Präsidentenwahlkampfes: Für Thälmann, gegen Brüning. Severing. Hitler, 
für den Kandidaten der Armen, gegen den Kandidaten der Reichen, besonders 
populär zu machen. In dieser Lime und in der weiteren .Auswertung unserer übrigen 
Losungen des Präsidentenwahlkampfes tnüssen unsere Kommunalvertreter in die 
Massenbewegung hineingehen, oder sie auslösen und in Gang setzen. Zur .Ausnut
zung. zur Auslösung und Steigerung solcher Bewegtmgen sind je nach der entspre
chenden Lage .Anträge im nachstehenden Sinne in den Kommunalparlamenten 
einzubringen:
1. .Abwehr jedes Unterstützungsabbaues. Durchsetzung der Zahlungen an die 
Unterstützungsempfänger mindestens in tler bisherigen Hölie der Barunterstützun
gen. Zusätzlich, also Ergänzung, sind außerdem Mietzuschüsse. Kohle- und Kartof
fellieferung. Kleidung und \ erpflegungsmaßnahmen verschiedener .Art zu fordern. 
Der .Antrag muß immer bei der Gruppe anknüpfen, die jeweils im V'ordergrimd der 
Auseinandersetzungen im Gite steht, aller ohne zu vergessen, die wichtigsten 
anderen Gruppen durch entsprechende d'eilforderungen mit einzubeziehen.
2. .Aufhebung jeder Plhchtarbeit für Unterstützungsempfänger, insbesondere der 
.Arbeitsdienstpflichtmaßnahmen, die in Verbindung mit den Arbeitsämtern und 
Berufsschulen speziell gegen .lungarbeiter getroffen werden.
3. Überall Stellung
entsprechend den örtlichen Verhältnissen oder den .Möglichkeiten im Kreise. Diese 
konkreten Anträge sollen die Ei-werbslosen zum unmittelbaren Kampf aktivisieren 
und zur Entlarvung des Geredes vom .Arbeitsbeschaffimgsplan des .ADGB" und der 
Zwangsarbeitsvorschläge der .Nazis dienen. Die Losung: .Arbeit, Freiheit und Brot 
muß damit im Präsidentenwahlkampf ihre Konkretisierung in der Tagesagitation 
finden. Gleichzeitig aber ist das Endziel aufzuzeigen, wie es im .Aufruf formuliert 
w urde: für ein freies sozialistisches Rätedeutschland im Bündnis mit der Sow'jetimion 
und dem Weltproletariat gegen den bankrotten Kapitalismus!

Anträgen auf .Arbeitsbeschaffung für die Erwerbslosenvon

2 Vgl. Dok. .59. Aiim. 4.
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4. Aufgreit'en der Mieteranlräge auf weitere Herabsetzung der .Mieten, insbesondere 
dort, wo .Neubauinieten ti'otz Lobnranb und Preisabbau sozusagen fast keine 
Mietsenkung erfaliren haben. Stärkste Ausnutzung der neuen Mieleraktivität durch 
Einladung von Delegationen. Besuch der .Mieteiwersannnlungen. \Orstöße gegen alle 
Siedlungsgesellschaften, besonders bei Siedlungsorganisationen und Bauvereinen, an 
denen Kommunal- und Staatsbehörden mitbeteiligt sind, da sich hier die Auseinan
dersetzungen unter der Losung Rote Eiidieitsfroiit mit Thälmann gegen kapitalisti
sche Hindenburgirmn mit Brüning. Severing und Hitler am schnellsten zuspitzen 
läßt. Bei den Neubaumieten sind auch .Anträge auf (Gebührenerlaß oft sehr 
zweckmäßig und agitatorisch wirksam.

5. Bei den Siedlern und Pächtern in der kleinen Landwirtschaft ist ebenfalls mit 
Anträgen auf Herabsetzung der Zinsen. Steuern und .Mjgaben. sowie auf Pachtermä
ßigung vorzugehen. Das stellt sofort scharf die Lrage des Kandidaten der .Armen 
gegen den Kandidaten der Reichen. Mit Anträgen auf Pachtermäßigung und 
Herabsetzung der Siedlerlasten kann fast in allen Landkreisen eine unerhört starke 
Bewegung entfesselt werden. .Aber kümmern muß man sieb darum und die Aktion 
für \'erweigerung der Zahlungen über bestimmte Sätze organisieren helfen.
6. Die Gemeindearbeiter sind im Begriff, aus den Illusionen, die ihnen die 
Sozialfaschisten bei den letzten beiden Lohnabzügen gemacht haben, zu erwachen. 
Sie haben durchweg 1931/1P32 bereits ein Drittel ihres Lohnes von früher verloren. 
Jetzt müssen wir durch .Anträge die Erregung aufgreifen, formulieren, steigern und 
zur Aktion führen. Da sich Gewerkschafts- und Komnumalbürokraten an Paragra
phen klammern, soll man ihnen, soweit das möglich ist. diese billige Methode, unsere 
Anträge abzuwinnneln. duri hkreuzen. Deshalb ist als Grundformel vorzuschlagen: 
voller Lohnausgleich für die diktierte Tarifkürzung durch außertarifliche Werkzu
lage. Daran sind die Lormulierungen für die Höhe, die .Art des Lohnausgleichs resp. 
der neuen Zulagen anzuknüpfen. Selbstverständlich muß stets mit den Gemeindear
beitern, also mit unserer RGO-Gruppe und unter Lübrung unserer Betriebszelle, 
soweit vorhanden den roten Betriebsräten oder Kampfausschüssen ein solcher Schlag 
vorbesprochen werden, damit auch der Vi iderhall unter den .Arbeitern eintritt. \X ir 
können den .Arbeitern ihre Kämpfe nicht abnehmen, aber wir können sie als 
Kommunalvertreter mit herbeiführen imil oiganisiereu helfen.

7. Die .Anträge aid Herabsetzung der Preise und larile in allen kommunalen 
Unternehmungen sind von unseren Genossen viel zu lahm und lasch behandelt 
worden. Diese .Anträge müssen, wo irgendw elche Stadt-. Dort- oder Kreisparlamente 
zusammentreten, überall nur so hageln. Hier handelt es sich um Maßnahmen, aut die 
die ganze Bevölkerung scharf ist. \X ir müssen die Herren von der Bourgeoisie und 
ihre .Agenten in ihrem eigenen Schwindel längen. Haben sie mit dem Preisabbau
schwindel bei den Arbeitern die Abwehrkraft gegen den Lohnraub gelähmt, so 
müssen wir sie jetzt neben der weiteren Organisierung von Streiks gegen Lohnraub 
auch an ihrer schwachen Stelle, der L'nmöglichkeit des Preisabbaues, um so 
energischer fassen. Lür die einfache Tagesagitation in den breitesten \ olksschichten 
bieten sieb dabei glänzende CGelegenbeiten zu umfassenden Kampagnen. Die Gas-, 
XX'asser- und Elektrizitätspreise, die Gastnesser- und elektrische Zählermiete, sowie 
andere Preise und Gebühren kommunaler Betriebe sind handgreiniche Tagesfragen, 
über die sich täglich Tausende ärgern, daß wir hier mit guten Anträgen sofort die
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Sprecher der berechtigten Empörung sind. In dieser Fortführung’ der Kampagne 
gegen die Notverordnungen der Hindenburg-Briining-UxktBLiur sind alle unsere 
Losungen zum Präsidentenwalilkainpf unmittelbar zu verwenden. Also rücksichtslos 
heran, um den Preisabbauschwindel zu zerschlagen.

8. Für die Kleinbauern. Pächter und Siedler, sowie für zahlreiche erwerbslose 
Industriearbeiter, die in ländlichen Ortschaften wohnen, ist gegenwärtig die Herab
setzung der Strom- und Lichtpreise und die .Aufhebung der Zählermieten em 
besonders brennendes Problem. Anträge in dieser Riclitung werden überall zünden. 
Es muß aber unter den Beteiligten auch eine entsprechende Kampagne mit kleinen 
Versammlungen. Handzetteln. Delegationen usw. geführt werden. Dazu sind die 
Kommunalvertreter als organisierende Faktoren besonders geeignet. Die Forderung 
auf Herabsetzung der Flektrizitätspreise muß nicht nur an die zuständigen Stellen 
(Regierungen, Provinzialverwaltungen.'* Magistrats etc.) gerichtet werden, sie ist in 
jeder Gemeindevertreter- oder Stadtverordnetensitzung und in jedem Kreistag in der 
jeweils zweckentsprechenden Form als .Antrag einzubringen. Gleichzeitig ist die 
Zalilungsvei-weigerung über die beantragten Mindestsätze hinaus zu propagieren. 
Diese Anträge müssen eine fortlaufende Kette von V orstößen in allen zusammentre
tenden Kommunalparlamenten bilden. Eine solche ernste, systematisch, immer 
wieder aufgenommene Kampagne wird unter den Beteiligten Eindruck machen. Sie 
wird manchmal bei Masseiimobilisiertuig mit Ankündigung der Zahlungsverweige
rung, ebenso wie der Kampf um Pachtermäßigimgen sogar zu Teilerfolgen führen. 
Das ist dann bei richtiger .Ausmitziing die beste Agitation für den Kandidaten der 
Armen gegen den Kandidaten der Reichen, für die Rote Einheitsfront gegen die 
kapitalistische Hindenburghmt.

9. Gegen Exmittierungen und Zwangsversteigerungen müssen die Koinmunalvertre- 
ter ständig in geschickter AA'eise mit aiifzutreten ^erstehen. Ohne Massendruck ist 
nichts zu machen, aber zur Mobilisierung genügender .Massen ist die Teilnahme 
einzelner Kommunalvertreter. die in sachlicher AA eise unmittelbar die Menge zu 
beeinlhissen versuchen und sich zielbewußt durcbsetzen. von starker agitatorischer 
und politischer AA irkung. .Auch rechtzeitige .Anträge in allen geeigneten Konununal- 
parlamenten gegen konkrete Fälle in .Aussicht stehender Exmittierungen oder 
Zwangsversteigerungen können oft schon sehr wirksam sein.
10. Für die Schulen (Volksschulen und Berufsschulen) sind sofort .Anträge gegen 
Lehrerabbau, insbesondere auf AVeiterbeschäftigiing der .lunglehrer und für die 
Versorgung und Verpflegung der Kinder aller Llnterstützungsempfänger erforder
lich. .Auch hier gilt es. daß damit entweder eine .Alasseiibewegung in der Richtung auf 
den Schulstreik bereits verbunden ist. oder daß alle A’orbereitungen getroffen sind, 
mit unserem .Antrag eine solche Aktion auszulösen.
Keinesfalls darf man. losgelöst nur parlamentarisch arbeiten, so daß mit der 
Ablehnung unserer .Anträge für die Öffentlichkeit alles als erledigt betrachtet wird. 
Das wäre sozialdemokratische .Ablenkungspolitik. Energisches .Mobilisieren und 
Organisieren von Bewegungen und .Aktionen, das muß der Leitgedanke für das ganze

3 In der A orlape: Dui ehführiiiig,
4 In der A'orlage: Pro\inzialvertrelimgen
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Auftreten zum Präsidenteuwahlkainpf und zu den Landtagswahlen sein. So werden 
wir sein, was die Kommunalvertreter sein sollen: .Agitatoren der Partei.

Mit kommunistischem Gruß!
ZK, Abteilung Parlamente

()(».

6. 4. 1932: Anweisungen des Sekretariats an die Bezirksleitungen

StA Bremen. 4,65-11 .4 12a, Bd. 33; Polizeiliche .4hscliril'l. Lberschrift: „Rundschreiben Nr. 6. 
Anweisungen des Sekretariats. .4n alle Bezirksleitungen und Redaktionen.“

Werte Genossen!
Durch rasche und kühne Maßnahmen aller Parteileitungen müssen wir sofort eine 
entschiedene Steigerung der Aktivität der Partei und der Massen, eine Verstärkung 
unserer Agitproparbeit durchführen.
Zur stärksten Ankurbelung und Aktivierung wäre es zweckmäßig, noch einmal kurz 
die wichtigsten Funktionäre zusammenztirttfen und konkrete Maßnahnien noch bis 
zum Sonntag' festzulegeu. Das gilt besonders für die Arbeit auf den Stempelstellen, 
in den Betrieben und an der innergewerkscbafllichen Front.
Die Linie der Partei entschlossen in die Pra.xis umsetzen.
Der Erfolg der Nazis" erfordert eine X’erschärfung unseres Kampfes gegen die 
//ü/etpartei. ohne daß w ir nur im geringsten den Kampf gegen die SPD abschwä
chen.
Die KPD. als die einzige antifaschistische Partei, muß bis in ihre letzten Einheiten 
eine richtige Katnpfpolitik gegen die Durchführtmg der faschistischen Diktatur 
führen, die einerseits durch die ZJni/tmgregierimg und Hindenburg mit der Unter
stützung der Sozialdemokratie, andererseits aber mit der äußersten Rücksichtslosig
keit durch die Nazis angestrebt wird.
Ohne die faschistischen Fraktionen der Bourgeoisie schematisch in einen Topf zu 
werfen. Sozialfaschisnuts und .Nationalfaschismus gleichzustellen, bei entschieden
ster Anwendung der revolutionären Einheitsfronttaktik von unten zvtr Eoslösung 
sozialdemokratischer Arbeiter von ihren hülhrern. dürfen wir unsere Kampfaufgaben 
gegen die Nazis keineswegs übersehen. Unsere Parteipresse hat mit gewissen 
Ausnahmen allgemein und in besonderen .Artikeln den Erfolg der Nazis ganz verneint 
oder mindestens unterschätzt.' Das bedeutet eine V ertuschung der Gefährlichkeit der

1 Am Sonntag, dem lÜ. .4[jril 19,32. fand der 2. \t alilgang der Reiflisprä-sidentenwahl stall.
2 Beim ersten \4 ahlgang am 1.3. .März errang Hitler 11 339 285 ! = 30.1 %; Stimmen. Thälmann erhielt 

498.3 197 (= 13.2%1 Stimmen. Das Ergebnis der übrigen Kandidaten betrug: Duesterberg 
2 557.590 [b.8%Hindenburg 18 6.50 730 (49.6%). Hinter 111 4.32 (= 0.3%). \'gl. Seluilthess 19.32 
S. 59; Horkenbaeh 1932 S. 75.

3 ln ihrer ersten .Ausgabe nach dem W ahlgaiig vom 13, .März ging Die Rote Fahne ausführlich aul das 
Ergebnis der Reichsprüsidentenwalil ein. Der W ahlausgang wurde einerseits als Beweis der ,.Kam[)f-
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Nazis vor den Massen, erschwert der Partei die Durchführung der richtigen 
Kampfmaßiialnnen gegen die Nazis. Es erleichtert den SPD-Führern ihre Kampagne 
gegen die KPD als „Verbündete der Faschisten " und gibt ihnen die Möglichkeit, 
sozialdemokratische klassenbewußte Arbeiter ihrem Einlhiß zu erhalten.
^ir müssen auch den Irrtum widerlegen, der bei einigen ungeduldigen Arbeitern 
zum Ausdruck kam. daß der Machtantritt Hitlers, dieses V erfechters'* der offenen 
faschistischen Diktatur, die Revolution beschleunigt, bessere Vorbedingungen des 
Sieges schafft und die Qualen des Proletariats vermindern könnte. Andererseits muß 
unbedingt die Nazi-Demagogie zerschlagen werden, wobei alle Redaktionen und 
Referenten mit größtem Nachdruck von unserer Deklaration gegen die Tributsklave
rei und Nazi-Demagogie Gebrauch machen müssen"' und dieses wichtige Dokument, 
das das FreiheitsprogramnV ergänzt, in stärkstem .Vusrnaße unter den .Massen 
popularisieren sollen.
Dabei müssen wir an den Stempelsteilen mit konzentriertester .Arbeit unseren 
Tempoverlust aidholen und die \\ ahlkampagne w irklich außerparlamentarisch mit 
der umfassendsten Konkretisierung und Popularisierung unserer Erwerbslosenforde
rungen führen. An allen Stempelstellen müssen die Kommunisten nicht nur mit den 
allgemeinen Fosungen und Zielen unserer Partei auftreten. sondern damit verbinden 
die Forderungen für die unmittelbaren nächsten Interessen der Arbeitslosen und 
ihrer Familienangehörigen.
Die rote Einheitsfront muß auf die Angestellten und Beamten sowie die Massen der 
werktätigen Frauen noch konkreter als bisher ausgedehnt werden.
In der außerparlamentarischen Massenmobilisierung muß die Partei den Kampf 
gegen Krieg und den Kampf gegen die neuen Notverordnungen, gegen die Pläne der 
Verschlechterung und sogar Fiquidierung der Sozialversicherung, gegen die Fohnab- 
baupläne der Unternehmer eng verbinden und die .Massen mit aller Macht durch 
populäre, überzeugende Agitation und planmäßige Organisierung der Streiks und 
Erwerbslosenaktionen mobilisieren und alles einsetzen zur Durchführung der 
richtigen Finie und wirklichen Verbesserung der Arbeit, praktischen Hilfe und

enlschlossenheil und Tatkraft des Teiles der .Arbeiterklasse" Itewertet. ..der unter der F'ührung der 
Kommunistischen Partei steht". Andererseits übte die Zeitung jedoch Selbstkritik. ..Das Ergebnis der 
^ ahl ■ zeige. ..daß die Zabl der für die Kommunistische Partei abgegebenen 5 .Millionen Stimmen 
hinter den objektiven .Möglichkeiten, die uns die gegenwärtige Situation bietet, zurückbleibt. Das 
'Wahlergebnis ist für die Kommunistische Partei unbefriedigend." Besonders wurde der Rückgang der 
KPD-Stirnmeu in Berlin und Hamburg sowie in anderen Industriezentren kritisiert. Auf die für 
Hindenburg und Hitler abgegebenen Stimmen ging der Kommentar mit keinem ATort ein. A'gl. ..Rüstet 
zum neuen roten \ ormarscb!". W Nr. .56 vom 1.5. 3. 1932.

4 In der Vorlage: A’erräters.
5 Die auf der Tagung des ZK vom 20.-23. F'ebrtiar 1932 beschlossene Deklaration ..Gegen Tribut,skla- 

verei des deutschen A olkes! Gegen Versailles und Young'." richtete sich hauptsächlich an die NSD.AP 
und ihre .Anhänger, indem sie versuchte, durch Cbernahme der nationalen Parolen AVähler und 
.Anhänger der NSD.AP für die KPD zu gewinnen. Bezeichnenderweise wird diese Deklaration in der 
..Geschichte der deutschen .Arbeiterbewegung" mit einem knappen Satz abgehandelt. Vgl. GdA 
S. 325. Ein kurzer .Auszug aus der Deklaration befindet sich in RF .Nr. 73 vom 6. 4. 1932 unter der 
Überschrift: ..Thälmanns Freiheitsprogramm".

6 Gemeint ist die Programmerklärung zur nationalen und sozialen Befreiung des deutschen Volkes, vom 
24. 8. 1930. Vgl. Dok. 27. Anin. 5.

474



6.4.1932 60.Anweisungen des Sekretariats an die Bezirksleitungen

Anleitung der unteren Organisationen, uni einen maximalen Erfolg im zweiten 
W'ahlgange zu erzielen.
Kommunistisdier Jugendverband — Massenorganisationen.
Die Direktiven für die Parteiorganisation müssen ihre sinngemäße Anwendung auf 
den KommunistisiJien Jugendverband finden, dessen Leitungen zur Entfaltung 
größter Initiative verpflichtet sind. Gleichzeitig erinnern wir die Parteiorganisationen 
an die Beschlüsse des XI. Plenums und unseres Plenarzentralkomitees. die uns zur 
Aufgabe machen, in den unteren Parteiorganisationen eine ernsthafte und planmä
ßige Unterstützung aller Arbeiten des Kommnnistischen Jugendverbandes in 
Betrieben und Stempelstellen zu sichern.
Die Wendung der Partei zu den Betriehen schließt in sich eine sofortige Belebung der 
Fraktionsarbeit der Kommunisten in der RGO und der Mobilisierung aller freige
werkschaftlich organisierten Kommunisten und BGO-Mitglieder zum entschiedenen 
innergewerkschaftlichen Kampf gegen die sozialfaschistische Gewerkschaftsbüro
kratie. Auch hier kommt es darauf an. zu der allgemeinen Linie der Partei und RGO 
die Kampfforderungen entsprechend der konkreten Lage jeder Industriegruppe und 
der Zustände in jeder einzelnen von Sozialfaschisten geleiteten Gewerkschaft 
auszuarbeiten und den Kommunisten und Oppositionsfraktionen in den reaktionä
ren Gewerkschaften wirkliche Waffen für die Einheitsfront von unten gegen die 
Bürokratie in die Hand zu geben.
Die Bezirksfraktionsleitungen in den sympathisierenden .Massenorganisationen und 
der RGO müssen die Linie der Partei auf ihrem besonderen Gebiet konkretisieren, 
die Massenorganisationen aktivisieren. eine konkrete Einheitsfrontpolitik von unten 
und eine Verschärfung des Kampfes gegen die Nazis, entsprechend den Richtlinien 
für die Partei, durchführen.
Verbesserung der .Agitation und Propaganda.
Folgende Anregungen: Für die letzten Tage gelten in vollem Umfang folgende 
Grundregeln:
1. Kein Betrieb ohne unsere Zeitung. Betriebszeitung. Flugblätter, Handzettel und 
Diskussionsgruppen.
2. Keine Stempelstelle ohne unsere Erwerbslosenforderungen. ohne Plakate, Flug
blätter, Handzettel. Diskussionsgruppen. Transparente usw.
3. Kein Knotenpunkt des .Massenverkehrs (A'erkehrsmittel. Markt, Kaufbaus, Kino) 
ohne Agitation. Propaganda für die Thälmann-"^ a\\\.
4. Keine gegnerische Veranstaltung, die nicht \ on uns mit Agitatoren, Material Vertei
lern, Litei-aturverkäufen vor Beginn, während des Verlaufs und nach Schluß 
durchgearbeitet wird.
Unsere Partei muß alle Möglichkeiten zur Propagierung unserer Ziele und der 
Kamplkandidatur ausnützen. Überall, besonders wo es Gegner am wenigsten 
vermuten, müssen wir überraschend und mit guter Organisierung die Losung ,, Wählt 
Thälmann“ mit unseren proletarischen Forderungen populär machen.

7 Im Oklober 1931 haue das ZK an alle Zellen und ()rt.sgru[)[)en ein Rimdschreiben aber die 
Verwirklichung der Beschlü.sse des ,\1. EKKI-Plenums zur L'nterstützung des .lugendverbandes durch 
die Partei geschickt, das hier nicht aul'gennnnnen \curde. Vgl. HSt.A Düsseldorl. Reg. Düsseldurf. .Nr. 
17153 und Records T-175. 395. 2915912-2915916. Vgl. auch Dok. 59. Anm. 6.
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Einige praktische Ratschläge zur Verbesserung der Massenorganisation;
a) Auf Häfen. Flüssen. Seen mit Hilfe der W assersportler durch agitpropmäßig 
ausgestaltete Boote die Aufmerksamkeit auf die Kamplkandidatur richten.
b) Die roten Sportler aller Sparten sind ohne weiteres bereit, durch Propagandafahr
ten, Märsche. Sternläufe usw. für die rote Einheitsfront und die ThälniQiin- 
Kandidatur zu werben.
c) Erwerbslose mit gegenseitiger Ablösung bis zu 20 Mann in einer Reihe hinterein
ander können für uns marschieren, jeder mit einem großen Plakat in doppelter 
Größe oder Transparent.
d) Plakate, rote Transparente in die Wolmungsfenster, abends durch Zimmerbe
leuchtung oder besondere Lampen Leuchttransparente daraus machen.
e) Dächer. Häuserwände. Zäune und Schornsteine von Genossen und Sympathisie
renden mit Kreide und Farbe in große \\ erbetransparente vei-wandeln.
f) 20—30 Kriegsbeschädigte zu Propagandafahrten gegen die impenalistischen 
Kriegskandidaten, für den Kandidaten der \’erteidigung der SU und des Kampfes 
gegen den imperialistischen Krieg gewinnen.
g) In allen großen Kundgebungen Betriebsdelegationen, die durch Niederlegung von 
Stacheldraht, W attepäckchen und andere Dinge melir die Kriegsproduktion, d. h. die 
aktive Teilnahme Deutschlands an den imperialistischen .Aufrüstnngen veranschauli
chen.
h) Erwerbslose mit vielen Kindern in den Versainmhmgen zusammenstellen und die 
Kinder rufen ..Milch. Kleidung. Unterstützung wollen wir. dafür kämpfen unsere 
Väter in der roten Einheitsfront mit Thälmann. '
i) Bei den verschiedenen Gelegenheiten \ erwendniig von Magnesium-Fackeln oder 
bengalischer BeleiK;htung.
Dies nur Hinweise, wie wir aus der trockenen und unpopulären Agitation zu einer 
bhitvollen, lebendigen Methode übergehen, mit der war die Not der .Massen, ihren 
Kampfwillen und ihre Klassensolidarität unter unserer Führung stärkstens unter
streichen.

Rote Arbeiterviertel überall.
Die BL und' UBL werden zur sofortigen Organisierung von Kontrollen in den 
Arbeitervierteln, besonders in der Umgebung aller Betriebe und Stempelstellen 
verpllichtet. W o das Gesicht der Partei ungenügend in Erscheinung tritt, wo es an 
Agitationsmaterial fehlt und die Zellen zu schwach sind, müssen die Parteileitungen 
schnellstens eingreifen. Instrukteure und .Materialien zur Verfügung stellen, die 
Masseninitiative in den betreffenden Betrieben und Stempelsteilen und Straßenzügen 
wecken.

Letzte Maßnahmen am W ahltage.
W ir weisen auf die .Notwendigkeit der Besetzung aller W ahllokale. Entsendung von 
Genossen an alle Orte, wo noch keine Ortsgruppen e.xistieren. Zusammenstellung von 
Agitkaders für Haus-. Hof- und Dorfagitation, allgemeinen Schlepperdienst. Bereit
stellung von Sammlern. Litverkäufern und Materialverteilern hin. Vor allen Lokalen 
muß neben den Bildplakaten das Ei-werbslosenplakat besonders mobilisierend
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wirken. Am Abend des zw'eiten Wahlganges große Kundgebungen, die zu den 
Preußenwahlen überleiten.”
Materialien, die den Bezirken zugehen.
1. Flugblatt; ..Schlußappell ". ..Heraus zur Wahl“, erscheint in allen größeren 
Städten.
2. Flugblatt: ..Das ist die Rechnung, gebt ihnen die Quittung“ (Nazi) erscheint in 
allen größeren Städten.
3. Flugblatt: ..Schluß mit den Fon/tgknechten. Streikbrechern und Arbeitermör
dern!“
4. Artikel: 77tä/m«/t/i-Appell.'* Muß in allen Extraausgaben der Zeitungen, die gratis 
verteilt werden, erscheinen.
Verschiebung der Bezirksparteitage.
Die Termine für die Abhaltung der Bezirksparteitage werden nach dem 14. April in 
einer besonderen Mitteilung durch das Sekretariat bekannt gegeben. Die bisher 
festgelegten Termine werden hierdurch aufgehoben.'"

Mit kommunistiscbern Gruß 
ZK Sekretariat

8 Trotz dieser erneuten Steigerung der Thälmann-Kampagne, koiiiue die KPD heim zweiten \t ahlgang 
am 10. .April das erste Ergehtiis nicht halteit, Thälmann erhielt nur 3 70h 6.5.5 (= 10.2% ) Stimtnen. 
Hindenburg 19.359 633 (= 53%i und Hitler 13418051 -= 36.8%). \gl. Schulthess 1932 S. 65 I'.: 
Horkenbach 1932 S. 106. Die \\ ahleit zum Preußischen Landtag fanden atu 24. .April 1932 stau.

9 Vgl. ..Letzter Appell" voti Ernst Thälmann. RT Nr. 75 vom 8.4. 19.31. Thälmann fordert darin 
nochtnals eindringlich auf. ..alle Stitnmen[. . .j für die Klas.sendiktatttr der .Arheiterklasse und ihrer 
Führerin. der KPD" ahztigehen.

10 Zur Termitigestahuitg für den Bezirksparteitag der KPD siehe Dok. 58.

61.

9. 5. 1932: Anweisungen des Sekretariats zum Verbot des Verbandes 
proletarischer Freidenker

Kecords... T-175. 344. 851327-851330: Polizeiliche Abschrift. Überschrift: „Kuiidschreiben 
Nr. 9. Anweisungen des Sekretariats“.

W.G.!
Das Verbot des VPF' verpnichtet die gattze Partei, in der Littie des Aufrufes des 
Zentralkomitees vom 7. 5. ‘ ettergische Maßnahmen zur Orgattisierung der Gegen-

1 Wegen der verstärktet! antikirchlichen Propaganda des A'erhandes prolelari.scher Freidenker forderten 
sowohl Kirchen als auch einzelne Landesregierungen bereits seit 19.31 ein A'erhot des A'PF. Diesen 
wiederholten Forderungen kam die Reichsregiertmg am -3. Mai 19.32 nach, als sie den \ PF durch eine 
Verordnung des Reichspräsidenten aufloseu ließ. A'gl. Schulthess 19.32 S. 70: llorketihach 1932 
S. 138: R}' Nr. 9:^

2 A’gl. ..Massenprotest gegen \ erhoisdiktutur!". /f/'N'r. 98 vom 7. 5. 19.32. Der Protestaufruf gipfelte in 
der Forderung nach einem ...Massenausiritt aus den Kirchen”. \ gl. auch Inprekorr Nr. 37 vom
7. 5. 1932. S. 112:’.

5. 5. 1932.tont
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wehr des revolutionären Proletariats gegen die l'asehistische Kulturreaktion zu 
ergreifen.
Das Verbot der revolutionären Freidenkerbewegung, das durch Rundfunkreden und 
eine allgemeine Pressebetze vorbereitet wurde, ist der Ausdruck des verschärften 
Faschisierungskurses, der die direkten polizeilichen Terrormaßnahmen und die 
Lhiternehmeroffensive zur Senkung der Lebenshaltung der arbeitenden Massen auf 
das kulturpolitische Gebiet ausdehnt und eine neue Etappe der verschärften 
ideologischen Knebelung der revolutionären .Arbeiterbewegung auf allen ihren 
Teilgebieten ankündigt.
Gleichzeitig mit dem Verbot der Freidenker wurde die Notverordnung über die 
Staatsaufsicht aller Wehrorganisationen veröffentlicht.* So ist also das \Trbot des 
Freidenkerverbandes ein alarmierendes Signal für alle revolutionären Massenorgani
sationen auf den verschiedensten Gebieten.
Die Partei hat die Pflicht, alle Kräfte zusannnenzufässen und zu organisieren, die den 
Kampf gegen das Freidenkei-verbot in der geeigneten Form zu führen imstande sind. 
Durch die Initiative und Energie der Partei muß eine mächtige Protestaktion rasch 
durchgeführt werden, die vor allem den Zweck des Freidenkerverbotes unwirksam 
zu machen sucht und zu einer .Massenaustrittsbewegung aus der Kirche führt.
Das Zentralkomitee ist der .Auffassung, daß bei geeigneter Konzentration der Kräfte 
und Durchführung planmäßiger .Arbeit angesichts der wachsenden Krise und der 
Stimmung der Massen das selbst gestellte Ziel, eine halbe Million Kirchenaustritte, 
erreicht werden muß. \\ ir fügen in der .Anlage eine Aufstellung bei. aus der alle 
Bezirke das auf sie entfallende Soll entnehmen können.
Die Durchführung der .Aktion:
Die Durchführung der .Aktion erfordert in allen Bezirken von allen Ortsgruppen der 
Partei die sofortige Schaffung von ..Kamplkomitees für den Kirchenaustritt“. Die 
Kirchenaustrittskampagne muß in der Einie der revolutionären Einheitsfront von 
unten durchgeführt w erden. Es handelt sich also nicht um die Schaffung von Partei- 
Komitees, sondern von Komitees auf breitester Grundlage, in denen revolutionäre 
F'reidenker. .Vlitglieder und untere Einheiten des 5/f>rersverbandes.'* A’ertreter der 
Betriebe und Stempelstellen. Wrtreter der Ifa-Organisation,^ Schriftsteller. Natur
wissenschaftler und andere Intellektuelle sowie A'ertreter anderer kulturpolitischer, 
atheistischer und freigeistiger Organisationen hinzugezogen w'erden.
In allen Bezirken der Partei muß durch die Initiative der Partei für die Festlegung 
von genügend Fokalen zur Entgegennahme von Kirchenaustritten, zur Beschaffung 
der notwendigen, möglichst mit uns sympathisierenden .Notare gesorgt werden. .Mit 
Hilfe der Erwerbslosenausschüsse müssen bestimmte .Märsche der Erwerbslosen zu

3 Zweite Verordnung des Reichspräsidenten zur Sicherung der Staatsautorität, vorn 3. .Mai 1932. RGBl. 
Teil I. S. 85. Horkenbach 1932 S. 138.

4 Nach der Spaltung des t'erhandes für Freidenkertutn und Feuerbestattung iin Frühjahr 1930 wurde 
der V orsitzende dieses V erbandes. .Vla.v Sievers. wieder Vorsitzender des neugegründeten Deutschen 
Freidenkenerbandes. der der SPD nahestand. Zu den Vorgängen in der h’reidenkerhewegung iin 
Jahre 1930 vgl. Dok. 15a. .4nin. 13.

5 Zur Entstehung und Bedeutung der Interessengemeinschaft für .Arheiterkultur vgl. oben Dok. 10.
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den Kircheiiaustrittsstellen (Amtsgericht. Standesamt. Polizeirevier etc.) organisiert 
werden.
Die Gründung solcher Komitees und die Organisierung einer wirklichen Massenaus
trittsbewegung als Antwort auf das Verbot des \’erhandes proletarischer Freidenker 
erfordert die rasche Einberufung groEer öffentlicher Versammlungen von den 
Komitees, die auf den Versammlungen dann entsprechend erweitert und ergänzt 
werden.
Die Bezirksleitungen sind verpflichtet, nach bezirklichem zentralen Plan mit allen 
größeren Ortsgruppen des Bezirks diese Versatmnhmgen festzulegen, die Vorberei
tung der Versammlungen zu unterstützen, für Stellung voti Referenten zu den 
Versammlungen zu sorgen, dabei aber diesen Protestkundgebungen von vornherein 
nicht den Charakter von Parteikundgehungen zu geben, sondern ubeiparteilich breit 
vorzustoßen und neue Masseti über den Rahmen der bisher von den verbotenen 
Freidenkerorganisationen erfaßten .Arbeiter. Angestellten und Mittelschichten hinaus 
zu rnohilisiereti.
Die Komitees zur Organisierung der .Massetiaustritte aus der Kirche müssen durch 
Tellersammhmgen. sowte freiwillige Beitrage der im Komitee vertretenen Organisa
tionen. die .Möglichkeit einer ständigen Fortführung der Kampagne mit den 
notwendigen Agitationsmaterialien und Versammlungen sichern.
Auf alle Fälle muß erreicht werden, daß die Notare sich auf .Mindestsätze bei der 
Ausfüllung der Kirchenatistrittsbescheinigungen beschränken tmd selbst für die 
Fortführung der Kampagne interessiert werden.
Verbindung der .Aktion mit dem Kampf gegen die Schulverpfaffimg:
Für die preußischen Bezirke finden im Juli die Elternbeiratswahlen an den Schulen 
statt. Im Verlauf der Woche gehen den Bezirken dazu die entsprechenden Direktiven 
zu. Ein Zweck des \ erbots des \ PE war auch, diese Organisation im Schulkampf 
lahm zu legen und die Erregung unter der Elternschaft über Schulabbau. Eehrerent- 
lassungen. Beseitigung der Schulspeisungen durch den Kampf gegen die ..Gottlosen‘' 
abzulenken und eine Massenbewegimg für die Abmeldung der Kinder vom Religions- 
unterrit-ht möglichst zu erschweren. Die preußischen Bezirksleitungen müssen von 
vornherein mit der Kirchenaustrittskatnpagtie die Kampagne zu den Elternbeirats
wahlen und gegen die Schulverpfaffung kombinieren und im besonderen die 
dissidentischen Eehrer. Junglehrer. Elternorganisationen zu dieser Aktion hinzuzie
hen. bei den sozialdetnokratischen und christlichen Eltern die Taktik der Einheits
front im stärksten Maße zur Anwendung bringen. .Anläßlich der Elternbeiratsw'ahl- 
karnpagne zum Gegenangriff gegen den Klerus aller Schattierungen übergehen.

Ausnutzung aller gegebenen .Möglichkeiten für die Kampagne:
Die Partei und die .Massenorganisationen sind verpflichtet, alle laufenden Kampa
gnen in die Kampagne gegen das V erbot des proletarischen Freidenkerverbandes 
einzubeziehen. Insbesondere muß in allen öffentlichen V ersammlungen aller proleta
rischen Organisationeti eine Protestaktion und eine breite Popularisierung für den 
Kirchenaustritt, sowie Wahl von Delegierten in die Kirchenaustrittskomitees durch
geführt werden.
V^erstärkung der Oppositionsarbeit im 5tecers-Verband: Die faschistische und 
Hindenburgpresse begnügt sich keineswegs mit dem Verbot der revolutionären

479



61. 9.5.1932 Anweisungen des Sekretariats

marxistischen Freidenkerorganisation. sondern fordert schon heute ein Verbot des 
republiktrenen sozialdemokratisclien ..Deutschen Freidenkerverbandes'‘ und älirili- 
cher Arbeiterorganisationen, die in einzelnen Teilen des Reiches nocli existieren. Die 
Basis für die Einheitsfrontarbeit und die Entfaltung der Oppositionsbewegung ist 
außerordentlich günstig, wenn die kommunistischen Eraktionen verstehen, jetzt die 
Kirchenaustrittskampagne, die einen glänzenden .Anknüpfungspunkt zur Auslösung 
großer Massenbewegungen bildet, in der richtigen Am eise an die sozialdemokrati
schen .Arbeiter heranzubringen, diese Arbeiter für unsere Kirchenaustrittskomitees 
und für unsere Schulpolitik und die Elternbeiratswahlen zu mobilisieren, sie in die 
Komitees und die Bewegung einzubeziehen, an der Organisierung öffentlicher 
Protestkundgebungen, an der Durcbführung der Kirchenaustrittsbewegung teilneh
men zu lassen. Es wird uns gelingen, die sozialdemokratischen .Arbeiter zu 
überzeugen, daß .Nichtstun oder freiwilliges Zurückweichen vor der Brüningregie
rung im Zusammenhang mit der verschärften Faschisierung auf allen Gebieten auch 
zur Zerschlagung ihrer Organisationen führen wird.
ln der Einie des .Aulrules des ZK müssen hier natürlich opportunistische Schweine
reien. prinzipienloses Paktieren mit den in der Ereidenkerbewegung bekannten 
kornmunistenfeindlicheu Konkordatsbewilligern und Spaltern der Ereidenkerbewe- 
gung. sowie Hetzern gegen die Internationale der proletarischen Ereidenker unter 
allen Umständen vermieden werden. .Andererseits müssen die sektiererischen Stim
mungen. die in der Eiquidierung der Eraktionsarbeit im ..Deutschen Freidenkeiwer- 
band" ihren Ausdruck finden, schnell überwunden werden.

A erstärkung der lntellektuellenarl)eit;
Von zentraler Stelle aus wird ein Brief an die intellektuellen Schichten (Schriftsteller, 
Maler. Schauspieler. Techniker. AVissenschaftler. Gelehrte usw.) zur A^ersendung 
gelangen. Es ist .Aufgabe der Bezirke, hier sofort nachzustoßen und eine Mobilisie
rung unter den durch die Krise aufgewirbelten Intellektuellen durchzuführen und bis 
zur .Massenbewegung zu steigern.

Allgemeine Schlußbetnerkungen;
Die .Agitpropabteilungen, insbesondere die Kulturkommissionen haben die beson
dere ATrpflichtung. eine wirkliche .Mobilisierung für die .Alassenaktionen auf allen 
Gebieten der Kulturpolitik durchzuführen und den Kampf gegen das Ereidenkerver- 
bot zu verbinden mit dem Kampf gegen die Lhiterdrückung der proletarischen 
revolutionären Eiteratur. das AA üten der Zensur beim Eihn und Radio, die Hetze an 
den Rundfunksendern, die A’erfolgung der .Arbeitersänger. .Alusiker und Esperanti- 
sten-Bewegung durch die reaktionären Regierungen und den Blick der .Massen mehr 
als in der Vergangenheit auf die Kulturreaktion zu lenken. AA'eiter sind die 
Agitpropleitungen dafür \’erantwortlich. daß die ganze Kampagne nicht in einer der 
revolutionären .Arbeiterbewegung schädlichen AA eise zur plutn|ten Gottlosenhetze, 
A erunglimpfung religiöser Gefühle. Bemalung von Kirchen usw. ausartet. Die ganze 
Kampagne muß so angelegt werden, daß die Einheitsfrontpolitik tnit den christli
chen .Arbeitern ausgebaut werden kann, daß diesen .Arbeitern klar gemacht wird, 
daß das Ereidenkerverbot ihnen keinen Nutzen bringt, aus der Krise kein Ausweg 
aufgezeigt und nur der Stärkung des Trustkapitals der jy/'ü/t/ng-diktatur ttnd der 
Kriegshetze gegen die Sowjetunion dient.
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Weitere Agitpropanweisungen. Referentenniaterial. Entwürfe für Handzettel und 
Flugblätter folgen in den nächsten Tagen.*’
Soll der Kirchenaustritte der Bezirke ztir Kirchenaustrittskainpagne gegen das 
Verbot der proletarischen Freidenker.

(nicht in der Presse veröffentlichen.)
Soll: 500 000 

62 500 
7500 

15 000 
10 000 
17 500 
57 500 
35 000 
17 500 
27 500 
15 000 
7 500 

40 000 
10 000 
40 000 
32 500 
20 000 
10 000 
20 000 
20 000 
15 000 
10 000 
10 000

Mit koniinunistischeni Gruß 
ZK Sekretariat

Berlin
Poinrnern
Ostpreußen
Oberschlesien
Schlesien
Sachsen
Halle-Merseburg
Magdeburg
Thüringen
Niedersachsen
Mecklenburg
Wasserkante
Nordwest
Ruhrgebiet
Niederrhein
Mittelrhein
Hessen-Valdeck
Hessen-F rankfurt
Baden-Pfalz
V ürtteinberg
Nordbayern
Südbayern

6 Vgl. das Referenteiiinaterial zum Verlxil des \ PF in Records T-lT.ü. .344. 28.51.3.57—28.31.36.3. Darin 
sind der Te.xt der .\(nverordnung zum \ erl)Ot des VPF sowie «eitere .\nweisungen zur Kirchenaus- 
irittskampagne enthalten. Die übrigen .Materialien liegen nicht vor.

7 Cher den Erfolg dieser Kirchenaustrittskampagnen konnten keine .4ngahen gefunden « erden. Jedoch 
erscheinen diese Zahlen z«’ar zu hoch gegriffen, aber nicht ganz unrealistisch. Nach den .\tigaben 
einer Denkschrift der Reichsregierung aus dem Jahre 1932. die die Begrimdung für das \ erbot des 
VPF liefern sollte, führte die Kirchenatislrittsbe«egtmg der KPD im Jahre 19.30 dazti. daß .59 2.55 
evangelische. 6 794 katholische und 566 jüdische Kirchenmitglieder aus den Kirchen austraten. Iin 
Jahre 1931 waren es allein in Berlin 30 000 Kirchenaustritte. Vgl. Denkschrift über den Stand der 
kommtmistischen Gottlosenbe«egung und ihre Bekämpfung, von Regierungsrat i.e. R.v.Lengriesser. 
in: Records T-Hü. .329. 28.32148-28321207.
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62.

11. 5. 19,32: .Anweisungen der Parlamentsabteilung des ZK zum Verhalten der
Parlamentsvertreter

HSlA Düsseldorf. Reg. Düss. Nr. 30643. S. 213-214; Polizeiliche Abschrift. Überschrift: .„Anwei
sungen der Parlainents-.Abteilung des ZK. An alle Bezirksleitungen. Landesparlanientsfraktionen 
und .Aljgeordneten".

Werte Genossen!
^'ir benutzen die Gelegenheit der Neuwahl der Landesparlamente, 
darauf’ hinzuweisen, daß ein würdiges proletarisches Verhalten unserer Parlaments- 
Vertreter eine dringende Parteipflicht ist. .Angesichts des wachsenden Einflusses auf 
breite Schichten der Werktätigen wird das parlamentarische und gesellschaftliche 
Verhalten unserer Parlamentsfunktionäre von diesen Schichten besonders scharf 
beobachtet. Die nachstehenden Anweisungen sind unbedingt zu beachten und 
durchzuführen.

um erneut

Mit komnnmistischem Gruß 
ZK — Parlamente

a) Die Kommunisten lehnen jede Teilnahme an den geselligen Veranstaltungen ab, 
z. B. Begrüßungsfeiern, gemeinsames Essen. Rundfahrten. Ausflüge usw\
b) Ausnahmefälle, wo die Teilnahme eine politische Demonstration auslösen soll, 
sind nur auf Anweisung der Bezirksleitung oder des Zentralkomitees zulässig.
Der offene Gegensatz, den wir als Klassengegner der Bourgeoisie, ihrer Bürokraten, 
sow'ie der sozialfaschistischen SPD stets zu bekunden haben, verpflichtet uns zur 
konsequenten Einhaltung dieser Stellungnahme. Nur dann können wür mit einer 
wirklichen proletarischen Kritik den korrumpierten Sozialdemokraten und Gewerk
schaftsführern entgegentreten.
c) Nichtbeteiligung an Beileidskundgebungen:
Die Vorsitzenden der Länder-Parlamentsfraktionen sind zu beauftragen, den 
Parlamentsvorsitzenden mündlich folgende Mitteilung zu machen:
Infolge der Verschärfung des Kampfes aller bürgerlichen Parteien einschließlich der 
Sozialdemokratie gegen die .Arbeiterschaft und gegen die Kommunisten (Republik- 
schtitzgesetz. Diktaturverordnungen. Polizeiterror. Geschäftsordnungsverschlechte- 
rungen etc.) werden die Kommunisten die Übung des Erhebens von den Plätzen bei 
Mitteilungen von dem Ableben von Mitgliedern der Parlamente oder anderer 
Politiker und Staatsmänner nicht mehr mitmachen. Das bezieht sich jedoch nicht auf 
Mitteilungen über allgemeine L'nglücksfälle (Bergwerks-. Eisenbahn- und sonstigen 
L^nglücke). bei denen Menschen zu Tode gekommen sind.
Entsprechend dieser Stellungnahme verzichtet auch die Kommunistische Eraktion 
auf die Bekanntgabe durch den Vorsitzenden beim .Ableben kommunistischer 
Mitglieder der Körperschaften. Sollte dieses trotzdem geschehen, so werden die

1 Am 24. .April 1932 wurden in .Anhall. Bayern. Preul.9-ii und \\ ürtteinl)erg neue I.audtajje gewählt, 
ferner in Hamburg die Bürgerschaft.
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Komnmnisten sich selbstverständlich zu Ehren ihres Genossen von den Plätzen 
erheben.
Die Fraktion ist bereit, bei der Bekanntgabe vom Ableben von Mitgliedern der 
Körperschaft der Sitzung fernzubleiben, wenn die Fraktion vorher von dem 
Vorsitzenden entsprechend benachrichtigt wird. Dabei fordert die Fraktion jedoch, 
daß nicht unmittelbar vor oder im Anschluß an die Kundgebung geschäftliche 
Mitteilungen oder Abstimmungen vorgenommen werden, sondern damit abzuwarten 
ist. bis die Fraktion anwesend ist.
d) Besichtigungen ernsthafter Art sind wie Teilnahme an Ausschußsitzungen zu 
behandeln. Dabei muß die Fraktion und die zuständige Parteileitung vor der Abreise 
entscheiden, ob diese Besichtigungen wirklich vom proletarischen Standpunkt aus 
notwendig und wertvoll sind oder nur als Vorwand für eine Vergnügungsreise 
verschiedener Parlaments-.Ausschüsse und Ministerialbürokraten dienen sollen. Bei 
solchen Besichtigungen ist gleichfalls jede Teilnahme an gemeinsamen Essen und 
gemeinsamer Aufenthalt im Hotel zu vermeiden. Unsere Parlamentarier müssen bei 
den Besichtigungen unbedingt die Fühlung mit der Belegschaft und der Zelle, 
zumindestens aber mit dem Betriebsrat der zu besichtigenden Werke und Anlagen 
aufnehmen, und. wenn die Zeit reicht, auch mit der Ortsgruppenleitung der Partei.
e) Kommunalfünktionäre sollen sich nicht von ihren Bürgermeistern usw. als 
Handlanger benutzen und zu den Fandtagsfraktionen entsenden lassen. Machen 
politische Vorkommnisse eine Rücksprache mit der Fandtagsfraktion erforderlich, so 
sind diese Genossen verpflichtet, vor der Abreise ihre Ankunft der Fandtagsfraktion 
mitzuteilen und sich dort bei ihrer Ankunft zu melden, um Verhaltungsmaßregeln zu 
bekommen. Es ist unzulässig, daß unsere Genossen sich am Sitze des Fandesparla
mentes aufhalten und Rücksprachen mit Regierungsvertretern und bürgerlichen 
Abgeordneten halten, ohne daß weder die Partei, noch die Fandtagsfraktion von der 
Anwesenheit etwas bemerken. Ebenso sollen sie sich völlig frei und unabhängig von 
der von ihrem Ort entsandten Delegation bewegen, Ablehnung der gemeinsamen 
Unterbringung in feudalen Hotels usw. . .

2 Textvorlage endet hier.

63.

19. 5. 1932: Anweisungen des ZK (Org) an die SPD - Kommissionen

BA R 45/IV-1.5. 30: [Vermutlich] Heklo^aphicrtes Rundschreiben. Überschrift: „.Anweisungen 
an die SPD-Kommissionen".

Der Ausgang der Präsidentenwablen und der Fänderwahlen' hat gezeigt, daß es der 
Bourgeoisie mit Hilfe der Sozialdemokratie möglich war, ihre Klassenmanöver gegen

1 Vgl. zu den Präsidentenwahlen Dok. 60. .Anin. 2. und 8. Trotz gesteigerter Propaganda kenmte die 
KPD bei den Landtagswahlen am 24. April 1932 ihr Stimmenergebnis der Reiehstagswahlen vom 
September 1930 sowie der Präsidentenwahlen nicht halten. In Hamburg mußte sie sogar einen
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das Proletariat durclizuführen. Das Auftreten der ..Eisernen Front “.^ das Geschrei 
der SPD-Fülirer: „Sclilagt/7/t/cr. wäldt ffindenburg!". ..Schlagt Hitler zum zweiten 
und zum dritten Mall “, das willkommene Scheinverhot der SA.’ der ..Krisenkon
greß““ des ADGB.“* dienten dem Zweck. Millionen von Arbeitern irrezuführen und 
vom Kampf gegen die kapitalistischen Machthaber abzidialten. Das Entscheidende 
für das für uns unerfreuliche Ergebnis der ahlen (mit Ausnahme von Bayern)^ war 
jedoch das Fehlen von großen gemeinsamen Kämpfen gegen die .4ngriffe der 
Bourgeoisie, das Fehlen von Einheitsfrontaktionen.
Nunmehr geht die Bourgeoisie dazu über, auf allen Gebieten das Tempo ihres 
faschistischen Kurses zu beschleunigen. .\ls wichtigste Pläne müssen wir registrieren 
die Angriffe der Bourgeoisie auf Föhne und Unterstützung, die Durchführung der 
Arbeitsdienstpfhcht. die Fleraushildung einer staatlichen. ..nationalen'“ Sportorgani
sation. Llnterstelhmg der W ehrorganisationen unter Staatsaufsicht.” Verbotsmaß
nahmen gegen revolutionäre Massenorganisationen. Dazu kommen die Pläne über 
Umbildung der Reichs- und Preußenregierimg.
Die Aufgabe der Sozialdemokratie und besonders der Gewerkschaftsbürokratie ist es, 
die Angriffe der Bourgeoisie durch ihre .Manöver in der Arbeiterklasse zu decken und 
einen iderstand gegen sie zu brechen. Deshalb jetzt ihre Propaganda für die 
..Arbeitsbeschaffungspläne “ der Reiclisregieruiig. für die Arbeitsdienstpflicht, ihre 
Bereitschaft zur freiwilligen Lünbildung der Reichsbamierformationen für die 
Groenersche nationale sportliche Arbeits- und Kriegsdienstorganisation und deshalb 
ihre Forderung für ..Heranlassen“ der Nazis an die Regierung.
Innerhalb der SPD war es der sozialfaschistischen Führung gelungen, durch 
innerparteiliche Mobilisierung die anfängliche Stimmung der SPD-.Arbeiter. ganzer 
SPD-Abteilungen gegen die Unterstützung der Kandidatur Hindenburgs herumzu-

Rückgang ihrer Bürgerschaftsmandate von 35 auf 26 hinnehmen, ln Preußen blieb sie mit 2819602 
Stimmen erheblich hinter dem Ergebnis der Reichstagswahl (3 141.54?) und der Präsidentenwahl (1) 
3280121 zurück. Vgl. zu den Wahlergebnissen Schulthess 1932 S. 69; Horkenbach 1932 S. 122ff; 
Osterroth/Schuster Bd, 3, S. 805; Inprekorr Nr. 34 vom 27. 4. 1932. S. 1039f; WNr. 89 vom 26. 4. 
1932. ln einem Artikel ..Zum Wahlausgang“ führte Die Rote Fahne den Stimmenrückgang auf ein 
..großzügiges Manöver“ der SPD und der Nazis gegen die ..Kommunistische Katnpffront “ zurück. 
Vgl. RF a.a.O.

2 Zur Entstehung der Eisernen Front vgl. Dok. 59. .4nm. 2,
3 Durch die t'erordnung des Reichspräsidenlen zur Sicherung der Slaatsaulorilät vom 13. .kpril 1932. 

RGBl. Teil 1. S. 175. w urden die SS und S.A aufgelöst. A'gl. Schulthess 1932 S. 66. Durch die .Änderung 
der Notverordnung am 14. Juni hob die Papenregieriing als eine ihrer ersten .Amtshandlungen das 
Verbot wieder auf. Vgl. dazu Dok. 65.

4 -Am 13. -April 1932 tagte in Berlin ein außerordentlicher Bundeskongreß des ADGB. der sich 
ausschließlich mit der Wirtschaftskrise und Möglichkeiten ihrer Überwindung beschäftigte. Der 
Kongreß wurde daher als Krisenkongreß bezeichnet. \ gl. hierzu Schulthess 1932 S. 66 ff.

5 Bei den Eandtagswahlen am 24, April konnte die KPD allein in Bayern ihre Stinnnenzahl erheblich 
venneliren. so daß sie statt 5 nunmehr 8 Mandate im Eandiag besaß, (259 400 Stimmen gegenüber 
223 613 Stimmen bei den Reichstagswablen 1930). \ gl. Inprekorr Nr. 34 vom 27. 4. 1932. S. 1039; 
Osterroth/Schuster Bd. 3. S. 803.

6 Im Frühjahr 1932 entwickelten Reichsinnenminisler (iroener und General Schleicher einen Plan, 
wonach die verschiedenen AA ehnerbände und sonstigen halbmilitärischen Organisationen in einem 
..nationalen Sportverbanih“ unter Staatsaufsicht ztisaminengefaßl werilen sollten. Die strikte Ableh
nung dieses Plans durch Hitler und die SA-Führung spielte eine Rolle bei der Auflösung dieser 
Organisationen durcb die Notverordnung vom 13. -April.
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reißen und ihre Mitglieder fast geschlossen in die Präsidenten- und Länderwahlen zu 
führen. Die Zunahme der Hitlerstimmen und der Verlust der SPD bei den 
Landtagswahlen haben die SPD-Arbeiter eindetitig darüber belehrt, daß die 
Behauptung ihrer Führer: ..Der Faschisinus ist geschlagen" ein großer Betrug war. 
Die SPD-Arbeiter sind diircli den \\ ahlausgang deprimiert, und sie erkennen immer 
mehr, daß mm eine einheitliche Front des Proletariats gegen die Bourgeoisie gebildet 
werden muß.
Uns war es nicht gelungen, die Illusionen der sozialdemokratischen Arbeiter zu 
zerstören. Freilich ist es nicht nur eine Frage der .\gitation. sondern vor allem eine 
Frage der Überzeugung und Erfahrung, durch gemeinsamen Kampf der sozialdemo
kratischen. freigewerkschaftlichen und Reichsbanner-Arbeiter Schulter an Schulter 

gegen die Bourgeoisie und ihre Stützen, bei welchem sich die sozialdemokra
tischen Führer als Feinde des Proletariats entlanen müssen. Vi'enn war also bei den 
jetzt günstigen Voraussetzungen für die Fühlungnahme mit den Arbeitern, die bisher 
unter Führtttig der Sozialfaschisten gestanden haben. Erfolge erringen wollen.'dann 
kann es nur geschehen, wenn wir unserer Einheitsfronttaktik einen radikalen Ruck 
nach V orwärts geben. Deshalb ist der .\ufruf des ZK an alle detitschen .Arbeiter vom 
26. April für die unbedingt notwendige, kühne Einheitsfrontpolitik von größter 
Bedeutung. In diesem Atifrtif heißt es;
..Wir sind bereit, mit jeder Organisation, in der .Arbeiter vereinigt sind und die 
wirklich den Kampf gegen Lohn- und Unterstützungsabbau führen will, gemeinsam 
zu kämpfen. Wir Kommunisten schlagen Euch vor: Sofort in jedem Betrieb und in 
jedem Schacht, auf allen Stempelsteilen und Arbeitsnachweisen, in allen Gewerk
schaften. Massenversatnmhtngen der Arbeiter einztiberufen. die drohende Lage zu 
überprüfen, die gemeinsamen Forderungen atifzustelleii. Kampfausschüsse und 
Streikleitungen der kommitnistischen. sozialdemokratischen, christlichen und par
teilosen Arbeiter zu wählen und entschlossen den Massenkampf und den Streik gegen 
jeden Lohnabbau und Llnterstützungsabbau vorzubereiten und durchzuführen.“ 
Die Durchführung dieser Einheitsfrontpolitik bedeutet für uns. daß wir zum 
entschlosseneti .Angriff, zur Offensive gegen die sozialläschistischen Führer vergehen 
und ihre Manöver vereiteln, die sie zweifellos zur weiteren Irreführung ihrer 
Anhänger immer wieder organisieren.
V or allem gilt es. in uueren eigenen Reihen die Hemmungen für eine 
Anwendung der Einheitsfronttaktik zu beseitigen. Es hat sich gezeigt, daß. nachdem 
die Einheitsfrontbewegtmg vor längerer Zeit Fortschritte erzielte, einerseits die SPD- 
Bürokratie mit dem .Manöver der ..Eisernen Front" A erwirrung stiften und ihre 

der Roten Einheitsfront abhalten konnte, andererseits mau in unseren 
Furcht vor Fehlern, vor opporttmistischen Entgleisungen auf die

mit uns

kühne

.Anhänger voti 
eigenen Reihen atis
Anwendung der Einheitsfrouttaktik überhaupt verzichtete. .Mit diesem Zustand muß 
in radikaler \\ eise gebrochen werden. Die Bereitschaft, mit jeder Organisation, die 
mit uns gegen Lohn- und Unterstützungsabbau kämpfen wäll, gemeinsam zusam
menzugehen. bedeutet nicht eine Erlaitbnis für Opportunisten. Einheitsfront von

7 t'jil. .Aufruf (le.s ZK der KPD und des Reichskoinitees der RGO vom 25. April 1932 an alte 
sozialdemokratischen und gewerkschaftlich organisierten .Arbeiter, erschienen in lU' Nr. 90 vom 
27. 4. 1932. Inprekorr Nr. 34 vom 
.Antifaschistische .Aktion. Doknment 1. S. 3 ff.

27.4.1932. S. 1040 f. Der Aufruf ist ahgcdruckt in:
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oben durch isolierte Besprechungen mit den Führern sozialfaschistischer Organisa
tionen oder durch Eingehen eines Kartellverhältnisses und Verzicht auf den Kampf 
gegen die sozialfaschistische Führung zu machen. Auch bei einem Herantreten an 
Funktionäre unterer Einheiten der SPD. des ADGB und des Reichsbanners darf 
nichts ohne vorherige und gleichzeitige Agitation unter den Mitgliedern dieser 
Organisationen geschehen. Ohne auch irgendwie aid' den scharfen Kampf gegen den 
Opportunismus zu verzichten, müssen wir die Genossen in ihrem Herantreten an 
sozialdemokratische, freigewerkschaftliche und Reichsbanner-Kameraden kamerad
schaftlich beraten und unterstützen und solche Beispiele kämpfender roter Einheits
front, wie z. B. in Bernau, Teltow, Oranienburg.^ in breitestem Maße auswerten. 
Besonders notwendig ist diese Arbeit gegen alle Pläne und Angriffe der Bourgeoisie 
gegen die Lebenshaltung der Aibeiterklasse, auf weitere Faschisierung des Staats
apparates und Vorbereitung des Inteiwentionskrieges gegen die Sowjet-Union. Die 
außerparlamentarischen Aktionen müssen den Gharakter der Einheitsfront-Aktio
nen haben, wenn sie wirkungsvoll sein sollen. Von unserer Arbeit ist es abhängig, 
inwieweit es gelingt, die Klassenmanöver der Bourgeoisie zu durchkreuzen, durch 
Herausbildung der kämpfenden roten Einheitsfront nicht nur ihre .Angriffe zurück
zuschlagen. die sozialfaschistischen Führer als Feinde des Proletariats zu entlarven, 
sondern auch den mit uns in gemeinsamer Kampffront stehenden sozialdemokrati
schen. freigewerkschaftlichen und Reichsbannerarbeitern zu zeigen, daß in der Tat 
nur die Kommunisten für die Fübrimg des proletarischen Kampfes in Betracht 
kommen.
Im Mittelpunkt unserer Aufklärungsarbeit unter den sozialdemokratischen .Arbeitern 
steht nach wie vor der Kampf gegen die imperialistische Kriegsgefahr. Die II. 
Internationale plant zusammen mit der .Amsterdamer Gewerkschafts-Internationale 
am 22. und 23. Alai eine Internationale .Abrüstungskonferenz, um durch Verbreitung 
neuer pazifistischer Illusionen und \'ortäuschung eines ..Kampfes “ gegen die 
Kriegsgefahr, die wirklichen Pläne der Bourgeoisie zu verschleiern und den geplanten 
Inteiwentionskrieg gegen die Sowjetunion zu decken. ' Das Beispiel der japanischen 
Sozialdemokratie, die den Kriegskrediten des japanischen Imperialismus zustimmte 
und die Raubpläne der japanischen Bourgeoisie in der Mandschurei unterstützte, die 
mit aktiv den Kampf gegen die chinesischen Sowjets und gegen die Kommunisten in 
Japan und Korea führt, ist überall anzuprangern. Besondere .Aufmerksamkeit 
müssen unsere Genossen der bezirklichen Presse der SPD schenken, die in 
unverhüllter Weise zur Verteidigung des kapitalistischen Deutschlands Stimmung

8 Am 1. Mai fanden nach kommunistischen .Angaben gemeinsame Demonstrationen von KPD, 
Sozialdemokraten und Reichsbanner in Bernau und Teltow statt. .Auf Grund des .Aufrufs des ZK der 
KPD vom 25. April fand in Oranienburg am 9. Mai eine ..antifaschistische .Massenversammlung“ 
statt, die von der KPD. der SPD und dem örtlichen .ADGB-.AtisscluiR einberufen wurde. .Auf der 
Versammlung sprachen Vertreter der drei Organisationen und begrüßten den .Appell des ZK vom 
25. April. Vgl. Chronik S. 286 f.; Antifaschistische .Aktion S. 81.

9 Die gemeinsame .Abrüstungskonferenz der Sozialistischen Arheiterinternationale und des Internatio
nalen Gewerkschaftsbundes fand am 22. und 23. .Mai 1932 in Zürich statt. Die Konferenz nahm vier 
Entschließtingen zur .Abrüstungsfrage an. die jedoch nur geringes Eicho in der Öffentlichkeit fanden. 
Vgl. Vorwärts Nr. 239 vom 24. 5. 1932. Zur Einschätzung der KPD: friprekorr Nr. 41 vom 
18. 5. 1932. S. 1251 f.: .Nr. 4.3 vom 24. 5. 1932. S, 1.313 f.
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macht tmtl in naiionalistisclier Propaganda den Nationalsozialisten den Rang 
ablaufen will. Keine einzige ihrer .Äußerungen gegen die Sowjetunion oder für die 
Verteidigung des kapitalistischen Deutschlands darf tnan unbeantwortet lassen, 
ln Preußen haben sich Severing und eine Reihe sozialdemokratischer Führer für das 
fleranlassen der Nazis an die Regierung atisgesprochen. Breitscheid erklärte in der 
letzten Reichstags-Tagung: *"
..Keiner wird den Nationalsozialisten den Anteil an der Regierung verwehren 
können, wenn sie sich mit anderen Parteien darüber in einer Koalition einigen." 
Und die Niedersächsische Volksslimrne in Hameln schreibt am 27. April:
..Die Partei muß das Drama über die Bühne gehen lassen, so grausam es sich auch 
abspielen mag. Hitler hat allen Menscheti Arbeit itnd Brot versprochen, er soll es nun 
gewähren. Hitler \vaX den xMassen den nationalen Sozialismus versprochen, er soll ihn 
schaffen. Hitler hat dem deutschen \ f)lk die Freiheit und die Befreiung von allen 
Kriegslasten versprochen, er soll jetzt aber auch halten, was er verspricht.“
Lün ihre aktive Mithilfe bei der Heranziehtmg der Nationalsozialisten an die 
Regierung zu vertuschen, schieben die SPD-Führer von vornherein eine Schuld auf 
die KPD und Itetonen. daß die Geschäftsordnungsparagraphen und die parlamenta
rischen Spitzfindigkeiten die ..Hauptfragen" im Kampf gegen den Faschismus seien. 
Die Kommunistische Landtagsfraktion hat 27 Forderttngen formuliert, die für den 
außerparlamentarischen Kampf gegen den Faschismus, für die Finheitsfront mit den 
sozialdemokratischen Arbeitern als Grundlage dienen können.“ Die Fragen dieser 
Kampfforderungen und des außerparlamentarischen Kampfes sind von uns aus 
offensiv ztt stellen. Vir müssen sozialdemokratische Arbeiter, sozialdemokratische 
Belegschafts- und Gewerkschaftsgruppen und untere Einheiten der sozialdemokrati
schen Organisationen zu Zustimmungserklärttngen für diese Forderungen veranlas
sen und mit ihnen tioch eigene gemeinsame Forderungen ausarbeiten und alle b ragen 
des gemeinsamen Kampfes für diese Forderttngen besprechen.
Die S.4P-.Arbeiter sind infolge der katastrophalen Niederlage der SAP im letzten 
Vahlkampf'" mehr deprimiert und mehr als je bereit, mit uns zu diskutieren und 
gegen den Villen ihrer Führung sich in die kämpfende Rote Einheitsfront einzurei
hen. V ir müssen svstematisch die Aufklärungsarbeit unter ihnen entfalten. Die SAP- 
Führung hat durch ihr neuerliches Verhalten itn Reichstag ttiid der Abstimmung 
gegen die KPD-Anträge für Einstellung der fbu/tg-Zahlungen und für Austritt aus

10 Breitscheid Pirach am 9. ,\lai 1932 im Reiclrstag. Die zitierten Sätze sind im offiziellen Protokoll nicht 
enthalten (vgl. Verhandlungen des Reichstags. \. \t ahlperiode 19.10. Bd. 446. Stenographische 
Berichte. Berlin 1932. S. 2473 ff.). Breitscheid wandte sich in seiner Rede im Gegenteil vor allem 
gegen die NSD.AP und sagte, auch wenn 
Parteien deren ..Anspruch, an die .Macht zu kommen ' zurückweisen, da die NSD.AP nicht die Mehrheit 
der \tAhler habe (S. 2477).

die NSDAP die stärkste Partei sei. könnten die anderen

Eröffmmg.ssitzimg des preußischen Landtags in der Roten11 Ein Teil dieser Forderungen wttrde zur 
Fahne veröffentlicht. Sie bezogen sich im wesentlichen auf die .Aulhehung der Notverordnung mit 
ihren Beschränkungen für die KPD. V gl. Rt' Nr. 111

12 Bei den Landtagswahlen in Preußen am 24. .April verlor die S.AP die drei Mandate, die sie seit der
SPD-Ahgeordneten besessen hatte. Die SAP

24. 5. 19.12.vom

Parteigrfmdung im Oktober 1931 durch LTertritte von 
konnte in keineti Landtag einziehen.
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dem Völkerbund sicJi in W’idersprucli zu ihren Arbeitermitgliedern gesetzt' * und ist 
auch durch ihre systematischen Wrsuche über Kartelle und Einheitsfrontmanöver 
von oben die SAP-Arbeiterschaf't wieder an die ADGB- und SPD-Führung anzuket
ten. teilweise als ..linke” Sozialfascbisten entlarvt. Wir müssen also solche Manöver 
der SAP-Führung, die auch versuchen, Verwirrung in unseren Reihen zu stiften, 
durchkreuzen.
Die SPD-Kommissionen bei den Bezirks- und Fhiterbezirksleitungen müssen sofort 
folgende Arbeiten in Angriff nehmen:
1. Gemeinsame Besprechungen mit den politischen Feitern und den Genossen in der 
RGO zwecks konkreter Aufstellung der Betriebe. Stempelstellen und sonstigen 
organisatorischen Stützpunkten des Sozialfaschismus, gegen die das Flauptfeuer der 
Offensive in der Einheitsfront-Politik zu richten ist.
2. Fierausgabe von bezirklichem Material zur Belehrung unserer Genossen über die 
notwendigen Schritte der Fühlungnahme mit sozialdemokratischen Arbeitern. 
Musterexemplare von Einladungen. Flugzetteln und .4ufklärimgsschriften für sozial
demokratische .4rbeiter. Musterforderungen für \ orschläge zur Bildung der Ein
heitsfront.
3. Besondere gedruckte oder sonst vervielfältigte Mitteilungen über Finheitsfrontbei- 
spiele aus dem Bezirk oder Reich mit der Aufforderung zur Nachahmung herauszu
geben und an die durch SPD- und ADGB-Presse fälsch informierten SPD-. ADGB- 
und Reichsbannermitglieder durch Besuch ihrer \'eranstaltungen und ihrer Woh
nungen heranzubringen.
4. .[eden .4nlaß im Betrieb, auf der Stempelsteile und in den Orten benutzen, um 
sofort an die unteren Organisationseinheiten mit dem Vorschlag gemeinsamer 
Versammlungen und Aktionen heranzutreten. Systematisches Aufsuchen aller Ver
anstaltungen der SPD. des ,4DGB und des Reichsbanners durch unsere Diskussions
gruppen.
5. Fieranziehung oppositioneller freigewerkschaftlicher .4rbeiter. sozialdemokrati
scher und Reichsbanner-.4rbeiter zu bestimmten Fraktionsbesprechungen zwecks 
Vorstoßes auf innergewerkschaftlichem Gebiet gegen die den Fohnraub der Unter
nehmer deckende Gewerkschaftsbürokratie. Heranziehung der sozialdemokratischen 
und Reichsbanner-Arbeiter in den Betrieben für Einheitsfront-Ausschüsse. Streikko
mitees und sonstige Finheitsfrontorgane. Organisierung von Konferenzen in ört
lichem und Unterbezirksmaßstabe mit oppositionellen sozialdemokratischen, frei
gewerkschaftlichen und Reichsbanner-Arbeitern.
6. Organisierung der Belieferung der Roten Einheitsfront^^ mit Korrespondenzen 
sozialdemokratischer Arbeiter sowie systematische Steigerung der Verbreitung der 
Roten Einheitsfront im Einvernehmen mit Fiteraturstellen. damit diese Zeitungen 
auch in die richtigen Hände gelangen. Kontrolle der Presse, besonders der Betriebs-, 
Stempelsteilen-. Häuserblock- und Ortszeitungen auf kameradschaftlichen Ton der 
Diskussion mit sozialdemokratischen .4rbeitern.
13 Der von Emsl Turnier iin Reirlistaf; bo<rniii<lete Antrag der KPD auf Einslelliing der Youngpl 

Zahlungen wurde am 20. Februar 1932 bei Stiinnienthalumg der .\SD.\P mit den Stimmen aller 
übrigen Parteien abgelelmt. \'gl. S( hulthe.ss 1932 S. -tP.

14 Die Rote Einheitsfront, hrsg. von Maria Reese (1889-19.58. MdR SPD. ab 1929 KPD). Zeitschrift für 
die Einheitsfrontausschüsse der KPD. erschien seit 1931.

an-
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Wir erwarten, daß diese Aufgaben sofort besproelien und die beschlossenen 
Maßnahmen schleunigst an die Abteilung Org/M.' ^ des ZK uiitgeteilt werden.

ZK Org/M.

15 Abteiluiifj Org./.Vl (vermutlich Organisation - .Massenorganisationen).

64.

26. 5. 19.‘{2: Riindlelcfonat des ZK zur Antifaschistischen .Aktion

BA R 45/IV-24. 244: Polizeiliche Ahschrift. L'herschrifI: ..Kundtelefonal an alle Bezirkslei
tungen!"'

Die Ereignisse im Preußischen Landtag" müssen auf der Linie des Aufrufs des 
Zentralkomitees zur .Antifaschistischen Aktion’ zur größtmöglichen Verstärkung des 
Massenkampfes gegen den Laschismus und zur Lormierung einer breiten Einheits
frontbewegung ausgenutzt werden, die wir unter der Sammellosung ...Antifaschisti
sche Aktion" ins Leben rufen. Dabei ist es von entscbeidender Bedeutung, daß wir 
kühn und selbstbewußt vor den Massen auftreten. alles auf den einheitlicben 
-Massenkampf konzentrieren und gegen jede Depressions- oder individuell-pntschi- 
stische Stimmungen kämpfen. Bei der Kampagne, die sofort einsetzen muß, sind die 
folgenden wicbtigsten politischen Gesichtspunkte zu berücksichtigen:
1. Die faschistische Bedrohung der deutschen Arbeiterklasse ist in ein brennendes 
Stadium eingetreten, in dem jeder Tempoverlust hinsichtheb der Abwehraktion der 
.Arbeiterklasse verhängnisvolle Lolgeu zeitigen könnte. Nur die sofortige Einleitung 
von Kampfaktionen der breiten .Massen kann die Regierungsteilnahnie des Hiller-

1 Teile des Ruiidtelefonats sind abgedriickl in: .Tntifasrliistische .Aktion (Dok. 7. S. .1.5 ff.). Es fehlen 
jedoch bezeichnendetTveisc die .Abschnitte 2 l außer dem eisten Satz: bis 4 sowie der erste Satz im 
Abschnitt 6.

2 Bei der Eröffnungssitzung des am 24. .April 1932 nen gewtihhen preußischen Landtages am 24. und 
25. -Mai 1932 kam es zu blutigen -Auseinanderselzungen zwischen .Mitgliedern der Fraktionen von 
KPD lind -NSDAP, was den .Abbruch der Landtagssilzung zur Folge halte. Mgl. Schuhhess 1932 S. 91. 
Die Rote Fahtie hezeichnele in einem -Artikel über ..Die \ orgänge im Landtag" den Zwischenfall als 
..große, hewiißt ungelegte Provokation und I. . .^ regelrechten leigen l herfall der .Nazis gegen den 
Kommunistischen Redner. Genossen Wilhelm Pieck". Für die Schlägerei ..mit Stühlen. Wassergläsern, 
Tintenfässern und herausgezogenen Schuhladen" machle sie die SPD mitverantwortlich, deren 
..grenzenlose Feigheit" es ermöglicht habe. ..daß die 162 .Nazis die im Saale anwesenden Kommuni
sten [. . .] von allen Seiten angreifen konnten". RFHt. 11.3 vom 26. 5. 1932. Vgl. auch/nprcAiorr Nr. 
44 vom 27. 5. 1932. S. 1351.

3 Vgl. Aufruf des ZK der KPD vom 25. Mai 1932 zur Antifaschistischen .Aktion, in: Antifaschistische 
Aktion. Dok. 6. S. 31 ff. Der Aufruf erschien zuerst in Rt' Nr. 113 vom 26. 5. 1932. Auf Grund der 
Vorgänge iiri preußischen Landtag wird darin zur 
aufgerufen. ..um der Faschisierung Deutschlands Einhalt zu gehieten".

Sammlung ..aller Kräfte der Arbeiterklasse'"
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fascliismus vereiteln, die einen sehr gel'ährliclien Schritt anf dem Wege zur offenen 
faschistischen Diktatur in Deutschland bedeuten würde.
2. Die Landtagsereignisse haben die Rolle der Nazis als aktive Terrororganisation des 
Finanzkapitals, deren Ziel die offene faschistische Diktatur ist. erneut vor den 
Massen klargestellt. Der Überfall irn Landtag dient der Verschleierung ihrer 
arbeiterfeindlichen Rolle, bedeutet den \'ersuch einer Ablenkung der Massen ihrer 
Anhänger und des revolutionären Proletariats auf den individuellen Terror oder der 
Erzeugung von Depressionsstinnnimgeii des Proletariats. Der Überfall entspringt 
ihrer ohnmächtigen Wut idter ihre politische Entlarvung durch die Kommunisten 
(Verhinderung der Behandlung der Erweibslosenanträge. V ersailles usw.)'*.
3. Die feige, denunziatorische und heuchlerische Rolle der SPD-Eraktion. die im 
Gegensatz sogar zum Zentrum, die Nazis zu entlasten und die KPD zu belasten 
versucht, ist die Fortsetzung der ßraw//-5crcrt7tg--Politik der Handlangerdienste für 
den Faschismus und kennzeichnet erneut die Rolle der SPD- und ADGB-Führer im 
Dienste des kapitalistischen Systems und des Faschismus. Ihr jetziges Verhalten zeigt 
bereits klar, welche Rolle sie bei den kommenden Kämpfen der deutschen 
Arbeiterklasse gegen den Faschismus spielet! wird.
4. Die Rolle der KPD als einziger antifaschistischer Partei tritt klar in Erscheinung. 
Die Forderungen der Kommunistischen Landtagsfraktion sind die Forderungen der 
ganzen -Arbeiterkl:i-.-c und aller Werktätigeti. Wie überall, führen auch im Parlament 
die Komrnunisteii als einzige den Kampf gegen den Faschismus. Der .Anlaß zu dem 
leigen Überfall der Nazis w'ar ihre Entlarvung als Partei des organisierten Arbeiter
mordes durch den Eührer der Kommunisten im Preußischen Landtag, dem Genossen 
Pieck.
5. Die ..Antifaschistische Aktion", die durch den .Aufruf des Zentralkotnitees der 
KPD eingeleitet wird, ist die Eortsetzimg der Einheitsfntntaktion. die mit dem 
Einheitsfrontangebot des ZK der KPD und des Reichskomitees der RGO vom 
2-5. April^ zum gemeinsamen Kam|!f gegen die Kapitalsoffensive eingeleitet wurde. 
Die Massenmobilisierung zu Kämpfen und Aktionen für die Verteidigung der 
Lebensinteressen der Arbeiterschaft und aller Werktätigen für ihre Klassenforderun
gen (z. B. gegen solche Maßnahmen der Faschisieiung wie die Zerschlagung der 
Arbeitslosenversicherung, der Einführung der Pflichtarbeit und der .Arbeitsdienst
pflicht. der Einschränkung und Beseitigung des Koalitionsrechts) ist ein untrennba
rer Bestandteil der gesamten ..Antifaschistischen Aktion ". Ökonomische Teil- oder 
Massenstreiks oder Erwerbslosenaktionen sind nicht vom allgemeinen Kampf gegen 
den Easchismus zu trennen.

4 Im Verlauf der f^öffmmgssitzung des preußischen Landtages, die nach dem Bericht der Hüten Fahne 
ganz ..irn Zeichen des K()mmunisti.schen .Angriffes ' stand, stellte die KPD den .Antrag attf siifurtige 
Behandlung ihrer Erwerbslosenforderungen. Nach der \ ertagung des Landtages kamen diese .Anträge 
jedoch nicht mehr zur Behandhmg. .Aitßertlein warf der Sprecher der KPD. Pieck, der NSD AP vor. daß 
sie ..kein W ort zu \ ersailles und zum loung-plan. kein Vi ort zur Tributsklaverei ' gesagt habe. Vgl, RF 
Nr. 112 vorn 25. 5. 1932.

5 Im Text steht hier fälschlich 20. .\lai. Gemeint ist jedoch der gemeitrsame .Aufruf des ZK der KPD utrd 
des Reichskomitees der RGO vom 25. .April 1932 air alle soziahlemokratischen und gewerkschaftlich 
organisiertet! .Arbeiter, veröffentlicht in RF Nr. 89 vorn 20. 4. 19,32. Vgl. .Antifaschistische .Aktion. 
Dok. 1. S. 3-7.
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6. Die ..Antifasciüstische Aktion“ bedeutet keine auch noch so geringfügige 
Abschwächung des Kampfes gegen den Sozialfaschisinus, keine auch noch so

die Methoden des Führer-Kuhhandels, keine Einheitsgeringfügige Konzession an 
front von oben, sondern die Organisierung einer breiten Massenbewegung von unten. 
Die ...Antifaschistische Aktion“ als .Massenbewegung muß organisiert werden durch 
den kollektiven Anschluß ganzer Beliiebshelegschaften oder Belegschaften von 
Abteilungen, lokaler Gewerkschaftsorganisationen. Massenorganisationen anderer 
Art. oppositioneller Gruppen des Reichsbanners, der SPD oder SAP. Solcher 
kollektiver Anschluß an die ..Antifaschistische Aktion ' darf niemals aufgrund von 
Führer-X'ereinbarungen oder irgendwelcher politischer Konzessionen an diese Grup
pen, sondern muß auf der Basis der revolutionären Massenmobilisierung von unten 
zustande kommen. Zur Leitung der Bewegung müssen ..Einheitsausschüsse der 
Antifaschistischen Aktion " auf breitester Grundlage geschaffen werden.
7. Entscheidend ist die sofortige Einleitung von Kamftfmaßnalnnen der „Antifaschi
stischen .Aktion“. Organisierung des Roten Massenselhstschutzes in Betrieben, an den 
Stempelstellen und in den .Arbeitei-vierteln. .Aufnahme der Massenarbeit vom 
Betriebe aus. auf dem Lande, unter bestimmten .Mittelstandsschichten usw. Erzeu
gung einer breiten und aktiven Massenstimmung des Hasses und des Kampfwillens 
gegen den blutigen /7ü/erfaschismus. Durch eine solche offensive antifaschistische 
Massenstimmung kann am besten die faschistisch-chauvinistische \X eile zum Stehen 
gebiacht werden.
Das Sekretariat des Zentralkomitees fordert von allen Bezirken sofortige Durchfüh
rung folgender konkreter .Maßnahmen:
1. Zusammenreißen aller Kräfte der Partei und besonders auch des Jugendverbandes 
für diese .Aufgabe. Parteimobihnachung für die ...Antifaschistische Aktion'‘ mit dem 
Ziel der .Aktivierung von 100 Prozent der Parteimitgliedschaft.
2. Sofortige Abhaltung von 
Betriebsversammlungen. Gewerkschaftsversammlungen. A ersammlungen aller Mas
senorganisationen. öffentlicher \ ersammlungen. Kundgebungen usw.). Verwendung

allem auch der Kommunistischen Landtags- und Reichstagsabgeordneten als 
Redner, insbesondere für Betriebe und Stempelstellen sowie Gewerkschaften, wobei 
wir bereit sind, unsere .Abgeordneten auch in gegnerischen Organisationen, reformi
stischen Verbänden. Reichsbanner oder ähnlichen Organisationen in der Diskussion 
sprechen zu lassen. Für die A’ersammlungskampagne muß bezirklich ein strategi
scher Plan (Konzentrierung auf bestimmte Gebiete usw.) aufgestellt werden. Die 
unbedingte Sicherung der A'ersaniinhuigen ist vorzubereiten. Das Thema der 
Wrsamrnlung soll so gewählt werden, daß ein örtlicher oder besonderer Anlaß 
ausgenutzt wird, die A ersammlung aber zugleich klar als ..Versammlung der 
.Antifaschistischen Aktion“ gekennzeichnet wird.
3. Sofortiges Heraiitreten an oppositionelle .Arbeiter der SPD. freien Gewerkschaften, 
christlichen Gewerkschaften und des Reichsbanners, damit sie von sich aus den 
Anschluß an die ..Antifaschistische .Aktion " organisieren und durchführen. Die 
Kommunistischen Fraktionen im Kamplbund gegen den Faschismus müssen sich für 
das Herantreten dieser Organisation an
4. Einstellung der Partei- und .Massenpresse auf die ..Antifaschistische Aktion , 
Mobilmachung der Arbeiterkorrespondenten.

Wrsainmlnngen fStempelstellenversammlungen,

vor

Reiclisbannerformationen einsetzen.
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5. Sofortige und laufende Berichterstattung an das Sekretariat des ZK über
a) Auswirkungen der Landtagsereignisse unter den Massen.
b) Erste Erfolge und weitere Mögliclikeiten der Steigerung der ..Antifaschistischen 
Aktion“.
c) Vorschläge der Bezirksleitungen für die Fortführnng der ..Antifaschistischen 
Aktion‘'.
Berlin, den 26. Mai 1932.

Zentralkomitee der KPD

65.

4. 6. 1932; Anweisungen des Sekretariats

B.4 R 45/IV-20, 45-6.5; Hektographiertes Rundschreiben. BA R 134. Bd. 65. S. 72-106 und St.A 
Bremen, 4.65-11 .A 121). Bd. 161): Polizeiliche .4bschril't. I .4N 2160721. 6. Lherschrift: „Rund
schreiben Nr. 11. Anweisungen des Sekretariats."

Inhaltsverzeichnis:
I. PayDC/t-Regierung. Reichstagsauflösung. .Aufltebung des SA-Verbots und drohen
des Verbot der KPD.
II. Die Antifaschistische .Aktion.
III. Reichstagswahlkampf im Zeichen der Antifaschistischen .Aktion.
I\7 Die Losungen für die Kampagne bis zu den Reichstagswahlen.
V. Der Massenkampf gegen L/ü/ctpartei. Sozialdemokratie und Zentrum.
VI. Die Organisierung der Antifaschistischen Aktion.
1. Formen
2. X^ erbung
3. Organe
4. Betriebe
5. Gewerkschaften
6. Erwerbslose
7. Antikriegsarbeit
8. Frauen. Jugend. .Massenorganisationen
9. Fraktionsarheit
10. SPD-Arbeiter. Nazi- und Zentrumsanhänger
11. Aufgabenstellung.
VII. Der Arbeitsplan.
\ UL Kurze Anweisungen.

1.
Papen-Regierung. Reichstagsaunösimg. Aufhebung des SA-\'erhots und drohendes 
Verbot der KPD.
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Die politische Bedeutung der Vorgänge iin Zusammenhang mit dem Sturz der 
ßni’n/ng-Regierung und der Übernalime der Regierungsgewalt durch das Papen- 
Kahinett der Industriekapitäne. Junker und Generäle ist bereits in einigen Dokumen
ten des Zentralkomitees ausführlich behandelt worden (Cominunique des Zentralko
mitees zum Sturz der/Jnüimg-Regierung in devHF. .Nr. 117 vom 31. .Mai. Rundbrief 
an alle Bezirksleitungen vom 2. 6. 32. Aufruf des Zentralkomitees RF. Nr. 122 vom 
5. Juni 1932).'
Die Grundlage, auf der sich die gegenwärtige Wendung der Trustbourgeoisie zu den 
gesteigerten faschistischen Methoden vollzieht, die im /*a/jp«-Ivabinett ihren .Aus
druck findet, ist die außerordentliche Verschärfung der Krise, die teilweise schon 
eingesetzt hat. teilweise unmittelbar bevorsteht, und die damit verbundene erneute 
mächtige Zuspitzung des Klassenkampfes.
Die deutsche Bourgeoisie ist sich darüber klai-. daß die Aussichten auf Zugeständ
nisse auf der bevorstehenden Lausanner Konferenz“ an Deutschland in keiner Weise 
gegeben sind. Die Fortführung der kapitalistischen Politik stößt deshalb auf immer 
größere Wüderstände und Schwierigkeiten. Mit dem sinkenden E.xport wird die 
Zahlungsfähigkeit Deutschlands, vor allem gegenüber den ausländischen Gläubigern 
immer mehr untergraben und die .Aufrechterlialtung der stabilen Währung weitge
hend erschwert. .Auch die Zahlungsfähigkeit im Inlande, des Staates, der Länder und 
der Gemeinden kann in der alten Weise nur noch kurze Zeit aufrecht erhalten 
werden. Die Gehälter der Beamten, die sozialpolitischen Ausgaben, vor allem für 
Erwerbslose usw. sind in Erage gestellt.
Die bisherigen .Methoden der .Ausplünderung der Werktätigen, sowohl hinsichtlich 
der Einnahmen durch W uchersteuern aller Art. Zölle usw. als auch bezüglich der 
.Ausgaben durch Gehaltsabbau. Unterstützimgsraub reichen nicht mehr im Entfern
testen aus. Die Bourgeoisie muß. -wenn sie das kapitalistische System erhalten will, zu 
einer ungeheuren Verschärfung der .Ausplünderungsmethode übergehen (völlige 
Vernichtung der Sozialpolitik usw.).
.Andererseits wächst der .Massenwiderstand. Die Erwerbslosenaktionen in ganz 
Deutschland, andere Massenaktionen in vielen Städten, eine gewisse Welle der 
Belebung des Kampfwillens auch in den Betrieben - das alles signalisiert eine neue 
aufsteigende W elle des Klassenkampfes, die durch die unerhörten bevorstehenden 
Angriffe der Bourgeoisie zweifellos mächtig gesteigert und zu höheren Eormen 
entfacht werden können.
In dieser Situation, in der Deutschland entsprechend den Perspektiven der KPD und 
der Kommunistischen Internationale einer neuen Welle von Kämpfen zwischen 
Bourgeoisie und Proletariat entgegen geht, in der der Klassenkampf in ein weitaus 
verschärftes Stadium eintritt. greift die Bourgeoisie zu den Mitteln der brutalsten 
Unterdrückung und .Niederschlagung der revolutionären .Arbeiterbewegung.

1 .Auszüge aus dem K()mmuiiii|iie vom .31. .Mai 1932 sind abgedrurkl in: Die .4ntifasrhistiselie .Aktion. 
Dokument 13. S. 5-i ff. Ferner in: Zur Gescliiehle der KPD S. 329 II. Der .Aufruf des ZK vom .5. Juni 
1932 findet si< h ebenfalls in: Die .Antifaschistische .Aktion. Dok. 21. S. ^8 ff. Der Rundbrief des ZK 
vom 2. b. 1932 war nicht zu ermitteln.

2 V'om 16. Juni bis 9. Juli 1932 tagte in Lattsanne die internationale Reparationskonferenz. ilie entgegen 
den hier ausgesprochenen Erwartungen eitle endgültige Lösitng der deutschen Reparationszahlungen 
verabschiedete. Zu Verlauf tmd Ergebnis der Konferenz vgl. Schulthess 1932 S. 399-416.
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Die Hauptaufgabe der neuen Regierung ist dieser Angriff auf das Proletariat, seine 
politische Niederschlagung als Voraussetzung seiner neuen ökonomischen maßlosen 
Verelendung. Diese verschärfte faschistische Entwicklung signalisiert aber nicht 
lediglich die heftig wachsenden Schwierigkeiten der deutschen Bourgeoisie, sondern 
bringt zu gleicher Zeit die Tatsache zum Ausdruck, daß sich die Bourgeoisie auf 
Grund des außerordentlichen Anwachsens der nationalistischen Bewegung stark 
genug zu einem solchen Frontalangriff gegen das Proletariat fühlt.
Der politische Inhalt, der sich in dem Anwachsen der //iV/c/partei ausdrückt, ist ja die 
mächtige chauvinistische Welle in Deutschland, durch deren Entfesselung die 
Bourgeoisie breiteste Massen trotz der heftigsten Krise vom Kampf gegen den 
Kapitalismus abzulenken vermag. V on dieser chauvinistischen W eile wird die 
E/ü/e/partei emporgetragen. Solange diese chauvinistische Welle nicht gebrochen ist, 
sondern sogar noch ansteigt, wird die Bourgeoisie zu brutaleren Maßnahmen 
gegenüber dem Proletariat ermuntert. Die Bourgeoisie, die sich mit der Papen- 
Regierung vorwiegend auf die E/ü/c/partei und die Deutschnationalen stützt, die 
Sozialdemokratie aus der Position einer stillen Koalitionspartei im Reich und offenen 
Regierungspartei in Preußen verdrängt und sogar dem Zentrum vorübergehend das 
W ahhnanöver einer Scheuiopposition eiiiraumt. bringt damit zugleich ihren ent
schlossenen Kurs zum Ausdruck, nicht mehr die Methode des Betrugs der Massen als 
die entscheidende Methode der Klassenherrschaft in den Vordergrund zu stellen, 
sondern die Methode der nackten Gewalt als Hauptmethode voranzustellen, neben 
der die Methode des Massenbetrugs mehr zu einer Begleiterscheinung wird, ohne 
natürlich an Bedeutung zu verlieren.
Die E'ape/i-Regierung ist entschlossen, die revolutionären Organisationen, ein
schließlich der KPD. in die Illegalität zu drängen.
Sogar Tendenzen einer Wahlrechtsänderimg. die mit dem Plan, die Kommunisten 
aus den Parlamenten atiszuschalten. verbunden ist, sind in verhältnismäßig atisge- 
reiftem Stadium vorhanden. Die in den letzten W ochen eingeleitete Hetzkampagne 
gegen die KPD. die als ..im Dienst einer fremden Macht stehend" bezeichnet wird, 
dient der Vorbereitung aller dieser Anschläge. Dabei sind selbstverständlich Verbots
maßnahmen gegen revolutionäre Massenorganisationen, wie sie mit dem Verbot der 
Proletarischen Freidenkerbewegtmg bereits eröffnet wurden. ' erst recht im stärksten 
Mal.^e zu erwarten.
Neben diesen, gegen die Klassenorganisationen des revolutionären Proletariats 
gerichteten Anschlägen sind auch verschiedentliche Gewaltmaßnahmen gegenüber 
reformistiscben Organisationen geplant. Mit der bevorstebenden Eegalisierung der 
SA und SS der EEü/cr-Partei werden Angriffsmaßnahmen gegen das Reichsbanner 
verbunden sein.^ Die geplante Zerschlagung des Tarifwesens steht im Zusammen
hang mit weitergehenden Angriffen auch gegenülier den reformistischen Gewerk
schaften. Ein solches Vorgehen des regierenden Teils der Bourgeoisie gegen 
Organisationen, die dem Klasseninhalt ihrer Politik nach gleichfalls klar und

3 Siehe Dok. 61.
4 Eine der ersten .kintshandlinifien der Regierung Popen war die .Vnderung der Notverordnung vorn 

13. April, auf Grund deren das Verbot der S.A erlassen worden war. Mit der Verordnung des 
Reichspräsidenten gegen politische Ausschreitungen vom 14. .luni 1932. RGHI. Teil I. S. 297-300, 
wurde das SA-Verhol atifgehohen.
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unzweideutig in der bürgerlichen Front stellen, darf keineswegs dazu verleiten, den 
Klassencharakter dieser Organisationen zu verkennen. \\ ir müssen vielmehr selbst 
erkennen und auch den Massen klar machen, daß die Differenzen zwischen den 
beiden Flügeln der bürgerlich-kapitalistischen Klassenfront, der Sozialdemokratie 
und der F/ü/e/partei. hinsichtlich der Methoden der bürgerlichen Diktatur — obwohl 
es zwischen diesen Flügeln keinen klassenmäßigen Unterschied oder Gegensatz gibt 
— doch unter Umständen bis zu heftigen Konnikten dieser beiden Flügel untereinan
der führen können.
So hat der F/ü/e/daschismus stärkstes Interesse an einer möglichst weitgehenden 
Schwächung der Organisationen, auf denen der Einfluß der Sozialdemokratie 
beruht. Die vom fünanzkapital mit Hilfe Hindenhurgs eingesetzte Regierung der 
Junker. Generäle und Industriekapitäne, die sich unmittelbar und vott\’iegend auf die 
F/ü/eqiartei stützt und sie in stärkerem .Maße bei der Machtausübung heranzieht, 
berücksichtigt diese Tendenzen des /Fü/crfaschismus.
Daß das Finanzkapital dabei die nach wie t or bestehende Rolle der Sozialdemokratie 
als soziale Hauptstütze der Rourgeoisie nicht verkennt, ergibt sieb aus der Äußerung 
der schwer industriellen DAZ (Deutsche Allgemeine Zeitung), wonach eine Opposi
tionsstellung für die Sozialdemokratie sehr günstig sei und die SPD. da sie freiwillig 
nicht in die Opposition gehen wollte, dazu habe gezwungen werden müssen. Es ist 
klar, daß die SPD, trotz scbeinradikaler Scheinopposition gegenüber der Papen- 
Regierimg. dureb die Tatsache tler Bindung entsebeidender Schiebten des Proleta
riats. insbesondere der Betriebsarbeiterschaft, durch die Verhinderung des außerpar
lamentarischen Massenkampfes unter unserer Führung, nach wie vor eine entschei
dende Rolle im Dienste der .Aufrechterhaltung des kapitalistischen Systems spielt. 
Die Bedeutung der SPD für die faschistische Politik der deutschen Bourgeoisie hegt 
also nicht nur in der Vergangenheit, beridit nicht nur auf ihrer Rolle als Wegbereiter 
der heutigen Herrschaftsmethoden der Bourgeoisie, sondern auch im stärksten 
Ausmaß atif ihrer heutigen Politik, die durch die Scheino|)position nur betrügerisch 
verschleiert wird.
Andererseits drückt sich die Rolle der nationalsozialistischen Bewegung als einer vom 
Finanzkapital geschaffenen und ausgehaltenen Kampf- und Terrororganisation der 
Bourgeoisie auch in der Tatsache aus. daß nach wie vor die Heranziehung dieser 
Partei zur unmittelbaren Teilnahtne bei der .Uusübung der Regierungsgewalt 
vorsichtig und mit großen Einschränkungen erfolgt. Das Finanzkapital will zwar die 
von ihm geschaffene große faschistische Massenbewegung in den Dienst seiner 
Diktatur restlos einspannen, aber die E.xekutivgewalt in den Händen solcher, vom 
Standpunkt der herrschenden Klasse ..bewährter ' Kreise belassen, wie es die Junker, 
Generäle und Scbwerindtistriellen sind, aus denen sich die .Minister des Papen- 
Kabinetts rekrutiereti.
Ihrem ganzen Inhalt nach, was die Methoden und die Ausnutzung der Kräfte 
anbetrifft, ist die gegenwärtige Politik der herrschenden Klasse in Deutschland die 
Verwirklichung jener Politik, wie sie seitens llugenberg und der Deutschnationalen 
längst verfochten wurde, wobei es keine Rolle spielt, daß Hilgenberg als Person 
gegenwärtig niebt wesentlich in Erscheinung tritt.
Für die KPD ergibt sich aus dieser Entwicklung eine vollkommene Bestätigung ihrer 
bisherigen Einschätzung der Eage und der Perspektiven.
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Das, was die Partei seit dem Jaiiuar-Pleiium ld31 und imi h zuletzt auf dem Februar- 
Plenum 1932 signalisiert hat. das. was in aller Seliärfe und Klarheit auf dem XI. 
Plenum des EKKI im März/April 1931 für Deutschland ausgeführt wurde, ist 
gegenwärtig im vollen Umfang eingetroffen.'’ Diese Bestätigung unserer richtigen 
Analyse und Perspektiven erleichtert es der Partei, ihre Autklärungsarbeit in den 
Massen fortzuführen und die Autorität der Partei in der Arbeiterklasse zu steigern. 
Andererseits sind die letzten Ereignisse hinsichtlich der sozialdemokratischen 
Arbeiter — nicht nur der Mitglieder, sondern auch der jtroletarischen Anhängermas
sen der SPD und des ADGB — geeignet, eine mächtige Bresche in den Wall ihrer 
reformistischen Illusionen zu schlagen. Eine Reihe von Crundauffassungen. auf 
denen sich die Ideologie der SPD-Arbeiter aulhaute, bricht zusammen. Es hängt von 
der Kraft unserer Einwirkung ah. wie weit es gelingt, auf Grund dieser \ orausset- 
ztingen breite Peile der sozialdemokratischen Arbeiterschaft und der Arbeiter der 
reformistischen Gewerkschaften für den revolutionären Klassenkampf zu mobilisie
ren und stärker oder endgültig von ihren reformistischen Eührern loszulösen. 
Schließlich wachsen auch hinsichtlich der nationalsozialistischen Bewegung die 
Voraussetzungen für ein Eindringen unsererseits in dem .Maße, wie die stärkere 
Heranziehung der //h/ctpartei. ihre V erbundenheit mit der Pa/ten-Regierung und 
deren Politik ihren wahren Charakter entlarvt und wir unsere Politik gegenüber 
Versailles verstärkt fortsetzen. Naturgemäß ist jedoch die .Aufgabe, die C/ü/erbewe- 
gung zum Stehen zu bringen und darüber hinaus zurückzuwerfen, durch die 
betrügerische Demagogie erschwert, mit der die Nationalsozialisten ihren .Anhängern 
den ..unmittelbar bevorstehenden " vollen Sieg ..garantieren"’ und damit die größten 
Versprechungen verbinden.
Trotz dieser Einschränktmgen muß die Partei hei der Durchführung ihrer revolutio
nären Arbeit und Politik von der Tatsache ausgehen, daß sowohl gegenüber der SPD 
wie gegenüber der f/ü/c/partei. als den stärksten Massenreservoirs, die objektiven 
\ oraussetzungen für politische Erfolge unsererseits im Kampf um die Eroberung der 
Mehrheit des Proletariats gegeben sind.
Die .Aunösung des Reichstags und die Durchführung von Neuwahlen, die die Papen- 
Regierung in Übereinstimmung mit der //ü/erpartei durchführt.*’ soll nach dem 
Vi dien der faschistischen Bourgeoisie auf Grund der chauvünistischen Welle ein 
weiteres .Anwachsen der faschistischen Bewegung und auch parlamentarisch eine 
Zusammensetzung des Reichstags bringen, die es der Bourgeoisie ermöglicht, die 
Gesamtheit ihrer geplanten faschistischen .Anschläge unter den Deckmantel ..legalen, 
verfassungsmäßigen " Vorgehens durchzuführen.
Die Massenmohilisienmg hei den Reichstagswahlen gegen die Papen-Regierung, 
gegen den //h/er-.Mord-Easchismus. gegen die sozialdemokratische A’erräterpolitik

5 Zu den Beschlüssen und der Bedeutung des .lanuar-Plenunis 19,'tl des ZK vgl. Dok. 35. Zu den 
Besclilüssen des .XI. Plenums des EKKI und des .Vlaiplenunis 1931 des ZK vgl. Dok. 44. Zur 
Deklaration ..Gegen Tributsklaverei des detttsehen t’olkes! Gegen Versailles und Young'.". beschlossen 
vom Plenum des ZK vorn 20.-23. Februar 19.32. vgl. Dok. 60. .4nm. 5.

6 Da das neu ernannte Kabinett Pupen bis attf die DWP auf den geschlossenen ’S iderstand sämtlicher 
Parteien stieß, erwirkte Pupen am 4. .Itmi beim Reichspräsidenten die Auflösung des Reichstages und 
die Festlegung von Reichstagswahlen für den 31. .Itili 1932.
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ist also ein Teil der Vorbereitting und Führung des Massenkainpfes gegen den 
gesamten Frontalangriff der fast histischen Bourgeoisie.
Der Kampf gegen die F*a/n'/;-Regienmg und gegen den zur Regierungsteilnahme 
drängenden /7/7/e/fasc hismus ist aufs engste mit dem Kampf gegen den itnperialisti- 
schen Krieg, gegen die Rüstungspolitik der Rourgeoisie und für die Verteidigung der 
Sowjetunion verhunden. Die .Außenpolitik der /V;/jen-Regierung lauft auf die 
Kapitulation vor dem französiselien Imperialismus, auf die Blockpolitik mit Frank
reich und Polen unter voller Eiiiordmmg Deiitschlaiids in die Kriegsfroiit gegen die 
Sowjetunion hinaus. Die Poyocn-Regierimg wird den Versuch machen, auf dieser 
Linie in der Frage der deutschen Aufrüstung Konzessionen zu erlangen. Sie wird ihre 
Außenpolitik mit einer größeren nationalistischen Demagogie verhrämen. wobei 
gewisse Abenteuer, in der Art des seinerzeitigeii \ ersuchs mit der deutsch
österreichischen Zollunion, durch die Verschärfung der imperialistischen Konflikte 
zur allgemeinen Steigerung der Kriegsgefahr beitragen werden.
Dieser Kampf gegen den iniperialistischen Krieg ist nicht zu treimeu von dem Kampf 
gegen den Faschisnius und gegen das F’ayocn-Kabinett, wie andererseits die Abwehr 
gegen die Flungeroffensive der Bourgeoisie, den Lohnraub und die Sozialreaktion 
und die proletarische Gegenoffensive im Kampf für Brot und Arbeit gleichfalls einen 
unlöslichen Bestandteil des allgemeinen Massenkainpfes gegen den Laschismus 
bildet.
Wir müssen in den Massen Klarheit über diese strategische A'erbundenheit der 
verschiedenen Maßnahnien der Bourgeoisie auf allen Gebieten der Politik und 
W irtschaft schaffen. Diese Klarheit ist eine A oraussetzung dafür, auch unsererseits 
alle Kräfte der Massen zu mobilisieren.
W ir müsen z. B. deti christlichen Arbeitern zeigen, daß die Vorstöße der Kulturreak
tion. wie das Freidenkerverbot usw. gleichzeitig der A orbereitung des Lohnraubs, 
dem Flungerfeldzug gegen die Lrwerbsloseti. dem Raub an den invaliden und 
Kriegsopfern, den Altersreiituern dietieti.
W'ir müssen den sozialdemokratischen Arbeitern, den Reichsbaimerarbeitern, den 
freigewerkschaftlichen .Arheitern aufzeigen, daß die faschistischen Verfolgungsmaß- 
nahnien gegen die revohttiotiäre .Arbeiterbewegtmg. das geplante \ erbot der KPD, 
sich gegen die ganze Arbeiterklasse richten und zugleich einen Bestandteil der 
Flungeroffensive und der Kriegsvorbereitungen darstellen.
Wfr müssen detn .hmgproletariat utid der gatizeii werktätigen Jugend den Charakter 
der gegen sie gerichteten Politik der Zwangsarbeit enthüllen, der gleichermaßen der 
Vorbereitung des Krieges dttrch die .Militarisierung der Jugend, als auch der 
maßlosen .Ausplünderung der deutschen AA’erktätigen durch den Einsatz einer 
riesigen .Armee von unfreiwilligen Lohndrückern und Streikbrechern dient. 
F'aschisnnis. Hunger und Krieg — diese Politik der Bourgeoisie, die dem Brüning- 
Kurs zugrunde lag. findet jetzt auf höherer Stufe in erheblich verschärften Fonnen 
ihre Fortsetztmg und Steigerung.

7 Zum gescheiterten Projekt einer deutsch-österreicliischen Zollunion vgl. Dok. 4.5. Anin. 4.
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II.
Die Antifaschistische Aktion**

In der geschilderten Sittiation einer außerordentlichen V erschärfung des Klassen
kampfes setzen wir mit der Organisierung der ..Antifaschistischen .Aktion" ein. 
Hieraus ergibt sich schon der politische Inhalt dieser Massenbewegung, die durch den 
Aufruf der Zentralkomitees vom 25. Mai eingeleitet wurde.'*

Was ist d ie .. A111 if a s c h i st i s ch e Aktion'?
a) Die Antifaschistische .Aktion soll die Zusammenlässung aller Kampfmaßnahmen 
der Arbeiterklasse und der mit dem Proletariat verbundenen und von ihm geführten 
AV erktätigen in Stadt und Land gegen die Bourgeoisie und ihre legalen und illegalen 
Formationen sein.
Diese Zusammenfassung aller einzelnen Kampfliandltingen (sei es im Betrieb gegen 
Unternehnierangriffe. sei es an der Stempelsteile gegen Lhiterstützungsraub. sei es 
auf den Straßen oder auf dem Lande gegen faschistische Terrorakte, sei es im Kampf 
gegen Zwangsversteigerungen oder Exmittierungen, sei es bei der Verhinderung von 
Munitionstransporten tisw.) zur großen umfassenden Antifaschistischen .Aktion 
bedeutet, daß das Proletariat unter Führung der KPD gegenüber der Strategie der 
Bourgeoisie gleichfalls einen großen strategischen Plan zum Zweck des Einsatzes 
aller seiner Klassenkräfte entwickelt.
b) Für die Lösung dieser .Aufgabe ist es notwendig, die Antifaschistische .Aktion zu 
einer wirklichen Millionenbewegtmg der kämpfenden Roten Einheitsfront zu ma
chen.
In der Form der .Antifaschistischen .Aktion wollen wir versuchen, die wichtigsten 
Teile der .Arbeiterklasse und breite Schichten von Werktätigen, weit über den 
Rahmen der eigentlichen .Anhängerschaft der KPD hinaus, zusammenztifassen und 
für den Klassenkampf einzusetzen. Die .Antifaschistische .Aktion soll also die Form 
sein, in der wir die Herstelhmg einer kämpfenden Roten Einheitsfront unter 
revolutionärer Führung verwirklichen.
c) Die .Antifaschistische .Aktion setzt sich znni Ziel:
1. Die .Vlassen zum Kampf gegen den ///t/crfäschismtis zu vereinigen, dem 
//jt/erfaschismus den Weg zur Regierungsmacht zu verlegen, die aufsteigende Welle 
des ///t/crfaschismus zum Stehen zu bringen und zurückzuschlagen,
2. den Hnngerfeldzug der Bourgetiisie gegen das Proletariat, die .Angestellten und 
Beamten. Mittelständler und arme Bauern durch den Massenkampf der Arbeiter
klasse und der Werktätigen zu beantworten und ztirückzuschlagen.
3. die faschistische Reaktion, die in dem Regime der .lunker. Generäle und 
Industriekapitäne im Zeichen des L’u/tcn-Kabinetts ihren .Ausdruck findet und in 
dem Verbot der KPD und der revolutionären Organisationen gijtfeln soll, mit dem

8 Der folgende Teil des Rundsrlueibens ist abgedruekl in: Die Antiliisrliislische .Aktion. Doktitnent 20. 
S. 6.5 ff. In der Dokumentation von Karl und Kücklicti fehlt jedoch .Abschnitt \ : ..Der Massenkainpf 
gegen Hitlerpartei. Sozialdemokratie tind Zentrum.“ AA'eggelassen wurden ferner die .Abschnitte A ll 
und A IIl.

9 Zttr Entstehung der Antifaschistischen Aktion und den verschiedenen Gründungsatifrttfen vgl. Dok.
64.
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Massenkainpf der Arbeiterklasse zu beantworten und diesen Kampf mit politischen 
Massenstreiks und Generalstreik bis zum Sturz der /^a/jc;t-Ref;ierung zu steigern,
4. den stärksten Kampf gegen die chauvinistische Vi eile gegen die Militarisierungs- 
und Aufrilstnngstendenzen und Maßnahmen der detitschen Bourgeoisie, gegen die 
Kriegspolitik gegenüber Sowjetnd.dand. gegen alle Kriegsliefertmgen und Munitions
transporte zu fuhren und die Massen zum wirklichen antiimperialistischen Freiheits
kampf entsprechend dem Programm der sozialen und nationalen Befreiung und der 
Deklaration des Zentralkomitees der KPD'" zti sammeln,
5. die Massen im Kampf gegen jeden kapitalistischen Ausweg aus der Krise durch 
Faschismus, Hunger und Krieg zu sammeln für den revolutionären .Ausweg aus der 
Krise, für den Kampf um die Beseitigung der kapitalistischen Klassenherrschaft und 
die Errichtung der Arbeiter- und Bauernregierung.
d) Diese Ziele der .Antifaschistischen .Aktion können erreicht werden, wenn es 
gelingt, entscheidende Teile der sozialdemokratischen und freigewerkschaftlichen 
.Arbeitermassen iti der Roten Einheitsfront der .Antifaschistischen .Aktion zum 
gemeinsamen Kampf mit den Kommunisten zu vereinigen.
Gemeinsam mit den sozialdemokratischen .Arbeitern können wir erfolgreiche Streiks 
um ökonomische Forderungen führen, politische .Massenstreiks organisieren und 
sogar die V( affe des Generalstreiks zur .Anwendung Itringen. Diese Erkenntnis 
müssen wir der .Arbeiterklasse beibringen. Indem wir das Bewußtsein ihrer Kraft und 
der .Möglichkeit des siegreichen Kampfes gegen den Faschismus in den Massen 
wieder hersteilen, das vielfach durch die Enttäuschungen über die zerplatzenden 
Betrugsmanöver der Sozialdemokratie gewissen Depressionsstimmungen Platz 
gemacht hat. schaffen wir zugleich eine der wichtigsten A’oraussetzungen für den 
Erfolg der Antifaschistischen .Aktion.

III.
Reich Stags Wahlkampf im Zeichen der Antifaschistischen Aktion 
ln den Dienst der .Antifaschistischen Aktion stellt die Partei die gesamte Kampagne 
zu den bevorstehenden Reichstagswahlen. Lhisere Kampagne muß sich zum Ziel 
setzen:
a) das Kraftbewtißtsein. das mit der Erkenntnis der Notwendigkeit der I lerstellung 
von Kämpfen der Roten Einheitsfront verbunden ist. zu schaffen.
b) zugleich in den breitesten Massen den antifäschistischen Kampfgeist, den Haß 
gegen die Bluttaten und verbrecherischen Pläne des Faschismtis zu nähren und zum 
aktiven Massenkampfwillen zu steigern.
c) das Regime der .Junker. Generäle und Indtistriekönige. der Ereiherrn. Barone und 
Grafen vor den A’olksmassen zu diskreditieren, der allgemeinen Verachtung und 
Empörung preiszugeben (alle Methoden der Entlarvung, der Ironie usw.),
d) gegen alle der erfolgreichen Dtirchführtmg der .Antifaschistischen Aktion schädli
chen Tendenzen Sicherungen zu schaffen (opftortunistische Tendenzen der Einheits-

10 Vgf zur ..Prograinmerkläruiig zur nationalen und sozialen Befreiung des deutschen Volkes“, vom 
24. 8. 1930. Dok. 27. Anin. .5. Zttr Dekluratioti ..Gegen Trihutsklaverei des deutschen Volkes! [. . .]“ 
vgl. Dok. 60. Anin. 5.
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front von oben, der ..Blockbildung", des Führerkiililiandels. der parlanientarisch- 
deinokratischen Illusionen, linkssektiererist lie. putscliistische Tendenzen des indivi
duellen Terrors usw.).
Gerade weil wir den Wahlkampf mit dem Höchstmaß der Energie, mit der 
Zusammenreißung aller unserer Kräfte führen wollen, weil wir uns darüber klar 
sind, daß der .4usgang der Reichstagswahlen ein Erfolg gegenüber SPD und 
//ü/erpartei von größter politischer Bedeutung für den außerparlamentarischen 
Massenkampf gegen den Faschismus, von entscheidender Bedeutung für den 
außeiparlamentarischen Massenkanipf zur Verteidigung der Eegalität der revolutio
nären Bewegung, zur Sicherung der Partei ist. gerade deshalb, weil wir bei den 
Wahlen Millionen für den Kommunismus mobilisieren wollen, führen wir den 
gesamten Wahlkampf außerparlamentarisch als Kampagne der Antifaschistischen 
Aktion!
Dieser Kampagne ordnen wir alle Teilkampagnen ein: die .\ntikriegskampagne, die 
innergewerkschaftliche Kampagne, die Kampagne zur Führung von Wirtschafts- 
kätnpfen. die Kampagne gegen Kulturreaktion usw.
Im Zeichen der Antifaschistischen Aktion muß die Partei die gewisse Stagnation, die 
sich bei den letzten Wahlen (Preußen usw.)" zeigte, überwinden, die llauptschwä- 
che ihrer Arbeit litptidieren. einen neuen roten \'ormarsch erzwingen und die 
bevorstehenden großen Schlachten des Klassenkampfes gegen die faschistische 
Bourgeoisie und ihre Trabanten schlagen!

IV.
Die Eosungen für die Kampagne bis zu den Reichstagswahlen 

Wie sich bereits aus dem Aidiuf des Zentralkomitees {Rote Fahne. Nr. 122 vom 
5. .luni) ergibt'", sollen die Eosungen in der gesamten Wahlkampagne dem 
angeführten außerparlamentarischen Charakter der Kampagne im Zeichen der 
.Antifaschistischen Aktion entsprechen. Sowohl in der Presse, den Tageszeitungen, 
den Betriebs- und lläuserblockzeitungen. den Dorfzeitungen, den Wochenzeitungen, 
den Organen der Massenorganisationen usw.. als auch in den Flugblättern und 
übrigen .Materialien der Partei und der Massenorganisationen und schließlich in der 
öffentlichen Massenagitation durch N’ersammhmgeii. Kundgebungen, durch Aus
schmückung der Straßen, durch Transparente tmd in der Eeitung der gesamten 
täglichen Kleinagitatioii muß bei der W ahl der Losungen berücksichtigt werden:
a) Die Betonung des außerparlamentarischen .Massenkampfes der Antifaschistischen 
Aktion gegen die faschistische Bourgeoisie, gegen den /V/V/c/-faschismus. gegen seine 
Regierungsteilnahme.
b) die Rolle der Partei und ihre Verteitligung gegen die faschistischen Verbotspläne.
c) der Kampf gegen die chauvinistische Welle, gegen den imperialistischen Krieg und 
für die Freiheitspolitik des revolutiotiären Proletariats gegen \'ersailles.

11 Vgl. Dok. 63, 1.
12 Vgl. ...4ii die deutsche .Arbeiterklasse 1 ,4u die V erktätigeii in Statlt und Landl". .Aufruf des ZK der 

KPD vom .5.6. 1932. veröffentlicht in BF Nr. 122 vom 5.6. 1932. Der .Aufruf ist auszugsweise 
abgedruckt in: Die .Antifaschistische .Aktion. Doktunent 21. S. 78—82.

500



4. 6.1932 65.Anweisungen des Sekretariats

d) der Kampf ^ejien die Hungeroffensive der Bourgeoisie, für die proletarischen 
Forderungen.
e) der Kampf für den revolutionären Ausweg aus der Krise, gegen die Regierung der 
Junker. Generäle und Industriekapitäne, für die Arbeiter- und Bauernregierung. 
\’on diesen 5 Hauptgesichtspunklen ausgeheml. ergeften sich im einzelnen folgende 
Losungen:
1. Die Antifaschistische Aktion schlägt deti Faschismusl Nietnais darf der Hiller- 
faschismus die Regierungsmacht iti Deutschlatitl ühernehmen!
Niemals dürfen die Terrorkolotitien der Nazis ihr Blutregime über das deutsche 
Proletariat errichten! Die KPD ruft die Millionen der klassenbewußten Arbeiter, der 
'Ä’erktätigen in Stadt und Land zur kämpfenden Roteti Einheitsfront der .Antifaschi
stischen Aktioti! .Nieder mit allen Plänen der Errichtitng der offenen faschistischen 
Diktatur!
Organisiert den mächtigen roteti Massenselbstscluttz! Kämpft für die Vernichtung 
des faschistischen Mordterrors, für die vernichtende .Niederlage des blutbelleckten 
f/ü/ecfaschismus durch die siegreiche Antifaschistische iVktion!
2. Schart Euch tttn die Kommtmistische Partei Deittschlands!
Nieder mit den \'erbotspläneti der faschistischen Bourgeoisie!
Verteidigt Eure Partei gegen den ge|)lanten Anschlag tler Po/jc/?-Regierung!
Port mit dem Verbot des REB!
Die KPD ist die einzige antifaschistische Eührerin!
Die KPD ist die einzige antikapitalistische Partei!
Die KPD ist die einzige Partei der .Millionen Erwerbslosen!
Die KPD ist die eitizige Partei des wirklichen Kampfes gegeti \ ersailles und Young! 
Die KPD ist die eitizige Partei des revolutionären .Auswegs aus der Krise!
Die KPD ist die einzige Partei des Sozialisnms!
Alle Stimmen der KPD. der Partei des sozialen und nationalen F’reiheitskampfes der 
deutschen Werktätigen! Für die Armen, gegeti die Reichen - alle Stimmen für die 
Eiste 3!
3. Die Antifaschistische .Aktion kämpft gegen den imperialistischen Krieg, für 
tiationale und soziale Befreiung!
Kämpft gegen die Kriegshetzer, gegen die militaristischen Rüstungspolitiker, gegen 
die Preisfechter eines neuen imperialistischen Massetitnordens. für die A'erteidigung 
der Sowjetunion!
Verhindert Kriegslieferungen und .Munitionstransporte!
Eür die Verteidigung der Sowjetutiion und der chitiesischen Revolution!
Schluß mit den Zahlungen für den Versailler Sklavenvertrag, für den räuberischen 
Eon/igplan, für die itiiperialistischen Attslandsanleihen!
Eür das soziale utid nationale Ereiheitsprogratmn der KPD!

4. Die .Antifaschistische .Aktioti kämpft für Arbeit ttml Brot!
Klassenkampf \ erliindert Eolmraitb!
Kätiipft gegen Ihmger. gegeti Lohnabbau, gegen die Zerschlagung der Sozialversi
cherung. gegen Arbeitsdienst]iflicht und Raub der Erwerbslosenunterstützung, gegen 
Gehaltsabbau der Angestellten und Beamten! Gegen V uchersteuern und Hunger
zölle, für das Eebensrecht der armen Bauern und werktätigen Mittelständler!
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Schluß mit den Zalilungen für die Fürsten, für die Kirche, für Polizei, Justiz und 
Reichswehr!
Für Millionärssteuer, für Belastung der großen V ermögen, der Konzerne, der Junker! 
Arbeit für alle Arbeitslosen!
Für Bau von .Arheiterwolmungen. Krankenhäusern. Sport- und Spielplätzen!
Für die volle Lüiterstützung aller .Arbeitslosen für die Dauer der Erwerbslosigkeit! 
Gegen Pflichtarbeit und .Arbeitsdienst! Für den Siebenstundentag und die Vierzig
stundenwoche bei vollem Lohnausgleich!
Für die Beschlagnahme der großen WOhmmgen!
Für das Verbot jeder E.xmittierung. jeder Pfändung und Zwangsversteigerung bei 
Kleingewerbetreibenden und Kleinbauern!
Kämpft mit uns für Eure Päirderungen!
5. Die .Antifaschistische Aktion kämpft für den revolutionären .Ausweg!
Gegen die faschistische Diktatur, gegen jede Kapitalsdiktatur — für die Herrschaft 
der Arbeiterklasse!
Fort mit der Regierung der Industriekapitäne, der Junker und Generäle!
Fort mit der Regierung der fasclüstischeu Reaktion, der verhüllten .Militärdiktatur! 
Fort mit allen .Notverordnungen!
Rote Einheitsfront gegen Faschismus. Hunger, imperialistischen Krieg!
Für die Freilassung aller eingekerkerten antifaschistischen Kämpfer, aller proleta
risch-politischen Gefangenen!
Rüstet zum politischen .Massenstreik!
Rüstet zum Generalstreik gegen die Regierung der faschistischen Reaktion!
Fort mit der Pa/tcn-Regierung der Junker. Freiherrii. Barone und Industriekönige! 
Für die .Arbeiter- und Bauernregierung!

V.
Der Klasse 11 kampf gegen //t7/erpartei, Sozialdemokratie und Zen

trum
In unserer gesamten Politik, wie auch in der Führung des \X ahlkatnpfes. bleibt nach 
wie vor die strategische Orientierung ausschlaggebend, wonach wir den Hauptstoß in 
der .Arbeiterklasse gegen die Sozialdemokratie führen müssen. Gegenüber den 
böswilligen Verleumdungen des Klassenfeindes über eine angebliche Wendung 
prinzipieller Art in unserer Strategie und Taktik müssen wir bei jedem Kommunisten 
Klarheit darüber schaffen, daß uns die Linie unserer Klassenpolitik dazu verpflich
tet. vor allem die Sozialdemokratie zu isolieren, ihr die .Arbeiter abzunehtnen. weil 
das die wichtigste Voraussetzung für den Sieg über die Bourgeoisie, über den 
Hauptfeind, ist.
Diese strategische Orientierung des llaufitstoßes in der Arbeiterklasse gegen die 
Sozialdemokratie bedeutet jedoch keineswegs, daß wir in unserer .Agitation und 
Propaganda plump und schematisch die Entlarvung des SPD allen anderen Fragen 
voranstellen. Wir schlagen die SPD am besten, indem wir die SPD-Arbeiter zum 
gemeinsamen Kampf gegen den Faschismtts. gegen das Uriteriiehmertum, gegen die 
imperialistische Kriegshetze gewinnen. Ntir ditrch die Herausarbeitung und Klarstel
lung unseres Gharakters als antifaschistische, antikapitalistische Partei können wir 
wirklich erfolgreich die Sozialdemokratie berennett. Hauptstoß gegen die Sozialde
mokratie bedeutet nicht unausgesetztes ..Geschrei ' gegen die SPD. sondern vor

502



4.6.1932 65.Anweisungen des Sekretariats

allem selbständige Organisierung des Klassenkampl'es. wodurch wir die SPD- 
Arbeiter zu uns herüberziehen und die SPD isolieren!' *
Das alles gilt auch für den XX'ahlkampf. Selbstverständlich muß gleichzeitig 
unsere Agitation und Propaganda dabei die Entlarvung der gegnerischen Parteien 
entschieden in Angriff nehmen. Ciegenüber der ///z/crpartei gilt es. folgende 
Probleme in den Vordergrund zu rucken:

Die //ü/ctpartei ist die Partei der Tribut- und Erfülhmgspolitik!
Die f/ü/e/partei kämpft für Panzerkreuzer und Rüstungswahnsinn!
Die //ü/etpartei hetzt zum Kriege gegen die Sowjetunion!
Die //ft/eqjartei ist die Partei der davongejagten Elohenzollern!
Die //ü/c/partei ist die Partei des feigen Mordterrors gegen revolutionäre Arbeiter! 
Die //ü/erftartei ist die Partei des gelben Streikbrechertums!
Die //ft/e/partei kämpft für Zwangsarbeit!
Die Z/ü/c/partei will den Eraiien das Wahlrecht und alle sonstigen Rechte rauben! 
Gegenüber der Sozialdemokratie gilt es vor allem ihre Rolle als Wegbereiter der 
heutigen .lunker- und Generalsherrschaft und des /yü/erfaschismus, sowie ihre 
heutige Rolle herauszuarbeiten. Dabei müssen folgende Fragen in den Vordergrund 
gerückt werden:
SPD und Bewaffnung der monarchistischen Offizierskamarilla
SPD und Reichswehr
SPD und RFB-Verbot
SPD und Hinclenburg
SPD und Brüning
Das ..kleinere Übel“ als Betrug der Massen 
Die SPD als Todfeind der Roten Einheitsfront 
Die Preußenregierung als Bollwerk Brünings und der Reaktion 
Der ADGB als Stütze der Easchistenregierimgen
Reformistische Annäherung an die Nazis in der Frage der Zw'angsarbeit (ADGB und 
Nazi-5^rasÄe^-Rede im Reichstag).''*
Gegenüber dem Zentrum müssen wir vor den christlichen Arbeitern die Rolle der 
5r«nmg^jolitik als Vorbereitung der jetzigen /^apc/t-Politik aufrollen. die gegenwär
tige Scheinopposition des Zentrums gegen Papen als Wahhnanöver entlarven [Papen 
als Abgeordneter des Zentrums. Papen als Hanptbesitzer der Germania, des 
Zentralorgans des Zentrums), die Rolle S/egenvakls und der christlichen Gewerk
schaftsführer bei der Faschisierung festnageln, den wirklichen antiproletarischen 
und antisozialen Charakter der Kulturreaktion enthüllen und die antifaschistischen 
Tendenzen der christlichen .Vrbeiter für die Herstellung der Roten Einheitsfront zum 
antifaschistischen Kani|)f ansnntzen.

13 Ab .,V." bis hier druckte Der Abend. Späluiisgabe des l onrärts (.Nr. 290. B. 14.5 vom 22. 6. 1932), 
Auszüge des Rundschreibens ua< h.

14 Bei der Reichstagsdebatle vom 9.-12. .Mai 1932 stellte Cireaor Slr(i.iser am 10. .Mai wälireud seiner 
Ausführungen über das W'irtsrbaftsprogramm der NSD.AP fest, daß das Arbeitsbescbaffutigspro- 

des .ADGB vom 17. 2. 1932 zahlreiclie Gedanken etithalte. über die die NSDAP mit sich redengramm
lasse. Die NSD.AP sei bereit, am .Arbeitsbeschaffungsprogramni des .ADGB ..mitzuarbeiten '. Schult- 
bess 1932 S. 76. Zum .Arbeitsbeschaffungsprogramm des .ADGB. iorwnrts .Nr. 79 vom 17. 2. 1932.
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VI.
Die Organisierung der Antifaschistischen Aktion 

Die konkreten Formen und Metlioden. in denen die Antifasdiistische Aktion in die 
Wege geleitet wird, können heute noch nicht im einzelnen fest Umrissen werden. 
Hinsichtlich der .4rt der Formen. Methoden und Organe ist es zweckmäßig, zunächst 
einen weiteren Spielraum zu lassen, um mit der Entfachung der Massenaktivität von 
unten an Hand der lebendigen Erfahrungen weiterschreiten zu können. Dann erst 
wird es möglich sein, festere Formen einheitlicher Organe und Organisationen, sowie 
der Kampfmethoden festzulegen. Gegenwärtig müssen wir folgende Gesichtspunkte 
bei der Organisierung der Antifaschistischen Aktion beachten:
1. Formen:
Die Antifaschistische Aktion ist keine feste Organisation, sondern eine Bewegung. Die 
in ihr vereinten Massen sollen jedoch verhältnismäßig fester zusammengeschlossen 
werden, als dies bisher zum Beispiel bei der Peripherie der Partei der Fall war. In 
diesem Sinne wird ein gemeinsames Abzeichen (Plakette) für alle der Antifaschisti
schen Aktion angeschlossenen Arbeiter und W erktätigen herausgebracht'’^. Der 
.Anschluß an die .Antifaschistische .Aktion kann individuell erfolgen in der Form von 
Unterschriften bei bestimmten .Mobilisierungsaktionen, in der Form des individuel
len Beitritts zum roten .Massenselbstschutz, zu revolutionären Organisationen, die der 
Antifaschistischen Aktion angeschlossen sind, oder im Rahmen des kollektiven 
Anschlusses ganzer Betriebsbelegschaften oder Abteilungen. Stempelstellen, ganzer 
Gewerkschaftsorganisationen. Reichsbannerformationen, unterer sozialdemokrati- 
seber Formationen tisw.
Ein solcher kollektiver Anschluß darf niemals auf Grund von Führervereinbarungen 
zustande kommen, sondern stets nur auf Grund wirklicher Massemnobilisierung und 
Masseninitiative von unten.
2. W erbung
Man wirbt für die Antifaschistische Aktion auch auf öffentlichen V^ersamrnlungen 
und Versammlungen bestimmter Schichten (Erwerbslose. Mittelständler, Bauern, 
Angestellte und Beamte). Hierbei muß die Werbung in der Form erfolgen, daß die 
betreffenden Versammlimgsteilnebmer das Abzeichen der .Antifaschistischen .Aktion 
ei-werben. ihren Vamen. .Adresse. Berufszugehörigkeit usw. angeben und zugleich 
rnitteilen, in welchem Grade sie aktiv in der Antifaschistischen .Aktion rnitarbeiten 
wollen (beim .Massenselbstschutz, bei der .Massenagitation, bei der Landagitation 
usw.). Die so Geworbenen müssen auf Grund des .Adressenmaterials von den 
zuständigen Organen der .Antifaschistischen Aktion betrieblicher, örtlicher oder 
bezirklicher Art, erfaßt, speziell aufgesucht, bearbeitet und in die .Arbeit eingeordnet 
werden.
(Beispiel: In einer öffentlichen Kundgebung werden einige hundert .Mitkämpfer für 
die Antifaschistische Aktion geworben. Der Einheitsausschuß der .Antifaschistischen 
Aktion des betreffenden Ortes sortiert die .Adressen. Erwerbslose werden dem 
Einheitsausschuß der betreffenden Stempelstelle oder des .Arbeitsnachweises, zu dem

15 Das .Abzeichen der .\nlifasrhistischen Aktion stellt zwei rote Fahnen iin roten Kreis auf weißem Grund 
dar, mit der l mschril't .Antifasehistisclie Aktion. Vgl. Abbildung auf detn Umschlag von: Antifaschisti
sche Aktion. Ferner in: CdA. .Abzeichen der .Arbeiterbewegung. Bildseite zwischen S. 320—321.
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gehören, übei-wiesen. Betriebsarbeiter dem Einheitsausschuß ihres Betriebes, 
Frauen dem Einheitsaussi:liuß ilires \X'ohngebiets oder eines Betriebes, in dessen 
Nachbarschaft sie wohnen. \"on diesen Einheitsausscliüssen werden die Betreffenden 
durch Beauftragte aufgesucht, es wird mit ihnen dire Mitarbeit konkret festgelegt.) 
3. Organe:
Eine entscheidende Frage ist die Schaffung der Organe der Antifaschistischen 
Aktion, die den Namen ..Einheitsausschuß der Antifaschistischen Aktion" tragen 
sollen. Solche Einheitsfrontorgane müssen in den Betrieben, auf den Stempelsteilen 
und Arbeitsnachweisen, in den \^ ohngehieten und unter den besonderen Schichten 
der Werktätigen geschaffen werden. Dabei ist es klar, daß dort, w'o bereits 
Einheitsfrontorgane auf wirklicher Massenbasis bestehen’'’, diese in den Dienst der 
Antifaschistischen Aktion treten und keine neuen ..Einheitsausschüsse“ geschaffen 
zu werden brauchen. Das gilt für Erwerhslosenausscliüsse. für Komitees werktätiger 
Frauen, Bauernkomitees. Cutsräte usw.

sie

Wo bei Bestellen solcher Einheitsfrontorgane deren Lünwandliing oder die Neuschaf
fung von Einlieitsausschüssen der Antifaschistischen Aktion eine höhere Form der 
Einlieitsfrontbewegung ergibt, muß dies selbstverständlich durchgeführt werden. 
Wo bestimmte Einheitsfrontorgane z. B. Solidaritätsausscliüsse der Ei-werbslosen, 
Kainpfausschüsse der Kleingewerbetreibenden. Kirchenaustrittskomitees, Komitees 
werktätiger F'rauen. Bauernkomitees. Einheitskoniitees gegen Exmittierungen usw. 
sich der Antifascliistisclien Aktion anscliließen. muß dieser .Viiscliliiß aul der Basis 
wirklicher Massenmobilisierung ihrer Anhänger und Wähler unter Durchlühi-ung 
von Versanmihingen der helreffenden Schichten öffentlich diircligeführt werden. 
Beim Anwachsen der Bewegung muß der Kurs auf Schaffung von ..Bezirks- 
Einheitsausschüssen der Antifaschistischen Aktion" und darüber hinaus auf Schaf
fung eines ..Reichs-Einheitsausschusses der .Antifäschistischen Aktion" genommen 
werden. Das hat jedoch eine bereits breit entfaltete Massenbewegung der Antifaschi
stischen Aktion im Lande zur Voraussetzung.
4. Betriebe:
\ on entscheidender Bedeutung ist die \ erankerung der Antifaschistischen Aktion in 
den Betrieben. Hier allein können die Streiks ökonomischer und politischer Natur 
ausgelöst und geführt werden, die - vor allem der politische Massenstreik - in der 
gegenwärtigen Etappe der Entwicklung eine entscheidende V affe des Proletariats 
darstellen:
Welche Mannigfaltigkeit der Anknüpfungsmöghchkeiten hier besteht, sei kurz 
allgedeutet:
Arbeiter im Betrieb hören, daß Nazis mit Hilfe des Unternehmers eine Betriebsver
sammlung durchführen wollen. Auf A'eranlassung der revolutionären Arbeiter ward 
in den einzelnen Abteilungen Stellung genommen und mit den sozialdemokratischen, 
Gewerkschafts- und Reichsbannerarheitern vereinbart, sofort zur Gegenaktion 
überzugehen: Kein Faschist im Betrieb. Ziisammenschluß aller Arbeiter zur Antifa
schistischen Aktion!

16 In der t’orlage: entstehen.

505



65. 4.6.1932 Anweisungen des Sekretariats

In allen Abteilungen werden Vertrauensleute der Antifaschistischen Aktion bestellt. 
Abteilungsversarnmlungen durchgeführt, alle etwa schwankenden Kollegen werden 
bearbeitet, sich nicht für die Faschisten mißbrauchen zu lassen, ein Einheitsaus
schuß der Antifaschistischen Aktion wird gewählt.
In den Abteilungen werden Stoßbrigaden zur .Abwehr des Faschismus gebildet. Die 
Kollegen der verschiedenen .Abteilungen zeichnen sich ein für die Antifaschistische 
Aktion. Der Vertrieb von antifaschistischem .Material wird organisiert. Der Massen
selbstschutz des Betriebs wird gebildet. Sprechabende. Informationsstellen über 
Faschismus und besonders über Betriebsfaschismuswerden eingerichtet.
Der Betrieb nimmt Verbindung mit den Erw^erbslosen oder dem Häuserblock auf, um 
den gemeinsamen Kampf sicherzustellen.
Der Betrieb stößt in die Wohngebiete vor, wo Betriebsangehörige wohnen (vielfach, 
zumal in Süddeutschland, auf die Dörfer in der Längebung der Industrieorte), oder 
nimmt direkt als Betriebsbelegschaft die Organisierung der Landagitation in 
bestimmten Gebieten in .Angriff. Gerade letztere .\ufgabe ist von entscheidender 
Bedeutung für den Kampf gegen den //ü/c/däschismus.
5. Gewerkschaften:
Von größter Wichtigkeit ist die .Arbeit für die .\ntifaschistische .Aktion in den 
Gewerkschaften. Hierbei muß die Initiative zum kollektiven .\nschluß gewerkschaft
licher Zahlstellen. Ortsversv'altungen. Kartelle, unterer Organisationen usw. nach 
Möglichkeit auf Initiative der oppositionellen SPD-.Vrbeiter und reformistischen 
Gewerkschaftskollegen eingeleitet werden.
Selbstverständlich müssen die roten Verbände beispielhaft bei der Organisierung der 
Antifaschistischen Aktion vorangehen, ebenso die Betriebsgrtippen und sonstigen 
Organisationen der RGO. Ihre .Aufgabe ist es. überall auch xon außen her an die 
reformistischen Gewerkschaftsorganisationen zur gemeinsamen Durchführung der 
Antifaschistischen Aktion heranzutreten, um die Initiative der Oppositionsbewegung 
innerhalb der Gewerkschaften für die .Antifaschistische .Aktion auszulösen oder zu 
steigern. Die RGO-Gruppen und Gruppen der roten A'erbände sollen durch 
Schaffung besonderer Stoßbrigaden unter den .Mitgliedern und Funktionären der 
Freien Gewerkschaften systematische Aufklärungsarbeit für die Antifaschistische 
Aktion leisten. Im Rahmen der Gewerkschaftsarbeit muß der Erwerbslosenarbeit 
besondere Bedeutung beigelegt werden.
6. Erwerbslose:
Die Arbeit unter den Ei-werbslosen. unter den Arbeitsdieiistgruppen, unter den 
Pflichtarbeitern, unter den erwerbslosen Siedlern usw. nimmt gleichfalls einen 
großen Raum ein. Hier kommt es darauf an. die Frage der .Antifaschistischen .Aktion 
mit dem gesamten Erwerbslosenkampf zu verschmelzen. Ein neues Gebiet unserer 
Arbeit ist dabei die Bearbeitung der bereits bestehenden Arbeitsdienstgruppen, die 
wir nicht der Isolierung vom revolutionären Proletariat überlassen dürfen. Ohne die

17 Nach Karl — Kücklich waren damit ..Bestrebungen der Unternehmer ' gemeint. ..in den Betrieben 
faschistische Methoden wie Bildung von Betriehsgruppen faschistisclier Organisationen. .4usschaltung 
des Einflusses der Gewerkschaften. Einschränkung der Rechte der Betrieljsräte. durchzusetzen, sowie 
die .\nstrengungen der Nazipartei, in den Betriehen FuE zu läs.sen". ^'gl. Die .-tmifaschistische Aktion 
S. 74, .Anm. 2.
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mindeste Abschwätdiung unseres prinzipiellen Kampfes gegen jede Arbeitsdienst
pflicht oder freiwilligen Arbeitsdienst müssen wir in die bestehenden Gruppen des 
freiwilligen Arbeitsdienstes zuverlässige klassenbewußte Arbeiter dirigieren, die dort 
entsprechend der Linie der revolutionären Erwerbslosenbewegung Aufklärungsar
beit leisten, den Kampf für die Erwerbslosenforderungen, für tarifliche Entlohnung 
usw. organisieren und ihn. im Zeichen der Antifaschistischen Aktion mit dem Kampf, 
gegen alle Militarisierungstendenzen verbinden.
7. Antikriegsarbeit:
Für die Einbeziehung der Antikriegskampagne, der Vorbereitung des L August in 
die .Antifaschistische Aktion ist neben der allgemeinen politischen Verbindung, vor 
allem auch der Kurs auf die geplante Antikriegskonferenz zu nehmen. Die 
Antifaschistische .Aktion muß 2 ()()() Delegierte für die internationale Antikriegskon
ferenz entsenden'^. (Besondere .Anweisungen folgen.)
8. Frauen, .lugend. Massenorganisationen:
In den Rahmen der Antifaschistischen .Aktion müssen entsprechend den besonderen 
Bedürfnissen die .Arbeiten der Frauenabteilungen der Bezirksleitungen, des Jugend
verbandes. sowie der sympathisierenden .Massenorganisationen eingegliedert werden. 
Aufgabe der Bezirksleitungen ist es. mit Hilfe der kommunistischen Fraktionen der 
Massenorganisationen deren richtige Einstellung [zur] bzw. Eingliederung in die 
Antifaschistische Aktion herbeizuführen und zu kontrollieren.
9. Fraktionsarbeit:
Zur Eeitung der gesamten Antifaschistischen .Aktion ist es notwendig, die in dieser 
Massenbewegung arbeitenden Kommunisten fest zusammenzufassen, um mit ihrer 
Hilfe die von der Antifaschistischen Aktion erfaßten Massen in wirklich überzeugen
der Weise zur Durchführung unserer Eosungen in der Praxis zu v’eranlassen. Kein 
Kommandieren, sondern kameradschaftliche Überzeugung sichert den Erfolg. 
Voraussetzung ist. daß die Kommunisten überall durch ihre Praxis als die besten 
antifaschistischen V orkämpfer sich erweisen.

10. SPD-Arbeiter, Nazis und Zeniriimsanhänger:
Die entscheidenden Schichten, die wir im Ringen um die .Mehrheit der Arbeiterklasse 
für die Antifaschistische Aktion gewinnen müssen, sind die sozialdemokratischen 
Arbeiter, die Mitglieder der reformistischen Gewerkschaften und des Reichsbanners. 
Indem wir das Schwergewicht auf ihre .Mobilisierung verlegen, vernachlässigen wir 
keineswegs die Gewinnung der proletarischen Anhänger der Nazis. Während aber bei 
den SPD-.Arbeitern der gemeinsame .Massenkampf gegen den Faschismus den 
wichtigsten Ausgangspunkt bei der Einheitsfront bildet, müssen wir gegenüber den 
Nazis vor allem von den sozialen und wirtschaftlichen Fragen ausgehen, wie 
Eohnabbau und Lhiterstützungsraub. .Auf diesem Gebiet ist ein Zusammengehen mit 
Nazianhängern möglich und wünschenswert.

18 Vom 27,-29. .4ugust tagte in Amsterdam ein von den kommunistischen Parteien Europas organisier
ter Internationaler Kongreß gegen den imperialistischen Krieg, tier u. a. eine Resolution ..Gegen den 
Faschismus in Deutschland und die \ erl'olgtmg der antifaschistischen Kämpfer durch die deutsche 
Regierung" verabschiedete. Die Zahl der deutschen Delegierten betrug 759. Vgl. Gd.A S. 375 f. Zu den 
Anweisungen des ZK für den Amsterdamer Kongreß siehe Dok. 66 und 71.
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Hingegen gehen wir niemals etwa mit Nazianhängern zusammen gegen das 
Reichsbanner, wohl aber urngekelirt mit Reichsbannerarbeitern gegen die 8.4. Dieser 
Unterschied muß in der ganzen Partei klar herausgearheitet werden.
Der Kurs auf die Gewinnung der 8PD-.\rbeiter zu .Mitkämpfern der .4ntifaschisti- 
schen .4ktion bedeutet keineswegs eine .4bschwächung tmseres prinzipiellen Kampfes 
gegen die SPD. gegen den Sozialfasi hismus. Im Gegenteil; diese möglichst elastische, 
möglichst breite, möglichst kameradschaftliche Anwendung der Einheitsfronttaktik 
von unten, ist mit dem schärfsten, ernstesten Kampf zur Entlaiwung und Zerschla
gung der Betrugsinanöver der sozialdemokratischen Eührer und der Filialen des 
Sozialfaschismus, wie SAP. Brandleristen usw.'‘* verbunden. Es gibt keine Konzessio
nen an diese Cliquen oder an die konterrevolutionären Trotzkisten, sondern nur 
deren schärfste Bekämpfung.
Auch die christlichen .Arbeiter, vor allem in den katholischen Gegenden müssen für 
den Massenkampf gegen den Faschismus gewonnen werden, wobei es darauf 
ankomint. die trustkapitalistische volksfeindliche Politik des Zentrums entsprechend 
anzuprangern. 
lE Aufgabenstellung:
Die allerwichtigste Frage bei der Organisierung der Antifaschistischen Aktion ist, 
daß alle Maßnahmen unter Ausnutzung der örtlichen Situation mit konkreter 
Aufgabenstellung vorgetiommen werden, um zu vermeiden, daß die Antifaschistische 
Aktion als leere .Agitationskarnjtagne aufgeläßt werden und dadurch in Mißkredit 
geraten kann. .Alle Anknüpfiingsmöglichkeiten müssen ausfindig gemacht und im 
geeigneten .Moment ausgenutzt werden. Lün dieses ..Geheimnis" der .Mobilisierung 
der kämpfenden Roten Einheitsfront zti lösen, dazu bedarf es der stärksten 
Entfaltung der Masseninitiative in allen Einheiten der Partei.

\T1.
Der .Arbeitsplan

Die innerparteiliche und innerorgaiiisatorische Vorbereitung kann nur ganz kurz 
sein. Es kommt darauf an. mit der .Antiläschistischen .Aktion sofort in aktivster 4^’eise 
vor der Arbeiterschaft aufzutreten.
Einleitung der Kampagne:
Freitag, den 10. Juni, in 50 größten Orten Konferenzen der V ertreter der Reichstags
und Eandtagsfraktionen. der KommunaK ertietung mit Betriebsräten. Vertretern 
von Erwerbslosen. V ertretern der unteren Gewerkschaftseinheiten, von Kleingewer
betreibenden. Angestellten. Beamten, von Freidenkern. Sportlern.
Die Forderungen der Kommunisten im Reichstag. Eandtag und die Bedeutung der 
Antifaschistischen Aktion!
Anschließend große Massenkundgebungen der .Antifaschistischen Aktion. Sonn
abend. den 11. und Sonntag, den 12. Juni Generalappell der Funktionäre der Partei, 
der Massenorganisationen, der unter unserem Eintluß stehenden Gewerkschaften, 
der Erwerbslosenbewegung, des -Massenselbstschutzes:

19 Vgl. zur S.4P: H. Drechsler. Die Sozialistische .Arbeiterpartei Deutschlands (S.APD). Meiseitheiiii am 
Glan 190.5. Zur Rechtsopposition in der KPD und zur KPO vgl.: K.-H. Tjaden. Struktur und Funktion 
der ..KPD-Opposilion" (KPOi. Meisenheiin am Glan 1904.
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Die Aufgaben der Antifaschistischen Aktion im Kampf gegen die Pa/jen-Regierung. 
gegen Faschismus, Hunger. Krieg.
In allen Betrieben, an allen Stempelstellen und in Orten sind vorbereitende 
Kampfausschüsse für die Antifaschistische .\ktion unter Zuzielumg aller Massenor
ganisationen zu bilden. Diese vorbereitenden .Ausschüsse übernehmen die Durchlüh
rung der Vi ahlbewegung als Einleitung für die .Antifaschistische .Aktion.
Es kommt darauf an. alle Kräfte für die lleranziehnng eines großen Stammes von 
Helfern der .Antifaschistischen iAktion zu schaffen und nach großem einheitlichen 
Plan einzusetzen: zur Efnterstützung der Erwerbslosenaktionen, zur Unterstützung 
der Streikenden, für den Schutz der Betriebsbelegschaften, gegen faschistische 
.Aktionen und gegen Überfälle, zur Bearbeitung der Orte, in denen es keine 
.Ausschüsse gibt. Lhiterstützung der schwachen Orte, geregelte systematische 
Beschaffung und \ erteilung von örtlichem, betrieblichem, wie allgemeinem Material, 
Organisierung und \>rstärkung des .Antifaschistischen Roten Massenselbstschutzes! 
Organisierung von Stoßbrigaden, von .Agitationstruppen (mit Schutz) für die 
Stempelstellen, für die Betriebe, für Hausagiiation!
N ichtig! AA'ichtig! Organisierung von Stoßbrigaden für die Bearbeitung des Landes! 
Schulung der Helfer der .Antifaschistischen .Aktion: Eür Herstellung und A'erbreitung 
von Material, für Sammlung zum Antifaschistischen Kampllonds. lür Broschüren- 
und Zeitungsvertrieb, für .Agitation gegen .Nazis, gegenüber SPD-.Anhängern, 
gegenüber Kleingewerbetreibenden, für Landagitation.
Schaffung von .Agitationskoimnissionen: zur Schaffung des eigenen Materials für 
Betriebe. Stempelsteilen. Wohngebiete zur Belebung des Straßenbildes, für die 
Ausgestaltung der Kundgebungen. Demonstrationen. Bildung von Sprechchören. 
Heranziehung der Sänger usw.
Der 12. Juni dient außerdem der Durchführung des Internationalen Solidaritätsta
ges! Nach dem Ceneralappell: erste Elugblattverbreitung der Antifaschistischen 
Aktion!
In der \\ oche ^ oni 12. bis 19. Juni müssen alle Ki äfte der unteren Einheiten für die 
.Arbeit eingeteilt sein, ln den Betrieben und an den Stempelsteilen, im AA'ohngebiet. 
wird die Kleinarbeit zur Schaffung der .Antiläschistischen Aktion, in Heranziehung 
von SPD-.Arbeitern. Gewerkschaftskollegen. Gewinnung ganzer Einheiten für die 
Antifaschistische Aktion. Dmchführung der Erwerbslosen- und Betriebsaktionen 
eingesetzt.
Zugleich wird der
1. Landsonntag der .Antifaschistischen Aktion ^orbereitet. .Am 19. Juni führt die 
Antifaschistische .Aktion eine große Landagitation durch.
Die .Antifaschistische .Aktioti schafft das Kampfbündnis der Industriearbeiter tnit den 
Betriebsdelegationen (mit SPD- und parteilosen .Arbeitern). Stempelstellendelegatio
nen, Gewerkschaftsdelegationen — auf dem Lande!
In der Woche vom 19.-26. Jitni finden große demonstrative Generalappelle der 
Antifaschistischen .Aktion in allen Orten statt:
10 000 Erwerbslosenversammhtngen, die sich für die Antifaschistische Aktion unter 
lokalen Lostmgen erklären.
1 000 Betriebsversammhmgen.
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Massenkundgebungen dienen der Unterstützung dieser .Appelle: Die Organisationen 
rücken geschlossen an! Größte Werbung für die Antifaschistische Aktion, für die 
revolutionäre Presse, für die KPD.
Anmerkung: (Je nach dem Zeitpunkt der W ahl müssen die Termine entsprechend 
geändert werden!)

MIT
Kurze Anweisungen

Alle Bezirksleitungen haben sofort die Urlaube für sämtliche Parteiangestellten zu 
sperren und für die Durchführung der gleichen Maßnahmen bei den revolutionären 
Massenorganisationen Sorge zu tragen.
Bezüglich der im Urlaub befindlichen Genossen haben die Bezirkssekretäre zu 
entscheiden, ob die Genossen sofort zurückbeordert werden, ob sie ihren Urlaub 
abkürzen, oder zu Ende führen sollen. Bei den für die Organisierung der Kampagne 
wichtigsten Genossen (Polsekretär. Orgsekretär. Agitpropleiter. Chefredakteur) ist, 
wenn sie sich im Urlaub befinden, in der Regel die sofortige Zurückberufüng 
notwendig.
Aufstellung über das Material für den W ahlkampf geht morgen gesondert ab.

Mit kommunistischem Gruß 
ZK-Sekretariat

66.

16. 6. 1932: Anweisungen des Sekretariats an die Bezirksleitungen und
Retlaktionen

BA K 134. Bd. 65, S. 159-182 und BA NS 26/289 und StA Bremen. 4,65-IV 13 k: Polizeiliche 
Abschrift, I .AN 2160/12. 7. Überschrift: ..Rundschreiben Nr. 12. Anweisungen des Sekretariats.“

An alle Bezirksleitungen 
Redaktionen
Fraktionsleitungen der Massenorganisationen.

W'.G.I
.4rbeitsplan für die Kampagne zur Reichstagswahl. Antifaschistischen Aktion und für 
den internationalen Kongreß gegen imperialistischen Krieg.
Vorbemerkung:
Die Hauptaufgaben der Partei und Massenorganisationen sollen auf der Linie des 
Referats des Genossen Thälmann auf der Reichskonferenz der Spitzenfunktionäre,'

1 Zur Tagung vgl. Inprekorr^r. 48 vom 10. 6. 1932. S. 481. \ gl. auch Auszüge aus dem Referat Emst 
Thälmanns auf der Konferenz der Bezirkssekretäre und Redakteure der KPD am 8. ,luni 1932 in 
Berlin in: Die .Antifaschistische .Aktion. Dokument 22. S. 83 ff. Über die Konferenz siehe den Bericht in 
/y Nr. 125 vom 9. 6. 1932: ..Gerüstet zu neuen und höheren Aufgaben.".
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soweit sie nicht irn Rundschreiben Nr. 11 vom 4. Juni entlialten sind,^ nach dem 
folgenden Arbeitsplan bezirklich festgelegt werden. Selbstverständlich ist bei der 
Durchführung des Arbeitsplans auf die konkreten Ereignisse, die sich aus der 
Verschärfung der Situation ergeben werden. Rücksicht zu nehmen. Der zentrale 
Arbeitsplan gibt lediglich den allgemeinen Rahmen ab. in dem die Aufgabenstellung 
und die Organisierung der Arbeit von den Bezirken vorgenoinmen werden muß.

I. Durchführung der Kampagne 

1. Aufgabenstellung vom Standpunkt der Kampfmobilisierung
Entsprechend der Aufgabenstellung, wie sie im Rundschreiben Nr. 11 vom 4. Juni 
angegeben wurde, muß bei der Anlage der Kampagne die gesamte Arbeit der Partei 
und der von uns geführten Massenbewegung in den Dienst des Aufbaus der 
Vorführung und Steigerung der .Antifaschistischen Aktion gestellt werden. Unser 
Reichstagswahlkampf im Zeichen der .Antifaschistischen .Aktion ist ebenso wie die 
Dur(;hführung der Kampagne für den .Antikriegskongreß* ein Teil der allgemeinen 
Antifaschistischen Kampfmobilisierung der Partei. Diese Einie wird durch die neuen 
politischen Ereignisse im Zusammenhang mit den Notverordnungen der Papen- 
Regierung“* erhärtet. Die politischen Notverordnungen bestätigen durch ihren 
.Ausnahmecharakter gegenüber der konnnunistiscben Bewegung die Einschätzung 
derft/yDen-Regierung als einer Regierung des Einanzkapitals, die die .Aufrichtung der 
faschistischen Diktatur in Deutschland betreiben soll. Diese politischen, wie die 
wirtschaftlichen und finanzpolitischen Notverordnungen' mit ihrem ungeheuren 
Raubzug gegenüber den Werktätigen bringen keine .Änderung in unserer .Aufgaben
stellung. sondern sind lediglich ein Anlaß mehr, diese .Aufgabenstellung praktisch 
zur Durchführung zu bringen.
So wird es aucb in der weiteren Eortführung der Kampagne bis zu den Reichstags
wahlen eine Reihe neuer Anschläge der faschistischen Bourgeoisie geben, deren 
Beantwortung mit der revolutionären Kampfmobilisierung und dem Versuch der 
Auslösung und Führung von .Massenkämpfen keine \'eränderung unseres Arbeitspla
nes bedeuten, sondern lediglich dessen Durchfühinng. \ olle Klarheit darüber muß 
herrseben, daß wir die gesamte Kampagne ständig unter dem Gesichtspunkt 
durchführen, den .Massenwiderstand ztt formieren und zu möglichst hohen Formen 
der Massenaktivität zu entfalten.
Jeder Proteststreik, jeder Wirtschaftsstreik vom Teilstreik bis zum .Massenstreik, erst 
recht jeder größere politische .Massenstreik oder die Durchführung des Generalstreiks 
mit dem Ziel der Beseitigung der Papen-Regierung und ihrer Notverordnungen

2 Vgl. Dok. 65.
3 Zur Vorbereitung des Internatiüuulen Kongre.sse.s gegen den imperialistischen Krieg, der 

27.-29. .kugnst 1932 in Amsterdam tagte, vgl. Dok. 6,5, Anin. 18 und Dok. 71.
4 Gemeint ist die V erordnung des Reichspräsidenten gegen politische .Ausschreitungen vom 14. Juni 

1932. RGBl. Teil I. S. 297 ff.
5 Verordnung des Reichs|)räsidenten über Maßnahmen zur 

Sozialversicherung sowie zur Erleichterung der Wohlfahrt.slaslen der Gemeinden 
RGBl. Teil I. S. 273 ff.; Verordnung des Reichspräsidenten zur Vereinfachung der Rechtspflege vom 
14. .luni 1932. RGBl. Teil I. S. 28.5 ff.; Horkenbach 1932 S. 183 ff.

vom

Erhallimg der Arbeitslosenhilfe und der 
vom 14. Juni 1932,
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bedeutet also die w irkliche Erfüllung der in unserer Kainpagtie gestellten Aufgaben. 
Diese außerparlamentarische Zielsetzung in unserer Kampagne steht, w-ie war 
nachdrücklich unterstreichen, nicht im Widerspruch dazu, daß wir alle Kräfte 
anspannen müssen, um am 31. Juli ein möglichst mächtiges Massenbekenntnis für 
die Kommunistische Partei zu erzielen. Das wird gerade durch die Organisierung von 
Massenaktionen und Kämpfen gegen die Papen-Regierung tmd ihre faschistischen 
Notverordnungen am besten möglich sein.
2. Die Anlage der Kampagne.
Die gesamte Kampagne soll in der Weise durchgefübrt werden, daß vom 
innerparteiliche Mobilisierung sow ie die innere Mobilisierung aller Massenorganisa
tionen beginnt, die dann — unabhängig von dem. durch konkrete Anlässe vorher 
bedingten, öffentlichem Auftreten in Versammlungen. Demonstrationen und Kund
gebungen - spätestens vom 28. Juli an. dem Tag des Versailler PViedens, bis zum 
31. Juli in stärkster Massenmobilisierung fortgesetzt w'erden muß. Die \\oche vom 
10. bis 17. Juli wird als erster Höhepunkt der Antifaschistischen x4ktion als 
..Antifaschistische Kampfw'oche‘‘ durchgeführt. Die Zeit bis zum 10. Juli dient also 
der gründlichen und systematischen 4’orbereitung dieser Kampfwochen. Alle örtli
chen und gebietlichen Aktionen müssen in die Vorbereitungsarbeit für diese 
Antifaschistische Kampfwoche eingeordnet werden.
(Beispiel: der Naziüberläll auf das Gewerkschaftshaus in Franklürt/0. wurde zum 
Auftakt nicht nur für die Schalhmg des Roten Massenselbstschutzes der Antifaschi
stischen Aktion, sondern zugleich für die Einberufung der Bezirkskonferenz der 
Antifaschistischen Aktion im Gebiet Berlin-Brandenburg-Grenzmark ausgenutzl. die 
die Grundlage für die Bildung der Reicbseinheitsausschüsse der .Antifaschistischen 
Aktion bilden soll.'’)
Im .Anschluß an die antifaschistische Kampfwoebe. deren möglichst großzügige und 
imposante Durchführung von ausschlaggebender Bedeutung auch für den gesamten 
Wahlkampf ist. werden die beiden folgenden Woeben bis zur Wahl von der 
.Auswertung dieser Kampfwoche getragen sein. Diese beiden letzten Wochen müssen 
in stärkster Weise in den Dienst der einheitlichen W ahlmobilisierung selbst gestellt 
werden, ohne daß diese v orher in den Hintergrund treten darf.
Diese Aidage der Kampfkampagne ents|nicht dem außerparlamentarischen Gharak- 
ter: das Schwergewiclit soll in die Betriebe, auf die Stempelstellen sowie in die

2. Juni die

6 Nachdem hei einer DemonsUatimi der S.4 in Friiiikfurl/Oder Scliiisse und Steinwürfe gegen das 
Gewerksehaftshau.s gefallen waren, riefen KPD und RtiO zu einer ..\ ersaininlung ' am 10. Juni 19.J2 

f. .\uf der Versammlung hielt U alter l Ibricht als Bezirk.sleiter der KPD \ <in Berlin-Brandenburg- 
Lansitz-Grenzmark tla.s Hauptreferat. Die Konferenz he.schloß einen Kampfappell gegen den 
Faschismus und erlich einen .\ufruf zum Bezirkskongreh der .Antilaschistischen Aktion. Vgl. 
...Vnlifaschislisehe Ehdieitsfront in Frankfurt a.O.". fif Sr. 128 vom 12. 6. 1932. .Vin 1.5. Juni trat die 
Bezirksleitung der KPD Berlin-Briindenhurg-Lausitz-Grenzmark in einem .Aid'ruf an ..alle .Vrbeiter 
und Organisationen" ebenfalls für die Finberufung des Bezirkskongresses ein. Vgl. den .Vufruf in: Rf 
Nr. 131 vom 16.6.19.32: Inprekorr Nr. 31 vom 21.6. 1932. S. 1618: Antifaschistische Aktion. 
Dokument 29. S. 105 ff. EntspreHiend diesem Aufrid' trat der Bezirkskongreh der .Antifaschistischen 
Aktion am 10. Juli 1932 in Berlin zusammen. Durch die Teilnahme zahlreicher Delegierter von 
Einheit.sausschüssen aus dem Reichsgebiet erhielt er den ..Charakter eines Reichskongresses". V gl. Die 
.Anlifasclüslische .Aktion. Einleitung. S. 30. Der Einheilskongreh beschloh das ..Manifest" der 
.Antifaschistischen .Aktion.

au
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Gewerkschaften und sonstigen Massenorganisationen verlegt werden und der 
Kainpfniobilisierung dienen. Die antifaschistisclie Kanipfwoche als erster Höhepunkt 
der xAntifaschistischen .Aktion muß z. B. die Zusammenfassung einer möglichst 
gewaltigen Masse von Betriebsarheitern. Erwerbslosen. .Arbeiterinnen. Jungarbeitern 
und anderen A^ erktätigen zu einer großen zentralen Manifestation mit einer Methode 
der möglichsten Dezentralisation (A'erlegung des Gewiclits auf die einzelnen 
Betriebe. Stempelstellen umi Bevölkerungsscbicbten) verbinden. Dieses Ziel soll 
erreicht werden durch die Zusammenballung einer Höcbslzahl von Spezialversamm- 
bmgen der Betriebe. Stempelstellen usw. auf wenige Tage, wodurch einerseits an 
diesem Tage wie bei zentralen Demonstrationen ein möglichst riesiges Massenaufge
bot. andererseits durch die dezentralisierte Dtirchführimg ein möglichst tiefes 
Eindringen in die .Massen erreicht werden.
Der gleiche Kurs auf die Massen durch .Anwendung neuer Methoden gilt auch für die 
Agitation und Propaganda. Es muß gelingen, für alle Betriebs-. Straßen- und 
Dorfzellen die .Aufgabe zu stellen, bis zum .31. Juli mindestens 3 Betriebs-, 
Häuserblock- oder Dorfzeitnngen herauszugeben. (Eine Zeitung zur Vorbereitung 
der antifaschistischen Kampfwoche, eine Zeitung während der antifaschistischen 
Kampfwoche und eine Zeitung zur .Auswertung der antifaschistischen Kampfwoche 
und unmittelbar zur Wahl.)
Es muß mit unserer Hilfe die Masseninitiative von unten geweckt werden, indem 
bestimmte A'ertreter der einzelnen werktätigen Schichten von sich aus die Bearbei
tung ihrer Schichten im Sinne der .Antiläsciiistischen .Aktion und mit der .Aufforde
rung zur W ahl der KPD am 31. Juli in .Angriff nehmen. Das muß örtlich, gebietlich 
und im Reichsmaßstabe durchgeführt werden.
3. Verbindung der .Antifaschistischen .Aktion mit der Wahlkampagne.
Die A'erbindung der .Antifaschistischen .Aktion mit der Wahlkampagne der KPD darf 
keineswegs mechanisch erfolgen. SelbsUerständlich entfalten wir als Kommunisten 
innerhalb der durch die Einheitsfrontbewegung der antifaschistischen [Aktion] 
erfaßten Massen die Agitation für unsere Partei, aber nicht, indem wir diesen Massen 
die Zustimmung zu unserem Programm und die Wahlarbeit für die KPD aufzwingen, 
sondern indem wir die .Arbeiter und Werktätigen kameradschaftlich davon [zu] 
überzeugen versuchen, daß die KPD die einzige wirkliche antiläschistische Partei ist.

Je unzweideutiger wir uns mit allen Kräften in den Dienst der antifaschistischen 
Kampfmobilisierung und Herstellung der Roten Einheitsfront zum Kampf stellen, 
desto leichter wird es für uns sein, den .Arbeitern außerhalb unsrer Reiben die Rolle 
der KPD klar zu machen. Wir wollen die Einheitsausschüsse der .Antifaschistischen 
Aktion davon überzeugen, daß am 31. Juli ein Massenbekenntnis für die KPD 
notwendig ist. aber wir wollen sie keinesfalls mechanisch für die W ahlbewegung der 
KPD in Anspruch nehmen. Wir unterstützen in jedem Eall die .Antifaschistische 
.Aktion. Die Unterstützung der Organe und .Massen der .Antifaschistischen .Aktion für 
die KPD umgekehrt ist eine freiwillige, die selbständigen Beschlüssen der an der 
Antifaschistischen .Aktion beteiligten .Massen entspringen muß.
Unsere Arbeit innerhalb der .Antifaschistischen .Aktion in straff organisierten 
Fraktionen muß dazu dienen, sowohl die Beschränkung auf nur örtliche .Aufgaben 
einerseits, als auch die mechanische Einordnung der antifaschistischen Aktionsarbeit 
in die übliche Parteiarheit andererseits zu vereiteln.
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Im Wahlkampf ist das gesonderte Auftreten der Partei und Massenorganisationen 
neben der Antifaschistiseheii Aktion und iliren Organen hei engster kameradschaftli
cher Unterstützung möglich und zulässig. Dieses selhstäudige Auftreten (z. B. in der 
Frage von Wahl- tmd Agitationslokalen einerseits der Partei, andererseits der 
Antifaschistischen Aktion) ist überall dort notwendig, wo in der Überzeugung der 
Massen der .Atihänger der .Antifaschistischen Aktion die Aotwendigkeit des Bekennt
nisses zur KPD am 31. Juli noch nicht voll durchgedrungen ist. Nichtsdestoweniger 
dürfen wir [nicht] in den Fehler verfallen, eine schematische .Abgrenzung zwischen 
Parteiinteresse und Interesse der Finheitsfrontbewegung der .Antifaschistischen 
Aktion zuzulassen. So. wie wir in der allgemeinen .Aktion und Propaganda den Kurs 
darauf nehmen, möglichst zahlreiche Zitschriften sozialdemokratischer .Arbeiter, 
Arbeits- und Kriegsopfer, von .Angehörigen verhafteter .Antifaschisten, von gemaßre- 
gelten Betriebsräten. Angestellten. Beamten. Lehrern usw. anzuregen, die zur AVahl 
der KPD aufforderten, so gilt es auch innerhalb der .Antifaschistischen .Aktion 
klarzustellen, daß das Parteiinteresse der KPD niemals vom Klasseninteresse aller 
Arbeiter abweicht oder zu trennen ist.
4. Die Durchführung der antifaschistischen Kampfwoche.
Die Durchführung der antifaschistischen Kampfwoche soll in folgender Weise 
erfolgen:
a) .Am Sonntag, dem lü. Juli, tritt in Berlin die Konferenz zur Bildung des 
Reichseinheitsausschusses zusammen. Diese Konferenz hat ihre Flauptgrundlage im 
antifaschistischen Kampfkongreß für Berlin-Brandenburg-Grenztnark und soll 
außerdem aus dem Reich beschickt werden xon Delegationen wichtiger Großbe
triebe. Stempelstellen. Gewerkschaftsorganisationen, von Delegationen oppositionel
ler SPD-.Arbeiter, christlicher .Arbeiter und ehemaliger .Anhänger der .Nazis (.Anre
gungen über die Zusammensetzung der Konferenz sollen sofort von BL gemacht 
werden; im einzelnen werden sie mit den Bezirken besonders besprochen). Die 
Teilnehmerzahl der Konferenz aus dem Reich wird begrenzt sein, es kommt darauf 
an. die wichtigsten Vertretungen zu erreichen. Die Konferenz wird ein feierliches 
Manifest an das Proletariat und die übrigen AA'erktätigen in Stadt und Land ergehen 
lassen. Dieses Manifest soll ausklingen in ein A'erpnichtungsgelöbnis der Antifaschi
stischen .Aktion.^ Dieses Manifest soll die größtmögliche A'erbreitung erhalten. Ls 
muß in allen Versammlungen, bei allen Kundgebungen von den .Massen bestätigt 
werden (ähnlich wie seinerzeit das Gelöbnis des Roten Frontkämpferbundes).'’
b) In der Zeit vom Montag bis Mittwoch sollen 3000 Betriebsversammlungen, 10 000 
Lrw'erbslosenversammhmgen und 1000 Gewerkschaftsversammlungen durchgeführt 
werden. Diese Veranstaltungen sollen durchschlagend demonstrativen Charakter 
haben und müssen deswegen unbedingt für diese Tage (und nicht etwa für spätere 
Termine) vorbereitet werden. Notwendig ist deshalb rechtzeitige Saalfestlegung und 
Rednerschulung (.Material wird geliefert). Im Rahmen dieser Versammlungen muß

7 Vgl. .4ntifasdiistisclie .4ktion. Einleitung. S. 30 ff.
8 .Manifest und Kainpfgclöbni.s der .Antifaschistisehen Aktiun. beschlossen am 10. .Iitli 1932 vom 

Einheitskotigreß in Berlin, wttrden am 12. 7. in der Roten Fahne Nr. 1.Ö3 veröffentlicht. Beide sind 
abgedrttckt in: .Antifaschistische .Aktion. Dokument .57. S. 179 ff.

9 Zum RFB-Celöbnis vgl, tA eber I. S. 323.

514



16.6.1932 66.Anweisungen des Sekretariats an die Bezirksleitungen

besonders (bewirbt aut \ ersaiiiinlungeu und Kuiidgebimgeii der .luiigarbeiter und 
der Arbeiterinnen gelegt werden, ln diesen \ ersaniinlungen muß es zur Schaffung 

Massenselbslscluitz und Einheitsausscliüssen kommen.
c) Am Id. und f-'t. .luli sollen in allen Stadien .\|»|)elle des Roten .Massenselbstschut- 
zes mit riesigen Massenmeetings unter freiem Himmel als Generalappell der 
Antifaschistischen .Aktion durchgeführl werden. Die Betriebsversammlungen wie die 
Stempelstellenversamndungen müssen .self)st\erständlich der Vorbereitung dieser 
Generalappelle dienen, sie müssen deswegen auch zur Schaffung bzw. Verschärfung 
des Massenselbstschutzes ausgenutzt werden.
d) Am Sonnabend, dem 16. Juli, findet unter Teilnahme aller von der Antifaschisti
schen Aktion erfaßten Massen der Betriebe. Stempelsteilen und Wohngebiete eine 
großzügige allgemeine Haus- und 1 lolägitation statt mit Sammlung für den 
antifaschistischen Kampffond, mit [V erbreiltung antifaschistischer Literatur, antifa
schistischer Zeitungen und der Parteipresse (gute Einteihmg der zur Verfügung 
stehenden Kräfte) statt.
e) Am Sonntag, dem 17. Juli, wird der 2. Rote Landsonntag der .Antifaschistischen 
Aktion auf breitester Massengrundlage durchgeführt werden. \V ichtig ist, daß 
Betriebsbelegschaften und Stem|)elstellen unter Führung der Einheitsausschüsse 
bestimmte Dörfer bearbeiten unter Hinzuziehung des Massenselbstschutzes der 
Betriebe und Stempelstellen.
Wo noch keine Einheitsausschüsse der Antifaschistischen Aktion bestehen, müssen 
die Parteiorganisationen den Roten Landsonntag durchführen unter Hinzuziehung 
der Mitglieder aller Massenorganisationen (Sportler!) und möglichst vieler nichtor- 
ganisierter .Arbeiter. Der Rote Landsonntag wird mir dann von Erfolg sein, wenn die 
.Antifaschistische Aktion in den einzelnen Dörfern mit möglichst großen Massen 
auftritt. Der Plan für den Landsonntag muß deshalb von langer Hand gründlich 
vorbereitet werden.
f) Im Rahmen der Kampfwoche sollen, wo 
antifaschistische Kampfkonferenzen abgehalten werden. Ebenso sind besondere 
Versammhmgen der Roten Hilfe unter den Losungen ..Heraus mit den antifaschisti
schen Kämpfern! Vollamnestie für die proletarischen-politischen Gefangenen“ 
einzughedern.
Die befreundeten .Massenorganisationen (Rote Verbände. RGÜ. Sportler. IAH, 
Internationaler Bund usw.) müssen natürlich bei der stärksten Unterstützung der 
allgemeinen Veranstaltungen und Konferenzen der Antifaschistischen .Aktion ihre 
Arbeit auf der Grundlage ihrer speziellen Aufgebote und ihren besonderen Methoden 
durchführen.

von

ilie Voraussetzungen gegeben sind,

In jedem Betrieb soll bereits jetzt ein bestimmter Termin für die Durchführung von 
Konferenzen (Gebietsweise oder im Maßstabe des Gesamt-Bezirks) ins Auge gefaßt 
werden. Die Einberuftmg soll auf Grund bestimmter Ereignisse oder Initiative von

Großbetrieben, je nach der besonde-svnipathisierenden Organisationen. Ap|)eil von 
ren bezirklichen Lage erfolgen, 
g) Die Presse muß eine antifaschistische \V oche der Arbeiterkorrespondenten 
durchführen, unter Berücksichtigung auch der Korrespondenten führender revolu
tionärer Kämpfer aus Italien. Polen, dem Balkan.

515



66. 16.6.1932 Anwei§ungen des Sekretariats an die Bezirksleitungen

h) Die antifascliistisrlie Kainpl'woclie soll in dieser Durchführung den Auftakt für die 
eigentliche ahlhewegung bilden. Je größer die Massenniohilisierung durchgeführt 
wird, um so leichter w ird es möglich sein, alle Kräfte der Antifaschistischen Aktion 
für die Unterstützung der Vi ahlhewegung der Partei zu gewinnen. Der Reichsein- 
heitsaussidiuß wird selbstverständlich ebenfalls zu der Frage der Reichstagswahlen 
Stellung nehmen und bestimmte Forderungen entsprechend dem .Manifest aufstellen. 
Ebenso wird eine Sondernummer ..Antifaschistische Aktion", die ein Gesamtbild der 
in der antifaschistischen Kampfwoche durchgeführten Millionenbewegung in ganz 
Deutschland geben soll, zur Wahl Stellung nehmen.'"
5. V orbereitung des Antikriegskongresses.
Die antifaschistische Kampfwoche soll zugleich der verstärkten Vorbereittmg des 
Internationalen Antikriegskongresses dienen. Dieser Kongreß findet voraussichtlich 
Mitte August statt. Die werktätige Bevölkerung Deutschlands muß auf diesem 
Kongreß eine sehr breite Vertretung haben. Es müssen mindestens 2000 Delegierte 
entsandt werden. (Genauer Vorscblagsplan siehe Anlage 2.)" (Direktiven und 
Materialien zum Antikriegskongreß werden besonders übermittelt.)
Die Vorbereitung des Internationalen Kongresses setzt voraus, daß die enge 
V'erbindung des antifaschistischen Kampfes mit dem Kampf gegen den imperialisti
schen Krieg, für die Verteidigung der Sowjetunion dauernd mit größter Eindringlich
keit hervorgehoben wird und daß die .Antiläschistische .Aktion ihre Ilauptgrundlage 
in den Betrieben und Gebieten findet, die für die revolutionäre .Vntikriegsarbeit von 
ausschlaggebender Bedeutung sind. Dazu gehört auch, daß den Problemen der 
revolutionären antimilitärischen Beeinllussung der Jugend in V erbindung mit 
Arbeitsdienst, drohendem Verbot des Kommuni.sti.schen Jugendverbandes und 
national-sportlichen Zwangsorganisationen weit größere BedetUung beigemessen 
wird als bisher. In der Gesamtkampagne Friedensveitiag. [muß] der 28. Juli 
(Jahrestag der ersten Kriegserklärung und .Vlobihnachung von I9H) besonders 
heiworgehoben werden.
V'orläufiger .VIaterial|)lan.
Bereits im Rundschreiben vom 4. Juni ist auf die .Notwendigkeit hingewiesen, 
voiwiegend mit eigenem Material der unteren Einheiten zu arbeiten. Die Antifaschi
stische .Aktion soll nicht bloß Agitation, sondern eben .Aktion sein. Das Zentrale- 
Material kann nur die Erfahrung der einzelnen kleineren .Aktionen auswerten, kann 
aber nicht unmittelbar der Unterstützung der kleineren Aktionen in ausreichendem 
Maße dienen. Sichert desw^egen. daß sich alle unteren Einheiten. Unterbezirke eigene

10 Zum Ergebnis der aiuifaseliistlschen Kampfwoi iie vgl. Krilik des ZK in Dok. 69. Bereits am 19. .Juli 
gab die Orgableilimg ein Rundsclireiben an die Bezirksleilimgeii heraus, in dem krihsierl wurde, daß 
das Scbwergewicbt nicht die Betriebe seien. Das ttmfangreiclie Rundsclireilten vgl. St.\ Bremen. 4/65. 
Nr. 13 h. und Records T-HS. 333. 28384()(r-28384l6.

11 Dieser X'orschlagsplan liegt nicht vor. Die Zahl der detitschen Delegierten auf dem .Amsterdamer 
K(jngreß betrug 759. Vgl. GdA S. 375 f.

12 Über diese Kampagne zum 
scheint in der Kampagtie zur .Antifaschistischen .Aktion untergegangen zu sein. .Allerdings veröffent
lichte die Inprekorr Nr. 3.3—49 eine Doktttnetitenserie: \X ie der erste AA'eltkricg vorbereitet wurde.

13 Die folgenden Teile des vorliegenden Rttiid.schreibens sind aus: NSD.AP-l lau|)tarchiv. Reel 15. Folder 
289.

.lahrestag des Friedensvertrages liegen sonst keine .Anweisungen vor. Sie
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Agitalionspläne machen. Schafft für den Bezirk selbst auch [einen] Agitationsplan. 
Jede Untereinheit muß ihr Agitationslokal haben, ebenso sollte jeder Uinheitsaus- 
schuß sein Werbe- und Agitationslokal haben. Gliedert Agitationswerkstätten an, 
Nähstuben für Fabnen und Transparente. Organisiert die Beschafftmg von neuen 
Vervielfältigungs- und Druckmöglicbkeiten. verbessert die Vorbereitung und Durch
führung aller Wranstaltungen. sowohl in der .Ankündigung, wüe in der Aufmachung. 
Organisiert Sprechchöre, sichert die weiteste Verbreitung von roten Fahnen und 
Transparenten usw.
Der nachstehende Materialplan wird noch ergänzt dinch eine Reihe äußerst 
wirksamer Aufrufe zur W ahl unserer Liste, die von 300 W itwen. W’aisen und 
Invaliden der Crubenkatastrophen. 300 abgebauten und gemaßregelten Lehrern, 
von einer Zahl gepfändeter, zwangsversteigerter Bauern usw . unterzeichnet sind. Die 
Bezirksleitungen w erden über das Erscheinen dieser Flugblätter und die Beschaffung 
der notwendigen Unterschriften noch besonders benachrichtigt.''*
Selbstverständlich werden auch bei besonderen Anlässen nocJi einige Flugblätter und 
Flugzettel zentral erscbemen.
Zentrales Material.'^
a) Innerorganisatorische .Anweisungen
1. Referentenmaterial.
2. Material für den Schulnngstag im Juni und Juli.
3. Presse- und Informationsdienst für Betriebs-. Stempelstellen- und Ortszeitungen.
4. Allgemeine Anregungen für die Durchführung der .Antifaschistischen Aktion (für 
Zellen. Ortsgruppen. Fraktionen). .Appell an alle Mitglieder der Partei und der 
Alassenorganisationen.
b) Flugblätter
1. Gegen Papens Notverordnung und .Aiditebung des S.A-Verbots (erscheint Freitag, 
den 17. Juni).
2. Für soziale und nationale Befreiung, gegen die imperialistischen Kriegstreiber.
3. Die Antifascbistische .Aktion scblägt den Faschismus. (Appell an die SPD- 
.Arbeiter).
4. Für Arbeit und Brot - Her mit den .Milliarden (Arbeitsbeschaffung).
5. 10 Tatsachen (.Merkblatt für die SPD-.Arbeiter).
6. Arbeitsdienst — Kriegsdienst.
7. Inflation (Für .Mittelstand).
8. Frauenflugblatt.
9. Zwei Flugblätter für Landsoimtage. (Das erste erscheint am 16. Juni).
10. Manifest des Reichseinheitsausschusses der .Antifaschistischen .Aktion. 
Außerdem zwei Bildflugblätter. Handzettel und Klebezettel.
c) Plakate:
Bildplakate:
1 Bildplakat ..Die .Antifaschistische Aktion marschiert ‘

l4 Konnten niclil erinittell wenh'ii.
1.5 Die fönende .\iißtelluiii; vermag einen Lfberhliek zu gehen, mit welchem .Malerialanlwaml die 

(iriindimg der .^nlil’aschi.'.tiselien .Aktion l)ewerk.stelligt wurde, tileiclizeitig dienten diese Materialien 
der Wahlwerhimg zur Reieli.slagswahl am 31..1nli 19.12. Ls war niclil festztistellen. wieweit diese 
Materialien tatsächlich erschienen sind.
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1 Bildplakat Gegen Pa/teAt-Regierung 
1 Bildplakat Gegen Nazi 
1 Bildplakat Für Bauern 
1 Bikiplakat Für Frauen 
1 Bildplakat Für Jugend
1 Bildplakat ..Antifasclüsten wählt Kominunisten!"
Schrif'tplakate:
1. Gegen die Regierung der Scharfinadier. Barone und Cieneräle — gegen faschisti
sche Diktatur — für Arbeiter- und Bauertiregierung.
2. Fier mit den Milliarden — für Arbeit und Brot.
3. Gegen F/ü/c/Jaschisuius.
4. KPD-Liste 3.
d) Broschüren:
1. Neuauflage ..Was will die KPD?"
2. Her mit den Milliarden — Für .Arbeit ttnd Brot!
3. Hitler der Führer (Nazi-Korruption).
4. Gegen Hakenkreuz und Grafeiikrone (.Appell au die SPD-.Arbeiter: So wird der 
Faschismus geschlagen!).
5. Drittes Reich — Italien.
Außerdem erscheint das Hatidbuch der Reichstagsfraktion: ..Zwei Jahre Drüning- 
Diktatur — Von Brüning zu Papeiü'}'^
e) Zeitungen itsw.
1. Antifaschistische Aktion. Rotationszeitung 5 Pfg. Erscheint nach Bedarf, erste 
Nummer am 2-1. Juni.
2. Illustrierte Zeitung für Kampfwoche gegen imperialistischen Krieg. Erscheint 
Ende Juni.
3. Sondernummer des Roten H ähler.
In den nächsten Tagen kommt die Plakette der Antifaschistischen Aktion heraus.
f) Traktätchen der Antifaschistischen Aktion:
Diese Traktätchen sind nicht direkt auf die \X ahl zugeschnitten. Sie behandeln 
bestimmte Probleme des antifaschistischen Kampfes. Sie werden den Bezirken nur 
auf direkte Anforderung auf Grund der Bestellung der Ortsgruppen zur Verfügung 
gestellt. Bis jetzt sind geplant:
25 Punkte der NSDAP. Nazi-Streikbrecher. Erfüllungspolitik der NSDAP. Arbeiter
morde, Nazikorruption. SPD-Fülu'er in der Papen-¥roni. V on Brüning zu Papen. 
Terminplan über erscheinendes Material erhalten die Leitungen durch .Zentralagit
prop.

16 Vgl. Zwei Jahre Brüning-Diklatur. Von Brüning zu Papen Handbuch der Kommunistischen 
Reichstagsfraktion. April 1930 bis Mai 1932. Berlin o.J. (1932).
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67.

23. 6. 1932: Anweisiinfit'ii tics Sekretariats zur Keiehstagswahl vom Juli 1932

BA R 43/1V-20, 91-98; Hektographiertes Rundschreihen. Iberschrift: ..Rundschrcihen Nr. 13.
Anweisungen des Sekretariats“.

Inhaltsverzeichnis:
Reichstagswahl 1932

An alle Bezirksleitungen und Redaktionen!

Merkblatt
für die kommunistischen AA'ahlkomitees zur Reichstagswahl am 31. Juli 1932. 

(Instruktionen für die technischen ^ ahlarbeiten)
Anfragen in Wahlangelegenlieiten sind zu richten an:
Ernst Torgier. MdR. Berlin NW 7, Reichstag.'
Werte Genossen!
Die \ orarbeiten für die Reichstagswahlen sind nach den in diesem Merkblatt 
festgelegten Richtlinien sofort von den Bezirksleitungen in Angriff zu nehmen:
W a li 11 a g ist Sonntag, der 31. Juli 1932.
1. Bildung der XX'ahlkomitees
In jedem \A ahlkreis ist sofort ein Walilkomitee zu bilden. Es ist sofort Verständigung 
mit dem Nachbarbezirk, der evtl, an dem Wahlkreis beteiligt ist. darüber aufzuneh
men. wie die Wahlkomitees gebildet werden sollen. Nach Möglichkeit sind dazu 
Landtagsabgeordnete. Stadtverordnete und Gemeindevertreter hinzuzuziehen.
2. Die Aufgaben des Wahlkomitees:
An technischen AX'ahlarheiten hegen dem Wahlkomitee insbesondere ob:
1. alle Arbeiten, die mit der Einreichung der Kandidatenlisten verbunden sind.
2. die Listenverbindungserklärungen im Walilkreisverband.
3. die Anschlußerklärnng an die Reichsliste.

Genossen für den Kreiswahlaussclmß und \ erbandswahlaus-4. Bestimmung von 
schuß,
5. Bestimmung von Genossen, die als Beisitzer im Wahlvorstand in Frage kommen.
6. Organisation der Einsichtnahme in die Wählerlisten,
7. Organisation der Kontrolle in den Wahllokalen am Wahltage,
8. Zusammenstellung der XX ahlresultate.
3. Kandidaten-Aufstelhmg:
Die Kandidatenlisten müssen so rechtzeitig anfgestellt werden, daß sie mit den 
Unterschriften und den Zustimmungserklärungen der Kandidaten bis spätestens 
11. Juli 1932 m den Händen des Kreiswahlleiters sein können.

1 Ernst Torgier (1893-1963 : "chörle dem Reichsla;; nrnimerhrochen von 1924 bis 1933 an. .Ab 1929 
war er Fraklionsvorsitzender der KPD. \ gl. die Kurzbiographie bei \\ eher II S. 324 f.
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4. Zahl der Kandidaten:
Die Zahl der Kandidaten in den einzelnen Kreisen soll inöglichsl lirols sein — etwa 15 
bis 20 in jedem Kreis." Eine gesetzliche X’orschrift iiher die höchst zulässige Zahl der 
Kandidaten besteht nicht. Für uns kann es auch keine Rolle spielen, ob in einem 
Kreis Aussicht besteht, mehr oder weniger Kandidaten durchzubringen. Das 
wesentliche ist. dal* die Kandidaten zur W ahlpropaganda herangezogen werden, da 
ihnen keine Beschränkung in der W ahlpropaganda aul'erlegt werden kann.
5. Wer kann zum Reichstag kandidieren''
Nach § 4 des Wahlgesetzes ist wählbar jeder Wahlberechtigte, der am Wahltage 25 
Jahre alt und seit mindestens einem Jahre Reichsangehöriger ist. Die Bestimmung, 
daß der Kandidat wahlberechtigt sein muß, hat nicht zur Wuanssetzung. daß er 
auch m der W ählerliste steht. Es ist nur lestzustellen. daß er tatsächlich wahlberech
tigt ist. Die Gemeindebehörde hat darüber eine amtliche Bescheinigung auszustellen, 
..daß der Kandidat am Wahltag das 25igste Lebensjahr vollendet hat. seit 
mindestens einetn Jahr Reichsangehöriger und vom W ahlrecht nicht ausgeschlossen 
ist“.
Den Bezirksleitungen gehen in den nächsten Tagen zur Weiterleitung an die 
W'ahlkomitees Vordrucke für solche Bescheinigungen zu.
6. Zustimmimgserklärimgen
Der aufgestellte Kandidat hat dem Wahlleiter des Wahlkreises gegenüber die 
Erklärung abzugeben, daß er seiner .Aufstellung auf eine Kandidatenliste des Kreises 
zustimmt (A’ordrucke für Zustintmungserklärungen gehen den Bezirksleitungen zur 
Weiterleitung an die Wahlkomitees zu).
7. Die Lhiterzeichnung der Kandidatenlisten
Die Kreiswahlvorschläge bratichen nach dem Reichswahlgesetz nur mit 20 Unter
schriften versehen zu sein. Es ist aber notwendig, daß mindestens 25—30 Genossen 
die Liste unterzeichnen, damit bei Beanstandungen sofort Reserve-Lhiterschnften 
vorhanden sind.
Unterzeichner der Kandidatenliste können auch die Mitglieder des W ahlkomitees 
sein, wenn sie Wähler sind und in der Wählerliste stehen. .Nicht milerzeichnet werden 
darf die Liste von den Kandidaten selbst.
Die Unterzeichner der Kandidatenliste müssen eine behördliche Bescheinigung 
dariiber beibringen. daß sie in der W ählerliste stehen. Es empfiehlt sich, die 30 
Unterzeichner aus einer Ortschaft zu nehmen, damit die gemeindehehördliche ’ 
Bescheinigung gleich auf unseren Vordrucken (siehe daselbst) generell für alle 
Linterzeichner vollzogen werden kann.
Es ist darüber zu wachen, daß die Unterzeichner unserer Listen nicht gleichzeitig 
etwa Kandidatenlisten anderer Parteien unterzeichnen (gesetzlich nicht zulässig). 
Das Wahlkomitee muß sofort nach Eingang des Vordrucks für die notwendigen 
Lüiterschriften sorgen, damit die kertigstelhmg der Kandidatenliste keine Verzöge
rung erleidet.

2 Die KPD liieh sich an diese .Anweisuiifien. sie stellle zwischen 8 (Wahlkreis Franken) und 
28 (Magdehurg: Kandidalcn auf. außerdem 4() Kandidalen der Reichsliste. V'gl. Reichstag-Hand
buch. V. Wahlperiode 1930. Berlin 1930. S. 208 ff.
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8. Vertraueiismätiner der Kandidatenlisten
Einer der L^nterzeichner (Mitjilied des Walilkoinitees) ist als Vertrauensmann, ein 
anderer als sein Stellvertreter zu bezeiehnen. Der Vertrauensmann und sein 
Stellvertreter haben deti V erkehr mit dem amtlichen Wahlleiter aufrecht zu erhalten, 
sie haben auch die Listen- und Anschluß-Erklärunfren für die Kandidateidiste 
abzugeben.
Ein Vertrauensmann kann nicht gleichzeitig für mehrere Kreiswahlvorschläge oder 
mehrere Reichswahlvorschläge fungieren.
Die V ertrauensmänner sind abberufbar. Erklärt mehr als die Hälfte der Lüiterzeich- 
ner einer Kandidatenliste detn Wahlleiter gegenüber, daß der Vertrauensmann oder 
sein Stellvertreter durch einen anderen ersetzt w erden soll, so tritt ohne weiteres der 
neu ernannte V ertrauensmann an die Stelle des früheren.
9. Kennwort der Kandidatenlisten
Jeder Wahlvorschlag ist mit einem auf die Parieistellung der Bewerbung hinweisen
den Kennwort zu versehen, das den Vi ahlvorschlag deutlich von allen anderen 
VV ahlvorschlägen unterscheidet. Die kommunistischen Kandidatenlisten müssen 
überall mit dem Kennwort: ..Kommunistische Partei Deutschlands" versehen 
werden. Die Eorin der Kandidatenliste ist aus den V ordrucken für die Kandidatenli
sten ersichtlich. Wir haben die V ordrucke so eingerichtet, daß sie gleichzeitig die 
Namen der Kandidaten, die .Vnschlußerklärung an den Reichswahlvorschlag, die 
Namen der Unterzeichner und die gemeindehehördliche Bescheinigung über die 
Wahlberechtigung der Lüiterzeichner enthält.
10. Einreichung der Kandidatenliste.
Eür jeden Wahlkreis wird von der Regierung ein Vi ahlleiter ernannt. Name und 
.Adresse des Wahlleiters muß amtlich bekannt gemacht werden. Der \V ahlleiter hat in 
den Amtsblättern zur Einreichung von Kreiswahlvorschlägen aufzufordern. Die 
Einreichung kann dort, wo die Kandidatenliste feststellt, sofort nach Bekanntgabe 
des Kreiswahlleiters geschehen, spätestens jedoch am 11. Juli 1932 (siehe Zitier 3). 
Dazu gehören natürlich alle notwendigen Bescheinigungen für die Kandidaten und 
die Zustimmungserklärung der Kandidaten.
V enn die Einreichung der Liste persönlich durch den V'ertrauensmann nicht möglich 
ist. muß der Vertrauensmann die Einsendung per Eingeschriebenem Briel vor
nehmen.
11. Listenverbindung in den \V ahlkreisverhänden.
Mehrere Wahlkreise sind zu einem VVahlkreisverhand zusammengeschlossen. Inner
halb dieser Wahlkreisverhände können die Kandidateidisten derselben Partei 
verbunden werden. Eine Verbindung von Kandidatenlisten verschiedener Parteien 
ist unzulässig. Nur Kandidatenlisten, die ein und derselben Reichsliste angeschlossen 
sind, können verbunden werden. Die Kandidatenlisten der Kommunistischen Partei 
müssen unter allen Umständen verbunden werden. Die Verbindung hat den Zweck, 
die in den einzelnen Kreisen verbleibenden Reststimmen im V ahlkreisverband zu 
sammeln. Übersteigt die Zahl der Reststimmen büüöö. so wird der Kandidatenliste, 
die den größten Rest aufzuweisen hat. noch ein Mandat zugewiesen.
Wenn die Verbindungserklärung unterlassen wird, gehen zw-ar die Stimmen nicht 
verloren, sie werden der Reichsliste zugezählt. aber den Kreisen geht zugunsten der 
Reichsliste unter Lünständen ein .Mandat verloren.
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12. Erklärung der Listeiiverbindiiug.
Die Vertrauensinaimer der Kandidatenlisten in den einzelnen Kreisen haben 
übereinstimmend dem \'erbandswahlleiter anzuzeigen, daß die kommunistische 
Liste ihres Kreises mit der kommunistischen Liste des einen oder der anderen zum 
W ahlkreis gehörigen Kreise verbunden werden sollen. Diese Erklärung muß von dem 
Vertrauetismann des einen Kreises unterzeichnet, dem Vertrauensmann des oder der 
anderen Kreise zur Unterschrift zugesandt und von dem letzten dann sofort 
eingeschrieben oder persönlich dem Verbandswahlleiter übermittelt werden. Die 
V erbindungserklärung muß bis spätestens den Ib. ,luli 1932 dem Verbandswahllei
ter abgegeben sein. Die Abgabe^ an unrichtiger Stelle macht die Wrbindungserklä- 
rung ungültig, w^enn Zweifel darüber bestehen, wer der Verbandswahlleiter ist. muß 
Auskunft beim Kreiswahlleiter eingehoh werden, der die .Vdresse angeben muß. 
Vordrucke für die Verbindungserklärung gehen deti Bezirksleitungen ebenfalls zu.
13. Die IVahlkreisverbände für die Reichstagswahl.
Name des VVahlkreisverbandes: Umfang des VVahlkreisverbandes:

1. Ostpreußen
2. Brandenburg I

Ostpreußen
Stadt Berlin und Potsdam 11 (Teltow- 
Beeskow-Storkow)
Potsdam 1 (Havelland, Niederbamim usw. 
und Erankfurt a./Oder) 
Pommern-Mecklenburg 
Breslau. Liegnitz und Oppeln 
Magdeburg. Merseburg, Thüringen 
Schleswig, Hamburg
Weser-Ems, Ost-Hannover. Süd-Hanno
ver. Braunschweig 
Westfalen-Nord. Westfalen-Süd 
Hessen-Nassau. Hessen-Darmstadt 
Köln-Aachen. Koblenz-Trier 
Düsseldorf-Ost, Düsseldorf-West 
Oberbayern-Schwaben. Niederbayem 
Franken-Pfalz
Dresden-Bautzen, Leipzig, Chemnitz, 
Zwickau
Württemberg. Baden

3. Brandenburg II

4. Pommern-Mecklenburg
5. Schlesien
6. Sachsen-Thüringen
7. Schleswig-Holstein. Hamburg
8. Niedersachsen

9. W estfalen
10. Hessen
11. Rheinland-Süd
12. Rheinland-Nord
13. Bayern-Südost
14. Bavern-Nordwest
15. Sachsen

16. Württemberg-Baden

1-t. Reichswahlvorsi:hlag.
Anschlußerklärung an die Reichsliste 
Die Anschlußerklärung befindet sich bereits auf dem V'ordruck für die Kandidaten
liste und wird demgemäß zusammen mit der Kandidatenliste eingereicht. Wenn 
diese Erklärung nicht in jedem W ahlvorschlag abgegeben wird, dann gehen die

3 In der ^ orlage irrtümlich: .4ngabe.

522



67.23. 6. 1932Anweisungen des Sekretariats zur Reichstagswahl vom Juli 1932

Reststimmen verloren. Außerdem wird dadurch die Verbindungserklärung im 
Waldkreisverband hinfällig, denn nach dem Wahlgesetz ist die Listenverbindung im 
Wahlkreisverband nur dann wirksam, wenn diese Wahlkreisv(nschläge derselben 
Reichswahlliste angeschlossen sind.

15. Beseitigung der Mängel.
Die Wahlleiter sollen die Vertrauensmänner auf etwaige Mängel der Kandidatenliste 
oder Verbindungserklärungen aufmerksam machen und auffordern, diese Mängel zu 
beseitigen.
Unsere Wahlkomitees und \'ertrauensmänner müssen aber so gewissenhaft verfah
ren, daß sie Mängel vermeiden. Eine Beseitigung von Mängeln ist nicht mehr 
möglich: beim Kreiswahl Vorschlag, wenn er vom Wahlausschuß festgelegt ist, beim 
Reichswahlvorschlag, wenn er verc)flentlicht ist und bei den Verbindungserklärun- 

der Verbandswahlausschuß über ihre Zulassung beschlossen hat.gen. wenn
16. Telegrafische Listeneinreichung und Verbindungserklärungen.
Es kann der von uns unter allen Umständen zu vermeidende Ausnahmefall eintreten, 
daß Kandidatenlisten erst am letzten Tage der zulässigen Erist fertigzustellen sind. In 
diesem Lalle kann sie telegrafisch eingereicht werden, hat aber nur Gültigkeit, wenn 
sie durch eine spätestens am zweiten Tage nach Ablauf der Frist eingegangene 
schriftliche Erklärung bestätigt wird. Dasselbe gilt für Verbindungserklärungen, 
Zustimmungserklärungen der Kandidaten, sowie Anschlußerklärungen an die 
Reichsliste.
Über erfolgte Einreichung der Kandidatenliste mit den Anlagen und über die

die oben bezeichnete .Adresse soforterfolgten Verbindungserklärungen ist an 
Mitteilung zu machen.
17. Wahlausschüsse.
ln jedem Wahlkreis wird vom Wahlleiter ein Wahlausschuß gebildet, der von dem 
Wahlleiter als V'orsitzenden und aus vier bis acht Beisitzern besteht.
Im Wahlkreisverband ist ein Verbandswahlausschuß mit vier Beisitzern zu bilden. 
Für jeden Beisitzer ist ein V ertreter zu ernennen. Die Beisitzer und Stellvertreter sind 
von dem Vorsitzenden aus den Stimmberechtigten der Parteien des Wahlkreises zu 
berufen, nachdem er die Parteileitung gehört hat.
Die Vertrauensmänner der Kandidatenlisten und ihre Stellvertreter können nicht 
Beisitzer der Wahlausschüsse sein. Die Namen der Beisitzer und Stellvertreter sind 
amtlich bekannt zu machen. Die Bezirksleitungen bzw. die 'V ahlkomitees haben 
Besetzung dieser Beisitzer- und Stellvertreterposten geeignete Genossen auszusuchen 
und darauf zu achten, daß diese Genossen mit dem VV ahlgesetz vertraut sind; denn 
die Ausschüsse haben über die Gültigkeit der Kandidatenlisten und V erbindungser- 
klärungen zu entscheiden, das Wahlergebnis lestziistellen und über die Zuteilung 
von Mandaten zu beschließen.

zur

technischen V'orbereitungDie Aufgaben der Bezirksleitungen und Ortsgruppen zur 
und Durchführung der W ahl.
L Wählerlisten.
In jedem Wahlbezirk muß für die dort wohnenden W ähler von 
Wählerliste angelegt werden. Die W ählerliste ist kurz vor der W ahl zur Einsicht
nahme der Wähler auszulegen, damit sich der Wähler vergewissern kann, ob

der Behörde eine

sein
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Name eingetragen ist. Wer nicht in der Wählerliste steht, darf nicht wählen. Die 
Wählerlisten liegen einheitlich für das ganze Reich aus: vom 10. Juli bis 17. Juli 
einschließlich.
2. Abschrift der Wählerlisten.
Voraussetzung für einen Schlepperdienst am Wahltage ist das Vorhandensein von 
Abschrilten von \\ ählerlisten. In großen Städten und stark bevölkerten Orten ist es 
deshalb notwendig, solche Abschriften anzufertigen. Der Bezug von amtlichen 
Abschriften ist für unsere Parteiorganisation finanziell nicht tragbar: die Bezirkslei
tungen und Ortsgrupijen müssen daher sofort schreibgewandte Genossen verpflich- 
ten, die derartige Abschrilten herstellen können. .Mit Hilfe unserer Stadtverordneten 
und Gemeindevertreter muß erreicht werden, daß die Gemeindebehörden räumlich 
und zeitlich Gelegenheit zur Vornahme der .Abschriften gehen. In kleineren Orten 
wird es auf andere Weise möglich sein, den Schlepjterdienst am Wahltage zu 
organisieren. Die W ählerlisten müssen vor Auslegung der Wählerlisten abgeschrie
ben sein.
3. Organisation der Einsichtnahme in die Wählerlisten.
Wählen kann nur. der in der W ählerliste steht. Deshalb ist es eine absolute 
Notwendigkeit, daß die Einsichtnahme in die Wählerlisten gut organisiert wird, 
damit keiner unserer W ähler wegen dieser Unterlassung sein Wahlrecht verliert. Mit 
Hilfe unserer Stadtverordneten und Gemeindevertreter ist darauf zu achten, daß für 
die Einsichtnahme in die W ählerlisten genügend .Auslegestellen eingerichtet werden, 
die auch leicht erreichbar sind und daß durch genügende amtliche Bekanntmachung 
auf die yVuslegung und die Auslegungsorte aufmerksam gemacht wird.
Die Redaktionen sind verpflichtet, täglich durch Schlagzeilen mit Angabe der 
Auslegungszeit zur Einsichtnahme in die Wählerliste aid'zufordern.^
Zur Erleichterung der Einsichtnalime wird es sich für die Bezirks- und Ortsgruppen
leitungen empfehlen. Einzeichnungslisten in den Betrieben. Gastwirtschaften. Partei
geschähen usw. auszulegen, in welche sich diejenigen eintragen, die nicht Zeit haben, 
die W ählerliste bei dei- Behörde selbst einzusehen. Ein beauftragter Genosse hat dann 
die W ählerliste daraufhin zu kontrollieren, ob die eingezeichneten Namen in der 
amtlichen Eiste enthalten sind. Eehlt ein .Name, so muß der Betreffende seihst sofort 
benachrichtigt werden und dieser dann die Nachtragung sofort veranlassen.
■i. Einsprüche gegen die Wählerliste.
Die Reklamation wegen Eehlens in der Wählerliste ist hei der Gemeindebehörde 
anzubringen innerhalb der Erist. welche in der Bekanntmachung über die Auslegung 
der Wählerliste angegeben ist.
5. W ahlliste oder Stimmscheine.
Die Einrichtung der W ahl- und Stimmscheine hat den Zweck, einem W ähler. der 
sich am W ahltage außerhalb seines Wahlkreises aufhält, die Ausübung seines 
Wahlrechts zu ermöglichen. Die Wahlgesetze enthalten folgende Bestimmungen:
(§ 9)

4 Eine Durchsichl der kominunislischeii Zeiuiiiijen Rote Fahne. Freiheit (Düsseldorf!. Bergische 
Arbeiterstimnie (Soliiigeni und Arbeiter-Zeitung '.Mannheimi ergal) keine .4ufforderung in der 
eiuspreclienden Zeit, das Rinidsclireiben wurde offensielnlioli nieht heaehlel.
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Einen Stinnnsehein erliält auf Antrag:

1. Ein Stinnnbereclitigter. der in eine älilerliste oder \\ älilerkartei eingetragen ist, 
E wenn er sich am Ahsiinnnimgstag während der Ahstimninngszeit aus zwingenden 
Gründen außerlialh seines Stimmltezirks aulliält.
2. Wenn er nach Ablauf der Einspruchsfrist (Ziffer 4) seine Wohnung in einen 
anderen VX’ahlkreis verlegt.
3. wenn er infolge eines körperlichen Eeidens oder Gebrechens in seiner Bewegungs
freiheit behindert ist und dtirch den Stimmschein die Möglichkeit erhält, einen für 
ihn günstiger gelegenen Ahstimmtmgsraum attfzustichen.

U. Ein Stimmberechtigter, tier nicht in eine Stimmliste oder Stimmkartei eingetragen 
oder darin gestrichen ist;
1. wenn er nachweist, daß er ohne sein \ erschulden die Anspruchsfrist versäumt hat;
2. wenn er wegen Ruhen des Wahlrechts nicht eingetragen oder gestrichen war. der 
Grund dafür aber nach Ablauf der Einspnichsfrist weggefallen ist:
3. wenn er Auslandsdeutscher war tind seinen Wohnort nach Ablauf der Einspruchs
frist in das Inland verlegt hat.
Stimmscheine können noch am Tage vor der .Abstimmung ausgestellt werden.
Das Wahlrecht ruht für die Soldaten während ihrer aktiven Dienstzeit, wenn ein 
Soldat zwischen Auslegung der ählerliste und V^'ahltag atisscheidet. muß er nach 
Ziffer II. 2 einen \^’ahlschein bekommen. Dasselbe gilt für Straf-. Untersuchungs
und Polizei-Gefangene, die in dieser Zeit atis dem Gefängnis entlassen werden. 
Schutzhaftgefangene besitzen unter allen Umständen das ^S’ablrecht und müssen 
zum Wahlen zugelassen werden. Eür diese empfiehlt sich die Beschaffung eines 
Stimnischeines.
Mit Unterstützung unserer Stadtverordneten und Gemeindevertreter ist bei den 
Gemeindebehörden darauf hinzuwirken, daß für Kranken- und Pflegeanstalten mit 
einer größeren Anzahl von Stimmberechtigten, die keinen Abstimmungsraum 
außerhalb der .Anstalt aufsuchen können, besondere Stimmbezirke gebildet werden, 
durch deren Einrichtung den Kranken und dem dienstttienden Pllegepersonal 
Gelegenheit zur Stitnmabgabe gegeben \\ ird. Ist die Zahl der Stimmberechtigten 
einer Krankenanstalt so gering, daß sich die .Abstimmung der einzelnen Stimmbe
rechtigten ermitteln ließe, so ist bei den Gemeindebehörden für die Bereitstellung 
geeigneter Transportmittel Sorge zu tragen, damit die transportfähigen Kranken 
einen für sie günstig gelegenen .Abstimmungsraum atd'suchen können.
6. Bekanntmachung der AA'ahlen.
Die Abgrenzung der Wahlbezirke, die Ernennung des W ahlvorstehers und seines 
Stellvertreters, die Bestimmung des Wahlratnnes. sowie Tag und Stunde der AA'ahlen 
sind spätestens drei Tage vor der .Abstimmung in ortsüblicher \A eise bekannt zu 
geben. Es genügt Bekanntgabe mittels Plakatanschlag.
7. Beisitzer zum AA’ahlvorstand.
Für jeden Wahlbezirk wird von der Behörde ein W ahlvorsteher ernannt, der aus den 
\A ählern des Bezirks drei bis sechs Beisitzer beruft. Die Beisitzer sollen Erklärungen 
der Regierung zufolge möglichst allen im AA'ahlbezirk vertretenen Parteien entnom
men werden.
Die Bezirks- und Ortsgruppenleitungen haben daher eine Anzahl von Genossen
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auszuwählen, die dem XX'ahlvorsteher vorzuschlagen sind, wenn das Ersuchen ergeht, 
Personen für die Beisitzerposten zu nennen.
8. Die Wahlzeit und Stimmzettel.
Die ^S'ahlzeit wird amtlich bekannt gegeben. Pausen in der angegebenen Zeit gibt es 
nicht. In dieser Zeit muß es ununterbrochen möglich sein, zu wählen. Am Schluß der 
W ahl dürfen nur noch die Wähler zur Stimmabgabe zugelassen werden, die im 
Wahlraum anwesend sind.
Unsere Redaktionen müssen deswegen mehrere Tage \or der Wahl in Schlagzeilen 
zur rechtzeitigen Stimmabgabe auffordern.
Die Stimmzettel werden wüe bei der letzten Reichstagswahl wieder amtlich herge
stellt. Der kommunistiscdie Wahlvorschlag hat die Nummer 3.
Diese Nummer steht unbedingt fest. Es kann also sofort von den Redaktionen mit der 
Popularisierung dieser Zahl bei den Wählermassen begonnen werden.
Trotz der Einheitlichkeit und Übersichtlichkeit der Stimmzettel müssen die Bezirks
und Ortsgruppenleitungen dafür sorgen, daß w ährend der ganzen Wahlhandlung vor 
den W ahllokalen Genossen bereitstehen, die die W ähler über die richtige Kandida
tenliste und deren Platz und Nummer belehren.
9. W'ahlkontrolle und Schlepperdienst.
Die Bezirks- und Ortsgruppenleitungen haben dafür zu sorgen, daß in jedem 
W ahllokal von Beginn bis Ende der Wahl kontrollierende Genossen anw esend sind. 
Sie haben dafür zu sorgen, daß der W ahlakt ordnungsgemäß vor sich geht und daß 
die aufgerufenen Wähler in den eventuell vorhandenen Abschriften der W ählerlisten 
abgeschrieben werden, damit auf diese W eise der Schle|)perdienst organisiert werden 
kann. Die kontrollierenden Genossen müssen mit einem Ausweis, daß sie als 
Beauftragte der kommunistischen Partei fungieren, versehen werden.
Bei der Auszählung der Stimmen am Schluß der Wahl müssen in jedem Wahllokal 
Genossen anwesend sein, die die Auszählung überwachen und das Resultat nach den 
von der Ortsgruppenleitung bestimmten Sannnelstellen übermitteln müssen. Dort 
sind die Wahlresultate in kurzen Zwischenräumen zusammenzustellen und an das 
Zentralkomitee und an die Parteipresse weiterzuleiten.

68.

14. 7. 1932: Anweisungen des Sekretariats zur Einheitsfrontpolitik und zum
Reiehstagswahlkampf

BA R 134. Bd. 66. S. 44-.59 und StA Bremen. 4.6.3-I\ 13 k: Polizeiliche Absehrift. I AN 2I60/.5. 8. 
Überschrift: ..Rundschreiben Nr. 14. Anweisungen des Sekretariats."

I. Fehler bei der Durchführung der Einheitsfrontpolitik
II. .Antifaschistische .Aktion
III. Reichstagswahlkampf
In der praktischen Durchführung der vom Zentralkomitee festgelegten Linie unserer 
Einheitsfrontpolitik sind in der letzten Zeit zum Teil unverzeildiclie Fehler eingetre-
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teil, die die größte Waclisainkeit der Partei fordern, weil sie in keiner Weise den 
gefaßten Beschlüssen unserer Partei entsprechen. Alle Parteileitungen werden zur 
größten Aufnierksainkeit gegenüber allen Einheitsfrontinaßnahinen verplhchtet. um 
dafür Sorge zu tragen, daß die sich breit entwickelnde Einheit,sfronthewegung durch 
die richtige Politik der Partei in jeder Beziehung gestärkt und gefördert und nicht 
durch opportunistische Fehler gehemmt und gefährdet wird.
Die Partei hat die Pflicht, mit äußerster Wachsamkeit über die bolschewistische 
Durchführung der Parteilinie zu wachen und alle Tendenzen und Tatsachen eines 
Abweichens von der Parteilinie aufzudecken und auf das schärfste zu bekämpfen.
1. Es besteht an manchen Stellen die Gefahr, daß die Partei sich von ihrer richtigen 
Strategie und Taktik abdrängen läßt dadurch, daß der \^eg des geringsten 
Widerstandes in der Frage der Einheitsfrontbewegung beschritten wird.
2. Eine wirkliche Einheitsfront kann nur von unten gebildet werden, und muß sich 
im gemeinsamen Kampfe der Kommunisten mit den SPD-. Beichsbanner- und 
unorganisierten Arbeitern usw. für die Eorderuugen der Arbeiterklasse durchsetzen 
und bew'ähren.
3. Das Eierantreten an untere Organisationen der SPD. des Beichsbanners usw. ist 
nur dann zulässig, wenn die Voraussetzungen dafür durch Mobilisierung der SPD- 
Arbeiter geschaffen worden sind.
Die bekannte Formulierung in dem Einheitsfroiitangebot der Partei und RGO vom 
25. 4. 1932:'
..Wir sind bereit, mit jeder Organisation, in der Arbeiter vereinigt sind und die 
wärklich den Kampf gegen Lohn- und lüiterstützungsraub führen will, gemeinsam 
zu kämpfen '.
wird vielfach falsch ausgelegt. Mit diesem .Angebot vom 25. 4. sollte nicht eingeleitet 
werden ein wahlloses Herantreten unserer Organisationen an die Organisationen der 
„Eisernen Front"". Es ist klar, daß das llerantieten an gegnerische Organisationen 
unmer eine Maßnahme für bestimmte Fälle, entsprechend den politischen Verhält- 

sein muß. Es ist selbstverständlich, die entscheidende .Methode unserermssen.
Einheitsfrontpolitik ist die Einheitsfrontbildung von unten, die gemeinsame Kampl- 
mobilisierung der sozialdemokratischen, freigew erkschaftlicben und Reichsbanner
arbeiter unter unserer Führung für die gemeinsamen Forderungen der Arbeiter
klasse. Dabei stellen wir die Frage unserer Führung nicht als ..Bedingung“. Es 
kommt darauf an. daß wir so arbeiten, uns in der Antifaschistischen Aktion so 
bewähren, daß es immer breiteren .Arbeiterschichten zum Bew'ußtsein kommt, daß 
unsere Partei die einzige antifaschistische und antikapitalistische Partei ist, die 
wirkliche Führerin der roten Einheitsfront ist.
4. Das taktische Verhalten unserer Fraktion im Preußischen Landtag beruhte auf der 
Schlüssel-Abteilung, die unsere Partei im Landtag einnimmt und diente der

1 Vgl. Auliuf fies ZK der KPD und des Reichskumiiees der RGO vom 25. April 19.12 an alle 
sozialdemoUratisehen und gewerk.seliafllieh organi.sieiien .Arlreiter. Rt' .Nr. 89 vom 26. 4. 19.32; 
Inprekorr Nr. 34 vom 27. 4. 1932. S. 1()4() f. t'gl. oben Dok. 63.

2 Zur Eisernen Front vgl. Dok. 59. ,Anm. 2,
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Ausnutzung der Differenzen iui Lager der Bourgeoisie.^ Unsere Schlüsselstellung 
machte im Preußischen Landtage taktische Maßnahmen möglich, die jedoch unter 
keinen Umständen, wie es bereits an einigen Stellen geschehen ist. verallgemeinert 
werden dürfen, für alle Parlamente und Gemeindevertretungen. Die Nichtaufrechter
haltung der gestellten Bedingungen war nicht zweckmäßig. Die Partei erklärte mit 
allem Nachdruck die mechanische Übertragung der Maßnahmen unserer Fraktion 
im Preußischen Landtag für absolut unzulässig und verurteilt deshalb, um nur zwei 

zu nennen, das Verhalten der Landtagsfraktion in Hessen"* und unserer 
Fraktion im Stadtparlament in Schönebeck bei Magdeburg. Das bedingungslose 
Eintreten für die W ahl eines sozialdemokratischen oder ..demokratischen" Vertre
ters bedeutet die Verwischung der prinzipiellen Gegensätze zwischen uns und der 
sozialdemokratischen Partei und kann zur \ erletignimg der Rolle unserer Partei 
führen.
5. Das Ilerantreten an die SPD und andere reformistische .Massenorganisationen der 
Eisernen Eront zur Durchfidirung gemeinsamer Demonstrationen, wie es vorüberge
hend in Berlin geschehen ist. war eine taktische Maßnahme, die auf der Überschät
zung der revolutionären Reife unserer Partei zur Durchführung selbständiger 
Aktionen beruhte.
Das Zentralkomitee hat schon in einem besonderen Rundschreiben daraufhingewie
sen, daß die schematische Übertragung der Berliner Taktik unter allen Llmständen 
zu vermeiden sei^. W ir unterstreichen heute mit allem Naclidruck diese Feststellung.
6. Die Partei erklärt Vereinbarniigen von Eeitungen über die \ eranstaltung 
gemeinsamer Demonstrationen von SPD und KPD für unzulässig. Solche gemeinsa
men Veranstaltungen fühi-en zur Verwischung des prinzipiellen Gegensatzes zwi
schen unserer Partei, der einzigen revolutionären antifaschistischen Partei des 
deutschen Proletariats und der Partei des Sozialfaschisimis.

Fälle

3 Nachdem die Parteien der 'S eimarer Koalition in den Landlag.swalilen vom 24. April 1932 ihre 
Mehrheit iin Preußi.si hen Landlai; \erloren hatten, traten SPD und Zentrum mit der Fraktion der 
KPD in S’erhandhmgen über die \S ahl des neuen Landtagspräsidium.s ein. um sich ähnlich wie in 
Braunschweig vgl. Dok. 39. .\nm. 31 iin .lahre 1931 auf einen getneinsamen Kandidaten für den 
Laudtagspräsidenten zu einigen. Die KPD-Fraktion tiiiter Führung von 'S . Pieck stellte für ein 
gemeinsames Vorgehen jedoch die Bedingung der Atifliehitng der wichtigsten .Notverordnungen und 
der Beseitigung sämtlicher Einschränktmgen der Grundrechte. Die S’erhandhingen scheiterten 
schlielslich an den von der KPD gestellten Forderungen, so daß am 2.0. Mai der .Shgeordnete Kerrl von 
der NSD.SP zum Landtagspräsideiiten gewählt wurde. Bei der endgültigen Wahl im Juni begnügte sich 
die KPD-Fraktion mit der Forderung. SPD und Zentrum sollten sich verpflichten. ..Nazis und die 
Deutschnationalen von jeder Besetztmg des Landtags-Präsidiums atiszuschließen". [Inprekurr ,Nr. 52 
vom 24. (). 1932. S. Ih4hl. Das Zentrtnn gab weiße Stimmzettel ah. damit wurde ein rechtes 
Präsiditun unter kerr/ gewählt. Zwar .stimmte die KPD für ihren eigenen Kandidaten, doch stieß das 
.\ngehot auf innerparteiliche Kritik. Vgl. Horkenhach 1932 S. 208. Schuhhess 1932 S. 91; CdA 
S. 345 f.i .Aintiläschislischc .\ktion Einleitung S. 14 ttnd S. 24 und oben. Einleitung.

4 Bei der Erüffnungssitztmg des am 19. Juni 1932 neugewählten hessischen Landtages am 7. Juli 
erklärte sich die KPD dazu bereit, ohne ßedingungeti einen Kandidaten des Zentrutns für das Amt des 
Landlagspräsidenten zu unterstützen. Das Zentrum ließ jedoch erklären, daß es sich an die 
[larlamenlarische Tradition halten wulle. wonach den Präsidenten ilie stärkste Fraktion stelle. In der 
W alil unterstützte das Zentrtnn den Nationalsozialisten Prof. Hemer, der mit 45 von 70 Stimmen ztim 
Präsidenten gewählt wurde. Die KPD war jedo<h nicht bereit, für den sozialdemokratischen 
Gegenkandidaten Def/j zu stimmen. V gl. Frankfurter Zeitung kir. 502-303 vom 8. 7. 1932.

5 Dieses Rtmdschreihen liegt nicht vor.
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7. Ebenso ist unzulässig die Veranstaltung gemeinsamer Mitgliederversammlungen 
SPD oder SAP und KPD. au! denen abstrakt über die Einheitsfront desvon

Proletariats diskutiert wird. Selbstverständlieb ist, dab wir entsprechend unseren 
früheren Anweisungen jede nur denkbare (ielegenbeit ausnutzen, um Genossen von 
uns in Wrsammlungen der SPD. des Reiclisbanners. der SAP und der SAJ usw. 
auftreten lassen, um dftrt unsere revolutionäre Politik zu vertreten und die 
Handlungen der SPD-Eührer anzuprangern.

L'iiterbezirksleitungen der KPD mit LJnterbezirksleitungen8. Verhandlungen von 
der SPD. des Reichsbanners usw.. wie sie z. R. in Dessau stattgefundeu haben, sind 
absolut unzulässig, .lede Leitung ist verpllicbtet. der übergeordneten Leitutig sofort 
.Mitteilung von \ erhandlungen oder Fühlungiialune zugehen zu lassen, bevor solche 
stattgefunden haben und sobald etwa ein .\ngebot der gegnerischen Organisationen 
vorliegt.
9. Vi’ir müssen gerade zur Gewinnung der SPD-.\rbeiter auf Schritt und Tritt die 
SPD- und .ADGll-Eührer entlarven und bekämpfen, ihre Demagogie aufzeigen und 
beweisen, daß sie auch in der gegenwärtigen Entwickhmgs|)hase der unmittelbaren 
.\ufrichtung der faschistischen Diktatur durch die Pn/jen-Regierung nicht aufgehört 
haben, den Faschismus zu fördern und die Arbeiterklasse vom Kample abhalten und 
ablenken und in der schändlichsten V’eise weiter verraten.
Die SPD ist nach wie vor die Hauptstütze der Bourgeoisie. EMsere strategische 
Hauptaufgabe besteht nach wie vor darin, den Hauptstoß innerhalb der .Arbeiter
klasse gegen die SPD zu richten, zur Loslösung von .Millionen von .Arbeitern der 
Sozialdemokratie, aus der Gefolgschaft dieser SPD-Eührer.
10. Jede Vernachlässigung unseres Kampfes gegen die sozialfaschistischen Führer, 
jede Verwischung des prinzipiellen Gegensatzes zwischen uns 
Kapitulation vor den Phrasen der SPD-Eührer gegen Hitler und Papen, jedes leiseste 
Zugeständnis an die opportunistische Ideologie gefährdet die Durchlührung unserer 
revolutionären .Massenpolitik, wäre ein Schlag gegen die rote Einheitslront und die 
Antifaschistische Aktion und würde die Gewinnung sozialdemokratischer Arbeiter 
wesentlich erschweren.
Gegenüber Massenstimmungen, die gegenwärtig vorhanden sind, und die bis in 
unsere Reihen sich bemerkbar machen, für eine ..Einheit" um jeden Preis, über die 
Köpfe aller Führer hinweg usw .. müssen wir mit eiserner Energie unsere revolutio
näre Strategie und Taktik in den Massen vertreten. AA'ir müssen dabei größtes 
Gewicht darauf legen, daß wir unsere Politik in einer äußerst populären, den Massen 
leicht verständlichen Form vertreten.
11. Nicht nur in der Frage gemeinsamer Demonstrationen und im A erhalten in den 
Stadt- und Landparlamenten, sondern auch in der .Arbeit unserer roten Betriebsräte 
zeigen sich Tendenzen dei’ V erwischung des prinzipiellen Gegensatzes zwischen uns 
und der SPD. Ein besonders krasses Beispiel einer solchen opportunistischen 
Einstellung ist der gemeinsame .Aufruf der roten Betriebsräte und der reformistischen 
und christlichen Betriebsräte des Leuna \X erkes. veröffentlicht im Klassenkampf 
Halle 4. 7. 1932". ln diesem Aufruf w erden unter Zustimmung der roten Betriebsräte

und der SPD, jede

6 Klassenkampf. Oinraii der KPD für den Bezirk Halle-Merselnirg. Der Aidruf war nicht zu ermitteln; 
vgl. alter den Hinweis dazu in; Kämpfendes Leuna. 191f>-194.ä. Berlin (Ost) 1961. S. 564.
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die freien Gewerkschaften, die christlichen Gewerkschaften und die RGO als ..die 
großen Arbeiterorganisationen"! bezeichnet, in denen sich alle Arbeiter organisieren 
müßten. Es werden in dem Aufruf ausschließlich die E*«/;?/?-Regierung und die 
NSDAP angegriffen, ohne auch nur mit einetn Wort die ß/w/?t//g'-Pohtik der 
Sozialdemokratie zu erwähnen.
Das Zentralkomitee verpllichtet alle Bezirksleitungen der Partei zur größten 
Aufmerksamkeit auf dem Gebiete der revolutionären Betriehsarbeit und insbeson
dere der Arbeit der roteti Betriebsräte.
12. Das Zentralkomitee wendet sich nochmals gegeti die wieder einsetzende 
Briefschreiberei unserer Organisationen an Organisationen der Eisernen h ront. ohne 
daß genügende Voraussetzungen für solche taktische Massenmobilisierung bestehen. 
Es besteht die Gefahr, daß durch solche Maßnahmen die Massen abgelenkt werden 
von der Organisierung der Einheitsfront von unten und bedeutet in manchen Eällen 
V erzicht auf die wirkliche Massenarbeit und das Beschreiten des W eges des 
leichteren W iderstandes.
13. V erschiedene Anzeii hen beweisen, daß es notwendig ist. mit aller Energie gegen 
die auftretende liberale Einschätzung der SAP und SJV vorzugehen. Das Zentralko
mitee weist nochmals hin auf unsere Charakterisierung der SAP als ..linken Elugel" 
des Sozialfaschismus. Die vielfach bestehende Pra.xis der Behandlung der S.VP als 
eine ..näherstehende " Organisation gegenüber der SPD ist scblimmer Opportunis
mus und muß auf das allerschärfste gerügt werden.
14. In allen Fällen, wo wir uns auf Grund der bestehetiden Voraussetzungen 
tatsächlich an Organisationen der Eisernen Front wenden, müssen wir auf das 
strengste darauf achten, daß das Herantreten unter solchen Bedingungen geschieht, 
daß unter keinen Umstanden eine V erwisclntng unseres eigenen Gesichtes eintritt. 
Wir tnüssen durch ein solches Herantreten eine wirkliche Entlarvung der SPD- 
Führer erleichtern. Die Bedingungen, die wir bei sohlten Gelegenheiten stellen, 
dürfen auch in einem späteren Stadium der Entwickhmg nicht fallengelassen 
werden. Fassen wir unsere Bedingttngen fallen, so besteht die Gefahr, daß die 
Arbeiterschaft unser Auftreten nicht genügend ernst nimmt und darüber hinaus, daß 
wir Unsicherheit in utisere eigenen Reihen tragen.
15. Die Situation erfordert von allen Parteimitgliedern die strengste Disziplin, 
insbesondere auch bei allen Demonstrationen und V eratistahtmgen der Partei. Das 
ZK erläßt erneut eine ernste Warnung an alle Organisationen ittid Eeitungen vor den 
in letzter Zeit überall auftretenden Provokateuren utid Sftitzeleien. Der Kampf gegen 
den sich verstärkenden Naziterror erfordert die utnfassendste Mobilisierung des roten 
Massenselbstschutzes. Alle Tendenzen des individuellen Terrors, die sich in letzter 
Zeit gezeigt haben, sind aufs schärfste ztt bekämpfen ttnd auszurotten. Nur unter 
gleichzeitigem schärfsten Kampf gegen die Tendetizen des individuellen Terrors 
köntien die V oraussetzungen dafür geschaffen werden, daß im Rahmen der 
.Antifaschistischen Aktion die kampfentschlossene Massenfront imstande ist, dem

7 Vgl. dazu den Beschluß des ZK der KPD gegen den individuellen Ti rror vom 10. .November 1931. RF 
\r. 206 vom 13. 11. 1931: Cd.\. Dokuinenl 82. S. .3.38. ln einem Rund.schreiben vorn 8. 12. 1931 des 
ZK an alle Zellen war das Problem ausl’ührlich behandelt worden. \ gl. St.\ Bremen. 4. 6.3. 11 .\ 12 a. 
Bd. 32 a und Sl4 Oldenburg. Bestand 136. i\. 2893. S. 12.5—141.
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wütenden Naziterror die proletarische Abwehr, den Schutz der Organisationen der 
Arlteiter und ihres Eigentums, ilirer \XOhnutigen imtl Lokale entgegen zu setzen.

16. Die Parole ..Straße frei von den .Morditanden des Faschismus und Säuberung der 
Arbeiterviertel von den faschistischen Terrorbanden ^ müssen ir unermüdlich in die 
Massen tragen. \X ir müssen die Nazipartei als die Mordpartei im Dienste des 
Finanzkapitals anprangern und den revolutionären Haß der Arbeitermassen gegen 
diese Partei schüren. \X ir müssen den Arbeitern sagen, kämpft in der gemeinsamen 
Kampffront für die Durchsetzung bestimmter Forderungen der Gesamtbelegschaft 
gegen das Auftreten der Naziprovokateure in den Betrieben und Stempelstellen, 
vertreibt die .Nazi-Mordkolonnen aus ihren Schlupfwinkeln, legt ihnen das Mord
handwerk durch die geschlossene .Antifaschistische .Aktion. Stellt diese Fragen 
überall in Stadt und Land, in den Betrieben, auf den Stempelstellen zur Förderung 
des Kampfes und des A'ormarscbes der Autifasclüstiscben Aktion.

17. ln der Frage des drobeudeu Parteiverbotes und des drohenden \ erbotes des 
KJVD und der anderen revolutionären Massenorganisationen muß die Aktivität 
unbedingt verstärkt werden. Lüisere Presse zeigt teilweise eine fatalistische Einstel
lung. Das Verbot wird als eine ausgemachte Sache angesehen, anstatt das Hauptge
wicht darauf zu konzentrieren, die .Massen gegen die migehenren Pläne des Wrbots 
der einzigen antifaschistischen und autikapitalistischen Partei für die Freiheit der 
Arbeiterklasse zu mobilisiereu.
18. Der XA'ablkampf wird — obgleich wir nur wenig Zeit noch haben — bis zum 
Vahltermin ungenügend mit der .Antifaschistiscben .Aktion verbunden und schwach 
geführt. Es müssen sofort alle \A)rbereitungen getroffen werden, um gegenüber der 
äußerst stark einsetzeuden .Agitation der Nazi, der SPD und des Zentrums usw. 
unsere Losungen überall in die Massen hineiuzutrageu.

19. Die Hauptlosungen, unter denen wir den Wahlkampf führen, sind lolgende:
1. Gegen die Reichen — für die .Armen.
2. Gegen Arbeiterverrat und //thf/cnünrgpolitik — für die rote Einheitsfront mit den 
SPD- und allen Arbeitern.
.3. Gegen kapitalistische Ausbeutung und Knechtschaft - für Arbeit, Brot. Freiheit. 
-i. Gegen imperialistiscbe Kriegsgefabr. gegen Tribntsklaverei — für die nationale und 
soziale Befreiung.
5. Gegen die Regierung der Industriellen. Junker und (ieneräle — für die .Arbeiter
und Bauernregierung.
6. Gegen den Fascbismus — für den Sozialismus.
AAür müssen im scbärfsten Kampf gegen alle antiparlamentarischen und wahlmüden 
Stimmungen stärkste .Mobilisierung der antifaschistischen Massenfront durchsetzen, 
für die Wahl der Liste 3.
20. Bei den einzelnen .Maßnahmen gegen Exmittierungen, gegen Zwangsversteige
rungen. für den Schutz der Interessen der Klein- und Sozialrentner müssen wir viel 
stärker als bisher die Rolle der Partei im Kampfe für die Interessen dieser 
notleidenden werktätigen Schichten herausarbeiten zur Steigerung des Einflusses der 
Partei unter diesen Schichten.
21. Wir müssen alle Maßnahmen der/*«/)c/i-Regienmg in viel stärkerem .Maße zur 
Mobilisierung der Massen gegen die Errichtung der faschistischen Diktatur ausnut-
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zen und auf Schritt und Tritt die Verantwortung der SPD-Führer und der Nazis für 
diese Maßnahmen aufzeigen. Unser Kampf gegen die Pa/tc/t-Regierung muß auf der 
prinzipiellen Linie unserer Politik geführt werden, die der Genosse Thälmann in 
seinem Zeitungsartikel über ..Die Regierung der unmittelbaren Aufrichtung der 
faschistischen Diktatur" aufgezeigt hat.*^
Trotz aller Klarstellung in diesem Artikel des Genossen Thälmann finden sich immer 
wieder m unserer Presse und in Referaten fehlerhafte Formulierungen über den 
Gharakter der Papeu-Regierung. W ährend an einigen Stellen fehlerhaft von einem 
„System Papen — Hitler" gesprochen wird. (z. 8. Hamburger l olkszeitung 9. 7.)^ 
wird woanders wieder der Unterscfiied zwischeti Brüning utid Papen verkleinert 
(z. B. Ruhrecho
. W ir verpflichten nochmals die Parteiorgatiisation ztitn ernsten Studium utid zur 
wettesten Verbreitung der .luni-Nunnner der Internationale mit dem Artikel 
Thälmanns ..Zu unserer Strategie und Taktik im Kampf gegen Faschismus"." W ir 
erinnern die Bezirksleitungen an den Kampf gegen Faschismus. W ir erinnern die 
Bezirksleitungen an den angeforderten Bericht über die Organisierung und Durch
führung des \ ertriebes dieser wichtigen Nummer.
22. ln Zusammenhang mit der Organisierung des Kampfes gegen die faschistische 
Papen-Regierung ist die Behandlung und .Auswertung der Preußenpolitik durch 
Partei und Presse völlig ungenügend. Wir verstehen es durchaus nicht, den Massen 
klar zu machen, daß die Politik des geschäftsführenden Kabinetts in Preußen 
faktisch Tolerierung des Papc/tkabinetts durch die SPD-Führer bedeutet. Ebenso ist 
mangelhaft die Ausnutzung der Regierurigspolitik der SPD-Führer in den anderen 
deutschen Ländern, in deneti die SPD noch in der Regierung sitzt.
2.3. Nach wie vor bleibt es eine unserer wichtigsten Aufgaben, die defaitistische 
Theorie des Heranlassens der Nazis an die Regierung anzuprangern und zu 
bekämpfen. Deshalb muß die Art. wie unsere Presse die letzten Reden Severings in 
diesem Sinne und die .Äußerungen des sozialdemokratischen preußischen Landtags
abgeordneten Osterroth^' in der Landtagssitzung vom 7. 7.. daß man wünschen

■7 -7

müsse, daß die Nazis in der Regierung einmal zeigen könnten, wie ihre Politik 
aussehe, [auswertete], als völlig unzureichend bezeichnet werden kann.

8 V'gl. ..Die Regierung zur Aul'richiuug der ta.srhistis( lien Diklalur". vuii Eriisl Thätmann. Fü'Hr. 138 
vom 24, 6. 1932. In dem .Artikel fiilirl Thnimann aus. daK die Regierung ßrü/u'ng. die die Partei als 
..Regierung zur Durchliihrung der l'aschistisehen Diktatur' gekennzeiclmel habe, deshalb gestürzt 
wurde, „weil der Botirgoisie das Tempo der Faschisientng nicht mehr ausreichte‘'. Aufgabe der 
ßape/t-Regierung sei e,s daber. neue ..verschärfte läscliisliscite Terrormaßiiahmen gegen das 
Proletariat" beschleunigt durchzufnhren. Sie sei daher gi'kpnnzeiilniet als ..eine Regierung zur 
immittelharen .Aufrichtiing der faschistischen Diktatur".

9 Hamburger t ulkszeitung. Organ der KPD für den Bezirk Wasserkante.
10 Ruhrecho. Organ der KPD für deti Bezirk Ruhrgebiet, erschien in Essen.
11 Emst Thälmann. ..Zu unserer Strategie und Taktik im Kampf gegen den Faschismus“. Die 

Internationale .lg. 15. Heft 6. Juni 1932. S. 261 ff.

12 In \t irklichkeit hatte der SPD-.Ahgeordnete Osterrnth am ?. 7. 1932 im Preußischen Landtag atn 
Ende einer längeren Rede gegen NSD.AP- tiitd KPD-.4nträge gesagt: ..Herr ,4bg. .Meinherg und Herr 
Kube. ich bin überzeugt, daß Ihiteii nichts Schlechteres passieren kötnite. als wenn Sie eintnal hier 
oder im Reich die V erantwortung übernehmen und dann itach einigen .Iahten vor ihre Wähler treten 
müßten. Sie haben bisher den Beweis noch nicht geführt, daß Sie es besser machen ki'itiiien!
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24. Die Abiiiachtingeii von Lau.saniie, wo die/'ayoen-Regiennig sieh zur Zahlung von
weiteren .3 Milliarden Re|jarationsleistungen neben der Zin.szahlung l'ür die privaten 
Auslandsschulden verpflichtete.'"* müssen von uns in der stärksten Weise zur 
Mobilisierung der .Massen gegen die -Regierung und ihre Stützen ausgenützt
werden. Diese .Mobilisierung geschieht ini Zusanunenhang mit allen übrigen 
politischen und wirtschalthchen Fragen unter konkreter Anknüpfung an die Fragen 
des täglichen Kampfes auf der Linie unseres nationalen und sozialen Befreiungspro- 
granims und der Deklaration des Februar-Plenums des ZK gegen Versailles und 
Voung. '■*
25. Die Partei muß während des Wahlkampfes im Rahmen der Antifaschistischen 
Aktion alles tun. um insbesondere die .Arbeit der Partei unter den Jugendlichen und 
unter den Frauen zu verstärken. Fine .Millif)n netter Wähler aus den Reihen der 
Jugend gibt es seit den Wahlen 1930. Die Partei kann die Bearbeitung dieser 
Schichten unter keinen Umständen dem Jugendverband allein überlassen. Gemein
sam mit dem kommunistischen Jugendverband muß die Partei Aktionen der 
Jungarbeitermassen zur A erbesserung ihrer Lage, gegen Arbeitsdienstpllicht und 
Unterstützungsraub, gegen die faschistische Politik auf den Berufsschulen usw. 
organisieren. Die .Arbeit unter den werktätigen Frauen muß aus ihrer gegenwärtigen 
schematischen Behandlung befreit und endhch zu einer Arbeit der Gesamtpartei 
gemacht werden.
26. Das Schwergewicht unserer gesamten .Arbeit hegt in den Betrieben. \A ir können 
den Kampf gegen die ..Regierung der unmittelbaren Aufrichtung der faschistischen 
Diktatur" nur dann erfolgreich führen, wenn wir es verstehen, die Betriebsbeleg
schaften gegen Lohnraub für die Verbesserung ihrer Lebensbedingungen und 
.Arbeitsbedingungen an Jland konkreter Forderungen zu mobilisieren. Diese .Aufgabe 
können wir nur dann erfüllen, wenn wir uns stützen können auf Einheitsfrontorgane, 
die Zentren des politisi hen Lebens in [den] Betrieben sind. Die Partei hat die Pflicht, 
über die Durchfubrung der Beschlüsse der Reichskomitee-Tagimg der RGO'"’ zu

Eiiisiweileii sind Sic nur irii \ ers|ji'cciien liriit-ier als alle aiidei'cn. und darum liaiien Sic die iiürjicrüche 
Mitte Hingerissen. Uns aller werden Sie niclil uinreißen [ . . .1 .An der .Mauer der sehaflenden Menstdien 
von links — merken Sie sich dasl werden Sie sich die Köpfe eiurennenl" (Preußischer Landtag, 
4, Wahlperiode. 1. Tg.. 1932. S. 12.53).

13 W ichtigstes Ergebnis der Reparationskonferenz in Lausanne vom 10. .Inni bis 9. .liili 1932 war der 
Beschluß zur Streichung der deutschen Reparationsschulden gegen Verpflichtung Deutschlands zur 
Zahlung eitler .Abstaiidssuninie in Hohe von 3 .Milliarden .Mark. Zur Konferenz und den einzelnen 
Reschliissen vgl. Schulthcss 1932 S. 390-416.

14 Vgl. ..Programmerklärung zur nationalen und sozialen Befreiung des deutschen Volkes" vom 
24.8. 1930 (siehe Dok. 27. ,4nm. 5| und die Deklaration des ZK ..Gegen Trihutsklaverei des 
deutschen Volkes! Gegen \ ersailles tttul )oung'.'\ heschlossen auf der Tagting des ZK vom 
20.-23. Februar 1932. Hierzu siehe Dok. 00. Anm. .5.

15 Vom 2.-3. .März 1932 tagte in Berlin das Eiweiterte Reichskomitee der RGO. um sich mit der 
EntMcklung der RGO und der Gewerkschaftspolitik der KPD zu lielässen. Die Tagung beschloß eine 
..Resolution zur Lage itiid zu den .Aufgaben der RGO". die in Form einer Broschüre veröffentlicht 
wurde. Darm wurde in .Altkehr früherer Beschlüsse zur Gewerkschaftspolitik die Arbeit in den 
hestehenden Gewerkschaften besonders betont und die Herstellung einer Einheitsfront durch 
innerbetriebliche Einheitsfrontuus.scliüs.sc unter Leitung der RGO gefordert. Der Beschluß ist 
abgedrtickt In: Die Revolutionäre Gewerkschafts-Opposition iRGOi. Bd. 1. Berlin ( West; 1972. S. 471
ff.
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wachen und dafür zu sorgen, daß wir in unserer RGO-Politik die beschlossene 
Massenarbeit und zur breiten bolschewistischen innergewerkschaftlichen Arbeit 
tatsächlich durchfüliren.
Alles koinnit jetzt daraid an. daß die Partei ihre bolschewistische führende Rolle in 
der Einheitsfrontbewegung des deutschen Proletariats durch tatkräftige Organisie
rung wirklicher Kampfaktionen der Massen gegen die .Notverordnungspohtik der 
Bourgeoisie, gegen die Regierung der unmittelbaren Aufrichtung der faschistischen 
Diktatur, gegen SPD- und ADCB-F'ührer und gegen den .Mordterror der S.\ und SS 
immer stärker herausarbeitet und festigt, zur Schaffung der Voraussetzungen für den 
Übergang des Proletariats zu größeren .\ktionen gegen den Klassenfeind.

Mit kommunistischem Gruß
ZK-Sekretariat

69.

8. 8. 1982: .4nweisungen des Sekretariats an die Bezirksleitungen und
Redaktionen

BA R 4,3/IV-20. 16-24 und StA Bremen. 4.65-11 A 12a. Bd. 34: Hektographierles Rundschreiben. 
Überschrift: „Rundsehreiben !\'r. 15. .Anweisungen des Sekretariats. An alle Bezirksleitunften und 
Redaktionen.“

Werte Genossen!

I. Unser Wahlsieg
Der IS'ahlsieg der KPD am 31. Juli' kommt vor allem in folgenden Tatsachen zum 
Ausdruck:
1. Die Partei ist als einzige siegreiche Partei aus den Vi’ahlen henorgegangen. 
während 1930 gleichzeitig mit dem Wahlsieg der KPD der erste starke Aufstieg der 
Nationalsozialisten erfolgte. Die Partei gewinnt gegenüber dem Stand der Preußen- 
und sonstigen Ländeiwahlen vom 24. April, wenn tnan ihn auf das Reich umrechnet, 
etwa 1200 000 Stimmen, gegenüber 1980 680 000 Stimmen.
2. Die Partei hat trotz stärkster Aktivität und Scheinopposition der SPD ihren 
Einbruch in das sozialdemokratische Eager fortsetzen inul etwa 600 000 bis 700 000 
Arbeiterstimmen von der SPD seit 19.30 gewinnen können. (Die SPD verlor darüber

1 Bei den Reichstagswahlen vuin 31. .Inli 1932 erhielt die KPD 5 278 094 Stiniinen gegenüber 4 587 708 
bei der letzten Reichstagswahl am 14. Septeinher 19.30. Dies bedeutete einen Stimmengewinn von 
13.1% auf 14.3% tind brachte der KPD statt 77 .Alandalen 89 .Sitze ein. Der Zuwachs der NSD.AP von 
18..3% (107 Mandate; aid' 37.3% und 230 Reichslagsiuandate wird hier vers<hwiegeu. Zum 
'S ahlergebnis vgl. Horkenbach 19.32 S. 264 ff. und .Schuhhess 19.32 S. 1.3.5. Zur Interpretation der 
\Aalilen durch die KPD vgl. den .Artikel von \t. Knorin in der Holen Fahne .Nr. 165 vom 11.8. 1932: 
..Die Bedeutung der Wahlergebnisse vom 31..Inh 19.32" und Inprekorr Nr. 6.3 vom 2.8. 1932, 
S. 2019: ..Das Hauptmerkmal des W ahlergebnisses vom 31. Juli ist der Sieg der Kommunistischen 
Partei."
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hinaus weitere kleinitiirgerliclie Stiinmen aucli an die Nazis, gleicht diesen Verlust 
aber durch Gewinne von der Staatspartei tisw. aus.')
3. Es ist der Partei gelungen, die linken Filialen des Faschismus wie SAP. 
Brandlerislen usw. weitgehend zu zerschmettern.
4. Im Kampf gegen die faschistische .Massenbewegung des .Nationalsozialismus stellt 
der 31. Juli einen ernsten Erfolg der Partei dar. Fs ist gelungen, das Eindringen der 
Faschisten in die eigentliche Hatiptmasse des Proletariats, die Schichten der 
kommunistischen und sozialdetnokratischen Arbeiter, mit wenigen Ausnahmen (wie 
Cihenmitz-Zwickau. .Merseburg. Frankfurt usw. ) zurückzuschlagen und die V'erluste 
der SPD gegenüber 1930 an Arbeiterstimmen aufzufangen. Darüber hinaus wurden 
durch die .Antifaschistische .Aktion im Fatd'e von einigen .Monaten seit der Preußen
wahl llunderttausende Arbeiterstimmen, die der Nationalsozialismus bereits erobert 
hatte, zur proletarischen Klassenfront zurückgeholt.
D. Die Partei hat somit ungefähr ein Drittel des Industrieproletariats in Deutschland 
in ihrer Peripherie erfaßt und verfügt über eine ungefähr gleich starke proletarische 
Anhängerschaft wie die Sozialdemokratie. In einzelnen Industriebezirken hat sie 
bereits die .Mehrheit der .Arbeiterschaft erobert.
6. Der Erfolg der Partei wände errtmgen unter beispiellosen Bedingungen des 
Terrors, bei einem Wahlkampf, in detn die Bourgeoisie durch eine parlamentarische 
Wahlniederlage der KPD das Partei^■erbot tmd tlie Zerschlagung der revolutionären 
Organisationen vorbereiten wollte.

II. Schwächen tmd .Mängel
Die positiven Faktoren dürfen die Partei nicht zti einer Unterschätzung des Gegners, 
der Sozialdemokratie und der nationalsozialistischen Massenbewegung verleiten. 
Zwar hat sich gezeigt, daß der Niedergang der Sozialdemokratie auch in der 
Scheinopposition nicht aufgehalten werden konnte, sobald wir eine richtige Politik 
betrieben. Aber die SPD verfugt nach wie vor tmter der Betriebsarbeiterschaft über 
starke Positionen, ohne deren Überwindung Streiks und andere .Massenkämpfe nicht 
erfolgreich geführt werden können. Die Isoliertmg der sozialfäschistischen Führer, 
insbesondere der .ADGB-Fülirerschaft. die Brechung ihres Einfltisses auf die Massen 
der Betriebsarbeiter muß mit größtem Nachdruck fortgesetzt werden.
Zwar hat die nationalsozialistische Welle einem Stillstand, teilw eise einer rückläufi
gen Bew'egung Platz gemacht. Aber auch nach dieser Stagnation ist ein neues 
.Anschwellen der faschistischen .Massenbewegung dtirchaus möglich, wenn war es 
nicht durch unsere richtige Politik, durch eine fortgesetzte antifaschistische Offensive 
vereiteln und unseren Einbruch in die nationalsozialistische .Anhängerschaft steigern. 
Schließlich zeigt sich die Stabilität und das teilweise Wachstum des Zentrums, daß 
für unseren Kampf um die Gewinnung der christlichen .Arbeiter neue und verbesserte 
Methoden zur Anwendung gelangen müssen.
Der Vi ahlsieg der Partei hätte ein noch größeres .Ausmaß haben können, w'enn nicht 
in der Durchführung der Kampagne bestimmte Schwächen vorhanden gewesen

I-t. 0. 19.31) niiid 62.5 000 Stiniinen, was einem 
Rückgan«; von 2-t.5% auf 21.6% entsprach. Dnn h den Siiinmenverlusl hatte die SPD nur noch 133 
stau vorher 143 .Mandate.

2 Die SPD verlor gegenülter der Reich.stagswahl vom
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wären. Der Kurs auf die Betriebe und Stempefstellen. wie er mit der antifaschisti
schen Kampfwoclie eingeschlagen werden sollte, wurde vernachlässigt. Die antifa
schistische Kampfwoche vom 10. bis 17. Juli wurde sehr mangelhaft durchgeführt. 
In der gesamten Durchführung der Antifaschistischen .4ktion gab es hinsichtlich der 
Betriebsarbeit erhebliche Schwächen, sodaß es auch nach dem 20. Juli der Partei nur 
gelang, mit ihren richtigen Losungen politisch-agitatorische Erfolge zu erzielen, aber 
noch nicht größere Kämpfe auszulösen. Die Tatsache, daß überall dort, wo die 
Arbeiterschaft in letzter Zeit Kämpfe durchgeführt hat. die Erfolge der Partei am 
31. Juli am stärksten waren, beweist, daß die erfolgreiche .Auslösung größerer Streiks 
am 20. Juli zweifellos den allgemeinen Wahlsieg der Partei am 31. Juli noch 
erheblich gesteigert haben würde. Dem standen die großen .Mängel unserer Betriebs-, 
Gewerkschafts- und Erwerbslosenarbeit, sowie der .Arbeit des Jugendverbandes, für 
die die Partei die volle V erantwortung trägt, entgegen.

III. W ahlsieg und .Antifaschistische .Aktion
1. Nichtsdestoweniger zeigt der \V ablsieg am 31. Juli, daß es der Partei gelungen ist, 
die vorübergehende Isolierung und zeitweilige Stagnation, wie sie sich bei der 2. 
Präsidentenwahl und teilweise noch bei der Preußenwahl widerspiegelte,^ zu 
durchbrechen und entsprechend der damaligen Aufgabenstellung einen neuen roten 
Vormarsch zu erkämpfen. Der Wahlsieg am 31. Juli bestätigt endgültig, wie recht die 
Partei hatte, nach den Präsidentscliaftswahlen gegen Tendenzen einer Gleichstellung 
von Präsidentschafts- und Parlamentswahlen und daraus herrührende Depressions
stimmungen anzukämpfen.
2. Der Wahlsieg vom 31. Juli unterstreicht die richtige Politik der Partei und die 
Notw'endigkeit, nach wie vor aufs schärfste gegen alle Tendenzen vorzugehen, die die 
Partei zu einer .Änderung ihrer Politik veranlassen wollen. Die Bedeutung der 
ideologischen Offensive für die erfolgreiche revolutionäre Massenarbeit wird durch 
den Wahlsieg vom .31. Juli erneut erhärtet.
3. Die wichtigste V oraussetzung fiir den neuen V ormarsch der Partei, für die 
Überwindung ilirer vorübergehenden Isolierung war die Einleitung der .Antifaschisti
schen .Aktion.^
Es ist der Partei gelungen, mit der Antifaschistischen Aktion in der Frage der 
Anwendung der Emheitsfronttaktik von unten erstmalig größere Erfolge, vor allem 
auf dem Gebiet des Massenkampfes gegen den faschistischen Mordterror und der 
Schaffung des roten Masseiiselbstschutzes zu erzielen. Es gelang ferner, im schärfsten 
Kampf gegen opportunistische Entgleisungen und Tendenzen die richtige strategi
sche Orientierung im Kampf gegen SPD- und .NSDAP entsprechend den Beschlüssen 
des Februarplenums des ZK durchzusetzen.’

3 Vgl. Dok. 60. ,A.iim. 2 und 8 sowie Dok. 63. ,\nm. 1.
4 Vgl. dazu Dok. 64. 65. 66 und 68.
.5 Die Plenarlaguiig des ZK der KPD vom 20. bis 23. bVliruar 19.32 kritisierte .Mängel in der 

Parteiarbeit.
\ gl. Ernst Thälmann. Der revolutionäre Ausweg und die KPD. Rede auf der Plenartagung des ZK der 
KPD am 19. Februar 19.32 in Berlin. Hrsg, von der KPD o.Ü.u.J. (Berlin 19.32(. Vgl. auch oben, 
Dok. 60. .Anm. 5.

536



8.8.1932 69.Anweisungen des Sekretariats an die Bezirksleitungen

In diesen beiden Punkten — Anwendung der EinheitsIVonttaktik und strategische 
Orientierung des Hauptstoßes ititierhalb der Arbeiterklasse gegen die Sozialdemo
kratie — hat die Partei mit der Einleitung der Antifaschistischen Aktion einen Peil der 
Beschlüsse des Februarplenums des Zentralkomitees zur Überwindung der Haupt
schwächen in der revolutionären Massenarbeit verwirklicht und die den Beschlüssen 
des Februarplenums entgegenwirkenden Hemmungen überwunden.
4. Vor der Partei steht nunmehr die Aufgabe, diesen Kurs fortzusetzen, um die 
Verwirklichung der weiteren Beschlüsse und Aufgaben des Februarplenums im Sinne 
der Bolschewisierung der Partei, vor allem aid' dem Gebiete der Betriebsarbeit, der 
innergew'erkschaftlichen Arbeit und der Frwerbslosenarbeit zn erreichen.

IV. Die zw eite, höhere Sude in der Durchführung der Antifaschistischen Aktion^ 
F Die Fortführung der Antifaschistischen .4ktion nach dem 31. Juli erfordert neue 
Methoden sowohl hinsichtlich der durch die .\ntiiäschistische Aktion zu erfassenden 
Massen, als auch hinsichtlich des Charakters der .Antifaschistischen .Aktion. Wenn 
bisher in den ersten zwei .Monaten seit Beginn der Antifaschistischen Aktion das 
Schwergewicht auf der Schaffung örtlicher Finheitsfrontorgaiie und des .Vlassen- 
selbstschutzes lag. so ergibt sich angesichts der putschistisch-terroristischen Aktio- 

der .Nazis die .Notwendigkeit, auf diesen Gebieten den bisberigen Kurs der 
Antifaschistischen Aktion gesteigert fortzuführen, d. h. unter einer noch wesentlich 
verstärkten Erfassung immer breiterer .Massen.
Gleichzeitig aber ist die .Anwendung der V affe des politischen Massenstreiks im 
Kampf des Proletariats gegen die faschistische Diktatur zur brennendsten Gegen
wartsaufgabe geworden. Hieraus erwächst die .Notwendigkeit, mit Hilfe der .Antifa
schistischen Aktion alle \ oratissetzungen für die erfolgreiche Führung von politi
schen Massenstreiks zu schaffen.
2. Die zweite Etappe der Antifaschistischen .Aktion muß deshalb im Zeichen der 
Eroberung der Betriebe stehen. Das ganze Schwergewicht der revolutionären Ar'beit 
muß auf diese Aufgabe konzentriert werden.
Dabei ist es klar, daß die Eroberung der Betriebe mit Hilfe der Einbeitslronttaktik 
von unten, vor allem das Problem der Gewinnung der freigewerkschaftlichen 
.Arbeiter und Funktionäre für gemeinsame Kampfaktionen in sich schließt. Die 
Betriebsarbeit muß dabei mit der innergwerkschaftlichen Oppositionsarbeit Hand in 
Hand gehen. Vor uns steht die dringende .Aufgabe der Schaffung einer breiten 
Oppositionsbewegung weit über den Rahmen der Partei und der RGO hinaus.
Die Streikführung im Zeichen der Krise beim Vorhandensein einer Massenerwerbslo
sigkeit. die selbst nach bürgerlichen Schätzungen in kurzer Zeit 7 bis 8 Millionen 
betragen wird, ist ohne das Kampfbündnis der Betriebsarbeiter und Erw'erbslosen 
undenkbar. Die .Nationalsozialisten bereiten sieb darauf vor. bei politischen .Massen
streiks und Generalstreiks ihre .Anhänger, vor allem die S.A- und SS-Kolonnen, in 
größtem Umlänge als Streikbrecher einzusetzen. Der Massenstreikschutz, das 
.Massenstreikpostenstehen als Gegenmaßnahme erfordert gleichfalls die stärkste 
Mobilisierung der Erwerbslosen für den gemeinsamen Kampl mit den Betriebsarbei-

nen

6 Der folgende .\bschnitl IV des vorliegenden Rnndselueibens ist aneh abgedruckt in: .Vntifaschistische 
Aktion. Dokninent 70. S. 217 ff.
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tem. Die Eroberung der Betriebe mit dem Ziel der Auslösung und Führung 
wirtschaftlicher und politischer Streiks bis zum Generalstreik schließt deshalb die 
stärkste Mobilisierung und festere Organisierung der Erwerbslosenbewegung in sich 
[ein],
3. Alle diese Zweige der Arbeit, die eigentliche Betriebsarbeit, die innergewerkschaft
liche .4rbeit in Verbindtmg mit der übrigen Arbeit der RGO und die Erwerbslosenar
beit sowie die stärkste Hebung der Arbeit des .lugendverbandes mit Hilfe der Partei, 
müssen unter dem Gesichtspunkt der einheitlichen Kampfatd'gaben stehen. Die 
gesamte .4rbeit dient der Entfaltung aller Formen des Massenwiderstandes gegen
über den wirtschaftlichen und politischen .4ns<-hlägen der Bourgeoisie, von der 
Massendemonstration, der Massenmobilisierung gegen Exmittierungen und Zwangs
versteigerungen. von ökonomischen Teilstreiks und Streiks ganzer Betriebe oder 
Abteilungen, von Proteststreiks einzelner Betriebe oder ganzer Gebiete über den 
politischen .Massenstreik bis zum Generalstreik.
.4ngesichts des faschistischen 'S'irtschaftsprogramms. das die volle .4bschaffung der 
gesamten Sozialgesetzgebung und die Herabdrückting der Föhne auf den Stand des 
vergangenen Jahrhunderts herbeiführen will und angesichts der neuen, seitens der 
LMternehmer mit Hilfe der faschistischen Machthaber einsetzenden f lungeroffensive 
von noch nicht dagewesener Brutalität gilt es. die Mobilmachung der Betriebe für die 
bevorstehenden ökonomischen Kämpfe und Streiks (Kündigung der Tarifverträge) 
aufs stärkste zu steigern. Diese Mobilisierung der Arbeiterschaft innerhalb und 
außerhalb der Betriebe muß unter der Eosung geführt werden:

Duldet keinen Eohn-. Gehalts-. Renten- und Lütterstützungsabbau!
Aber auch alle anderen Formen des Massenwiderstandes gegen neue Unterdrückung 
und .Massenausplünderung müssen zur stärksten Anwendung gelangen. Der Mieter
streik als Massenbewegung unter der Eosung: ..Erst das Essen, dann die Miete!“, der 
Schulstreik für die Einführung der Schulspeisung für die Kinder der Erwerbslosen 
und sonstigen LMterstützungsempfänger. die massenhafte Zahlungsverweigerung bei 
erhöhten Gas- und Elektrizitätspreisen, breite .Massenbewegungen gegen Zwangsver
steigerungen und Exmittierungen, wobei besonders die Erwerbslosenausschüsse für 
die Schaffung des Klassenbündnisses zwischen Proletariat und werktätigen Mittel
schichten. Kleinbürgern und Kleinbauern eine große Aktivität entfalten müssen, 
Pflichtarbeiterstreiks und Massenkampf der Jungproleten gegen den Arbeitsdienst 
unter der Forderung des Tarillohnes für jede Arbeit. Alle diese Kampfformen müssen 
massenmäßig immer stärker zur Anwendung gelangen.
Die Tatsache, daß in den Betrieben auf Grund der Ereignisse vom 20. Juli eine 
starke .Massendiskussion über die Anwendung des politischen .Massenstreiks und 
Generalstreiks in Gang gekommen ist. darf nicht zur Abschwächung der kleineren

7 Gemeint ist Papens Staatsstreii h gegen die pieiißische Regierung. Die KPD-Kühning erließ einen 
..Appell des ZK der KPD vom 20. .luli 1932 an die SPD. den ÄDGB. den AlA-Bund und alle deutschen 
.4rljeiter‘'. Der Appell wurde veröffentlicht in der Roten Stunnfahne. einer illegalen Ersatzzeitschrift 
für die bis zum 28. Juli verhutene Rote Fahne. Der .4ppell ist ahgedruckt in: .4ntifaschistische Aktion, 
Dokument 62. S. 193 f. Zur ablehnenden Haltung des sozialdemokratischen Parteivorstandes und der 
Gewerkschaftsvorstände vgl. den .Aufruf in lorwärts Nr. 339 vom 21. 7. 1932. Zur Haltung der SPD 
nach dem 20. Juli siehe Erich Matthias. Die Sozialdemokratische Partei Deutschlands, in: E. Matthias 
und R. .Morsey (Hrsg.). Das Ende der Parteien 193.3. Düsseldorf 1960. S. 101 ff.
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Ökonomischen Tageskärnpfe fuhren. .Andererseits ist es unsere Aufgabe, die Massen
diskussion über den politischen Massenstreik oder Generalstreik zu steigern, in die 
richtige Bahn zu lenken und für die Kampfmobilisierung und Vorbereitung der 
großen politischen Kämpfe auszunutzen.
4. Mit dieser tieferen Verankerung der Partei in den Betrieben, in den Gewerkschaf
ten und auf den Stempelstellen wird zugleich die wichtigste Arbeit im Kampf für die 
Sicherung der Partei geleistet. Je stärker die Partei in den Betrieben, auf den 
Stempelstellen und in den Massenorganisationen verankert ist, desto stärker vermag 
sie ein V erbot und alle faschistischen .Anschläge zur Zerschmetterung der revolutio
nären Klassenorganisationen des Proletariats abzuwehren.
5. Auf der Linie dieser Aufgabenstellung wird die zweite höhere Etappe der 
Antifaschistischen Aktion unter der Losung durchgeführt: ..Tragt die Antifaschisti
sche Aktion in die Betriebe!“

V'. Die AOrbereitung der .Antifaschistischen Kampfwoche vom 14. bis 21. .Augnst. 
Als erster wuchtiger und massenmäßiger Auftakt für die Dttrchführung der neuen 
Etappe der Antifaschistischen .Aktion findet vom H. bis 21. Aitgust die antifaschisti
sche Kampfwoche unter der Eosung; ..Tragt die Antifaschistische Aktion in die 
Betriebe!“ statt.** Die unmittelbaren .Aufgaben der antifaschistischen Kampfwoche 
sind die Stärkung der Betriebszellen der Partei und der Betriebsgruppen der RGO, 
durch Werbung der aktivsten kampfeserprobten Betriebsarbeiter und die Verbesse
rung ihrer gesamten Arbeit, die Schaffung von Abteilungszellen und revolutionären 
Vertrauensleuten, die Bildung neuer Betriebszellen, sowie die Schaffung von 
Gutszellen auf dem Eande, die Schaffung von Eraktionsgruppen in allen im Betriebe 
vorhandenen Organisationen und die Bildung der Oppositionsgruppen in den im 
Betrieb vorhandenen Gewerkschaften (Richtlinien siehe Sondernummer des Partei
arbeiter)!’ Über diese unmittelbaren Aufgaben hinaus muß die gesamte Kampfwo
che in den Dienst der Kampfmobilisierung der Belegschaften für konkrete Forderun
gen und der Kampfvorbereitung in den Betrieben für den politischen Massenstreik 
gestellt w'erden.
Zur A orbereitung der Kampfwoche sind folgende Maßnahmen notwendig:
1. .Allgemeine Parteiarbeiterkonferenzen, in denen die neuen Aufgaben durchgespro
chen und die Ergebnisse der bisherigen Etappe der Antifaschistischen .Aktion und der 
Reichstagswahlen ausgeweitet werden.
2. Versammlungen der Betriebs- und Straßenzellen zur A orbereitung der antifaschi
stischen Kampfwoche. In diesen Versammlungen wird von den Betriebszellen 
konkret die Durchführung der antifaschistischen Kampfwoche im Betriebe bespro
chen. Und zwar: Herausgabe einer Betriebszeitung. Veranstaltung einer Betriebsver
sammlung. evtl, von .Abteilungsversammlungen. .Aufstellung konkreter betrieblicher 
Kampfforderungen (z. B. Stellungnahme zum Lohn- und Gehaltsraub, besondere 
Forderungen auf Entfernungen berüchtigter Faschisten aus dem Betriebe usw.), 
A'orbereitung des betrieblichen .Alassenselbstschutzes. Vorbereitung der Schaffung

8 Zur ersten ..Kampfwodie" der .Antifaschistischen .Vktion vom 10.-17. .luli vgl. Dok. 6.5.
9 Der Purteiarbeiter war internes Ftmktionärorgan: \gl. Dok. 4l. Die erwähnte Sondernummer war 

nicht zu ermitteln.
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betrieblichen Einheitsausschusses der Antifaschistischen Aktion bzw. Schafeines
fung betrieblicher Aktions- oder Kainpfausschiisse im Hinblick auf die bevorstehen
den wirtschaftlichen Bewegungen und Kämpfe, Behandlung der Tariffragen. Bera
tung der notwendigen Maßnahmen, um im Falle einer allgemeinen politischen 
Massenstreik- oder Ceneralstreikparole den Streik im Betrieb auslösen zu können 
(Auswertung der Erfahrung vom 20. Juli). Besprechung bestimmter von der 
Betriebsbelegschaft kollektiv durchzuführender Agitations- und Kampfaufgaben 
(allgemeine Haus- un 
der Kampfwoche in der LImgegend des Betriebes, allgemeine kollektive Organisie-

d Hofpropaganda der Belegschaft an einem bestimmten Tage

rung des Antifaschistischen Landsonntages durch die Belegschaft, siehe Sonderan
weisung der Landabteilung usw.“'). schließlich konkrete Besprechung der individu
ellen Bearbeitung freigewerkschaftlicher Eunktionäre und reformistischer Betriebs
räte, sowie SPD-Funktionäre. Mit Hilfe des Arbeiterinnen-Delegiertensystems muß 
eine besondere Mobilisierung der Betriebe mit vorwiegend weiblicher Belegschaft 
durchgefühlt werden.
Die Straßenzellen behandeln konkret Aufgaben der Bearbeitung benachbarter 
Betriebe von außen, in denen nur schwache oder überhaupt keine Betriebszellen 
vorhanden sind, ebenso die Bearbeitung der Güter in ihrem Patenschaltsgebiet.
3. Entsprechende vorbereitende .Maßnahmen der RGO. des KJ\ D. und der übrigen 
Massenorganisationen auf Grund gründlicher konkreter Stellungnahme der Partei
leitung mit den Fraktionsbüros der Massenorganisationen.
4. Bereits vor der in den vorigen Punkten gekennzeichneten allgemeinen innerpartei
lichen .Massenmobilisierung für die antifaschistische Kampfwoche muß von den 
Bezirks- und LInterbezirksleitungen ein konkreter Plan für die Durchführung der 
Kampfwoche ausgearbeitet werden. Dabei gelten folgende Gesichtspunkte;
a) Konzentration auf bestimmte Betriebe.
b) LTnterstützung und Kontrolle der .Arbeit der Betriebszeilen unter .Ausnützung der 
besten Funktionäre. Instrukteure usw.. jedes .Mitglied der BL. EIBL oder Ortsgrup
penleitung ist direkt für einen Betrieb verantwortlich zu machen.
c) Stärkste Lüiterstützung der Kampfwoche durch die Presse unter rechtzeitiger 
.Mobilisierung der .Arbeiter-Korrespondenten (in der Presse selbständige Stellung
nahme der Redaktion zur Betriebskampfwoche im Bezirk, weitgehende Reklame für 
gute Betriebszeitungen durch Abdruck, bildliche Wiedergabe der Besprechung, ohne 
die Tagespresse dabei zu gefäbrden).
d) Popularisierung möglichst vieler Beispiele aus der Betriebsarbeit,
e) rechtzeitige Einteilung der besten Referenten, der .Mitglieder des Reichstags und 
Landtags für die in der Kampfwoche durchzuführenden Betriebsversammlungen.
f) Schulung eines Massenaufgebotes von Referenten für Gewerkschafts- und 
Stempelstellenversammlungen im Rahmen der Kampfwoche (in diesen A ersamm- 
lungen sollen die .Aufgaben vom Standpunkt der Unterstützung des Streiks der 
Betriebe behandelt werden).

10 Am 15. 8. 1932 gab du.s ZK (Org.-Landl -Anweisungen zur ..Betriebswoehe der Antifaschistisehen 
Aktion irn Dorfe” heraus. Da.s Sonder-Rundschreiben wurde nicht atdgenoinnien. \ gl. Records I'-ITS, 
323. 2825704-2825706.
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g) Überprüfung der seitens der Betriebszellen vorhandetien Möglichkeiten zur 
Herstellung von Agitationsinaterial. Betriebszeitungen usw., sowie konkrete Pläne 
zur Abstellung von Mängeln.
h) Genaue Kontrolle der rechtzeitigen Festlegung von Versammlungslokalen und der 
rechtzeitigen X'orbereitung des .Agiiationsmaterials für die Versammlungen während 
der antifaschistischen Kampfwoche.
j) Ausarbeitung eines Planes für die Aufteilung und Bearbeitung der Landgebiete am 
Antifaschistischen Landsonntag beim .Abschluß der Kampfwoche durch die Betriebs
belegschaften. Stempelstellen unter führender Teilnahme der Parteizellen (Straßen
zellen beteiligen sich an der entsprechenden .Aktion benachbarter Betriebe oder 
Stempelstellen). Siehe Anweisung der Landabteihmg.

A I. Die Durchführung der Kamplwocbe.
Bei der Durchführung der antiläschistisclien Kampfwoche selbst stellen war folgende 
Aufgaben:
1. Eine möglichst große Zahl möglichst gut vorbereiteter Betriebsversammlungen, 
w obei bei besonderen Schwierigkeiten, w'enn die Belegschaft sehr zersplittert wohnt 
und nur immer Teile arbeiten, sodaß eine allgemeine Zusatnmenfassung erschwert 
ist, die besondere Abhaltung von Belegschaftsversammlungen für die jew-eils 
arbeitenden Teile der Belegschaft an verschiedenen Tagen notwendig ist.
2. Eine möglichst große Zahl möglichst gut vorbereiteter Gewerkschaftsversamm
lungen.
3. Ebenso Stempelstellenversammlungen.
Bei der Mobilisierung der Stempelstellen, vor allem in Großstädten, empfiehlt es sich, 
diejenigen Erwerbslosen jeweils für kollektive Aufgaben der .Agitation und Propa
ganda zusammenzulässen. die an einem Tage gleichzeitig stempeln. Handelt es sich 
um Aktionen, wäe einen Landsonntag, wo die Teilnahme mit finanziellen Lasten 
verknüpft ist, so können die betreffenden Ei-w erbslosen die Mittel durch allgemeine 
Sammlung aulbringen, die Teilnehmer aber in beschränkterer Zahl aus ihren Bedien 
ausw'ählen. w'obei dann besonders redegewandte und besonders aktive .Arbeiter, 
sowüe solche, die mit den ländlichen A'erhältnissen vertrauter sind, bevorzugt werden 
sollen. Auf diese AA eise wird einerseits die Gesamt-Masse der Erw erbslosen durch die 
Aufbringung der .Mittel auch an dieser .Aktion beteiligt, andererseits bekommt die 
unmittelbare Teilnahme den Cdiarakter einer gewissen Delegierung durch die 
Gesamtheit der an dieser Stempelstelle erfaßten Massen. Dabei unbedingte Instru- 
ierung der auf das Land fahrenden Referenten über die bei den Landarbeitern und 
Kleinbauern bestehenden Eragen.
Bei der Einteilung des Planes für den .Antifaschistischen Kampfsonntag müssen die 
Kostengesichtspunkte berücksichtigt werden. Also die nächstgelegenen Dörfer für die 
Ei'W’erbslosen. um dmen .Ausgaben zu ersparen. Ebenso bei den Betrieben die Fragen 
berücksichtigen, ob in bestimmten Dörfern Mitglieder der Belegschaft wohnen, 
sodaß diese Dörfer von der Belegschaft am besten bearbeitet werden können, usw’. 
usw.
4. Gegen Ende der antifaschistischen Kampfwoche zentrale Kundgebungeit oder 
Demonstrationen.
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5. An zwei Nachmittagen gegen Ende der antifaschistischen Kainptwoche allgemeine 
Haus- und Hofpropaganda, die aber nach Möglichkeit kollektiv durch die Beleg
schaften der Betriebe und durch Massenaufgebote" der Stempelstellen unter 
führender Beteiligung der Parteiorganisationen erfolgen soll.
6. Als Abschluß Antifaschistischer Landsonntag mit dem Ziel, vorhandene revolutio
näre Positionen auf dem Land zu festigen und neue Positionen gegen den Paschismus 
zu erobern. (Der Antifaschistische Landsonntag soll unter allen Umständen kollektiv 
durch Belegschaften der Betriebe. Massenaufgeltote der Stempelstellen durchgeführt 
werden.)
7. Konzentrierte Berichterstattung unmittelbar nacli Abschluß der Kampfwoche an 
das Zentralkomitee über alle durchgeführten Maßnahmen. Versammlungen und 
Aktionen bei gleichzeitiger ständiger stärkster Berichterstattung (laufend) an den 
Pressedienst durch die Redaktionen.
8. Gründliche Stellungnahme in den Parteileitungen und in den Parteiorganisationen 
zur Überprüfung der Ergebnisse. Erfolge und Schwächen der Kampfwoche, und zur 
Auswertung für die weitere Arbeit. Dabei besondere Berücksichtigung der Betriebs
zeilen. die anhand der Ergebnisse der Kampfwoche die Weiterführung der antifa
schistischen Kampagne im Betrieb besprechen müssen, wobei die Bezirks- und 
Unterbezirksleitungen ihre besten Kräfte den Betriebszeilen zur Unterstützung 
bereitstellen müssen.

VII. Materialien.
Als wichtigste politische Richtlinie für die gesamte Kampagne sind die Ausführungen 
des Genossen Thälmann im .Aufträge des Zentralkomitees auf der Reichstagung der
Polsekretäre vom 3. August 1932 zugrunde zu legen, die innerhalb der Partei zur 
V'erbreitung gelangen.'^ Für die neuen Methoden der Arbeit im Betrieb und
Gewerkschaft sind unbedingt die Präsidiumsbeschlüsse des EKKI zur Gewerk
schaftsarbeit und der RGI zur .Arbeit in den Betrieben (siehe Sonderausgabe des 
Parteiarbeiters) zugrunde zu legen.
Als besondere Materialien für die Durchführung der Kampagne werden den Bezirken 
zugestellt:
1. Entwurf einer Rededisposition für Betriebsversammlungen (A^ervielfältigung muß 
bezirklich vorgenommen werden).
2. Desgleichen für Gewerkschaftsversammlungen.
3. Desgleichen für Stempelstellenversammlungen.
4. Zur Massenverbreitung: eine Nummer der Zeitungen Antifaschistische Aktion und 
Rote Einheitsfront.
5. Ferner soll im Rahmen der Kampfwoche der Massenvertrieb der noch vorhande
nen Massenbroschüren, die keinen V^’ahlcharakter tragen, organisiert werden, dabei 
vor allem:

11 In der Vorlage: Masseiiaufgal)e.
12 .4m 3. 8. 1932 tagte in Berlin eine Konferenz der Spitzenfunklionäre der KPD. das Referat hielt Emst 

Thälmann. Er erklärte die KPD zum ..einzigen Sieger " der 'X’ahl vom 31. 7. und befaßte sich mit der 
geplanten ..Betriebswoche der .kntifaschistischen .4ktion ' vom 14.-21. 8. \'gl. Inprekorr’St. 66 vom 
9. 8. 1932. S. 213.5 ff.
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a) Thälmann ..Was will die Antifaschistische Aktion“ (5 Pfg.)
b) Thälmann ..Unterredung mit den SPD-Arbeitern“''^ (10 Pfg.)
c) Thälmann ..Woher nehmen? ' (10 Pfg.)
d) ..Das dritte Reich in Italien“ (10 Pfg.)
e) ..Wer regiert, kommandiert, toleriert?“ (10 Pfg.)
f) ,.25 Punkte - das Programm der .NSDAP " (10 Pfg.)
.41le diese Broschüren sind nach wie vor von größter .Aktualität und müssen restlos 
abgesetzt werden.
Ferner soll die Kampfwoche zur stärksten Werbung für das Werk des Genossen 
Rcmmele ..Die Sowjetunion“ benutzt werden, von dem jetzt beide Bände vorliegen. 
Pressewerbung:
.Mit besonderem .Nachdruck soll die Agitation und Propaganda während der 
antifaschistischen Kampfwoche zur \^"erbung von Lesern für unsere Parteipresse 
überall ausgenutzt werden. Es muß gelingen, gerade angesichts der reaktionären 
Anschläge der faschistischen Machthaber auf die kommunistische Presse, deren 
Leserzahl ernstlich zu steigern.
Initiative von unten:
Das Agitationsmaterial, wie Klebezettel. Handzettel mit Betriebslosungen usw. soll 
unter möglichster Dezentralisation und Entfaltung der Initiative von unten bei 
stärkster Hilfe und Kontrolle der BL. UBL hergestellt werden.
Massenvertrieb des .Abzeichens:
Das Abzeichen der Antifaschistischen .Aktion’'^ muß weiter in Massen vertrieben 
werden. Die Partei muß dafür sorgen, daß in allen Betrieben und auf allen 
Stempelsteilen das Abzeichen getragen und in der Öffentlichkeit auf das stärkste zur 
Geltung gebracht wird.
Kampffondsammlung:
Entsprechend dem letzten Aufruf des Reichseinheitsausschusses der Antifaschisti
schen Aktion muß die Sammlung mit aller Kraft gesteigert werden. Die Lage in der 
Arbeiterklasse, in den .Mittelschichten und unter den Bauern ist außerordentlich 
günstig zu einer Steigerung und Ausnutzung der Opferbereitschaft der Massen für die 
Antifaschistische Aktion.'^

Mit kommunistischem Gruß! 
ZK-Sekretariat

13 .Am 8. Juli 1932 haue Thälmann eine Unlerreduiiii inil 20 SPD-Arheitern; darüber gab die KPD eine 
Broschüre heraus. Vgl, Inprekorr Nr. 57 vom 12. 7. 1932. S. n96: Chronik S, 294.

14 Vgl. Hermann Rennnele. Die Sowjetunion Bd. 1 und 2. Berlin 1932. Dazu auch: InprekorrNr. 66 vom 
9. 8. 1932. S. 2139 If.

15 Vgl. oben Dok. 65. .Anm. 15,
16 Zum Ergebnis der Belrieh.skam[)fwoche <ler .Anlii'aschi.sti.schen Aktion und ihre l’erlüngerung .siehe 

unten Dok. 71.
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70.

22. 8. 1932: Rundschreiben an die Bezirksleitunjjen und Redaktionen

Antifaschistische Aktion. S. 217-220. Überschrift: ..An alle Bezirksleitungen und Redaktionen! 
[. . .]. Vor einer Nazikoalition im Reich? ..I

Sofort vorbereiten:
Proteststreiks und Massendemonstrationen!

Am 19. August ist bereits ein Regierungspakt zwischen Nazis und Zentrum 
abgeschlossen worden.” Die Verhandlungen gehen nur noch um die Besetzung der 
Ministerposten. Nach den vorliegenden Meldungen sind vorgesehen: als Reichskanz
ler Schleicher. Innenminister Strassen .lustizminister Frick. Luftfahrtminister oder 
Minister ohne Portefeuille Göring. Arbeitsminister Slegerivald. Über die Besetzung 
des Außenministerpostens ist man sich noch nicht einig. In diesem Zusammenhang 
ist sogar schon Brüning genannt worden. Dieses Kabinett soll als Präsidialkabinett 
fungieren.
Genossen, es bedarf keiner weiteren Worte, welche Bedeutung diesem Kabinett 
zukommt. Es ist das Kabinett der verstärkten faschistischen Diktatur, des Abbaus 
der Tariflöhne, der rücksichtslosen Eintreibung der Lausanner Tnbutlasten, der 
Unterdrückung der revolutionären Arbeiterorganisationen und des Verbots der KPD. 
Es ist auch bekannt geworden, daß Leipart bereits mit Schleicher über die Eragen 
der Arbeitsdienstpilicht und über die Tolerierung des Prasidialkabmetts verhandelt 
hat. Die Regierungsbildung geschieht also unter der Voraussetzung fester Zusiche
rung über die außerparlamentarische Tolerierung durch den ADGB. Stegerwald gilt 
als der Verbindungs- und \ ertrauensmann des ADGB.
Wir ersuchen Euch, sofort in stärkster Weise die .Anweisungen durchzuführen, die 
wir schon wiederholt gegeben haben. Bei Bekanntgabe der Regierungsbildung 
müssen sofort in allen Betrieben Proteststreiks gegen diese Regierung ausgelöst 
werden. Schon jetzt, vor offizieller Bekanntgabe, müssen in allen Betrieben und 
Gewerkschaften Beschlüsse gefaßt werden, daß die betreffenden Betriebe und 
Gewerkschaftsorganisationen sofort, wenn die Regierungsbildung bekanntgegeben 
wird, in den Streik treten und Massendemonstrationen durchführen.
Die politischen Eorderungen sind: Weg mit der .Nazikoalitionsregierung! Nieder mit 
der faschistischen Diktatur! .Aidlösung der S.A — Schließung der Nazikasernen!

1 Entnoininen au.s: .Antifa.srhi.sli.s(’he .Aktion. Dokument ?4. S. 229 f. .Nach der A'orlage handelt es sich 
tan emen .Auszug des Rundschreibens.

2 Nach den Reichstagswahlen vom 31. .luli führten sowohl die Reichsregierting als auch die Parteien 
(außer SPD und KPD ) A’erhandlungen mit der NSD AP über die Möglichkeit einer Einbeziehung der 
Nationalsozialisten in die Regierung. .Am 19. Augttst bericluele tlie dettt.sche Presse ersttnals über 
Ergebnisse der A'erhandlungen zwischen dem Zemrttin ttnd der NSD AP. Danach schien eine Einigung 
der beiden Parteien über eine Regieritngskoalilion in Prettßeu ttnd itn Reich nicht ausgeschlossen. A’gl. 
Frankfurter Zeitung Nr. 618 votn 19. 8. 1932. Die Verhandhutgen wttrdeu jedoch s|)üter ohne 
Ergebnis abgebrochen. Zu den A'erhandltmgen zwischen dem Zentntm und der N’SD.AP vgl. 
R. Morsey. Die deutsche Zentrumspartei, in: E. .Matthias tttui R. .Morsey (Hrsg.), Das Ende der 
Parteien 1933. Düsseldorf 1960. S. 31.5 ff.
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Die wirlscliaftliclien Losungen sind: Keinen Pfennig Lohnabbau! Verteidigung der 
Tariflöline - gegen jede Arbeitsdienstpflieht und Zwangsarbeit! Aufhebung aller 
Notverordnungen!
Mit diesen Forderungen sind in jedem Betrieb und 
entsprechenden Teilforderutigen zu verbinden. Mit aller Energie müssen überall 
Einheits- und vorbereitende Kanipl'ausschüsse gebildet werden, und die .Antifaschi
stische Aktion [muß] auf das stärkste gesteigert werden.

jeder Stempelstelle diean

[. .

3 In der Vorlage endet hier der Text, das Rundschreiben ging \ eiiiuulich w eiter; vgl. Anin. 1.

71.

24. 8. 1932: Anweisungen des Sekretariats

StA Bremen. 4.65-lV 13 k; Polizeiliche Abschrift. Überschrift: „Rundschreiben Nr. 16. Anweisun
gen des Sekretariats“.

Inhaltsverzeichnis.
1. Die Verlängerung der Betriebskampfwochen.
2. Die 2. Etappe der Antifaschistischen Aktion.
3. Der 18. Internationale Jugendtag und das 25jälmge Jubiläum der Jugend- 

Internationale.
4. Kampf gegen die Standgerichte und das drohende Parteiverbot.
5. Der Stahlhelmtag in Berlin.
6. Der Antikriegkongreß in Amsterdam.
7. Die Beichstagseröffnung.
Verte Genossen!
Die Verlängerung der B e t r i e b s k a m p f w o c h e n.
Der Beschluß des Zentralkomitees über die Verlängerung der Betriebskampfwochen 
der Antifaschistischen .Aktion um zwei weitere Vochen. d. h. bis zum 4. September, 
entspringt der .Notwendigkeit, die mit Hilfe der Betriebskarnpfwochen erstrebte 
radikale Belebung der Betriebsarbeit entsprechend den Beschlüssen des Februarple
nums des ZK erheblich stärker zu verxvirklichen. als das im Verlauf der ersten 
Betriebskampfwoche der Fall war.’ Die Tatsache, daß die meisten Bezirke entgegen 
den Anweisungen des ZK die Berichterstattung über die Ergebnisse der ersten 
Betriebskampfwoche nicht unmittelbar nach dem Abschluß der Kamplwoche 
vorgenommen haben, die Tatsache, daß die meisten Redaktionen im Gegensatz zum 
Zentralorgan der Partei, der Roten Fahne, ihre Zeitungen nicht ernstlich auf die 
Betriebskampfwoche eingestellt haben, so daß in vielen Bezirken von einer wirkli-

BetriebskainpfwoclK* der .Antifascliistischen .Aktion, die urs|3riiii<;lich auf den 14.-21. August 
festgesetzt war. Dok. 69.

1 Vgl. zur
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eben Mobilisierung der Arbeiterkorrespondenten kaum gesprochen werden kann, das 
alles beweist, daß das Verständnis für die Bedeutung der zweiten Woche der 
Antifaschistischen Aktion im Zeichen der Eroberung der Betriebe in der Partei noch 
völlig ungenügend ist.
Die Verlängerung der Betriebskampfwochen über den 21. August soll den Bezirkslei
tungen die Möglichkeit geben, die bisherigen Versäumnisse auszutnerzen und die für 
die Betriebskampfwoche aufgestellten Ziele und Aufgaben restlos zu erfüllen. 
Angesichts der großen Schwäche der Partei auf dem Gebiet der Betriebs- und 
innergewerkschaftlichen Arbeit weist das ZK auf die Tatsache hin. daß gegenwärtig 
infolge der günstigen politischen und auf Grund des großen Aufschwungs der Partei 
in den .Massen im Zusammenhang mit dem .31. Juli" alle objektiven Bedingungen 
gegeben sind, auch die zweite Etappe der Antifaschistischen .Aktion mit wachsenden 
Erfolgen durchzuführen.
Das ZK wird den Verlauf der Betriebskampfwochen in allen Bezirken zum Anlasse 
einer eingehenden Überprüfung des Standes der Parteiarbeit, einer ernsten Überprü
fung der Parteileitung in den Bezirken und Lütterbezirken nehmen.
Die zweite Etappe der Antifaschistischen .Aktion.
Die Betriebskampfwochen sollen, wie auf der Konferenz der P.olsekretäre vom 
3. .August und im Rundschreiben Nr. 15"* klargestellt wurde, den Auftakt für die 
ganze zweite höhere Etapjje der Antifaschistischen .Aktion bilden, die unter der 
Eosung durchgeführt wird: ,.Tragt die Antifaschistische Aktion m die Betriebe!“ 
Die gesamte Parteiarbeit und die Arbeit der revolutionären Massenorganisationen 
muß in der zweiten Etappe der Antifaschistischen Aktion auf das Ziel der 
Kampfmobilisierung gegen alle faschistischen Maßnahmen auf politischem und 
wirtschaftlichem Gebiete und gegen den Bestand der faschistischen Diktatur 
überhaupt gerichtet sein. Dabei muß nach dem Thüringer Beispiel eine ernste 
Kampfsolidarität zwischen den kämpfenden Env'erbslosen und Betriebsarbeitem 
hergestellt werden.
Dieses eine Ziel: Auslösung von Teilstreiks, wirtschaftliche Streiks ganzer Betriebe, 
politische Proteststreiks. Massenstreiks bis zum Generalstreik, bei gleichzeitiger 
größtmöglicher Entfaltung der Massenaktionen der Erw^erbslosen (besondere Anwei
sungen folgen in den nächsten Tagen) und aller übrigen werktätigen Schichten, muß 
bei allen .Maßnahmen im Auge behalten werden. Auf dieses Ziel der .Auslösung und 
Eührung von .Massenkämpfen muß jeder Zw eig der revolutionären Arbeit eingestellt 
werden.
Die wichtigste Voraussetzung dazu bildet der notwendige Durchbruch der Partei in 
der Frage der Betriebsarbeit und der davon untrennbaren Arbeit an der innergewerk
schaftlichen Front.
Die wichtigsten Aufgaben hierbei sind:
1. Einstellung der gesamten Methoden der Parteiarbeit und des Parteilebens auf die 
Betriebszelle als des wichtigsten Organs der Partei.

2 Gemeint ist das Ergebnis der Reielistugswahlen vom .31. ,Iidi l‘).d2. Vgl. dazu das Dok. 69. Anm. 1 
und 2.

3 Vgl. Dok. 69.
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2. Breiteste Anwendung der Einheitsfronttaktik im Betrieb durch Durchführung 
kollektiver Kampfaufgaben und besonders bei der Kampfmobilisierung gegen 
Lohnraub. Tarifverschlechterung usw.
3. Radikale Verstärkung der Arbeit in der innergewerkschaftlichen Front, Kampf um 
die Gewinnung der Mitgliedschaft und der unteren Funktionäre der reformistischen, 
christlichen usw. Verbände durch Bildung der kommunistischen Fraktionen und 
Schaffung einer breiten Oppositionsbewegung.
4. Ausbau der organisatorischen Fundamente im Betrieb: Schaffung von Abteilungs
zellen. Auswahl revolutionärer Vertrauensleute in jeder Abteilung, Ausbau der 
Methode der Parteilosen-Beratungen (jedes Zellenmitglied bearbeitet 3—5 parteilose 
Arbeiter systematisch, hält mit ihnen zwanglose Beratungen ab und gibt ihnen die 
Losungen der Partei weiter, die es von den Abteilungszellenleitern oder revolutionä
ren Vertrauensmann erhalten hat).
5. Einstellung der Straßenzellen und der kommunistischen Fraktionen in allen 
Massenorganisationen auf die Unterstützung des Kampfes um die Eroberung der 
Betriebe.
Bei der Durchführung dieser notwendigen Maßnahmen im Rahmen der zweiten 
Etappe der .4ntifaschistischen Aktion muß stets der Kampfinhalt der gesamten 
Kampagne auch bei allen organisatorischen Maßnahmen im Vordergrund stehen. 
Jeder Genosse und Funktionär, jedes RGO-Mitglied. jeder Sympathisierende muß
wissen:
Es kommt darauf an. Streiks und Massenkämple aller Art auszulösen und bis zum 
politischen Massenstreik oder Generalstreik gegen die faschistische Diktatur zu 
steigern.
Die führende Rolle der Partei und RGO darf bei der Vorbereitung. Auslösung und 
Durchführung der Kämpfe keineswegs mechanisch betrieben werden, indem Partei 
oder RGO versuchen, ihre Führung den Arbeitern aufzuzwingen. Diese Führung 
muß vielmehr durch richtige Vorschläge und Losungen, durch zielbewußte Agitation 
und Propaganda, durch die organisierende Rolle der Zellen, der revolutionären 
V^ertrauensleute und der kommunistischen Fraktionen in Massen [Organisationen], 
kurz: durch richtige revolutionäre Massenarbeit verwirklicht werden.
Die Massen selbst sollen die Führung durch Schaflung eigener Kampforgane in die 
Flände nehmen. \ on unten her gilt es. Finheitsausschüsse und Kampfausschüsse zu 
bilden, in denen sich die Arbeiter zusammensetzen. um die zur .Abwehr von 
Lohnraub, faschistischem Terror und Anschlägen aller .Art notwendigen Maßnah
men [zu] beschließen und gemeinsam durchzuführen.
Der Internationale Jugendtag und das 2 5jährige Jubiläum der 
Jugendinternationale.
Auch der am 3. und 4. September stattfindende 18. Internationale Jugendtag, der

4 Die Sozialistische .Fugeiidinlenialionalc wurde auf iler eisten intemationaleii Konferenz sozialistischer 
Jugendorganisationen 1907 in Stuttgart gegründet. .Vtif der Berner Konferenz iin Jahre 191.5 wurde 
die Durchführung eines jährlichen internationalen Jugendtages beschlossen. Der 18. Internationale 
Jugendtag fand am 3. und 4. September 1932 in Berliti statt. Vgl. dazti das Geleitwort von Ernst 
Schneller zum 18. Internationalen Jugendtag ..Die Jugend in der ersten Reihe”, in: Rt Nr. 180 vom 
4. 9. 1932. Vgl. auch Roter Stern 9. Jg.. Nr. 35. September 19:12. Sonderheilage zur fff Nr. 179 vom 
3. 9. 1932 zum 25. Jahrestag der Jugendinternationale.
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mit dem 25. Jahrestag der Jugend-Internationale zusammenf'ällt. muß im Rahmen 
der zweiten Etappe der Antifaschistischen Aktion zur Durchführung gelangen. Der 
Kommunistische Jugendverband Deutschlands führt vom 27. August bis 4. Septem
ber 1932 eine Jugend-Kampf-Werbewoche durch. Die Partei muß den KJVD sowohl 
bei dieser Kampf- und Werbewoche, wie bei der Dunthführung des Jugendtages 
selbst aufs stärkste unterstützen. Das Schwergewicht im Kampfe um die Jugend muß 
entsprechend der Betriebskampfwochen der Partei auf die Durchführung des 
Beschlusses des 11. Plenums gestellt werden: ’ ..Bei jeder Parteizelle eine Jugend
zelle!'
Dieser Kurs auf die Jugend der Betriebe (Jungarbeiter. Lehrlinge) muß auf das 
engste mit der Kampfmobilisierung der erwerbslosen Jugend gegen die Arbeitsdienst
pflicht und militärische V’erseuchung der werktätigen Jugend verbunden werden. Die 
Auslösung von Streiks der Lehrlinge und Jungarbeiter in den Betrieben und von 
Streiks. Kampfdemonstrationen und Kampfbewegungen aller Art (um besseres 
Essen, bessere Quartiere, tarifmäßige Entlohnung usw.) in den Arbeitsdienstlagern 
muß das Ziel der Partei und des KJVD in der gesamten Jugendarbeit und auch in der 
Kampagne des Internationalen Jugendtags sein.
Das Zusammentreffen des 18. Internationalen Jugendtages mit dem 25jährigen 
Jubiläum der Jugend-Internationale ( Stuttgarter Konferenz vom 25. und 26. .August 
1907) muß dazu ausgenutzt werden, den kommunistischen Jugendverband als die 
einzige Organisation zu kennzeichnen, die das Erbe der Tradition der internationalen 
sozialistischen Jugendbew egung der V'or- und Kriegszeit verkörpert und fortführt. 
Die Rolle der kommunistischen Jugendinternationale und des KJA’D muß in der 
Kampagne zum Jugendtag in scharfer Frontstellung gegen den \ errat der Sozialde
mokratie an den Interessen der jtroletarischen Jugend, gegen die sozialistische 
Jugendinternationale und die S.4J Iteleuchtet werden.*’
Die Durchführung des Internationalen Jugendtages ist eine Angelegenheit nicht nur 
des KJA"D. sondern auch der gesamten Partei. Die Bezirksleitungen müssen sofort 
zum Internationalen Jugendtag und zttr Kampf- und Werbewoche des KJA'D Stellung 
nehmen, die Parteiorganisationen und Parteipresse zur Unterstützung einsetzen, 
einen entsprechenden Plan gemeinsam mit dem Jugendverband ausarbeiten und alle 
Parteiveranstaltungen. Zellenversammlungen und Parteiarbeiterkonferenzen auch in 
den Dienst der Kamjtagne zum Jugendtag stellen.
Alle Parteileitungen sind darüber binaus verpflichtet, zur Überwündung der großen 
Schw ächen unserer Jugendarbeit eine ständige und systematische Unterstützung des 
Jugendverbandes bei gleichzeitigem ernstem Kurs auf A'erbesserung. Lhiterstützung 
und Kontrolle der Leitungen des KJVD durchzuführen.
Der Kampf gegen Standgerichte und drohendes Parteiverbot. .Angesichts einerseits 
der frechen Morddrohungen und der offenen Mordpropaganda der Nazis aus Anlaß 
des Beuthener Lüteils. und andererseits der barbarischen Standgerichtsurteile in

5 V'gl. Thesen und Resuhitionen der .XI. Plenartagung des EKKI. .4|)nl 1931. Hainhurg-Berlin 1931. 
Die Resolution des .XI. EKKl-Plenuins zur .\rheit der .litgendverhäntle ist zu finden in: Reeords T-175. 
3.59. 2915912 IT. Ferner: HStA Düsseldorf. Regierttng Düsseldorf. .Nr. 17153. S. 135-140. Vgl. auch 
Dok. 60. .4nm. 7.

6 Zur Geschichte der .Itigendinternationale aus kotninunistischer Sicht vgl. Geschichte der Kommunisti
schen Jtigendinternationale. Band 1-3. Berlin 1929/31. Nettattflage .München. o.J. (1971).
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lutioiiäre .Arbeiter und Reiclisbannerfunktionäre^Ohlau. lvönigsber<i usw. gegen re\o 
gilt es. eine passende Protestkainpagne unter breitester Entfaltung der Einheitsfront- 
bewegttng gegen die Sondergericlite der fascbistiscben Pa/K'/t-^’c/t/e/c/ier-Regierung 
zn entfalten. Dabei rnitb das detnagogiscbe Gescbrei der Nazis über die Benthener 
Urteile als offene Propaganda für den vieliiscben Meticbeltnord entlarvt und der 
Charakter der Sondergericlite als Instrnnient der fascdiistiscben Diktatur gegen die 
antifascliistiscbe .Arbeiterschaft dargestellt werden. Cegenüber der Bourgeoisie, die 
einerseits die Begnadigung der Mürder von Poteniiia betreibt und Hitler. Göriiig und 
Goebbels ungehindert zu netieti Morden auffordern läßt, andererseits sich den 
betrügerischen Schein eitler ..unparteilichen Gerechtigkeit^' zu geben versucht, gilt es 
mit aller Schärfe festzunageln, daß die Terror- und .\lordoffensi\e der Nazis im 
Dienst und Aufträge des Finanzkapitals selbst erfolgt.
Der Nazimordterror mul die Sondergericlite der Papen-Schleicher dienen gleicher
maßen demselben Ziele: Niederschlagung der .Arbeiterschaft. Selbst die Beuthener 
Todesurteile sollen nur Todesurteile gegen Antifaschisten Mirbereiten und erleich
tern. iMordoffensiven und Standgerichte sollen der A'orbereitimg des Parteiverbots 
der KPD den W eg bahnen.
Entfaltet deshalb überall sofort stürmische Protestkampagnen gegen Sondeigci ichie 
und drohendes Parteiverbot! Nehmt in allen Betrieben. Gewerkschaften und
Slempelstellenversammlungen Protestentscbließnngen an. Entfaltet dabei die Ein
heitsfronttaktik gegenülier SPD und Reichsbannerarbeitern, freigewerkschaftlichen 
Mitgliedern und unteren Funktionären! Rüstet znm [lolitischen Massenstreik für die 
A erteidigung der KPD gegen A erbotsmaf.Miahmen. Entfaltet die ideologische Offen
sive gegen die //ü/crbewegung zur 
Zersetzung unserer Reihen.
Der Stahlhelmtag in Berlin.
.Am 3. und -i. September findet in Berlin der sogenannte Reichsfrontsoldatentag des 
Stahlhelms statt.“ Der geplante Stahlhehnrummel soll im Dienst der faschistischen 
militärischen A erhetzung stehen und besonders als Auftakt für die weitgehenden 
.Aufrüstungspläne der deutschen Bourgeoisie, wie sie General Schleicher offen 
angekündigt hat. benutzt werden. Das ist ein besonderer .Anlaß für uns. die 
Gegenmobilisierung gegen faschistisch-militärische Provokationen auf das äußerste 
zu verstärken.

Zurückdrängimg ihres Masseneinllusses und zur

7 All! 22. .\ugust verurleiltc ein SoiKlergericht in Bentlien fiinl Mitglieder (lerNSD.4P im sog. Polempa- 
Prozeß zum Tode. In Potcmpa (OS war der komnnmistisclie .trheiter Pietczuch vor den .\ugen 
69jährigen .Mnuer von S.\-Leinen lirntal erseldagen worden. \ gl. die KPD-Bnisehiire ..Potempa ". 
o.0.n..l. (Berlin 19321. Die verurteilten NSD.XP-.Mörder wtirden \ <in der kotnmissarisehen preußischen 
Regierung am 2. Septemher begnadigt. Am .sell)en Tag wurden in Brieg/Sehlesien mehrere KPD- 
.Mitglieder nach Zusammenstößen zwischen SA und Antiläschi.stischer Aktion wegen ..Latidfriedens- 
brtichs" zti mehrjährigen Zuchthattsstral'en ventrteilt. t gl. Schuhhess 1932 S. Hl. Die Rote h ahne 
bezeiclmete die I rteile gegen die NSDAP-Mitglieder als ..S( heinurteile ', die nur einen Präzedenzfall 
schallen sollten, um später ..revohitionäre .Arbeiter " ebenlalls zutn lode verurteilen zu können. Im 
Gcgen.satz zn den Nazis würden die .Arbeiter jedoch nicht begnadigt werdeti. \ gl. Rt Nr. 175—176 vom 
23.011(12-1.8.19.32.

seiner

8 Der Reichsfrontsoldatentag des Stahlhelms fand gleicitzeilig mit dem 18. .Iiigendiag in Berlin statt. 
.3. und 4. 9. 19.32.Vgl. Rh'Nv. 179-180 vom
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Wir führen unsere Cegenkampagne in Verbindung mit der Kampagne zum 
Internationalen Jugendtag und vor allem mit dem Ziel der Mobilisierung der 
proletarischen und werktätigen Jugend gegen die militaristisch-nationalistische 
Verseuchung.
Unsere Gegenkampagne zerfällt in drei Aufgabengebiete:
1. Ideologische Gegenoffensive unter den werktätigen Massen, unter Losungen 
unseres Kampfes gegen den imperialistischen Krieg, gegen die V'ersailler Tributskla
verei und gegen den Lausanner Pakt. " gegen die imperialistischen .Abenteuer der 
deutschen Bourgeoisie, gegen ihre verbrecherischen Rüstungspläne, für die Verteidi
gung der Sowjet-Union (Parteipresse, Betriebs- und Häuserblockzeitungen).
2. Ideologische Offensive zur Zersetzung und zum Eindringen in die Stahlhelmfront. 
Entsprechende Bearbeitung von Stahlhelmleuten. Stahlhehnfrauen usw., Abhaltung 
von V ersammlungen mit Einladung von Stahlhelmfünktionären zur Diskussion, 
Einsatz von Diskussionsgruppen bei der Abreise von Stahlhehndelegationen und 
beim Stahlhelmaufmarsch selbst.
3. Mobilmachung der Arbeiterviertel bei der Abreise und Rückkehr der Stahlhelmde
legationen gegen etwaige faschistische LTerfälle. bei schärfstem Kurs gegen indivi
duelle terroristische Tendenzen.'** wo solche Eeinde der Arbeiterschaft auftauchen. 
Mobilisierung der Bevölkerung gegen den Stahlhelmrummel mit den Losungen: Kein 
Quartier, kein Schluck VV asser. kein Stück Brot!
Der Antikriegskongreß in Amsterdam.
Das Stattfinden des Amsterdamer Antikriegskongresses in der fraglichen Zeit," in 
der in Deutschland mit dem Reichstagszusammentritt'" erneut größere politische 
Zuspitzungen bevorstehen und unmittelbar vor dem militärischen Stahlhehnrummel 
in Berlin gibt uns gesteigerte Möglichkeiten der Tagung des .Antikriegskongresses in 
lebendigster Weise mit den unmittelbaren Fragen des Klassenkampfes in Deutsch
land zu verbinden.
Die Rüstungspläne der deutschen Bourgeoisie werden in der nächsten Zeit an und für 
sich in der gesamten Politik eine wichtige Rolle spielen. Der Kampf gegen diese 
Rüstungspläne von unserer Seite wird zu dem mächtigen Hebel des revolutionären 
Klassenkampfes werden.
Die gesamte Parteipresse muß deshalb der Tagung des .Antikriegskongresses größere 
Aufmerksamkeit schenken und ihn in entsprechender \V eise für unsere Kampagne 
gegen Hunger, Krieg und Faschismus auswerten.

9 Gemeint ist der Beseliltili der Re(jatationskiitifeteiiz von Lausanne in der Zeit vom 16. Juni bis 9. Juli 
1932. Vgl. dazu Dok. 6.3. Atitn. 2.

10 ln der .\useinandersetzung mit der NSD.AP oder dem Stahlhelm versuchte die Parteileitung sich von 
Gewalttnaßnahtnen und terroristischen Handlungen zu distanzieren. \’gl. dazu den Beschluß des ZK 
gegen den mdividuellen Terror vom 10. November 1931. in: RF Nr. 206 vom 13. 11. 1931: Gd.4. 
Dokument 82. S. 558 f.

11 Der Internationale Kongreß gegen den hnperialistischen Krieg fand vom 
.4msterdam statt. Vgl. zur V orbereitung Dok. 65 tmd 66.

12 Die konstituierende Sitztitig des am 31. Juli neu gewählten Reichstages fand atn .30. .4tigust 1932 statt. 
Hierbei führte die KPD-.4bgeordnete Klara Zetkin als .Alterspräsidentin den Vorsitz. Vgl. GtLV 
S. 362 ff. Vgl. m' Nr. 17? vom 25. 8. 1932: ..Klara Zetkin eröffnet den Reichstag. ‘

27. bis 29. August 1932 in
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In den Betriebskarnpfwoehen muß die Mobilisierung der Betriebe und der Stempel
steilen auch in der Richtung des Kampfes gegen Kriegskreise und militärischen 
Rüstungswahnsinn erfolgen, wobei es gilt. Begrüf'iungstelegramme der Belegschaf
ten. der Betriebsräte (SPD! ) und gewerkschaftlicher Organisationen. Kartelle usw. 
durchzusetzen. Die Vorbereitung solcher Begrüßungstelegramme auf Grund von 
Betriebsbescblüssen usw. muß sofort einsetzen. da nur wenige Tage Zeit vorhanden 
ist. Alle Bezirksleitungen sind für die Durchfühnmg dieser notwendigen Maßnahmen 
zur größten Popularisierung des Amsterdamer Kongresses verantwortlich.
Die Ergebnisse des Kongresses können vor allem hei der Kampagne des Internationa
len Jugendtages und gegen Stahlhelmrmnmel bereits als erster Auftakt ausgewertet 
werden.
Die Berichterstattung über den Amsterdamer Kongreß, der auf breitester überpartei
licher Basis zur Durchführung gelangt, muß von ttns in breitester Öffentlichkeit — vor 
Betrieben. Stempelstellen, Organisationen und in öffentlichen Kundgebungen — im 
Sinne der Stärkung der revolutionären Einheitsfrontbewegung durcbgeführt werden.
Die Reichstagseröffnung.
Zur Vorbereitung des Zusammentritts des Reichstags muß im Rahmen der 
Betriebskampfwoche eine breite außerparlamentarische Kampagne sofort einsetzen. 
Diese Kampagne muß sich gegen die neuen Staatsstreichpläne der faschistischen 
Machthaber richten, die eine völlige Aitsschahttng des Reichstags, evtl, sogar 
Einberufung einer Nationalversammlung durch .Notverordnung unter Auflösung des 
gewählten Reichstags usw., planen. Vor allem ist die radikale Beseitigung des 
allgemeinen Wahlrechts. .Abschaffung des Frauenwalilrechts. Raub des W ahlrechts 
für die jüngere Generation. .Abschaffung des Verhähthswahlrechts (Eisten), evtl, 
sogar direkter Raub des Wahlrechts für die .Anhänger der kommunistischen Partei im 
Zusammenhang mit den übrigen geplanten .Anscblägen auf die .Arbeiterorganisatio
nen vorgesehen. Auch die Eröffnung des Reichstags durch die Alterspräsidentin, die 
Genossin Klara Zetkin, soll möglicherweise durch Gewaltmaßnahmen, wie Schutz
haftbefehl für Klara Zetkin usw.. gestört oder vereitelt werden.
Alle diese Pläne der faschistischen .Machthaber kennzeichnen die große politische 
Bedeutung, die dem Zusammentritt des Reichstags vom Standpunkt des außerparla
mentarischen Massenkampfes zukommt. W ir müssen deshalb heute schon in den 
Betrieben eine solche Stimmung schaffen und dazu die Betriebskampfw'oche 
ausnutzen, daß bei irgendwelchen .Anschlägen der faschistischen Machthaber ein 
rasches Reagieren der Betriebe ttnter breitester Initiative von unten erleichtert ist. 
Vor allem gilt es. sofort in den Betrieben Kampfentscbließungen zur .Annahme zu 
bringen, die sich mit den wichtigsten Anträgen der kommunistischen Reichstagsfrak
tion (.Mißtrauen gegen die fa/te/tregierung. Aitlhebung aller Verordnungen ein
schließlich der Staatsstreichnotverordnung gegen Preußen. Streichung des Lausan- 
ner Paktes usw.) solidarisch erklären und die Wahl eines Reichstagspräsidiums unter 
[Ein]Schaltung der .Mordfaschisten verhindern. Diese Resolutionen sollen nach 
Möglichkeit das Verhalteti des Zentrums utid der SPD im Preußischen Eandtag in 
der Frage des Eandtagspräsidenten brandmarken und den Kampf der Kommunisten 
für ein faschistenfreies Präsidiitm begrüßen.'*

13 Zum Verhalten der KFD hei der Vi ald de.-. Ihäsidiuin.s im [treuthselien Landtag vgl. Dok. 68. ,\nm. 3,
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Auch die Parteipresse muß unter Ausmitzun«;: solcher Kampl'entschließungen mit der 
Kampagne zur Vorbereitung des Reichstagszusammentritts einsetzen''*.
Alle diese Kampagnen müssen unter dem Gesichtspunkt der einheitlichen Kampfmo
bilisierung gegen die faschistische Diktatur und alle ihre Maßnahmen durchgeführt 
werden. Durch diese Konzentration auf ein Ziel gilt es zu erreichen, daß die 
Zusammenfassung aller einzelnen Maßnahmen der zweiten Etappe der Antifaschisti
schen Aktion eine wirkliche Kampfmobilisierung der Betriebs- und Stempelstellen 
und der übrigen Werktätigen ermöglicht und zur .Auslösung und Führung breitester 
.Aktionen und Kämpfe führt.

.Mit kommunistischem Gruß 
ZK.-Sekretariat

14 Das ZeiUralorgan der KPD. Die Rote Fahne, war in dieser Zeit (vom 26. 8.-3. 9. 1932) verholen. Vgl. 
Rt' Nr. 178 vom 26. 8. 1932. Die übrige Presse l)rachle die ..Kampfforderuiigen ’; vgl. Freiheit 
Nr. 18-t vom 30.8. 1932; Bergische .Arbeiterstimme Nr. 18-i vom 30.8. 1932: .Arbeiter-Zeitung 
(.Mannheim) Nr. 200 vom 27. 8. 1932.

72.

2. 9. 1932: Anweisungen des Sekretariats zum Wirtschaftsprogramni der
Pape/j-Regiernng

St.A Bremen. 4.65-IV 13 k: [Vermutlieh] Heklographiertes Kiindsehreiben. Überschrift: ..Kiind- 
schreiben Nr. 17. .Anweisungen an die Bezirksleitungen und Reduktionen."

Inhaltsverzeichnis: ..Wirtschaftsprogramm und neue Notverordnungen der Papen- 
regterung”
\A erte Genossen!
Das Wirtschaftsprogramm und die zu erwartende Notverordnung' der faschistischen 
Papenregierung muß von der Partei und allen Massenorganisationen in der 
V eitertreibung der .Antifaschistischen .Aktion mit einer entschiedenen und kühnen 
Mobilisation zur Durchführung von Streikaktionen und .Massenkämpfen beantwortet 
werden. Die Losung ..Tragt die .Antifaschistische .Aktion in die Betriebe“^ erfährt 
jetzt eine weitere Steigerung: Die .Antifaschistische Aktion organisiert den Kampf 
gegen das faschistische Wirtschaftsprogramm der Papenregierung.

1 Am 4. September 1932 erliol.s die Reii h.sregicnmg eine Noiverordmmg zur Belebung der Vl'irlschaft, 
die einen umfangreichen Katalog von Subventiousmaßuahmeu für Industrie und gewerbliche 
M iri.schafi enthielt, bei glei< hzeitig weiter eingeschränkten SozialleisUmgen des Staates für Erwerbs
lose. Kranke und Kurzarbeiter. Die \'erordnung sowie ihre wirtschaflspolilischen Grundsätze hatte 
Reichskanzler Rapen auf einer \ ersammlnng des westfälischen Bauernvereins am 28. August 1932 in 
-Münster angekündigt. Vgl. dazu Sclndtbess 1932 S. l44ff.: zu den einzelnen Maßnahmen der 
Verordnung S. 152 ff.; Horkenbach 1932 S. 908 ff.

2 Unter dieser Losung führte die KPD vom 14.-21. .August 1932 und verlängert l)is 4. 9. eine sog. 
..Betriebskampfwoche der .Antifaschistischen Aktion" durch, deren Ziel die Gründung von Betriehs- 
gruppen in den wichtigsten Betrieben war. V gl. dazu Dok. 71.
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Die Papenregieruufi hat angesichts der vnn ^S'oclie zu oche w achsenden Verschär- 
l'ung der Wirtsclial'tskrise Verliandlnngen mit allen entscheidenden Teilen der 
Bourgeoisie durchgel'iihrt und die Direktiven für das Ansheutimgsprograinrn, das 
Papen 'm seiner Rede in Münster verkündete, erhalten;
Das f'a/jenprogrannn enthält folgende Hauptpunkte;
1. Die Kapitalisten erhalten 1.5 Milliarden Subventionen in Form von Sleueranrech- 
nungsscheinen und zwar erhalten sie die Scheine für Umsatzsteuer. Grund- und 
Gewerbesteuer. Diese Anteilscheine sollen für die Jahre 1934—1938 lür die Beglei
chung von Stenern in Zahlung genommen werden - sie erhalten aber schon jetzt 
faktisch den \^’ert von Zahlungsmitteln, da sie an der Bürse gehandelt und von der 
Reichshank belieben werden. Diese Subvention ist an keine Bedingung, etwa der 
Einstellung von Arbeitern usw.. geknüpft - stellt aber den llauptanteil der 
..Ankurbelung“- der 55'irt3chafl zur Einstellung \ on 1% Millionen Arbeitslosen dar, 
von der von Papen so großzügig gesprochen wird.
2. Weitere 36 Milliarden sollen denjenigen Kapitalisten geschenkt werden, die 
nachweisen. daß sie mehr .Arbeitskräfte als bisher beschäftigen. .Auch dieser Punkt 
des Pa/jcn-Programms ist eine direkte Subvention der Großindustrie, eine direkte

alle Industrielle zur Senkung der Eöhne. zur Einstellung von.Aufforderung an
Arbeitern zu imtertarinicheii Eöhnen bei späterer Entlassung der zu Tariflöhnen 
entlohnten Arbeiter. Der ganze Zuschtd» von 700 .Millionen wird aus dem Steuerauf
kommen der werktätigen .Massen gezahlt.
3. Die Tarifverträge sollen vollkommen durchbrochen und durchlöchert werden. Die 
Unternehmer sollen ermächtigt werden. Tariflöhne einfach zu unterschreiten, den 
bisher beschäftigten .Arbeitern 20-30% Eohnabzüge aufznerlegen. für die einge
sparte Eohnsnmme erwerbslose Arbeiter gleichfalls mit untertariflicher Zahlung 
einznstellen. also mit der gleichen Eolmsumme mehr Arbeiter verstärkt auszubeuten. 
Dabei werden zweifellos noch mehr als bisher .Arbeiterinnen und Jugendliche am 
härtesten betroffen. Hinzu kommt die Ankündigung, daß alle ..durch die Krise 
gefährdeten ^S’erke■■ ermächtigt werden, zur 
Tariflöhne ahzuschaffen und den Eohn entsprechend der betrieblichen Kalkulations
und Rentabilitätsberechnnngen festzusetzen.
Die ..Auflockerung des Tarifvertrages'“ wird nicht nur darin bestehen, daß bei der 

Erwerbslosen bzw. bei der Drohung mit der Stillegung des

Sicherung der E.vistenz des Betriebes die

Neueinstellung von
Betriebes eine untertarifliche Bezahlung ertolgen kann, sondern es sollen jetzt auch 
jene Vorschläge durchgeführt werden, die seinerzeit von Brüning unter Zustimmung 
des ADGB und der christlichen Gewerkschaften im Vi irtschaftsbeirat lestgelegt 
worden waren. Also A erkleinernng der Tarilbezirke. verschiedenartige Eestlegung 
der Tariftermine. Verlegung des .Ablauftermins, w eg von den Saisonzeiten usw.
Die Regierung begünstigt dabei jene Entwäckhmg. -wde sie noch Ende Juli die 
rheinisch-westfälischen Schwerindustriellen auf der Tagung des Langnamvereins* 
forderten; Abstellung aller Lohnbezüge auf den wirklichen Betriebsveitrag - 
Übergang von Kollektivvertrag zum \\ erkstarifvertrag.
Die Möglichkeit für die Unternehmer unter den verschiedensten Vorwänden, die 
Tariflöhne unterschreiten zu können, bedeutet praktisch, daß die Unabdingbarkeit

.3 Vgl. Dok. 42. Aiim. 4.
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des Tarifvertrages besonders was seine Erstreckung auf die Masse der gewerkschaft
lich nicht Organisierten betrifft, liquidiert wird. Damit wird einer der Grundpfeiler 
zerstört, auf denen die Gewerkschaftsbewegung und das ganze Tarifvertragswesen 
aulgebaut sind. Die Unternehmer haben zwar noch ein Interesse daran, formelle 
Tarifverträge zu schließen, aber diese Tarife binden nur einseitig die Arbeiter, 
während die Unternehmer es in der Hand haben, die Löbne und Gehälter in ihrem 
Betrieb je nach dem Kräfteverhältnis mehr oder minder stark in jedem Moment 
kürzen zu können.
Kurz zusammengefaßt sollen 1.5 Milliarden neue Zahlungsmittel in Form von 
Sleueranteilscheinen ausgegeben werden, dazu 700 Millionen, die den Industriellen 
unmittelbar als Subventionen zufließen. Die dadurcli angeblich herbeizuführende 
Ankurbelung der Wirtschaft soll den Vorwand für eine unerhörte Belastung der 
Arbeiter und Angestellten liefern. Die Erwerbslosigkeit soll auf die zur Zeit 
beschäftigten .Arbeiter abgewälzt werden durch das .Vlittel der gewaltigen V'ermeh- 
rung der Kurzarbeit, bei gleichzeitiger Einstellung neuer Arbeiter, eines allgemeinen 
Eohnabbaus und der Durchpeitschung neuer Massensteuern für alle Beschäftigten. 
Für die .Arbeiterklasse und die werktätigen .Mittelschichten bedeutet dieses Pro
gramm eine gewaltige \ erschärfung der Krise, das Hineintreiben von Millionen in die 
nackte Hungerkatastrophe des kommenden AA’inters.
Die Durchführung dieses gigantischen .Ausplünderungsprogramms erfordert eine 
gewaltige V erschärfung der bisherigen faschistischen Diktaturmethoden.
Die Papen-Schleicher-Ga\i-Re"ierui\^ will den Weg der .Ausschaltung des Reichs
tags. der Präsidialregierung, d. h. der Reichswelirdiktatur gehen, während Zentrum 
und .Nazis die \ erschärfung der faschistischen Diktatur durch unmittelbare Heran- 
zitdumg der S.A und der christlichen Gewerkschaften (unter Tolerierung durch den 
.ADGB) sichern und die Papen-Schleicher-Kegwrxiiv^ durch eine Zentrum-Nazi- 
Koalition ersetzen wollen.
Beide, sowohl die fayoc/t-Regierung als auch die Zentrmn-Nazi-Koalition, setzen 
dabei in ihren Besprechungen auf die Politik der SPD. bzw. besonders die Politik der 
.ADGB-Führer. Die .ADGB-Führer haben sowohl in den \ erhandlungen mit Schlei
cher. als auch bei den Besprechtttigen mit den Mittelsleuten von Brüning und 
Strasser zum Ausdruck gebracht, daß sie bereit sind, am ..Umbau der ^Virtschaft^' an 
..jedem vernünftigen .Arbeitsbescbaffitngsprogramm“ tnitzuarbeiten und daß sie sich 
verpflichten, jede Störung dieser Pläne zur Rettung des kapitalistischen Systems 
durch Massenaktionen, ökonomische und politische Streiks zu verhindern. Die SPD 
und insbesondere der .ADGB spielen in den Berechnungen der verschiedenen 
iaschistischen Fraktionen der Bourgeoisie noch tnehr als in der Vergangenheit die 
Rolle der sozialen Hauptstütze, die Rolle der Garanten im Proletariat für die 
Durchführung der ökonomischen und politischen Pläne der faschistischen Diktatur 
angesichts der verschärften Krise.

\V ahrscheinlich ist. daß die Papen-Schleicher-Beperum^ mit Hindenburg den Weg 
der Präsidialregierung gehen wird und daß die Schwerindtistriellen, großagrarischen 
und Reichswehr-Kreise den Nazis nicht die volle Regierungs- und Staatsgewalt 
ausliefern werden. Dieser Weg mit Auflösung des Reichstags und der Durchführung 
der Reichsreform auf Notverordnungswege bedeutet den Staatsstreich und offene 
Fiquidierung der Verfassung.
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Diese verschärfte fascliistische Diktatur erfordert die größte Verstärkung des 
Kampfes gegen die Papen-Regierung umsomehr, als alle Maßnahmen der Papen- 
Regierung Deutschland immer tiefer in die Katastrophe hineintreiben und die 
Klassenkämpfe immer heftiger zuspitzen.
Wir müssen aber gleichzeitig den Kampf gegen die Pope/t-Regierung, die das 
ausübende Zentrum der faschistischen Diktatur bildet, mit dem Kampf gegen Nazi 
und Zentrumspartei verbinden und in unserer ganzen Strategie und Taktik 
verstehen, daß der sozialdemokratische, insbesondere der freigewerkschaftliche 
Ai’beiter die zentrale Figur unserer ganzen Politik bildet, daß die Antifaschistische 
Aktion die Mehrheit der Arbeiterklasse für den Massenkampf gegen alle Formen der 
kapitalistischen Diktatur, gegen alle faschistischen Fraktionen der Bourgeoisie 
erobern muß. Es kommt insbesondere darauf an. die Rolle der Sozialdemokratie und 
des .4DGB im Bewußtsein der sozialdemokratischen und freigew'erkschaftlichen 
Arbeiter so zu klären, daß es uns gelingt, die SPD-Arbeiter auf allen Fronten in die 
Antifaschistische Aktion einzubeziehen, sie unter unseren Losungen in politische und 
ökonomische Massenaktionen einzubeziehen, sie organisatorisch von 
loszureißen.
Das zentrale Problem des antifaschistischen Massenkampfes, der Übergang von der 
Agitation und Propaganda zu 
werden, wenn die Partei ruckartig die iimergewerkschaftliche Arbeit verstärkt, 
planmäßig und systematisch sofort alle Gewerkscliaftskader mobilisiert und die 
gewerkschaftlich organisierten Massen, dem Einfluß der Gewerkschaftsbürokratie 
entreißt.

der SPD

betrieblichen Massenaktionen kann nur dann gelöst

Die ...Auflockerung der Tarifverträge" bedeutet deshalb die Gefährdung der Grund
lagen. auf denen die Gewerkschaften aufgebaut und zusainmengehalten werden. Das 
muß einen direkten Umwälzungsprozeß in den Millionenreihen, sowohl der Arbeiter- 
wie der Angestellten-A'erbände zur Eolge haben. So sehr auch in den letzten zwei 
Jahren die Löhne und Gehälter immer wieder gesenkt wurden, das Gewerkschafts
mitglied hielt an seinem Verband fest, weil durch die tariflichen Abmachungen eine

. Diese Sicherheit wird durch diegewisse Sicherheit des Lohnes gewährt war 
angedrohte Papeusche .Notverordnung zerstört und damit das Hauptinteresse des 
Durchschnittarbeiters an der gewerkschaftlichen Organisierung. Da die Gewerk
schaftsführer keine Kämpfe um die .Aufrechterhaltung des Tarifvertrages in seiner 
bisherigen Eorm fuhren werden, droht eine große .Massenflucht aus den Gewerk
schaften. wenn es uns Kommunisten nicht gelingt, die steigende Erbitterung und 
Opposition in den Reihen der Gewerkschaftsmitglieder zusammenzufassen und in 
Streikaktionen umzusetzen.
Die Maßnahmen der Regierung und der Unternehmer schaffen ungewollt sehr 
günstige Bedingungen des Kampfes, wenn wir auf dem Posten sind, denn die sozialen 
Auseinandersetzungen werden wieder in steigendem .Maße in die einzelnen Betriebe 
verlegt und die Entscheidungen, die bisher sehr oft fiir ganze Industriegebiete durch 
die Tarifverhandlungen am grünen Tisch ohne Befragen der .Arbeitermassen 
getroffen wurden, werden in direkten Lohnkämpfen zwischen Belegschaft und 
Unternehmer ausgetragen werden.
Für unsere innergewerkschaftlii lie .Arbeit im ADGB. in den christlichen Gewerk
schaften und nationalen .Angestelltenverbänden schafft die Liquidierung des bisheri-
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gen Tarifrechts (Lohnsicherung und Sclilichtungswe.sen) eine außerordentlich 
günstige Situation zum Ausbau der Opposition, denn es zeigt sich ganz klar, daß die 
Kapitulationspolitik der Gewerkschaften und der Regierung eine Position nach der 
anderen preisgibt.
\X enn mit der gleichzeitigen Vi’endimg der Partei zur Arbeit in den Betrieben und zur 
innergewerkschaftlichen .Arbeit gleicbzeitig die Wendung zur wirklichen Führung 
der Erwerbslosenbewegung mit Hilfe der Parteifraktionen in der RGO und den 
Erwerbslosenausschüssen ges(;hieht. dann wird es ebensowenig wie bisher der 
Bourgeoisie gelingen, die Erwerbslosen gegen die Betriebsarbeiter erfolgreich auszu
spielen.
Der Plan der/^apen-Regierung. durch ihre Taktik die Spaltung zwischen Erwerbslo
sen und Betriebsarbeitern zu tragen, zeigt auf das dringlichste, von welcher 
gewaltigen aktuellen Bedeutung für den Kampf der Betriebsarbeiter die kommunisti
sche Arbeit unter den Millionenmassen der Erwerbslosen wird. Besonders zu 
beachten ist dabei die A'erschärfung des .Arbeitsdienstes, der dazu ausgenutzt wird, 
alle jugendlichen .Arbeitslosen aus der Lüiteistütznng herauszudrängen und eine 
unerhörte Verschärfung der .Ausbeutung und Entrechtung der Lehrlinge und 
Jungarbeiter durchzuführen.
Vi enn man bedenkt, daß zu der Erbittei ung. zur wachsenden Kampfgewilltheit der 
.Massen gegen den Lohn- und Lüiterstützungsabbau noch ihre VX’ut gegen die 
Milliarden Steuergeschenke und Subventionen an die Gioßindustriellen und Groß
agrarier. über die steigende Teuerung, über die Gefahr der Inflation usw. kommt, 
daß die .Maßnahmen der politischen Knebelung, der Standgerichte, des V erbots der 
Pai teipresse. der Verfolgung und des Verbots der revolutionären Massenorganisatio
nen [. . .].■* so ist es klar, daß dieser ganze aufges|)eicherte Explosionsstoff sich in 
vielen Einzelkäm|)fen und großen .Massenaktionen entladen wird, wenn wir uns 
entsprechend den Parteibeschlüssen richtig auf die Betriebe. Gewerkschaften, 
Erwerbslosen orientieren.
Ohne den konkreten Inhalt der Nt)t\ erordnung abzuwarten, gilt es. jetzt unter den 
Parolen: ..Keinen Pfennig Lohn- und Lüiterstützungsabbau '. ..keine A'erschlechte- 
rung der Tarifverträge" (für Betriebe mit .Arbeiterinnen und Jungarbeiter:, ..Gleicher 
Lohn für gleiche .Arheif), im Zusammenhang mit unseren politischen Losungen den 
.Alarm in die Betriebe zu werfen, den Widerstand zu organisieren und überall 
Einheitsausschüsse der .Antifaschistischen .Aktion bzw. vorbereitende Kampfaus
schüsse gegen Eohnabbau zu l)ilden. Wo der Lüiternehmer in einer .Abteilung oder im 
Gesamtbetrieb einen V orstoß unternimmt, muß alles getan werden, um diesen 
zurückzuschlagen. Die betrieblii hen .Angriffe der Läiternehmer in allen Industrien als 
Vorbereitung zu großen Schlägen sind sc hon voll im Gange. Nachdem über 2.‘JÜ0()Ü 
sächsische, thüringische Textilarbeiter sc hon in der Tarifbewegung stehen, haben 
jetzt die Kohlenkönige des Ruhrgebiets den Bergarbeitern zum 30. September 1932 
die Lohnordnung gekündigt. Die entscheidende Gruppe der rheinisch-westfälischen 
Schwerindustrie geht also offen zum Angriff über. Der Zechenverband verlangt in 
Durchführung der F’apc'/i-Notverordnung die ...Angleichung" der Lohnfestsetzung 
der 160 Zechenanlagen des Reviers entsprechend den unterschiedlichen Verhältnis-

4 Textvorlage unvollständig.
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in der Linie, die Löhne je nach der Rentahililät der einzelnen Zechen zusen.
dilTerenzieren. Die Kohlenkapitalisten der anderen Reviere Olierschlesiens. Nieder
schlesiens, mitteldeutscher Ber<;bau. knndi>;en ebenfalls die Tarife. Dasselbe werden 
wahrscheinlich in kürzerer Aufeinanderfol-ie die anderen Kapitalistengruppen auch
tun.
Es nahen also grol.k' Entscheidungen, bei denen es sich zeigen muß. ob die Partei aus 
den Erfahrungen des 20. .Iiili genügend rasch die Konset^uenzen gezogen hat, um 
Voraussetzungen zur Entfesselung der K.ämpfe zu schaffen.
Die Antifastihistische .Aktion muß auf allen Fronten verstärkt und zu Massenaktionen 
gesteigert werden. Unsere Angriffe richten sich vor allem gegen das Raubprogranim 
der .Pape/t-Regierung und die in seinem Gefolge jetzt bereits angekündigten 
Unternehmerangriffe in den einzelnen Betrieben, gegen die Verschärfung der 
faschistischen Diktatur, gegen die Sondergerichte. Presseverbote, den Raub der 
V ersammlungs- und Demonstrationsfreibeit. .Alle faschistischen Fraktionen der 
Bourgeoisie sind entschlossen zu einer verschärften Knebelung unserer Partei, zur 
Unterdrückung aller revolutionären Massenaktionen des Proletariats. W ir sind iin 
besonderen ver|jllichtet. überall unseren Kam|)f für die \ erteidigung unserer Partei 
gegen die Unterdrückung und \'erbotsabsicliten ganz liedeutend zu verschärfen und 
mit den betrieblichen konkreten .Aktionslosungen, die auf den ökonomischen Streik 
gegen die l'nternehmerangriffe sowie auf den |)olitischen .Massenstreik und General
streik gegen die Papcn-Regierung und ihr faschistisches W irtschaltsprogramm, 
gegen die Terrorakte der faschistischen Diktatur, die Sondergerichtsurteile und die 
.Nazimorde hinzielen, mit unseren Endziellosungen des sozialistischen .Auswegs aus 
der Krise und des Kampfes um die Arbeiter- und Bauernrepublik zu verbinden.

Die Parteileitungen müssen ihre Streiksirategie und laktik aul die wichtigsten 
Betriebspunkte orientieren und durch tatkräftige Hilfe und Kontrolle alles tun, um 
die Belegschaften zu alarmieren und zum Kampf vorzubereiten. Streikfähigmachung 
der Betriebe muß die Parole jedes einzelnen Kommunisten sein. Unsere roten 
Betriebsräte müssen im Betriebsrat zur Stellungnabme auffordern und die Einberu
fung von Abteilungs- und Belegschaftsversaininhmgen durchsetzen. Je nach der 
Struktur der Betriebe müssen wir versuchen, gemeinsame Funktionärversammlun
gen der freigewerkschaftlichen mit den RGO- und den roten \ erbandsfunktionären 
auf der Grundlage unserer Eorderungen zustandezubrmgen. Je nach der Struktur der 
Betriebe sollen Delegiertenkonferenzen aus den einzelnen Betrieben usw. bzw. einer 

Betrieben stattfinden. W o es zweckmäßig ist. soll neben \ ollversamin- 
Betriebsräten auch auf die Organisierung von örtlichen, in Großstädten 

Stadtteil-Delegiertenkonferenzen aller Betriebe losgesteuert werden. In allen
vorbereitenden Kampfäusschüssen aul der Tagesord-

Gruppe von 
lungen von
von
Betrieben steht die Bildung von 
nung. Ebenso in allen .Abteilungen die Schaffung revolutionärer \ ertrauensleute. 
Parallel steht die Frage der antifaschistischen Selbstschutzlormationen des Betriebes 
gegen die faschistischen Streikbruchkolonnen der S.A.
ln den Gewerkschaften müssen jetzt die Kommunisten rasch zu arbeitenden 
Fraktionen zusammengefaßt werden, nm 
Branche, in jeder Sektion Oppositionsgruppen aufzubauen. Diese Oppositionsgrup
pen müssen sowohl im betrieblichen Eunktionärkörper wie in den gewerkschaftli
chen Mitgliederversammlungen Anträge zur Organisierung des Kampfes gegen

mit ihrer Hilfe in jeder Zahlstelle, in jeder
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Lohnabbau, die Angriffe auf den Tarifvertrag, gegen die Tolerierungspolitik der 
Leipart und Co. einreichen. (Zu der speziellen Oppositionsarbeit verw'eisen wir auf 
die letzten Nummern des Parteiarbeiter, insbesondere auf die Sondernummer mit 
den Beschlüssen des Präsidiums des EKKI über die Fraktionsarbeit.)'^
Entsprechend den neuen Formen des Unternehinerangriffs müssen auch in den 
Stempelstellen und Wohngebietsausscbüssen die Fragen des gemeinsamen Kampfes 
der Betriebsarbeiter und Erwerbslosen, die Fragen der speziellen Arbeit unter den 
Erwerbslosen, freigewerkscbaftlicb und christlich organisierten Kollegen aufgerollt 
werden.
Auch dort muß durch verschiedenartige Methoden die Zusammenfassung dieser 
Erwerbslosen gewerkschaftlich erfolgen, mit ihnen die Taktik und das Auftreten in 
den -ADGB-Erwerbslosenausschüssen bzw. in den freigewerkschaftlichen Mitglieder
versammlungen besprochen werden.
Es ist selbstverständlich, daß die gesamte Antifaschistische .Aktion, also auch die 
innere Tätigkeit der lokalen Einheitsausschüsse und des .Massenselbstschutzes in 
allen seinen Gliederungen, auf die Arbeit in den Betrieben und Gewerkschaften und 
den Ei-vv'erbslosenmassen orientiert werden muß.
Diese Arbeit muß umso größere Erfolge erzielen, wenn wir die ideologische Offensive 
gegen die Nazis und die Sozialdemokratie in der Presse wie in der Kleinarbeit mit 
größter Entschiedenheit steigern.
In den Reihen der .Nazis wie in den Reihen der SPD ist die Zersetzung gewachsen. Die 
Vorbereitung der Kampfaktionen muß im Zeichen der kühnen Offensive gegenüber 
diesen Kreisen bestehen:
,.Kommt zur Antifaschistischen .Aktion! Her zu uns!"
Jede Parteiarbeit muß von kühnem Angriffsgeist erfüllt und von der Überzeugung 
durchdrungen sein, daß wir jetzt einen entscheidenden .Abschnitt in der revolutionä
ren Zuspitzung des Klassenkampfes in Deutschland erleben und daß es von der 
Kühnheit und .Aktionskraft unserer Partei in der Durchführung der täglichen Arbeit 
abhängt, in welchem .Maße wir durch .Antifaschistische .Aktionen. Einheitsfrontpoli
tik von unten. Entfaltung von ökonomischen und politischen Massenaktionen, 
Zerschlagung der demagogischen Wahlmanöver aller Klassenfeinde die Mehrheit der 
Arbeiterklasse erobern, das Kampfbündnis mit den übrigen werktätigen Schichten 
verstärken, Teilkämpfe zu größeren Kämpfen zusammenfassen, den Klassenkampf 
auf eine höhere Stufe heben, unsere Partei ver teidigen und so die A'oraussetzungen 
für weitere Aktionen auf noch höherer Stufenleiter schaffen.

Mit kommunistischem Gruß 
ZK — Sekretariat

5 Die entsprechenden Ntnninem des Parteiarbeiters waren nicht zu ermitteln.
Auszüge aus der Resolution des Präsidiums des EKKI üher die .Arbeit der Fraktionen in den 
Gewerkschaften vom .Itdi 1932 sind ahgedruckl bei Degras. The Gommunist International. Bd. 3, 
S. 203 ff.
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73.

10. 9. 1932: Anweisungen des Sekretariats an die Bezirksleitungen und
Redaktionen

StA Bremen. 4,65-lV 13 k: Polizeiliehe Absehrift. Lberselirift: ..Rundsehreiben Nr. 18. Anweisun
gen des Sekretariats an alle Bezirksleitungen und Redaktionen."

luhallsveizeichnis:
Gegen fasiliistische Kapitaloffensive - die rote Klasseneinlieit.
Einleitung: Im Rundschreiben des ZK 
Notwendigkeit der sofortigen Mobilisierung 
Betrieben und an den Stempelstellen in Verbindung mit der innergewerkscbaftlichen 
Arbeit hingewiesen worden.' Die inzwischen erfolgte A'eröffentlicbung der Papen- 
Notverordnung und der übrigen Fläne und Maßnahmen der Reiebsregierung (neue 
Zölle. Aufrüstungspläne) zeigen eine weit über die ursprünglichen Ankündigungen 
hinausgehende A’erschärftmg der faschistischen Politik. Die Notverordnung bedeutet 
eine Summierung von faschistischen Maßnahmen in bisher noch nie dagewesenem 
Umfange."
In dem gleichzeitig zur Verwendung kommenden Informationsmaterial über die 
Notverordnung werden die einzelnen Auswirkungen auf den verschiedenen Gebieten 
dargelegt. Die wichtigsten Verschärfungen gegenüber den .Ankündigungen Papens in 
der Münster’schen Rede' sind:
a) Die Aütllmacht der Reichsregierung zur völligen Beseitigung der Sozialpolitik, wie 
der Rechte der Arbeiter in Bezug auf Arbeitsordnung. Arbeiterschutz, Betriebsräte.
b) Die besondere Entrechtung der Eandarbeiter in Beztig auf die Eohnsenkung. — 
Der besondere Angriff auf die kommunalen Arbeiter und .Angestellten.
c) Die Ausstattung der Schlichter mit weitestgehenden \ olimachten.
d) Die Einbehaltung von 20% der den Gemeinden zustehenden Steueranteile für den 
Ausgleichsstock der Eänder. d. h. neue direkte Senkung der AX ohlfahrtssätze.
e) Die Ermächtigung zur neuen Erhebung von Bürgersteuer.
f) Das Sondergeschenk von 50 Millionen an die Hausbesitzer für ..Instandsetzungsar- 
beiten''.
Die politische Bedeutung der neuen faschistischen Maßnahmen der Papen-Regie- 
rung.
a) Der A'ersuch des kapitalistischen .Auswegs: Die Maßnahmen der Pa/ten-Regierung 
sollen unter ungeheuerlicher Belastung der arbeitenden Bevölkerung angeblich die 
kapitalistische Wirtschaft ankurheln. Sie bringen den Unternehmern die lange 
geforderte ..Befreiung der deutschen Wirtschaft von allen Eesseln und einengenden 
Bestimmungen”'. Die gleichzeitige Aufstellung der Rüstmigsforderungen bereitet die

vom 2. September ist eindringlich auf die 
zum gesteigerten Massenkampf in den

1 Vgl. Dok. 72.
2 Vgl. Dok. 72. Aimi. 1.
3 Die in der Notverordnung vom -t. Seplemher 19:12 angeordneten Maßnahmen hatte Reichskanzler 

Papen auf einer \ ersammhmg des westlälischen Bauernvereins am 28. .August 19,12 in Münster
gekündigt. Vgl. dazu Sclmllhess 1932 S. 144 ff.an
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Durchführung von Rüstungsaufträgen als einen Teil der ..Ankurbelung" vor. Bei 
diesen Maßnahmen, die mit großen Börsenmanövern unterstützt werden, sollen 
zugleich die Spargelder der kleinen Sparer für das Finanzkapital über die großen 
staatlichen Subventionen hinaus mobilisiert werden. Diese Aktion bedeutet so mit 
größten Anstrengungen durchgeführte Maßnahmen, um der sich immer mehr 
zuspitzenden revolutionären Zuspitzung der Klassengegensätze zu begegnen. Die 
Notverordnung gibt Frmächtigungen zur Außerkraftsetzung der Leistung der 
Sozialversicherung, zur Aufhebung der Rechte der Arbeiter im Betrieb (.Arbeitsord
nung. Betriebsräte. .Arbeiterschutz j. Das sind .Maßnahmen, die selbst im .Artikel 48 
keinerlei Stütze mehr haben. Die faschistische Diktattir setzt immer offener die 
A'erfassung und die Gesetze außer Kraft, die den Plänen der Bourgeoisie entgegenste
hen. Kein .Mittel wird unversucht bleiben, um den .Arbeitern und W erktätigen alle 
Lasten der Krise aufzubürden, sie niederzuschlagen und gleichzeitig die gewaltsame 
.Auseinandersetzung im Kampfe um die Neu\erteihmg der bereits atifgeteilten AA'elt 
verstärkt vorzubereiten. Während bei allen früheren .Notverordnungen zwischen den 
Arbeitern und den verschiedenen Schichten der Werktätigen differenziert wurde, 
versucht jetzt die Bourgeoisie, zwischen einzelnen Schichten offene Gegensätze zu 
schaffen und sie gegeneinander atiszuspielen. So wird versucht, einen Teil der 
-Arbeitslosen als Reservearmee unmittelbar zum weiteren Lohndrttck einzusetzen, 
damit sogleich einen Gegensatz innerhalb der .Arbeiter in den Betrieben und an den 
Stetnpelstellen herbeizitführen und so den .Massenkampf zu schwächen. So werden 
die Beamten diesmal vom unmittelbaren Gebaltsabbau verschont. Den Kleingewer
betreibenden wird mit Steueranteilscbeinen eine Entlastung vom Steuerdruck in 
.Aussicht gestellt, während der Lohnraub ihre Einnahmen wesentlich senkt. 
.Andererseits wird versucht, den Gegensätzen innerhalb der Bourgeoisie und vor 
allem zwischen Industrie und Großagrariern zu begegnen (neue Zolle itnd Kontigen- 
tierung der Einfuhr zu Gunsten der Großagrarier als Gegengeschenk zu den 
Industriesitbventionen 1. Im ganzen soll so ein Vorsprung der Bourgeoisie irn Kampfe 
gegen die revolutionäre Bewegung gesichert werden. Diesem Zweck dient zugleich 
die Verschärfung der Terrormaßnahinen gegen die revolutionäre und antifaschisti
sche Bewegung. (A'erbot der Roten Rahne, der .Antifaschistischen .Aktion.^
Die Milliardengeschenke wie die geplanten .Aufrüstungspläne führen zu einer 
Bereicherung des Einanzkapitals und der Großagrarier und zugleich zu einer 
unerhörten Verelendung der Arbeiter und Werktätigen. Der Inlandabsatz erfährt 
eine weitere Schrumpfimg. die A erschärfung der Zolhnaßnahmen und die Kontigen- 
tierung der Einfuhr verschärfen die weltwirtschaftlichen Beziehungen im Konkur
renzkampf; die Staatseinnahmen gehen weiter zurück. Alle diese Erscheinungen 
zeigen, daß es sich nur um eine krampfhafte Maßnahtne der augenblicklichen 
Sicherung der Bourgeoisie handelt, mit allen Zeichen für kommende umso stärkere 
Zusammenbrüclie. Die krampfliaften Bemühungen der Papen-Regierung und der 
Bourgeoisie sind Beweis dafür, daß die relative Stabilisierutig zu Ende ist. daß mit 
dem revolutionären Aufschwung große entscheidende Zusammenstöße heranreifen. 
Wir kommen in eine neue Phase der Kriege und Revolutionen.

4 Die Rote Fahne war vorn 26. 8. bis znrn 3. 9. 19.32 ( ..wegen bösw illiger V'erätlilliehinaehung von 
Organen des Staates" und ..der Reiehsregieriing") verboten. \ gl. RF Nr. 178 vom 26. 8. 1932. Ein 
Verbot i\er Antifa.^clii.'itischen .-\ktion witrde triebt aii.sgesproehetr.
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b) Die Koalitionsverhandlungen zwischen Zentrum und Nazis für die Regierungsbil
dung iin Reicli und in Preußen zeigen einesteils, daß die Gegensätze innerhalb der 
Bourgeoisie und der Junker keineswegs behoben sind und andererseits entlarven sie 
die Nazis und das Zentrum, die beide sachlich für das /’o/tenprograinm sind und 
keineswegs andere V orschlage für tlie ..Ankurbelung ' der \\ irtschaft machen als die 
/^a/tett-Regierung (siehe lirklärung Nazi-Zentrum zur Regierungsfrage)."’
Die Nazis beklagen sich darüber, daß die Pnpcn-Regierung die Hauptpunkte zur 
Ankurbelung der Wirtschaft den Nazis gestohlen habe — sie führe die Maßnahmen 
nur zögernd, nicht entschieden dtirch. Die Nazis versuchen dabei, die wachsende 
Gärung in den Reihen ihrer Anhänger zu beschwichtigen, indem sie ihre soziale 
Demagogie verstärkt durchführen, eine Oppositionsstellung gegen die Papen- 
Regierung vortäuschen. Die entstehende Frage ist dabei, daß die große Anhängerzahl 
mit solchen Mitteln nicht gehalten und nicht gegen die Arbeiterschaft eingesetzt 
werden kann, wenn die Klassengegensätze und Klassenkämpfe sich zuspitzen. Die 
Nazibewegung steht vor der Tatsache einer großen Unsicherheit. Vor ihren 
Anhängern steht die Frage: welchen V eg geht eigentlich die NSDAP? Ist sie wirklich 
im Stande. .Arbeit und Brot zu schaffen oder ist sie nicht vielmehr eine Partei zur 
Sicherung derselben Politik, die Papen durchführt?
Gleichzeitig muß beachtet werden, wie die Nazis in stärkerer Weise ihre Anstrengun
gen zur .Annäherung an die Gewerkschaftsführer betreiben und die weitgehende 
Übereinstimmung der Lhnbau- und .Arbeitsbeschaflüngsvorschläge. Krediterweite
rung. Arbeitszeitkürzung ohne Lohnausgleich, mit den Nazi-\ orschlägen auszunut
zen versuchen. (Siehe Sonderniaterial.)'’
Die Mordtaten gegen .Arbeiter und insbesondere Antifaschisten haben die Rolle der 
Nazis als Truppe für die Pa/ten-Politik für die Interessen der Finanzkapitalisten und 
Junker, für die Politik Lausanne stark entlarvt. Je stärker die Streikwelle einsetzt 
und die .Arbeiter an den Stempelstellen in .Aktion treten, umso größer werden die 
inneren Schwierigkeiten in der Nazibewegung — umso notwendiger ist es. in dieses 
Lager mit kühner ideologischer Offensive vorzustoßen und sowohl an den Stempel
steilen. wie in den Betrieben die .Nazianhänger für die Aktion gegen die faschistischen 
F’a/tc/t-.Maßnahmen zu gewinnen. .Alle Dienste für die Bourgeoisie haben diesen 
.Nazianhängern nichts gebracht. Die Bourgeoisie kann ihnen außer .Arbeitsdienst bei 
Hungerlöhnen und Wrsprechung auf Einstellung in bestimmte Betriebe nichts 
geben. Die innere Unsicherheit und die wachsenden Schwankungen müssen gerade 
jetzt zum .Anlaß genommen werden, eine großzügige .Aufklärungsarbeit, insbeson
dere bei den am wenigsten gefestigten Elementen durchzuführen. Die Beispiele von

5 Zu den \ erhaiullungen zwisehen dem Zentnim und der .\SD.\P vfil. Dok. 70. .\nm. 2. .Am 
1. September verilffenllicliten Zentrum und NSD.AP eitle pleieldautende gemein.snme Erklärung, in 
der sie l'eststellten. ..daß diese Verhandlungen begonnen wurden und fortgesetzt werden mit dem Ziele 
der Beruhigung und Festigung der innerpolitisehen Verhältnisse in Deutschland |. . .1". A'gl. iSebult- 
hess 1932 S. l.äl. .Am 9. Se()tember brachte das Berliner Zenirumsorgun (lermania eine ausführliche 
Erklärung des geschäflsführenden X'orsilzenden der Zentrums|)artei ./ou.s über die \ erhandlungen mit 
der NSDAP. yoo.s erklärte gegenüber der Presse, daß das Ziel des Zentrums in den Verhandlungen 
..die Sicherung der politischen Stabilität mit dem gegenwärtigen Reichstag " darstelle. \ gl. (lennunia 
Nr. 251 vom 9. 9. 1932: ..Das Ziel des Zentrums".

6 Liegt nicht vor.
7 Vgl. Dok. 65. Anm. 2.
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Niederrhein und z.T. von Berlin beweisen die großen Erfolgsinöglichkeiten einer 
entschiedenen Arbeit.
c) Die Haltung der Sozialdemokratie und des ADCB müssen wir im engsten 
Zusainmenhang mit dem verschärhen Kampf gegen die Nazis und die Papen- 
Regierung stellen. Die SPD und der ADGB suchen sich als Opposition gegen die 
/'ape/i-Regierung aufzuspielen, um die Massenkampfe gegen das faschistische 
Wirtschaftsprogramm zu hemmen und die rote Einheitsfront zu schwächen. Sie 
lenken alle Aufmerksamkeit auf die \'erhandlungen im Reichstag und stellen die 
Frage ..Reichstag, greif an!” Das Umbatiprogramm ist der Versuch. ..linke" 
Manöver zu machen — in irklichkeit zeigt es gerade die weitgehende Übereinstim
mung mit den Nazis und ihre Hilfsstellung für die faschistische PapempoMtW (siehe 
Sonderniaterial). Es ist auch mit weiteren Manövern, vor allem bei Streiks zu 
rechnen (siehe ihre Haltung bei den schlesischen Metallstreiks m Niesky und 
Waldenburg). Umso klarer und schärfer müssen wir die Verhandlungen der ADGB- 
Führer mit Schleicher, mit Popen, mit den Nazi-V ertretern hervorheben, ihre 
Bereitschaftserklärung an Hindenbnrg. an den Plänen mitzuarbeiten, die Ablehnung 
des Kampfes gegen Nazis in den (Gewerkschaften, bei gleichzeitigen verschärften 
Maßnahmen gegen oppositionelle .Arbeiter. Die Politik vom 20. Julü wird m Bezug 
auf das faschistische Wirtschaftsprogramm verstärkt fortgeführt: Anerkennung in 
der Pra.xis des neuen ..Tarifrechts ', das nur die Bindung der Arbeiter enthält und 
Unternehmer und Schlichter jede IVillkür zur Aufhebung der Rechte und Bezüge der 
Arbeiter gibt — wie des Schlichtungswesens in seiner neuen Gestalt. Verweis auf die 
juristische Auseinandersetzung über die ..Verfassungswidrigkeit'' der Notverord
nung — genau wie am 20. ,luli Appell an den Staatsgerichtshof. Die Tarif- und 
Schlichtungspolitik des ADGB bildet die unmittelbare Vorarbeit für die Maßnahmen 
der Regierung. (Siehe -Mitarbeit gelegentlich des Empfangs im Reichswirt
schaftsministerium). ln den Reihen der Sozialdemokratie und des ADGB. insbeson
dere unter den Gew^erkschaftsmitgliedern ist eine wachsende Gärung besonders seit 
dem 20. Juli eingetreten, die jetzt eine Vertiefung erfährt, weil die .Auswirkungen 
dieser Politik sich gerade auf immer mehr Gebieten, insbesondere der ökonomischen 
und sozialen Lage der Arbeiterklasse zeigen und weil besonders in der praktischen 
Politik der Gewerkschaften und der SPD immer klarer die Duldung und faktische 
Unterstützung der /’a/jc/miaßnahmen ersichtlich sind.
^'ir werden im besonderen Referentenmaterial ausführlicher die Tatsachen und 
Zitate bringen, wie die Gewerkschaftsbürokratie zusammen mit der SPD-Fuhrung 
auf dem Gebiet des Tarif- und Schlichtungswesens wie der Lohnsenkung der Papen- 
Regierung mit ihrem faschistischen V irtschaftsprogramm vorgearbeitet hat. Diese 
Politik muß zur ernstesten Gärung in den Gew erkschaften führen, die war unter allen 
Umständen erfassen und für den aktiven Kampf auf dem Boden der roten 
Einheitsfront mobilisieren müssen. Die wachsende Unzufriedenheit der gewerk
schaftlich organisierten Massen muß zum größten Gegenstoß gegen die faschistische 
Kapitaloffensive durch unsere Arbeit umgemünzt werden. Von diesem Gesichts
punkt aus ist unserer Einheitsfroiitpolitik eine entscheidende Aufgabe gestellt (siehe 
unter 2).

8 Vgl. Dok. 69. Anm. 7.

562



10.9.1932 73.Anweisungen des Sekretariats an die Bezirksleitungen

2. Unsere Hauptlinie
a) ist im Rundschreiben des Sekretariats vom 2. 9. 32 festgelegt. Es kommt darauf 
an. die Frage des revolutionären Auswegs in \’erbindung mit den unmittelbaren 
Kämpfen gegen die /’apc/tpolitik mit größter Entschiedenheit zu stellen. Das ist 
umso notwendiger, als die großen Kämpfe im internationalen Maße beispielgebend 
sind; das gilt insbesondere für die letzten Kämpfe in Belgien und England, ebenso 
wie für den neuen großen Aufscbwung der revolutionären Bewegung in China.Der 
Kampf gegen die faschistische Pa/ten-Regierung muß viel leidenschaftlicher und 
kühner geführt werden — zugleich, um die Politik des ADGB klar heransznstellen und 
in der praktischen Mobilisierung zu entlarven und zu bekämpfen.
Die breite ideologisc:he Offensive gegen Sozialdemokratie und Nazis muß die vorher 
bezeichneten inneren Schwierigkeiten in diesen Organisationen verstärken [um] die 
Massenmobilisierung in den Betrieben, an den Stempelstellen und in den Gewerk
schaften breit zu unterbauen und vorwärts treiben zu helfen.
Die innergewerkschaftliche Arbeit wird noch immer politisch und organisatorisch 
nicht genügend fundiert, geschweige denn wirklich praktisch und entsprechend der 
großen Bedeutung durchgeführt.
Der Inhalt der letzten Bundesansschnßsitzung des ADGB. 9. September, ihre 
sogenannten Sozialisierungsanträge und ihre Stellung zum Staatskapitalismus, gibt 
neue Möglichkeiten des Anknüpfens und der Diskussion.'**
Im Kampfe gegen den Faschismus ist dabei besonders zu beachten, daß heute 
gefährlicher denn je ein Znrückweichen oder die Duldung von Stimmungen des 
individuellen Terrors" wirken muß. die eine wirkliche Massenmobilisierung und den 
Massenkampf gegen den Faschismus verhindert und andererseits die Zersetzung in 
den Nazireihen hemmt, während umgekehrt eine breite und starke Offensive große 
Erfolge erzielen kann.
Die neue Etappe der Bolschewisierung — wie Genosse Thälmann unsere Aufgabe 
kennzeichnet"^ — muß von jeder Organisation eindeutig verstanden und durchge
führt werden: Übergang von der Agitation und Propaganda zu kühnen Massenaktio
nen! Dazu gehört als Voraussetzung die wirkliche Durchführung der Beschlüsse, 
wirkliche Wendung um 180 Grad zu den Betrieben und zur Gewerkschaftsarbeit als 
Grundlage für die Weiterführung der Einheitsfrontpolitik auf höherer Stufe.
b) Die Verstäikung der Antifaschistischen .Aktion in der Richtung auf die Betriebe 
muß mit größerer Energie w eitergeführt werden. Die .Antifaschistische .Aktion erhält 
umso größere Bedeutung, als die SPD mit der sozialistischen Aktion einen großen

9 Cemeinl sind der Bergarbeiterstreik in Belgien :.Inli/,\ngiist: und der Streik in den briti-sehen 
Baurnwollspinnercien \on Laneashire sowie der Krieg .la[)ans in China. \ gl. Inprekorr Nr. 72-74 vom 
30. 8.-6. 9. 1932.

10 Vgl. dazu Vorwärts Nr. 427 vom 10. 9, 1932: ..ADGB ruft zum Kampf '. .Nach diesem Bericht befaßte 
sich die Bundesausschußsitzung ausführlich mit den zahlreichen Pliinen zur iederbelebung der 
Wirtschaft sowie mit dem Wirtschaftsprogramin der Regierung Papeii. Diesen Plänen wmrde als 
realisierbare .Alternative das .Arbeitsbeschaffungsprogramm des .ADGB gegenübergestellt.

11 Vgl. Dok. 71. .Anm. 10.
12 Vgl. Ernst Thälmann. Der revolutionäre .Ausweg und die KPD. Rede auf der Plenartagung des ZK der 

KPD am 19. Februar 1932 in Berlin. Hrsg. ZK der KPD. Berlin o..I. (1932). S. 85.
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Massenbetrug durchluhren will.'' Dabei ist zu beachten, daß die Einheitsl'rontpolitik 
nicht in jedem Falle von vornherein unmittelbar schon die Reite für die .Antifaschisti
sche .Aktion zu zeigen braucht. Das gilt auch für die Probleme der Sozialpolitik und 
viele F’ragen der Erwerbslosen, für Mieterfragen. E.vmissionen. Zwangsversteigerun
gen usw.
Es kommt, wie schon im Rundschreiben des Sekretariats \on .Anfang .luiii festgestellt 
ist,''* darauf an. auch wenn es nicht sofort möglich ist. unmittelbar diese Bewegung in 
die .Antifaschistische Aktion einzngliedern. Selbstverständlich muß dabei immer 
Kurs auf die Eingliederung in die .Antifaschistische .Aktion genommen werden. Wir 
müssen sie mit neuer Stoßkraft in breiterem Maße popularisieren.
Die Forderung der Einheitsfrontpolitik bedarf dabei einer entschiedenen .Arbeit in 
den Gewerkschaften, um gerade auf diesem Gebiete die Durchführung des Angebots 
der Partei und RGO vom 25. .April zu sichern:''’
Wir sind bereit, mit jeder Organisation, in der .Arbeiter vereinigt sind, und die 
wirklich den Kampf führen wollen, gemeinsam zu kämpfen. Die Einheitsfrontpolitik 
muß dabei den Kurs auf die .Ausbreitung und kühnste Steigerungen der Bewegungen 
in der Richtung auf den politischen .Massenstreik nehmen! Die .Aufgabe des 
politischen Massenstreiks muß in jeder Beziehung weit ernster als bisher behandelt 
und gestellt werden.
Neue Kampfformen über die bisherigen F’ormen der Einheitsausschüsse im betriebli
chen Mafse. an der Stempelsteile, im örtlichen und Stadtmaßstab hinaus, nuissen in 
der breitesten .Anw endung der Form Delegiertenversammhmgen geschaffen werden. 
Die Formen der Delegiertenversammlungen können die Verschiedenartigsten sein: 
betriebsweise, an vielen Stellen ist es notwendig, industriegruppenw’eise, manchmal 
sogar gebietsweise. Das sollen aber die betreffenden Parteileitungen selbst entschei
den. Genauso gilt das für die Ei-werbslosenbewegung. für die Mieter, für die 
Sozialrentner usw. AA'o die Eage schon einen bestimmten Höhepunkt erreicht hat, 
sollen gemeinsame Konferenzen von in den Betriebsabteilungen einerseits, anderer
seits auf den Stetnpelstellen. Wohlfahrtsämtern. Wohngebieten, gewählten Delegier
ten der Betriebsarbeiter und Erwerbslosen zusammentreten, um die gemeinsame 
Front gegenüber dem gemeinsamen Angriff herzustellen. Die Bourgeoisie hat ja nicht 
nur die Taktik, allgemein die Erwerbslosen gegen die Betriebsarbeiter auszuspielen 
und besonders bei Einstellung in den Betrieben eine Spaltung in die Belegschaft 
hineinzubringen, sondern sie wäll dadurch auch ablenken von dem direkten 
Lhiterstützungsraub an den Erwerbslosen und von der Zerschlagung der gesamten 
Sozialversicherung.

13 ,Ani 21. Juni 1932 licschlossen die Leitungen des ADCiB und des .\L\-Bundes ein unifungreiclies 
Programm zur Rettung der detitsclien \VirtS( liul't. das im tnrirärl.i Nr. 291 am 23. 6. 1932 
veröl'fentlieht witnle. Das Programm sah u. a. die t erstaatliehting der .Schliisselindustrien sow ie der 
Banken und V'ersiclienmgsgesellsehaften vor. .Am 9. .Attgust 1932 hesrhlols die SPD-Fraktion. im 
neuen Reichstag entsprechende (iesetzentwürl'e zum l’ml)au der \\ irtsclialt i Sozialisierung. Planwirt- 
scliaft 1 einzuhringen. \ gl. Osterrotli/Schuster 11 .S. 209 f. und 277 1'.

14 Vgl. Dok. 65.
15 .Aufruf des ZK der KPD und des Reichskoinitees der RGO vom 25. .April 1932 an alle sozialdemokrati

schen und gewerkschaftlich organisierten Arheiter. RF Nr. 89 vom 20. 4. 1932.
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c) Die Hauptforderungen, die für die Antifaschistische Aktion in den Betrieben 
festgelegt wurden, bleiben bestehen und werden entsprechend den neuen Maßnah
men konkretisiert.
Die Antifaschistische .Aktion organisiert die Offensive gegen das faschistische 
Wirtschaftsprograinin und die fas(diistische fn/ten-Regierung,
1. Fort mit der faschistischen fa/jen-Regierung. mit dem faschistischen Wirtschafts
programm und mit den Notverordnungen!
2. Keinen Pfennig Lohnraub, keine Verschlechterung der Arbeitsbedingungen, gegen 
jeden .Arbeitsdienst, gegen Zwangsarbeit, [.Arbeit] nur zu vollen Tariflölmen. Für 
Arbeitsbeschaffung nach den Forderungen der KPD und RGO — für engstes 
Kampfbündnis der Arbeiter und Erwerbslosen.
3. Gegen die Zerschlagung der Sozialversicherung tmd die .Aufhebung der .Arbeiter
rechte im Betrieb. Gegen die faschistischen Schlichtungsdiktate. Herunter mit den 
Wrsicherungsbeiträgen. Erhöhung und \A iederherstelhmg der früheren Eeistungen.
4. Gegen die Steuergeschenke für die Reichen — fort mit der Lohnsteuer und mit den 
Massensteuern, vor allem der Bürgersteuer.
5. Weg mit den Zöllen, herunter mit den Brot- und Lebensmittelpreisen.
6. Gegen die imperialistische .Aufrüstungspolitik, gegen Militarismus und imperiali
stische Kriegsvorbereitungen, gegen Lausanne und jede Tributsklaverei — für soziale 
und nationale Befreiung.
7. Nieder mit den Sondergerichten! Schluß mit den nationalsozialistischen und 
sozialen Betrugsmanövern der .Nazis! Gegen den faschistischen Mordterror, für die 
Rechte und Ereiheiten. für die .AuBösung der S.A und SS. Heraus mit den 
proletarischen politischen Gefangenen. A'erteidigung der KPD und der revolutionä
ren proletarischen .Massenorganisationen!

8. Gegen die tIindenburgpo\\x\k. gegen die Betrugsmanöver und die Spaltungsmaß
nahmen der Eührer des .ADGB und der SPD - für rote Einheitsfront ohne 
Unterschied der Partei- und Gewerkschaftszugehörigkeit. Für die Reinigung der 
Betriebe und Gewerkschaften von streikbrecherischeii und an Morden und Terrorak
ten beteiligten faschistischen Elementen. Für die Wiederaufnalime der ausgeschlos
senen oppositionellen .Arbeiter in die Gewerkschaften.
9. Für Streiks und .Massenaktionen in jeder Form und mit allen .Mitteln, für politische 
Massenstreiks und die schärfsten Kampfmaßiiahmen.
10. Gegen die kapitalistische Katastro[jhenpolitik des Finanzkapitals der Junker und 
Generale — für den revolutionären .Ausweg, für die Arbeiter- und Bauernpolitik!
d) Der AA’eg der Massenmobilisierung wird zweifellos von der Partei in Bezug auf 
Betriebe, Gewerkschaften und Erwerbslosen nicht planmäßig und entschieden genug 
eingeschlageti. Im Rundbrief vom 26. Juli’'’ ist auf die Tatsache hingewiesen. daß die

16 .Am 26. .lull 1932 verschickte das ZK an alle Mitglieder der KPD einen Rundbrief, in dem zum 
Staatsstreich des 20. .htli Stellung genomtneit tind die Atil'gahen der KPD Im ..Kampf gegen die 
faschistischen Diktattirmit dem Ziel ihres Sttirzes" erläutert wttrdeti. \'gl. St.A Brenieti. 4. 6.5. Ila 12a. 
Bd. 33 und Records T-175. 333. 2838545-28385'’0. \ gl, aitch das ..Telegramm ' des ZK der KPD 
...An alle Kiimmtmisten''. Rt' .Nr. 161 vom 28. 7. 1932 tmd Freiheit. Düsseldorf vom 27. Juli 1932.
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Organisation noch immer zu sehr auf xAnweisungen wartet, atistatt aus eigener 
Initiative auf Ereignisse und Maßnahmen der Bourgeoisie und der Regierung sofort 
zu reagieren. Die erste .Antwort auf die Pa/je/t-Notverordnung [hätte] neben 
Demonstrationen und Kampfbeschlüssen eine ungeheure Flut von Betriebs-Resolu
tionen (mit Festlegung von betrieblichen und örtlichen Forderungen) sein müssen 
und sein können. Aber praktisch sehen wir nur wenig Ergebnisse. 'S ir machen noch 
einmal ausdrücklich auf die Pflicht der Feitungen aufmerksam, besonders wichtige 
Punkte durch besondere Beauftragte zu unterstützen, die einzelnen Genossen der 
Bezirksleitungen persönlich für die einzelnen Betriebe verantwortlich zu machen, die 
Belebung der Einheitsfront an den entscheidenden Punkten weitertreiben zu helfen: 
Einheitsausschüsse, Vertrauensleute. Delegiertenkonferenzen aus Betrieben, 
Gewerkschaften, Stempelsteilen. Massenselbstschutz, um überall den Willen und die 
Kampfmaßnahmen zu festigen: Widerstand in jedem Falle gegen die Maßnahmen 
der /’a/ten-Regierung und der Lüiternehmer. Übergang zur Offensive gegen das 
bankrotte kapitalistische System, gegen das faschistische Papen-Programm.
Zur Frage der Streiktaktik: Sofort Protestbewegung in allen Formen, von der 
einfachen Resolution, der Entsendung von Delegationen an die W'erksdirektion mit 
der Resolution, von kurzen Pausen. Kundgebungen bis zu einem mehrstündigen oder 
eintägigen Proteststreik. Entsendung v'on Delegationen des Betriebs an die übrigen 
Belegscbaften, um sie in die Protestaktion zu bekommen, bis zur Organisierung 
betrieblicher Delegiertenkonferenzen durch \X ahl von Delegierten aus den einzelnen 
.Abteilungen und Bildung von Kainpfausschüssen, bzw. Einbeitsausschüssen der 
.Antifaschistischen .Aktion. Fleranführen an den Streik von den primitivsten Formen 
bis zum direkten Streik entsprecbend den betrieblichen und lokalen \ erhältnissen.

.Alles tun zur A erbindimg der Bewegungen und .Aktionen der Betriebsarbeiter und 
Ei-werbslosen. Gegenseitiges .Auftreten von Erwerbslosen in Betriebsversammlungen 
und umgekehrt — von Betriebsarbeitern in Frwerbslosenversammlungen.
e) Bei der -Massenmobilisierung für die unmittelbare .Auslösung und Führung der 
Kampfaktionen der .Arbeiter in den Betrieben, der Erwerbslosen und der übrigen 
werktätigen Schichten steht auf Grund der Gesamtlage stärker als je zuvor die 
Organisierung einer breiten Solidaritätsaktion, d. h. in unmittelbarer Verbindung 
mit der konkreten .Massenmobilisierung zum Kampf muß unter den breitesten 
Schichten die Frage der aktiven Solidarität mit den kämpfenden .Arbeitern gestellt 
werden. Die Organisierung dieser Solidaritätsaktion muß ein unmittelbarer Bestand
teil der Massenmobilisierung zum Kampfe selbst sein und gleichzeitig die A'orausset- 
zung für eine gewisse materielle Unterstützung (Speisung. Unterbringung von 
Kindern usw.) schaffen. Diese Solidaritätsaktion soll unter Führung der I.AH in 
engster Verbindung mit der RGO und den bestehenden Erwerbslosen-Ausschüssen 
organisiert werden. Um sie von Anfang an auf die breiteste überparteiliche 
Grundlage zu stellen, sollen in allen Betrieben in \ erbindung mit der Organisierung 
der vorbereitenden Kampfausschüsse oder der Kampfleitungen gleichzeitig breite 
Solidaritätsausschüsse geschaffen w-erden. Daneben sind die Solidaritätsausschüsse 
auch im Wohngebiet (örtlich oder in Stadtteilen) zu entwickeln. Diese Solidaritäts
ausschüsse arbeiten auf das engste mit den Kampfausschüssen zusammen, organisie
ren eine breite Sammelkampagne und unterstützen die kämpfenden Ai’beiter
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entsprechend ihren Kräften in jeder Beziehung. (Sonderanweisungen gehen den 
Bezirksleitungen in den nächsten Tagen zu.)*’
f) Von besonderer Bedeutung ist die Aul’rollung des Bündnisproblenis in der jetzigen 
Situation weil von der /'ay^cn-Regierung und den Nazis versucht wird, die werktäti
gen Bauern und die städtischen Kleinbürger stärker an die Bourgeoisie und an den 
Faschismus zu fesseln. Unsere Aufgabe ist. x\ufklärung bei Stadt- und ländlichen 
Kleinbürgern, daß Senkung der Löbne und Unterstützungen zu weiterem Rückgang 
der Kaulkraft und Ruinierung der Kleingewerbetreibenden und Kleinbatiern führen 
muß. Die Arbeit auf dem Lande erfordert gerade jetzt die Aufrollung der 
Notwendigkeit des Klassenbündnisses in Verbindung mit der nationalen Frage 
(Lausanne. Rüstungsfragen, Zollpolitik) in grundsätzlicher Klarheit zu betreiben, 
um damit die Mobilisierung für die Existenzfragen: ausreichender Boden. Kampf 
gegen Pacht- und Zinswucher, für zinslose Kredite, gegen Zwangsversteigerungen — 
in starker Offensive gegen die Nazis, die nichts anderes als die Durchführung der 
F’a/ien-Notpolitik betreiben, zu verstärken.
Genosse Thälmann hat nach der W ahl vom 31. .luli darauf hingewiesen, daß die 
Nazis den Einfluß auf dem Lande werden schwer[er] halten können, als unter den 
anderen werktätigen Schichten — weil gerade die werktätigen Bauern mit bloßen 
Phrasen nicht gehalten werden können! Die W ahlen selbst haben auch die großen 
Möglichkeiten der Erfolge für uns auf dem Eande gezeigt — also muß hier 
vorgestoßen werden.
g) Die Aufgabe unserer Eraktionen in den Kommunen und in den Parlamenten ist 
jetzt, eine große Offensive durch Einbringung von Anträgen. Mithilfe bei der 
Organisierung der Massenbewegung usw. zu führen. Sie müssen sich stützen auf 
Anträge aus den Betrieben, von Stempelstellen, von Mietern, Kriegsopfern, Sozial
rentnern. (Dazu kommen von der Parlamentsabteilung besondere Richtlinien 
heraus.)'** Dazu gehört die Mobilisierung aller kommunistischen Fraktionen in den 
Massenorganisationen. Selbstverständlich muß diese Arbeit in den Parlamenten wie 
die der Fraktionen in allen Massenorganisationen auf die Hauptstoßrichtung des 
Kampfes im Betriebe. Stempelstelle. Gewerkschaft und auf dem Gebiet der 
Sozialpolitik eingestellt sein.
h) Der jetzige Vernichtungsfeldzug der Regierung gegen die jahrzehntelangen 
sozialen Rechte der .\rbeiter zur .Vunockerung bzw. vollständigen Eiquidierung der 
Sozialversicherung zeigt, wie groß gerade die Schwäche der RGO auf diesem Gebiete 
ist. da hier sogar die Anfänge von sozialpolitischen Organen, wie Arso-Beratungsstel- 
len usw. noch sehr schwach, von Partei und RGO vollstätidig vernachlässigt sind. Es 
ist deshalb notwendig, daß die wichtigsten Etagen der Sozialpolitik, die jetzt im 
Brennpunkt des Interesses aller Betriebsarbeiter und Erwerbslosen stehen, wie 
Invaliden-, Knappschafts-, .\ngestelltenversicherung. Kranken-. Unfallversicherung, 
Erwerbslosenversicherung und Fürsorge auf der Tagesordnung als ständiger 
Bestandteil der Parteiarbeit stehen müssen, und daß in diesen sozialpolitischen 
Fragen die Partei ebenso wie in den Eohn- utid Arbeitszeitfragen der Betriebsarbeiter 
und den Unterstützungsfragen der Erwerbslosen die Eührung haben muß. Nach

17 W aren nicht zu ermitteln.
18 Vgl. Anm. 16.

567



74. 17.9.1932 Anweisungen des Sekretariats zur Einheitsfrontaktion

diesem fascliistischen Aiifriiff auf die Sozialversit lierutig, bei dem radikalen Manöver 
der reformistischen und christlichen Führer gerade in den Fragen der Sozialpolitik ist 
es undenkbar, daß wir eine richtige Masseiipolitik und konkrete Mobilisierungsarbeit 
der Betriehsarbeiter und Erwerbslosen durchführen können, ohne daß wir die 
Sozialpolitik bei der Gesamtarbeit der Partei als einen der wichtigsten Hebel in den 
Vordergrund stellen.

Mit kommunistischem Gruß! 
ZK — Sekretariat

74.

17. 9. 1932: Anweisungen des Sekretariats zur Einheitsfrontaktion

StA Bremen. 4.6.5-II A 12a. Bd. 34: Hektographiertes Rundselireihen. BA R 134. Bd. 66, S. 
149-162: Polizeiliehe Ahsehrift, I .AN 2160/14. 10. Übersehrift: ..Rundschreiben Nr. 19. .4nwei- 
sungen des Sekretariats des ZK an alle Bezirksleitungen und Redaktionen."

Einheitsfront-Aktion gegen kapitalistische Offensive 
Inhalt:
1. Die Eage
2. Über die Einheitsfrontaktion und die Bedeuttmg des Manifestes der Partei.
3. Lehren des 20. Juli für unsere nächsten Aufgaben
4. Die nächsten Schritte
5. Zur Durchführung der Kampagne
6. Sozialdemokratie
7. NSDAP
8. Zentrum
9. Anhang:
a) Anweisung über die Auswertung des internationalen Kongresses gegen den 
imperialistischen Krieg (Amsterdam)
b) Zur Internationalen Kinderwoche vom 2.-9. Oktober
c) Zur Kampagne für die Verteidigung der revolutionären Presse (7?-F-\'erbot) 

Unsere nächsten Hauptaufgaben!
Die politische Lage nach der Reichstagsauflösung und die bevorstehende Kampagne 
der Partei.
1. Die Lage
Die V orgänge im Reichstag am 12. September' sind Kennzeichen für die Verschär
fung der Krise und der Zuspitzung des Klassenkamj)fes am Ende der kapitalistischen

1 In der ersten nrdenlln’hen Sitzung des neu gewählten Reiclrstages am 12. September 1932 beschloß 
das Haus mit .512 gegen -i2 Stimmen bei .5 Enthaltungen die .^ufliebung der Notverordnung ..zur 
Belebung der M’irtschal’f vom 4. September, (deichzeitig wurde der Regierung Papen das Mißtrauen 
des Reichstages ausgesprochen. Pupen kam diesem Beschluß jedoch mit einem bereits vorher 
ausgestellten .4unösunsg.sdekret iles Reirhs()räsidenten zuvor, t'gl. zit den Reichstagsvorgängen: 
Schulthess 1932 S. 159-162; Horkenbach 19.32 S. .320 f.
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Stabilisierung. Die Regierung Pupen liat durch Aui’rechterliahung der Notverord
nungen und ihrer Ministerposten entgegen den Besclilüssen des Reichstages den 
Staatsstreich vom 20. Juli in Preußen l'ortgel'ührt und damit einen ernsten Schritt 
weiter auf dem Wege der Aufrichtung der faschistischen Diktatur vollzogen. Die 
kommunistische Partei vermochte, gestützt auf den wachsenden Druck der werktäti
gen Millioneumassen in ganz Deutschland, gegen die faschistische Regierung und 
ihrer Hungeroffensive, restlos die Initiative im Reichstag an sich zu reißen, die 
Payoeu-Regierung an der Begründung ihrer Notverordnungen von der Parlamentstri
büne aus zu verhindern, den Kuhhandel zwischen Nationalsozialisten und dem 
Zentrum zu erschweren und ihre Rolle als Führeriu des Kampfes gegegen die 
Kapitaloffensive, gegen die faschistische Diktatur in unzweideutiger und demonstra
tiver Weise vor dem ganzen Lande zu dokumentieren.
Während die Pa/ic/i-Regierung die Millioueu-Suhventionen für die Großindustrie 
und die Groß-Agrarier proklamierte, ruft die Sozialdemokratie unter der Losung 
..der sozialistischen Aktion " nach Staatssuhveutionen für die Industrie“ und setzt alle 
Kraft ein. die .Arbeiter durch das Gerede über Staatsgerichtsbof und \'olksbegehren * 
abzulenken von dem unmittelbaren Kampf gegen den Lohnabbau und der Aufrich
tung der faschistischen Diktatur. Gleichzeitig agitieren die .Nationalsozialisten in 
Worten für alleinige Machtübernahme, während sie in der Tat die Politik der Papen- 
Regierung unterstützen und sich in das System des parlamentarischen Kuhhandels 
eingegliedert haben. Daraus ergibt sich für unsere Strategie, daß der Kampf um den 
Sturz der Pa/ten-Regierung und gegen die .Lufrichtung der faschistischen Diktatur 
den Hauptstoß gegen die SPD als die soziale Hauptstütze im Lager der Arbeiter
klasse und gegen die .NSD.4P als die faschistische Terror- und Kampforganisation des 
Finanzkapitals erfordert.
Die Pa/te/(-Regierung hat am 12. Sefitember einen schweren Prestige-Verlust 
erlitten. Ihr sogenanntes ..Rettiuigsprogramm "^. das Illusionen erzeugen sollte, ist 
für breite Massen als nackter Raubzug gegen alle werktätigen Schichten entlarvt. Der 
12. September brachte weiter einen harten Schlag gegen alle demokratisch-parla
mentarischen Illusionen und entlarvte abermals und eindeutig den Gharakter des 
kapitalistischen Staates als eines Unterdrückungsinstrumentes der herrschenden 
Klassen gegen die .Arbeiterklasse. .Außenpolitisch und innenpolitisch ist die Lage 
dieser Regierung verschlechtert.
Darüber hinaus ist es gelungen, die Differenzen im Lager der Bourgeoisie auszunut
zen und zu verschärfen. Der Zwiespalt zwischen den verschiedenen Parteien der 
Bourgeoisie zwischen den verschiedenen Gruppierungen und Flügeln der bürger
lichen Klassenfront klafft schärfer als je zuvor.

2 Vgl. zur Sozialistisclieii .4ktion Dok. 7.3. 1.3.
3 Gegen die .Absetzung der gesi liäftsl'ülirenden preul.Msi lien Regierung durch das Kabinen Papen am 

20. ,Iuli (Slaatsstreieb in Preußen) rief die abgeselzte Regierung fimun-Spreiing den Staatsgerichtsbof 
in Leipzig an. Ferner beantragte die SPD am 12. SefUember beim Reichsimiemninisterium die 
Dnrchfühnmg eines A'olksbegehrens zur .Aufliebung der Notverordnung vom -t. September, nachdem 
der Beschluß des Reichstags vom 12. September keine Gültigkeit erlangte. Vgl. dazu den .Aufruf 
Vorwärts .Nr. 431 vom 13. 9, 1932; ...An das deutsche A'olkl " Das A'olksbegeluen wurde jedoch nicht 
mehr durchgeführt.

4 In der A'orlage; Regierungsprogramrn.

im
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[. . .]’ ein tieferes Eindringen in die Massen, ein schnelleres Reagieren auf das 
kleinste Ereignis iin Leben der Massen, welches die Möglichkeit bietet, die 
Arbeiterrnassen in den Kampf zu führen. Die Durchführung dieser Aufgabe der 
Einheitsfrontaktion hängt in der gegenwärtigen Situation entscheidend ab von dem 
Maße der Gewinnung der Gewerkschaftsmitglieder. Deshalb wendet sich das 
Manifest speziell an die freigewerkschaftlich Organisierten, aber auch an die 
Mitglieder der christlichen Gewerkschaften, um sie für den Kampf gegen jeden 
Pfennig Lohnabbau, für die Verteidigung der TariRöhne usw. zu mobilisieren. 
Einheitsfroiitaktion. d. h. unmittelbare Mobilisierung der Arbeiter zum Kampf in 
jeder Betriebsabteilung, in jedem Betrieb, an jeder Stempelsteile, der Ei"w'erbslosen in 
jedem Wohngebiet, der Mieter, der Sozialrentner, der Angestellten, für ihre 
jeweiligen speziellen Forderungen.
Einheitsfrontaktion, d. h. Ausnutzung jeder Bewegung der Arbeiter zur Schaffung 
von Einheitsfrontorganen in Form von Einheitsausschüssen. Kampfausschüssen, 
Lohnkommissionen. Ei-werbslosen-Ausschüssen. Massenselbstschutzformationen, 
Ai'beitennnen. Delegierten-Koiiferenzeii. Mieterausschüssen. Bauernkomitees, mit 
einbegriffen Wabl von Delegierten zu Delegierteii-Konfereiizen für einzelne Indu
striegruppen oder Gebiete. Besonders ist notwendig, heranzutreten an die Gewerk
schaftsmitglieder und Funktionäre in den Betrieben, an die unteren Organisationen 
der gewerkschaftlichen und Arbeiter-Massenorganisationen, zur Einbeziehung der 
Ai'beiter und Funktionäre dieser Organisationen in die Einheitsfrontorgane. Die 
gegenwärtig wichtigste Aufgabe dafür ist die Schaffung einer breiten innergewerk
schaftlichen Oppositionsbewegung.
Einheitsfrontaktion heißt Ausnutzung jeder in der gegebenen Siuation geeigneten 
Kampfform und Methode, wie Streik, passive Resistenz. Betriebsversammlungen 
während den Pausen. Versammlungen vor den Betrieben. Wahl von Delegierten der 
Belegschaften, öffentliches .Auftreten in allen Formen. Massendelegationen der 
Erwerbslosen zu den Behörden, öffentliches Auftreten der Erw'erbslosen in allen 
Formen. Kampf gegen Exmittierungen. Mieterstreiks. Verweigerung der Zahlung des 
Pachtzinses durch Siedler. Kampf gegen Pfändungen und Zwangsversteigerungen 
bei den Kleinbauern und Kleingewerbetreibenden und dergleichen. 
Einheitsfrontaktion, das heißt Massenkampf gegen die faschistische Lhiterdrückung 
und den faschistischen Terror. Massemnobilisierung gegen Standgerichtsurteile und 
Verbote der revolutionären Presse, für den Massenselbstschutz gegen faschistischen 
Mordterror.
Im Manifest wird gegenüber der chauvinistischen Hetze durch die E'a/jen-Regierung 
und die Nazis und gegen die Aufrüstungspolitik der Pa/tert-Regierung der Kampf 
gegen jede Unterdrückung Deutschlands und für das Selbstbestimmungsrecht der 
unterdrückten Bevölkerung im Saargebiet, in Danzig usw.. für die soziale und 
nationale Befreiung des deutschen V olkes proklamiert. Nicht .Militarismus und 
Aufrüstung führt zur Beseitigung des Versailler Diktats, sondern nur der Freiheits
kampf des gesamten Volkes mit dem Ziel [. .

5 Lücke in der Vorlage.
6 Vgl. Manifest der .Antifascliistischen .Aktion. Iteselilos.sett vom atitifasehistischen Einheitskotigreß in

Berlin am 10, Juli 19,32. RF Nr. 1.53 vottt 12.7. 1932. Ahgedruekt iti: .Antifaschistisclie .Aktion.
Dokument 57. S. UO ff.
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Der Versuch der deutstdien Bourget)isie, mit Hilfe der Hindenburg-Papen-Schlei- 
c/ter-Politik diese Gegensätze zu überwinden, eine faschistische Konzentration 
durchzuführen, ist zunächst gescheitert.
Diese erfolgreiche Politik der Partei war nur möglich, weil unser .Auftreten im 
Reichstag getragen war von der außerparlamentarischen Massenmobilisierung gegen 
die Papen-Diktatur und ihre Notverordnungen. Die günstige Lage, die durch die 
Differenzierung im Lager der Bourgeoisie, durch die Diskreditierung der Papen- 
Regierung. im Zusammenhang mit der Reichstagsaunösung geschaffen wurde, 
stärkte die gesteigerte Autorität der Partei in den Massen. Das muß für die Partei der 
Anlaß sein, mit vielfach verstärkter Energie den Kurs auf die außerparlamentarische 
Masseiimobilisierung zu Streiks. Massenaktionen und Massenkämfifen, zur Anwen
dung aller Eornien und Methoden des Klassenkampfes gegen die Kapitaloffensive 
und die faschistische Pa/jcn-Regierung durchzusetzen.
Es gilt der gesamten Parteimitgliedschaft zum Bewußtsein zu bringen, daß gerade 
die politischen Erfolge unserer Partei gegen die Popen-Regierung noch schärfer die 
Schere zeigen zwischen den allgemeinen Massensympathien unserer Partei und der 
Fähigkeit unserer Partei, die breitesten Massen zum Kampf und zu Streiks gegen den 
Abbau der Löhne und Gehälter. Llnterstützungen und Sozialrenten und gegen die 
faschistische Unterdrückung zu mobilisieren, die Einheitsfront der Arbeiter zu 
schaffen und die breitesten Proletariermassen heranzuführen an die revolutionären 
Massenkämpfe, an den politischen Generalstreik.
Im Wettstreit zwischen dem Vormarsch der faschistischen Reaktion und dem Tempo 
des revolutionären Aufschwungs ist die Arbeiterklasse noch im Rückstand. Die 
Grundbedingung zur Beschleunigung des Tempos des revolutionären Vormarsches 
ist die Schaffung der E i nhe i t sf r on t - .4k t i o n gegen die Kapitalsoffensive, die 
Notverordnungen und die faschistische Pape/i-Regierung.

2. Über die Einheitsfrontaktion und die Bedeutung 
des Manifestes der Partei
Entsprechend den gegenwärtigen Bedingungen des Klassenkampfes der Kapitalsof
fensive und den Maßnahmen der faschistischen Papen-Regierung richtet sich die 
Einheitsfrontaktion vor allem gegen Lohn- und LInterstützungsabbau und gegen die 
faschistische Unterdrückung.
Die Losungen und die gesamte Taktik der Kampagne, die als Einheitsfrontaktion 
geführt wird, sind enthalten im Manifest des Zentralkomitees der Partei vom 
15. September.^ Dieses .Manifest ist zugleich die Plattform für die Reichstags- und 
Kommunal-Wahlen. Das Wesentliche dieses Manifestes besteht darin, den Kampf 
um die kleinsten täglichen Interessen der .Arbeiter und werktätigen Massen zu 
verknüpfen mit den Fragen des Kampfes um den revolutionären Ausweg, um die 
Diktatur des Proletariats. Wäbrend wir die [. . . .] ^ der Diktatur des Proletariats, der 
Arbeiter und Regierung, die sich auf die Bewegung des Proletariats stützt. 
Gegenüber der Rüstungspolitik der Bourgeoisie stellen wir den Kampf um die 
Arbeiter- und Bauernrepublik, das Bündnis mit der Sowjetunion und des werktätigen

7 Vgl. .Manifest der KPD. .4n das arbeitende ^■olk. Freiheit .\r. 200 vnin 17.9. 1932. .Auszüge in: 
Antifaschistische Aktion, Dokument 76. S. 241 ff.
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Volkes Frankreiehs. der Tseliechoslowakei und Polen und die Bedeutung der 
Bewaffnung des Proletariats. Die verstärkte ehauvinistiselie Kampagne der deut
schen Bourgeoisie und ihr Büstungsprogramm. die Legalisierung der SA. die 
Förderung des Stahlhelms, die staatliche Zusammenfassung und Militarisierung des 
gesamten Sportes gebieten die breiteste Popularisierung des internationalen Kon
gresses gegen den imperialistischen Krieg m Amsterdam.*^
Das .Manifest zeigt den Kampf für den revolutionären Ausweg auf und die 
Konkretisierung der Herausbildung der proletarischen Diktatur in Deutschland. So 
ist entsprechend der veränderten Situatioti der Inhalt und die .Aufgabenstellung der 
Antifaschistischen Aktion erweitert. Die Notwendtgkeit dazu zeigen auch die 
verschiedenen A’eröffentlichnngen in der Tagespresse, wo gegenüber dem Lohnab
bau einfach erklärt wird, wir müssen zur .Antifaschistischen .Aktion mobilisieren. Es 
gilt die Antifaschistisclie .Aktioti weiter zu entwickehi und darüber hinaus im Kampf 
gegen Lohn- und Unterstützungsraub neue und höhere Fortnen der Einheitsfrontak
tion zu schaffen.

3. Die Lehren des 20. Juli für ttnsere nächsten Aufgaben
Itn Zusamtnenhaiig mit der .Aufgabenstellung der Eiiiheitsfrontaktion müssen nicht 
nur von der Parteiorganisation, sondern von der gesamten .Arbeiterschaft die Lehren 
des 20. Juli gezogen werden. ' Dazu ist besonders hervorzuheben, daß infolge der 
Unterschätzung der mangelhaften Führung von Teilkämpfen die .Arbeitermassen 
nicht an den revolutionären Massenkampf und an tlen Generalstreik herangeführt 
wurden. \'or allem ist es durch die A'eriiachlässigung der innergewerkschaftlichen 
.Arbeit nicht gelungen, die .Massen der Gewerkschaftsmitglieder an die Lösung 
politischer Kampfaufgaben heranziiführen. Diese Tatsachen zeigen, daß unsere 
Parteiorganisationen noch sehr mangelhaft ihre Rolle als Organisatoren und Führer 
aller Formen und Methoden des Massenkampfes erfüllen. Der 20. Juli zeigt 
insbesondere, daß die Parteileitungen nicht in solcher AA’eise ihre Rolle erfüllt haben, 
daß sie unmittelbar im entscheidenden .Moment jede Möglichkeit der Kampfmobili
sierung. wie zu .Massendemonstrationen ausgeuutzt hatten, denn große Massende
monstrationen am 20. Juli hätten zu eiiier Verschärlütig der Klassenkämpfe geführt 
und wahrscheinlich auch die Durchführung der Aktion in den Betrieben gefordert.

4. Die nächsten Schritte 
Die nächsten Schritte sind:
1. Ankurbelung der Streiks in den Betrieben, in denen Lohnraubversuche auf Grund 
der -Notverordntmg gemacht werden, mit breitester Etitfahung der Einheitsfronttak
tik bei der Schaffung von Kampfatisschüssen und Streikleitungen. Protestbeschlüsse 
in allen Betrieben, in denen Lolmratib noch nicht \erhängt ist. aber droht.
2. Aktionen der Erwerbslosen zur A'erbrüderuug mit den Betriebsarbeitern für ihre 
Forderungen.

8 Der Intenialionale Kongreß gegen den iinperialislisehen Krieg fand vom 27. bis 29. .'Vugnst 1932 in 
.Amsterdam stau. \ gl. zur X’orbereiumg Dok. O-ö und 71. Zur .Auswertung siehe unten und Iiiprekorr 
Nr. 81 vom 30. 9. 1932. S. 2.59],

9 A'gl. Dok. ()9. .Anm. 7.
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3. Eine allgemeine Versarnmlungslawine ohne jeden Zeitverlust, da der Erlaß eines 
Burgfriedens unmittelbar bevorsteht. Stärkstes Gewicht auf Betriebsversammlungen, 
Gewerkschaftsversammlungen. Stempelstellenversammhmgen, öffentliche Diskus
sionen mit Gewerkschafts- und sozialdemokratischen Funktionären.
4. Mobilisierung der Massen znm öffentlichen Auftreten in allen Formen.
5. Herantreten der Kommunisten, der RGO-Funktionäre, der roten Betriebsräte, der 
Kamplbundgenossen. der roten Sportler usw.. an freigewerkschaftliche, sozialdemo
kratische Arbeiter. Funktionäre. Betriebsräte, an die Funktionäre des Reichsbanners, 
der reformistischen Sportorganisationen usw., zur Beratung der nächsten Kampf
maßnahme.
6. Herantreten zur Massendiskussion an nationalistische Anhänger, untere Formatio
nen usw., (vor allem BZO). .Agitation in den .Nazilokalen und SA-Kasernen.
7. Mobilisierung der .Arbeiterkorrespondenten für die Kampagne zur sofortigen 
Herausgabe von Betriebszeitungen, Stempelstellenzeitungen, Dorfzeitungen usw.

5. Zur Durchführung der Kampagne
Planmäßiges Konzentrieren auf die Großbetriebe. Einsetzung von Instrukteuren und 
Stoßbrigaden zur .Anregung. Hilfe und Kontrolle jeder Arbeit in den entscheidensten 
Betrieben. Stempelstellen und Gewerkschaftsorganisationen. Auf Grund der Wahler
gebnisse der Reichstagswabl ist zu überprüfen, inwieweit die im Wahlergebnis in 
Erscheinung getretenen Schwächen und Mängel in der Organisation inzwischen 
beseitigt sind. Besondere Verstärkung der Fragestellung der Großbetriebe in unserer 
■Arbeit, .Anbahnung und Schaffung einer breiten innergewerkschaftlichen Opposi
tionsbewegung.
Besondere .Anregung und Hilfe für den Kommunistischen Jugendverband in der 
Durchführung seiner Massenarbeit, im Kampf gegen die Militarisierung, gegen die 
Arbeitsdienstpllichl. gegen die faschistische Jugeudpnege.
Die Pionierbewegung der verschiedensten Organisationen muß eingestellt werden 
auf die Mobilisierung gegen Hunger, faschistische Kulturreaktion. Das muß der 
Inhalt der A'orbereitung der Iniernationalen Kinderwoche vom 2. bis 9. Oktober 
sein.'“
Für unsere Massenarbeit unter Betriebsarbeiterinnen und werktätigen Hausfrauen 
gilt es, neue Methoden und Formen unserer Delegiertinnen-Bev^egung in Betrieben, 
an den Stempelsteilen, im ohngebiet. in allen Massenorganisationen und in allen 
Schichten herauszuarbeiten.
Stärkste Konzentrierung der .Agitation auf die .Angestellten, weil von unserem 
Einfluß auf die .Angestellten wesentlich abhängig ist. inwieweit wir imstande sind, 
die NSDAP zu schwächen.
Sofort sollen ungeachtet sämtlicher Schwierigkeiten durch die Ernte, die .Aktionen 
unter den Fandarbeitern und den Bauern einsetzen und entsprechendes Agitations
material herausgegeben werden.

10 Ül)er die Durdiführung der Kinderwuche lien< htete die k(jmiminisiis( lie Presse. Die Hete Fuhne war 
vom 2.-l.'5. 10. verboten. Vßl. aber Freiheit Nr. 212-218. 1.-8. 10.: Bergische Arbeiterstimme Nr. 
213-2n. 2.-8. 10. und Arbeiter-Zeitung (.Mamilieim) Nr. 230-233. 1.-5. 10.. wo ausführlich über 
die Aktit itäten zur Kinderwoclie berielitel wurde.
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Die RGO muß ihre Führerrolle bei allen \\ irtsehaftskainpfen und allen Erwerbs- 
losenaktionen in der Praxis herausarbeiten.
Die Arbeit der kommunistischen Fraktionen in der selbständigen Erwerbslosenbewe
gung ist von allergrößter Bedeutung, um diese Bewegung zn einer großen Einheitsbe
wegung zu machen.
Die Organe der Antiläschistischeii Aktion (EinheitsfVontansschüsse und Massen
selbstschutzorganisationen) müssen durch unsere Eraktionen ständig politisch belebt 
und aktivisiert werden.
Die Organisationen der Kampfgemeinschaft der roten Sporteinheiten'’ müssen 
besonders unter den Anhängern des Arbeiter-Turn- und Sport-Bundes, der Deut
schen Turnerschaft und anderen Sportorganisationen, die unter faschistischem 
Einfluß stehen, eine breite Massenarbeit leisten. Dabei gilt es nicht nur von außen zu 
agitieren, sondern systematisch starke Verbindungen in den Organisationen selbst zu 
schaffen.
Der Kampfbund gegen den Easchismns'“ muß besonders seine Kräfte einsetzen zur 
LInterstützung und I'örderung der Massenselbstschutzbewegung unter Einbeziehung 
der SPD und Reichsbarmerarbeiter.
Die Anhänger der proletarischen Ereidenkerbewegung müssen ihre Arbeit besonders 
auf die Massenmobilisierung gegen die faschi.stische Knlturreaktion und die Gewin
nung der Mitglieder des 5<crers-V erbandes für die Einheitsfront konzentrieren.’'’ 
Die Rote Flilfe soll ihr Hauptgewicht auf die Mobilisierung der Reichsbanner-, 
sozialdemokratischen und parteiloser Arbeiter gegen die Urteile der Standgerichte 
und andere Maßnahmen der faschistischen .lustiz legen.
Die L4H muß sich stärker als bisher um die Mobilisierung der Solidaritätskampagnen 
für die Streikenden und zur materiellen Ihiterstützung der Ei-w erbslosen. insbeson
dere der Jugendlichen (Erwerbslosenküchen) einsetzen.
Die Aufgaben in allen Zweigen der Parteiarbeit, wie die Aufgaben aller Massenorga
nisationen sind auf das eine Ziel des Kampfes gegen Ka[)italoffensive und faschisti
sche Pape/t-Regierung zu konzentrieren.
Dabei ist es das wichtigste, daß die Massenorganisationen endlich dazu übergehen, 
ihre Kräfte zu konzentrieren auf die Mohilisierung der in ihrer Organisation erfaßten 
Arbeiter für die Einheitsfront.

6. Die SPD
Unser Manifest zur Einheitsfrontaktion zeigt.’“* wie die SPD die Aufrichtung der 
faschistischen Diktatur unterstützt. Die SPD-Arbeiter, die den Sozialismus wollen,

11 Ani 6./?. Dezeinlier 10.'tO hatten sieh die oppositiniiellen. linier dem Einfluß der KPD stehenden, roten 
Sportverbände zur Kanipfgerneinschal'l für Rote Sporteinheit (Kti) ziisaminengeschlossen, Leiter der 
KG wurde das ZK-Mitglied Ernst Grube. \'gl. fl. \Le.slphal. Die proletarische \Lehrsporterziehung in 
der Zeit der großen \t eltwirtschaftskrise (1929-19.3.3;. phil. Diss. Leipzig 1957.

12 Zum Karnplbund gegen den Faschismus vgl. Dok. 34. .4nm. 8.
13 Zur Politik der KPD in der Freidenkerhewegnng vgl. besonders Dok. 15a. .4mn. 6 und 13. Zum 

\'erbot des proletarischen Freidenken erhandes am 3. 5. 19.32 siehe Dok. 61.
14 Manifest des ZK vom 15. September 1932; vgl. Anm. 7.
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müssen wir vor die konkrete Frage stellen, wer für den Sozialismus kämpfen will, der 
muß unmittelbar kämpfen bei Streiks gegen Lohnabbau usw.
Die Losung der SPD ..\’olksbegehren” ist ein älmliches Manöver zur Ablenkung vom 
Kampf, wie die \'ertröstung der Arbeiter am 20. ,luli auf Staatsgerichtshof und 
Reichstagswahl. Unser Kampf gegen dieses .Ablenkungsmanöver mit dem Volksbe
gehren richtet sich nicht in 1. Linie gegen den Inhalt des A'olksbegehrens. obwohl die 
Formulienmg mit ihrer Teilanerkemiung der Notverordnung bereits die Kapitula
tionslinie vor den Papenschen Notverordnungen signalisiert und nicht durch 
juristische Kniffe entschuldigt werden kann, wie es die SPD-Presse versucht. Unsere 
Polemik in der Presse und Agitation gegen das X'olksbegehren muß aber vor allem 
gegen dieses .Manöver der SPD als solches gerichtet sein, und entlaiwen. daß es sich 
hier um ein AA'ahlmanöver. um den A ersuch der SPD- und .ADGB-Führer handelt, die 
Massen vom wirklichen, unmittelbaren Kampf gegen die .Notverordnungen, gegen 
Lohnraub und Unterstützungsabbati und die Zerschlagung der Sozialgesetzgebung 
abzuhalten und die XA ahlkampagne durchzuführen; das ist praktisch Flilfsstellung 
für die /'a/>en-Regierung. Vir müssen vor den freigewerkschaftlichen und sozialde
mokratischen .Arbeitern und F’unktionären klarstellen, daß es jetzt gegen den 
Lohnraub zu kämpfen gilt, der nur durch Streik verhindert werden kann, nicht aber 
durch einen X’olksentscheid. frühestens in -t .Monaten, der selbst im Falle seiner 
.Annahme von der faschistischen Staatsstreich-Regierung nicht durchgeführt wird. 
Indem wir vor den Gewerkschaftsmitgliedern, den SPD-.Arbeitern. die .Aufgaben der 
Einheitsfrontaktion gegen Lohnabbau und faschistische Notverordnungen stellen, 
durchkreuzen wir von vornherein dieses Betrugsmanöver. Diese Entlaiwung des 
A'olksbegehrens der SPD als .Ablenkungsmanöver schließt keineswegs aus. daß wir — 
falls es zu irgendeinem Zeitpunkt zu einem A'olksentscheid über das A olksbegehren 
der SPD käme — uns dafür erklären würden. Es bedeutet keine große Schwierigkeit, 
den sozialdemokratischen .Arbeitern klarzumachen, daß die Erage des heutigen 
Lohnraubs nicht in 4 Monaten durch parlamentarische .Alanöver. sondern heute 
durch den Massenkampf beantwortet werden muß.
Auch das andere Betrugsmanöver der SPD. ..die sozialistische .Aktion" müssen wir 
schonungslos entlarven. AA'ir müssen die F'rage des Staatskapitalismus entsprechend 
den Ausführungen des Genosseti Thälmann auf dem Februar-Plenum des ZK'"’ zu 
diesen Fragen klären und den SPD-.Arbeitern beweisen, daß nur die Diktatur des 
Proletariats die A’oraussetzung des sozialistischen .Aulbaus ist. AA ir müssen den SPD- 
.Arbeitern die Frage \ orlegen. daß Kampf für den Sozialismus in Virklichkeit nichts 
anderes bedeuten kann, als den tatsächlichen Kampf gegen die kapitalistischen 
.Anschläge, den Streik gegen Lolmraub usw. zu organisieren und damit die 
entscheidenden Kämpfe vorzubereiten, die zur Machteroberung durch das Proleta
riat und zum .Aufbau des Sozialismus führen.

7. Nazi
Im Manifest des Zentralkomitees wenden wir uns auch an die .A'Iitglieder der 
nationalsozialistischen Betriebszellen-Organisation mit der .Aufforderung, mit uns 
gemeinsam zu kämpfen gegen Lohn- und Gehaltsraub, gegen die großkapitalisti-

1.5 Vgl. Dok. 73. Anm. 12.
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sehen Tributzahlungen, gegen die Versklavung des werktätigen Volkes Deutsch
lands. Unter den besonderen Bedingungen in Deutschland konnte außer der SPD 
noch eine nationalsozialistische Massenbewegung entstehen, die Teile der Werktäti
gen vom Kampf um die nackten Lebensinteressen abhält. Darum ist der Einbruch in 
die Reihen der NSD.4P. die Gewinnung von .Arbeitern und Werktätigen aus der 
NSDAP mit eine der Voraussetzungen des Sieges der Arbeiterklasse. Deshalb ist es 
notwendig, im Rabrnen unseres Kampfes gegen die Notverordnungen und die 
faschistische Regierung eine breite ideologische Offensive gegen die NSDAP
zu führen zur Gewinnung ihrer werktätigen .Anhänger. Von diesen Gesichtspunkten 
ausgehend ist es falsch, etwa als Losung aufzustellen; ..Heraus mit den Nazis aus den 
Betrieben und Gewerkschaften“. Diese allgemeine Losung muß li(]uidiert werden. 
Wir müssen kämpfen um die Gewinntmg eines jeden nationalsozialistischen Werktä
tigen. Dort, wo Angehörige der S.A trotz ideologischer Bearbeitung Streikbrecherar
beiten durchführen oder als Arbeitermörder demonstrativ auftreten. sind wir 
selbstverständlich für die Mobilisierung aller Kräfte der Belegschaften zum Hinaus
wurf dieser Unternehmerknechte aus den Betrieben.
Indem die //ü/erpartei trotz hochtrabender A'ersprechungen. trotz Erklärungen, sie 
werde am 31. .luli die Macht übernehmen, niebts an den N’erhältnissen geändert hat, 
sondern sich ausführlich mit Koalitionsschiebungen beschäftigt und hat damit den 
Boden für unsere .Agitation unter ihren werktätigen Anhängern erheblich gelockert. 
AXär soll[t]en diesen psychologischjjünstigen Moment sofort ausnutzen.
Die breiteste Entfaltung des ideologischen Massenkampfes gegen den f/ü/erfaschis- 
mus und um die Gewinntmg seiner werktätigen .Anhänger ist deshalb notwendig. Die
restlose Überwündung der falschen Parole ..Schlagt die Faschisten wo ihr sie trefft'" in 
unseren Reihen unter der revolutionären .Arbeiterklasse ist unerläßlich.'^’ Schärfster
Kampf gegen jede individuelle terroristische Einzelaktion.
Lüisere .Argumentation gegenüber den .Nazis muß sich vor allem auf drei Gebiete 
konzentrieren:
a) die Frage des gemeinsamen Kampfes gegen die kapitalistischen .Anschläge im 
Betrieb. Büro und an der Stempelsteile, in Stadt und Land, und darüber hinaus 
gegen das kapitalistische System und gegen jede kapitalistische Regierung über
haupt.
b) die Frage der nationalen Befreiung, die nicht durch imperialistische Revanche
hetze und militaristischen Rüstungswahnsinn im Dienste des deutschen Finanzkapi
tals und der Generäle bei gleichzeitiger .Anbiederung an das internationale Finanzka
pital. sondern nur durch die proletarische Revolution, durch die Errichtung einer 
sozialistischen .Arbeiter- und Bauernrepublik nacb dem Sturz der Kapitaldiktatur 
errungen werden kann. Hierbei gilt es. die allgemeine Linie unserer Freiheitspolitik 
zu konzentrieren (.Auswertung des .Amsterdamer Antikriegskongresses), den Kampf

16 Diese. Heinz .Xeumann zugeschriebene Parole wurde unter den Parteimitgliedern vielfach als indirekte 
.Aufforderung zu Gewalt gegenüber .Nazis aufgefafh. Das ZK versuchte den individuellen Terror zu 
überwinden iintl beschloß dazti eine Deklaration gegen den individuellen Terror, \'gl. RF Nr. 206, 
13. 11. 1931. Im Jahre 1932 wurde diese Losung auch offiziell vertirteilt und Heinz Xeumann für sie 
verantwortlich gemacht. U. a. wtirde auch diese falsche Parole als Grtmd für den .Ausschluß 
Neumanns aus der Parteiführung im Jahre 1932 angegeben. \ gl. Inprekarr .Nr. 88 vom 2.5. 10. 1932, 
S. 2824.
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gegen die Revanchehetze und den Chauvinismus zu verstärken und unsere Rolle als 
einzige Partei des wirklichen Kampfes für die nationale Befreiung (auch in der Frage 
der unterdrückten Minderheiten) klarer zu dokumentieren.
c) Die Bloßstellung und Brandmarkung der Lakaienrolle der Nazis für die Papen- 
Diktatur und ihre Notverordnungen unter Ausnützung ihrer eigenen Geständnisse 
{Hitler und Goebbels), daß Popen mit ihrer Hilfe zur Macht gelangte, unter 
Brandmarkung der Rolle der Nazis im Reichstag iFrick. Göring). wobei die 
veröffentlichten Fragen an Göring eine wichtige Rolle spielen. Ebenso die Entlaiwung 
der Stellung der Nazis zur Reparationsfrage (mehrmalige Erklärungen Hitlers 
gegenüber dem Ausland, gegen die Streichung der Tribute. Zustimmung Hitlers zu 
den Eausanner .Abmachungen). Außer der ideologischen Bearbeitung der BZO- 
Mitglieder und ihrer Hereinbeziehung in den antikapitalistischen Kampf ist ein 
ständiges Bearbeiten der Nazi-Eokale und SA-Kasernen die Pflicht jeder Parteiorga
nisation.

8. Das Zentrum
Im Kampf gegen das Zentrum sind gleichfalls für die Partei die Möglichkeiten, 
christliche Arbeiter loszulösen, in unsere Kampffront einzubeziehen und darüber 
hinaus als Anhänger für die kommunistische Partei zu gewinnen, erheblich gestiegen. 
Die Rolle der Brüning-l?o\\nk als Vorstufe der Payoen-Diktatur und noch mehr der 
Koalitionsschacher des Zentrums mit den Nazis, gegen die sie angeblich kämpfen 
wollten, die Zentrumsrolle bei der \\ ahl von Nazis zu Präsidenten im Reichstag und 
Preußischen Landtag, die Tolerierungs- und Lohnabbaupolitik, die Entlaiwung der 
scheinradikalen Manöver der christlichen Gewerkschaftsfülu-er — das alles liefert uns 
wirksame Argumente im Kampfe um die christlichen Arbeiter.

Mit kommunistischem Gruß
ZK — Sekretariat

N.B. Soeben erfahren wir. daß die Reichstagswahlen wahrscheinlich am 6. Novem
ber stattfinden. Wir machen ausdrücklich darauf aufmerksam, daß das Manifest des 
Zentralkomitees gleichzeitig als Wahlplattform der Partei gilt und daß auf der 
Grundlage des Manifestes in der Durchlukrung der Einheitsfrontaktion gleichzeitig 
auch die \^'ahlagitation durchgeführt werden muß.'

17 Der Anhang (vgl. Inhallsverzeiclnii.s) lag niclil vor.
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75.

8. 10, 1932: Anweisungon des Sekretariats zur Wahlkampagne

StA Bremen. 4.65-IV 13 k; Polizeiliehe Absehrift. Überschrift: ..Bundsehreihen Nr. 21. Anweisun
gen des Sekretariats an alle Bezirksleitungen und Redaktionen.“

Inhaltsverzeichnis: Wahlkampagne

Werte Genossen!
Das Sekretariat des ZK stellt fest, daß die eigene Initiative der Bezirke in der 
Organisierung der Wahlkampagne, in Verbindung mit der Einheitsfrontaktion 
außerordentlich schwach ist.
Entsprechend der Notwendigkeit der Entfaltung der Selbstinitiative und der 
Konkretisierung der Generalaufgaben im bezirklichen und örtlichen Maßstabe 
erw'artet das Sekretariat des ZK vor allen Bezirksleitungen die unverzügliche 
Einstellung auf die besonderen Wahlaufgaben durch Herausgabe eigenen Materials, 
vollen Einsatz der Parteipresse, der Betriebs- und Häuserblockzeitungen, der 
Massenorganisationen usw.
Die Einschätzung der Lage und die zentrale .Aufgabenstellung, die Entfaltung der 
Einheitsfrontaktion gegen die kapitalistische Offensive ist in dem Rundschreiben des 
Sekretariats vom 17. 9. gegeben. Das Manifest des ZK ..An das arbeitende Volk“ 
vom 15. September zeigt die wichtigsten Momente unserer Generallinie und der 
Massenmobilisierung auf.’ Alle Parteileitungen müssen unter Entfaltung stärkster 
Initiative die Einheitsfrontaktion gegen die E’a/9eA!-Notverordnungen, gegen die 
faschistische Reichsregierung verstärken, die .Antifaschistische .Aktion stärker zur 
Entfaltung bringen und alle \’orbereitungen zum Kampftag des 7. Novembers, dem 
15. Jahrestag des siegreichen Oktobers treffen, ln den jetzigen Kämpfen und 
Kampagnen müssen die Beschlüsse des 12. Plenums bereits ihre konkrete .Anwen
dung finden.^ Es gilt, den revolutionären Ausweg aus der Krise aufzuzeigen und die 
Propagandalosung der Arbeiter- und Bauernrepublik zum .Allgemeingut der Massen 
zu machen. In dieser Linie gilt es. den Wahlkampf für die Reichstagswahlen am 
6. November zu verschärfen. Auf allen Gebieten des Klassenkampfes muß der 
Tempoverlust aufgeholt werden. Die Partei muß auf der ganzen Linie in die 
Offensive gehen.
Anknüpfend an die aktuellen \ orstöße der Bourgeoisie (Lohnabbau etc.) muß die 
ganze Partei an Hand der \'orscbläge des Manifestes des ZK alle Kräfte auf die 
unmittelbare Organisierung. .Auslösung und Führung von Kampfaktionen und

1

1 Zur Entfaltuiif: der Einheit-slroiitaklioii in Zusammenhang mil der .tnflö.simg des Reiclistages und der 
Vorbereitung der Reichstagswahlen vom 6. November 19.32 vgl. Dok. 74. Rundschreiben des ZK vom 
17. 9. 1932.

2 Vgl. Dok. 74. Anm. 7.
3 Vgl. .XII. Plenum des EKKI. 27. .4tigust bis l.ö. September 1932. Tbesen und Resolutionen. .Moskau 

1932. .4tisführlicbe Berichte zum Plenum in Inprekorr Nr. 82-86 vom 4. 10.-18. 10. 19,32. Die 
wichtigsten Beschlüsse sind abgedruckt bei .1. Degras Bd. 3. S, 208 IT. \gl. auch Weber. 
Kommunistische Internationale S. 2.58 ff.
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Streiks einstellen, den Verrat der SPD und des ADGB in den letzten Massenkäinpfen 
anprangern und auch die Streikbrecherrolle der Nazis entlarven.
Den neuen heuchlerischen Manövern der Gewerkschaftsbürokratie (Kundgebungen 
„gegen Papen am 18. lO. ')'' müssen von uns unter stärkster Mobilisierung der RGO, 
der roten Verbände und der Gesamtarbeiterschaft durchkreuzt werden durch die 
Aufzeigung der verräterischen Praxis der SPD- und ADGB-Führer (20. Juli, 
Hamburger V'erkehrsstreik)".
Die Führung der Vahlkampagne bedeutet also in erster Linie Organisierung von 
Bewegungen und Streiks in den Betrieben, auf den Gütern. Erwerbslosenaktionen, 
Stärkung der RGO und der roten Verbände. Demonstrationen und Massenaktionen 

allen Fronten des Kampfes gegen die Kapitalsdiktatur (Mieter. Rentner. Kriegs
und Arbeitsinvaliden, alle Schichten der Sozial versicherten. Bauern usw.). Von 
besonderer Bedeutung sind dabei politsche Massenbewegungen gegen Sonderge
richte, Polizeiterror, gegen Verbot der revolutionären Presse, gegen alle Einschrän
kungen der politischen Rechte und Freiheiten der Arbeiterklasse und der einzelnen 
Arbeiterorganisationen.
Die Hauptlosungen unseres Wahlkampfes sind:
Gegen Pa/jen-Reaktion und Faschismus - Für Arbeitermacht und Sozialismus! 
Antifaschisten wählt Kommunisten. Liste .3!
Gegen die kapitalistische Ausbeutei-würtschaft - Für Freiheit und Brot mit den 
Kommunisten!
Gegen die sozialdemokratische ßrMnmg'-//mt/en6Mrg-,,Demokratie“ — für proletari
sche Demokratie, für die Diktatur des Proletariats!
Wer Hitler wählt, wählt Papens Wegbereiter und Lakaien!
Das Volk hungert und frieit - Hitler kuhhandelt mit den Bankfürsten und 
Zentrumspfaffen!
Gegen imperialistische Rüstungs- und Kriegspolitik, für ein wehrhaftes Rätedeutsch
land im Bündnis mit der Sowjetunion! In Verbindung damit stärkste Popularisierung 
der Forderungen und Losungen unseres 
Es lebe die Einheitsfrontaktion gegen Lohn- und Umeistützungsabbau, gegen 
Faschismus und Kapitalsdiktatur!
Fort mit der Pn/jen-Regierung!
Fort mit den Pa/ten-Notverordnungen!
Nieder mit den Tributverträgen von Versailles und Lausanne!
Es lebe der Kampf für die Freiheit der Arbeiterklasse und des werktätigen Volkes!

an

Manifestes an das arbeitende Volk!

4 All! 7. 10. befaßte sich der Bundesaiisschiiß des ADCiB in Berlin mit deti sozialen Auswirkungen des 
W irtschaltsprogramms der Regierung Papen. Gleichzeitig fiel der .Ansschnß für den 18. 10. zu einer 
öffentlichen Kundgebung gegen die Regiernng Papen aul. \ gl. / orirärts Nr. 47.Ü tont 8. 10. 1932.

•5 Vom 1.-4. Oktober 1932 streikten in Hamburg die Verkehrsarbeiter. Die Leitung des Streiks lag bei 
dem zum ADGB gehörenden Gesamtverband der .Arbeitnehmer der öllentlichen Betriebe. Nach der 
\ erbindlichkeitserklärung des Tarifschiedsspniches leimte die Streikleitung die von der RGO 
ausgegebene Parole der AVeiterführung des Streiks ab. Für den .Abbrtich des Streiks machte die KPD 
ebenso wie für das Scheitern des Generalstreiks am 20. liili SPD und ADf.B verantwortlich. A gl. 
Ghronik S. 300. Siehe auch Dok. 74.
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Es lebe der Kampf für die Arbeiter- und Bauernrepublik, für den Sozialismus! 
Folgende Flugblätter werden durch das ZK herausgegeben:
Wahlaufruf der Partei (wird vorgelegt auf der Reichskonferenz.'’ Versand 20. Okto
ber. Auflage 5 Millionen).
SPD 
Nazi 
Zentrum
Letzter Wahlappell (Versand 1. November. Auflage 5 Millionen).
An Broschüren kommen in schneller Reihenfolge heraus:
1. Für die Arbeiter- und Bauernrepublik (24—32 Seiten)
2. Torgier. Wie und warum der Reichstag aufgelöst wurde (16 Seiten)
3. Los von Hitler: von ehemaligen Nazis geschrieben (16 Seiten — herausgegeben 
vom Kampfbund)
4. Mayr & Röhni — über die Ceheimverhandlungen zwischen Reichsbanner und SA 
(16 Seiten)
5. Unter dem Fallbeil der Standgerichte (16 Seiten, von der Rll herausgegeben)
6. Der Verrat von Hamburg und seine Leimen (16 Seiten von der Rll herausgegeben)
7. Von Zwickeln und Muckern (16 Seiten — von den Freidenkern herausgegeben)
8. Was wollen die Kommunisten (Für die Landbevölkerung)
Sämtlicbe Broschüren kosten 10 Pfennige
Material für Referenten:
1. Allgemeines Referentenmaterial (im Druck)
2. Fortlaufende Ergänzungen zu dem Referentenmaterial.
3. Resolution des ZK und der Reichskonferenz.
4. Thesen des 12. Plenums (erschienen im Inprekon)
5. Thesen des EKKI zum 15. Jahrestag der Oktoberrevolution** (bereits im Druck).

Mit kommunistischem Gruß 
ZK — Sekretariat

Auflage 1 Million

6 Die dritte Parteikonferenz der KPD fand am 1Ö.-18. Oktober 1932 in Berlin statt. \'gl. den Berielit 
über den \ erlauf der Rei(hs|)arleikonferenz in Rf' .\'r. 192 vom 22. 10. 1932 und Inprekorr .Nr. 88 
vom 25. 10. 1932. S. 2823 f.

7 Anspielung auf den sog. Zwirkel-Erlaß des Reiehskommissars für Preußen. Bracht, vom 28. Septem- 
zur .Änderung der Badepolizeiverordnung vom 18. .August 1932"). in dember 1932 (..Verordnung

eine genaue Festlegung der Bekleidung für öffentliehe Bäder bestimmt wurde. U. a. war darin 
bestimmt, daß Badehosen der .Männer einen ..Zwickel" haben müßten, was .Anlaß für zahlreiche
satirische Zeitungsartikel der nichtamtlichen Pres,se war. A'gl. Vorwärts Nr. 467 vom 4. 10. 1932: 
..Der Zwickel".

8 Auszüge der Resolution des EKKI zum 15. .lahrestag der Oktoberrevolution vom 4. .November 1932 
finden sich in: J. Degras Bd. 3. S. 247 f.

580



12.10.1932 76.Anweisungen des Sekretariats zur Wahlkampagne

76.

12. 10. 1932: Anweisungen des Sekretariats zur Wahlkampagne und 
Steigerung der Massenarbeit

StA Bremen, 4.65-IV 13 k: Polizeiliche Abschrift. Lberschrift: .,l{iindschreiben Nr. 22. Anweisun
gen an alle Bezirksleitungen.“

Inlialtsverzeichnis:
Wahlkampagne und Steigerung der Massenarbeit 

Werte Genossen!
Wir unterbreiten Euch einige Anregungen und Vorschläge, die Euch bei der raschen 
Entfaltung der Einheitsl'rontaktion. der Vorbereitung des 6. Novembers' und 
insbesondere für die Wahlkampagne hellen sollen, die bezirkliche Arbeit zu 
verbessern und alle objektiven Möglichkeiten auszunutzen.
Natürlich können diese Vorschläge nicht überall schematisch angewandt werden. 
Jede Bezirksleitung und Redaktion muß verstehen, eine umfassende und eigene 
Initiative von unten her in der ganzen Partei zu entfalten, den unteren Parteiorgani
sationen in allen Eragen eine wirkliche Hilfe zu leisten, politisch und organisatorisch 
die ganze Arbeit unserer Partei entsprechend den gewachsenen .Aufgaben auf eine 
höhere Stufe zu heben.
Aus dem letzten Rundschreiben Nr. 21 ist ersichtlich, daß das ZK zu den 
Hauptfragen allgemeine zentrale Materialien herausgibt.“ Gleichzeitig ward das ZK 
in höherem .Maße als bei den letzten Wahlen die Bezirke unterstützen, besondere 
Möglichkeiten bezirklicher Art umfassend auszunützen oder besonders wichtige 
Aufgaben in .Angriff zu nehmen, die über den Rahmen des Bezirkes hinaus für die 
Gesamtpartei von großer Bedeutung sind.
Innerparteiliche Maßnahmen.
Die rasche Auswertung des kommenden ZK-Plenums und der darauffolgenden 
Reichsparteiarbeiterkonferenz wird der Partei helfen, die Beschlüsse des 12. Plenums 
in der Praxis des verschärften Klassenkampfes durchzuführen.
Am Freitag, dem l4. Oktober, versenden wir einen Pflichtartikel des ZK über die 
Bedeutung des 12. Plenums, der am Sonnabend, dem 15. Oktober, bzw. Sonntag, 
dem 16. Oktober, von der gesamten Parteipresse zur Veröffentlichung kommen soll. 
Weiter versenden wir im Eaufe der Woche zur verstärkten Vorbereitung der 
Oktoberfeiern ein Material ..15 Jahre Sowjetunion" (voitvüegend für Parteiarbeiter 
bestimmt), das in einer Auflage von 
werden soll.

50 000 Exemplaren (10 Pfennige) verbreitet

1 Der b. November war U aliliag.
2 Vgl. Dok. 73.
.3 Die dritte Reiehsparteikonferenz der KPD fand vom 1.5.—18. Oktober 1932 in Berlin statt. Zu Beginn 

der Reiehsparteikonferenz fand am 1.5. 10. eine Sitzung des ZK statt. Zum XII. Plenum vgl. Dok. 75, 
Anm. 3.

-t Vgl. /ff Nr. 187 
Weg zum Siegl"

16. 10. 1932: ..Der CeneraLslab der Komintern zur Lage in Deutschland. Dervom
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Wir empfelilen den Bezirken, vom 19. bis 21. Oktober überall UB-Parteiarbeiterkon- 
ferenzen durchzuführen, auf denen die Delegierten von der Reichsparteiarbeiterkon
ferenz Bericht erstatten und die Partei mit den Beschlüssen des 12. Plenums und des 
ZK Plenums vertraut machen und zur Steigerung der Einheitsfrontaktion in 
Verbindung mit der W ahlkampagne dienen.
Wirksame Steigerung der Kampagne.
Die noch schwerfällig in Gatig kommende Wahlkampagne veipflichtet uns für die 
nächsten 3 Wochen alle Anstrengungen zu machen, um unsere Kampagne von 
Woche zu Woche zu steigern, die Massenbewegung umfassender zu entfalten und die 
Wirksamkeit unseres .Materials so zu verbessern, daß in der letzten Woche vor den 
W ahlen ein wirklicher Höhepunkt in der Massenmobilisierung erreicht wird.
Es ist notwendig, die von der Bourgeoisie planmäßig propagierten übertriebenen 
Prophezeihungen sowohl über den Stimmengewinn der Kommunisten, als auch über 
den Stimmenverlust der Nazis energisch zu übei"s\ inden. dafür aber allen revolutio
nären Arbeitern die richtige Einstellung zu geben: IX’ir spekulieren nicht auf 
spontanen Zulauf der Massen. Angesichts der günstigen Eage werden unsere Erfolge 
unserer revolutionären Arbeit, unserer Kraft zur Entfaltung der Massenaktionen 
entsprechen. Mit dieser richtigen Politik werden wir auch alle XX'ahlmüdigkeit und 
\X ahlenthaltungsstimmungen bei unseren .Anhängern überwinden. Die Massen 
werden begreifen, daß angesichts der Verschärfung des Klassenkampfes und des 
wachsenden faschistischen Terrors ein großer kommunistischer Wahlerfolg im 
Klasseninteresse des Proletariats liegt, die faschistischen Pläne durchkreuzt und die 
revolutionäre Klassenkraft des internationalen Proletariats steigert, 
ln der Woche vom 16. bis 22. Oktober soll mit der allgemeinen Verbreitung des von 
der Reichsparteiarbeiterkonferenz beschlossenen Wahhnanifestes ’ eine erhebliche 
Versannnlungslawine in ganz Deutschland einsetzen. deren Schwerpunkt in den 
Betrieben und Stempelstellen liegt, die aber eine alarmierende \X irkung für alle 
Arbeiter und Kreise der Werktätigen, der .Angestellten. Beamten, städtischen 
Mittelschichten und Kleinbauern ausübt.
In der Woche vom 23. bis 29. Oktober tnüssen unsere Zellen und Fraktionen aller 
Massenorganisationen auf das stärkste tnit eigenen Materialien einsetzen. in der 
Einheitsfrontarbeit die allergrößte .Aktivität entfalten. Bis zu dieser Woche müßte es 
allen Bezirken gelingen, die vorhandenen Einheitsfrontorgane. Organe der Antifa
schistischen .Aktion zu politisieren und für die Ziele der Liste 3 zu aktivieren. 
Entschiedene Daten für Materialverbreitung. Literatur- und Zeitungsvertrieb, 
Zusammenfassung von Massen. Ausgabe konkreter Kampflosungen, sind immer die 
Lohndekaden an den Stempelstellen und die Auszahlung der Renten und Unterstüt
zungen. die in das Monatsende fallen.
Der Sonntag. 30. Oktober, ist wichtig, weil er ein günstiger Termin für die Tagung 
von Delegiertenkonferenzen der Betriebe, der Frauen, der Gewerkschaftsopposition, 
der Ei-werbslosen. der .lugend, der Bauern usw. ist. Die Beschlüsse dieser Einheits-

.5 Das von der Parteikonferenz be.srhlos,spne \t ahlmanifesl ist vermin lieh identisch mit dem ahlatifrtif 
des ZK ..Unter der roten Freilieilsfahne vorwärts für den Sozialismus!RF Nr. 192 vom 
22. 10. 1932: ..Die Partei ruft zutti Kampf!-

582



12.10.1932 76.Anweisungen des Sekretariats zur Wahlkampagne

frontkonferenzen können im Laufe der letzten Woche noch gründlich ausgewertet 
und zur Durchkreuzung gegnerischer Manöver angewandt werden.
Die Woche vom 3Ü. Oktober bis zum 5. Novetiiber muß an allen Fronten [für] die 
grandiose Aktivität und Massenarbeit aller unserer Mitglieder, sympathisierender 
W ahlhelfer und von uns beeinflußten Massenorganisationen bürgen.
In dieser W oche müssen die wirksamsten Materialien verbreitet werden, müssen alle 
schwachen Punkte des Gegners unter Tromtnelfeuer genommen werden. In dieser 
Woche brauchen wir in größerem .4usmaße Beschlüsse von Gewerkschaftskartellen 
und Zahlstellen, die sich unter oppositioneller Führung befinden. In dieser Woche 
brauchen wir Beschlüsse und Meinungsäußerungen von sozialdemokratischen, 
freigewerkschaftlichen und christlichen .\rbeitern. früheren Naziwählern, brauchen 
wir W illenskundgebungen. aus den Kreisen der Mittelschichten, der armen Bauern, 
der Intellektuellen, die sich für den Kampf der kommnnistischen Partei und für die 
Wahl der Liste 3 einsetzen.
In dieser Woche wird von Donnerstag ab der letzte zentrale Wahlappell verbreitet,*’ 
muß der Freitag von uns gründlich ausgenutzt werden, das heißt, daß am 
Sonnabend alle Betriebe und Stempelstellen sowie die ganze Öffentlichkeit unter dem 
Eindruck der Kampfentschlossenheit, der richtigen Losungen und der praktischen 
Kampfesvorschläge der Kommunisten stehen.
Wir weisen hier auf die unerhörte Gärung unter der Bauernschaft hin. nehmen aber 
davon Abstand, zentrale Landsonntage festzulegen, um die schon festgelegten Daten 
der Bezirke nicht zu durchkreuzen. Die Landagitation darf aber nicht auf einzelne 
Sonntage beschränkt werden. Eiwerbslose Genossen müssen an allen W ochentagen 
zur V erbesserung und \ erstärkung unserer .Vrbeit unter Eandarbeitern und Klein
bauern ausgenutzt werden, so daß die Sonntage mit Eandarbeiter- und Bauernver
sammlungen. Eandkonferenzen usw. ini Eaufe der Woche gut vorbereitet werden 
können. Auch unsere Presse wird zweckmäßig, entsprechend der allgemeinen 
zentralen Eosung: ..Für Arbeiter- und Bauernrepublik"', sich nicht auf wenige 
Sondernummern für die Eandagitation beschränken, sondern das Bündnis der 
Industrie- und Eandarbeiter mit der armen Bauernschaft als dauernde und ständige 
Kampagne führen.
.411e diese V'orschläge sollen unseren Parteileittmgen Anregung geben, wie in bester 
W eise die zentralen Probleme mit den bezirklichen, örtlichen und betrieblichen 
Arbeiten verbunden werden können, gleiidizeitig aber eine wirksame Steigerung 
unserer Massenarbeit ermöglicht wird.
Instrukteure und Stoßbrigade.
Eine entscheidende Etage der Entfaltung der Einheitsfrontaktion ist die rasche und 
geschlossene Ausnützung jeder Möglichkeit zur Entfesselung von Massenaktionen. 
Oftmals wird durch bürokratische Innehaltung eines vorher festgelegten ..Terminka
lenders“ und allgemeinen Arbeitsplanes die Initiative von unten gehemmt, bleiben 
Massenstimmungen der Erbitterung, der Entrüstung und Empörtmg unausgenützt. 
Unsere Parteileitungen müssen aber gerade jetzt begreifen, daß der Übergang von 
der Agitation und Propaganda zur Entfaltung von Massenaktionen neue Arbeitsme
thoden verlangt: Wo die LInternehmer vorstoßen. Lohnabbau ankündigen, wo

6 Dieser zentrale ahlappell erschien nicht in der Rott’n Fahne.
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Erwerbsloseiiunterstützung nicht ausgezalilt wird, wo Renten gekürzt werden, wo 
Errverbslose zum Streikbruch mißbrattclu werden sollen, wo E.xinissionen. Pfändun
gen. Zwangsversteigerungen drohen, kann das rasche Eingreifen eines Instrukteurs 
der BL oder UBL ein Verpuffen der Massenstiinrnung verhindern und das Ausnutzen 
des konkreten Anlasses zur Entfesselung von Einheitsfrontaktionen ermöglichen. 
Wo die Betriebszelle, die Erwerbslosenfraktion, die Straßenzelle, oder die Ortsgruppe 
zu schwach ist. müssen Stoßbrigaden aus erwerbslosen Genossen unter \ erantworth- 
cher Leitung mit konkreten Aufträgen sofort zur Hilfeleistung an alle Punkte 
entsandt werden, wo die Möglichkeit der Auslösung von .Aktionen besteht.
Die Stoßbrigaden sollen konkrete überprüfbare Aufgaben erhalten und nach Lösung 
dieser Aufgaben und kameradschaftlicher positiver Kritik ihrer Arbeit zurückgeru
fen, bzw. an neuen Frotiten eingesetzt werden.
Das ist von besonderer Bedeutung bei Streikvorbereitungen in großen Betrieben, 
Industriegebieten, bei der Organisierung des Kommunisteneinbruchs in Stahlhelm
und Nazihochburgen, bei der Bearbeitung von Betrieben und Stempelstellen, wo wir 
und die RGO schwach sind oder überhaupt keinen Einfluß haben, bei der Werbung 
für die Presse und den Literaturvertrieb, bei Solidaritätsaktionen für Streikende oder 
Erwerbslose, bei der Schaffung von antifaschistischen Betriebs- und Häuserblock
staffeln gegen den Mordterror der SA usw.
Verstärkt die Einheitsfront.
Die Konzentration der Kräfte auf die entscheidenden Großbetriebe, vor allem auf die 
Kriegsbetriebe ist notw endig. Für die Großbetriebe im Bezirk müssen die führenden 
Genossen der BL und UBL verantwortlich sein. Für alle w ichtigen Betriebe müssen 
Instnikteure eingesetzt werden. Die Straßenzellen müssen dtre .Aufgaben für die 
Betriebe besser lösen als in der Vergangenheit. Unsere Fraktionen in den -Massenor
ganisationen können große Hilfe leisten, w’enn sie den Blick der Massenorganisatio
nen auf die Notwendigkeit der Betriebsarbeit lenken und die vorhandenen Möglich
keiten zur Unterstützung der Partei und der RGO zur besseren Vorbereitung und 
.Ausw'ertung von Betriebsversammlungen, zur Matenalvertedimg in Betrieben, zur 
Organisierung des betrieblichen Widerstandes ausnutzen.
Von besonderer Bedeutung ist die betriebliche Bearbeitung von 
christlichen .Arbeitern und .Nazi-.Anhängern. die Organisierung von Betriebsberatun
gen. Einheitsfrontdiskussionen. Stubenversammlungen. Zusammenkünften von 
Betriebs- und V ertrauensleuten usw.
Das gleiche gilt für die Stempelstellen. Die kommunistischen Fraktionen in den 
Einheitsausschüssen brauchen Instrukteure. W o keine Einheitsfrontausschüsse vor
handen sind, müssen sie auf der Linie der Einheitsfrontaktion geschaffen werden. 
Die Straßenzellen tragen hier eine große Verantwortung für die LTnterstützung der 
Stempelstellenarbeit, der Organisierung der Ei-werbslosenversammhmgen. der Bear
beitung der nichtkommunistischen Erwerbslosen, der Herausgabe von Stempelstel
lenzeitungen und der Bildung von Stoßbrigaden, die die tägliche Bearbeitung der 
Stempelstellen sichern.
Lernt aus dem Hamburger Verkehrsarbeiter-Streik.

.ADGB-.Mitgliedern,

7 Zum Streik bei der Hamburger Ho< hbaliii-,\C vom 1.—t. Oktober 19,32 vgl. Dok. 7-5. .4nm. .5.
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Für die Verstärkung unserer Betriebsarbeit und der Arbeit an der innergewerksehaft- 
liclien Front ist die breiteste .4us\vertung der Lehren der Flamburger Verkehrsstreiks 
von größter Bedeutung. Vir niachen auf folgende Punkte aufmerksam:

Der Verkehrsarbeiterstreik in Flainburg — ein Signal für alle Arbeiter Deutschlands! 
Die Streikwelle auf eine neuere höhere Stufe des Massenstreiks gehoben, der rund 
10 000 .Arbeiter erfaßte.
Die wichtigste Lehre: So wie SPD- und ADCB-Bürokratie am 20. Juli in Preußen vor 
der faschistischen Reaktion kapitulierten, so liefern sie in jedem Betriebe die Arbeiter 
den Unternehmern aus und sichern die Dttrchführung der Notverordntmg.

Sozialdemokratische, freigewerkschaftliche Arbeiter kätnpfen in der Linheitsfront 
gegen die sozialdemokratische Leitung eines halböffentlichen Betriebes. In den 
Verkehrsunternehmungen Hamburgs besitzt der Koalitionssenat -51% der Aktiep, 
die SPD hat mit 7 Mitgliedern im Aufsichtsrat den entscheidenden Linfluß.
Streik brach aus gegen erbitterten W iderstand der Bürokratie, die sich an die Spitze 
stellte, um [den] Masseneinfluß nicht zu verlieren. Hamburg wurde zu einem 
Schulbeispiel für reformistischen Verrat und bewußte Niederlagentaktik der Ge
werkschaftsbürokratie.
Der Koalitionssenat und der sozialdemokratische .Aufsichtsrat mobilisierten alle 
Machtmittel zur Niederknüppelung des Streiks. Der sozialdemokratische Polizeiprä
sident Schönfelder machte die technische .Nothilfe mobil und setzte die ganze Polizei 
zum Schutze der Streikbrecherrundfährautos ein.

Die Regierung mußte den Sihlichtungsapparat in Bewegung setzen, um den 
Lohnabbau-Schiedsspruch verbindlicli [zu] erklären, um den SPD- und Gewerk
schaftsführern direkte Hilfe zu leisten und sie zu entlasten.

Die Gewerkschaftsbürokratie gemeinsam mit der .Nazi-Streikleitung organisierte 
sofort nach [der] Wrbindlichkeitserklärung des Schiedsspruches den Streikbruch 
und setzte Reichsbanner-Rollkommandos gegen RGO-Flugblattverteiler ein, die für 
Weiterführung von Streiks eintraten. Streikversammhmgen der RGO wurden von der 
Bürokratie der Polizei denunziert und die SPD-Polizei schlug die \ ersammlungen 
auseinander.
Die Spaltungstaktik der SPD-Bürokratie trat klar in Erscheinung: Unerhörte Hetze 
gegen die RGO. den sogenannten ..kommunistischen Terror“. Ausschaltung der 
Unorganisierten von der Abstimmung über Streik. .Ausschaltung der RGO und der 
Unorganisierten aus den Streikleitungen.

Nazis ähnliche Taktik wie reförmistische Bürokratie: Um sich nicht von den 
Verkehrsarbeitern zu isolieren, Beteiligung am Streik, Hetze gegen RGO. Bei 
Bekanntwerden der Verbindlichkeitserklärung des Lohnabbaus sofortige Losung des 
Streikbruchs und Organisierung von Streikbrecherkolonnen.

Wuchtigste Lehre für uns: Innergewerkschaftliche .Arbeit verstärken. Oppositionsbe
wegungen in den Gewerkschaften ausbauen. Linheitsfrontarbeit in den Betrieben 
gewaltig verstärken. Streikleitungen der Belegschaften auf der Grundlage der 
Einheitsfront und proletarischen Demokratie rascher und entschlossener schaffen. 
Manöver der Bürokratie, Zusammenspiel mit Polizei. Arbeitsteilung mit Papen- 
Regierung und Schlichter rascher und gründlicher entlarven und durch Massendruck
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von unten reformistische Niederlagentaktik unwirksam machen und Einlieitsfront- 
aktionen auf breitester Grundlage sichern.
Kommunistische Fraktionen in allen Gewerkschaften.
Die nächsten >S’ochen der gesteigerten Massen- und Kampf-Mobilisierung, die 
Unternehmeroffensive und das Verhalten der Gewerkschaftsbürokratie, ermöglichen 
uns eine entschiedene \'erbesserung unserer .Arbeit an der innergewerkschaftlichen 
Front. Von größter Bedetttung ist deshalb die Registrierung aller gewerkschaftlich 
organisierten Kommunisten (RGO. Rote X'erbände. .ADGB. christlichen Gewerk
schaften und anderen nichtkommunistischen .Arbeiter-. .Angestellten- und Beamten- 
Organisationen).
Die planmäßige Zusammenfassung unserer Fraktionen, vor allem in Gewerkschafts
versammlungen und Konferenzen, die Entfaltung einer aktiven .Massenarbeit unserer 
Fraktion für die Einheitsfrontaktion ist von größter Bedeutung sowohl für die 
.Auslösung von Streiks und Erwerbslosenkämpfen, als auch für die Verteidigung der 
Sowjetunion und das Ergebnis der Reichstagswahlen.
Im Kampf um die Mehrheit der .Arbeiterklasse und gegen den sozialfaschistischen 
Masseneinlluß sind unsere Genossen in den Kartellen und Zahlstellenleitungen, in 
den Eeitungen der Roten Verbände und der RfX). sind unsere roten Betriebsräte 
wichtige Eaktoren zur Verbesserung der iimergewerkschaftlichen Arbeit. 
Agitation und Propaganda.
,.Wir können die Wahlkampagne benutzen, um in den Massen Kampfentschlossen
heit und Streikwillen zu erzeugen . . . Diese Frage, in den .Massen eine solche Kampf
und Streikbereitschaft zu erzeugen, ist das wichtigste für unsere .Agitation und 
Propaganda.“
Diese .Ausführungen des Genossen Thälmann auf dem Februar-Plenum des ZK 
gelten erst recht für die jetzige Agitproparbeit.
V^or dem ganzen Agitpropapparat steht eine geschlossene Wendung zur größtmögli
chen Hilfeleistung für unsere Betriebszeilen, [für] die Kommunisten an der 
Stempelstelle, die Gewerkschaftsfraktionen und für alle Parteigenossen, die in den 
Massen den Kampf gegen L^nternehmeroffensive. Faschismus und Kriegsgefahr 
organisieren und führen.
Kein Betrieb ohne Betriebszeitung! In den Großbetrieben zwei Betriebszeitungen bis 
zum 6. November. Selbsthergestellte Zeitungen für die Stempelsteilen. Orts- und 
Dorfzeitungen. Anschaffung von Vervielfältigungsapparaten, die trotz Pressev'erbot 
und Unterdrückung der Versammlungsfreiheit unsere Massenarbeit sichern. Syste
matischer .Ausbau des Literaturvertriebes.
Herausgabe von kurzen .Agitmaterialien für Einheitsfrontdiskussionen in den 
Betrieben und Stempelstellen, in den Gewerkschaftsversammlungen, [in] den 
V'ersammhmgen der Gegner, für die Diskussion in der Eisenbahn, auf den 
Marktplätzen und in den Kaufhäusern.
Sofortige Beantwortung aller Vorstöße. Verleumdungen und politischen Manövern 
des Gegners. Nichts durchgehen lassen. Die gegnerische Offensive nicht zur

8

8 Vgl. E. Thälmann. Der revolutionäre .Ausweg und die KI'D. Rede auf der Plenartagung des ZK der 
KPD am 19. Februar 1932 in Berlin. Berlin 1932.
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Entwicklung kommen lassen, sofort mit Betriebstelegraimn. Laul'zetteln. Handzet
teln, kleinen Plakaten. Wandzeitungen. Transparenten und Kreide antworten und 
zum Gegenangriff übergehen.
Bei verstärktem Polizeiterror gegen unsere \'ersainnilungen ist besonders wichtig, zu 
allen gegnerischen Versammlungen Korreferenten und Diskussionsredner hinzusen
den. unser Material zu verteilen, unsere Literatur [zu] verbreiten. Wo wir nicht zu 
Wort kommen, gut ausgewählte Fragen dtirch Handzettel an die Refeienten richten. 
Nach Schluß der Versammlung Diskussionsgruppen bilden, unsere Fragen beant
worten. .4uf \'erleumdungen und .\ngriffe des Referenten sofort reagieren, die 
Versammlungsteilnehmer in der gegnerischen schon zu unserer nächsten Versamm
lung einladen und mit den Verleumdungen abrechnen.
Wir müssen das Straßenbild beherrschen.
Von größter Bedeutung ist das Durchsetzen unseier Losungen in der Öffentlichkeit. 
Die Parteileitungen müssen mit größter Sorgfalt, nötigenfalls unter Einsatz von 
Stoßbrigaden und .Agitpropbrigaden dafür sorgen, daß die Beflaggung der Arbeiter
viertel in imposanter Weise durchgeführt wird, daß der siegreiche Vormarsch des 
Kommunismus und die Entfaltung der Einheitsfrontaktion mit der wachsenden Zahl 
roter Fahnen. Transparenten mit unseren Losungen. Leuchttransparenten, kühnen 
neuartigen, den Gegner überraschenden Agitpropmethoden .Ausdruck finden. Die 
Parteileitungen können den Betriebs- tind Straßenzellen in der Beschaffung billiger 
Fahnenstoffe, der Herstellung und Anbringung von Transparenten, insbesondere der 
Ausgestaltung aller Zufahrtsstraßen zu den Betrieben große Hilfe leisten.

Die Möglichkeiten der Ausnutzung von Kino. Radio. Verkehrsmitteln und Verkehrs
knotenpunkten müssen systematisch organisiert werden.

Ebenso wie die Bezirksleitungen sich nicht auf die zentialen Plakate und Hugblätter 
beschränken sollen, sondern selbst bezirklich größte Initiative in der Herausgabe von 
Materialien bei .Anknüpfung an konkrete bezirkliche Fragen entfalten müssen, 
ebenso ist es notwendig, unsere Zellen und darüber hinaus nicht nur die Mitglieder 
unserer .Massenorganisationen, sondern die breiten Massen unserer nicht organisier
ten Wähler und Sympathisierenden zur eigenen Initiative, ztir Herausgabe eines 
eigenen Transparentes oder Schriftplakates. zur .Ausschmückung ihrer Häuser und 
Fenster, zur Entfaltung von 
usw., zu erziehen. Wir weisen erneut aid' die Bedeutung der .Ausgestaltung der 
Wahlhelferlokale hin. die ein iVnziehungspunkt für alle Sympathisierenden sein 
können, die Materialversorgung aller freiwilligen roten \X ahlhelfer sichern müssen, 
in denen ständig freiwillige Hilfskräfte ztim sofortigen Einsatz bei aktuellen Anlässen 
oder zur Durchführung der im Plan vorgesehenen Betriebs-. Haus-, und Hofagitation 
anwesend sind.

Notwendige und neue Methoden der Massenarbeit.
Wir müssen lernen, die Ricbtigkeit der Politik unserer Partei nicht nur „von oben 
her“ zu behaupten und mechanisch festzustellen: ..die KPD ist die einzige [Arbeiter] 
Partei“ - diese Feststellung muß von unten her. aus der Arbeiterklasse und der 
werktätigen Masse kommen. Mit richtigen Methoden ist es möglich, eine wirkliche 
Vertrauenswelle für unsere Partei zu entfesseln und die Massen nicht nur für die 
Ziele des Kommunismus, sondern auch für die unmittelbare \ erteidigung der Partei

.Vlasseninitiative gegen .Nazifahnen und Transparente
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gegen Unterdrückung, Terror und V erbotsinaßnalunen viel stärker zu begeistern, 
den Opf'erwillen für die Partei zu stärken, die Saniinelkanipagne zu steigern und die 
besten Elemente der Arbeiterklasse für unsere Partei zu gewinnen. Wir nennen einige 
Beispiele: ..Sozialisierungs ’-Schwindel vom .ADCB und der SPD.'* Vi’ir werden ihn 
am besten entlarven, wenn wir große Versammlungen der Staats- und Gemeindebe
triebe organisieren, zu denen Korreferenten von der SPD und ADGB eingeladen 
werden. Können wir nicht in den Preußaggruben. in den staatlichen Hütten, bei den 
Eisenbahnern und Postlern lebendig die Et age stellen: Wo ist hier Sozialismus — wird 
in den Staatsbetrieben kein Profit geschunden, der als Subvention an Industrie- und 
Großagrarier geht — werden hier nicht Eohnabbau, Massenentlassungen, Rationali
sierung. Maßregelung revolutionärer Arbeiter rücksichtslos durchgeführt — sind 
Reichsbankpräsident. Generaldirektor der Eisenbahn, staatliche Grubendirektoren 
und Postminister etwa ..sozialistische Funktionäre“ in einem ..sozialistischen 
Betrieb''“ Die Massen dieser Betriebe w'erden aus ihrer eigenen Erfahrung klarstellen, 
daß Verstaatlichung in der faschistischen Republik mit Sozialisierung nichts zu tun 
hat.
Die Opfer des kapitalistischen Staates sollen sprechen! Ist es nicht zweckmäßig, die 
Hinterbliebenen der Opfer der Grubenkatastrophen zusammenzurufen, damit sie 
selbst eine Entschließung mit den Tatsachen ihres Eebens ausarbeiten und nament
lich unterzeichnen! Ebenso zweckmäßig ist [es] auch in den agrarischen Bezirken 
zwangsversteigerte. durch Steuern. Pachtzinsen. Wucherkredite und an das Kalisyn
dikat verschuldete und zugrundegerichtete Bauern zusammenzuholen, damit sie in 
einem Aufruf an alle Werktätigen ihre Not schildern und zeigen, wie nur die 
Kommunisten zu ihnen stehen.
Können wär nicht in gleicher Weise zugrundegerichtete Kleingewerbetreibende, 
entlassene Staats- und Gemeindearbeiter, hinausrationalisierte Bank- und Versiche
rungsangestellte, gemaßregelte Eehrer für den Kampf der Liste 3 mobilisieren? 
Kampf gegen Sondergerichte und Klassenjustiz. \'iel stärker als Leitartikel wärken 
Entschließungen und Proklamationen der Angehörigen der von den Sondergerichten 
verurteilten Antifaschisten und Reichsbannerarbeiter. East in allen Bezirken wird es 
möglich sein, den Kampf gegen die Sondergerichte nicht nur als kommunistische 
Partei, sondern als Einheitsfrontaktioii mit sozialdemokratischen .Arbeitern zu 
führen und für den Kampf gegen Faschismus und Naziterror nicht nur SPD und 
Zentrumsarbeiter, sondern auch Intellektuelle zu mobilisieren.
Alle bisher genannten Möglichkeiten haben eine besondere Bedeutung dort, wo die 
Nazis in der Regierung sitzen, wo Nazi-Gerichtsvollzieher und Nazi-Finanzbeamte 
tätig sind.
Verteidigung der Sowjetunion.
^ ir weisen hier auf die vielen Betriebe hin. die überhaupt nur noch durch 
Rußlandaufträge in Gang bleiben oder haufttsächlich von Sowjetaufträgen existie
ren. Wir erinnern auch an eine Reihe von Betrieben, die geschlossen wurden, weil 
Regierung und Reichsbank sich w eigerten, für russische .Aufträge Kreditgarantie zu 
geben, obgleich die Sow'jetunion in der ganzen kapitalistischen Welt als der solideste 
und pünktlichste Einlöser der Verträge bekannt ist. Alle Parteileitungen sollten

9 V'gl. dazu Dok. 73. Anm. 13.
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erkennen, wie wichtig: gerade Besciilüsse dieser Belegschaften für die Verteidigung 
der Sowjetunion sind. Hier geben die Tatsachen der russischen Aufträge den Beweis, 
daß der Sozialismus nicht nur in der Sowjetunion keine Arbeitslosigkeit kennt, 
sondern darüber hinaus .Arbeit und Brot für Hunderttausende von Arbeitern in den
kapitalistischen Ländern schallte.
So wichtig für alle Bezirke die Organisierung großer allgemeiner Oktoberfeiern zum 
15. .lahrestag der russischen Revolution sind, so notwendig ist die gleichzeitige 
Organisierung von Htmderten von Betriebsieiern des roten Oktobers."' Die Bezirks
leitungen müssen unbedingt Sorge tragen, daß für die großen Metall- und 
Hafenbetriebe. Staats- und Gemeindebetriebe, besondere Betriebsfeiern organisiert 
werden, auf denen der Krisenentwicklung des deutschen kapitalistischen Betriebes 
(Lohnabbau, Entlassung. Produktionsrückgang. \ erschlechterung der Arbeitsbedin
gungen) die Tatsachen aus einem entsprechenden rtissischen Großbetrieb (Steige- 

des Lohnes. Wachstum der Belegschaft und der Produktion. Ausbau derrung
sozialen Errungenschaften usw.) gegenübergestellt werden, um daran den Unter
schied der zwei Svsteme klar und verständlich für die Belegschaften aufzuzeigen. 
>A'ir beschränken uns auf diese Anregungen und weisen zum Schluß noch auf die 
dringende Notwendigkeit der Zusammenfassung aller Teilaufgaben zu einer großen 
Einheitsfrontaktionskampagne mit konzentrierter Stoßrichtung hin. LInsere Presse 
hat in der Behandlung der betrieblichen, gewerkschaftlichen und Streikfragen eine 
gewisse erfolgreiche \\ endung durchgeführt. Aber unsere Redaktionen verstehen 
sehr schlecht, die Streikmobilisierung mit der Verteidigung der Sowjetunion und der 
W ahl der Liste 3 zu einer einheitlichen Kampagne zu verbinden. In Streikversamm
lungen und Belegschaftsversammlungen ist oftmals die Verteidigung der Sowjet
union ebenso ungenügend, wie die Henorhebitiig der Tatsache, daß die kommunisti
sche Partei die einzige antikapitalistische und antifaschistische Partei ist.
Sammelkampagne.
Die Sammlung für den W ahlfond und den antilaschistischen Kamplfond muß in der 

Öffentlichkeit bedeutend verstärkt werden. Wenn wir verstehen, unsereganzen
Methoden der Massenarbeit und der Steigerung des Vertrauens der Massen zur Partei 
wirklich zu verbessern, dann werden alle Sammelergebnisse trotz Lohnabbau, 
Massenarbeitslosigkeit und w^achsender Krise viel bessere Resultate erzielen, als es 
bisher der Pall war. W ir w eisen hier noch einmal auf das Rund.schreiben der 
Abteilung Kasse hin. das eine Reihe von Vorschlägen und Methoden für die 
Verbesserung der Sammlung enthält.''
Massenorganisationen in der Kampagne.
Die kommunistischen Praktionen in allen Massenorganisationen müssen 
ganzer Kraft dafür einsetzen, daß jede Massenorganisation auf ihrem besonderen 
Gebiet die Einheitsfrontaktion, den Massenwiderstand gegen Unternehmeroffensive 
und Payuendiktatur, die Entfaltung von 
Bekämpfung der gegnerischen entsprechenden Organisationen durchführt und 
konkretisiert. In erster Linie müssen wir der RGO helfen bei der Entlesselung von 
Streiks, der Mobilmachung der Erwerbslosen, bei dem Kampf gegen die Streikbruch

sich mit

Massenaktionen und die svstematische

10 Diese ..Oktoberfeiern- iunden alljiihrllch am 7. November, dem .lahrestag der Oktoberrevolution statt.

11 Liegt nicht vor.

589



76. 12.10.1932 Anweisungen des Sekretariats zur Wahlkampagne

taktik, gegen die Spaltungsmaßnahinen der Cewerkscliaftshürokratie, für die 
proletarische Demokratie, für die W iederaufnahme der Ausgesclilossenen. für die 
Einheitsfront aller Arbeiter zum Kampf gegen das kapitalistische Regime.
Da die /’a/)e/z-Notverordnung die Rechte der Erwerblosen, der Kriegsopfer, der 
Sozialrentner, der Witwen und Waisen bedroht, das ffausbesitzkapital. die Groß
agrarier direkt stärkt und unterstützt, steht vor den Kommunisten in der L4H, des 
Internationalen Bundes, der Mietervereine, der Bauernorganisationen und anderen 
nichtkommunistischen Vereinigungen die große Notwendigkeit, die Generallinie der 
Partei auf dem besonderen Gebiet zu konkretisieren.
Ganz besonders weisen wir auf die zielbewußten Angriffe der faschistischen 
Redaktionen gegen die revolutionären Sportorganisationen hin. Diese Angriffe gehen 
Hand in Hand mit der Militarisierung und Easchisierung des bürgerlichen Sportes 
und der sozialfaschistischen Sportbürokratie.
Eine besondere Schwäche zeigt sich in unserer kulturpolitischen Arbeit, wo wir noch 
nicht verstehen, eine wirkliche Massenmobilisierung gegen das \’erbot des proletari
schen Freidenkeiwerbandes.*' gegen die Rundfimkreaktion, die chauvinistische 
Hetze der Hugenberg-V\\me. den Terror gegen die ,\gitproptruppen. die Unterdrük- 
kung der revolutionären Eiteratur und den Zwickelerlaß von Bracht^ ’’ durchzufüh- 
ren und die revolutionären kulturpolitischen Organisationen in ihrem schweren 
Kampf zu unterstützen.
Kampfentschlossen vorwärts!
Llnsere Anregungen sollen zur Überwindung der schwächsten Punkte Anleitung und 
Hilfe sein. W ir weisen zum Schluß auf die Notwendigkeit hin. immer die Entwick
lung zu verfolgen, den Veränderungen in der Lage Rechnung zu tragen. Tempover
lust zu vermeiden.
x41s Beispiel erinnern wir die Genossen an die richtige Einschätzung der Rolle 
Hilgenbergs durch unser ZK. Die Tatsache, daß die Deutschnationalen jetzt mit 
..Arbeitsbeschaffung“. ...Mittelstandsrettung“. und Bauernhilfe eine größere Aktivi
tät entfalten und einen Teil der Nazistimmen zurückztigewinnen suchen, muß auch 
unsere Partei veranlassen, im Kampfe gegen die faschistischen Fraktionen der 
Bourgeoisie den Deutschnationalen mehr Aufmerksamkeit zuzuwenden.
Das Zentrum fülirte die letzte Wahlkampagne vor dem 31. Juli unter dem 
Schuld als ..antifaschistische Partei“. Inzwischen hat Brüning die Koalitionsgemein
schaft mit den Nazis proklamiert und wollte ixir Popen die notwendige parlamentari
sche Regierungsgrundlage schaffen.''^ Die Sozialdemokratie, die eine Scheinopposi
tion gegen den faschistischen Staatsstreich vom 20. Juli in Preußen führte, wurde 
entlarvt durch das Eingeständnis Severings (siehe Interview der Vossischen Zeitung 
vom 10. 10. 32)”’. der mit Gayi darüber verhandelte, daß bei der Einsetzung eines

12 Zum Verbot des Verbandes prolelariseher Freidenker vgl. Dok. 61.
13 Vgl. Dok. 7.5. Anm. 7.
14 Lücke in der \Orlage.
15 Gemeint sind damit die Verhandlungen zwischen dem Zenlruin und der NSDAP über die Möglichkeit 

einer gemeinsamen Regierungsbeteiligung im Reich und in Preidäen. \ gl. dazu Dok. 70. .Aurn. 2.
16 In der Vossischen Zeitung Nr. 487 vom 11. Oktober 1932 (nicht 10. tlktoberl) war eine Erklärung 

Severings abgedruckt, in der es im Gegensatz zur KPD-Darstellung hieß: ..Ich habe niemals Herrn von
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preußischen Staatskoinmissares wenigstens die gesetzlichen Formalitäten innegehal
ten werden. Sie wurde entlarvt durtdi den Briel Brauns an Bracht, mit dem 
Eingeständnis einer 10jährigen brutalen Unterstützung aller Reichsregierungen, 
..gleichgültig welcher Zusammensetzung", durch die sozialdemokratische Preußen
regierung.
Die Nazis, die auszogen, um das ..Parlament auseinanderzujagen“ und die „Verfas
sung in Fetzen zu zerreißen" klagen vor dem Staatsgerichtshof als .Nachtwächter der 
Republik und der Weimarer Verfassung.
Auf all diese Fragen müssen wir sofort reagieren, sofort zuschlagen, nicht mecha
nisch alte Losungen und .Agitationsmaterialien weiter benutzen. Wir müssen doch 
sehen, daß der Gegner demagogisch seine .Argumente ändert, daß uns schwerwie
gende neue
bessere Voraussetzungen für das A'erständnis der Richtigkeit unserer Politik und der 
Hebung des Massenkampfes auf eine höhere Stufe gewachsen sind.
Wenn unsere Parteileitungen verstehen, die Generallinie unserer Partei im bolsche
wistischen Zweifrontenkampf gegen alle rechtsopportunistischen und linkssektiereri
schen .Abweichungen zu sichern, wenn die ganze Partei versteht, unsere Beschlüsse in 
der .Arbeiterklasse und in allen werktätigen Schichten zu popularisieren und mit den 
Massen zusammen in die Wirklichkeit umzusetzen, wenn wir aus Fehlern und 
Schwächen lernen und die Partei zur wirklich bolschewistischen schöpferischen 
Selbstkritik erziehen, dann marschieren wir voi-wärts und wir werden in neuen 
Massenkämpfen die .Mehrheit der .Arbeiterklasse erobern, als A'oraussetzung des 
siegreichen Kampfes um die Diktatur des Proletariats.

Tatsachen bessere .Angriffsmöglichkeiten bieten, daß in den Massen

Mit kommunistischem Gruß
ZK Sekretariat

Gayi zu der Eiiisetzuiig eines Reirhskoiiuiiissars ennunterl. Ich habe ilun in einem Gespräch lediglich 
.selu- wohl denken könne, daß nach den Reichslagswahlen (die Ende Juügesagt, daß ich mir

slatlfanden). die Zeit reif sein werde, um jenen Plan der t erwirklichung näherzuhringen. der im 
Sommer 19.31 zwischen Ministerpräsident Braun und Reichskanzler Brüning erörtert worden ist: in 
einer Personalunion zwischen Reich und Preid.sen eine Znsamnienlegnng der Slinisterien herheiztifiih- 

Ich habe aber andererseits im Gegenteil dritigend gelteten. ttichl ohne gesetzliche Grttttdiage einenren:
Reichskotnrnissar einzusetzett.
Ich halte spälerhitt auch eitte 
veröffetitlichl. als Gerüchte ittt Gattge waren, daß das Reichsitttientnitiisterium die preußische Polizei 
auf das Reich überttehtneti wolle. Ich halte Herrn ron Cin l gefragt, ob er die ytielle dteser Gerüehm 
kennt. Herr ron Goc/hul datttals verneittt uttd dabei sich ttoch auf meine Erklärung berufen, daß die 
preußische Pttlizei fest itt der Hand der Regierung sei. Eiti anderes (iespriich tther dte Einsetzung des 
Reichskotntttissars halte ich tnit Herrti ron Gayl nicht gehabt."

öffentliche Erkläntttg über ttiein Gespräch tnit Herrti ron Gayi
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77.

27. 10. 1932: Anweisungen des Sekretariats zur Vorbereitung der
Bezirksparteitage

BA R 45/IV-20. 104-106: Heklographiertes Rundschreiben. BA R 134. Bd. 67, S. 117-126 und StA 
Bremen, 4,65-11 A 12b. Bd. 16b; Polizeiliche Abschrift. I AN 2160/24. 11. Überschrift: „Rund
schreiben Nr. 23. Anweisungen: An alle Bezirksleitungen."

Inhaltsverzeichnis:
Vorbereitung und Durchführung der Bezirksparteitage.

Werte Genossen!
Die bevorstehenden politischen Bezirksparteitage' sind angesichts der Gesamtsitua
tion und der großen Bedeutung der Beratungen und der Beschlüsse des XII. EKKI- 
Plenums und unserer Reichsparteikonferenz.“ die in \ erbindung mit den konkreten 
bezirklichen Kampfaufgaben und Erfahrungen im Mittelpunkt der Beratungen der 
Bezirksparteitage stehen, von der größten Wichtigkeit für die weitere Bolschewisie- 
rung und ^Arbeit unserer Partei.
Entsprechend dieser großen politischen Bedeutung muß die V’orbereitung. Zusam
mensetzung und Durchführung der Bezirksparteitage sein:
a) Die Wahl der Delegierten zu den Bezirksparteitagen darf nur nai;h gründlichem 
Bericht und Diskussion über die Beschlüsse des XII. Plenums und der Reichspartei- 
konlerenz in den Zellen, in den Stadtteil- und L nterbezirkskonferenzen erfolgen, die 
in allen Bezirken vor dem Bezirksparteitag stattzufinden haben.
Es genügt nicht. Zustimmung zu den Beschlüssen des Xll. Plenums anzunehmen, 
sondern es sollen für jede Zelle, jede Ortsgruppe, jede Fraktion, jeden Stadtteil und 
jeden Unterbezirk in den Beschlüssen die Erfahrungen der Parteiarbeit und die 
nächsten Aufgaben festgelegt werden, ln der Vorbereitung der Unterbezirkskonfe
renzen und auch der Bezirksparteitage ist in den Fimktionärorganen und auch 
teilweise in der Tagespresse die Erfahrung der Streikbewegungen, der Erwerbslosen
kämpfe, der Mieterbewegung und anderer Massenkämpfe der Arbeiter auszuwerten 
und die Erfahrungen selbstkritisch durchzuarbeiten. Dabei gilt es. die Massen der 
Funktionäre und Mitglieder zur Mitarbeit heranzuziehen.
b) Um eine wirklich breite .Anteilnahme der Gesamtmitgliedschaft an den Bezirks
parteitagen und den dort gepflogenen Diskussionen und gefaßten Beschlüssen zu

1 Zur Vorbereitung und inehrinaligen Verschiebung der für 1931 anstellenden Bezirksparleilagc der 
KPD vgl. die Dok. 37. .39. .35. 58 und 60. Zur Durchführung und Auswertung der Bezirksparteitage 
vgl. Dok. 80.

2 Zum XII. Plenum des EKKI vgl. Dok. 75. .Viim. 3. Die dritte Reichsparteikonferenz der KPD. die vom 
15.—18. Oktober 1932 in Berlin tagte, befaßte sich neben den inneren .Auseinandersetzungen in der 
Partei um die Entmachtung Heinz Xeumanns ft gl. die Einleitung ! und der Vorbereitung der 'W ahlen 
vor allem mit den Beschlüssen des .XII. EKKI-Plenuins und ihre Bedeutung für die Partei. Vgl. Ernst 
Thälmann. Im Kampf gegen die faschistische Diktatur. Rede und Schlußwort des Genossen Ernst 
Thälmatni auf der Parteikonferenz der KPD. Die politische Resolution der Parteikonferenz Oktober 
1932. Hrsg, von der'KPD. Berlin o..I. (1932).
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gewährleisten, wird der Delegationsinodiis für die Stadtteil- bzw. Llnterbezirkskonfe- 
reiizen wie folgt festgelegt:
c) Stadtteile und LInterbezirke mit einer abretdtnenden Mitgliederzahl bis zu 3000 
wählen auf je -5 Parteimitglieder. Stadtteile und Unterbezirke mit über 3000 
abreehnenden Mitgliedern auf je 8 Parteimitglieder einen Delegierten.
Die Delegierten zu den Stadtteil- bzw. Unterbezirkskonferenzen werden in den 
Zellenversammlungen nach Abschluß der Stellungnahme und im Anschluß an die 
Abstimmung über die Beschlüsse des XII. EKlvI-Plenums und der Reichsparteikonfe
renz gewählt.
Dabei ist streng darauf zu achten, daß bei den Delegationen der Betriebszellen jede 
Abteilung bzw. die Hauptabteilungen des Betriebes und bei den Delegationen aus 
dem Vi'ohngebiet (Straßenzelle ) jede Stempelstelle berücksichtigt wird und insbeson
dere die Genossen und Genossinnen delegiert werden, die sich besonders in den 
Kämpfen der Arbeiterklasse (Streikkämpfe im Betrieb. Erwerbslosen-Kämpfe, 
Mieter-Kämpfe usw.) als aktive Kämpfer hervorgetan haben. Ein Drittel bis ein 
Viertel der gewählten Delegierten (je nach der Zusammensetzung der Betriebe) 
sollen Genossinnen, ein Fünftel jugendliche Parteimitglieder sein.
d) Gleichzeitig mit der W ahl der Delegierten zu den Stadtteil- und Unterbezirkskon
ferenzen in den Zellen erfolgt die Netiwahl der Zellenleitung nach den organisatori
schen Richtlinien des ZK. (Anleitung und Durchführung einer ganzen Reihe von 
organisatorischen Maßnahmen des Parteiauibaues.Ü*
e) ln den Stadtteil- und Unterbezirkskonferenzen werden nach erfolgter Abstim
mung über die von der Bezirksleitung vorgelegten Entschließungen die Stadtteil- 
bzw. die Unterbezirksleitungen (entsprechend den gleichen Richtlinien) und die 
Delegierten zti den Bezirksparteitagen gewählt.
Der Delegationsmodus ist unter Zugrundelegung der Durchschnittszahl der abge
rechneten'* Mitglieder für die Monate Juli/August/September ungefähr nachfol
gender:
1. Bezirke bis zu 5000 Mitglieder wählen auf 10 Mitglieder einen Delegierten.
2. Bezirke von 5000—7000 Mitglieder wählen auf je 15 Mitglieder einen Delegierten.
3. Bezirke von 7500-10 000 Mitglieder wählen auf je 20 Mitglieder einen Dele
gierten.
4. Bezirke von 10 000—15 000 Mitglieder wählen auf je 25 Mitglieder einen 
Delegierten.
5. Bezirke von 15 000—20 000 Mitglieder wählen auf je 30 Mitglieder einen 
Delegierten.
6. Bezirke von 20 000—25 000 Mitglieder wählen auf je 40 Mitglieder einen 
Delegierten.
7. Bezirke mit über 25 000 Mitgliedern wählen auf je 50 Mitglieder einen Delegier
ten. (W unsche auf anderw'eitige Regelung müssen mit dem ZK vereinbart werden).

3 Vgl. dazu Dok. 81 vom .5. 12. 1932. .Anweisung der Org-.Alueilung des ZK zur Durchführung einer 
Reihe von organisatorischen Maßnalunen des Parteiaufhaus.

4 In der Vorlage: abgeordneten.
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f) In den Delegationen zu den Bezirksparteitagen müssen vertreten sein alle 
Betriebszellen — aus den Großbetrieben die Abteilungszellen — aus dem städtischen 
Wohngebiet alle Erwerbslosen-Stempelstellen und Einlieitsausschüsse und möglichst 
die wichtigsten Eeiter der Fraktionsarbeit in den gegnerischen Gewerkschaften 
(insbesondere solche Genossen, die sich in den Vi irtschaftskämpfen bewährt haben), 
sowie aus den ländlichen Ortsgruppen — die unbedingt vertreten sein müssen — in 
erster Reihe die \ ertreter der Gutszellen und solche Genossen, die in bäuerlichen 
Bewegungen und Kämpfen besonders hervorgetreten sind.
g) Außer den gewählten Delegierten sollen im Kampf erprobte Aiheiter. insbesondere 
sympathisierende Sozialdemokraten und parteilose .Arbeiter, aber auch oppositio
nelle proletarische .Nazianhänger am besten als Betriebs-. Gewerkschafts-. Organisa- 
tions-, Erwerbslosen-. Jugend-. Frauen-. Beamten-. Angestellten-. Bauern-. Kleinge
werbetreibenden-Delegationen. [als] Gastdelegierte teilnehmen.
Dabei ist zu beachten, daß Gäste nur an öffentlichen Sitzungen der Parteitage 
teilnehmen können.
h) Die Berichterstattung über die Beschlüsse des EKKI-Plenums und der Reichspar
teikonferenz sowie die Diskussion und die Abstimmung der Entschließungen (über 
diesen Gegenstand der Beratungen) erfolgt in öffentlicher Sitzung, die Beratung 
spezieller Fragen (Betriebs-. Gewerkschafts-. Erwerbslosen-. Frauen-. Jugend-, 
SPD-, Nazi-Arbeit. Fragen der Organisation und Agitproparbeit) in besonderen 
Kommissionen, die am Sonnabend-Abend und am Sonntagfrüh tagen, in geschlosse
nen Sitzungen. Diese Kommissionen sind sorgfältig aus den Delegierten zusammen
zusetzen und außerordentlich gewissenhaft, politisch und organisatorisch vorzube
reiten. Den Kommissionen sind auch die einschlägigen Anträge,^ die von Zellen-, 
Stadtteilen-. Ortsgruppen, oder Stadtteil- und Unterbezirkskonferenzen an den 
Bezirksparteitag gestellt wurden, zur Beratung zu überweisen. Die Bezirksleitungen 
sollen die unteren Organisationseinheiten anweisen, daß sie möglichst diese Anträge 
bis 8 Tage vor Stattfinden des Bezirksparteitages an die Bezirksleiter einsenden, 
damit diese schon vorbereitend dazu Stellung nehmen können.
i) Die Wahl der Bezirksleitungen erfolgt im Anschluß an die öffentliche Plenartagung 
des Bezirksparteitages in geschlossener Sitzung, an der nur die gewählten Delegierten 
teilnehmen. In dieser Sitzung wird gewählt lediglich die Gesamtleitung in Stärke von 
17—25 Genossen und Genossinnen. Die für die Bezirksleitung vorgesehenen Genossen 
und Genossinnen müssen auf das sorgfältigste ausgewählt werden, da die Zusam
mensetzung der Gesamtbezirksleitung von entscheidender Bedeutung für die Füh
rung der Partei im Bezirk auch unter den schwierigsten Verhältnissen ist. Grundle
gend ist, daß in die Gesamtbezirksleitung nur die besten, parteiergebensten und in 
den Kämpfen der .Arbeiter erprobtesten Parteiarbeiter gewählt werden. Besonders 
sind dabei die wichtigsten Großbetriebe zu beachten, die unbedingt in der 
Bezirksleitung vertreten sein müssen. Ein Viertel bis ein Drittel der Gesamtmitglieder 
müssen Genossinnen sein, ein Sechstel bis ein Fünftel jugendliche Parteimitglieder 
sein.
Im Rahmen der Gesamtbezirksleitung müssen niitgewählt werden die Genossen, die 
im Einverständnis mit dem ZK nach dem Bezirksparteitag als Bezirkssekretäre (3

5 In der Vorlage: Anschläge.
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Genossen) verantwortlich arbeiten sollen. Die Sekretäre selbst, sowie die engere 
Bezirksleitung werden nicht gewählt vom Bezirksftarteitag. sondern in einer Sitzung 
der Gesarnt-Bezirksleitung. die sofort im Anschluß an den Bezirksparteitag stattfin
den soll. Als Sekretäre sind zu wählen: Der Polleiter, sein Stellvertreter (Ürganisa- 
tionsleiter) und der .Agitprop-Leiter.
Die engere Bezirksleitung soll bestehen aus den 3 Sekretären, den besten Betriehsar- 
beitern und besonders wichtigen Fraktionsleitern, wie z. B. RGO aus der Gesamtbe
zirksleitung. Diese Betriebsarbeiter sollen möglichst ihren Wohnsitz im Bezirks- 
Vorort oder in dessen Nähe haben, damit sie jederzeit leicht zu entscheidenden 
Beratungen und Beschlußfassungen zusammengeholt werden können, 
k) Die Bezirkssekretäre sind diesmal verpflichtet, neben der Entschließung, die nach 
Fertigstellung durch die Bezirksleitung dem ZK zur Kontrolle vorzulegen ist. den 
gewählten Delegierten des Bezirksparleitages einen präzisen, knappen schriftlichen 
Bericht vorzulegen.'’

.Vlit konnnunistischem Gruß! 
ZK — Sekretariat

6 Die Bezirk-spaneitage (fer KPD fanden eiu.^precliend nliigeii .tnweisnngen in den Mnnaten November 
uml Dezember 1932 .statt. \ on den Bcrirlilen iler Bezirksleitungen liegen mir die Tätigkeitsberichte 
der Bezirksleitung Nordwest und Sachsen vor. \ gl. Tätigkeitsbericht der Bezirksleitung der KPD, 
Bezirk Nordwest für die Zeit vom l..lannar 1932 - Noteniher 1932. St.\ Bremen. Bestand 4. 65 
ll.\12b Bd. 161): Bericht der Bezirksleitung Sachsen zum Bezirksparteitag am 3./4. Dezember. BÄ 
ZSgl-6.V2T Bd. 10.

78.

28. 10. 1932: Dringende An\vei.siingen des Sekretariats zum W ahlkampf

B.A R 45/IV-1475. 23: Hektogruphiertes Rundschreiben. Lberschrift: „Rundschreiben Nr. 24. 
Anweisungen des Sekretariats des ZK.“

Inhaltsverzeichnis:
Dringende .Anweisungen:
Alle Bezirksleitungen und Redaktionen!

Werte Genossen!
Die Kampagne zur Reichstagswahl' entspricht noch keineswegs den Möglichkeiten, 
die durch die objektiven Bedingungen gegeben sind. Für die verbleibende oche 
sind alle Kräfte der Partei und der sympathisierenden .Massen restlos und mit 
äußerster .Anspannung darauf zu konzentrieren, daß der ahlkampf zur allerstärk
sten Entfaltung gebracht wird. Die wichtigsten Maßnahmen, die die Bezirksleitungen 
sofort treffen müssen, sind:

1 A gl. zur \A ahlkampugne für die Reichslagswahlen am (). November 19.32 Dok. 76.
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1. Restlose Mobilmachung sämtlicher Mitglieder der Partei, des Kommunistischen 
Jugendverbandes und der svmpathisierenden Massenorganisationen für die \X ahlar- 
beit, unter dem Gesicbtspunkt. diese Kampagne als eine Art von Probealarm für die 
bevorstehenden außerparlamentarischen Kampagnen und Massenaktionen durchzu
führen.
Sofortige Durchführung von Kontrollen! — Nachahmenswert ist ein Beispiel des 
Bezirkes Niederrhein: Allein an einem Tage werden dort mit Autos etc. 200 
Ortsgruppen kontrolliert.

2. Sämtliche mobilisierten Parteigenossen und Sympathisierenden müssen konkrete 
Wahlarbeit erhalten, z. B. Einteilung beim massenmäßigen Sammeln für den 
Kampffond (in Berlin wurde mit dem von der Polizei genehmigten Büchsensammeln 
auf der Straße neben dem finanziellen auch ein großer politischer Erfolg erzielt, da 
wir das Straßenbild beherrschten und auf jeden Nazi-Sammler drei KPD-Samrnler 
kamen). Ferner Einteilung zu Agitationskolonnen für Stempelstellen, Eläuserblocks 
und Betriebe. Klebe- und Malkolonnen.

3. Stärkste Entfaltung der öffentlichen Agitation durch Fahnenschmuck. Aus
schmückung der Häuser. Eosungen an Mauern. Fabrikschornsteinen. Eisenbahn
übergängen usw. Jede Wohnung eines Genossen. Sympathisierenden. Mitglied einer 
Massenorganisation usw. muß mit Eahnenschmuck und Eosungen versehen werden. 
Die Straßenzellen müssen darüber hinaus von sich aus weitere Vi’ohntmgen. Fenster 
etc. ausfindig machen, um dort von der Zelle aus mit Ein\ erständnis der Wohnungs
inhaber Transparente und Fahnen anzubringen.

4. Selbständiges Auftreten der Erwerbslosen auf allen Stempelstellen in der letzten 
Wahlwoche für die Liste 3 (Sprechchöre. 5-Minuten-Meetings, öffentliches Auftre
ten. Verbreitung eigener Materialien, um die gesamten Erwerbslosen zur Wahl zu 
mobilisieren).

5. Es empfiehlt sich für die verschiedenen Berufsgruppen der .Arbeiteischaft, (z. B. 
Bergbau. Metall etc.) besonderes Wahhnaterial je nacb der Struktur des Bezirkes 
berauszugeben.

6. Größtmögliche Steigerung der \ ersammlungskampagne auch noch für die letzten 
Tage. Keine gegnerische Versammlung ohne Diskussionsredner oder schriftliches 
Material von uns.
7. Entschiedene .Maßnahmen und Stoßkampagne gegen \Wihlenthahung! ..Wer 
nicht wählt, wählt PapenV'

8. Einstellung der gesamten .Massen unserer .Mitglieder und Sympathisierenden auf 
die tägliche Kleinagitation von Mund zu .Mund, durch die Presse und durch ständige 
Instruktion der Genossen, durch BL. LIBL's. örtliche und Stadtteilleitungen. Jeder 
Angriff des Gegners muß sofort konkret durch den Einsatz dieser massenmäßigen 
Kleinagitation mit Hilfe aller Genossen und Sympathisierenden widerlegt und 
zurückgeschlagen werden. Neben den speziellen, örtlichen, bezirklichen verschieden
artigen Fragen sind vor allem drei Diskussionspunkte zu beachten:
a) Nazis schwätzen vom ..Dritten Reich" — also Zukunftsmusik! SPD schwätzt vom 
„Sozialismus“ — also Ablenkung von der Gegenwart! ^är. die einzigen, die für die 
sozialistische Zukunft kämpfen, sind zugleich die einzige Partei, die den .Massen
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konkret im Kampf gegen die Tagesnöte zur Seite stellt und den Weg zeigt. Wir haben 
stets gesagt, nur Streik hilft gegen Lohnraub. Jetzt geben die Tatsachen uns Recht!
b) Nazis schwätzen vom ..Kampf gegen Versailles". Aber die ganze chauvinistische 
Welle, das riesige Anwachsen der //tf/er-Partei. die ..nationale" Rechtsregierung 
haben nur den Lausanner Pakt." d. h. Erneuerung von Versailles gebracht!
Wir führen wirklich die internationale .4ktion gegen N'ersailles. Wir gehen ins 
Zentrum des Versailler Svstems, stoßen unmittelbar gegen den französischen 
Imperialismus vor. aber zugleich und vor allem gegen die deutschen Unterdrücker 
und Ausbeuter. So allein kann erfolgreich der Kampf gegen Versailles geführt 
werden.
c) Stärkstes Gewicht auf unsere deutsch-französische V erbrüderungsaktion legen als 
glänzendes Beispiel des proletarischen Internationalismus, den nur wir verkörpern!'^ 
Schmutzige Rolle der SPD-Führer und SPD-Presse. die ausgerechnet in dem 
Moment, wo durch die gemeinsame Proklamation der deutschen und französischen 
Kommunisten'* gegen die imperialistische, nationalistische und militaristische Politik 
der Rourgeoisie die Massen vor der Gefahr kriegerischer .Vbenteuer gew'arnt und zum 
Kampf dagegen mobilisiert werden, unsere Aktion beschimpfen und uns als 
„nationalistisch" verleumden. Diese Hetze, gerade in dem Augenblick, wm die KPD 
eine erfolgreiche Frontaloffensive gegen Ghauvinismtis und Militarismus einleitet, ist 
in W irklichkeit nichts anderes als ein Liebesdienst der SPD-Führer für die Nazis und 
Papen, für den deutschen Imperialismus. Das muß in unserer Presse und gesamten 
Massenagitation viel stärker entlarvt werden.
9. Überall kontrollieren, ob in jedem Betrieb und jeder Stempelsteile, wo wir 
überhaupt Positionen haben, eigenes Material. — Betriebs- oder Stempelstellenzeitun
gen — zur W ahl der Liste 3 erschienen ist. Gegebenenfalls im Eiltempo nachholen! 
Diese kurzen Anregungen müssen seitens der Bezirks-Sekretariate ausgebaut, 
bezirklich, örtlich und betrieblich konkretisiert werden. Es muß gelingen, in der 
letzten Woche vor dem 6. November höchsten Alarm zu schlagen, stärkste Aktivität 
und systematischen Einsatz aller Kräfte zu erreichen, um einen den objektiven 
.Vlöglichkeiten entsprechenden Erfolg am 6. November für die KPD zu sichern. Jeder 
Kommunist und jeder revolutionäre Arbeiter muß wissen, daß ein solcher Erfolg 
nicht vom Himmel fällt, sondern bolschewistisch erarbeitet werden muß! Alle 
revolutionären Arbeiter müssen an die W aJilurne am 6. November gebracht werden.

Mit kommunistischem Gruß
ZK — Sekretariat

2 Vgl. Dok. 68. Anm. 13.
3 Ende Oktober traten die KPD und die Konimimistisclte Partei Frankreichs mit einer gemeinsamen 

.Aktion gegen den Vertrag von Versaille.s an die Öffentlichkeit. Die Rote Fahne und die Pariser 
Hunianite veröffentlichten am 26. Oktober eine gemeiirsame Deklaration der KPD tmd der KPF. in 
der die .Annullierung des A'ersailler \ ertrages. die Beseitigung aller Kriegsfolgen und der gemeinsame 
Kampf gegen Imperialismus tmd Kriegsgefahr gefordert wurden. Die Forderungen dieser Deklaration 
waren ferner in gleichlautenden Anträgen enthalten, die die beiden Parteien im Reichstag bzw. der 
französischen Kammer einhrachten und die ebenfalls in den beiden Parteiorganen wiedergegeben 
wurden. Vgl. /VWr. 16.Ö vom 26. 10. 1932.

4 ..Fort mit Versailles! Gemeinsame Proklamation der Kommunisten Deutschlands utid Frankreichs für 
die Null- tmd Nichtigkeitserklärung des Versailler Vertrages". Ä/’.Nr. 19.5 vom 26. 10. 1932.
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79.

31. 10. 1932: Rundschreiben des Sekretariats an die Bezirksleitungen und
Redaktionen

StA Bremen, 4,65-IV 13 k; Polizeiliche Abschrift. Überschrift: „Zentralkomitee-Sekretariat. An 
alle Bezirksleitungen und Redaktionen!“

Werte Genossen!
Das überraschende Auftreten des Genossen Thälmann in einer riesigen Massenver
sammlung in Paris,
Kriegstreiber, für die Zerschlagung des Versailler Systems und die Verteidigung der 
Sowjetunion müssen von der ganzen Partei im Laufe der nächsten 24 Stunden zur 
Entfesselung einer gewaltigen, aufwühlenden Massenkampagne ausgewertet werden, 
in der wir besonders die ideologische Offensive gegen den Faschismus entfalten. 
Auf den letzten zentralen Tagungen mußte Genosse Thälmann wiederholt die 
Vernachlässigung der entscheidenden Dokumente unserer Partei (Freiheitspro
gramm, Deklaration des Februar-Plenums)^ im Kampfe gegen Versailles feststellen. 
Die ganze Partei wird durch das historische Ereignis, das sich heute in Paris 
abspielte, zur sofortigen raschen Überwindung des Tempoverlustes befähigt. Die 
ganze Partei ist imstande, die Kriegs- und Erfüllungspolitik der Sozialdemokratie, 
die chauvinistische Hetze und nationale Demagogie der Nazis unter das stärkste 
Feuer zu nehmen, die Rolle des Zentrums und der Deutschnationalen zu entlarven, 
die Politik der Papen-Regierung zu brandmarken.
Wie die UdSSR das einzige Land war, das sich weigerte, die Versailler Sklaven- und 
Tributpakte mit seiner Unterschrift zu decken und zu rechtfertigen, so war und ist 
die Kommunistische Internationale die einzige proletarische Weltorganisation, die 
den Klassenkrieg gegen imperialistische Kriege, Faschismus und Kriegshetze gegen 
die Sowjetunion führt. In allen kapitalistischen Fändern sind die kommunistischen 
Parteien die einzigen Parteien, die den erhitterten Klassenkampf gegen imperialisti
schen Krieg, für die Beseitigung imperialistischer Kriegsgefahr durch Abschaffung 
des kapitalistischen Systems überhaupt führen.
Bei unserem Freiheitskampf dürfen wir nicht alle gegnerischen Parteien in einen 
Topf werfen, sondern müssen in der Einheitsfrontaktion und im politischen Kampf 
bei unserer ganzen Arbeit, Argumentation und gegnerischen Disknssionen unter
scheiden zwischen den besonderen Formen, Methoden und Argumenten, die 
Sozialdemokratie, Nazis, Zentrum und Deutschnationale bzw. Stahlhelm anwenden, 
um die chauvinistischen Instinkte aufzupeitschen, Kriegsstimmung zu schaffen, 
Aufrüstung zu begründen, pazifistische oder nationale Demagogie in die Massen 
hineinzuhringen, die Sowjetunion zu verleumden und gegen uns zu hetzen.

flammende Kampfesrede gegen die imperialistischenseine

1 Am 31. Oktober sprai li Ernst Thälmann ohne vorherifte .XiikiMidieuitf; auf einer Kundgebung der 
Kommunistischen Partei Frankreichs in Paris. Die KPD feierte diesen überraschenden .Auftritt des 
deutschen Parteiführers in Paris als großen Erfolg der proletarischen inlemationalen Solidarität und 
der gemeinsamen .Aktioti der KPD und iler KPF gegen A'ersailles tmd Imperialismus. A’gl. ff/’Nr. 200 
vom 1. 11. 1932. Zur Rede Thälmanns auch Inprekorr Nr. 92 vom 4. 11. 1932. S. 2941 f.

2 Vgl. Dok. 27. Anm. .3; Dok. 00. Anm. 5.
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Alle Bezirksleitungen werden zweckmäßig sofort eine Reihe von Maßnahmen 
einleiten, zu denen wir folgende Anregungen geben:
1. Das Extrablatt der Roten Fahne^ muß am Dienstag, spätestens Mittwoch in ganz 
Deutschland verbreitet werden. Am Mittwoch Nachmittag darf sich kein Exemplar 
mehr in unseren Büros befinden.
2. Die Verteilung ist so zu organisieren, daß an diesen Tagen sämtliche großen 
Versammlungen der Sozialdemokratie, der Nazis, des Zentrums und der Deutschna
tionalen mit diesem Extrablatt ausreichend belegt werden.
3. Die Parteipresse muß an beiden Tagen, wo die Meldung des Pressedienstes und 
dann der Wortlaut der Rede erscheint,'* sensationell aufgemacht und im größten 
Ausmaße im Straßenhandel, bei der Haus- und Hofagitation und abends in den 
gegnerischen Versammlungen vertrieben werden.
4. Die Betriebs-, Häuserblock-, Stempelstellen- und Dorfpresse muß das Auftreten 
Thälmanns und die von ihm gestellten Fragen in der Einheitsfrontaktion umfassend 
auswerten durch Tatsachenmeldungen, Zitate, Kästen, Hinweise usw.
5. Sämtliche Referenten in sämtlichen Versammlungen sind anzuweisen, die Aktion 
der internationalen Solidarität mit größtem Elan zu behandeln. In allen Resolutionen 
von Betriebs-, Gewerkschafts- und öffentlichen Versammlungen müssen Zustim
mungserklärungen zu dem Auftreten Thälmanns enthalten sein.
6. Sämtliche gegnerischen Versammlungen müssen mit Diskussionsrednern besetzt 
werden, die die Bedeutung der Pariser Internationalen Aktion auseinandersetzen und 
Zustimmnngsresolutionen zur sozialen und nationalen Befreiungspolitik unserer 
Partei und dem Auftreten Thälmanns einbringen.
7. Die ganze gegnerische Presse, die versucht, das Auftreten Thälmanns totzuschwei
gen, seine Ausführungen zu verdrehen, eine chauvinistische Hetze gegen uns zu 
betreiben, muß in der stärksten Weise von unserer Presse und in den öffentlichen 
Versammlungen gestellt, gebrandmarkt und entlarvt werden.
8. Wir erwarten, daß insbesondere die Bezirke Saar. Danzig und Oberschlesien, 
sowie alle anderen Bezirke, die von Ententetruppen besetzt waren, daß alle 
Parteibezirke, in denen vor dem Kriege auf sozialdemokratischen Parteitagen oder 
Gewerkschaftskongressen das Problem des Kamples gegen den imperialistischen 
Krieg, die Massenstreikdebatte nach der russischen Revolution von 1905, die 
Debatten über den Stuttgarter Jugendkongreß 1907'^ usw'. stattfanden, eine beson
dere und eigene bezirkliche Initiative zur Konkretisierung und bezirklichen Vertie
fung der Richtlinien ergreifen, die der Genosse Thälmann in Paris gab, die eine 
Fortfühi-ung der großen Tradition der Kommunistischen Internationale und ihres 
Kampfes gegen Versailles, des Spartakusbundes und seines Kampfes gegen den 
imperialistischen Krieg, der Aktionen der KPD gegen den imperialistischen Krieg

3 Offensichllich gab die Redaktiun der Unten Fahne ein Exliablalt mit der Meldung vom Aultrelen 
Thälmanns in Paris heraus. Dieses E.xtrahlall war nicht zn ermitleln.

4 Die Rede Thälmanns in Paris ist ahgedruekt in RF .Nr. 200 vom 1. 11. 1932. -\m Tage nach seinem 
Auftreten in Paris s|)ruch Thälmann iin Berliner S|jorlpalasl. Die Berliner Rede lindet sich in Rh 
Nr. 201 vom 2. 11. 1932.

.5 Gründungskongreß der Sozialistischen .lugenilinternalionale vom 24.-26. 8. 1907 in Stuttgart.
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und für die Verteidigung der Sowjetunion und eine Ausrichtung des Blickes der 
Massen auf den revolutionären Ausweg aus der Krise bedeuten.
Wir heben zum Schluß noch mal die gewaltige internationale Bedeutung dieser 
Kundgebung hervor, verpflichten die Redaktionen und Agitpropleitungen, die 
Antwort des Führers der Kommunistischen Partei Frankreichs, des Genossen Thorez^ 
in der gleichen Weise auszuwerten.*'
Die letzten Tage vor der Wahl müssen im Zeichen des kämpfenden proletarischen 
Internationalismus stehen. Unsere Aktion muß mit der Verteidigung der UdSSR, der 
15 .fahrfeier der Oktoberrevolution, eng verbunden werden. Unser internationaler 
Kampf muß über den 6. November hinaus gesteigert werden und so zu einem 
gewaltigen Schlag gegen die Faschisten und Kriegstreiber und Feinde der Sowjet
union in Deutschland werden.

Mit kommunistischem Gruß 
ZK — Sekretariat

2. 11. 1932. Nach6 Zur Antwort von Maurice Thorez auf Hie Rede Tliälinanns vgl. Ä/'Nr. 201 vorn
Hern Treffen von Paris am 31. Oktober gab die KPD eine Broschüre heraus, die die wichtigsten 
Dokumente der Pariser Kundgebung enthält. Vgl. E. Thälmann - M. Thorez. Paris - Berlin. Unser 
Kampf gegen den imperialistischen Krieg, für soziale und nationale Befreiung. Berlin 1932.

7 Die KPD feierte jährlich am 7. November den .lahrestag der russischen Oktoberrevolution als V'orbild 
und Ziel ihrer eigenen Politik, ln den Jahren 1928-1932 wurden diese ..Oktoberfeiern“ zunehmend in 
den Dienst der Kampagne ..zur Verteidigung der Sowjetunion" gestellt.

80.

17. 11. 1932: Rundschreiben der Agitpropabteilung des ZK über die
Bezirksparteitage

Records ... T-175, 300, 797598-797604; Polizeiliche Abschrift. Überschrift: „ZK-Agilprop. An 
alle Bezirksleitungen und RedaktionenI“

Betr.; Die ideologische Offensive in der Vorbereitung, Durchführung und Auswer
tung der Bezirksparteitage.
Werte Genossen!
Wir verweisen auf das Sekretariats-Rundschreiben Nr. 23, insbesondere auf den 
Absatz h) (Seite 3)' und fügen noch einige ergänzende Anregungen bei.
1. Die Arbeit auf dem Bezirks-Parteitag
Der große Rahmen der Bezirksparteitage erlegt uns die Veipflichtung auf, alle 
Teilnehmer an den Bezirksparteitagen auf das engste mit der Arbeit der Bezirkspar
teitage selbst zu verbinden, dafür zu sorgen, daß alle Delegierten auf dem 
Bezirksparteitag in direkter Mitarbeit an den Resolutionen, insbesondere an der 
selbstkritischen Beurteilung der vergangenen Arbeit und der Herausarbeitung der 
konkreten Aufgaben für die Zellen erfaßt werden.

1 Vgl. Dok. 77.
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Das Sekretariats-Rundschreiben Nr. 23 sieht neben den allgemeinen Referaten, zu 
denen eine allgemeine Diskussion erfolgt, noch Kommissionssitzungen am Sonn
abend und Sonntag früh für folgende Fragen vor: Betriebsarbeit, Eitverbslosenar- 
beit, Gewerkschaftsarbeit, Frauen, Jugend, SPD, Nazi, Zentrum, Land.
Hinzu kommen noch zwei außerordentlich wichtige Kommissionen zur Überprüfung 
und Verbesserung der Org- und Agitproparbeit.
So wie die Bezirksleitung den Bezirksparteitag in seiner Gesamtheit vorbereitet, den 
Gesamtbericht fertigstellt, die Hauptgesichtspunkte für Referat und Diskussion 
ausarbeitet, so müssen die einzelnen Ressorts bzw. Abteilungen der Bezirksleitung 
gründlich die Kommissionsberatungen über die einzelnen Arbeitsgebiete vorbereiten, 
d. h. für jede Kommission muß ein Sekretär und ein Referent bestimmt werden. Jede 
Kommission muß zu dem entsprechenden Absatz der Resolution die nötigen 
Unterlagen aus der vergangenen Ai'beit vorfinden, Diskussionen in den Kommis
sionssitzungen müssen gut organisiert werden, daß auf jedem Arbeitsgebiet die 
Genossen aus den wichtigsten Brennpunkten der Kommissionsarbeit die entschei
denden Probleme stellen, damit in jeder Kommission eine wirklich gründliche und 
die Partei vorwärtstreibende Arbeit geleistet wird.
In den Kommissionssitzungen ist genau wie bei der Gesamtdiskussion eine 
beschränkte Redezeit einzuführen, damit möglichst alle Mitglieder der Kommission 
während der Beratungen zu Wort kommen bzw. von der Kommissionsleitung direkt 
zur Stellungnahme zu den entscheidenden Problemen veranlaßt werden.
Im Siime unserer Parteierziehung ist es von größter Bedeutung, daß sämtliche 
Delegierte den Parteitag verlassen mit dem Bewußtsein, direkt und unmittelbar an 
der entscheidenden Resolution des Bezirksparteitags mitgearbeitet zu haben und 
damit auch die Verantwortung für die Durchführung der Resolution gemeinsam mit 
der Bezirksleitung übernommen zu haben.
Von besonderer Bedeutung sind natürlich die beiden Kommissionen, die Org- und 
Agitproparbeit behandeln, weil in diesen beiden Kommissionen die Gesamtparteiar
beit, der Arbeitsplan für die nächsten Wintermonate und die allgemeinen bezirkli
chen Aufgabenstellungen für jede Zelle ihren Niederschlag finden.
2. Die Aufgaben der Presse zum Bezirksparteitag
Unsere Presse muß in der ideologischen Vorbereitung der Bezirksparteitage eine 
große Arbeit leisten, die sich keinesfalls in einigen Begrüßungsartikeln am Tage des 
Zusammentritts erschöpfen darf. Wir weisen darauf hin, daß natürlich die direkte 
Popularisierung der Beschlüsse des XII. Plenums, das Veröffentlichen von Zitaten in 
der Frage des revolutionären Auswegs, des Heranführens an den Kampf um die 
politische Macht, des Kampfes gegen die imperialistische Aufrüstung und Kriegsge
fahr, der ökonomische und politische Massenstreik mit Schwierigkeiten verbunden 
ist, weil dadurch eine unmittelbare Verbotsgefahr für jede Tageszeitung gegeben ist. 
Unsere Tagespresse sollte aber lernen, die Probleme des XII. Plenums in der richtigen 
Weise so zu stellen und im besonderen für den Bezirk zu konkretisieren, ohne daß 
direkt öffentlich Hinweise auf das XII. Plenum bzw. Zitate, die ein V^erbot zur Folge 
haben könnten, gebracht werden.^

an die2 Zu (len Beschlüssen (le.s .\ll. Plenums vgl. Dok. T.ü. 3. Xt’ieweil die .Anweisungen
Parteipresse dprt ihren Niederschlag fanden, läßt sich nur teilweise feststellen. Da das Zentralorgan.
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Im Zeichen des revolutionären Aufschwungs wird unsere Parteipresse zweckmäßi
gerweise eine Reihe von Artikeln bringen, die für den Bezirk die Lehren des Kampfes 
und unserer Massenarbeit seit dem letzten Bezirksparteitag ziehen, die die Probleme, 
die auf dem kommenden Bezirksparteitag behandelt werden, in den .Massen unserer 
Anhänger zur Diskussion stellen und den .Massen eine .Anleitung zum Studium und 
zur Durchführung der Beschlüsse des XII. Plenums geben.
Dabei wird es zweckmäßig sein, die Kampftradition eines jeden Bezirks auch aus den 
letzten 14 Jaliren, aus der Kriegs- und V orkriegszeit auszuwerten, die kämpferischen 
Traditionen in den .Arbeitermassen des Bezirks zu stärken, Lehren aus verschiedenen 
Kämpfen der Vergangenheit zu ziehen. Der Sinn der Pressekampagne ist eine 
.Mobilisierung der Partei und unserer Wählerniassen für das .\I1. Plenum und die 
Beschlüsse des Bezirksparteitages.
3. Anschauliche Statistiken für alle Parteitags-Delegierten
Die Bezirks-Sekretariate sind zur [Her]Stellung eines gedrängten Berichts an den 
Bezirksparteitag veipfhchtet. Die ziffermäßigen Unterlagen müssen also schnellstens 
zusammengestellt werden. Es wird zweckmäßig sein, sofort durch die Agitpropabtei
lung Zeichnergruppen zusammenzustellen, die die Statistiken auf größeren Tafeln 
veranschaulichen.
Wir müssen hier aber einen Schritt weiter gehen als in der Vergangenheit. Nicht nur 
die Unterbezirke bzw. Ortsgruppen gegeneinander im Wettbewerb ausspielen, 
sondern aus den Statistiken über die soziale Zusammensetzung unserer Partei, 
unseren Einfluß in den Betrieben, in den Gewerkschaften, unter den Frauen, unter 
der Jugend, unter den Landarbeitern und armen Bauern entscheidende Konsequen
zen ziehen. Im Zeichen der ideologischen Offensive glauben wir. daß es möglich ist, 
zu jeder Statistik in der ganzen Breite der Zeichnung auch einen entscheidenden Satz 
aus den Thesen des XII. Plenums, der Resolution der Parteikonferenz oder dem 
Referat des Genossen Thälmann herauszufinden,]' der allen Betrachtern der Statistik 
die politischen Konsequenzen dieser Statistik und die Forderung der Komintern und 
des ZK anschaulich vor Augen führt.
Im übrigen ist es vor allem Sache der Referenten in den verschiedenen Kommissions
sitzungen, die Statistiken für die einzelnen Arbeitsgebiete gründlich politisch 
auszuwerten, die Bedeutung der Kurven aufzuzeigen, so daß die Teilnehmer an den 
Kommissionsberatungen mit einem lebendigen, eindrucksvollen Bild des Standes 
unserer Parteiarbeit und der unbedingten Überzeugung von der notwendigen 
Verbesserung dieser Arbeit den Bezirksparteitag verlassen.

Die Rute Fahne, narli dem 20. .luli 10.52 nahezu perinaiiem verlxUen war. konnic .sie nur in den Nr. 
207 und 208 i l8. hzw. 10. Noveinher 10.'52i Stelluufi nehmen, daher mußten die Bezirks- und 
Orlszeitungeii die .\ufiial)e der Pi)(mlarisierunf: der Thesen des XII. EKKI-Plenums und der 
Vorbereiumg der Bezirks-Parteitage übernehmen. Die Freiheit ging in iliren Nummern 249—264 
zwischen 15. November und 3. Dezember 1932 in zahlreichen .Artikeln auf die A’orbereitung und 
Durchfülirtmg des eigenen Bezirks-Parteitages sowie des Bezirks-Parteitages Berlin-Brandenburg ein. 
Das gleiche gilt für die Bergische .Arbeiterstimme und die .Arbeiter Zeitung (Mannheim 1.

15.-18. Oktober 1932 in Berlin3 Zu den Beschlüssen der 3. Reichsparteikonferenz der KPD. die vom
tagte, und zum Referat Thälmanns vgl. Dok. 75. .Amn. 6. und Dok. 77. .Anm. 2. Ein Teil der 
Beschlüsse befindet sich auch in: Mitteilungen der KPD. Oktober 1932. Records T-175. 312, 
2812007 ff. Die Rede Thälmanns wurde auch verüffetiilicht iti /?/'Nr. 205’ vom 18. 11. 1932.
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4. Agitpropausgestaltung des Bezirksparteitages:
In der Anlage fügen wir eine Reihe Zitate über den revolutionären Ausweg, die 
Hauptaufgabe der Kommunisten, die Bedeutung des Massenstreiks, die Notwendig
keit der innergewerkschaftlichen Arbeit, die Einheitsfronttaktik, die Verteidigung 
der Sowjetunion, die sich zum Anbringen auf Transparenten für die Bezirks- und 
Unterbezirksparteitage eignen. Diese von uns herausgesuchten allgemeinen Zitate 
aus den EKKI- und ZK-Beschlüssen und dem Referat des Genossen Thälmann 
können jedoch nicht die eigene Arbeit der Bezirksagitpropabteilung ersetzen, die von 
uns verpflichtet wird, entsprechend den bezirklichen Notwendigkeiten und der 
konkreten Aufgabenstellung im Bezirk noch konkrete Zitate herauszusuchen, und so 
auch äußerlich dem Bezirksparteitag den Charakter der ideologischen Offensive für 
die Durchführung der EKKI-Beschlüsse zu verleihen.
Weiter regen wir noch an, daß alle Bezirksagitpropabteilungen sofort eine Reihe 
allgemeiner Losungen aufstellen und vielleicht mit unseren Buchdruckerparteigenos
sen eine freiwillige Stoßbrigadenarbeit zur Herstellung einiger hundert Plakate mit 
diesen Losungen vereinbaren. Diese Plakate mit allgemeinen Losungen bzw. Zitaten 
vom XII. Plenum können dann an alle Zellen weitergeleitet werden, damit wir 
endlich von der russischen Partei lernen, wie nach so bedeutungsvollen Kongressen 
in jeder Zellensitzung Transparente mit Hinweisen auf die Notwendigkeit des 
Studiums der Beschlüsse und mit Zitaten aus diesen Beschlüssen selbst vorhanden 
sind. U'ir überlassen hier der Initiative der Bezirke den größten Spielraum und geben 
unsererseits nur einige Hinweise für die Form der allgemeinen Mobilisierungsappelle 
in Transparentform an die Parteimitgliedschaft und die Massen der mit uns 
sympathisierenden Werktätigen:
„Das XII. Plenum zeigt der Arbeiterklasse Weg und Ziel des Freiheitskampfes. — 
Jeder studiere die Beschlüsse des XIl. Plenums.“
„Allen Kommunisten sind die Beschlüsse des XIL Plenums ein sicherer Wegweiser 
für den Freiheitskampf.“
„Wer unklar ist macht Fehler — das XIL Plenum bringt Klarheit über alle 
brennenden politischen Fragen — studiert seine Beschlüsse!“
„Wenn die .Arbeiterklasse die Beschlüsse des XIL Plenums der Kommunistischen 
Internationale studiert, wird sie größere Erfolge in ihrem Kampf gegen Hunger, 
Faschismus und Krieg erringen.“
Wir beschränken uns aus Raumgidinden auf diese Anregungen und weisen zum 
Schluß noch darauf hin, daß alle Bezirke den Versuch unternehmen sollen, nach dem 
Vorbild des Bezirks Niederrhein auch auf großen öffentlichen Massenkundgebungen 
Zitate aus den Plenums- und ZK-Beschlüssen auf großen Wandtafeln und Ausstel
lungstafeln zu popularisieren und mit den bezirklichen Streikbewegungen, dem 
Auftreten des Genossen Thälmann in Paris,^ der 7. November-Feier'^ usw. zu 
verbinden.

4 Zur illegalen Teilnahme Thälmanns an einer Knmigehiing der KPF am 31. Oktober 1932 in Paris vgl. 
Dok. 79. Anm. 1.

5 Zum .lahrestag der Oktoberrevolution in Ruliland fanden auf Initiative der KPD überall sog. 
Revolutionsfeiern statt. Vgl. dazu das Rundschreiben zur ..Oktober-Kampagne“ 1931. Dok. 54.
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5. „Irn Kampf gegen die faschistische Diktatur".
Die Rede des Genossen Thälmann auf der Parteikonferenz ist, wie bekannt, mit dem 
obigen Titel als Broschüre erschienen. Die Bezirke haben jetzt die große Verpflich
tung, diese Broschüre an jeden einzelnen Parteigenossen, an die Mitglieder der 
Massenorganisationen und die sympathisierenden Arbeiter nicht nur heranzubrin
gen. sondern für das Studium dieser Broschüre das Interesse zu wecken, in allen 
Versammlungen und Parteizusammenkünften auf die Notwendigkeit der Anschaf
fung dieser Broschüre hinzuweisen.
Wir erinnern alle Bezirksleitungen mit dem größten Nachdruck daran, daß unsere 
ideologische Offensive in der Vergangenheit hauptsächlich mit den Referaten und 
Artikeln des Genossen Thälmann in der Internationale^ gefühlt worden ist und daß 
wir angesichts unseres Wahlsieges die Möglichkeit einer Steigerung dieser ideologi
schen Offensive, des Eindringens in neue Arbeiterschichten haben, daß darüber 
hinaus große Teile der Angestellten und Beamten, der Intellektuellen und des 
Mittelstandes Klarheit über Weg und Ziel der KPD haben wollen und daß gerade 
hierzu die Thälmann-Broschüre außerordentlich geeignet ist zur Erfüllung dieses 
Dranges nach .Aufklärung in den Massen. In unserer ideologischen Offensive spielt 
der Eiteraturvertrieb eine entsprechende Rolle, aber das ist keine Geschäftsangele
genheit des Eitvertriebsapparates. sondern die ganze Partei hat die Verantwortung 
für die erfolgreiche Durchführung der ideologischen Offensive mit Hilfe unserer 
billigen Massenliteratur.
6. Schlußbemerkimgen
Diese unsere Anregtmgen gelten für die V^orbereitung der Bezirks-Parteitage. Sie 
müssen auf den Kommissionssitzungen während der Parteitage bezirklich konkreti
siert und ausgebaut werden, damit vom Bezirks-Parteitag ab unsere Partei eine 
wirklich umfassend große, entschlossene ideologische und politische Offensive 
entfaltet, damit durch die Bezirks-Parteitage und ihre Auswertung das theoretische 
Niveau unserer Partei und der ganzen Arbeiterklasse gehoben wird, damit wir unsere 
Kader festigen und die Partei instandsetzen, härteren Stürmen des Klassenkampfes, 
schärferen Verfolgungen, einer großen Eügenhetze und Verleumdungskampagne, 
die die Nazis gegen uns bereits angekündigt haben, den verschiedenen Manövern, die 
die Sozialdemokratie gegen uns durchführen wird, und den Verbotsdrohungen der 
/’a/jcn-Regierung den stärksten Widerstand zu leisten und die Beschlüsse des 
XII. Plenums in die Tat umzusetzen.

.Mit kommunistischem Gruß 
ZK — .Agitprop

6 Gemeint sind Thälmanns .\rtikel im tlieoretisrhen Organ Internationale: Einige Fehler in unserer 
theoretisehen und praktischen .Arbeit und der ^’eg zu ihrer L her« indung. H. Jg. Heft 11/12. 
November-Dezember 19.11. S. 481 ff. Zu unserer Strategie und Taktik im Kampf gegen den 
Faschismus. Jg. Heft 6. Juni 1932. S. 261 ff.; Die 
15. Jg, Heft 7/8. August 1932. S. 309 ff.

Etappe der Bolseiiew isierung der KPDneue
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Anlage

Losungen aus den Thesen des XII. EKKI-Plenums und der 3. Reichsparteikonferenz 
Zur Lage:

„Das Ende der relativen Stabilisierung des Kapitalismus ist eingetreten.“ 
„Gegenwärtig vollzieht sich der Übergang zu einem neuen Turnus der Revolutionen 
und Kriege.“
„In allen kapitalistischen Ländern wachsen die Kräfte der proletarischen Weltrevo
lution.“
„Die Regierung Papen-Schleicher — eine der Eormen der faschistischen Diktatur!“ 
(Thesen zum Referat Kuusinen)
Gegen die Kriegsgefahr:
„Deutschland — eines der wichtigsten Zentren der schärfsten und gespanntesten 
internationalen, imperialistischen Konflikte.“
„Zäher Kampf gegen die gefährliche Ideologie des Ghauvinismus, Kampf für den 
Internationalismus. “
(Thesen zum Referat Kuusinen)
Kampf den Kriegsvorbereitungen der Imperialisten gegen die Sowjetunion! 
Eroberung der wichtigsten Betriebe der Rüstungsindustrie — das ist die wichtigste 
Aufgabe im Kampfe gegen den imperialistischen Krieg.
Verhindert Truppentransporte gegen die chinesische Revolution!
„Entfaltung eines systematischen ideologischen Kampfes gegen Chauvinismus und 
Nationalismus, Propagierung eines wirklichen proletarischen Internationalismus!“ 
„Der Sturz des Kapitalismus ist die einzige zuverlässige Garantie gegen neue 
imperialistische Kriege und gegen Interventionen.“
(Resolution zum Referat Okano)
..Die KPD kämpft gegen die militaristische Aufrüstungs- und imperialistische 
Kriegspolitik der /*a/)e/i-Regierung, für die Verwendung der Reichswelu--Milliarden 
zugunsten der Kriegsopfer und Erwerbslosen.“
(Resolution der 3. Parteikonferenz).
Die Hauptaufgaben:
,,Grundaufgabe: Die Vorbereitung der Arbeiterklasse und der ausgebeuteten Massen 
im Prozesse des wirtschaftlichen und politischen Kampfes auf die bevorstehenden 
Kämpfe um die Macht.“
..Gegenwärtig ist die allgemeine .Aufgabe der Komintern und ihrer Sektionen, in allen 
kapitalistischen Ländern der konkrete Kampf:
1. gegen die Kapitaloffensive
2. gegen Faschismus und Reaktion
3. gegen den heranrückenden imperialistischen Krieg und die Intervention gegen die 
Sowjetunion.“
(Resolution zum Referat Kuusinen)
„Es ist die Hauptaufgabe der Partei, durch die Erfahrungen der Tageskämpfe die 
Massen der organisierten und unorganisierten Arbeiter für den politischen General-
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Streik gegen die faschistische Diktatur vorzubereiteii. zu schulen und zu mobili
sieren."'
(Resolution der Parteikonferenz)
Das Kettenglied:
..Das Kettenglied ist der Kampf um die wirtschaftlichen und politischen Tagesinter
essen der breiten .Massen, gegen das wachsende Elend, gegen Rechtlosigkeit. Gewalt 
und Terror."
Streiks, Erwerbslosenbewegung. Kampf in den Gewerkschaften:
„Steigert selbständige Leitung der Wirtschaftskämpfe auf der Basis der Einheits
fronttaktik von unten."
,.Nur durch die Diktatur des Proletariats kann die Erwerbslosigkeit beseitigt 
werden!"
..Kämpft um die Einheitsfront der Erwerbslosen und der betriebstätigen ,\rbeiter!“ 
„Kampf um jeden wählbaren Posten in der Gewerkschaft!'"
..Elauptbedingung für die Entfaltung der ^ irtschaftskämpfe und der selbständigen 
Leitung dieser Kämpfe in der gegebenen Etappe ist die richtige Politik in der 
.4nwendung der Einheitsfronttaktik von unten."
..Die Kommunistischen Parteien tragen die Verantwortung für die Organisierung des 
Wirtschaftskampfes des Proletariats gegen die Kapitaloffensive."
(Thesen zum Referat Thälmann)
Faschismus und Sozialläscbismus:
..Der F'aschismus sowie der Sozialfaschismus treten für die Aufrechterhaltung und 
Festigung des Kapitalismus ein."
„Nur wenn der Elauptschlag gegen die Sozialdemokratie, diese soziale Hauptstütze 
der Bourgeoisie, gerichtet wird, kann man den Hauptklassenfeind des Proletariats — 
die Bourgeoisie — mit Erfolg schlagen und zerschlagen."
(Thesen zum Referat Kuusinen)
„Die SPD hat in Deutschland den Faschismus an die Macht gebracht."
..Die Kommunisten und revolutionären .4rbeiter müssen die proletarischen und 
werktätigen .4nhänger des Nationalsozialismus zu gemeinsamen .4ktionen gegen 
Lohn-, Lfnterstützungsabbau und F’ayoen-Diktatur gewinnen.“
(Resolution der 3. Parteikonferenz)
Bolschewisierung der Partei:
..Die richtige bolschewistische Massenpolitik verwirklicht sich im unversöhnlichen 
Kampf gegen den Rechtsopportunismus als die Hauptgefahr und gegen die .linke" 
Abweichung von der Linie der Komintern.""
,,Höher die innerparteiliche Demokratie, höher die bolschewistische Selbstkritik!“ 
„Unversöhnlicher Kampf gegen alle Entstellungen des .Mar.xismus-Leninismus!" 
(Thesen zum Referat Kuusinen )
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81.

5. 12. 1932: Direktiven der Orgabteilung des ZK über organisatorische
Maßnahmen

BA R 58. Bd. 1126, S. 120-140 und StA Bremen. 4.65-II A 12b. Bd. 9: Polizeiliche Abschrift, I AN 
2161/20.12. Überschrift: „Zenlralkoniilee der KPD, Org.-Abllg.-Direktiven zur Durchführung 
einer Reihe von organisatorischen Alafcinahnien des Parleiaulbaues."

Vorbemerkung für BL und Instrukteure:
Die einzelnen Probleme des Paiteiaufbaues müssen an Lland konkreter Beispiele aus 
dem Bezirk auf der Basis der Beschlüsse des XII. Plenums, der Parteikonferenz und 
des Referats des Genossen Thälmann^ in Beratungen, Funktionürsitzungen, im 
Bezirksmitteilungsblatt, in der Parteipresse etc., behandelt werden. Entscheidende 
Gesichtspunkte sind dabei:
„Auf organisatorischem Gebiet sind die wichtigsten Aufgaben der Sektionen der KI 
folgende:
a) eine sorgfältige konspirative Deckung der kommunistischen Zellen in den 
Betrieben, in V erbindung mit einer hingebungsvollen und kühnen Massenarbeit . . .;
b) entschlossener Kampf gegen die Provokation in allen ihren Erscheinungsformen;
c) rechtzeitige Ergreifung von Maßnahmen, die notwendigenfalls den Übergang der 
Parteien in die Illegalität sichern."
(Beschlüsse des XII. Plenums)
Auf keinen Fall sollen die nachfolgenden Direktiven mechanisch nachgedruckt 
werden.
I. Über die unteren Einheiten der Partei.
1. Die Betriebszelle.
a) Die Betriebszelle als wichtige grundlegende Organisationseinheit der Partei hat 
unter den schwierigen Bedingungen, unter denen die Partei in der gegenwärtigen 
Periode zu arbeiten gezwungen ist, eine noch weit höhere Bedeutung für die 
Organisierung, Auslösung und Führung der Kämpfe und Aktionen der Arbeiterklasse 
als bisher.
Genosse Thälmann stellte in seinem Referat bei der Zusammenfassung der wichtig
sten, dringlichsten, unaufschiebbaren Aufgaben der Partei an die Spitze: 
„Konzentration unserer Arbeit auf die Betriebe, Verbesserung und Konkretisierung 
unserer Betriebsarbeit. Die Betriebszellen müssen tatsächlich zu den wichtigsten 
Organen gemacht werden, die die Hauptträger aller Kampagnen der Partei sind. Die 
Betriebszelle muß in den Mittelpunkt unserer Parteiarbeit und unseres Parteilebens 
treten. Im Betrieb gilt es die Anwendung der Einheitsfronttaktik von unten zur 
wirklichen Sammlung der Belegschaft, zu einheitlichen Kamplbandlungen zu 
konkretisieren. Wir müssen die Belegschaft zum gemeinsamen Flandeln erziehen und 
durch eine systematische .4nwendung der Einheitsfronttaktik im Betrieb, von der

1 V’pl. Ernst Thälmann. Im Kampf gegen die faschistisrlie Diktatur. Rede und ScldiiEwort des Gen. E. 
Thälmann auf der Parteik(inferenz der KPD. Die politis{ hp Resolution der Parteikonferenz. Oktober 
1932. Hrsg, von der KPD. Berlin o. .1. S. 281. \'gl. aui h Dok. 80. .Anin. 2 und 3.
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Beschlußfassung über Protestresolutionen bis zum Streik die kämpfende Einheits
front schmieden. Der politische Inhalt unserer Betriebsarbeit muß in den Dienst der 
konkreten Kampfmobilisierung treten. Nicht mechanische Streikparolen, sondern 
konkrete Ausnützung des in jedem Betrieb vorhandenen Konfliktstoffs für die 
Mobilisierung der Arbeiter, Schaffung des revolutionären Vertrauensleutekörpers im 
Betrieb und Einführung der Methode der Parteilosen-Beratungen. um die Schlagfer
tigkeit der Zelle im Betrieb zu sichern. Enge Verbindung der Ai'beit der Betriebszei
len mit allen übrigen Zweigen der revolutionären Arbeit. Das sind die wichtigsten 
Gesichtspunkte für die notwendige entschlossene Hebung unserer Betriebsarbeit.“ 
Je breiter, fester und tiefer die Partei in den Betrieben verankert ist, um so größer 
wird ihre Schlagkraft und um so schwerer ist es dem Gegner, ihre Arbeit zu hemmen, 
zu schwächen oder gar lahm zu legen. Deshalb ist die wichtigste Aufgabe der Partei, 
sich so fest wie möglich in den Betrieben zu verankern, ihren Einfluß und ihre 
organisatorische Basis fortgesetzt zu stärken und solche Arbeitsmethoden für die 
Zeilen zu finden, die es ihr ermöglichen, ,,. . . gestützt auf den Kampf für die 
Tagesinteressen der Massen . . .“ die Positionen der Arbeiterklasse zu behaupten und 
zu befestigen und sie selbst an immer höhere Formen des Kampfes heranzuführen, 
b) Daraus ergibt sich, daß jeder Kommunist, der im Betrieb arbeitet, endlich 
festgestellt und der Betriebszelle zugeführt wird. Die Leitungen der Straßenzellen 
und Ortsgruppen, die Instrukteure müssen die Durchführung dieser Überführung 
aller betriebstätigen Genossen in die Betriebszelle als eine ihrer wichtigsten Pflichten 
betrachten. BL und ÜBE müssen die Durchführung dieser Aufgabe besonders 
kontrollieren.
Ferner muß die Werbearbeit wirklich mit ihrem ganzen Schwergewicht auf die 
Gewinnung der noch im Betrieb tätigen Arbeiter und vor allem gewerkschaftlich 
organisierter Arbeiter verlegt werden. (Siehe Beschluß der Reichskonferenz zur 

von Betriebsarbeitern und besondere DurchführungsbestimmungenWerbung 
dazu.)"
c) Die Struktur der Betriebszellen muß so sein, daß sie wirklich alle Fragen des 
Arbeiterlebens erfassen, entsprechende Forderungen, Losungen, jederzeit ausarbei
ten und diese durch einen breiten Gürtel von Sympathisierenden (Oppositions- und 
Parteilosen-Beratungen) und durch Entwicklung der Organe der Einheitsfront im 
Betrieb (Delegiertensystem etc.) an die gesamte Belegschaft heranbringen können. 
Deshalb muß in jeder Betriebszelle zum .Aufbau von Abteilungszellen übergegangen 
werden. Dies muß in der Weise geschehen, daß mit Hilfe der vorhandenen Kräfte 
und durch planmäßige Werbung neuer .Mitglieder Abteilung für Abteilung das 
Fundament der Zelle erweitert wird.

2 Die ..Resolution der Parteikonferenz zur erlnin« in den Betrieben und unter den Gewerksehaltsinit- 
ftliedern" stellte ein ..Zuriiekhieiben unserer Erl'oloe hinter den objektiv ftünstifien Mögliehkeiten 
dureb unsere seliwaclie \ erankerung in den Betrieben, besonders in den Großbetrieben" fest. ..Die 
Reichsparteikonferenz macht es daher allen Parteiorganen zur elementaren Pflicht, eine dauernde und 
breite ■'Werbearbeit in den Betrieben und unter den Gewerkschaftsmitgliedern für die Partei 
durchzuführen, um dtirch eine unatifliürliche X ergrößeritng des .Wnteils der Betriebsarbeiter an der 
Gesamtmitgliedschaft der Partei die Schlagkraft und das Fundament der Partei zu stärken". Vgl. den 
Wortlaut der Resolution in Mitteilungen der KPD Oktober 1032 und Anm. 1. Die Durchführungsbe
stimmungen des ZK liegen nicht vor.
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Wo 3-5 Genossen in einer Abteilung sind, muß eine Abteilungszelle als Untergliede- 
g der Gesamtzelle geschaffen werden. In den regelmäßig tagenden Sitzungen der 

Abteilungszellen müssen die konkreten Fragen der Abteilung im Zusammenhang mit 
den politischen Fragen behandelt werden. Um gleichzeitig die Gefahr der Zersplitte
rung der Kräfte der Zelle, eine Einengung des inneren Lebens zu vermeiden, ist von 
Fall zu Fall die Durchführung von Gesamtzellenmitgliederversammlungen not
wendig.
Da durch den Terror der Unternehmer im Betrieb unsere Betriebszellen in ihrem 
Bestand fortgesetzt gefährdet sind, die Welle der polizeilichen Verfolgung ansteigt, 
dürfen zahlenmäßig starke Zellen in den Großhetrieben Gesamtzellenversammlun
gen nur bei Anwendung besonderer Sicherungsmaßnahmen und nur in p'ößeren 
Zeitabständen dunTführen, evtl, ist an die Stelle von Gesamtzellen-Mitgliedei-ver- 
sammlungen die Zusammenfassung mehrerer Mtteilungszellen zu Block-, Etagen- 
VersammluIlgen zu setzen. In der Regel soll die Information der Mitglieder durch die 
Abteilungszellenleiter erfolgen.
An der Spitze jeder Abteilungszelle steht ein Abteilungszellenleiter, der mit der 
Zellenleitung jederzeit im engsten Kontakt stehend, von dieser fortgesetzt seine 
Direktiven erhält.
d) Die von der Zellenmitgliederversammlung gewählte Leitung der Betriebszelle 
besteht aus 3 Genossen. Und zwai-; dem Polleiter, dessen Stellvertreter (dem 
Orgleiter). dem Agitpropleiter, unter denen eine feste Arbeitseinteilung bestehen 
muß. Sie muß zu regelmäßigen Sitzungen zusannnentreten und die Zellenversamm
lung vorbereiten. Sie führt kollektiv die gesamte Arbeit der Zelle im Betrieb mit Hdfe 
der Parteifunktionäre, die besondere Gebiete bearbeiten, durch.

Zum Funktionärkörper der Betriebszelle gehören: die Mitglieder der Zellenleitung, 
die Abteilungszellenleiter, der Kassierer, die Leiter der einzelnen Fraktionsgruppen, 
der Betriebszeitungs-Redakteur, der Litobmann. der politische Zeitungsobmann, der 
Land-. Lrauen- und Jugendobmann usw.
e) Jedes Parteimitglied muß bestimmte Aufträge zur Erledigung erhalten, deren 
Durchführung von der Zellenleitung kontrolliert werden muß. Das ist die Vorausset
zung zur organisierten Entfaltung der eigenen Initiative sowohl jedes Parteimitglieds, 
wie der Gesamtzelle.
Außerdem schafft sich die Zelle einen möglichst breiten Kreis von Sympathisieren
den. Dazu gehören besonders die Betriebsdelegierten, die zu den betrieblichen 
Delegiertenkonferenzen gewählt wurden. Gestützt auf solche Delegierte und durch 
Ergänzung aus den Abteilungen und bei einzelnen Bewegungen und Aktionen, ist das 
Svstem der revolutionären Vertrauensleute aufzubauen.

run

L^nter Eührung eines oder mehrerer Zelleinnitglieder werden die Sympathisierenden 
bei bestimmten Anlässen unter den verschiedensten Formen (als Ausschüsse, 
Komitees usw.) offen politisch auftreten, um unsere Agitation und Propaganda zu

dem Gegner direkte Maßnahmen gegen dieverbreitern und gleichzeitig, um 
Betriebszelle zu erschweren.

f) Die Betriebszelle leitet die gesamte Arbeit der Partei im Betrieb. Es gibt im Betrieb 
z. B. keine allgemeine Gewerkschaftsfraktion, sondern für die einzelnen Verbände

der Betriebszelle direkt geleitet werdenBetriebsfraktionsgruppen, deren Arbeit von
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muß. Die Betriebsfraktionsfiruppen bestellen aus allen Kommunisten, die in den 
einzelnen im Betrieb vorhandenen Organisationen organisiert sind. (RGO, Roter 
Verband, DMV, oder andere reformistische oder christliche Organisationen.) Die 
Kommunisten in jeden im Betrieb bestehenden Massenorganisationen (revolutionäre: 
RI ID, IAH usw. — reformistisclie-christliche usw.) werden ebenfalls in Fraktions
gruppen zusammengefaßt. .4n der Spitze der Betriebsfraktionsgruppe steht ein 
Fraktionsgruppenleiter, der seine Direktiven von der Gesamtzelle bzw. von der 
Zellenleitung erhält.

g) Die Zellenleitung erhält ihre Direktiven 
bzw. Anweisungen für die Fraktionsarbeit 
Anweisungen der örtlichen Fraktionsleitungen 
pen sind tmr zulässig über die Zelle bzw. Zellenleitung.

2. Die Anleitung und Unterstützung der Betriebszellen durch die übergeordnete 
Leitung.
a) Die Betriebszeilen müssen durch Instrukteure und Stoßbrigaden der übergeordne
ten Leitungen und durch diese selbst die größtmöglichste Hilfe erhalten. Jetzt steht 
im Vordergrund der Orgarbeit der Betriebszeilen:
erstens die Herausarbeitung neuer Methoden ihrer Arbeit auf der Linie der 
Verbindung der legalen und anderen Methoden der Arbeit;
zweitens V erankerung des Einflusses der Zelle im Betrieb durch Entwicklung der 
Organe der Einheitsfront der Belegschaft und durch Bildung der Betriebsgruppen der 
verschiedenen Massenorganisationen;
und drittens Organisierung der engsten V'erbindung mit den um den Betrieb 
hegenden Straßenzellen und Ei-werbslosenausschüssen.

von seiten jeder Parteileitung durch die Zusammenfassung einer 
Betriebszelle (bzw. nebeneinander bestehenden Betriebszeilen) mit einigen Straßen
zellen und — falls im Betriebsbereich eine Stempelsteile hegt, auch mit dieser — zu 
einem Instrukteurgebiet, von einem oder mehreren Instrukteuren unterstützt, die 
Hauptkraft der ,\ibeit auf den Betrieb bzw. die Betriebe konzentriert und auch 
gleichzeitig die Fragen im Wohngebiet vom Standpunkt des Betriebes gestellt und 
gelöst werden. Auf diesem Wege wird es möglich sein, die .Aufgabe: Bearbeitung eines 
jeden Betriebes, zu lösen.

c) Die Zusammenfassung mehrerer Betriebs- und Straßenzellen zu Instrukteurgebie
ten hebt die Selbständigkeit der Zellen nicht auf. Alle Zellen regeln ihre Arbeit nach 
wie vor als grundlegende Organisationseinheit auf der Grundlage der Parteibe
schlüsse vollkommen selbständig. Das Instrukteurgebiet ist lediglich Hilfsorgan zum 
gemeinsamen Einsatz größerer Kräfte für gewisse Aufgaben, die eine Zelle nicht oder 
nur sehr schwer lösen kann unter .Anleitung eines Instrukteurs, der in erster Einie 
Helfer und Berater ist.

d) Der Betriebsinstrukteur muß möglichst dauernd denselben Betrieb bearbeiten; der 
jetzige Zustand z. B., daß ein Polsekretär in seiner Zelle als ..Instrukteur" gilt, ist 
durch seine ständige, dauernde .Arbeit von speziellen Instrukteuren für die einzelnen 
entscheidenden Betriebszeilen zu ändern (siehe Richtlinien über Betriebsarbeit, 
beschlossen vom 8. Zentralrat der RGI und Beschluß des Präsidiums des EKKI über

\()n der übergeordneten Parteileitung 
von den örtlichen Fraktionsleitungen, 

an die betrieblichen Fraktionsgrup-

b) Deshalb soll
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die Arbeit der Gewerkschaftsfraktionell, beide itn Sonderheft des Parteiarbeiter 
„Revolutionäre Gewerkschaftsarbeit ini Betrieb und Verband”).'^
3. Die Straßenzelle
a) Die Aufgabe der Straßenzelle besteht in der Durchführung der gesamten 
Parteiarbeit im Bereiche des Wohngebietes. Ihre Aufgabe ist im besonderen: die 
Unterstützung der Betriebszeilen von außen, die Erfassung und Mobilisierung der 
Erwerbslosen in ihrem Gebiet für ihre speziellen Eorderungen in Verbindung mit der 
Betriebsarbeiterschaft, spezielle Bearbeitung sozialdemokratisch und gewerkschaft
lich Organisierter im Wohngebiet in Verbindung mit Betriebszeilen und Gewerk
schaftsfraktionen, die Mobilisierung der Erauen, der werktätigen Jugend, der Mieter 
für spezielle Mieterforderungen zur erhinderung von Exmissionen usw. sowie für 
die speziellen Eorderungen. die von der Partei füi- jede besondere Schicht des 
Proletariats im betreffenden Wohngebiet zur Vertretung und zum Kampf um ihre 
unmittelbaren Interessen aufgestellt werden. Sie organisieren und unterstützen die 
Eraktionsarbeit in den (kwerkschaften und anderen Massenorganisationen unter 
Anleitung der übergeordneten Eeitung. arbeiten in den Schulen, bearbeiten die 
lokalen Organisationen der SPD. des Reichsbanners, des Zentrums, der Nazis. Sie 
organisieren die Arbeit unter den Rentnern. Mittelschichten usw. nach den jeweiligen 
Anweisungen und Beschlüssen der Partei.
b) Innerorganisatorisch müssen die Straßenzellen so reorganisiert werden, daß sie 
auch im Palle der größten äußeren St:hwierigkeiten imstande sind, ihre Aufgaben 
restlos zu erfüllen. Das ist nur möglich, wenn die Beschlüsse der Parteiinstanzen 
rasch an jedes Mitglied herangebracht werden können und diese wiederum imstande 
sind, sie möglichst rasch an die breiten Massen der Arbeiter und der werktätigen 
Bevölkerung zu bringen.
Deshalb ist die zahlenmäßige Verkleinerung der Straßenzellen auf höchstens 
20-25 Mitglieder unerläßlich. Nur solche Einheiten können rasch zu Stubenver
sammlungen geholt werden, politisch instruiert und mit bestimmten konkreten 
Aufgaben betraut werden.
Dabei soll keineswegs schematisch vorgegangen werden, sondern die Lage im 
Wohngebiet berücksichtigt werden. Die Verkleinerung der Straßenzellen ist nur mit 
Erfolg möglich, wenn es gelingt, gleichzeitig den Eunktionärkader wesentlich zu 
vergi'ößern. was besondere Anstrengungen für die Schulung und Instruktion vor 
allem der neuen Kader durch die höheren Parteileitungen (UBL, BL) erfordert.
c) An der Spitze der Straßenzellen steht die Zellenleitung. Sie umlaßt 3 Genossen 
und zwar: den Polleiter, den Stellvertreter (Orgleiter) und den Agitpropleiter oder 
einen anderen wichtigen Eunktionär. Der Kassierer wird von Lall zu Pall zu den 
Zellenleitungssitzungen herangezogen. Die Leitungsmitglieder müssen für die wich
tigsten Arbeitsgebiete eine Arbeitsteilnng'* untereinander durchführen.

.3 Dieses Sonderheit iles I'iiiiklionärsureans Der Parteiarbeiter war ni(’ht zu ermitteln. \ gl. jedoch 
8. Zentralratssitztnig der RCil vom 
Franz Dahlem. Die Resolution des Rräsidmms des LKKI üher die .\rbeit der Gewerkschaltsfraktionen 

12. .luli 19.32 ist ahgedruckt hei Degras Bd. 3. S. 20311'.

4 ln der Vorlage: Arbeitsstellung.

zur
Dezemher 1931 den Bericht in RF Nr. 23b vom 23. 12. 1931 von

vom
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d) Es muß ferner mit allen Kräften danach gestrebt werden, so rasch wie möglich im 
Rahmen der Straßenzellen die Fünfer-Kassierer-Gruppen zu schaffen. Dahei muß 
wiederum jeder Schematismus vermieden werden. Wohnen in einem Hause 4 oder 
8 Parteimitglieder, wird man sie zweckmäßigerweise statt zu einer h ünfer-Kassierer- 
gruppe zu einer Häuser-Kassierergruppe zusammenfassen. An der Spitze steht der 
Gruppenleiter. Diese Unterteilung der Straßenzelle ermöglicht es der Zellenleitung 
auch dann, wenn eine Zusammennahme der ganzen Straßenzelle nicht möglich oder 
zweckmäßig ist, durch Informationen an die Gruppenleiter, die wiederum ihre 
5—8 Mitglieder leicht instruieren können, die Beschlüsse der Partei rasch an jedes 
einzelne Mitglied heranzubringen.
e) Unter erschwerten Umständen fallen natürlich auch die gemeinsamen Zusammen
künfte im Instrukteurgebiet weg. die jetzt zu Informationszwecken richtig und 
notwendig sind. Die Parteileitung bzw. der Instrukteur des Instrukteurgebietes gibt 
unter solchen Umständen Informationen an die verantwortlichen politischen Leiter 
der Betriebs- und Straßenzellen, während besondere Informationen direkt in den 
Zellen an die Funktionäre oder an die Mitglieder gegeben werden.
f) Im Rahmen der Straßenzelle soll möglichst jedes Mitglied neben der Beteiligung an 
der allgemeinen Arbeit der Zelle mit einer speziellen Aufgabe auf irgendeinem Gebiet 
der politischen Massenarbeit betraut werden. (Als Organisator des Roten Massen
selbstschutzes, als Organisatoren und Leiter der Arbeit unter den Mietern, den 
Rentnern, in den Genossenschaften, unter den Frauen, auf dem Lande, unter der 
Jugend, als Elternbeirat, in der besonderen SPD-, Nazi- und Zentrumsarbeit, in der 
Bearbeitung der Straßen. Märkte, Anschlagsäulen usw.) Dabei muß die größte 
Rücksicht auf die besondere Fähigkeit eines jeden einzelnen Mitgliedes genommen 
werden. Nur so ist es möglich, die Selbstinitiative jedes einzelnen Mitgliedes in dem 
Maße zu wecken und zu entwickeln, daß es selbständig auch unter den schwierigsten 
Umständen die Politik der Partei durchführen und an die Massen bringen kann.

11. Über die Struktur der Bezirksorganisalion.
1. Die Bezirksleitung
a) Die vom Bezirksparteitag gewählte Bezirksleitung trägt als Gesamtkörperschaft 
kollektiv die volle Verantwoi'tung für die Leitung des Bezirks gegenüber dem ZK und 
der Bezirksorganisation. Alle wichtigen Parteifragen sind kollektiv in den Plenarsit
zungen der Bezirksleitung zu beraten und dazu Beschlüsse zu fassen.
Jedes Mitglied der BL muß auf dem Wege der Zuteilung der Arbeit für bestimmte 
Aufgaben verantwortlich gemacht werden. (Vor allem müssen die Mitglieder der BL 
Parteiarbeit in den Betrieben, die ihnen durch die BL speziell zugewiesen werden, 
durchführen. Alle wichtigen Gebiete der Massenarbeit werden direkt unter die 
Mitglieder der BL verteilt).
b) Aus ihren Reihen wählt die Bezirksleitung eine engere BL, die auf der Grundlage 
der Beschlüsse und Richtlinien der BL ihre Arbeiten durchführt. Die engere BL muß 
regelmäßig tagen (jederzeit erreichbar sein, ihre Mitglieder müssen zweckmäßiger
weise im Vorort^ wohnen) und wirklich die ständige Führung der Parteiarbeit in

5 Gemeint ist der ..Bezirksvororf. der Sitz der Bezirksleilimg.
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Händen haben. Keineswegs ersetzt jedoch die engere BL die Gesamt-BL. Alle 
wichtigen Beschlüsse der engeren BL sind von der Gesamt-BL zn bestätigen.

c) Die BL bestimmt gleichzeitig das Sekretariat der BL. Das Sekretariat ist das Organ 
der Durchführung der Beschlüsse der Bezirksleitung. Es besteht aus 3 Genossen, und 
zwar dem Polleiter, dessen Stellvertreter (Org) und dem Agitpropleiter. Der 
politische Redakteur und der Kassierer werden von Fall zu Fall zu den Sitzungen des 
Sekretariats hinzugezogen. Es ist verantwortlich für die Anleitung und Kontrolle der 
Durchführung der Beschlüsse, für die Voi'bereitung der Feitungssitzungen, für die 
Herstellung des Zusammenhanges der Arbeit der einzelnen .4hteilungen, für die 
Anleitung der Instrukteuie, für die laufende Verbindung zwischen der BF und den 
unteren Einheiten usw. Die Ersetzung der Bezirksleitung durch das Sekretariat der 
BF oder durch Beratungen mit den angestellten UB-Sekretären bzw. Instrukteuren 
muß restlos beseitigt werden.

d) Um die schnelle Durchführung der Beschlüsse der BL, die laufende Kontrolle ihrer 
Erfüllung zu ermöglichen und die maximale Hilfe und Unterstützung für die untere 
Organisation zu verwirklichen, bestimmt die Bezirksleitung Instrukteure, die unmit
telbar dem Sekretariat unterstellt werden, unter Verantwortung des politischen 
Leiters arbeiten und eng mit den Abteilungen der BL Zusammenwirken.
Die BL bestimmt Instrukteure
erstens: für einzelne oder mehrere UBL. Im letzteren Falle werden 2—4 Unterbezirke 
zu einem Instrukteurgebiet zusammengefaßt. Diese Instrukteure sollen, damit sie 
wirklich eine konkrete und beständige Anleitung und Hilfe für die UB entfalten 
können, für lange Zeitdauer für bestimmte UB bestimmt werden. Die Schaffung 
eines Instrukteurgebietes ändert nichts an der Rolle der UB-Organisation (das 
Instrukteurgebiet ist nur ein Hilfsmittel) und die Einsetzung eines Instrukteurs darf 
die direkte Verbindung der BF bzw. des BL-Sekretariats mit der UBF, nicht ersetzen. 
Zweitens: Instrukteure für die entscheidenden Gi’oßbetriebe und wichtigsten Stem
pelsteilen, die unter dem Gesichtspunkt der konkreten Kampflage im Bezirk 
(Streikvorbereitung, Konzentrationspunkte für die Kämpfe) eingesetzt werden. 
Drittens: In größeren Bezirken Instrukteure für die wichtigsten großen Massenorga
nisationen.

e) Bei der Bezirksleitung bestehen außer dem Sekretariat drei Abteilungen und zwar: 
Org-Abteilung, Agitprop-Abteilung und in größeren Bezirken mit einem besoldeten 
Kassierer, einer Finanz-(Kassen-) Abteilung. Die Abteilungen sind lediglich Hilfsin
strumente der Parteileitung, arbeiten unter direkter Aideitung und Konti’olle des 
Sekretariats. Die Anleitung und Kontrolle der Durchführung der Parteiarbeit vor 
allem an wichtigsten Kampfabschnitten und Punkten (Streikvorbereitung, Arbeit in 
den Großbetrieben, Fraktionsarbeit in RGO und Gewerkschaften, Erwerbslosenar
beit, Bauernarbeit) muß das Sekretariat fest in den Händen haben. Es ist nicht 
zulässig, daß diese Aufgabengebiete ..ressortmäßig“ von einer Abteilung oder 
Kommission „verwaltet“ werden.
f) Im Rahmen der Orgabteilung wird zur besonderen Bearbeitung der einzelnen 
Fragen des Parteiaufbaues und der Org-Fragen, der Massenarbeit der Partei unter 
den Mitgliedern der Orgabteilung eine Arbeitsteilung nach folgenden Arbeitsgebieten 
durchgeführt: Betriebsarbeit, insbesondere Aufbau der Betriebszeilen; Aufbau der
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Gewerkschaftsfraktionen in der RGO, den Roten Verbänden und in den reformisti
schen und christlichen Gewerkschaften; Aufbau der Erwerbslosenfraktionen: sozial
politische Arbeit; Werbearbeit: Statistik, insbesondere Mitglieder- und .Abonnenten
bewegung. Für diese Arbeitsgebiete werden keine ständigen Kommissionen gebildet, 
sondern ein Genosse speziell verantwortlich gemacht.
Für die Landarbeit. .Arbeit unter den Frauen, die Kornpolarbeit.*’ werden im Rahmen 
der Orgabteilung Kommissionen gebildet, die aus 3 Mitgliedern bestehen. (In 
kleineren Bezirken, in denen ein besoldeter Kassierer nicht vorhanden ist, wird an 
Stelle der selbständigen Kassenabteilung im Rahmen der Orgabteilung auch noch 
eine Finanzkommission gebildet.)
g) Innerhalb der Agitpropabtlg. findet eine .Arbeitsteilung ohne Schaffung spezieller 
Kommissionen für folgende Gebiete statt: Kulturpolitische .Arbeit, spezielle Massen
arbeit unter SPD. Nazi. Zentrum. Litvertrieb. Je eine Unterkonnnission wird 
geschaffen für die Agit- und für die Proparbeit.
Der Orgabteilung der BL sind ferner — neben der Organisierung des Fraktionsauf
baues in allen Massenorganisationen — zur Kontrolle unterstellt die Bezirksfraktionen 
nachfolgender Massenorganisationen: Rote Hilfe. Kampfgemeinschaft für Rote 
Sporteinheit, Arso, IB, LAH, Bevölkerungspolitische Organisationen. Rote Wohlfahrt, 
Kleingärtner. Mieter. Kamplbund gegen den Faschismus. Reichsbauernbund. Bund 
der Freunde der Sowjetunion. .Antiimperialistische Liga, Gesellschaft der Freunde 
des neuen Rußland. Ebenso die Fraktionen der bezirklichen Einheitsfrontorgane.
h) Die Fraktionen aller übrigen Massenorganisationen, wie; Jfa. Freidenker, Masch, 
Arbeiter-Theaterbund. Junge V'olksbühne. Arbeitersänger. .Arbeitermusiker, Radio
bund, Revolutionäre Schriftsteller, Sozialistischer Studentenbund usw. unterstehen 
der Kontrolle der .Agitpropabteihmg, die außerdem für die .Anleitung der .Agitpropar
beit aller Massenorganisationen verantwortlich ist.
i) Zur Anleitung und Kontrolle der Arbeit der einzelnen Mitglieder und der 
Unterabteilungen werden im Rahmen der Orgabteilung sowie Agitpropabteilung 
Abteilungssekretariate von je 3 Genossen gebildet.
Zu Sitzungen der Abteilungen und Unterabteilungen sind nach Zweckmäßigkeit 
Parteiarbeiter der Zellen, Fraktionen und unteren Parteileitungen hinzuzuziehen.
2. Der Unterbezirk
a) Der Bezirk wird in LJnterbezirke gegliedert unter dem Gesichtspunkt (neben der 
Berücksichtigung der wirtschaftlichen Struktur), daß der Umfang der Unterbezirks
einheiten die Möglichkeit gibt, daß alle Ortsgruppen bzw. Zellen im UB auch in 
Zeiten größter äußerer Schwierigkeiten rasch in der .Arbeit angeleitet, auf die 
Durchführung der Parteiaufgaben eingestellt und kontrolliert werden können und 
die Politik der Partei auch in den Orten, in denen Ortsgruppen der Partei nicht 
bestehen, möglichst rasch an die .Massen herangebracht werden kann. In dieser Linie 
muß die Verkleinerung der bestehenden Unterbezirke in allen Bezirken, soweit noch 
nicht geschehen, durchgeführt werden. Dabei ist gleichzeitig zu berücksichtigen, daß 
die BL in der Lage ist, jeden einzelnen LIB in der Arbeit anzuleiten und zu 
kontrollieren.

6 Kominunalpolitische .\rljeit.
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b) An der Spitze des Unterbezirks steht die Unterbezirksleitung. Sie ist kollektiv 
verantwortlich für die Leitung der UB-Organisationen, ist in ihrer Gesamtheit auch 
verantwortlich gegenüber der BL. Die Unterbezirksleitung soll 17—21 Mitglieder 
umfassen.
Die UHL wählt eine engere Leitung und ein Sekretariat. Die engere UB-Leitung soll 
aus 7—9 Genossen bestehen. Das Sekretariat der UBL besteht aus dem Polleiter, dem 
Stellvertreter (Org), dem Agitpropleiter oder einem anderen wichtigen Funktionär. 
Auch in bezug auf die UBL gilt, daß engere Leitung und Sekretariat keineswegs die 
verantwortliche Arbeit der Gesamtleituug einschränkeii dürfen.
c) Die UBL schafft sich als Hilfsorgan einen ständigen Instrukteurapparat. Die UBL 
muß danach streben, für jeden größeren Betrieb, für jede Stempelstelle in den großen 
Städten und für jede Ortsgruppe einen speziellen Instrukteur zu schaffen und an 
wichtigen Punkten, an schwachen Stellen usw.. Stoßbrigaden einzusetzen.

d) Für die Schaffung der Instrukteurgebiete gelten folgende Gesichtspunkte: Eine 
Betriebszelle, mehrere Straßenzellen evtl, auch mit einer Stempelsteile, die in diesem 
Wohnbereich liegt, ist ein Betriebsinstrukteurgebiet. Mehrere Straßenzellen, in deren 
Wohnbereich noch keine Betriebszelle besteht, aber eine Stempelsteile liegt, bilden — 
um diese gruppiert — gleichfalls ein Instrukteurgebiet.
Ein ländliches Instrukteurgebiet soll möglichst nur aus einer Ortsgruppe mit 
mehreren Orten ohne Parteistützpunkte bestehen, damit mit Hilfe des Instrukteurs 
der UBE möglichst rasch, entsprechend der strategischen Orientierung der Partei, 
neue betriebliche und ländliche Stützpunkte geschaffen und eine kraftvolle Erw erbs- 
losenbewegung entfacht werden kann. So muß es der Partei in kurzer Frist gelingen, 
die Voraussetzung für die Bearbeitung jedes Ortes und jedes Betriebes zu schaffen.
e) Entsprechend der Gliederung und Arbeitsteilung der Abteilungen bei der BL wird 
in den .Abteilungen der LHL je ein Genosse für die verschiedenen .Arbeitsgebiete 
verantwortlich gemacht. In den stärkeren Unterbezirken werden auch entsprechend 
den Kommissionen bei der BL Kommissionen geschaffen. In schwächeren Unterbe
zirken, wo das zur unzweckmäßigen Entziehung von notwendigen Kräften aus der 
Arbeit der unteren Organisationseinheiten führen würde, wird auch für die 
Arbeitsgebiete Eand. Frauen. Kompol. Genossenschaft, nur je ein Genosse beauf
tragt. Dasselbe trifft für die Kommissionen der .Agitpropabteihmg der UBL zu.

3. Der Stadtteil.
a) Großstadt-Organisationen und starke Ortsgruppen in Mittelstädten müssen in 
Stadtteilorganisationen gegliedert werden. Bei Berücksichtigung der wirtschaftlichen 
Struktur ist dabei darauf zu achten, daß in der Regel ein Stadtteil nur soviel Zellen 
umfaßt, daß eine rasche mündliche Information und ständige Verbindung zwischen 
Stadtteilleitung und Zellen möglich ist. Nach diesem Gesichtspunkt sind alle noch 
bestehenden großen Stadtteile zu verkleinern.
b) Die Stadtteilleitung ist die leitende Instanz, in der kollektiv alle wichtigen Fragen 
beraten und beschlossen werden. Sie leitet und kontrolliert die politische und 
organisatorische Arbeit sämtlicher Zellen im Stadtteil. An den entscheidenden 
Punkten, insbesondere den Großbetrieben, müssen die Mitglieder der Stadtteillei
tung unmittelbar arbeiten. In der Regel soll eine Stadtteilleitung 12—15 Genossen 
umfassen.
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Die Stadtteilleitung wählt zur Durchführung der laufenden Arbeit ein Sekretariat, 
das aus 3 Genossen und zwar dem Polleiter, einem Stellvertreter (Org) und 
Agitpropleiter oder einem anderen wichtigen Funktionär besteht. Das Sekretariat ist 
ein Organ zur Durchführung der Beschlüsse der Stadtteilleitung und darf keinesw'egs 
die Stadtteilleitung in der Führung der Stadtteilorganisation ersetzen.
Das Sekretariat der Stadtteilleitung ist verantwortlich für die Durchführung der 
Beschlüsse, für die Vorbereitung der Leitungssitzungen, für die Herstellung des 
Zusammenhangs zwischen der Arbeit, für die Anleitung der Instrukteure, für 
Verbindung zwischen Stadtteilleitung und Zellen usw.
c) Als wichtigstes Mittel der schnellen Durchführung der Parteibeschlüsse, der 
Unterstützung der Zellen und der Konzentration der Parteikräfte auf die entschei
denden Punkte bestimmt die Stadtteilleitung Instrukteure. Sie stellt außerdem 
Stoßbrigaden aus den besten Parteiarbeitern zur Durchführung besonderer Auf
gaben zusammen. (Für die Schaffung der Instrukteurgebiet-Betriebe-Stempelstel- 
len.) Die Instrukteure dürfen jedoch keinesw'egs die direkte Verbindung der 
Stadtteilleitung mit den einzelnen Zellen ersetzen. Die Stadtteilleitung muß direkte 
Beratungen mit den Zellenleitern, sowie Instrukteuren und einzelnen Zellen durch
führen.
d) Bei der Stadtteilleitung werden ebenfalls eine Org- und Agitpropabteilung 
gebildet. Arbeitsteilung wie bei den Abteilungen der UBL, jedoch ohne Bildung 
besonderer Kommissionen (Land. Kompol etc.), sondern auch für diese .Arbeitsge
biete [werden] einzelne Genossen speziell verantwortlich gemacht.

4. Die Ortsgruppe.
a) In mittleren Städten, wo die Bildung von Stadtteilorganisationen nicht möglich ist, 
ist die Ortsgruppe direkt in Betriebs- und Straßenzellen gegliedert, ln Kleinstädten 
und Dörfern, wo nur wenige .Mitglieder vorhanden sind, und bisher die Bildung von 
Betriebs- und Straßenzellen noch nicht möglich war. stellt die Ortsgruppe die 
Erfassung der gesamten Einzehnitglieder am Orte dar.
b) Im Rahmen der gesamten .Maßnahmen der A'erbesserung des Parteiaufbaues, 
entsprechend den Aufgaben, die vor der Partei stehen, ist eine wächtige .Aufgabe die 
Aufteilung der größeren Ortsgruppen ohne Zellen in Straßenzellen und vor allem die 
Schaffung der Betriebszeilen durch Erfassung aller betriebstätigen Parteimitglieder 
und Gewinnung neuer Arbeiter in den Betrieben. Unterbezirks- und Bezirksleitungen 
müssen die Durchführung dieser Aufgabe in den mittleren Ortsgruppen unterstützen 
und kontrollieren.
Häufig sind jetzt in Ortsgruppen Parteimitglieder aus .Nachbarorten erfaßt, ohne daß 
die Möglichkeit der Bildung einer selbständigen Ortsgruppe im Nachbarort ausge
nutzt worden wäre. .Auch gibt es viele Orte ohne Ortsgrujjpen, mit manchmal 
bedeutenden kommunistischen AA'ahlstimmen. Im Zusammenhang mit der Schaf
fung der Instrukteurgebiete ist die Bildung neuer Ortsgruppen verstärkt in Angriff zu 
nehmen. EIBE und BE müssen die .Ausdehnung des Ortsgruppennetzes auf alle 
nennenswerten Orte planmäßig organisieren.
c) Die von der Ortsgruppenmitgliedei-versammlung gew'ählte Oitsgruppenleitung ist 
die verantwortliche Eeitung für die gesamte Organisation. .Auch in den kleinen 
Ortsgruppen muß eine kollektive Eeitung. mindestens 3 Mitglieder Polleiter, Stell-
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Vertreter (Org und Agitpropleiter) geschaffen werden. Umfang und Arbeitsteilung 
der Ortsgruppenleitung richtet sich nach der Größe der Organisation. Maßgebender 
Gesichtspunkt ist auch dabei. Leitungen zu schaffen, die fähig sind, die Parteikräfte 
auf den entscheidenden Punkt, die Betriebsarbeit, die Arbeit unter den Erwerbslosen, 
in den Gewerkschaften zu konzentrieren, die gesamte Ortsgruppe für die schnelle 
Durchführung der Parteibeschlüsse und der Entfaltung eigener Initiative zu mobili
sieren und die Durchführung der Arbeit zu kontrollieren, 
in. Zum Aufbau und zur Leitung der Eraktionen.
Im Vordergrund steht der Aufbau der Eraktionen in den ADGB-Gewerkschaften - 
neben dem Ausbau der bestehenden und der Schaffung neuer Betriebszeilen — die 
brennendste Aufgabe auf dem Gebiet des Parteiaulbaues. In Verbindung mit dem 
Aufbau dieser Eraktionen muß gleichzeitig die Schaffung einer breiten Oppositions
bewegung (Oppositionsgruppen) in Betrieben und Verbänden durchgeführt werden. 
In den christlichen Gewerkschaften werden wir häufig erst über die Bildung der 
Opposition zu einer Eraktion kommen können, da war zur Zeit wenig Parteimitglie
der in christlichen Gewerkschaften haben.
Eine unmittelbare Aufgabe ist deshalb die Erfassung aller gew erkschaftlich organi
sierten Kommunisten und ihr Zusammenschluß zu den Fraktionen auf der Betriebs
und Verbandsbasis. Zu diesem Zweck ist in jedem Bezirk die Kontrolle aller 
organisationsfäbigen, für die gewerkschaftliche Organisierung in Frage kommenden 
Parteimitglieder, vorzunehmen. (Dazu erfolgen besondere .Anweisungen.)
In bezug auf die Struktur der kommunistischen Fraktionen in den Gewerkschaften 
verweisen wir auf die in der Sondernummer des Parteiarbeiter vom August 
abgedruckten ..Musterrichtlinien für den Aufbau und die Struktur der kommunisti
schen Fraktionen in den Gewerkschaften".®* Die organisatorischen Anweisungen 
dieser Richtlinien haben noch volle Gültigkeit.
(Anmerkung: Beim Abdruck w'urde jedoch versäumt, besonders daraufhinzuweisen, 
daß die Aufgabenstellung in bezug auf die Rolle der Fraktionen ..diese kommunisti
sche Gew’erkschaftsarbeit vollzieht sich im Rahmen des Statuts und der Beschlüsse 
der betreffenden Gewerkschaften" entsprechend den späteren Beschlüssen der Kl 
und der Partei und der l’aktik der selbständigen Kampfführung ergänzt und der 
neuen Situation entsprechend konkretisiert werden muß.)
Zur engeren Verbindung der Parteileitung mit den Eraktionsleitungen. die im 
Rahmen des Bezirks, des Lüiterbezirks und der Ortsgruppe in allen Massenorganisa
tionen (in Organisationen, die unter unserer Führung stehen, in reformistisch 
geleiteten, sowie in allen reaktionären Organisationen) zu bilden sind, sowie zur 
fortgesetzten politischen Anleitung dieser Fraktionsarbeit wird für jede im Bezirk 
oder Unterbezirk oder im Ort vorhandene Eraktion als Fraktionsleitung ein 
Fraktionsbüro von der betreffenden Parteileitung bestimmt, das aus drei Mitgliedern 
besteht. Die Orgabteilung bzw. die Agitpropabteihmg ist verpflichtet, regelmäßig mit 
den einzelnen Fraktionsbüros .Aussprachen über ihre Arbeit im Rahmen der 
Durchführung der Beschlüsse der Partei abzuhalten, ihre Arbeit anzuleiten und 
fortgesetzt zu kontrollieren. Die Fraktionen erhalten ihre Direktiven auf zweierlei

7 War nicht zu eriniuelii.
8 .\ticli abfredruckt in Inprekorr .Nr. .5:' vuin 12. 1032. S. 1820 IT.
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''S egen; durch die zuständige Parteileitung und durch die übergeordnete Fraktions
leitung. Eine Ausnahme davon machen nur die Fraktionsgruppen in den Betrieben. 
Die Information der Fraktionsgruppen im Betrieb muß immer über die Betriebszelle 
gehen, da die Betriebszelle die gesamte Fraktionsarbeit im Betrieb zu leiten und zu 
kontrollieren hat.
Die aufgezeigten Maßnahmen der Überprüfung des Parteiaufbaues und des Auf
baues der Fraktionen in den Massenorganisationen - vor allem in den Gewerkschaf
ten — muß so rasch wie möglich durchgeführt werden, da nur so die politische 
Massenarbeit der Partei auch unter den schwierigsten Bedingungen gewährleistet 
nnd ihre Kontrolle durch die übergeordneten Leitungen möglich ist.
Wir verweisen auf die Beschlüsse, auf die Referate und wichtigsten Diskussionsred
ner des XIF Plenums und der Reichsparteikonferenz zu den Fragen der Massenar
beit. 'S ir empfehlen allen Parteiarbeitern das sorgfältige Studium der Broschüre des 
Genossen Pjatnizki: ,.Die Bolschew isierung der Kommunistischen Partei",^ in der die 
wichtigsten aktuellen Probleme des Parteiaufbaues und der Parteimassenarbeit 
behandelt sind.

Zentralkomitee der KPD 
Orgabteilung

9 O. K. Pjatnizki, Die Bolschewi-sierung der Kommimistisehen Parteien, o. O. u. J. (Berlin 1932). Ein 
Teil der Broschüre erschien linier dem Titel ..Die Bolschewisiernng der Konnniinistischen Parteien der 
kapitalistischen Länder durch Üherwindimg der sozialdeinokralischen Traditionen“ auch in A7 
13. Jg.. Heit 10 vom 2.5. 5. 1932. S. 755 ff. und Heft 11 vom 10, 6. 1932. S. 923 ff.

82.

14. 12. 1932: Anweisungen des Sekretariats zu den Betriebsrätewahlen

BA R 58, FC 1895 N, S. 142-149; Überschrift: „Rundschreiben Nr. 25. Anweisimgen des 
Sekretariats des ZK.“

Inhaltsverzeichnis: Betriebsrätewahlen

An alle Bezirksleitungen und Redaktionen!
Die Betriebsräte wählen 

Die Bedeutung der Betriebsrätewahlen.
Die Betriebsrätewahlkampagne ist als ein Teil der Einheitsfrontaktion gegen die 
Kapitalsdiktatur und den Faschismus durchzuführen. Durch die Kampfmobilisie
rung für die betrieblichen Teilforderungen und für die politischen Kampfforderun
gen gegen die faschistische Diktatur gilt es, die Massen der Betriebsarbeiter in den 
Kampf zu führen und vor allem die entscheidenden Schichten in den Großbetrieben 
für die kämpfende Einheitsfront zu gewinnen.
Die Betriebsrätewahlkampagne wird durchgeführt unter den Bedingungen der 
Beschleunigung des revolutionären Vormarsches. Ein Teil der Betriebe hat bereits 
Streikkämpfe gegen den Lohnabbau und für bessere Arbeitsbedingungen geführt. In
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anderen Betrieben wurden politische Protestaktionen und Proteststreiks durchge
führt. Es ist aber noch nicht gelungen, die .Massen der Arbeiter in den Großbetrieben 
in den Streik gegen den Lohnabbau und in Protestaktionen und Proteststreiks zu 
führen und politische Massenstreiks durchzuführen. Die Betriebsrätewahlen müssen 
deshalb vor allem ein .Mittel werden, [um] die .Mbeiter in den Großbetrieben in den 
Kampf zu führen. Weil aber die Durchführung der Einheitsfroutaktion entscheidend 

der Gewinnung der .Mitglieder und der unteren Funktionäre der 
Gewerkschaften, muß das Schwergewicht im Kampfe um die .Neuwahl der Betriebs
räte 
es, im
politischen Generalstreiks in den \ ordergrund der gesamten Kampagne zu stellen. 
Das Großkapital und seine faschistische Schleicher-Regierung wollen durch ver
schärfte Unterdrückungsmaßnahmen gegen die Streikkämpfe., gegen RGO und KPD, 
gegen die revolutionäre Presse usw. verschleiert durch verstärkte soziale Demagogie, 
durch Scheinkonzessionen und stärkere .Anwendung der sozialen Phrase ihr kapita
listisch-faschistisches Programm durchsetzen. Durch Verbreiterung der Basis der 
faschistischen Diktatur mit Hille der NSD.4P und des .4DGB will Schleicher den 
verschärften faschistischen .4ngriff gegen die Arbeiterklasse und die Werktätigen 
durchführen. Unter Umständen wird die Regierung im Einvernehmen mit der 
sozialdemokratischen Gewerkschaftsbürokratie die Betriebsrätewahlen im Frühjahr 
nochmals untersagen.' Der Kampf um die Betriebsrätewalil bat somit die größte 
Bedeutung für den Massenkampf gegen die faschistische Diktatur. W ir dürfen also 
nicht warten bis im März in den meisten Betrieben die bisher üblichen Wahltermine 
herankommen, sondern müssen sofort in allen Betrieben die Kampagne eröffnen, die 
Berichterstattung der Betriebsräte verlangen, die .Arbeiterforderungen begründen 
und die Arbeiter für die W ahl von Wahlausschüssen mobilisieren. Offensiv gilt es, 
überall, in den Betriebsabteilungen und Belegschaften Beschlüsse annehmen zu 
lassen für die sofortige Neuwahl der Betriebsräte (die Notverordnung über das 
Verbot der Betriebsrätewahl gilt nur bis 3U Dezember), für das Recht der .Arbeiter 
auf Wahl der Betriebsräte, wobei gleichzeitig gegen das Verbot der Betriebsrätewah
len 1932 protestiert wird als einer faschistischen Maßnahme, die einen Raub von 
Errungenschaften der .Arbeiter bedeutet [Brünitig-RoXniii. der SPD).
Die Losungen zur Betriebsrätewahl.
Die wichtigsten Losungen der Betriebsrätewahlen sind folgende:
1. Einheitsfront zum Kampf gegen Lohnabbau und Faschismus.
2. Für Siebenstundentag und Vierzigstundenwoche mit vollem Lohnausgleich, gegen 
die kapitalistische Rationalisierung.
3. Für uneingeschränktes Koalitions- und Streikrecht.
4. Gegen den Abbau der Sozialleistungen, für Ausbau des Arbeiter- und Angestell
tenschutzes, für besonderen Schutz der Frauen und Jugendlichen.
5. Gegen freiwilligen Arbeitsdienst und Arbeitsdienstpflicht. ln den Arbeitsdienstla
gern Kampf um höhere Löhne, für Tariflöhne und besseres Essen.

abhängig ist von

auf die Gewinnung der Gewerkschaftsmitglieder konzentriert werden. Dabei gilt 
Zusammenhang mit den verschiedenen Teilforderungen, die ATjrbereitung des

1 Die im Frühjahr 1932 anstehenden Belriebsrälewahlen waren durcli die Vierte Verordnung des 
Rei( hs[)räsidenten zur Sicheruitg von irtsehalt tmd Finanzen tind zum Schutze des inneren Friedens 
vom 8. Dezemlier 1931 ansgesetzt wordeti.
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6. Gegen den Schleicher-Kurs der sozialdemokratischen und der christlichen 
Gewerkschaftsbürokratie. Gegen die Streikbruchpolitik und Spaltungskurs der 
sozialdemokratischen Gewerkschaftsbürokratie.
7. Keine Stimme dem //t7/erfaschismus, dem Organisator des Streikbruchs und 
Unterstützungsraubes.
8. Gegen imperialistische Kriegspolitik und Versailler Diktat. Für die Verteidigung 
der Sowjetunion.
9. Für die Einheit der Arbeiterklasse auf dem Boden des Klassenkampfes.
10. Für die Arbeiter- und Bauernrepublik, für den Sozialismus.
Im Zusammenhang mit den allgemeinen Kampflosungen gilt es, für jede Abteilung 
spezielle Forderungen der Abteilungsversammlung zur Beschlußfassung vorzulegen 
(Verbesserung der Akkordlöhne, Lohnausgleich bei Kurzarbeit. Sonderzulagen oder 
Winterbeihilfen, Frage Waschzeit, Heizung. Bezahlung Maschinenputzen, Schutz
kleidung, Lieferung von Milch bei besonders gesundheitsschädlicher Arbeit, gegen 
Entlassungen, usw.). Für die Frauen, jugendlichen Arbeiter und Lehrlinge sind 
entsprechende besondere Forderungen aufzustellen, wie z. B. gleicher Lohn für 
gleiche Arbeit, Beseitigung des Strafsystems. Schutzkleidung usw.
Die Forderungen müssen auf die wichtigsten beschränkt bleiben, je nach den 
besonderen V'erhältnissen des Betriebes und der Betriebsabteilung. Die Arbeiter 
müssen die Überzeugung gewinnen, daß wir die betrieblichen Forderungen wirklich 
durchsetzen wollen und daß es möglich ist, die Bewilligung dieser Forderungen zu 
erzwingen. Es genügt also nicht, die F'orderungen aufzustellen, sondern es muß in 
den Abteilungs-Beschlüssen gesagt werden, auf welchem Wege diese Forderungen 
erkämpft werden sollen. Dabei ist es notwendig, immer diese Tagesfrage mit den 
Fragen des einzigen Weges zum Sozialismus, des Kampfes um den revolutionären 
Ausweg und der Vorbereitung des politischen Massenstreiks und des politischen 
Generalstreiks zu verbinden.
Die Politik des Bundesvorstandes des ADGB. insbesondere die Reden und Erklärun
gen Letpart^, wie die Streikbnudipolitik im BVG-Streik" und andere Streikbewegun
gen. beweisen aufs neue die Rolle der SPD- und sozialdemokratischen Gewerk
schaftsbürokratie als soziale Hauptstütze der Bourgeoisie und zeigen, daß ohne Hilfe 
der sozialdemokratischen Gewerkschaftsbürokratie Schleicher die faschistische Dik
taturpolitik nicht durchführen könnte. Offen zeigt sich, daß nur durch die 
Klassenkampfpolitik der KPD und RGO die sozialen Errungenschaften der Arbeiter 
verteidigt und bessere Arbeitsbedingungen erkämpft werden können. Die Betriebsrä
tewahlen müssen deshalb zum .Anlaß einer großen ideologischen .Auseinandersetzung 
in allen Betrieben zwischen der Klassenkampfpolitik der RGO und der Schleicher- 
Politik der sozialdemokratischen Gewerkschaftsbürokratie genommen werden. 
Wenn die Leipart 6c Co am 20. Juli den faschistischen Staatsstreich in Preußen 
durch ihre Streikbruchpiopaganda unterstützen, so gehen sie jetzt einen Schritt 
weiter in der Zusammenarbeit mit der Regierung der faschistischen Diktatur. In den

2 Vom 3. bis 7. November streikten in Berlin die .Arbeiter der Verkehrsgesellschaft (BVG). Der am 2. 
November gewählten zentralen Streikleitung gehörten neben Vertretern der RGO auch 4 NSBO- 
.Mitglieder an. Vgl. Inprekorr Nr. 92 vom 4. 11. 1932, S. 2952f. und Nr. 94 vom 11. 11. 1932, S. 
3019f. Zum BVG-Streik insgesamt. Wieszt S. 557 ff.
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Betriebs- und Gewerkschaftsversammlungen müssen wir Diskussionen organisieren 
zwischen Vertretern der KPD und der SPD oder der RGO und der sozialdemokrati
schen Gewerkschaftsbürokratie über „wie verteidigen wir die sozialen Errungen
schaften der Arbeitschaft“ oder ..wie erkämpfen wir den Sozialismus?“. In diesem 
Zusammenhang gilt es, folgende Hauptfragen in den Mittelpunkt der Massenmobili
sierung zu stellen:
1. Erfahrungen der Einheitsfrontaktion, insbesondere des Berliner und Hamburger 
Verkehrsarbeiterstreiks,'^ sowie die Lehren des 20. Juli.
2. Wie erkämpfen wir den kollektiven Arbeitsvertrag? (Für Tarifverträge, die im 
Aufträge der Belegschaften oder der Delegiertenkonferenzen von den Verhandlungs
oder Tarifkommissionen der Arbeiter abgeschlossen werden; gegen die Erklärungen 
der Gewerkschaftsbürokratie, daß Tarifverträge nur noch für die Gewerkschaftsmit
glieder abgeschlossen werden sollen, wodurch die Spaltung der Arbeiter in Organi
sierte und Unorganisierte und die Ausnutzung der Gewerkschaftsmitglieder für die 
Unterstützung der faschistischen Schleicher-Po\'\n\^ erreicht werden soll).
3. Wie schaffen wir Brot und Arbeit für die Erwerbslosen? (Für unsere Forderungen 
gegen Hunger und FrosU und für die allgemeine Ai’beitslosenversicherung auf Kosten 
der Unternehmer und des Staates für die ganze Dauer der Erwerbslosigkeit: gegen 
den Arbeitsbeschaffungsschwindel des ADGB;^ gegen die Arbeitsdienstpflicht, vor 
allem gegen den freiwilligen Arbeitsdienst, der nur den Übergang zur allgemeinen 
Arbeitsdienstpflicht bedeutet).
4. Der Charakter der 5c/z/etc/ter-Regieiamg, die Aufgaben der Einheitsfront gegen die 
faschistische Diktatur. (Gegen die Versuche der ADGB-Bürokratie, die Schleicher- 
Regierung als ..kleineres Libel“ hinzustellen und ihren faschistischen Charakter zu 
verschleiern; auf Grund Leiparts Interview an den \ ertreter des Excelsior die Rolle 
der sozialdemokratischen Gewerkschaftsbürokratie als Stütze der faschistischen 
Sc/t/etcüer-Regierung nachweisen.*’ Tolerierungspolitik der NSDAP).
5. Gegen den Sozialisierungsschwindel der ADGB-Bürokratie. (Enthüllung der Rolle 
des Staates, gegen Verstaatlichung der ,,Enteignung“ mit Entschädigung, Enthül
lung ihrer Umbau-Politik und der ganzen ..wirtscbaftsdemokratischen“ Phraseolo
gie; für den Tag des sozialistischen .4ufbaus in der Sowjetunion, dessen Vorausset
zung die Diktatur des Proletariats. Bedeutung des 5 Jahres-Planes).

3 Zum .Slieik der Hamburger \ erkelirsurljeiier vom 11. Oktober 1932 vgl. Dok. 7.5. .Amn. 5.
4 Iditer der Losung ..Rettung vor Hunger und Frost" führte die KPD im \t inter 1932/33 ersttnals eine 

zentrale \t intcrhilfskarnpagite durdi. (iritttdlage ilieser Kampagne war ein gemeiitsainer .Aufruf des 
Reichserwerbslosenattssehit.s.ses tmd des Heichseinheitsattsscittts.ses der .Atitifasclhstiselieti Aktion 
20. November 19.32. \’gl. W.\r. 210 votii 22. 11. 1932. aligedruekt in: Die .Antifaschistische .Aktion, 
Doktitnent 88. S. 308 ff. Dazu wurden 
(16. 12. 1932} Ritnd.schreibeti herattsgegehen. die hier nitlil aufgenommtm wtirdtm. \'gl. St.A Bremen, 
4/65. IV 13h. Records T-r.l. 315. 28145:’8-2814.585.

5 A'gl. dazu Dok. 59. .Anm. 4 und Dok. 7.3. Anrii. 10.

6 Am 3. 12. 1932 gab der Buudesvorsiizende des .ADfiB. Thetpdor Z.et/>ort (1867-1947). dem Berliner 
Korrespondenten des Pariser Excelsior ein Inlet t iew. das tags darauf in tier französischen Tageszei
tung veroffentlit ht wurde. Leipart drückte darin die Absicht iler Gewerkschaften aus. Reichskanzler 
Schleicher bei der Löstitig der wirtschaftlichen und sozialen Probleme zu helfen, sofern dieser die 
Pläne zur Verfasstings- und Wahlrechtsreform aufgebe. A gl. /f/’.Nr. 221 vom 21. 12. 1932. V’gl. RF 
Nr. 216 vom 15. 12. 1932: ..Leipart in der Sc/i/c/c/icr-Fronl."

vom

der Pailamenls-.Ahtetltnig '2.3. 11. m32) und .Agitpropvon
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6. Der Kampf gegen das Versailler Diktat, gegen die imperialistische Kriegspolitik, 
gegen die chauvinistische Politik der Leipart & Co (Bernauer Rede).^
7. Wie erkämpfen wir den Sozialismus? (Lehren der revolutionären Kämpfe in 
Deutschland und der Machteroberimg in der Sowjetunion, Bedeutung der Streiks, 
politischer Massenstreiks und politischen Generalstreiks).
Die V orbereitung der Betriebsrätewahlen.
a) Beratungen mit Gewerkschaftsmitgliedern und parteilosen Arbeitern.
In den Betriebsabteilungen und Betrieben sind mit Hilfe von Beratungen über 
aktuelle Fragen Diskussionszusammenkünfte. durch Registrierung der sympathisie
renden Arbeiter möglichst breite Beratungen durchzuführen, [. . .]® Abteilungen 
durchgesprochen werden. Im Betrieb beschäftigte Mitglieder der Massenorganisatio
nen sind dazu vor allem heranzuziehen.
b) Berichterstattung der Betriebsräte.
Der Bericht der roten Betriebsräte ist in der Zellen-Mitgliederv ersammlung und auch 
in der Betriebsgruppe der RGO oder der Betriebssektion der roten Verbände 
vorzuberaten. Im Bericht des Betriebsrates gilt es. die konkreten Betriebsfragen und 
die wichtigsten V'orgänge in den Abteilungen mit den Lehren der politischen 
Ereignisse und der Stellungnahme der Betriebsräte dazu zu verbinden. Selbstkritisch 
die Schwächen und Fehler der Arbeit im Betrieb und die Maßnahmen zu ihrer 
Beseitigung behandeln. Im Bericht der roten Betriebsräte muß die Notwendigkeit der 
Einheitsfront für bestimmte betriebliche Teilforderungen begründet w'erden. 
Gleichzeitig müssen dieselben Fragen in den gewerkschaftlichen Mitgliedeiwersamm- 
lungen des Betriebes gestellt werden. Indem die Gewerkschaftsmitglieder in einer 
Mitgliedei-versamrnlung selbst Stellung nehmen gegen bestimmte Maßnahmen 
sozialdemokratischer Betriebsräte und gegen den 5t7i/etc/«er-Kurs der ADGB- 
Fülu’ung, schaffen wir eine breitere Basis für die Abteilungs- und Belegschaftsver
sammlungen.
c) Die Hauptarbeit in den Abteilungen.
Im Zusammenhang mit den allgemeinen Losungen der Einheitsfront unterbreiten die 
Kommunisten in den einzelnen Abteilungsversammlungen Forderungen für die 
Abtedung und zeigen den Weg. wie diese Forderungen durchgesetzt werden müssen. 
Das Schwergewicht der Vorbereitung der Betriebsrätew’ahl ist auf die Betriebsabtei
lungen zu konzentrieren. Für jede Abteilung oder für mehrere Abteilungen auf einer 
Etage zusammen sind Flugblätter herauszubringen.
d) Die V orbereitung der Belegschaftsversammlung.
Vom Betriebsrat wird die Einberufung einer Belegschaftsversammhmg gefordert, wo 
der Betriebsrat Bericht erstattet. Haben wir im Betriebsrat nicht die Mehrheit, so

7 Am 14. Oktober 19.32 hatte sich Theodor Leipart in der Biindesscliitlc des .ADGB in einer Rede vor 
Gewerkschaftsfunktionären zu Kulttirauffiahen tler Gewerkschaften geäußert. Dabei soll er auch zu 
den Plänen Schleichers und einer möglichen Zusammenarbeit mit detn linken, sog. 5traMer-Fliigel der 
NSD.AP Stellung genommen haben. Dabei soll er gesagt haben, daß sich ..keine soziale Schicht [. . .] 
der nationalen Entwicklung entziehen könne". R}"Sr. 192 vom 22. 10. 1932. Vgl. zur Bernauer Rede 
Vorwärts .\'r. 487 vom 15. Oktober 1932 mit einer ganz anderen Tendenz.

8 Lücke in der t’orlage.
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muß die Belegschaftsversanimlung durcli Abteilimgsbesclilüsse so vorbereitet wer
den, daß unsere Anträge für die Betriebsversammlung vorher von Abteilungsver
sammlungen angenommen werden. Durch Beschlüsse in den Abteilungsversammlun
gen und durch Herausgabe von Flugblättern für die Belegschaft muß die Einberu
fung der Belegschaftsversannnlung vom Betriebsrat erzwungen werden. Es muß 
verlangt werden, daß dort, wo wir in der Minderheit sind, neben dem Berichterstatter 
der Betriebsratsmehrheit ein roter Betriebsrat mit gleicher Redezeit als Korreferent 
spricht. Außerdem soll die Teilnahme eines Vertreters der RGO beantragt werden.
e) Die Bedeutung der Wahlausschüsse als Einheitsfrontorgane.
Im Zusammenhang mit der Herausarbeitung der betrieblichen Fragen ist die 
Vorbereitung der Wahlausschüsse von der größten Bedeutung sowohl für die 
Durchführung der Betriebsrätewahl wie für die Vorhereitung größerer Kampfaktio
nen der Belegschaft. Wenn in den Streikbewegungen überall dort der Streik 
einheitlich und geschlossen durchgeführt und wenn die Streiks zum großen Teil mit 
einem Erfolg abgeschlossen werden konnten, wo rechtzeitig Einheitsausschüsse auf 
breitester Grundlage gewählt waren, so ist das für die Betriebsrätewahl von großer 
Bedeutung. Je breiter die Basis des Wahlausschusses, je mehr Gewerkschaftsmitglie
der und oppositionelle SPD-Arbeiter ihm angehören, je größer die Zahl der Arbeiter, 
die in den Abteilungsversammlungen ihre Kollegen in den Wahlausschuß gewählt 
haben, um so stärker die Autorität des W ahlausschusses. um so größer seine Kraft in 
der Durchsetzung der betrieblichen Kampfforderungen und um so größer der 
Wahlerfolg. Die Zusammensetzung des Wahlausschusses zeigt bereits die Stärke der 
Einheitsfront im Betrieb. Neben der Stellungnahme in den Abteilungsversammlun
gen sollen die Gewerkschaftsmitglieder die Einberufung gewerkschaftlicher Mitglie
derversammlungen für den Betrieb fordern, sich dort durch Beschluß für die 
Linterstützung des Wahlausschusses erklären und selbst Vertreter in den Wahlaus
schuß wählen. Wo es nicht gelingt, eine Mehrheit in der gewerkschaftlichen 
Mitgliederversammlung zu bekommen, ist es notwendig, daß sich die Minderheit vor 
der Belegschaft mit einer ausführlichen Begründung für die Einheit, für die 
Forderungen der Einheitsfront und für die Unterstützung des Wahlausschusses 
ausspricht.
f) Alle Betriebe bearbeiten! Die Betriebszellen stärken!
Mit dieser allgemeinen Mobilisierung muß die stärkste Werbung von Parteimitglie
dern in den Betrieben, in allen Abteilungen durchgeführt werden. In den Betrieben, 
wo keine Einheitslisten bestanden oder überhaupt kein Betriebsrat besteht, muß die 
Verbindung aufgenonnnen werden zur Aufstellung einer Einheitsliste und Schaffung 
einer Zelle. Zur festeren Verankerung, zur Verbesserung der Kampforganisierung 
gilt es, Abteilungszellen zu schaffen und die Arbeit der Jugendzellen zu unterstützen, 
bzw. solche aufzubauen. Die Werbearbeit der RGO und die Schaffung von RGO- 
Betriebsgruppen ist aufs stärkste zu unterstützen. Zur Verbreiterung der Massenba
sis im Betrieb muß die gesamte Kampagne ausgenutzt werden zur Wahl von 
Vertrauensleuten, von Arbeiterinnenkominissionen, von Jugendkommissionen und 
zur W'erbung für den betrieblichen Massenselbstschutz bzw. für dessen Aufbau.
g) Zur Einstellung der Betriebsräte auf ihre Aufgaben ist es zweckmäßig, breite 
Betriebskonferenzen durchzuführen, an denen die Betriebsräte ungeachtet ihrer 
Organisationszugehörigkeit teilnehmen.
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Zur Aufstellung der Betriebsratsliste.
a) Im Sinne unserer Einheitsl'ronttaktik sehlagen wir der Belegschaft überall die 
Aufstellung einer „Einheitsliste” vor und sind vor allem bestrebt, Gewerkschaftsmit
glieder und untere Gewerkschaftsfunktionäre als Kanididaten für diese Liste zu 
bekommen. Stärker als bisher gilt es. die christlichen Arbeiter, aber auch die Arbeiter 
in der NSBO zu beeinflussen, um sie für die Unterstützung unserer Forderungen zu 
gewinnen und auch bisherige Mitglieder dieser Organisationen auf der Betriebsratsli
ste kandidieren zu lassen. Es genügt nicht, einzelne Mitglieder der christlichen 
Gewerkschaften, der Hirsch-Duncker schtn, der jNSBO usw. zu beeinflussen, 
sondern es müssen direkte Verbindungen mit Mitgliedern dieser Organisationen 
geschaffen werden, damit sie in ihrer Organisation im Sinne unserer Einheitsfrontpo
litik auftreten. \"or allem ist es notwendig, in den gewerkschaftlichen Mitgliederver
sammlungen des Betriebes Kandidatenvorschläge für die Einheitsliste beschließen zu 
lassen, die dann selbstverständlich von der Gesamtbelegschaftsversarnmlung bestä
tigt werden. Auch in den gewerkschaftlichen Mitgliedei-versammlungen Beschlüsse 
annehmen lassen für die Einheitsfront im Sinne der gemeinsamen Kandidatur von 
organisierten und unorganisierten Arbeitern auf der Einheitsliste.

Die Frauen und Jugendlichen müssen auf der Kandidatenliste entsprechend ihrer 
Bedeutung und Stärke im Betrieb vertreten sein. Wo der Einfluß der christlichen 
Gewerkschaften oder der NSBO kaum nennenswert ist und die Bezeichnung ,,Rote 
Einheitsliste" durch frühere Betriebsrätewahlen populär ist, kann die Liste auch als 
„Rote Einheitsliste“ bezeichnet werden. Die Kandidatenaufstellung wird in jedem 
Falle durch den Wahlausschuß vorbereitet und muß in der allgemeinen Belegschafts
versammlung erfolgen.
b) In den Betrieben mit einem starken gewerkschaftlichen Organisationsverhältnis, 
wo wir die Mehrheit der gewerkschaftlich organisierten Arbeiter hinter uns haben, 
können die Listen bezeichnet werden mit „Oppositionelle Gewerkschaftsliste“. Je 
nach den Betriebsverhältnissen ist festzulegen, wie weit Unorganisierte bzw. 
ausgeschlossene Gewerkschaftsmitglieder als Kandidaten aufgestellt werden.
ln solchen Betrieben, wo die Gewerkschaftsbürokratie von sich aus eine Liste 
aufstellt gegen den Willen der .Mehrheit der Belegschaft, müssen in allen ,4bteilungen 
Beschlüsse gefaßt werden gegen diese Liste und die Gewerkschaftsmitglieder, die auf 
dieser Liste kandidieren, sind systematisch zu beeinflussen, damit sie von dieser Liste 
zurücktreten.
c) In Betrieben mit einem starken gewerkschaftlichen Organisationsverhältnis, wo 
wir nur eine .Minderheit sind, gilt es. auf der Basis unserer betrieblichen und 
allgemeinen .Arbeiterforderungen die Gewerkschaftsmitglieder für eine ..Einheitsli
ste" oder ..Oppositionelle Gewerkscliaftslisie" zu gewinnen, ln allen .Abteilungsver
sammlungen und in den gewerkschaftlichen .Mitgliedeiwersammlungen gilt es, für 
unsere Forderungen und für unsere Kandidaten einzutreten und alles daran zu 
setzen, die Kollegen in den Abteilungen und die Gewerkschaftsmitglieder für die 
Unterstützung unserer Forderungen und unserer Einheitsfront-Kandidaten zu 
gewinnen. Gemeinsame Erklärungen von Gewerkschaftsmitgliedern für unsere 
Forderungen und für die ..Einheitsliste“ oder ..Oppositionelle Gewerkschaftsliste“ 
sind geeignet, die Gewinnung der übrigen Gewerkschaftskollegen wesentlich zu 
fördern.
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Auch hier gilt es, als Minderheit in den Abteilungen oder der von uns einberufenen 
Belegschaftsversammlung einen Wahlausschuß zu wählen.
d) ln allen Betrieben, wo Angestellte sind, gilt es. ähnlich wie bei den Arbeitern durch 
Aufstellung spezieller Angestellten-Forderungen. durch besondere Beratungen mit 
den Angestellten. Listen für die Wahl der Angestelltenräte aufzustellen. Das muß vor 
allem durch die revolutionäre Beeinflussung der Mitglieder des ZdA erreicht werden. 
Der Kampf um die Aufstellung der ..Einheitsliste der Angestellten“ hat die größte 
Bedeutung für den Kampf gegen die NSBO im Betrieb, die ja einen besonders starken 
Einfluß unter den Angestellten hat. Bei den Wahlen zu den Angestelltenräten sind 
also besondere Forderungen gegen die Politik der .NSDAP zu propagieren. Im 
übrigen gelten für die Wahl zu den .Angestelltenräten die gleichen Richtlinien wie bei 
den Wahlen zu den Arbeiterräten. Wo es infolge unserer Schwäche nicht gelingt, drei 
Sympathisierende als Listenunterzeichner zu gewinnen oder besondere Bedingungen 
bestehen (höhere technische Angestellte und dergl.), können oppositionelle Ange
stelle nach vorheriger Zustimmung der Bezirksleitung der Partei auf Afa-Listen 
kandidieren.
Durchführung der Gewerkschaftsbeschlüsse des XII. Plenums.
Neben einer stärkeren .Auswertung der Beschlüsse des XII. Plenums^^ in der Tages
presse, durch Verknüpfung dieser Beschlüsse mit den Erfahrungen in den Bezirken, 
ist eine umfassende innerparteiliche Kampagne in allen Betrieben und kommunisti
schen Fraktionen durchzuführen. Die Bezirksparteitage''’ haben gelehrt, daß wir erst 
am Beginn eines Lünschwungs zur revolutionären .Massenarbeit in den reformisti
schen Gewerkschaften sind. Die gewaltige Bedeutung der revolutionären .Ai'beit in 
den reformistischen und christlichen Gewerkschaften im Kampf gegen die faschisti
sche Diktatur erfordert in allen Bezirken die Durchführung folgender Maßnahmen:
a) In der Bezirksleitung der Partei wird Stellung genommen zu den Vorbereitungen 
zur Betriebsrätewahl sowie zur kommunistischen Fraktionsarbeit in den wichtigsten 
Gewerkschaften im Bezirk. Durch Beratung des Sekretariats mit der kommunisti
schen Fraktion sind diese Fragen für die Bezirksleitung vorzubereiten. In einer 
besonderen Entschließung sind für die betreffenden Gewerkschaften der Stand der 
kommunistischen Fraktionsarbeit und die nächsten .Aufgaben zu behandeln.
b) In Konferenzen der Kommunisten der einzelnen Industriegruppen sind die 
gleichen Fragen durchzuarbeiten.
c) Die Betriebszeilen bestimmen im Einvernehmen mit der kommunistischen 
Fraktion in der RGO welche Genossen zum Eintritt in die reformistische Gewerk
schaft veranlaßt werden sollen.
d) In allen Zellen sind, ausgehend von den Beschlüssen des XII. Plenums, den 
Beschlüssen der Reichsparteikonferenz" und den Beschlüssen der kommunistischen 
Fraktion in der betreffenden Industriegruppe die Aufgaben der revolutionären 
Gewerkschaftspolitik und die speziellen .Aufgaben der Zelle in den betreffenden 
Betrieben zu beraten und zu beschließen.

9 \'gl. Dok. 7.5. Ajiiii. 3.
10 Zu den Bezirkspaileitagen vgl. Dok. und Dok. 80.
11 Vgl. Dok. 80. .Anm. 3.

625



83. 14.12.1932 Anweisungen des Sekretariats zum Lohnkampf

e) In den Parteibezirken, wo die Registrierung der koniinunistischen Mitglieder der 
reformistischen und christlichen Gewerkschaften noch nicht erfolgt ist, soll das sofort 
geschehen und zwar auf eine so einfache Weise, daß möglichst schnell diese 
Registratur für die Fraktionsarbeit ausgewertet werden kann.
f) In allen Großbezirken ist zu übeqjrüfen. welche Maßnahmen zur Schaffung der 
gewerkschaftlichen Oppositionsgruppen für die einzelnen im Betrieb vorhandenen 
Gewerkschaften durchgeführt werden.

Mit kommunistischem Gruß 
ZK — Sekretariat

83.

14. 12. 1932: Anweisungen des Sekretariats zum Lohnkampf

B,4 R .58, FC 1895 N. S. 151: Überschrift: ..Rundschreiben Nr. 26. .4nweisungen des Sekretariats 
des ZK.“

Inhaltsverzeichnis: Kampf um die Zurückeroberung der alten Löhne

An alle Bezirksleitungen!
Werte Genossen!
Der Reichstag hat die Aufliehung der Lohnahhaubestinnnungen der Papen- 
Notverordnung beschlossen und die Regierung ließ erklären, daß dieser tarifliche 
Lohnabbau zum 31. 12. 1932 rückgängig gemacht werden soll.' Es besteht die 
Gefahr, daß Arbeiter glauben, jetzt werde der Lohnabbau von selbst rückgängig 
gemacht, ln der Tat ist aber der Lohnabbau in den wichtigsten Betrieben und 
Industrien durch Schiedssprüche und Vereinbarungen durchgeführt w'orden, ohne 
Berufung auf die /*a/je/!->lotverordnung. Die Haitptaufgabe besteht jetzt darin, den 
Kampf um die Zurückeroberung der alten Löhne zu führen, damit jeder Pfennig 
Lohnabbau, der in der letzten Zeit durchgeführt wurde, rückgängig gemacht wird. 
Die Regierung will durch die teilweise Aufhebung des Lohnabbaus für einen kleinen 
Bruchteil der Belegschaften Illusionen erwecken und sich eine .Atempause schaffen, 
um durch die Differenzierungen und Spaltungen in der .Arbeiterschaft mit Flilfe der 
Leipart und Go. umso schärfer die faschistischen Wirtschafts- und Unterdrückungs
maßnahmen durchsetzen zu können. Die .Manöver der Klassenfeinde müssen wir 
durchkreuzen, indem w ir mit verstärkten Kräften den Kampf für die Zurückerobe
rung der alten Löhne in den Betrieben führen und die .Massen der Gewerkschaftsmit
glieder für den gemeinsamen Kampf, für die Einheitsfront gewinnen. Deshalb 
müssen nicht nur in den Betriebs-, sondern ebenfalls in den Gewerkschaftsversamm-

1 Arn 9. Dezenil)er 19.32 hescliliits der Reichslaji •legeii die Stimmen von D\'P und DN\'P die LidTiebung 
des zweiten Teils i ..Snzialpolitisehe .Mal.Mialmien ' der \ eriirdnting zur Belebtmg der \Tirtsrhaft vom
4. September. Ein .4ntrag von SPD und KPD atif .tiiflielning der ge.satnten \ erordnimg wurde an den 
sozialpolitischen .4tis.scbuB überwiesen. Die Reicb.sregientng ließ daraiifliiii den enlsitrecbenden Teil 
der Notverordnung am l4. Dezember auniebeii. \'gl. Schulthess 1932 S. 218-221; Horkenbach 1932
5. 414.
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lungen Beschlüsse durchgesetzt werden für den Kampf um die Zurückeroberung der 
alten Löhne, für die sofortige Vorbereitung des Kampfes durch die Wahl von 
Einheits- oder Kampfausschüssen in den Betrieben. Damit ist die Vorbereitung zu 
den Betriebsrätewahlen zu verbinden.^
Die teilweise Zurücknahme des Lohnabbaues in einem Teil der Betriebe ist zweifellos 
ein Erfolg der RGO. Indem die RCO gegenüber der Theorie, daß man in der Krise 
nicht streiken könne, und daß man sich auf parlamentarische Maßnahmen, wie 
Vüilksbegehren usw. beschränken müsse, den Streikkampf durchgeführt hat. hat die 
RGO bewiesen, daß sie die einzige gewerkschaftliche Kraft ist, die für die Einheit der 
Arbeiterklasse kämpft und die materiellen Interessen der Arbeiter, die sozialen 
Errungenschaften des Proletariats verteidigt.^ Wenn die Arbeiter auf das sozialdemo
kratische Volksbegehren gewartet hätten, dann wäre der Lohnabbau allgemein 
durchgefühlt worden und Papen heute noch in der Regierung. Diese Erfolge der 
RGO müssen zur größten Massenwerbung für die RGO in allen Betrieben ausgenutzt 
werden. Setzt Euch zur Beratung dieser .Aufgaben sofort mit der kommunistischen 
Fraktion in der RGO in V erbindung.
Gleichzeitig organisiert die Massenprotestaktion an den Stempelstellen und Wohl
fahrtsämtern für die Forderungen des Reichserwerbslosenausschusses gegen Llunger 
und Frost“* und für die Aufliebung der Notverordnungen vom 14. .luni 1932.

Mit kommunistischem Gruß
_______ ZK-Sekretariat

2 Vgl. dazu Dok. 82.
3 Die SPD halte am 12. Seplemher beim Reiclislmienmiiil.-.tei ium ein Volksbegehren zur .Xuflielumg der 

Notverordnung beantragt, naebdem der eiusprerbeiide Reirbstagsbesiddul.s vom selben Tag keine 
Reehtskrait erlangte. \'gl. Dok. 74. ,\nm. 3.

4 Am 20. November tagten in Berlin der kommtmistiscbe Reiehserwerbslosenaussehuß und der 
Reichseinbeitsausscbuß der .kmifasebisiischen .kktiou. Die .Aussehüsse beseblossen einen gemeinsa
men .Xul'ruf zur ..Rettung vor Hunger und Frost", der am 22. 11. m der Roten Fahne Nr. 210 
veröffentlieht wurde. Der .ktifrid' enthielt folgende F'orderungen: 1. jeder l iiterstiitzungsempfänger 
erhält pro \t orbe ein Brot als Zusalzuiilerstülzung. 2. jeder Haushalt von L'nterstiitzimgsempfängern 
erhält sofort 5 Zentner Kartoffeln. 3. jeder Haushalt von Lbilcrstülzimgsempfängern erhält 10 Zentner 
Kohlen zusätzlieh zur Unterstiitzimg. \ gl. RI' Nr. 210 vom 22. 11. 1932.

84.

21. 12. 1932: Anweisungen des Sekretariats an die Bezirksleitungen und
Redaktionen

StA Bremen. 4,65-IV 13 k; Polizeiliche Abschrift, I AN 2160/30.1. Überschrift: „Rundschreiben 
Nr. 28. ,4nweisungeii des Sekretariats. ,4n alle Bezirksleitungen und Redaktionen.“

Inhaltsverzeichnis:
Verstärkte Massenoffensive gegen imperialistische Kriegspolitik, Ghauvinismus und 
Versailler Diktat.
Kampagneplan zur lüjährigen W iederkehr der Ruhrbesetzung Januar 1923 —Januar 
1933
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I. Die Bedeutung unserer Offensive.
Aus Anlaß der verschärften irnperialistisclien Kriegskonllikte und aus Anlaß der 
10jährigen Wiederkehr der Ruhrbesetzung (Januar 1923—Januar 1933) muß die 
Partei eine verschärfte und verstärkte Massenoffensive gegen die Kriegspolitik der 
imperialistischen Mächte, gegen den Chauvinismus und das Versailler Diktat 
entfalten. Jahrelang vermochte sich der bis vor einiger Zeit auf der Grundlage einer 
breiten chauvinistischen Verhetzung schnell entwickelnde Faschismus im Bunde mit 
den Reformisten in Deutschland durch einen vorgetäuschten Kampf gegen das 
Versailler Diktat, durch die Entfachung chauvinistisch-nationalistischer Leiden
schaften, breite Schichten des werktätigen Volkes vom Kampf gegen den deutschen 
Kapitalismus, gegen die Lohn- und Unterstützungsräuber abzuhalten.
Aus Anlaß der bevorstehenden außenpolitischen Niederlagen der deutschen Bour
geoisie und der bevorstehenden lüjährigen Wiederkehr der Ruhrbesetzung ist mit 
einer neuen Steigerung der chauvinistischen Verhetzung zu rechnen. Die deutsche 
Regierung versucht erneut, das durch das 5c/j/eic/ier-Kabinett von der Papen- 
Regierung übernommene Wirtschaftsprogramm mit seinen Lohnabbau- und Unter
stützungsmaßnahmen durchzuführen. Von diesen Tatsachen soll die Lortführung 
und Steigerung der .Aufpeitschung nationalistischer Leidenschaften ablenken. 
Unsere Partei hat durcli das gemeinsam mit der französischen Bruderpartei und der 
Partei des Saargebiets herausgegebene Manifest gegen Versailles' und vor allem 
durch das Auftreten unseres Genossen Ernst Thälmann in Paris" bereits vor einigen 
Monaten die Initiative ergriffen zur Entfaltung einer breiten Massenkampfbewegung 
gegen imperialistische Kriegspolitik. Versailler Diktat und für die Weckung und 
Stärkung des proletarischen Internationalismus.
Durch unsere jetzige Kampagne anläßlich der lüjährigen Wiederkehr der Ruhrbeset
zung soll ein zweiter, entschiedener Schlag gegen die faschistischen Machthaber, die 
Kriegspolitiker und gegen die Tributknechtschaft geführt werden. Diese Kampagne 
führen wir im Rahmen unseres Kampfes gegen die faschistische 5c/t/e/c7ier-Diktatur, 
im Zusammenhang mit unserem Kampf gegen Hunger und Frost, gegen den neuen 
drohenden Lohnabbau und für die Zurückeroberung der geraubten Löhne. Es muß 
uns gelingen, eine neue Welle von Kampf- und Streikaktionen zu entfesseln. Es gilt, 
in Erfüllung der Beschlüsse des XII. Plenums und der Reichsparteikonferenz; ' durch 
diese Kampfaktion, durch wirtschaftliche Streiks und politische Kämpfe, die Massen 
an den Massenstreik und den politischen Generalstreik heranzttführen. Das ist für 
eine wirkliche Antikriegsaktion von unbedingter Notwendigkeit. Unmittelbar mit 
dem Jahresbeginn muß nach intensiver organisatorischer Vorbereitung dieser 
Kampagne in der Zeit zwischen Weihnachten und Neujahr mit der Durchführung der 
Kampagne begonnen werden.
Es muß uns gelingen, die chauvinistische Welle an allen Stellen, wo sie in 
Erscheinung tritt, entschlossen zurückzuschlagen und niederzuringen.
II. Verschärfung der deutsch-französischen und deutsch-polnischen Gegensätze — 
Verschärfung des Versailler Konfliktes.

1 Vgl. Dok. 78. Anrn. 3 tiiid 4,
2 Vgl. Dok. 79. Aura. 1.
3 Vgl. Dok. 7-5. Amn. 3 mul Dok. 77. Anrn. 2.
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Mit der Teilnahme Deutschlands an der Genier Konferenz'* ist keinesfalls, wie die 
deutschen nationalistischen Blätter behaupten, eine ..Anerkennung der Gleichbe
rechtigung Deutschlands“ erfolgt. Die französische Bourgeoisie hat eindeutig erklärt, 
daß die „.Anerkennung der Gleichberechtigung“ nicht der „Ausgangspunkt“, 
sondern das ,,Endziel“ der Konferenz sein soll. Sie erklärt weiter, daß zur Revision 
der Militärklausel des Versailler Vertrages sämtliche Unterschriften der Versailler 
Mächte erforderlich seien. Die französische Regierung werde aber, so erklärt die 
französische bürgerliche Presse, niemals solchen Regelungen ihre Zustimmung 
geben, die .,die französische Sicherheit bedrohen“ und seine Hegemonie einschrän
ken und Deutschland militärische Zugeständnisse machen werden.
Das Geschrei der deutschen Bürgerpresse über ..deutsche Erfolge in der Gleichbe
rechtigungsfrage“ soll lediglich den neuen deutschen Canossagang zu den Versailler 
Tributmächten verschleiern. Deutschlands Gang nach Genf bedeutet ein stärkeres 
Einschwenken in die Antisowjetfront der V’estmächte. Besonders die schwerkapitali
stische Presse des Westens (z. B. Kölnische Zeitung), ferner auch solche schwerindu
striellen Blätter, wie die ÜAZ. eröffnen bereits eine verschärfte Offensive gegen die 
Sowjetunion. Der ökonomische Hintergrund dieser Offensive liegt u. a. in der 
Tatsache stärkerer Vergebung sowjetrussischer Aufträge nach Amerika, in der 
projektierten Vergebung, so von Russenaufträgen auch nach Frankreich, und vor 
allem auch in der gemeinsamen Offensive der deutschen und englischen Ölkapitali
sten gegen die Sowjetunion (Anglo-Persianer Olkrieg gegen die UdSSR).
Die außenpolitische Einie Detitschlands wird zu einer weiteren Verschärfung der 
Gegensätze mit Frankreich führen, ln Schleichers Rttndfunkrede wurde eine scharfe 
chauvinistische Stellungnahme gegen Frankreich bezogen.*’ Das Schleicher-Kuhinett 
verfolgt die von den Nazis seit langem vertretene außenpolitische Einie eines 
Bündnisses mit Italien. England und einigen Donaustaaten gegen Frankreich und 
Polen. Das Selbstbestimmungsrecht der Deutschösterreicher wird durch die Imperia
listen verstärkt mit Füßen getrampelt. Nazis, SPD und Zentrum, sowie die SPÖ, die 
clu'istlich-soziale Partei und die Hakenkreuzler in Österreich haben in der Anschluß
frage völlig vor den Versailler Unterdrückerstaaten kapituliert.
Die Konstituierung der Paul ßoncour-Regierung wird ebenfalls zu einer Verschär-

4 Ajn 6. Dezember 19.32 wurde Deulsciiland zu der seit .tnfanfi Februar 19.32 lafreiiden .41)rüsluugsk<pu- 
ferenz des t'ölkerbuiides in Geiii’ zueelasseii. um neben den US.\. Crobbrilannien. Frankreich und 
Italien an der engeren Fünfmäclitekonferenz bi.s zum 10. Dezemlter teilztmehmen. Die fünf Mächte 
einigten sich in den V’erbandittngeti. attf eine allgemeine Begrenzttng der Rüstungen auf der Basis der 
Gleiclilterechtigung liinzuarbeiten. Vgl. Schtillbess 1932 S. 481 f.

.5 Im Dezemlter 1932 entzog die persische Regierttng der .\nglo-Pcrsian-Oil-Gompany die Förderungs
konzession. Hierüber kam es zu einem Rechtsstreit mit Großbritannien vor tlein internationalen 
Gerichtshof im Haag. \ gl. Schulthess 1932 S. 381 f. t gl. atich Inprekorr Nr. 108 vom 29. 12. 1932. 
S. 3464 ff.

6 In einer Rtmdftmkrede zttr Erlänterttng seines Regierungsprogramms forderte Schleicher am 
1.5. Dezember 1932 völlige Gleichberechtigtmg Detitschlands. Er erklärte die Bereitschaft seiner 
Regierttng zu einer .Xbrüstutigsvereinbarung unter der Bedingung, daß die anderen europäischen 
Mächte ihrerseits zu einer ebensolchen Rüstttngsbeschränktmg bereit seien. \ gl. zttr Rundfunkrede 
Schleichers Schulthess 1932 S. 223 f.t Horkenbach 19.32 S. 420 f.

7 In Frankreich war .MmisterpräsidenI Herriot am 14. Dt^zentbtu' wegen tler Frage der Schuldentilgung 
gegenüber den l SA voti der Katnintu’ gestiirzt worden. Das ntuie Kubitiett wurde ton dem parteilosen
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fung der deutsch-französischen Gegensätze führeru da der ehemalige Sozialdemokrat 
Boncour einer der markantesten Vertreter des französischen Chauvinismus und der 
Versailler Tributpolitik ist.
Der polnische Imperialismus verschärft seine Okkupationsabsichten gegen Danzig. 
Er übt einen verschärften Druck auf die deutschen unterdrückten Minderheiten in 
Danzig. Oberschlesien. Polen etc. aus. Die Maßnahmen der Sc/t/efc/ter-Regierung 
durch Inangriffnahme der Ostsiedlung (Munderttausende Morgen Land sollen nach 
Schleichers Rundfunkrede zur .Abwendung des Eindringens „fremden Volkstums“ 
aus den Kreisen der nationalistischen Anhängerschaft im Osten besiedelt werden!) 
stellen ebenfalls ernste Kriegsmaßnahmen der deutschen Bourgeoisie dar.
Aus dieser Situation ergibt sich: durch die Teilnahme Deutschlands an der Genfer 
Konferenz wird die Versailler Diktatur nicht abgeschwächt, sondern verschärft. Die 
imperialistischen Gegensätze spitzen sich weiter zu. Die Nichtangriffspakte der 
UdSSR mit verschiedenen imperialistischen europäischen Staaten sind ein großer 
Erfolg der Eriedenspolitik der Sowjetunion, schwächen aber keineswegs die Kriegs
gefahr ab. Der weitere Verlauf der Kriegsschuldenregelung (Frankreichs und 
Belgiens Weigerung zur Zahlung der fälligen Raten an Amerika) verschärft die 
imperialistischen Konllikte untereinander und zeigt die tiefe Bedeutung der im 
engsten ursächlichen Zusammenhang mit dem Kriegsschuldenproblem stehenden 
Versailler Frage. Die deutschen .Aufrüstungsbestrebungen nehmen verschärft ihren 
Fortgang {Schleicher-Rede). Die Ankündigungen Schleichers auf Realisierung der 
faschistischen Milizprojekte, mit LTiterstützung der SPD. die Einsetzung des 
Reichskuratoriums für militärische Jugendertüchtigimg. die Teilnahme des Reichs
banners und sämtlicher faschistischen Organisationen an diesen faschistischen 
Wehrplänen, die Vereinigung der Kanzlerfimktion mit der des Reichswehrministers 
in der Hand Schleichers, die Unterstützung der Sc/i/efc/zer-Diktatur durch die offene 
Tolerierung der Nazis und durch die Mithilfe der Sozialdemokratie und des .ADGB 
(Leipart-YMrs,) — all diese Tatsachen zeigen die Verschärfung der imperialistischen 
Kriegsbestrebungen seitens der deutschen Bourgeoisie mit samt ihren faschistischen 
Terrorformationen und dem deutschen Sozialläschismus. Gegen diese Kriegspolitik 
der deutschen Bourgeoisie muß die Kommunistische Partei im Kampfe um Deutsch
lands soziale und nationale Befreiung die ganze Kraft ihres revolutionären Massen
kampfes richten.
Im fernen Osten, dem Hauptbrandherd imperialistischer Kriegskonflikte auf dem 
Erdball, spitzen sich die japanisch-chinesischen Konflikte erneut zu. Der japanische 
Imperialismus betreibt eine verstärkte Interventionsoffensive gegen die Sowjetunion 
und ihre Friedenspolitik. Der A ölkerbund, dieses Instrument der Imperialisten, 
„versagt“ nicht, wie die Sozialfaschisten es darzustellen versuchen, sondern er führt 
seine Rolle als Instrument der zum Kriege treibenden imperialistischen Mächte in 
gerader Linie fort und ist insbesondere der Agent des französischen und japanischen 
Imperialismus.
III. 10jährige Wiederkehr der Ruhrbesetzung und das Ziel unserer Kampagne.

Ministerprä-sidenlen Paul Boncour gebildet, der gleiehzeilig auch das Außentniiiisteriuni übernahm. 
\ gl. Sehulthess 1932 S. 307 ff.

8 ln der t’orlage: angesiedelt.
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Die Politik der faschistischen Diktaturregieruiifj Schleichers., sowie die Maßnahmen 
des deutschen Faschismus und ihrer sozialfaschistischen Helfer (Let/tart-Rede in 
Bernau)'^ gehen darauf hinaus, die chauvinistische Welle erneut zu einer breiteren 
Entfaltung zu bringen. Deutschlands Bestrebungen in Genf werden zw'eifellos. 
ähnlich wie bei den Vorstößen der Zollunionspläne. wie bei Abschluß des 
Lausanner .Abkommens. " wie bei den mißglückten deutschen Aufrüstungsvorstößen 
zu einer neuen Kapitulation der deutschen Bourgeoisie führen. Anläßlich der 
lOjährigen Wiederkehr der Ruhrbesetzung werden 5c/t/ctc/te/-Regierung, die faschi
stischen Massenorganisationen, sowie die Sozialfaschisten ihre nationalsozialistische 
Offensive waeder starker zu entfalten versuchen, um die chauvinistische Welle erneut 
emporzutragen, um von der sozialen Bedrückung durch den deutschen Kapitalismus 
abzulenken.
Das politische Ziel unserer revolutionären Antikriegs- und Antiversailles-Offensive 
besteht darin:
1. Allen Werktätigen Deutschlands die Verschärfung der zum imperialistischen 
Kriege treibenden Konllikte der imperialistischen Staaten untereinander aufzuzei
gen, auf die drei brennenden Probleme Deutschland-Frankreich. Deutschland-Polen 
und auf die Zuspitztmg der imperialistischen Gegensätze an der südost-europäischen 
Ecke hinztiweisen — Enthüllung der verstärkten Kriegsrüstungen der Imperialisten.
2. Die geplante Steigerung der chauvinistischen Hetze der deutschen Bourgeoisie, des 
Faschismus und des Sozialfaschismus zuruckzuschlagen und unseren Frontalangriff 
gegen Ghauvinismus fortzusetzen.
3. Diese Kampagne zu führen auf der Einie des Kampfes gegen den Feind im eigenen 
Fand, gegen die deutsche Bourgeoisie, gegen den deutschen Kapitalismus und 
Faschismus und gegen die 5c/t/et’c/ter-Diktatur.
4. Verschärft die Massenfront auf der Grundlage einer breiten Einheitsfrontbewe
gung von unten gegen die imperialistischen Kriegsmaßnahmen aufzurollen. — Dabei: 
besondere Entfaltung unserer Massenoffensive an der innergewerkschaftlichen 
Front, gegen den nationalistischen Let/jart-Kurs und gegen das Reichsbanner, das 
den Schleicher-Kurs auf Militarisierung und Faschisierung der werktätigen Jugend 
unterstützt.
5. Unsere Anti-Versailles-Offensive verstärkt und in breiter Massenfront fortzu
führen.
6. In engster Verbindung mit den .Massenkämpfen gegen den neuen drohenden 
Lohnraub, für Zurückeroberung der abgebattten Löhne, besondere Entfaltung 
unserer Offensive in den Kriegsrüstungsbetrieben, in engster Verbindung mit den 
Massenaktionen der Erwerbslosen gegen Hunger und Frost und für unsere Winter
hilfsforderungen. Steigerung unserer Massenoffensive für die soziale und nationale 
Befreiung des werktätigen deutschen V^olkes." Hinweis auf die enge Zusarnmenar-

9 Zur Rede Leiparts vgl. Dok. 82. Aiim. 7.
10 Gemeint ist da.s gescheiterte Projekt einer detn.s( h-österreiehis( lien Zollunion aus dein .luhre 1931.

\ gl. dazu Dok. 4.5. .Anin. 4.
11 \ gl. Dok. 68. .4nni. 13.
12 Die KPD führte ihre Anti-\'ersailles-Kampagne auf der Grundlage des am 24. 8. 1930 zunächst als 

\t ahlkampfprograimn verkündeten ..Programmerklärung zur nationalen und sozialen Befreiung des 
deutschen \ olkes". \’gl. dazu Dok. 2"’. .4nm. 5.
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beit der Ruhr-Montan-Industrie (z. B. Krupp) mit dem französischen Kapitalismus 
über den Weg der internationalen Rohstahlgemeinschaft, Auswertung der Tatsache 
der unerhörten Millionensubventionierung der Kriegsbetriebe der Ruhr durch die 
deutschen Regierungen.
7. In Verbindung mit unserem Kampf gegen die weitere Vernichtung und Zerstörung 
der Sozialpolitik: Verstärkung unserer Offensive zum Kampf für die Verwendung 
der Reichswehrmilliarden für die Erwerbslosen, Kriegsbeschädigten und Elinterblie- 
benen (auf unsere Reichstags- und die französischen Kammeranträge hinweisen).'*
8. Konkrete Kampfmaßnahmen durchzuführen gegen den faschistischen „freiwilli
gen Arbeitsdienst“ (Lohnkämpfe. Kämpfe um besseres Essen, um die Wahl von 
Küchenkommissionen, \ ertrauensleute etc.), konkrete Kampfmaßnahmen gegen die 
militärisch-chauvinistische Verhetzung durch Film. Literatur etc. Revolutionäre 
Massenbewegungen gegen die Luftschutzmanöver, Gasschutzühungen etc. Breiteste 
Popularisierung der hier bereits erzielten Erfolge und Erfahrungen.
9. Durch unsere Kampagne: Einbruch auch in die Reihen der studierenden 
werktätigen Jugend, in die Schichten der bürgerlichen Intelligenz (gegen die 
Auffassung, vom ..Krieg als Ausweg für die erwerbslose Intelligenz“), in die Kreise 
der Angestellten und Beamten.
10. In dieser Kampagne die historisch bedeutsame Rolle des kommunistischen 
Jugendverbandes durch die lebendige Anteilnahme aller Jungkommunisten an dieser 
Kampagne herzustellen (revolutionärer Antimilitarismus). Arbeit des KJV D unter 
den Besatzungstruppen des Ruhrgebiets. Kampf gegen faschistische Arbeitsdienst
pflicht, gegen Reichskuratorium etc.
11. Dem faschistisch-chauvinistischen Schlageter-K\i\t die Popularisierung unserer 
jungen revolutionären Helden aus dem Rulirkrieg {Hugo üemare etc.) entgegenzu
stellen.’"
12. In der Aufrollung unserer Stellungnahme zur nationalen Frage müssen wir einen 
Schritt vorwärts tun in der Bolschewisierung unserer Partei. Es gilt gemeinsam mit 
der KPD in der Frage Versailles, der Frage Elsaß-Lothringen und Saargebiet, 
gemeinsam mit unserer polnischen Bruderpartei in der Frage Danzig, Oberschlesien, 
Pommerellen, gemeinsam mit der kommunistischen Partei Italiens in der Frage 
Deutsch-Südtirol und Deutsch-ÖsteiTcich den internationalen proletarischen Kampf 
zu fuhren gegen die nationale Unterdrückung.’ ’ gegen den nationalistischen Terror, 
für das Selbstbestimmungsrecht der unterdrückten nationalen Minderheiten, wobei 
die Brudersektionen unserer kommunistischen Partei die krage weitgehend stellen

13 ..Her mit den Rtistuiiftsmillianlen tür dies himgemde \nlkl '. .\nlruge der K(mimunisten in der 
franzö.si.wlien Kuinmer und im Reieh.stug. RF Nr. 19.3 rom 26. 10. 1932. \ gl. dazu Dok. 78. Anm. 3.

14 .Albert Leo Sclilageter 1894-1923 ; wtirde 1923 wegen S|)rengston'atisehlägen auf die \ erkehrsver- 
bindungen der französi.srhen Truppen wiibrend der Rnbrbesetztmg 
Kriegsgerieht ztitn Tode verttrteik und hingeriebtet. Sclilageter wurde 
Opposition" im .lalue 1932 attf der Oolzlieimer Heide bei Düsseldorf an der Hinriehtungsstätte ein 
Denkmal errichtet. Dagegen wutidte sich Die Rote Fahne in einetn Artikel mit der Losung: ..Schlageler 
sprengte eine Brücke, wir sprengen ein Systeml" \'gl. R}' Nr. 109 vom 27. 5. 1932. Gegen den 
Schlageler-Kah der Rechten propagierte die KPD seit 1931 das A'orbild des .hmgkomniimislen Hugo 
Demare. der Pfingsten 1923 bei einer kommtmistischett Ktmdgebtmg gegen die Ruhrbesetzung 
erschossen worden war.

15 Vgl. die Berichtigung itn Anhang des Dokuments.

einem französischenvon
der sog. ..nationalenvon
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bis zur Loslösung (Frankreich-Elsaß-Lothringen und Polen-Oberschlesien) bzw. bis 
zur Vereinigung mit Deutschland.'*’ Insbesondere auch in den deutsch-österreichi
schen Grenzgebieten muß unter den werktätigen Grenzbewohnern der revolutionäre 
Ausweg aufgezeigt werden.
Wir müssen sehen, daß das Auftreten des Genossen Thälmann in Paris ein wichtiges 
historisches Ereignis in unserem Kampf für die soziale und nationale Befreiung 
Deutschlands war, daß durch diese Kampagne ein wichtiger Schritt zur Überwin
dung einer der Überreste des Luxemburgismus getan wurde und daß in diesem 
Auftreten ein wirklicher und bolschewistischer Fortschritt vorhanden ist gegenüber 
den vielfach von dem Genossen Neumann publizierten ,,Freiheits'‘-phrasen. (Wir 
und die unterdrückten deutschen Minderheiten.)’’ Hinweisen auf den Plebiszitbe
trug in Oberschlesien, die betrügerischen Versprechungen der deutschen und 
polnischen Nationalisten, — auf den nationalen Verrat der deutschen Bourgeoisie 
während des Ruhrkrieges (Zentrum: für Lostrennung des Rheinlandes, Jarres- 
Versackungspolitik. 5tm/ies-Abkommen mit Begoutte und Lnöersac-Ünterstützung 
der chauvinistischen Landesverräter durch die SPD).
13. Die Kampagne wird im engsten Zusammenhang mit unserer LLL-Kampagne,’® 
mit der Kampagne 14 Jahre KPD und der Kampagne zum A/anr-Jubiläum geführt, — 
sie muß zu einer ernsten theoretischen Vertiefung unserer Arbeit führen, besonders 
unter unseren jungen Parteikadern Klarheit schaffen über die Probleme des 
Marxismus-Leninismus, über unsere Stellung zur Nationalen Frage {Lenin-Stalin), 
über die Fehler Rosa Luxemburgs etc. — Die Kampagne muß im Sinne des Stalin- 
Briefes zu einer schonungslosen Fortführung unserer Offensive gegen den Zentrismus 
und Luxemburgismus gestellt werden.’“’
14. Diese ganze Kampagne zu führen unter den Losungen des Schutzes und der 
Verteidigung des Vaterlandes der Werktätigen, der üdSSR.
IV. Konkrete V orschläge für die praktische Durchführ ung der Kampagne.
1. Breiteste Auswertung der für die Zeit vom 28. bis 30. Dezember dieses Jahres 
geplanten Internationalen Konferenz der deutschen, französischen, belgischen, 
englischen, polnischen, österreichischen Sektionen der Kommunistischen Partei,^”

16 V’^1, die Beiiehti^img im .Vnhang des DokumeiUs,
17 Vgl. die Beritlitigimg im ,\idiang des Dokuments.
18 Die KBD \eraiistahete im .lamiar jeden .lalires sog. Lenin-Liehknecht-Lu.vemburg-Feiern zur 

Enniienmg an die Ermordung von Karl Liebknec/il und Rosa Lu.reinbiirg !l.ö. Januar 1919) und den 
Todestag Lenins (21. .lanttar 1924). Im Jahre 19.'l.‘j sollte die Kampagne zur t'orbereitung der LLL- 
Feiern verbunden werden mit der ..ideologi.scbeti Oliensive” der Partei sowie der Feier des 50. 
Todestages von Karl Marx am 14. März.

19 Am 22. 11. 1931 veröffentlichte Die rote Fahne Nr. 213 einen Brief Stalins an die Zeitschrift 
Proletarskaja Revoluzija (Proletarische Revolution. Zeitschrift der Kommission zur Erforschung der 
Geschichte der KPdSl' i. in dem er zttm Kampf Lenins tmd der Bolschewiki gegen den Zentrismus in 
der Vorkriegssozialdemokratie Stellung nahm. Datnit begann eine nette Kampagne gegen den sog. 
Lu.xemhttrgismus. Vgl. dazti Dok. 57.

20 Die Konferenz tagte am 30. Dezember 1932 illegal itn Rattm Solingen-Remscheid (sog. ..Essener 
Konferenz"). Sie wttrde geleitet von G. Dimilroff. tias Hattpireferat hielt tV. Florin. Die Konferenz 
heschloli eine politische Deklaration, eine Deklaration über die Lage in Österreich, einen Beschluß 
über gemeinsame Aktionen der kommunistischett Parteien tmd eilten .Atifrttf an die Jttgend. Die von 
der Konferenz beschlossene ..Deklaration zttr zehnjährigen M iederkehr des Ruhrkrieges“ erschien in
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weiteste \ erbreitung der dort gefaßten Beschlüsse und des für den [. . geplanten 
genieinsainen Aufrtifes. — Uninittelbare Auswertung der in der Zeit vom 20. bis
24. Dezember dieses Jahres tagenden Konferenz des in Amsterdam konstituierten 
Antikriegs-Komitees in Paris."■ Breite Behandlung der dortigen Reden"'* und
Beschlüsse in unserer Tages- und Betriebspresse.
2. Massenmäßige V orbereitung und Durchführung der revolutionären Antikriegs- 
Konferenzen unserer Partei für die Bezirke Danzig-Ostpreußen, sowie Schlesien und 
Oberschlesien. Popularisierung der auf diesen Konferenzen gemeinsam mit der 
polnischen Bruderpartei beschlossenen Proklamatiotien. Massenverbreitung der 
Beschlüsse unter den Werktätigen der an Polen grenzenden Gebiete. Auswertung 
aber auch in der gesamten Reichspresse."'*
3. In der Zeit vom 3.—10. Januar finden im ganzen Reich große Massenversammlun
gen und Kundgebungen statt.Neben den öffentlichen Versammlungen werden 
unsere Bezirke angewiesen, vor allem für die Großbetriebe große Belegschaftsver
sammlungen zu organisieren. Besonders unsere westdeutschen und schlesischen 
Bezirke müssen geschichtliche Ereignisse, durch die die betreffenden Betriebe mit 
dem Ruhrkrieg verbunden sind (passive Resistenz. Erschießung von Belegschafts
mitgliedern durch die französische bzw. polnische Soldateska etc.), zum Anlaß 
nehmen, unsere Offensive in den Betrieb zu tragen. — Die Versammlungen stehen 
unter dem Motto: Vor 10 Jahren Ruhrbesetzung! KPD im Kampfe gegen imperiali
stische Kriegsverbrecher! Nur Kommunismus zerreißt die Versailler Ketten!
Es muß uns unter allen E'mständen gelingen, die Offensive in der geplanten 
Kampagne anläßlich der 10jährigen Wiederkehr der Ruhrbesetzung zu bekommen, 
um nationalsozialistische Manöver der faschistischen Bourgeoisie zu verhindern. 
Unsere Parteibezirke, besonders auch der Bezirk Oberschlesien. müssen jetzt bereits 
mit der \ orbereitung der Kampagne anläßlich der 1 Ijährigen \\ iederkehr des 
Jahrestages des oberschlesischen Plebiszit-Betruges beginnen.
4. Am 11. Januar 1933, am Tage der 10jährigen Wiederkehr des Einmarsches der 
französisch-belgischen Truppen in das Ruhrgebiet, müssen im gesamten Reiche

fU'Sr. 7 viiin 8. 1. l‘).3.'t. Der Bcscliliii,'; zur vcisiiirklcii iiili nuKiiiiiiilcn Ziisainim-iiarbeit wurde in RF 
Nr. 8 vom 10. 1. 19.3.3 veWil'lentlirlil. die Deklaration über Österreich in /?/'Nr. 9 votn 11. 1. 1933. 
t'gl. fd.rotiik S. 30-t.

21 Lücke in der t'orlace.

22 Die in Paris tagende Konferenz des .\titikrieeskoinitees war die erste Kotiferenz des auf dem 
Internationalen Kongrefs gegen den imperialisiisclien Krieg im .Atigust 19.32 in .Amsterdam gewählten 
..\A eltkomitees gegen den im(>eriali.stischen Krieg '. Die Tagung bescblob eine allgemeine politische 
Resolution, m der auf ilie Zuspitzitiig der Kriegsgefahr hingewieseti wurde. Ferner wurde eine Reihe 
von Bivschhissen zur Lage m verschiedenen Landern (liina. Indien. Südamerika) gefabl. \ gl. dazu 
lU' Nr. 227 vom 29. 12. 19.32: ..Flatninenzeichen von Paris. Die Bedeutung der Beschlüsse des 
Antikriegskomitees fitr das deutsche Proletariat.''

2.3 In der A'orlage: Helden.
24 Über solche Crenzireffeti mit der Polnischen Komimmistischen Partei berichtete Die Rote Fahne 

tiiclus. .Auch die erwälmteti Proklatnationeti sind dort iiii ht zu finden.
2.5 Atn 4. .lanttar fand in Berlin eine Massenkundgebung der KPD statt, an der nach .Angaben der Roten 

Fuhne über 100000 Menschen teihiahnien. Vgl. /?/■'Nr. 4 vom 5. 1. 19;5.3. Bereits atn Tage zuvor 
hatten in Essen. Dortnnmd und zahlreichen anderen Stadien des Rtilirgebiets kommunistische 
Demonstrationen stattgeftmden. \ gl. dazu den Artikel ..l'iisere Partei beherrscht die Strafsenl RF 
Nr. 4 vom 5. 1. 193.3.
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große Masseiidenionstrationen. Massenaufmärsche, iiiternationale Meetings unter 
den gleichen Losungen wie unter Punkt 3 abgehalten werden.""
5. In den darauffolgenden Wochen müssen unsere Grenzbezirke Ostpreußen, 
Oberschlesien. Schlesien. Baden. Württemberg, Mittebhein. Niederrhein, Ruhrge
biet. Hamburg revolutionäre Grenzlandkundgebungen gemeinsam mit den Bruder
parteien der an diese Bezirke angrenzenden Länder durchführen. Mit den Bruderpar
teien muß sofort das Auftreten ausländischer Redner vereinbart werden; diese 
Grenzlandkundgebungen gilt es ferner auch durch Massenteilnahme ausländischer 
Proletarier der Grenzbezirke zu gigantischen Kundgebungen des revolutionären 
Internationalismus zu gestalten.
6. Auf allen Versammlungen und Kundgebungen gib es, Telegramme und Begrü
ßungsschreiben an unsere französische, polnische, belgische etc. Bruderparteien bzw. 
an die Belegschaften bestimmter ausländischer Großbetriebe (besonders der 
Rüstungsbetriebe) anzunehmen.
7. Es empfiehlt sich, als Redner in unseren Massenkundgebungen und Massende
monstrationen besonders auch solche Genossen zu verwenden, die während des 
Ruhrkrieges bzw . in Oberschlesien an Ort und Stelle revolutionäre Arbeit verrichte
ten bzw. von der Besatzungsbehörde zu Kerkerstrafen verurteilt wurden, die 
ausgewiesen wurden etc. Besonders gilt das für unsere Grenzbezirke.
8. Lhisere gesamte Presse muß in starkem Maße zum Träger und Helfer unserer 
verstärkten Massenoffensive gegen imperialistische Kriegspolitik und gegen Versail
les werden. Wir schlagen deshalb unserer Presse vor;
a) Anfang Januar besondere Artikel und besondere Selten zur Ruhrbesetzung 
bringen."
b) Abdruck internationaler Dokumente, wie Aufrufe, Beschlüsse etc., die unsere 
revolutionäre und internationale Stellung und Kampfmobilisation zur Zeit des 
Rubrkrieges aufzeigen.(Unsere westdeutschen Zeitungen müssen besonderes 
Material Zusammentragen, der Pressedienst w ird ebenfalls Material bringen, das von 
der Reichspresse ausgewertet werden kann.)
c) .Abdruck von .Arbeiterkorrespondenzen über Erlebnisse aus der Zeit des Ruhrkrie
ges bzw^ des Kampfes in Oberschlesien. Behandlung solcher Probleme wie: Rolle der 
SPD, Erfahrungen aus der Zeit des passiven Widerstandes. Der Streik als politische 
Kampfw affe gegen soziale und nationale Unterdrückung, Verbrüderung der .Arbeiter 
mit den Besatzungssoldaten. Revolutionäre antimilitaristische Arbeit deutscher und 
französischer Jungkommunisten etc.
d) Durch die Inprekorr. den Pressedienst^ durch die kommunistische Rhein-Ruhr-

.\in 11. 1. braclilc Die Rote tuhne aiil der 1 itcl.seitc einen .Aufruf Thälmanns zur zehnjährigen 
\A lederkehr der Hnhrheselznng sowie einen Demon.siration.s|)lan für Berlin. Vgl. RF Nr. 9 vom
11. 1. 1933. L'her die Dnrehfnhrung der angekiindigten De........ herirhlele die Zeitung in
den folgenden Tagen jedoch nichts.

2? Die Rote Fahne eiilffnete am 8. .lanuar liie Pi e.ssekarnpagne zur Ruhrheseizung mit dem Artikel: 
..Reißt hoch das Banner tm.seres Internalionalismusl (legen A ersailler Raiih.systetn. gegen Kriegsge
fahr und (.hauviinsmusl Int Zeichen der zehnjährigen \A iederkehr der Ruhrhesetzung". V gl. Rt' Nr. 7 
vom 8. 1.1933.

28 A gl. etwa ..Massenstreik iiher Berlin. Aus ilen Ruhrkriegstagen 1923 '. W Nr. 10 vom 12. 1. 1933. 
..Wir schlugen die Separatisten 1“ von W'. Flnn'n. ///'Nr. 11 13. 1. 19.33.vom
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Presse und durch die Presse in Schlesien und Oberschlesien müssen unverzüglich 
französische, belgische und polnische Soldatenkorrespondenten besorgt werden. 
Darin Schilderungen revolutionärer Tätigkeit der Jungkommunisten^'* unter den 
Besatzungstruppen, Meutereien, Verbrüderungsaktionen mit den deutschen Arbei
tern. Die Reichspresse muß diese Materialien von Inprekorr. Pressedienst, oberschle
sischer und Rhein-Ruhr-Presse auf breitester Grundlage auswerten, 
e) Die ganze Kampagne darf keinesfalls jubiläums- oder vereinsmäßig geführt 
werden, sondern muß, mit revolutionärem Inhalt gefüllt, in engster Verbindung mit 
den aktuellen politischen Tagesproblemen stehen.
9. Wir verweisen noch auf die besonderen Aufgaben des Kommunistischen Jugend
verbandes anläßlich der lüjährigen \i'iederkehr der Ruhrbesetzung. Alle Bezirke 
werden auf die wichtigen Beschlüsse der Reichsparteikonferenz in der Jugendfrage 
aufmerksam gemacht und werden ersucht, alle Maßnahmen des KJVD in weitge
hendstem Maße zu unterstützen und dem Jugendverband die beste Hilfe der Partei 
zuteil werden zu lassen.
Mit besonderer Initiative muß der im Leyoart-Kurs verstärkt zum Ausdruck 
kommende Faschisierungsprozeß der Gewerkschaften anläßlich der von Leipart, 
Eggert und Go. verfochtenen Unterstützung der Aufrüstungs- und Militarisierungs
bestrebungen der 5c/t/e£c/ter-Diktatur, in unserer Kampagne innerhalb der Gewerk
schaften herausgearbeitet werden. (Let/tart-Interview ausnutzen!Dabei Hinweis 
auf die verräterische Rolle der SPD und des ADGB beim Ruhreinmarsch 1923: 
Burgfrieden der SPD und des ADGB mit der Bourgeoisie, gemeinsame chauvinisti
sche Front von den Hakenkreuzlern bis zu Sollmann, Hilferdmg, Ebert etc. Hinweis 
auf die gleiche verräterische Politik 
Kriegsabenteuern der Bourgeoisie ermuntern muß. Einbringung von Anträgen 
innerhalb der Gewerkschaftsverbände gegen Leipart-Kurs. Ausschluß der Kriegspo
litiker aus dem .ADGB fordern. Annahme von Solidaritätserklärungen und Aufrufen 
für den sozialen und nationalen Freiheitskampf der KPD, für die Sowjetunion und 
für die Beschlüsse unserer internationalen Konferenzen.

von heute, die konsequenterw-eise zu neuen

durch besondere bezirkliche MaßnahmenDiese sämtlichen Vorschläge müssen 
ergänzt werden. Entsprechend der sich verändernden politischen Situation müssen 
unsere Bezirke selbständig auf die neu eintretenden Ereignisse reagieren und die 
gesamte Kampagne im engsten Zusammenhang mit [. . .] * und als unseren Kampf 
gegen die faschistische Sc/i/emüer-Diktatur, gegen die Kapitaloffensive, sowie gegen 
die drohenden Verbotsmaßnahmen gegen die Kommunistische Partei und den 
kommunistischen Jugendverband durchführen.
V. Anfang Januar wird ein besonderes Referentenmaterial des ZK für die Versamm
lungskampagne anläßlich der lüjährigen Wiederkehr der Ruhrhesetzung erschei
nen.'^^ Sämtliche Grenzbezirke müssen jedoch besonders eigene Dispositionen,
Broschüren etc. herausbringen.

Mit kommunistischem Gruß 
ZK-Sekretariat./E.

29 In der \’orlage: .luiigkomniissionen.
30 Vgl. dazu Dok. 82. .4nm. 6.
31 Lücke in der Vorlage.
32 Dieses Referenleninaterial liegt nicht vor.
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Berlin, den 22. Dezember 1932ZK-Sekretariat

An alle Bezirksleitungen und Redaktionen 1
Berichtigung zum Rundschreiben Nr. 28 
Im Rundschreiben Nr. 28 vom 21. 12. 1932:
„Anweisungen des Sekretariats über verstärkte Massenol'l'ensive gegen imperialisti
sche Kriegspolitik. Chatn inismus und Versailler Diktat“ sind einige Schreibfehler 
unterlaufen.
Auf Seile 5 in Punkt 12. 7. Zeile muß es heißen: „. . . - den internationalen 
proletarischen Kampf zu führen gegen die nationale Unterdrückung der nationalen 
Minderheiten, gegen den nationalistischen Terror, für das Selhstbestimmungsrecht 
der unterdrückten Nationen . . .“
Im selben Punkt muß es auf der 5. Zeile von unten hinter: „Vereinigung mit 
Deutschland“ heißen:
„(Saargebiet und Danzig)“
Die Losung der Vereinigung mit Deutschland bezieht sich selbstverständlich nicht 
auf Elsaß-Lothringen usw.
Auf Seite 6, 5. Zeile sind die in Klammern gesetzten Worte „Wir und die 
unterdrückten deutschen Minderheiten“ in \\ irklichkeit die Überschrift für den 
darauffolgenden neuen Absatz. Diese Worte haben nichts mit dem vorangehenden 
Satz zu tun.
Die vorstehenden Korrekturen müssen bei der Ausweitung des Rundschreibens 
berücksichtigt werden.

Mit kommunistischem Gruß 
ZK-Sekretariat

85.

22. 12. 1932: Rundschreiben der .Agitpropabteilung des ZK zur 
„ideologischen Offensive“

BA R 45/1V-17, 36; Hekto;;raphiertes Rundschreiben. Überschrift: ,.LLL = Kampagne im 
Zeichen der ideologischen Offensive des revolutionären IVlarxisnnis-Leninisinus.' ZK-.4gitprop. 
An die Bezirksleitungen! .\gitprop.“

„Die Erziehung der Partei ist stets auch Arbeit für die Steigerung ihrer Kamplkralt. 
Wenn wir mit allen Kräften daran gehen, das politische Niveau unserer Partei zu 
heben und zu verbessern, so ist das zugleich Arbeit an den Massen, um die Partei und 
mit ihr die Arbeiterklasse aktionsfähiger für die großen und schweren Aufgaben des

1 LLL-Feier. \ gl. Dok. 8-i. .\ani. 18.
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revolutionären Freiheitskampfes gegen die Diktatur der Bourgeoisie, für die Diktatur 
des Proletariats zu machen."
(Gen. Thälmann in der Internationale 
Heft 11/12-1931)2 
Werte Genossen!
Im Sinne dieser Worte des Genossen Thälmann., die vor jetzt genau einem Jahr gesagt 
wurden, gilt es, im Monat Januar anläßlich der LLL-Kampagne, die in Verbindung 
mit dem 14. Jahrestag der Partei der ,\uftakt für die A'ar/-.V/arar-Kampagne, (50. 
Todestag im .März) ist, verstärkt eine breite ideologische Offensive des Leninismus in 
den Betrieben, Stempelstellen und Gewerkschaften zu entfalten. Stärkung der 
Kampfkraft der Partei, das heißt, aus Zehntausenden neuer, in die Partei eingetrete
ner Arbeiter und Arbeiterinnen Agitatoren, Propagandisten und Kampforganisatoren 
des Kommunismus gegen die faschistische Diktatur, für die Tagesförderungen und 
die Erkämpfung des revolutionären Auswegs aus der Krise zu erziehen.
Im Zeichen der großen Zuspitzung der Klassengegensätze, des revolutionären 
.Aufschwungs muß die LLL-Kampagne des Jahres 1933 über die frühere Form 
historischer Gedenkfeiern hinaus eine höhere Stufe des Kampfbewußtseins unserer 
Partei gegen die Klassenfeinde des Proletariats zum Ausdruck bringen, und im 
Zeichen unserer Agitation und Propaganda für Massenaktionen der Betriebsarbeiter 
und Erwerbslosen im Kampf gegen jeden Pfennig Lohnraub — für Zurückeroberung 
der alten Löhne — für Brot, Kartoffeln und Kohle stehen.
Im Sinne des lebendigen Leninismus führen wir die LLL-Kampagne. .\usgehend von 
den aktuellen Ereignissen des Klassenkampfes knüpfen wir an die revolutionären 
Leistungen, an die historischen Tatsachen des heldenmütigen Kampfes der Genössen 
Lenin, Liebknecht und Luxemburg an und mobilisieren die Massen zu Kampfak
tionen.
LLL-Kundgebungen - Auftakt zur Karl-.Marx-Karnpagne 
Die LLL-Kampagne gibt uns gleichzeitig die Möglichkeit zu einem wuchtigen 
.Auftakt der A'ar/-A/ara:-Kampagne (50. Todestag von Karl Marx im .März). Gegen 
die freche Provokation der sozialdemokratischen Parteileitung, die unter dem Thema 
„Wir und Karl Marx"' im März den Parteitag der SPD einberufen hat,'* antworten wir 
mit einer gesteigerten ideologischen Offensive, um [es] den Massen der sozialdemo
kratischen Arbeiter zu erleichtern, die Betrugsmanöver ihrer Führer zu durch
schauen. Gegen den Bankrott der Theorien und der Politik der sozialfaschistischen 
Führer können wir den machtvollen Triumph des .Marxismus-Leninismus, der seinen 
bisher vollendetsten Ausdruck in der Sowjetunion, sowie in der richtigen Politik 
unserer Partei findet, setzen.
Wir sind die einzige Partei des Marxismus, wir sind die einzige Partei des 
Leninismus, der — wie Genosse Stalin sagt — nichts anderes ist als der revolutionäre 
.Marxismus in der Epoche der proletarischen Revolution. Wir, die Partei von Karl 
Marx, Lenin, Liebknecht und Luxemburg können und werden nicht zulassen, daß 
der 50. Todestag von Karl Marx den sozialfaschistischen Führern nichts weiter als

2 Vgl. Dok. 57, Anm. 4.
3 Der für den 12. März 1933 festgesetzte turnusmäßige Parteitag der SPD fand nieht mehr statt.
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ein willkommener Anlaß ist, aufs neue schamlos die Massen als „mar.xistische 
Partei“ zu betrügen und irrezufüliren.
Abrechnung mit den Verfälschern des Marxismus.
In dieser Kampagne rechnen wir verstärkt mit den Verfälschern des Marxismus ab, 
rechnen wir mit all denen ab, die den wissenschaftlichen Sozialismus geschändet und 
die Sozialdemokratie zur festesten Stütze des Kapitalismus in den kapitalistischen 
Ländern gemacht haben, und propagieren gegen sie den revolutionären Marxismus- 
Leninismus. An konkreten Ereignissen müssen wir vor den Massen den sozialfaschi
stischen Charakter der 11. Internationale entlarven. Diese ..Sozialisten“ haben den 
blutigen Pilsudski in Polen an die Macht gebracht, der Kriegs-,.Sozialist“ Paul 
Boncour bildet heute als einer der festesten Vertreter des Versailler Systems die 
Regierung der französischen Bourgeoisie, der englische Sozialdemokrat und Führer 
der Arbeiterpartei. AlacDonald. ging mit fliegenden Fahnen offen ins Fager der 
„nationalen“ Bourgeoisie über. In Deutschland ist es Leipart, der — wie sein 
Interview mit dem Vertreter der Pariser Zeitung Excelsior zeigt — die Gewerkschaften 
offen zu einem Instrument der faschistischen Staatsorgane zur gesteigerten Ausplün
derung der Massen machen will.'*
14 Jahre KPD
Im Zeichen des revolutionären Aufschwungs der .\rbeitermassen begeht unsere 
Partei, die einzige Partei der Arbeiterklasse, ihren 14. Jahrestag. Aus diesem Anlaß 
arbeiten wir verstärkt vor den Arbeitermassen — vor allem der Betriebe — die 
Bedeutung der Rolle unserer revolutionären Partei heraus und müssen neue 
Zehntausende vor allem von Betriebsarbeitern in die Reihen der Partei führen. Wir 
sind unter der Führung unseres Zentralkomitees mit dem Genossen Thälmann an 
der Spitze in diesem Jahre der Eroberung der Mehrheit der Arbeiterklasse einen 
Schritt näher gekommen. Jetzt gilt es. kühn und revolutionär nachzustoßen, die 
besten Elemente der Betriebsarbeiter, der gewerkschaftlich organisierten Proleten 
und Erwerbslosen unter unserem Banner zusammenzufassen.
In einem ununterbrochenen Kampf gegen Opportunismus und Sektierertum hat 
unsere Partei sich seit ihrer Gründung in immer stärkerem Maße bolschewisiert. 
Nicht zuletzt ist es das Verdienst des Genossen Thälmann, daß unsere Reihen von 
allen feigen Opportunisten, Versöhnlern und Sektierern gesäubert wurde, daß der 
Prozeß der Bolschewisierung unsere Partei in immer stärkerem Maße befähigte, sich 
an die Spitze des Kampfes der Arbeiterklasse gegen ihre Todfeinde zu stellen und 
ihre Kämpfe zu organisieren und zu führen.
Während die Sozialdemokratie, getreu ihrer Rolle als der sozialen Flauptstütze der 
Bourgeoisie, alle Kämpfe der Arbeiterklasse abzuwürgen versucht, sie durch ihre 
Politik der faschistischen Diktatur den Weg geebnet hat, steht unsere Partei an der 
Spitze des Kampfes gegen die faschistische Diktatur — für die Verteidigung der 
Lebensinteressen aller Werktätigen.
Während die Sozialdemokratie die Sache des Marxismus geschändet und verraten 
hat, ist unsere Partei die einzige Organisatorin der Einheitsfront für den antifaschi
stischen und antikapitalistischen Kampf der unterdrückten und ausgebeuteten 
Massen.

4 Zuin Leipart-XiMerxiev.' vgl. Dok. 82. .4iim. 6.
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Während die Sozialdemokratie — wie 1914 — offen in der Front der Kriegshetzer und 
tles Versailler Systems steht, ist es unsere Partei, die seit 1919 den entschlossensten 
Kampf gegen das Versailler System, gegen Dawes- und Fou/tg-Tribute — für den 
proletarischen Internationalismus organisiert und geführt hat.
Während die Sozialdemokratie in allen Ländern des Versailler Systems jeweils den 
Kurs ihrer eigenen .,nationalen‘' Bourgeoisie mitmacht, sind wir Kommunisten als 
wirkliche proletarische Internationalisten die einzigen, die den gemeinsamen Kampf 
der deutschen, französischen, englischen, polnischen Arheiterschaft gegen die 
Kriegsgefahr — für soziale und nationale Befreiung führen.
Die verbrecherische Politik der ADGB- und SPD-Bürokratie, die heute hinter einem 
heftigen Oppositionsgeschrei und neuen Betrugsmanöyern die Tatsache vertuschen 
wollen, daß sie die Schleicher-D'Ait&tui unterstützen, muß von uns zu einem 
entscheidenden Stoß für die Gewinnung großer Massen von sozialdemokratischen 
und freigewerkschafthch organisierten Proleten ausgenutzt werden. Im Zeichen der 
Antifaschistischen Aktion müssen wir diese Arbeiter, die immer noch zu großen 
Teilen von den antifaschistischen Phrasen ihrer Führer eingefangen wurden, für die 
wirkliche antifaschistische und antikapitalistische Front unter Führung unserer 
Partei gewinnen.
Die Beschlüsse des Xll. EKKl-Plenums und unserer Parteikonferenz^ nicht nur 
anerkennen, sondern durch unsere revolutionäre Massenarbeit die leninistischen 
Traditionen bolschewistisch in die Praxis umsetzen, das heißt, in wirklich leninisti
schem Sinne unsere Kampagne zu führen.
Stärker denn je müssen wir in Verbindung mit der Organisierung der kleinsten 
Teilkämpfe zur Verteidigung der Lebensinteressen der werktätigen Massen betonen, 
daß die wichtigste Bedingung für den Ausw'eg aus der Krise, für die Kettung aus der 
drohenden Katastrophe der kapitalistischen Anarchie die Eroherung der politischen 
Macht durch das Proletariat ist.
Kampf den Betrugsmanövern der Bourgeoisie und ihrer Eakaien 
Eine energische massenmäßige Agitation und Propaganda muß gegen alle Betrugs
manöver der Bourgeoisie und ilirer Eakaien geführt werden.
1. Vor den Augen der Arbeitermassen muß der Schwindel, der unter der Papen- 
Regierung eingeleitet wurde und von der Schleicher-Diktatur fortgesetzt wird — daß 
man sozusagen am Tiefpunkt der Krise angelangt sei —. von uns entlaiwt werden. Es 
gilt, das Eazit der/’apen-Regierung vor den Massen durch Tatsachen zu illustrieren. 
Weitere maßlos gesteigerte Ausplünderung der werktätigen Massen, während 
Millionenvorräte an Brot, Kartoffeln. Kohle verkommen, mehr als 7000 neuer 
Bankrotterklärungen kleiner und größerer Firmen, die Tatsache, daß mehr als die 
Hälfte der Produktionsmittel nicht ausgenutzt werden, die Vergrößerung der 
Erwerbslosenzahl usw. zeigen, daß die Wucht der Krise unvermindert anhält. Mit 
verschärftem Terror, mit Zerstörung der revolutionären Arbeiterorganisationen, mit 
verstärkten sozialen Betrugsmanövern, mit weiterer ungeheurer Senkung der 
Eebenshaltung der werktätigen Massen versucht die Bourgeoisie, durch die Schlei
cher-Diktatur ihre Herrschaft weiter zu sichern.
2. LTterall in den Reihen der eigenen Partei und in den Massenkundgebungen muß

5 V'gl. Dok. 75. Anm. 3. Dok. 77. 2.
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auf der Linie der Partei Klarheit über den Charakter der faschistischen Diktatur 
geschaffen, das neue Betrugsmanöver der SPD, Schleicher als „kleineres Übel“ 
gegenüber der //ti/en-egierung darzustellen, zurückgeschlagen werden.
Tragt die ideologische Offensive in die Reihen der Nazi-An- 
bänger
3. Ohne im geringsten unseren Hauptstoß gegen die Sozialdemokratie abzuschwä
chen, steigern wir jetzt unsere ideologische Offensive gegen die niedergehende 
Nationalsozialistische Partei um ein Vielfaches. Mit einem Ruck verstärken wir jetzt 
auch an dieser Front unsere Arbeit, tragen wir unsere ideologische Offensive in die 
Massen der enttäuschten Nazianhänger, um aus diesen ungeheuren Menschenmas
sen. die bisher Reserven der Bourgeoisie zur Niederhaltung der Arbeiterklasse 
gewesen sind. Reserven im Kampf der .4rbeiterklasse um die politische Macht gegen 
die faschistische Diktatur zu gewinnen. Die volksfeindliche Politik der NSDAP, die 
Tatsache der Tolerierung der Schleicher-DWi&tur durch die NSDAP-Führer auch im 
Parlament, die Zersetzungserscheinungen im Führerapparat der NSD.4P, die in 
einzelnen Teilen Deutschlands tiefgehende Rebellion der Mitgliedermassen der 
NSDAP'’ verpflichten uns. mit aller uns zur Verfügung stehenden Energie den Kampf 
um die Loslösung dieser .Massen von dieser Partei der Kapitalsknechte und des 
Volksverrats zu führen.
Der Kampf gegen Kriegshetze - für proletarischen Internatio
nalismus
Es muß ganz offen vor der Partei ausgesprochen werden, daß das Auftreten des 
Genossen Thälmann in Paris’ in der gesamten .4gitation und Propaganda unserer 
Partei im Kampf gegen die chauvinistische Kriegshetze, das Versailler System und 
die imperialistische Kriegsgefahr unterschätzt wird.
Zeigt vor den .Massen auf. wie Krise und \Trsailler System überall neue Kriegsbrand
herde geschaffen haben. Zeigt vor den Massen auf, daß gerade in der nationalen 
Frage wir in der Sowjetunion einen lebendigen Triumph des Eeninismus sehen, 
während sich in Westeuropa tagtäglich neuer imperialistischer Kriegszündstoff 
häuft. Die Verschärfung der imperialistischen Spannung zwischen Deutschland und 
Frankreich einerseits (Saargebiet, Elsaß-Eothringen usw.). Deutschland und Polen 
andererseits (Oberschlesien. Danzig. Polnischer Korridor), das Wettrüsten der 
imperialistischen Staaten, rollen hier das revolutionäre Auftreten des Führers unserer 
Partei, des Genossen Thälmann, in Paris, im Herzen des imperialistischen Frank
reich, in seiner ganzen Bedeutung auf. der im Zeichen der heranreifenden revolutio
nären Krise das deutsche, französische und polnische Proletariat zum Kampf gegen 
die chauvinistischen Kriegshetzer, zum Kampf gegen die eigene Bourgeoisie ruft. 
10. Jahrestag der Ruhrbesetzung
Die Tatsache der 10jährigen Wiederkehr der Ruhrbesetzung wird die Bourgeoisie 
zweifellos zum Anlaß einer gewaltigen Steigerung ihrer chauvinistischen Hetze 
nehmen. Halten wir die Traditionen unserer Partei im Kampf für den proletarischen 
Internationalismus hoch. Unsere Partei war es, die als einzige konsequente.

6 Cerneinl ist w ohl die Niederlejiting der .linier in tler durch Gregor Strasser am 8. Dezember
19.32 und die folgende Krise der Parteiorganisation.

7 Vgl. dazu Dok. 79. .4nm. 1 und 4.
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internationale proletarische Partei gemeinsam mit dem französischen Proletariat den 
Kampf gegen den imperialistischen Vorstoß der französischen Imperialisten geführt 
hat. während die Sozialdemokratie hüben wie drüben gemeinsam mit den deutschen 
und französischen Kapitalisten sich über die Niederwerfung des Ruhrproletariats 
einigte. Unsere Kommunistische Jugend war es, die während der Ruhrbesetzung 
hervorragende antirnilitaristische Arbeit leistete. Die Wiederkehr des 10. Jahrestages 
der Ruhrbesetzung muß von uns zum Anlaß genommen werden, die besten 
Traditionen des leninistischen Kampfes gegen den imperialistischen Krieg zu 
verbinden mit unserer ideologischen Offensive für den proletarischen Internationalis
mus im Kampfe für die soziale und nationale Befreiung. Auf der Basis des 
Leninismus führen wir diese Kampagne auf der Grundlage der Lehren Lenins!^ 
Die Boise hewiki — die einzigen konsequenten Vertreter des 
revolutionären Marxismus
Die Ereignisse seit 1918 haben vor den Augen der Arbeiterklasse unwiderleglich 
bestätigt, daß die Bolschewiki die einzigen konsequenten Vertreter einer revolutionä
ren marxistischen Theorie gewesen sind. Gerade im Zeichen unserer ideologischen 
Offensive müssen wü- an Hand des Briefes des Genossen Stalin verstärkt Klarheit 
über die Rolle der Linken in der \ orkriegssozialdernokratie schaffen und aufzeigen, 
daß zwischen den Bolschewiki und den Linken in der V'orkriegssozialdemokratie in 
einer Reihe prinzipieller Prägen grundlegende Differenzen bestanden.So in der 
Präge der Organisation (der Trennung von den Revisionisten), der nationalen und 
der Bauernfrage usw. Es hat sich gezeigt, daß allein die Bolschewiki unter Pührung 
Lenins konsequent den revolutionären Marxismus verfochten und in der Oktoberre
volution zum Siege geführt haben.
Die LLL- und Karl .1/ar.T-Kampagne geben uns in \ erbindung mit den Lehren der 
letzten Streikwelle, dem Auftreten des Genossen Thälmann in Paris in unserem 
Kampfe gegen Kriegsgefahr, gegen das Versailler System, in unserer Stellung zum 
sozialen und nationalen Befreiungskampf die Möglichkeit, in der Partei noch 
vorhandene Überreste luxemburgischer Tradition zur Präge der Spontaneität, also 
der ungenügenden Erkenntnis der Rolle der Partei, der nationalen Präge, der Frage 
der Verbündeten im Kampf des Proletariats (Bauernfrage) zu überwinden.
Die Sowjetunion der lebende Triumph des Marxismus-Leni
nismus.
Unsere Agitation und Propaganda gegen die wüste Antisowjethetze unserer Gegner 
von der Sozialdemokratie bis zu den Nazis ist völlig ungenügend. Der ununterbro
chene .Aufstieg des sozialistischen Aufbaues der Sowjetunion, die unter der Führung 
der Bolschewiki den Weg zur klassenlosen Gesellschaft geht, wird von uns viel zu 
wenig und, wo es geschieht, ungenügend ausgewertet. Die Sowjetunion ist der 
lebendige Beweis für die Richtigkeit unserer These, daß es nur einen Ausweg aus der 
Krisenkatastrophe des Kapitalismus gibt: die Diktatur des Proletariats, den Sozialis
mus. Wir müssen den Arbeitern die sozialistischen Errungenschaften nälier bringen, 
als das bisher der Fall war. W ir sprechen viel zu viel nur von den gigantischen Zahlen 
des sozialistischen Aufbaues und verstehen zu wenig, den Arbeitern klar und einfach

geplanten Rultr-Karnpagne die ansfiihrliehen .Anweisungen in Dok. 84.8 Vgl.
9 Vgl. Dok, .57. .Aiiin. 2.

zur

642



22.12.1932 85.Rundschreiben der Agitpropabteilung des ZK

die Errungenschaften für die Arbeiterklasse und alle Werktätigen verständlich zu 
machen, die ihnen die Diktatur des Proletariats bringt.
Wir müssen uns daran gewöhnen, schärfer und klarer vor den Arbeitermassen 
herauszuarbeiten, daß die Bolschewiki in der Sowjetunion im vordersten Feuer des 
internationalen Klassenkampfes gegen den imperialistischen Krieg und das interna
tionale kapitalistische System stehen.
Welche Hauptgesichtspunkte - ohne diese hier erschöpfend zu behandeln - sollen 
wir in unserer Agitation und Propaganda für die Sowjetunion sehen?
1. Die Sowjetunion ist der lebendige Triumph des Marxismus-Leninismus. Ihre 
Existenz weist vor den .Augen der Werktätigen aller Welt die ungeheure Überlegen
heit des sozialistischen Wirtschaftsprinzips gegenüber der kapitalistischen Anarchie 
nach.
2. Dem Klasseninhalt der Diktatur der Bourgeoisie muß gegenübergestellt werden 
der Klasseninhalt der Diktatur des Proletariats: hier eine Handvoll Ausbeuter, ein 
gewaltiger Unterdrückungsapparat über die überwiegende Mehrheit der ausgebeute- 
ten Massen, dort unter der Diktatur des Proletariats, der proletarischen Demokratie, 
die Arbeiter und Bauern die Herren der Produktionsmittel und des ganzen Landes.
3. Hier kultureller Niedergang - nationale Unterdrückung, dort unaufhaltsamer 
kultureller Aufstieg, nationale Freiheit.
4. ln den imperialistischen Ländern .Aufrüstung. Kriegshetze, der die Sowjetunion 
seit ihrem Bestehen eine stetige und konsequente Friedenspolitik entgegengesetzt 
hat. (Ausw'erten Manuilski-ReAe; auf dem Xll. Plenum.)"’
Die Friedenspolitik der Sowjetunion ist für uns eine Waffe, der chauvinistischen 
Hetze und den Kriegsvorbereitungen der Imperialisten entgegenzuwirken. Niemals 
dürfen wir vergessen, daß diese imperialistischen Kiiegsspannungen - 
entsprechende Situation für die Imperialisten eintritt — sofort und plötzlich 
Umschlagen können in einen konterrevolutionären Krieg gegen die Sowjetunion. 
Keinen Moment dürfen wir zögern, den Massen zu erklären, daß die Nichtangriffs
pakte zwischen [der] Sowjetunion und einzelnen kapitalistischen Ländern, die die 
UdSSR als die einzige Friedensmacht der Erde zeigen, für die imperialistischen 
Kriegshetzer, wenn sie ihre Stunde gekommen glauben, nichts als ein Fetzen Papier 
sein werden.
Massenagitation und Propaganda im Zeichen des revolutionä
ren .Aufschwungs.
Unter diesen Gesichtspunkten gilt es, die ganze LLL-Kampagne für die Verbreite
rung unserer Kampfaktionen und Steigerung unserer Aktionsfähigkeit durchzufüh- 

Organisiert in allen Betrieben und an den Stempelstellen Massenkundgebungen, 
die die Maßnahmen der Bourgeoisie gegen die revolutionäre Partei und die 
Arbeiterklasse durch ihre Massenmäßigkeit unwirksam machen. Verstärkt den 
Aufbau und den Ausbau der Opposition in den Gew'erkschaften, indem Ihr im 
Zeichen der LLL-Kampagne jede, auch die kleinste Möglichkeit ausnutzt, um diese

10 D. .Vlanuilski. Die und das Weltproletariat. Berielil auf dem .XII. Plenum des EKKI
(September 1932). o. O. 1932. Vgl. auch Inprekorr Nr. 86 vom 18. 10. 1932. S. 2737 ff. Vgl. dazu 
auch W'. Florin. Die W ahrlieil über die Sowjetunion. Rede auf der Parteikonferenz der KPD. Berlin 
Oktober 1932.
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Arbeiter dem ideologischen Einfluß ihrer Führer zu entreißen und in gemeinsame 
Kampfaktionen zu führen. Kein Betrieb, keine Stempelsteile ohne Betriebszeitung 
und ohne Stempelstellenzeitung, ohne Flugblatt. Keine Cewerkschaftsversammlung 
ohne unser Agitations- und Propagandamaterial.
Im Zeichen der FFF-Kampagne veranlaßt in den Zellen konkrete Beschlüsse für die 
Bearbeitung von Betrieben für die Gewinnung von Betriebsarbeitern und Gewerk
schaftsmitgliedern — im sozialistischen Wettbewerb; veranlaßt in den Zellen die 
Ausarbeitung von Plänen, in denen Ihr festlegt, wieviel und welche Kurse in den 
Zellen im Monat Januar durchgeführt werden, welche Betriebszellen Ihr neu gründen 
wollt in Betrieben, wo noch keine Zellen von uns vorhanden sind; wieviel 
Betriebsarbeiter Ihr der Partei zuführen wollt.
Gebt .4nweisungen. die den Zellen helfen, heraus. Bereitet eine gute Agitation und 
Propaganda auch für die öffentlichen Kundgebungen vor. sorgt in den Betriebs-, 
Stempelsteilen- und öffentlichen Versammlungen für gute Ausschmückung mit 
unseren Fosungen!
Vorwärts, an die Arbeit! Zeigt, daß Ihr in wirklich leninistischem Sinne die FFF- 
Kampagne zu einer Steigerung der Aktionsfähigkeit der Partei gestaltet, um die 
Massen verstärkt zu Kampfaktionen für die Verteidigung ihrer Febensinteressen 
gegen die 5c/i/etc/ie/--Diktatur zu führen.

Mit kommunistischem Gruß 
ZK-Agitprop

86.

19. 1. 1933: Rundschreiben des Sekretariats über Schwächen der Arbeit

StA Bremen, 4,65—IV 13 k: Polizeiliche .Abschrift. Überschrift: ..Zentral-Komitee der KPD, 
Sekretariat. Rundschreiben Nr. 1 an alle Bezirksleitungen und Redaktionen! Mitteilungen des 
Sekretariats."

W erte Genossen!
W ir w^eisen im nachfolgenden auf eine Reihe von Schwächen und Mängel hin, die sich 
in den letzten Tagen und Wochen bei einer Reihe von Bezirken und ihren 
Parteiorganen herausgestellt haben. Wir ersuchen die Sekretariate um gemeinsame 
Aussprache mit den Redaktionen über die aufgeworfenen Fragen und um die 
Fiquidierung der vorhandenen Schwächen und Mängel.
1. Von einer Kampagne für unseren Betriebsrätewahlkanqtf ist in einem Teil unserer 
Presse noch nicht viel zu verspüren.' Es fehlt die grundsätzliche Auseinandersetzung 
mit den Reformisten, die Konkretisierung, wie sich der Leipart-Kurs in der Politik 
dieser oder jener Ortsverwaltungen der Gewerkschaflsbürokratie äußert. Die 
Behandlung des Betriebsrätewahlkarnpfes erfolgt zum Teil in einem rein ökonomi
schen Sinne. Das bedeutet eine große Gefahr, weil das politische Moment, unser

1 Zur Duichführiing der Beirieb.sräiewahleii vgl. die Anweiiiiiiuen in Rundsrhreibeii 25 vorn 
14. Dezember 1932. Dok. 82.
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Kampf gegen die faschistische Schleicher-Bracht-D\kVAXuv. unser Kampf gegen den 
Faschismus überliaupt ein wichtiger Mohilisierungsfaktor auch für die Wirtschafts
kämpfe und für unseren Betriebsrätewaldkampf darstellt. Es fehlen in unseren 
Tages- und Betriebszeitungen die Berichte der roten Betriebsräte, es fehlt ihre 
Selbstkritik bei gemachten Fehlern, es fehlt zum Teil noch die Anprangerung der 
Schandtaten reformistischer, nationalsozialistischer und christlicher Betriebsräte, es 
fehlt die konkrete Linie in der Durchführung unserer Einheitsfrontpolitik.
2. Angesichts der Tatsache, daß in gewissen Schichten der werktätigen Bevölkerung 
und auch des Proletariats, genährt durch die SPD und den ADGB. große Illusionen 
und falsche Auffassungen über die Politik des ..sozialen Generals" vorhanden sind, 
ist eine besondere Verschärfung und Entfaltung unserer Offensive gegen die 
Schleicher-Bracht-\yi\a?aur. sowohl durch die Arbeit des gesamten Bezirks, als auch 
insbesondere durch unsere Presse von besonders großer Wichtigkeit. Das Außeracht
lassen und die Nichtdurchführung einer breiten Kampagne in unserer Presse in den 
letzten Tagen und Wochen zeigt Mängel und Schwächen auf, die unverzüglich 
behoben werden müssen. Ratsam ist es, viel stärker von der Schleicher-Bracht- 
Diktatur zu sprechen, da Bracht bei den sozialdemokratisch orientierten Arbeiter
massen und bei den Gewerkschaftsanhängern sehr verhaßt ist (insbesondere durch 
den 20. Juli und durch die Preußenpolitik)," und da Bracht unter Umständen in der 
nächsten Zeit wieder eine besondere Rolle im Zusammenhang mit der geplanten 
Regierungsumbildung spielen kann. Angesichts der geplanten neuen Manöver der 
Nazis bei der scheinbaren Durchführung eines „Kampfes" gegen die Schleicher- 
Regierung, müssen wir unbedingt unsere Offensive verstärken, um in den Augen der 
gesamten breiten werktätigen Massen an der Spitze des Kampfes gegen die 
SchLeicher-Bracht-Uiktaxui' zu stehen und von den Massen als die alleinigen 
Kämpfer gegen die faschistische Regierungs-Diktatur erkannt zu werden.
3. Gerade im Zusammenhang mit der Lippe-Wahl vom 
kommen in unserer Presse ernste fatalistische Auffassungen und Stimmungen zum 
.4usdruck, auf die wdr zum Zwecke ihrer Liquidierung eindringlichst aufmerksam 
machen. Es wird in unzulässiger fatalistischer Art und Weise dargestellt, als wenn 
etwa bei einer Reichstagswahl die Nazis automatisch, ohne unser Zutun an Stimmen 
verlieren müssen. Das ist unzulässig. Hier gilt es, die große Bedeutung des 
subjektiven Faktors, die Rolle unserer Partei aufzuzeigen. Notwendig ist gerade, in 
diesem Zusammenhang auf die Verschärfung unserer prinzipiellen [Flaltung] gegen 
die SPD und gegen die Politik des ..kleineren Übels'", auf die Wiederbelebung und 
breiteste Entfaltung unserer antifaschistischen Aktion gegen den Naziterror und auf 
die verstärkte ideologische Massenoffensive gegen die NSDAP hinzuweisen.
4. Bei der Gharakterisierung der neuen Zerw’ürfnisse und Konflikte im Lager der

2 Vgl. Dok. ()0. Anrii. 7.
3 Bei der Luiidtagswalil in Li|)|ie am l.r. .lamiar 10.3.3 miii.ste die KPD gegenüber den voransgegangenen 

Wahlen Slimnienverlnste liinnelnnen. So .sank ihr Stinnnenanleil gegenüber der Reielistugswahl vom 
b. November 1932 von HbOl ant 11 026 Stimmen. Die NSDAP, die ihre gesamte Kraft auf diesen 
Wahlkatn|)f konzentriert hatte, vertitelirte ihre Slitntneit von 32 038 attf 38844. blieb jedoch unter 
tletit Ergebnis vom 31. .Ittli 1932. als sie in Lippe 42 280 Stitmneit erltallen batte. Deimocb wurde das 
W ablergebtiis votn 1"). .lanttar 1933 allgemein als Sieg der NSD.\P iitterpietiert tttid als Beweis dafür 
ttngesebeti. daß die NSD.AP die Krise votn November überwittideit Itabe. Zittti Wahlergebnis vgl. 
Schulthess 1933 S. 20. WNr. 14 t otn 17. 1. 1933.

vergangenen Sonntag^
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Bourgeoisie (Großindustrie-Reichslandbund, ^c/t/etc/ter-Regierung und großagrari
scher Flügel) zeigen sich bei den meisten Parteizeitungen eine Reihe von Schwächen. 
Anstatt folgerichtig auf Grund unserer marxistischen Analyse die Schwierigkeiten im 
Lager der Bourgeoisie aus der Verschärfung der Krise und aus dem verstärkten 
Klassen- und Massendruck von unten abzuleiten, läßt sich unsere Presse vielfach auf 
ein nach bürgerlichem Muster angelegtes Geschwätz über diese oder jene Regierungs
kombination ein und betrachtet die zugespitzten Differenzen zwischen den Groß
agrariern einerseits und der Industrie, sowie dem Schleicher-Brachl-Kah'meXX 
andererseits losgelöst von dem revolutionären Aufschwung, losgelöst von der 
wachsenden Radikalisierung der Massen. Das ist ebenfalls unzulässig. Als Beispiele 
für eine solche ungenügende und unzulässige Stellungnahme sei aus der Stellung
nahme einer ganzen Anzahl von Parteizeitungen das Ruhr-Echo* vom 17. 1. 1933 
herausgegriffen, in dem es u. a. heißt:
,.Im Hintergrund der neuen Krise der 5c/t/e<c/ier-Regierung sehen wir die verschärf
ten Kämpfe zwischen den Gruppen der großen Profitausbeuter einerseits, den 
Gegensatz zwischen dem Industrie- und x4grarkapital, andererseits die Gegensätze 
zwischen den verschiedenen riesigen Trusts innerhalb des industriellen Kapitalismus 
und besonders innerhalb des rheinisch-westfälischen Schwerkapitals.“
Hier wird also völlig außer acht gelassen die wirkliche Ursache dieser Zuspitzung: 
Neben der Verschärfung der Wirtschaftskrise auf die in bestimmten Rahmen 
beschränkten Profitmöglichkeiten des Industrie- und Großkapitals und vor allem auf 
den durch den revolutionären Aufschwung zum Ausdruck kommenden wachsenden 
Massendruck, besonders auch der kleinbäuerlichen Schichten, hinzuweisen. Dabei ist 
zu betonen, daß sich die Nazis und Landbündler in scheinradikaler, raffinierter 
V'eise als angebliche \'erfechter kleinbäuerlicher Interessen gegen das Großkapital 
aufspielen. Die Rolle der Partei [KPD] als Einpeitscherin des revolutionären 
Aufschwungs und der Radikalisierung der Massen wird völlig vergessen.
Zur richtigen Charakterisierung der angeschnittenen Probleme sei auf einen Absatz 
aus der Rede des Genossen Thälmann auf dem Hamburger Bezirksparteitag 
hingewiesen, in der er u. a. folgendes sagte:’
„Es gilt unmittelbar neue Streik- und Kampfaktionen einzuleiten! Wir müssen gegen 
Überrumpelungsmanöver und sensationell überraschende Angriffsmaßnahmen 
gewappnet seht. Die Verhinderung der weiteren Entfaltung, der weiteren Tätigkeit 
und des Ausbaues, sowie die Verhinderung der Festigung der 5cA/efc/ter-Diktatur 
hängt in erster Einie und fast ausschließlich ab von der Klassenkraft des Proletariats. 
Je stärker der Klassendruck von unten wird, um so stärker werden die Differenzen im 
Lager der bürgerlichen Massenparteien, wird der Zwiespalt zwischen Eührung und 
Masse im Lager der Bourgeoisie, um so heftiger werden sich auch die Zei-würfnisse in 
den Spitzen der Bourgeoisie und wird sich die Steigerung der Widersprüche und 
Gegensätze im Lager unserer Klassengegner vollziehen.
Wir Kommunisten, an der Spitze der Kampfbataillone zur Rettung vor Hunger und 
Frost, an der Spitze im Kampfe gegen Lohnraub, gegen Versailler Knechtschaft und

4 Das Ruhrecho. Organ der KPD Bezirk Ruhrgebiet, erschien in Essen.
.5 Thälmann sprach am 4. Dezember 1932 vor dem Bezirksparteitag Wasserkante in Hamburg. Auszüge 

der Rede (ohne die im Rundschreiben veröfl'enllichten Passagen) finden sich in: Antifaschistische 
Aktion. S. 318ff. \’gl. auch E. Thähnann. Eine Biographie. Berlin (Ost) 1979, S. 631.
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imperialistiscFie Kriegspolitik, wir Kommunisten sind ein Faktor von gewaltiger 
Kraft und Macht! ^"ir müssen unsere 6 Millionenarmee, die sich bei der letzten Wahl 
für den revolutionären Ausweg aus der Krise entschied, aktionsfähig und aktionsbe
reit machen!“
Wir ersuchen alle Bezirksleitungen und Redaktionen unverzüglich im Zusammen
hang mit unserer Offensive zu den ßetriebsrätewahlen. die vorhandenen Schwächen 
und Mängel auszumerzen und die Generallinie unserer Partei durchzuführen. 
Gerade unsere Presse muß ein Organisator und Lehrer der Massen für die 
Klassenkämpfe sein. Gerade unsere Presse muß durch die Politisierung unserer 
Kader und der proletarischen Klassenarmee helfen, gewisse ökonomische Stimmun
gen und Tendenzen in Teilen unserer Partei zu überwinden. Gerade unsere Presse 
muß auf die Faschisierung aller im Dienste des Kapitalismus stehenden Organisatio
nen hinweisen, muß ein Organisator und Führer der Einheitsfront gegen den 
Faschismus sein und durch die Verbindung der Fragen unseres Endkampfes mit den 
Tagesfragen das Macht- und Kraftbewußtsein der .Arbeiter stärken und den 
Klassenkampf des Proletariats auf eine Stufe der höheren Reife emporheben!

-Mit kommunistischem Gruß
ZK — Sekretariat

87.

28. 1. 1933: -Anweisungen des Sekretariats mit Richtlinien zuin geplanten
SPD-Parteitag

Records . . . T-175, 318, 818804-818817; Polizeiliche -Abschrift. Überschrift: „Rundschreiben 
Nr. 3. .\nweisungen des Sekretariats. An alle Bezirksleitungen!“

Richtlinien
zu unserer Offensive anläßlich des SPD-Parteitages in Frankfurt a/Main.

A. Die politischen Flauptprobleme.
Wir benutzen den SPD-Parteitag in Frankfurt' zu einer Verbreiterung und Verstär
kung unserer Einheitsfront-Aktion, zur Klärung und V ertiefung unserer prinzipiellen 
Kampf-Einie gegen die SPD. zur verstärkten, innergewerkschaftlichen Arbeit und 
zur Flerausschähmg unserer grundsätzlichen Stellung zum Staat, zur Krise, zum 
Kriegsproblem, zur nationalen Erage. zum Easchismus etc. LJnsere Diskussionslragen 
behandeln die Probleme der faschistischen Diktatur, der Demokratie und der 
proletarischen Diktatur. Wir behandeln die Lehren der Streik- und Erwerbslosenak
tionen. rollen die Fragen der Kampfeswaffen der proletarischen Massen überhaupt 
auf, treten der ,,A/ar.r“-Demagogie der SPD entgegen, zeigen auf. daß Marx uns 
Kommunisten und dem revolutionären Proletariat gehört und benutzen die gesamte 
Kampagne als einen Hebel zur Heranführung der Massen an den politischen 
Massenstreik und Generalstreik.

1 Der für den 12, .Vlärz 1933 turiuisniäf.Mge Parteilag der SPD kimnte wegen \ erbots niclil melir 
abgehalten werden. Statt des Parteitags tagte am 20, April in Berlin eine Parteikonferenz,
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Wir müssen die auf dem Frankfurter SPD-Parteitag vorgesehenen ,,d/arx“-Referate 
schon jetzt auf Grund der sozialdemokratischen Theorie und Praxis zerpflücken und 
der sozialdemokratischen T/arx-Verfälschung die richtige Lehre A/arx’ens entgegen
stellen.
1. „Marx und die Gegenwart“, Referat Hilferding.
In Verbindung mit diesem Referat und zum 50. Todestag von Karl Marx muß eine 
große öffentliche Kampagne durchgeführt werden, in der der Pseudo-Marxismus der 
Sozialdemokratie entlarvt und der Marxismus-Leninismus auf revolutionärer Basis 
propagiert werden.^
Hilferding wird den Nachweis versuchen, daß die SPD die einzige marxistische Partei 
ist und wird versuchen, ihre bürgerliche Politik zur Erhaltung des Kapitalismus als 
marxistisch hinzustellen. Demgegenüber muß unsere Hauptaufgabe darin bestehen, 
diesen Betrug zu entlaiwen und dem Faschismus und Sozialismus^ den wirklichen 
unverfälschten Marxismus-Leninismus entgegenzustellen. Hierbei muß die Weiter
entwicklung des Marxismus im Leninismus in der Epoche des Imperialismus, der 
Kriege und der Revolutionen (siehe Stalin-. ..Probleme des Eeninismus“)'* scharf 
herausgearbeitet werden. Die Stellung des Problems des Marxismus-Eeninismus in 
Verbindung mit der Oktober-Revolution und dem sozialistischen Aufbau in der 
Sowjetunion und im Gegensatz zur Entwicklung von der bürgerlichen Demokratie 
zum Faschismus in Deutschland ist die schärfste Beweisführung für die Richtigkeit 
des revolutionären Marxismus und für die Wiederherstellung und V eiterentwicklung 
des Marxismus in Deutschland durch die KPD unter der Eosung: Die KPD die einzige 
Partei des Marxismus!
Im Zusammenhang mit Hilferdings Referat auf dem Parteitag ist vorauszusehen, daß 
dort Marx vom Standpunkt der formalen Demokratie aus behandelt wird. Aus 
diesem Grunde muß die Hauptfragestellung sein:
a) Bürgerliche oder proletarische Demokratie?
b) Diktatur des Kapitals oder des Proletariats?
c) Wohin ist die Sozialdemokratie mit der bürgerlichen Demokratie gelangt? Ihre 
Losung: ..Durch Demokratie zum Sozialismus“ hat sich in Wirklichkeit venv'andelt 
in: ..Durch Weimarer Demokratie zur faschistischen Diktatur“.
Erinnerungen an Hilferding auf dem Kieler Parteitag:'^ Organisierter Kapitalismus — 
Weg mit dem Sozialismus.
Erinnerungen an Dittmann auf dem Magdeburger Parteitag:*’ Wohin wir blicken - 
Sozialismus.

2 Vgl. zu der geplanten .t/arx-Kampagne der KPD aucli Dok. 8.5. Die öffentliche Kampagne konnte 
wegen der Verfolgung der Partei und des \‘erbols ihrer Presseorgane und sämtlicher Kundgebungen 
nicht mehr stattfinden.

3 Gemeint ist wohl die Sozialdemokratie.
4 J. Stalin. Probleme des Leninismus. \'om Verfasser autorisierte .\usgabe. I^ien-Berlin 1926, S. 10.
5 Parteitag der SPD vom 22.-27. Mai 1927 in Kiel, ln seinem Referat über die ...Aufgaben der 

Sozialdemokratie in der Republik" formtilierte R. Hilferding die These vom ..organisierten Kapitalis
mus“. Vgl. Sozialdemokratischer Parteitag 1927 in Kiel. Protokoll mit dem Bericht der Frauenkonfe
renz. Berlin 1927. S. 165 ff., insbes. 168 ff.

6 Parteitag der SPD vom 26.-31. Mai 1929 in Magdeburg. Referat Dittmann über die Richtlinien der
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Die Lolinüieorien Nöltings^ und der sonstigen ADGB-Theoretiker.
Erinnerung an Tarnow auf dem Leipziger Parteitag:® ..Arzt oder Totengräber“ 
Besondere Literatur: Lenin-, ..Staat und Bevolution“, Lenin-, ,,Die Diktatur des 
Proletariats und der Benegat Kaiitsky^ Stalin-, „Probleme des Leninismus“. Linde-, 
„Die Lohnpolitik der SoziaUleniokratie“. Kleine Marx-Schriften zu billigen Preisen: 
„Lohnarbeit und Kapital". ..Lohn. Preis und Profit". Engels-, ..Die Entwicklung des 
Sozialismus von der Utopie zur Wissenschaft“, etc. Elementarbücher.
2. Die Politik der Sozialdemokratie, Referat Heb,
Zu diesem Tagesordnungspunkt muß das Hauptgewicht auf unseren .Nachweis: „Die 
SPD ist die soziale Hauptstütze der Kapitalherrschaft und der Kapitaloffensive“ 
gelegt werden und zugleich anhand der Politik der SPD seit dem Leipziger Parteitag 
ihr weiterer Laschisierungsprozeß und ihr Charakter als sozialfaschistische Partei 

fgezeigt werden. Heb wird versuchen, ihre Brüning-VoWxWi. als das ..kleinere Übel“ 
aufzuzeigen und zugleich ihre jetzige Scheinopposition als revolutionäre Politik 
auszugeben. Beide Versuche müssen wir entlarven.
Vor allem gilt es. hier nachzuweisen, wie der V eg der SPD von der Koalitionspolitik 

Notverordnimgspolitik Brünings lührte. wie die Tolerierungspolitik für Brüning 
zur Pa/iea-Diktatur bis zum 20. Juli'’ führte, wie die Kapitulationspolitik vom 
20. .luli zur 5c/i/efc/ier-Diktatur und zur Wegbereitung für Hitler führte.

au

zur

Hier kommt vor allem in Lrage:
a) die ßränmg-Politik (Notverordnungen) der SPD, Lohnabbau. Streikbrechertak
tik, etc.
b) Verhalten am 20. Juli (Preußenkonlhkt - politischer Massenstreik)
c) Die Rettung der 5c/i/eif/icr-Regierung durch \ ertagung unseres Mißtrauensantra
ges durch NSDAP und SPD.'*^ Die offene Unterstützung Let/iam für die 5c/i/efc/ier- 
Regierung.
d) Das SPD-Programm auf Mheitsbeschaffung gemeinsam mit .NSDAP und Papen- 
Regierung.
d) Die Zusammenarbeit beim freiwilligen Arbeitsdienst.
f) Die imperialistische Aufrüstung. Beschlüsse für die Miliz auf dem Magdeburger 
Parteitag. Die Scheinopposition beim Baden-Konkordat und Scheinopposition beim 
Reichskuratorium. Mitwirkung des Reichsbanners bei Grenzschutz und Aufrüstung.

SPD zur ehifiulitik. \>1. Protokoll. Sozialdeinokralischer Parteitag Magdeburg 1929 vom 26. bis 
31. Mai in der Stadtlialle. Berlin 1929, S. lO.öl'l.

7 In der Vorlage: .Höltings,
8 Parteitag der SPD vom 31. Mai-5. .Ittni 1931 in Leipzig. Referat ranmu-s über kapitalistische 

Wirtsehaftsanarchie und Arbeiterklasse. Vgl. Sozialtleinokratiscber Parteitag m Leipztg 1931 
31. Mai bis .5. .Itini im Volksbaus. Protokoll. Berlin 1931. S. 32 ff. Siehe .Anweisungen des Sekretariats 
des ZK der KPD zum Leipziger SPD-Parteitag Dok. 4.ö.

vom

9 Vgl. Dok. 69. Anm. 7.
10 Am Abend des 9. Dezember 1932 beschloß der Reichstag gegen die Stimmen der KPD über die 

vorliegenden .Anträge hinwegztigehen und sich entgegen den Atiträgen voti SPD und KPD auf 
unbefristete Zeit zu vertagen. Das Präsidium erhielt die 1 olhnacht. im Einvernehmen mit dem 
Ältestenrat die nächste Sitzung anzuberaumen. .Am 20. Dezember leimte der .Ältestenrat einen .Antrag

\1 eihtiachten ab. Vgl. Schuldiess 1932SPD und KPD auf Einberufung des Plenums not b vor 
S. 219. 231 f.: llorkenbach 1932 S. 413. 423.
von
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3. Krisenüberwindung und sozialistische Güter- und Menschenökonomie.
Referat Aufhäuser. Unter diesem Tagesordnungspunkt übernimmt Aufhäuser den 
Versuch, durch radikale Reden über den ..Bankrott des kapitalistischen Wirtschafts- 
systems"‘ und der ..Notwendigkeit des Sozialismus" die .,radikalen" Programme des 
ADGB nach „Wirtschaftsdemokratie". ..Umbau der Wirtschaft“, ,,Planwirtschaft“, 
„Nationalisierung der Banken“, „Bankenkontrolle“, „Kontrolle der Trusts und 
Syndikate“, „Verstaatlichung der Schlüsselindustrie“ etc, von den Tageskämpfen 
des Proletariats und von der Streikbruchtaktik des ADGB abzulenken und die 
Einführung des „Sozialismus“ ohne Revolution und ohne Diktatur des Proletariats 
über den Weg der „Wirtschaftsdemokratie“, d. h. das kapitalistische System zu 
erhalten, vorzuschwindeln.
Hier auf diesem Gebiet müssen wir besonders den sozialfaschistischen Charakter der 
SPD-Politik auf dem Gebiet der .Arbeitsgemeinschaften mit dem Unternehmertum 
aufzeigen und die sich besonders zeigen in der Tarifpolitik. in der Zusammenarbeit 
mit Industriellen. Banken, //t^/erfaschisten, bei sogenannten .Arbeitsprogrammen, 
beim ,,freiwilligen Arbeitsdienst“, bei Unterstützung der Notverordnungspolitik auf 
allen Gebieten, der Verschlechterung der Lebenslage des Proletariats. Insbesondere 
gilt es:
a) Entlarvung des Schwindels der Wirtschaftsdemokratie.
b) Entlarvung des Schw indels über Umbau der Wirtschaft.
c) Banken- und Trustsanierung und Schwände! über Weg zum Sozialismus.
d) Entlarvung der Planwirtschaftstheorie innerhalb des Kapitalismus als Weg zum 
Sozialismus.
e) Gegenüberstellung des Genossen Stalin auf dem Plenum des ZK am 7. Januar."
f) Der revolutionäre Ausweg aus der Krise, Führung und nicht Sabotage der 
Teilkämpfe. Politischer Massenstreik. Diktatur des Proletariats.
4. V u'tschaftliche und politische Völkerverständigung.
Referat Breitscheid.
Breitscheid wird hier wieder alle Minen eines phrasenhaften Pazifismus von 
,,Weltgewissen“, „Kulturaufgabe“, ,,\hlkerbefreiung“, „Völkerbefriedigung“, etc. 
springen lassen, um die Helfersdienste der II. Internationale für die imperialistischen 
Raub- und Kriegsgelüste zu verbergen. Hier gilt es für uns, anhand der Taten der 
II. Internationale, der Roncour-Regierung in Frankreich, MacDonalds in England 
und der Stellung der SPD zu Panzerkreuzer und neudeutscher Aufrüstung in 
„Ertüchtigung des Volkes“, in ..Milizsystem“ etc. zu entlarven.
Besonders muß unter diesem Punkte die schändliche Verleumdungskampagne der

11 .Ani 7. Januar 1933 .sprach Stalin \ or dem Plenum des ZK und der zentralen Koulrollkommission der 
KPdSU über die Ergebnisse des ersten Fünfjahresplanes und des,sen internationale Bedeutung. Durch 
den Erfolg des Fünfjahresplanes habe sich die \t’elt in zwei Lager gespalten. Für das internationale 
Proletariat stellten <lie ..Errungenschaften des sozialistischen .Aulltaus" ein ...Argument für die 
Revolution" dar und mobilisierten ..die revolutionären Kräfte der .Arbeiterklasse der ganzen Welt 
gegen den Kapitalismus". A gl. /f/'Nr. 8 vom 10. 1. 1933: ..Der Führer des 'A'eltproletariats spricht“. 
Die Kei\e Stalins ist veröffenilicht in /ff Nr. 10 vom 12. 1. 1933. \ gl. auch .1. W. Stalin. IS erke. Bd. 13. 
Berlin (Ost) 19,3.3. S, 14.3 IT.
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SPD und der in ihren Reihen tätigen Menschewiki gegen die Sowjetunion klar 
herausgearbeitet werden.
Als besondere Kapitel müssen behandelt werden:
a) die Autarkie-Bewegung in allen kapitalistischen Ländern,
b) die Zollmauern, Einfuhr, Kontingente, etc. mit Unterstützung der SPD.
c) die Stellung der SPD 
Befreiung Deutschlands,
d) die Stellung der SPD zum Völkerbund, dem Kriegsinstrument der Welträuber,
e) Kriegsrüstungen. Die bankrotten .Abrüstungskonferenzen, die iAblehnung der 
Anträge der Sowjetunion.
f) Der japanisch-chinesische Krieg und Waffen- und Munitionslieferungen aus den 
kapitalistischen Ländern Europas.
g) Hetze gegen die Sowjetunion. Das Verhalten der SPD-Presse und ihre menschewi- 
stischen Berater.
5. Die Parteiorganisationen.
Unter diesem Punkt kommt besonders in Frage der [Beitrag]von Marie Juchacz., 
der besonders von der Frauenabteilung mit einer Sonder-Kampagne unter den 
Frauen behandelt werden muß, und der Bericht über den sozialistischen Kulturbund. 
Referat von Adolf Grimme., bei dem eine politische Aktion durch die verschiedenen 
Kulturorganisationen, besonders aber Freidenkerbewegung, Sportorganisationen, 
Mieterbewegung, Kommunalabteilung, etc. durchgeführt werden muß. Sonder- 
Programme sind von diesen Abteilungen aufzustellen.

B. Innerparteiliche Vorbereitung.
Hier soll nur über die politische Hauptlinie der innerparteilichen Vorbereitung, nicht 
über die organisatorischen Aufgaben gesprochen werden. Die innerparteiliche 
Vorbereitung zur Mobilisierung der gesamten Parteiorganisation und der Massenor
ganisationen zur Kampagne gegen die SPD muß unter den strategischen Haupt
losungen stehen:
Die Eroberung der Mehrheit der Arbeiterklasse für den revolutionären Klassen
kampf! und: Die SPD - die soziale Hauptstütze der Kapitalherrschaft!
Unter diesen beiden Losungen muß eine ideologische innerparteiliche Kampagne 
nach den Gesichtspunkten des XI. und XII. Plenums und den Plenartagungen des 
Zentralkomitees und der Reichsparteikonferenz durchgeführt werden.” in deren

Versailler Raubvertrag und die soziale und nationalezum

Mittelpunkt die Frage der Einheitsfrontpolitik stehen muß.
Es gilt der gesamten Partei klarzumachen, daß die strategische Hauptlosung: 
Eroberung der Mehrheit der Arbeiterklasse von dem Gesichtspunkt des Kampfes 
gegen die SPD als soziale Hauptstütze der Kapitalherrschaft durchgeführt werden 
muß, wobei der Begriff der sozialen Hauptstütze und die Entwicklung der

12 Ein W ort in der Vorlage unleserlich.
13 Zum XI. Pleiuun des EKKI vom .Vlärz/April 1931 und dem Maiplenum des ZK der KPD 19.31 vgl. 

Dok. 44. Zum .XII. Plenum des EKKI vom .Xugust/September 1932 und der dritten Reichsparteikonfe
renz der KPD im Oktttber 1932 vgl. Dok. 7.5. Anm. 3 tmd Dok. 77, Antn. 2.
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Sozialdemokratie zum Sozialfaschismus an den Taten und Handlungen der SPD 
scharf herausgearbeitet werden muß. Die Methode zur Überwindung der sozialen 
Hauptstützen der Kapitalherrschaft ist in der Hauptsache die Anwendung der 
Einheitsfrontpolitik auf allen Gebieten des Klassenkampfes.
Hierbei muß der Grundsatz des XII. Plenums, der in der Resolution zum Ausdruck 
kommt:
„Man muß scharf unterscheiden zwischen der sozialdemokratischen Führung und 
den sozialdemokratischen Arbeitern'‘
als wichtigster Leitgedanke gelten.'"* Eine gründliche Durchdiskutierung dieser 
Grundeinstellung der Partei im Zusammenhang mit den Referaten, die auf dem 
SPD-Parteitag stehen, ist Voraussetzung für eine erfolgreiche Aktion unter den SPD- 
Arbeitern und in der Peripherie der SPD.
Der Gedanke der Einheitsfront muß praktisch mit allen Aktionen, die gegenwärtig 
von der Partei durchgeführt werden, verbunden sein.
Das gilt vor allem:
a) für die Betriebsrätewahlen. Hier muß die Gelegenheit des Interesses der 
Betriebsarbeiter für die Wahlen vorgenommen werden zu einer politischen Aufklä- 
nmgskampagne über die Politik der SPD und ihre grundsätzliche Einstellung zu 
allen Fragen des Klassenkampfes, wie Lohnabbau. Zurückeroberung der alten 
Löhne (Gewerkschaftstaktik) sowie mit allen Fragen, die im Betrieb stehen.
b) bei den Ortsverwaltungswahlen müssen besonders die Politik Leiparts zur 
Schleicher-Regierung und die Gewerkschaftspolitik auf dem Gebiet der Lohn- und 
Tarifbewegungen gestellt werden.
c) In der Antikriegskampagne und bei den .Antikriegskonferenzen und Kongressen*'^ 
muß aufs stärkste [auf] Delegationen aus SPD-Kreisen gesehen und der Versuch 
unternommen werden, Delegationen direkt aus SPD. Reichsbanner. Sport-, Gewerk
schafts- und anderen reformistischen Organisationen zu diesen Konferenzen und 
Kongressen zu veranlassen. Dasselbe gilt für die .Anti-Ruhr-Kam[)agne."^

C. Die besondere Lage, unter der der SPD-Parteitag durchgeführt wird.
Der Parteitag in Frankfurt (1933) findet unter wesentlich anderen Bedingungen 
statt, als derjenige in Leipzig (1931).
1931 war die Lage der SPD so. daß damals eine zentral organisierte und starke linke 
Fraktion vorhanden war. die mit einer Zeitschrift [Klassenkampf], mit einem eigenen 
Verlag (Laub), mit mehreren Provinzzeitungen (Frankfurt. Breslau. Chemnitz, 
Plauen, Zwickau, etc.) und festen Positionen in einer Reihe von Bezirksverbänden 
der SPD verankert w'ar. Es war eine ..linke" Opposition von bekannten SPD-Fültrern 
wie Rosenfeld. Seydewitz. Öttinghaus, Ziegler etc., die die radikalisierten SPD-

14 Vgl. Inprekorr Sr. 82 vorn 4. 10. 19.12, S. 26.11. Weber'. Koinmirrtislisehe Interrrationale S. 260.
15 (lerneirrt ist der Interrratiotrule Kottgreß gegett detr inr[)etialtstrschett Krieg \ortt 27. bis 29. August 

19.12 irr .Vrrtsterdatn. Vgl. dazrt Dok. 6.5. 66. 71 ittrd 74. Irrt Airsehltrß an detr Kottgreß fandett in 
verscliiedetten Lättdertt zaltlreiehe Anlikriegskonfererrzett statt. Zttrn .lahresbeginn 193,'l war eine 
ittlernationale Arttikriegskattrpagne der koirrtnttrtistischen Parteien geplärrt. Vgl. dazu Dok. 84.

16 Vgl. Dok. 84.
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Arbeiter in starkem Maße an sich zogen. Diese Lage ermöglichte uns damals, eine 
erfolgreiche Aktion zum Vorwärtstreiben dieser Opposition von außen her an die 
SPD heranzutragen und breite Schichten der radikalisierten Arbeiter im Zusammen
hang mit dem Parteitag in der daran anknüpl'enden Auseinandersetzung zu 
gewinnen. (Ö«mg/iaw.s-llagen, Pfarrer L’fAert-Mannheim, Adelheid Torhorst-Dns- 
seldorf. Badische und Pfälzische Opposition und andere oppositionelle Gruppen in 

— Wir empfehlen, daß unsere Genossen das seinerzeit im 
den Leipziger SPD-Parteitag vom ZK herausgegebene Material zur 

jetzigen Kampagne verwenden.
Heute (193.3) - vor dem Frankfurter SPD-Parteitag bilden sich bereits in allen SPD- 
Bezirken besondere ,,Oppositionsgruppen", die vielfatäi eigene Plattformen zum 
Parteitag herausgeben. Verschiedene Arten von Mitteilungsblättern wachsen wie 
Pilze aus dem Boden. Es konitnt darauf an. daß wir den opponierenden einzelnen 
SPD-.Mitgliedern. aber auch den sich überall bildenden opponierenden Gruppen die 
richtige revolutionäre Linie geben und daß diese Oppositionellen die Probleme des 
revolutionären Klassenkampfes in unserem Sinne, im marxistischen Sinne, in den 
Mitteilungsblättern diskutieren.
Abgesehen von diesen, meist von radikalisierten Schichten in der SPD. getragenen 
Oppositionsströrnungen gibt es aber drei große rechte Hauptströmungen im Lager 
des Sozialfaschismus, die immer deutlicher in Erscheinung treten.
1. Die Gewerkschaftsrichtung um Leipart. iXörpel'^ und [den] Metallarbeiterver
band, die die offene Unterstützung der 5c/i/etc/ter-Regierung fordern.
2. Die Reichsbannerrichtung unter Höltcrniann. die die Einreihung der SPD in die 
imperialistische Aufrüstung fordert und
3. eine Richtung der offen zum Faschismus übergehenden Intellektuellen um 
Mierenbach^^ und die Sozialistischen Monatshefte (Staudinger)
.Jede dieser drei Richtungen hat ihre eigenen Organe: Leipart die Gewerkschafts- 
presse, Höltermann die Reichsbanner-Organe, die .l/teren6ac/(-Richtung die Soziali
stischen Monatshefte und die Blätter für den Sozialismus.
Die ganze politische Konstellation in Deutschland ermöglicht es der SPD-Führung, 
starke ,,linke“ Phrasen zu machen und sich in Scheinoppositionen zu bekunden,

randeren Bezirken). 
Anschluß an

17 Zu den inneren .Auseinnndersetzinifien in der SPD iin .lahre 1931. die zur Cründurif; der SAP unter 
Seydewitz und Rosenfcld führten, und zur damaligen Stellungnalnne der Parteileitung der KPD vgl. 
Duk. 39. *1.5. 50 und 53. Zur S.\P siehe Id. Dreehsler. Die Soziali.slische Arbeiterpartei Deutschlands 
( S.4PDi. Meisenheuii am Glan 1965. Zum Übertritt der SPD-MdR Ötünghaus zur KPD vgl. Dok. 53, 
Amn. 6. Pfarrer LcAert. Mannheim, vgl. Kirche und Kommttnismtis. Stadtpfarrer Eckert. .Mannheim 
kommt zur KPD. Hrsg. KPD Baden-Pfalz. Mannheim o. J. (1931h vgl. auch F.-.M. Balzer, 
Klas.scngegen,sätze in der Kirc he. Köln Ih^d.

18 Clemens .Xörpel 1188.5-19.38) halte auf der Belriehsrälekonferenz des ADCB und des AfA-Bundes am 
22. 1. 19.3.3 in Berlin über Betriebsräte in der Wirtschaftskrise referiert. Oslerroth/Schuster 2. S. 289; 
Chronik S. 306.

19 Gemeint ist vermutlich MdR Dr. phil. Carlo l/tercntfor;!/'! 1897-1943). Er wurde vorn NS-Regiine 
19.33-19.38 im KZ inhaftiert uml leitete dann eine iderstandsgrttppe. \ gl. .Vlax Schwarz MdR, 
Hannover 1965. S, 715. Deutsche 'S iderstaiidskämpfer 19.33-1945. Berlin (Ost) 1970. Bd. 1, S. 
369 ff.

20 MdR Prof. Hans .Slaiidinger (1889-1980) gehörte 19.3.3 zu den ersten sozialdemokratischen .MdR, die 
inhaftiert wurden (16. 6. 193.3). Er emigrierte 1934 in die l'S.4. \ gl. Schwarz a.a.O. S. 767.

653



87. 28.1.1933 Anweisungen des Sekretariats mit Richtlinien zum geplanten SPD-Parteitag

unter welchen Manövern der Faschisierungsprozeß zweifellos auf dem Parteitag in 
raffinieitester Form sich durchsetzen wird, die eine radikale Arbeiter-Opposition 
schwerer in Erscheinung treten läßt, als das während des Leipziger Parteitages der 
Fall war, wo sich die Sozialdemokratie offen als Retter des Kapitalismus (Referat 
Tarnoiv) und im Kampf mit der organisierten „Linken” zeigen mußte. Diese Lage in 
der SPD muß uns die Richtung der Aufgaben stellen, in der wir den Parteitag zu 
einer Auseinandersetzung mit der SPD ausnutzen müssen.
Die Tatsache, daß die SPD-Bürokratie in hohem Maße linke Manöver machen muß, 
wie sie seit Jahren nicht festzustellen waren, beweist den ungeheuren Radikalisie- 
rungsprozeß. der sich gegenwärtig in den SPD- Arbeiter- und Anhängerkreisen 
vollzogen hat. Starke linke Strömungen und Gruppen von SPD-Arbeitern, besonders 
in den reformistischen Gewerkschaften, in den reformistischen Sport-, Freidenker- 
und sonstigen Massenorganisationen sind vorhanden, die weitgehendste erfolgver
sprechende Anknüpfungspunkte für unsere Aktion bieten. Der Mangel an zentraler 
Zusammenfassung dieser Oppositionsströmungen und Richtungen innerhalb der 
SPD selbst muß durch unsere organisatorische und ideologische Arbeit über das 
ganze Reich ausgeglichen werden. Dabei muß die ffauptrichtung der Arbeit so 
eingerichtet werden, daß in jedem Bezirk, Unterbezirk und Orte unsere Parteileitun
gen selbständig die politischen und taktischen Anknüpfungspunkte herausfinden, die 
besonders für ihren Bereich als die erfolgversprechendsten anzusehen sind, nach der 
die Arbeit in den betreffenden SPD-Kreisen durchzuführen ist.
Für die organisatorische Durchführung tler Kampagne siehe besondere Rundschrei
ben und Richtlinien.^'

Mit kommunistischem Gruß
ZK — Sekretariat

In der Anlage:
Vorschläge für die konkrete Durchführung der Massenkampagne zum Parteitag der 
SPD
[Anleitung für Diskussionen zur SPD-Demonstration]

[Anlage 1]
Vorschläge für die konkrete Durchführung der Massenkampagne zum Parteitag der 
SPD.
Im Mittelpunkt der von der Partei geführten Massenkampagne zum Parteitag der 
SPD steht die Aufgabe, die Rolle und den Charakter der SPD als soziale Hauptstütze 
der Bourgeoisie, als Verfälscher des Marxismus und als Feind der Einheit der 
Arbeiterklasse zu entlarven und die sozialdemokratischen Arbeitermassen für den 
Tageskampf und den Kampf für den revolutionären Ausweg zu gewinnen. Das 
erfordert in Verbindung mit allen Kampagnen der Partei eine tiefgehende ideologi
sche Offensive auf allen Gebieten gegen die Politik der SPD und zur Entlarvung ihrer 
scheinradikalen Manöver, die Anwendung aller Formen und Methoden der Massen
arbeit unter den sozialdemokratischen Mbeitern. Im Vordergrund stehen dabei 
folgende Arbeiten:
1. Eröffnung einer breiten Massendiskussion durch alle unteren Einheiten mit den 
sozialdemokratischen Arbeitern, Veranstaltung von Diskussionsabenden, Bespre-

21 Vgl. .Anlage 1 und 2.
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chungen. geineiiisainen Mitgliederversammlungen (letztere nur im Einvernehmen 
mit der BL und nach besonderen V orbereitungen), in denen wir uns mit ihnen über 
die einzelnen Probleme der Politik vom marxistischen Standpunkt aus und unter 
Ausnutzung aller Kampfforderungen des letzten Jahres kameradschaftlich auseinan
dersetzen.
2. Systematische Bearbeitung aller Mitgliederversammlungen der SPD, in denen zum 
Parteitag und zur \^'ahl von Delegierten zu den Unterbezirksparteitagen, zum 
Bezirksparteitag und zum Reichsparteitag Stellung genommen w'ird.
Anknüpfend an die oppositionellen Stimmungen innerhalb der SPD, Organisierung 
des Auftretens einer unter unserer Führung stehenden Arbeiteropposition mit 
eigenen Diskussionsrednern, Korreferenten. Anträgen und Erklärungen gegen die 
Politik der SPD in allen Mitgliederversammlungen und anderen innerparteilichen 
Veranstaltungen (L'nterbezirks- und Bezirksparteitage) der SPD.
ln allen Bezirken ist sofort zu überprüfen, in welchen Ortsgruppen der SPD hier 
speziell angesetzt werden kann, wo wir Einfluß auf die Aufstellung der Delegierten 
zu Unterbezirksparteitagen, zum Bezirks- und Reichsparteitag gewinnen können 
bzw. welche Delegierten nach ihrer Wahl zu bearbeiten sind, wo oppositionelle 
Anträge, Entschließungen und Erklärungen eingebracht werden können usw.
Das ist vor allem an den Stellen möglich, wo die Arbeiter-Opposition innerhalb der 
SPD bereits weit fortgeschritten ist, wo SPD-Arbeiter in den verschiedenen Aktionen 
mit uns kämpften und in der Einheitsfrontbewegung mit uns Zusammenarbeiten 
bzw. offen mit der Partei sympathisieren.
L^berall wo solche SPD-Genossen vorhanden sind, müssen sie von uns zu festeren 
Oppositionsgruppen zusammengefaßt werden und durch ihnen vertraute Verbin
dungsleute zur Einbringung oppositioneller Anträge und zur Aufstellung guter 
oppositioneller Arbeiter als Delegierte zu den verschiedenen Parteitagen besonders 
auch gegenüber den von der Bürokratie vorgeschlagenen Delegierten veranlaßt 
werden. Die Aufgabe dieser Oppositions-Delegierten soll es sein, die oppositionellen 
Anträge. Entschließungen und Erklärungen auf Lüiterbezirks- und Bezirksparteita
gen und auch auf dem Reichsparteitag zu vertreten.
Das Auftreten einiger oppositioneller Delegierten in Frankfurt ist einerseits abhängig 
von der Stärke der Oppositionsbewegung und ihrer \ ertretung auf den Unterbezirks
und Bezirksparteitagen und andererseits von den speziellen Bearbeitungen bereits 
gewählter Reichsparteitags-Delegierter, die zur Opposition neigen. Hier ist die 
Aufgabe der Bezirksleitungen, durch Einsetzen von Stoßbrigaden an aussichtsrei
chen Stellen, die Oppositionsbewegung zu unterstützen und Vorwärtszufuhren und 
durch Auswahl geeigneter Genossen und Verbindungsleute die Bearbeitung der 
Delegierten, die für ein oppositionelles Auftreten für den Parteitag gewonnen werden 
können, zu organisieren.
3. Eine weitere Form, in der die Arbeiter-Opposition in der SPD auf den 
Unterbezirks- und Bezirksparteitagen zum Ausdruck kommen soll, sind die Arbeiter- 
Delegationen. Während für den Reichsparteitag mehr die zentralgelegenen Bezirke in 
Frage kommen, sind in allen Bezirken Delegationen von oppositionellen SPD-, SAJ-, 
Reichsbanner- und freigewerkschaftlich organisierten Arbeitern zu entsenden, die 
dort ebenfalls in Erklärungen usw. ihre Stellung gegen die Politik der SPD für die 
Einheitsfront und den revolutionären Klassenkampf abgeben.
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4. Großer Wert ist auch darauf zu legen, in Betriebs-. Gewerkschafts- und 
Ei"werbslosenVersammlungen die Fragen des SPD-Parteitages und die Auswirkungen 
der SPD-Politik in Verbindung mit den Tagesfragen, dem revolutionären Ausweg 
aus der Krise und unserer A/arx-Kampagne zu stellen, ln allen diesen Versammlun
gen.sind Entschließungen vorzulegen, die sich gegen die arbeiterverräterische Politik 
der SPD und ihr scheinoppositionelles Verhalten aussprechen und die Aufforderung 
an die Arbeiter-Delegierten des SPD-Parteitages zu richten, nach den verschieden
sten Gesichtspunkten für die Klasseninteressen der Arbeiter einzutreten, ln allen 
Bezirken sind in den Hauptorten und Hauptstützpunkten der SPD-Arbeiter- 
Opposition von uns aus öffentliche Kundgebungen und Versammlungen mit 
öffentlicher Herausforderung von Referenten der SPD zum SPD-Parteitag zu 
veranstalten, die besonders gründlich unter den Anhängern der SPD vorbereitet 
werden müssen.
5. Lensere ganze Massenkampagne unter den SPD-Arheitern ist durch die Heraus
gabe von betrieblichen, örtlichen und bezirklichen üppositionsmaterialien (Handzet
tel, Flugblätter, Oppositionszeitungen. Diskussionsmaterial usw.) an die SPD- 
.Arbeiter, zu den Mitgliederversammlungen. Lüiterbezirks- und Bezirksparteitagen 
und öffentlichen Veranstaltungen der SPD herauszugeben, ln jedem Bezirk ist sofort 
die Herausgabe eines Oppositions-Organs (wie z. B. die ^.Stimme der Opposition" in 
Berlin) gedruckt oder abgezogen, vorzubereiten. Dieses Organ muß sich besonders 
stützen auf das Material, das aus den SPD-Mitgliederversammlungen bekannt wird 
und auf die kragen, die von den SPD-Arheitern in den Diskussionsversammlungen 
aufgeworfen werden.
Eine besondere wichtige Rolle spielt bei der Herausgabe des Oppositions-Organs die 
Heranziehung von .Arbeiter-Korrespondenten aus den Kreisen der SPD-Arbeiter, mit 
denen wir bei der Durchführung unserer Massenarbeit in A’erbindung kommen. 
Diese Arbeiter-Korrespondenten sind auch auf das stärkste für unsere Tages-, 
Betriebs- und Häuserblockzeitungen heranzuziehen.
Für die bessere Erfassung von oppositionellen SPD-.\rbeitern in den Betrieben und 
Akohngebieten ist die Adressensammlung zu verstärken, bereits vorhandene Adressen 
zu überprüfen und eine ständige Bearbeitung und Versorgung der SPD-Arbeiter mit 
Oppositionsmaterial durch die Zellen sicherzustellen.
Uber die weiteren Methoden unserer Massenarbeit unter den sozialdemokratischen 
Arbeitern verweisen wir auf unser Rundschreiben vom 6. 1. 1933.^^ Besonders 
machen wir noch darauf aufmerksam, daß in engster Verbindung mit unserer 
Kampagne unter den werktätigen Frauen, in den Genossenschaften und auf dem 
Lande eine spezielle Arbeit unter den sozialdemokratischen Arbeiterfrauen, Genos
senschaftsmitgliedern und Kleinbauern durchgeführt werden muß.
6. Einen besonderen Auftrieb soll unsere Kampagne unter den sozialdemokratischen 
Arbeitermassen durch die Organisierung des Übertritts ganzer Gruppen sozialdemo
kratischer Arbeiter, Reichsbannerkameraden usw. zu den revolutionären Organisa
tionen bis zum Parteitag erhalten. Überall, wo noch Möglichkeiten vorhanden sind, 
sind durch spezielle Diskussionsgruppen und Stoßbrigaden alle Voraussetzungen 
dafür zu schaffen. Um den richtigen Zeitpunkt des Übertritts auszuwählen und eine

22 Liegt nicht vor.
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Auswirkung sioherzustellen. führen die unteren Parteieinheiten mit der 
Bezirksleitung eine \ erständigung über den Zeitpunkt des Austritts herbei.
7. Mit besonderer Utiterstützung der Partei wird in allen Bezirken der KJVD eine 
große Kampagne in der SAJ, im Jungbanner, der Gewerkschaftsjugend und in den 
Jugendorganisationen gegen ArbeitsdienstpIJicht. Militarisierung usw. - bei stärkster 
Ausnutzung der Differenzen der Vortruppen-Frage - für seine Kamplforderungen 
durchführen. Die Parteileitungen sind verpllichtet. diese Kampagne mit dem KJV D 
zu besprechen und die notwendigen Maßnahmen zur 
beit unter den sozialdemokratischen Jungarbeitern einzuleiten.
8. Die Massenkampagne unter den sozialdemokratischen Arbeitern ist gleichzeitig in 
der stärksten Form in den freien Gewerkschaften gegen Leipart-Schleicher-VoYiUk 
und die Streikbruchtätigkeit der Gewerkschaftsbürokratie, in dem Reichsbanner, 
gegen die Aufrüstungspolitik“ * und den Antibolschewäsmus. in den Sportorganisatio
nen gegen die Zusammenarbeit mit den faschistischen Sportverbänden, durch die 
Teilnahme an dem Reichsausschuß für Jugendpflege gegen .Vrbeitsdienstpflicht und 
imperialistische Wehrpolitik, in den reformistischen Freidenkerorganisationen gegen 
Kulturreaktion und Konkordatspolitik zu führen.
Auch für diese Kampagne sind mit den dafür in Frage kommenden Fraktionsleitun
gen der revolutionären Massenorganisationen entsprechende Richtlinien 
beiten.

gute

L'nterstützung der Massenar-

auszuar-

Der Bundesvorstand des Reichsbanners hat lür die Zeit vom 17.—19. Februar 1933
von uns zumeine Btmdes-Generalversammlung nach Berlin einbenifen.“'* Das muß

Wehrorganisation eine besonders breite undAnlaß genommen werden, durch unsere 
tiefgehende Kampagne unter den Reichsbannerarbeitern zu führen.
9. Die Kampagne gegen die Politik der SPD muß [sich] gleichzeitig überall dort, wo 
SAP (die am 29. Januar ebenfalls einen ..Reichsparteitag''’ abhalten will)'^'’, 
Brandieristen und Trotzkisten noch einen Arbeiteranhang besitzen, gegen die linken 
Filialen des Sozialfaschismus richten.
Die ungeheure Zersetzung innerhalb der SAP und im SJV, die Abkehr der Arbeiter 

1 den linken Phraseuren Serdewilz. Rosenfeld und Go. muß von uns dazu 
genutzt werden, diese konterrevolutionären Gruppen durch die Uberfülirung der 

etu'lichen Arbeiter zur KPD und zum K.l\ D zu liquidieren. Der Austritt von 30 SAP- 
Arbeitern und Funktionären in Berlin und von 2 Betriebsräten in Plauen ist aul das 
stärkste auszunutzen.

von
aus

23 In der Vorlage: Ausrüstiiiig.spoliuk.
24 Ober die letzte Bundesgenerub ersanimliuig de.s Rciclrsbanners am 

Schuster 2 S. 298.
17./18. 2. 1933 vgl. O,sterroth/

2.5 Der iirsprüiiglich für den 18. und 19. Februar 19:J3 geplante II. Reiebsparteitag der SAP wttrtle
Parteivorstand wegen tler innerparteilichen Diskussion über die Zusammenarbeit tnil anderen

tler Reichstagswahl am 5. März

vom

Parteien am 9. 2. auf ilcti 19. Marz verschoben. Zwei Tage 
beschloF tler Parteivorslanti überrascliend die .kuniisttng tler Partei tittd empfahl den .Vlitglietlern den 
Atisclihtß an die SPD. Dentiocb traf sich aiti 11. utid 12. März ein Teil der bereits gewühlten 
Parieitagsdelegierten zti eitlem illegalen Parteitag in Dresden und beschlo.s,sen die \t eiterlührung der 
Partei, während nur eine kleine .Minilerheit dem Beschluß des Parteivorstandes folgte. Vgl. Drechsler

vor

Die SAPD S. 326 ff.
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10. Die Massenarbeit, die so auf der ganzen Linie und von allen Seiten unter den 
sozialdemokratischen Arbeiterinassen und Anhängerscharen entfaltet werden soll, 
muß durch eine wirkliche Offensive gegen die Politik der SPD in unserer Presse, in 
allen Versammlungen, in unserer .Agitation und Propaganda, durch die V^ertiefung 
des prinzipiellen Kampfes, durch die schnelle Entlarvung aller Manöver, durch die 
schlagfertige Stellungnahme zu allen Fragen der SPD-Politik in den Betrieben und 
Kommunen, durch die gute Auswertung aller V orgänge innerhalb der SPD, des 
Reichsbanners usw. auf das stärkste unterstützt werden.
V on jeder Redaktion muß ein besonderer Plan für diese Kampagne ausgearbeitet 
und durchgeführt werden. Die Redaktionskommissionen der Betriebs- und Ortszei
tungen sind praktisch anzuleiten und mit dem notwendigen Material zu versehen. 
Die Arbeiter-Korrespondenten sind durch besondere Rundschreiben aufzufordern, 
über die .Vtiswirktmg der Politik der SPD in den Betrieben, an den Stempelsteilen 
und in den Konnnnnen und an anderen Stellen zu berichten, ln jedem Betrieb und in 
jeder Parteieinheit ist sofort genau festzustellen, wann die Mitgliederversammlungen, 
die Unterbezirksparteitage und der Bezirksparteitag der SPD stattfindet, wie die 
Delegiertenwablen durchgeführt werden, welche Anträge eingebracht werden, wel
che oppositionellen Strömnngen auftreten und welche öffentlichen \ eranstaltungen 
(Versammlungen. Kundgebnngen. Ausstellungen) in Verbindung mit dem Parteitag 
und dem .l/arx-Gedenktag geplant sind.
Ausgehend davon und unter Ansnutzung aller Anknüpfungsptmkte. Verbindnngen 
usw. sind alle Aufgaben unserer Massenkampagne znni SPD-Parteitag so festzule
gen. daß wir uns immer gegenüber der SPD in der Offensive befinden und die 
größtmöglichen Erfolge in der Gewinnung sozialdemokratischer Arbeiter für alle 
.Aktionen des Tages und den Kampf für den revolutionären Ausweg zu verzeichnen 
haben.

[Anlage 2]
Anleitung für Diskussionen zur SPD-Demonstration
Im Vordergrund der Sonntag-Demonstration der SED^*” muß durch unsere Diskus
sion die Frage gestellt werden, der drohende Staatsstreich und wie die Arbeiterklasse 
ihm begegnen muß.
V ir stellen die Aufgabe Einheitsfront in den Betrieben, Stempelstellen, Bildung von 
Einheitskomitees. Vorbereitung des Massenstreiks und Generalstreiks.
Die SPD-Führer setzen die Politik der Kapitulation vor dem Faschismus und der 
Reaktion fort. .Am 20. Juli gegen Einheitsfront und Generalstreik, am 22. Januar 
Aufruf, an Gegendemonstrationen nicht beteiligen.^

26 .Am 2‘i. .laiuiar rief die .SPD zu einer ..Massenkuiuli:el)unf' ' für Sonntag, den 29. 1. 1933 auf. Vgl. 
Vorwärts Nr. 38 I.Abend-.Ausgabe i vom 23. 1. 19.3.3. .\n der Kundgebung im Lustgarten nahmen am 
29. .lanuar über 100 ()()() Meirsehen teil. \ gl. l orwärts Nr. .50 votn 30. 1. 1933.

27 .4m 22. Januar 1933 verunstaltete ilie S.4 einen demonstrativeti .Aufmarsch auf detn Bülow-Platz. vor 
dem K(irl-Liebkiiec/it-H'dUi. dem Sitz der KPD-Zetilrale. Legen den S,A-.Anfmarscli rief die KPD zu 
Cegenkundgebtmgen auf. Die SPD ging auf diesen .Aufruf nicht ein. sondern forderte ihre .Anhänger 
atif. an den verbotenen Gegenktindgehungeti nicht teilztitiehtnen. A'gl. Vorwärts Nr. 30 (.Abend- 
Ausgabe vom 18. 1. 1933; .Nr. 37 vorn 22. 1. 1933.
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Breitscheid an Schleicher, wenn Staatsstreich, dann werden wir mit allen gesetzli
chen Mitteln kämpfen, also kein Generalstreik und Massenstreik.^^
Bourgeoisie ohnmächtig bei Generalstreik, siehe Künstler'^ über Schleicher zum 
BVG-Streik.
Diskussion über die letzten XX'orte.
Linie der KPD. Kommunistische .AufTassung. Dauernde Verschärfung der kapitalisti
schen Schwierigkeiten, Abwälzung der Lasten auf die werktätigen Massen, dauernde 
Faschisierung des Staatsapparates. Schleicher kein Rückzug innerhalb dieses 
Prozesses; zeitweise Scheindrosselung Papen'scher Maßnahmen, um dafür später 
verstärkt vorstoßen zu können. Demgegenüber wachsende Revolutionierung der 
Massen, wirtschaftliche Streiks. Massenkampf gegen Terror. Linie der SPD. Die 
Auffassung der SPD: Die Krise wird vorübergehen, der Miedergang des Kapitalismus 
ist noch nicht endgültig. Interessiertheit des Proletariats am Gedeihen des Kapitalis
mus, daher „Heilung" des Kapitalismus im Interesse des .Arbeiters. In der Krise darf 
man nicht streiken. Unter dem Druck der Massenbewegung Revision dieser Parole, 
aber in der Praxis A'erhinderung bzw. .Abkürzung jedes Streiks. Der Rücktritt der 
Pa/ien-Regierung sei nicht erfolgt unter dem Druck der .Massen, sondern Erfolg der 
SPD. Schleicher eine große Verbesserung gegen Papen: ..haben den Faschismus 
besiegt“.
ln der Praxis: — Verbot für Mitglieder, sich an den .Vlassenschutzorganisationen zu 
beteiligen. Fierunter von den Straßen! Fenster zu! Geht ins Grüne, baden! Laßt 
Euch nicht provozieren!
Zu den Ereignissen der letzten Woche: Der 22. Januar: Ein glänzender Beweis dafür, 
daß die Massen mehr und mehr sich der Wirkung und Kraft ihrer .Massenaktionen 
bewußt werden. Die vorbildliche Disziplin (kaum Akte individuellen Terrors!) ein 
weiteres Zeichen dafür, wie stark dieser Grad von Erkenntnis bereits vorhanden ist.^“ 
Viele SPD- und Reichsbannermitglieder trotz des Verbots ihrer Organisationen dabei 
gewesen. Die braune Armee marschiert geschützt von der gesamten Polizeimacht 
Berlins, besiegt und geschlagen von dem Haß und der Verachtung der Berliner 
Arbeiter. Die Fronteti werden klar: .Auf der einen Seite die Garde des Kapitals, auf 
der anderen formiert sich die Einheitsfront des Proletariats.
Stellung der SPD dazu: (der Vorwärts zu den Ereignissen der letzten Woche) Am 
21. Januar Erklärung des Berliner Bezirksvorstandes und des Reichsbanners:^': „Die

28 .4ul’ einer SPD-X'er.'.annnInns: am 19. .[amiar sagte iler Kraktiiin.svorsitzemle der SPD im Reichstag. 
Rudolf Breit.tcliekl ( 1874—1944 ;. zu den Plänen Schleichers für die .Auflösung de,s Reichstages ohne 
an.schlicRende Neuwahlen, daß die SPD in diesem Kalle zwar nicht auf ilie Barrikaden gehen, aber mit 
allen ..ge.setzlichen Mitteln" gegen einen solchen A erfasstingshrnch Vorgehen werde. \'gl. Vorwärts Nr. 
88 vom 20, 1. 1988: ..Vi'arnttng ati Schleicher".

29 Es ließ sich nicht ermitteln, welche Bemerkttng des Berliner SPD-V'orsitzenden Franz Künstler 
(1888—1942 : gemeint war.

80 Nach dem X'erhot der komnumistisi hen Cegendemonstrationen am 22. .latmar mußten die .Anhänger 
der KPD vom Straßenrand ans ohnmächtig zitsehen, wie die S.A-Eitiheiten iiher den Biilow-Platz 
zogen. Zu kleineren Gegendemonstrationen kam es lediglich in den äußeren Stadtbezirken Berlins. 
V gl. Vorwärts Nr. 88 vom 28. 1. 19,88. Die Hute Kahne sah trotz dieser Tatsachen im Verlauf der 
Ktmdgehimg einen Erfolg für die KPD. V gl. /?/'Nr. 20a votn 24. 1. 19.88. Am 25. 1, 1988 kam es 
dann zti einer großen Demonstration der KPD vor ihrem Karl-Liebknerht-Hau».

81 Vgl. Vorwärts .Nr. 85 (Morgenansgahe; vom 21. 1. 1988: ..Gegen Provokationspolitik."
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politisch geschulten und disziplinierten Massen der Sozialdemokratie folgen lediglich 
der Parole ihrer eigenen Partei. Die Sozialdemokratische Partei beteiligt sich an 
Veranstaltungen der KPD am kommenden Sonntag nicht." Am 23. Januar: ..Eine 
geschlossene kommunistische Gegendemonstration hat nirgends stattgefunden." 
Dagegen amtlicher Polizeibericht; ..Von den antifaschistischen Demonstrationszügen 
wurden 19 aufgelöst." ..Daß am 22. Januar 1933 iu Berlin vor den Fenstern der 
KPD-Zentrale und in der bewußten Absicht, sie herauszufordern und zu demütigen. 
Hitlers braune Horden aufmarschieren durften — daß sie das tun konnten, ohne daß 
eine wirksame Gegenwehr möglich w'ar. auch das war für die ganze .Arbeiterbewe
gung ein sehr bitteres Ereignis.”**

Einie: Um jeden Preis Erzeugung von Niederlagenstimmuiig. .Vltleugnen der 
revolutionären Massenkraft. Versuch, das ganze als eine verpuffte .Aktion hinzustel
len. um die Sinnlosigkeit der kommunistischen Einheitsfrontparole und eigentlich 
jeder .Abwehr zu beweisen. Offensichtlich betrügerischer \"ergleich mit dem 20. Juli 
1932: Vertuschung der dauernden Revohitionierung der .Massen, die am 20. Juli 
trotz Staatsstreichs in ihren Häusern blieben, ein halbes Jahr später aber gegen die 
l^rovokation Berlins durch die Nazis und die Sc/t/e/c/mr-Regierung zu Himderttau- 
senden auf den Straßen waren, darunter viele SPD und Reichsbannergenossen, trotz 
Verbot ihrer Organisation.

Abendausgabe des Vorwärts am 25. ll.*"* ..Wo ist die Kommune? — Im Keller, hu, 
huu!' So höhnten die Nazis am Sonntag auf dem Bülow-Platz. Sie höhnen über 
Torglers vergeblichen Bittgang zu Schleicher, sie höhnen über die Rote Fahne, die 
den 22. 1. als einen Siegestag der revolutionären KPD feiert, weil in der 
Gormannstraße eine alte Matratze verbrannt wurde. Die KPD muß umlernen, wenn 
sie nicht im Hohngelächter ihrer Gegner untergehen will."

Am 26. ist Stampfer zu neuer Einie gezwungen.

Vorwärts vom 26. [Stampfer persönlich)'*’: ..Mein Beruf als Journalist hat mich 
gestern abend auf den Bülowplatz geführt. Ich gestehe, daß ich das dort Gesehene als 
ein Erlebnis emplünden habe. .Auch das schärfste Urteil über die Politik der 
kommunistischen Führung kann nichts ändern, an der Hochachtung, die diese 
Massen verdienen."

Behauptung der Niederlage nicht mehr möglich, also nunmehr Versuch, die 
„qualifizierte Arbeiterschaft" auszuspielen gegen die „schlechtergestellten“ (vgl.

32 Vgl. f 'orwärts Nr. 38 ' .XlieiKliiirsgabi-! vom 23. 1. 1033: ...IA'/c/ht ilcmon.strifrl."

33 Vurwäris rl)il.
34 \'gl. l orwärts Nr. 42 .thrmlaii.sgahc: vom 2.'3. 1. 1033: ..Ni( litangriflspakt". W ieder abgednirkt in: 

ReinerTos,storn'. ..Einheitslronl" imd/oder ..Ni(hlangrilf,s()akl ' mit der KPD. in: Wolfgang Lntliardt. 
Sozialdeinokratisclie Arbeilerbewegimg und W eimarer Republik. Materialien zur gesellsehaftlichen 
Enlwieklung PÖ'i'-lO.'fd. Bd. 2. Frankftirt/M. 1078. S. 24() f.

3.3 t'gl. lorwürls. Nr. 43, 2b. 1. 1033: ..W ieder Biilowplalz. Betnerktttigen zn einer konnnunisusehen 
Demonstration" von Friedricb .Slaiiipfer. Sliinipfer stellt in dem Kotninenlar zur Detnotistration der 
KPD vtpin \’orlage fest. ilaF er trotz ..mustergültiger Ordtntng und Disziplin" doeli einen l'ntersehied 
zwi.sfhen SPD- ttnd KPD-Arbeitern gespürt bube mul ..die Anfänge eitler neuen sozialen Differcnzie- 
rtttig" zu bemerken seien. W ieder abgedruekt in: Tosstorff. a.a.O. i.Aiim. 34) S. 244 If.
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dazu Rote Fahne) 27. l.’*’ [. . .^Stampfers Erlebnis“ über Lumpenproletarier'^*^: 
..Mögen die Konnnunisten auch zahlreiche qualifizierte Arbeiter in ihren Reihen 
zählen und haben wir auch in Berlin Zehntausende, iin Reich Hunderttausende 
eingeschriebene Mitglieder, die um nichts besser gestellt sind als die Masse der 
kommunistischen Arbeiter und Erwerbslosen, so zeigt sic h doch im Durchschnitt bei 
den relativ besser gestellten Schichten mehr Verständnis für die Politik der 
Sozialdemokratie, bei den schlechter gestellten mehr Neigung zu kommunistischer 
Gefühlspolitik. Hier, scheint mir. beginnen sich Gräben innerhalb der Arbeiterklasse 
zu bilden . . ., erst wenn sie bemerken werden, daß ihre Eührer zum Kampf gegen 
den Kapitalismus nur das Geschrei liefern, während wir die .Arbeit leisten, erst dann 
werden sie den W eg zu uns finden."
Diskussionen über die Gewerkschaftsfrage: Abgesehen von den aktuellen Vorgängen 
der letzten Vi ochen w erden die Diskussionen am kommenden Sonntag sich auch auf 
die Gewerkschaftspolitik erstrecken müssen. Hier vor allem das Doppelspiel 
zwischen Partei und ADGB entlarven, die Zusammenarbeit der Gewerkschaftsführer 
mit der Regierung, während die Partei in ,,Opposition“ steht und ,,die .Äußerungen 
eines einzelnen Parteigenossen für belanglos" erklärt. Desgleichen den Widerspruch 
aufzeigen zwischen der Einie Leiparts im Zusammenarbeiten mit der Regierung im 
Vergleich zu seiner Rede vor der sogenannten Betriebsrätekonferenz am 
22. Januar.'**^ Als Beweis dem gegenüberstellen die praktische Politik der ADGB- 
Führer (Streikbruchpolitik usw.).
Tarnow. ,,Wir sind bereit, dem Wirtschaftsprogramm der Regierung Papen eine 
Chance zu geben.“ (18. 10., Kundgebung des .ADCB)."*" ,.Den Sozialismus wird diese 
Regierung nicht verwürklichen. das w issen w ir wohl, sie w ill im Gegenteil ebenso wüe 
die Regierung von Papen die kapitalistische Wirtschaft befestigen. Aber können wir 
in dieser Situation die .Aufforderung der Regierung ableimen, an der Durchführung 
der .Aibeitsbeschaffimg mitzuarbeiten?" Leiparts ..Netijahrsgruß" [Gewerkschafts
zeitung 53, 1932).
„Was seine politische Vergangenheit anbetrifft, haben wir dem Kanzler nichts 
vorzuwerfen. Die soziale Frage steht im Vordergrund seiner Bemühungen.“ {Leipart 
Interview' mit dem Korrespondenten des Excelsior, 3. 12. 1932).'*'
,,Das Wesen der Gew'erkschaften liegt in der stets gleichbleibenden Aufgabe, unter 
jeder Regierung und unter jeder Staatsform die Föhn- und .[Arbeitsbedingungen 
bestmöglichst zu regeln ... Zu jeder Regierung haben die Gewerkschaften die 
Fühlung aufzunehmen. Sie haben an jede Regierung Forderungen zu stellen. Von

.36 \ gl. Rf' Nr. 23 v(im 27. 1. 19.33: ..Stampfers Erlehiiis. ' M'ioilor abgednickt in: TosstorlT. ebd. 
S. 24611.

37 Lücke iin Te.xl.

38 \’gl. zum l'olgendeii Zitat lurwärts. a.a.O. (Wie .\nin. 26!.
39 Zur Rede Leiparts auf dem 2. Reirhslteiriehsrätekungreb am 22. .latiuar 1933 in Berlin, in der er sich 

mit den .\iigrilfen der KPD auf die (letcerkschaltsfiilirting ausemandersetzte. vgl. lonvärts 
Nr. 39 (Mtirgenaii.sgabei vom 24. 1. 19.33.

40 Vgl. zu dieser Kundgebung des .4DCB um 18. 10. 19,32 sowie den dort von Theodor Letpnrt und Fritz 
Tarnuw gehaltenen Rel'eraten Vorwärts Nr. 492 (.Vbendausgube) vom 18. 10. 1932.

41 Zürn Inten iew Lei/jarts mit dem Pariser E.rcelsior vgl. Dok. 82. .\nm. 6.
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jeder Regierung haben die Gewerkscliaften zu verlangen, daß sie die Arbeiterrechte 
gewährleistet und ausbaut.“ [NörpeL Gewerkschaftszeitung'Sr. 52, 1932).
In der gleichen Zeitung Forderung Nörpels „Auf Neutralität der Gewerkschaften“. 
„Wenn gegenwärtig die politischen Parteien der Reichsregierung in schärfster 
Opposition gegenüberstehen, wenn sie dieser Regierung jedes Vertrauen entziehen, 
wenn sie alles tun, diese Regierung zu stürzen, so erfüllen sie den Sinn einer 
politischen Partei. Es ist aber vollständig ausgeschlossen, daß die Gewerkschaften in 
der Lage wären, derartige Aufgaben zu erfüllen.“
Bemäntelung durch revolutionär klingende Phrasen. „Gewerkschaften stehen zu 
jeder Regierung in Opposition, die Gewerkschaften führen mit jeder Regierung 
dauernd Kleinkrieg. . . Es gibt keine revolutionäre Bewegung als unsere Gewerk
schaftsbewegung.“ {Leipart auf der Betriebsrätekonferenz am 22. 1.)
Dagegen hinweisen auf Haltung der Gewerkschaften in Hamburg, B\ G-Streik, 
Siegerland, Metallbetrieb Bergfeldt, Reichsverschluß etc. (Material: Rote Fahne 25. 
uncl 26. 1. und 2. Beilage. Artikel: „Das ist Schändung des Sozialismus“ und 
„Kongreß gegen die Einheit.“)“*^
Zur Frage der Einheitsfront:
Einerseits Erklärung der SPD-Führerschaft, daß man mit der KPD als Partei unter 
keinen Lünständen Zusammengehen könne (letztes Heft ..Freies IVorG. siehe R.F. 
25. 1.'*^ und Breitscheid in Pankow, 19. Kreis: Mit der Leitung der KPD und deren 
System gibt es keine Einheitsfront). Andererseits verbieten sie die „Einheitsfront von 
unten“ und versuchen, sie um jeden Preis zu verhindern. Bleibt also nur. daß sich 
alles der „Eisernen Front“ anschließt!

42 Vgl. ..Das ist Schändung des Sozialismus“. Ä/’Nr. 22 vom 26. 1. 1933. Beilage 2. ..Ein Kongreß gegen 
die Einheit“. lU' Nr. 21 vom 25. 1. 1933. Beilage 1. Dieser Artikel bezog sieh auf den 2. 
Reiehshetriebsrätekongreß des ADGB.

43 Vgl. /ff’Nr. 21 vom 25. 1. 1933: ..Karl Manr. der .Vorwärts‘ und der Biilowplatz“.

88.

2. 2. 1933: .Aus einem Rundschreiben des Sekretariats

RzG, Jg. 20, 1978, H. 5, S. 724. .4us einem Rundschreiben des Sekretariats des ZK vom 2. Februar 
1933.' Artikelüberscbrift: „Umstellung der KFD auf die Illegalität (.Vlai 1932-Soinmer 1934)“ von 
Margot Pikarski.

. . .[ Die Lage ist so einzuschätzen], . . . daß täglich mit den rücksichtslosesten und 
brutalsten Verbotsmaßnahmen mit langfristigen Zeitungsverboten, mit Einkerke
rung führender Funktionäre, mit der Besetzung von Parteihäusern zu rechnen ist 
[. . .] [Daher wurde gefordert] . . . den Kampf gegen das drohende Verbot der Partei 
viel stärker im engsten Zusammenhang mit den Interessenkämpfen der Arbeiter zu
führen [ . . .]

1 Die Sätze aus dem Rundschreiben Nr. 2 vom 2. 2. 193.3 sind entnommen den Beiträgen zur Geschichte 
der .Urbeiterbewegung .lg. 20. 1978. S. 724.
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89.

23. 2. 1933: Rundschreiben des Sekretariats an die Bezirksleitungen

BzG, Jg. 20, 1978, H. 5, S. 725-726. Aus: Rundschreiben Nr. 6 des Sekretariats des ZK der KPD an 
die Bezirksleitungen vom 23. Februar 1933.' Artikelüberschrift: „Uinstellung der KPD auf die 
Illegalität (Vlai 1932-Sommer 1934)“ von Margot Pikarski.

[. . .] Es ist von entscheidender Bedeutung für eine richtige Politik und Arbeit 
unserer Organisation, daß es uns gelingt, der Gesamtheit unserer Mitglieder und 
darüber hinaus den breiten Massen voll zum Bewußtsein zu bringen, daß sich mit der 
Aufrichtung der of fenen faschistischen Diktatur über Deutschland eine grundlegende 
Veränderung der Situation ergeben hat, aus der sich die Notwendigkeit zu ebenso 
gi'undlegenden Änderungen für den Klassenkampf des Proletariats ergeben. Das 
Unverständnis für diese grundlegenden .Änderungen, das gegenwärtig noch in breiten 
Teilen unserer Organisation und den Massen vorhanden ist. erzeugt vielfach ein 
Beharren auf alten .Methoden, einen .Mangel an kühner Aktivität bei der Durchset
zung der [Losungen] unserer Organisation und der Inangriffnahme der höheren 
Aufgabenstellung [. . .]

1 Die Aii-szüge aus (lern Rinidschreiben Nr. 6 sind entnonnnen den Beiträiren zur Geschichte der 
Arbeiterbewegung .If:. 20. 1978. S. 725-726.

90.

27. 2. 1933: Illegales Rundschreiben des ZK

BA R 43 11/1193 und StA Bremen, 4,63-11 A 12b 2. Bd. 3: [Vermutlich] Polizeiliche .Abschrift. 
Überschrift: „Brief eines Freundes.“'

Nachfolgend übermitteln wir Euch einen Brief eines Genossen, der seine illegalen 
Erfahrungen unter den Bedingungen der faschistischen Diktatur schildert und 
Ratschläge gibt für die Sicherung der Massenarbeit der Kommunistischen Partei 
unter den Bedingungen des faschistischen Terrors.
Der Klassenfeind will durch faschistischen Terror, durch Zertrümmerung der 
Zentren der Organisierung und Führung des proletarischen Massenkampfes, durch 
Unterdrückung unserer Partei und der revolutionären .Massenorganisationen die 
schärfste Kapitalsoffensive gegen das werktätige Volk durchsetzen. Der Zweck der

1 Mi( dem l bergang in die Illegalität begann die KPD. ilne Rnnd.schreibeti mit der .Anrede ..Liebe 
Freunde“. ..Euer Freund“ o. ä. zu kennzeichnen. Genaue .Angahen zitr Datierung sowie über den 
Absender wurden weggelassen, utn der Polizei keitie Hitiweise auf die illegale Organisation zu geben. 
Der Brief zeigt, dab die KPD ihre Organisation erst im Februar 19.33 auf die Illegalität umzustellen 
versuchte. .Atis dem im B.A befindlichen Rundhrief geht das Datum henor. Er ist also atn Tag des 
Reichstagsbrandes abgefaßt und vermutlich der Parteiorganisation über Kuriere zugesandt worden.
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Unterdrückungsmaßnahinen ist die Isolierung der Konnnunistischen Partei von den 
Arbeitermassen, die Zersplitterung der Arbeiterschaft und die Verhinderung von 
Einheitsfrontaktionen. Deshalb kommt es unter den jetzigen Bedingungen vor allem 
darauf an, alle organisatorischen Maßnahmen unter dem Gesichtspunkt der 
innigsten Verbindung der Paitei mit den Arbeitermassen, der Stärkung der 
Kampfkraft und V erbreiterung der Eiidieitsfrontaktion. der festen Wrankei-ung in 
den Betrieben, an den Stempelstellen und die Überwindung des sozialdemokrati
schen Einflusses in den Arbeiter-Massenorganisationen durch verstärkte kommuni
stische Eraktionsarbeit. durchzuführen. Das wichtigste ist die Eähigkeit der Partei 
zur Organisierung des revolutionären Massenkampfes unter illegalen Bedingungen. 
Anwendung illegaler Arbeitsmethoden heißt keinesfalls sich verkriechen, sondern 
sich so eng mit den .Arbeitermassen verbinden, die Massenmobilisierung mit 
verstärkter Kraft durchführen, ohne daß der Gegner im Stande ist, Teile des 
Organisationsapparates zu zerstören.
Die Verschärfung der Klassenkämpfe in Deutschland, der wachsende Massenkampf 
gegen den faschistischen Terror, die wachsende Erkenntnis der Arbeiter von der 
Notwendigkeit der kämpfenden Einheitsfront gebieten die stärkste Kampfaktivität 
jeder Parteileitung, jeder Parteizelle, jedes Parteimitglieds, damit unter Führung 
unserer Partei die Arbeiterklasse in Teilkämpfe und Massenaktionen gegen jede 
Maßnahme des faschistischen Terrors, wie gegen jede Maßnahme der faschistischen 
Volksausplünderimg kämpft und zur Gegenoffensive übergeht. Die Schlagkraft 
unserer Organisation ist entscheidend für- das Tempo der I leranfühnmg der 
Arbeitermassen zum politischen Massenstreik und Generalstreik. V^or allem muß im 
Zusammenhang mit der Führung des Massenkampfes alles Gerede über das 
„Abwirtschaften der Hitler-Regierung". alle solche Spontaneitäts-Philosophie.' alle 
Tendenzen des Zurückweichens auf das schärfste bekämpft werden. Ebenso 
gefährlich ist es, die politischen Teilkämpfe, die Demonstrationen und Proteststreiks 
einzelner Betriebe und Stempelsteilen mit dem Hinweis auf die Notwendigkeit des 
Generalstreiks zu vernachlässigen in einer Weise, daß die Durchführung jede 
Terrormaßnahme des Staatsapparats und der nationalsozialistischen Banden 
erschwert und unwirksam gemacht wird, ist jetzt die wichtigste, brennendste 
organisatorische Aufgabe.^

I. Elementare Fragen der Sicherung der Partei zur Führung des 
antifaschistischen Massenkampfes.
1. Im Zuge der Vorbereitung des Parteiverbots und der terroristischen Maßnahmen 
gegen die Partei und revolutionären Massenorganisationen setzten Polizeiaktionen 
und Bandenüberfälle der SA gegen die bekannten Büros, .Vrbeiterverkehrslokale, die 
bekannten Tagungsräume ein. Daraus ergeben sich folgende Aufgaben: 
a) Soweit noch nicht geschehen, muß jedes Büro einer UB oder Stadtteilorganisation 
der Partei und der revolutionären Massenorganisationen sofort geräumt werden. Die 
betreffenden Leitungen müssen ihre .Arbeit bei weitgehender Einschränkung der 
büromäßigen .Arbeit in illegalen Büros durchführen. Kein Parteiarbeiter darf sich

2 Vemiutlicli fehlerhalte L'hfrtrafaiii» in der von der Polizei gelertifilen .\bsilirift des Te.\tes. Gemeint 
ist wohl, politische TeilkHinpfe seien dnrchznliihren. nin die Terrorinal.tnahinen des Staatsapparates 
zu erschweren.
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durch die Durchführung des Waiilkampfes in dieser und anderer Hinsicht zu 
legalistisclien Einstellungen verleiten lassen.
b) Alle Archive und Ablagen müssen — soweit noch nicht geschehen — sofort 
durchgesehen und alles irgendwie entbehrliche Material, vor allein nicht notwendige 
Adressen, Rundschreiben etc. vernichtet werden.
c) Die Betriebs- und Straßenzellen tnüssen sofort die jetzigen, den Unternehmern, 
dem Nachrichtendienst der SA und der Polizei bekannten Tagungslokale wechseln. 
Es muß Schluß gemacht werden damit, daß eine Zelle ständig in einem bestimmten 
Eokal tagt, daß Betriebszeilen ihre Tagungen in einem Eokal in unmittelbarer Nähe 
des Betriebes durchführen.
d) Gesamtzellensitzungen. Gesamt-Ortsgruppen-Mitgliederversammlungen sind auf 
das äußerste einzuschränken. In der Regel sollen die Betriebszeilen abteihmgszellen- 
weise, die Straßenzellen fünfergruppenweise tagen. Diese Sitzungen sollen möglichst 
nicht in Schankstätten durchgeführt werden.
e) Voraussetzung dazu und eine dringende organisatorische Aufgabe für die 
Durchführung unserer gesamten politischen Arbeit ist deshalb die sofortige Unter
gliederung jeder Betriebszelle, in größeren Betrieben in .Abteilungszellen. die restlose 
Gliederung jeder Straßenzelle in Eünfergruppen und die sofortige Bildung von 
Betriebs- und Straßenzellen in den Ortsgruppen, die noch nicht auf Zellen aufgebaut 
sind. Mit Hilfe unserer Eraktionen müssen wir dafür sorgen, die revolutionäre 
Massenorganisation entsprechend umzustellen. (Verkleinerung der organisatori
schen Einheiten. Bildung der Eünfergruppen in den Wohngebietsorganisationen — 
LTmstellung auf Abteihmgsgruppen in den Organisationen auf Betriebsbasis).
f) Bei gleichzeitiger Räumung aller legalen Büros muß in den L^nterbezirksvororten, 
W'O größere Parteihäuser bestehen, in den Orten wo Volkshäuser, Sportheime etc. 
vorhanden sind, der revolutionäre Schutz dieses Eigentums der Arbeiter organisiert 
werden. Auf keinen Fall darf das aber zu einem bloßen defensiven .Abwarten eines 
evtl. Überfalls führen, sondern die beste Verteidigung ist auch in diesem Fall die 
Massenmobilisierung.

2. Gleichzeitig w'erden sich zunächst Polizei und SA in ihren Aktionen vor allem auf 
bekannte Funktionäre und Parteimitglieder konzentrieren. Daraus ergibt sich:
a) soweit noch nicht geschehen, muß sofort jeder Parteiarbeiter, jeder kommunisti
sche Funktionär in den Massenorganisationen seine Wohnung von jedem Parteimate
rial säubern. Dies gilt vor allem für Adressen.
b) Bekannte verantwortliche Funktionäre im Stadtteil der Ortsgruppe und Zelle 
müssen sich umgehend nach einer anderen Aufenthaltsmöglichkeit umsehen.
c) Für Funktionäre, die besonders unter dem Feuer der nationalsozialistischen 
Mordhetze stehen, müssen Partei, Massenorganisationen. Selbstschutzstaffeln den 
notw’endigen Schutz organisieren.
d) Um für jeden Fall,
Funktionär aus der Arbeit ausscheidet, die solörtige Weiterführung der Arbeit zu 
garantieren, ist jetzt sofort und ernsthaft bei jeder Parteileitung dafür zu sorgen, daß 
für die führenden Genossen (Pol-, Org-, Agitpropleiter-, Kassierer) schon jetzt ein 
Vertreter bestimmt w ird. Dieser Genosse ist bereits in einem solchen Maße in die 
Arbeit einzuführen, daß er sie im Bedarfsfall ohne Schwierigkeit übernehmen kann.

infolge Verhaftung und Terror ein verantw'ortlicherwo
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3. In Weiterführung der bereits von früheren Regierungen getroffenen Maßnahmen 
wird die faschistische Hitler-Hugenberg-Diktatur vor allem auch darauf hinzielen, 
die Technik unserer Agitation und Propaganda lahmzulegen. (So versucht z. B. der 
SA-Nachrichtendienst besonders festzustellen, wo Schreibmaschinen und Abzieh
apparate stehen). Daraus ergibt sich:
a) Alle Betriebs-, Straßenzellen und Ortsgruppen, die noch nicht über eine eigene 
Vervielfältigungsmöglichkeit verfügen, müssen sich sofort eine solche beschaffen. 
Hat jede Zelle einen eigenen Apparat, ist die Agitation in jedem Falle gesichert.
b) Wo Apparate noch hei bekannten Genossen stehen, oder wo ein zu großer Kreis 
von Parteimitgliedern weiß, wo sich Schreihmaschine und Apparat befinden, müssen 
diese sofort an neuen Stellen untergestellt werden. Dabei ist darauf zu achten, daß 
nur die unmittelbar mit dieser Arbeit betrauten Genossen Kenntnis von der Stelle 
haben nnd daß andererseits der Apparat schnell zu erreichen ist. Um bei überra
schenden Durchsuchungen ganzer Häuserzüge gesichert zu sein, ist notwendig, daß 
auch an sicheren Stellen für die Zeit der Nichtbenutzung die Apparate zweckmäßig 
aufbewahrt werden.
c) Die zweckmäßige Sicherung der Vervielfältigungsmöglichkeiten ist eine der 
wichtigsten Voraussetzungen für das schnelle Reagieren und für die maximale 
Entfaltung der eigenen Initiative jeder Parteiorganisation. Notwendig ist dazu auch, 
daß sich jede Zelle und Ortsgruppe umgehend sichere Bezugsquellen von Papier 
sichert.

4. Eine der wichtigsten Maßnahmen der Verfolgung der Partei wird die stärkere 
Einsetzung eines ganzen Apparates von Spitzeln und Provokateuren sein. Auch auf 
diesem Gebiet ist mit der engsten Zusammenarbeit der Polizei mit dem Nachrichten
apparat und den Provokateuren der NSDAP zu rechnen. Daraus ergibt sich:
a) Jede Parteiorganisation muß dem Kampf gegen das Spitzeltum und Provokateur
wesen größte Aufmerksamkeit schenken. Die Grundaufgabe ist in dieser Beziehung 
planmäßige Zuteilung der Arbeit an jedes Parteimitglied und systematische Kon
trolle darüber, wie diese Arbeiten durchgeführt werden. Auf diese Weise wird ein 
Zustand geschaffen, der Provokateuren und Spitzeln die Arbeit weitgehend er
schwert.
b) Die Durchführung der Aufteilung der Großbetriebszellen auf Abteilungszellen, der 
Straßenzellen in Eünfergruppen, die die Möglichkeit gibt, jedes einzelne Mitglied viel 
eingehender in seinem ganzen Verhalten und in seiner Arbeit zu überprüfen, wirkt 
sich gleichfalls in weitgehender Sicherung gegen Spitzelelemente ans.
c) Allgemein muß sofort die ganze Parteimitgliedschaft auf weitgehendste Vorsicht 
in Gesprächen über Parteiangelegenheiten mit unbekannten und zweifelhaften 
Elementen eingestellt werden. Ein Parteimitglied und Eunktionär soll nicht mehr 
mitgeteilt erhalten als für seine Aufgabe unbedingt nötig ist. Ohne in eine 
Spitzelpsvchose zu verfallen, muß jede Parteileitung dafür sorgen, daß unzuverläs
sige Genossen (Schwätzer, Trinker) und zweifelhafte Figuren von solcher Parteiar
beit ausgeschaltet werden, die sie bewußt oder unbewußt zu Verrat ausnutzen 
können und muß die Beobachtung in solchen Fällen organisiert werden.
d) Mit besonderem Nachdruck müssen wir den Kampf der Spitzelabwehr in den 
Betrieben organisieren. Vor allen Parteiorganisationen, aber vor den Betriebszeilen
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im besonderen, steht die Aufgabe, neben der Durchführung der bereits besprochenen 
Maßnahmen die Durchführung der Arbeit in einer solchen Weise, daß jede unnötige 
Gefährdung vermieden wird, Schluß mit einem solchen Zustand, daß die ganze 
Parteizelle weiß, wer die Betriebszeitung redigiert und herstellt, wo der Apparat 
steht, welche Arbeit im einzelnen die Mitglieder der Leitung durchführen, 
e) Auf dem Gebiet der Abwehr von Provokationen und Spitzeleien haben besondere 
Aufgaben unsere Praktionen im Kampfbund und antifaschistischen Selbstschutzstaf
feln'’. die zweifellos vom Gegner besonders für provokatorische Absichten ausgenutzt 
werden sollen. Durch entschiedene politische Erziehung über die Aufgaben des 
wehrhaften Massenkampfes und die Abwehrfront und der Überwindung der 
Tendenzen des individuellen Terrors muß der Boden geschaffen werden, daß 
einerseits alle provokatorischen Waffenangebote. Verleitung zur individuellen 
Aktion und andererseits Zurückweichen in der Organisierung des wehrhaften 
Massenwiderstandes. Angst und Feigheit bei einzelnen Mitgliedern unzulässig sind. 
5. In der Zeit der Vorbereitung des Verbots sollen die Aktionen gegen die Büros, 
Tagungslokale, neben der Einschüchterung vor allem den Zweck erreichen, die 
Verbindung zwischen den Parteileitungen und den unteren Organisationen zu 
unterbinden. Die ständige Verbindung zwischen den einzelnen Organen der Partei ist 
gerade im jetzigen Moment von entscheidender Bedeutung. Deshalb ist erforderlich:
a) Sofortige Abstellung aller Schwächen in der .Arbeit des Kurierapparates. 
Besonders in der täglichen V'erbindung zwischen Parteileitung und Betriebs- und 
Straßenzellen, zwischen den Leitungen der Zellen und den Instrukteuren.
b) Die entscheidende Aufgabe aber ist, daß alle unteren Organisationen darauf 
eingestellt werden, daß, wenn zu politischen Ereignissen (Zusammenstöße, Terror
aktionen, Verhaftungen, spontane Streiks etc.) keine Anweisung der oberen Partei
leitung erfolgen kann, die eigene revolutionäre Initiative jeder Zelle, jeder Fraktion 
einsetzen muß. Schluß mit dem .Abwarten bis von oben .Anweisung erfolgt.

II. Dringende organisatorische Aufgaben zur Entfaltung unserer 
Massenarbeit.
1. Im Entscheidenden wird alle unsere .Arbeit zur Organisierung der Abwehr und der 
Gegenoffensive des Proletariats gegen jeden einzelnen Vorstoß der offenen faschisti
schen Diktatur davon abhängen, inwieweit wir jetzt wirklich den Betrieb zum 
politischen Zentrum der .Arbeit zu machen verstehen. Daraus ergibt sich in 
organisatorischer Beziehung:
a) Verbesserung der Schlagkraft der Betriebszellen, Steigerung ihrer Fähigkeit, auf 
jeden Vorgang im Betrieb zu reagieren, die Belegschaft schnell zu mobilisieren, durch 
den sofortigen wirklichen yVulbau arbeitsfähiger Abteilungszellen.
b) Unter den jetzigen Umständen wird zu einer entscheidenden Frage, daß jede 
Betriebszelle ihre Arbeit so organisiert, daß sie die Gesamtbelegschaft wirklich 
ständig beeinflußt. Deshalb Schaffung der V ertrauensleute in jeder Werkstatt und 
Abteilung, Wahl von Betriebsdelegierten in den Abteilungen zu Delegiertenkonferen
zen für den Großbetrieb oder die Betriebe der Industriegruppe.

3 Kamplbund gejjen <len Fasrhisinus und Selbstschutzslal'feln der .\ntifaschislischen Aktion. Vgl. zum 
Kampfliund Dok. 34. Zur Antifaschistisdien Aktion vgl. Dok. 6.5.
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zur Durcliiührung von Abtei-c) Bei gleichzeitiger Ausnützung aller Möglichkeiten 
lungsversamrnlungen während der Arbeitszeit, von Betriebsversammlungen, ist es 
jetzt noch mehr wie bisher notwendig, die Arbeiter einer bestimmten Abteilung zu 
Stubenversammhmgen zusarnmenzufassen. Besonders in den Betrieben, in denen der 
Terror und das Spitzelsvstem besonders stark sind, in den Chemie- und in den 
kriegswichtigen Betrieben werden wir weitgehend diese Methode der Beeinllussung 
und Mobilisierung der Belegschaft ausnützen müssen.
d) Überall, wo das noch nicht geschehen ist. sofortige Bestimmung eines geeigneten 
Genossen als Instrukteur für die Betriebszelle. Keine Betriebszelle ohne Instrukteur. 
Der Instrukteur ist der Helfer für die Arbeit der Betriebszelle.

Unterstützung der Arbeit dere) Sofortige Aufteilung aller Straßenzellen zur 
Betriebszellen von außen. Insbesondere in der Frage der Herstellung des .4gitations- 
materials und der Bearbeitung von 
Überführung aller betriebstätigen Parteigenossen aus den Straßenzellen in Betriebs
zellen.

Betriebsarbeitern im Wohngebiet. Sofortige

f) Zur Organisierung des gemeinsamen Kampfes der Erwerbslosen und der 
Betriebstätigen die sofortige Schaffung der ständigen Verbindung zwischen den 
Betrieben und den in ihrer Nähe gelegenen Stempelstellen und mit den örtlichen 
Erwerbslosenorganisationen.
g) Die Bildung von arbeitenden Abteilungszellen und eine wirkliche aut die Eage in 
den einzelnen Werkstätten und Abteilungen zugeschnittene Betriebspohtik, die 
Anwendung der Methode der Stubenversammlung gibt auch die Möglichkeit, m den 
schwierigsten Eällen. in denen die Organisierung großer Belegschaftsversammlung 
nicht möglich ist, durch die Vi'alil von Delegierten aus den einzelnen Abteilungen und 
Werkstätten in den Massen der Belegschaft verankerte Einheitsfrontorgane zu 
schaffen. In jedem Betrieb muß es möglich sein, für die Durchführung der 
Betriebsrätewahlen.^ für die \'orbereituug der Streiks, für die Organisierung des 
Massenkampfes gegen die offene faschistische Diktatur die betrieblichen Organe der 
Einheitsfront zu schaffen. Wenn wir uns in jeder Abteilung wirklich bemühen um die 
Gewinnung der sozialdemokratischen Arbeiter, werden wir die Basis der Einheits
front im Betrieb verbreitern können. Vor allem konzentrieren wir uns auf die 
Schaffung eines antifaschistischen Kamplausschusses lür jeden Betrieb.
h) Die Partei muß den Kommunistischen Jugendverband jetzt besonders unterstüt
zen in der Schaffung der jugendzellen im Betrieb durch die Organisierung des 
Kampfes für die besonderen Interessen der Jung-Betriebsarbeiterschaft. Die Eosung 
„keine Betriebszelle der Partei ohne Betriebszelle des .lugendverbandes“ muß jetzt 
ernsthaft verwirklicht werden. Auf diese Weise schafft sich die Parteizelle gleichzeitig 
eine Stütze für die Einbeziehung des Jungproletariats. das im Kampl gegen die 
Entfaltung des Vi iderstandes gegen jeden Angriff der faschistischen Diktatur eine 
große Rolle spielt.
i.) Mit Hilfe unserer Fraktionen sofortige L'mstellung aller revolutionären Massenor
ganisationen (rote Verbände, RGO, Rote Hilfe, Sportler, IAH, Bund der Freunde der

en

4 lin Frühjahr 19;5.'5 futideii wieder Belriehsrätewahleii stau, iiaclidem diese 1932 von Brüning 
ausfiesetzt worden w areii. .4n den Belriebsrätewalilen nach ilcr Rciehslapswahl vom .3. März Iteleiligle 
sieh auch die RGO.

668



27.2.1933 90.Illegales Rundschreiben des ZK

Sowjetunion, etc.) auf den Aufbau von Betriebsgruppen. Untergliederung der 
Betrieb.sgruppen in den größeren Betrieben in Abteilungsgruppen. Irn Zusammen
hang damit Bildung der Betriebs-Fraktionsgruppen, des kommunistischen Partei
kerns, in jeder dieser Organisationen, um die gesamten Mitglieder dieser Organisatio
nen in die Lösung der Aufgaben, die vor der Partei stehen, einzugliedern. Die 
Betriebszelle muß sich somit in den Massenorganisationen wichtige Transmissions
riemen schaffen. Bei der Aufgabenstellung ist der besondere Aufgabenkreis der 
einzelnen Organisationen zu berücksichtigen.

2. Eine weitere entscheidende organisatorische Aufgabe ist jetzt die umgehende 
verstärkte Organisierung der innergewerkschaftlichen Arbeit in den ADGB- und in 
den christlichen Gewerkschaften. Die Tatsache, daß noch einmal der ADGB die 
Auslösung politischer Streiks gegen die Regierung der faschistischen Diktatur am 
30. Januar verhindern konnte, unterstreicht aufs neue die ungeheure Bedeutung 
dieser Aufgabe. Deshalb ist sofort notwendig:
a) Bildung der kommunistischen Fraktionen in allen Einheiten der Gewerkschaften, 
Schaffung der Oppositionsgruppen durch umgehende Erfassung aller mit uns lose 
sympathisierenden Gewerkschaftsmitglieder, die noch nicht durch die RGO erfaßt 
sind.
b) Planmäßiger, systematischer Kampf um jede wählbare Gewerkschaftsfunktion, 
insbesondere im Betrieb.
c) Verstärkung der kommunistischen Fraktionsarbeit in den Gewerkschaften durch 
Eintritt von gewerkschaftlich nicht organisierten Parteimitgliedern in die Gewerk
schaften. Das gilt in erster Einie für betriebstätige, aber auch für erwerbslose 
Genossen. Das ist notwendig sowohl in bezug auf die .4DGB- wie die christlichen 
Gewerkschaften.
d) Umgehende schnelle Entfaltung der Aktivität der Gewerkschaftsfraktionen und 
Oppositionsgruppen sowohl in bezug auf das .\uftreten innerhalb der Gewerkschaf
ten (LInterstützung aller Aktionen der Partei zur Schaffung der Einheitsfront, zur 
Vorbereitung und Organisierung der Streikkämpfe, zur Organisierung der Erwerbs
losenaktionen) wie auch in dem selbständigen Auftreten unter den .Massen der 
Betriebsarbeiter und Erwerbslosen (eigene Flugblätter, Zeitungen, Versammlungen, 
Beratungen).

3. Mit gleichzeitigen neuen Vorstößen gegen die Erwerbslosen (insbesondere 
Arbeitsdienstpflicht) wird die Regierung die Versuche der ehemaligen Papen- 
Regierung, durch demagogische Versprechungen die erwerbslosen Arbeiter gegen die 
Betriebstätigen auszuspielen, fortsetzen. (..Vierjahr-Plan zur Eiquidieinng der 
Erwerbslosigkeit"). Mit einer ganzen Reihe von .Maßnahmen, deren besonderer 
Zw'eck die Erschwerung der Mobilisierung der Erwerbslosen ist, z. B. verstärkter 
Einsatz von Polizei auf den Stempelstellen, nnd.^ gerechnet w erden (so wird in Berlin 
bei einzelnen Gruppen neu eingeführt, daß die betreffenden Erwerbslosen nur 
einmal im .Monat auf den Nachweis stempeln müssen). Zur stärkeren Organisierung 
des Kampfes der Erwerbslosen und seiner Wrbindung mit den Kämpfen der 
Betriebsarbeiter ist dringend notwendig:
a) Die sofortige Schaffung eines Kaders von Parteimitgliedern, dessen ausschließli
che Aufgabe die Organisierung der ErW'Crbslosenarbeit ist. Für jede Stempelsteile
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eine kommunistische Fraktion. In jeder Straßenzelle eine Aktivgruppe für die 
Erwerbslosenarbeit.
b) Bereitstellung eines Instrukteurs der Ortsgruppe bzw. der Stadtteil- oder 
Unterbezirksleitung für jeden Nachweis, jede Stempelsteile.
c) Festigung der bestehenden und Schaffung neuer Erwerbslosenausschüsse an den 
Stempelstellen auf breitester Basis der Einheitsfront. Hebung der Selbsttätigkeit 
dieser .Ausschüsse (eigenes Agitationsmaterial) und ihre Einstellung auf die systema
tische Organisierung von Demonstrationen und der Massenaktionen zum Kampf um 
Brot. Kohle. Milch, Kartoffeln, Konzentrierung der Kraft auf die Stempelsteilen, wo 
die Zusammenfassung der Erwerbslosen nach Berufsgruppen erfolgen soll. Gleich
zeitig systematische Arbeit zur Unterbindung von Einzelaktioiien.
d) Verstärkung der Maßnahmen zur Erfassung der Erw'erbslosen auf der Basis des 
Wohngebiets (Bildung der Kampfgemeinschaften der Erwerbslosen in jedem Stadt
teil und inj Bereich jedes Straßenarbeiters der Großstädte).'^ Ausbau der Ei-werbslo- 
senküchen.
e) Einbeziehung der breiten .Massen der erwerbslosen Aibeiter in die antifaschisti
schen Selbstschutzstaffeln.
f) Besonders verstärkte Organisieiung des Kampfes gegen den .4rbeitsdienst. Deshalb 
besondere Verstärkung der Arbeit unter dem eiwverbslosen .lungproletariat und 
Schaffung von Jugend- und Parteizellen, von RGO-Gruppen in den bestehenden 
Arbeitsdienstpflichtlagern.
4. Die größeren und höheren Aufgaben, die vor der Partei stehen, können wir nur 
erfüllen, wenn wir gleichzeitig mit der Steigei'ung unserer Massenarbeit und der 
wirklichen Veilegung des Schw'ergewichts unserer .4rbeit in den Betrieb, die Partei 
auch organisatorisch in den entscheidenden Teilen der .4rbeiterklasse duich Gewin
nung der Betriebsarbeiterschaft stärken. Deshalb:
Keine sektiererische Einstellung der Werbearbeit, sondern systematische Arbeit in 
jedem Betrieb zur Werbung neuer Betriebsarbeiter. Ausnutzung der kommunisti
schen Fraktionen in den Einheitsfrontorganen, in den Betriebsgruppen der Massen
organisationen zur systematischen Gewinnung der .4rbeiter für die Partei im Kampfe 
gegen die faschistische Diktatur. Eine solche Werbung ist auch gleichzeitig eine 
gewisse Garantie für die Sicherung gegen Spitzel und Provokateure, die jetzt der 
Klassenfeind in verstärktem .Maße in die Partei zu dirigieren versuchen wird. 
Versetzen wir schnell die Partei in einen solchen organisatorischen Zustand, daß sie 
fähig ist, die antifaschistische Aktion schneller vorwärts zu treiben, den Schlägen des 
Terrors und der Verfolgung zu trotzen, den Klassenkampf des Proletariats in 
gesteigertem Maße zu führen und die Entfaltung des Widerstandes gegen die 
Offensive der offenen faschistischen Diktatur in allen Formen hinweg, [die] große 
entscheidende Klassenschlacht auszulösen und durchzufühi-en.

5 .Mit ..Straßenarbeiter” ist verimillich ein Parieiinstrukteur für die Straßenzellen eines bestiininlen 
Stadtgebietes gemeint.
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91.

13. 3. 1933: Illegales Rundschreiben des ZK

HStA Düsseldorf. Reg. Düss. Nr. 30649d, S. 54—33; Polizeiliche Abschrift. Überschrift: „Liebe 
Genossenl“

Wir wenden uns in dieser politisch ungeheuer zugespitzten Situation an Euch, weil 
das Schwergewicht unseres antifaschistischen Kampfes in den Betrieben hegen muß. 
Das heldenmütige Bekenntnis von 4.8 Millionen ist trotz des relativen Rückganges 
des Stimmergebnisses ein gewaltiger politischer Erfolg.'
Die faschistischen Machthaber glauben, durch Verhaftung von Tausenden Funktio
nären, Eahmlegung jeglicher Art legaler Tätigkeit, durch unerhört gesteigerten 
TeiTor, die Schlagkraft des revolutionären Proletariats zu lähmen.
Auf Vorschlag des Horst-H essel-Sturmes wurde der Reichstag in Brand gesteckt, um 
ein Mittel zum größten Terror, Zerschlagung der Massenorganisationen und 
Pogrome zu bekommen.
Genossen, das faschistische Regime hat unseren Führer, Genossen Ernst Thälmann, 
in den Kerker geworfen und bedroht ihn und andere Genossen mit dem Tode.^ Wir 
können ihn und die Tausenden verhafteten Antifaschisten nur durch Massenaktionen 
retten.
Das offene Eintreten von 4,8 Millionen Wählern für den Kommunismus und gegen 
den Faschismus zeigt die große revolutionäre Kraft, über die wir verfügen und ist ein 
subjektiver Faktor, der ungeheuer krisenverschärfend wirkt.
Millionen verlangen Arbeit und Brot!
Die 17 Millionen Stimmen, die der //h/er-Faschismus bei größtmöglichster Ausnut
zung des kapitalistischen Staatsapparates gewinnen konnte, sind ein einziger 
Milhonenschrei nach Arbeit und Brot. Jedoch Arbeit und Brot kann das faschistische 
Regime den Arbeitern und werktätigen Massen nicht geben, im Gegenteil setzt die 
neue Fohnrauboffensive mit ganzer Wucht ein.
Im Bergbau ist der Manteltarif und die Fohnordnung gekündigt. Für die gesamten 
Bielefelder Tarifgebiete (Gruppe Metall) ist der Fohntarif gekündigt. In Fippstadt 
sind die Metallarbeiter bereits jetzt von einem 10%igen Fohnraub bedroht.
Die Nationalzeitung schrieb bereits am 6. März, daß jetzt eine Zeit der größten 
Entbehrung und Not kommen würde, daß erst in 4 Jahren der Grundstein zu einem 
,,neuen“ Deutschland gelegt werden kann.
Organisiert den antifaschistischen Massenkampf!

t Bei der Reiclistagswahl am 5. .März 1933 erhielt die KPD trotz aller Behinderungen 
4 847 939(12.3%) Stimmen und 81 Reiehstagsmandate. Gegenüber der Wahl vom 6. November 
1932 bedeutete dies einen Stimmenrüekgang urn 1 132 300 Stimmen. Bei den gleichzeitig durchge- 
führteii Landtagswahlen in Preußen hatte die KPD jedoch gegenüber der Landtagswahl vom 24. April 
1932 ihre Stimmenzahl sogar vermehren können. Vgl. zum Wahlergebnis Schulthess 1933 S. 54.

2 Ernst Thälmann wurde am 3. .Vlärz 1933 mit seinem Vertrauten W. Hirsch in seinem illegalen 
Quartier in Berlin-Charlottenburg verhaftet. Am 18. August 1944 wurde er irn KZ Buchenwald 
ermordet.
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Nichts ist für das faschistische Regime gefährlicher und bereitet ihm schneller seinen 
Untergang, als daß die Massen die Einlösung der Versprechen fordern und dafür in 
den Kampf treten.
Die vorhandenen Illusionen, die sich teilweise auch in der Partei zeigen: ,,daß//ft/er 
sich abwirtschaften solP' oder, daß das kapitalistische System von selbst zusammen
brechen wird, sind auf das entschiedenste zu bekämpfen. Die Mitgliederschaft der 
Partei muß sich darüber im klaren sein, daß die offene faschistische Diktatur nur 
durch den Massenkampf des Proletariats gestürzt werden kann.
Einheitsfrontpolitik - die entscheidende Methode unserer revolutionären Massenar
beit!
Deshalb muß das Schwergewicht unserer Arbeit in der Gewinnung der SPD- und 
gewerkschaftlich organisierten Arbeiter für den Kampf, von den kleinsten betriebli
chen Aktionen beginnend, bis zum politischen Massenkampf, zum Generalstreik, 
liegen.
Unsere polnische Bruderpartei gab uns 
Massenarbeit, wie man trotz schärfstem Terror die Lebensinteressen verteidigen 
kann. Erst jetzt streiken wiederum 90 000 Bergarbeiter gegen die faschistische 
Lohnrauboffensive. Auch uns wird es gelingen, wenn wir eng mit den Massen 
verbunden sind und jeden Anlaß benutzen, die Massen zu mobilisieren.
Unsere Einheitsfrontpolitik wird damit die entscheidende Methode unserer Massen- 

die Mehrheit des Proletariats für den Kampf für die revolutionäre Macht 
Vir treten offen, kühn und ehrlich an die SPD- und gewerkschaftlich

bereits glänzende Beweise der revolutionären

Politik, um
zu gewinnen.
organisierten Arbeiter heran, ohne uns in Diskussionen über Nichtangriffspakte und 
den Verrat der SPD-Führung einzulassen*.
Das bedeutet keineswegs, daß wir unsere Prinzipien preisgeben oder eine Verwässe
rung unserer Generallinie zulassen.
Wir wollen diese Arbeiter für den Kampf gegen den Lohnraub, gegen jede 
Verschlechterung ihrer Lebensbedinguiigen, gegen den Faschismus, gewinnen. Das 
ist die Kernfrage unserer nächsten Arbeiten. Im Prozeß des Kampfes werden die 
Proleten schnell erkennen, wer ihre Interessen konsequent und ehrlich vertritt, wer 
ilir Freund und wer ihr Feind ist.
Alle Kraft für den Sieg der Einheitsliste!
Die bereits in Hamborn und Berlin in den letzten Wochen durchgeführten 
Betriebsratswahlen brachten einen großen Erfolg der Einheitslisten.'* Auch in Eurem 
Betrieb müßt Ihr alle Kräfte anspaimen, um die Betriebsratswahlen vorzubereiten 
und durchzuführen. Gebt Betriebszeitungen. Flandzettel, Flugblätter usw. heraus. 
Wendet jede Form der Agitation und Pro|)aganda an. um den Einheitslisten zum 
Siege zu verhelfen.
Daraus ergibt sich, daß wir alle Formen und Methoden der revolutionären 
Massenarbeit anwenden müssen, um
1. die revolutionäre Massenarbeit der BZ auch unter den schwersten Bedingungen 
der Illegalität und Terror durchführen zu können. Die Betriebszelle muß die

3 Vgl. dazu Duk. 8-!. Aiim. ’M 11'.
4 Zu den Beuiehsiälewalilen 1933 vgl. Dok. 90. Anin. 4.
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Unterteilung auf Abteilungs- und Schichtzellen, wo das noch nicht geschehen ist - 
unbedingt durchführen. Mit den Leitungen verkehrt dann die Zelle in folgender 
Weise:
[Zellenleitung nur], . mit Abteilungs- und Schichtzellenleitern - Stadtteilleitung, 
UBL und BL mit Zellensekretariat der Gesamtzelle usw. In keinem Falle dürfen bei 
größeren Betriebszeilen (über 5-6 Mitglieder) weiterhin Zellenmitgliederversamm
lungen durchgeführt werden. Anläßlich besonderer Tagungen im UB, Bezirk oder 
Reich, bei der ahl von Delegierten, sind lediglich Funktionärs- und Delegierten
konferenzen im engsten Rahmen gestattet und zuständig. Schaffung eines breiten 
Netzes von Vertrauensleuten und betrieblichen Einheitsfrontorganen ist Hauptauf
gabe für die Massenarbeit im Betrieb.
2. sich stets der revolutionären Kraft des Proletariats bewußt zu sein, und immer 
daran denken und entsprechend zu handeln, daß wir 
antikapitalistische und antifaschistische Partei sind. V ir sind Blut vom Blut — Fleisch 
vom Fleisch des deutschen Proletariats, das wir zum Siege führen werden.
Wir sind aufs engste verbunden mit unserer

d gewerkschaftlich organisierten Arbeitern. Wir werden die Massen des Proleta
riats mobilisieren und zum Kampf gegen den Faschismus führen. Wir haben keine 
Ursache und keinen Grund, Depressionen in unseren Reihen aulkommen zu lassen. 
Die Absicht des Faschismus unsere Reihen zu zersetzen und zu dezimieren, wird an 
unserem geschlossenen, eisernen und festen V illen zerschellen.
Genossen: Fester die Reihen! Kraftvoll und mutig werden wir unsere Aufgaben 
durchführen.
Vorwärts zum antifaschistischen Massenkampf!
Für den siegreichen Sozialismus, für die Arbeiter- und Bauern-Regierung!

die einzige revolutionäre.

Klasse, mit den sozialdemokratischen
un

5 Textlücke, vgl. Dok. 91a. Abscluiitt 3 (Ergänzung aus dort).

91a.

13. 3. 1933: Organisationsanwoisung an die Ortsgruppen

Anlage zu Nr. 91. Überschrift: „Dringende Organisationsanweisung an alle Ortsgruppen“. 

Liebe Genossen!

Wir rufen in Erinnerung den „Brief eines Freundes“.^ Jeder Einheit wird es zur 
Pflicht gemacht, diesen Brief Satz für Satz nochmals besonders durchzuarbeiten. Wir 
heben hervor: „Das wichtigste ist die Fähigkeit der Partei zur Organisierung des

1 Der hier folgende Teil ist eine identiselie W iederholung des Anfangs des Rundschreibens 91 bis ...Alle 
Kraft für den bieg der Einheitsliste". \Otn Bearbeiter weggelasseii.

2 Vgl. Dok. 90. den Schluß des zweiten Ab.satzes.
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revolutionären Massenkainpfes unter illegalen Bedingungen. Anwendung illegaler 
Arbeitsmethoden heißt keinesfalls sich verkriechen, sondern so eng mit den 
Arbeitermassen verbinden, die Massenmobilisierung mit verstärkter Kraft durchzu
führen, ohne daß der Gegner imstande ist. Teile der Organisation zu zerstören“.

Unsere Organisationsgliederung: Nachfolgendes Organisationssystem ist unbedingt 
innezuhalten und Voraussetzung zur Sicherung der Arbeit von unten bis oben.
a) Fünfergruppe mit Fünfergruppenführer (Kassierer)
b) Zelle (umfassend 4—5 Fünfergruppen)
c) Instrukteurgebiet im Stadtteil (umfassend 4—5 Zellen)
d) Instrakteurgebiet im UB (umfassend 3—5 Stadtteile)

In allen Fällen werden sämtliche Beratungen auf die Anzahl der Leiter dieser 
Einheiten beschränkt. Mit den Mitgliedern hat regelmäßig nur der Fünfergruppen
führer die Verbindung.
Die Betriebszelle muß die Unterteilung auf Abteilungs- und Schichtzellen — wo das 
noch nicht geschehen ist — unbedingt durchführen. Mit den Leitungen verkehrt dann 
die Zelle in gleicher Weise wie oben. (Zellenleitung nur mit Abteilungs- und 
Schichtzellenleitern — Stadtteilleitung, UBL und BL mit Zellensekretariat der 
Gesamtzelle usw.). In keinem Falle dürfen bei größeren Betriebszeilen (über 5—6 
Mitglieder) weiterhin Zellenmitgliederversammlungen durchgeführt werden. Anläß
lich besonderer Tagungen im UB und Beziik oder Reich, bei der Wahl der 
Delegierten sind lediglich Funktionärs- und Delegiertenkonferenzen im engsten 
Rahmen gestattet und zuständig. Schaffung eines breiten Netzes von Vertrauensleu
ten und betrieblichen Einheitsfrontorganen ist Hauptaufgabe für die Massenarbeit 
im Betrieb.
Verbindungen mit Massenorganisationen.
Im Ortsmaßstabe nur durch Sekretariat und Fraktionsleitungen, im Betrieb durch 
die Betriebsfraktionsgruppe, die aus dem Parteikern gebildet ward.

F'raktionsarbeit in den Gewerkschaften: Dringendste Aufgabe ist organisierte 
Entsendung von guten Parteimitgliedern in die reaktionären Gewerkschaftsver
bände, reformistische, wie auch christliche. Aufbau von Oppositionsgruppen mit 
Oppositionsbeiträgen.
Die Stempelsteilen sind w'eiterhin durch besonders zugeteilte Zellen (instrukteurge
bietsweise) zu bearbeiten und überparteiliche Ausschüsse zu bilden und auszubauen. 
Für die größten Stempel- und Zahlstellen sind besonders qualifizierte Funktionäre 
verantwortlich zu machen. Für die organisierte Erfassung der Eiwerbslosen müssen 
neue Methoden ausfindig gemacht und zur Anwendung gebracht werden. (Interes
sengemeinschaften, Erwerbslosen-Berufsgemeinschaften, Erwerbslosen-Mietgemein- 
schaften usf.)
Finanzielle Sicherung und antifaschistische Kampffonds.
Die Kassierung bleibt unter allen Bedingungen das wichtigste Bindeglied. Bei 
Auflösung von Organisationsteilen ist sie gleichfalls in anderen Formen lediglich bei 
den Sympathisierenden durchzuführen. Für Eetztere wird besonderes Material 
(Sympathie-Marken) herauskommen. Zur sofortigen Einleitung der verstärkten 
Unterstützung der Partei erhaltet Ihr in der nächsten Woche besondere Kampffonds-
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marken für den antifaschistischen Freiheitskampf zu 10 Pfg., 50 Pfg., 1 Mark, 3 
Mark usw. Die prozentuale Verteilung wird wie folgt geregelt.
Zelle
Ortsgruppe

15%
10%

UB 25%
50%BL

Mit der strategischen Flauptorientierung auf die Betriebe und dem Schwergewicht 
der Massenarbeit in den reaktionären Gewerkschaftsverbänden, breiteste Erfassung 
der Erwerbslosen durch neue Organisationsformen, vorwärts im antifaschistischen 
Freiheitskampf mit festgefügter und gesicherter bolschewistischer Partei unter allen 
Bedingungen!

91b.

14. 3. 1933: Rundschreiben an die Kassenfunktionäre

Anlage zu Nr. 91. Übersclirifl: „Abt. Kasse. An alle Leitungen und alle Kassenfiinktionäre.“ 

Werte Genossen!
Der offene //ü/erfaschismus hat mit Verfassungsbruch und blutigem Terror den 
Generalangriff gegen die deutsche Arbeiterklasse eröffnet.
Das Wüten der braunen .Mordgesellen ergreift weite Kreise des deutschen Volkes mit 
tiefer Abscheu. Diese Stimmung geht bis weit hinein in bürgerliche Kreise. 
Unerschüttert lebt und kämpft die KPD!
Mögen auch Tausende ihrer Anhänger, ihrer Funktionäre in Gefängnissen 
schmachten.
Wir müssen für den weiteren Kampf Mittel schaffen. Viele Nichtkommunisten 
werden freudig ihren Beitrag für den antifaschistischen Kampf geben. Am besten 
kommen wir an diese Leute mit einer Marke heran. Wir haben Marken mit zweierlei 
Aufdruck hersteilen lassen. Die Marke für den Freiheitskampf des Volkes muß 
Geschäftsleuten, Intellektuellen usw. angeboten werden, von denen eine ganze Reihe 
in letzter Zeit von den Faschisten schikaniert und bedroht worden sind.
Zweite Marke; Antifaschistische Aktion. Diese Marke muß Massenumsatz finden. 
Der SPD- und Zentrumsarbeiter wird gerne die Marke der antifaschistischen Aktion 
kaufen. Unter den Schlägen der faschistischen Diktatur schwinden ihm jetzt die 
letzten Illusionen über die bürgerliche Demokratie. Versuchen wir tapfer und 
unerschrocken die Marken in Haus und Betrieb an den Mann zu bringen, wobei 
durchaus V^orsicht vor Spitzeln und Denunzianten geboten ist.
Genossen, leistet schnelle Arbeit.
Mobilisiert mit dieser Markenverkaufsaktion unsere gesamte Partei.
Es lebe der antifaschistische Kampf!
Es lebe die Partei Leninsl
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Abrechnungsmodus:
15% vom Verkauf der Marken erhalten die Zellen
10% die Ortsgruppen bzw. Stadtteile
25% der Unterbezirk
50% sind an die BL, Kasse abzurechnen.

Abt. Kasse

92.

25. 3. 1933: Illegales Rundschreiben des ZK

RA R 134, Bd. 95, S. 140—146 und StA Bremen, 4,65 II A 12 b 2, Bd. 3; Polizeiliche Abschrift, I AN 
2160/27. 3. Überschrift: ..Rundschreiben Nr. 2. An alle! Liebe Freunde!“

Die Grundlage unserer gesamten weiteren Arbeit ist Euch ja bereits in einem 
Rundschreiben vom 9. März mitgeteilt worden. Wir wollen heute dazu einige sehr 
wichtige Ergänzungen mitteilen.’ Im Rahmen der im vorigen Rundschreiben 
aufgezeigten Arbeiten müssen nunmehr insbesondere folgende drei Fragen besonders 
scharf in den Mittelpunkt der gesamten Arbeit gestellt werden:
1. Entwicklung der Einheitsfrontkampfbewegung.
2. Vorbereitung des antifaschistischen Arbeiterkongresses für Europa.^
3. Entwicklung des Massenkampfes für die Freilassung des Führers unserer Partei 
und der deutschen Arheiterklasse, des Gen. Thälmann., und aller verhafteten 
Arbeiter*.
1. Entwicklung der Einheitsfrontkampfbewegung
Die Kommunistische Internationale hat am 6. März ein Einheitsfrontangebot an die 
Sozialdemokratische Arbeiter-Internationale gerichtet. Dieses Einheitsfrontangebot 
der Kommunistischen Internationale knüpft an an einen Aufruf der sozialistischen 
Aibeiterinternationale vom 19. Februar zur Einheit.^

1 Dieses Rundschreiben liegt nicht vor. Vgl. jedoch ilas Riindsclueilten vom 13. 3. 1933 (Dok. 91). in 
politischen Lage nnd der weitereti .Arbeit der Partei grundsätzlich Stellungdem ebenfalls zttr

genonnnen wird.

2 Der ...Antifaschistische .Arheiterk(Jtigreß Europas“ fand vom 4.-6. .liini 1933 in Paris statt. Die 
Ereignisse in Deutschland standen dabei im Mittelpunkt der Beratungen von über 300Ü Delegierten, 
darunter 120 aus Deutschland. Der Kongrel.s beschloß eiti Manifest ...An die Werktätigen Europas“, in 
dem der Faschismus als internationale (iefahr bezeichnet itnd zur Bildung von Kamplkomitees, 
.Abwehrstaffeln und Hilfskomitees für die Opfer des Faschistntis aufgerufeti wurde. A'gl. Rundschau 
über Politik. Hirtschaß und .Arbeiterbewegung Nr. 18 \ iim 9. 6. 1933. S. 589 ff.

3 Emst Thälmann wurde am .3. .März 1933 in einem illegalen Quartier in Berlin verhaftet. Nach dem 
Reichstagsbratid tmd endgültig nach den \A ahlen vom 5. März wurden auch zahlreiche Abgeordnete 
sowie führende Parteifunktionäre und Tattsende sonstiger KPD-.Mitglieder verhaftet.

4 Am 19. Februar 1933 wantite sich das Büro des E.xektttivkomitees der Sozialistischen .Arbeiterinterna- 
tionale (S.AI i tnit einem .Aufruf an alle .Arbeiter und forderte darin A'erhandhmgen zwischen der 
E.xekutive der S.Al und der Komintern über genieinsatne Aktionen gegen den Faschismus. Darauf 
erwiderte das EKKl mit einem .Aufruf vom 5. März ..Für die Einheitsfront des Proletariats", der in der 
Rundschau über Politik. IJirtschaft und .Arbeiterbewegung 2. Nr. 4. Basel 11.3. 1933. S. 91 f.
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Die Kommunistische Internationale macht in ihrem Einheitsfrontvorschlag das 
Angebot, daß sich die Kommunistischen Parteien aller Länder mit den Sozialdemo
kratischen Parteien in Verbindung setzen sollen, zum Zweck eines gemeinsamen 
Kampfes der .4rbeiterklasse gegen Faschismus und Kapitalismus.
Zwei Punkte sind entscheidend an dem Einheitsfrontvorschlag der Kommunistischen 
Internationale:
1. Die Grundlage der Einheitsfront soll die Organisierung gemeinsamer Aktionen 
und Kämpfe der sozialdemokratischen und kommunistischen Arbeiter gegen Lohn
raub, soziale Reaktion, faschistischen Terror und alle Unterdrückungsmaßnahmen 
gegen die Arbeiterklasse und ihre Organisationen sein.
2. Für die Dauer des gemeinsamen Kampfes verpflichtet sich jede Kommunistische 
Partei auf eine Kritik und auf Angriffe gegen die Sozialdemokratischen Parteien zu 
verzichten.
Damit hat die Kommunistische Internationale erneut gezeigt, daß die Kommunisten 
bereit sind, ihre ganze Kraft in den Dienst der Herbeiführung des gemeinsamen 
proletarischen Kampfes um die Lebensinteressen und Kampfmöglichkeiten der 
Arbeiterklasse zu stellen.
ln derselben Linie zur Herstellung der notwendigen einheitlichen Kampffront gegen 
den faschistischen Terror und den verschärften Hungerkurs der Hitler-Papen- 
//ngenücrg-Regierung hat sich das Zentral-Komitee der KPD ebenfalls bereits in 
zwei Briefen an die SPD und den ADGB gewandt mit den gleichen Vorschlägen, wie 
sie die Kommunistische Internationale im internationalen Maßstab machte.^
Der erste dieser Briefe wurde noch vor dem 6. März an den Hauptvorstand der SPD 
und den Bundesvorstand des ADGB gerichtet, fand aber bei beiden Ablehnung. Auf 
den zweiten Brief ist bis jetzt noch keine Antwort erfolgt.
Worauf kommt es jetzt an?
Die Kommunisten müssen sich vollkommen klar darüber sein, daß solche Einheits
frontangebote an die Spitzen nur dann zu einem Erfolg führen können, wenn wir 
nicht auf die Antwort dieser Spitzen warten, sondern alles tun, damit die 
sozialdemokratischen, die Reichsbanner- und Eisernen Front-Arbeiter auf der 
Grundlage unserer Vorschläge mit uns eine gemeinsame Kampffront bilden.
Dazu ist notw endig, daß insbesondere der zweite Brief des Zentral-Komitees unserer 
Partei in allen Ortsgruppen. Zellen, Fraktionen, veivielfältigt und an die sozialdemo
kratischen und gewerkschaftlich organisierten Arbeiter herangebracht wird.

Ii .S|)ilzcnveiliaii(llun-veröHeiilli<'lil wurde. Du dieser Aidi iildles l.kKI uul die 1 (uileruii" der sAI luu 
gen kunkret nicht einging, hezeiclinele die S.AI ilin in iler .Antwort als Ahleiikungsinanöver und lehnte 
die atigebotenen geineinsainen Aktionen attl unterer Ebene ab. \ gl. dazu Die Kotninunistische 
Intertialionale. Kurzer bistoriseber .Abril.s, Berlin lOst) 1070, S. 402—tO-t. Der .Aiilrul des EKKl ist 
abgedruckt bei Weber. Konnntitiistische Internationale S. 2()() ff.

•5 Nach der Erttentiting Hitlers ztun Reichskanzler wandte sieb das ZK der KPD uoeb am .lü. Januar an 
den Parteivorstand der SPD mit der .Aufforderung zum gemein.sarnen Cieneralstreik. Der sozialderno- 
kratisebe Parteivorstanil leimte das Angebot jedoch ab. Atn 1. .März wandte sieb das ZK erneut an die 
Aorsiätide von SPD und ADfiB mit dem Vorschlag, den Generalstreik atiszurufen. .Auch dteses 
Angebot wurde abgelebtit. A’gl. zttr Haltung 
Mutlbias. Die Sozialilemokraliscbe Partei Deutschlands, in: Das Emle der Parteien 19.J.3 S. 101 ff.;

•SPD und KPD nach dem .30. Januar 1933 E.\'OU

Bahne. KPD S. 34 ff.
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(Ihr erhaltet eine Abschrift dieses Briefes gedruckt oder vervielfältigt in den nächsten 
Tagen und verpflichten wir Euch, dafür zu sorgen, daß dieser Brief auf alle mögliche 
Art und Weise — Flugblätter, Betriebszeitungen, Häuserblockzeitungen, mündliche 
Diskussionen, Arbeiterstubenversammlungen, Betriebsversammlungen, in Gewerk
schaftsversammlungen, Erw'erbslosenbesprechungen, vervielfältigt und propagiert 
wird.'’)
Anknüpfend an die daraus sich ergebenden Diskussionen sind die bereits im 
Rundschreiben vom 9. März aufgezeigten organisatorischen Grundlagen mit dem 
Einheitsfrontkampf der Arbeiter zu schaffen. Solche sind z. B. betriebliche Kampf
ausschüsse zur Vorbereitung von Streiks gegen Lohnabbau, örtliche Einheitsfront
kampfausschüsse zur Vorbereitung und Führung der Kampfaktionen der Arbeiter- 
Ausschüsse des antifaschistischen Massenselbstschutzes zur Organisierung und 
Führung des Kampfes gegen den faschistischen Terror usw.
II. Vorbereitung des antifaschistischen Arbeiterkongresses für Europa.
In diesen Tagen ist ein Aufruf zur Einberufung und Durchführung eines antifaschi
stischen Arbeiterkongresses Europas, der im April voraussichtlich stattfinden soll, 
erschienen. Sobald wir diesen Aufruf haben, werden wir ihn an Euch vervielfältigt als 
Musterexemplar weiterleiten.
Angesichts der Tatsache, daß in ganz Europa, insbesondere aber in Deutschland, das 
faschistische Terror- und Diktaturregiment gegen die Arbeiterklasse immer offener 
und brutaler aufgericbtet wird, zur Niederhaltung des Kampfes der Arbeiterklasse 
und zur versuchten Rettung der kapitalistischen Bankrottherrschaft kommt diesem 
Kongreß eine gewaltige politische Bedeutung zu.
Unsere Aufgabe ist es deshalb, für die Popularisierung und Propagierung dieses 
Kongresses und die Wahl von Delegierten zu diesem Kongreß die stärkste Initiative 
in den Betrieben, auf den Stempelsteilen, in den Gewerkschaften und den Massenor
ganisationen zu entfalten. Dafür gelten folgende Richtlinien:
1. Sofortige Bildung eines vorbereitenden Komitees.
In jedem Ort muß sofort aus je einem Vertreter der Partei, der Jugend, der RGO und 
des Kampfbundes ein vorbereitendes örtliches Komitee gebildet werden, das im 
Verlauf der Aktion zu einem Einheitsfrontkomitee durch Heranziehung von Dele
gierten, die aus den Arbeiterorganisationen, Betrieben usw. gewählt werden, 
erweitert werden muß.
2. Der Aufruf muß an die breitesten Massen herangebracht werden. Für die 
Organisierung des Kongresses ist das dringendste, den Aufruf unter Anwendung aller 
Möglichkeiten an die Betriebe, Stempelstellen, Gewerkschaften, reformistische 
Aj'beiterorganisationen. insbesondere die unteren Einheiten der SPD, der Verbände, 
des Reichsbanners, katholiscben Arbeiterorganisationen usw. heranzubringen. 
Neben der Verbreitung durch den Parteiapparat, durch Betriebs- und Häuserblock
zeitungen, durch abgezogene Flugblätter usw. müssen die Fraktionen in allen 
Massenorganisationen für seine Veröffentlicbung in der eigenen Organisation und m

6 Nacli tier Ablehnung des ersten .Aküonsangebots durch die t orstände von SPD und .4DGB wandte sich 
das ZK der KPD am 14. 3. erneut mit einem Brief an den Parteivorstand der SPD. Vgl. zur Geschichte 
der deutschen .Arbeiterbewegung. Bd. A’. Berlin (Ost) 1966. S. 30 f.

7 Dieser Aufruf liegt nicht vor. Ztini Antifaschistischen .Arbeiterkongreß vgl. Anm. 2.
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den Reihen der reformistischen Arbeiterorganisationen sorgen (Sport, Genossen
schaften, Reichsbanner*® etc.).
3. Massendiskussionen entfesseln. Alle Möglichkeiten dazu ausnutzen; Abteilungs
und Belegschaftsversammlungen dazu benutzen, wo das noch nicht gelingt, persönli
che Diskussion. Besprechungen in den Pausen, auf dem Wege zum Betrieb, in 
Lokalen oder W ohnungen, in .Mitgliederversammlungen der Organisationen, durch 
Zusammenfassung einzelner Mitglieder der betreffenden Organisation, um ihr 
Einverständnis, Zustimmung, Mitwirkung zum Kongreß zu erreichen.
4. Initiative muß von bestimmten Betrieben und Organisationen ausgehen. 
Mobilmachung unserer Gewerkschaftsoppositionen, die nicht nur Teilnahme und 
Delegierung beschließen sollen, sondern die Initiative nehmen müssen, um sich 
direkt an andere Zahlstellen, Kartelle, an führende Gewerkschaftsfunktionäre zu 
wenden. Ebenso allen Einfluß ausnutzen, den wir in anderen reformistischen 
Organisationen der unteren Reichsbannergruppen Basis bereits haben, SPD-Abtei- 
lungen, SPD-Distriktsleitungen. Reichsbannergruppen, reformistische Sportver
bände. katholische .\rbeitsgruppen etc.
5. Direktes Herangehen an sozialdemokratische und christliche Funktionäre und 
untere Einheiten. Im Betriebsrat, unter Betriebsfunktionären die Frage stellen und 
Beschlüsse für Einberufung von Abteilungs- und Betriebsversammlungen zwecks 
Stellungnahme zum Kongreß herbeiführen. .4uf Sitzungen der örtlichen Betriebsräte 
in Betriebsdelegierten-Konferenzen die evtl, dezentralisiert in Gruppen durchgeführt 
werden. Beschlüsse herbeiführen.
Daraufhin muß in den Betrieben zur Bildung antifaschistischer Kampfaufausschüsse 
geschritten werden, deren Aufgabe es sein wird, die .Mobilisierung zum Antifaschisti
schen Kongreß durchzuführen.
Auch an die unteren Eeitungen der SPD, des Reichsbanners, der Gewerkschaftszahl
stellen, der .4rbeitersportorganisationen usw. muß herangetreten werden, um sie für 
die Teilnahme am Komitee und zu den Arbeiten für die Wahl der Delegierten und zur 
Verbreitung des Aufrufs zu gewinnen.
Dabei soll sich jede Parteieinheit auf die wichtigsten Betriebe, Gewerkschaften und 
Organisationen ihres Orts konzentrieren und dieselben sy stematisch bearbeiten.
6. Beschlüsse und Wahl der Delegierten. Zunächst kommt es darauf an, in allen 
Versammlungen der Betriebs- und Arbeiterorganisationen zustimmende Beschlüsse 
zur Abhaltung des Kongresses fassen zu lassen und die Sammlung für die 
Finanzierung der Delegierten einzuleiten.
Als Delegierte sollen in erster Einie sozialdemokratische, christliche, Reichsbannerar
beiter, worunter sich auch Frauen und Jugendliche befinden, gewählt werden. Dabei 
ist besonderes Gewicht darauf zu legen, daß Delegierte gerade dort gewählt werden, 
wo in den Betrieben oder Orten bereits Bewegungen oder Aktionen ausgelöst und 
durchgeführt wurden. Für die Delegiertenwahl kommt natürlich insbesondere noch 
der wichtige politische Gesichtspunkt in Betracht, daß die Delegierten möglichst von 
großen Betriebs- oder Arbeiterversammlungen gewählt oder bestätigt werden. Werm 
die Sicherheitsgründe es erfordern, braucht in diesen Wrsamrnlungen die Person

8 In der Vorlage; Reichsbauem.
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selbst nicht genannt zu werden, sondern kann die Auswahl der Person dem 
antifaschistischen Kainpfkomitee überlassen werden.
7. Die Erw eiterung der vorbereitenden Komitees zu antifaschistischen Einheitskomi
tees muß. wie wir das oben bereits aufgezeigt haben, sofort in Angriff genommen 
werden. Dafür gelten folgende Richtlinien. Elineinwahl der Vertreter von Großbetrie
ben, Gewerkschaften. Arbeiter-Organisationen, die zustimmende Beschlüsse gefaßt 
haben. Diese Komitees müssen dann durch die Herausgabe von Elugblättern durch 
Sicherstellung der planmäßigen Bearbeitung der Betriebe und Organisationen die 
Agitation für den Kongreß beginnen.
8. Berichterstattung und Sammlung von Unterlagen. Über alle zustimmenden 
Beschlüsse, über die Vahl von antifaschistischen Kampfausschüssen, wie über die 
Vahl von Delegierten zum Kongreß und überhaupt über alle Arbeiten und 
Ergebnisse, die mit dem Kongreß Zusammenhängen, müßt Ihr laufend an die 
Bezirksleitung Bericht erstatten. .Alle Unterlagen über faschistischen Terror und 
Brutalitäten bzw. Bestialitäten (genaue Schilderungen. Eotografien zertrümmerter 
W ohnungen. .Aibeitereigentuins, verstümmelter und gemordeter Arbeiter. Frauen 
usw'. sind sorgfältig zu sammeln und nach der BL zu senden).
9. Alles kommt auf die eigene Initiative und auf das selbständige Herausfinden der 
Methoden und Formen für die Massenmobilisierung an. Das wichtigste ist auch in 
diesem Fall die Organisierung w irklicher Massenaktionen gegen Unternehmer und 
faschistischen Terror.
III. Entw icklung des Massenkampfes für die Freilassung des Führers unserer Partei 
und der deutschen .\rbeiterklasse, des Genossen Ernst Thälmann, und aller 
verhafteten .Arbeiter.
Für die Erfüllung dieser .4ufgabe ebenso wie für die Freilassung des Genossen Fmit 
Torgier, des Vorsitzenden der Kommunistiscben Reichstagsfraktion.'^ müssen alle 
Kräfte eingesetzt werden. In den Betrieben, an den Stempelstellen, in den .Massenor
ganisationen. überall, wo Arbeiter sind, muß die Mobilisierung für die Entfaltung 
einer breiten Protest- und Kampfkainpagne für die Freilassung der proletarischen 
Gefangenen, für die .Aufhebung der Schutzhaftmaßnahnien, für die Beseitigung der 
Zeitungs- und Flugblattverbote, für die Beseitigung der Versarnmlungs-, Demonstra- 
tions- und Streikverbote durchgefübrt werden.
Mehr denn je gilt die Erkenntnis, daß die .Aufrechterhaltung und die ATrschärfung 
des faschistischen Terrors seine Grenze an dem entfalteten Massenwiderstand der 
Arbeiterklasse finden wird. Diese Erkenntnis gilt es. zum Gemeingut aller .Arbeiter zu 
machen. L^nd ausgehend von der Siegesgewißheit des revolutionären Kampfes der 
Arbeiterklasse wieder neuen Kampfesmut und neue Kampfesbegeisterung zu geben. 
So w'erden wir rasch die Voraussetzungen für die Vernichtung des faschistischen 
Diktaturregiments der Hitlcr-Papen-Hugenberg schaffen.
IV. Betriebs- und Häuserblockzeitungen, örtliche Flugblätter.
In dieser Arbeit ist in den letzten Wochen eine gewisse Stockung eingetreten. Alle 
Parteieinheiten müssen erkennen, daß gerade in einer breiten und restlosen

9 Ernst Torgier (189.3-196.3) hatte sich nach «lein Reicli.slaftshiaml der Polizei gestellt, um die falsche 
Behauptung, die Konuntinisten hätten deti Reichstag angeziitidet. zu widerlegen. Zu Torgier vgl. 
\t eber 11 S. .324 f.
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Erfüllung dieser Aufgabe einer der wichtigsten Mobilisierungsfaktoren für die 
Entfaltung des Massenkainpfes der Arbeiterklasse liegt.
Deshalb muß mit der Elerausgabe dieses Materials jetzt wieder die größte Aktivität 
und Energie entfaltet werden. Von allem erscheinenden Material sind zwei Exem
plare an uns einzusenden. Insbesondere weisen wir aber auch darauf hin, daß gerade 
die in diesem Rundschreiben an den verschiedenen Stellen angeführten Materialien 
der Partei sehr viel vervielfältigt werden müssen. Natürlich gilt es, alle örtlichen 
Vorkommnisse ebenfalls zu diesem Zweck auszunützen.
V. Die Kassiermethoden sind sofort in der Weise zu verbessern, daß in jeder 
Leitungssitzung regelmäßig Bericht erstattet werden muß über die Abrechnung.'“ 
Die Ortsgruppen berichten regelmäßig dem Unterbezirk monatlich, wenn möglich 
14-tägig, über den Beitragsstand der einzelnen Mitglieder. Dasselbe gilt auch für die 
Berichte der Unterkassierer und der Straßenzellen. In der Unterbezirksleitung 
berichtet der Instrukteur monatlich über den Stand der Abrechnung der Bezirkslei
tung.
VI. Sorgt dafür, daß dieses Rundschreiben, ebenso aber auch das Rundschreiben 
vom 9. März in allen Zellen besprochen, allen Mitgliedern zur Kenntnis gebracht 
wird. Sorgt dafür, daß alle Mitglieder wieder restlos in die aktive Arbeit eingegliedert 
werden.
Dem Klassenfeind zum Trotz - dem Proletariat zum Schutz - werden wir 
Kommunisten unsere Arbeit verstärken!

Mit revolutionärem Gruß 
Eure Freunde!

Losungen, Parolen und Texte.
Diese Parolen sollt Ihr zur Herstellung von Handzetteln usw. verwenden, die im 
Bereiche der Ortsgruppen und Zellen Eures IB" immer wieder verteilt werden sollen. 
Heraus mit Ernst Thälmann und allen politischen Gefangenen!
Einheitsfront bricht faschistischen Terror!
Faschismus - Hunger und Tod - Kommunismus Arbeit und Brot!
Die KPD lebt und kämpft!
Seit Hitler regiert, darf die SA morden!
Doch ist noch kein Hungriger satt geworden!
Gegen den Mordfaschismus schließt die Einheitsfront!
SA-Mann erwache. Du kämpfst gegen Deine eigene Sache!
Rüstet zum Massenstreik!
Hitler macht keinen Hungrigen satt, weil ihn der Kapitalist an der Strippe hat!
Der Kapitalismus ist am verrecken,
darum soll Adolf ihn retten mit blutigem Schrecken.
Doch der Kommunismus ist nicht zu zerbrechen,

(len Bedingungen der Illegalität vgl. oben. Dok. 91b10 Zur Uinge.slallung des Kassierapparates unter 
(Teil 3. Abteilung Kasse).

11 Instrukteur-Bezirk. Diese neue Orgunisationslorin war seit längerer Zeit für den Fall des Parteiverbots 
vorbereitet worden. Das Instrukteurgebiet trat mit dem Übergang in die illegale Arbeit der KPD 
Stelle der alten l'nlerbezirks- und .Sladtteilorganisationen.

diean
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Prolet Du mußt Dein Machtwort sprechen!
Der größte Provokateur im Lande, 
der wird Minister Göring genannt.
Er hat den Reichstag abgebrannt,
Horst fVessel-Sturm, der war zur Hand!
Will man den Armen geben, 
muß man den Reichen nehmen, 
die Nazis sind die Partei der Reichen 
die KPD die Partei der Armen.
Wenn alle Räder stille stehn, dann muß Adolf stiften geh’n. Arbeit und Brot für alle, 
das will die KPD. darum wird sie verfolgt und unterdrückt. - Arbeiter schützt Eure 
W ohnungen und Eunktionäre. hinein in den roten Massenselbstschutz!
Herunter mit den Mieten!
Schluß mit Pfändungen und Exmissionen! Die Armen hinein in die Wohnungen der 
Reichen! - Dafür kämpft die KPD. darum wird sie verfolgt! Wählt Aktionsaus
schüsse! Massenstreik gegen faschistischen Terror! Wählt Delegierte zum Internatio
nalen Antifaschistischen Kongreß!
Warum die Judenhetze? — Damit das Volk die wahren Schuldigen nicht sieht, das 
Kapital und seine Henkersknechte, Hitler, Göring und Co.
Massenstreik schlägt Hitler!
Mann der Arbeit aufgewacht, und erkenne Deine Macht!
Alle Räder stehen still, wenn Dein starker Arm es will!
Arbeiter und Angestellte! Laßt Euch nicht von der NSBO terrorisieren! Wehrt Euch 
gegen Maßregelungen und Entlassungen durch passive Resistenz und Streik!
Die gefallenen Kämpfer, die gefangenen Genossen mahnen:
Organisiert die Einheitsfront gegen faschistischen Terror und Kapitaloffensive! 
Rüstet zum Massenschutz!
Die schwarz-rot-goldene Republik ist tot. Kämpft für die rote Arbeiter- und 
Bauernrepublik!
Faschismus ist Elend, Unterdrückung und Krieg, Kommunismus Brot, Freiheit, 
Friede und Arbeitersieg!
Hitler regiert - das Volk krepiert!
Mit Demokratie und V^erfassung kann man den Faschismus nicht schlagen. Wir 
müssen die proletarische Revolution organisieren. SPD-Genossen, kämpft mit der 
KPD!
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93.

25. 10. 1929: Anträge der Agitpropabteilung an das Sekretariat

Records .. . T-175, 395, 915444-915446. Überschrift: „An das Sekretariat hier.“

Werte Genossen!
Die Sitzung der Agitpropabteilung' nahm am 22. Oktober folgende Anträge an das 
Sekretariat an;
1. Internationaler Wettbewerb.
a) Das Sekretariat richtet einen ernsten Brief an alle Zellen der Partei, in dem die 
Gesamtpartei auf die Bedeutung und Notwendigkeit der Entfaltung des sozialisti
schen Wettbewerbs hingestoßen wird."
b) Das Sekretariat des ZK richtet einen kurzen Aufruf zur Entfesselung des 
sozialistischen Wettbewerbes an die Belegschaften der Großbetriebe. Dieser Aufruf 
(Höchstumfang IV2 Schreibmaschinenseiten) wird nicht nur in der Tagespresse 
veröffentlicht, sondern alle Bezirke werden verpflichtet, durch ZK-Beschluß Sonder-

der Betriebszeitungen zum 7. November herauszugeben, auf deren erster 
Seite dieser Aufruf des ZK veröffentlicht wird'^
c) Die Rote Fahne wird beauftragt, einen Plan für eine Muster-Pressekampagne 
aufzustellen und diese Kampagne zu führen.'*
(Zur Information: Die Agitpropabteilung arbeitet ein Schema aus für Wettbewerbs
bedingungen, die monatlich kontrollierbar und nach Ablauf des Wettbewerbs auch 
statistisch erfaßbar sind. Der Wettbewerb umfaßt verschiedene Arten:
1. Von Gesamtbelegschaft Deutschlands zur Gesamtbelegschaft russischer Betriebe;
2. Von Betriebszelle in Deutschland zu Betriebszelle in Rußland;
3. Von überparteilicher Massenorganisation, die wir beherrschen, zu entsprechender 
Massenorganisation in der Sow'jetunion;
4. V on größerer Parteiorganisation — [Stadt]. L^nterbezirk, Bezirk — zu entsprechen
der Organisation der KPSU.

nummern

1 Über die personelle Zusaininenselzunij und die .\ufgahenverleilinig der .4gilpropabteilnng (1932) vgl. 
unten Dok. 100. Neben der Orgabteilung war die .4gitpropabteilung die personell am stärksten 
besetzte Ressorl-,4bteilung des ZK. Im Oktober 1929 wurde sie von .loseph IVinternitz (1896-1952) 
geleitet, der auch seit dem .Xll. Parteitag Mitglied des ZK war fPseudonyme: Lenz. Sommer). Sein 
Stellvertreter war Alexander £'mp/ 1 1897-1936;. beide wurden 19.31 abgesetzt. Zu den Biographien 
vgl. M eber 11 S. 107 und .334 f.

2 Unter dem Seblagwort ..sozialistisrher IX ettbewerb" l'ührle die KPD im Herbst 1929 eine Propa
ganda-Kampagne zum 12. .lahrestag der rtissisehen Oktoberrevolution dtneh.

3 V'gl. den Aufruf in der BF Nr. 22.3 vom 5.11.1929: „Auf die Straße für die Sowjetunion! “ Darin wird 
den ..Imperialisten aller Länder" vorgeworfen, den ..Inten entionskrieg gegen die Sowjetunion“ 
vorzubereiten, um ..den sozialistischen ,4ulbau zu vernichten". ..Die deuts< he .4rbeiterklasse“ müsse 
..wählen zwischen zwei XX'egen". dem Weg der ..fa.schistischen Diktatur" oder dem Weg der 
..proletarischen Revolution". Der .Aufruf endet mit der Parole: ..Für ein Sowjetdeutschland".

4 Entgegen diesen Anweisungen überwiegt in der Roten Fahne ilie W erbung lür die Kommunalwahlen in 
Preußen am 17. November 1929.
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Außerdem, das ist allerdings die Linie des geringsten Widerstandes, die jetzt schon 
überall bezogen wird, werden wir im Rahmen der deutschen Organisation einen 
Wettbewerb der einzelnen Parteiorganisationen untereinander entfesseln. Wir schla
gen vor, den innerdeutschen Wettbewerb als ,,roten Wettbewerb"^ zu bezeichnen und 
als sozialistischen Wettbewerb nur das gelten zu lassen, woran Partei, Gewerkschaf
ten, Organisationen und Betriebe der Sowjetunion beteiligt sind. Selbstverständlich 
werden von jetzt an alle neu herauskornmenden Materialien der Agitpropabteilung in 
entsprechender Weise auf den sozialistischen Wettbewerb eingestellt.

2. 7. November.
a) Die Kampagne zum 12. Jahrestag wird durch die Wahlkampagne in unzulässiger 
Weise sowohl in der Tagespresse als auch nach den Berichten der Kontrolleure, in der 
Gesamtarbeit der Bezirksorganisationen unterdrückt. Insbesondere sind die Anzei
chen dafür, daß nicht nur Abendkundgebungen, sondern nach Betriebsschluß oder 
vor den Kundgebungen überall riesige Straßendemonstrationen organisiert werden 
noch so schwach, daß hier sofortiges Eingreifen des Gesamt-ZK notwendig ist. Was 
die Massenagitation und Propaganda anbelangt, so besteht die Gefahr, daß die 
Bezirke aus finanziellen Gründen Wahlmaterialien, Betriebs-, Häuserblock-, Dorf
zeitungen, örtliche Wählerzeitungen, Flugblätter usw. auf die letzten 8 Tage vor der 
Wahl konzentrieren und nicht begreifen, daß der 7. November ein gewaltiger 
Höhepunkt vor der WahP darstellen muß und daß die Bedeutung der Wahlen im 
Zeichen des Tou/tg--Planes gerade in der Vertrauensmanifestation für die Hauptlo
sungen der Kommunistischen Partei besteht: Verteidigung der Sowjetunion und 
Entfesselung des Wirtschaftskampfes gegen die trustkapitalistische Rationalisierung. 
Wir schlagen vor, daß das Plenar-ZK an alle Redaktionen und Bezirksorganisationen 
einen dringenden Appell zur sofortigen Steigerung der Kampagne für den 7. Novem
ber, für die Diktatur des Proletariats, für den Schutz der Sowjetunion und für den 
sozialistischen Wettbewerb richtet.^
b) Da die Materialien der Inprekorr durchaus ungenügend für die Kampagne in 
Deutschland sind (wobei die Bestrebungen der Inprekorr anerkannt werden),' 
ersuchen wir das ZK, sofort einen Genossen nach der Sowjetunion zu entsenden, der 
mindestens wöchentlich eine gute Reportage über den Fünfjahresplan, Aufbau des 
Sozialismus und sozialistiscben Wettbewerb nach den Notwendigkeiten unserer 
Parteipresse zusammenstellt. Nach Mitteilung des Genossen Hirsch,^ ist das EKKI 
bereit, die Finanzierung dieses Genossen zu tragen. Sollte das ZK keinen geeigneten 
Genossen freisteilen können, beantragen wir, die deutsche Vertretung beim EKKI 
mit der Lieferung der wichtigsten unserer Notwendigkeit angepaßten Materialien zu

5 Gemeint sind die Kommunalwahlen in Preußen. Hessen usw. am 17. November 1929.
6 V'gl. dazu das Rundschreiben vom 2. November 1929, oben Dok. 13.
7 Die unter Verantwortung der Komintern erscheinende Internationale Pressekorrespondenz (Inprekorr) 

brachte zahlreiche .Artikel über den sowjetischen Fünljahrplan, die Inprekorr erschien aber nur in 
einer kleinen .Auflage.

8 Werner(1899-1937) war damals Redakteur der/foten 7 a/ine. Zu seiner Biographie vgl. Weber 
II S. 164 f.
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beauftragen. In der A^itpropabteilung wurden folgende Vorschläge gemacht: 
Neubauer, Rück, Heller.
3. Reichskongreß der Gewerkschaftsopposition.^
Nach dem Bericht des Genossen /It/er" wird scharfe Pressekontrolle und Mahnung 
an Redaktionen durch Gewerkschaftsabteilung vorgenommen. Besonders schwach 
steht die Kampagne in den Bezirken Mecklenburg, Thüringen, Schlesien, Halle- 
Mersehurg und Mittelrhein. ZK soll Anwesenheit der Vertreter dieser Bezirke auf 
Plenar-ZK benutzen.'" um für Steigerung der Kampagne zu sorgen und nötigenfalls 
noch besonderen Brief an die BL senden.
4. Verbesserung der Arbeit der Agitprop-Abteilung.
a) Die dringendste Frage ist die des Aufbaues des Agitprop-Apparates in den BL und 
unteren Parteiorganisationen. Die Kontrollreise des Genossen GollmicH^ hat die 
dringende Notwendigkeit der persönlichen Aussprache über die entscheidenden 
Agitprop-Fragen selbst in den wichtigsten Parteibezirken ergeben. Die Lage der 
.Agitprop in Oberschlesien, Pommern, Mecklenburg, Schlesien, Baden, Pfalz, Thürin
gen, Niedersachsen, Magdeburg-Anhalt, muß als katastrophal, in Ostpreußen, 
Bayern, Württemberg, Erzgebirge-Vogtland. Westsachsen. Nordwest, als sehr man
gelhaft angesehen werden. V eher sind die neuen .Aufgaben in den Kulturorganisatio
nen (verschärfte Spaltungsoffensive - Schaffung der IFA,''* Aufbau von marxisti
schen Arbeiterschulen in den 12 wichtigsten Städten des Reiches usw.) nicht durch 
Rundschreiben zu lösen. .Aus diesen dringenden Gründen beantragen wir die 
sofortige Bereitstellung eines Instrukteurs für die Agitpropabteilung. Nach Prüfung 
aller in Frage kommenden Genossen schlagen wir einmütig den Genossen Blenkle^'^ 
vor. Wir glauben, daß seine Tätigkeit in der .Agitpropabteilung für die Gesamtpartei 

größ[erer] Bedeutung ist als seine Arbeit in einem Vei-waltungsbezirk der 
Berliner Organisation. Die Berufung in die Agitpropabteilung kann deshalb auch 
vom Genossen Blenkle in keiner Weise mißverstanden werden.
b) Zur Entlastung des Genossen Peterson^^ und damit auch zur Entlastung des 
Genossen Gollmick ist dringend notwendig, eine Änderung im Verkehr mit den

von

9 Theodor Xeubauer 11890-1945) war damals Chefredakteur der Düsseldorfer KPD-Zeitung Freiheit, 
Fritz Rück (1895-1959) Redakteur der Roten Fahne. Zu den Biographien vgl. ^'eher 11 S. 231 f. und 
266. Otto Heller (1897—1945) war .Mitarbeiter der Roten Fahne und der Itiprekorr. Von ihm erschien 
1930 das Buch ..Sibirien, ein anderes .Vmerika“. Zu seiner Biographie vgl. Biographisches Handbuch 
der deutschsprachigen Emigration nach 1933. Hrsg. Werner Röder und H..V. Strauss, Bd. 1. 
München-New York 1980. S. 283.

10 Der 1. Reichskongreß der RCÜ fand vom 30. November bis 1. Dezember 1929 in Berlin statt.
11 Erich .4oer (geh. 1902) war bei der Vorbereitung der RGO-Gründung beteiligt und gehörte dann 

deren Reichsleitung an.
12 Gemeint ist die Sitzung des ZK der KPD am 24. und 25. Oktober 1929.
13 Walter Gollmick (1900-1945) gehörte seit 1929 der Agitpropabteilung des ZK an. Zu seiner 

Biographie vgl. Weber II S. l40.
14 Interessengemeitischaft für .Yrbeiterktiltur (IfA). Vgl. zu ilircr Gründung oben Dok. 10. Rundschrei

ben 33 vom 31. 8. 1929.
15 Konrad Blenkle (1901-1943) war 1929 wegen seiner Kritik an Thälmann bei der „IVittoif-AHäre“ als 

Vorsitzender des KJX'D abgesetzt worden. Zu seiner Biographie vgl. Weber II S. 78.
16 Bruno Peterson (geb. 1900) war bis 1930 Mitarbeiter der .Agitpropabteilung des ZK. Zu seiner 

Biographie vgl. Biographisches Handbuch, a.a.O. (Anm. 9) S. 555.
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Druckereien herbeizuführen und iin Rahmen der Agitpropabteilung einen Druck
fachmann zu bestimmen, der alle druckfertigen Materialien übernimmt und dessen 
Hauptaufgabe darin besteht, für die ordnungsgemäße und terminmäßige Fertigstel
lung aller Drucksachen des ZK die Verantwortung zu übernehmen. Diese Instanz 
müßte zweckmäßigerweise beim lAV’^ geschaffen werden und auch dessen Drucksa
chen restlos miterledigen. Dadurch würde beim lAV eine jetzt eingestellte halbe Kraft 
überflüssig und die Leiter des lAV würden von vielen technischen Ar'beiten frei und 
instand gesetzt, die politische Agitation und Reklame zu leisten, einen Massen- 
Literaturvertrieb aufzubauen. Wir betonen aber, daß dies eine völlig qualifizierte 
Kraft, am besten ein bisheriger Peuvag-Geschäftsführer, freigestellt werden müßte. 
Wir können dann auf Bloss völlig verzichten.'^ Die Finanzierung dieser Instanz beim 
lAV müßte entweder durch die Peuvag''' erfolgen (da Blöss vollkommen überflüssig) 
oder je zur Hälfte von LAV und Agitprop getragen werden. Genosse Schneller''^ ist mit 
diesem Vorschlag durchaus einverstanden, da das für die Agitpropabteilung einen 
unerhörten Gewinn an Zeit und eine Befreiung von stundenlangen kleinlichen, 
technischen, ärgerlichen Telefonaten, Konferenzen usw. bedeuten würde. Als am 
besten geeignet für diese Funktion sehen wir den früheren V olontär bei der Essener 
Peuvag-Filiale und jetzigen Geschäftsführer der Gothaer Filiale, den Genossen 
Müller'^ an. Bei dieser Frage ist zu berücksichtigen, daß wir für den Fall der 
Illegalität von der Agitpropabteilung aus durchaus nicht auf Unterstützung durch die 
Peuvag rechnen, sondern eben diese Instanz brauchen, die etwas vom Druckereiwe
sen versteht und noch während der Legalität alle notwendigen Schritte unternimmt, 
um die Sicherstellung aller Drucksachen des ZK auch während der schlimmsten 
Illegalität zu garantieren.
5. Sittengeschichte von 
Der NDV gibt von dem bekannten Antimarxisten und T/arx-Psychoanalytiker Rühle 
eine Sittengeschichte des Proletariats heraus,■“ deren politische Bedeutung für den 
revolutionären Klassenkampf in der dritten Periode wohl klar sein dürfte: Ablenkung 
vom Klassenkampf, Konkurrenzunternehmen gegen die von der Partei herausgege
bene ,,Geschichte der deutschen Revolution“. Wir beantragen einen formellen 
Beschluß des ZK, nachdem für diesen Schmöker jede Reklame in der Parteipresse 
und durch unsere Parteiorganisationen untersagt wird, da die Proleten andere 
Literatur benötigen, die bei uns noch in tausenden E.xemplaren auf Lager liegt und 
für die Partei eine unerhörte Fesselung der Finanzen bedeutet.

Rühle.

Mit kommunistischem Gruß
Zentralagitprop.

17 Internationaler Arbeiter Verlag, Berlin. Parteieigener Buch- und Zeitschriflenverlag.
18 Über den Mitarbeiter der .Agitpropableilung Blnss ließ sich ni( bis in fcirrahrung bringen.
19 Peuvag = Papiererzeuguiigs- und Ven\ertungs-Al<tienge.sellsrhal'l. 1924 zur Ztisanimenfassung der 

Druckereien der KPD in einer Gesellscliaft gegründet. Ihr gehörten säinlliche Druckereien der KPD. 
außer der in Hamburg, an.

20 Enist Schneller 11890—19441 war bis 1929 Mitglied des Polbnros. in Zusammenhang mit tler 
..lllttorf-\(['aTe ' wurde er in die Ceschäl'tsabteihing versetzt. \’gl. zur Biographie Weber II S. 2831'.

21 Es war nicht zu ermitteln, welcher Ftmktiottär gemeint ist.
22 Gemeint ist: Otto Rühle. Illustrierte Ktihtir- und Sittengeschichte des Proletariats (Neuer Deutscher 

Verlag). Berlin 1930. Neudruck Frankl'tirt 1971.

688



94.29.10.1929Anträge der Agitpropabteiliing an das Sekretariat

94.

29. 10. 1929: .4nträge der Agitpropabteilung an das Sekretariat

Iteeords . . . T-175. 395. 915442-915444. Übersehrift: „An das Sekretariat“.

Wir haben in der heutigen Sitzung unserer Abteilung' zur Frage des Kampfes gegen 
den l’oungplan Stellung genommen und unterbreiten Eucb folgende Vorschläge zur 
Führung der Kampagne:
1. Entsprechend der Anregung des Genossen Thälmann Einleitung einer internatio
nalen Aktion gegen den Eotmgftlan durch einen gemeinsamen Aufruf der deutschen, 
französischen, englischen, italienischen, belgischen, amerikanischen und russischen 
Parteien.
2. Herausgabe einer Instruktion zum Kampf gegen den Foungplan an die Eunktio- 
näre der Partei und der Massenorganisationen. Sie müßten weniger den Inhalt des 
Eoungijlanes behandeln, als die praktischen Aufgaben, die uns im Kampf gegen ihn 
gestellt sind.
3. Allgemein schlagen wir vor. den Kongreß der Gewerkschaftsopposition^ als 
Ausgangspunkt der Massenmobilisierung gegen den YoungpXan zu nehmen. Da der 
Schwerpunkt des Kampfes in der gegenwärtigen Etappe in der Entfesselung des 
wirtschaftlichen Massenkampfes gegen die Auswirkungen des Eotmgplanes liegt, soll 
man die Stellungnahme in den wirtschaftlichen und Massenorganisationen gegen den 
Young\A&n mit der Stellungnahme zum Kongreß der Gewerkschaftsopposition 
verbinden.
Wir schlagen vor, in den Versammlungen, in denen Delegierte zum Kongreß der 
Gewerkschaftsopposition gewählt werden. Resolutionen vorzulegen, die den Gewerk
schaftskongreß als einen Kamplkongreß gegen den Yoiingp\a.n und seine Auswirkun
gen gegen die kapitalistische Rationalisierung, gegen Zölle und Steuerraub be
grüßen.
4. Breite Mitgliederversammlungen mit Sympathisierenden (nach dem Vorschlag des 
Genossen Thälmann) sollen sich mit dem Thema: Eowngplan und Kampf der 
Gewerkschaftsopposition beschäftigen. Auch in allen öffentlichen Kundgebungen 
gegen den löungplan muß diese Verbindung hergestellt werden (bei den für Berlin 
angesetzten Kundgebungen ist das z. B. nicht geschehen).
5. ln wichtigen Kommunen sollen unsere Genossen in den Fraktionen Anträge 
einreichen, die in V erbindung mit der geplanten Finanzreform, die die Beschneidung 
der sozialen Ausgaben der Kommunen, die Verschärfung der Staatskontrolle über 
die Kommunen, die Einführnng der Verwaltungskostenabgabe vorsieht, gegen den 
lÖMugplan und gegen die Abwälzung des Eoungplanes auf die werktätigen Massen 
Stellung nehmen. Dadurch würde zugleich eine Verbindung zwischen Kornmnnal- 
wahlen und dem Kampf gegen den Tou/igplan hergestellt.

1 Die .Agitpropabteiliing (Io ZK tagte olTeti.sirlitlicIi neltrtnals in der W oclie. die vorherige Sitzung hatte 
arn 25. Oktober stattgel’nnden: vgl. Dok. 9.'t.

2 Genieint ist der Gründungskongrel.t der RGO vom .30. November bis 1. Dezember 1929 in Berlin.
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6. Werden wir ein besonderes Material für Arbeiterkorrespondenten und Betriebszei
tungen herausgeben, das auf den Kampf gegen den foungplan und die Vorbereitung 
des Gewerkschaftskongresses eingestellt wird.
7. Schlagen wir eine Pressekampagne gegen den Powngplan vor, die zugleich mit der 
Propaganda für die Broschüre über den Pot/ngplan verbunden sein muß.
Zur Solidaritätsaktion für Österreich* müssen wir feststellen, daß wiederum die 
Gefahr des Tempoverlustes unserer Partei besteht. In Berlin hat bereits eine 
Heimwehrgruppe eine öffentliche Kundgebung angesagt, während unsere Partei in 
der Öffentlichkeit noch nichts unternommen hat. Man soll die Organisationen 
mindestens in den wichtigsten Städten Deutschlands verpflichten, öffentliche 
Kundgebungen zur österreichischen Frage zu machen.
Industrie-Anleihe: Da über die Frage der Industrieanleihe auf der ZK-Sitzung nicht 
definitiv entschieden wurde,'* bitten wir das Sekretariat, in dieser Frage eine 
Entscheidung zu treffen. Wir sind der Meinung, daß nur eine kollektive Zeichnung 
für die Industrieanleihe in Frage kommt, die in erster Linie durch die sympathisie
renden Organisationen propagiert und durchgeführt werden müßte. V ir bitten vor 
allem, zu entscheiden, ob kollektive Zeichnung der .Anleihe von Betrieben zweckmä
ßig erscheint.

Zentralagitprop.

.3 Die Vorlage eine,s neuen Verfassungs-Entwurfs durcli die Regierung Schober in Österreich wurde von 
der KPD als Gefahr des ..Faschismus " bezeichnet. Vgl, In/irekorrSr. 99 vorn 22. Oktober und Nr. 100 
vom 25, Oktober 1020. S, 2.352 uttd 2382,

4 Die ZK-Sitzung fand am 24. und 25. Oktober 1929 statt. Offenbar war geplant, für die sowjetische 
Industrialisierung eilte „Industrieanleihe“ bei den kommimistischen Organisationett aufzulegen. Der 
Plan ist vermutlich verworfen worden.

95.

17. 4. 1930: Schreiben der Agitpropabteilung des ZK an die Agitpropabteilung
des EKKI in Moskau

Records ... T-173, 395. 915427. Überschrift: ,,,4n die .Agitpropabteilung des EKKI. Prop-Sektor. 
.Moskau“.

Werte Genossen,
zur Verstärkung unserer Agitation für den Fünfjahresplan haben wir die Absicht, 
durch unseren Verlag eine Reihe weiterer Broschüren herauszugeben. Vielleicht 
könnt Ihr aus dem vorhandenen .Material einige Manuskripte zusammenstellen über 
folgende Fragen:
1. Industrialisierung, eine Broschüre, in der vielleicht die Entstehung einiger großer 
Fabriken geschildert wird, evtl, illustriert.
2. das Werden der sozialistischen Stadt. Diese Broschüre könnte gleichzeitig gegen 
die Propaganda der SPD, für die „Errungenschaft“ der Wiener Gemeindepolitik 
gerichtet sein.
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3. Über die Rote Armee, in der besonders die Rote Armee als Kulturfaktor behandelt 
wird.
4. Kulturrevolution.
5. Kommunalpolitik der Sowjets.
Näheres über diese Broschüren^ wird mit Euch noch besprochen werden. Erinnert 
diesen Genossen auch gleich an die Zeitschrift ..USSR im Bau.
Außerdem ist uns bekannt, daß bei Euch Karten über den Fünfjahresplan in 
deutscher Sprache gedruckt werden. Vielleicht könnt Ihr uns ein oder zwei 
Exemplare als Muster zukommen lassen. Wir würden dann durch unseren Verlag 
eine größere Bestellung für den Vertrieb in Deutschland aufgeben, und sie evtl, 
zusammen mit einem Referentenmaterial ausgeben.
Teilt uns bitte mit, ob Ihr imstande seid, uns diese Broschürenmanuskripte zu liefern 
und in welcher Zeit wir sie erhalten können. V enn es notwendig sein sollte, die 
Manuskripte zu zahlen, so ist dafür eine Möglichkeit vorhanden. Wir bitten um 
baldige Antw'ort.

'.t2

Mit kommunistischem Gruß 
Z.K. Agitprop.^

1 Entsprecheiul den Vorschlägen erschienen 19.30/31 z. B. ..Llral-Kusbus”. Das neue Zentrum der 
.sozialistischen Schweriuduslrie (16 Seiten. 10 PI,:. Kommune Kommajak (16 S.), Die Broschüren 
erschienen im Internationalen .\rbeiter-\ erlag der KPD.

2 USSR im Bau. Illustrierte Monatsschrift, erschien in russischer, deutscher, englischer und französi
scher Sprache im Staatsverlag der RSFSR in .Moskau. Chefredakteur war G. Pjatakow. der Redaktion 
gehörte auch Maxim Gorki an.

3 ln der t'orlage ist unter dem Schreiben mit Hand aiigefiigt: 
ln .Arbeit: Kollektivierung Putz.
Fünfjalirplan -N'euauflage?
.5-Jahrplan 80 000. vergriffen.
Arbeiter .50 000,
.Arbeiterin 50 000. Weitere .Angaben sind unleserlich.
Gemeint ist die Broschüre ton Emst Ptitz. Der Bauer mit dem Traktor. Kollektivwirtschaften und 
Staatsgüter in der Sow'jetiinion. die 1930 im Internationalen .Arbeiter-Verlag erschien.
■Außerdem die Broschüren; W as ist der Fünfjahrplan? - 
Der .Arbeiter in der Sowjetunion ntid der Fünfjahrplan - 
Die befreite Frau in der Sowjetunion und der Fünfjahrplan.
Diese Broschüren erschienen im L’mfang von 16 Seiten im gleichen Verlag (1930).

96.

(April 1930): Schreiben der Agitpropabteilung des EKKI an die 
Agitpropabteilung des ZK

Records . . . T-175, 395, 915426. Überschrift: „An das Z.K. der K.P.D. Agitprop“.

Werte Genossen!
Euren Brief vom 17. April 1930 erhalten.
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Zu den vorgeschlagenen Broschüren folgende Informationen:
1. Industrialisierung: Es werden hier drei Broschüren vorbereitet in dem 
Sinne, wie ihr es vorschlagt. Eine Broschüre, die das Entstehen des Moskauer 
Riesenbetriebs ..Elektrosawod" schildert, die die .Arbeiterkorrespondenten selbst 
schreiben. Zw eitens eine Broschüre über die Entstehung der Großbetriebe im Ural, 
die an Hand dieser Beispiele die allgemeinen Et agen dieser Industrialisierung auch 
behandelt. Die Broschüre wird von einem sehr kompetenten Genossen geschrieben. 
Drittens eine Broschüre über die Putilowwerke von Bela Kun.' Die Fertigstellung der 
Manuskripte forcieren wir, doch wird vor dem l.'Juli kaum etwas da sein. Von diesen 
Broschüren können wür Euch die eine oder andere zur Verfügung stellen. Außerdem 
wurde uns von der Komm. Akademie eine Broschüre für den 1. Juni über die 
Elektrifizierung versprochen, auch dieses Manuskript können wir dann für Euch 
reservieren.
2. Die sozialistische Stadt. Diese Broschüre müssen wir zurückstellen, 
trotzdem sie sicher einen großen propagandistischen Wert hätte. Die bisherigen 
Pläne sind aber nicht akzeptiert worden und die Frage ist noch zu sehr im Fluß.
3. und 4. Kulturrevolution und Rote Armee. Wir stehen in Verhandlun
gen. um geeignete Autoren zu bekommen und werden die Broschüre für Euch 
reservieren." Die Genossen hier empfehlen durch Kurella'^ schreiben zu lassen.
5. Kommunalpolitik. Ebenfalls.
Wegen der Karten über den Eünfjahresplan: diese wird die Profiiitern'* herausgeben. 
Wir werden dafür sorgen, daß Ihr vorher Muster erhalten sollt. 
Wegen der Bezaldung der Manuskripte sind die Vorschläge, die ihr übermittelt, in 
der Praxis leider nicht durchführbar. Wir werden aber die Frage nicht davon 
abhängig machen.
6. Über die Kollektivierung der E a n d w i r t s c h a f t
wird auch eine Broschüre geschrieben und Etich zugeschickt werden.

.M.K. Gruß Agitprop EKKI 
Prop Sektor’

1 ..Ural-Kusbas" v»!. Dok. 9.5. .4iini. 1. Die ührigeii Bni.seliiiren lieben sieli niehl ennilleln. Bela Kun 
(188(>-19;t9). Führer der iingariselieii Räterepiihlik 1910. war 19;i() im Kominleni-.-tpparat tätig. Zu 
seiner Biographie vgl. Bratiko Laziteh litt Zusannneitarheit mit M. Drarhkovitclt'. Biographiral 
Dictionary of tlie Comintern. Stanford, (iaiif. 197.1. S. 205 f.

2 ln der N otlage ist der Satz hand.s< ltriftlich eingefügl.
3 Gemeint ist ,\lfred Kurelia < 189."r-19751. ah 1927 Milarheiler der Komintern in Moskau. Biographie 

hei Laziteh. ehd.. S. 207 f.
4 Profilitern - die kommunisti.sehe Rote Gewerksehafts-Internationale.
5 Der Grttß ist handsehriftlieh eingefügt.
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97.

13. 5. 1930: Schreiben der Agitpropabteilung des ZK an die Agitpropabteilung
des EKKI in Moskau

Records . . . T-175, 395, 915428. Überschrift: „An Agitprop KKKI, Prop-Sektor“.

Werte Genossen,
wir erhielten Euren Brie! mit der Antwort auf unsere Vorschläge über die 
Fünfjahresplanbroschilren. Wir würden uns außerordentlich freuen, wenn Ihr uns 
alle diese Manuskripte übersenden würdet. Besonderen Wert legen wir auf die 
Broschüre über die Elektrifizierung und es wäre sehr gut. wenn wir sie Anfang Juni 
erhalten würden. V ir würden sie dann sofort herausgeben.
Vielleicht könnt Ihr mit den Verfassern der Broschüren so verhandeln, daß 
monatlich eine von ihnen fertiggestellt wird, so daß wir dann also monatlich eine 
Broschüre herausgeben könnten. Wenn wir die Manuskripte alle auf einmal erhalten, 
müßten wir sie doch etwas zurückstellen.

.Mit kommunistischem Gruß 
Z.K. Agitprop

98.

21. 5. 1930: Schreiben der Agitpropabteilungdes EKKI an die 
Agitpropabteilung des ZK

Records . . . T-175, 395, 915429. Überschrift: „Au die Agitpropabteilung des ZK der KPD“.

Die Agitpropabteilung des EKKI sendet Euch die Gesammelten MÜerke Lenins in der 
russischen Ausgabe.' In der Sendung fehlen nur die Bände 4. 5 und 7. Wir werden sie 
Ihnen nachsenden zusammen mit Band 17 und 24 sogleich nach dem Erscheinen 
dieser letzteren.

Mit kommunistischem Gruß 
Agitprop des EKKI

1 Es handelt sich um die ..ergänzte und revidierte" zweite ru.ssische .Ausgabe der Verke Lenins, die — 
mit einem umfangreichen .Apparat ausgestattet — in den zwanziger .Iahten vom /,enm-Institut in 
Moskau herausgegelten wurde. Nacli dieser Edition kam seit 1927 die erste umfangreiclie deutsche 
-Ausgabe iLenin. Sämtliche W erke; heraus, bis 19.3.) erscliienen 19 Bände.
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99.

20. 6. 1932: Protokoll der Sitzung der Geschäfts- und Finanzkomniission des
ZK

Records... T-175, 363, 874104-874110. Überschrift: „Protokoll Nr. 18 der Sitzung der 
Geschäfts- u. Finanzkommission am 20. Juni 1932.'“

Anwesend: G. Sch. Bu. Eu. Rei. Kurt, außerdem: Gen. Hermann zu Frage der R.F.~

1. Die Frage der Abtrennung der JBZ^ 
wird zurückgestellt, bis die Frage der 
Aufrechterhaltung der JBZ in einer ge
meinsamen Besprechung zwischen Ge- 
scha, Verlag, Redaktion und Abtlg. 
Land des ZK. besprochen worden ist.
2. Die auf Grund des Geschäftsberichts 
der RF. gemachten Vorschläge der evtl. 
Neuregelung des Drucktarifs mit der 
City-Druckerei^ wird der Gescha zur 
direkten Erledigung übergeben.
3. Der Redaktionsetat ist von monatl. 
8 500.— Mk. auf Mk. 5 500.— zu senken.

1. Rote Fahne
Die finanzielle Lage der RF. hat sich 
wesentlich verschlechtert:
Außenstände 
Schulden

am 1. 5. = 207 000.- 
aml. 5. = 178 000.-

Die wichtigsten Außenstände aber sind: 
Inserat 
Verlage 
Nachrichten 
Junge Garde^
ZK-Kasse (Wahlpapier)
J.B. -Zeitung 
diverse Dubiose

42 000.-
75 000.- 
7200.- 
2 200.- 
6 300.- 

10 000.- 
15 000.-

1 Die Geschäfts- und Finanzkomrnission war eine \ nni Sekretariat eingesetzte E.xpertenkorninission für 
die Gescliäftsführimg der Zentrale und die Überwachung der Finanzen in der Partei. M'ie andere 
..Koininissionen ' (vgl. z. B. ..Literaturkoininission". unten Dok. lOOi setzte sie sich vor allem aus 
Spezialisten des .\pparats. aber auch aus verschiedenen Ressort-.Miteilungen zusammen (in manchen 
Kommissionen gab es auch eluenamtliche Funktionäre als Mitglieder!. Die K()inmis,sionen sollten 
verhindern, daß die .4hteilungen zu sehr in Ressort-.\rhcit verfielen, also vor alletn übergeordnete 
Gesichtspunkte vertreten. Die Geschäfts- und Finanzkominission war die wichtigste dieser Kommis
sionen. sie verwaltete praktisch das t'erlags-. Druckerei- und Grundstückswesen der Partei.

2 Die .Mtkürzungen stehen für folgende Parteifunktionäre: G.= -\rthur (tulke (188f)—1937). .MdL 
Preitßen. 192.5 bis 1933 Leiter der Kasse des ZK. 192’;'-l9.33 Mitglied des ZK.
Sch.= Emst Schneller (1890-194-1). 1924—193;! .Mitglied des ZK. zeitweise des Polhüros und 
Sekretariats. 1929—1932 Leiter der Geschäftsabteihitig. dann der .\gitpropahteilung.
Bu.= IX illi Budich (1890—1941). 1932 .MdR. in der Geschäftsabteilung des ZK tätig.
Eu.= Eugen Schönhaar (1898—1934). im illegalen .\p[)arat der KPD für Druckereiwesen verantwort
lich.
Rei.= Wilhelm Reimers (geh. 1897). bis 1932 KPD-Funktioncn in Hainhttrg. ah 1932 Chef der 
..Verlagszentrale .4G Berlin (Treuhand und Revisionsgesellst liaft der KPD-Druckereien) vgl. dazu: 
Kurt Koszyk. Deutsche Presse 1914-1945. Berlin (West) 1972. S. 325.
..Hermanri" war der Parteinaine des \'erlagsleiters der Holen Fahne. Er war Tscheche und studierte 
auch in Berlin. Mitt. von ll’ilhelm Reimers vom 27. 11. 1980 an den Bearbeiter. ..Kurt" war nicht zu 
ermitteln. Zu den Biograpliien von Oolke. Schneller und Budich vgl. Weber 11 S. 88, 140. 283 f. Zu 
Schönhaar: Deutsche Widerstandskämpfer 193;3-1945. Bd. 2. Berlin (Ost) 1970. S. 195 ff. Zu 
Reimers-, Biographisches Flandbiich. a.a.O. (Dok. 9.3. .\inn. 9) S. .5‘)4.

3 Junge Garde war das Zentralorgan des KJ4'D.
4 JBZ. tiie Illustrierte Bauernzeitung, koinmunistist he Zeitsdirift für Baiierti und Landarbeiter.
.5 Zum sogenannten ...l/ü'nze/töerg-Konzern” gehöretide kotnmiinistische Dritckerei.
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Die Außenstände der V'erlage müssen 
mit ca. 43 000,— als dubios angesehen 
werden.
Ebenso sind dubios die Außenstände der 
Jungen Garde und der Bauernzeitung. In 
Wirklichkeit sind also die Außenstände 
nur mit einem Betrag von Mk. 137 000.— 
einzusetzen, wodurch die Schulden die 
realen Außenstände um Mk. 4l 000.- 
ühersteigen.
Diese Tatsache und die im Verlauf der 
letzten Wahlen erfolgte Belastung des 
Verlages mit Mk. 29 000.- Sonderdruk- 
ken und Mehruinfäng sind die Ursache 
für die bestehenden Zahlungsschwierig
keiten.

Der Bezug des WTB-Dienstes,^ der mo- 
natl. Mk. f 000, ausmacht, ist einzu
stellen. Der Etat ist wie folgt zu stellen: 
Honorare 1000.-

1 000.- 
700.-

Klischees, Zeichng., Fotos 
Zeitungen. Zeitschriften 
Bilderdienst
verbleibende Telegrafenbüros 
Telefon 
Abdruckrechte 
Eahrten 
Stettin 
Diverse
Die endgültige Gliederung des Gesamt
etats in Höhe von Mk. 5500.— ist auf 
Grund einer Besprechung des Verlagsge
schäftsführers und des Ghefredakteurs 
vorzunehmen. Es wird beim Se
kretariat beantragt: 
die Gesamthöhe von M. 5 500.— zu be-

180
1 500.-

250,
200.-
50.-

400.-
200.-

statigen.
4. Es wird beim Sekretariat beantragt, 
die Redaktion der RF und des Presse
dienstes wie folgt umzustellen u. einzu
schränken:
Si)Rote Fahne-,
1 Ghefredakteur Knodt
2 polit. Redakteure

Norden u. Wollenberg [resp-Bertram) 
1 Wirtschaftsredakteur

8

Heymanrd
1 Auslandsredakteur Kläre Donsbach
2 Redakteure für Betrieb und Gewerk- 

Rewe und Möller'^
Wilde^'

schalt
1 Lokalredakteur

6 \1TB-Diensl. der Pressedienst des tS'olfl'srhen Telegralenltüros.
7 Hans Knodt (in der Vorlage l'äl.s<-hli< h: Knotfi (1 <)()()-1937). Biographie vgl. Weber H S. 184.
8 Albert Korden (geh. 1904). Biographie ebd. S, 236 1. Erich Hollenberg (1892-1973). Biographisches 

Handbuch. a.a.O. (Anin. 2.;.
Bertram ist vermutlich Ernst Bertram (geh. 1909'. 1929 bis 1932 Mitglied des ZK des K.IVD. von 
1931 bis .luli 1932 in .Moskau (uiut dann wohl für die Redaktion vorgesehen). 193.5 zu 15 Jahren 
Zuchthaus wegen illegaler Tätigkeit für die KPD verurteilt. M()glicherwei.se auch Walter Bertram. 
nach 1933 Redakteur der KPD.

9 Stefan Hermann i 189(}-1967). Biographie vgl. Weber II S. 163.
10 Über Donsbach und Möller lieben sich keine .Angaben ermitteln. .Martin Heise (1896-1943) vgl. die 

Biographie in: Deutsche W iderstandskämpfer. a.a.O. ( Anin. 2 i Bd. 2. S. 412 ff.
11 t’ermutlich Grete Hüde (1904-1937 . Biographisches Ehmdhuch. a.a.O. i.Antn. 2) S. 819 f.
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Brück''^
(mit dem Antrag. B. durch einen ande
ren Genossen auszuwechseln).
1 Umbruch-Redakteur, der gleichzeitig 
die Rundum-Seite redigiert.
Das Sekretariat wird gebeten, einen ent
sprechenden Genossen zu bestätigen.

1 Feuilleton-Redakteur

b) Redaktion Pressedienst
Ghef ________
2 pol. Redakteure Stephan u. Seiter^^ 
1 pol. Redakteur für Materialdienst

rCanz/"
Das Frühtelefonat ist abwechselnd von 
den Genossen Stephan und Seiter zu 
machen.
c) Volontäre
Die Rf' hat ständig 2 Volontäre zu be
schäftigen. Die .Ausbildungszeit beträgt
3 Monate und kann auf weitere 3 Monate 
verlängert wertlen. Die Volontäre schei
den nach Beendigung ihrer Ausbildungs
zeit von 3 rsp. 6 .Monaten automatisch 
aus. Der Verlag hat dem Sekretariat von 
der vollendeten Ausbildung jeweils 
Kenntnis zu geben.
d) Mit dieser Regelung 
kommen zur Entlassung; 
aus der Redaktion RF: 
Gewerkschaftsredakteur Gen. David}^ 
aus dem Pressedienst;
Redakteur Moericke und der Frühtelefo
nist Scholz}
Als Volontäre scheiden aus;
bei der RF-. der Genosse John Sieg aus
der Lokalredaktion'^

Neubauer^^

12 Daten über Brück waren nicht zu eriniticln.
1.1 Theodor .\eo6nopr f 1890-194.5). Biographie vgl. W eher II S. 2.31 f.
14 Daten über Stephan waren tiicht zu ermitteln. Seiter ist veriniillich Gn.slav Seiter. 192.5 Redakteur der 

Roten Fahne.
15 Karl Ganz (1894—195! I. unter dein Pseudonviu Kurt tSürgcr bekannt; vgl. die Daten in: Geschichte 

der deutschen .Arheiterhewegtitig. Biographisches Lexikon. Berlin (Ost) 1970. S. 72 ff.
16 Fritz ßor»/ (1897-1936), Biographie vgl. Weher II S. 93 f.
17 Franz Moericke (in der \ orlage: Mörike . 1189.5-1956). Biographie vgl. Weber II S. 224. Zn Scholz 

waren keine Daten zu erniitteln.
18 John Sieg (1903-1942 ). Biographie vgl. Biographisches Lexikon. a.a.O. (.\ntn. 15) S. 428.
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der Genosse L. Katz aus der Rundum- 
Redaktion''^
Reim Pressedienst: 
der Genosse Seiger''^
Weiterhin soll der Genosse Slan^^ nicht 
mehr als Redakteur, sondern gegen Ho
norar beschäftigt werden.
6. Der Maternpreis, welcher bei einigen 
\"erlagen bisher Mk. 16.— betrug, wird 
auf .VIk. 12.— ab sofort gesenkt.
7. Die Frage der Reorganisation der 
Propaganda-Abteilung der RF wird zur 
Vorbesprechung zwischen Verlag, V.Z.^^ 
und B.L. zuruckgestellt.
8. Es wird beim Sekretariat beantragt, 
nach der Wahl"* eine Umfangsein
schränkung bei der RF von wöchentlich 
67 Textseiten auf 60 Te.xtseiten mit einer 
Ersparnis von .Vlk. 2. 260,— monatlich zu 
beschließen.

1. ZK-Kasse verrechnet an VZ für die in 
Höhe von-M. 27 000 
mehraufgebrachten 
14 000.- .M.. 
welche von den Verlagen noch in bar an 
Vi ahlzuschnß für die vergangenen Wah
len aufznhrmgen sind."'*
2. Die VZ muß die bisher a cto. ZK- 
Umlage aufgelaufenen Rückstände in 
Höhe von M. 18 000.— beschleunigt an 
ZK-Kasse einzahlen.

1. Wahlzuschuß der Vorlage zugunsten 
ZK-Kasse und Mehrleistung der Verlage 
bei den letzten V ahlen. Die V erlage 
sollten M. 20 000.- in bar an Wahlbei
trag an ZK-Kasse abführen und Sachlei
stungen in Höhe M. 50 000.— während 
der Wahlen leisten. Die Verlage haben 
jedoch Sachleistungen in Höhe von M. 
77 000.- geleistet.

von den Vorlagen 
Sachleistungen

1. Die Verteilung von Marken-Inseraten 
im Aufträge von Markeninserenten kann 
auch an bürgerliche Zeitungen über
nommen werden.
2. Inserate für unsere Parteizeitungen

2. Stellungnahme zu den Vor
schlägen des ,.lnseraf auch 
für
Zeitungen die VV'erbung von In
seraten auf zu nehmen.

bürgerlichebestimmte

19 Leo Katz (1892-19.34:. Biourafjhie vgl. Biogiaplii.sches Handbuch. u.a.O. (.\mn. 2) S. 552.
20 Zu Selge ließen .sich keine Dalcn ei rnitleln.
21 Slang. Pseudonym für Fritz Hampel 1189.3-10.8.1932! Biograftliie vgl. Lexikon sozialistisclter 

deutscher Literatur. Leijtzig 1904. S. 472 IT. Nach dem Salz über Slang müßte ..3. Der .Materupreis“ 
kommen, doch geht es in der t’orlage mit ..0. Der .Maternpreis . . weiter.

22 VZ-\’eiTagszenlrale .Vti. seil 1931 die Leitung der kommunistischen Druckereien; vgl. auch .Vnm. 2.
23 Gemeint sind vermutlich die W ahlen znm Reichstag im .liili 1932.
24 Gemeint sind die Landlagswahlen : Preußen. Bayern ttsw. im .4pril 1932.
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oder Parteizeitschriften können auch 
von sozialdemokratisch oder bürgerlich 
eingestellten Inseratenexpeditionen an
genommen werden.
3. Die Inseratenwerbung für bürgerliche 
Zeitungen kann nur für Marken-Inserate 
durchgeführt werden.

3. Vergleichsverfahren Kon
sumverein Wittenberg.

wird vertagt.

4. Umlage Stauer ei Hamburg. 
Die Stauerei Einheit teilt mit, daß sie auf 
Veranlassung der B.L. Wasserkante zur 
Finanzierung der Ai'beiten des Gen. Dal- 
mar betr. Gründung von Zweigstellen 
die Umlage der Gescha verw enden soll.“^

Der Genosse Dalmar ist von der Stauerei 
zu bezahlen.
Die monatliche Umlage in Höhe von M. 
500.— für die Gescha muß weiter an die 
Gescha abgeführt w'erden.

5. Schreiben der BL Sachsen 
betr. Differenzen mit der IAH. 
wegen Mahnruf- und lAH-Kalender-Ac- 
quisiteuren.

Es wird nochmals bestätigt, daß keine 
Werbung für den Mahnruf und lAH- 
Kalender erfolgen darf, ohne daß die 
IAH das Einverständnis der betr. BL für 
die Zeit, in welcher die Werbung ge
macht werden soll und für die einzelnen 
Werber, welche die W erbung durchzu
führen haben, eingeholt hat.
Die BL darf den Werbern jedoch keinen 
Ausw’eis ihrerseits ausstellen, da die 
Werber nur im Namen der IAH und 
nicht im Namen der Partei werben 
sollen.

6. Stellungnahme zum Lehr
vertrag der Presse-Reklame.

Es wird festgestellt, daß kaufmännische 
Lehrlinge in Parteibetrieben nicht be
schäftigt werden dürfen, da wir eine 
gesetzlich ordnungsgemäße Ausbildung 
nicht gewährleisten können.

wird vertagt.7. Frage der Sicherung des 
Erscheinens 
Ga rde'"''.

der J ungen1 •>

25 Zur Person Dalmar ließen sich keine Angaben ermitteln. Mit Gescha ist die Ceschäftsabteilung des ZK 
gemeint.
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8. Liquidierung Solingen- 
Remscheid
a) Solingen:
Frau W welche das Grundstück in
Solingen übernommen hat. um ihre Hy
pothek zu retten, kann die notwendige 
Grunderwerbssteuer in Höhe von M. 
4 700,— nicht zahlen. Die Eintragung der 
Frau Weber als Eigentümerin im Grund
buch ist deshalb noch nicht erfolgt. Au
ßerdem konnte aus diesem Grunde die 
Beendigung der Liquidation noch nicht 
angezeigt werden. Die Grundstücksla
sten müssen daher weiter von uns ge
zahlt werden.
b) Remscheid.
Zur Durchführung der Liquidation in 
Remscheid müssen noch 7 000.— M. Ge
nossenschaftsanteile ausgezahlt werden. 
In Händen des Gen. Schlessmann^^ be
finden sich dagegen noch M. 14 300.—.

Der Genosse Bernstein^^ wird mit der 
Regelung dieser Frage beauftragt. Der 
Antrag der Frau Weber, die Grunder
werbssteuer unsererseits zu zahlen, wird 
abgelehnt. Die bei der Druckerei Düssel
dorf deponierten M. 1 700.— Genossen
schaftsanteile sind an die Genossen
schaftler auszuzahlen. Gen. Reimers 
wird mit der praktischen Regelung bei
der Fragen beauftragt.

1. Reimers wird beauftragt, mit den 
Genossenschaften einen Vergleich zu 
führen, um die auszuzahlende Summe 
wenigstens von 7 000.— IVl. auf 3 500,— 
M. zu senken.
2. Die bei der B.L. sich befindenden M. 
14 300.— (Kto. Schlessmann) sind an 
ZK-Kasse zu überführen.
3. Der Restbetrag, welcher nach dem von 
Reimers mit den Genossenschaften zu 
führenden Vergleich noch m Genossen
schaftsanteilen auszuzahlen bleibt, ist 
von den an ZK. Kasse abzuführenden 
14 300.— M. zu zahlen.

9. Personal fragen:
a) Antrag des Gen. Bornkessel-Thür. 
Volksverlag auf Gewährung der Tren
nungszulage.
b) Antrag des Gen. F. Lessig-WaWe auf 
Bestätigung der bereits für 2 Monate 
gezahlten Trennungszulage.^®

Dem Genossen Bornkessel wird ab 1. Ju
ni auf zwei Monate die Trennungszulage 
bewilligt. Die bereits für 2 Monate aus
gezahlte Trennungszulage wird nach
träglich bestätigt.

26 Frau Heber. Solingen, vermutlich die Frau des Solinger KPD-Funktioiiärs Hermann H'eber, 
Biographie vgl. Weber II S. 338.

27 Rudolf Bernstein (geh. 1896), 1932 irn Sekretariat der Geschäftsabteilung des ZK, 1933 verhaftet, im 
Reichstagsbrandprozeß Entlastungszeuge der V'erteidigutig. eitere Daten iti Biographisches Hand
buch, a.a.ü. (Anm. 2).

28 Schlessmann ist vermutlich Paul Schlessmann (1872— ?), seit 1925 Redakteur der Bergischen 
Volksstimme in Remscheid.

29 Daten über tien Thüringer Funktionär Bornkessel ließen sich nicht ermitteln.
30 Fritz Lessig (geb. 1902). Parteisekretär in Eisleben. 1927 Besuch der Parteischule. Weitere Daten 

nicht zu ermitteln.
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Die Angelegenheit wird der V.Z. (Gen. 
Reimers) zur Prüfung und Erledigung 
nach dem Redakteurtarif ühergeben.
Der Gen. A.M. muß aus gesetzlichen 
Gründen als Kriegsbeschädigter für ZK- 
Kasse geführt werden. Die offizielle Ge
haltszahlung hat durch ZK-Kasse zu 
erfolgen. Der V erlag der RF überweist 
monatlich den Betrag als Abführung an 
ZK-Kasse. Die konkrete Weiterbeschäf
tigung des Gen. VI. hat der Genosse 
Reimers zu erledigen.
a) Es soll versucht werden, die Genossin 
als Hilfskraft in der Druckerei zu be
schäftigen. Mit der Regelung wird Gen. 
Reimers beauftragt. Der Schuldbetrag 
muß allmählich abgezahlt werden.
b) Angesichts der Höhe der V'erschul- 
dung des Gen. .-V. wird beschlossen, das 
gesamte Warenkonto bei der RF. zu 
überprüfen. Die Überprüfung ist von der 
\ .Z. vorzunehmen.
c) Es wird nochmals festgestellt, daß 
Scheine für Vi’arenentnahme bei Inseren
ten der RF. nur nach ausdrücklicher 
Bestätigung der ZK-Kasse ausgestellt 
werden dürfen.
Da die Genossin in der Redaktion der 
..Kämpferin"' gearbeitet hat. wird die 
Angelegenheit der V.Z. (Gen. Reimers) 
vorerst zur Prüfung übergeben.
a) Es wird beschlossen, bei der B.L. ein 
Parteiverfahren gegen den Gen. Urban 
zu beantragen. Als Zeugen für dieses 
Parteiverfahren werden die Genossen 
Eufgen Schönhaar] und Golke benannt.
b) Es wird beim Sekretariat die Entlas
sung des Gen. Urban aus dem lAV 
beantragt.

c) Antrag des Gen. Kurt Herholz. Han
nover- auf Festlegung seines Redakteur
gehalts.
d) VV'eiterbeschäftigung des kriegsbe- 
schädigten Gen. Alex Meyetf’

e) Gen. N. hat bei dem Verlag der RF. für 
U arenentnahme einen Schuldbetrag von 
M. 424.— hinterlassen. Seine Frau kann 
nur 100.— bis 1,50.— M. a cto. dieser 
Schuld aulbringen.
Sie bittet darum, ihr eine Beschäftigung 
während der Haftdauer ihres .Mannes zu 
geben, um sich ihren Unterhalt zu ver
dienen und um die Restschuld allmäh
lich begleichen zu können.

f) Frage der VV eitervei’W'endung der Ge
nossin Lotte Hohrnann nach Ablauf ihrer 
V^olontär-Tätigkeit in der Frauenabtei
lung des Z.K.
g) Fall Urban Der Genosse Urban 
hat in Moskau von dem Genossen 
Schwab vor mehr als einem Jahr einen 
Betrag von M. HO.— bekommen, den er 
sofort nach seiner Rückkehr in Berlin an 
die .Mutter des Gen. Schwab abgeben 
sollte. Er hat dies bis heute nicht getan*'*.

31 Kurt Herholz (fjel). lOO.j . 1Q27 Hcdakleur des KPD-()rf;aiis Freiheit in Diii,seld(irf. dann Haiinnver. 
194.^ Mit<;licd der Kl’D-Landealeitnnf: .Merklenluna. lO.lf! Kandidat, seit 1963 .Mitglied der Zentralen 
Revisionsknininissinn der SED. \'gl. Neues Dentseliland Nr. 227 vom 2,5. September 1980.

.32 Zn .\le.x Meyer ließen sich keine Daten erinitteln.

.3.3 Über Lotte Hohrnann waren keilte Datett zu ermittcltt.

.34 t'her L rban ließen sich keine Datett ennitteln. Sepp .Schwab < 189:'-1977 . Zur Biographie vgl. \t eher 
II S. 297 f.
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c) Es wird dem Sekretariat empfohlen, 
den Gen. IJ. aueh anderweitig nicht 
mehr zu beschäftigen.
d) Die unterschlagenen 110.— Mk. sind 
sofort vom lAV a cto. Gehalt Urban an 
Frau Schwab auszuzahlen.
Es wird beschlossen, dem \ erlag der RF 
aufzugeben, der Gen. L. Halter den 
Zuschuß von Mk. 60.— nur noch einen 
Monat zu geben. Da kein gemeinschaftli
cher Hausstand vor der Abreise des Gen. 
Bertram nach der SU bestanden hat.'**’ 
wird die \^'eiterzahlung des monatlichen 
Zuschusses von .Mk. 60.— abgelehnt.

h) Zuschuß 
Halter.-^'^

an die Genossin Lisa

10. V^erlagsfragen: vertagt.

11. Antrag des ZK. der Jugend 
BarZuschuß

Es wird festgestellt, daß ein solcher 
Wahlzuschuß nur im Rahmen des 
samten \\ ahlzuschusses gegeben werden 
kann. Die konkrete Bewilligung und die 
Höhe der Summe kann daher erst festge
setzt werden, wenn der allgemeine 
Wahlzuschuß für die Jugend vom Sekre
tariat bestimmt worden ist.
Bis dahin wird von der Peuvag* ein 
Kostenanschlag für das beantragte 
Wahlmaterial eingeholt, um festzustel
len. welche Summe für die Herstellung 
des Materials überhaupt notwendig ist.

M.einen
*+ 000.— für die Herausgabe von 
\^a hl material (Klebezettel. Flug
blätter, etc.) zu gewähren.

von ge-

12. Antrag des Gen. Münzen
berg.einen Zuschuß für die 
N .M Z * i n H ö h e V o n M. 10 0 0 0.- 
z u geben.

Es wird festgestellt, daß der verlangte 
Zuschuß von .Mk. 10 000.— nicht gege
ben werden kann. Es wird ein einmaliger 
Zuschuß der Kasse ZK. in Höhe von Mk. 
2 000.- bewilligt.

•i'j Lisa Halter, veniuitlieh K.P'D-Limklionärin. s|)älei' Lel)ciisj;cl'ährtiii des 1944 hingerichteten KPD- 
I-unktiüiiärs Herbert Tschäpe. t gl. Lebendige Traditinii. Leltensbilder deiitseher Kuininuiiisten und 
Aiitilä.schisten. 2. Halbb. Berlin Osti 1974. S. 212 tf.

.16 Zn Bertram vgl. oben .Anin. 8; gemeint ist «(jIiI die Lltersiedlting nach Moskau im Juli 1931.
37 Peuvag — Pa[)ier-Lrzeugutigs- und Venverlung.sgesellscbal't. Verbund der parteieigenen Druckereien. 

1924 aus der Stern-Druckerei !vgl. Dok. 1(10. .\mn. 171 herausgelöst. Die Penvagging im Herbst 1932 
Konkurs: vgl. Koszyk. a.a.O. .\nm. 2 . .S. 32.5.

38 Willi Mimzenberg ( 1889-1940 . .Mitglied des ZK. t'crwaller der KPD ..nahestcbcnder" t’erlage 
{..Münzenhery:-K.tmzem"]. Zur Biographie vgl. Babette Gross. Willi Mnnzenberg. Line [tolitisclie 
Biographie. Hlutigart 1967.

39 Neue Montags-Zeitung (des .Münzenberg-Verlags).
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Zur Klärung und Ordnung der Angele
genheit wird eine Besprechung der Gen. 
Golke und Budich mit dem Gen. Heise*^ 
von der AE für den 21.6. festgelegt.

13. Schreiben der ZK-Kasse 
wegen Entnahme von Geldern 
durch die G e s c h a hei der A . E . 
für Zwecke des lAV ohne Ver
ständigung der ZK-Kasse.

14. Antrag Golke auf Rückzah
lung der verauslagten Gelder 
und Spesen für die Reise der 
Ghefredakteure zur letzthin 
stattgefundenen 
und
durch die Verlage.

4 0

Die Zahlung hat durch die \'erlage zu 
erfolgen.
Die von ZK-Kasse vorgelegten Gelder 
sind 
statten.

den Verlagen zurückzuer-von
Polleiter- 

Redakteurkonferenz

1. Die Druckkosten für diese Nummer 
hat die Druckerei zu übernehmen.
2. Die Papierkosten hat der Verlag zu 
tragen.
3. Die Peuvag hat ein Rundschreiben an 
alle Druckereien zu geben, daß für die 
Bewältigung der kommenden V ahlar- 
beiten kein Mehrpersonal eingestellt 
werden darf.

15. Herausgabe einer zweisei
tigen Extranummer durch den 
V'erlag Frankfurt/Main für die 
Hessen wählen in einer Auflage 
V o n 250 000 Expl.

Es wird nochmals festgestellt, daß Halle 
bezieht: 
von ZK-Kasse 
Verlagszentrale 
von der R.H.
Int. Bund.

42 auf Erhö-16. Antrag Halle 
hung seiner Bezüge um 100.— 
M. monatlich. M. 275.- 

M. 225.- 
M. 90.- 
M. 90.-

also M. 650,— 
Es wird beschlossen, daß die V.Z. dem 
Gen. H. die Genossin Knapp als Stenoty
pistin zu stellen hat. die a cto. V.Z. 
150.— M. und a cto. Halle 75.- M. 
Bruttogehalt bekommt. Der a cto. Halle 
zu zahlende Betrag von Mk. 75.— ist der 
Genossin K. von der V.Z. direkt a cto. 
des Betrages, den Halle in Höhe von M. 
225.— monatlich bezieht, zu zahlen.

40 A.E. — Zentrale der KPD für die \\ erbimg von Kleinanzeigen. 
lAV - der kommunistische Internationale .\rl)eiter-\ erlag.

41 Heise war bis Mitte der zwanziger Jahre Geschäft.sfiihrer der Hamburger l'olkszeilung. dann baute er
von'X . Reimers vom 27.in Mitteldeutschland die .Anzeigenabteilung für Großanzeigen (.\Zl ausf. Mitt. 

11. 1980.
42 Feli.v Halte (1884-1937). Rechtsanwalt. Leiter der juristischen Zentralstelle im ZK der KPD. Zur 

Biographie vgl. tt’eber 11 S. 150.
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17. Frage des I.A.V. 
a) Durehführung einer Kontrolle des 
IA\7 durcli Schneller und Golke.

Zur rascheti Ordnung der einzelnen Ge
schäfte des lAV ist der Genosse Schlesin
ger*'’ bis auf weiteres einzusetzen.
Der Betrag ist als Darlehn 1 zu verbu
chen. Die Rückzahlungstermine sind 
nach erfolgter Überprüfung des lAV 
festzulegeti.

b) Rückzahlung des von ZK-Kasse für 
LAV verauslagten Betrages voti 10 000.—
M.

18. Sonder beit rag der Partei
angestellten für die .Antifa
schistische Aktion. Geschäfts-Un
ternehmungen und .Massenorganisatio
nen. Golke schlägt vor. daß die polit. 
Angestellten während 3 Monaten je 
5.— M. und die technischen Angestellten 
je 2.— M. monatlich zahlen.

Der Vorschlag wird angenommen, wobei 
festgelegt wird, daß die Abführung der 
bezirklichen Angestellten an die B.L. 
und die Abführung der zentralen Ange
stellten an ZK-Kasse zu erfolgen hat.

19. Antrag des Gen. M[ünzen- 
berg] auf Ande rung der Gesell
schafter 
lages.**

Es wird beschlossen, für den Gen. Hoppe 
den Gen. Beling*'* für Gen. Torgier Gen. 
Rehberg.**’ für Gen. Pfeiffer Gen. Rei
mers* als Gesellschafter des Kosmos- 
Verlages zu bestimmen.

des Kosmos- Ve r-

43 Rudolf 5c/(/cs/«^er (1901—1959 . 19.32 ini .Apparat des ZK tätig. Zur ßiugraphie vgl. Biographisches 
Handbuch, a.a.ü. (.4nin. 2] S. 652.

44 Kosmos V erlag, der Verlag der IAH.

45 Walter Belitig geh. 1899), Zur Biographie vgl. Biographisches llaiiilhuch. a.a.ü. (.Antn. 2) S. 48. 
Huppe vennutlich Wilhelm Huppe (1882— y). ab 1929 .Mitglied der Berliner Stadtverordnetenver
sammlung.

46 Ernst l'orgler 11893—196.3 ,. Leiter der Reiehstagsfraktion iler KPD. Zur Biographie vgl. 'S eher II 
S. .324f.
1 her Rehherg liehen sich keine Daten ermitteln.

47 Hans PfHffer < 189.5-1968 ,. .Mitglied des ZK der KPD. Zur Biogra()hie vgl. W eber II S. 244 f. 
Wilhelm Reimers vgl. oben. .\mn. 2.
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100.

25. 6. 1932: .\iinjau der Agitpropabteilung des ZK

Reeords... T-175. 313. 81208t.-« 12088. Cbersebrifl: „ZK-Agitprop. An das Sekretariat im 
Hause".

Betr.: Aufbau und Z u s a in in e ii s e i z u n g der .4 g i t p r o p a b t e i 1 u n g :
1. Leitung 5c/;ae//er. Stellvertreter Golirnick'
a) Festlegung der Aufgaben, der Kampagnepläne.
b) Verteilung der Aufträge innerhalb der Abteilung.
c) Kontrolle direr Dnrchfidirung.
d) \ erbindung mit dem Sekretariat, mit den Abteilungen des ZK, mit Agitprop des 
Jugend Verbandes und der Massenorganisationen a) bis d) Schneller
e) Verbindung mit den Bezirksleitungen.
f) X’erteilung und Kontrolle der Post, 
e) und f) Golltnick
2. Unterabteilung für Agitation 
Leitung: evtl. Helmut Schmidt.’
außerdem für redaktionelle Arbeiten. Fertigstellung des Materials Schrecken.^ 
für Maler und Zeii’hner Keilson.'^
für Betriebe — und Gewerschaftsarbeit zunächst HlochS 
für SPD-Bearbeitung vorgeschlagen Schlips.^ 
für Nazi-Bearbeitung Stange. .
außerdem wäre auch ein Genosse mit der Zentrumsarbeit zu betrauen.
a) Konkretisierung der Losungen.
b) Beschaffung der Agitationsmaterialien: für Presse.
für Betriebs- und Stempelstellenfragen. Flugblätter. Klebezettel, Plakate. Unsere 
Methoden der Agitationslokale, der Transparente, Agitwerkschulen!
c) Bearbeitung der Massenpresse.
d) Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit! Verbindung mit Betriebs- u. Gewerkschafts
fraktionen!

1 Erns( Schneller '1890-1‘H-t . Zur Biogruphie vgl. W eher II S. 283 I'. und Biographiselies Lexikon. 
a.a.O. Dok. 09. .4iim. 15 S. -t02 IT.
W alter (loltmick 1900—10-töi. in der Vorlage: Colmicki. Zur Biographie vgl. W eher 11 S. l40.

2 Uher Helmut Schmidt lielien .sieh keine Daten enniltehi.
3 Hans Schrecker geh. 1899 i. Zur Biographie vgl. Weher II S. 288.
4 Max Keilson 1900—19.53 . Zttr Biographie vgl. Biographi.sehes Hatidhueh. a.a.ü. i Dok. 93. .4nm. 9) 

S. 358.
5 Karl liloch 'geh. 1905 . Zur Biographie vgl. SBZ-Biographie. Ein hiographisehe.s .Naehsehlagebuch 

üher die Sowjetische Besatzungszone Deutschlands. Bonn—Berlin 190l. S. 383. llioch lebte 1980 als 
...Arbeiten eteran" in Ost-Berlin.

6 Zu Schlips liehen sich kettle Daten erinilteln.
7 Stange — na< h Auskunft von Kurt Müller '22. 8. 1979 und 1. 10. 1980 handelt es sich um ..Franz 

Stange, der später in der Schweiz von der (iestafto eiitlührt wurde", und zwar Ende 193.3 oder .Anfang 
1934. Er war in den zwanziger .Iahten ..iin K.IA’D Berlin-Mitte sehr aktiv". W eitere Daten waren nicht 
zu ermitteln.
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e) Besondere Bearbeilung SPD. .Nazi. Zenlruin.
f) Überwacliuni.' tier Presse.
g) Zusaininenarbeit: L i t e r a t u r k o in in i s s i on 
Pressekoniiiiission 
Informationsabteilung
h) Herausgabe: Agitator. Rote Einheitsfront.
Geschaffen wird eine besondere .Massenkonimission, zusammengesetzt aus den 
Bearbeitern: SPD. .Nazi. Zentrum, den Sachbearbeitern für Betriebs- und Gewerk
schaftsarbeit. ein Vertreter der KGO.. der Orgabteiltmg und der besonderen
Abtlg.“
Ebenso wird eine besondere Kommission für Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit 
gescbaffen. Diese Kommission soll die unmittelbare Verbindung mit den wichtigsten 
Betrieben. Gewerkschaftsfraktionen und .Arbeiterkorrespondenten haben. Hier sollen 
vertreten sein:
5 Vertreter aus Berliner Großbetrieben 
5 Vertreter der wichtigsten Gewerkschaftsfraktionen.
3 Vertreter der .Arbeiterkorrespondenten.
1 Vertreter RGÜ-Reichsleittmg.
1 \ ertreter Reichs-Erwerbslosenausschuß,
1 A'ertreter der Orgabteilung.

3. Unterabteilung für Propaganda-Arbeit:
Leitung Hiegg.'’
für Schulungsarbeit Xqfßce'^'.
für theoretische .Arbeit und Herausgabe der Massenliteratur Oelßner."

a) Bearbeitung der entscbeidenden Probleme für Tagespresse.
b) Schuhingsarbeit (einschließlich .Marx. .Arbeiterschulen)
c) Theoretische .Arbeit und Herausgabe der .Marxistischen Literatur.
d) Herausgabe Propagandist
e) Durchführung von Diskussionen über wichtige Probleme.
4. LTi t e ra b t e i 1 u ng für Kulturpolitische .Arbeit:
Verantwortlich war bisher Bischof/. Ifa. 12

8 Besondere Allteilung - gemeint ist der Gelieinuipfiurat der KPD. der illegal arbeitete und von Hans 
Kippenberger • 1898-193‘!’ geleitet wurde.

9 Franz Paul Hiegg 19()|-I‘H3 . in der \orlage riilselilieh: Rieck;. Zur Biographie vgl. Weher II 
S. 259.

10 Ernst .\u//ke (1903-19:’.3 . seit 192.3 iti der KPD. nach 19.3.3 Emigration In die L'dSSR. dort verhaftet. 
PH5 Rückkehr nach Berliti. SED-Fitnktiotiar.

11 Fred Oelßner ! 190.3-1977 . in der \ orlage irrtütnlich: Oetsner . Zttr Biographie vgl. Cftmher Buch. 
Namen tnid Daten wiclitiger Personen tIer DDR. Berlin i W est -Bonn 1979. S. .182.

12 Fritz/^/.sc/to//'( 1900-194.3 . Zttr Biogru|)liie vgl. Detttscite Vi'iderstandskänipfer 19.3.3-1945. Berlin 
i t)sl pro. Bd. 1. S. 121 IT. IFA - Interessetigemeinschal't für Arheiterkithttr. Dachverhand der 
kointmtnistlschen Kttlturverhande. dessen \ orsitzetider BischiiJ) war.
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Er reicht für die Arbeit niclit aus und muß durch einen neuen ersetzt werden.
a) Schule und Kind
Schulkampffragen - Kinderausbeutung - Kinder-Kampf
b) Allgemeine kulturpolitische Arbeit:
Freidenkerbewegung. - bildende Künstler - 
.4rbeiter-Theater. -Film. -Literatur —
Studenten- und Schülerbewegung - Intellektuellenbewegung.
5. Unterabteilung für Verlag und Literaturvertrieb:
Verantwortlich für Buchverlag Klaeber. 
für Zeitscbriftenverlag Knippschild. 
für Literaturvertrieb z. Zt. Bernhard Schmidt.
Außerdem sind bei Literaturvertrieb bisher beschäftigt 2 Instrukteure. 1 Propagan
dist. ebenso ist ein Propagandist beim Stern^erlag tätig. Künftig soll 
Propagandist lür die gesamte Literatur tätig sein und zwar der Genosse Scheffel.^^ 
Stern-Verlag. Dieser Genosse muß in Litvertrieb übernommen werden. Außerdem 
kann beim Literaturvertrieb ein Instrukteur eingespart werden. Der bestehende 
geschäftliche Apparat mit den Litstellen. (Verrechnungsstelle) wird unmittelbar der 
Geschäftsabteilung unterstellt.
Für V'erlagswesen wird eine Unterkommission eingesetzt zur Kontrolle und Überprü
fung der V erlagspläne für das Sekretariat. Kommission besteht aus dem Leiter 
Agitprop.
Vertreter IAV.‘®
Vertreter Verlag Lit. Pol.'^'
V ertreter Literaturvertrieb.
Vertreter Orgabteilung,
V ertreter Pressedienst.
V ertreter Geschäftsabteilung
Außerdem wird eine Unterkommission für Literaturvertrieb geschaffen bestehend 
aus:
Leiter Litv'ertrieb.
Vertreter für .Agit.

i.t

nur ein

1.5 Kurl klaeber 1807-10.:)0(jn der \ orlajie: Kleber). Zur Biograpliie vgl. Traum von Räte- 
Deutschlaiid. lirzäliluiigeii deutscher Seliril'lsleller 1924-1930. Berlin (Ost und \Aeiinar 1968.

14 Knippschild war nacli Mitl. von W ilhelm Keimers (27. 11. 1980) Geschäftsführer eines Icommunisti- 
scheii Zeitungsverlages in -Mitteldeutschland.

13 Bernhard .Schmidl i |9()3-l<ri . .Mitarbeiter des ZK der KPD. u. a. der Orgahteihmg. nach 1933 
inhaftiert, nach 1943 Funktionär der SED.

16 Rudoll Scheffel 1901-194.3 . Zur Biographie vgl. Deutsche Widerstandskämpfer, a.u.t). Wnm 12; 
Bd. 1. b. .34:^ f.

17 Stern-Verlag - 1920 wurde tlie ..Stern-Druckerei GmbH ■ Berlin die Dachgesellschaft der Parieibe
triebe der KPD. .Nach der Aufteilung 1924 blieben der Stern-Druckerei GmbH nur die Verlage 
unterstellt. Sie wurde 1928 von der Zentrale für Zeitungsverluge 19.31 die Verlagszentrale .AG) 
abgelüst. Vgl. auch Dok. 99. .Vnni. 37.

18 I.AV - der kommunistische Internationale .Arbeiter-Verlag.
19 Verlag Literatur und Politik - kommunistischer Verlag in Wien-Berlin. U. a. kamen dort die 

Gesammelten W erke Lenins heraus.
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Vertreter Unterabteilung für Propaganda 
Vertreter des lAV.
Vertreter des Litvertrieb Berlin,
Vertreter Orgabteilung.
Vertreter Geschäftsabteilung.
Außer dieser Koininission bleibt bestehen die Einrichtung regelmäßiger Sitzungen 
aller Verlagsleiter.
Zu den Gesamtsitzungen der Agitpropabteilung werden hinzugezogen:
Vertreter Zentralagitprop des Jugendverbandes,
Vertreter Agitprop Berlin 
Vertreter Orgabteilung.
Vertreter Land, f'rauen. Kompol. Information. Redaktion Rote Fahne, Pressedienst, 
Redaktion Internationale.
Die Abteilung tagt regelmäßig Dienstags: mit den Leitern der einzelnen Unterabtei
lungen wird täglich mittags 12 Uhr eine Arbeitsbesprechung durchgeführt: mit den 
Vertretern der Agitpropabteilung und der .Massenorganisationen findet mindestens 
zweimal im Monat eine Aussprache über die Arbeit statt: über den Stand des 
Literaturvertriebs im Reicli ist regelmäßig monatlich ein Bericht fertigzustellen.

101.

4. 7. 1932; Protokoll der Sitzung der Geschäfts- und Finanzkoniinission des
ZK

Records... T-175. 363. 874096-874103. Überschrift: „Protokoll Nr. 21 der Sitzung der 
Geschäfts- und Finanzkommission am 4. Juli 1932.“

.4 n w e s e n d : Go-, Bu-, Eu-, Hei-, Bern-, und zur Frage Kosmos-Verlag Münzenberg 
und Baensch. 1

I. Zuschüsse für ^S'ahldruck- 
Sachen.

a) Peuvag
Für zentral herauszugebende Wahl
drucksachen ist ein Betrag v'on RM 
15 7 0 0 0.- vorgesehen. Davon hat die 
Peuvag" RM 70 000.- in Drucksachen 
aufzubringen und ZK-Kasse 
87 000.- in bar bzw. V'errechnung. Die

1 Die .Abkürziiiiijcn .stellen für folgende Parleifiniklionäre: Go = (,'olke. Bn = Budich. Ln = .Schönhuar. 
Rei = Reimers. Bern = Bernstein. Zn den Personen vgl. Dok. 99. Aniii. 2. und 27. Münzenberg vgl. 
Dok. 99. .Aiim. 38. Baensch war der \ertreter der Kontrollkommission der Internationalen 
.Arbeiterhilfe. Über

2 Peuvag - vgl. Dok. 99. Anin. 37.

RM

seine Person lieben sieb keine Daten ermitteln.
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Termine, zu denen ZK-Kasse diesen Be
trag zahlt, werden zw isclien Peuvag und 
ZK-Kasse vereinbart.
b) \"erlagszentrale.
Für zu leistende Melirseiten (siehe Proto
koll Nr. 19 * Punkt .5) erhält die Verlags
zentrale von ZK-Kasse einen Zuschuß 
von R M 2 5 0 ü 0 . —. Die rückständige 
Umlage der VZ'* an ZK-Kasse in Höhe 
von RM 18 000.- ist a cto dieses Zu
schusses zu verrechnen, der dann noch 
verbleibende Rest von RM 6500.— ist von 
VZ a cto. Juli-Umlage zu verrechnen.
c) Die Bezirke erhalten das Recht, zu 
Lasten ZK-Kasse Wahldrucksachen im 
Betrage von 
Druckereien hersteilen zu lassen und 
zwar:
Berlin-Brandenburg für 
Pommern 
Ostpreußen 
Oberschlesien 
Schlesien 
Sachsen
Halle-Merseburg 
-Magdeburg-Anhalt 
Thüringen 
-Mecklenburg 
Wasserkante 
-Nordwest 
Rtihrgebiet 
.Niederrhein 
-Mittelrhein 
Hessen-Waldeck 
Hessen-Frankfurt 
Baden-Pfalz 
Württemberg 
Nordbayern 
Südbayern 
Saargebiet 
insgesamt

d) L4V ’ bekommt von ZK-Kasse einen 
Zuschuß für Wahldrucksachen in Höhe

RM 3 9 5 0 0.- bei den

R.M 4 000.- 
R-M 1000.- 
R.M 2 500.- 
R.M 1000.- 
R-M 1300.- 
RM 2 500.- 
R-M 2 000.- 
R.M 1000.- 
R-\l 2 000.- 
R-M 500.- 
R.M 3 000.- 
R.M 1500.- 
R-M 3 000.- 
R-M 2 000.- 
RM 1200.- 
RM 500.- 
RM 2 000.- 
R.M 2 000.- 
R.M 1500.- 
R-M 1700.- 
R.VI 1700.- 
RM 600.- 
R-\l .39 500.-

3 Liegt niclit vor.
4 VZ - vgl. Dok. 99. .4iim. 22.
•5 L4\' - der kommunistische Internationale ,\rbeiter-\'erlag.
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von RM 20 000.—. davon werden RM 
15 000, a cto lAV direkt 
gezahlt, RM 5 000.- erhält der lAV in 
bar resp. Verrechnung, 
e) RGO bekommt von ZK-Kasse einen 
Zuschuß für Wahldrucksachen in Höhe 
von RM 15000.- 
i)Flora^ erhält von ZK-Kasse einen 
Zuschuß für Wahldrucksachen in Höhe 
von RM 10 000.-
g) K a m p f b u n d^ erhält von ZK-Kasse 
einen Zuschuß für W'ahldrucksachen in 
Höhe von R M 5 0 0 0.—
h) ZK-Jugend erhält von ZK-Kasse 
einen Zuschuß für Wahldrucksachen in 
Höhe von R M 7 0 0 0.—
i) Landabteilung erhält von ZK- 
Kasse einen Zuschuß für Wahldrucksa
chen in Höhe von R M 5 0 0 0.— 
Sämtliche Beträge unter Punkt e—i wer
den von ZK-Kasse direkt an Peuvag 
gezahlt. Die Peuvag hat ihre Druckereien 
entsprechend zu verständigen.
Aufträge, welche die einzelnen Organisa
tionen über die oben erwähnten Sum
men hinaus an die Druckereien geben, 
müssen von den Organisationen selbst 
gezahlt werden.

Peuvagan

II. City-Druckerei^
Eu.fgen Schönhaar] berichtet über 
Schwierigkeiten bei der City-Druckerei.
Löhne und Steuern können nicht mehr 
gezahlt werden. Die Auswirkungen sind 
sehr ernste. Die Arbeitsfreudigkeit der 
Belegschaft läßt nach. Steuer hat bereits 
gepfändet. An Verzugszinsen für alte

6 Flora war nicht zu ermitteln.
7 Kampfbuntl - gemeint ist der ..Kampfbund gegen den Faschismus"; vgl. oben. Dok. 34. Anm. 8.
8 City-Druckerei - vgl. Dok. 99. .Anm. 5. In dieser Druckerei wurde auch das Zentralorgan der KPD, Die 

Rote Fahne, gedruckt.
9 .AZ - Anzeigen--4bteilung der KPD für Großanzeigen.

10 Sportverlag - gemeint ist der Verlag der kommunistischen ..Kampfgemeinschaft für Rote Sportein
heit". vgl. dazu Hartmann Wunderer. Arbeitervereine und Arbeiterparteien. Frankfurt/M. - New 
lork 1980. S. 183 f. und Günther Aonneberger. Deutsche .krbeitersportler gegen Faschisten und 
.Militaristen 1929-1933. Berlin fOst) o.J. (1959).

Es wird festgestellt
1. daß die Zahlungen der R.F. an die 
Citv-Druckerei nicht voll eeleistetf wer
den konnten weil die AZ'* der RF nur 
einen Teil der kassierten Abonnenten
beiträge abgeführt hat.
2. Das Verhalten des Ceschäftsführers 
des Sportverlages'“ macht die bereits
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vorgesehene Überprüfung des Sportver
lages besonders dringlich. Die vom Se
kretariat Gescha bereits angeordnete 
Überprüfung der Verlage wird ebenfalls 
als sehr dringlich festgestellt.
3. Nach erfolgter Überprüfung der Ver
lage der Massenorganisationen hat mit 
dem Sekretariat der Gescha" und den 
Leitungen der Massenorganisationen ei
ne Besprechung zu erfolgen.
4. Das Sekretariat Gescha hat die Lei
tungen der RGO, der Freidenker und 
Sportler aufzufordern, daß sofort größe
re a cto-Zahlungen an die Gity-Drucke- 
rei geleistet werden. Falls diese a 
cto-Zahlungen nicht gemacht 
werden, ist der Druck einzu
stellen. Das Sekretariat des 
ZK wird ersucht, für diese 
Maßnahme seine Zustimmung 
zu geben.

Steuerschulden mußte in diesen Tagen 
allein ein Betrag von RM 2 500.- gezahlt 
werden. Z. B. wurden am Freitag, den 
l.Juli 1200 Zeilen weniger abgesetzt. 
Dieser fehlende Satz mußte einer bür
gerlichen Druckerei zum Absetzen gege
ben werden, was 600 Mark kostete. 
Außerdem mußten Aushilfskräfte einge
stellt werden, obwohl beschlossen wor
den war, für die Erledigung der Wahlar
beiten keine .4ushilfskräfte zu nehmen, 
sondern alle Arbeiten mit Hilfe von un
bezahlten Überstunden zu bewältigen. 
Die ürsache für diese Zustände sind, 
daß die R.F. schlecht zahlt, daß die 
Verlage der Massenorganisationen, 
RGO, Freidenker. Sportler usw. der 
Druckerei fast nichts zahlen.
Der Sportverlag hat es sogar fertigge
bracht, Wechsel zu Protest gehen zu 
lassen, obwohl die Gity-Druckerei ihm 
das Geld zur Einlösung gegeben hatte.

1. Es ist ein neuer Etat für das Sekreta
riat Gescha aufzustellen.
2. Die Gehälter für Angestellte der Ge
nossenschaftsabteilung sind von der Ge- 
scba nicht weiter zu zahlen. Die Genos
senschaftsabteilung hat für die Gehälter 
selbst aufzukommen.
3. Die Zeitschriften Die Trommel und 
Aufbau'~ sind auf geschäftliche Basis zu 
stellen und vom Sekretariat Gescha ab
zutrennen.
4. Die Genossen Bufdich] und Bernst- 
[einj haben für Vulkan''^ einen neuen 
Minirnal-Etat aufzustellen. Genosse 
Bernstein scheidet aus dem besoldeten

III. Etat der Gescha 
Das Sekretariat der Gescha soll auf 
Grund der festgelegten Umlage eine mo
natliche Einnahme von RM 7 910.- ha
ben. Dieser Betrag geht nicht ein. Zur 
Zeit sind die verschiedenen ürganisatio- 

mit RM 19 643.- in Rückstand. Dienen
bisherigen Ausgaben an Gehälter. .Miete. 
Telefon etc. betrugen RM 3 500 
natlich. Außerdem hatte die Gescha per 
27. 6. 32 an außergewöhnliche Ausga
ben für die verschiedenen Organisatio
nen RM 45808.-. Darüber hinaus wur
den für die besonderen Druckereien bis
her RM 72 045.— ausgegeben. Die Zeit-

mo-

11 Sekretariat der Gescha - gemeint ist nicht das Sekretariat des ZK. sondern das Sekretariat der 
Geschäftsahteihing. die als große Ahteilung des ZK über ein eigenes Sekretariat verfügte.

12 Die Trommel, seit 1926 Organ der koininnnistischen Kinderorganisation ..Rote Jungpioniere“ (bis 
1930: J ung-Spartak ns- Bund).
Der Außau - vermutlich Der Rote Außau. die seit 1928 von Willi Münzeriberg herausgegebene 
Monatsschrift der L4H.

13 Vulkan - Bei der .4ufteilung der Stern-Druckerei als Dachgesellschaft der Parteibetriebe (vgl. Dok. 
100. .4mn. 17). 1924 übernahmen die Peuvag die Druckereien (vgl. Anm. 2) und die Bürohaus Vulcan 
GmbH die Grundstücke der KPD.
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spanne, in welcher die außergewöhnli
chen Ausgaben von RM 45 808.- und 
RM 72 045.- gemacht wurden, konnte 
nicht festgestellt werden.

Personalstand der Vulkan GmbH aus 
und wird in den Etat des Sekretariats 
Gescha übernommen.
5. Das Sekretariat wird er
sucht, die Leitung der beson
deren Druckarbeit’"* der Ge
scha zu übergeben. Vom Genossen 
Schnfeller] ist ein Übergabebericht über 
den Stand dieser bisher von ihm verwal
teten Arbeit zu machen. Das Sekre
tariat wird ersucht, der Ge
scha einen Genossen für die 
spezielle Bearbeitung der be
sonderen Aufträge zur Verfü
gung zu stellen.
Eufgen Schönhaar] und Bu[dich] 
den beauftragt, einen Etat und Plan für 
die besondere Arbeit aufzustellen.
6. Sekretariat Gescha hat einen geeigne
ten Genossen zu bestimmen, um festzu
stellen, wie der Einnahme- und Ausga
be-Etat der bisherigen besonderen 
Druckstellen aussieht.
7. Die besonderen Drucksachen müssen 
im Vertrieb und in der Abrechnung in 
einen geordneten Zustand gebracht 
werden.

wer-

IV. Etat der Genossenschafts
abteilung.
Der Etat für die Genossenschaftsabtei
lung wird vom Genossen Bernstein wie 
folgt vorgeschlagen:
Ausgaben:
Reiseunkosten 
Zinsen Halle (Moser)
Fachliteratur, Zeitungs
ausschnitt u. a.
Gehalt an Berger brutto 
Gehalt an Gerda brutto'^ RM 235.— 
insgesamt
Diese Ausgaben sollen gedeckt werden 
durch monatliche Abführungen der bis-

Dern Etat wird zugestimmt.
Das Sekretariat wird gebeten, 
den betreffenden Bezirken da
von Mitteilung zu machen, daß 
die in ihren Bezirken gelege
nen roten Vereine die angege
bene Umlage bestimmt und 
pünktlich zu leisten haben, 
worauf die BL achten sollen. 
Diese Mitteilung durch das Sekretariat 
ist notwendig, da die BL die Bemühun
gen der Genossenschaftsabteilung zur 
Eintreibung dieser Umlage nicht genü
gend unterstützt haben.

RM 275.— 
RiM 275.35

RM 20.—
RM 420.—

RM 1 225,35

14 Besondere Druckarl)eit — gemeint ist die illegale Druckarbeit.
1.5 Es war nicht zu ermitteln, welcher Funktionär Berger gemeint ist.
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her von der Genossenschaftsabteilung 
erfaßten roten Konsum-Vereine:

RM 250.- 
RM 150.-

Limbach (Sachsen)
Wittenberg (Halle/M.)
Ehrenfriedersdorf (Sachsen) RM 
Schwarzenberg (Sachsen)
Halle (Halle/M.)
Merseburg (Halle/M.)
Oelze (Thüringen)
Nürtingen (Württemberg) RM 200.— 
Katzhütte (Thüringen)
Groß-Breitenbach (Thüringen)

25.-
RM 150.-
RM 80.- 
RM 80.- 
RM 50.-

RM 20.-

RM 20.-
RM 50.-Gräfenroda (Thüringen) 

Grafenhein
Naundorf (Thüringen) 
Einsiedel (Sachsen) 
Böblingen (Württemberg) 
Lettin (Halle/M) 
Mühlberg (Halle/M)

20.-RM
RM 20.-
RM 10.-

10.-RM
RM 20.-

10.-RMLandsberg (Halle/M) 
Löbejün (Halle/M) 
Beigem (Halle/M) 
Schiepzig (Halle/M) 
Popershau (Sachsen) 
Groß Treben (Halle/M) 
Einnahmen insgesamt:

RM 10.-
20.-RM

RM 10.- 
RM 10.- 
RM 20.-
RM 1 235

Es wird beschlossen, die Inseratenwer
bung der IAH der Anzeigen-Expedition 
für die Arbeiterpresse zu übergeben.

V. Vertrag der IAH mit der 
Hermes.
Die Reichsfraktionsleitung der IAH teilt 
mit, daß der Vertrag mit der Hermes vor 
dem Ablauf steht und fragt
1. ob mit der Hermes weiter gearbeitet 
werden soll
2. ob die IAH eine eigene Gesellschaft 
gründen soll
3. ob dem NDV die Inseratenwerbung 
künftig übertragen werden soll.’^

Der Genosse Schlegel ist zu kündigen. 
Während seiner Kündigungszeit ist er 
noch als Instrukteur nach Pommern zu

VI. Antrag der Org-Abteilun- 
ZK, den Genossen Schlegel^ 
als Instrukteur für die Presse-

16 NDV - gemeint ist der Neue Deutsche Verlag (im . J/«>izen6e/y-Konzem“).
17 Über Schlegel waren keine Daten zu ermitteln.
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Werbung nach Pommern zu 
schicken.
Das System der Instrukteure für die 
Pressewerbung liat sich nicht bewährt. 
Die Ausgaben für die zentralen Presse- 
Instrukteure sind monatlich ziemlich 
hoch, sie betragen nicht weniger als RM 
800.—pro Instrukteur. Zur Zeit wird nur 
der Genosse Schlegel als Instrukteur be
schäftigt.

schicken mit der Bedingung, die ihm 
bisher gezahlten Spesensätze zu senken.

Vll.Verlosung lAV. Es ist zu veranlassen, daß der lAV sofort 
die Ausschreibung der Termine der Ver
losung bekanntgibt. Die Geschäftslei
tung des lAV hat die Durchführung 
dieses Beschlusses innerhalb 3 Tagen zu 
melden.

Es wird beschlossen, trotz der ungünsti
geren Kreditbedingungen das Offert der 
Firma Geese anzunebmen, da die von 
den ringfreien Papierfabriken geforderte 
hausse-Klausel klar zeigt, daß es sich bei 
ihnen nur darum handelt, den Markt zu 
monopolisieren, um die Preise dann in 
die Höhe treiben zu können.

Vni. P a p i e r V e r t r a g.
Es haben Verhandlungen der ringfreien 
Druckpapierfabriken mit uns stattgefim- 
den. Sie stellten uns günstigere Bedin
gungen. als wir bis jetzt bei Geese hatten. 
Sie boten einen Preis von RM 19.75 und 
einen b-monatliclien Kredit. Die Firma 
Geese unterbot den Preis mit RM 19.35. 
erklärte sich aber außerstande, mehr als 
4 Monate Kredit zu geben. Die ringfreien 
Druckpapierfabriken gingen danach 

■auch auf RM 19.35 herunter, lehnten es 
aber ab, die hausse-Klausel fallen zu 
lassen. Ferner lehnten sie die Zusage, 
daß die von ihnen gebotenen Preise und 
Bedingungen auch von der Firma Engel
hardt [gehalten werden], welche dem 
Verband deutscher Druckpapierfabriken 
angeschlossen ist. und mit dem sich die 
..Ringfreien" jetzt fusionieren, ab.

IX. Personal fragen, 
a) Antrag des Redakteurs Strohmey er, 
Klassenkampf-WaWe. wegen Bewilligung 
der Umzugskosten in 
RM 38.-***

wird bewilligt.

Höhe von

18 5/ro/(me\ er— vennutlich ibt der Mannlieinier KPD-Redakleiir Erwin Strohmeier gemeint, der 1936 als 
Inlerbrigadist im Spanischen Bürgerkrieg fiel. Vgl. Fritz Sahn, lin Schauen des Henkers. Widerstand 
in Mannheim gegen Faschisnm.s und Krieg. 2. verh. .-\nfl. Frankl'nrl/M. 1979. S. 116.
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wird für 2 Monate bewilligt.b) Genosse Bohner wurde von Essen als 
Geschäftsführer nach Bremen versetzt 
und beantragt Trennungszulage.’*^
c) Genosse Lhlmann wurde als Ge
schäftsführer von Chemnitz nach Essen 
versetzt und beantragt Trennungszu
lage.“
d) Genosse Sattler wurde als Geschäfts
führer von Magdeburg nach Chemnitz 
versetzt und beantragt Trennungszulage 
ab 10. Juni ds. J."’
e) Genosse Glückauf wurde als Chefre
dakteur von Berlin nach Düsseldorf ver
setzt und beantragt Trennungszulage ab 
15. 6. ds. J.“
f) Genosse Schneidewind wurde von Bre
men als Buchhalter nach Essen versetzt 
und beantragt Trennungszulage.^^
g) Genosse Franken hat schon einmal 
zwei Monate Trennungszulage bewilligt 
bekommen und sollte nach Ablauf dieser 
2 Monate erneut Antrag stellen."'*
h) Genosse Lass. Chefredakteur in 
Chemnitz, stellt .Antrag auf Trennungs
zulage, da die Erau des Genossen ab 
1. 6. erwerbslos geworden ist.“
i) Verwendung des Genossen Jf iemei- 
ster.^^

wird für 2 Monate bewilligt.

wird für 2 Monate bewilligt.

wird für 1 Monat bewilligt. Die Verlags
zentrale hat mit dem Genossen Glückauf 
die Frage des evtl. Umzugs nach Düssel
dorf zu besprechen, 
wird für 2 Monate bewilligt.

wird für weitere 2 Monate bewilligt.

wird für Monat Juni bewilligt. Die Ver
lags- zentrale hat festzustellen welchen 
Beruf die Frau des Genossen Lass hat.

Der Genosse Uierneister ist für 14 Tage 
im LAV zur raschen Aufarbeitung der 
Buchhaltung im lAV zu beschäftigen. 
Danach ist er als Buchhalter in der Boten 
Fahne zu verwenden, 
die Abtretung der AZ-Anteile an Kassie
rer abzulehnen. Ob die AZ liquidiert

X. Abtretung der AZ-Gesell- 
schafter-Anteile.

19 Über Bohner ließen sich keine Daten ermitteln.
20 Über L hlmann ließen sich keine Daten ermitteln.
21 Sattler, vermutlich Fritz Sattler 11896-1964). Geschäftsführer der KPD-BL in Chemnitz und Suhl. 

Nach 1933 10 .lahre Zuchthaus und KZ. 1945 im Fiiianzmitiisterium Thüringen. 1952-1958 
Vorsitzender des Rats des Bezirks Suhl.

22 Erich Glückauf (190.3—19771, Biographie vgl. Biographisches Handhuch. a.a.O. (Dok. 93. Anm.9) 
S. 227.

23 Kurt Schneideu’ind (geb. 1912). Biographie vgl. Btich a.a.O. iDok. 100. .\nm. 11) S. 280.
24 LTier Franken ließen sich keine Daten ermitteln.
25 Helmut Lass war vorher Redakteur der Roten Fahne. 1933 verhaftet, soll er mit der Gestapo 

zusammengearheitet haben. Er lebte nach 1945 in Berlin.
26 Über Hieineister ließen sich keine Daten ermitteln.
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werden oder der Mantel erhalten bleiben 
soll, wird zurückgestellt, bis der Liqui- 
datiotisbericbt der von Gescha eingesetz
ten Liquidations-Kommission vorliegt.

Zu der im Protokoll Nr. 19 Punkt 2 
zurückgestellten Frage wird in Anwesen
heit der Genossen Münzenberg und 
Baensch erneut Stellung genommen. Da 
Kassierer lediglich die Anteile haben 
will, ohne auch die rückständigen Schul
den der AZ an die R.F. und den Kosmos- 
Verlag zu übernehmen, wird be
schlossen;

Es wird beschlossen: '
1. Das Verlagsrecht für die fVelt am 
Abend wird an den NDV für dessen 
Forderungen gegen den Kosmos-Verlag 
abgetreten. Es ist eine weitere 
Abtretung vom NDV an noch 
vom Sekretariat zu bestim
mende Treuhänder vorgese
hen. Vorsorglich ist noch juristisch zu 
prüfen, ob mit der Übertragung der 
Verlagsrechte eine genügende Sicherung 
für die Zeitungen gegeben und ob die 
Übertragung der Verlagsrechte mit einer 
zwangsläufigen Übernahme der Ver- 
pllichtungen des Verlags verbunden ist.
2. Die Gesellschaftsanteile des Kosmos- 
Verlags sind an nicht prominente Partei
genossen abzutreten. Die Kommis
sion schlägt in Abänderung ih
res Vorschlages (Protokoll Nr. 
18 Punkt 19)“’ dem Sekretariat 
folgende Genossen vor:
f.d. Gen. Hoppe den Gen. Beling^^ 
f.d. Gen. Torgier den Gen. Reimers^'^ 
f.d. Gen. Pfeijfer den Gen. Rehberg^^ 
und 1 Genossen, den das Se
kretariat Vorschlägen soll. 
(Genosse Alünzenberg behält sich vor, 
zwei Vorschläge von sich aus zu machen, 
da hierüber nicht das ZK der Partei 
sonderir die l.VH zu bestimmen habe.)

XI. Kosmos-Verlag.
Genosse Goflke] bringt der Kommission 
einen ihm schriftlich übermittelten Vor
schlag des Kosmos-\ erlages zur Kennt
nis, wonach sämtliche Gesellschafts-An
teile des Kosmos-\ erlag GMbH an die 
drei Hauptgläubiger Gehring & Reimers 
(Druckerei), Geese (Papierlieferant) und 
Kassierer (Darlehnsgeber) für einen 
Kaufpreis von RM .50 000.— abgetreten 
werden sollen. Dieser Kaufpreis wird 
jedoch nicht bezahlt, sondern gestundet. 
Mit den Käufern soll ein Rückkaufsrecht 
für die Anteile vereinbart werden für den 
Fall, daß die Käufer Pfändungen ausge
setzt sind, d. h. also erst, wenn sie pleite 
gehen. Ferner ist vorgesehen, daß ein 
Aufsichtsrat von 3 Personen gewählt 
werden soll, den wir bestimmen und der 
auf eine bestimmte Zeit unabsetzbar sein 
soll.
Die Kommission sieht in einem derarti
gen Vorgehen die vollständige auch juri
stische Übergabe des Kosmos \ erlags an 
die Kapitalisten, nachdem durch die 
Übergabe des Inseraten-Geschäfts und 
des Wrtriebsapparates an diese bereits 
die wirtschaftliche Auslieferung erfolgt 
ist. Die Kommission hält es daher für 
notwendig, sofort eine Aussprache mit 
dem Genossen Münzenberg vorzu- 
nehmen.

27 \'gl. Dok, 99.
28 Zu Hoppe und Beling vgl. Dok. 99. Anin. 4.5.
29 Zu Torgier vgl. Dok. 99. .4nin. 46. zu Reimers Dok. 99. Amu. 2.
30 Zu Rfei(fer vgl. Dok. 99. Anin. 47. zu Rehherg ehd.. Anm. 46.
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101. 4.7.1932 Protokoll der Sitzung der Geschäfts- und Finanzkommission

Nachdem Genosse Münzenberg telefo
nisch herbeigerufen wurde, begründet er 
die diesem Vorschlag zugrunde liegende 
Absicht wie folgt: ln einer Aussprache 
mit dem Genossen Pjalnizkt^ habe er, 
(Gen. Münzenberg) die Meinung vertre
ten. daß bei einem Verbot der Kommu
nistischen Partei und der kommunisti
schen Presse zugleich die Zeitungen des 
Kosmos-Verlages verboten werden. Die 
Komintern sei jedoch der Meinung, daß 
das Verbot in W ellen erfolgen würde, 
d. h. daß mit der .Möglichkeit zu rechnen 
sei. daß die Heit am Abend und Berlin 
am Morgen^" noch einige Zeit nach dem 
V'erbot der Partei und Presse erscheinen 
können. Er habe daher den Auftrag 
bekommen, diese Blätter zu sichern. Er 
habe dem Genossen Baensch. Sekretär 
der Revisionskommission der Komintern 
der den .Auftrag gegeben, entspre
chende Maßnahmen auszuarbeiten.
Der zuerst gefaßte \'orschlag. die Gesell
schaftsanteile an andere nicht prominen
te Parteigenossen abzutreten, sei von 
ihrem Rechtsanwalt Mannheimer als un
wirksam bezeichnet worden, weil diese 
neuen Gesellschafter nachweisen müß
ten. daß sie ihre Anteile wirklich aus 
ihrem Vermögen bezahlt haben und 
auch sonst an diesem Unternehmen in
teressiert seien, andernfalls die .Abtre
tung nur als Scheinvertrag angesehen 
werde. .Aus diesem Grunde seien sie dazu 
gekommen, eine .Abtretung an ihre bür
gerlichen Hauptgläubiger vorzunehmen. 
Sie glaubten, die mit dieser .Maßnabme 
verbundene Gefahr durch den V orbehalt 
des Rückkaufsrechtes und den von uns 
zu bestimmenden Aufsichtsrat wettma
chen zu können.

der ()igaiu.salii)nsleiter der Koininterii. Zur Biographie vgl. Lazitch.31 Pjatnizki \ 1882-1939 ) 
a.a.O. (Dok. 96. .\nm. 1) S. 311 f.

32 Heit am Abend und Berlin am Morgen waren Zeitungen des ...l/i(«sen6e/g-Konzerns“; vgl. Koszyk. 
a.a.O. ( Dok. 99. Anin. 2) S. 332 ff.

33 Es muß richtig heißen: Sekretär der Revisionskommission der l.\H.

war
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102.Brief der Ceschäftsabteiliing an das SekreCariat 11.7. 1932

Naclidein die Genossen durch die Aus
sprache mit der Gescliäfts- und Finanz- 
koinniission einsehen mußten, daß diese 
Maßnahmen durchaus keine Sicherung 
bieten, zog Genosse Münzenherg seinen 
V orschlag zurück, woratifliin ihm vom 
Genossen GoflkeJ auch der schriftlich 
vorliegende Entwurf zurückgegeben 
wurde.

102.

11. 7. 1932: Brief der Geschäftsabteilung an das Sekretariat

Records ... T-175, 363, 874095. Überschrift: „An das ZK, Sekretariat.“

Betr. Erledigung Protokolle der Geschäfts- und Finanzkommis
sion.
Zu Eurem Schreiben vom 6. Juli' bemerken wir:
Zu Protokoll Nr. 18 fehlt noch die Entscheidung zu Punkt 1,' Einsparungs
maßnahmen Rote Fahne. Da dieser Punkt von besonderer Bedeutung ist. bitten wir 
um rasche Erledigung.
Zu Protokoll Nr. 19' teilt Ihr uns mit. daß nur noch die Entscheidung zu 
Punkt 3 wegen .4Z-Vertrieb anssteht. Wir müssen jedoch darauf aufmerksam 
machen, daß die Rote Fahne bereits seit dem 1. 7. in eigener Regie vertrieben wird. 
Nach Eurer Mitteilung müßte angenommen werden, daß das Sekretariat mit der laut 
Punkt 2 desselben Protokolls beantragten Überprüfung der Unternehmungen der 
L4II durch Gescha einverstanden ist. Da es sich hier um eine außerordentlich heikle 
.4ngelegenheit handelt, bitten wir. uns diese Zustimmung ausdrücklich zu geben und 
zwar in Eorm eines .Mandates unter gleichzeitiger Benachrichtigung an die IAH zu 
Händen des Genossen Manzenberg.''
Zu Punkt 9 des gleichen Protokolls war auch eine dringende Besprechung mit dem 
Sekretariat, dem ZK der Jugend, der Gescha und dem V erlag der Jungen Garde" 
beantragt. Da ans Eurem Schreiben ebenfalls angenommen werden muß, daß Ihr 
diese Besprechung akzeptiert, bitten wir um .Vngabe, wann sie stattfinden soll.
In einer Nachbemerkung teilt Ihr in Eurem Schreiben noch mit, daß zu unseren 
Beschlüssen desselben Protokolls .Nr. 19 betreffs Sanierung des Zeitungsverlags

1 Liegt nicht vor.
2 Vgl. Dok. 99.
3 Liegt nicht \'or.
4 Münzenberg vgl. Dok. 99. Anin. 38.
5 Ce.'iclia — Gescliäl't.-iahleilnng. .hinge (Inrde. Zentralorgan de.s K.l\ D.
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102. 11.7.1932 Brief der Geschäftsableilung an das Sekretariat

Frankfurt und weitere Verwendung des Genossen Eckert^ sowie Neubesetzung 
Rostock noch keine Entscheidung getroffen sei. >Ä ir verstehen diesen Hinweis nicht, 
da in diesem Protokoll von diesen Punkten überhaupt keine Rede ist. Es muß also ein 
Irrtum Eurerseits vorliegen.
Zu Protokoll Nr. 20" teilt Ihr mit. daß noch Punkt c Sanierung Verlag 
Düsseldorf nicht entschieden sei. Wir müssen also annehmen, daß die in demselben 
Protokoll gefaßten Beschlüsse zur Präge der Wochenzeitung Illustriertes Echo des 
Westens (Punkt 3 a) und Sanierungsvorschläge für den V erlag Essen (Punkt 3 b) 
sowie die Vorschläge für Einsparungen durch gemeinsame Seiten für die Verlage 
Essen, Düsseldorf und Köln (Punkt 3 d) von Euch bestätigt sind. U ir bitten uns 
mitzuteilen, daß unsere Annahme richtig ist. damit wir die Beschlüsse sofort an die 
entsprechenden Stellen zur Durchführung weiterleiten können.

Mit komm. Gruß 
ZK — Gescha

6 Erwin Eckert ! 189.3-1972). früherer Slahtpfarrer in Mainilieim. trat 19.31 zur KPD über, nach 1945 
Funktionär der Partei. Staat.skoinmi,ssar und MdL in Südbaden. Vgl. zu seiner Biographie: Friedrich- 
.Martin Balzer. Klassengegensätze in der Kirche. Ent in Eckert und der Bund der religiösen Sozialisten 
Deutschlands. Köln 1973.

7 Liegt nicht vor.
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Abegg „Arbeiter-Zeitung“

Abegg. W ilhel.n XLVIII
„Der Abend" s. ..Vorwärts (Der Abend)“
Abrüstungskonferenz, internationale s. Konfe

renz. inteniationale Abrüstungskonferenz
Abusch, Alexander (Pseud. Reinhardt; LXX.W I. 

LXXXVIII. CVII
Adler, Friedrich 364 
Adler, Max 233 
AfiG-Bninnenstraße 284
Af.A-Bund LII. 538. 564. 625, s. a. Angestellten- 

verhände
„Der Agitator" XXXVIll. CI. 332 f., 363, 371 f., 

399. 4.53 f.. 705
Alexander von Jugoslawien 58 
.Alldeutscher Verband 424

Antifaschistische Junge Garde 68, 112, 136. 
27“ f.

Antifaschistische Kampfkomitees, Kampfaus- 
scliiisse 196, 313. 668. 679 f.

Antifaschistische Kanipfwoche 512-516, 536, 
.539. 541—543

.Antifaschistische Organisationen ,36, 55f., 60f.,
311

Antifaschistische Wehrorganisationen 55f., 78
.Antifaschistischer Kumpffonds 674
Antikomniunistenerlasse (der Preußenregie- 

riiiig; 181—185
.Antikriegskampagne 172f., 177ff., 368f., 507
Antikriegskomitees .XVIII. 39. 124. 170, 174, 

369 f.
Antikriegskonferenz (2./3. 8. 1930) 170, 174, 

652
Antikriegskongreß s. Kongreß, internationaler, 

gegen den imperialistischen Krieg
Antikriegstag (1. .August)
- 1930 166, 168ff., 172, 175
- 1931 3.52. 3.55, 364 f.. 370, 507
Antimilitarismus 632, 635
Antinazikommissionen s. KPD, Gegnerarbeit
Antireligiöse .Agitation 336
.Antisowjethetze 366, 370
.Arbeiter

Allgemeiner Deutscher Gewerkschaftsbund 
(ADGB) XX. XLI. XLIII, XLV. XLVIIf.. IL. 
LIf.. LVIf.. L.X.Xl. Il4f,. 161 f.. 225. 2,52f.. 
284. 307. 311. 391 f.. 406. 496. 503. 529. 534. 
538, 544. 553 f.. 558, 562. 564. 570. 575. 579. 
584. 586. 588. 617. 619-622. 630. 636. 640. 
645. 649 f., 661. 669. 6771'.

- Arbeitsbeschaffungsprograinin 443 f.. 470. 503, 
563

- Bürokratie 367, 585
- Führer. Führung 490, 535, 565
- Kongreß in Frankfurt (4. Bundeskongreß, 31. 

8.-4. 9. 1931) ,361, 392. 411. 419
- Kongreß in Berlin (1932) 484 
Altwein, Fritz 156

- christliche .X.XIV. 273. 299, 324, 329, 336, 340,
367

- NSDAP-sympathisierende 299, 340
- sozialdemokratische .XXIV, 299, 329, 340, 369
„ Arbeiter-Illustrierte-Zeitung“ (AIZ) 112, 335, 

455
.Arbeiterinnendelegation in die Sowjetunion 67f. 
.Arbeiterjugend 50ff., s. a, KJVD
Arbeiterkongreß, antifaschistischer, s. Kongreß, 

antifaschistischer .Arbeiterkongreß Europas
Arbeiterkorrespondenten, Arbeiterkorrespon

denzen 2. 47. 79. 99-103, 109, 174f.. 407, 
451. 453. 455, 491. 515. 540. 545. 573, 633, 
656, 6.58. 692

„Arbeiterpolitik“ XXXVII 
Arbeitersport 135, 142—145, 166, 260 
Arbeiter-Theaterbund 97, 104, 614
Arbeiter-Turn- und Sport-Bund (ATSB) 97,

138, I43ff., 443, 574
Arbeiterwohlfahrt 13. 90 
„Arbeiter-Zeitung" (Breslau) 322

Amsterdamer Gewerkschaftsintemationale s.
Internationaler Gewerkschaftsbund (IGBj

Angestellte, -Angestelltenverbände L.XIV, 448. 
555, 625

Anlauf XXXVIll, LX.XIX

„Antifaschistische Aktion“ 516. 518. 542. 560

Antifaschistische Aktion XVI, XLA-XLVIII. 
ILff.. Llll. L.XXIV. L.XXXV. CVII. 489-492, 
498-502. 504-507. 509-517. 526. 529ff., 
533. 535 ff.. ,539f.. 545-548. 552, 555. 557f., 
563f., 572, 574, 578, 582. 640, 670, 675, 703

- in Betrieben 565
- Fraktionen in der 513
- Gelöbnis der ,514
- Landsonntage der 509. 515, 517, 540-542
- Manifest der 514, 517, 570
- Reichseinheitsausschuß der 514, 516, 543, 556, 

621, 627
- Seihstschutzstaffeln der 667, 670
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„Blätter für den Sozialismus“„Arbeiter-Zeitung“

- Konzentrierung / Wendung auf XL, 29 ff., 222, 
297, 300 f., 380, 387, 392, ö07

- Schwerpunkt 85, 124, 459, 512, 533, 675
„Betrieb und Gewerkschaft“ XLllI, LXXI, 133
„Betriebspresse und Arbeiterkorrespondent“ 6
Betriebsräte XXV. 11, 331, 359, 391, 418, 508, 

560.
- christliche 529. 645
- reformistische / ,,sozialfaschistische“ / SPD- 

XX. I'h. 324. 529, 540, 551, 645
- rote X.XI. L.XXI.X, 9. 43, 115. 124. 157, 165, 

170f.. 1951'., 274. 321, 324. 347, 445, 471, 
529 f.. 557, 566, 573, 586. 622 f.. 645

- 2. Reichsbetriebsrätekongreß des ADGB (Januar 
1933) 661 f.

Betriebsrätekonferenzen 405
Betriebsrätewablen XXL. XXV, XXXII. 4. 21 ff., 

28. 30f., 33. 43, 62, 79f.. 85. 89. 91 L. 94. 
113f.. 118L. 165. 167, 249. 270, 284, 295, 
297. 301. 315. 317, 321. 327, 331, 432, 618f., 
622-625. 627, 644L, 652, 668, 672

Betriebswebren 165. 174. 286
- rote 311. 314

„Der Betriebszeitungsredakteur und Arbeiter
korrespondent" (BZR-.4K) (). 991'., 372, 407

Beutling, riieodor 153

Bezirke der KPD XVIll. XC, XCVf.
- Bezirksleitungen (BL) XC, XCVIL, 445, 510, 

540. 542, 587, 595. 612 f.
- Abteilungen bei der BL CIIL, 171
- Mt ahl der BL 594
- L’nterbezirke. Unterbezirksleitungen XC, XCVI, 

613 ff.. 670

„Arbeiter-Zeitung“ (Mannheim) 391. 406, 524, 
552, 573, 602

Arbeitsdienst 556, 621. 632, 649 L, 657, 669,
670

Arbeitsgemeinschaft Sozialpolitischer Organi
sationen (ARSO) LI. 12-15, 90. 98. 164, 230, 
235, 340, 452, 567, 614

Arbeitslose s. Erwerbslose 
Auer, Erich 165, 687 
Aufhäuser, Siegfried 356, 650 
Aufstand, bewaffneter XIV 
Austromarxismus 55

Baensch, Theo 707. 715f.

Bahne, Siegfried l.X. .XLi\
Bauern, Bauernschaft 181. 185. 286. 340 f.. 349. 

351.358.368,543,613
Bauemkongreß
- Europäischer 106, 115
— Reichsbauernkongreß (23./24. 1. 1932j 425,

463
Bauemtag (15. 11. 1931) 425 
Bayrische Volkspartei (BVP) 266, 287f.
Becher, Johannes R. 54 
Beer, Max 234
Befreiung, nationale und soziale .XXVT, 567. 576, 

630, 6321'.. 64011. 647. 651
Begoutte 633
„Beiträge zur Geschichte der .Xrbciterbewe- 

gung“ (BzG) CXIll, CX\
Beling, Walter 703, 715 
Berger 711
„Bergische .Arbeiterstimme“ 37. 391. 405. 524. 

552. 573. 602
„Bergische Volksstimme“ 699 
„Berlin am Morgen“ 716 
Berliner Verkehrs A.G. 251, 620 f.
Bernstein, Rudolf 699, 707, 710f.

Bezirksparteischulen CI
Bezirksparteitage der KPD XCVI. 80. 94, 120, 

1261'f.. 171. 296ff.. 304. 315f., 415. 425. 
439ff., 477. 592. 594f.. 600. 602. 604, 612,
646

- Berlin LVIl
- Delegationsmodus 128, 298, 440, 593
- Gastdelegierte 594
- Nordwest CIV

Bertram, Emst 695, 701 
Bertram, alter 695 
Bertz, Paul LXXVH, 80 
Bessedowski, Grigorij 366
Betriebe .XXI, IC, 492, 505, 536, 538L, 542, 544, 

545, 547 ff.. 551, 556, 558, 563, 566f.. 570, 
573. 644. 680

— Eroberung der / \A erbung 188, 304, 320f.. 328.

Bezirksstatistik 187f.
Biering, Walter CV
Birkenhauer, Erich L.X.XXA III, CVI
Bischoff, Fritz 705
Bismarck, Otto von 7
„Blätter für den Sozialismus“ 653349
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ÜMVBlenkle

Bund ProIeCarisch-Revolutionärer Schriftstel
ler (BPRS) 208. 449. 614

Blenkle, Konrad 687 
Blöss 688
Blücher (Galen), Wassilij Konstantinowitsch 38
Blum XCVl
Böhm, Emst 318
Bohner 714
„Der Bolschewik“ 198
„Der Bolschewist“ IL
„Der bolschewistische Kurs“ IL
Bordiga, .4madeo LXXVI
Bomkessel 699
Bracht, Franz 580, 590 f., 645 f,
Brandes, .\lwin 249, 252 
Brandler, Heinrich 21. 89. 388. 438

Brandlerianer, Brandlerismus, „rechte“ Kom
munisten, KPO, .XVll. XLllIf., XLVllf., 
LXVIllf., L.XXll, L.XXX11, 89, 118, 361, 388, 
436, 438, 508, 657

Braun, Otto XXXVlff.. XLl, LXXIII, 181 f., 194, 
262. 292. 294. 309, 323. 356. 371, 378 ff., 
382 ff.. 389. 407. 490. 569. 591

Cachin, Marcel 3091'.. 364 
Cahnbley 305
Chamberlain, Joseph Austen 40 
Chinakampagne 39 
City-Druckerei 694, 709 f. 
Cogniot, Georges LVI 
Creutzburg, ,\ugust XCIV. XCVl 
Curtius, Julius 354, 365f., 420

Dahlem, Franz XLIII, Llll, LXXl. LXXXIIIf., 
LXXXVl, LXXXVIll, XClll, CVl. CX. 208, 611

Däumig, Walter CIV. 436 
Dalmar 698 
David, Fritz 696 
Dawes, Charles G. 640 
Dawesplan 83. 86, 242. 455 
Deisen, Wilhelm 156 
Delp, Heinrich 528 
Demare, Hugo 632 
Demokratie
- bürgerliche Xlllf.. XXXV, XLI, LV, FIX, 6, 

291, 412, 648. 675
- Liquidierung der XIV. 291. 366 s. a. Faschisie

rung
— proletarische 412, 590, 648
— Weimarer 6
Demokratischer Zentralismus VHI. LXXXLX, 

XCff.. CI, CVIl. CX
„Deutsche Allgemeine Zeitung“ (DAZ) 253, 

266, 495, 629
Deutsche Demokratische Partei LXXlll 
„Der deutsche Eisenbahner“ 71 
Deutsche Staatspartei .XLll, 535
Deutsche Volkspartei (DVP) XXIII, XLII, 186,

266. 293. 424. 626
Deutscher Freidenkerverband s. Freidenker- 

Verband

Breitscheid, Rudolf XL, 193. 308. 487, 650. 662 
Briand, Aristide 411 
Brolat, Fritz 251 
Brück 696

Brüning. He.unch XM. XXllf,. .XX\ ll-XXXl, 
X.XXVff.. XL-,XLI11. XLV. LI. LV. LXV, 
L.XXI. 142. l,58ff., 177f.. 189, 192-195. 205, 
209, 217f.. 220f.. 223, 225f., 236, 238. 240ff., 
248, 251, 253, 262f., 265f., 269, 284, 
290-293, 296. 304-308, 310. 314. 322, 325, 
327-330. 334. 337-340. 343. 346f., 349, 
352-356. 3581'.. 361 f., 365-371, 3:’6-380, 
383ff.. 387. 389. 392f.. 401 f.. 404f.. 407, 413, 
4l6ff.. 420. 423. 425. 4.59. 461. 463. 470-473, 
480. 493. 497, 503. 518, 530. 532. 544, 553f., 
576. 579. 590 f., 619. 649, 668

Buber-Neumann, .Margarete LX,\X11I 
Bucharin, Nikolai XXL 81 f., 237 
Budich, Willi 694. 702. 707, 710f. 
Büchergilde Gutenberg 234 
Bücherkreis 233

Bündnis Arbeiter Bauern, revolutionäres 178,
Deutscher Handlungsgehilfen-Verband (DHV)190

448
Bürger, Kurt d. i. Ganz. Karl 
Bürgerblockregierung 189

Bund der Freunde der Sowjetunion 4, 89,
151 ff., 614, 668

(DLV)Deutscher Landarbeiter-Verband 
104ff., 191, 464 f.. 469

Deutscher Metallarbeiter-Verband (DMV) 246, 
252 f., 610
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DNVP Erwerbslose

- proletarische XL, LXIX, 191, 210, 215, 285, 
318. 325, 361. 403, 464

- revolutionäre / rote .XLl. XLIII, 124. 313, 390, 
417. -126. 439, 443. 455. 458. 460, 4621., 468, 
471. 474. 476, 478. 485. 487, 4981., 501-503, 
508. 513. 529. 531. 562. 565

- Einheitslronttaktik VII, XlII, XLVl., .XLVIIl, L, 
LXIX. LXXIII. 165. 185, 240, 245, 247, 249. 
485. 529. 547. 549. 566. 5711., 574. 584. 590, 
603. 6071.. 619. 621-624. 626. 639. 647. 652. 
655. 6.58-660. 668. 670, 677. 6811.

- von oben XVI.. XXIV, XLV
- von unten IX. XV. XIX. .XXII, .XXIV. .XX\’I. 

XXVIII. XXXIIl.. .X.XXV1II. .XLl.. XLIII, 
XLVII. LU. L\ 1., LVIII, LX. LXIX, L.X.Xl. 
LX.X\ II. 25. 89. 114. 1221., 131, 134, 138. 
146. 220, 262. 313. 315, 320. 324, 367. 380. 
384. 413. 475. 478. 527. 530. 5361., 558. 662

(DNVP)
X.XX\'I1.. L.XXllI, 186. 286. 292. 307. 353. 
384. 423. 4941.. 528. 590. 5981.. 626

VolksparteiDeutschnationale

Dietrich, Hermann 178, 189. 193. 33:'

Diktatur
- bürgerliche XIV, LIV, 495
- laschistische, Durchlührung der. .Xulrichtung 

der .XXIXl.. X.XXV. .VX.XIXl.. LV. 42. 1931.;
2621., 282, 2911.. 304. 320. 325. 3381.. 348,
3521., 376, 379. 402. 407. 425. 461. 4731., 
490, 502, 511, 529, 531-534, 569. 647. 663,
6671., 670. 672

- proletarische, Diktatur des Proletariats
VIll. XI. XIII1., XXIX. ,XXXV, LV. 6. 8. 47, 82. 
86. 96. 123, 195, 221. 237, 249. 433. 5711., 
575, 579, 591, 621, 638. 6421.. 6471.. 6.50. 686

Dimitroll, Georgi 633
Dingeldey, Eduard 266, 384
Dissidenten s. Freidenker
Dittniann, Wilhelm 648
Donshach, Kläre 695
Dorf, Arthur CV
Duddins, Walter XCVII
Duesterberg, Theodor XXXVII, 194, 473
Duisberg, Carl 402

Einheitsverband der Land- und Forstarbeitcr 
(EVLF) 4631.. 468 s. a. RGO. sowie \'erbände. 
rote

Einheitsverband der Metallarbeiter Berlins 
(EVBM) 2441.. 248-251. 2541.. 430 s. a. RGO, 
sowie Verbände, rote

Einstein, .Albert 156
Eiserne Eront L.XXX. 443, 4531., 456, 459,

4621., 4841.. 5271.. 530. 662. 677
Eisler, Gerhart 28 
Eisler, Hanns 54
EKKI s. Kommunistische Internationale 
Eigas s. Elias. Paul 
Elias, Paul XCVI
Elternbeiratswahlen 13911., 4791.
Emel, .Ale.vander LXXXI, 685 
Emmerich, Fritz d. i. Emrich, Fritz 
Emrich, Fritz LXXVII, XCVI 
Engels, Friedrich 436. 649 
Erkner, S. LXVI

Erwerbslose, Erwerbslosigkeit, Erwerbslosen
bewegung LXI\’, 37. 4.311.. 57. 80. 86. 931.. 
123. 170. 219, 22511.. 239. 257. 2741.. 283. 
295, 302, 310, 315. 330. 338. 340. 349. 358. 
379. 393. 4021.. 405. 407, 4141.. 4211., 4261..
4291., 469. 492, 506, 53611., 545. 556, 558. 
560, 56411.. 570, 572. 574. 584, 589, 596. 606.
6131., 621. 631, 639. 6681.. 674

- Erwerbslosenausschüsse 44. 93, 124, 406, 428,
4451., 621, 627, 670

- Erwerbslosentag (6. 3. 1930) 80, 89. 93, 113, 
130, (25. 2. 1931) 258, 283, 295, 302

- Erwerbslosenunterstützung, -lürsorge, -Versi
cherung 44, 57, 283, 386, 393

Ebert, Friedrich 636
„Echo des Ostens“ 200
„Echo des Westens“ LVllI
Eckert, Erwin 6.53, 718
Eggert, Wilhelm 636
Ehlers, .Adoll 156
Einheitsausschüsse 504, 506, 513, 515, 544, 

547, 564, 566, 570, 594, 627
- der Antilaschistischen .Aktion 491, 505
- Fraktionen in 584
Einheitslront
- -aktion. -bewegung, -politik ,XLVI, ILl.. LVIl, 

LXXXVIl. 205, 216. 2431.. 268, 270, 3.50, 356, 
406. 41311.. 4171.. 422. 425, 4271., 431, 4851., 
4891., 513, 526, 534. 562-564, 568, 570-572, 
577-579, 581-589. 5981., 6181., 621, 631, 
645, 652, 664, 672. 676

- -ausschüsse. -komitees 574, 678
- -konlerenzen 582
- -Organe 124, 170, 195, 201. 207, 218, 2631., 

268, 273, 284, 313, 361, 405. 429, 445, 505, 
533, 537, 570, 582, 608, 614, 623, 668, 673
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Erwerbslose Gewerkschaften

— Erwerbslosenversaminlungen 219, 274, 392
„Der Eulenspiegel“ 106
Everling, Friedrich 154
Ewert, Arthur 28, 120
„Excelsior“ 621, 639, 661

Franzen, Anton 318
Frauen, erwerbslose 257, 423 s. a. KPD, Frauen, 

Frauenpolitik sowie Kongreß. Reichskongreß 
werktätiger Frauen

Frauenorganisationen, bürgerliche 257f.
Frauenpresse 334 f.
Frauentag, internationaler (8. März) 69, 80, 

93f., 113, 130f., 261, 287f.. 295, 455, 458ff.
„Frauenwacht“ 260
Freidenker, Freidenkerbewegung 101, 103, 

135. 322, 326f., 395. 494. 580. 614, 651. 654, 
657, 710

- proletarische 116, 326f., 477-481, 574
- Verbot der 477ff.. 497
Freidenker-Verband (Verband für Freiden- 

kertum und Feuerbestattung, Deutscher 
F'reidenkerverband) 101. 103, 116, 477ff., 
481. 574, 590

„Freies Wort“ 662
„Freiheit“ LI. 37. 389. 391. 405, 524, 552, 564, 

571, 573. 602, 687, 700
Freiheitsprogranini s. Programmerklärung zur 

nationalen und sozialen Befreiung des deutschen 
V olkes

Frenzei, Max LXXVlll
Frick, Wilhelm XXlll, XXXD’, XXXVI. 263. 318, 

544, 576
„Der Funke“ XXIV, XLlll, IL, LXXVlll. CIX,

exiv

„Die Fanfare“ 277
XVlll, XXlll, XXVIlf.. XXXI, 

XXXV. LIf., LV, LX. LXVIII. LXXIII, CXl, 
182. 265. 291. 311. 335. 366. 370f., 377, 387. 
416. 478, 480. 486. 490. 494, 503. 532, 559f.. 
590, 636, 647, 654, 659

Faschismus, Faschisten XIV f.. XVIII, XXlll. 
X.X\. .XXIX. X.XXV. XLIf.. LVI. LXXIII. 
LXXXI. 36, 41, 48, 55, 59. 203, 208, 220. 236, 
239. 242. 264. 266, 272, 284. 290. 292, 296 f., 
324. 348. 353. 365. 368f., 376, 379, 394, 411. 
413. 432. 461, 473. 491. 495. 499f., 518. 529, 
542, 567, 606, 618, 620, 628, 631, 647, 650, 
658, 673, 675 s. a. NSDAP

- Definition des Faschismus XX’III. XXVII, XLII
- Kampf gegen 37, 78, 1.57, 167, 173, 179, 196, 

224. 258, 262, 284. 306, 329, 487, 490, 496, 
498. 500, 506, 645, 672

- Kampfbund gegen den s. Kampfbund gegen den 
Faschismus

Fischer, Karl L.XXXVI 
Fischer, Ruth 119, 436
Flieg. Leo LX.XXI1I-LXXXVL LX.XXV1IL XCIII
Florin, Wilhelm L, LIV, LXI. LXXXIV. LXXXVI. 

.XCIll, XCVII. 143. 633, 635
Fraktionen, Fraktionsarbeit der KPD
- in Arbeiterorganisationen 1, 4, 492
- in Einheitsfrontorganen 272, 276f,, 429, 574. 

618, 626. 670
- in Gewerkschaften XXXIII. 1, 4, 148, 188, 232, 

269. 285. 359. 368 ff.. 380, 420, 557, 586. 594. 
603, 611, 614, 617f., 669, 674, 678

- im Karapfbund gegen den Faschismus 233, 277
- in kulturpolitischen Organisationen 1, 100
- in Massenorganisationen 3f.. 46f., 135, 168, 

230f.. 234, 271 f., 280, 315, 341, 406, 507, 
510. 540. 547. 567, 582, 584, 589, 595, 614. 
618, 664f.. 678

Faschisieruni

Gabor, .Vndor 258
Ganz, Karl 696
Garwy, Peter 39, 410
Gayl, W ilhelm von 554, 590 f.
Generalkontrolle s, KPD, Reichskontrolle
Genossenschaftsopposition, revolutionäre 462
„Germania“ 311, 503, 561
Gewerkschaften LX. XVff.. .XXIV. XLII, XLIV, 

XLVII. L.XV. L.XXl. 387. 475. 492, 506. 513, 
536. 539. 544. 549. 554. 556 ff., 562, 564, 
566ff., 573, 606, 613, 644, 661 f.

- Aufbau selbständiger XXV, 244f., 254ff.
- christliche XLIII, 3, 149, 161, 232, 359, 491, 

530, 553 ff., 586, 617, 624 ff., 669, 674
- freie XV, XXL XXVL XXXIXf.. XLIII, Lllf., 

LVIII, LXXf., 384, 491, 530
- Hirsch-Duncker’sche 3, 161, 624
- Opposition in 23, 26, 49f., 556f., 585, 617, 

626, 669, 674

— in der RGO, in roten Verbänden 280, 285, 321,
421

- im Sport 1. 144. 280
— in sozialpolitischen Organisationen 1, 12, 15ff. 
Franken 714
„Frankfurter Zeitung“ 154, 223, 544
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HohniannGewerkschaften

Häusler, Ad. CV 
Halle, Felix 702 
„Hamburger Echo“ 227 
Hamburger Verkehrsbetriebe 621
„Hamburger Volkszeitung“ XXXIX, 305, 399, 

-h9, 532, 702
„Hammer und Sichel“ 198 
Hampel, Fritz, ,s. Slang 
Harzburger F>ont XL, 423, 443 
Haschke, Hans-Dieter CXIIIff.
Hauhach, Theodor 388

Hecken, Fritz XXV. LIX. LXXXIllf., XCIII, 8, 
45. 208

Heilmann, Ernst 377
Hein, Wilhelm L.XXXIV. XCIII
Heinks, Heinke CV
Heise 702
Heller, Otto 687
Mennig, Eike LXXIIIf.
Henning, Ernst XXXIIl, 305, 308
Herholz, Kurt 700
Hermann, Otto 694
Herriot, Edouard 629
Heymann, Stefan 695
Hilferding, Rudolf XLVIll, 337, 636, 648
Miller, Alfred L.XXXV
Himmler, Heinrich 129
Hindenburg, Paul v. Beneckendorff u.v. XLV, 

192-19.5. 309. 401 f.. 420. 446, 455, 458, 461, 
46.3. 466. 471-474, 477, 484, 495, 503, 531, 
554. 562, 565. 570. 579

Hirsch, Werner XLII. LXXXIIl. LXXXVIll, CVI, 
671. 686

Hitler, Adolf VH. XIV, XVTlf., .XXXI, 
.XXXV-.XXXVm, XL-XLIV, XLVir.. lii, 
LV-LX, LXVTI-LXIX. LXXI, L.XXXIV, 
L.X.X.XI.X, CXI, 194, 197, 224. 262, 265f.. 292, 
295, 305. 308. 311. 314, 318, 353, 366, 371, 
38311., 402. 411. 415, 4231'., 439. 458, 463, 
466, 4701'.. 473 f., 477, 484 f., 487, 489. 491, 
494-498, 500-503. 518, 529, 532, 549, 576 f., 
.579f.. 597, 620, 641, 649f., 664. 666, 672, 
675, 677, 680-682

Hohler, Albert 112 
Höltermann, Karl 653 
Hoernle, Edwin 106 
Hoffmann, Adolf 436 
Hohniann, Lotte 700

- reformistische LIII, LVR. 149, 232. 291, 344, 
.3,59. .361. 384. 387. 411. 494, 625f., 654, 674

6. a. ADCB. RGO

Gewerkschaftsapparal 101'.. 28. 330

Gewerkschaftsbürokratie 221'.. 117, 125, 157, 
161. 2.53. 256. 338. 386. 471, 484, 579, 586, 
590. 624, 644, 657

- christliche 194, 620
- reformistische, sozialdemokratische, „sozialfa

schistische“ LVm, 194, 218, 241, 245, 248, 
416. 427. 432. 619 ff.

Gewerkschaftsbund der Angestellten (GdA)
448

Gewerkschaftsführer, -führung XIV, LX, 238, 
391, 555, 561

- christliche 503, 577 
Gewerkschaftsmitglieder 570. 572
— oppositionelle 445, 509
— reformistische 507 
Gewerkschaftspresse 254 
Gewerkschaftswahlen 43, 62, 89 
„Gewerkschaftszeitung“ 661 f.
Geyer, Curt 436
Ginsburg, A. M. 296 
Glasneck, Hedwig CXIII, CXV 
Glückauf, Erich 714
Goebbels, Joseph XXXVL XLI, 242, 305, 549, 

576
Göring, Hermann 544, 549, 576, 682
Golke, Arthur 694, 700, 702 f., 707. 717
Gollmick, Walter 687. 704
Gorki, Maxim 691
„Der Gottlose“ 106
Graf, Hugo 17. 343
Grenztreffen 634 f.
Grimme, Adolf 651 
Groener, Wilhelm 401, 484 
Gromann, Wladimir 296 
Großbetriebe IC, 407, 445, 584
- Verankerung in 33 f.
Grube, Emst 143, 574 
Grüne Front 106, 178. 186
Grzesinski, .Albert 1, 2, 7, 10, 26, 85, 96, 181, 

238f., 242,248, 254, 262, 294, 308, 316f., 388
Guerard, Theodor von 401 
Guttmann, Josef Lf.
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„Der Holzarbeiter“ Katz (Simone)

„Der Holzarbeiter“ 49 
Hoover, Herbert 238, 354 f., 400 
Hoover-Aktion 353 ff.
- Plan 365, 376 
Hoppe, WiDielm 703, 715 
Horn, Lambert XCVll 
Huber-Koller, Rose-Marie LXIV
Hilgenberg, Alfred XXXI. XXXVllf., LXVl. 54, 

265, 293, 295, 314, 353, 371, 383 ff., 402, 411, 
495, 590, 666. 677. 680

Hugenberg-Hitler-Block XVIIl, 293, 353 f, 
Humbert-Droz, Jules XLIV 
Hungeraktion
- der Bourgeoisie 337 f., 347, 350
- der Brüningregierung 353
Hungermarscb nach Dortmund 226

Internationaler Gewerkschaftsbund (IGB)
(...Lmsterdarner Gewerkschaftsiiitemationale“) 
364. 486

- Kongreß in Stockholm (1930) 166
Internationaler Sozialistischer Kampfbund 

(ISK) LXXll
Internationalismus, proletarischer 348, 597, 

600. 628, 640 ff.

Jacob, Franz CIV
Jacobshagen, Gerhard XXXVl, 343
Jaddasch, Anton XCVl
Jäger, Hans LXVI
Jarres, Karl 633
Joos, Josef 561
Juchacz, Marie 651
Jugendintemationale, sozialistische 547
Jugend(liche) 299, 350, 447, 507 s. a. K.IVD
Jugendkongreß s. Kongreß. Stuttgarter Jugend

kongreß
Jugendtag, internationaler
- (15., 1. 9. 1929) 50ff.
- (18., 3./4. 9. 1932) 547-551
„Die Junge Garde“ 106. 226. 239, 264, 279f., 

694 f., 698, 717
Jungspartakusbund (JSB) 140. 710

„Die IFA-Rundschau“ 101
„Illustrierte Bauernzeitung“(IBZ) 694f.
„Illustrierte Zeitung“ 518
„Illustriertes Echo des Westens“ 718
Imbusch, Heinrich XLlll
Industrieprozeß 258, 262, 311
Intellektuelle LXIV. 208, 350, 631
Interessengemeinschaft für .Arbeiterkultur 

(IFA) 52ff,. 90. 97. 101. 140f,. 172. 176. 478, 
614, 687, 705

- Reichskonferenz (15.716. 3. 1930) 54, 101
„Die Internationale" Xll. XLff., XLVI. LXIX, 

L.XXXff.. LXXXVll. CI, 303f., 437, 441. 532, 
604, 638, 707

Internationale .Arbeiterhilfe (I.AH) 1. 13ff., 97f.. 
131. 166. 246, 260, 340. 344. 375, 395, 449, 
452, 468, 515, 566, 574, 590, 610, 614. 668, 
698. 707, 710. 712. 715f.

„Internationale Presse-Korrespondenz“ („In- 
prekorr“) XIV, XVllff., XXI f.. .XXV. 
XXVlll, XXXVlIlf., XLIff.. XLV, XLVlll. LL, 
LV, LVIlf., LXVL L.X.XXlf.. LXXXVlf.. IC, CI, 
CX. 1. 7. 9, 45f.. 68. 77. 84. 91. 106. 127. 192, 
203ff.. 223f., 237. 239. 256. 258. 265. 281, 
283, 294, 296f., 310, 315, 346, 403f., 433, 
438, 440, 456. 463, 484 ff., 489. 510, 512, 516, 
527f., 534. 542f.. 563. 572, 576. 578. .580. 
598. 617. 620. 629. 635f.. 643, 652, 686f., 690

Internationaler Arbeiter-Verlag (lAV) 688, 
691. 700, 702 f., 70(>-709. 713 f.

Internationaler Bund der Opfer des Krieges 
und der Arbeit (IB) 13-20. 131. 135, 343, 
392. 452. 515, 590, 614

Kaasch, l^'ienand 3 
„Der Kämpfer“ 251
„Die Kämpferin“ 134. 260 f.. 370, 456, 700
Kampfbund gegen den Faschismus 220, 225, 

230, 2321., 258. 260. 271. 277f.. 286. 314, 
392. 445. 465. 491. 574. 614, 66:^, 678. 709

Kampfgemeinschaft (KG) für Rote Sporteinheit
574, 614. 709

Kampftag gegen Arbeitslosigkeit, internationa
ler s. Erwerbslosentag

Kant CV

Kapp-Putsch 435 
Karl, Heinz 498. 506
Karl-Liebknecht-Haus XXXVllI, 74, 112, 322, 

658 f,
Karl-Marx-Kampagne 638, 642, 656 
Kasper, Willy (Wilhelm) XLVlll, LXXXIV, XCIll,

76
Katz, Leo 697
Katz (Simone), Otto 233
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KPDKautsky

- EKKI, XI. Plenum (April 1931) XIII. XVI, .XX.X, 
.XXXIV ff., X.XXI.\, XLIV, LXI. L.XXI, 
LXXXIII, LXXXVII, 315, 339, 346-353, 357, 
363 f.. 366, 369, 408, 447, 475, 496. 548, 651

- EKKI. .XII.Plenum (September 1932) .XIII. XVI, 
X.XX, L, LII-LV. LMIf.. EXIL LX.XX, 
L.XX.XVIf.. LX.XXIX. CXI. 578. 580f., 592 ff., 
601 f., 604f., 607, 618, 625, 628. 640. 643. 
651 f.

- EKKI. XIII. Plenum (Dezember 1933) .XCV
- Programm der Komintern XII. XXVI
- VI. Weltkongreß (1928) XI, XIII. .XVII, 1, 8, 

21 f., 58, 88, 107, 369, 446
- VII. Weltkongreß (1935) LXVII

„Die Kommunistische Internationale“ .X\ Ulf., 
.XXll-XXV. .XXVIIf.. .X.X.XVII. .XLIf.. LVIII. 
LX.XX ff.. L.XXXVI. CXI, 3, 8f.. 22, 188. 283, 
.303f.. 387, 412, 618

Kommunistische Jugend-Internationale (KJl)
L.VVXV. 119. 44:’. .545. .5471'.

Kautsky, Karl 649 
Keil, XLilhelrn 193 
Keilson, .\la.x 704 
Kelloggpakt 411 
Kerrl, Hanns 528 
Keudell, Walter von 2
Kiiiderwoche, internationale 327, 335f.. 568, 

5:'3
Kippenherger, Hans .X.XX\ III. 705 
Kirchenaustrittskampagne 478 
Klaeber, Kurt 706
Klasse gegen Klasse I.X, XI, XIV, XXV, 446, 456,

462

Klassenjustiz 588

„Der Klassenkampf‘ LXXXVI, 233, 529, 652,
713

Kleine CV
„Das Kleingewerbe“ 450 
Klepzig, Vollrath 461 
Knapp 702 
Knippschild 706 
Knodt, Hans 695 
Knorin, Wilhelm Lf., 534 
Knoth, Erna 135 
Koenen, Wilhelm CV, CVII, 45 
„Kölnische Zeitung“ 629 
Kolbe, Georg 156 
Kollwitz, Käthe LVIII 
Kommunalwahlen s. Wahlen 
„Die Kommune“ 109. 303 f.
Kommunistische Arbeiterpartei Deutschlands 

(K.4PD) 435

Kommunistische (III.) Internationale (Komin
tern. Kl) VII ff.. Xlllf. XVI. XLX, .XXL X.XIII, 
.X.XVI, XX.X. XX.X1II-.X.X.X\ 11. XL\’, ILf.. LIII. 
LV, LVII, LXf.. L.XIIl. LXVII f., LX.XII, 
LXXIVf., LXXVII, LXXXIII, XC-XCIV, CX, 
55, 81, 97, 348, 357, 365. 370, 409, 414, 427, 
433. 435f., 455. 492. 581. 598f., 603. 605, 
607, 617, 676f., 686, 692, 716

- Exekutivkomitee der Komintern (EKKI) XXIf., 
XXX, XXXVIl. L. LVIII f., LXI, L.XXVII, 
LXXXIVf., LXXXIX, XC, XCV, CVIf., CXV, 
66. 127f., 451. 542, 558, 603, 610f., 676f., 
686, 690 f., 693

- EKKI, IX. Plenum (Februar 1928) XI, XIII
- EKKI, X.Plenum (Juli 1929) XIII, XVII, XLXf., 

LXXXI, CI, 38, 40f., 43, 46, 81, 88. 107)

Kommunistische Partei Deutschlands (KPD)
- Agitation und Propaganda (Agitprop) XXVI, 

XXXI. XXXV, XLIL LXIV. 52-54, 70. 88. 91, 
98. 100. 172. 175f.. 200. 249, 268. 350, 358, 
362. 407. 419f.. 4.50-455. 474f., 502f., 513, 
541. 543. 547, 5.55, 563, 583, 586f., 595. 601, 
603. 609, 614, 638, 641 f.. 644, 658, 666, 668, 
672, 678 f., 686, 690, 704, 707

- Agrarpolitik s. Landarbeit
- Aktionsangebot an SPD und ADGB 678
- Antifaschistenaufgebot XCVII, 203, 209f., 300, 

302, 396
- Arbeitsbeschaffungspl 

352, 359f., 366, 368
- Arbeitsbeschaffungsprogramm 

tion in der Hamburger Bürgerschaft 227 f.

308, 346 f., 349 f..an

der KPD-Frak-

- außerparlamentarische Kampagnen 596
- Bauernhilfsprogramm 341, 345f., 349—352, 

359, 366, 368, 465-A68
- Berichtswesen 211
- Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit IC, 414, 

417-423, 443-447, 451 f., .58,5, 608, 704f.
- Betriebsfraklionsgruppen 610, 618, 669
- Betriebszeitungen 49, 95, 99, 149, 173, 292, 

301 f., 359, 452, 539
- Betriebszeilen s, Zellen
- Bezirke s. Bezirke der KPD
- Bezirksparteitage s. Bezirksparteitage der KPD
- Bolschewisierung 31, 33, 537, 563. 592, 606, 

632, 639
- „Brüsseler Konferenz“ (1935) LXXXVIII
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- Buchlcontrollen 172, 199

- fraktionelle Gruppen LXXVI

- Fraktionen s. Fraktionen, Fraktionsarbeit der 
KPD

- Frauen. Frauenpolitik 34. 67f.. 130f., 134, 
212f.. 256. 2871'.. 299. 327. 334ff.. 350, 370, 
4.58-461.492.507.614

- Funktionärskader XLVII. LXII. LXV. LXVII. 
LXXV. LXXVIII, LXXXVlIIf., XC, XCII. 
XCVII, IC ff., CIV. 78. 372 ff.,

- Gegnerabteilungen, Gegnerarbeit 94, 259. 272, 
309, 331 f., 342 f., 369

- Geheiniapparat LXXIX, 705

- Generallinie, ultralinke VII, IXf.. XVIf.. .XXIV. 
XXVI. XXXMIl. XLII. n.. LU. LVIIIf., L.XI. 
LXVIIf.. LXIX. LXXII. LXXV-LXXX, 
LXXXVII. LXXXIXff . CXIII

- Gewerkschaftsarbeit, -politik. -taktik .XL XXI.X. 
XL, XLIII, LII, LVII. LX. LXXf.. L.XXXVII, 8, 
22, 27f.. 49f., 79. 161 f., 219. 563. 687s. a. 
Revolutionäre Gewerkschaftsopposition

- Gewerkschaftsspaltung XXL. XXIX. XXXIII. 
LXXIV

- Illegalität CXL, 494, 663f.

- Instrukteure XCIVL, CIL CVIL. CIX, 302, 321, 
351. 397. 445. 540. 584. 607f.. 610. 612f.. 
615. 668. 670. 681. 687, 712

- Kampfprogramni der Arbeiter, Landarbeiter, 
armen Bauern und Fischer des Ostens 181. 185. 
192

- Kassierapparat, -wesen, -methoden 171, 333 L, 
681

- Kulturpolitik 53f.. 97. 100, 103. 176, 451f.. 
469. 477-481. 590, 614

- Kurierapparat 667

- Landarbeit. Landarbeiter 104. 177f.. 189, 259. 
286 f„ 360. 368. 583, 614, 709

_ Literaturvertrieb 100, 172, 175, 331-335, 
456f., 604. 614, 707

- .Vlaikampagne
(1929) .XVII. 37. 311. 377. 390 
(1930) 121-124. 131 L. 135 
(1931) 304. 310-315, 322. 324f., 328

- Manifest gegen Versailles 628

- Mitgliedschaft XXII, XXXIX. XLIV, XLVII. 
LXII. LXV, LX.XV, LXXXVIII. XC. XCVII L. 
ICL. 23. 33 L. 300 ff.

- Mobilisierungskampagne, innerparteiliche 340
- „Opposition der 60 ' LXXVIl

- Organisationsstruklur. Parteiorganisation, Par- 
teiapFiarat IX. LXXVlI, LXXXIXL. XC-XCII, 
XCVIll. CV. CVll. CXV. C. 2, 26, 264, 272, 
601. 674

- Ortsgruppen XC. XCVl. 298. 301. 340, 369, 
394. 451. 584. 608. 615 L, 666. 670. 677

- Parlamentsarbeit, Parlamentarismus XCIV,
224, 469-473, 482 L, 508, 528, 567 
Bürgerschaftsfraktion Hamburg 227 
Kommunalparlamente, -politik 107f.. 124,
1821'.. 195. 359, 423. 431L. 469-473. 483, 
.528. .567, 614
Landtagsfraktionen, -abgeordnete 359, 489 ff., 
529 ^
Landtagsfraktion in
- Baden LXXX 
— Hessen 528
- Preußen 487. 527 
Reichstagsabgeordnete 405. 491 
Reichstugsfraktion 346. 353, 551. 680

- Parieipresse, revolutionäre Presse XX, XCI, 
GIL. CVll. 49, 64. 87. 92. 109, 115, 148, 163, 
167. 169. 231, 232, 279ff., 288, 303L, 321, 
3231'.. 327f.. 331-33.5. 341, 350, 359f., 371L, 
374. 388ff., 393, 398L. 406. 451-454, 456f., 
473f.. 488, 491, 51.5, ,531, 540. 543, 548, 550. 
552. 558. 568. 578 L. 584. 589. 597. 599. 
601L. 607, 619. 634ff.. 645ff.. 656. 658. 
685 L. 688. 704. 716

- Parteipresse. Verbot der LXV, 556, 568

- Parteischule Fichtenau CI

- Parteitage s. Parteitage der KPD

- Reichskontrolle C. 3. 30, 32 L, 35, 64, 90, 94, 
171. 176. 187. 273

- Schulpolitik 137. 140 f.
- Schulung. Schulungsarbeit XCI, CI, 210f., 451

- Sektion der Komintern XI, XVI, LXXXIX, XCV

- Spartak usprogramrn XXVI

- Stadtteilorganisationen, -leitungen 615f., 670

- Stalinisierung 
LXXXVIII. XCf.

- Statut LXXXIX. XC

- Übertritte von SPD-Mitgliedern 87, 343, 403

MIL XI. LXU. LXXV,

- Verbot, drohendes CX, 1, 5. 10, 80. 86f., 230, 
304, 320. 322. 376. 393. 492. 494. 498. 531, 
544 L, 548L. 557. 604. 662. 664. 667, 716

fainYL 492. 511, 513L, 526- Wahlkam 
(zur 'S'ah)
(zur Wahl am 6. 11. 1932) 578, 581 L, 595

- Werbearbeit, Werbung für Partei und Presse 63
70, 71, 90, 170, 187 L. 209. 230. 231 L, 251 
288. 297. 300-304. 320 L. 323 L. 328
393-401

- 'X'erbeaufgebot 323 f.
- Winterhilfskampagne 258. 621

- Zellen. Betriebszellen XC, XCI, XCVI, IC, CXIII, 
1, 3f.. 21. 25f.. 30. 33, 35, 45, 47, 49, 50. 87, 
90, 114. 117, 121 L. 168. 171. 202, 220. 222,

neu
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Lausanner ReparationskonferenzKPD

(2., 22,/23. 11. 1930) 212, 2l4f., 220. 230,
234. 256ff.. 460
(3., 9./10. 4. 1932) 460

- Stockholmer (des IGB) 166
- Stuttfiarter Jiitiendkoiiftrcß (1907) 599

Konkordat Preußen/Vatikan (1929) 139 
„Konsumpenossenschaftliche Rundschau“ 461 
Konsumvereine 461 f.
„Korrespondenz für Betriebszeitungsredak

teure und Arbeiterkorrespondenten“ 173, 
175

Korsch, Karl LXXVI, 436 
Krajewski, Antoni CV'Il 
Kraus, d. i. Lenz-Winleniitz. Josef 
Krausz, Georg LXXVIII 
„Kreuz-Zeitung“ 355 
Kriegei, Anni XCI
Kriegs- und Arbeitsopfer-Organisationen

13-18, 20. 343 s. a. Internationaler Bund
von Bohlen und Haibach, Gustav 402,

246, 269. 273. 274f.. 284. 298. 300f,. 321, 
323, 331, 340, ,342. 349, 376. 396. 421. 442. 
444. 450. 471. 539-542. 545. 582, 584. 586f., 
593f.. 607ff.. 611 ff.. 615-618. 623. 644, 
66,5-669. 672ff.

- Zellen, Parteizellen 360. 664. 677. 685
- Zellen, Straßenzellen XCVI. IC. CXlIl. 1, 3, 35, 

45. 49. 87, 114. 117. 124. 168. 247. 273. 275. 
298. 301. 340. 376. 445, 451. 539. 584. 587. 
593, 608. 610ff., 615f.. 665-668, 670, 681

- Zentralkomitee s. Zentralkomitee der KPD

Kommunistische Partei Österreichs (KPÜ) 55f.

Kommunistische Partei - Opposition (KPO) s. 
Brandlerianer, Brandlerismus

Kommunistische Partei der Sowjetunion
(KPdSU) XXI. L.XVI11. XCf.. 81, 237. 433 ff.

„Kommunistische Politik“ LXXVI

Kommunistischer Jugendverhand Deutsch
lands (KJVD) LXXXV, LXXXVIl, XCIV, 
CVlll. C5XIV. 13ff.. .50f.. 97. 104. 119. 136f., 
211. 220f.. 226, 257, 260. 279. 297. 316f., 
326. 369. 371. 392. 395ff., 400. 415, 424f.. 
447f.. 455. 475f.. 516. 533. 536. 538, 540, 
548. 573. 596. 632. 636, 657, 668, 694, 701. 
704. 707. 709. 717

- Kongreß (1929) 58

(»foT'ßf'St
(1931) 304. 316f., 326

Kru6?^
Krj’lenko, Nikolai W. 310 
Kube, \S ilhelm 532 
Kuczynski, Jürgen LXIV 
Kücklich, Erika 498, 506 
Künstler, Franz 356, 390f.. 659 
Kuhfeldt LXXVIII 
Kun, Bela 692 
Kuntz, Albert LXXXVl 
Kurella, Alfred 692 
Kurt 694
Kutipow, Alexander 110 
Kuusinen, Otto 605 f.

- Rei

- Verbot, drohendes 531

Konferenz
- Abrüstungskonferenz, internationale (Zürich 

1932) 486
- Essener 6.33
- Genfer 629 ff.
- Haager (1.) 39 f.
- Haager (2.) 81. 83
- Konstanzer 55
- Lausanner 492, 533. 550f., 561
- Londoner Flottenkonferenz 110
- Prager 427
Kongreß
- antifaschistischer Arbeiterkongreß Europas

(4.-6. 6. 1933) 676, 678ff.. 682
- antifaschistischer Organisationen 60 f.
- der Antikriegsorganisationen 60 f.
- internationaler, für sozialwissenschaftliche Pla

nung 409
- internationaler, gegen den imperialistischen 

Krieg (.Amsterdamer Kongreß) 507, 510 f., 516, 
545, 550f., 568, 572, 576. 634, 652

- Reichskongreß werktätiger Frauen 
(1.. 20. 10. 1929; 59. 460

„Land- und Forstarbeitcr“ 463 f., 469 
Landtag, Preußischer L, 489f., 528, 551, 577 
Landtagswahlen s. Wahlen
Langnamverein (Verein zur Wahrung der ge

meinsamen wirtschaftlichen Interessen in 
Rheinland und Viestfalen; 339. 553

Langner, Paul LXXXl. LXXXV 11 
Lappo-Bewegung 271. 292 
Lass. Helmut 714
Lausanner Pakt 565, 567. 577, 579, 597, 631
Lausanner Reparationskonferenz s. Konferenz, 

Lausanner
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Lechleiter Miller

Lechleiter, Georg LXXX 
„Der Lederarbeiter“ 50
Leipart, Theodor XX.WII. XLIII. LVII. LXXl, 

544. 558. 620 ff.. 626. 630f., 636, 639, 644. 
649, 652 f., 6.57, 661 f.

Lenck XXXVIll. LXXIX

Marx, Karl 97. 265, 436. 633, 6.38, 642, 647 ff., 
656. 6.58. 662

Marxismus-Leninismus XII. 434. 438f.. 633, 
638. 643, 648

„Der Marxist“ 99

.Marxistische Arbeiterschule (M.4SCH) 99, 
372-375. 614. 687. :'0.5

„Marxistische Arbeiterschuliingshefte“
35’2-3:'5

Marxistische Büchergemeinde 233 
„Marxistische Tribüne“ 233 
.Maslow, Arkadij 119, 436 
Massenagitation 371, 454
Massenkämpfe, Massenmobilisierung 230, 

240, 284, 306. 317. 320, 331. 352, 381, 419, 
444. 461. 468, 474. 490f., 504. 516, 530. 558, 
566, 571, 672, 681

- außerparlamentarische 500, 551, 571
- revolutionäre 357, 425, 674

Lenin, Wladimir I. XII, LXII 97f., 184, 335, 412, 
414, 434-437, 633, 638, 642, 649, 675, 693,
706

Leninbund L.XXII. 110, 119, 388, 547
Lenin-Liebknecht-Luxemburg (LLL)-Kam-

pagne 633. 637f.. 642ff.
Lenin-Schule LXXXV
„Lenins W eg“ IL, LXXI, XCVIII, 198
Lenz-Winternitz, Josef (Pseud. Kraus, Sommer) 

X. XXXIX. LXIIl. LXXXI, 437, 685
Lessing, Fritz 699 
Levi, Paul 233. 435 f.
„L’Humanite“ 597
Liebknecht, Karl 97. 242. 633, 638. 658 f.
Linde, H. 375, 649
„Die Linkskurve“ 2
„Der Literaturobmann“ 100
Litke, Carl 356
Lobe, Paul LVH. 356
Lünne, Karl-Egon LXXIII
Lohnkämpfe 207, 232, 330, 626
Lominadse, Besso LXXXVl, 237
Losowsky, Solomon A. XLIV
Lubersac, Raol comte de 633
Lübbring, Josef 226
Lux, Friedrich LX.XXVI
Luxemburg, Rosa XXVL LXXXff., 97, 242, 433, 

436. 441. 633. 638
Luxemburgismus 436

Massenorganisationen XCII, XCIV, CII, 132, 
157. 166. 168, 172, 176, 182f., 196, 247, 260, 
262. 281, 283, 285, 287, 292, 299, 323, 332, 
347, 357, 368ff.. 375, 395, 439, 475, 479, 492, 
513. 515. 539, 552. 570, 574, 578, 587, 589, 
604. 611, 613f., 669ff.. 674, 685, 689, 703f..
710

— christliche 610
— proletarische 24, 26. 124. 219, 221ff., 277, 

368. 565. 664
— reformistische. „sozialfaschistisch geleitete“ 

270. 528, 610, 654
— revolutionäre 154, 312, 323, 369, 478, 484, 

494. 510, 531, 545. 556, 565, 610, 657, 663ff., 
668

— svmpathisierende (befreundete) 87, 230, 271, 
313. 328. 346. 352. 359. 3-’8. 507. 596

Massenselbstschutz s. Roter Massenselbstschutz 
Mayr, Karl 580 
.Mehring, Franz 234, 436, 441 
Meinberg, Wilhelm 532
Menschewiki, .Moskauer Prozeß gegen das Uni- 

onsbäro der XXXI. XXXIV. 296, 304, 309ff., 
.342. 364. 410

Merker. Paul XM. XXIf., LXXVIf., LXXIX, 
LXXXIIIf., XCIII. 9, 22, 92

Meyer, Alex 700 
Meyer, Emst LXXXIII. 28 
Mielke, Erich XXXVlII, LXXIX 
Mierendorff, Carlo 653 
Miller, Joseph 54

Macdonald, Ramsey 365, 385, 412, 639, 650 
„Das Magazin für .Alle“ 233
Maidemonstrationen, Maikomitees XLV,

L.XXllIf., CXlll, 7, 9, 11. 19. 37, 96. 315 s.a. 
KPD, Maikampagnen

Mann, Heinrich LVHI, 156 
Mann, Thomas 156 
Mannheimer 716
Manuilski, Dimitrij XXX, XXXVl, LXVIII, 642 
Margies, Rudolf 226
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üvcrlachMitteilungsblatt

Neiimann. Heinz XVIl. XXIXI.. XXXM. L. l.lll, 
L\ f.. LXXM, LXXIX. LXXXII-LXXXIX, 
XCIll, 3>)0I'.. 576. 592. 633

Neuniann, Sigmund LXIV—LXVI 
Nickel, Egon CV
„Niedersächsische .Xrbeiter-Zeitung“ (NAZ) 

319
„Niedersächsische V'olksstinime" 487
Nölting, Erik 649
Nörpel, Clemens 653, 662
Noffke, Emst 705
Norden, Albert LXXXVI, 695
„Norddeutsche Allgemeine Zeitung“ 266
Nosaka, Sanzo s. Okano
Noske, Gustav .XX, 412
Notverordnung ,XXX, 269. 370. 387, 458. 472. 

474, 545, 565, 569, 571, 575, 577 ff.
- Juli 1930 193, 223, 2.58. 339 f.
- Dezember 1930 XXIX. 262 f., 286. 339
- März 1931 322, 327, 334, 340
- Juni 1931 X.XXV. 347. 352. 368, 4l2. 429
- Juli 1931 376 ff.
- Oktober 1931 401, 403, 406, 416, 429
- Dezember 1931 449
- April 1932 494
- Mai 1932 478
- Juni 1932 Llll, 511. 627

„Mitteilungsblatt der Gruppe Unabhängiger 
Kommunisten Deutschlands" L.XX\ 111

„Mitteilungsblatt für alle .Mitglieder der KPD“ 
XLVIll. IL, LH

Mittelschichten. Mittelstand L.XIV. 246. 259, 
267. 272. 275. 286. 340. 348. 350. 358. 543, 
5.54, 567, 583. 604. 611, 631. 675

Möller 695
Moericke, Franz 696
Moldenhauer, Paul 159f.
Molotow, Wjatscheslaw XXXVll, LXVIll, 456
Moser 711
Moskauer Prozeß s. .Menschewiki
Müller 688
Müller, Herbert CVIIl. CIX. CXVll
Müller, Hermann XVI. XVIll. .\XIf.. 7. 84, 121, 

138, 189. 193. 238. 337
Müller, Kurt L.X.XXVf.. LXXXVIIl. XCIll.
CVllIf., CXVII. 58, 317, 447. 704
Münzenberg. Willi LX.XXVI, 106. 233. 258, 344, 

449, 694. 701. 703. 707, 710. 715ff.
.Münzenberg-Konzern 335. 455, 694. 701, 712. 

716
.Mussolini, Benito 237. 292

Nagel, Otto 106 
Naphtali, Fritz 307
Nationale Frage s. Befreiung, nationale und so

ziale
Nationalsozialistische Betriebszellen-Organi- 

sation (NSBÜ) LVlIl. 573. 575. 577. 620, 
6241'.. f)82

Nationalsozialistische Deutsche .Arbeiterpartei 
(NSD.AP), Nationalsozialismus, Nationalso
zialisten. Nazis XM.. XIX. XXllIf . ,XXVI. 
X.XMII. XXXI ff.. X.XXV ff.. X.XXIXff.. 
XLIVff., XLVIll f.. LH. LVHl. LXf.. L.XVlff., 
LXX. LXXlIlf.. LX.XVHl.. CXl. 36. 42. 161. 
186. 194. 197. 201. 204f.. 2l4f.. 224. 240ff.. 
263, 266, 269, 277. 286 f.. 290-296. 305 f., 
309, 331. 340. 343. 350 f.. 353. 357. 366. 379, 
3841'.. 404. 415. 423f., 426. 447. 455. 473, 
487. 490. 492. 494ff.. 500, 502 f.. 505, 507, 
509. 518. 528. .530. 532. 534-537. 544. 549. 
5.50. ,5.54f.. 557f.. 561 ff.. 56':'ff.. 575ff.. 579f.. 
580. 584. 590f.. ,596-599. 604. 61 If.. 614, 
619. 621 f.. 629. 64l f.. 666. 682, 704f,

„Nationalzeitung“ 671 
Neddermayer, Robert CHI 
Neubauer, Theodor 687. 696 
„Neue Zeitung“ 305
Neuer Deutscher Verlag (NDV) 688. 712. 715

- September 1932 (^ irtschaftsprogramm)
LXXIX. 552. ,555 f., ,559f,. 565 f.. 568 f., 572, 
585, 590. 626

- Volksbegehren gegen 569, 575, 627

Oelßner, Fred 705 
Öttinghaus, Walter 403. 652 f.
Okano d. i. Nosaka. Sanzo 605
„Oktober“ LXHI
Oktoberrevolution s. Sowjetunion 
Olbrysch, Karl LXXXVI 
Opitz, .\la.x XCVH
Organisationskontrolle s. KPD. Reichskontrolle
„Der Organisator der Revolution“ IL, 198
Osterroth, Franz 532
Osthilfegesetz Hh. 181. 185, 339
Osthilfeprogramm 160
Overlach, Helene LXXXIV, XCIH, CVH, 59
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Panzerkreuzerbau Reinhardt

Panzerkreuzerbau XXXIV, 367ff., 414, 650
Papen, Franz von XVI, LI. LIVff.. L.XX, 

492-409. 50111, 509. 511, 517f., 529-533, 
538. 549. 551-557. 559-570. 574-579. 585, 
5891.. 59611.. 60411.. 62611.. 640. 649. 659, 
669, 677. 680

Papiererzeufpings- und V'erwerlungs-.4G (Peu-
vag) 688. 701. 707, 709

Pariser Kommune 289
„Der Parteiarbeiter“ XVllIl.. XXI. XXIV, 

XXVI-.XXIX. XXXI1.. .XXXIX. Llll. 
XCVIll.. IC-CII. CVI. CX. CXIV, 3. 9, 21. 24. 
27. 32. 35. 172. 198. 3031.. 3321., 441. 539, 
542, 558, 611. 617

Parteitage der KPD
- (X.. 1925) LXXXIX
- (XII.. 1929. ..Ueddinger Parte.tag ') VII. XI. 

XVIll., L.XXXIII. Xtll. CXIII. 29. '32. 43. 501., 
58. 83, 88. 107, 1181.. 164. 286. 369. 442, 
.535. 685

- 3. Reichsparteikonlerenz (1932) LIII-LVI. LXl. 
LXXIX. LX.XXVIll.. XCIIL. 58011.. 59211.. 
602. 605. 6071., 618, 625. 628. 640

Paul-Boncour, Josephe 6291.. 639. 650
„Permanente Revolution" L.X.X. L.X.X.W III
Peterson, Bruno 687
Peuke, V erner L.XXVII
Peukerl, Detlel L.XXIV
Pfeiffer. Hans XCVl. 703. 715
Pieck, Vilheln. .XXXV. X.XXVIII. XLM. L. 

LXXXlVff.. L,XX.X\III. XCIIIff.. 58, 4891.. 
.528

Pielczuch 549
Pilsudski, Juzel 57. 290, 639 
„Pionier des Bolschewismus“ 198 
Pius XI. 111, 116. 288 
Pjatakow, Geurgi 691

Pjatnizki. Oss.p XXV. XXX. .XXXVI.. XLV. 
XCVIll. CI. CVII. 181. 1871.. 618. 716

Pokrowski, .Michail 23-t 
Pompili. Kardinal) 111 
Popow, .Xikolai N, LXXXII 
„Prawda“ 84. 91, 204 
„Pressedienst“ 39. 42. 74. 94. 6351.
Programmerklärung zur nationalen und so

zialen Befreiung des deutschen V olkes fh’rei- 
hellsprogranim, ,XVI. .XXVIf.. L.X. 2051., 217. 
241. 346. 352. .358. .366. .385. 499, 501, 533. 
598. 631

„Die Proletarische Freidenkerstimme“ 101

„Proletarische Schulpolitik“ 140 
„Proletarische Sozialpolitik“ LI 
„Proletarskaja Revoluzija“ 4331., 633
„Der Propagandist“ -X,X.X. XXXIV1.. XXXLX. 

XLIl.. CI. 99, 3321.. 363. 3711.. 705
Prügel LXXX
Putz, Emst 467, 691

Raddatz. Erich LX.XVIll 
Ramsin, Leonid K. 258 
Rau. Heinrich XCVI, CIL 281. 467 
Reese, .Maria 488
Reformismus s. SPD. Reforinisrnus
Rehberg 703. 715
„Das Reichsbanner“ 2911.
Reichsbanner (Schwarz-Rot-Gold) XLVIll. 

LXXX. 2111.. 262. 2911.. 392, 443. 4851.. 488, 
491. 494. 5071.. .529. .549. ,573f., .585. 611, 
6301.. 649. 652, 655-660. 6771.

- Rcichsbanner-.Vrbeiter 223. 497, 504, 527
- Reichsbannerführcr 307
- oppositionelle Gruppen im 491 
Reichsbauernbund (RBB) 4671., 614 
Reichsbund der Kriegsbeschädigten 34,3 
Reichsjugendtag s. KJV D. Reichsjugendtag 
Reichskontrolle s. KPD. Reichskontrolle 
Reichsktillurkonferenz s. IFA. Reichskonferenz 
Reichslandarbeiterbund 464 
Reichslandbund 186. 424 
Reichspäsidenlenwahlen s. Vahlen 
Reichssportfest 135. 142 ff.
Reichstag 290. 353. 554. 577
- Aufläsung 492. 496, 568
- Brand LIX. CXI, 671. 676
- Eräffnung LIl. 405, 417. 54.5. 55011. 
Rcichstagswahlen s. Wahlen
Reichsverband der Deutschen Industrie (RDI)

84. 339
Reichswehr ,X.\,XV
- Reichswehrprozeß (in Ulm) 306
Reimers, Vi ilhelrn 694. 6991., 7021., 706f., 715 
Reinhardt d. i. .Abusch. .Alexander
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KFBReinke

225f., 239f., 251. 256, 258, 261. 264f.. 280f.. 
287. 290, 292, 294. 296. 305. 308. 31(>-319, 
322. 325, 330, 335, 337, 339-343. 345 IT.. 363. 
367, 377 f., 382. 387. 390 f.. 398. 404f., 408. 
415f.. 433. 452. 473f.. 477. 4841'.. 487. 489f.. 
493. 500, 510, 512, 514. 524. 527, 534, 538, 
545. 547, 549f.. 552. 560, 564f., 570. 573. 
580-583. 597. 599f.. 602, 611, 621 f.. 627, 
632, 634 f.. 645. 650. 659-662. 685 ff.. 
694-697, 700. 707. 709f.. 714f.. 717

„Rote Fahne" (KPÖ) 42

Reinke, Ernst 277 
Remmele, Hellmuth LXXXV
Remmele, Hermann XVIll. XXV, XXVIIl, 

X.XXn . .XXXIXf., L, LXll, LXXXII-LXXXVl, 
LXXXVTll. XCIII. 45. 50, 55. 277. 346, 363,
543

Reparationen, Reparationsfrage XXVIl, 354, 
533. ::rn

Republikschutzgesetz 59. 84. 88. 121, 123, 
154f.. 339. 377 f.. 482

„Her Revolutionär" XVIll, XCVlll, 198

"'xt "l'S" SfÄTxSr S!
XLV. Llll, LMlf.. L.XXf.. L.XX\Tlf.. LX.XXlll, 
C. 49f.. 121. 1311'.. 137f.. 146-149. 162-165, 
170. 182. 191. 196. 203. 206ff.. 218-222, 
224 ff.. 230, 232. 240. 243-249. 251-255, 257, 
259. 263. 271. 274f.. 280f.. 285f., 292, 297, 
299. 301. 310ff.. 3l4f., 322f,. 325. 328. 3301'., 
341, 346. 349. 352, 357ff.. 363, 366f.. 375, 
,381. 386, 392. 395 f.. 399, 403. 406, 413 f., 
418. 420. 422. 424. 426. 428. 430. 432, 439. 
441. 444-447. 4511'.. 461-465, 468, 471. 475, 
485. 488. 490. 505. 512. 515, 527, 530, 533f., 
537-540. 547. 556 f.. 564-567. 574, 579, 584, 
586. 589. 595. 610. 6131'.. 619-623, 625. 627, 
668. 670. 678f.. 705, 709, s. a. Gewerkschaften

- Kongreß (1.. Nov./Dez. 1929) XX. 62, 68. 92, 
687.'689

— Reichsausschuß 168
- Reichskomitee GUI, 250
— Reichskonferenz 249, 254
— rote V'erbände s. Verbände, rote
- selbständige Gewerkschaften, Aufbau von XXV, 

245, 254 ff.
„Der revolutionäre Propagandist“ 427 
Riegg, Franz Paul 705 
Ritter, Emst CXV 
Rohm, Ernst 580
Rosenberg, Arthur LXIIlf., LXX, LXXII
Rosenfeld. Kurt 233, 355, 387. 406. 426. 438. 

652 f., 657
„Der Rote Aulbau“ 449. 710

„Hie Rote Front" 2

„Die rote Gewerksehaftsinternationale"
XXXIX. LXXI

Rote Gewerksehaftsinternationale 
(RGl, Profintem) XXXIX, 692

- IV. Kongreß (1928) 8. 22. 27. 133
- V.Kongreß (1930) XX. XXV. .XXIX, 127, 

133f. 145-149, 152. 166. 168. 203, 207f.. 
239. 24.31'.. 249. 255. 312. 42:*. 429. 5-t2. 610f

Rote Hilfe (Deutsehlands). (RH, RIID) X.X\ II, 
C. 1, 5. 13f, 131. 135. 141. 1.54-157. 166. 
168f.. 226. 260. 327, 336, 340. 3:'5. 389-392, 
395, 452, 468, 515, 574, 580, 610, 614, 668

- Kongreß .58 f
- Sammlung für 363
- Werbekampagne für 155, 168 
Rote Jungfront (RJ) 68, 136, 277
Rote Jungpioniere 140. 369. 371. 425. 447, 710 
Rote Eandtreffen 180 
„Die rote Offensive“ 198
Rote Sport-Internationale (RSI) 14.3. 344. 362.

.378
Rote Sportopposition 135, 144 
„Das Rote Spraehrohr“ 71, 371 f.
„Der Rote Stern" 71, 547
„Rote Sturinfahne“ LI, 538
Rote Verbände s. Verbände, rote
„Rote Wacht“ IX, XXXIX
„Der Rote Wähler“ 209. 518
Rote Wahlhelfer-Bewegung 443, 455, 460, 462
„Der Rote Zoller“ LII

Roter Frauen- und Mädchenbund (RFMB)
1.3 fl'.. ()8f. 9-’f.. 131. I.'l4f.

Roter F'rontkämpferbund (RFB) XCIV, 1, 2, 5,
10. .3X 1.5.5, 277, 501. 514

- Verbot des 37, 61, 68, 136, 377, 379, 503
- Gelöbnis 514

„Die Rote Einheitsfront“ 287. 342. 488. 542.
705

„Die Rote Fahne“ .XIX ff.. XXIII. XXV. 
XXVII-.XLII. XLV-XLVIIl. LI. LVIlIf, LXIII. 
LXXI. L.XXIII. L.X.X\IL LXXX. L.XXXIII. 
LXX.XVL L.X.XXVlIlf.. XCH'. Cf,, CVII. 
CXIIIL. CXVI. 1, 2, 7f.. 27. 37, 39-44. 50. 53. 
55-62. 67ff.. 71. 75, 80f.. 84, 86f.. 89, 92ff.. 
105f., llOff.. 115f.. 120. 122. 126f.. 135ff., 
140, 143, 149, 154, 159, 161. 165, 167. 180, 
182. 192ff., 196. 204f., 208, 214, 220, 223,
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Roter Massenselbstächutz Sowjetunion

Roter \lassenselbstsehutz, Schutz- und Wehr
organisationen 36f., 43, 49, 68, 278f., 443, 
446, 460, 462, 491, 501. 504, 509, 512, 515, 
5361'., 558, 566. 570, 574, 612, 623, 678

Roter Metallarbeiter-Verband (Berlin) s. Ein
heitsverband der .Metallarbeiter Berlins (EVMB)

„Roter Nordwest“ IL. ,XC\'lll 
„Rotes Gewerkschaflsbulletin“ 207 
Rück, Fritz 687. 696 
Rühle, Otto 688
Ruhrbeselzung 6271., 630, 634, 636. 641 
„Das Ruhrecho“ .XXXIX. 389, 532, 646
„Rundschau über Politik, Wirtschaft und Ar

beiterbewegung“ Ll.X. 676

Schubert, Hermann XClll, XCVII, CIV
Schulte, Fritz Llll, LXXXIV, LXXXVI, XCIIl, 

XCVll
Schulz 225 
Schwab, Sepp 700 
Schwab (Frau Schwab) 701 
Schwarzbach, Helmut CXV 
Seeckt, Hans von 7, 366 
Seiter, Gustav 696 
Selbmann, Fritz LXXXIV, XCVll 
Selbstkritik LXXXl, CV, 90 
Seldte, Franz XXXVIl. 194, 371 
Selge 697

Severing, Carl XX. XXXVIff., XLl, XLIIl, XLV, 
XLVIII, LVl, LXXl, 25, 57, 84. 88, 97, 113, 
117. 1.54. 2.38. 248. 2.54, 262. 2941., 314, 320, 
323. 330. 339. 344. 362, 371, 3-7-380, 38211., 
388. 407. 458. 463. 4701.. 487. 490. 532. 569,

Sandtner, Gustl IC 
Schacht, Hjalmar 84 
Schätzei, Georg 182 
Schatzkin, Lazar 237 
Scheffel, Rudolf 706
Schehr, John L, LXXXVI.. LXXXVIll. .XCIIIf., 

CVII. CX
Scheringer, Richard XXXV. 306, 332 
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